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Yorwort. 


(Nebit einigen Nacträgen über Vorkommniſſe im Zettelbanfweien u. ſ. m. ım 
Sommer 1873). 


Kurz nad) meiner Uebernahme der ftaatswirthichaftlihen Profeſſur 
an der Univerfität Freiburg erhielt ich zu Ende 1868 die Aufforderung 
des großherzoglich badiſchen Handelsminifteriums, ein Gutachten über Die 
Errichtung von Zettelbanten in Baden und über die dabei einzunehmende 
Stellung de3 Staat3 abzugeben. Es war hierbei die Berüdlichtigung einer 
Reihe principieller Gefihtspuncte gewünjcht worden, jo hinſichtlich der Be— 
dingungen der Bankfreiheit, ſowie der einzelnen Beſtimmungen eines etwai— 
gen allgemeinen Bankgejeged. In der Abforderung dieſes Gutachtens 
lag die urjprüngliche äußere Veranlaffung zu diefem Werke. Ich habe in 
demfelben die gejtellte Aufgabe aber in der umfafjenden Weije erweitert, 
welche fih in dem jegigen Titel de8 Werts: „Syſtem der Zettelbankpolitik, 
mit bejonderer Rückſicht auf das geltende Recht und auf deutjche Verhält- 
niſſe“ ausſpricht. 

Als ich dieſe Arbeit vor nunmehr bald 5 Jahren begann, war für 
dieſe Erweiterung zunächſt ſchon meine Auffaſſung des Verhältniſſes zwiſchen 
particularſtaatlicher und geſammtdeutſcher, d. h. einheitlicher Geſetzgebung 
des Zollvereins oder doch des damaligen Norddeutſchen Bundes, beſonders 
auf dolkswirthſchaftlichem Gebiete, maßgebend. Dieſe Auffaſſung ließ ſich 
in Baden ſchon damals offen und conſequent vertreten. Zur näheren Be— 
gründung meines Standpunctes verweiſe ich auf das Vorwort zur 1. Ab— 
theil., ©. II ff, auf ©. 7 ff. der 1. Ausgabe und auf ©. 1 ff. dieſer voll- 
ftändigen Ausgabe. 

Der eigentlich principielle Grund, eine ſolche jo genau eingehende und 
igftematifhe Darftellung und Kritit der deutjchen Zettelbanfgejeggebung im 
Vergleich mit der ausländijchen zu geben, lag jedoch in meiner allerdings 
erft allmälig gewonnenen wifjenjchaftlichen Weberzeugung, daß in der That 
der „Abfolutismus der Löſungen“ aud im Gebiete der practijchen 
Geld, Eredit: und Bankfragen unhaltbar jei. 

Zu diejer Anſicht der jogen. hiftoriihen Schule der Nationalökonomie 
bin ich ganz objectiv beim Specialftudium des Geld: und Bankweſens ver: 
ſchiedener Länder durch einen abmeichenden, aber im Princip doch demjenigen 
der hiſtoriſchen Schule nahe verwandten Gang der Arbeiten gelangt. Dieje 
Schule kommt zur Verwerfung des Abjolutismus der Löſungen in vielen 
ragen des practiichen Wirthſchaftslebens und der Volkswirthſchaftspolitik 
durd ein Zurüdgehen in der Zeit oder m. a. W. durch die Ver: 
gleihung verſchiebener Zeiten und Entwidlungsphajen ein 


und deſſelben Volks, jener wirthichaftlichen Bedürfniffe, Befriedigungs— 
mittel und Anftalten, feiner gejammten focialen, politiichen und Cultur— 
verhältnijie, die von gewichtigem Einflufje auf die wirthichaftliche Geſetzgebung 
find und jein müſſen. Ach hatte in dem Hauptgebiete meiner langjährigen 
Specialftudien, den Geld», Eredit:, Bank: und Finanzfragen, in Folge des 
mehrfachen Wechjels meiner amtlichen Stellung in jeltenem Maaße perjön- 
ih Gelegenheit und Anregung ähnliche Vergleihungen im Naume, 
bei gleichzeitig lebenden verjhiedenen Völkern anzuftellen. Hier: 
bei bin ich zu demjelben Ergebniß wie die hiſtoriſche Schule gelangt, daß 
nämlich unter dem mitwirfenden Einfluß der geſammten Lebensverhältnijie 
eined Volks in dem und dem Staate, in der und der Zeit auch die Streit: 
fragen über „Banffreiheit“, „Gonceffionsween“ ‚ „Privileg“, „Monopol“, 
„Gentralifation” und „Decentralifation” des Bankweſens und jpeciell der 
Notenausgabe u. ſ. mw. u. ſ. w., feine abjolute, jondern nur eine rela- 
tiv vihtige, eine bedingte Enti heidung erlauben, Am weiteren Ber: 
laufe meiner Studien habe ich mich auch immer mehr davon übetzeugt, daß 
faſt ausnahmslos alle Gründe für und wider die eine oder andere Ent— 
ſcheidung in ſolchen Fragen nur einen relativen Werth beanſpruchen 
fönnen. So vermag man 3. B. auch bei genauerer unbefangener Unter: 
juhung beinahe immer einem Vorzug eine Bankſyſtems einen Nachteil 
und wiederum etwa einen Vorzug des entgegengejegten Syſtems gegenüber 
zu jtellen. U. a. verhält es jich jo mit der Monopolijirung und Gentra: 
lifation einer= und der Decentralijation des Notenwejens andererjeits (©. 13, 
621— 635). 

Deshalb ift es gleichwohl möglih, im concreten Falle eine be: 
ftimmte Entiheidung zu treffen, alfo den Vorwurf unpractifcher, ſchwan— 
Fender Prineiplofigkeit zu vermeiden, welcher den Gegnern des Abjolutismus 
der Löſungen und den Anhängern der biltoriihen Schule der National: 
öfonomie gerade in ragen der Volkswirthſchaftspolitik öfters mit mehr 
oder weniger Recht und gelegentlich in der That mit vollem Recht gemacht 
wird. Denn im concreten Falle liegen die Verhältniſſe gewöhnlich fo, 
dar für die und die bejtimmte Entjcheidung die Gründe doch überwiegen, 
namentlich unter Mitberücjichtigung der gefammten Lebensverhältnifje eines 
Volks. Ich gelange jo auch hinſichtlich der gegenwärtigen Frage der Zettel: 
banfreform im Deutichen Reiche zu einem bejtimmten Vorſchlage, nämlich 
zur Beibehaltung des jogen. gemifhten Syitem3 unter Er: 
hbebung der Preußiſchen Bank zur NReihsbanf und mitteljt 
rationeller Ausbildung diejes Syjtems (S. 635—670, vgl. mit 
433—463). Ebenſo befürmworte ih in dem wichtigjten Buncte, welcher 
die Gejchäftsführung der Zettelbanfen betrifft, durchaus die Beibeha (tung 
und conjequente Durdführung der jogen. bankmäßigen Noten: 
deckung. 

Aber für die allgemeine Bank: und ſpeciell Zettelbankpolitik ſuche 
ih zu zeigen, daß eine einzige Enticheidung für das eine oder andere 
Spitem nicht richtig, auch durch wiſſenſchaftliche Analyſe und Erfahrung 
nicht geboten iſt. Auch für die concrete Politik eined Landes und einer 
Zeit iſt dieſe Auffaſſung immerhin von Bedeutung. Sie wird es verhüten, 
daß man die Gründe, welche im concreten Falle die Wahl dieſes oder jenes 
Syitems oder Princips räthlich machen, in ihrem Gewicht überſchätze; daß 
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mit doetrinärer Einſeitigkeit an einem, wenn auch vielleicht paſſenden Vor— 
ſchlage feſtgehalten werde, als ob der dadurch vorgezeichnete Weg der allein 
richtige ſei. Jene Auffaſſung wird namentlich auch dahin führen, den Werth 
der Anknüpfung von Reformen an das einmal geſchichtlich 
Gewordene, Eingebürgerte, Beſtehende ſtatt der radicalen Umge— 
ſtaltung, wie von einer tabula rasa aus, auf dieſem wie auf anderen 
Gebieten der Wirthſchafts- und der allgemeinen Staatspolitik, auch in jedem 
conereten Falle erkennen zu laſſen. Von dieſem Geſichtspuncte bin ich na— 
mentlich in denjenigen Abſchnitten dieſes Werks ausgegangen, welche die 
Fragen der Bankreform, beſonders der deutſchen, ſpeciell zum Gegenſtand 
haben (jo bei. S. 433ft., 635 ff.) 

An der allgemeinen Bankpolitif ift es demgemäß mein Beftreben 
geweſen, die relative Berechtigung verjchiedener Syſteme unter verjchie- 
denen Umſtänden und damit zugleih die nur relative Vermerflichkeit ver- 
ichiedener Standpuncte der Bankgeſetzgebung darzuthun. 

Daher habe ich auch die Juläjfigfeit, ja mitunter die Noth- 
wendigfeit von Gompromijjen zwijchen den Forderungen der 
Theorie und den gegebenen Verhältniſſen anerkannt (Neue Ausg., 
S. 19Aff.) Für jedes Bankſyſtem, insbejondere für das der Banffreiheit, 
die nur felbjtverjtändlich Keine abjolute iſt (©. 15A.), für das gemijchte 
und das Monopolſyſtem müfjen dann bloß die jpeciellen Bedingungen 
und geſetzlichen Gautelen näher bezeichnet werden, wie dies in dem 
Werke, zum Theil nur reſumirend bejonders im Schlußfapitel (©. 578 bis 
670), geichehen ift. Werden diefe Cautelen erfüllt, jo läßt ſich auch das 
Syſtem der Zettelbanffreiheit in einem geordneten Lande wie Deutjch- 
land und vollends das gemiſchte Syftem, wo neben einer privilegirten 
Gentralbant größere und Fleinere andere Zettelbanken bejtehen, vollfommen 
aufrecht erhalten. Die gegenjeitige Annahme der Noten bei den Banken, 
ein Syſtem des regelmäßigen Notenaustaufchs zwiichen ihnen, die Einlöjung 
aller Noten an Hauptplägen, auch wenn die Banken an Kleinen Orten 
domiciliren und nicht Filialen an den großen Pläßen haben, dag Verbot ' 
fleiner Noten unter einem gemijjen Minimum, dieje gejetlich zu janctio- 
nirenden Grundjäße neben weitgehender, ebenfalls gejeglich zu garantiren- 
der Deffentlichkeit find volllommen ausreichende Gautelen gegen jede wirk— 
lie und gegen die zahlreichen vermeintlichen Gefahren, welche auch heute 
noch der Banffreiheit oder der gänzlichen oder theilweilen Decentralijation 
der Notenausgabe nachgeſagt werden. 

Es find zugleih Gautelen, welche nicht auf mechanisch wirkende Ber: 
bote hinauslaufen, wie 3. B. dasjenige, feine metalliih ungedeeften Noten 
oder eine bloß ziffermäßig firirte Summe folcher Noten auszugeben. Solche 
Berbote verhüten zwar, obwohl auch nicht unbedingt, einige Gefahren, aber 
um den Preis der Verhinderung jedweder wohlthätigen Entwiclung des 
Zettelbanfwejens und damit eines nothwendigen Glieds der moder: 
nen Creditwirthſchaft überhaupt (Val. S.600, Anm. 102, ©. 609, 735). 

Anderjeit3 hat eine große Centralbank gewiſſe Vorzüge, die bei der 
in jeder Beziehung vortrefflich bewährten Preußiſchen Bank nod mehr fait 
als jelbjt bei der Englijchen und Franzöfiihen Bank hervorgetreten find. 
Es märe frivol, aus doctrinärer Boreingenommenheit gegen die Gentralis 
jation oder gar aus reinem VBorurtheil gegen jedes Zettelbanfwejen — d. h. 
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gegen metallifh nicht immer voll gedeckte Noten, denn gejeglih metalliſch 
voll gededte Noten jind eben feine Banknoten mehr, —— Depoſiten⸗ 
ſcheine, — in der Weiſe einiger neuerer deutſcher Schriftſteller in der Bank— 
frage, ein ſo eminentes —8 wie die Preußiſche Bank beſeitigen oder 
auch nur durch „Contingentirungsvorſchriften“ nach Analogie der ſo ſchlecht 
bewährten Peel'ſchen Acte in feiner Wirkſamkeit lähmen zu wollen, und 
zwar gerade in einer Zeit, wo die Gentralbant ihre jpecifiihen Vorzüge 
zeigen kann, in großen politifchen, mercantilen, in Ereditfrijen. Die 
politiiche Gefammtlage Deutſchlands und der Character des Deutſchen Reichs 
läßt ohnehin die Beibehaltung des gemijchten Syſtems als das Räthlichſte 
erfcheinen. Es gilt dann nur, in diefem Syften der Preußiſchen Bank als 
Reichsbank die richtige Stellung und Organifation zu geben und die ans 
deren Banken mit ihr und unter ji durd) das Syitem des Notenaustauſchs 
u. ſ. w. in eine organijche Verbindung zu bringen. Dann werden alle 
Banken gejunde Organe unjerer Ereditwirthichaft. Die Vorzüge der Een: 
tralifation und Decentralijation werden möglichjt gleichzeitig erreicht, unter 
mögliditem Ausſchluß der Nachtheile beider Syſteme. 

Es iſt nicht die Aufgabe einer Vorrede, näher auszuführen, daß der 
Standpunet, welcher in diejem Werke jonad) vertreten wird, ein wiſſen— 
ihaftlid und practiich berechtigter ift. Dafür muß der Anhalt diefer Schrift 
den Beweis jelbjt liefern. Die eine Bemerkung darf aber bier wohl Platz 
finden, daß Vergleihungen im Raume, wo die verjchiedenen Wirthſchafts— 
zuftände gleichzeitig lebender Völker das Unterfuhungsobject bilden, diejelbe 
wifjenjchaftliche Tragweite haben, wie Vergleihungen der zeitlich auf einan- 
der folgenden Zuftände dejjelben Volks. Ja, VBergleihungen der erjten Art 
befigen leicht, zumal für practifche Fragen, noch mehr Werth, weil die 
einwirkenden Factoren ficherer zu überjehen und die Stärke ihres Einflujjes 
eher zu mejjen find. Jene Vergleihungen gejtatten namentlich aus äußeren 
Gründen, weil die erforderlichen ziffermäßigen Beobachtungen vorliegen, 
auch die Anwendung des relativ vollfommeneren Inductionsverfahrens, des 
jtatiftifchen, jtatt des relativ unvolltommeneren, die Iſolirung der Urſachen 
nicht jo jichernden, anderen Inductionsverfahrens, des hiſtoriſchen. Die 
GEontrole und Prüfung, die Verification und Berichtigung der deductiv ge— 
mwonnenen Süße mit Hilfe der ftatiftiichen Methode ijt regelmäßig zuver- 
läjfiger als mit Hilfe der hiſtoriſchen Methode zu bewerkitelligen. Beide 
Anductionsmethoden haben ſich freilich zu ergänzen, zumal jie an jehr 
wejentlichen gemeinfamen Mängeln leiden und beide, wenigjtend im gegen: 
wärtigen Stadium der Wiſſenſchaft und mit den jetigen Hilfsmitteln der 
leßteren, doc vornemlicdh nur zur Ergänzung, Controle und Correctur der 
Ergebnifje des deductiven Hauptverfahrens dienen können, vollends in der 
theoretiichen, aber in erheblidem Maaße auch in der practiichen National- 
dfonomie. Der Deduction wird in der Nationalökonomie immer ein großer 
und völlig berechtigter Spielraum bleiben, eine Anficht, von der ich durch 
eine übertreibende Werthlegung auf die Induction Seitens mander jüngerer 
deutjcher Nationalölonomen nicht zurückkomme, um jo weniger, jo lange 
zwar jehr viel von dem Werth der Anduction und dem Unwerth der De- 
duction geredet, aber doch ganz überwiegend deducirt umd nicht inducirt 
wird und die großentheild deductiv gewonnenen Sätze der theoretiichen 
Nationalöfonomie in der Beweisführung feitgehalten werden müſſen und 


— xv — 


weit mehr, als man zugeben will, feſtgehalten werden können. Ich glaube 
auch heute noch, die Sätze Wort für Wort aufrecht halten zu dürfen, in 
denen ich meine Anſicht über dieſe methodologiſchen Fragen der Disciplin 
in meiner Abhandl. Statiſtik im Staatswörterbuch X 465 —467 kurz 
zufammengefaht habe. Aehnlid Rümelin, über den Begriff eines jocia- 
len Geſetzes, Tüb. Ztſchr, XXIV (1868), 137 ff. 

Der dem Abjolutismus der Löſungen abholde Standpumet iſt es auch, 
welcher den Gang der ſyſtematiſchen Darjtellung in diefem Werke veranlaft 
bat. Diejer Gang weicht von dem gewöhnlichen mejentlich ab und wird 
anfänglich vielleicht anfehtbar oder ſelbſt unlogiſch erjcheinen. Er ijt in- 
defien ein volllommen richtiger, ja nothwendiger, wie ich dies in der Ein- 
leitung des Haupttheild (Neue Ausg., ©. 31ff.) kurz nachzuweiſen juchte 
(vgl. auch d. Vorw. 3. 1. Abtheil,, ©. VIff.) 

Character und Tendenz des Werks ergeben ſich im Uebrigen aus dem 
Titel und dem Inhalt klar: Ich habe ganz vornemlih die Stellung des 
Staats zum Zettelbankweſen, im Allgemeinen und im Einzelnen, erörtern 
und daher für die practijhen Zwede der Gejeßgebung (de lege 
ferenda) arbeiten wollen. Die Zettelbankpolitif wird bier als ein wich— 
tiger Theil der Volkswirthſchaftspolitik, das Zettelbankweſen als ein Gegen- 
ſtand der wirthſchaftlichen Verwaltung behandelt. Nur ſoweit es durch 
dieſen mehr practiſchen Zweck geboten war, iſt auf die theoretiſchen Prin— 
cipienfragen des Geld-, Credit- und Bankweſens eingegangen worden. Die 
Theorie des letteren wird vielmehr im Allgemeinen als befannt voraus: 
gejegt. Dadurd ergibt jih auch das Verhältniß dieſes Werks zu meinen 
früheren Arbeiten auf diefem Gebiete, welche einen vorwiegend theore- 
tiihen Character haben, wie meine „Beiträge”, die „Geld- und Credit— 
theorie der Peel'ſchen Acte”, die Artikel „Papiergeld“ und „Zettelbank: 
weſen“ im Staatsmwörterbud, „zur Geſchichte und Kritik der öfterreichijchen 
Bancozettelperiode” in d. Tüb. Ztſchr.,, die Credit: und Banfartifel in 
Rentzſch' Handwörterbud u. a. m, — oder welche practiſch-legis— 
lative ragen für einzelne Länder behandelten, wie bejonderg meine 
Schriften über die Dejterreichifche und die Ruffiiche Papiervaluta. In dem 
vorliegenden Werke ift zur Gewinnung allgemeinerer Ergebnijje die ver- 
gleihende Methode in großem Umfange angewandt worden. Es jind 
hierbei aber jelbjtverjtändlich vornemlicd meine eigenen Specialjtudien über 
das Geld-, Eredit- und Banfwejen für die gejtellte Aufgabe als Worarbei- 
ten vermwerthet und aus dieſem Grunde bei den einzelnen Materien Die 
eigenen früheren Arbeiten häufig citirt worden. Die VBergleihung des 
deutſchen Bankweſens erfolgt daher bejonder8 mit dem englifchen, ichottischen, 
nordamericanijchen, franzöjiichen, ah und ruſſiſchen, auf das ich 
jene Arbeiten beziehen, nur gelegentlid) mit demjenigen anderer Länder. 
So beruht das jegige Werk, wie ich wohl jagen darf, auf langjährigen, 
umfajjenden und jehr jpeciell eingehenden Vorarbeiten, welche ich ſchon in 
meiner Studentenzeit vor 17 Jahren begonnen und jeitdem jelten ganz 
unterbrochen habe, um ihnen, joweit e8 mir zu erreichen möglich war, jetzt 
den Abſchluß zu geben. Daß ih nicht nur die ausländijchen Verhältniſſe, 
auf die jich meine früheren Arbeiten vorwiegend bezogen, jondern aud die 
heimiſchen deutjchen gründlich jtudirt habe, wird hoffentlich aus der jetigen 
Schrift zu erjehen fein. In einigen Partien derjelben glaube ich aber auch 
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durch neue Unterjuhungen die Theorie des Geld: und Bankweſens ge- 
fördert zu haben, bejonders in den Erörterungen über die Annahme der 
Noten, die Einlöjung, die Stüdelung, in dem Abjchnitt über die Dis- 
contopolitif, über Gentralijation und Decentralijation der Notenausgabe, 
über die Bedeutung des Filialwejens u. a. m. 

Die gejtellte Aufgabe des Werks brachte es ferner mit fich, vielfach 
jehr jpeciell in dad Detail der Tehnif des Bankbetriebs, bejonders 
in dem Abjchnitt von der Gejhäftsführung (Mechjeldiscontirung, Lom— 
bardirung u. ſ. m., Übrige Active und Paſſivgeſchäfte u. j. m.) einzugehen, 
um im Gingelnen die etwaige Einflußnahme des Staats feftzuftellen. Hier: ' 
durch hat fi das Buch zugleich zu einem Handbud de3 Zettelbanf- 
weſens und 3. Th. des Bankweſens überhaupt erweitert. 

Außerdem mußten unvermeidlich allgemeine Kragen des Actienge: 
ſellſchaftsrechts mehrfah berührt merden, weil die Zettelbanfen ge: 
wöhnlich in der Form der Actiengejellihaft errichtet werden. Ach vermeife 
namentlich auf die Abjchnitte von der Organijation der Verwaltung (Bank: 
behörden) (S. 475—518), von der Errihtung der Banken (©. 578 ff.), 
auf die Frage von Ankauf eigener Actien (S. 440ff.), die ji bei Banken 
eigenthümlich geftaltet. Bei der vielleicht bevorjtehenden Reform unjeres 
Actiengejellichaftsreht3 würden 'die Verhältniffe der Aetienbanken mohl 
mehrfach bejonder8 in's Auge zu faſſen fein. Die Schriften von Auer: 
bad, Keyßner und die Gutachten von Wiener, Goldijhmidt, Beh: 
rend über die Reform des Actiengejellichaftsreht3 zur Beantwortung der 
von mir formulirten Fragen der Eiſenacher Verſammlung Eonnten indejjen 
hier von mir nicht mehr berücjichtigt werden, da der Druck der betreffen- 
den Partien des Werks, als jene Schriften erjchienen, ſchon beendet mar. 


Einige befondere Bemerkungen muß ich mir noch über die formelle 
Seite umd die Art und Seit des Erſcheinens dieſer Schrift erlauben. 
Die 1. Abtheilung, ©. 1—3%, ift bereit8 im Jahre 1869 verfaßt worden 
und im November 1869 erſchienen, die 2. Abtheilung, S. 321—474, im 
Jahre 1870, bez. im November 1870, während die Schlukabtheilung von 
©. 475 an ſomit fat 3, bez. 4 Jahre fpäter erjcheint. An diefer Ber: 
zögerung, für die ich die Abnehmer der früheren Abtheilungen, ebenjo mie 
meinen verehrten Herrn Berleger um Entſchuldigung bitten muß, waren 
perjönliche und jachliche Gründe gleihmäßig ſchuld. Noch vor dem Kriege 
erhielt ich die Berufung an die Berliner Univerjität, nachdem ich mich kurz 
vorher verpflichtet hatte, die Herausgabe oder Neubearbeitung von Rau's 
Finanzwiſſenſchaft zu übernehmen. Die Störung durch den Krieg, der 
neue und große Anſprüche an meine Arbeitskraft jtellende Wirkungskreis 
in Berlin, die Beichäftigung mit dem 1. Bande der Finanzwiſſenſchaft, die 
Abziehung durd andere Arbeitsjtoffe (jociale Frage u. j. m.) madten es 
mir längere Zeit unmöglid, mid dem Abſchluß des durch die befolgte 
Methode der Vergleihung jehr zeitraubenden Bantwerf3 zu widmen. Der 
Krieg ſelbſt und feine wirthichaftlichen und politiichen Folgen bedingten 
andererjeit3 auch im ſachlichen Intereſſe einen Aufſchub der Arbeit, um 
erjt einigermaßen ficher überjchen zu Können, wie ſich die Bedingungen der 
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Bankreform in Deutſchland geſtalteten. Durch die Gründung des Deutſchen 
Reichs, den Uebergang zur Goldwährung und zum Markfuße ſind dieſe 
Bedingungen andere geworden als zur Zeit, wo ich die beiden erſten Ab— 
theilungen ſchrieb. Doc ſind durch die Ereigniſſe nur einige Erörterungen 
in der Einleitung der 1. Abtheilung veraltet. Im Uebrigen konnte ohne 
Mühe durch Nachträge eine Berichtigung und Fortführung des Werks 
bis auf die Gegenwart erfolgen, wo dies, faſt nur in einzelnen Kleinig— 
keiten, durch die Ereigniſſe geboten war. Ich habe daher in der jetzigen 
Geſammtausgabe, die gleichzeitig mit der Schlußabtheilung erſcheint, die 
frühere Einleitung, insbeſondere die ©, 1—34, beſeitigt und voll: 
ftändig erneuert, Died machte eine Erweiterung auf 54 ©. nothwendig, 
welche zu einer theilmeijen Doppelpaginirung zwang (nunmehr ©. 1A bi8 
20 A und dann folgend ©. 1—34). Durh Nadträge (S. 671—695) 
zum Terte ©. 35—474 ijt das Bud) durchaus auf dem Laufenden gehalten 
und im Drucdfehlerverzeihniß ©. XXVII. find einige Eleinere Berich— 
tigungen, melde dur die Erneuerung der Einleitung nöthig wurden, 
3. B. in einigen Eitaten, geliefert. Mehrfah iſt im Texte ferner für 
„NRorddeutiher Bund“ jegt „Deutſches Reich“ zu jubjtituiren, wo— 
dur fih aber jahlich nidhts Ändert. Dies gilt insbejondere auch von 
der Staatöpapiergeldfrage, deren Behandlung auch jet noch in der 
auf S. 193 ff., 210ff. angegebenen Weiſe erfolgen kann; vgl. darüber den 
Nachtrag N. 67, 5.685 ff. und die Bemerkung unten im Vorwort S. XXVI. 

In der ren bejonders in dem Abjchnitt von der Dis: 
contopolitit (S. 518—568) und im Statiftiihen Anhang (bei. bei der 
Preuß. und Franzöf. Bank) habe ich endlich die großartigen und lehrreichen 
neuejten Erfahrungen im Gebiete des Geld», Eredit- und Bankweſens mög: 
lichft mit vermwerthet, wodurch dad Buch zwar bedeutend umfangreicher wurde, 
aber gewiß gewonnen hat. 

Ich Hoffe jo die Einheitlichteit des Werks hergeftellt zu haben, von 
fleineren, nicht zu bejeitigenden, formellen Mängeln, die durch die ver: 
ſchiedene Zeit des Erjcheinend bedingt waren, abgejehen und troß ber in 
zwijchen eingetretenen politiſchen Ereigniſſe. Der Plan der ganzen Schrift 
war aud von Anfang an bis in's Einzelne feftgejtellt und hat nur mit 
Rückſicht auf das damalige Erſcheinen des 2. Heft in dem Abjchn. über 
das Kapital (S. 433 ff., 447 ff.) eine Abänderung erfahren, welche Wieder: 
bolungen im Schlußfapitel nicht ganz vermeiden lieh. 

Ein möglichſt genaues leiter wird in Berbindung mit 
der jpeciellen Inhaltsanalyje (©. 744— 762) die practiide Brauch— 
barkeit des Werks befonders als Nachſchlagebuch erhöhen. Dadurd) gelingt 
es mir vielleicht, Vorwürfe aud) wohlwollender Kritiker über die „Schwerfällig— 
feit” mancher meiner eigentlichen Fachſchriften wenigftend etwas zu entkräften. 

Zum bejonderen Vergnügen gereicht es, mir endlich noch, meinem ebenfo 
langmüthigen als generöfen Verleger, Herrn Fr. Wagner in Freiburg, meinen 
verbindlichiten Dank auszusprechen. Er hat die lange Verzögerung des Ab: 
ſchluſſes und die bedeutende Ermeiterung des Buch Über den urjprünglich in 
Ausſicht genommenen Umfang mit der größten Liebenswürdigkeit ertragen und 
mir die gejchäftliche Beziehung mit ihm zu einer ſehr angenehmen gemadit. 


Wagner, Zettelbanfen. 11 
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Während des Drucks der letzten Bogen des Werks im Sommer d. J. 
ſind einige neue Ereigniſſe eingetreten, welche für den Gegenſtand dieſer 
Schrift von großem Intereſſe ſind. Es war zu ſpät, ſie an den betreffen— 
den Stellen ſelbſt noch zu berückſichtigen. Ich möchte mir aber erlauben, 
an dieſer Stelle das Bezügliche noch nachzutragen, um das Buch wenigſtens 
zur Zeit ſeines Erſcheinens ſo vollſtändig als möglich zu machen. 

1. In England iſt in dieſem Sommer von Neuem die Frage einer 
Modification der Peel'ſchen Acte, ſoweit ſie die Bank von Eng— 
land betrifft, ernſtlich erörtert worden. Die Mißſtände, welche ſich in 
den letzten Jahren, beſonders in Folge der Störungen des engliſchen Geld— 
markts durch die franzöſiſchen Contributionszahlungen an Deutſchland und 
die Goldbezüge des letzteren aus London, wiederum in Betreff der Wirk— 
ſamkeit der Contingentirungsbeſtimmungen des genannten Geſetzes gezeigt 
hatten, haben die Unhaltbarkeit des beſtehenden Zuſtands abermals ſehr 
fühlbar gemacht. Namentlich wurde die ſchon öfters aufgetauchte, aber 
unerledigt gebliebene Frage wieder erörtert, ob nicht wenigſtens unter Feſt— 
haltung der Principien des Geſetzes in letzteres eine Suspenſionsclhauſel 
aufgenommen werden könnte. Danach hätte dann das Miniſterium wenigſtens 
geſetzlichen Boden unter ſich, wenn es in Kriſen die Ueberſchreitung der 
Ziffer der metalliſch ungedeckten Noten erlauben würde. Dies iſt bekannt— 
lich 1847, 1857 und 1866 nothwendig geworden (Herr Tellkampf in 
jeiner unten erwähnten Rede im Reichstage verjchweigt dies wie Anderes), 
worauf das Minijterium um Indemnität einfommen mußte ©. ©. 18, 
19 im Text. Im Allgemeinen jcheint die Zweckmäßigkeit einer ſolchen ge= 
jeglihen Suspenfionsclaufel auch jett in England anerkannt zu werden, 
ſo 3. B. in dem jehr verftändigen Artifel de Economift in d. Nr. vom 
21. Juni 1873. Hier wird, durdaus übereinjtimmend mit der im Texte 
aufgejtellten Theorie von der „Lücke“ im Creditſyſteme (S. z. B. ©. 7), melde 
bei Paniks durch die geringere Wirkfamkeit des Checkweſens, des Clearing 
Houſes u. j. w. entjtehe, die Möglichkeit auf dag primäre Ereditumlaufg: 
mittel, die Banknoten, im ftärferen Maaße zurüdgreifen zu können, als 
mwünjchenswerth und nothmwendig bezeichnet. 

Bon demjelben Gefichtspuncte ausgehend hat der Schatfanzler Lowe 
im Juni d. X. eine Bill in's Parlament gebracht, welche eine ſolche Sus— 
penfionsclaufel in die Peel'ſche Acte einfügen, aber zugleih jhon im 
Gejege genau die Bedingungen bezeihnen wollte, unter denen 
durd) Verordnung des Ninitterinms eine zeitweilige Weberfchreitung der 
feften Summe metallifh ungededter Noten (jet IHM. Pf. St.) auf Re— 
gierungsficherheiten als Dedung hin allein folle erfolgen dürfen. Diefer 
Bedingungen waren drei: eine Minimalrate des Disconts von 12%, 
(gegen 10%, bei den legten Krifen!), ein günftiger Stand der frem- 
den Wechſelcurſe und das nachweisbare Vorhandenjein des Umſtands, 
daß ein bedeutender Theil der vorhandenen Eirculation von 
Bank: von England» und anderen Banknoten für die gewöhnlichen Zwecke 
in Folge eines inneren Paniks unwirkſam ſei. Der Gewinn 
aus der etwaigen Ueberemifjion der Noten follte, mit Abzug von 2%, für bie 
Banf als Entſchädigung derjelben für Rifico und Koften, dem Staate zufallen. 

Gegen diefe Bedingungen jcheint fih nun eine jehr allgemeine Oppo— 
fition erhoben zu haben, die denn auch das Zuftandefommen der Bill muth- 
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maklich Hindern wird. Und mit Recht! Denn, wie namentlich; der Eco— 
nomift in dem erwähnten Artikel gut ausführt, find dieje Bedingungen 
Ihädlicher als der beftehende Zuftand, da fie der Regierung vollends un- 
zweckmäßig die Hände binden. Abgeſehen von der mitunter wenigſtens 
übertriebenen Forderung eines? Minimalſatzes von 12%, ift e8 bedenklich, 
die Suspenfion der Acte unbedingt an da3 Erforderniß eines günftigen 
Stands der fremden Wechſelcurſe zu knüpfen. - Denn ein innerer Panit 
kann auch bei einem ungünftigen Stand der fremden Wechfelcurfe, wie im 
Mai 1866 beim Sturz von Overend, eintreten und eine Vermehrung der 
Notenemiffion dann doch ungefährlid fein, wenn fie behutjam erfolgt. 
Gerade im jchlimmften Kalle, wenn ein heimijcher Panik zeitlich mit einem 
ungünftigen Stand der Wechjelcurfe zujammenfalle, würden aljo jene 
Clauſeln die Suspenfionsclaujel illuforiih machen, das Uebel größer ala 
zuvor werden. Diefe Bedingungen find in der That unhaltbar. Die falfchen 
Lehrſätze der Eurrencydoctrin vom unbedingten Zuſammenhange zwiſchen 
Notenaudgabe und Stand der Wechſelcurſe und von der entjcheidenden 
Bedeutung der Notenmenge („Duantitätstheorie”) Klingen’ darin noch nad). 

Aber falſch ift die Anficht, ald ob die Lowe'ſche Bill nur wegen des 
Inhalts diefer Bedingungen zu verwerfen wäre, Der Fehler Liegt tiefer 
und hängt mit den Principien der Peel'ſchen Acte zufammen. Auch andere 
gejeslihe Bedingungen der Suspenfion würden nicht genügen. Denn die 
Borausjegungen, unter denen die Suspenſion geſchehen joll, laſſen ſich nicht 
in genügender Weije im Voraus feftftellen. In der Mbficht, dies zu thum, 
it derjelbe Fehler wie in der Peel'ſchen Acte enthalten: Die faljche dee, 
als ließen fich diefe Dinge jo beftimmt mechaniſch reguliren, während nad) 
Lord Aſhburton's wahrem Worte der von Fall zu Fall urtheilende menſch— 
lihe Berftand nit durch einen ſolchen Mechanismus erfeßt werden kann. Ich 
bin daher überzeugt, daß jeder andere Verſuch, genaue gejegliche Bedingungen 
der Suspenfion zu formuliren, ebenjo gut wie der Rome’jche jcheitern wird. 
Das Richtige ift, wie bei der Franzöſiſchen und Preußiſchen Bank Freiheit von 
ganz willkürlichen Gontingentirungzziffern. Soll aber die Peel'ſche Acte für 
die Englijche Bank beftehen bleiben, jo muß eine gejetliche Suspenfiongclaufel 
für dad Minifterium ohne meitere gejetliche Bedingungen gewährt werden. 

Das Scheitern der Lowe'ſchen Bill Den wohl bei uns jchon als 
ein neue Argument für die Acte von 1844, alſo aud für die Contin- 
gentirungötheje benügen mollen. Offenbar durchaus mit Unredt. Denn 
die Lowe'ſche Bill wird nicht wegen des Vorzugs der Peel'ſchen Acte ver: 
mworfen, jondern wegen ihrer eigenen Mängel. Die Reformbedürftigkeit 
jener Acte wird gerade immer allgemeiner zugejtanden. 

Das, Auszügen nad, werthuolle Werft von W. Bagehot, Lom- 
bard Street, a description of the money market, Lond. 1873, babe 
ih nicht mehr benugen können. Es weiſt u. A. (ſ. Econ. v. 6. Juni 1873) 
nah, daß gegenwärtig (bejonders unter dem Einfluſſe der deutſchen Gold: 
bezüge) eine feſte Proportion zwiſchen den Berbindlichkeiten der Bank von 
England und dem zu haltenden Baarvorrath nicht mehr angegeben werden 
farın. Aus dem Banfausmweis in feiner gegenwärtigen, wenig jpecialifiren- 
den Form jei nichts Sicheres über die Lage der Bank zu entnehmen. Der 
Verf. räth, ähnlich wie Be ihon Tooke, zum Bereithalten einer regel- 
mäßig größeren Baarrejerve. Bei 14—15 Mill. Pf. St. folle die Bant 
u* 


zu reagiven und den Discont zu erhöhen beginnen, 11—11.5 Mill. folle 
regelmäßig mindeftend gehalten werben. 10 Mill. müßten etwa das „Be: 
fürdtung3minimum” bilden. Jedenfalls alles Verſuche, von den roh mecha— 
niſchen Vorjehriften der Peel'ſchen Acte loszukommen. Wichtig find auch 
die 3. Th. im Statift. Anh. ©. 730 benugten ſtatiſt iſchen Unterfuhungen 
PBalgrave’3 über britiihe Banken, Wechſelcirculation u. ſ. m. 

2. In Franfreid ift am 2. Juni 1873 ein neuer Vertrag zwiſchen 
der Bank uud der Finanzverwaltung gejchlofjen worden, nach welchem erftere 
dem Staate weitere 200 Mill. Fr., wovon 150 Mill. Fr. in Gold und 
50 Mill. Fr. nah Wahl der Regierung in Gold oder Noten, borgt. Zweck 
ift die Erleichterung der legten Reftzahlungen Franfreih3 an Deutſchland. 
Die mit 1%,, wie jetzt die frühere Schuld auch, verzindliche neue Schuld 
joll in 5 Raten aus den Ginzahlungen auf dag Tette Anlehen vom Der. 
1873 bis Apr. 1874 zurückgezahlt werden. In der heutigen Lage Frank: 
reichs und bei doch einmal juspendirter Baarzahlung und Zwangscurs ift 
gegen dieſen Vertrag nicht viel einzuwenden. Ein Vorſchuß in Gold, das 
augenblicklich doch müßig in der Bank liegt, hat ſogar weniger Bedenken 
als ein folder in Noten und wird cher günftig als ungünftig auf das 
Metallagio und die Wechjelcurje wirken. An franzöfiihen und englifchen 
Blättern iſt wohl die Befürchtung geäußert worden, daß die Verminderung 
der Metalldedung der Noten den Credit der letzteren ungünftig beeinflufien 
fönne. Man bat jich dann beeilt, nachzuweiſen, daß in den letten Jahren 
zeitweife eine noch geringere Baardeckung vorhanden war (nad Procenten 
berechnet) als jet nad) dem neuen Darlehen, ohne ungünftige Wirkung. 
Es ijt aber leicht einzujehen und wird durd die Erfahrungen anderer Bapier: 
währungsländer bejtätigt, daß bei eingeftellter Baarzahlung die Höhe der 
Metalldefung auf das Agio faft immer ohne jeden Einfluß ift. 

‚Die Kriegsſchuld der Stadt Paris bei der Bank ift Ende Juni d. J. 
ganz abbezahlt worden. Die Bank hat aber etwas ſtädtiſche Obligationen 
erworben. Anf. Juli mar der Notenumlauf 2885 Mill, die Conticorrenti 
des Schates 138, der Privaten 247 Mill., zu. 3270 M. Fr. Paſſiva, 
denen nad) Gewährung eines erjten neuen Vorſchuſſes v. 50 M. Fr. an 
den Staat 776 M. Fr. Metall, 1044 M. Fr. Wechjel, 1228 Mill. Fr. 
ältere und 50 M. Fr. neue Vorſchüſſe aus der Kriegsperiode und fpäter 
an den Staat gegenüberftehen. Das weitere Geſchick der franzöſ. Baluta 
und der Bank wird jetzt nach Beendigung der Zahlungen an Deutſchland 
wejentlih von den Rückzahlungen der Staatsihuld an die Bank abhängen. 

3. In Belgien haben im vorigen Jahre wichtige Verhandlungen 
über die Verlängerung des Privileg3 der Nationalbank ftattgefunden. Das 
reihhaltige officielle Werk: Banque nationale de Belgique, 1850—72, 
Brux. 1872, mit Documenten über die neuefte belg. Gejeßgebung und Ma: 
terialien (nicht immer beſonders Fritiiche gefammelt) über das Bankweſen 
anderer Länder, ift mir zu jpät zugefommen, um es noch zu benüßen. Ich 
erwähne daher hier nur, daß die Nationalbank durch Gejet vom 20. Mai 
1872 vom 1. Jan. 1873 an auf 30 Jahre verlängert wurde. Das Geſetz 
vom d. Mai 1850 hat mande Ergänzungen erfahren. Bon Einzelheiten 
jei bemerkt, dak die Noten auch in den Filialen für zahlbar erklärt werden, 
doch mit eventuellem Aufſchub, bis Fonds bejchafft werden konnten. Die 
Bank hat bereits 40 Filialen, kann aber zur Errichtung weiterer von ber 
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Regierung angehalten werden. Der vierte Theil des Ueberſchuſſes über 69%), 
Gewinn fällt an den Staat; außerdem 1/,%, p. Semefter von der mittleren 
Notencireulation über 275 Mill. Fr. hinaus. Neue Statuten vom 17. Juli 1872. 
Dur Vertrag von demfelben Tage wird die Bank Eajjirer des Staats. 
4. In Jtalien ift es zu einer Beſeitigung dev fogen. illegalen 
Emijfionen (j. S. 739) immer noch nicht gefommen. Einen neuen Gejeß- 
entwurf über die Regelung der Notencireulation legte der Minifter Sella 
noh am 24. Mai d. J. dem Parlamente vor; diefer Entwurf wird jet mohl 
ad acta gelangen. ©. denjelben im Economista d’Italia vom 1. Xuni 1873. 
5. In Defterreich hat die Suspenfion der Bankacte, wie voraus 
zuſehen, wenigſtens feine nadhtheiligen Folgen für die Valuta gehabt, die 
nur etwas unter der allgemeinen Lage des Geldmarfts leidet. Die Grenze 
der 200 Mill. SI. metallifch ungededter Noten ift jelbftverftändlich bei auf: 
gehobener Baarzahlung noch mwillfürlicher, al3 bei offener Caſſe wie in 
England. Die legten Störungen des Geldmarft3 haben aber von Neuem 
bejonder3 in Ungarn die Frage der endlichen Regelung der Baluta und 
die „NRationalbankfrage” auftauden laſſen. Bei der feit 1866 eingetretenen 
Geftaltung der Dinge, wo man unter Verſchonung der Nationalbank mit 
neuen Creditanſprüchen de3 Staats direct Staatspapiergeld (jtatt wie früher 
verhüllt unter Vermittlung der Bank) ausgegeben hat, mußte ein ‘Plan 
nahe liegen, der ähnlich jchon in den 50er und im Beginn der 60er Jahre 
vor und während des heißen Kampfes um die jogen. Plener’ihe Bank: 
acte einmal aufgetaudt ift. Da die Nationalbanf an und für fich Jolvent 
und jeden Augenblid zur Aufnahme der Baarzahlung fähig iſt (©. 742), 
iheint es fich einfach darum zu handeln, da3 vorhandene Staatöpapiergeld 
zu bejeitigen oder einlösbar zu machen ober menigftend e3 auf dem Part 
mit Münze zu erhalten. Dann würde die Bank ungefährdet die Baar: 
zahlung eröffnen, andererfeit3 auch in Ungarn die erwünjchte jelbitjtändige 
neue Bank errichtet werden können. In beiden Hälften des Reichs beftände 
diejelbe Währung und ein gemeinfames Staat3papiergeld; aber ein getrenn- 
te8 Banfnotenmwejen. Den fiebenden Klagen Ungarns über die unzureichende 
Dotation der ungarifchen Filialen der Nationalbant wäre dann durch die 
eigene, bankmäßig zu fundirende Notenemiffion der Ungariſchen Bant ab: 
geholfen. Mir ift ein folder Plan privatim zur Beurtheilung mitgetheilt 
worden. Manches jpricht bei der heutigen politiichen Zmweitheilung Oeſter— 
reih3 für ihn. Uber eine Sicherung der Herftellung und der Erhaltung 
der Metallvaluta liegt nur dann vor, wenn das Staatpapiergeld durch 
fundirte Anleihen befeitigt und der etwa aus finanziellen Rückſichten ver: 
bleibende Reft einlösbar gemaht und dieſe Einlösbarkeit genügend 
gefihert wird. Man ſcheint nun an eine theilmeife Einziehung des 
Staatspapiergeld8 durch Anleihen binnen einer furzen Reihe von Jahren 
bei dieſem Plan zu denken. Wiederum, wie immer in allen früheren Fällen, 
will man aber einen erheblichen Theil des Staatäpapiergelds (150 Mill. FI. 
oder noch mehr?) in der Form von fleinen Stüden (unter 5 1.) beibe- 
halten, um die Operation nicht zu koſtſpielig werden zu laſſen. Diefe 
Heinen Stüde follen dann nad der einen Anſicht nicht einmal einlösbar 
fein, indem man ihren Bariftand durch Beſchränkung der Menge auf den 
nothmwendigen Verkehrsbedarf (wer will ihn beftimmen? ft er immer gleich 
505?!) und durch die Annahme an den öffentlichen Gajjen („Steuerfunda— 
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tion“) glaubt genügend ſichern zu können. Andere halten eine Einlösbar— 
keit für nöthig, aber einen ſehr kleinen metallenen Einlöſungsfond für aus— 
reichend. Im Ganzen läuft dies Alles auf das Verlangen hinaus: ohne 
vollſtändig bankmäßige Deckung die Einlösbarkeit zu ſichern. Aehnliche 
Vorſchläge find 1857—62 in Oeſterreich zahlreich ventilirt, mit Recht aber 
doch zu Gunſten der dann endlich zu Stande gekommenen Bankacte von 
1862 aufgegeben worden. ©. meine Oeſterr. Val. I, 9—16. Ich will 
nicht beftreiten, daß der neue Plan gelingen kann, nur darf man jid) 
weder auf die Beſchränkung der Menge Fleiner Stüde auf den ungemifjen, 
ſchwankenden Verkehrsbedarf (ſ. meinen Art. Papiergeld im Staatswörterb. 
VII, 6575), noch auf die Steuerfundation (eb. ©. 659Ff.), noch auf die 
Analogie mit dem preußifchen und deutſchen Staatspapiergelde verlafjen, 
bei welchem es fih um viel Fleinere Summen und um lange und feit 
accreditirte Staats- und Finanzverhältniffe handelt. ine kleine Ab— 
mweihung von ber banfmäßigen Dedung würde ih für zuläfjig halten, 
al3 erlaubtes Compromiß zwiſchen den richtigen Forderungen der Theorie 
und den practifchen, befonders finanziellen Schwierigkeiten. Aehnliches be- 
fürmortete ich jelbft in Betreff der Herjtellung der Ruſſiſchen Valuta (I. 
meine Ruſſ. Pap.mähr., ©. 261ff.). Aber ohne Einlöjungsfonds oder mit 
einem Fleinen Metallfonds ohne andermweite, leicht realifirbare Deckung 
für eine immerhin noch bedeutende Menge Staatspapiergeld, wenn aud) 
in Fleinen Stüden und bei der Annahme des Papiergeld3 an den Staat3- 
cafien, ausfommen und die Herftellung der Valuta damit erreichen und 
vollends dauernd ficherftellen zu wollen, halte ich für eine höchſt gefährliche 
Allufion. Eben deshalb jcheint e8 mir immer wieder bejjer an der einheit: 
lihen Nationalbank feftzuhalten und, menigftens ohne jehr erhebliche Ab- 
weichungen von dem allein bewährten Princip, für bankmäßige Dedung 
des gejammten Staats: und Bankpapiergeld8 zu forgen. Eine Erneuerung 
der Nationalbanf al3 reine Staatsbank bei dem demnädjtigen Ablauf 
des Privilegs der Bank hat zwar in Defterreichh mehr Bedenken ald im 
Deutſchen Reiche. Aber hat denn der Privatcharacter der Nationalbant 
vor Papiergeldwirthſchaft gefhüst!? (S. im Tert ©. 594ff., 609). Die 
llebernahme alles Staats- und Banfpapiergeld8 durch eine jolche Banf und 
alsdann ordentliche energiiche Fundirungsoperationen für einen Theil diejes 
PBapiergelds: Das ift doch wohl immer noch das Beſte. Es iſt aber frei- 
lid) nihtS Anderes, als was durch die Bankacte von 1862 bis 1866 durch— 
geführt war, freilich nicht ohne einjchneidendfte Rückwirkung auf den Ver: 
fehr, was aber. niemals vermieden werben wird, wenn man den Zweck, 
die Rückkehr zur feiten Valuta, will. 

een hat es freilih noch nicht den Anſchein, ald ob man in 
Deiterreich oder in einem der anderen großen Bapierwährungsländer der 
Gegenwart Ernſt mit der Herftellung der Valuta machen will. Nord: 
america, dem e8 im Grunde ein Leichtes wäre, läßt im jchußzöllnerifchen 
nterefje den Zuſtand beim Alten. Rußland jammelt zwecklos einen 
immer größeren Baarvorrath an, eine Operation, mit ber die Mahregeln 
zur Aufnahme der Baarzahlungen enden, aber nicht anfangen jollten (j. 
meine Ruſſ. Pap.währ. S. 139, 170) und verpaßt 1871—73 wieder wie 
1867—69 den günftigen Zeitpunct, zur unvermeidlihen Fundirung jeiner 
viefigen jchwebenden Schuld Anleihen auf dem millfährigen europäiſchen 


— Kim — 


Markte aufzunehmen. Frankreich hat den Zeitpunet zur Herſtellung der 
Bank und der Valuta bis nach Abtragung ſeiner Schuld an Deutſchland 
verſchieben müſſen. Und dann? Italien und Oeſterreich fühlen ſich 
immer noch in zu bedrängter Finanzlage, um an die wichtigſte Aufgabe, 
die Wiederherſtellung der Valuta, zu gehen. So ſind es von den größeren 
Ländern nur die beiden großen rein germaniſchen Staatsweſen des alten 
Europa, das Deutſche Reich und Großbritannien, welche die feſte 
Metallvaluta beſitzen. Die romaniſche und die ſlaviſche Staats— 
gruppe — Vergangenheit und Zukunft Europa's?? — iſt in die Papier— 
eldwirren verſunken. Das Deutſche Reich aber bietet, in erſter Linie, 
Dant der preußifchen Wehrverfaffung, das einzige Beijpiel in der neueren 
Geſchichte, beifpiellofe Kriege und Bildungskrijen ſiegreich ohne das unfeelige 
Mittel des Bapiergeld3 durchgefämpft zu haben. Wohl ein hoher Ruhmestitel! — 

6. An Deutihland, d. h. im Deutjchen Reiche, ift in diejem 
Sommer dur die definitive Münzgeſetzgebung und dur Aufnahme einer 
Beftimmung über Banknoten und Staatäpapiergeld in das Münzgeſetz v, 
I. Juli 1873 immerhin ein wichtiger vorbereitender Schritt für die Zettel: 
bank- und StaatSpapiergeldreform gejchehen, obwohl die erjtere Reformfrage 
abermals verjhoben und die zweite, noch zulegt in Angriff genommen, über 
das erfte Stadium einer Anbahnung der Beſſerung noch nicht hinausge- 
fommen ift. Noch unmittelbar vor Ablauf der früher für die Giltigfeit 
gefteckten Frift ift das fog. Banknotengefeß vom 27. März 1870, das zu— 
erit biß zum 4. Juli 1872 gegolten und dur das Geſetz vom 16. Juni 
1872 bis zum 30. Juni 1873 verlängert worden war (S. ©. 12A ff.) 
abermal3 und diegmal auf 1'/, Jahr bis zum 31. Dec. 1974 verlängert 
worden (Gef. v. 30. Juni 1873). Obgleih innerhalb und außerhalb des 
Reichſtags der enge Zufammenhang zwiſchen der Münzreform und Zettel: 
banfreform betont worden ijt, mitunter auch in übertriebener Weiſe (Tell: 
fampf, Augspurg), wurden jhlieglih in Ermanglung von Vorarbeiten für 
ein Banfgejeg und fehlender Einigung der Bundesregierungen doch nur 
zwei Beitimmungen über Banknoten in das definitive Münzgeſetz vom 
9. Juli aufgenommen. Es iſt einmal die in den Nachträgen ©. 686 ſchon 
erwähnte und als zu weitgehend bezeichnete, daß in ae (nad) dem 
1. Jan. 1876) das niedrigjte Notenſtück mindejtens 100 Mark betragen 
jolle und jodann die weitere Beitimmung, daß jämmtliche nicht auf Reichs: 
währung lautende Noten der Banken bis zum 1. Jan. 1876 einzuziehen 
jeien (AL. 1 d. Art. 18 d. Gef. v. 9. Juli). Beide Vorſchriften gelten auch 
für die bis jest von Corporationen ausgegebenen Scheine (thatſächlich un- 
wichtig |. ©. 725). Mit der zweiten Beftimmung darf man fi) ganz 
haben erflären. Die Fit, welche von Einigen nod) verkürzt wer: 
den wollte, reicht wenigſtens möglicherweife zur technischen Durdführung 
der Operation aus; ſicher ift e8 nit. Die Erhöhung de3 Minimums auf 
100 M. gegenüber dem bisherigen Minimum von 10 Thl., 10 Fl. und 
weniger halte ih nad) wie vor für zu weitgehend in deutjchen Verhält- 
niſſen. 50 Mark hätten genügt, um allen berechtigten, von mir getheilten 
Bedenken binfichtlih der Kleinen Noten Rechnung zu tragen. Am Tert 
und in den Nachträgen habe ich meine Meinung darüber näher ausge: 
ſprochen. Indeſſen ift die Frage nun erledigt und auch doch nur von unter: 
georbnieter Wichtigkeit. Wir werden bei 100-M.Noten eben vielleicht 
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100 Mill. M. oder etwas mehr Gold im Verkehr haben als bei 
50-M.Noten. Wenn es unſerer Volkswirthſchaft — denn ſchließlich kom— 
men ihr und nicht nur den Banken gerade ſolche Gewinne aus erſparten 
metallenen Cireulationsfonds zu Gute — nicht mehr darauf ankommt, ohne 
jeden Nachtheil 5 Mill. M. (Zinfen) jährlich zu opfern, jo kann ich mich 
auch mit dem 100-M.-Minimum befreunden. 

Der in feiner Tendenz zwar nicht ganz unberechtigte Antrag Augs-— 
purg’s, daß mit jeder Emijjion von Goldmünzen u. A. auch ein gleicher 
Betrag Banknoten (wenn nicht Silbermünze) eingezogen werden folle, ift 
doch mit Recht nicht in dag Münzgejek aufgenommen worden. Denn er 
war aus der üblichen einfeitigen Würdigung, melde unfere Practiker den 
Banknoten angedeihen lafjen, hervorgegangen: als ob nicht andere Eredit- 
umlaufsmittel und Einrichtungen de8 Zahlungsweſens ebenjo wohl zur 
Eriparung an förperlich benugtem Metallgelde führten, m. a. W. dies ala 
Taufhmittel (nit als Währung und Preismaak, jo wenig wie die 
Banknoten dies thun) erjegten. Sch habe diefe Puncte im vorliegenden 
Werke wie in meinen anderen Schriften, wie ich durchaus feithalten muß, 
zur Genüge Hargeftellt, in voller Uebereinftimmung mit den bemwährteften 
engliichen Theoretifern und Practikern des Geld: und Bankweſens, deren 
Unterſuchungen unjere deutjchen Practifer leider nicht zu kennen pflegen. 

Hinfihtlih der in Tab. A und jonjt im Statift. Anhang gegebenen 
Daten über die Vermehrung der Banknotencirculation in Deutjchland mag 
noch bemerft werden, daß die Zahlen für den März 1873, mit denen jene 
Tabellen jchließen, im Ganzen das Marimum der Circulation bei der 
Preußiſchen und bei anderen Banken zeigen. Seitdem ift theil3 durd die 
Reaction auf dem Geldmarkte, theild, was die Preuß. Bank anlangt, durch 
die außerordentliche Steigerung der „Guthaben“, d. h. in der Hauptſache 
der Reihe: und Staatöguthaben in Folge der franzöjiihen Zahlungen — 
zeitweil. Stand diefer Guthaben 100-120 M. Thl. — der Notenumlauf 
wieder Kleiner geworden; wie gewöhnlid nicht durch jpontane Thätigfeit 
der Banken, jondern durd die Einwirkung der Verfehräumänderungen auf fie, 
d. h. der Notenumlauf ift auch bier Wirkung, nicht Urjache der Vorgänge. 

Ueber die jofortige Regelung des Staatspapiergelds, gleichzeitig 
mit dem Erlaß des Münzgejeges, find auf Anregung des Reichstags unter 
den Bundesregierungen noch zulett eifrige Verhandlungen gepflogen worden, 
welche aber noch zu feiner Einmüthigfeit geführt haben. Die relativ großen 
Summen Staatöpapiergeld, welche namentlid Sachſen und Baiern und 
eigentlich die meiſten Mittel- und Kleinjtaaten ausgegeben haben (©. 725), 
machten, mie vorauszujehen, (j. ©. 193) erhebliche Schwierigkeiten. Sachſen 
und andere wiejen auch nicht mit Unrecht auf den engen Zuſammenhang 
zwilchen dem Noten- und Staat3papiergeldmwejen gerade in Deutichland hin. 
Der Einwand gegen Preußen, das relativ wenig Staatspapiergeld ausge: 
geben, aber einen jo bedeutenden Gemwinnantheil aus der Preußiichen Bank 
beziehe , ift nicht jo unftichhaltig Seitens Sachſens, Baiernd. Die Forde— 
rung, daß die Preußiſche Bank Reichsbank werde und dann diefer Gewinn 
dem Reiche zufalle, erjcheint, in Zuſammenhang mit der Papiergeldreform 
gebracht, um jo billiger aud) vom finanziellen Gefichtspuncte aus, weil 
notoriih die Noten jener Banf, die Bafis der Rente und de Gemwinnan- 
theil8, in ganz Deutichland ftark verbreitet find, 
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Dem Vernehmen nad) beſtand die dee, das vorhandene Staatspapier— 
geld in Reichspapiergeld zu verwandeln, von letzterem 1 Thl. p. Kopf aus— 
zugeben, aljo ca. 41 Mill. THl. (ungefähr jo viel wie der Betrag des 
Staatsſchatzes) und hinfichtlich des Ueberſchuſſes des Staatöpapiergelds über 
dieje Summe hinaus (aljo c. 18 M. Thl.) die einzelnen Staaten, melde 
eine größere Menge als 1 Thl. p. Kopf bisher emittirt hatten, halb zur 
jofortigen, halb zur allmäligen ratenweijen Einziehung des einjtweilen aud) 
in Meichspapiergeld verwandelten Plus ihre Staatöpapiergeld8 zu ver— 
pflihten. Die Staaten, welche fein Bapiergeld oder weniger als 1 Thl. 
p. Kopf emittirten, hätten den betreffenden Betrag Reichspapiergeld zur 
Berfügung erhalten. Demnach hätte Preußen, von den Reiten der Dar: 
lehnscaſſenſcheine abgejehen, c. 6 Mill. Thl. mehr befommen. Es iſt nicht 
eben zu verwundern, daß die Mitteljtaaten auf dieje Modalitäten nicht 
eingingen, zumal wenn der Gewinn der Preußiſchen Bank nad) wie vor 
allein in die Preußiſche Staatscaſſe floß. Das Reichspapiergeld jollte an 
bejtimmten Caſſen einlösbar jein, an allen öffentlihen Caſſen (des Reichs 
und der Staaten) in Zahlung angenommen werden, aber wie bisher feinen 
Zwangscurs für Zahlungen unter Privaten erhalten. Die Stüdelung 
jollte in richtiger Abweihung von dem übereilten Reichstagsbeſchluß bei der 
früheren Berathung des Münzgeſetzes (j. ©. 686), nicht aud in großen 
Stüden, von 100 M. und darüber, jondern gerade ausſchließlich in 
Heinen Stüden von 5, 20 und 50 M. bejtehen; bejjer wohl nod nur 
in 10: und 20:-M.icheinen (S. 686); 5-M.jcheine find zu Hein, 50-M.: 
iheine bei fehlender banfmäpiger Dedung leicht ſchon zu groß, jo daß fie 
zu Zeiten VBerlegenheiten bei einer jtärferen Rückſtrömung zur Einlöjungs- 
caſſe bieten Könnten oder in Krijen in der Bank ji anhäuften. 

Dieſes ganze Project ift nun bis auf Weiteres Project geblieben, hat aber um 
jo mehr Intereffe, da man muthmaßlich auf ähnliche Modalitäten zurückkommen 
wird, wenn es wirflid) zur Ausgabe eigenen Reich&papiergeld8 kommen jollte. 

Dies ijt wenigſtens in dem auf einem parlamentariihen Compromiß 
beruhenden Schlupjag des Art. 18 des Münzgeſetzes v. 9. Juli 1873 einft- 
weilen bejtimmt worden. Hier findet ji, was in jeder Hinficht zu loben, 
eine Präclujivfrijt für den Umlauf des vorhandenen Staatspapiergeldg 
bis zum 1. Jan. 1876 feitgejegt. Späteftens 6 Monate vor diejem Ter— 
mine joll es Öffentlich aufgerufen werden. raglicher ift der Werth der 
weiteren Beſtimmung ded genannten Artifel3: „Dagegen wird nad Maß— 
gabe eines zu erlajjenden Reichögejeges eine Ausgabe von ReichBpapiergeld 
jtattfinden. Das Reichsgeſetz wird über die Ausgabe und den Umlauf des 
Reichspapiergelds, jomwie über die den einzelnen Bundesftaaten zum Zweck 
der Ginziehung ihres Papiergeld8 zu gemwährenden Erleichterungen die nähe— 
ren Beitimmungen treffen.” Solche geſetzgeberiſche Monologe find mit Recht 
in Mißeredit gefommen. Die vorjtehende Bejtimmung leidet außerdem noch an 
dem Uebel, daß fie platterdings etwas Selbjtverjtändliches jagt. Denn daß 
ein Reichögejeg über Reichspapiergeld Anordnungen über Ausgabe und Um— 
lauf des Reichspapiergelds treffen wird, braucht doch wahrlich nicht erjt noch 
in einem vorangehenden Gejege verkündet zu werben. Indeſſen tröjtet man 
fih vielleicht über diejfe Plattheit in dem epochemachenden neuen Gejege mit 
dem alten Worte: superflua non nocent. Biel bedenklicher ift, daß in 
kaum nöthiger Weife durch den obigen Artikel der ſpäteren Entſcheidung 

m 


— XXI — 


gleih zu Gunjten eine Reichspapiergelds präjubicirt wird. So 
jehr man mit der Befeitigung des einzeljtaatlihen Papiergeld einverftanden 
jein muß, jo fraglich ijt e8 mindeſtens, ob denn an dejjen Stelle überhaupt 
ein neues Staatspapiergeld, wenn auch des Reichs, treten joll oder ob 
nicht die gänzliche Bejeitigung oder wenigjtens die Erjeßung durd) Bank— 
moten den Vorzug verdiene. Mindeſtens verlangten diefe Fragen doch 
eine Erwägung. Der Reichsſstag, der in Münze und Bankſachen grabe 
keine große Sachkennerſchaft bewiejen hat, ift darüber in der Abſchlußfriſt 
* Arbeiten hinweggegangen. Dem Vernehmen nach hat die k. ſächſiſche 
Regierung mit Recht die Frage angeregt, ob bei der Errichtung einer Reichs— 
bank nicht ganz auf ein eigenes Reichspapiergeld verzichtet werden könnte. 

Ach möchte wenigſtens eine ernſtliche Erwägung dieſes Punctes auch 
bier noch, wie im Texte (S. 193 ff., 218 ff.) und in dem Nachtrage 
(S. 686 ff.) dringend befürmorten. So ſehr ein geſundes Banknotenweſen 
ben einjeitigen Anhängern der metalliihen Bolldefung und den hohlen, 
wifjenjhaftlich nicht mehr haltbaren, immer wieder an der Confufion von 
Bapiergeld und Banknoten leidenden Declamationen Tellkampf's u. A. m. 
‚gegenüber — man leſe die unglaubliche Dinge bietende Rede des erjteren 
am 20. Mai 1873 im Reichstage — zu billigen iſt, jo bedenklich bleibt 
immer ein Staatspapiergeld, aud wenn es einlösbar, feinen Zwangs— 
curs führt, in beichräntter Summe und in Kleinen Stüden und in einem 
politiih und finanziell jo gejunden Staate wie Deutſchland ausgegeben 
wird. Denn der Natur der Sache nad), weil man einen guten Gewinn 
machen mill, kann die Dedung feine genügende fein, mwährend fie bei den 
Banknoten in den Wechſeln u. j. w. neben dem Baarvorrath allein eine 
ausreichende ij. Das im Münzgeſetz ausgeſprochene Verbot von Noten 
unter 100 M. Liefert jetzt noch eine Erleichterung, wenn nicht lieber noch 
eine endgiltige Bejeitigung des Papiergelds vorgezogen wird, das Papier: 
geld durch Kleine Noten der Reichsbank zu erjegen. Mit ihr 
wäre nad) Analogie des preußifchen Vertrags von 1856 in der im Terte 
©. 222 fi. und ©. 687 dargelegten Weife ein Vertrag zu ſchließen, kraft 
bejlen die Bank das Papiergeld (die jekigen 60, eventuell die beabfidhtigten 
c. 40 Mill. Thl.) durch Feine Noten, 3. B. durch 50-M.Noten oder durch 
dieje zur Hälfte und durch 10: und 20-M.-Noten zur andern Hälfte er: 
ſetzte. Das Finanzintereſſe des Reichs, bez. der Einzelftaaten wäre dabei 
in jedem billigen Umfange wahrzunehmen, unſer Geldwejen würde aber 
von einem immerhin bedenflihen Glemente befreit. Cine allmälige Ver: 
minderung der Fleinen Noten ließe fich auch hierbei in’8 Auge fafien. 

Wenn mein Buch auch für diefe unmittelbare practifche Frage unferes 
neuen deutjhen Reichs, ſowie für die ungleich wichtigere der Zettelbank: 
reform einige brauchbare Fingerzeige lieferte, jo würde es mir zur bejon- 
deren Genugthuung gereiden. 

Und jo jei denn dieſes nunmehr vollendete Werk zur freundlichen 
Aufnahme den Männern der Wiſſenſchaft und der Praris des Gejchäfts- 
lebens und des Staatödienjte beſtens empfohlen! 


Berlin, W. Juli 1873. 
Dr. Adolph Wagner. 


Druckfehler und Fleinere Berichtigungen. 


Site 1, 3 714 v. u. [. noch ftatt auch. 


44, Tat 3.8 v. u. 1. ſetzt ft. ſetzte. 
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40, 12, Tert, v. u. 1. 13. Febr. 1869. 
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J. Allgemeine. und deutſche Zettelbankpolitik. 


J. Die Zettelbankpolitik oder die Stellung der Geſetzgebung zum 
Zettelbankweſen der meiſten europäiſchen Staaten beruhte bisher in der 
Regel auf folgenden drei Grundſätzen, nämlich 1) auf dem Princip des 
Conceſſionszwangs oder des Erforderniſſes ſtaatlicher Geneh— 
migung für Bankactiengeſellſchaften, 2) auf dem Princip der 
Regalität der Banktnotenausgabe und 3) auf dem Princip ber 
Gentralijation der Notenausgabe bei einer einzigen Banf. Das 
zweite dieſer Principien und wenngleich etwas verhüllt und mobdificirt, auch 
das erjte liegt der neueren Bankgejetgebung Nordamericas eigentlich eben- 
falls zu Grunde. 

1. Die Zettelbanfen der modernen Zeit find meiſtens juriftiich förmliche 
Actiengeſellſchaften, ausnahmsweiſe auch Gejelichaften, welche nad) einer in 
dem betreffenden Lande geltenden abweichenden Nechtsform gebildet find, wie 
früher in Großbritannien nad) der Form der Soint = Stod- Company mit 
unbegrenzter Haftbarkeit der Partner (Actionäre) mit ihrem ganzen Vermögen 
für ale Schulden der Gejellihaft. Das Erforderniß der Staatögenehmi- 
gung zur Errichtung und folgeweile gewöhnlich auch zu der Einrichtung 
und Führung des Gejchäftsbetrieb3 ergab fich dann bisher für Zettel 
banken unter folgenden drei Bedingungen: a) entweder wenn die Zettel— 
bank nur jo die Rechte der Actiengejellichaft oder vielleicht al3 Vorausſetzung 
dafür, Corporationsrechte oder das Necht der juriſtiſchen Perjönlichkeit er- 
werben konnte; b) oder wenn, aud nad) dem Wegfall der Staatsgeneh— 
migung für Wctiengejelichaften ala folde, wegen des Zwecks der 
Unternehmung das Erforbernig diefer Genehmigung für Bankactien= 
gejellihaften geblieben war; c) oder endlich, wenn auch nad) der Bejeitigung 
diejer Beichränfung fpeciell die Notenausgabe noch an bejondere Geneh- 
migung gefnüpft blieb. 

2. Der legtere Fall liegt namentlich vor, wenn die Banknotenausgabe 
förmlid durch ein Gejeß zum Negal erklärt worden ijt oder wenn — 
ineorrecter aber häufiger Weife — ein ausſchließliches Recht de Staats, 

Wagner, Zettelbanten, 1 


— A — 


Banknoten auszugeben oder die Genehmigung dazu Dritten zu ertheilen, 
factifch mit Erfolg als Regal in Anſpruch genommen wird, Eine unzweifel— 
bafte Rechtsbaſis für diejen jtaatlichen Anſpruch oder für die Negalität der 
Banknotenausgabe liegt nur in einem Geſetze, weldes die Negalität be— 
gründet, 1) da ein unvordenkliches Herkommen bier faum anzunehmen it. 
Die Ufurpation eines ſolchen Rechts Seitend des Staats oder die beliebte 
Begründung des Rechts durch die unhaltbare Analogie des Münzregalg, 
deſſen „natürlicher Ausflug“ jenes Recht ſei,) bleibt immer etwas höchſt 
Mangelhaftes, womit man fich wenigſtens im heutigen Staatsrecht nicht 
mehr begnügen jollte. 

3. Auch wenn an Staatögenehmigung und Regalität der Notenausgabe 
feitgehalten wird, jo folgt endlich daraus noch nicht ohne Weiteres, daß die 
Notenausgabe ausſchließlich, wie 3. B. in Frankreich, Oeſterreich, oder 
überwiegend, wie in Großbritannien, Preußen bei einer Bank centralifirt 
werde. Gejelich begründete VBorrechte einer Bank und auch bloße Privilegien 
verlangen freilich ihre Anerkennung, aber auch ihre jtricte Interpretation und 
geſtatten nöthigenfalls eine gejetliche Aufhebung gegen Entſchädigung („Ab- 
löjung”). Die Ertheilung neuer oder die Erneuerung und Verlängerung 
alter jolder Rechte und Privilegien Tann und joll ala Zweckmäßigkeitsfrage 
möglichit, d. h. wenigjtens nad Ablauf nicht zu langer Termine, offengehalten 
werden, ohne daß durch ältere Gejegesbejtimmungen der Entſcheidung vor- 
gegriffen wird. 

I. Die europäiſche Gefetgebung bietet manche haracterijtiiche Beijpiele 
für die Gejtaltung diejer Verhältniffe, namentlich für die verjchiedenartige 
Begründung bed Erfordernifjes der Staatögenehmigung für Zettelbanten. 
Mehrfah Tommen auch zwei oder alle drei für dies Erforberniß oben ge> 
nannten Gründe auf einmal in Betracht. E3 genügt hier, ein paar Beijpiele 
anzujühren. 

1. Die im %. 1694 gegründete Bank von England?) hatte an— 
fangs Fein Monopol für den Betrieb von Bankgeſchäften, aber kraft eines k. 
Freibriefs war und ift fie noch eine eigentliche mit Corporationsrecht vers 
jehene Geſellſchaft mit begrenzter Haftbarkeit der Theilhaber für die Schulden 
der Gejelihaft mit dem Actienbetrag. Sie nahm alfo eine Ausnahmejtellung 


1) Der Artifel 9 des babifhen Gefekes vom 5. Juni 1860 bindet die Aus: 
gabe von Schuldjcheinen, welche beftimmt find, als Umlaufsmittel an Stelle des Metall: 
geldes zu dienen, wie Papiergeld und Banknoten, an den Erlaß eines Geſetzes. Das 
genannte Geſetz knüpft die Ausgabe von Schuldfcheinen, wodurch fich der Ausfteller zu 
einer Zahlung an jeden Inhaber verpflichtet, an die Stantsgenehmigung. 

2) Dies war bie Motivirung von Seiten der Regierungen dfters, in England, 
Frankreich, Defterreih, Preußen u. a. L. Dagegen 3. B. Toofe a. Newmard, 
hist. of prices, Lond. 1857, Vol. V, 517—520, meine Geld» u, Eredittheor. d. Peel- 
jhen Acte, Wien 1862, ©. 72—75, desgl. Qeſterr. Valuta, Wien 1862, I, 22, 172, Art. 
Münzwefen im Staatswörterb, VII, 104 u. Art. Papiergeld, eb. VII, 679; Horn, 
Bankfreibeit, 1867 ©. 49. M. Chevalier in ben franzdf. Bankdebatten u. a. m, 
Eine andere Auffaflung, zu Gunften eines ohne Weiteres anzunehmenden Negals, 3. B. 
bei Pözl, Art. Regal, Staatswörterb. VIII, 558 (mo übrigens ber zweideutige Ausdrud 
„Papiergeld” gebraucht wird), L. Stein, Fin. will. 1. Aufl. Lpz. 1860 ©. 149, dann 
bei ben franzdj. Anhängern des Notenmonopols, Wolowsfi, Cherbuliez u. a. m. 

9) ©. meine Beiträge 3. Lehre von d. Banken, Lpz. 1857, ©.3 ff, Macleod, 
dietion. Art. b. of England, 9. Hübner, Banken, 1854, U, 342 fi. 
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zu dem bis vor Kurzem gemeingiltigen englifhen Civilrecht in Betreff ber 
Sejellichaften ein. Bei der Erneuerung der Bankfarte im X. 1708 wurden 
andere Bankgejellichaften mit mehr ala ſechs Theilhabern in England ver- 
boten, insbejondere wurde Gejellihaften von einer größeren Anzahl Perjonen 
unterfagt, Geld auf Wechjel oder Noten, auf Verlangen oder in fürzeren 
Terminen als 6 Monaten rüdzahlbar, aufzunehmen. Dadurch erlangte die 
Bank von England das Monopol ala größere Gejellihaft für eigentliche 
Banfnotenausgabe oder für das verwandte Gejhäft, Scheine auszuſtellen, 
worin die Rückzahlung von Geld innerhalb weniger ald 6 Monate verſpro— 
hen ward. Neben ihr konnten feit dem J. 1708 nur Feinere Banken mit 
höchſtens 6 Theilhabern die erwähnten Bankgeſchäfte betreiben. Solde Ban— 
fen führen in England im Gegenjag zu den Gejellihaftsbanfen oder Joint— 
Stod-Bankten den Namen „Privatbankten”. Sie berubten auf dem Rechts— 
grundjage der unbeſchränkten Haftbarkeit und bedurften Feiner Staatsgeneh— 
migung, auch nicht Hinfichtlih der Notenausgabe, der jie ſich zahlreich und 
in nicht unbedeutendem Umfange widmeten. Abgejehen von dem Einſpruchs— 
reht der Engliſchen Bank auf Grund ihres Privilegs hätte dagegen eine 
Bankgeſellſchaft mit mehr als 6 Partnern, welche die genannten Gejchäfte 
oder die Notenausgabe allein betreiben wollte, ſowohl für den Betrieb diejer 
Geſchäfte als auch für die Gewährung des Rechts der beichränften Haft: 
— erſt der Staatsgenehmigung bedurft, ſo lange die Beſtimmung von 
1708 galt. 

—— wurde erſt im J. 1826 abgeändert. Damals wurden auch 
Banken mit mehr als 6 Partnern zugelaſſen außerhalb Londons und eines 
Umfreijes von 65 engl. Meilen um daſſelbe. Solche Banfen, welche den 
Trivatbanfen gegenüber als Joint-Stock-Banken bezeichnet werden, durften 
nun auch ohne weitere Staatsgenehmigung Banknoten ausgeben, hatten 
indejien jelbitverjtändlich das Princip der unbegrenzten Haftbarkeit zur Baſis. 
Sm J. 1833 endlih wurden Joint Stod= Banken aud in London jelbit 
erlaubt, nur blieb ihnen das Recht der Notenausgabe verjagt. 

Die Feithaltung des Grundjaßes der unbegrenzten Haftbarkeit von 
Joint-Stock-Banken war zunädhit nur eine Folge der Giltigfeit 
defjelben Rechtsſatzes für Joint: Stod- Companies überhaupt. Nur eine 
bejondere Staatsgenehmigung, bez. eine mit Zujtimmung des Parlaments 
erteilte E. Erlaubniß konnte von diejem Rechtsſatze durch Ertheilung von 
Corporationsrechten erimiren und die begrenzte Haftbarkfeit oder nad) conti= 
nentalen Rechtsanſchauungen da8 Recht der eigentlichen Actiengejellichaft 
ſowohl einer Bank wie irgend einer anderen Gejellihaft gewähren. Aus 
diejem Grunde, aljo nicht direct wegen des Zwed3 der Unternehmung,, 
d. 5. nicht weil es jih um Bankgeſchäfte handelte, bedurfte e8 auch für 
eine eigentlihe Bankactiengejellihaft ſchon vor der Peel'ſchen Gejetgebung 
der Staatögenehmigung in England. Die Notenausgabe war dagegen bis 
dahin für die Privatbanfen und jeit 1826 auch für außerhalb Londons 
befindliche Joint: Stod= Banken frei, abgejehen von dem von 1777— 1797 
und wieder jeit 1826, bez. 1829 bejtehenden Verbote, Noten unter 5 Bf. 
St. auszugeben. 

Seit den dreißiger Jahren trat dann eine folgenreiche Umgeſtaltung 
bes engliihen Bankrechts aus einem doppelten Grunde, eigentlich in zwei 
entgegengejeßten Richtungen, einer beſchränkenden binfichtlich der Noten 
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aus — einer freieren hinſichtlich andeerer Banken als Zettelbanken 
ein. Einmal hat die Peel'ſche Bankgeſetzgebung des Jahres 1844, einſtweilen 
endgiltig bis auf die Gegenwart, das Recht der Notenausgabe in der Weiſe 
feſtgeſtellt, daß außer den damals beſtehenden keine neue Bank Noten aus— 
geben darf, d. h. alſo daß hierzu in einem ſolchen Falle beſondere geſetzliche 
Ermächtigung, unter Beiſtimmung des Parlaments, erforderlich wäre; und 
daß ferner die beſtehenden Zettelbanken, ſowohl die Bank von England 
ſelbſt als die Privat: und die Joint-Stock-Banken, das bisher unbeſchränkte 
Recht der Notenausgabe fernerhin nur in einem vom Geſetz näher beſtimm— 
ten Umfange ausüben dürfen. Für dieſe Banken iſt die unbegrenzte Haft— 
barkeit in Kraft geblieben. 

Andererſeits iſt das engliſche Bankrecht in Betreff dieſes letzteren 
Grundſatzes durch die Veränderung des Rechts der Joint-Stock-Companies 
für andere als Zettelbanken umgeſtaltet worden. Insbeſondere ſeit dem 
Jahre 1837 hat nach und nach in einer Anzahl ſich folgender Geſetze das 
Princip der begrenzten Haftbarkeit in das engliſche Geſellſchaftsrecht Eingang 
gefunden. Doch wurden anfangs neben anderen ausdrücklich noch Bank— 
geſellſchaften, jegt aljo wegen des Zwecks der Unternehmung, von 
der Befugniß, diejes Princip nad) den neuen Gejeßen zu adoptiren, ausge— 
Korallen, jo noch nad den Joint-Stock-Companies-Acten von 1856 und 
1857. Erſt durd ein Gejeß von 1858 (21 et 22 Vict. c. 91) und volle 
ſtändig duch ein Gejeß von 1862 (25 et 26 Vict. c. 89) ijt aud für 
Bankgeſellſchaften, welche feine Noten ausgeben, die beſchränkte Haftbarkeit 
unter bejtimmten gejeßlichen Gautelen, namentlid unter Anmwendung des 
Regijtrirungsverfahreng für Koint-Stod-Companies, zugelajjen worden, ohne 
daß es einer bejonderen Staatsgenehmigung bedarf. *) 

Etwas anders al3 in England (im engeren Sinn), worauf ſich die 
bisherigen Ausführungen bezogen, war früher die Entwidlung des ſchot— 
tiſchen Bankrechts.5) Die hier in Edinburg im J. 1695 mit Corporations⸗ 
rechten, aljo mit begrenzter Haftbarkeit der Actionäre gegründete Bank von 
Schottland hatte gleich zu Anfang ein ausjchließliches Bankprivileg (Monopol) 
für 21 Jahre erhalten, daſſelbe wurde aber aus politiihen Gründen ſchon 
im 5%. 1726 nicht mehr erneuert. Daher entjtand bereit im J. 1727 eine 
Eoncurrentin in der Royal-Bank von Schottland, die gleih der 1746 
errichteten Britiſh-Linen-Company, einer jpäter auf das reine Bankgeſchäft 
ſich bejchränfenden Anjtalt, ebenfall3 Corporationsrehte, aber feine aus— 
ſchließlichen Privilegien erhielt. Später bildeten ſich beliebig und ohne Be— 
Ihränfung auf eine bejtimmte Anzahl Partner andere Banken nad) der 
gemeinrehtlihen Form der Joint-Stock-Company mit unbegrenzter Haftbar- 
keit. Dieje betrieben biß zum J. 1845 neben den anderen, namentlich dem 
Depolitengejchäft, auch frei die Banfnotenausgabe in nicht unbeträchtlichem 
Umfange, glei den incorporirten Banken. Erſt bie Peel'ſche Gejeß- 
gebung von 1845 führte dann für die jchottiichen Zettelbanten ähnliche, 


9) Ueber die frübere englifche Gefekgebung über Gefellfchaiten und fpeciell 
Bankgefellichaften f. Schwebemeyer, d. Actiengef., Bank-, Verſich. wei. in England, 
Berl. 1857, bei. ©. 1954. Neueres ſ. bei Gneiſt, Selfgovernement, 3. A, Berl. 
1871, N 146, ©. 875. 

) Meine Beiträge ©. 4, Macleod, Art. banks in Scotland. 
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— nicht ganz gleihe — Beihränfungen ein, wie im Jahre vorher für 
England. ©) 

2. Zur Characteriftif der früheren deutſchen Verhältniſſe genügt es 
bier, bei Preußen und beijpielämweije bei einem der Mitteljtaaten zu ver— 
mweilen, wozu wir Baden wählen. 

a. In Preußen war früher die Errichtung von Actiengeſellſchaften 
jowie die Ausstellung von Anhaberpapieren an die Staatögenehmigung 
gefnüpft. Das Geſetz vom 9. Nov. 1843 über die Actiengejellihaften und 
verjchiedene jpätere Minifterialverfügungen bejtimmten hierüber das Nähere. 
AS Actienunternehmungen unterjtanden Banken, welche feine Noten aus: 
geben, ohne Weiteres diejem Geſetze. Speciel für Banken und namentlich 
für Zettelbanken hatte ferner das Geſetz vom 17. Juni 1833 eine wichtige 
Beitimmung getroffen, durch welche eine Art Banknotenregal in Preußen 
vechtlich begründet erjcheinen Tann, ohne daß das Verhältniß jo bezeichnet 
oder Banknoten überhaupt nur bejonderd genannt werden. Diejes Geſetz 
verfügt in $ 1, daß „Papiere, wodurd die Zahlung einer bejtimmten Geld: 
jumme an jeden Inhaber verſprochen wird, von Niemandem ausgeſtellt und 
in Umlauf gejett werden dürfen, der dazu nicht die K. Genehmigung er— 
halten bat.“ Ausgenommen von diefer Beitimmung blieben ausdrücklich die 
auf jeden Briefinhaber gejtellten Wechjel von Perjonen mit Faufmännijchen 
Rechten. Dagegen fallen unter obige Vorſchrift ohne Zweifel die Banknoten, 
ferner au auf den Inhaber lautende Depojitenjheine u. dgl. m, 
worin eine Bank oder irgend Jemand, einerlei ob auf Sicht ober nad) be— 
fimmten Terminen, eine Geldzahlung . verjpridt. Die Genehmigung zur 
Ausftelung ſolcher Papiere fol nur auf Antrag der Minijter für Handel 
und für Finanzen durch ein landesherrlihes Privileg ertheilt werden. Die 
eigenmächtige Ausgabe und Anumlauffegung ſolcher Papiere wurde mit einer 
Geldjtrafe bedroht. Das Geſetz iſt wohl durch die vorgefommene eigenmäd)- 
tige Ausgabe von Banknoten oder banfnotenähnlihen Papieren veranlaft 
worden. Wenigſtens nimmt e8 auf foldhe Papiere Rückſicht und verordnet 
bei gleicher Strafe, daß dieſelben nicht wieder ausgegeben werden dürfen, 
nachdem jie an den Ausſteller zurückgekehrt find. 

Zur Ausgabe förmlicher Banknoten war bis dahin in Preußen nur 
eine Genehmigung erfolgt, nämlich in folgendem Falle, wo man wohl jhon 
von Banknoten fpreden darf. Die im J. 1824 in Stettin errichtete 
Ritterihaftlihe Privatbank in Pommern hatte nämlich durch ihre 
eriten Statuten das Recht erhalten, für 1 Mill. Thlr., den Betrag ihres 
Aktienkapitals, Bankjcheine auszugeben. Nach den erneuerten Statuten von 
1833 fjollten hiervon 500,000 Thlr. bi8 Ende 1834 definitiv eingezogen 
werben und nur die andere halbe Million in Umlauf bleiben. Durch eine 
neue Bejtimmung (Ordre vom 5. Dec. 1836) wurden der Bank jedoch ftatt 
diefer halben Million Bankſcheine ebenjoviel Staats-Caſſenanweiſungen 
übergeben, mofür fie verzinsliche Staatsſchuldſcheine bei der Generaljtaat3- 
cafje zu binterlegen hatte. 

Eine ähnliche Verfügung wurde damals hinfichtlic de Königlichen 
Bankinſtituts, der nachmaligen Preußiſchen Bank, getroffen. Die von 


6%) S. u. S. 2335. 
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dem Inſtitute bisher ausgegebenen Bankkaſſenſcheine (jowie die Seehandlungs— 
fafienicheine) über 100-1000 Thlr. wurden nad Cabinetsordre vom-d. 
Dec. 1836 ebenfall3 durch Staats-Caſſenanweiſungen erjegt. Jene bisherigen 
Gafjenjcheine, welche allerdings wie eine Art Noten umliefen, waren bei 
dem Character des ehemaligen Banfinftitut3 als einer reinen Staatsanjtalt 
im Grunde aud nur Staatscafjenjcheine gewejen. Durd die Ordre vom 5. 
Dec. 1836 und die weitere vom 9. Mai 1837 erhielt die Bank 6 Mill. 
Thlr. Caſſenanweiſungen de3 Staat? gegen Hinterlegung eines gleichen 
Werthbetrages in Staatsſchuldſcheinen ausgeantwortet. 

Die Ausgabe wirklicher Banknoten erfolgte dann erjt durch die Bank: 
reform des J. 1846. Die Ordre vom 11. April 1846 ermädtigte die K. 
Bank zur Ausgabe von Anmeijungen auf fich jelbit als eines eigenen Geld— 
zeihend. Die Bankordnung vom 5. Oct. 1846 erweiterte dieſes Recht auf 
den Betrag von 15 Mill. Thlr., mit dem Vorbehalte, daß dieje Summe 
auf 21 Mill. Thlr. erhöht werden dürfe, nach Maßgabe der für die näch— 
jten drei Jahre angeordneten allmäligen- Einziehung der vom Etaate erhals 
tenen 6 Mill. Thlr. Caſſenanweiſuugen. Eine weitere Vermehrung blieb an 
neue ausdrüdlide K. Genehmigung gebunden. Die von der Bank auszuge— 
benden Geldzeichen führten jett auch gejeßlich den technischen Nanıen Bank: 
noten. Ein ausjchliegliches Privileg it der Preußiihen Bank dur die 
Bankordnung von 1846 weder als Bantkinftitut überhaupt noch jpeciell für 
die Notenausgabe gewährt. Nur wurden einjtweilen feine anderen Zettel— 
banken concejjionirt und außer der Nitterjchaftlihen Bank in Pommern gab 
es feine Actienbanf. Durch die im 3. 1846 (E.-O. vom 18. Juli) erfolgte 
Betheiligung von Privatperfonen mit Kapitaleinlagen bei der Preukijchen 
Bank wurde die letztere jedoch ihres bisherigen Character8 als reines 
Staatöinjtitut entkleidet, wenn auch ihre Verwaltung noch ferner fajt aus— 
IHlieglich durch vom Staate ernannte Staatsbeamte erfolgte und der Staat 
mit einem Einſchußkapital bei der Bank betheiligt blieb. Die Preußiſche 
Bank war nad) der Umgeftaltung von 1846 allerdings feine fürmliche 
Actiengejellihaft geworden und ift dies auch jetzt noch nicht. Die Einſchüſſe 
der Privaten werden nicht Aktien, jondern Banfantheile genannt, Namen, 
Wohnort und Stınd des Eigner8 wird für jeden Antheil in die Bücher 
der Bank eingetragen und über dieſe Eintragung erhält der Eigner für 
jeden Antheil eine auf feinen Namen lautende Beſcheinigung („Bankantheils— 
ſchein“), mit denen auf den Inhaber gejtellte Dividendenjcheine audgegeben 
werden. Im Uebrigen find die Einjchüffe, jo lange die Bank befteht, wie 
Aktien von Seiten des Eigenthümers unfündbar, außer in einem bejonders 
angegebenen Falle. Sie können aud an Dritte übertragen und verpfändet 
werden, Die Preußiſche Bank iſt danad) aljo doch ein einer Actiengejellihaft 
nahe verwandtes Inſtitut. 

Erjt jeit dem Jahre 1848 find in Preußen neue Actienbanfen und 
darunter auch Zettelbanten mit Staatsgenehmigung gegründet mworben. 7) 
Zunädjt erhielt die Stadt Breslau die Ermädtigung, eine Zettelbant 
als ſtädtiſches Amftitut zu errichten, welde für 1 Mill. Thlr. Banknoten 
ausgeben durfte. Alsdann wurden jogen. Normativbeitimmungen für 


7) ©. auch v. Rönne, Staatsreht d. Preuf. Mon., 3, U. Lpzg. 1872, IT, 
2 $ 485 ©. 515, Ueber d. Preuß. B. ch. II, 1 $ 258. 
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die Errichtung von „Privatbanten” — mie diefe Anftalten im Gegenſatze 
zur Preußiſchen Banf genannt wurden — mit der Befugnik, unverzinäliche 
Noten auszugeben unter dem 15. Sept. 1848 vom König genehmigt und 
am 25. Sept. durch Minifterialerlaß veröffentlicht.) Diefe Banken konnten 
als Actiengejellihaften errichtet werden. Sie jollten ferner indgefammt nur 
bis zu 7 Mill. Täler. Banknoten (ausſchließlich der zwei ſchon beftehenden 
Banken zu Stettin und Breslau) ausgeben dürfen, in ber Regel eine jebe 
bei 1 Mill. Thlr. Kapital 1 Mill, Thlr., wobei man für jebe Provinz und 
für Oft: und Weſtpreußen je ein Anftitut in Ausfiht nahm. Ihre Con— 
cejfionsdauer follte 10 Jahre nicht überfteigen, aber felbjt noch vorbem ohne 
Anſpruch auf Entihädigung ſechs Monate nach etwaiger während der Con— 
cejfionsdauer erfolgender Aufhebung der Preußifchen Bankordnung enden. 

Auf Grund dieſer Normativbedingungen, die ſpäter in einigen, hier 
jetzt nicht weiter hergehörigen Puncten kleine Milderungen erfuhren, ſind 
dann nad der Stettiner und Breslauer die preußiſchen Provincial-Zettel— 
banfen entjtanden, jämmtlih bis auf die Communalftändiihe Bank der 
preußijchen Oberlaufig als Aectiengejellichaften. Die Engheit jener Bedin- 
gungen und die Erſchwerung der Gonceffiongertheilung hat eine irgend 
größere Entwidlung diefer Banken verhindert. Dadurch ijt e8 thatſächlich 
der Preußiſchen Bank mit möglich geworden, fich zur hervorragenden Cen— 
tralbanf zu erheben, ohne daß fie rechtlich ein Monopol oder ausſchließ— 
liches Privileg dazu beſitzt. Denn auch die große und folgenreiche Ermeite- 
rung ihres Notenreht3 durch das Gejeh vom 7. Mai 1856, wonach dieje 
Bank unter Feithaltung einer beſtimmten Notendedfung eine ziffermäßig nicht 
begrenzte Menge Banknoten über 241 Mill. Thlr. hinaus ausgeben darf, 
bat fein ausſchließliches Recht etwaigen anderen Banken gegenüber begründet. 
Sn Preußen beruht aljo zwar dad Recht zur Ausgabe von Banknoten auf 
einer kraft gejetlicher Vorjchrift einzuholenden Staatögenehmigung dieſe 
fann jeboch jederzeit einer oder vielen anderen Banken neben der Preußijchen 
Bank ertheilt werden, ohne daß ein Einſpruchsrecht der leteren bejtänbe. 
Da ferner diefe Bank auf verhältnigmähig kurzer Conceſſionsdauer und jeit 
deren Ablauf mit Ende 1871 auf einjähriger Kündigung jteht, jo bieten 
fih für eine durchgreifende Bankreform zumal gegenwärtig Feine bejonderen 
Schwierigkeiten. Dies ift jett ein befonderer Vortheil, mag man auch über 
die frühere preußifche Bankpolitik ſonſt verjchieden urtheilen. 

An die Stelle des Geſetzes vom 9. Novbr. 1843 über Actiengejell: 
ihaften find für ſolche Gejellihaften, bei welchen der Gegenjtand des Unter: 
nehmens in Handelsgeſchäften befteht, im Jahre 1862 die betreffenden Be— 
ftimmungen des Allgemeinen Deutihen Handelsgeſetzbuches (Buch II. Titel 3) 
getreten. In letzterem war für Actien- mie für Commanditgeſellſchaften auf 
Actien das Erforderniß ftaatlicher Genehmigung zur Errichtung beibehalten 
worden. Das preußiſche Einführungsgejeg vom 24. Juni 1861 zum Hans 
delsgeſetzbuch verordnet einiges Nähere, wie es in diejer Beziehung gehalten 
werben joll. Erſt da3 norddeutſche Gejeb vom 11. Juni 1870 bat das 
Erforderniß der Staatägenehmigung für Actiene und Commanbditactiengejell: 
ihaften bejeitigt, und jomit auch für Bankgeſellſchaften dieſer Art, da dieſe nicht 


*) S. auch D, Hübner, Banken, I. 30. 
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an und für fich wegen des Gegenjtandes der Unternehmung einer ftaatlichen 
Genehmigung unterlagen. Soweit dieſer Grund obwaltet, ijt auch nach dem 
Gejet vom 11. Juni 1870 an den landesgejeglihen Borjchriften über das 
Erforderniß der Staatägenehmigung ausdrüdlic nichts geändert worden 
(Art. 2492 $ 3). Demgemäß ih dieje8 Erforderniß auch für Zettelbanken 
binfichtlih der Notenaußgabe in Kraft geblieben. In Preußen konnte 
übrigens eine Verleihung des Notenrechts an eine Bank nad) der bisherigen 
Geſetzgebung, nachdem einmal die in den Normativbedingungen von 1848 
für die Privatbanfen angejegte Notenſumme erjhöpft war, wohl nur durch 
ein Geſetz, nit ſchon durch k. Verordnung erfolgen. Im Uebrigen ift für 
Preußen die Gejeßgebung über Banfwejen an den Norddeutihen Bund 
und jet an das Deutiche Reich übergegangen, wie unten bargelegt wird 
(j. u. Wr. III. ©. 10 A). 

b. In Baden?) endlich, defjen hier noch erwähnt werden jollte, iſt 
der Eoncejfionszwang für Banfactiengejellichaften, jowie die Regalität der 
Notenausgabe durch zwei neuere Gejeße bejtimmt gewejen. Das Einführungs- 
gejeß zum Deutjchen Handelögejfegbuh vom 6. Aug. 1862 hatte die Staats— 
genehmigung für Actien= und Commanditgejellihaften auf Actien für nicht 
erforderlich erklärt, diejelbe jedoch für bejtimmte Gejellihaften wegen des 
Gegenjtandes der Unternehmung beibehalten, darunter aud für 
folche, welche Bank- und Creditgejchäfte zum Gegenjtande haben (Art. 32). 
Durch eine Beltimmung im Gejeße vom 5. Juni 1860 ward ferner bie 
Ausgabe von Banknoten ausdrüdlih an den Erlaß eines Gejeßed gebunden 
(Art. 9, f. 0. Anm. 1). In Folge hiervon mußte dad im Jahre 1864 in 
Baden aufgefommene Zettelbanktproject vor die Kammern kommen und hat 
dajelbjt zu einer auch für die Principienfvagen nicht uninterefanten Debatte 
geführt. Ein ausſchließliches Recht zur Notenausgabe jollte die damals 
projectirte Bank nicht -erhalten, doch hatte das Minijterium protocollariſch 
feine Abjicht verlautbart und injofern wenigſtens für ſich eine Verpflichtung 
übernommen, während der Dauer der Gejellihajt das Recht zur Aus— 
gabe von Banknoten oder ähnlichen Scheinen Feiner anderen Gejellihaft zu 
verleihen. Daraus würde die langjährige Gentrodijation des Hettelbankgeſchäf— 
tes in Baden hervorgegangen jein. " 

Das damalige badiſche Bankproject jcheiterte indefjen in der zweiten 
Kammer an einem Nebenpuncte, welcher freilich mit der herrſchenden, auf 
den Eingangs genannten Principien beruhenden Zettelbankpolitit zuſammen— 
hing. Im Jahre 1868 tauchte ein neues Project auf, das nad längeren 
Vorbereitungen und nah gründliden Berathungen über die vom Staate 
gegenüber einer Zettelbank pafjend einzunehmende Stellung aud zu Stande 
gekommen ift. Durch das Gejeß vom 16. März 1870 wurde einer in Mannheim 
zu errichtenden Badiſchen Bank das Recht der Notenausgabe unter beftimmten 
Gautelen zunächſt für eine Zeit von 25 Jahren und unter Feitfegung eines 
Gemwinnantheil3 de3 Staats übertragen. Ein ausſchließliches Privileg der 
Notenausgabe iſt dabei aber nicht ertheilt, auch außdrüdlid — rühmlicher 
Meile noch vor dem Kriege von 1870 — vorbehalten worden, daß die Banf 
ohne Anſpruch auf Entihädigung die durch jpätere gejegliche Vorſchriften 


9) Näheres in d. 1. Ausgabe ©. 1 ff., bef. über die Kammerbebatte im 3. 1864. 





SB 


erforderlich werdenden Aenderungen in ihrer Einrichtung zu treffen babe. 10) 
Die Statuten der Bank find in Betreff der übrigen, die Notenausgabe nicht 
berührenden Beitimmungen im Verordnungswege genehmigt worden (25. 
März 1870). Bald darauf trat die Bank in Wirkfamleit. 

3. Im Ganzen ift die bisherige Gejtaltung de3 Bank: und beſonders 
des Zettelbanfrecht3 in den übrigen deutſchen Staaten derjenigen in 
Preußen und Baden jehr ähnlih. An der Staatögenehmigung für Actien= 
gejellichaften überhaupt und daher auch für Bankactiengejellichaften wurde in 
Uebereinftimmung mit den Borjchriften des Handelsgeſetzbuches bis zum 
Bundesgejeg vom 11. Juni 1870 zwar nicht allgemein, aber übermiegend 
feftgehalten. Ein ausſchließliches Recht des Staat3 zur Notenausgabe oder 
ein förmliches Banfnotenregal beruhte zwar nicht überall auf einem bejon= 
deren Geſetze, aljo nit auf einer jo unzweifelhaften Rechtsbaſis wie in 
Preußen und Baden, murbe aber auch ohne diefe allgemein von jedem 
Staate als herkömmlich begründet oder al3 Gonjequenz des Münzregals in 
Anſpruch genommen und factifch ausgeübt. Selbjt wo ein ſolches Recht mit 
Sicherheit als nicht rechtsbeſtändig angegriffen werden Fonnte, wie in Ham— 
Burg, hat die Regierung der eigenmächtigen Ausübung der Notenausgabe 
Seitens der Bankgejellichaften factiſche Hinderniſſe mit Erfolg entgengeitellt. 
Allgemeine Bankgeſetze, durch welche die Errichtung von Zettelbanfen 
oder die Ausübung des Zettelgeſchäfts durch beitehende Banken bloß an die 
Erfüllung gewiſſer gefegliher Bedingungen gebunden wird, find in ben 
Kleine und Mitteljtaaten Deutſchlands jo wenig als in Preußen vorhanden. 
In legterem Staate könnte man zwar in den im VBerordnungsmwege erlajjenen 
Normativbeitimmungen von 1848 den Keim zu einem allgemeinen Bankgeſetze 
jeben. Derſelbe iſt aber verfchiedener Verfuche ungeachtet ohne Entwicklung 
geblieben. 1!) Auch in den übrigen deutihen Staaten iſt endlich, wenn auch 
nur ausnahmsweiſe auf Grund eine8 einer Bank ertheilten ausſchließlichen 
Privilegs, wie in Baiern, wo ein ſolches Privileg dur das Gejeb vom 
1. Juli 1834 der Baieriſchen Hypotheken und Wechſelbank ertheilt worden 
it, doch factijch meistens eine Centralijation der Notenausgabe bei 
einer einzigen Zettelbank einetreten, da eben Feine weiteren Verleihungen 
des Notenrecht3 verlangt oder gewährt wurden. Nur Sachen bildet hier: 
von eine bemerfenswerthe Ausnahme. Für das Nähere genügt ed, auf die 
unten folgende Darjtellung der Entwidlung und des Beſtands der deutjchen 
Zettelbanken zu vermeijen (ſ. u. Gap. II. der Einleitung). Leider haben 
ih beſonders einige deutiche Kleinftaaten nur in einem für ganz Deutjchland 
nahtheiligen Mißbrauch ihrer Souveränetät verleiten lafjen, ihren Zettel: 
banken jehr lange dauernde Conceſſionen und Notenprivilegien zu ver: 
leihen. 2) Someit dadurch wohlerworbene Nechte begründet werden, bieten 


0) Die betreffende Gonceffionsbedingung lautet: „Sollten während ber Dauer 
ber Geſellſchaft (Stat. Art. 3) die bermalen geltenden allgemeinen Vorſchriften über 
Actieugeſellſchaften, Bank- und Münzweſen in Folge von Staatsver- 
trägen ober im Wege ber Geſetzgebung Abänberungen erleiden, fo find die Statuten 
und Einrihtungen der Bad. Banf mit den neuen Vorſchriften in Einklang zu bringen. 

1) S. v. Rönne II, 2. ©. 517. 

12) ©, Röpell, Bewegung b. d. Banfen, Berl. 1868 ©. 3. Die Goncefjionen 
geben meiftens bis Ende biejes, felbft bis in bie Mitte des 20. Zahrhunderts! 3. B. 
— * 1946, Braunſchweig bis 1952, Weimar bis 1953, Meiningen u. Bückeburg 
18 * 
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ſich für eine gefunde Bankreform und für eine einheitliche deutſche Gejeß- 
gebung unliebjame Schwierigkeiten. Ungleich correcter und patriotijcher als 
diejed particulariftiiche Verfahren war das erwähnte Vorgehen Badens. 

4. Auch in den übrigen europäijchen Staaten find die drei erwähnten 
PBrincipien der Zettelbankpolitit, von jeltenen Ausnahmen abgejehen, in ber 
Regel mehr oder weniger zur Geltung gelangt. Eine wichtige Ausnahme 
bildete bisher nur die Schweiz, 1) wo die Fantonale Selbitjtändigfeit, 
ähnlich wie in Deutjchland, diejes Icon vor 1866 und 1870 ald Ganzes 
aufgefaßt, eine Decentralijation des Zettelbankweſens begünftigt hat 
und in den meiften Kantonen Banffreiheit, auch für das Notengejchäft, be= 
ſtand. Entgegengefegte Strömungen, welche auf Negalität und auf Gentrali= 
firung der Notenausgabe abzielten, find aber auch in der Schweiz jeit 
längerer Zeit bemerkbar und wären nad) der beabjichtigten, aber befanntlich 
gejcheiterten Reform der Bundesverfafjung ohne Zweifel mehr zur Geltung 
gekommen. Weiteres über die Geftaltung des Zettelbanfwejend außerhalb 
Deutſchlands iſt gleichfall3 aus der unten folgenden Weberficht zu erjehen 
(j. u. Cap. III.). 

Zu einem allgemeinen Zettelbanktgejet für bie bejtehenden 
Banken ijt e8 bisher nur in Großbritannien in den Peel'ſchen Acten 
von 1844 und 1845, für die beitehenden und aud für neu zu grün= 
dende Zettelbanken jhon früher in einzelnen nordbamericanijden 
Staaten, dejonder8 in Newyork, fodann während des Bürgerfriegd und 
unter dem fichtbaren nachtheiligen Einfluß der damaligen Finanzlage des 
Staat3 im Jahre 1864 in der nordamericanijhen Union gelommen 
(Geſetz vom 30. Juni 1864). 

III. An Deutſchland verdanfen wir es den Ereignifjen von 1866 
und 1870, der Gründung des Norddeutichen Bundes und des Deutſchen 
Reiches, daß eine einheitliche Gefeßgebung über Papiergeld, Banknoten und 
Banfwejen überhaupt für das ganze Land möglich geworden ift und in 
ſicherer Aussicht fteht. Zur Zeit des Deutichen Bundes, mo gelegentlich Ver: 
handlungen über diefe Gegenjtände unter den Einzeljtaaten angeregt worden 
jind, Fam man hiermit wie mit jo vielem Anderen aus befannten Gründen 
nicht zuredt. 

Nah der Norddeutſchen wie nad der Deutjchen Reichsverfaſſung 
unterliegen der Beauffihtigung Seitens des Reichs und der Gejeßgebung 
dejjelben u. A. auch die „Feititellung der Grundjäße über die Emijjion von 
fundirtem und unfundirtem Papiergelde” und „die allgemeinen Bejtimmungen 
über das Bankweſen“ (Art. 4 Nr. 3 u. 4). Der umfafjendere, wiſſenſchaft⸗ 
lich freilich unpräcije Ausdruck „Papiergeld,” der durch die Beifügung ber 
Worte „fundirt” und „unfundirt“ auch noch nicht unzmweidentig wird, bezieht 
ih hier auf Banknoten einerjeit3, auf Staatöpapiergeld andererjeit. Das 
legtere hat eine eigenartige, nicht unbedeutende Entwidlung in Preußen, 
den Mittels und fait allen deutichen Kleinftaaten erfahren. Zwiſchen unſe— 
rem (einlösbaren, al Bari mit Münze circulivenden) Staatspapiergeld und 
den Banknoten bejteht nahe Verwandtihaft und gegenfeitige Vertretbarkeit. 


33) Pol. Fi, schweiz. Bankgeſetzgebung, in Hilbebranb’s Jahrb. I. 79 ff., u. 
M. Birth, Nat.Oek. U. 3. A. 1869 ©. 453 ff. u. paffım. 
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Auch die Stellung beider Arten Creditumlaufsmittel oder Geldſurrogate zur 
Münze iſt trotz der ſonſtigen Verſchiedenheit beider thatſächlich in Deutſch— 
land faſt identiſch. Die Geſetzgebung und die Regelung des Banknoten— 
weſens und der Zettelbanken einer-, des Staatspapiergelds andererſeits laſſen 
ſich daher nicht wohl völlig trennen. Die Beſtimmung der Verfaſſung iſt 
alſo ſehr wichtig und erſprießlich. Nur iſt zu bedenken, daß die Banknoten— 
und Zettelbankfrage bei uns ausſchließlich oder doch, wie in Preußen, Baden, 
Württemberg, Oldenburg u. a. m., wo eine Betheiligung des Staat am 
Gewinn der Bank bejteht, weit übermiegend eine rein volkswirthſchaft— 
liche Frage ift. Die Staatäpapiergeldfrage iſt dagegen in eriter Linie eine 
Finanzfrage und zwar nad) ber bisherigen Sachlage eine Finanzfrage ber 
Einzelftaaten, von fehr verfhiedener Bedeutung für die leßteren, 
weil die Papiergeldausgabe in jehr verjchiedenem Umfange erfolgt und die 
Finanzlage der einzelnen Staaten verſchieden iſt. Diefe Umstände fielen vor 
dem %. 1871 noch jchwerer ind Gewicht, aber haben auch jet beim Ein— 
gange der franzöſiſchen Kriegsentihädigung, bei leichterer Finanzlage und 
billigerem Credite noch ihre Bedeutung. Jede Einziehung von Staatzpapier: 
geld bemwirft für die Staatscaſſe direct oder indirect einen Zinsverluſt, 
einerlei ob jie aus den franzöfifchen Geldern oder aus Steuern oder aus ver= 
zinslihen Anleihen erfolgt. Diefer Zinsverluft iſt aber für die einzelnen 
Staaten aus den angeführten Gründen jehr ungleich, wenn nicht etwa ohne 
Weiteres das vorhandene Einzeljtaat3papiergeld ala Reichsſchuld übernommen 
wird. Hier werben fich alſo noch mande Schwierigkeiten ergeben, die für 
die Banfnotenfrage nit vorhanden find. Bei letterer kann hinfichtlich der 
größeren ober geringeren Gentralijation der Notenausgabe u. dgl. m. viel: 
leiht Meinungsverfchiedenheit beitehen und Einheitsſtaats- und Föderativ- 
tendenzen jind babei möglicher Weife im Gegenſatze. Aber das Finanz— 
interefje der Einzelftaaten wird dabei nicht erheblich verſchieden berührt. 

Auf Grund einer verfaſſungsmäßigen Competenz hat ſich bisher der 
Norddeutſche Bund und das Deutſche Neich noch nicht mit einer eigentlichen 
gejeglihen Regelung de3 Bankweſens und des Staatspapiergeldg befaßt. 
Theils jollte die Währungs: und Miünzreform mit Recht vorangehen, da 
die Bankreform hieran anfnüpfen muß, theil3 verzögerte der Krieg und jeine 
Folgen die Beihäftigung der Neichäregierung und bes Parlaments mit 
diejer Reform. Um indefjen angefihts der ohnehin bejtehenden, aus der 
Berjchiedenartigfeit und VBermiceltheit der Zuftände in den Einzeljtaaten 
fih ergebenden Schwierigkeiten menigitend den Status-quo einjtweilen zu 
erhalten, jind einige wichtige Maßregeln ergriffen worden. 

1. Durd das norddeutihe Gejet über die Ausgabe von Bank 
noten vom 27. März 1870, mweldes fpäter auch auf die vier ſüddeutſchen 
Staaten als Neichsgejeg ausgedehnt worden ift, wurde im Weſentlichen 
Folgendes bejtimmt. Bom Tage der Wirkſamkeit des Geſetzes an kann die 
Befugniß zur Ausgabe von Banknoten nur durch ein auf Antrag der betheis 
ligten Landesregierung erlaſſenes Bundesgefeß erworben werden. Banken, 
die biß dahin von ihrer Befugniß zur Notenausgabe thatjächlich keinen 
Gebrauch gemacht haben, können dies auch Fünftig nur nad der Ermächti— 
gung durch ein Bundesgejeb dazu thun ($ 1). Ebenfo kann eine bejtehende 
Beihränfung für die Befugniß zur Notenausgabe, wonad der Gejammtbe- 
trag ber auszugebenden Noten eine in fich bejtimmte oder durch das Ver: 
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hältniß zu einer anderen Summe (aljo 3. B. zum Stammfapital oder zum 
Baarfonds) begrenzte Summe nicht überjteigen darf, nur durch ein auf 
Antrag der betheiligten Landesregierung erlaſſenes Bundesgejeg aufgehoben 
oder der gejtattete Notenbetrag erhöht werden ($ 2). Ein gleiches Bundes» 
geſetz ijt erforderlich, wenn eine früher erworbene Notenemijfionsbefugnig 
auf eine bejtimmte Zeit bejchränft ift und darüber hinaus verlängert werden 
fol, ausgenommen den Fall, daß Ber Inhaber der Befugniß zur Noten= 
emijjion fich rechtsverbindlich verpflichtet, fich die Entziehung diefer Befugniß 
mit dem Ablauf jedes Kalenderjahres nad vorgängiger einjähriger Kündi— 
gung gefallen zu lafjen ($ 3). Nur unter der gleichen Vorausſetzung, mie 
der leßterwähnten, vermeidet endlich der Inhaber eines Notenrechts die ohne= 
weitere Kündigung diejes Rechts Fraft des Gejetes vom 27. März 1870 zu dem 
früheſten zuläjligen Termin, in dem Falle, daß eine früher erworbene Befugniß 
zur Ausgabe von Banknoten durch eine vom Staate oder einer öffentlichen 
Behörde ausgehende, an einen bejtimmten Termin gebundene Kündigung 
auf eine bejtimmte Zeit beſchränkt werden kann ($ 4). Daraufhin jteht das 
Privileg der Preußiſchen Banf, da3 font Ende 1871 abgelaufen wäre, auf 
einjähriger Kündigung und folgemeife ähnlich die Befugniffe zur Noten 
ausgabe, welche den preußiichen Privatbanfen nur unter dem Vorbehalt der 
jehsmonatlihen Kündigung nad erfolgter Aufhebung der Banfordnung von 
1846 ertheilt find. Nah dem Gejete von 1870 wirb dasjenige Staats» 
papiergeld, dejjen Ausgabe einem Banfinftitute zur Verſtärkung feiner Be— 
triebSmittel übertragen ift, den Banknoten gleihgeachtet ($ 5), eine Beſtim— 
mung, welde Oldenburg trifft. 

Das Gejeß trat am Tage feiner Verkündigung im Norddeutichen 
Bunde, nad) den Bündnifverträgen am 1. Januar 1872 in den ſüddeutſchen 
Staaten in Wirkſamkeit. Lebtere erlofch aber am 1. Auli 1872. Da big 
dahin eine Regelung des Bankweſens durch die Reichsgeſetzgebung nod nicht 
erfolgt war, dafür auch die Zeit noch nicht gefommen fchien, jo lange nicht 
die definitive Müngordnnung erlafjen war, jo wurden die Beitimmungen des 
Gejeges vom 27. März 1870 dur das Reichsgeſetz vom 16. Juni 1872 
noch bis zum 30. Juni 1873 verlängert. 4*) 

2. Das interimiftifche Gefeg vom 27. März 1870 hat ferner durch 
das norddeutſche, jpäter ebenfall3 auf die ſüddeutſchen Staaten al3 Reichs— 
gejet ausgedehnte Gejet vom 16. Juni 1870 über die Ausgabe 
von Papiergeld eine wichtige Ergänzung erfahren. Hiernach darf big 
zur gejeglichen, in der Verfafjung vorbehaltenen Feititelung der Grundjäte 
über die Emijfion von Papiergeld von den Staaten des Bundes Papiergeld 
. nur auf Grund eines auf den Antrag der betheiligten Landesregierung 
erlafjenen Bundesgejeßes ausgegeben oder deſſen Ausgabe gejtattet werden. 
Nur das zur Zeit umlaufende Papiergeld darf nad jeiner Einziehung 
duch neue Werthzeichen erjeßt oder dagegen umgetaufcht werden, mobei 
jedod Papiergeld von geringerem Nennwerth nit an die Stelle von joldem 
höheren Nennmwerth3 treten darf. Das Geſetz trat in drei jübdentichen 
Staaten mit der Reichsverfaſſung gleichzeitig in Wirkjamkeit, nur in Würt— 
temberg erjt am 1. Jan. 1872. Eine Giltigkeitsfrift, wie für das Bank— 


19) Motive u. ſ. w. j. bei Hirth, Annalen 1872 ©. 1333 ff. _ 
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notengefeß fehlt, was die Möglichkeit nahe legt, daß die Negelung des 
vorhandenen. Staat3papiergeld3 noch länger als diejenige des Noten- 
wejens verjhoben wird. Dies wäre jehr zu bedauern und Dank der jegigen 
Sinanzlage der deutſchen Staaten doch auch unſchwer zu vermeiden. 

Der provijoriihe Character wird durch die Furze Friſt, für melde 
dad Gejeß über die „Banfnotenjperre”, wie man es nannte, nur in 
Giltigkeit ift, jofort bezeichnet. Der Anhalt dieſes ſowie des Gejeßes über 
das Papiergeld ergibt aber außerdem, daß man ed nur mit einem kurzen 
Interimifticum bei den biäherigen Maßregeln zu thun hat. Nur dadurd 
laſſen ſich Iegtere einigermaßen rechtfertigen, denn an und für fich find fie 
ein jehr grober Eingriff in dad Bankweſen und die Circulation von Geld: 
jurrogaten, der ſich jachlih von feinem Standpuncte der Bankpolitif aus 
billigen läßt. Der Bankfreiheit und fpeciell der Banfnotenfreiheit widerſpre— 
hen die Maßregeln natürlih ſchnurſtracks. Anderſeits wird die doch mit 
mehr oder weniger Recht angegriffene bisherige Geftaltung einftmweilen einfad) 
fixirt. Eine Weiterentwidlung ijt während der Dauer des Anterimifticumg 
nur möglich innerhalb der Grenzen der geltenden Notenrechte jeder Bank. 
Davon können gerade die mittleren und kleineren Banken, gegen welche ſich 
das Geſetz doch eigentlih am meiſten richtet, profitiven und haben es zum 
Theil in der Zeit nach dem Kriege gethan. So befriedigen die beiden Gejebe 
von 1870 nad) feiner Seite und bedürfen dringend einer Erjegung dur 
ein Definitivum. 

Trotz ihres proviloriihen Character8 haben dieje Geſetze aber einit- 
weilen zwei wichtige Principien janctionirt, die aus den Bejtimmungen der 
Berfafjung jedenfall nicht ohne Weiteres folgten. Das Recht, Banknoten 
und Papiergeld auszugeben, oder die Befugniß dazu Dritten, auch den Eine 
zeljtaaten, zu verleihen, iſt danach ausjhlieglih an den Bund, jetzt 
an das Reich übergegangen, jomweit nicht bereits ſolche Befugnifje bisher 
von Banken erworben und von ihnen und, in Betreff des Papiergelds, von 
den Staaten ausgeübt worden waren. Dadurch wird für die Zukunft ein 
Reichs-Banknotenregal und ein Reichs-Papiergeldregal begrüns 
det, auch ohne daß das neue Nechtsverhältnig im Gejege ausdrücklich jo 
bezeichnet wird. Allerdings das Notenregal nur für die Zeit der Giltigfeit 
des Notengejeßes und das Papiergeldregal big zur gejeglihen Feſtſtellung 
der Grundjäße für die Emijjion von Papiergeld. Allein dies genügt einjt= 
mweilen auch. Der bevorjtehenden Gejeßgebung find dadurch jchon die Bahnen 
angewiejen und die einmal „proviſoriſch“ angenommenen Srundjäße werden 
nit jo Leicht wieder bejeitigt werben. Auch wer ald Anhänger der Bank— 
freiheit etwa das Notenregal verwirft, wird freilich immerhin dafjelbe Lieber 
dem Reihe als den Einzeljtaaten übertragen jehen. Nur in diefem alle 
liegt auch die, Bürgihaft für eine möglichſt gute Ausübung eines jolchen 
wichtigen Rechts für die ganze deutjche Volkswirthſchaft vor. 

IV. Sonach ift gegenwärtig (Ende 1872) der Zujtand de Bank: 
rechts in Deutjchland der folgende: 

1. Bank Actiengejellihaften und Bank» Commanbditactiengejellichaften, 
welche da3 Banknotengejchäft nicht betreiben, können ohne Staatsgenehmigung 
nah Erfüllung gewiffer allgemeiner geſetzlicher Beſtimmungen entitehen. 
Lestere find in dem jetzt aud ala Deutſches Reichsgeſetz geltenden Geſetze 
des Norddeutichen Bundes vom 11. Juni 1870 über Commanditgeſellſchaften 
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auf Xetien und Actiengeſellſchaften feitgejtellt. Anfofern beiteht Bankfreiheit 
jo gut wie Mctiengejellichaftöfreiheit, jtatt des früheren Conceſſionszwangs. 

2. Das Recht der Banfnotenausgabe muß in Zufunft von einer neuen 
Bank auf Grund des dem Reiche übertragenen Regals durch ein auf Antrag 
der betheiligten Landesregierung erlafjenes Reichsgeſetz erworben werben. 
Inſofern beiteht Feine Zettelbankfreiheit, jondern Goncejfiongzwang in der 
Form des Erforderniſſes reichögejeglicher Genehmigung in jedem einzelnen 
alle für Zettelbanten wegen des Gegenjtandes der Unternehmung nach 
Maßgabe des Notenregals des Reichs, nicht, weil die Zettelbanfen etwa 
Hctiengejellichaften find. Ebenjo fann das einer vorhandenen Bank bereits 
zuftehende Recht der Notenausgabe nur durd ein Reichsgeſetz erweitert oder 
über den urjprünglichen Termin hinaus verlängert werden, falls nicht die 
Bank in leterem Falle einjährige Kündigung des noch über diejen Termin 
hinaus ausgeübten Rechts der Notenausgabe ſich gefallen läßt. 

3. Die Gentralijation der Notenausgabe bei einer einzigen Bank ift 
im Deutſchen Reiche bisher rechtlich nicht begründet und beſteht auch that= 
Jählih nicht. Von den jet noch in Betracht kommenden Einzeljtaaten ift 
es nur Baiern, welches einer Bank ein ausjchließliches Notenprivileg ges 
währt hat. In Preußen und Sadjen bejteht vechtlid Feine Gentralijation 
der Notenausgabe bei einer Bank. Diejelbe ijt hier auch thatſächlich nicht 
volljtändig vorhanden, wenn auch in beiden Ländern eine Bank jtarf dag 
Uebergewicht hat. In den anderen Staaten bejteht vechtlich Feine, thatjächlich 
faft ausnahmelos eine Gentralijation der Notenausgabe bei einer Bank. 

Bon den bejprochenen drei Prineipien, auf denen die bisherige Zettel- 
bankpolitik meiſtens beruhte, hat die Deutjche Geſetzgebung aljo den Con— 
cejlionszwang der Banken als Actiengejelihaften fallen gelafjen. Die Re— 
galität der Banknotenausgabe und daher das Erforderniß reichsgejeßlicher 
Genehmigung der Emijfion von Noten dur eine Bank ijt beibehalten und 
noch weiter ausgebildet worden. Die Trage der völligen oder theilweijen 
Gentralijation der Notenausgabe bei einer einzigen Bank oder bei einer 
Hauptbank ijt für das Reich noch eine offene geblieben. 

Das Princip der Negalität der Banknotenausgabe und der jtaatlichen 
Genehmigung von Zettelbanfen als jolden hat weitreichende Eonjequenzen. 
Selbſt wenn bei der Ertheilung von Bankconcejjionen liberal verfahren und 
unter Vermwerfung der völligen Gentralijation der Notenausgabe das Noten 
emiſſionsrecht mehrfach verliehen wird, jo jind eingehende Vorſchriften über 
die Organijation und Leitung, die innere Einrihtung und Gejhäftsführung 
der Zettelbanfen unentbehrlich, ebenjo wie die jpätere genaue Ueberwachung 
ber in Betrieb befindlichen Anjtalten. Wenn der Staat jich jelbjt ausdrück— 
li von jeder eivilrechtlichen Verantmwortlichkeit für die Banken, ihr 
Notengeſchäft und ihre ganze Geſchäftsführung losjagt, jo bleibt doch unver 
meiblic in den Augen des Publikums eine bedeutjame moraliſche Ga— 
rantie des Staats für die concejfionirten Banken und die von ihnen aus— 
gegebenen Noten beitehen. 

Ein allgemeines, Zettelbant- oder Banknotengeſetz, weldes 
etwa nad Analogie des deutſchen Geſetzes über Actiengejellihaften vom 
Jahr 1870 und des nordamericaniſchen Nationalbankgeſetzes von 1864 die 
Bedingungen feſtſtellte, unter denen ohne ſpecielle Conceſſion im einzelnen 
Falle eine Zetteibank gegründet und die Notenausgabe ausgeübt werden 
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darf, bejeitigt zwar eine folche moraliihe Garantie des Staat? auch nicht 
volljtändig, vermindert jie aber doch erheblid. Ein ſolches Geſetz wider: 
ipricht jedoch dem in der deutſchen Gejeßgebung vorläufig janctionirten 
Kegalprincip und dem Princip der gejeglihen Ermächtigung zur Notens 
ausgabe. Allerdings verhindert dad Banfnotengejeg von 1870 nicht den 
Erlaß eines joldhen allgemeinen Zettelbanfgejeßes, der vielmehr gewiß in 
ernitliche Erwägung gezogen werden muß und wird. Auch bejtand im J. 
1870 nicht die Abſicht, den etwaigen jpäteren Erlaß eines joldhen Geſetzes 
endgiltig außer Frage zu ftellen. Jedoch liegt mindeſtens die Gefahr nahe, 
dag, nachdem das Princip der jpeciellen gejeßlichen Ermädtigung einmal 
proviforijh angenommen worden ijt, e8 nun definitiv beibehalten werde. 

V. Soll nun bei der deutichen Zettelbanktreform den Anforderungen 
der Wiſſenſchaft und der rationellen Praxis gemäß vorgegangen werden, 
was gegenwärtig jelbitverjtändlich ift, jo muß man jich über folgende Punkte 
Har werden: 

1. Soll ein allgemeines Zettelbanfgejeg nah den Principien 
einer wiſſenſchaftlich und practiſch haltbaren Zettelbankfreiheit gegeben wer— 
den, ein Geſetz, welches zweckmäßige Bedingungen feſtſtellt, nach deren Erfüllung 
es —* Bank (oder im Princip: Jedermann) freiſteht, Banknoten aus— 
zugeben 

Unter Zettelbankfreiheit — das bedarf nach dem heutigen Stande 
der ökonomiſchen und politiſchen Wiſſenſchaften keines Beweiſes mehr — 
kann natürlich feine abjolute, einem „natürliden Menſchenrechte“ entſprun— 
gene, ſondern immer nur eine geſetzlich geregelte verſtanden werden, wo dem 
Rechte des Emittenten ſcharf beſtimmte Pflichten deſſelben hinſichtlich der 
Notenausgabe und der Einrichtung der Geſchäftsführung gegenüberitehen. 
(Siehe hierüber das folgende zweite Gapitel der Einleitung.) 

Mit einem ſolchen allgemeinen Zettelbanktgejeg wird zugleich das 
Rechtsprincip der Decentraliſation der Notenausgabe ſanktionirt. Die 
thatſächliche Entwicklung kann und wird wahrſcheinlich dennoch zu einer 
oder mehreren großen Haupt- oder Centralbanken führen neben einem Kranz 
von mittleren und kleineren, alſo zu mehr oder weniger ſtarker Centrali— 
ſation der Notenausgabe. 

2. Soll zwar ein ſolches allgemeines Zettelbankgeſetz erlaſſen werden, 
aber zugleich eine oder mehrere Hauptbanken noch eine beſondere tet: 
lihe Begünftigung dur Privilegien erfahren, jo daß ihnen dadurch 
die Erlangung und Behauptung einer hervorragenden Stellung auch durch 
den Staat, niht nur durch die Macht der thatjächlihen Verhältniſſe 
erleichtert wird? 

Privilegien dieſer Art find 3. B. die ausjchlieglihe Annahme und 
Ausgabe der Noten bejtimmter Banken an den öffentlichen Caſſen; günſti— 
gere Beitimmungen für die Notendefung, den Umfang der Notenauggabe, 
die Größe der Notenjtüde, falls das allgemeine Bankgeſetz ſolche Vorſchriften 
für die Banken im Allgemeinen enthält. 

Dadurch wird auch rechtlich ein zwiſchen Centraliſation und Decen— 
traliſation, Bankfreiheit und Staatsgenehmigung einzelner Banken in der 
Mitte ſtehendes Zettelbankſyſtem begründet. 

3. Soll, ſtatt ein allgemeines Bankgeſetz zu erlaſſen, das früher ſchon 
in den Einzelſtaaten geltende, jetzt proviſoriſch im Deutſchen Reich geſetzlich 
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eingeführte Princip der jtaatlihen Verleihung der Befugniß 
zur Notenausgabe in jedem einzelnen Falle beibehalten werden, wobei 
dann die Notenrechte der einmal bejtehenden Zettelbanfen einer Regelung 
und etwaigen neuen Begrenzung unterzogen werden ? 

4. Soll, unter der Borausjegung, daß die letzte Frage bejaht wird, 
al3 Ziel für die Zettelbankpolitit des Neih8 völlige Gentralijirung 
oder völlige Decentralijirung oder ein gemiſchtes Syſtem ing 
Auge gefaßt werden ? 

a. Völlige Gentralifirung jeßte die vorausgehende Befeitigung ber 
bejtehenden Notenrechte der einzelnen Zettelbanfen voraus. Someit bier 
wohlerworbene echte Entjhädigungsaniprüde bedingen, muß Ablöjung 
jtattfinden, die jedenfalls an ſich rechtlich zuläſſig iſt. In einer Ueber: 
gangszeit Tann man jedoch noch die vorhandenen Notenvechte bejtehen, nur 
fie nicht erweitern noch verlängern, noc andere neue entjtehen lafjen, jo 
daß die Gentralijation allmählig eine vollftändige wird, ine Hauptbant 
erhält dann ein ausjchließliches Recht der Notenausgabe, das nur einjtweilen 
noch durch die auf den Ausiterbeetat geſetzten Notenrechte der anderen Ban— 
fen bejchränft wird. 

b. Völlige Decentralijation der Notenausgabe jetzt umgekehrt voraus, 
dab Feiner concejlionirten Bank irgend welde Sonderredhte vor ben 
übrigen gewährt werben. Die bejtehenden Befugnifje und Bedingungen der 
Notenemiſſion müßten demgemäß für alle Banken gleichgejtellt werden. Die 
thatjächliche Bedeutung der einzelnen Banken, insbejondere der Umfang ihrer 
Notenemijjion, würde trotzdem jehr verjchieden jein Können und wirklich jein. 

ec. Ein gemijchtes Syſtem von einer oder mehreren Hauptbanten neben 
einer Anzahl auch ſpeciell concejjionirter mittlerer und kleinerer jett die 
Vebertragung etwa der bisherigen preußiſchen Zettelbankpolitif auf das 
Deutjhe Reich voraus. Dabei würden die mittleren und Heineren Banken 
zu Gunſten einer Reichsbank oder diefer und einiger anderer größerer 
Banken (Frankfurt, Dresden, München) in engere Grenzen eingejchlofjen. 

Für welchen dieſer verjchiedenen Wege ſich die deutſche Bankpolitik 
entjcheiden joll, das ift die concrete Trage, welche jest in Deutſchland 
vorliegt. Die Auswahl diefer Wege überhaupt ift aber eine ganz allge 
meine Principienfrage der Theorie und Praris des Bank: 
wejens und der Bankgeſetzgebung. ine gründliche Behandlung ber 
jeßigen Banffrage in Deutſchland ſetzt eine eingehende Erörterung dieſer 
allgemeinen Principienfrage voraus. Der letteren ijt diejeg Werf gewidmet, 
wobei aber auf die concrete praftifche Frage, die im J. 1868—9 in Baben 
vorlag und gegenwärtig im Deutjhen Reihe zu entjcheiden ift, immer 
bejondere Rüdjiht genommen wird. 

VI. Für die aufgeworfene allgemeine Prineipienfrage der Bankpolitik, 
wie für die concrete Bankfrage in Baden und im ganzen Deutjchen Reiche 
ijt alsdann Folgendes zu berücjichtigen: 

41. Einmal der gegenwärtige wiſſenſchaftliche Stand der Zettel- 
bankfrage im Allgemeinen und der Anjchauungen über Zettelbankfreiheit 
insbejondere. Die Aufgabe dieſes Werkes ift es nicht, dieſe Punkte bier 
eingehend bis ins Einzelne zu behandeln. Vielmehr genügt e8 für das 
vorliegende Werk im folgenden Gapitel (IT) in Kürze die Hauptergebniffe 
meiner in anderen Schriften und Abhandlungen niedergelegten Forſchungen 
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über Zettelbankweſen und verwandte Gegenftände und bie darauf geſtützten 
Säte für die practijche Bankpolitit zujammenzufafjen, ohne daß in ber 
Bemweisführung jedes Für und Wider jpeciell berüdjichtigt wird. 19) 

2. Sodann iſt der gegenmärtige factifhde Stand des Zettelbanf- 
weſens in unjren modernen Staaten und namentlih in Deutſchland jelbit 
zu beachten. Mag man über dieſen Zuſtand urtheilen, wie man will, und 
ihn für noch jo veformbedürftig halten, unvermeidlih wird man auf ihn bei 
allen Maßnahmen bejondere Rüdficht nehmen müſſen, denn diejer Zuftand 
ift der gegebene Boden, auf dem man meiter bauen mu. Cine tabula 
rasa ijt nit vorhanden. In Deutſchland bejteht, wohl oder übel, ein 
geſchichtlich gewordenes, freilih von der bißherigen politiichen Gejtaltung 
unjeres Vaterlandes jehr deutlich beeinflußtes Zettelbankwejen, in mancher 
Hinfiht ein Spiegelbild unjerer früheren, aber auch unjerer heute noch im 
Charakter des Deutjchen Neiches vorhandenen politiihen Lage. Weder völ- 
lige Gentralijation noch Decentralijation, jondern ein gemijchtes Syjtem 
jehen wir im deutſchen Bankweſen repräjentirt. Dadurch wird in der 
heutigen concreten Lage der Weiterentwicdlung der Gejegebung über Zettel: 
banken jchon diejenige Bahn vorgezeichnet, welche die Vermuthung für fi 
bat, die pafjendfte, weil den gegebenen Verhältnifjen am Meijten entjpres 
chende, zu jein. 

Die Antnüpfung an die reale Wirklichkeit ift aber in allen wirthichaft: 
lihen und politiihen NReformfragen geboten. Auch für die allgemeinen 
Principienfragen der Bankpolitif darf man die nicht vergeflen. Ein rein 
abjtractes Vorgehen ift durch die Natur des Gegenjtandes, um den es fid) 
bier handelt, ausgeſchloſſen. Die concreten Verhältniffe liegen freilich da 
und dort verjhieden. Den Einfluß, und den nothmendigen und berechtigten 
Einfluß dieſes Umſtandes auf wirthſchaftspolitiſche Aufgaben auch bei der 


5) Bon meinen früheren Arbeiten, auf welde ich für die weitere Ausführung 
und für die Begründung meiner Anihauungen verweife, nenne ih: A) felbftän: 
bige Schriften: Bars zur Lehre von den Banfen, Lpz. 1857, — (Das 
neue 2ottoanleben u.) bie Reform ber diterr. Nat.-Banf. Wien, 1860. — Die 
Geld: u. Erebitthbeorie der Peel'ſchen Banfacte Mien, 1861. — Die 
döfterr. Baluta Thl. I (Herftellung der Nat.Bank). Wien, 1862. — Die ruſſiſche 
Rapierwährung. Riga, 1868. — Meine Neubearbeitung ber 6. Aufl. von Nau’s 
Finanzwiffenihaft. Lpz. u. Heid. 1872 $ 208—211. — B) von einzelnen Auf: 
fägen: Die Artifel Bapiergelb im Bd. VII, u. Zettelbanfw. im Bd. XI, S. 293 
bis 340, des deutſchen Staatswörterbuchs v. Bluntihli u. Brater (fegtere 
Abhandlung enthält eine Zufammenfaffung meiner verjchiedenen Arbeiten, welche das Geld— 
und Bankweſen verichiebener Länder theils biftorifch u. ftatiftiich darjtellen, theils — und 
vornehmlich — Fritifch für theoretifche Fragen u. für practifche Zwecke behandeln; das 
folgende 2. Eap. bildet eine Art Auszug aus diefer Abhandlung); Art. Defterreihs 
Finanzen im Staatöwdrterbud Bd. VII u. in Unjere Zeit, 1863; Art. 
Finances de l’Autriche u. banque de l’Autriche in Horn's annuaire 
du eredit pub1.1861; bie 2 Art. 3. Geſch. u. Kritif d. öfterr. Bancozettel: 
geriobe. Tüb. Zihr. 1861 und 1863 5 ber Art. Die preuß Banffrage in ben 
Preuß. Jahrbüchern. 1865 I. S. 390—412 ; die meiltens von mir berrührenden 
Gredbit: u. BanfartifelinRentzih' Handbwörterbudbbd.Bolfswirthidhafte: 
lehre, 1866; zahlreiche meift biftorifchejtatift. Artifel über öſterreich. Finanzen und 
Baluta im Brem. Hand.-Bl. 1859, 1860, 1862 u. über deut ſche Zettelbanfen 
eb. 1864 u. 1865. Einzelnes Material entnehme ih auch noch meinen Artikeln über bie 
Hanbelsfrife v. 1857 im Preuß. Wochenbl., 1858, u, über Öfterr. Fin. u. 
Raluta in Kolatſchek's Stimmen db. Zeit, 3. g. 1859—62. 
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theoretifhen Erörterung feftzuhalten, ift aber die richtige Forderung auch 
vom heutigen Standpunkte der Theorie aus. Die Grörterungen über 
MWirthichaftspolitif verlieren fi jonit ind Blaue hinein, wenn an diejem 
Buncte nicht fejtgehalten wird. Denn e8 gilt ja bier immer, Grundjäße 
für eine practijche Wirklichkeit, in der einmal die und die gegebenen Ber: 
bältnijje obwalten, aufzujtellen. Um Wirthichaftspolitif fruchtbar zu behan— 
dein, muß man aljo an beſtimmte concrete Zuftände diejeg oder jenes 
Landes oder diejer oder jener Zeit anknüpfen. 

Im zweitnächſten Abjchnitt der Einleitung (Kap. IIL) wird eine 
für den vorliegenden Zweck ausreichende kurze Weberjicht über den Zuſtand 
des Zettelbanfmwejens, insbeſondere in Deutjchland, gegeben. Dieje Ueberjicht 
findet in dem jtatiftijden Anhang am Schluß des Werkes ihre ziffer- 
mäßige Bervolljtändigung. 

3. Endlich ijt das geltende Bankrecht oder die Banfgejeggebung 
Deutihlands und zur Vergleichung ‚auch diejenige anderer wichtiger Cultur— 
länder im Ganzen wie namentlid) in den vielfältigen Einzelbejtimmungen 
bejonder8 eingehend zu berückſichtigen. Auch für diefen Punkt gilt das 
joeben Gejagte: es ijt in der Wirthichaftspolitit aud an das beſtehende 
Wirthſchafts recht anzufmüpfen und dies zwedmäßig ums und weiter zu 
bilden. Auch bier darf man in der Praxis wie in der theoretiichen Er: 
Örterung über die einzujchlagende Politik nicht abjtraft verfahren, als wäre 
alle8 Bejtehende werthlos und gälte e8 abjolut Neues einzuführen. . Im 
früheren und noch geltenden Wirthichaftsrechte, aljo hier im Bankrechte eines 
Staat? und in dem betreffenden echte anderer Länder liegt ein großer 
Erfahrungsſchatz, der verwerthet werden muß. „Prüfet Alles und das 
Beite behaltet”, heit e8 auch hier. Dieſe Methode führt befjer zum Ziele, 
als die aprioriftiiche, aus bloßer Deduction hervorgegangene Aufjtellung 
neuer, vermeintlich ganz abjoluter Sätze und Regeln. 

Sn dieſer vergleihenden Darſtellung und kritiſchen Prü- 
fung des älteren und neueren, des einheimifchen und fremden Bankrechts, 
woran ſich dann die Erörterungen über die Banfreform oder über 
Bankpolitik in diefem Sinn des Wortes anjchließen, liegt der Hauptzweck diejes 
Werks. Der ganze zweite, d. 5. der eigentlihe Haupttheil des lebteren iſt 
biejer Aufgabe gewidmet. Die dabei befolgte Methode ijt die mühlame und 
langwierige der Anduction, die aber jchlieglih doch allein fichere Nejultate 
auch für unjere practiiche Frage der deutichen Zettelbanfreform liefert. Das 
nähere Eingehen auf vielfach jehr jpecielle Einzelheiten des geſetzlichen wie 
ftatutariichen Bankrechts ift dabei abjichlih nicht geſcheut worden, auch 
auf die Gefahr Hin, die leichte Lesbarkeit des Buches zu beeinträch- 
tigen; das ijt eben bei ſolchen Unterfuchungen in diejer wie in anderen 
Wiſſenſchaften nicht zu vermeiden, wenn es auch, nad manchen Stimmen zu 
ihließen, in der politijchen Defonomie noch immer in gemijien Kreijen An: 
ſtoß erregt und bejonderer Entſchuldigung bedarf. 

Bon der Darftellung und Prüfung des Bankrechts läßt jih in vielen 
Fällen die Darjtellung und Prüfung der im Gebiete des Zettelbankweſens 
in verjchiedenen Zeiten umd Ländern vorgelommenen Erfahrungen und 
der Berhältniffe der Tehnif des Bankfbetriebs nicht trennen. Jene 
Erfahrungen und dieje bankftechnijchen Verhältnifje bilden den Prüfftein des 
bisherigen Bankrechts und den Wegmweijer für etwaige Reformen. Gie 
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zeigen uns die Vorzüge und Nachtheile der verſchiedenen Principien des 
Bankrechts, der Bankfreiheit, des Monopols, des Conceſſionsſyſtems, der 
Centraliſirung und Decentraliſirung. Soweit nöthig wird daher in dem 
Haupttheile dieſes Werks auf dieſe Erfahrungen im Zettelbankweſen, auf 
Geſchichte und Statiſtik des letzteren und auf techniſche Fragen des Bank— 
betriebs eingegangen werden. Jedoch nicht um dieſer Puncte ſelbſt willen, 
ſondern zum Zweck der Beurtheilung des Bankrechts. Es ſind 
alſo in dieſem Werke keine eigentliche Geſchichte und Statiſtik der Zettel— 
banken und keine vollſtändige Darſtellung der Technik des Bankbetriebs 
gegeben. Ueber beſonders ſtrittige Punkte, wie z. B. die Centraliſation der 
Notenausgabe oder eine Vielheit von Zettelbanken, die Begrenzung des 
Notenumlaufs von Centralbanken nach dem Princip der Peel'ſchen Geſetz— 
gebung („Contingentirung“ der metalliſch ungedeckten Noten), über die 
Bewährung der verſchiedenen Arten Banken in großen öffentlichen Kata— 
ſtrophen, Kriegen u. dgl. liegt gerade aus der neueſten Zeit, beſonders auch 
aus Deutſchland aus dem J. 1866, zum Theil auch aus dem J. 1870—71 
jehr interejjantes und lehrreiches Material vor, weldes nad) unferen Kräften 
und jomweit e3 der Raum geltattete jeine Verwerthung für die ragen der 
allgemeinen und der deutſchen Banfpolitif in vorliegendem Werke gefun- 
ben bat. 

Die Darftellung des Bankrechts im Haupttheile dieſer Schrift iſt eine 
ſyſtematiſche, nad einem Plane, welcher im Eingang zu diejem Theile 
kurz dargelegt und begründet werden wird, jeine vollitändige Rechtfertigung 
aber nur durch das ganze Werk jelbjt finden kann. Die Erdrterungen und 
Vorſchläge für die Weiterbildung und die jegige pafjende Gejtaltung des 
deutſchen Bankrechts werden an die einzelnen Puncte angeknüpft, wie dieje 
legteren in jyitematijher Ordnung zur Behandlung kommen. 

Vu. Scdlieflid mögen in Bezug auf das practiſche Endergebnif; 
diejer Schrift gleich hier einige Bemerkungen zur weiteren Orientirung über 
den bier vertretenen Standpunct vorangejhict werden. Sie werden dem 
Leſer von vorneherein Far machen, daß er in diefem Bude nicht etwas 
juhe, was wir ihm nicht zu bieten vermögen: eine einzige abjolute 
Löſung der Zettelbankjragen bei uns oder anderswo, geſtützt auf bieje 
oder jene Theorieen des Geld, Credit: und Bankweſens, melde von ihren 
Anhängern als bie allein überall und allzeit richtigen — gepriejen, aber — 
nicht bewieſen werden. 

Sn der Bolfswirthichaftspolitif hat die neuere deutſche Wiljenjchaft 
immer mehr den „Abjolutismus der Föjungen“ verworfen und von 
vorneherein die Nothbwendigkeit von Compromiſſen zwijden den 
Forderungen der Theorie und den gegebenen Berhältnijjen 
anerkannt. Auch auf dem Gebiete der Bankpolitik und des Zettelbank— 
weſens jpeciell ijt dieſer Standpunct fejtzuhalten und demgemäß in con— 
ereten ragen die Entiheidung zu treffen. An den allgemeinen Erörterungen 
über Bankpolitif ijt ferner gleichfalls diejer Standpunct zu behaupten, weil 
Bankpolitik, wie Wirthſchaftspolitik überhaupt, nie abjtract, d. h. unter 
Abjehen von den Verhältnijjen der Wirklichkeit, für einen irgend mie ge- 
dachten dealzuftand der Bevölkerung, ihres Staats, ihrer Wirthſchaft 
getrieben werden kann. Grundjäße der Boltswirthigaftspolitif laſſen ſich 
nicht „für ein Volk ſchlechtweg“, als eine beliebige er Menſchen“, 
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fondern nur für ein Volt als eine gejhichtlic gewordene, unter den und 
den Berhältnifjen lebende, in diejem bejtimmten geſchichtlichen Staate vers 
bundene organiſche Einheit von Menjhen mit den und den bejtimmten 
Eigenſchaften aufjtellen. 

1. In der allgemeinen wie in der concreten Bankpolitif find die Er— 
gebnijje der Wijjenfhaft, der die Erfahrungen objectiv würdigenden 
Geld-, Credit: und Banftheorie zuerjt zu benußgen. Aber in Betreff 
diejer Ergebnifje muß der unbefangene Vertreter der Wiſſenſchaft, der nicht 
Barteimann ift, offen zugeltehen, daß die Theorie kaum einen ihrer Säße 
in abjoluter Unbedingtheit hinſtellen darf, jondern die nur relative Giltigfeit 
der weitaus meijten von ihnen offen anerfennen muß. Beijpielömeije: in der 
Trage der Eentralijation und der Decentralijation der Notenausgabe, der 
Einheit und Vielheit der Zettelbanfen, des Zettelmonopols oder der Gone 
cejjionirung mehrerer Banken läßt fich fein abjolutes Urtheil für und wiber 
fällen. Vorzüge und Nachtheile haften jedem der entgegengejeßten Syjteme 
an, aber Licht und Schatten find ziemlich gleich vertheilt, jo daß man in 
der allgemeinen Bankpolitif nur vorfichtig und bedingt fich für ein bejtimmtes 
Syitem erflären kann. Dagegen wird gerade in der allgemeinen Bankpolitif 
darauf Hinzumeilen jein — was dann die möglichjt richtige Entſcheidung 
in der concreten Banffrage eines einzelnen Staates herbeiführen wird —: 
daß nämlich dur andere gegebene Umftände dag Zünglein der Waage 
entjchiedener zu Gunſten des einen oder andern Syſtems ausjchlagen wird. 
Der Bolfscharacter z. B., die Unabhängigkeit und Verſtändigkeit der öffent- 
lihen Meinung, die Ehrlichkeit und Unbeftechlichfeit der Preffe, die Gemwöh- 
nung ber Bevölkerung an Selbitfürjorge kann in einem bejtimmten Falle 
die jonjtigen Nachtheile der Bankfreiheit und der vollen Decentralijation 
der Notenausgabe jo jehr verringern, daß man um der großen Vortheile 
willen ohne Scheu die Decentralijation zum leitenden Princip des Bank— 
rechts madt. In einem anderen alle werden dagegen die Nachtheile und 
Gefahren diejes Syſtems gerade wegen des Volfscharacter8 und der gejell- 
Ihaftlihen Verhältniffe jo erheblich) in der Wirklichkeit erjcheinen, dag man 
ein anderes Syitem adoptirt. Was 3. B. den Schotten erlaubt iſt und bei 
ihnen überwiegend günftig wirft, kann für die Nordamerikaner ſchädlich fein. 
Ein reines Notenmonopol entjpricht dem franzöfiichen Volksgeiſte und den 
Zuftänden Frankreichs, während ein gemijchtes Syſtem bei germanischen Völkern 
bejjer am Plage ijt. Hat man dann mwejentlich mit Rückſicht auf joldhe Ver: 
hältnifje im concreten alle eine Entſcheidung getroffen, jo gilt es nun, den 
wiſſenſchaftlichen Forſchungsergebniſſen und den Erfahrungen der Praris 
gemäß, gejeßliche Beitimmungen dahin zu treffen, daß die Vorzüge eines 
— möglichſt zur Geltung kommen, die Nachtheile möglichſt eingeſchränkt 
werden. 

2. Zu den Umſtänden, welche in ben Fragen der Volkswirthſchafts— 
politit zu berüdlichtigen find, Fönnen auch Ueberzeugungen, Anſichten, 
jelbjt VBorurtheile gehören, welche in der Bevölkerung oder in maßge— 
benden Kreiſen derfelben verbreitet find. Zumal im Gebiete de3 Creditweſens 
haben ſolche Anfichten ihre Bedeutung. Selbſt das beſchränkteſte Vorurtheil 
wird ein beachtenswerther Factor werben, wenn es das einer Bank oder 
den Banknoten nothwendige Vertrauen hindert. Die Aufgabe wird dann 
die Aufklärung des Publifums jein, aber dazu gehört Zeit und einftweilen 
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muß man auch mit dem WVorurtheil rechnen. Das Vertrauen läßt fich ein: 
mal nicht befehlen, jondern nur durch Weberzeugung wecken und erhalten. 
An der Frage der DVielheit der Zettelbanken ijt dies 3.8. au in Deutſch— 
land zu beachten, meil notorijch die Öffentliche Meinung gegen bie Vielheit 
der Noten eingenommen ijt. Daraus folgt nicht nothwendig, daß man bie 
Notenausgabe ganz centralijirt, aber doch, daß eine völlige Decentralijation 
ihr Miplihes haben würde. Ferner muß eben wegen jolder Meinungen 
für die Girculationgfähigfeit auch der Noten der Kleinen Banken um jo 
beijer gejorgt werden, namentlich durch die Beitimmungen eines „formellen“ 
Bankgejetes über die Annahme, Einlöjung der Noten u. ſ. w. (j. folgendes 
Kap. II. und Theil II. Kap. L). 

3. Auch die politifhen Verhältniffe eines Landes üben einen be— 
rechtigten Einfluß auf die Wahl eines bankpolitiſchen Syſtems aus. Ein 
Land, oder bejjer gejagt eine Volkswirthſchaft, welche Krijen wie 1866 erle— 
ben fann, wird eine Zerjplitterung der Notenausgabe, wie fie z. B. in 
Thüringen bejteht, ängjtlicher ſcheuen müffen, als eine ſolche, welche einen 
politiſch gefeftigten Staatsverband befitt. Die Erfahrungen von 1866 mit 
den Noten und der Gejhäftsführung der Keinen deutſchen Zettelbanten 
fehrten denn auch im J. 1870 nur in ganz geringem Maße wieder. 

4. Ein anderer ebenfalls für die Bankpolitif wie für manche andere 
wirtbihaftspolitiihe Fragen ſehr wichtiger Umſtand ift die volkswirth— 
Ihaftlide Stellung, welde das Staatsgebiet einnimmt, für 
dejjen Umfang allein eine gejeglihe Entjheidung getroffen 
werben joll, Wie man ſich vor dem Abjolutismus der Löjungen in der 
Zeit, wenn man jo jagen darf, hüten muß, jo nicht minder vor dem 
Abjolutismus der Löjungen im Raume. Eines ſchickt ſich nicht für alle. 
Die zeitlihen und räumliden Bedingungen für die geſetzliche Löjung einer 
Frage der Wirthichaftspolitif verlangen die genauejte Prüfung. Dieje hat 
gerade in Deutichland oft gefehlt. Eine unbefangene Betradhtung fonnte 
3. B. jhon lange vor 1866 und 1870 nicht verfennen, daß wenigſtens Die 
deutihen Mittel- und Kleinftaaten doch nicht jelbftändige Volkswirthſchafts— 
territorien, jondern bloß provincielle Theile Eines großen deutjchen Wirth: 
ichaftögebiet3 waren. Im Zollverein trat dieſes VBerhältniß deutlicher hervor, 
aber entitanden ijt es Feineswegs erſt dadurd und die außerhalb deö Zoll: 
vereins gebliebenen deutjchen Staaten, wie früher Hannover, Mecklenburg, 
jest aud Hamburg und Bremen bildeten doc von jeher wegen ihrer geo- 
graphijchen Lage und wegen ihrer Functionen für die deutſche Volkswirth— 
ichaft territoriale Theile der leteren, wenn aud) nicht jo eng wie andere 
verwachſene. Erwägt man zumal die furiofe geographiiche Gejtalt, die mini— 
male Größe, die willführlie, ohne Rückſicht auf Bodenverhältnijje und 
Stammeszujammengehörigfeit der Bevölkerung erfolgte Bildung jo mander 
deutſcher Staatsterritorien, jo tritt dieſe wirthichaftliche Unjelbitändigkeit 
nur noch mehr hervor und hat fid ja auch in den großen Strijen des 
Zollvereing immer deutlich genug gezeigt. 

Auch im Geld, Credit: und Banfwejen haben die Thatſachen in 
Deutſchland ſeit lange laut geſprochen. Der Umlauf großer Mafjen „aus— 
ländiſcher“ Banknoten, namentlich der Preußifhen und der Frankfurter 
Bank außerhalb Preußens und Frankfurts, vor und nad den Ereigniſſen 
von 1866, beweiſt Mar, daß man es auch in Deutſchland doch mit Einem 
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großen Wirthſchaftsgebiet zu thun hat. Dieſes beſaß und beſitzt ſeine natür— 
lichen Centren und Gravitationspuncte des Verkehrs unabhängig von den 
ganz zufälligen politiſchen Grenzen der deutſchen „Staaten“. Eine in Berlin 
ausgegebene Banknote der Preußiſchen Bank in Sachſen oder in Südmelt: 
deutjchland, eine Frankfurter Note in letzterem jpielt ſchon lange weſentlich 
diejelbe Rolle unter den Umlaufsmitteln, mie eine Note der Franzöſiſchen 
Bank aus Paris in der Provence oder eine ſolche der Engliihen Bank aus 
London in Schottland oder auch eine Note des decentralifirten Bankweſens 
von Newyork in Ohio. Und umgekehrt, ſächſiſche, hannover'ſche, batrijche, 
mwürttembergijche, badijche, thüringifche Noten und dag gejammte Bankweſen 
diefer Länder waren und find, nad) wie lange vor 1866 und 1870, Pro: 
vincialbanfnoten, die ſich natürlich troß der Verbote in die deutjchen 
Nachbargebiete verbreiteten, Provincialbankweſen, in bemjelben Ber: 
hältniß zu Berlin, 3. Th. auch zu Frankfurt a. M., wie dad Bankweſen 
und die Noten Schleſiens, Pommerns oder Rheinlands zu diejen Pläßen 
oder wie das engliiche „Landbankweſen“ (country banks) zu London, die 
ehemaligen franzöfiichen Departementalzettelbanten und die jetzigen Banken 
franzöfiicher Provincialjtädte zu Paris, die Banken de3 norbamericanijchen 
Weſtens zu den Neuenglanditaaten und deſonders zu Nemyorf. 16) 

Die practiichen Conjequenzen diejer Anjhauung find für die Bank— 
politit jehr wichtig. Noch bei den Bankdebatten in Baden im J. 1864, 
Ipäter in Württemberg bewegte man fih in Illuſionen einer Art jelbjtän- 
digen Wirthichaftsgebiet3, welche jener Auffaflung jehr widerjprehen. Der 
in Baden damals zum Weberdruß betonte Gegenfab von Babdenern und 
„Ausländern” — d. b. anderen Deutjchen! — von badiſchen und „auslän— 
diſchen“ Intereſſen, Gewinnſten, Banken, Börjen, Handel3- und Wechſel— 
pläten; das jteete Streben nad Emancipation von diejen „Fremden“, im 
Sredit: und Bankweſen von dem „fremden“ Plate Frankfurt a. M., das 
waren Ausflüſſe diefer falfchen Anfichten. 7) Es war und ijt nod jet 
gewiß ein ganz beredtigter und auch erfüllbarer Wunſch der einzelnen 
deutſchen Länder, 3. B. ein ordentliches, den Verfehrsbedürfnifien entjpres 
hendes Banfwejen und eine zu diefem Zweck pafjende Gejehgebung für das 
eigene Gebiet zu erhalten. Someit in einem Lande, wie etwa in Baben, 
eine unnöthige übergroße Abhängigkeit von einem nicht-badiſchen Plate wie 
Frankfurt in den Geld: und Ereditverhältniffen durch den Mangel einer 
größeren Bank oder durch eine unrichtige Gefeßgebung über Banken veran- 
laßt wird, kann und ſoll dem mit Recht durch die Errichtung von Banken 
im eigenen Lande und durch Neformen der Gejeßgebung abgeholfen werden. 
Das iſt aud) ein berechtigter Gefichtspunct in einer deutſchen Reichs-Bank— 
politif. Aber die natürliche und mohl begründete Abhängigkeit der einzelnen 
Theile von einander, z.B. Badens von Frankfurt und großen nordbeutjchen 
Plägen, jollte man auch in particularer Banfgejetgebung gar nicht einmal 
zu bejeitigen verſuchen. Denn dieſe Abhängigkeit ift die nothwendige Folge 


’“) Betonung dieſes oft überfehenen allgemein swirthicaftlihen Geſichtspunets 
in ber Baukfrage ſchon vor 1866 in meinem gen. Aufſ. „die preuß. Bankfrage“ in 
db. Preuß. Jahrb. S. auch Naſſe, Preuß. Banf, Bonn 1866, ©. 12. 

17) Näberes über die Debatten in Baden i. in d. 1. Aufl. ©. 5, 7; eb. über 
Mathy's Stanbpunc ©. 9 Anm. 16, 
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der organijchen Einheit des deutjchen, wie jedes anderen großen Volkswirth—⸗ 
Ihaftögebietd. Alle jolche Beitrebungen gehören jener antiquirten Handels» 
oder richtiger Wirthichaftöfeindjeligfeit an, melde die internationale 
Wirthſchaftspolitik früherer Zeiten characterifirte und vollends in den bloß 
interprovincialen Beziehungen der deutſchen Staaten jchon lange vers 
werflih war. Die Bankpolitit des Deutſchen Reichs kann ſolche Tendenzen 
natürlich nie begünjtigen. 

Diejer Standpunct alfo, auf welchem die abjoluten Löjungen vers 
worfen und Compromifje zwiſchen den ohnehin nur relativ richtigen Süßen 
der Theorie und den gegebenen Verhältnijfen von vorneherein al3 principiell 
berechtigt betrachtet werden, ijt in diejem Werke der maßgebende, mo es fich 
um allgemeine oder um die concrete deutiche Bankpolitik handelt. 

5. Endlich jei gleich Hier noch eines Punctes erwähnt, der nad) meiner 
wifjenihaftlihen Auffafjung in Kragen der Volkswirthſchaftspolitik überhaupt 
und nicht zum Wenigſten auch in der Bankfrage von größter Wichtigkeit 
üt. An ſolchen Fragen dürfen nit immer allein rein dfonomijde, 
tehniiche, finanzielle Gründe enticheiden, jondern mwejentlid in Con— 
currenz mit denjelben treten jocialpolitijche. Dies zeigt fich beiſpiels— 
weile in einem KHauptpuncte der Bankfrage, nämlih wer die Verwaltung 
großer Gentralbanfen führen jolle, Staat3organe oder Private, aud 
wenn die Bank in rechtlicher und finanzieller Hinficht Fein Staatsinftitut 
it. Es mögen in techniſcher und ökonomischer Hinjicht vielleicht überwiegende 
Gründe für Privatverwaltung und gegen Staatöverwaltung jprechen, was 
nebenbei bemerkt bei großen Banken faum der Fall iſt; es mag jelbjt bie 
Gefahr einer Verquickung der Staatsfinanzen mit der Bank näher gerüdt 
werden; trogdem wird die Staatsverwaltung einer großen mächtigen 
Gentralzettelbant leicht den Vorzug vor reiner Privatverwaltung verdienen, 
weil lettere eine zu große Macht einer einzelnen Gejellichaftsclafje in bie 
Hände jpielt. Mit vollem Recht legt die neuere deutſche Wiſſenſchaft auf 
die Beachtung ſolcher jocialpolitifcher Gefichtspuncte großen Werth. Ich 
jheue mich nicht, mich auch in der Brankfrage offen zu dieſer Anficht zu 
befennen, die freilich wieder „fathederjocialiftiich” genannt werden wird. 17a) 


Il. Der wifjenfchaftliche Stand der Zettelbanffrage. 


I. Brinecipiell rein aus volkswirthſchaftlichen Gründen läßt 
ih die Bankfreiheit und felbft die früher jo gefürdtete Zettelbankfreiheit 
nah dem gegenwärtigen Stande der Wiſſenſchaft rechtfertigen; d. 5. bie 
Wiſſenſchaft Hält es für zuläffig, daß, ohne Conceſſionszwang für eine 
Bank, ſei es als ectiengejellichaft oder als Bankunternehmung oder als 
Zettelbank, die Errichtung und die Geſchäftsführung von Banken überhaupt 


175) ©. Näheres über die Staatsverwaltung von großen Banken im Nach— 
trage 59 zu Seite 148, 
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wie von Zettelbanken insbejondere auf Grund allgemeiner, von Jedem zu 
erfüllender gefetliher Bedingungen freigegeben werde. Was dieſe Bedin- 
gungen anlangt, jo rechtfertigt man bereitö vielfah im Allgemeinen das 
gleiche Verhalten des Staat3 zur Zettel wie zu anderen Banken unb 
hält daher beiden gegenüber eine eigentliche ſachlich in die Organifation und 
Geſchäftsführung eingreifende Leitung und Gontrole des Staat3 nit für 
geboten, noch weniger fordert man fie unbedingt. 1%) Die Freiheit der 
Banken ohne Notenausgabe wird in der Theorie jet jo allgemein als be= 
rechtigt zugegeben, daß mir fie hier als feiten Ausgangspunct betrachten 
dürfen. Nicht ganz diefelbe Uebereinjtimmung berricht jedoch in Betreff der 
Zettelbanten, was das Maß der nothwendigen Regelung Seitens des Staats 
anlangt. In einzelnen, wenn auch nicht jehr vielen Buncten nämlid, in 
welchen die Banknote eine wenigſtens gradmeile Verſchiedenheit von anderen 
Geldfurrogaten und daher die Zettelbant von anderen Banken wirklich 
bejitt, wird von der Nationaldconomie ein apartes Eingreifen des Staats 
in das Zettelbankweſen allerdings auch gegenwärtig noch gebilligt oder jelbft 
gefordert. Im Folgenden Tann fich daher die Argumentation auf den Nach— 
weiß beſchränken, daß das Gejhäft der Notenausgabe, mithin die 
Natur und wirtbihaftlide Junction ber Banknote, im Allge— 
meinen wenigitens feine Ausnahme von jener Negel der Bankfreiheit für 
die Zettelbank begründet. In allen anderen rein wirthichaftlichen Bezie— 
bungen gilt die Bankfreiheit auch für die Zettelbank ſchon, meil fie für 
Banken gilt, als zuläffig. 

Unbefangene müfjen aber zugejtehen, daß wie in jo vielen politifchen 
und vollSmwirthichaftlichen Angelegenheiten jo auch hier Opportunitätsgründe 
Eompromijje zwiſchen der Zettelbanffreiheii und den diejer entgegenſte— 
henden Anjhauungen gejtatten. Diejes läßt fich damit rechtfertigen, daß 
die Gründe für diefe Freiheit in der Praris doch nur einen relativen Werth 
haben; daß ferner in ſolchen Dingen wie gejagt nicht rein volkswirthſchaft— 
liche Rückſichten ſtets entjcheiden Fönnen. Weiter kommt in Betracht, daß 
die aus jolden Compromifjen hervorgehenden Gejtaltungen des Geld», Credit: 
und Bankweſens, daß jelbjt der Concejjionszwang, dad Notenregal, die da— 
durch bedingte Negulirung und Beauffihtigung des Bankweſens Seitens 
des Staats, die Monopolifirung der Notenausgabe nicht durchaus noth— 
wendig und auch nicht regelmäßig diejenigen Mißſtände und Uebel zur 


'6) Bgl. u. A. aus ber neueren und neueften Literatur 3. B. v. Hod, dff. Abg 
u. Schulden, Stuttg. 1863, $ 39—41 (übrigens S. 328 mit einem Vorfchlag eines 
Freibankgeſetzes, deſſen 3. Th. bedenkliche Puncte Hod in ſ. Fin. u. Fin. geſch. Ame: 
tifas, Stuttg. 1867, ©. 627 jelbjt zugeben muß), dann Horn, Bankfreiheit (deutfche 
Ausg.) Stuttg. u. Leipz. 1867, — Einen ganz einjeitig geganerifhen Standpunct 
gegen Banfnotenausgabe überhaupt und vollends gegen Zettelbanfrreibeit nimmt mit 
wenigen Ausnahmen (3. B. 2. Lasker) die neuefte beutiche Broichürenliteratur über 
die Bankfrage ein, die Schriften von Unrub, Kämmerer, Perrot, Augspurg, 
Eggers u.a. m. E8 find vielfah Practifer, die nad ihren ifolirten Beobadtungen 
ohne jede Rüdficht auf die wiſſenſchaſtliche Banfliteratur Englands, Deutſchlands, Frank—⸗ 
reichs oder höchſtens mit Beachtung einzelner einſeitiger Anhänger des Notenmonopols, 
wie Wolowéki's, bier polemifiren und mitunter ſelbſt völlige Unterdrüdung ber me— 
tallijch ungebedten Noten verlangen, Der einfeitige Doctrinarismus der Practifer tritt 
bier wieder zu Tage, eine alte Erfahrung in ſolchen Fragen. Wiſſenſchaftlich bieten 
diefe Schriften nichts Neues, 
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Folge haben, welche zu einjeitige Anhänger der Bankfreiheit ſtets aus der 
Beſchränkung der letzteren ableiten. Zu beftreiten ijt nur, daß alle ſolche 
Maßregeln, wie man früher meinte, aus rein volkswirthſchaftlichen 
Gründen nothwendig jeien. Das ift nicht der Fall. Sie ſchaden aber 
auch nicht jo viel und bewirken überhaupt nicht immer eine jo ganz andere 
als die bei Bankfreiheit erfolgende Geitaltung. 4?) 

Il. Vom volf3wirthihaftlihen Standpuncte wird die der Zettelbanf- 
freiheit günitige Auffafjung durch die jeßt gemonnene Erfenntniß des wah— 
ren Begriffs, Weſens und der creditwirtbidaftliden Func— 
tion der Banknote begründet. 2%) Dieje Auffafjung läßt dann im con= 
ereten Falle aud in der Praxis die Zettelbankfreiheit gerechtfertigt und 
zweckmäßig ericheinen, vorausgejeßt, daß die im Verkehr einer 
Volkswirthſchaft vorfommenden Banknoten nun aud wirklich 
nah ihrem Weſen und nad ihrer thatjählihen Function folde 
wahre Banfnoten, wie fie die Theorie annimmt, find. 

1. Die Banknote, eine Anweiſung der Bank auf ji jelbft, 
an ben Weberbringer auf Sicht zahlbar, übliher Weife auf 
runde Beträge Geld lautend, wurde einmal früher kurzweg mit ans 
derem eigentlihem Papiergeld zujammengeworfen und jodann von anderen 
im Verkehr vorkommenden Ereditumlaufsmitteln oder Surrogaten der Münze 
durdaus unterjchieden. Beides ift unridtig. 

a. Das Papiergeld hat allgemeinen Zwangscurs, kraft dejjen 
ed von dem Emittenten felbit in Zahlung gegeben werden kann, von 
Allen jo angenommen werden muß und nicht gegen Metallgeld einzulöjen 
ft. Die Banknote Tautet auf Auszahlung eines Betrages Geld ala des 
gejeglihden Zahlungsmittels (der Währung) und muß und 
wird jederzeit vom Kmittenten auf Verlangen gegen Geld eingelöst. 
Das Fapiergeld — und zwar aud das einlößbare, zwangscursloſe — 
wird jerner in Zahlung gegen Quittung für bereits empfangene 
Zeiftungen, die Banknote wenigſtens nad) der allein rationellen Beranla= 
gung ber Bankfapitalien in furzfrijtigen Ausleihungen 2!) als Darlehen 
für noh zu empfangende Leijtungen (die Nüdzahlungen) gegen Schuld: 
ſchein ausgegeben. Die Noten können daher zur Abzahlung diefer Darlehen 
an die Bank zurüdjtrömen und aus dem Umlauf gezogen werden, jobald 
die Bank nicht neue Darlehen gibt. Das Papiergeld kann nur in Zahlun= 


19) Pal. u. A. das weiter unten über die Errichtung von Banfen und Gentrali: 
fation des Bankweſens Geſagte; j. Art. Zettelbanf Staatew. XI, 330—336. 

20) Näheres ebend. 302—305, 310—313, Art. Papiergeld eb. VII, 647-653, 
655—657, Beitr. 3. Lehre v. d. Banken, 109-129, Theor. d. Peel'ſchen Acte 62—76, 
13—131. Auf bie intereffante, auch für die Gefeggebung bebeutfame ftreng juris 
ſtiſche Erörterung des Begriffs und Weſens von Papiergeld und Banknoten, welde 
neuerdings gleichzeitig und mit Anknüpfung an bie neuere volfswirthfchaftliche Special: 
literatur, auch an meine vorgenannten Arbeiten, Goldſchmidt in f. Hanbb. d. Hans 
delsrechts (I, 2, Erl. 1868, 2. Abſchn. „d. Geld“, S. 1060 ff.) und Hartmann in 
ſ. Monographie „über d. rechtl. Begriff d. Gelds u. ſ. w.“ (Braunfchw. 1868) vorge: 
nemmen baben, fann id bier an biefer Stelle nur mit Freude über dieſe nugbringende 
Verbindung zwiſchen Jurisprudenz und Nationaldo nomie binweijen, obne auf unſere 
Tifferenzpuncte einzugeben. 

ra bie bankmäßige Notendedung, ſ. Art. Zettelbanf, 306, 308 fi. u. 
unten S. 241. 
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gen zum Gmittenten- zurücfehren und muß von ihm in der Regel gleich 
wieder zu Zahlungen verwendet werden, wenn nicht für leßtere anbere 
Fonds bereit find, was jelten der Tall jein wird. Wohl der Papiergeld, 
nicht aber der Notenumlauf kann daher beliebig vom Emittenten ausgedehnt 
werden. Denn Noten fommen nur in den Umlauf, wenn der Berfehr 
freiwillig Münze, Barren, Wechfel und Furzterminliche Obligationen, auf 
welche Darlehen ſich die Bank mit Recht gewöhnlich bejchränft, dagegen gibt 
und erhalten fich, jelbit vorübergehend, nur dann. im Umlauf, wenn im 
Verkehr ein Bedarf nah Girculationgmitteln und zwar nad) Circulations— 
mitteln in Banfnotenform vorliegt und andauert. Nur das Papiergeld, 
nicht die Noten, bildet unabhängig vom Bedarf nad) Umlaufsmitteln eine 
— dann aud andauernde — Vermehrung der Eirculation. Nur die Noten, 
nicht das Bapiergeld, circuliren dagegen wirklich ſtatt der Münze und der 
Wechſel u. j. m. 

b. Die Banknote wirft ferner auf den Geld- und Müngumlauf we— 
ſentlich gleidhartig wie jehr viele andere, gleichfalls als Credit-Umlaufs— 
mittel jtatt der Münze gebrauchte „Seldjurrogate” und wie gemifje Einrich— 
tungen und Anftalten des Geld» und Bankverkehrs, welche die Benutzung der 
Münze in Zahlungen entbehrlih machen. An verjchiedenen Ländern und 
Zeiten gehören verjchiedene jolche Umlaufsmittel und Einrichtungen bierber, 
3. B. girirte Anweiſungen und Wechſel, Checks, Abrehnungsanitalten, mie 
Clearing Houſes. In Deutihland Haben ſich neuerdings bejonders fällige 
Coupons und Dividendenjcheine der mannigfaltigiten Art als Umlaufsmittel 
neben der Münze und ganz in gleicher Weile wie Banknoten — nament— 
lid) wie fremde Banknoten — eingebürgert. 2) An allen diejen Fällen 
bleibt das Metallgeld oder die Münze Währung und Preismaak und hört 
nur theilweiſe auf, bei den Umſätzen und Zahlungen als Taujchmittel zu 
dienen, weil die Betheiligten Freiwillig jolde andere Umlaufsmittel ges 
brauchen. Wo fi diefe Sitte allgemein ausgebildet hat, ipricht man von 
Creditwirthſchaft, welde nur in einigen Neußerlichfeiten der Papiers 
geldwirthichaft gleicht. 2°) 

2. Die Banknote hat in der Creditwirthſchaft eine beitimmte, 
übrigens im Laufe der Zeit in doppelter Weije wehjelnde Junction. 
Einmal verliert fie allmälig an Bedeutung im Geld» und Ereditverfehr, 
jodann wird fie vorübergehend wieder beſonders wichtig anderen 
Geldjurrogaten gegenüber. 

a. Weil fie am Einfachſten übertragbar ift, auf runde und aud auf 
Heine Beträge lautet, bürgert fie fich gewöhnlih am Früheſten und am 
Umfafjenditen in weiteren und -bejonder8 auch in den nichtgejchäftlichen 
Kreijen ein. Sie fpielt daher wohl in den früheren Phaſen der Eredit- 


22) Vol. die Bemerkungen darüber in den SHandelsfammerberichten von Köln, 
eg Sorau f. 1865, in db. Preuß. Statiftif XI (1867) ©. 15, von Hagen f. 
1866 (Preuß. Hand.-Arch. Handelöfammerbericht f. 1866, S. 626), Dortmund (eb. ©. 
897), Minden (eb. €. 739), Altena (Weitphalen, S. 959), Köln (S. 659), von 
Dfterode für 1867 (Hannover, Preuß. Handelsfammerber. f. 1867, ©. 159), Hildes- 
heim (©. 199) u. ſ. w. Weitere Notizen finden fih in den H.:8.:Berichten f. 1869—71 
noch zablreih. ©. u. Nachtrag zu ©. 41. 

23) Vgl. die eingehende Parallele zwiichen Papiergeld und Grebitwirtbichaft in 
meiner „Ruf. Bap.: Währung” S. 49-77. 
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wirthſchaft eine wichtigere Rolle als andere Geldjurrogate und Zahlungs- 
einrihtungen zum Erſatz der Münze Doh nicht immer, nur oft, bloß 
thatſächlich, nicht abjolut nothwendig, Dafür liefert nit nur bie 
irübere Erfahrung anderer Länder, wie Englands, Schottlands, einzelner 
Theile Norbamerifa’3 mit Anmeijungen, Wechſeln, gewiſſen Einrichtungen 
des Depofitenbanfmwejens, Check, fondern gerade auch die neuere Erfahrun 
Deutihlands, welches noch in den erjten Phaſen ber Grebitwirthihaft 
fteht, mit den erwähnten Coupons Belege. Lebtered Beijpiel ift um jo 
bemweijender, weil die Coupons ſehr oft niht auf runde Beträge lauten, 
auf welche — unjere3 Erachtens nebenſächliche, nur gewohnheitsmaßig — 
Eigenſchaft der Noten mitunter beſonderes Gewicht gelegt worden ift. 2*) 

Später pflegt dann die Banknote in Folge eines langjamen „Pro: 
cejjed der Geldverdrängung durch andere Geldjurrogate” 2) jelbjt mwieber 
in den Hintergrund zu treten, jelbjt wieder „verdrängt“ zu werden, jeben- 
fals relativ an Bedeutung für die Umfagvermittlung in der Grebit- 
wirtbihaft zu verlieren. So wechſelt aljo die Junction der Banfnote in 
längeren Perioden in ber Meije, daß die Note als einziges oder ala 
Haupterjagmittel de3 Geldes im Ganzen fort und fort an Bedeutung 
abnimmt: dem primären Greditumlaufsmittel, der Banknote, folgen 
m tertiäre u. ſ. w., das Ghediyjtem und Clearing = Houje 
u. ſ. w. 

b. Aber gerade in der durch letztere Einrichtungen characteriſirten 
Phaſe der hoch entwickelten Creditwirthſchaft tritt ſodann die Banknote als 
das primäre Creditumlaufsmittel zeitweiſe vorübergehend wieder zum 
Eriag der anderen Geldjurrogate bejonders hervor. Dies pflegt in den 
Höhepuncten der Creditkriſe zu gejchehen, wo zur Ausfüllung der aus dem 

ujammenbruch des Creditſyſtems entitandenen Lücken auf die Banknote 
paſſend und mit Erfolg zurücgegriffen wird. 27) Dieje Eigenthümlichkeit der 
Banknote ift auch für die jtaatliche Zettelbankpolitit von Wichtigkeit. Sie 
verbietet nämlich auch bei einer weitreichenden Einmiſchung der Gejeßgebung 
in dieſe Verhältnifje ftarre mechaniſche Vorjchriften eines Geſetzes über die 
abjolute Beſchränkung der Notenmenge, wie z. B. diejenigen der Peel'ſchen 
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29), Die Kölner Handelskammer leitet aus dieſem Umſtande bie „Nichtqualification“ 

der Coupons als Umlaufsmittel ab (Pr. Stat. XI, 16), aber um fo bemerfenswerther 
iſt * daß ſich die Coupons dennoch gerade als Umlaufsmittel fo ſtark verbreis 
tet haben. 
J — den Abſchnitt unter dieſem Titel in meiner Theor. d. Peel'ſchen Acte 
26) Ebendaſ. S. 119, Naſſe, d. engl. Bankweſ. in 1857, Tüb. Ziſchr. für 
Staatswiſſ. Ig. 1859 ©. 8 ff., R. Hildebrand (jun.), d. Chequeſyſt. 2c. Hildebr. 
Jabrb. 1867, I, 127—131 (auch ſelbſtſtändig erſchienen). 

27) Hierauf bat mit Recht ſeit länger ſchon Naſſe hingewieſen a. a. DO. ©. 
19—31 u. passim., derf. bie Preuß. Bank (1866) S. 32 u. mehrfach, derſ. db. deutſch. 
Zettelb. währ. b. Krifis v. 1866, in Hildebr. Jahrb. 1868 II, 13, 21. Meine frühere 
zu einjeitige Polemif biegegen (in meinen Beitr.) ift bereits in m. Theor. d. Peel— 
Ihen Acte im Anſchluß an diefe Auffafiung Naffes aufgegeben, ©. 164, 169 ff., 187 
f., 191 fi., 262, vgl. auch 303—317; |. ferner meinen Art. Krifen in Renkich’ 
Handwörterb. S. 534 ff., und bie Rufj. Pap.: Währ. S. 68—70 u. die bort citirte 
Shrift von Laveleye, dann aber namentlih als Belege für diefe Anfichten ſ. den 
engl. Fconomiſt 1866 in den zahlreichen Artifeln ber die damalige Kriie (fo z. B. 
v. 1185, 1191, ſ. m. Ruſſ. Pap.:Währ, ©. 62). 
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Geſetzgebung und der ihr verwandten Maßregeln (deutſche Contingenti— 
rungspläne), weil dann gerade in dem nothwendigſten Zeitpuncte nicht die 
erforderliche Ausdehnung der Notenemiſſion möglich bleibt.?) Auch kann 
ſie eine etwas aparte Stellung des Staats zur Zettelbank in ſofern recht— 
fertigen, als beſonders die Note der großen Centralbank zur Uebernahme 
jener Function in Creditkriſen geeignet iſt und daher der Staat die Ent— 
ſtehung einer ſolchen Bank mitunter nicht unpaſſend begünſtigen wird. 2°) 

Ft die Banknote Hiernad) als ein organijches Glied in der Kette 
der Circulationsmittel der Greditwirthichaft anzujehen, jo wird eben jo die 
Zettelbanf als eine organiiche Form in der Reihe der Ereditbanfen zu be= 
zeichnen fein. Bei ganz freier, jtaatliher Beſchränkung nicht ausgejeßter 
Entwicklung des Bankweſens tritt die auch darin deutlich hervor, daß bie 
Zettelbant in gleicher Weije wie die moderne Depojitenbant und als deren 
Seitenjtüf aus der alten Depojitene oder Hinterlegungsbanf heraus 
gewachſen ijt.?) Oft ift es bier auch eine und dieſelbe Bank, welde 
zunächſt das neuere Depofitengejhäft und im Anſchluß daran, nament- 
ih nur als dejjen Ergänzung zur bequemeren Durchführung jenes 
Geihäfts, die Notenausgabe entwickelt hat (ſchottiſche, zum Theil englijche 
und nordanerifaniiche Banken). Die Verwandtſchaft diejer Geſchäftszweige 
wird dadurch bejonders Kar, jo dat von Neuem die betonte Gleichartigkeit 
der Banknote mit anderen ähnlich fungirenden Bankpapieren, 3. B. dem 
Depofitenichein der (modernen) Depofitenbanf und dem Che zum Vor— 
ſchein kommt. 

Alle dieſe Puncte, die richtig erkannte ereditwirthſchaftliche Function 
der Banknote, ihr weſentlicher Unterſchied vom Papiergeld, ihre weſentliche 
Gleichartigkeit mit den anderen Geldjurrogaten, 91) welche durch den Credit 
in Gebrauch und Bewegung geſetzt worden, die Entwicklung auch der 
Zettel- wie der Depoſitenbank aus der Hinterlegungsbank, — alle dieſe 
Puncte dienen der neueren Anſicht zur Stütze, daß der Staat im Allge— 
meinen aus rein volkswirthſchaftlichen Gründen nit noth— 
wendig zur Zettelbanf und Notenausgabe eine bejondere Stellung ein- 
nehmen muß. 32) 

Alle Anfichten, welche eine jolche Sonderjtellung verlangen, fann man 
bei richtiger Analyje auf jene beiden Irrthümer über die Banknote zurück 
führen. Dieje Irrthümer liegen auch den beiden jo mweitverbreiteten entgegen 
gejeßten und doch auf denjelben Trugjchlüffen beruhenden Anfichten zu 


26) Meine Theor. d. Peel'ſchen Acte ©. 19 ff., 189 ff., mein Aufl. über bie 
preuß. Bank in ben Preuß. Jahrb. a. a. D., Naife, Preuß. B. ©. 55, 57, berf. in 
Hildebr. Jahrb. 1868, II, 13, vol. aub 3. Er. Mill, Grundf. d. polit. Decon. (2. 
d. Ausa. v. Sötbeer, Hamb. 1864) ©. 4%2— 502. Dann unten im Terte ©. 353 ff. 364. 

29) Naſſe, Preuß. Banf ©. 22 fi., 32 fi. 

30) Meine Beitr. ©. 49 ff. 74 ff., mein Art. Bankweſen in Rentzſch Handwörterb. 
S. 81—83, und Art. Zettelbanf im Staatswörterb. XI, 294—302, ähnlich Horn, 
Banffreibeit ©. 194—217 u. pass. 

21) ©. auch Mill,a. aD. Bud 3, Kap. 12, 8 8 (5. 394 ff.). 

32) Auf wefentlich anderem, aber mit wiſſenſchaftlichen Gründen vertheidigten 
Standpuncte namentlib Wolowski in feinen zahlreichen neueren Bankichriften, 3. B. 
question des banques, Par. 1863, bsgl. aber unwiſſenſchaftlich und ohne jede Berück— 
fihtigung dev neueren Forſchungen Tellfampf, PBrinc d, Geld: u. Bankweſens, 
Berl. 1867, fowie die in Anm. 18 genannten neueren deutjchen Bankbroſchüren. 
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Grunde, wonach Banknoten und Zettelbanken bald als volkswirthſchaftlicher 
Zauberſtab zur Hervorzauberung wirthſchaftlicher Blüthe übermäßig geprie— 
ſen, bald als eine außerordentliche Gefahr für die geordnete Entwicklung 
der Volkswirthſchaft verdammt werden. Sie ſind an ſich weder das Eine 
noch das Andere und verdienen im Vergleich zu anderen Einrichtungen des 
modernen Ereditwejend weder jenes übertriebene Lob noch den oftmals aus: 
gejprochenen maßlojen Tadel. Damit erſcheinen die Gründe volkswirth— 
Ihaftlider Art für eine ſpecifiſche Zettel bankpolitik des Staats nur 
wiederum hinfällig. 

IH. Eine jolde Sonderjtellung des Staats läßt fi daher nur 
dadurh und nur in jo meit principiell begründen, al3 die Note und 
die Zettelbank in der Volkswirthſchaft wirklich doch Unterſchiede von 
anderen Geldſurrogaten und Banken zeigen nnd dieſe Unterſchiede eine 
Staatzeinmiihung in das Zettelbankweſen nützlich oder ſelbſt nothwendig 
ericheinen laſſen. 

Wegen der bejonderen Junction der Banknote im Verkehr hat der 
Staat denn in der That auch ein bejtimmtes Verhalten zur Banknote ein: 
zujchlagen und zwar darüber zu wachen, daß die Banknote au wirklich 
wahre Banknote ift. Damit gelangen wir zu der oben erwähnten Vor: 
ausjegung, bie ſich ſtreng in der Wirklichkeit erfüllen muß, wenn die theo= 
retiſche Rechtfertigung der Zettelbanffreiheit in der Praris anerkannt werden 
jol. Wahre Banknote, von mwelder allein das Vorausgeſchickte in vollem 
Umfange gilt, ijt die Banknote in einer concreten Volkswirthſchaft vor 
Allem nur dann, wenn ihre Annahme niht bloß rehtlidh, jondern 
tbatjählich die Sache ganz freier Wahl ift.) Ferner darf die Note 
niht in Betreff der Art der Ausgabe die Eigenjhaften des 
Papiergeld3 annehmen. Oefters erfolgt nun aber die Annahme der 
Banknote Seitens des Einzelnen unter einem gemwijjen Zwang ber Um: 
ftände, welcher nod dazu, wenn die Einlösbarkeit factiſch irgendwie er: 
ſchwert ijt, 3. B. bei Entfernung der Einlöfungscafje, zu Heinen Cursver— 
Iuften führen kann. Sobald einmal die Banknoten ein verbreitetes Umlaufs— 
mittel geworden jind, ijt e8 für den Einzelnen ſchwer, die Annahme zu 
verweigern. $*) Namentlich gilt dies von der Annahme kleiner Notenjtüce 
im Conjumentenverfehr (im Privat: gegenüber dem Gejchäftsverkehr) 
und in demjenigen der unteren Klaſſen. Bejonders läjtig kann der Um— 
lauf von Noten Eleiner Zettelbanfen, namentlih wenn lettere ihr Do— 
micil in Kleinen Nebenorten haben, in größerer Entfernung von ber 
Ausgabejtätte werden. Es ijt befannt, daß mande Keine deutſche Banken 
in den 50er Jahren künſtliche Mittel angewendet haben, um gerade einen 





33) Art. Zettelbanf Nr. VII, a. a. ©. ©. 319-324. 

20) Eine ganz Äbnlihe Frage betrifft in Deutfchland das unglüdjelige Staats: 
papiergeld ber Kleinftaaten, auch bier thut eine ähnliche Regelung, wie unter Punct 
2 und 3 für Banfnoten angegeben. noth. Vgl. meinen Art. Papiergeld, Staatswörterb. 
vo, 653-657, die Klagen ber preuß. Hanbelsfammern, 3. B. von Mühlhauſen 
(Frov. Sahjen) im Bericht f. 1866, Handelsfanmerber. S. 527, und die Zuſammen— 
ftellung über die gejeglihen Verhältniſſe und die Gireulation in Hildebrands Jahrb. 
1867, I, 70 ff., ferner unten Theil IT, Kay. I, ©. 35 ff. und Kap. III, ©. 193 ff. 
nebſt ben Nachträgen bazu. 
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folhen Notenumlauf entfernt von ihrem Domicil zu ſchaffen. 3%) Hier ward 
3. DB. die Note in Zahlungen ausgegeben und nahm dadurdh Etwas vom 
MWejen des Papiergeldes an. Bei der Entfernung des Ginlöjungsorts vom 
Emiſſions- und Circulationsorte mußten dann ähnliche Mifftände wie beim 
Papiergelde leicht zum Vorſchein kommen. Auch die jüngiten Erfahru 
mit dem Umlauf von Coupons haben mwenigjtens in Norddeutſchland gezeigt, 
daß jolhe Scheine mande nconvenienzen mit jich bringen, wenn fie nicht 
in mehreren größeren Orten einlösbar find.) Der Staat wird daher 
unter allen Umftänden, d. 5. auch bei der mweiteften Bankfreiheit und bei 
der abjichtlichen Beſchränkung feiner Einmiſchung in das Zettelbantwejen 
auf ein Minimum, immer gejeglihe Vorkehrungen dafür treffen 
müffen, daß die Banknote wahre Note bleibe und nichts von 
den bejonderen Eigenthümlichfeiten des Papiergeld8 annehme. 
Denn nur in biefem Falle trifft überhaupt die theoretiſche Nechtfertigung 
der Zettelbankfreiheit zu, die eben ſolche wahre Noten vorausjegt. Nur 
gejeglihe Vorkehrungen aber bieten erfahrungsmäßig die nöthige 
Bürgihaft für die Erhaltung diejes wahren Character der Note. Die 
Zettelbanffreiheit, wie jede Art wirthſchaftlicher „Freiheit“, iſt aljo ganz 
ohne gejeliche Regelung unhaltbar. Ein Bankgeſetz, das die erwähnte 
Garantie bietet, kann niemals entbehrt werden, jteht aber mit einer ver: 
nünftig verjtandenen Freiheit nit in Widerſpruch. Es bejtimmt vor- 
nehmlih nur näher die Pflichten, welde dem Rechte der Notenausgabe 
gegenüberjtehen. Der Staat hat nun etwa in folgender Weije auch bei 
voller Zettelbankfreiheit vorzugehen. 37) Er joll 

41) keinen Zwangscurs für Banknoten, d. h. für einlösbar 
bleibende, gewähren und fid nicht verpflichten, die Noten unter allen 
Umftänden an feinen Cafjen anzunehmen, er mag dies für einzelne Zah: 
lungen vielmehr feiner Wahl wie der Privatmann vorbehalten; 

2) ein nicht zu tief gegriffenes niedrigites Notenſtück feitjegen — 
ein gerechtfertigter ſachlicher Eingriff in das Zettelbanfwejen, im Inter— 
eſſe der unjelbjtändigeren Klafjen der Bevölkerung und der Erhaltung 
eines gewijjen Minimalumlaufs von Münze in der Volkswirthſchaft; 

3) Beitimmungen treffen hinfihtlih dev Modalitäten, unter wel: 
hen, des oder der Orte, wo, der Zeit, in mwelder, der Münze, mit 
welder die Noten eingelöjt werden müjjen; 

4) dem Princip der Deffentlichfeit in den Sachen des Zettelbanf- 
weſens möglichſt umfafjende Geltung verjhaffen, damit die Organijation, 
Geihäftsführung und jeweilige Lage der Bank und hierdurch aud die Cre— 
bitwürdigfeit der Banknote beſſer beurtheilt werden Tann. 

Werden dieje Bedingungen erfüllt, jo kann die Annahme der Note 
al3 freiwillig erfolgende, die Note überhaupt erjt al8 wahre, aber 





35) Bol. die Denkſchr. über das Verbot d. Zahlungsleiftung mittelft ausländ. 
er in Preußen und bie barin angeführten Puncte, Preuß. Hand.-Archiv 1857 
1, 550. 
36) S. bie bezüglichen Klagen der Handelsfammern in ber Anm, 22 genannten 
Berichten. 

37) Ueber bie gefeglichen und ftatutarischen Beflimmungen in Betreff diefer Puncte 
und die auf dem Standpunct ber materiellen Bankgeſetzgebung rätblichen Beftimmungen 
f. u. Theil II, Kap. I, ©. 35 fi 
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dann auch wirklich als wahre Note gelten. Der Noteninhaber ſteht 
dann den ſonſtigen Banfgläubigern, namentlich den Deponenten in dem 
einen entſcheidenden Puncte gleih, daß auch ſein Gejchäft mit der Bank 
— denn jede Annahme einer Note ift ein ſolches — "ein Act der Wahl 
it und die Annahme der Note im Verkehr von Dritten in Zahlung nicht 
unter dem vechtlihen oder thatjächlichen Zwange wie beim ‘Papiergeld 
erfolgt. 

IV. Bejtimmungen de8 Staat3 über die angegebenen Puncte, ins— 
befondere au detaillirte Vorjchriften über das Princip der Deffentlich- 
feit, bilden im Wejentlihen den Inhalt eines allgemeinen Bank- und 
aud eine8 Zettelbanfgejeges, wie es aljo auch bei der weitejtgehenden 
Bankfreiheit zu verlangen ijt.”) Ein ſolches Geſetz beſchränkt jich fait 
durhaus, nämlich von dem obigen zweiten und zum Theil dritten Puncte 
abgejehen, auf eine formelle, conjtatirende, nicht präventive oder inhibirende 
Gontrole, ſoweit e8 jih um die Erridtung und Gejhäftsführung 
von Banken handelt. Ich nenne e8 im weiteren Verlauf ein formelles 
Banfgejeg im Gegenjaß zu den üblichen materiellen Bankgejegen. Letztere 
enthalten bejtimmte ſachliche, allgemeine oder für eine |pecielle Bank 
geltende, Errihtung, Organijation, Geſchäftslreis, Gejhäftsführung der Bank 
betreffende Borjchriften des Staats. Die Bankfreiheit fordert nun ein 
formelles Bankgejeß, aber auch nur ein jolches. Jedes materielle ijt eine 
Beihränfung, richtiger gejagt, eine Aufhebung der Banfkfreiheit. Mit Rück— 
jiht auf die dargelegte Function und Wejenheit der Banknote und der 
Zettelbanf kann ein formelle Bankgejeß rein aus dem volkswirthſchaftlichen 
Geſichtspunct auch für ausreichend erklärt werden. Denn bei einem ſolchen 
Geſetze wird die wirkliche Note eben die Eigenjchaften und die Junction 
der wahren Note bejigen. Ein materielles Banfgejet dagegen ijt die noth— 
mendige Conjequenz der Grundjäße des Notenregals, des Conceſſionszwangs 
für Banken, des Notenmonopol3 und Privilegs. Durch ein formelles Bank: 
geieß übernimmt der Staat Feine, durch ein materielles Geſetz unvermeidlich 
wenigſtens eine moralijhe Garantie für die Ereditwürdigfeit der Note. 
Sa, nicht jelten würde eine civilrehtliche Garantie de8 Staats (Re— 
gregrecht gegen den Staat) aus jeinen oder feiner Beamten Functionen bei 
dem Notengejchäft der Banken hervorgehen, wenn der Staat ſich nicht den 
eivilrechtlichen Eonjequenzen bejjer al3 ein privater Garant zu entziehen 
wüßte. Das erjte Syſtem jette jedoch eine größere Selbitändigfeit und 
Urtheilsfähigfeit des Publikums voraus, das zweite fügt ſich in die übliche 
Bevormundungspolitit de8 Staats folgerichtig ein. Und wie im vorigen 
Gapitel jchon betont wurde: e8 kann aud in dieſer Frage nicht immer bloß 
abjtract nad volkswirthſchaftlichen Rückſichten entſchieden werden. 

Hält man ji jedoh nur an letztere, jo läßt fich die Nothwendigfeit 
einer Sonderftellung des Staat3 zur Zettelbant, namentlich zu ihrer Ge- 
ſhäftsführung und Errihtung, im Webrigen, — d. h. von den 


3%) Not, über die Terminologie „formelles” und „materielles” Bankgeſetz d. Art. 
Banken in Rentzſch' Handw.«“B. ©. 85 ff., Art. Zettelbanf eb. ©. 1061 ff. u. Staats: 
wörterbuch XI, 335 fi. Die im Text erwähnten Puncte famen im J. 1865 bei ber 
Banfdebatte in Hamburg mehrfah zur Spradhe, ich babe darüber im Brem. Hanb.: 
BL in ben Aufj. d. Bankirage in Hamburg referirt, j. Nr. 697, 698 u. 701, Ig. 1865. 
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obigen Puncten 1 bi3 3 abgeſehen, denn das Princip der Deffentlichkeit ift 
auh für andere Banken und für Actiengeſellſchaften u. dgl. m. überhaupt 
gejeglich zu fanctioniren — mit Necht beitreiten. 

1. Gegenüber der Gefhäftsführung ?) genügt die Fürforge des 
Staats für eine möglichjt weitgehende Bublicität, wobei fih aber etwa 
befondere jtaatliche Einrichtungen empfehlen Fönnen, 3. B. ein Bankcon- 
trolamt zu dem Zwecke, die Durchführung des Princips der Publicität 
zu überwachen. +9) Dieſes Princip ijt wie gejagt ein allgemeines für 
alles moderne Bankweſen. Für die Zettelbant find aber einige Feine Be— 
fonderheiten in dieſer Beziehung erforderlih. Natürlid) hängt von einer 
richtigen Gejhäftsführung der Zettelbank wie jeder anderen Bank die Sol- 
venz des Inſtituts, aljo die tete Einlösbarkeit der Banfnote ab. Viele 
Grundjäte, welde vom Staate den Banken hinſichtlich ihrer Geihäftsführung 
vorgejchrieben zu werben pflegen, müſſen auch befolgt werden, wenn bie 
Note gefichert fein joll. Aber daraus folgt nicht, daß der Staat nun 
wirflih ſolche Vorſchriften treffen und folgegemäß dann auch über ihre 
richtige Ausführung wachen und die entiprehende Garantie für die Bank: 
verwaltung übernehmen muß. Solches Dazwiſchentreten des Staats jchafft 
bejondere neue Mißſtände, die Aufitelung von ſolchen Vorſchriften und die 
Ueberwachung ber Ausführung hat ihre bedenklihen Konjequenzen. — 
zeigt ſich, daß die Banken in ihrem eigenen Intereſſe und bei Freibankweſen 
auch unter dem Einfluß der gegenſeitigen Concurrenz und der daraus her— 
vorgehenden ſcharfen Controle über einander richtige Geſchäftsgrundſätze 
befolgen.“) Endlich ſoll aber gerade das Publikum ſelbſt die Banken auf— 
merkſam controliren und zwar mit Hilfe jener weitgehenden Oeffentlichkeit, 
welche zu dieſem Zwecke der Staat zu verlangen und zum Theil näher im 
Einzelnen vorzuſchreiben hat. 

So wird man alſo die zahlreichen üblichen Vorſchriften der Bank— 
geſetzgebung und der vom Staate erlaſſenen Bankſtatuten über die Geſchäfts— 
führung, wie 3. B. die Beitimmungen über das Notendeckungsſyſtem, über 
die abjolute oder relative Höhe des Notenumlaufs, die Größe und An— 
legung des Banffapitals, die Höhe des Nefervefonds, die Verbindung an— 
derer Paſſivgeſchäfte, d. h. ſolcher, in welchen die Bank gleichfalls Schuld: 
ner wird, wie 3. B. bed Depofitengejchäfts, mit der Notenausgabe u. j. w. 
aus rein volf3wirtbichaftlichen Gründen nicht für nothwendig halten müfjen. 
Hier genügen die allgemeinen gejetlichen Bejtimmungen über Actiengejell- 
Ihaften u. dgl. m., 3.8. hinfichtlich der Bilanzziehung, Geminnvertheilung, 
Geſchäftseröffnung, Liquidation, Controle durch Geſellſchaftsorgane u. ſ. w. 

2. Ebenſo wenig iſt im Princip eine andere Stellung des Staats zur 
Errichtung von Zettelbanken als zu derjenigen anderer Banken und als 


39) S. Art. Pe Abichn. VIII, Staatswörterb. XI, 324 ff. u. unten Thl. II, 
Kap. IIT ©. 155. fl. 

+0) Val. iiber das bezügliche, übrigens mit bedeutend größeren Befugniffen aus: 
— Amt des Controller of the curreney in Nordamerika Hock, Fin, Amer, ©, 
31 ff. und 9. Maier, 3. Geſch. u. Krit. d. amer. Banfıvef., Vierteljahrichr. f. Volfsw. 
u. Kulturgeih. 1868 IL, 173. — Ueber ein eigentliches Gontrolamt bei Bankfreibeit 
f. Art. Zettelb. Staatswörterb. XI, 338 u. unten Thl. IL, Kap. II Nr. 2 ©. 121 fi. 

+) So bie [hottifhen Banken, j. m. Beitr. S. 53, 57, ferner bie ſchwei— 
zer Banken, 
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zu Actiengeſellſchaften überhaupt zu fordern.“) Man Hat dies früher all- 
gemein und auch rein aus volkswirthſchaftlichen Gründen behauptet, aber 
die angeführten Gründe find jammt und jonders auf jene erwähnten beiden 
Irrthümer über Banknoten zurüdzuführen. 

V. Eine andere Trage iſt e8, ob nicht eine Sonderftellung des Staats 
zweckmäßig, “) 3.2. die ftaatlihe Begünjtigung einer bejonderen 
Art Zettelbanten wünſchenswerth iſt, weil gerade dieje Kategorie nebit 
den von ihr außgegebenen Banknoten bejondere Vorzüge vor anderen 
Arten beſitzt. 

Für die Beantwortung diejer Frage iſt entjcheidend, 1) ob überhaupt 
jolhe Vorzüge allgemein zuzugeben, 2) falls dies bejaht wird, ob bie 
betreffende Bank zu ihrer Entitehung diejer bejonderen Begünjtigung noth— 
wendig bedarf, und 3) wenn aud dies anerfannt wird, ob dieje Begün— 
ftigung nicht wieder andere nconvenienzen im Gefolge hat. Nur jehr 
bedingt, bloß in einem Punkte mit einiger Wahrjcheinlichteit, find jolche 
Vorzüge einer Art von Zettelbanfen anzunehmen. Gerade für diefen Punkt 
iſt aber eine jtaatlihe Unterjtügung nit unbedingt nothwendig, weil auch 
bei völliger Bankfreiheit jene bejtinnmte Art von Zettelbanfen ſich Geltung 
verihaffen faun und in der That dieje Unterjtügung andere mißliche Con— 
jequenzen bat. 

1. Was den erjten der oben genannten drei Puncte anlangt, jo 
bat man lange Zeit behauptet und behauptet zum Theil noch jetzt, daß bie 
völlige oder doch möglidjt weit gehende Gentralijirung der Noten- 
ausgabe, folglih eine große Gentralbant, entſcheidende wirthidaft- 
lide Borzüge vor einer Mehrheit oder gar VBielheit der Zettelbanten und 
daher auch der Banfnotenemijjionen bejite. #) Die Sicherheit der Kleinen 
Banken wurde bejtritten. Die Begünftigung der Weberjpeculation wurde 
diefen Banken, zumal wenn fie in ihrer Notenausgabe nicht weiter beſchränkt 
find, vorgeworfen, während diejelben in den Rückſchlägen, in den Zeiten 
der Krijen unfähig wären, die erforderliche Hilfe dem Verkehr zu leiten. 
Tiefe Anklagen find in einzelnen Fällen nicht grundlos gemejen, auch 
deutiche Erfahrungen 3. B. aus dem J. 1866 bemeijen die Nichtigkeit des 
legten Borwurfs. Aber man hat ähnliche Anklagen auch wider die großen 
Gentralbanten mit Recht erhoben, 3. B. dieſen öfters richtig die Be— 
günftigung der Ueberjpeculation vorgeworfen. Bon beiden Seiten hat man 
aljo manchen richtigen Tadel ausgejprodhen, aber ji) doch auch ſehr oft 
einjeitiger Uebertreibungen jehuldig gemacht. Namentlid) find e8 die erwähn— 
ten Irrthümer über Wejen und „Funktion der Banknoten, welde beiden 
Parteien das Rüftzeug zu ihren Angriffen gaben. In der Vertheilung von 
Licht und Schatten verfuhr man dabei jehr parteiijch. 

Aber auch bei möglichſter Objectivität ift es in der That jchwer, zu 
einer bejtimmten Entſcheidung für die eine oder die andere Art Zettel— 
banken zu fommen. Eine abjolute Entideidung ift unthunlich. Bei einem 
Vergleich des völlig decentralijirten und völlig centralijirten 


+2) Art. Zettelb. Staatswörterb. XI, 330 ff. 

3, S. Nafife, Preuß. Bank, ©. 21 ff., meine Beitr. Kap. 10 u. mit Mobifis 
cirung bes bier Gegebenen meine Theor. db. Peel'ſch. Acte in d. Abſchn. über d. Wirkſ. 
derſchiedenart. Creditſyſt. in Specul. per. u. Handelskriſen ©. 257— 318. 

Wagner, Jettelbanken. 3* 
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Zettelbankwejens Lafjen ich gewiſſe jpecifilche Vorzüge und Nachtheile jeder 
Gattung von Banken nachmeijen, man kann aber fajt immer jedem Vor: 
zug der einen einen Nachtheil derjelben Gattung und wiederum einen Vor— 
zug der anderen gegenüberjtellen. #) Namentlich das Gentralbant: 
mwejen mit feinem Ne von Filialen fungirt doch in vielen 
Beziehungen ähnlich wie ein Vielbankweſen, hat einige Vortheile, aber auch 
einige Nachtheile vor diefem voraus. Der Unterſchied jcheint ung deswegen 
überhaupt nicht jo groß zu fein, wie er oft gemacht wird. 

Das Rejultat meiner Unterjuhungen über diejen Punkt habe ich jchon 
früher in folgendem Satze zujammengefaht, welcher mir ſtets bei der Aus— 
dehnung meiner Bankſtudien an allgemeiner Giltigfeit gewonnen zu haben 
jheint: #) Das Moment der Berjhiedenartigfeit der Eredit- 
und Banforganijation iftin feinem Einfluß, 3. B. auf die Be— 
günftigung der MWeberjpeculation, auf den Mißbrauch des Credits, auf 
günjtige und ungünftige Geftaltungen in der Volkswirthſchaft überhaupt, 
regelmäßig alljeitig überjhägt worden. Analoge Rejultate 
bat man ſchon auf mandem wirthſchaftlichen Gebiete hinſichtlich des Ein- 
flufje8 verjchiedener Organijation einer demjelben Zwecke dienenden Einrich: 
tung erlangt. 

Nur ein einziger Punkt ijt es vielleiht, in weldem fich eine 
durchgreifende Ueberlegenheit der Central oder überhaupt der 
großen — am meilten möglicher Weife, aber keineswegs ausjchließlich der 
großen Monopol: — Zettelbant nachweijen läßt! die Stellung einer 
jolden Banf in Ereditfrifen, die Fähigkeit, jelbjt noch die Darlehen 
zu ermeitern, oder fie wenigſtens doch nicht jo rückſichtslos zur eigenen 
Sicherung einſchränken zu müjjen, wie die Fleine Zettelbank eined freien 
Vielbankſyſtems. In diejer Beziehung find nicht nur die früheren englijchen 
Erfahrungen in Betreff der Banf von England einer: und der Landbanken 
anberjeit, #6) des europäijchen, gegenüber dem nordamerikaniſchen Ban: 
wejen, +7) die Beobadtungen zum Theil förmlich erperimenteller Art in der 
allgemeinen Kriſis von 1857 #9) und der englijhen Kriſis von 1866 #) jehr 
bemerfenöwerth; für uns in Deutjhland find namentlih die Erjcheinungen 
des Jahres 1866 höchſt wichtig und viel beweijend 59) in Betreff diejeg 


+4) Rarallelifirung diefer Puncte, Staatswörterb. XI, 331, 333. 
“ Ebendaj. S. 331, Theor. d. Peel'ſchen Acte. ©. 261. 
#6) Krifis von 1825, Toofe u Newmard, Ya d. Preife (D. v. Aiber, 
Dresd. 1858) I, 297, Krifis von 1847 m. Beitr. S. 21, Krifis von 1857 m. Theor. 
b. P. Acte 303—317. 

4) Ebenbaj,, ferner über amerif. Banfwejen in d. Krife von 1857 ebendaj. 263 
bis 279, Gibbons, banks of Newyork (Newy. 1859) ch. XIX, H. Meier (ſ. 
oben Anm. 40) ©. 166 ff., Correfponbenzen db. Brem. Hanbelsbl, aus Newyork Ig. 
1857, 1858, Naffe, Preuß Banf ©. 29 ff., 83. 

#) Theor. d. Peel'ſchen Ace S. 257—317. 

49) ©. bie Artikel des Economift Ig. 1866 vom Mai an, Wolowski, in 
d. Rev. des II. mondes, 15. Aug und 1. Sept, meine rufj. Papierwähr, ©. 54, 60. 

50) Najje, Hildebr. Jahrb. 1868 I, 1—23, Eljter d. Banken Norddeutſchl. 
i. J. 1865 u. im Krieg 1866, Ziſchr. d. preuß. ftat. Bur., 1867, ©. 75 ff, dann bie 
Handelsfammerberichte für 1866, wo allgemein bie Goulanz ber Preuß. 
Bank gerübmt und mehrfach die außerordentliche Greditbejhränfung der Heinen Banken 
als erjchwerend betont wird, j. 3. B. Ber. v. Mühlhauſen (Hand.-K.-Berichte ©. 527) 
u, bei. ben Bericht der Leipz. Hand.-Kammer f. 1866, wo die colofjale Erebitbeichrän: 
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Pımctes und in Webereinftimmung mit jenen früheren Erfahrungen zu 
Gunften der Centralbank auszulegen. 

Auf Grund jolder Ergebnijje wird man fi aljo zwar nur bedingt 
für bie Nothwendigkeit einer Sonderſtellung des Staats zur Errich— 
tung von Zettelbanken ausſprechen dürfen. Doch der letzterwähnte Punct 
kann noch am Erſten eine ſtaatliche Begünſtigung der Centraliſirung 
und inſofern ein zu dieſem Zweck gegebenes Monopol oder Privileg recht: 
fertigen. Auch diefer Schluß ijt nur keineswegs durchaus nothwendig, wie 
man oft angenommen bat, weil Monopolifirung der Notenaus— 
gabe und Gentralijirung des Zettelbankweſens nicht iden- 
tiſch find. 

2. Hiermit gelangen wir zu der zweiten vorhin aufgeitellten Frage. 
Auch bei abjoluter Bankfreiheit ijt nämlich eine völlige Decentralijation 
der Notenausgabe oder die Entjtehung lauter kleiner, überhaupt jehr 
vieler Zettelbanfen durchaus niht allgemein wahrjdeinlid. Fuͤr 
dieje Behauptung kann man ji von vorn herein auf theoretiſche Gründe 
und eben jo auf die Erfahrung im Bankweſen jpeciell wie 'in andern 
wirtbihaftlihen Erjcheinungen berufen.) Aus der freien Bewegung geht 
durchaus nicht nothmwendig eine Atomifirung der jelbjtitändigen Wirthichaf: 
ten hervor, was im Zettelbankweſen die Entjtehung bloß von Kleinen Ban- 
fen wäre. 

Zumal in der Gegenwart und in den Verhältniſſen Weſteuropa's, 
ipeciel Deutſchlands, iſt e8 aus zwei bejonderen Gründen jogar ganz 
unwahrſcheinlich, daß aucd bei völliger Zettelbanffreiheit die Bedeutung 
der Gentralbanfen weſentlich beinträdtigt würde. Einmal waltet über: 
baupt, vollends in wirthſchaftlichen Dingen, am Meiiten in Geld» und 
Greditjahen, ein jtarf centraliftifher Zug ob, und jodann fnüpft man 
bei jegiger Einführung der Bankfreiheit doh an die geſchichtlich 
gewordene und jebt jhon vorhandene Stellung der großen Central: 
banfen an. 

a. Jener Zug iſt die Signatur der Epoche. Das wirthihaftliche Ueber— 
gewicht großer Gentralpuncte tritt immer mehr hervor. Unterjtügt vom 
Geift der Zeit; von den großen Erfindungen des Jahrhunderts, bejonders 
vom Eifenbahnmwejen, von der modernen Wirtbichaftsgejebgebung (Freizügig- 
teit, Giewerbefreiheit, Freihandel), auch vom politiichen Leben der Gegenwart 
it wieder eine jtärfere Gentralijation des Geld», Credits, Fonds-, Wechjel- 
geihäfts in einem einzigen Gentralplage für jedes große nationale 
Wirthſchaftsgebiet wahrzunehmen. In Deutihland, wo die anderswo 
bereit3 früher und langjamer durchgemachten Entwidlungen jet mit 


kung und plögliche Verminderung bes Notenumlaufs bei den im Leipzig mit Filialen 
arbeitenden Banken von Weimar, Gotba und Gera im Vergleich vr Leipziger und zur 
Treuß. Bank gerügt wird. Gene drei Banfen hatten Ende Apr. 8.9, Enbe Juni 4.7* 
Ri. Thlr, Noten in Umlauf, j. Preuß. Hand. Arch. 1868 II, 15. Ganz ebenfo wie 
im 3. 1866 wird wieder im J. 1870 die Coulanz der Preuß. Bank gerühmt Faſt 
er Hanbelöfammerbericht ſpricht das böchite Lob ans. 

5) Staatswörterb. XI, 335. Goncentration bes Bankgeihäfts in ben großen 
Sondoner Joint Stod Banken, relativ geringe Zahl felbftitändiger Banken in Schott: 
nd. Die Bankfdecentralifation in Norbamerifa und ber Schweiz entſpricht eben bem 
rütihen und Wirthichaftscharacter dieſer Länder. —* 

a 
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Rieſenſchritten nachgeholt werden, zeigt fich jeit einer Neihe von Jahren 
gerade dieje Erjcheinung in der Erhebung Berlins zur tonangebenden 
Börje Mitteleuropa’3 bejonders frappant. Die Preußiſche Bank hat dazu 
jicherlih viel beigetragen, aber dieſes Nejultat doch keineswegs allein 
bewirkt, vielmehr hat auch umgekehrt die Preußiſche Bank ihre bedeutjame 
Stellung gerade durd die Stellung des Berliner Platzes mit errungen. 
Dieje Entwicklung ijt don vor 1866 nit nur angebahnt und eingeleitet, 
jondern bereit3 im Wejentlichen vollzogen gemejen. 59) — Bon diejen ſpe— 
ciellen Verhältniſſen Deutjchlands abgejehen — die freie Entwidlung des 
Zettelbankweſens in jolder centraliſtiſcher Richtung ift in der Gegen— 
wart ganz allgemein wahrjcheinlich. Auch dieje centraliftiiche Tendenz hat ohne 
Zweifel mandes Bedenkliche, aber um jo mehr fragt es jih, ob man jie 
noch durch ſtaatliche Eingriffe möglichjt begünjtigen joll. Sie wird dadurch 
noch extremer, aljo leicht nachtheiliger, während ihre VBortheile auch ohne 
ſolche Unterjtügung des Staats auszunußen find. 

b. Neben diefem allgemeinen Zuge der Epoche kommt aber die gejdhicht- 
lich gewordene Stellung der vorhandenen Gentralbanten ebenfalls in Be- 
tracht. Auch wenn die Monopole und Privilegien diefer Banken jett fielen, 
ift eine jehr mejentliche Veränderung in der Stellung der Centralbanken 
faum zu erwarten. 59) Die Organijation derjelben braucht im Uebrigen feine 
erheblich andere zu werden, ihr Filialſyſtem können jie beibehalten, ihr gro= 
Ber Credit ſteht der Verbreitung ihrer Noten zur Seite und wird von 
etwaigen Goncurrenzbanfen nicht jo leicht in gleihem Maaße zu erwerben 
jein, eingewurzelte Gejchäftsgemohnheiten des Publiftums kommen den alten 
Gentralbanten ebenfalls zu Statten. Um fo weniger brauchen die leßteren 
noch zu ihrer Stüßung an den alten Vorrechten hartnädig feitzuhalten. Die 
Bankfreiheit wird ihrer Stellung wenig Eintrag thun, die Entwidlung an 
derer Banken gerade zur Ergänzung jener Gentralbanfen ermöglichen und 
jo durd den allgemeinen Aufſchwung des Credit: und Bankweſens mwohl- 
thätig auf die alten großen Banken zurückwirken, namentlich ihnen Gejchäfte 
mit den Eleineren Banken zuführen, ein bejonder8 paſſender Wirkungskreis 
für Gentralbanfen. Sonach wird alſo, den doch nur bedingten Vorzug der 
großen Banken jelbjt zugegeben, eine begünftigende Sonderjtellung des 
Staat3 zu diefer Art Banken nicht allgemein aus volkswirthichaftichen 
Gründen zu verlangen fein. 

3. Dies iſt um jo weniger der Fall, — und hiermit gelangen wir 
zu dev dritten der oben gejtellten ragen — da unvermeidlich erhebliche 
Nachtheile und Schwierigkeiten mit jolder Sonderjtellung verbunden find. 


52) ©, meinen Anm. 16 genannten Aufſ. in db. Preuß. Jabrb. u. u. Gap. III, 
b. Einleitung. Hamburg als Wedielplag und Frankfurt als Fondsbörſe, gegenüber 
bat fih das ſchon geraume Zeit vor 1866 gezeigt. In Frankfurter Blättern 
ſcheint man geneigt, dem Einfluß des 3. 1866 auch bierin zu viel zuzuſchreiben. Vergl. 
3. B. die Gommentare über Anleibeoperationen, Banfgejhäfte im Actionär (z. B. zu 
ben Novemberausweifen von 1868). Berl. Hanbelsf.:Ber. f. 1866 (Prß. H.-Archiv 
©. 290), f. 1867 (eb. ©. 131). 

3) Eine ähnliche Anficht äußert der Ber. d. Kölner Hanbelsk. f. 1866, Hand— 
Arch. S. 660, über die Preuß. Bank, weßhalb es der Beihränfungen der Privatbanken 
nicht bebürfe. 


Ein Privileg oder gar ein Monopol hemmt immer leicht bei ben Ausge— 
ſchloſſenen die erwünjchte freie Bewegung, melde für die gefunde Entwick— 
Iung einzelner Gejhäftszweige eine VBorbedingung if. Es führt aud 
bei den Privilegirten jelbjt zu nachtheiligen Gonjequenzen für den Gejchäfts- 
betrieb. Das hat jih auch im Bankweſen öfters gezeigt. 5) Bedenklicher aber 
ift noch die bei der Ertheilung jolder Vorrechte unvermeidlihe Einmiſchung 
des Staat3 in die innere Organifation und Verwaltung der privilegirten 
Baufen und die damit zujammenhängende mindeſtens moraliihe Garantie 
de3 Staats für die Bank, insbejondere für die Banknote Es gibt Rück— 
fihten und Nothwendigkeiten, wo der Staat ſich dieſer Einmiſchung nicht 
entihlagen darf, 3.3. in dem gleich zu erwähnenden alle. Aber von vorn- 
berein wird man es lieber jehen müjjen, wenn jene Einmiſchung vermieden 
werden Tann, wie es hier möglid iſt. 

So gelangt man in der allgemeinen Theorie des Bankweſens durch— 
weg zu dem Ergebniß, daß in der That auch Zettelbanffreiheit unter den 
erwähnten Gautelen gewährt werden darf. 

VI Aber gleihwohl muß fie nicht nothwendig und nicht immer in 
vollem Umfange gewährt werden. Dies folgt nicht nur daraus, daß neben 
den rein volfswirthihaftlihen andere, wie z. B. politiſche Nüdfichten mit 
in Betracht kommen. Auch aus dem volkswirthſchaftlichen Gejichtspuncte 
ift zu beachten, daß die Borausjegung der Bankfreiheit in der Fähigkeit 
und Willenskraft der Bevölkerung liegt, eine jtvenge eigene Controle über 
die Banken und deren Greditfähigfeit ausüben. Fehlt es in diefer Hinficht, 
fommt 3. B. die Öffentliche Preſſe der wichtigen Aufgabe, welche ihr gerade 
auf diejem Gebiete obliegt, nicht nah, jo wird ein Eingreifen de 
Staat3 und damit eine ſtaatliche Beſchränkung der Banffreiheit 
unvermeidlich: denn jobald der Staat einmal feine Thätigfeit nicht dar— 
auf beichränfen kann, durch ein formelles Bankgeje der angebeuteten Art 
dem Publicum die Ausübung der Controle zu ermöglichen oder zu erleidh- . 
tern, jobald er vielmehr jelbit dieje Controle ausüben muß, jo ift eine jtaat- 
lihe Beinflujjung der Drganijation und der Gejhäftsführung der Banken 
und damit ein materielles Bankfgejeß gar nicht zu umgehen. 

1. Nach dem gegenwärtigen Stande der Bankfrage ijt in einem ſolchen 
Falle aber auch anzuerkennen, daß ein rationelles Bankgeſetz jolcher 
Art neben manden Inconvenienzen, melde e3 allerdings hervorruft, 
doch keineswegs ſtets die aus der. Beihränfung der freien wirth— 
ihaftlihen Bewegung mitunter einfeitig abgeleiteten Nachtheile mit fich 
führt. 9) In Betreff der Annahme der Banfnoten und des 
Frincips der PRublicität wird es ähnliche Beitimmungen wie 
ein die Bankfreiheit annehmendes formelles Bankgeſetz enthalten 





*), Machmeile an ben Anm. 43 angegebenen Stellen. Große Fortſchritte 
im ber richtigen Leitung ber Gentralbanfen, beionders ber englifchen, franzöftihen und 
preußifchen werben aber allgemein anerfannt. Seit 1857 haben biefe Banfen meiftens 
mufterbaft operirt. Bon der Preußiſchen Bank geben es auch bie Gegner zu; ber 
—— Handelsk.“Ber. f. 1865 nennt fie bie beſtverwaltete ber europ. Central—⸗ 
anfen. 


5) Vgl. darüber namentlich bie oben erwähnten guten Leiftungen ber Central— 
:anfen, welche ja bisher Monopolbanken (ganz oder theilweife) find. 
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müfjen. 5%) Für die Geſchäftsführung oder Verwaltung ber Banken 
wird es Vorjchriften über das Syſtem der Notendedung, die Organijation 
der Bankbehörden und die andern oben erwähnten Puncte aufftellen. Aber 
dieje Vorſchriften können und müfjen in der Hauptjache diejelben fein, melde 
eine orbentlihe Bank fi freiwillig ohnehin jelbjt zur Richtſchnur nimmt 
und in ihren Statuten fejtftellt und welde ihr durch die Eontrole ber 
Öffentlihen Meinung aud bei voller Bankfreiheit auferlegt werden. Die 
neueren materiellen Banfgefege und vom Staate genehmigten Bankjtatuten 
enthalten in diefer Beziehung auch meiſtens richtige, nur oft etwas zu weit 
gehende Anordnungen. Irrthümliche Vorjhriften, 3. B. bezüglich des Aus— 
Ichluffes des Depofitengeihäftes aus dem Gejchäftzkreije der Zettelbank ober 
binfihtlih der „Contingentirung” des Notenumlauf3 u. dgl. m. bilden ja 
feinen nothwendigen Beitandtheil eines materiellen Bankgeſetzes. 

2. Nur ein Uebeljtand ijt bei letzterem ſchwer zu bejeitigen, nämlich bie 
Unbiegjamfeit der feitgejeßten Bejtimmungen. Dieje normiren dag, was 
als Regel zu billigen iſt, aber fie nehmen feine Rückſicht auf die gerade 
wichtigen Fälle, wo in der Vermiceltheit der Verhältnijje die Negel Au 3: 
nahmen erleiden muß. Dies tritt 3. B. bei gewifjen Anordnungen über 
die Notendeckung, die abjolute und relative Höhe des Notenumlaufs, dejjen 
Berhältnig zum Bankfapital, Meetallvorrath u. |. w. hervor. Die Schwies 
rigfeiten, welche für die einmal jachlich eingreifende Geſetzgebung hier vor— 
liegen, werden faum ganz zu bejeitigen fein. Jedoch läßt jich einigermaßen 
dadurch Helfen, daß unter mehreren möglichen Borjchriften diejenige gewählt 
wird, welche weniger jtarr mehanijch eingreift und eben beömwegen 
fih au den bejonderen Berhältnijjen deito mehr anjchmiegt. So ver: 
bient 3. B. im den Beitimmungen über die Notendeckung und jpeciell über 
das Verhältniß des Metallvorrath3 zur Notenmenge und über die durch 
Metall nicht gebeten Noten die deutſche Vorjchrift der jog. Dritteldeckung 
nebft ihren damit zufammenhängenden Anordnungen über die gejammte 
Notendefung vor der englijchen Beitimmung der Peel’ichen Acte („Con 
tingentirung“ der nicht metallifch gedeckten Noten) ſchon allein deswegen 
den Vorzug, weil fie viel biegjamer für bejondere Verhältnifje iſt als die 
Peel'ſche Acte, melde ein für allemal die Menge der metalliſch ungedeckten 
Noten auf eine feite abjolute Ziffer jet.) Ferner Tann jener Uebel— 
ftand weiter dadurch gemildert werden, daß die Regierung wenigſtens bie 
Befugniß erhält, im Wege ber Verordnung in are Fällen jolde 
ſtarr mechaniſche Vorjchriften des Geſetzes zu juspendiren. Freilich politiſch 
und volkswirthſchaftlich Feine unbedenkliche Einrihtung, welde aber doch 
ein zu rechtfertigendes Compromiß zwiſchen der todten Starrheit bes 
Geſetzes und der Iebendigen Mannigfaltigkeit der Wirklichkeit darftellt 
und bekanntlich vielfah in England in Beziehung auf die Peel'ſche Acte 
zur Sprade gelommen ift, nachdem das Gejet in allen drei großen Kriſen 


56) Ueber biefen und die folgenden Puncte f. bie im zweiten Theile befonbers 
Su — — (S. 35 ff.) angegebenen und kritiſirten Beſtimmungen der poſitiven 
eſetzgebung. 
27) Erantewörterb. XI, 335—329, Nafie, Preuß. Banf, €. 59, berf. in 
Hilbebr. Jabrb, 1868 II, 13, Unten ©. 229 fi., ©. 242 ff. 
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bes englifchen Geldmarftes 1847, 1857, 1866 einfeitig vom Minifterium 
batte ſuspendirt werben müſſen. 59) 

3. In Betreff der Errihtung der Zettelbant Tann ferner auch ber 
Staat die Vortheile und Nachtheile der völligen ober theilmeifen Gentrali: 
fation und Decentralifation der Notenausgabe nach der concreten Sachlage 
objectiv erwägen. Er wird oft geneigt fein, der eriteren Form des Zettel- 
banfgefhäfts den Vorzug zu geben. Alsdann hat die Volfsvertretung um 
jo forgfältiger zu erwägen, ob die von der Regierung angeführten Gründe 
ausreichend find, um ein Privileg oder vollends ein Monopol zu redhtfer- 
tigen. Die Vermuthung jpriht, wie oben entwicelt wurde, im Allgemeinen 
gegen bieje Vorrechte. Jedenfalls find diefelben aud vom Standpunct 
einer ſachlich regulirenden Bankpolitit nit durchaus zur Erreichung 
des verhältnigmäßig berechtigtiten Zwecks, nämlich der größeren Centra— 
Iifation, nothwendig. Da die leßtere ausreicht, die völlige, welche freilich 
bloß durch Monopolifirung bewirkt wird, dagegen entbehrlich ift, jo kann 
der Staat um jo mehr auch eine liberalere Bankpolitit hinſichtlich ber 
Errichtung von Zettelbanfen befolgen. Er wird dann vor Allem einzelne 
Zettelbanken nicht noch durch Privilegien für andere Bankgeſchäfte ala bie 
Notenausgabe begünftigen oder umgekehrt andere Zettelbanfen nicht noch 
abjichtlich bloß zur Hebung ber privilegirten Bank benachtheiligen. Für bie 
Notenausgabe fpeciell wird er am Beſten in einem allgemeinen Bank— 
gefeg allgemeine Bedingungen aufftellen, deren Erfüllung 
zur Gründung einer Bank berechtigt.) Dadurch fällt der Concej- 
ſionszwang nad) befonderen für jeden einzelnen Fall beftimmten Bedingungen 
und damit eine große Reihe der bedenklichſten und mwidermwärtigften Conſe— 
quenzen des Conceſſionsweſens fort. Der Errichtung großer Zettelbanfen 
in Gentralpuncten mit einem Nebe von Filialen braudt auch hier Seiten 
der Gejeßgebung nichts im Wege zu ftehen, denn bie allgemeinen Bedin— 
gungen für die Erlangung bes Rechte der Notenausgabe können demgemäß 
formulirt werden. Dann entjcheidet nur, ob der Verkehr wirflih, wie wir 
wenigitens für höchſt wahrfcheinlich halten, jo großer Banken bedarf. Die 
concrete Entwicklung des Zettelbanfwejend wird aladann unter dem Syitem 
ber jtaatlichen Regulirung des Bankweſens auch ſchwerlich jo erheblich von 
der Gejtaltung bei völliger Bankfreiheit abweichen. Die Wirkungen und 
Leitungen werben ähnlich fein, — der ſchwächſte Punct bleibt immer nur 
die moraliſche Garantie, weldje der Staat in jenem erjten alle übernimmt. 
— Punct iſt dem Syſtem inhärent und läßt ſich einmal nicht völlig 

eitigen. 

4. Wenn endlich ſpecielle Gründe in concreten * den Erlaß eines 
ſolchen allgemeinen Bankgeſetzes dennoch ausſchließen, ſo wird die Erthei— 
lung wenn auch verſchiedener, das eine mehr, das andere weniger umfaj- 
jender Privilegien an mehrere einzelne Banken der Gewährung eines 
ausſchließlichen Privilegs, aljo eines eigentlihen Monopols an eine 





3 Vgl. bie Artikel des Ecomomift zur Zeit jeder dieſer Kriſen. 

59) Wiederholt zur Sprache gebracht in ben Hamburger Bankdebatten von 
1865, ſ. oben Anm. 38, auch ſchon vorher befürwortet in einem Votum ber Dres: 
dener Handelskammer über die f. ſächſ. Minifterialvorlage v. 2. Juli 1863, j. Brem. 
Hand: BI, 1864, Nr. 650. 
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einzige Bank vorzuziehen fein. In beiden Fällen aber ift dann nur umſo 
mehr zu verlangen, daß die Vorſchriften für die Gejhäftsführung den Anfor— 
derungen an einen rationellen Bankbetrieb entipreden und die Conceſſion 
ganz unabhängig von allen ungerechten Bevorzugungen ertheilt wird. In 
eriterer Hinficht ift auch für den Betrieb der privilegirten oder Monopol- 
Zettelbanfen der mwichtigjte Punct da3 rihtige Syſtem der Noten= 
defung. Den Vorzug verdient auch bier die jtreng bankmäßige 
Deckung, wonach für die Banknoten bloß Edelmetall in Münze und Barren 
und jolide Wechjel, höchſtens zu einem Fleineren Betrage auch jichere Lom— 
bardforderungen den Gegenwerth im Bankactivum bilden. 6°) 

Die Ertheilung eines Privilegg oder Monopol3 ift natürlich wieder 
ein Schritt weiter ab von der Banffreiheit und hat jchon deßhalb ihr 
Mißliches. Bei guten Vorſchriften für den Bankbetrieb, erfahrungsgemäß 
recht wohl möglicher gejchicter Leitung und einem ordentlichen Filialſyſtem 
Tann indejjen auch diefe Organifation des Zettelbanfwejend, jo wenig jie 
aus volfswirthichaftlihen Gründen als nothwendige Vorbedingung guter 
Leiftungen der Zettelbanfen und der Verhütung jhlimmer Einwirkungen 
berjelben nachzumeijen ift, ihre guten Früchte tragen. Auch in dieſer Bezie- 
bung ijt die neuere wiſſenſchaftliche Anſchauung geläutert worden. Sie hat 
ſich von der Einjeitigfeit losgeſagt, aus der Nechtfertigung der Bankfreiheit 
jofort den Schluß zu ziehen, daß auf dem Boden der jtaatlichen Reglemen— 
tirung durchaus nur Schlechtes oder doc höchſtens nur künſtliche Treib— 
hauspflanzen gedeihen. 6°) 


I. Der gegenwärtige factiiche Stand des Zettelbant: 
weſens, beionders in Deutichland. *) 


I. Eine furge Ueberſicht über die Verhältnifje ver Centralifation 
und Decentralifation der Zettelbanfen in den wichtigſten Staaten der 
europäiſchen Cultur ergibt Folgendes. 

In Europa herrſcht Centralbankweſen ſtark vor und zwar theils 
monopoliſtiſches, theils privilegirtes. Eine einzige Zettelbank mit 
einem ausſchließlichen Notenmonopol, woneben nur etwa wie in 
Oeſterreich, Holland, Baiern Staatspapiergeld exiſtirt, beſteht in Frank— 
reich, Oeſterreich, Rußland, Schweden, Norwegen, Däne— 
mark, Holland, Portugal, Griechenland, Baiern, eine große 


60) Staatswörterb. XI, 325 ff. Unten S. 22-370. 

9) Val. namentlich Naffe’s Schrift über die Preuß. Bank und damit bie 
gegneriſchen Stimmen in der Vierteljahrſchr. f. Volfswirtbich. u. Kufturgefch., 3. ®. in 
der Beiprehung von Nafje's Schrift, 1866 B. XIV. (der Serie). Lehrreich find auch 
bie freilich oft nicht unparteiifchen Urtheile der Practifer, wie fie in ben Hanbelsfam: 
merberichten über die Preuß. Bank vorliegen, 

*) Zu diefem Abſchnitt gehört der Statifl. Anhang am Schluß des Werfes 
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Hauptzettelbant mit bedeutenden Privilegien, beſonders Binfichtlich 
der Notenausgabe, in England, Preußen, Belgien. An Stalien 
beitehen noch mehrere Banken aus der Zeit vor der Gründung des Königs 
reih3 neben einander, die von manden Seiten befürmortete größere Gene 
tralifation, welche durch Fuſion diefer Banken beabjichtigt wurde, iſt nod) 
nicht völlig erreiht worden. 6?) Auh in Spanien gibt e8 noch mehrere 
Zettelbanten. An Irland und Schottland wie in England darf Feine 
neue Zettelbant mehr gegründet werden, es jind aber neben der Bank von 
England in allen drei Yandestheilen noch viele Zettelbanten vorhanden, in 
England vor Kurzem allein fajt 200. An der Schweiz beiteht dagegen bisher 
volle Decentralifation des Zettelbanfwejen. 9) Es gab dajelbjt vor Kur— 
zem 22 Zettelbanten, darunter mehrere in Genf allein. Eigentlihe Staats: 
banken, d. 5. jolche, welche ganz ausſchließlich mit einem Staatäfapital 
dotirt und auf Rechnung des Staats betrieben werden, find auch die Mo— 
nopolbanfen noch keineswegs, obgleich fie fälſchlich mitunter jo bezeichnet 
werden. Die meilten Gentralbanfen find von Anfang an mit dur ‘Privat 
mittel gegründet oder jpäter in Privatbanfen, etwa mit einer nebenher 
gehenden Betheiligung des Staat? durd ein Staatäfapital, wie in dem 
Fall der Preußiſchen Bank, verwandelt worden. Eine eigentliche Staats— 
banf ift dagegen noch heute die Ruſſiſche Reihsbanf, im Grunde nur 
eine etwas ſelbſtſtändige Abtheilung des YFinanzminijteriums, mit einem 
Etaatäfapital von 19 Mill. R. dotirt. 6*) | 
Sn Nordamerika it die völlige rechtliche Decentralijation des 
Dank: und aud) des Zettelbankweſens mit den politiihen Verhältniffen des 
Landes verwachſen. Nicht einmal der Bürgerfrieg hat darin eine Verändes 
rung bemirft, denn das Nationalbanfgeje vom 30. Juni 1864 nebſt feinen 
Ipäteren Amendationen (u. A. durch das Geſetz v. 12. Juli 1870) hält an 
ber Bielheit der Zettelbanken feit. Die jebigen Einrichtungen des nordame— 
rifaniihen Bankweſens find aber deutlich von der Verquickung der Staatd- 
finanzen mit dem Banfwejen und von der Einführung und dem Bejtehen 
des uneinlösbaren Staat3papiergeldes mit Zwangscurs (den jog. Green: 
bads) beeinflußt. Dadurch find Verhältniffe geſchaffen, melde ſchon wegen 
ihrer ſpecifiſchen Eigenthümlichfeiten nur ſchwer und nur in einigen Puncten 
eine Mebertragung geitatten. 6°) 
Im ftatiftiihen Anhang am Schluß dieſes Werks find einige Daten 
über das Zettelbankweſen wichtigerer fremder Länder zufammengeftellt wors 


62) Erfolgt ift bie Fuſion ber italien, Nationalbanf und der Banf von Toscana 
zur Italien. Bank 1865, j. Zeitichr. f. Kap. u. Rente III, 148 u. Italie &conom. Flor. 
1867 p. 67. — Reiches ftatift. Material in d. relazione della commissione parl. 
d’inchiesta sul corso forzoso dei biglietti di banca, 1868, Papiere ber camera dei 
deputati, 3 vol. Fiv. 1869. (gl. den ftatift, Anhang.) 

63, S. oben Anm. 13. 

4) Ruſſ. Pap.-Währ. ©. 223. 

65) Bol. Hod, Am. Fin. a. a. D. u. ben Anm. 40 erwähnten Auff. v. Meier, 
nam. aber die Jahresberichte Gomptroller8 of the Curreney, bie mehrfach in Hildebr. 
Jahrb. abgedrudt find, 3. B. ber f. 1870 B. XV., 408. Auch die Jahresberichte b. 
nordameric. Finanzminifter, Steuercommiffäre enthalten mandes bezügl. Material u. 
beurtbeilen das Bankweſen, ſ. 3. B. Hildebr, Jahrb. XIV. u. XV. 
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den. Sie beziehen fi) namentlich auf die großen Gentralbanfen und auf 
die Zahl der Banken, Art und Umfang ihrer Gejchäfte Die vielfah im 
zweiten Xheil vorkommenden jtatiftiihen Daten über dag fremde Zettel: 
banfwejen werden dadurch vervolljtändigt. 

II. Bejonders eigenthümlich ijt die Gejtaltung des Zettelbankweſens 
im Gebiete de8 Deutſchen Reichs. 6%) Hier fteht die Errichtung, die Ent: 
wicklung und der gegenwärtige Beitand des Zettel bankweſens, zum Theil 
aber auch des übrigen Bankweſens im deutlichſten Zujammenhang mit 
der bisherigen politiichen Geltaltung diejer Länder. Die Entjtehung einer 
Reihe von Banken ijt geradezu nur durch dieſe politiiche Gejtaltung zu er= 
Hären: Banken in verſchiedenen Mittel- und Kleinjtäbten vom dritten, vier— 
ten oder gar feinem Rang in gejchäftlicher Hinfiht. Daneben fehlen in 
wichtigen großen Pläten, jelbit in ſolchen Weltpläten wie Hamburg, Zettel- 
banfen ganz oder find, wie in den großen preußijchen Provincialcentren, 
auf eine höchſt geringfügige Ausdehnung gejeßlich beichränft. Das deutſche 
Zettelbankwejen ftellt daher, wie jo manche allgemeine Inſtitution Deutjch: 
lands, namentlih nad jeiner geographiſchen Bertheilung ein wunder: 
liches Bild dar. Gleihwohl find Danf der natürliden Macht der Wirth- 
jhaftsverhältniffe und der großen Ueberlegenheit Preußens die Dinge doch 
nit jo verjhieden von dem Zuftand in anderen großen europäljchen 
Wirthichaftsgebieten wie Franfreih und Großbritannien, als man bei aus— 
ſchließlicher Nüdjiht auf die Zahl der Zettelbanfen annehmen möchte. 
Namentlich gleiht die Lage unjeres deutſchen Zettelbanfmwejend manchfach 
derjenigen Großbritanniens: Eine große privilegirte Centralbanf, 
die Preußijche, umgeben von in ihrer Sphäre wegen ber abnormen 
politiihen VBerhältnifje zum Theil wiederum privilegirten Zettelbanten ber 
anderen Einzeljtaaten und der preußiichen Provinzen; dieſe Heineren Zettel- 
banken insgejammt jedoch im Mefentlihen nur von der Bedeutung von 
Provincialzettelbanten, mit höchſt ungleicher Vertheilung über dad deutjche 
Gebiet, und nur zwei oder drei diefer Banken, namentlih die Sächſiſche, 
die Frankfurter, allenfal3 aud die Mündener, fi etwas, aber 
nicht viel, über diejes Niveau, etwa zur Stellung von Gentralbanfen zweiten 
Rangs erhebend. | 

41. Die Preußiſche Bank, 67) welde erft jeit ihrer Umgeftaltung 
zu einem unter Betheiligung von Privatperfonen geführten Unternehmen 
(Cabinetöordre vom 18. Juli 1846), hier in Betracht zu ziehen ijt, bat 
ihre heutige machtvolle Stellung erjt im Laufe der legten anderthalb Jahr: 


66) Val. in meinen Beitr. ©. 306 ff. d. beutfche Bankftatift. bef. f. b. wichtige 
Zeit von 1856 und 1857, ferner in D. Hübner’s ftatift. Jahrb. die Abſchn. ib. bie 
beutfhen Banken, im Brem. Handelsbl. 1864 u. 1865 die meift von mir berrübren» 
ben ftatift. u. krit. Berichte üb. bie Lage ber beutfchen Banken (Nr. 645, 646, 648, 651, 
655, 660, 662—665, 670, 671, 722— 724), u. bei. Röpell, Bew. der beutfchen Ban: 
fen 1864—66 (3. Th. bis 1867), Berl. 1868, wo übrigens bie Baieriiche Hypotheken— 
und Wechſel- und bie Luremb. Bank unter ben Zettelbanten fehlen; ferner bie monat: 
lihen Zufammenftellungen der Ausmweife Deutfcher Banken im NActionär, Nation. 
3tg., Brem. Hand.Bl. u. f. w., die Auszüge aus ben Bankberichten u. bie Notizen 
über Veränderungen in db. Berhältnifien ber en Banken in ber Ztſchr. f. Kap. 
u. Rente. Auch Saling’s Börfenpapiere II, 2. Ag. 1870-71. 

67) S. auch oben ©. 6.A u. ©, 16. 
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zehnte un Die äußere gejegliche Möglichkeit dazu ward ihr durch bag 
Geje vom 7. Mai 1856 gegeben. Dieſes Geje ermädhtigte die Bank zur 
unbegrenzten Ausdehnung ihres bisher auf 21 Mill. Thlr. beichränften 
Notenumlauf3 unter Vorjchrift einer beitimmten Notendedung. Die man 
herlei erheblihen Privilegien der Bank, namentlih die Annahme ihrer 
Noten an allen öffentlihen Caſſen, ferner die großen Beihränfungen ber 
preußiſchen Provinzialzettelbanten, der jog. Privatbanfen, und die geringe 
Anzahl von Conceſſionen, welde auch für ſolche Banken nur ertheilt wurde, 
baben der Preußiſchen Bank jedenfall3 weſentlichen Vorſchub geleiitet. Die 
privilegirte Stellung in Preußen mwirfte dann aud) auf die Verbreitung und 
Beliebtheit der preußiſchen Banknoten in anderen deutihen Staaten ein 
und erhöhte dadurch wieder Macht und Bedeutung jener Bank. Namentlic) 
haben dieje Privilegien, die durch fie mit ermöglichte, jedenfalls jehr erleich— 
terte Ausdehnung des Filialnetzes über das ganze preußiiche Staatögebiet 
und die anderen eben berührten Umftände, welche eine indirecte Folge diejer 
Privilegien waren, die fo überaus raſche Entwidlung der Preußiichen 
Bank mächtig gefördert. Wenige Jahre nad) 1856 ſchon hatte diefe Bank 
eine Stellung in und für ganz Deutjchland errungen, welche der Stellung 
der Engliihen Bank in England und ſelbſt der Franzöfiichen Bank in 
Frankreich vielfach glich. Aber dieje machtvolle Stellung ift nicht allein das 
Product jener Privilegien, noch weniger wird fie jet, einmal errungen, 
dur eine Beihränfung oder Bejeitigung diefer Privilegien fo leicht wieder 
verloren gehen. Jene Entwicklung jteht vielmehr in Wechſelwirkung mit 
allgemeinen centraliftiichen Tendenzen des Gejchäftsverfehrs überhaupt und 
des Bankweſens jpeciell, welde in Deutfchland vielleicht gerade in den 
legten Jahrzehnten bejonder8 jeit der Gründung des Zollvereind um jo 
ftärfer bervortreten, je länger fie durch die politifche Zerriffenheit künſtlich 
gehemmt waren. 6%) Gie jteht ferner in fpecieller Wechſelwirkung mit ber 
Entwidlung des Berliner Platzes zum Centrum der mitteleuropäijchen Geld: 
und Fondsgeſchäfte, zu einem der größten Märkte für Agriculturprobucte, 
wie Getreide, Wolle, Spiritus und zur bedeutendſten mitteleuropäijchen 
Fabritſtadt. Auch diefe Umftände mußten ſchon für fih und unabhängig 
von allen Privilegien. und von der Annahme der Banknoten an ben preus 
ßiſchen Staatskaſſen die preußiihen Banknoten nit nur in Preußen, jon= 
dern auch in den anderen deutſchen Staaten, zu einem wegen ihrer Braud)- 
barkeit als Zahlungs: und Nemittirungsmittel nad Preußen und bejonders 
nad Berlin beliebten und deßhalb verbreiteten Umlaufsmittel machen. Die 
Eoncurrenz ber anderen Zettelbanten hat hier nicht eben viel gehindert. In 
ben von Preußen umſchloſſenen Theilen, wie z. B. im ehemaligen Königreich 
Hannover, waren preußiſche Noten notoriſch beliebter als hannover'ſche. 6°) 
Auh auf fremden Börjen, wie bejonderd der Wiener, dann der Peters— 
burger, fand und findet noch ein großer Umſatz in preußiichen Banfnoten 
und in Wien wohl ein bebeutend größerer als in preußiſch Courant jtatt 
und ijt der Curs meiftens für Noten etwas befjer ald für Münze notirt. 


6) S. oben Kap. II, bei. ©. 16. 
69, Auch aus Sachfen wirb bied noch in ber neueften Zeit hervorgehoben, ſ. 
Dresb. Handelsk.Ber. f. 1867 ©. 6. 
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So geht neben der durch Privilegien bewirkten eine freie Entwicklung der 
Preußiſchen Bank einher. Dieſe Entwicklung war ſchon vor dem Jahre 
1866 im Weſentlichen vollzogen, iſt aber durch die politiſchen und wirth— 
ſchaftlichen Ereigniſſe ſeit dieſem Jahre und dann abermals ſeit 1870—71 
natürlich immer noch weiter begünſtigt worden. Will man die Bedeutung 
einer Zettelbank in einem einzigen Zahlenausdruck zur Anſchauung bringen, 
ſo mag man dazu immerhin die Ziffer des Notenumlaufs wählen. Dieſer 
erreichte bei der Preußiſchen Bank am 31. Dec. der 8 Jahre 1864 bis 1871 
reſp. 113.20 125.20 125.2, 139.00, 147.12 152.3, 195.8, 242.2, Mitte 
1872 257.39 Mill. Thlr., d. h. rund etwa zwei Drittel des gejammten 
Notenumlaufs der deutihen Zettelbanken, welcher in der Mitte des Jahres 
1872 etwa 380 Mill. Thlr. betrug. Diefe Proportion ift jogar noch 
etwas größer als vor der allerjüngiten Zeit bei der Bank von England 
gegenüber allen anderen großbritannijchen und irischen Zettelbanfen, denn 
3. B. Ende 1863 betrug dajelbit der Notenumlauf ca. 24 Mill. Pfd. St. 
bei diejer Bank und 41.2 Mill. im Ganzen, oder erjterer 58.3%, von letz⸗ 
terem. Bemerkenswerth it dabei in Deutjchland, daß die Quote der Noten 
der Preußiſchen Bank von allen deutihen Banknoten ih jeit Jahren nicht 
jehr bedeutend verändert hat, Namentlich ijt die große Vermehrung des 
Notenumlaufs der Preußiſchen Bank nach 1866 und wiederum nad) 1870 
nicht gerade auf Koſten der anderen Zettelbanfen, dieje al3 Ganzes zujame 
mengefaßt, erfolgt, jondern von einer ähnlichen Vermehrung des Notenumz 
aufs diejer anderen Banken begleitet gewejen. Eine Sachlage, auf welche 
allerdings die in die Zeit jeit 1866 fallende große Entwidlung der Säch— 
ſiſchen Bank, dann die Gründung der Badiſchen und der Württem— 
bergijchen Bank von bejonderem Einfluffe waren. Mit man die Bedeu— 
tung der Banken nah dem Notenumlauf, jo kann man nah dem Durch: 
ſchnittsverhältniß der lebten Neihe von Jahren die Preußiſche Bank alſo 
etwa dem SJweifachen aller anderen Banken gleichjtellen. Diejes Aequivalent— 
verhältniß ändert fich nicht wejentlih, wenn man e3 nad der ‘Proportion 
der metalliich ungedeckten Noten der Centralbank einerz und der der übrigen 
Banken andrerſeits bemißt. 79) 

2. Neben der Preußiſchen gab es in den alten (vor-1866er) Provinzen 
Preußens bisher noch 9 ſog. Provinzialzettelbanfen, 7%) mit einer Ausnahme 
alle erjt jeit 1848 und auf Grund der jog. Normativbedingungen von 
1348, aljo mit ſehr großen, bisher nur wenig gemilderten Beſchränkungen 
gegründet. Sie bejtehen in Stettin (Mitterfchaftliche Privatbank in Pom— 
mern, errichtet 1824, veränd. 1833, Notenemiſſionsrecht von 1849), Breslau 
(Städtiihe Banf, auf Nehnung der Commune Breslau, auß dem Jahre 
1848), Berlin (Berliner Cafjenverein, 1850), Magdeburg, Königs: 
berg, Cöln (alle drei aus 1856), Pojen, Danzig (1857), Görlig 
(1866, communaljtändifche Bank der Oberlaufiß). Dieje Banken haben alle 
nur das Recht zu je 1 Mill. Thlr. Notenausgabe, eine Ziffer, welche jie 
nicht leicht genau erreichen können. Ahr Notenumlauf betrug Ende 1864 


20) S. ben Statift. Anhang am Schluß des Werkes, auch die Tab. III ©. 204. 
21) Die 1857 ertheilten Gonceffionen zu Privatbanfen in Dortmund und 
Hagen wurden nicht benugt, 
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bis 1871 zufammen 7.8, 7.2, 775, 8.56, 8,99, 8.9, 8,55, 7,56 Will. Thlr. 
Eine diejer Banken, die Königsberger, ijt im J. 1871 freiwillig in 
Yiquidation getreten, was den Actionären vortheilhafter erjchien als die 
Fortſetzung des Geſchäfts unter den geltenden Normen, ein characterijtiicher 
Beitrag zur Würdigung des preußiſchen Privatbankweſens. Ein ähnlicher 
Wunſch gegen die Verlängerung ihres Beſtehens war vor einigen Jahren 
bei der Magdeburger Privatbank aufgetaudt. Einige Actionäre haben 
jogar gegen den die Fortdauer bejtimmenden Beſchluß der Gejellichaft einen 
Givilproceß angejtrengt, find jedoch mit demjelben abgewiejen worden. 72) 

3. Auch unter den übrigen Zettelbanfen der im Jahr 1866 erwor— 
been preußiihen Provinzen und der anderen norddeutichen Staaten ragen 
nur z wei durch die Größe ihres Notenumlaufes mehr hervor, nämlich die 
srankfurter Bank und die Sahjijhe Bank in Dresden. Eritere, 
1854 gegründet, Hatte bis vor Kurzem noch den nächſten Pla nad der 
Preußiſchen Bank behauptet, wenn man wieder nad) der Größe des Noten: 
umlaufs mißt, ijt aber jett in leßterer Hinfiht von der Sächſiſchen 
Bank anſehnlich überflügelt worden. Ahr Notenumlauf war am Ende der 
legten Jahre 1864—71 14.90, 16.%°, 13.98, 14.76, 16.6, 166%, 16.06, 15, 
Mill. Thlr., bekanntlich großentheil3 in Südweſtdeutſchlands Guldengebiet 
verbreitet. Eine nachhaltige Abnahme der Frankfurter Noten unter dem 
Einflug der Aunerion ift aljo wenigjtens bis jetzt nicht wahrzunehmen, 
was ſich bei der aparten Stellung Frankfurts als ſüdweſtdeutſcher Geldplat 
auch begreifen läßt. Dagegen leidet der Notenumlauf der Frankfurter Bank 
vielleicht doc ein wenig unter der Concurrenz der neuen beiden jüddeutjchen 
Zettelbanfen (Badiihe und Württembergiſche), worauf die jtarfe im J. 
1872 wenigjtens zeitweije erfolgte Abnahme der Noten (Ende Juni 1872 
12.62 Mill. Thlr.) hindeuten könnte. Dauernd gefährlich it die Eoncurrenz . 
diefer Banken für die Frankfurter Banf ſchwerlich, jo lange Frankfurt feine 
Bedeutung als Geldplag des Südweſtens behält. Eher kann die Einführung 
der gleihmäßigen Goldwährung in Deutjchland die Stellung diejer Bank 
berabdrüden, weil dann die Noten der Preußiſchen Bank noch directer cons 
curriren. Uebrigens würde auch in den leiten Jahren wohl eine Vermeh— 
rung der Frankfurter Noten eingetreten fein, wenn die Bank nicht von der 
preußiichen Regierung in Betreff der Erweiterung ihres Notenemiſſionsrechts 
über 30 Mill. fl. hinaus abſchlägig beſchieden worden märe. 7) 

Die Sächſiſche Bank ijt eine der jüngſten deutjchen Zettelbanken, 
erjt 1865 gegründet. Troß der Ungunſt der erjten Zeit hat fie raſch einen 
erheblichen Notenumlauf erlangt, Ende 1866— 11: 6.26, 9.73, 12.1, 14.98, 
13.17, 20.89 (Mitte 1872 25.7) Mill. Thlr. 3 zeigt dies, daß, troß der 
Attractionskraft Berlin’, für Provincialzettelbanktwejen, als welches doch 
auch das ſächſiſche zu bezeichnen tft, in einem jo gemwerbreichen Lande noch 
Raum genug geblieben ift. Die Vermehrung der Noten der Sächſiſchen 
Bank ift um jo bemerfenswerther, da gleichzeitig das ſächſiſche Staat3papier- 
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1 Die Pomm. Bank bat außer ihren Banknoten noch eine halbe Million 
eg eg a gegen Hinterlegung von Etaatspapieren unter ihren 
etriebsfonds, |. o. Kap. J S. 5 A, | 
73) Klagen über dieſe Beſchränkung im Wiesbadener H:K.:2. f. 1870, 
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geld erheblich vermehrt wurde. Uebrigens ift die Ausdehnung des Notens 
umlaufs der Sächſiſchen Bank zum Theil deutlih auf Koſten desjenigen ber 
Zeipziger Bank (err. 1839) erfolgt, deren Notencirculation zeitweije be— 
deutend zurücgegangen iſt, Ende 1864—66: 7.9, 6.50, 2.77, Ende 1868 
3.75 Mill. Thlr. Etwas hängt dies vielleicht mit der ftärferen Metalldeckung, 
welche die Leipziger Bank anfangs noch Halten mußte, 7%) zujammen. Die 
Sächſiſche Bank jcheint fih durch ihre Coulanz im Jahre 1866 rajch beliebt 
gemagt zu Haben, 7°) auch kamen ihr vielleicht die erregten Strömungen 
des ſächſiſchen Localpatriotismus etwas zu Gute. 

4. Alle anderen Zettelbanten Norddeutſchlands find einzeln von 
geringerem Belange. Someit fie in den bis 1866 oder noch jett bejtehenden 
Mittele und Kleinjtaaten errichtet worden, find fie meijten® bie einzige, 
bier dann öfters auch mit bejonderen Privilegien bedachte Zettelbant ihres 
Staats. Bon Banken, melde in diejem Heimathsitanate wenigjtend den 
Schmwerpunct ihres Wirkens haben, gehören hierhin die in zu großem Maß 
ftabe angelegte Hannover’sche Bank in Hannover (errichtet 1856), melde 
Ihon während der Selbititändigkeit Hannovers feine große Entwidlung 
gewonnen, nad der Annerion zeitweije durch die Concurrenz der Preußijchen 
Bank und ihrer Filialen Rückſchritte gemacht hat. Neuerdings hat fie eine 
zweckmäßige Neduction ihres Actienfapital3 vorgenommen (von 5. auf 4 
Mill. Thlr.) (Notenumlauf Ende 1864—68: 1.9, 2.9, 1.62, 2,75, 2,32 
Mil. Thlr., neuerdings auch wieder Vermehrung, Ende 1870 und 71 1.81 
und 3.55, Mitte 1872 4.198 Mill. Thlr.). Ferner die Roftoder Bank in 
Medlenburg (aus 1850), die Bautzener ald Zettelbanf ganz unbedeu— 
tende Bank (aus 1843), der Leipziger Gajjenverein (aus 1867, eine 
Nahbildung des Berliner, ebenfall3 mit dem Schwerpunct im Girogejhäft), 
bie Lübecker Privatbant (1856) und die Lüb. Commerzbant (aus 1865) 
Die Bremer Bank (1856) Hat für Bremen große Bedeutung gewonnen, 
die weitere Verbreitung ihrer Noten ift wohl durch die diefen zu Grunde 
liegende Goldwährung gehindert (Notenumlauf Ende 1871 5.2 Mill. Thlr. 
Gold). Hamburg, neben Berlin wohl der bejte deutſche Ort für ein 
großartiges moderne? Bank- und auch Zettelbanfwejen, hat bisher aus 
Borurtheilen dieſes Geſchäft von ſich fern gehalten. 7%) Die veraltete Ham— 
burger Banco-Währung würde für die Verbreitung von Hamburger Bank— 
noten freilich auch ein Hinderniß geweſen fein. Sonjt ift noch die im %. 1868 
gegründete DIdenburger Bank bier zu nennen, mit etwas abmeichenber 
Drganijation. Unter Anderem find deren Banknoten zum oldenburgijchen 
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79), Sie war früher zu einer metalliſchen Zwei-Dritteldeckung der Noten verpflichtet, 
die Dresdener Bank nur zu der gewöhnlichen Einbdritteldedung. Erſtere Vorſchrift ift 
neuerdings abgeändert worden. Die Leipziger Bank Fonnte hierin auch nicht wohl auf 
bie Dauer ungünftiger als die Sächſiſche geftellt bleiben; ſ. auh Naffe in Hildebr, 
Jahrb. 1868, II, € 

75) Bol. die Bemerkungen in ber Ztichr. f. Kapital und Nente, V, 66, womit 
bie Bem, im Dresd. Handelsfammer:Ber. f. 1866 ©. 128 und im Leipz. H. K. 82. 
f. 1866 (Preuß. H. A. 1868 II, 15) übrigens nicht ganz übereinftimmen. In jüngfter 
Zeit, nad) ihrer Reform, bat fi) ber Notenumlauf ber Leipziger Banf übrigens wieder 
ziemlich auf die frühere Höhe erhoben. Er betrug Ende 1870 u. 71 4.2, 5,3%, Mitte 
1872 6.79 Mill. Thir. 

76) S. o, Anm. 38, 
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Staat3papiergeld erflärt und die Emiſſion dieſes letzteren im Betrage 
von 2 Mill. Thlr. diefer Bank übertragen worden. Es muß dafür aber 
im Ganzen die übliche banfmäßige Dedung gehalten werden. 77) Diejes 
jogen. Oldenburger StaatSpapiergeld, auf welches durch eine bejondere Be- 
fimmung auch das Bundesgejeg vom 27. März 1870 über Banfnoten 
Bezug nimmt (j. o. S. 12 A), ift demgemäß richtiger zu den Banknoten zu 
zählen. 

d. Die übrigen norddeutjhen Zettelbanken 7°) find wenigſtens 
urjprüngli alle in Orten angelegt, worin der Schwerpunct ihres Geſchäfts 
nicht liegen follte, auch vielfach gar nicht liegen konnte. Sie waren notoriſch 
vornehmlich auf Gejchäftsbetrieb in Preußen, Sachſen und den Hanjeftäbten, 
gelegentlih auch in Sübdeutjchland berechnet. Ihre Entjtehung erklärt fi 
aus der centralijtiihen Bankpolitit Preußens und der Mitteljtaafen und 
kann, auch wenn man dieje Politif nicht billigt, nur al3 ein Souveräne- 
tätsmißbrauch der Kleinen deutſchen Staaten jenen größeren gegenüber be= 
tradtet werden. Denn mwohlbewußt kreuzten die Keinen Staaten durd die 
Gewährung der Bankconceſſion die Politik den größeren Staaten, wenn jie 
dabei auch gleichzeitig ihren eigenen Ländern und kleinen Reſidenzen Vor— 
theile verjchaffen mollten. Begreiflich als Reaction des Verkehrs gegen jene 
Bankpolitif ift daher dieſes „kleindeutſche“ Bankweſen doch eine ungejunde 
Pflanze der früheren politiihen Berhältniffe Deutjhlandg und Nachwir-— 
tungen dieſes Zuftandes find denn auch gegenwärtig noch zu bemerfen. 
Zwar find alle dieje Kleinen Zettelbankfen ohne Ausnahme bejjer als ihr 
Ruf, einige haben von Anfang an doch in ihren Domicilplägen eine ordent= 
lide Bajis wenigitens für ein kleineres Gejchäft bejejfen und ſich allmälig 
freiwillig oder nothgedrungen auf dieſes Gejhäft immer mehr zurücdgezogen. 
Hierhin gehören die Banken von Weimar (1853), Gotha (1856), 
Braunſchweig (1857). Mande haben in frembartigen Geſchäften und 
an anderen Orten erjt theures Lehrgeld bezahlen müfjen, 7”) wie bie 
Braunſchweiger umd mehrere der folgenden Banken. Aber auch letztere, 
die Zettelbanfen zu Deſſau (aus 1847), Gera (1854), Meiningen 
(Mitteldeutihe Ereditbanf mit abgetrenntem Zettelbanfgeihäft, 1856), 
Sondershaufen (Thüringiſche Bank, 1856), Büdeburg (Niederjäd- 
fide Bank, 1856), Homburg (Hefliihe Landesbank, 1856), Luremburg 
(„Suternationale Bank”, 1857) Haben ſich nad) manden Wedjelfällen und 
nad) einer. zweckmäßigen Beſchränkung ihrer Thätigfeit jetzt jo ziemlich alle 
einen erjprießlichen, wenn auch Eleineren Wirkungskreis zu verjhaffen gewußt. 
Jedoch der ungejunde Urjprung zeigt ſich vor Allem in der unzweckmäßigen 
geographiſchen Vertheilung auch heute noch von ſchlimmem Einfluffe. Eine 
Regelung der Verhältnifje im Wege der Reichsgeſetzgebung wird nicht aus— 
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m Im „Realifationsfond für das en eh hatte die Oldenburger Banf 
Ende 1871 3. 8. 670,000 Thlr. Baar (neben 189,000 Thlr. Caſſa im andren Geihäft), 
—— Thlt. Wechſel, 117,000 Thlr. Effecten, 20,000 Thlr. discont. verlooſie 
ecten. 
S. meine Beiträge S. 214 ff. 
« 2 S. meine Fritifhen Referate im Bremer Handelsblatt 3. B. Nr. 663, ob. 
nm, 66. 
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bleiben können, wenn auch die „wohlerworbenen Rechte“ und die gerade bei 
den meiſten dieſer kleinen Banken, wie wir ſchon oben (S. 9 beklagten, charae— 
teriſtiſch genug auf maßlos lange Zeit gewährten Conceſſionen und Noten— 
privilegien noch manche Schwierigkeiten bereiten werden. In ſolcher Rege— 
lung kann man einen ungerechtfertigten Eingriff in die durch dieſes Con— 
ceſſionsunweſen der Kleinſtaaten für ganz Deutjchland vermeintlich herbei— 
geführte „reelle” Bankfreiheit nicht erkennen. Denn bei einer freien. und 
gejunden Entwicklung würden Dugende deutjher Städte zuerjt mit Banken 
verjehen worden jein, bevor man an die meijten Orte, welche jetzt jolche 
bejigen, nur gedacht hätte Mißlich erjcheint bejonderd das weitgehende 
Notenemiffionsreht der Meininger Bank (jegt 8 Mill. Thlr. in Umlauf!) 
und der, Luxemburger Bank, weil diefe Banken im Wejentlichen credit: 
mobilierartige Unternehmungen find, für melde ji daS Zettelgejhäft am 
Wenigiten eignet. 

6. An Südmeitdeutichland gab es bis vor Kurzem nur zwei Zet— 
telbanfen, die Baierijhe Hypothefen: und Wedjelbanf in Mün- 
hen (err. 1834), welde die Notenausgabe mit jehr verjhiedenen, zum 
Theil fremdartigen Banks und Verſicherungsgeſchäften verbindet, früher nur 
bis 8 Mill. fl. Noten emittiren durfte, im Jahr 1866 aber die Erlaubnik 
zur Erhöhung ihres Notenumlaufs auf 12 Dil. fl. (für Baiern wenig) 
erhalten hat. Sodann die Darmjtädter Zettelbanf, welche nad) der Zeit 
ihres Entjtehens (1855) mährend des „deutichen Bankfiebers“ und nad 
ihrer Geſchichte und Gejhäftsthätigkeit in der Hauptjache zu der zulett 
erwähnten Kategorie norddeutjcher Zettelbanken zählt und ihren Notenumlauf 
nach vorübergehender Neduction in neuejter Zeit wieder jehr ftark vermehrt 
hat (E. 1870 noch 4.7, E. 1871 11.9, Mitte 1872 jogar fajt 14 Mil, 
fl). Württemberg und Baden, erjteres unter dem Einfluſſe Morik 
Mohl’icher Vorurtheile, haben es lange zu feiner eigenen Zettelbank 
gebradt. Das Bedürfnig nach einem Umlaufsmittel wie den Noten wurde 
in beiden Staaten wie in andern deutſchen Ländern zum Theil durch eigenes 
(einlösbares) Staatspapiergeld gedeckt, großentheil3 aber durch die Noten 
„ausländiſcher“ Banken, wie bejonders der Frankfurter, Darmftädter, der 
Preußiſchen u. a. m. Daß die in manden Beziehungen ſichtbare größere 
wirthichaftliche Abhängigkeit des Südweſtens vom Norden in Etwas aud) 
der bedeutenderen Entwidlung des Bankweſens im Norden mit zuzujchreis 
ben ijt, mag richtig jein. Erjt in neuejter Zeit find in den beiden genann— 
ten jüddeutihen Staaten nad) längeren Vorbereitungen Zettelbanken ge= 
gründet worden, in Baden die Badijhe Bank in Mannheim 1870, 
in Württemberg bie Württembergijche Banf in Stuttgart Ende 
4871. Beide haben fi vajch zu verhältnigmäßiger Bedeutung entwickelt 
und namentlich ihren Notenumlauf jchon ziemlich weit ausgedehnt, jo daß 
fie in diefer Hinficht die jehr eingejchränfte Baieriſche Hypothefene und 
Wechſelbank jhon übertreffen. Die Badiſche Bank hatte Ende 1871 11.37, 
Mitte 1872 15.9 Mill. fl, die Württembergijhe Banf am leßteren 
Termin 9.07 Mill. fl. Noteneirceulation und jpäter noch mehr. 

7. In Deutjchland bejtehen demnach gegenwärtig (Ende 1872) 34 
Zettelbanfen, nämlid die Preußiſche Bank, die 8 (bisher 9) ſog. Privat: 
banken in den alten, die 3 Banken zu Frankfurt, Hannover und Hamburg 
in den neuen preußiſchen Provinzen, zujammen im preußijden Staate 


12, im K. Sadjen *0) 4, in ben Hanjeftädten 3, in Medlenburg- 
Schwerini, in Oldenburg 1, in den norddeutjhen Kleinjtaaten 
(einſchließlich Braunſchweig) 8 (je 1 in Braunſchweig, Anhalt, Lippe: 
Schaumburg, Sahjen- Weimar, Sahjen- Gotha, Sachſen-Mei— 
ningen, Shwarzburg=:Sondershaujen, Reuß j. 2), zufammen im 
Gebiete de3 vormaligen Norbdeutihen Bundes 29, endlid) in jedem der 4 ſüd— 
deutſchen Staaten je 1 Zettelbank, aljo im ganzen Deutſchen Reiche 33. Dazu 
tritt dann noch al3 Nr. 34 die Luremburger Bank, die nad ihrem 
Geſchäftsgebiet und bei der Zugehörigkeit Luxemburgs zum Zollverein zu 
den deutſchen — zu rechnen ift. 90%) Die Zahl der Zettelbanken hat 
fih feit der Banfmanie von 1854—57 wenig verändert. Ende 1857 bes 
ſaßen in demjelben Gebiete 31 Banken das Recht der Notenausgabe, ohne 
es übrigens alle auszuüben. Die Banken zu Dortmund und Hagen find 
nicht zu Stande gelommen, die zu Königäberg ift eingegangen, ber Leipziger 
Gafjenverein, die Didenburgiihe, Badiſche und Württembergijche find hinzu— 
getreten. Churheſſen bejaß feine Zettelbank. Die Naſſauiſche Landesbank in 
Wiesbaden gab früher Noten aus, war aber ein reines Staatsinftitut, 
Nach der Annerion iſt der Notenumlauf diejer Banf im Betrage von 2.5 
M. fl. vom preußiſchen Staate übernommen und zu den Gafjenanmeifungen, 
aljo zum Staatöpapiergelde geichlagen worden (Gef. v. 29. Febr. 1868). 
Die Nafjauijche Landesbank ift daher Feine Zettelbant mehr, bejteht aber als 
communaljtändijches Inſtitut fort. Von jeßigen deutſchen Bundesftaaten 
befigen nur Hamburg, Medlenburg:Strelig, Sachſen-Alten— 
burg, Shwarzburg-Rudolftadt, Reuß ä. L. (nad einem mißglück— 
ten Verſuche, noch vor der deutſchen Banfnotenjperre im Jahre 1870 eine 
— zu gründen), Lippe-Detmold und Waldeck keine eigene 
ettelbank. 

Die Tabelle A. im Statiſtiſchen Anhang enthält eine möglichſt voll— 
ftändige Weberficht über die deutſchen Zettelbanken, ihr Notenemiffionsrecht 
und ihren Geſchäftsſtand (Bilanz) in den letzten Jahren jeit 1869. Auf 
vefe Tabelle jei hier verwieſen. Es werben dadurch gleichzeitig die im 
zweiten Theile diejeg Werks enthaltenen Daten und Tabellen vervolljtändigt 
und bis auf die neuejte Zeit fortgeführt. 

80) Außerdem befteht in Chemnik in Eadien eine Stadtbank, bie für 
300,000 Thlr. 1 Thlr.:Sceine ausgeben barf, eventuell eine fünfte ſächſ. Zettelbant, 
von und, wie von Anderen bier nicht zu ben Zettelbanfen gerechnet, da dieſe Scheine 
als eine Art Papiergeld (wie die Stadt-Hanndver'ſchen u. die Scheine ber Peipz.:Dresd, 
Eiſenbahn) gelten können. 

9a) Im December 1872 verlautete, daß in Luxemburg ein oder zwei neue 
Zettelbanfprojecte ſchwebten und wiederum „Sründerconfortien” ſich um die Staatsge— 
nebmigung bewürben. Dies bat zu einem Schriftwechſel zwiichen dem Reichsfanzleramt 
und ber Luxemburgiſchen Regierung geführt, worin erfteres gegen ſolche Pläne prote— 
ftirte und ein Notenverbot in Ausficht ftellte. Unter den obichwebenden Berhältniffen 
gewik mit Recht. Der Vorgang ift ein neuer Beleg für die Unhaltbarfeit der politiichen 
Stellung Luremburgs, das doch Theil bes Zollvereins ift. 
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Zweiter Theil. 


Spitematifche Darftellung und Kritif des Zettelbank— 
rechts und Der Zettelbankpolitik in Deutfchland unter 
Bergleichung mit dem Auslande. 


Miederholt iſt im eriten Theile dieſes Werks, namentlih im eriten 
und zweiten Kapitel (S. 19a u. €. 4), die Anfiht von der relativen 
Berehtigung verjchiedener Syiteme der Bankpolitif unter verjchiedenen Um: 
ftänden vertreten worden. Diejer Auffaffung gemäß kann in diejem zweiten 
oder Haupttheile diejes Buchs objectiv geprüft werden, unter welden Be: 
dingungen ein beftimmtes Princip der Bankpolitif relativ berechtigt und 
feine Annahme demgemäß gejtattet ijt; ferner, welche Beitimmungen der 
Bankgejege und Statuten dem einmal angenommenen Prineip folgerichtig 
entiprehen, von diejem aus betrachtet rationell find und wie dieje Beſtim— 
mungen im Einzelnen einzurichten find, um ein conjequentes Syjtem des 
auf dem und dem Princip beruhenden Bankrechts zu bilden. 

Der Gang der Daritellung im Folgenden ift möglichſt ein jtreng 
ſyſtematiſcher. Es wird dabei mit denjenigen Puncten begonnen, welche 
ih als die Kardinalpuncte jedes Bankrechts betrachte, einerlei auf welchen 
Principien daffelbe beruhe, und mit demjenigen Fragen geendet, welche 
meine Erachtens erſt zum Schluß richtig erledigt werben können, wenn 
alles Andere abgehandelt worden iſt, und welche nad) dem einmal adoptirten 
Princip der Bankpolitit verjchieden beantwortet werden müfjen. Diejer 
Gang der Darjtellung weicht von dem üblichen allerdings volljtändig ab, 
benn er ift falt der umgekehrte wie diefer. Er erjcheint daher anfänglich 
vielleicht anfehtbar oder ſelbſt unlogiſch. Die Puncte und Fragen, melde 
ih voranftelle, und auf welche ich das höchite Gewicht lege, blieben jogar 
bisher in den Werken über Bankweſen in der Negel faſt unbeacdhtet oder 
wurden höchſtens mit ein paar Worten abgemadht. 

Allein zunächſt muß mit Recht die Stellung des Staats zur 
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Banknote als jolder (Kap. I. ©. 34—73), jodann zum Controle— 
weſen, inöbejondere zum PBrincip der Bublicität (Kap. IL ©. 
73—129) genau und eingehend unterjucht werden, bevor die weiteren Puncte 
der (materiellen) Banfgejetgebung behandelt werden können. Bejtimmungen 
über die eritgenannten beiden Puncte find bei jeder Art Bankpolitit unbes 
dingt nothmwendig. Bei voller Bankfreiheit dürfen fie, was jelten gebührend 
beachtet wird, nicht nur nicht fehlen, jondern ſind fie vecht eigentlich die 
Vorausſetzung einer wiſſenſchaftlich und practijch haltbaren Banffreiheit, 
wie im zweiten Kapitel des erjten Theils (S. 10) nachgewieſen mwurbe. 
Sie genügen dann aber auch für fi allein. Für alles Weitere, was ji 
auf Gejhäftsführung und Errichtung der Zettelbanfen bezieht, reicht 
beim Syſtem der Banffreiheit daS bürgerliche Necht und insbejondere das 
Actiengejellichaftsredht aus. 

Auch bei eingreifender jtaatliher Negelung des Banfwejend und dem— 
nah bei materieller Gejeßgebung verlangen diefe Puncte nicht nur 
gleichfalls, jondern auch zunächſt vor allen anderen, ihre pafjende 
Erledigung. Die bei jolcher Gejetgebung dann nöthigen weiteren Beſtim— 
mungen reihen jich daran erjt richtig an. In jyitematiicher Ordnung folgen 
bier zumächit die Beltimmungen über eine über die formelle hinausgehende 
(„materielle”) Staatscontrole (S. 129—154). Daran jchlieken fich 
die ſachlich nn ‚Anordnungen des Staaat3 über die Gejhäfts- 
führung (Kap. II. 155 ff.) der Zettelbanfen, welde unvermeidlich 
in das ganze Detail des Betriebö hineinführen und mit Rückſicht 
darauf feitgeftellt werden müjjen. Die Darjtellung und kritiſche Prüfung 
gerade diejer Borjchriften über die Gejhäftsführung beanjprudt daher auch 
den meijten Raum. Den Schluß bilden endlich die gejeßlichen Beitimmungen 
über die Errihtung von Zettelbanfen (Kap. IV.), melde folgerichtig 
wejentlih nad den Ergebnijjen der Unterjuhung über die Gejchäftsführung 
der Banken getroffen werden müjjen. 

Sm Bereih der materiellen Bankgejeßgebung jind dann wieder in 
jedem der erwähnten Abjchnitte verjchiedene Kategorien von Vorſchriften 
zu unterjcheiden, je nachdem die jtaatlihe Einmiſchung mehr oder weniger 
meitgeht. Der Gang der Darjtellung führt hierbei in logischer Folge von 
einem zum anderen Stadium. Jede jpäter erdrterte, eingreifende Vorſchrift 
jet Die früher behandelten, nicht jo weit gehenden jchon voraus. Die Frage 
von der Errihtung der Zettelbanfen wird jonjt meijtend an die Spitze 
der Unterſuchung gejtellt nnd von vornherein entjichieden. Aber die Trag— 
weite der verjchiedenen Beantwortungen, welche gerade dieje Frage zuläßt 
und wirklich in der Theorie und in der Gejetgebung erfahren hat, läßt 
fich erjt richtig ermefjen, wenn dasjenige Syjtem begleitender Vorjchriften, 
welches jede einzelne Beantwortung mit fich führt, — über die Banknote 
als jolde, die Gontrole, die Geſchäftsführung — richtig überjehen wird. 
Die in diefem Werke bifolgte Anordnung des Stoffs ift aljo wohl bie 
richtigere. Nebenbei bemerkt wird gerade auf diefe Weiſe die Bankfreiheit 
häufig in einem günftigeren Lichte ericheinen, denn man erfennt num erft 
deutlich, welche Mafje eingehender Vorſchriften der Ausſchluß der Bankfreiheit 
folgerichtig bedingt. 

Wir haben es im Folgenden aljo mit vier Reihen von gejeß- 
lihen Bejtimmungen: 1) über die Banknote als joldhe, 2) bie 
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Controle, 3) die Geſchäftsführung, 4) die Errichtung der Zet— 
telbanten zu thun. Danach gliedert fi) der Stoff in vier größere Abthei— 
lungen (Kapitel). Die Beitimmungen, welche hier dargeftellt und practifch 
geprüft werden, find in unjeren Staaten in allgemeinen oder in Spe— 
cialgejegen oder in den vom Staate — regelmäßig im Verordnungs— 
wege — gegebenen oder genehmigten Statuten und mitunter in ebenfalls 
jtaatlich beitätigten Geſchäftsreglements oder endlich in Statuten und 
Reglements enthalten, welde die Banken jelbit für ihren Gejchäftsbetrieb 
feſtſtellten. Auch bei einer principiell gleichen Geſetzgebung in mehreren 
Staaten waltet in den Einzelheiten immerhin viele VBerjchiedenheit ob. Die 
Reglementirung geht bald weiter bald weniger weit. Geſchichtlich gewordene 
Verhältnifie, überfommene mwohlerworbene Rechte lagen mitunter vor, als 
die Gejeßgebung nahträglich interveniren oder Aenderungen herbeiführen 
jollte, 3. B. in Großbritannien 1844—45, in Nordamerica 1864, in 
Deutjchland gegenwärtig. In jolden Fällen kann die Gejeßgebung nicht 
immer alle Conjequenzen ziehen, welche aus einem angenommenen Princip 
der Banfkpolitif folgen würden. Man begnügt jih mit Geringerem und 
geht nur jomweit, als es für den Hauptzweck unbedingt geboten erjcheint 
oder al3 es fi im Augenblid erreichen läßt. Aljo wiederum Compro— 
mijje in der Praxis zwiſchen theoretiihen Forderungen und gegebenen 
Lebenäverhältniffen. Dadurch entjteht dann freilid eine Beichaffenheit der 
Gejetgebung und ein Zuftand des Bankweſens, welde vollends willfürlich 
und principlos erideinen. Das Zettelbankwejen Großbritannieng jeit 
der Teelihen Gejetgebung von 1844—45 Tann alö bejonderd ſchlagendes 
Beijpiel dienen. Wie auf mandem anderen Gebiete jo bildet auch hier die 
britiſche und in einiger Hinfiht auch die nordamericaniſche Bank— 
gejeggebung ein merfwürdiges Gemiſch nichts weniger als logiſch conjequenter, 
einheitlicher, ſyſtematiſcher Vorſchriften. Auf dem Continente, bejonders in 
Frankreich, auch in Deutſchland ijt Alles viel „rationeller” und folgerichtiger 
eingerichtet, wenn einmal das den Gejegen und Statuten zu Grunde liegende 
Prineip feftgeitellt ift, 3. B. dasjenige des Notenregals, des Conceſſions— 
zwangd. Trotdem fungirt die Einrichtung nicht immer bejjer, eine Erfah: 
rung, bie in politiihen wie volf3wirthichaftlichen Dingen auf dem Eontinente 
England gegenüber ja mehrfah gemadt worden ift. Daraus möchte jid) 
ergeben, daß in der jtreng logiſchen Eonjequenz der Geſetzgebung nicht 
immer jchon alles Heil zu jehen ijt. Man braucht daher Abweihungen von 
folder Conſequenz, der ſich einmal organijches Leben nicht jtet3 fügt, gele= 
gentlich nicht gar zu jehr zu fürdten. 

Die Analyje der Bankgejeßgebung wird ſich im Folgenden in der 
Hauptjahe auf deutſche Gejege und Statuten und auf die wichtigeren 
Puncte des britiijhen, franzöſiſchen und nordbamericanijden 
Bankrechts beſchränken, bisweilen jedod auch auf haracteriftiiche Verhältniſſe 
anderer Länder erjtreden. Die vergleichende Betrachtung der Hauptbeſtim— 
mungen dieſer verſchiedenen Syfteme des Bankrechts liefert das brauchbare 
Material für die allgemeine und für die ſpeciell deutſche Bankpolitik. Na— 
mentlich ergibt ſie, was gewiſſermaſſen typiſch für alle Bankgeſetze und 
wiederum für diejenigen, welche auf dem oder jenem beſtimmten Princip 
beruhen, iſt, was alſo z. B. auf dem Boden der materiellen Bankgeſetzgebung 
eine gewiſſe Berechtigung mit Wahrſcheinlichkeit beanſpruchen al 


Bogner, Zettefbanfen, 
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Des Staatöpapiergeld3 wird megen ſeines vielfältigen Zuſam— 
menhangs mit dem Notenumlauf gerade in Deutſchland und wegen der 
ſonſtigen Verwandtſchaft zwiſchen den beiden Metallgeldſurrogaten immer 
an der geeigneten Stelle bei den betreffenden Puncten gedacht werden. 89) 


I. Beftimmungen über die Stellung bes Stants zur Banknote als folder 
und zum Stantspapiergelbe. 


Bezügliche Beftimmungen find unbedingt bei jeder Art von Bantpolitif 
erforderlich, gehören aljo in ein formelles Bankgeſetz ebenjo gut als in 
ein materielles (j. o. ©. 11). Sie müfjen folgende ſechs Puncte 
betreffen : 

1. Die Annahme der at Banknoten und des eigenen 
Staatöpapiergeld8 im Privatverlehr, ſ. u. ©. 35—37; 

2. Die Unnahme fremder Banknoten und Staatöpapiergeldg im 
PBrivatverfehr, j. u. ©. 37—43; 

3. Die Annahme der Banknoten und des Staatpapiergeld3 an den 
dffentliden Caſſen, j. u. ©. 43— 

4. Die ge egenfeitige Unnahme der Banknoten bei den Ban— 
En geltt und die Errihtung von Notenaustaujdanftalten, ſ. u. 
S. 49— 

5. Die Einlösbarkeit der Banknoten, an jeden Inhaber, an 
mehreren Orten, täglid in hbinlänglid langer Zeit, in geſetz— 
lihem Gelde, j. u. ©. 57—66; 

. Die Stüdelung der Noten und des Staatspapiergelds, na= 
mentli dad Eleinjte Noten und Papiergeldftüd, j. u. ©. 66—73. 

Beftimmungen über diefe Puncte, welche in den folgenden ſechs Ab— 
ſchnitten erörtert werden, fehlen zwar bisher in ber pofitiven Gejeßgebung 
jelten völlig, gleichen fich bier aud im Großen und Ganzen, erſtrecken ſich 





8) Vgl. bei. Hoder, Samml. db. Statuten aller Nctienbanfen Deutichlands, 
Göln 1858. Saling, Börfenpapiere Jahrg. 1870—71, II. 2. Berl. 1871. Zticdr. f. 
Kap. u. Rente Die Nachträge und Veränderungen ber Statuten find möglichit 
berüdjichtigt worden. Vollftändig vermochte ich es nicht zu erreichen. Solde Bollftän- 
bigfeit — das ſoeben (Ende 1872) im Erſcheinen begriffene Werk von Rub. 
Meyer, d. Actiengeſellſchaften. I. Abtheilung. Die Banken. Berlin 1872. 
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aber faſt nie ſo weit, als es oben nothwendig befunden ward, während ſie 
in anderer Beziehung durch Gewährung von Privilegien und Bevorzugun— 
gen darüber hinaus gehen. 


1. Die Annahme inländiſcher Banknoten und Staatspapier— 
geldS im Privatverfehr. 


Dieje Annahme ift mit Recht, dem Weſen der Note entjprechend, faft 
allgemein eine freiwillige, d. h. die Note hat feinen Zmwangscurz für 
Zahlungen zwijchen Privaten oder des Staat3 oder der Bank an Private, 
Da die Freiwilligkeit der Annahme die rechtliche Bermuthung für ſich hat, 
jo bedarf e8 nicht erjt einer ausdrüdlichen darauf bezüglichen Erflärung. 
Eine ſolche ift jedoch mitunter gegeben, jo im $ 33 der preußijchen Bank— 
ordnung für die Preußiiche, im $ 27 der Statuten der Frankfurter, $ 14 
der Statuten der Breslauer Bank.“) Auf dem vierten badijchen Handels— 
tag in Carlsruhe wurde ein bezügliches Amendement zu dem betreffenden 
Paragraphen der Statuten gejtellt, dahin lautend: „die Annahme der Bank: 
noten jtatt baaren Geldes beruht lediglich auf der freien Zuftimmung de3 
Empfängers,” aber mit Recht als unnöthig abgelehnt. °°) 

Die wichtigſte Ausnahme von der Negel, daß die Annahme der No- 
ten freiwillig jei, bildet England in Betreff der Noten der Banf von Eng: 
land. Dieje Noten find jeit 1833 in England (nit in Schottland und 
Irland) zum legal tender, d. 5. zum gejeglichen Zahlungsmittel für ei 
lungen unter Privaten erklärt, nur daß natürlich die Bank jelbft zur jteten 
Einlöjung verpflichtet ift. In Folge dejien können 3. B. bie englilchen fog. 
Landbanfen (Provincialbankten) ihre Caſſe in Bank-von-England-Noten füh- 
ten und ihre Noten legal mit diejen einlöjen. Die Vorſchrift hat in Eng: 
land, wie e3 jcheint, wenigjteng nicht zu Unzukömmlichkeiten geführt, fie ijt 
in Zeiten der Grebitfrifen gelobt und ihre Ausdehnung auf Schottland und 
Irland mitunter befürwortet worden. Allein die notorifch großartige Hilfe: 
leijtung, welche die Engliſche Bank wiederholt mittelft ihrer Noten in jol- 
den Krijen gewähren konnte, hängt nicht von diejer VBorjchrift, jondern von 
dem unerjchütterten Credit der Noten dieſer Bank ab. Dies folgt unmider- 
legli aus der Thatjache, daß die Engliſche Bank vor diejer Beitimmung die 
leiche Hilfe bieten konnte, nämlich in der Krifis des Jahrs 1925. Ebenſo 
* dafür die analoge Erſcheinung bei anderen großen Centralbanken, 
beſonders der franzöſiſchen und preußiſchen, deren Noten ohne jene Eigen— 
ſchaft ähnliche Dienſte leiſten konnten. Auch lehrt die Geſchichte der Einfüh— 
rung des Zwangscurſes für die uneinlösſsbar gewordenen Noten in 
England 1797 und in Dejfterreich 1848, daß der Zwangseurs al3 folcher, 
der alsdann erft ein eigentlicher iſt, den Credit nicht verbeffert. So iſt 
denn wohl eine Ausdehnung der engliichen Beitimmung auf den Continent, 
melde u. U. in den Bankdebatten der leiten Jahre für Frankreich zur 








62) Auch im $ 2 ber preuf. Verordnung v. 18. Mai 1866 über bie Gründung 
von Darlebenscafjen und Ausgabe von Darlebenscafienicheinen. 

89) Verhaudl. d. 4. bad. Handelstags 1865, ©. 39. Auch bier tritt die in ben 
Geſchäftskreiſen, bejonders während der Geldflemmen, fo oft fichtlihe völlige Begriffs: 


verwirrung über Papiergeld, Banknoten u. j. w. beutlich in der u Tage. 
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Sprache kam, nicht zu befürworten. Die bezügliche Vorſchrift war übrigens 
in die öſterreichiſche Bankacte vom 27. Dechr. 1862 $ 16 der Sta— 
tuten übergegangen: auch nach wiederhergejtellter Einlösbarkeit, d. h. nad) 
dem damaligen Project von 1867 an, jollten die Noten der Nationalbank 
gejetliches Zahlungsmittel unter Privaten fein. Das Bedenkliche liegt voll- 
ends in öſterreichiſchen Verhältnifien darin, daß eine ſolche Beitimmung in 
fritiichen Zeiten den Webergang zum eigentlichen uneinlösbaren Papiergelde 
noch leichter macht. Ferner kommt eine Erklärung wie die engliſche einem 
neuen Privilegium der Gentralbanf, für welche e3 dort allein gilt und aud) 
anderswo wohl nur gelten könnte, vor den Provincialbanfen glei. In 
Deutjchland würde daher in einem ganz berechtigten, Anterejje der größeren 
Gelbititändigfeit dieſer letzteren Banken eine ſolche abermals die Gentralija= 
tion begünjtigende Bejtimmung zu vermeiden fein. Endlich ift durch eine 
ſolche Vorſchrift das Verhalten des Staats zur eigenen Annahme und 
Abgabe der Noten ſchon entichieden; der Staat ift von der Annahmepflicht 
dann faum zu erimiren und, jelbjt wenn dies augdrücdlich bejtimmt würde, 
vermöchte er durch feine freiwillige Annahme der Noten fie dem Publikum 
in feinen Zahlungen an dafjelbe aufzuzwingen. Dies führt bei bejtehender 
Einlösbarkeit der Noten an den Bankcaſſen zwar Feine großen Uebel: 
ftände mit fi, weil das Publifum die Noten einwechjeln fann, hat aber 
doch manches Mifliche im Gefolge, wie fih aus dem Punct Pr. 3 erge— 
ben wird. 

Uneigentlides Papiergeld, °*) d. 5. ſolches, welches nicht 
uneinlösbar und zugleich mit dem Zwangscurs verſehen iſt, gibt es mei= 
ne Wiſſens nur in Deutjhland und Holland. Wird dajjelbe mit dem 
Zwangscurs ausgeitattet, jo gilt von ihm Aehnliches wie von den Noten der 
Bank von England. Fehlt ihm gleichzeitig die Einlösbarkeit, jo wird es 
ftreng genommen zum eigentlichen Papiergelde, — eine bejonders bedenf- 
lihe Folge, wenn diejelbe fi) in normalen Verhältnifjen und bei einer 
Beihräntung auf eine Kleine Menge Papiergeld aud nicht jofort in 
einer Entmwerthung des Papiergeldes zeigt. So viel ich jehen kann ift 
das Papiergeld der deutſchen Staaten jetzt ausnahmslos bei einer oder 
mehreren Caſſen gegen Silbermünze auf Verlangen einlösbar, gleicht 
aljo in diefem weſentlichen Puncte den Banfnoten. °°) Ausdrüdlih mit 
Zwangseurs verjehen oder zum gejeßlichen Zahlungsmittel erflärt iſt das 
Staatspapiergeld in Hejien-Darmitadt und in jedem einzelnen der Thürin- 
giihen Staaten mit Ausnahme von Weimar, ferner in Holland, und war 
es im ehemaligen Churheſſen. Die geſetzlichen Beltimmungen in anderen 
Ländern find nicht immer zweifellos, jo z. B. in Sadjen und neuerdings 
in Baiern (Staatspapiergeldemijjion vom 4. Sept. 1867), mo wenigitens 


84) Weber dieſe Terminologie u. über biefes Papiergeld überhaupt f. Art. 
Papiergeld, Staatswörterb. VII, 652, 653—661; über bie gejeglichen Beftimmungen 
bis 1866, Hildebr. Jahrb. 1867 I, 72 ff. 

‚ #5) Dod wird das würtembergijcde Papiergeld nach Gef. v. 1. Juli 1849 
nur in Beträgen von minbejtens 20 fl. eingelöft. Bei den Auhalt'ſchen 1:Thalerfcheinen 
ift die Sache nicht ganz Mar (j. Hild. Jahrb. a. a. DO. ©. 79). Bei den 1866 zur zeit: 
weiligen Hilfe ausgegebenen preuß. Darlebenscaffenfcheinen war Feine baare Einlöfung, 
nur allgemeine Zablungsannahme an öffentlihen Gafjen zugefihert (Gef. v. 18. Mai 
1866 8 2). Auch das neue Medlenb. Streliger Papiergeld ift nur in Beträgen von 
wenigſtens 50 Thlr. einlösbar, Ztſchr. f. Kap. 2c. III, 299, 
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ein Zwang der Annahme bei Zahlungen aus Staatscaſſen an Private 
zu beſtehen jcheint. *°) An Preußen iſt die bezügliche Geſetzesvorſchrift ganz 
vage, ?") es joll jedoch dajelbit von den Gerichten den Staatscaffenanmwei: 
jungen die Eigenſchaft als gejetliche8 Zahlungsmittel abgeſprochen worden 
fein. Wo Staatspapiergeld trotz jeiner Bedenklichkeiten °°) einmal eingeführt 
wird, ift die Einlösbarfeit unbedingt zu fordern und möglichjt zu erleich- 
tern, der Zwangscugg aber noch mehr wie bei der Banknote zu vermeiden, 
Denn nod leichter wird dann der verhängnißvolle Schritt zur eigentlichen 
Papiergeldwirthichaft durch gejeßliche Aufhebung der Einlösbarfeit oder bloße 
thatſächliche Einftellung der letzteren gemacht werden. °°) 

Privatpapiergeld, wie es in Deutjchland auch in einigen Beifpielen vor- 
fommt (Stadt:Hannover’ihe Kämmereiicheine, Leipzig-Dresdener Eijenbahn= 
gejellihaftsicheine), muß natürlid vollends ohne jeden Zwang der Annahme 
umlaufen. Die bezüglihen Beitimmungen, 3. B. für die leßtgenannten 
Scheine, ?°) find kaum genügend. 


2. Die Annahme fremder Banknoten und Staatspapiergelds 
im Brivatverfehr. 


In Staaten, melde ein natürliches wirthſchaftliches Ganzes oder eine 
große geſchloſſene Volkswirthichaft für jich darjtellen, werden fremde, d. h. 
von einer ausländijhen Bank ausgegebene Noten und fremdes 
Staatöpapiergeld kaum anders als im größeren Geld» und Banquierge— 
ihäft vorfommen und in den eigentlichen Umlauf des Landes nur in ein: 
zelnen Fällen jich verlieren. So findet fi) gegenwärtig natürlih in allen 
europäijhen Ländern zu Gejchäftszweden, aus dem Reiſeverkehr u. f. mw., 
ein Betrag fremder Noten u. ſ. m.) Ein Bedürfniß einer bejonderen Rege— 
lung oder einer bejonderen Stellung des Staat3 zu diejen Noten liegt da 
nirgends vor, jo daß es wohl auch an gejeglichen Beitimmungen in Bezug 
darauf fehlt. Ä 

Anders iſt dies in Staaten, welde erjt in ihrer Vereinigung eine 
gejchlojjene Volkswirthſchaft mit Einem Zollſyſtem bilden. *') Da find bie, 
Verkehrsbeziehungen jo innig, daß die Noten und Staatspapiergelder diejer 
Staaten vielfach aud in den Umlauf des „Auslands“, d. h. des zu einem 
andern Staat gehörenden Theile8 der Einen großen heimifchen Volks— 
wirtbihaft kommen. Diefer Zujtand findet ſich in Nordamerika, im Kleinen 


en Hildbr. Jahrb. a. a. ©. 73, f. auch ©. 70, Ztichr. f. Kap. u. Nente III, 220. 
87) Die Gaflenicheine find „ein zum öffentlichen Umlauf für den Umfang ber 
ganzen Monarchie bejtimmtes, gemünztes, dem baaren Metallcourant gleich zu achtendes 
Papier.“ Bon den Darlebenscajienjcheinen beißt e8 a. a. D.: „es vertreten dieſe Scheine 
in Zahlungen die Stelle des baaren Gelds .. .. im Privatverfehr tritt ein zwang zu 
deren Annahme nicht ein.” S. auh Hartmann, Begr. db. Gelds ©. 48, 97. 

88) Staatswörterb. VII, 655—657. 

89) Eo in Rußland 1853/54, f. Goldmann, d. ruſſ. Papiergeld, Riga 1866, 
S. 73, meine Ruſſ. Papierwähr. ©. 51, 124. 

) Keine Einldjungscafie, nur Zahlungsannahme an den Gejellichaftscafien ! 

*) Norbamerif. Papiergeld an d. Unterweier, H. K. Ber. v. Geeftemünde, Hand. 
Arch. Berichte f. 1867 (1868) ©. 767. 

9) Das Zollgebiet, nicht das Staatsgebiet an ſich als territoriale Baſis ber 
nationalen Volkswirthſchaft aufgefaßt, was auch für bie Papiergelbfragen wichtig, in 
meinem Art. Zölle, Staatswörterb, XI, 344 ff., 391 ff. 
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au in der Schweiz, vor Allem aber in Deutjchland. Da wird es denn 
unvermeiblih, auch zu den „fremden“ Banknoten u. j. w. Seitens des 
Staat3 Stellung zu nehmen. In Deutſchland iſt dieje Frage bejonders durch 
die verichiedene Bankpolitif der großen und Fleinen Staaten und die klare 
Abſicht der letteren, die Banfpolitif Preußens und der größeren Mittel: 
ftaaten zu kreuzen, unvermeidlich zu einer gewijjen Bedeutung gelangt. ?*) 
Wenn dieſe Staaten einmal, einerlei aus welchen Gründen, eine bejtimmte 
Bank: und Papiergeldpolitif verfolgten, jo Fonnten jie unmöglid durd den 
früher jchon gekennzeichneten Souveränetätsmißbraudh gerade der Klein- 
jtaaten ihre Abjicht vereiteln laſſen. Inſoferne iſt das Einjchreiten ges 
gen die „fremden“ Noten u. j. mw. ebenjo begreiflih, als berechtigt. Aber 
leider verjtieß es eben gegen die Thatſache der troß ber jtaatlichen Zerrij- 
jenheit vorhandenen inneren wirthſchaftlichen Jujammengebörigfeit des deut- 
ihen Landes und fügte zu anderen ein neues Trennungsmoment zum Nach: 
theil der Theile und des Ganzen hinzu. °°) 

Verordnungen betreffend das Verbot der Zahlungsleiſtung mit allen 
oder gemwijjen Arten „Fremder“ Banfnoten und Papiergeld im Privatver: 
fehr find daher in Preußen, Baiern, Sachſen, Baden und anderen deutjchen 
Staaten bejonders in der Mitte der fünfziger Jahre zur Zeit "des deutjchen 
„Bankfiebers“ mehrfach erlafjen worden. Die Snitiative in zweckmäßiger 
Meile hat Preußen dur das Geſetz vom 14. Mai 1855 ergriffen, wo: 
burch es die Benußung fremder auf weniger als 10 Thlr. lauten 
den Werthzeichen, Noten und Staatspapiergeld, zu Zahlungen verbot, ganz 
folgerichtig, da e8 jeinen eigenen Banken die Ausgabe ſolcher Noten unter= 
jagt hat (j. u. N. 6). Die Wirkung war in jo fern gut, als die meijten 
Heineren Noten u. ſ. w. nun mwenigjtens in größere Noten verwandelt wer: 
den mußten, was indirect au auf eine Einfhränfung des Umlaufs hin— 
wirkte Sach ſen (Verordnung vom 8. Juli 1855) folgte mit dem gleichen, 
Baiern (21. und 24. Nov. 1855), Baden (21. Dec. 1855) mit ähnli- 
chen Verboten. Die badiſche Verordnung ſchloß alle Noten außer bie 
aus Preußen (aljo incl. Privatbanfnoten?) Baiern, Naſſau und Frankfurt 
und alles Staatöpapiergeld außer das aus Preußen, Württemberg und 
Heſſen-Darmſtadt aus. Die Heinen thüringijhen Staaten, welche in diejer 
Weiſe Dank ihrer räumlichen VBerhältnifje doch nicht gut gegen einander 
vorgehen Fonnten, einigten fich in einer Convention vom 21. Jan. 1856 
dahin, die Girculation ihres Papiergeldes ſich gegenjeitig zu geitatten, und 
zugleich während der Dauer diejer Uebereinfunft den Gejammtbetrag diejes 
Bapiergeld3 nicht zu vermehren und verboten aud) ihrerjeit3 alle8 „Fremde“ 
Papiergeld und Noten unter 10 Thlr., excel. der preußiſchen und k. ſächſi— 
ſchen Gafjenanweijungen. ?*) 

Aber bald genug kam man auf diejem einmal betretenen Wege weiter. Die 


” ©. oben ©. 31, 
93) Vol, bie Anm. 35 ©. 16 gen. preuß. Denffchrift v. Apr. 1857, Hand.Arch. 
1857 I, 547—551, auch für das Folgende. Die betr. Geſetze und Anordnungen der 
einzelnen Staaten ebendaf. Sa. 1855 u. 1857. — Mathy's treffende Ebaracteriftif ber 
Verbote u. ſ. mw.’ f. Bad. Landtagsbl. 1864 ©. 528. i 

+) ©. Hildebr. Jahrb. a. a. O. S. 78. Auch Nobad, Münzbuc, Leipz. 1858 
©. 743. Die vier ſächſiſchen Kleinftaaten und Rudolſtadt ſchloſſen die Convention, der 
bie beiden Reuß und Sonbershaufen fpäter hinzutraten. 
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folgenden Mafregeln richteten fich vornehmlich gegen die fremden Bank— 
noten, wobei man zwar bejonders diejenigen der von 1853—57 jo zahl: 
reih gegründeten Fleinjtaatlichen Zettelbanfen im Sinne hatte, aber wegen de3 
Mißlichen der Ausſcheidung jchlechtiveg meift alle fremden Noten verbot. °*) 
Den Anfang machte hier eine bairijche Verordnung vom 18. Jan. 1857, 
welde fremdes Privatpapiergeld ohne Unterſchied des Nominalbe: 
trags zu Zahlungen zu gebrauchen unter einer Strafe bis DO fl. für den 
Anbieter unterjagte und unter Privatpapiergeld „alle unverzinslihen, nicht 
auf einen benannten Gläubiger, jondern auf den Anhaber lautenden Schuld: 
verjhreibungen verjtand, welche unter dem VBerjprechen der Einlöjung in 
baarer Münze, jei e8 von einzelnen Privaten, oder von Gemeinden, Corpo— 
rationen, Bank: oder jonjtigen Gejellichaften ausgejtellt werden”. ’%) Preus 
Ben folgte dieſem Beifpiel, mit Berufung auf dafjelbe und dag bairijche 
Vorgehen billigend, und verbot in einem Gejeß vom 25. Mai 1857 ?') vom 
1. Jan. 1858 an „ausländijche Banknoten oder ſonſtige auf den Inhaber 
lautende unverzinslihe Schuldverjchreibungen ausländijcher Gorporationen, 
Geſellſchaften oder Privaten” ebenfall3 bei einer Strafe bis zu 50 Thlr. 
für den Ausgeber oder Anbieter. Staatöpapiergeld in Stüden von und 
über 10 Thlr., aljo namentlich jächfisches, thüringifches, anhalt'ſches blieb 
ferner erlaubt. 

Sachſen ging dagegen anders und am Nichtigiten vor.“) Es ließ 
nämlich, unter Beibehaltung des Verbots für Noten und Papiergeld unter 
10 Thlr., das übrige fremde Staatspapiergeld unbedingt, die Noten und jon- 
jtiges Privatpapiergeld nur dann zu Zahlungen zu, wenn die betreffende Banf 
oder der andermeite Emittent in Leipzig und außerdem in den Orten ihrer 
ſächſiſchen Agenturen und Zmweiggeihäfte Einlöjungscajjen errichten 
werde (Berordnung vom 18. Mai 1857). Dieſer Bedingung find viele 
Banken nadgefommen. Freilich lag eben bei der ausnahmsloſen Geltung 
diejer Verordnung die Anomalie vor, daß preußiſche Banknoten, welche 
in Leipzig nicht eingemwechjelt werden, in Sachſen danad) verboten waren, — 
ebenfalls bei 50 Thlr. Strafe für den Ausgeber oder Anbieter! — 

Dieje verjchiedenen Vorjchriften wurden, wie im Eingang zu der baie= 
riſchen und jächjifchen Verordnung von 1857 ausdrüdlic gejagt und in 
der preußiſchen Denkjichrift vom April 1857, welche das bald folgende Ge— 
je motivirte, ebenfall3 hervorgehoben wird, eigentlich nur proviſoriſch bis 
auf eine allgemeine Vereinbarung erlaſſen. Das Mifliche des einjeitigen 
Vorgehens nicht nur innerhalb des Deutichen Bundes, jondern jogar inner: 
balb des Zollvereind wurde damit offen anerkannt. Schon im December 
1855 hatte das badijche Finanzminiſterium an das preußijhe und an 
andere Zollvereinsregierungen ein Nundjchreiben gerichtet, um im Anſchluß 
an die Müngzconvention vom 30. Juli 1838 den Abſchluß einer Convention 
über die Emijjion von Geldjurrogaten unter den Zollvereingjtaaten zu bes 


9) Hand. Arch. 1857, I, 550, 
9, Ebendaſ. ©. 112, ſ. auch 550. Allein erlaubt blieben — die Noten ber ein: 
zigen banferotten Bank Deutichlauds, der Defterr. Nationalbanf! Risum teneatis 


amıcı, 
9, Eb. ©. 736, ſ. ebenfalls S. 550. 
s) Gb, ©, 741, meine Beitr. ©. 216. 


= N 


fürworten. ?’) Preußen erflärte ji zwar ebenfo wie Baiern, Sachſen und 
MWiürtemberg mit den Gejichtspuncten des badijchen Vorjchlags ganz einver: 
jtanden, doch hielt e8 den damaligen Zeitpunet im Februar und März 
1856 in Gemeinschaft mit Baiern nit für geeignet, um Verhandlungen 
über eine ſolche Uebereinfunft zu eröffnen. Man fürchtete dadurd) den Gang 
der damaligen Müngzconferenzen zu jtören. Nah Abſchluß des Wiener 
Münzvertrags (24. Jan. 1857) jah aber auch Preußen in feiner erwähn- 
ten Dentichrift vom April 1857 den Zeitpunft gefommen, um auf Ber: 
bandlungen über das Privatpapiergeld einzugehen. » 

Aber — die Sade verlief wie jo viele vor 1866, weil es im Deut- 
ihen Bunde wie im Zollverein an jedem Organ zur gemeinjamen Rege— 
lung folder Angelegenheiten fehlte. Die Verhandlung fam nicht zu Stande, 
die provijoriichen Barticularvorjchriften wurden definitive. Mit der Handels— 
frifis im Herbjt 1857 verſchwand aud für lange die Neigung, noch weitere 
neue Zettelbanken zu gründen, deren Zahl, wie wir jahen, 1%) jeit 1857 
fajt die gleiche geblieben ift. Damit und mit der Einſchränkung der Geſchäfte 
der jungen Banken nad der Handelsfrifis fiel ein weiterer Grund zu einer 
dringlichen Regelung der Sache fort und jo blieb es denn bei den damali= 
gen Verordnungen fajt allgemein bis Heute. '%) a ganz Fürzlich ift im 
preußiichen Abgeordnetenhauje in der Sitzung vom 13. Februar 1869 ein 
Gejeßentwurf angenommen worden, wodurch die Verbote vom 14. Mei 
1855 und 25. Mai 1857 auf die neuen Provinzen ausgedehnt worden find. 

Die gejetliche Tragweite diefer Verbote maht man ſich durch das 
Beijpiel klar, daß jeder Neijende, der in Sachſen, Baiern mit preußiichen, 
in Preußen mit ſächſiſchen, weimarer Banknoten u. j. w. eine Rechnung 
zahlt, ja nur dieje Noten dafür in Zahlung anbietet, jtraffällig wird und 
jih einer Buße big zu 50 fl. oder 50 Thlr. ausjegt!! — Ob und wie 
viele jolcher Strafen wirflid verhängt find, iſt uns nicht befannt, daß 
millionenfad das Geſetz übertreten wird, hat u. U. in der badijchen 
Bankdebatte Minijter Mathy im Jahr 1864 *°°) und jüngjt wieder am 
13. Februar ein Redner im preußiſchen Abgeordnetenhauje mit Recht her: 
vorgehoben. 

Daraus geht ſchon hervor, daß dieje Gejege und Verordnungen jeden- 
fall3 nur jehr theilmeije die beabfichtigte Wirkung hatten. Dies ergibt ſich auch 
aus vielen ſonſt befannten Thatſachen. Die Darlegung Mathy's über den Zu: 
jtand in Baden ijt dafür jehr injtructiv. Selbjt in der Generalftaatscaffe fin— 
den ji große Summen fremden Staatspapiergeldes und Banknoten troß des 
allgemeinen und des für die Staatscafjen noch jpeciell gegebenen Verbot 
der Annahme, weil eben das Papiergeld nicht zurücdgemwiefen werden 
könne. 109 Bejondere Unzukömmlichkeiten jcheinen in Baden und den ande: 
ren ſüddeutſchen Staaten jonjt kaum aus dem Umlauf diejer verjchiedenen Noten 
und Papiergelder hervorzugehen. (S. Anm. 105.) Die verſchiedenen Papiere der 


99) Dbige Darftellung nach der gen. preuß. Denkſchr. 9. Arch. 1857 I, 551. 

0) S. oben ©. 33. 

10) Das preußiſche Verbot der Zahlungsleiftung mittelft ausländiicher Bank: 
noten ift mur für Hobenzollern aufgehoben worben (B. v. 18. Mai 1864), ferner ift 
das Verbot von Fleinem Staatspapiergeld unter 10 Thlr. in Preußen für weimar’fches 
und coburg-gotha'ſches außer Kraft (DB. v. 19. Dec. 1859). 

102) Bad. Landtagsblatt ©. 528. 
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kleinen mitteldeutſchen Banken und Staaten fehlen hier aber auch faſt ganz. Dieſe 
ſind namentlich in den preußiſchen Grenzgegenden gegen Thüringen, dann 
in Sachſen im Privatverkehr verbreitet und preußiſche und ſächſiſche Caſſen— 
anweiſungen und Noten laufen natürlich wechſelweiſe zwiſchen Sachſen und 
den benachbarten preußiſchen Provinzen beſtändig um. 

Die preußiſchen Handelskammern ſprechen ſich über die fremden 
Noten und Staatspapiergelder verſchieden aus. In den von Mitteldeutſchland 
entfernteren Provinzen erwähnen die Handelskammerberichte dieſer Scheine 
kaum je, was darauf hindeutet, daß letztere dort ſo gut wie unbekannt 
find. Die H. K. von Kottbus (Brandenburg) verlangt im Bericht von 
1865 Aufhebung oder doch möglichſte Beſchränkung des Werbot3 der frem= 
den Scheine. “5) Die Handelsfammern von Magdeburg und Köln he 
ben die Zunahme diefer Scheine hervor, Hagen aber mehr über die Ueber: 
ihwemmung mit Zinscoupons. '°°) Bejonders bemertenswerth für die Frage 
find die Erjcheinungen des Fritiihen Kahres 1866. Hier wird aus Berlin 
dad größere Miftrauen gegen Papiergeld, bejonders gegen fremde Noten 
wie Meeininger, Thüringer, Defjauer, Büdeburger, die 2—4"/, zeitmweije 
verloren, berichtet. '"*) Aber anderjeitS wird aus demjelben Jahre aus Eöln 
auch gemeldet, daß Silber jelbit gegen preußiiche Noten momentan 3%, Agio 
hatte. '°°) Am meijten wegen der zeitweiligen Nähe des Kriegsihauplages 
und der thüringiſchen Nahbarichaft litten unter dem fremden ‘Papiergeld 
die öſtlichen Theile der preußifchen Provinz Sadjen. Im H. 8. Bericht von 
Mühlhauſen heißt es, daß die Lage dur die Entwerthung der nicht: 
preußijchen Papiergeldjorten, die dajelbit jehr verbreitet jeien und nicht 
abgelehnt werden könnten, vecht verjchlimmert jei. Das Mißtrauen habe be= 
ſonders dieje Scheine getroffen, fie jeien mit Verluften für den Kleinhandel 
raſch in ihre Heimath zurüc gejtrömt, die Kleinen Privatbanfen jeien da= 
durh lahm gelegt und hätten in der Krije Feine Hilfe gewähren kön— 
nen; es ſei daher nothwendig, dem gejammten deutjchen Popiergeldum— 
lauf eine feſte Baſis zu verichaffen. '°%) Aus Magdeburg wird von be: 
jonderen Maßregeln, die man zur Grleichterung des Austaujches fremder 
Wertbzeihen ergriffen, gemeldet. *) Auch aus den weitlihen Provinzen 
verlauten einzelne Klagen. Aber jogar in einem Handelsfammerbericht für 
1866, dem von Minden, wird die Zulaſſung verjchiedener fremder toten 
und Gafjenanmweijungen im Intereſſe des Verkehrs gewünſcht.““) An den 
Berichten für 1867 wird u. A. aus der Provinz Hannover über die vie: 
lerlei fremden Werthzeichen geklagt, namentlich die Gajjenjcheine der Klein— 
ftaaten '°°) und ebenjo wird aus Erfurt über die Uebermaſſe thüringi= 


103) Preuß. Statift. XI, 14. 

104) Berl. H. K. Ber. Hand. Arch. Berichte f. 1866 (1867) ©. 291. 

105) Cölner Ber. eb. S. 687, ähnlich aus Aachen S. 498. In ber ſchlimmſten 
Zeit von 1366 wurbe in Süddeutſchland, 3. B. in Stuttgart, preuß. Staats: und Banf: 
papiergeld zu 100, Fleinjtaatlihes norbdeutfches zu 90 Kr. p. Thlr. losgeſchlagen!! 
Bürtemb. Handelsfammerberichte ſogar nennen diefes eine übertriebene, thörichte 
Aengftlichfeit. — Vgl. Preuß. Hand. Arch. 1868 I, 204. 

06) Ber. v. Mühlhauſen eb. ©. 527. 

7) 9. KR. Ber. v. Magdeb. eb. ©. 227. 

108) Eb. ©. 739, |. übrigens dief. Kammer Ber. v. 1867 ©. 699. 

109) Ber. v. Dfterobe, Jg. 1868 (f. 1867) ©. 159; Hildesheim S. 199, Verden 
©. 154, Uelzen ©. 157, Papenburg ©. 179, Göttingen ©. 653, ©. 674 (Abnahme 
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ſcher Papiergelder und Noten berichtet und Abhilfe von der Bundesgeſetz— 
gebung erwartet. '') In letzterm Puncte einigen ſich überhaupt die Wünjche 
vielfach, ohne das Wie genau zu bezeichnen. Es iſt jedoch bemerkenswerth, 
daß am meisten und häufigiten über die Circulation von Coupons 
und Dividendenjcheinen, ferner mehr über diejenige des Staat3- 
papiergeld8 der Kleinftaaten (jo in Preuß. Sadjen, Hannover) als über 
den Umlauf der Noten der Heinen Banfen geklagt wird. Die Bejeitigung 
bes diverjen Kleinen Staatspapiergelds z. B. durch ein gemeinjames Bundes— 
papiergeld wird mehrfach befürwortet.““) Die Fortdauer der bloßen jtets 
gebrochenen Verbote wird dagegen kaum von irgend einer Seite empfohlen, 
ihre wenigſtens theilweiſe Aufhebung öfters gewünſcht. 

Aehnlich wie aus dem mittleren Preußen lauten die Nachrichten aus 
Sachſen: auch hier Wirkungsloſigkeit der Verbote, Hoffnung auf Regelung 
durch die Bundesgejeßgebung. ''*) 

Einige Zeit nach dem Erlaß der zweiten preußiſchen Verordnung von 
1857 wurden die Regierungen durch ein Gircular des Handel3minifters auf 
eine jtrengere Durchführung der Verordnung hingemiejen, weil jie dem Ver— 
nehmen nad nicht genau befolgt werde (22. Febr. 1858). ''’) Seitdem 
fheint man auch in Preußen die Sade ihren beliebigen Gang gehen zu 
lafjen. Auch die jüngjte Ausdehnung des Verbot3 auf die neuen Provinzen, 
allerdings mit angeregt durch neue Bankprojecte, wie das Didenburger, tt 
doch wohl vornehmlidy nur vorläufig zur Herbeiführung gleihmäßiger Ge— 
jetgebung im ganzen preußijchen Staate erfolgt. ''*) 

Für die Gegenwart Tann diejen Verboten wohl kaum eine practijche 
Bedeutung mehr beigelegt werden. Sie find, wie Mathy für Baden offen 
ausſprach, der Vergeſſenheit anheim gefallen. Für die Zeit ihres eriten Er: 
laſſes haben fie wohl einigen geringen Einfluß gehabt. Denjelben zu mefjen, 
dafür fehlt es begreiflich an Anhaltspuncten. Der Rückſchlag von der Han— 
belsfrifis von 1857 und vor Allem die Erjtarkung der Preußiichen und 
der Frankfurter Bank und die Ausdehnung des Notenumlaufg beider haben 
wohl in viel bedeutenderem Maße eine Einjchränfung oder eine verhältnig: 
mäßige Niedrighaltung der Notencireulation der Kleineren Zettelbanken zu 
Wege gebracht. Ein thatjächlich bejtändig übertretenes und gar nicht durch— 
führbares Gejeß aufrecht zu erhalten, wird nie räthlich jein. Eine einfache 
Aufhebung diejer verjchiedenen Verbote mit Ausnahme des zweckmäßigen 
nud auch leichter Durchführbaren der Noten und Papiergelder unter 10 Thlr. ''°) 


der Girculation biverjer Noten gegen 1866). Dieje Klagen mögen mit zu ber Ausbeb- 
nung bes Verbots beigetragen haben. 

110) Ebendaſ. ©. 454., ähnlich Mühlbaujen ©. 751, 755 

111) ©, u. A. Ber. v. Ofterobe f. 1867, ©. 159, v. Minden, cb. ©. 699 u. a. m. 

112) Dresd. H. K. Ber. f. 1866 ©. 7, f. 1867 ©. 6. Zittauer Ber, Preuß. 
Hand. Arc. — II, 230, (beſondere Verbreitung diejer „wilden“ Noten nad ben 
großen Mejien) 

113) Hand. Arch. 1858 I, 238. 

114) Eine fpecielle Anfbebung bes Verbots Hannov., Frankf. Noten in Preußen 
nah ber Annerion jcheint nicht erfolgt zu fein, war aber wohl mit der Einverleibung 
eo ipso gefcheben. Zweifel darüber werden in den — Handelskammerberichten mehr— 
fach Ben ſ. z. B. Ber. v. Münfter j. 1867, . 780, ©. übrigens auch oben 


Anm. 
11) Selbft bie Aufhebung ber ſächſ. Verordnung v. 8. Juli 1855 in Betr. d. 
ausländ. Eafjenicheine unter LO THlr. verlangt bie Dresd. Hand. Kammer, Ber. f. 1867 ©, 6. 
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Ichiene uns daher das Beſte, jelbjt vor einer Regelung im Norddeutjchen 
Bunde oder im ganzen Zollverein. Ein Einflüß auf die Notenemijjion der 
Heinen Banken ijt davon vollends gegenwärtig gar nicht zu erwarten. 

Eine jolche gemeinjame Regelung muß aber jedenfall bald mög: 
Licht erjtrebt werden. Diejer einzelne Punet läßt ſich dabei nur im Zu— 
ſammenhang mit einer Regelung der gejammten Verhältniſſe des Staatspa- 
piergeld3 und des Zettelbankweſens der einzelnen Staaten ordnen. In 
erjterer Hinfiht wird faum etwas Anderes übrig bleiben, als eine Firirung 
von Marimalbeträgen für jeden Staat, in Norddeutjchland vielleicht die 
Ausgabe eines Bundespapiergelds. 

Iſt eine folche gemeinfame Regelung, z. B. durch eine bezüglide Er: 
weiterung der Gompetenz des Sinne, für Baden jeßt nicht zu 
erreichen, jo kann man ohne Schaden die Dinge beim Alten laſſen. Sonjt 
würden etwa Separatverhandlungen Badens mit den drei andern ſüddeut— 
hen Staaten über die gegenjeitige Zulaſſung ihres Staatspapiergeldes, 
mit Baiern (ob mit Heſſen im Betreff der Darmitädter Zettelbant kann 
zweifelhaft erjcheinen) über die Zulafjung der baierijchen Banknoten in Baden, 
mit Preußen über die Zulafjung der Frankfurter Noten in Baden und des 
badiſchen Staatspapiergelds in Frankfurt und Umgegend paſſend erſcheinen. 
Baden hätte dann dieſe Noten und Papiergelder, außerdem preußiſche und 
ſächſiſche (Dresdener und Leipziger) Noten und Caſſenanweiſungen durch 
eine Verordnung ausdrücklich im Privatverkehr zuzulaſſen, während 
für alle andern das dann vollends unnütze Verbot einfach aufgehoben würde. 
An der eriten Beitimmung kann man allerdings mit Mathy eine indirecte 
Empfehlung jehen, die aber in dieſem Falle unbedenflih und durch Die 
Kunterbuntbheit deutſcher Verhältniſſe faſt unvermeidlich geworden iſt. 


3. Die Annahme der Banknoten und des Staatspapiergelds 
an den öffentlichen Caſſen. 


Wenn nicht allgemein für die Noten aller conceſſionirten Banken, ſo 
doch häufig für die Noten ihrer Haupt- oder Centralbank haben die Staa— 
ten die wichtige Beſtimmung getroffen, daß dieſe Noten ein begünſtigtes 
Zahlungsmittel ſein, namentlich vom Staate ſelbſt in allen Zah— 
lungen an allen öffentlichen Caſſen angenommen werden 
ſollen. Dies geſchieht z. B. mit den Noten der Engliſchen, Franzöſiſchen, Preu— 
ßiſchen ($ 33 der Bankordunng), der Baieriſchen Hypotheken⸗ und Wechſel⸗ 
bank ($ 14 der Statuten) u. ſ. w. In anderen Fällen in und außerhalb 
Deutihlands werden die Noten der bevorzugten Bank wenigſtens regelmä- 
Big, aud ohne ausdrückliches Verſprechen in Gejetesform, an den Staats— 
cajjen in Zahlung angenommen. In dem norbamerifanifchen Bankgeſetz vom 
30. Juni 1864 ijt die Annahme der Noten der Nationalbanfen an allen 
Staatcafjen (mit Ausnahme der in Gold zu leijtenden Zahlungen, wie 
der Zölle) ebenfall3 zugejagt worden. '’%) Dagegen jceint eine ähnliche 
Begünftigung wie die der Gentralbanfnoten den Noten anderer Heineren Ban- 
fen öfter8 nicht zu Theil, wenigjteng nicht bejonder8 oder nur in geringe- 
rem Umfange verjprochen zu werden. In den preußiichen Normativbedin- 


116) Vierteljahrſchr. f. Volkswirthſch. 1868, B. 2, ©. 174. 
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gungen von 1848 3.8. und in den Statuten ''”) der auf Grund berjelben 
concejjionirten Provincialbanten fehlt eine jolde Zuſage. Thatſächlich ift 
die Annahme der Noten an öffentlichen Gajjen wohl nicht ganz ausge— 
ſchloſſen, beſchränkt fich in folchen Fällen aber etwa auf die Provinz. In 
Großbritannien findet vermuthlich die Annahme der Landbanfnoten an den 
Staatscafjen nur partiell jtatt. Das Nähere ift mir nicht befannt. 

In Baden war im Jahr 1864 eine bindende Zuſage der Regierung 
Seitens der Goncejlionäre gewünjcht und in dem bezüglichen Protocoll aud) 
gegeben worden, aber doch mit Recht etwas verclaufulirt, nur noch nicht 
binlänglich. ''*) 

Die Annahme fremder Noten und fremden StaatSpapiergelds an 
den einheimijchen Staatscafjen fommt in den meiften Staaten, welche ge: 
ſchloſſene Volkswirthichaften für ſich darjtellen, ebenfalls Taum in Frage. 
Bezügliche Beitimmungen find daher kaum nothwendig, fehlen aud meines 
Wiſſens allgemein. Nur in Grenzgegenden, 3.8. bei Staatsverkehrsanitalten, 
mag die Annahme thatjächlich mitunter vorkommen. 

Anders gejtalten ſich auch dieje Dinge wieder in Volkswirthſchaften, 
welche, wie die deutiche, in eine Anzahl Staaten willfürlich zerrijien jind. 
Ein völliger Ausihluß der „fremden“ Banknoten und StaatSpapiergelder 
von der Annahme an den Staatscafjen, wenn einmal die heimijchen ange— 
nommen werden, ijt hier auch wieder ſchwer durchführbar. So jcheinen 3. B. 
preußiiche Banknoten und Caſſenanweiſungen in Folge bejonderer Erlaubnif, 
zu welcher das Verfehrsbedürfnig führte, in vielen deutſchen Kleinjtaaten 
allgemein, bei gewiſſen öffentlichen Caſſen, 3. B. denen der Staatseijenbah- 
nen auch in einigen Mittelitaaten angenommen zu werben. ''”) Aehnlich 
geht es mit ſächſiſchem Staatspapiergeld, mit Frankfurter Banknoten in 
mehreren deutichen Staaten. Sole Noten und Papiergelder werden dann 
bejonders in Inſtructionen befannt gemacht. Es hat aud) dies, wie ſchon 
oben in ähnlichem Falle zugegeben wurde, das Mißliche, daß in einer der- 
artigen Beltimmung eine indirecte Empfehlung des betreffenden fremden 
Umlaufsmittels liegt. An den deutſchen Verhältniſſen ijt eine gemeinjame 
bundesgejeßliche oder auf freier Vereinbarung unter den Staaten beruhende 
Regelung aud) diejes Punct3 unerläßlih. Ein Vorgang diefer Art liegt in 
der Uebereinfunft vor, welche Baiern und Württemberg binfichtlic) der ge= 
genfeitigen Annahme ihres Staatspapiergeldes an ihren öffentlichen Caſſen 


17) In $ 16 der Statuten bes Berl. Gaflenvereins wird deſſen Noten „ber 
Umlauf im ganzen Umfang ber preuß. Staaten geftattet“, — eine der manden vagen 
Beftimmungen uber folhe Puncte, welde in ben preuß. Bankgeſetzen zu finden find. 
In den Statuten ber anderen Provincialbanfen fehlt dieſer Sag, 

118) Die Negierung . . . ftellt in Ausficht, „daß fie ben öffentlichen Caſſen ge: 
ftatten werde, die Noten der babijhen Banf in Zahlung anzunebmen und auszugeben“ 
(db. b. wohl implicite, ohne fie bei der Banf zur Einlöfung zu präfentiren, ein zu weit 
gebendes Verſprechen!) „fobald die Bank mit der Ausgabe der Noten begonnen baben 
wird und daß dieje den öffentlichen Gafjen zu ertbeilende Befugniß nicht zurüdgenom: 
men werben jolle, wenn nicht das öffentliche Intereſſe oder der Geichäftsbetrieb der Banf 
Anlaß dazu gibt” (beſſer vorzubebalten: obue Angabe von Gründen jederzeit 
zurüdgenommen werden fünnen, |. u. ©. 47). 

119) Preuß., würt., baier., befl., Frankf. Gajfenanweif. u. Noten werden bei ben 
badbijchen Poiten und Bahnen angenommen. Das Papiergeld von Waldeck iſt jogar 
in Gourant ober in preuß. Papiergeld einlösbar — ſehr bezeichneub für deutſche 
Kleinftaaterei (Gef. v. 24. Jan. 1863)! 
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getroffen haben, '?") ähnlich auch Würtemberg und Heſſen. Für die Bank: 
noten müſſen ſich ſolche gemeinſame Regelungen dabei nach den für die Noten 
des eigenen Landes feſtgeſtellten Grundſätzen richten. 

Letztere ergeben ſich nun keineswegs jo einfach.!?) Die allgemeine 
Annahme der Banknoten an den Staatscaſſen hat ihre weit reichenden Con— 
ſequenzen. Trifft ſie die Noten einer einzelnen Bank, wie z. B. der Central— 
bank, ſo wird dieſe Beſtimmung zu einem neuen wichtigen und werthvollen 
Privilegium dieſer Bank vor anderen Zettelbanken und verſchafft den 
Centralbanknoten nur um ſo leichter den Sieg in der Concurrenz gegen 
die Noten der Localbanken. Dadurch wird alſo die centraliſtiſche Tendenz 
des Bankweſens abermals verſtärkt. Wo die einzelnen Staaten an Größe 
ſo verſchieden ſind, wie die Deutſchen, erlangt die Centralbanknote des gro— 
ßen Staats, wie bei uns die preußiſche, zugleich auch den Noten der an— 
deren Staaten gegenüber durch jenes Privileg wiederum einen weſentlichen 
Vorzug. Bei einer allgemeinen Regelung diejer Verhältnifje im Nordbeut: 
ihen Bunde oder im Zollverein wird dies zu beachten jein. 

Wichtiger noch als Hinfichtlich dieſes Punctes find die Folgen der Annahme 
der Noten an den öffentlichen Caſſen aber für die Stellung und Ausdeh— 
nung des Banknotenweſens überhaupt. Dieje Annahme hat zwei wichtige 
Folgen in dieſer Beziehung, einmal wird fie zu einer Art Fundation der 
Noten, der fogen. Steuerfundation, '’”) und jodann enthält fie eine 
wichtige moralijde Garantie für die Noten. 

Jene Zundation fann in gemifjen Grenzen den Notenumlauf ermei- 
tern und den Noten etwas von der Natur des einlösbaren Staatöpapier: 
geld geben. Wie letzteres jtrömen die Noten in Zahlungen in die Staats— 
caflen ein, müſſen aber ebenjo wie diejes gleichfalls in Zahlungen, nicht 
in Darlehen von diejen Caſſen wieder ausgegeben, aljo in den Verkehr 
zurüdgebradt werden. Nur die Bank kann jie dauernd demjelben entziehen. 
Nicht diefer Umstand macht jedoch, wie man wohl gemeint hat, die Annahme 
der Noten an den Staatscafjen jo bedenklih. Denn diefe Annahme kann, 
wenn die Banf nur nicht directe Vorjchüfje in Noten an den Staat macht, 
zunächft nur inſoweit zu einer Ausdehnung des Notenumlaufs führen, als das 
Publikum jeine Kaflenumjäge mit dem Staate freiwillig lieber in Banknoten 
ftatt in Münze bewerkitelligt. E8 wird daher entweder direct Münze in die Bank 
legen und Noten dagegen zu jenen Umjäten herausholen oder die in Noten 
ertheilten Darlehen der Bank, 3.8. im Wechjeldisconto, in Münze jtatt in 
Noten zurüczahlen. In beiden Fällen bleiben mehr Noten in Umlauf, aber 
bie Banf hat dafür unmittelbar Metalldeckung in der Cafje. In Ländern 
der Silberwährung, wie in Deutjchland, iſt diejer Proceß der Ausdehnung 
des Notenumlaufs oft wahrzunehmen, 3. B. jest wieder jeit 1867. 

Aber bedenklicher ift die weitere Folge einer ſolchen Anjchwellung 
des Baarvorrathg, welche dann aud mit dem zweiten Puncte, der mora= 


120) Datum der Vereinbarung wurde mir nicht befannt, Ende 1866 oder Anf. 
1867, wie es fcheint. Die Notiz aus d. Ztſchr. f. Kap. u. Rente, III, 299, 

121) ©, auch Staatswörterb. XI, 320, 321. 

122) Ebendaj. Art. Papiergeld, B. VI, 659, 660; anderer Anfiht 2. Stein, 
in. Wiſſ. 506—512, aber mit irrigen Ziffern f. Preußen als Beweismaterial, f. bar: 
ber meine Defterr. Baluta I, 175, wo bie anderen bezügl. Stellen von Stein’s Schrif— 

ten angeführt. 
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 Lifhen Garantie des Staats für die Noten, zujammenhängt. Zumal 
nad) den Grundjäßen der Goncejjionspolitift und des amtliden Noten— 
deckungsſyſtems, nach weldem nur ein bejtimmtes Minimum Edelmetall 
verlangt zu werden pflegt, kann der dergejtalt erhöhete Baarvorrath zur 
Baſis einer größeren Notenemijfion nun aud im Wege der Ausleihungen 
dienen. Unter gemwijjen Gejhäftsconjuncturen und auch jonjt bei einer zu 
willfährigen Discontirung der Bank erfolgt dadurd dann um jo leichter 
eine andermweite Ausdehnung des Notenumlaufs, als die Annahme und 
Ausgabe der Noten an den öffentlichen Caſſen, wenn aud ohne die recht: 
lihen Folgen, doch moraliſch einem Bürgſchaftsgiro einer jehr creditwürdigen 
Firma auf den Noten gleihfommt. Viele andere Perſonen werden dadurd 
bejtimmt, nun die Noten der Bank bereitwilliger anzunehmen, und diejer 
Umftand gerade ermöglicht dann eine neue Notenausgabe im Wege der 
Ausleihung. Erfolgt legtere Dank dem willigen Credit, welden die Noten 
finden, zu leicht, jo wird in kritiſchen Momenten die Sicherheit der Noten 
etwas gefährdet werden. Darin liegt die allerdings nicht unbedingt noth— 
wendige, aber doch leicht mögliche Wirkung einer joldden Begünſtigung der 
Noten. Dieje Eventualität madht dann abermals eine eingreifende ſachliche 
Beauffihtigung der Bankgejchäfte durch den Staat erforderlid. So führt 
Eines zum Anderen. 

Sonach erſcheint es mindejten® zweifelhaft, ob der Staat jene allge- 
meine Annahme den Noten zufidern joll. Selbjt auf dem Standpuncte der 
herrſchenden Bankpolitif und jogar des Notenmonopol3 wird hier ein wich— 
tige neues, aus diejer Politik zwar leicht folgendes, aber doch nicht un= 
bedingt nothwendig darin enthaltenes Privileg ertheilt, welches abermals 
eine Ausdehnung des Notenumlaufs und eine größere Verdrängung des 
baaren Geldes ind Ausland ermöglicht. 

Gleichwohl liegt die bezügliche Zujage des Staat? zu fehr in der 
Richtung des Conceſſions-, Monopol3: und Privilegienwejens, bei welchem 
ja auch vielfach die den Banken übertragene Notenausgabe eine Form der 
Ausnußgung des Notenregals ijt. Die Noten jollen da abjichtlid etwas vom 
Staatöpapiergeld an ſich haben, der Credit des Staats kommt ihnen unge— 
ſcheut zu Hilfe. In der gegenwärtigen Stellung der Preußiſchen Bank zum 
Staate ijt dies z. B. ganz natürlid. In Creditkriſen mag dadurch die Lei— 
ftungsfähigfeit einer Bank auch ohne ernftliche Gefährdung der Finanzen 
wirklich gejteigert werden, — wo dann freilich der gefährliche Boden der 
Staatöhilfe für ein Elafjeninterefje, das der Creditſuchenden Geſchäftswelt, 
betreten wird. 

Es wird daher faum anders als bei völliger Bankfreiheit die An— 
nahme der Noten an den Staatscafjen jchlechtweg, wie früher in Nordame— 
rika, auszuſchließen jein. Für Deutſchland jcheinen unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen des Zettelbanfwejens, welche ſchwerlich fürerjt von Grund aus 
geändert werden möchten, etwa folgende Einrichtungen empfehlenswerth. In 
den einzelnen Deutſchen Staaten, welche eine einzige Zettelbank 
enthalten, wird man deren Noten, da, wo mehrere Zettelbanken, na— 
mentlich Central⸗ und Provincialbanken beitehen, wird man den Gentral: 
noten die allgemeine Annahme im ganzen Staate, den Provincial- 
noten diejenige in der Provinz gewähren und bie obigen unliebjamen 
Eonjequenzen biejer Privilegien als joldhe der gejammten Bankpolitik mit 
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in den Kauf nehmen müfjen. Aber zweckmäßig wird es dann gerade aud) 
bier jein, die Annahme nit ganz unbedingt Hinzujtellen, jondern fie ents 
weder auf einzelne Staatscajjen und bejondere Arten von Zahlungen an 
den Staat oder auf eine bejtimmte Quote bei größeren Zahlungen, 3. B. 
die Hälfte, zu beichränfen, '**) fich ferner eine jederzeitige Aenderung der 
bezüglihen Zuſage oder jelbit eine Aufhebung derjelben ohne Angabe 
von Gründen vorzubehalten und endlich insbejondere Feine offene oder 
jtilljchweigende Verbindlichkeit zu übernehmen, die bei den Staatscaſſen ein= 
laufenden Noten nicht zur Einlöjung bei der Bank zu präjentiren. '?*) Ges 
rade leßteres ijt wichtig, um die Bank nicht in faljche Sicherheit einzumiegen. 
Die Durhführung dieſer Maßregel bietet freilich wieder einige practijche 
Schwierigkeiten. 

Die gegenjeitige unbedingte Annahme der Banknoten (und 
Staatspapiergeldes) an den Gajjen aller deutſchen Staaten fann natür- 
lich ſchon deßhalb nicht gewährt werden, weil der einzelne Staat jie den 
Noten jeiner heimiſchen Banken nicht zugeitehen kann. Willfürlich wird 
jede Entiheidung ausfallen, jo lange nicht eine gemeinfame Bankgeſetz— 
gebung und Regelung des Staatspapiergeldes gelungen iſt. In beidem wird 
man für diefen Punct von denjelben Grundjägen auszugehen haben, mie 
jie obigen Vorſchlägen für den einzelnen Staat zu Grunde liegen, d. h. von 
der Unterjcheidung zwijden allgemeinem und provinciellem (parti= 
eularjtaatlihem) Umlaufsgebiet der bezüglihen Noten und Papiergelber. 

So lange wir aber noch nicht joweit find, würde es doch wohl das 
Beite jein, wenn die einzelnen Staaten neben den Noten der eigenen, 
auch die der fremden Banken (rejp. daS fremde Papiergeld) bezeichne- 
ten, welde fie unter gleihen Bedingungen an ihren Gafjen anneh: 
men wollen. Die Wahl diejer Banfen u. ſ. w. müßte von den Bedürf: 
nijjen des Verkehrs im concreten Falle abhängen und objectiv ohne jeden 
politiſchen Nebengedanken erfolgen. In gleicher Weije wäre der Umfang 
des Gebiet3 (ganzer Staat, die und die Provinz) zu bejtimmen, in welchem 
aucd die fremde Note oder das fremde Papiergeld angenommen werden jolle. 
Hier gilt es eben immer vernünftige Compromifje zwiſchen den Conjequen= 
zen der Einzeljouveränetät und der natürlichen Zuſammengehörigkeit der 
deutihen Staaten. Die indirecte Empfehlung, welche in der Annahme der 
Noten einzelner fremder Banken an den Caſſen allerdings liegt, iſt aus 
ähnlichen Rückſichten troß ihren anderweiten Bedenklichkeiten auch hier nicht 
zu ſcheuen. 

Man wird von diejen Gefichtspuncten aus die Annahme der Noten 
ber Preußiſchen Bank und der preußiſchen Eajjenanmweifungen 
an den Staatscafien in allen andern deutſchen Staaten als den 
Verhältnifjen entjprechend bezeichnen müſſen. Umgefehrt hätte Preußen in 
den betreffenden Nachbarprovinzen oder Negierungsbezirfen wenigſtens bie 
Noten der Sächſiſchen Bank in Dresden und der Leipziger Bank und das 


23) Mie umgefehrt, um —— — gefragt zu erhalten, wohl verordnet 
iſt, daß ein beſtimmter Theil der Abgaben in dieſem Papiergeld gezahlt werden muß, 
„B. im 18. Jahrhundert bei den öſterr. Bancozetteln, jetzt beim würtemb. Papiergeld 
(bei Zahlungen von 18 fl. u. darüber mindeſtens ein Drittel). 

124) In dieſer Beziehung war bie badiſche Zuſage 1864 zu weitgehend, ſ. o. 
Anm. 118. 
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ſächſiſche Staatspapiergeld bis auf eine allgemeine gejegliche Regelung des 
Deutihen Banfnotene und Papiergeldwejens an jeinen Caſſen anzunehmen. 
Den Frankfurter Banknoten würde diejelbe Begünftigung, jomweit der Münzfuß 
e3 gejtattet, in einem größeren Umkreis des preußijchen Gebiet3 um Frankfurt 
herum zu Theil werden können, ebenjo dem Papiergeld der jüddeutjchen 
Staaten in denjenigen Theilen Preußens, wo nod der Guldenfuß bejteht. 

An Südweltdeutichland erjcheint eine allgemeine Annahme der baieri- 
riijhen und Frankfurter Noten von den Guldenfußnoten, der Preußijchen und 
vielleicht der jächjischen (Dresdener und Leipziger) Noten von den Thalerfuß— 
noten, ferner eine gegenjeitige Annahme de3 Staatspapiergelde3 der vier ſüd— 
deutichen Staaten und der preußijchen und E. ſächſiſchen Gafjenanmweijungen an 
den Staatscaſſen den Verfehrsbedürfnifjen, dem natürlichen wirthſchaftlichen 
Gewicht der bezügliden Banken und Länder und der Greditwürdigfeit der 
Noten und Bapiergelder angemejjen. Bevor es auch zu einer allgemeinen 
Bankgejeggebung kommt, fünnte Baden, mit oder ohne eigene Zettelbanf, 
auf eine jolche Webereinkunft hinarbeiten, oder wenn biejelbe nicht zu er— 
möglichen ift, im Intereſſe jeines Landes die betreffenden Verordnungen von 
ih aus erlafjen. Die etwaigen Bedenken gegen jolche Vorſchläge verſchwin— 
den vollends, wenn Anjtalten zum regelmäßigen Umtaujd von 
Noten und Staatspapiergeld gegründet werden (j. u. Punct 4). 

Die Geſchäftskreiſe, ſoweit fi ihre Anfichten und Wünſche aus 
Handelsfammerberichten entnehmen laſſen, legen meiſtens auf die Annahme 
der Noten und des Papiergeldes an den öffentlichen Gajjen einen großen 
Werth. Wenn fie dabei auch einjehen, daß diejes Privileg unter den jeßi- 
gen Verhältnifjen nur einigen Arten diejer Umlaufsmittel ertheilt werden 
fann, jo unterjchäßen fie doc) leicht die Schwierigfeiten und Bedenken, welche 
bei dieſer Frage zu erwägen ind. 

Die norddeutſchen Handeläfammern befürworten jetzt am Meijten 
eine Negelung des Staatspapiergeldes der Kleinen Staaten, indem an Stelle 
dejjelben ein gemeinjames Bundespapiergeld oder wenigjtend ein nad) glei- 
chen Formularen unter Controle des Bundes ausgegebenes einzeljtaatliches 
Papiergeld träte, '?°) das in beiden Fällen aber bei den öffentlichen Caſſen 
in Zahlung angenommen würde. Bejonderd wird darüber geflagt, daß die 
Papiergelder der Kleinjtaaten auch äußerlich höchſt defect, ſchmutzig, uns 
fenntlich und dabei die einzelnen Serien oft außer Curs gejegt find, jo daß 
Berlujte unvermeidlich werden. !?°) Die Regelung hat aber auch in Nord— 
deutjchland ihre Schwierigkeit, weil die Kleinftaaten in den unverhältniß— 
mäßig großen Papiergeldmengen ein für fie nicht unmichtiges finanzielles 
Hilfsmittel befigen, das ihnen grade jetzt bei den erhöheten Laften doppelt 
nöthig ift. Deshalb hängt die Regelung des Papiergeldwejens wohl mit 


125) 5. K. Ber. v. Minden f. 1867, Hand. Ardh., Berichte ©. 699, v. Ofterode 
©. 159. Die Cöhner H. K. (S. 990) verlangt wenigitend Einldjungscaffen an den 
Hauptbandelsplägen für alle Noten und Bapiergelder, denen dev Umlauf gejtattet würde, 
ba biefe jeßt nur etwas unter Bari ing Verkehr zu begeben jeien, Die Dresdener H. K. 
meint, nad) Erlaß bundesgefegl. Vorihriften Über Ausgabe von Staatspapiergeld und 
Noten jolle alles gejeglich fundirte Papiergeld jedes Staats an ben Bundescajjien ange: 
nommen werben (Ber. f. 1866 ©. 7). 

126) 3, 8, bei. betont im Ber. der H. K. von Mühlbaujen für 1867, ©. 755, 
ſ. auch Ber, von Erfurt f. 1867 ©. 454. 
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einer billigen Regelung der gefammten Staatslaften und Steuern, wobei 
das norddeutiche Gebiet unabhängig von den politiichen Grenzen als ein 
einziges aufgefaßt wird, zujammen. Kommt man zu einem Bundespapier- 
geld in Norddeutichland, da man in der jetigen Finanzlage kaum auf dieſe 
bedenkliche unverzinsliche Schuld wird verzichten wollen, jo wird eine Schab- 
loshaltung der Stleinjtaaten nicht wohl zu vermeiden jein. 

In Süddeutjhland jind die Uebeljtände des Staatspapiergeldes 
nit jo groß, weil das norddeutſche kleinſtaatliche Papiergeld hier nicht 
umläuft. Aber immerhin gibt es jeit der jüngjten baieriſchen Emijjion von 
1866 jeßt auch vier verjchiedene Sorten und im Ganzen eine relativ grö— 
Bere Menge diejes Papiers al3 im Norden. Ein gemeinjames jüddeutjches 
Papiergeld wird wohl ein ebenjolches Phantom bleiben, wie jeine Voraus: 
jegung, ein jüddeutiher Bund. Eine Gemeinjamteit des Papiergeldes mit 
dem Norddeutihen Bunde aber wird, von den enticheidenden politiichen Mo: 
menten jelbjt abgejehen, auch bier noch jpeciell durch die Berjchiedenheit der 
Münzfühe erſchwert, jo lange der Süden an feinem unglüdlichen, jegt ganz 
ifolirten und auf ein Gebiet von kaum 9 Mill. Menjchen beichränften 
Guldenfuß fejthält. Die Münz- und Staatspapiergeldfrage hängt daher 
zujammen. Um jo nothwendiger, auc jene im Süden in Angriff zu neh: 
men. Ein apartes Vorgehen eines einzelnen jüddeutjchen Staats, 3. B. 
Badens und eine jpecielle Vereinbarung mit Norbdeutichland in diejer 
Frage bat jicherlich gemwichtige Bedenken, weil Badens nächſte Verkehrsbe— 
ziehungen doch ſüddeutſche ſind. Wenn aber nach allem Bisherigen mit Ge— 
wißheit vorauszuſehen iſt, daß ein Verſuch einer gemeinſamen Regelung 
unter den vier ſüddeutſchen Staaten ſelbſt in ſolcher Sache nicht zum Ziele 
führt, ſo kann doch eine vorausgehende Vereinbarung mit dem Norden 
wohl befürwortet werden. Sie würde für die anderen ſüddeutſchen Staaten 
ein Kompelle mehr ſein nachzufolgen. Baden könnte dann im Beſitze glei— 
hen Muͤnzfußes wie der Norden auch wohl an der Einrichtung gemein: 
jamen Bundespapiergeldes Theil nehmen. Der Verkehr des Landes würde 
fih dazu nur Glück wünſchen müſſen. 

Auf die Gleichförmigkeit auch der Banknoten legt der Verkehr eben- 
fall3 ein großes Gewicht. Die Preußiſche Banknote ijt mit deßwegen in ganz 
Deutichland jo beliebt. Auch bei verhältnigmäßiger Zettelbankfreiheit und einer 
Meehrheit von Zettelbanten könnte übrigens eine gleihförmige äußere Ausitat- 
tung der Noten, wie jegt in Nordamerika, '*") wohl erreicht werden. Im Uebri— 
gen helfen die unter der folgenden Nummer erwähnten Einrihtungen aud 
den Mißſtänden der Vielheit der Banknoten im Wejentlichen genügend ab. 


4. Die gegenjeitige Annahme der Banknoten bei den Banken 
jelbjit und die Erridtung von Notenaustauſchanſtalten. 


Wenn Bankvielheit wie in Nordamerika bejteht, wenn eine Haupt: 
und Gentralbant mit einer Anzahl kleinerer Banken die Notenausgabe theilt, 
wie in Großbritannien und Deutihland, jo ift die Frage der gegenjeitigen 


an) Hood. Fin. Norbamer. ©. 735 ff. ($ 22 des Geſetzes), ſ. auch Meier's 
Aufj., Bierteljahrihr. j. Volkswirthſch. a. a. O. S. 174. So ſchon früher in Newport, 
Wagner, Gutachten. 4 
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Annahme der Noten bei den Banken von Bedeutung. Die verſchiedenen 
in dieſer Hinſicht möglichen Einrichtungen haben eine nicht unwichtige 
Tragweite. 

Da die Banknoten feinen Zwangseurs haben ſollen, jo kann an ſich 
eine Bank auch nicht gezwungen werden, die Noten ihrer Concurrentinnen 
anzunehmen. Gleihmwohl wird das Verkehrsbedürfnig vielfach zu einer fol: 
hen Annahme führen. Someit nicht die jtrenge Beachtung der Verbote, wie bei 
der Preußijchen Bank, den preußiichen Privatbanfen und vermuthlich auch den 
ſächſiſchen Banken eine Ausnahme gegenüber den „fremden“ Noten bedingt, ſchei— 
nen die deutjchen Banken auch ihre Noten gegenjeitig anzunehmen. Dies ergibt 
fih aus den in den Bilanzen befindlichen Activpojten, „Eajjenanmeijungen 
und fremde Noten.” Die preußiſchen Privatbankten nehmen wenigſtens uns 
bedingt die Noten der Preußiihen Bank an, leßtere ebenjo die Noten der 
Privatbanken und zwar nad einer Bekanntmachung des Hauptbankdirecto- 
riums vom 22. Dec. 1857 nit nur, wie bis dahin an den Banfitellen 
derjenigen Provinz, worin die Privatbank ihren Sit bat, jondern an allen 
ihren Yilialanftalten. '**) Allgemein jcheint legtere Einrichtung übrigens nad) 
einer Klage der Görliger Handelskammer in Betreff der Noten der dortigen 
communaljtändijchen Bank nicht zu beitehen, wenigjtend war die Annahme 
der Noten diejer Banf im Jahre 1866 auf die Bankjtellen der Hauptbanf 
in Schleſien beihränft. '***) Eine audnahmeloje Annahme aller anderen 
Noten wird bei den Übrigen deutjchen Zettelbanfen auch kaum erfolgen, die 
Sahresberichte und Bilanzen, wel lettere die fremden Notenbeitände nicht 
jpecifieiren, geben darüber feinen Aufichluß. 

Die jottiichen Banken nehmen ihre Noten gegenjeitig allgemein, die . 
englijchen Provincialbanken vielfah an. Die Praris der Bank von England 
iſt mir nicht genau befannt. Vermuthlich werden die Noten derjenigen Land: 
banken, welche regelmäßige Gejchäftsverbindung mit der Hauptbanf haben, 
wie andere Anmeijungen, 3. B. Checks auf diefe Banken, angenommen. In 
Nordamerika find die gegenjeitigen Gejchäftsbeziehungen der Banken unter 
einander jehr entwickelt. '?°) Die gegenjeitigen Forderungen und Schulden 
bilden einen ſtarken Poften 3. B. in den publicirten Gejammtausmeijen bes 
Nationalbankwejens (d. 5. den jummirten Bilanzpojten der einzelnen 
Banken) und die Noten machen wieder einen Haupttheil jene® Po— 
ftens auf der Activjeite aus. Es bejteht nämlich ein Zwang zur gegenjei: 
tigen Annahme der gejetlich fundirten Noten unter den Banken. Eine hödhit 
eigenthümliche und bedenkliche Bejtimmung des Nationalbanfgejeges geitattet 
fogar, gewiſſe Forderungen einer Nationalbant an eine andere als Activ— 
jaldo von dem Betrage des gejeßlich zu Haltenden Baarbeitands in Abzug 


128) Preuß. Hand. Arch. 1858, I, 14. Bon diejer Annahme blieben nur die No: 
ten ber Mageburger Privarbanf auf den Wunid der legreren ausgenommen. 

1264) 9. 8. Ber. f. 1866, Hand. Arc. ©. 199, 

129) Meier a. a. O. ©. 175, Hod ©. 479.738, 739, $ 31, 32 des Gef. v. 30, 
Juni 1864. In 20 Hauptorten müſſen 25%/,, in den anderen Orten 15°/, baar (Staat: 
papiergeld) der Noten und Depofiten von den Banken gehalten werben; dieſer 15%, 
können in a vista zablbaren Guthaben bdiejer legteren Banfen auf Nationalbanfen in 
jenen 20 Städten bejteben (alfo wobl auch in deren Noten ?). Ueber die wirfliche Yage 
ber Nationalbanfen j. die fritifche Analyie des Gefammtitatus v. 1. Oct. 1868 im 
Gconomift v. 2. Nan. 1869, wo 11.—12%, Durchſchnittsbaardeckung herausgerechnet wird. 
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zu bringen, wodurch dieſer Baarbeſtand zum großen Theil etwas rein Fieti— 
ves zu werden droht. Weber die jchweizer Banken ſ. u. Anm. 146. 

Damit wird jchon eine zweite Frage, welche ſich an die gegenjeitige 
Annahme der Noten knüpft, berührt, — die noch wichtigere frage: welche 
Behandlung den von einer Bank angenommenen Noten einer 
anderen Bank zu Theil werden foll. Dieje Frage hat bei der zer: 
jplitterten Notenemijjion in Deutſchland jchon gegenwärtig ihre Bedeutung 
und iſt bereit3 in Preußen zwiſchen den Privatbanfen und der Hauptbanf 
jogar mit einer gewiſſen Leidenjchaftlichkeit erörtert worden. Sie wird bei einer 
allgemeinen deutſchen Banfgejeggebung und bei einer rationellen Barticular: 
geſetzgebung, wie etwa in Baden allein, wobei da8 Bankweſen des Einzel: 
ſtaats richtig als provincielles deutjches, d. h. in jeinem nothwendigen Zu— 
jammenhang mit dem übrigen deutſchen Bankweſen aufgefaßt wird, noch 
wichtiger werden. Bon ihrer richtigen Beantwortung hängt auch erjt Die 
principielle Beantwortung der erjten Frage in Betreff der gegenjeitigen An- 
nahme der Noten ab. 

Unbedingt dürfen die angenommenen fremden Noten nicht ala Theil 
des Baarvorraths behandelt werden. Letzterer muß aus dem gejeglichen 
Zahlungsmittel (der legalen Landesmünze, rejp. wenigſtens Barrenmetall, 
oder, wie jett in Nordamerika, dem Staatöpapiergeld) beitehen. Die frem— 
den Noten find aljo injofern nicht Caſſe, jondern Forderung, wenn 
auch eine unverzinsliche, ftet3 fällige (mie ja manche Depofiten aud). Die 
Eonjequenz der anderen Auffafjung wäre, daß Banken durch gegenjeitige 
Ueberlaflung von Noten beliebig große baare Deckungsmittel ſich verfchaffen 
fönnten, — eine Abjurbität und eine leihtjinnige Schwindelei, welche gleich: 
wohl in obiger Beitimmung de3 nordamerifanijchen Geſetzes — innerhalb 
gewiſſer Grenzen — fanctionirt if. Wo daher ein materielles Bankgeſetz 
eine bejtimmte Höhe des Baarvorraths anordnet, darf der Betrag fremder 
Noten (wie aud fremden und einheimifchen Staat3papiergelds, es jei denn 
dat letteres Zwangscurs habe) nit mit in dieſe Dedung eingerechnet 
werben. Dies ift in Europa und jpeciel in Deutichland auch gejeglih und 
nad der Banfpraris allgemein anerkannt. Ferner ijt aber auch jelbit in 
einem formellen, um jo mehr in einem der üblichen materiellen Bankge— 
ſetze zu verfügen, daß in den zu verdffentlichenden Bilanzen oder Status 
jener Betrag fremder Noten von der Metallcajje getrennt aufgeführt 
werde. Hiergegen verjioßen einige deutſche Banken in ihren Ausweiſen, in- 
dem fie Münze und fremde Noten zufammenfaflen. Die wahre Lage der Bank 
wird dadurch verhüllt. '*°) 

Da die fremden Noten nicht als baares Deckungsmittel behandelt 
werben dürfen, dem Inhaber, aljo bier der Bank, die fie angenommen, 








130) Es ift daber auch umrichtig, wenn in ben ftatiftifchen Zufammenftellungen 
der Monatsausweife der deutſchen Zettelbanten, 3. B. im Actionär, bie Metallcaffe 
und ber Borrath fremder Noten und Papiergelds zujammengezogen wird. Hanbelt es 
fib auch bei den meiiten Baufen nur um fleine Summen leßterer Art, jo nicht bei 
allen, 3. B. batte die Preuß. Banf Ende Februar 1869 neben 86,777,000 Tb. Metall 
2,336,000 Tbl. Gafjenanweifungen, PBrivatbanfnoten und Darlebenscafienicheine, ber 
Berliner Gaffenverein fogar neben bloß 456,000 Thl. Metall 2,947,000 Thl. Caſſenan— 
weilungen, Noten und Girvanweifungen ber Preuß. Bank. Die ſchließliche Hauptſumme 
bes „Baarbeftands“ aller Banken iſt baber auch nicht ganz richtig. 
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feine, der fremden Bank dagegen wohl Zinſen tragen, jo folgt daraus, daß 
die annehmende Bank eigentlich das Intereſſe hätte, die Noten ihrer Con— 
currentin gar nicht anzunehmen, oder, wenn dies dem Publikum zu Xiebe 
gejchieht, fie möglichjt bald wieder abzujtoßen. Dies kann geſchehen, 
indem die annehmende Bank die fremden Noten entweder in ihrem 
eigenen Gejhäft, aljo 3.2. in Darlehen gleich wieder ausgibt oder 
fie der fremden Bank zur Einlöjung überjdidt. 

Die erjtere Praxis jcheint in einigem Umfange in Deutjchland zu be= 
jtehen, 3. B. Seitens der Fleinftaatlihen und der preußijchen Privatbanfen 
mit den Noten der Preußifchen Bank, bei jenen vielleicht auch mit anderen 
Noten. Dieſe Behandlung der angenommenen fremden Noten zur regelmäßi: 
gen Praxis zu erheben, haben auch die preußiſchen Privatbanfen in Betreff 
ihrer eigenen Noten der Preußiſchen Banf wiederholt, wenigſtens in frühe: 
ren Jahren, zugemuthet. Die Preußiihe Bank handelt nämlich anders und 
zwar nad) der erwähnten zweiten Weije, indem fie die Privatbanfnoten 
war annimmt, aber fie den betreffenden Banken jofort zur Einlöjung prä= 
Fentirt 7) Die PBrivatbanken, neuerding3 meines Wijjens ähnlich die jetzt 
in gleiche Lage gefommene Hannover’ihe Bank, haben in diejer Praris der 
Preußiihen Bank einen ungerehten Druc gefunden. Weir jcheint, daß jie 
darin im Unrecht find, auch engliſche und jchottiiche und zum Theil nord: 
amerifanifche Praxis iſt es, im Allgemeinen die angenommenen fremden 
Noten nicht im eigenen Geſchäft auszugeben, jondern fie zur Einlöfung zu 
überſchicken. Dies ijt ganz rationell und entſpricht dem berechtigten Intereſſe 
der einzelnen Banf als eines jelbitjtändigen Erwerbsunternehmeng. Die 
Zahlmittel einer Bank find ihre eigenen Noten und die Landeswährung. 
Die Emijjion und Eirculation der erjteren, nicht die der fremden Noten ijt 
mit Recht ihr Beſtreben. Die letztere Operation beſchränkt ihren eigenen 
Notenumlauf, injofern ihren Gewinn. Die Annahme der fremden 
Noten jheint daher in der That nur pajjend, wenn ihr dieje 
PBräjentation zur Einlöjung wenigjtens im Allgemeinen folgt. 
Dann bat dieje Aunahme aber aud das Gute, daß ſich die 
Banken in ihren Gejhäftsverhältnijjen dabei gegenjeitig ganz 
zwedmäßig controliren. Nur in einzelnen Fällen, wenn z. B. ein 
Kunde der Bank bejtimmte fremde Noten verlangt, mag die Hinausgabe 
derjelben ähnlich wie die gewiſſer Anweijungen jtattfinden. 

Nothwendig ift dann aber eine Organijation des Einlöſungs— 
gejhäfts fremder Noten bei den Banken. Dieje mangelt leider in Deutſch— 
land noch jehr. Eventuell liegt hier ein paflender Punct vor, bei weldem 
ji eine gejeßliche Negelung mitteljt einer allgemeinen deutſchen Bankgeſetz— 


139) In den erften Jahren ihres Beſtehens ift dies eine regelmäßige Klage ber 
Privatbanken, die Jahresberichte mehrerer ber legteren führen auch noch jetzt die Sum: 
men ber von ber Preuß. Bank zur Einlöjung überſchickten Noten an, 3. B. batte die 
Danziger Bank 1866 bei 897,900 Thlr. Durbichnittsumlauf 5,582,000 Thlr. Noten 
von ber Preuß. Bank einzulöfen, alfo p. Geſchäftstag c. 18,600 Thlr. (H. Kam. Ber. 
1867 ©. 43), die Poſener Bank bei einem Umlauf von 823,280 Thlr. 7,886,330 Thlr. 
oder p. Tay 26,290 Thlr. (ebenda. ©. 623). Schwierigkeiten entjteben wohl vornehmlich 
bei einer größeren Präjentation an Einem Tage, wenn das geießliche Dedungsverbält: 
niß (Y/, Baar) geftört wird. Die Magdeburger Bank bat wegen dieſer Einlöfung wohl 
die Annahme ihrer Noten bei der Preuß. Bank nicht gewünſcht (j. o. Anm. 128). ©. 
auch Brem. Handelsbl. 1864 Nr. 660, die Kritif der Preuß. Priv. Banken. 
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gebung empfiehlt. Die Klagen der preußiſchen Privatbanfen über die Haupt: 
bant mögen darin nicht ganz unbegründet fein, daß die Präjentation ihrer 
von der Hauptbanf eingenommenen Noten zu unregelmäßig ijt. Hier thun 
in Deutſchland dringend Einrichtungen noth, wie jie in Schottland, Eng: 
land und Nordamerika bejtehen, und zwar um jo mehr, je größer die De- 
centralijation des Banknotenwejens in Deutſchland ift oder werden follte 
und am allermeiften bei völliger Bankfreiheit und vielen Kleinen Zettelban- 
fen neben den großen. Auch ein formelles, ganz auf Bankfreiheit jtehendes 
Gejeß kann hier zweckmäßig interveniren. 

Es handelt jih nämlih um die Organijation eines regelmä- 
Bigen Notenaustaujhes unter den Banken. Damit verbindet ich 
dann leicht und zweckmäßig eine Abrehnungsanjtalt oder ein Clearing: 
Houfe zur Bezahlung der gegenjeitigen Schulden und Forderungen der 
Banken — von deren Kunden aus dem Wechſel- und Anweiſungsge— 
ſchäft u. ſ. w.), vornehmlich mittelſt Compenſation, wobei dann nur 
die reſtirenden Differenzen baar zu berichtigen find. ) Einrichtun— 
gen biejer Art, theils nur für das Notengeichäft, theils für die anderen 
Zweige des Bankgejchäftes zugleih, haben jih in Schottland, England, 
Nordamerika jehr erprobt. Eine ähnliche Gejtaltung hat neuerdings mehr 
und mehr der Berliner Gejchäftsverkehr unter Vermittlung des Berliner 
Gajjenvereing gewonnen. '*?) Sind die Zettelbanfen, wie e8 bei einer De— 
centralifation der Notenausgabe vollends zu wünſchen it, zugleich Depo- 
fitenbanfen mit entwiceltem Gontocorrentgejhäft, jo kommen namentlich 
durh das Depofitengejchäft ſtets viele fremde Noten in die Banken. '**) 
Tiefe Noten werden im regelmäßigen Austauſch aber immer nach Fürzeiter 
Friſt wieder an ihre eigenen Banken zurücdkehren. Die gegenjeitige Ans 
nahme der fremden Noten bildet dann erjt recht eine Bequemlichkeit und 
Sicherung für das Publikum, weil fie zu einer jcharfen gegenfeitigen Con 
trole der Banken über ihr Notengeichäft führt. Die Mißſtände der Vielheit 
der Banknoten verringern ſich dabei jehr, meil die Gelegenheit, die Note 
überall, auch bei einer fremden Bank als Depofitum einzuzahlen, oder mit 
ihr Schulden an dieje Bank zu berichtigen, in vieler Beziehung einer Ein- 
löſung gegen Baar gleihfommt. Die räumliche Berbreitung der Biel: 
banfnoten findet aladann auch geringere Hindernifje, als es jonjt der Fall 
zu jein pflegt. 

Muftergiltig find bier nun die [hottifchen Einrichtungen. Die dor: 


32) Ueber bie Bedeutung und bie crebitwirtbichaftlihe Yunction bes Glearing: 
Houfes j. meine Theorie der Peel'ſchen Acte, ©. 117 ff. u. Art. Elearing= Houfe in 
Rentzſch' Handwörterb. d. Volkswirthſchaftslehre, dann Hildebrand, d. Chequeſyſtem 
u. El. H. (ſ. o. Anm. 26) ſpeciell über das Londoner GL H. und Gibbons, 
banks of Newy. über bag Newyorker (ch. XVII). 

‚»») ©, deſſen Jahresberichte und bie Auszüge in ber Nation. Ztg., auch Brem. 
H. ©. 1864 Nr. 660, Aehnliche Ziele verfolgt der Leipz. Gaffenverein. 

120) Gingebend entwidelt in meinen Beitr. ©. 53, 57, f. auch Theorie ber 
Peel'ſchen Acte S. 111—121. In der badiſchen Bankdebatte zeigte ſich völliges Miß— 
verſtändniß in Betreff der Berbindung des Depofiten: und Notengefhäfts, fo auf dem 
Karleruber Hanbelstage, wenn daſelbſt ($ 18 des dortigen Statutenentwurfs) die Anz 
nabme verzinslicher Depofiten ſchlechtweg ausgeichloffen wird; aber auch Pickford's 
Beriht S. 36 ff. enthält bier Irriges. Vol. auch den Aufſ. „Noten und Depofiten” v. 
O. Michaelis, Vierteljahrſchr. f. Vollswirthſch. 1865. 
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tigen Banken nehmen in allen Zahlungen ihre Noten gegenjeitig an, tau— 
ihen fie aber regelmäßig zweimal die Woche in Edinburg aus und vergüten 
ji) die übrigbleibenden Saldi anderweit. '**) Aehnlich geſchah es wenig: 
ſtens früher zwiſchen den engliichen und iriſchen Provincialzettelbanten. '**) 
In London, Nemyorf, Bofton bilden die Notenaustaufche einen (Kleinen) 
Theil der Umſätze des Clearing-Houſe's. In Maſſachuſetts hat die Decen- 
tralijation der Notenausgabe jchon früher zu einer bejonderen Einrichtung, 
dem jog. Suffolkbankſyſtem geführt. '’") Die Suffolkbank in Bojton löjte 
die Noten aller der maſſachuſettſchen Zettelbanfen ein, melde ein gemifjes 
unverzingliches Depofitum bei ihr jtehen hatten und allwöchentlich für die 
eingelöjten Noten baare Zahlung leijteten. Hieran knüpfte jich aud wieder 
eine Art Elearing-Houje, indem die Banken die in Zahlung angenommenen 
fremden Noten dur die Suffolfbant austaufchen ließen. Dies Syitem hat 
fi über die Neuenglanditaaten ausgedehnt. Aehnliche Einrihtungen haben ſich 
im Nationalbanfiyitem unter dem Gejeß vom 30. Juni 1864 entwidelt. '**) 

Sn Deutſchland würde nun die Ausbildung eines jolden 
Austauſchſyſtems jchon beim jeßigen Zuſtande, vollends aber bei einer 
weiteren Vermehrung der Zettelbanfen jehr erwünjcht jein. Alsdann bat 
die allgemeine gegenjeitige Annahme der Noten in Zahlung 
bei den Banken niht3 mehr gegen fich. Auch eine große Bank, wie 
die Preußiſche oder ———— ja ſie wohl am meiſten, wird ihre Rech— 
nung dabei finden. Denn wenn ſie ſich auch vor dieſer Annahme fremder 
Noten ſträubt, weil dieſelbe den Noten ihrer kleinen Concurrentinnen zu 
Gute kömmt, ſo hat ſie umgekehrt Gelegenheit, dieſe Noten gleich wieder an 
die ausgebende Bank zurückzuſchicken und ihre eigenen Noten oder Münze 
dafür zu erhalten. Sie wird auf diefe Weife eine gute Controle über Die 
Heinen Banken üben, bejonders alle fünftlihen Manipulationen diejer Ban- 
fen zur Ausdehnung und Verbreitung ihrer Notencireulation nicht nur jo= 
fort durchſchauen, viel mehr als fie died gegenwärtig im Stande ift, ſon— 
bern jene Mafregeln auch freuzen und erfolglos machen. '**) Eben deswegen 


Re Meine Beitr. S. 57. 

136) Eb. — Ueber das jeßige Country-Cl. H. der Provinzialbanfen, j. Lub- 
bock, on country clearings, Journ. of the statist. soc. in London, Sept. 1865 u. 
Hildebrand, a. a. D. ©. 149 ff. Der Schwerpunct bes engliſch-americaniſchen Clea- 
ring liegt durchaus im Chequeſyſtem, ſ. darüber Hil debrands klare Darſtellung. 

IT) S. nam. O. Hübner Banken, ©. 315, auch Hock a. a. O. ©. 431 und 
Meier a. a. O. ©. 165, welche Darſtellungen zu vereinen find, Hock iſt nicht ganz correct. 

136) 8 32 des Geſ. v. 30. Juni 1864. Jede Bank in ben 19 anderen Haupt: 
orten bat eine Nationalbank in Newyork zu bezeichnen, wo fie die Hälfte ihres Baar: 
fonds einlegen und ihre Noten einlösbar mahen muß; jede Banf an anderen Orten 
bat ebenfo eine Bank in einem ber 19 Orte zu bemfelben Geichäft zu wählen, f. Hod 
©. 739, au ©. 477 („Redemption cities“). 

39) Daß ſolche Manipulationen, welhe in ber Mitte der 50er Jahre bäufig 
von ben Meinen Banken angewendet wurden (j. o. Anm. 35 ©. 16 und bie preuß. 
Denkſchr. v. 1857, dann m. Beitr. ©. 123), auch neuerdings noch nicht gänzlich fehlen, 
darauf beuten manche Anzeichen bin, 3. B. wenn die Thüring. Banf im Ber. f. 1865 
naiv jagt: „man babe die angenehme Eriahrung gemacht, daß bie Noten bei gewähl— 
ter VBertbeilung (!) allentbalben Leicht Verbreitung fänden“. (Brem. H. BI. 1864 
S. 264). Auch die ftarfe Schwanfung des Notenumlaufs mander Heinen Banken in 
kurzer Zeit deutet auf dergleichen, z. B. die vielfache große Erweiterung ſeit 1—2 Jah: 
ren, u. a. bef. bei d. Braunfchw. B. (1867 2.7, 1868 3.3 Mill. Thlr.). Ein Noten: 
austauſchſyſtem würde bier viel verbefjern. 
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werben die unfolideren grade der Eleinen Banken ſich jcheuen, einem jol: 
hen Austauſchſyſtem beizutreten. Aber jie werden nicht umhin können, bieg 
dennoch zu thun, jobald das Syitem einmal eingerichtet und durch die ſo— 
liden Heinen Banken gewiß unterjtügt wird, weil fie ſonſt jchwerlich ihre 
Noten im Publitum unterbringen würden. '*+) Nöthigenfall3 würde ung 
aber auch ein gejegliher Zwang zum Beitritt bei einer mehr ober we- 
niger weitgehenden Decentralijation der Notenausgabe und ſelbſt bei völli- 
ger Zettelbankfreiheit nicht unthunlich ericheinen und in leßterer Hinficht 
nicht außerhalb des Rahmens eines formellen Bankgeſetzes liegen. 

Die Schwierigkeiten bejtehen in Deutichland, von der politiichen Zer— 
iplitterung und dem gewöhnlichen Mangel guten Willens in jolchen Din: 
gen bei den Nächitbetheiligten jelbjt abgejehen, ebenjo wie in jedem größeren 
Yande in der räumliden Trennung der verſchiedenen Banken. Indeſſen 
läßt jich dergleichen bei den gegenwärtigen Gommunicationen doc verhält: 
nigmäßig leicht überminden.. Die Sade ließe ji nach Art des Suffolt: 
ſyſtems und der ſächſiſchen Vorſchrift, daß die fremden Noten in Leipzig 
eingelöjt werden müjjen, mit einer allgemeinen Einlöſungsanſtalt 
an ein oder zwei Hauptgeldpläßen, in Berlin oder bier und in 
Frankfurt, in Verbindung bringen. Eine jolde Einlösbarfeit an Hauptorten 
ift überdies eine dringende Nothwendigfeit, welche die Geſchäftswelt wieder: 
holt verlangt hat. '*') Die fähfiihe Einrichtung bat fich fehr gut bes 
währt. '**) Die Banken können recht wohl — auch bei voller Zettelbank: 
freiheit — zu einer ſolchen Einlöjung verpflichtet werden, von der fie jelbit 
mejentlihen Vortheil zögen. '**) 

Dieje Einldjungsanftalt ließe ſich nun aber aud mit 
der Bejorgung des regelmähigen Notenaustaujhes betrauen, 
und zwar etwa in folgender Weije. Jede Bank jchickte ein oder zweimal 
wöchentlich die in Zahlung erhaltenen fremden Noten dev betreffenden Bant 
direct zu. Die bezüglihen Ausweiſe hierüber nebſt Anweiſungen auf bie 
fremde Bank für den Betrag der ihr überjandten Noten giengen an bie 
Ginlöjungsbanf. Hier würde nad) der Weije des Clearing-Houſes das 
Gredit und Debet jeder Banf aufgeitellt, die Yorderungen für angenommene 
fremde remittirte und die Schulden für remittirt erhaltene Noten compen= 
firt und der übrig bleibende Saldo in den Büchern der Einlöjungsanftalt 
der Bank gut gejchrieben oder jie mit demjelben belajtet. 

Beitimmungen wären dann darüber erforderlich, wie dieſe Saldi über: 
mittelt oder gedeckt werden müſſen. Auch diefe Operation vereinfachte ſich 
jehr, wenn die Banken bei der Einlöfungsanitalt, wie 3. B. die Newyorker 
Banken beim dortigen Clearing-Houſe, bejtimmte größere Baarbejtände hiel— 
ten, wo jih dann fajt Alles durch Umijchreiben in den Büchern diejer An: 
jtalt, aljo wie bei einer Girobanf, abmachen ließe. Manderlei Modalitäten 


140) Aehnlich wie der Beitritt zum Sufſolkſyſtem den Banfen bald unvermeidlich 
wurde, j. Hübner a. a. O. 

141) S. die americ. Vorſchriften Anm. 138 u. u. Punct 5. 

42) Dies zeigt ſich u. A. in der Unterfheidung der Börfencursnotizen Berlins 
u. anderer Pläge von in Leipzig einlösbaren und nicht einlösbaren („wilden“) Noten. 
Erſtere fteben meiſt Y/—"/,%/, und mebr befier. 

143) Dies bat ſich beim Suffolkſyſtem und bei ber Leipziger Einlöſung gezeigt, 


J. auch u. ®. 5. 


find jeboch hier möglich, '**) 3. B. wie in London das Clearing-Houſe und 
die Bank von England getrennt jind, könnte auch hier die Umtaujchanjtalt 
und die Einlöjungsanjtalt getrennt und der von anderen Banken in Berlin 
und Frankfurt zu baltende Baarbeitand bei der Preußiſchen und der Frank— 
furter Bank placirt werden. Die Umtaujchanitalten hätten dann zu diejen 
Banken eine ähnliche Stellung wie das Londoner ElearingsHouje zur Bank 
von England einzunehmen. 

Die Frage, ob ein oder zwei Umtaujchiyiteme, um die Gentren von 
Berlin und Frankfurt, ijt eine jecundäre. Zwiſchen zweien könnten wieder 
Verbindungen hergeitellt werden. Ebenſo jind die weiteren practijch jicherlich 
wichtigen Einzelheiten, welche manche Verjchiedenheit zulafien, doch einfad) 
zu enticheiden, jobald einmal über die Hauptjadhe, die Nothwendigfeit eines 
jolden Austauſchſyſtems Einigung erzielt ift. '*°) Bei einer Mehrheit 
von Zettelbanfen, mie jte in Deutjchland bejteht und vorausfichtlich bejtehen 
bleibt, iſt die gegenjeitige Annahme der Noten bei den Banken jehr wün— 
ſchenswerth. Dann iſt aber auch ein ſolches Austauſchſyſtem unentbehrlich, 
e3 bildet ein Complement einer Bielheit von Zettelbanfen. Die Hleineren 
deutſchen Staaten, melde wie Baden jelbit (eine oder mehrere) Zettelban- 
fen von — wirthſchaftlich betrachtet — unvermeidlich doh nur provin= 
cieller Bedeutung zu bejigen wünjchen, müjjen vor Allem auf jolde Ein— 
richtungen mit binarbeiten. Sonjt werden ihre Zettelbanfen nur ein küm— 
merliche8 Dajein frijten und deren Banknoten Feine allgemeinere Verwen— 
dung zulafjen. Der centraliltiihe Zug im Bankweſen, welcher dur die 
fichtlihe Vorliebe der Geſchäftswelt für ein gleihförmiges Papierumlaufs: 
mittel noch verjtärft wird, bricht ſich alsdann um jo eher Bahn, weil jene 
Noten in ihrer Iſolirung zu wenig braudbar find. Diejer Punct ver— 
dient daher auch für eine felbititändige badijhe Zettelbank— 
gejeßgebung große Beadhtung, wenn er auch bisher, joviel ich weiß, 
bier wie anderswo in Deutſchland faſt völlig überjehen worden ijt. '*°) 


144) Ueber die Technik bes „Clearing“ und anderes Ginzelne j. die Darftellungen 
von Hildebrand und Gibbong (bei letzterem fogar Alluftrationen durch Bilder 
und Pläne). 

145) Die Vertbeilung ber allgemeinen Koften des Syſtems könnte nad ber Größe 
ber Umſätze erfolgen. Schwierigkeit machte nur die Dedung ber Porti für die Notens 
fendungen u. f. w. Das Porto würde faum ausschließlich ber vemittirendben oder ber 
ihre Noten empfangenden Bank zur Laft zu ſetzen, fondern beſſer aud wohl nad der 
Höhe der Umſätze in der Umtaufchanftalt zu vertbeilen fein. — Die Einrichtung einer 
ſolchen Umtauſchanſtalt hätte vermutblih auch das Gute, ber Einbürgerung des Cheque— 
ſyſtems mit worzuarbeiten, indem jene Anftalt ſich allmälig zu einem eigentlichen Clea— 
ring-Houſe Berlins und Franffurts entwidelte. VBorläufig wird ihre Hauptbätigfeit aber 
dem Wotengeichäfte zu a fommen. Ueber die Ausficht, dat Banknoten bei uns noch 
längere zeit bauptiächliches Zablmittel bleiben werden, |. Hildebr.a.a.d. ©. 161, 162. 

36) Menn ein einzelner Landestbeil für fi, wie 3. B. Baden, eine Decentras 
liſation der Notenausgabe zuläßt, fo ift die Einrichtung einer ſolchen Notenaustauich 
anftalt fir biefen Landestheil nur um jo dringenderes Bebürfniß, weil die Noten jonft 
ein noch beichränfteres Tocales Umlaufsgebiet baben. An der Schweiz 3. B. fünnten 
dadurch die au von M. Wirth (a. a. DO. ©. 455, 459) bervorgebobenen Nachtheile 
ber Decentralifation der Notenausgabe leicht befeitigt werden, ohne daß es einer Gen: 
tralbanf bedürfte. Die Schweizer Banken nehmen übrigens vielfach in Folge bef. Ver: 
träge und bei gewährter Gegenfeitigkeit fremde Noten in Zablung an und z. Tb. 
Löjen fie fie felbft gegen Münze ein; dies geichiebt namentlich mit den meiften anderen 
Schweizer Noten von d. Berner Kantonalbank, j. Hänfel!s Not. Bl. über Pa: 
piergeld 2c. 1868 N. 4 ©. 2, auch Ztſchr. f. Kap. III, 149. Ein badiſches Bankgejek 
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Ein ähnliches Austauſchſyſtem ließe ſich in Deutſchland auch 
für das Staatspapiergeld mit gutem Erfolge für die Umlaufsfähig— 
keit und Annehmbarkeit deſſelben an allen Staatscaſſen einrichten, wenn 
die Papiergeld ganz in der bisherigen Weiſe als einzelſtaatliches fortbe— 
ſtände. Es würden dadurch nicht viel geringere Vortheile wie durch ein ge— 
meinſames Staatspapiergeld erreicht. Die betreffende Einrichtung wäre un— 
ſchwer und zum beiderſeitigen Vortheil, der Staaten und der Banken, mit 
derjenigen für den Austauſch der Banknoten zu vereinigen. Dann würde 
der allgemeinen Annahme aller Staat3papiergelder auch bei den Bankcaſſen 
nichts mehr entgegenjtehen. Der deutjche Geldverfehr gewönne dadurd eine 
jo fejte Bafis, wie es bei der Zerjplitterung der Papierumlaufsmittel nur 
immer möglich wäre. Webrigen3 jteht auch diejer Punct wie mehrere der 
beiprochenen mit den Ginrichtungen für die Einlösbarkeit der Noten im 
Zujammenhang, d. 5. mit dem folgenden Punet 5. 


5. Die Einlösbarkeit der Banknoten. 


Von der jteten leichten, koſtenloſen Einlösbarfeit hängt die Benutzbar— 
feit der Banknoten an Stelle des baaren Geldes vornehmlich mit ab. Die 
geſetzlichen und jtatutariihen Beitimmungen über diefen Punct genügen je= 
doch im Intereſſe des Verkehrs nicht immer. Selbit vom Standpunkte der 
Zettelbankfreiheit und formeller Bankgejege aus iſt mehr zu verlangen. 


a. Einldjung ber Noten von jedwedbem Anbaber. 


Diefer Grundjaß iſt in Deutjchland mit Recht allgemein anerkannt. 
Er wird aber pafjend, ausdrüdlih und auch auf den Voten jelbit aus— 
geſprochen, wie auf denen der Preußiſchen Banf, wo es heißt: „Die Bank 
zahlt ohne Xegitimationsprüfung..... an den Weberbringer.” '*") 
Die Noten find dann aud keiner Vindication oder Amortifation zu unter: 
werfen, wie dies auch in den Bankſtatuten ausgeſprochen zu fein pflegt.'*°) 
Die bezügliden Beitimmungen des badiſchen Bankjtatutenentwurfs von 1864 
$ 26 (und 3. Th. $ 27), allenfall3 in der formellen Abänderung, wie jie 
von der Commiſſion des Abgeordnetenhaufes in $6 Al. 2 und $ 7 des 
abgeänderten Entwurf3 befürmortet wird, find gut. Es handelt jich bier, 
wie Pidford mit Recht betont, um die Regelung rein privatredtli: 
her Puncte, die aud bei voller Bankfreiheit nicht ausbleiben Könnte. '*°) 
Deshalb muß die Redaction diejer Beitimmungen in den verjchiedenen Län— 
dern etwas verichieden ausfallen. '°°) 


auf der Bafis der Banffreibeit und der Mehrheit der Zettelbanfen bätte ein jolches Austaufc- 
inftem einzuführen. Für Deutſchl. auch befürwort. v. Danfelmann, 3. f. Kap. III, 76. 

17) Die Preuß. Banfordnnung enthält diefe Beftimmung nicht, |. $ 32. Die 
Statuten der Baieriſchen Banf, $ 14, fpreden den Satz auch nicht ausdrücklich 
aus, bdesal. nicht die Leipz. Banfitat. $ 38, noch die Frankfurter $ 27, 29. Die 
Rortfaffung des badifhen Megierungsentwurfs, $ 26: „Die Einlöjung von Banf: 
noten darf feinem Inbaber verweigert werben, felbit wenn angezeigt wäre, daß bie 
Banfnoten dem rechtmäßigen Beliger abbanden gefommen find“, ijt zwedmäßig. 

144) Preuß. Bankordnung $ 34, Baier. Stat. $ 16, Bad. Reg. Entwurf $ 16, 
Gommifl. Entw. $ 7 Al. 3. 

149) Bericht der Gommiljion ©. 30. 

50) Daber fann auch in den Statuten eine jpecielle Beitimmung fehlen, wenn 
die Anwendung gewiſſer allgemeiner Rechtsſätze, z. B. über Inbaberpapiere, fi von 
elbit verfteht. Dies wohl der Grund mancher Verſchiedenheiten deutjcher Bankſtatuten. 
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Die practiichen Gonjequenzen diejer Sätze werden aber freilich von 
den Banfen nicht immer beachtet. So iſt 3. B. das Verlangen der Namens: 
angabe des Weberbringer8 oder gar der Namensaufjchrift auf den 
überbradhten Banknoten wenigſtens nad) den in Deutjchland geltenden 
echten durchaus unjtatthaft. Erjtere Verlangen wurde u. A. in dev Eur: 
zen Zeit der Noteneinlösbarkeit Anfang 1859 von der Dejterreiijchen Na— 
tionalbank gejtellt, in der bei den damaligen Berhältnijjen vollends unver: 
fennbaren Abjicht, die Herausnehmer und die Erporteure von Metall 
zurüczujchreden. '*') Auch bei anderen Banfen ijt dergleichen vorgefommen. 
In erregten Zeiten iſt e8 nicht jchwer, die öffentliche Meinung gegen bie 
Herauönehmer von Geld aufzumwiegeln. Solche Practifen find meijt nuglos, 
jtet3 verwerflich und rechtswidrig. Der Ueberbringer von Noten, der Ein: 
löjung verlangt, macht nur von jeinem echte Gebraud. Auch der Zweck 
jeines Metallbezugs geht die Bank nicht? an, fie darf ji dagegen durch 
Chicanirung deö Ueberbringer8 nicht wehren, ſondern muß eine richtige 
Discontopolitif zur Abmehr eines zu ſtarken Metallabfluffes befolgen. Es 
jet bier bemerkt, daß die der Preußiihen Banf namentlih von Hamburg 
aus in biejer Beziehung gemachten Vorwürfe unbegründet zu jein jcheinen. '**) 
Im Zweifel iſt e8 Sache der Regierung, das Intereſſe des Noteninhabers, 
nicht das der Bank zu vertreten. 

Die Noten der Bank von England werden befanntlihd nur einmal 
von ihr ausgegeben, bei der Nückkehr zur Bank vernichtet und durch andere 
erjegt. Sie führen daher auch einen immer mwechjelnden Datum und haben 
auch äußerlich durch dieſe Praris mehr die Form von Anmeijungen, wäh: 
rend die deutſchen und übrigen continentalen Noten mehr als ‘Papiergeld 
zum dauernden Umlauf erjcheinen. Wenn nicht allgemein, jo mwenigjtens in 
vielen einzelnen Fällen verlangt die Engliſche Bank bei der Präjentation 
zur Einlöfung die Namensaufſchrift des Ueberbringers. '**) OD fie nad) eng— 
liihem Recht das Recht dazu I it mir fraglid. Auch als Mittel zur 
Entdedung von Fäljhungen möchte dieſes Verlangen ziemlich werthlos jein, 
da von dem Weberbringer Feine Legitimation feiner Perſon gefordert wird. 

Hinfichtlih der Annahme der Noten zur Einlöjung find aber nod 
einige andere Bejtimmungen erforderlid. So darüber, wie es mit der Anz 
nahme ſehr bejhädigter, zerjtüdelter, ſtark beſchmutzter Noten 
gehalten werden joll. Bezügliche Beftimmungen fehlen mit Unrecht meijteng 
in den Statuten. Sie find um fo nothwendiger, wenn die Noten einer 
Bank ein jehr allgemein verbreitetes Umlaufsmittel find, aljo ganz bejon- 
ders für eine Monopolbanf. Die Faſſung des Al.2 $7 der Abänderung: 
vorjhläge der Abgeordnetencommijjion zum Statutenentwurf der badijchen 





151) Ich habe bas bamals in Wien jelbjt mit erlebt. Namen, Stand, Zweck ber 
Einwehslung wurde erforfht, ben größeren Häufern ein Marimalbetrag zur Einwechs— 
lung feſtgeſetzt u. j. w., lange vor dem Kriegsausbrud und unter Bach ſchem Regiment! 
— 6m. rl bie Wiederaufn. ber Baarzabl. der öfterr. Nat. Bauf, in db. „Stimmen 
b. Zeit" © . 1 (1859), ©. 224. 

182) Bl. bie „Verhandlungen b. v. Hamb. Kaufm. Gonvent 5. Prüfung d. Va— 
lutafrage nicbergef. Gommifl.” Hamb. 1865, bef. ©. 17, 18, die Anjhuldigungen von 
Sanders u. die Wibderlegung von Sötbeer, ferner m, Art. die Balutafrage in Ham: 
burg, Brem. Hand. Bl. 1865. N. 711. 

153) Während der Weltausjtellung im Aug. 1862 babe ich bicd mit Anderen 
bort ſelbſt erfahren. 
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Bank iſt daher zweckmäßig.“*) Ein feſtes Princip für die Einlöſung hin— 
zuſtellen iſt übrigens ſchwierig. Das in Nordamerika, '?’) Oeſterreich und 
anderswo zum Theil befolgte oder befürwortete, nad der Quadratfläche 
der Noten einzulöjen, paßt nicht, denn es ijt eine rohe unrichtige Weber: 
tragung eines für Münzen etwa anmendbaren Grundjages auf Noten (und 
auf Staatöpapiergeld). Auch die Nihtannahme aller Noten, deren Num— 
mern abgerijjen jind, hat ihre nconvenienzen, möchte aber nach Aus: 
Ihließung der Amortijation der Noten conjequent jein. Die richterliche Ent: 
ſcheidung bier zuzulajjen, involvirte wohl auch eine Klage auf Erjak ganz 
vernichteter Noten. 

Ferner find Beitimmungen über die Einziehung, ben Umtauſch 
von Noten und die Ausſchließung nicht zurücgelommener Noten von 
der Einlöjung (MWerthloserflärung) nothwendig. Solde Beſtim— 
mungen finden jich meijtens in den Statuten, genügen aber namentlid in 
Betreff der Länge des Präclufivterming nicht immer. Diejer ijt 3. B. bei ber 
Frankfurter und Leipziger Bank wenigiteng 6 Monate ($ 31 dort, $ 41 hier), 
bei der Bairijhen Bank 3 Jahre ($ 18), in der Preußifchen Bankordnung 
wird die Dauer der Präclujivfriit befonderer Beftimmung vorbehalten ($ 35), 
bei der Dejterr. Nationalbank ijt die Friſt 6 Jahre ($ 19), im babdijchen 
Statutenentwurf $ 28 wenigſtens 1 Jahr. Dieje Friſt findet jih auch in 
anderen Bankſtatuten mehrfach (3. B. Defi. Bank $ 8, Weim. Bank $ 18, 
Goth. Bank $ 27, Brem. Bank $ 75). In der Regel wird allerdings dieje 
Friſt jpäter verlängert oder nad) Ablauf derjelben werben die Noten (und 
das Staatöpapiergeld) gleihmwohl noch „aus Gnaden“ eingelöft. Aber ein 
Rechtsanſpruch jollte nicht jo leicht verloren gehen und eine Abhängig- 
feit vom guten Willen der Bank möglichjt vermieden werden. Mindeſtens 
mehrjährige Präclufivfrijten, auch wenn fie die Umtaujchoperation er: 
jhweren, find daher durchaus nothmwendig, wiederum bejonders, wenn bie 
Noten räumlich weiter verbreitet jind. Dies kann in Deutjchland ge: 
rade auch von Fleinftaatlihen Noten und Staatspapiergeld gejagt wer— 
den. '***) Die kurze Präclufivfriit 3. B. von Frankfurter Noten würde 
leicht zu ungerechten Verluſten ſüddeutſcher Noteninhaber führen. 

Sodann erſcheint uns eine allgemein übliche Beitimmung, daß näm— 
lih der Betrag der nicht zur Einlöjung zurücdgelommenen Noten, aljo na— 
mentli der wirklich verlorenen, zu Gunſten der Bank verfällt, we- 
nigjtens bei der Concejfionirung und Monopolijirung des Notengejchäfts 
und ber allgemeinen Benugung der Noten ald hauptjächliches Verkehrsin— 
jtrument unberechtigt. Die verloren gegangenen Noten repäjentiren Antheile 
an den Bankactivis, dieje Antheile find jet gemifjermaßen herrenlojes 


154) „Abgenußte, zerjtüdelte ober ſonſt befhädigte Banknoten bat die Bank gegen 
anderes Geld umzuwechfeln, wenn die Aechtheit und der Wertbbetrag unzweifelhaft zu 
erfennen find und bie er erlangt wird, daß fein Mißbrauch mit ben fehlen: 
ben Stüden geſchehen kann.“ Aehnlich Tautet bas baierifche Geſetz v. 4. Sept. 1867 
in Betreff ber Caſſenanweiſungen (Ziſchr. f. Kap. u. Rente III, 220). 

155) Geſ. v. 1. März 1862 und Berord. v. 31. Jan. 1866, ſ. Hod, Am. Fin. 
©. 449 ff. über das Staatspapiergeld; ©. 628, 736 über Noten. 

602) Klagen über die Beläftigung des Verkehrs durch bie Einziehungen, Außer: 
eursiegungen und bie damit leicht verbundenen Berlufte bejonders bei den vielen biverfen 
beutichen Caſſenſcheinen fommen öfters vor, auch in den Hanbeldfammerberidhten, 3. 3. 
dem von Minden f. 1867 (H. Arch., Ber. ©. 699). 
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Eigenthum, e8 würde und daher ganz billig erjcheinen, daß jie wie dieſes 
zu Gunjten des Staats, aljo der Gejammtheit verfallen. Dies ijt 
um jo gerechter, je mehr der Notenumlauf durch Staatsmaßregeln begün— 
jtigt wird, aljo gerade in unferen Staaten. Die Beträge find nicht immer 
unbedeutend. '°®) 

Endlih verlangen auch die Notenfälfhungen nod eine andere 
Betrachtung, als die ihnen in den Banfgejegen und Statuten allein zu 
Theil werdende aus dem Gejihtspunct des Strafgeſetzbuchs. Nahahmung, 
Fälſchung und bewußte Verbreitung falicher Noten find jelbjtveritändlicd) 
jtreng zu beitrafen, wie Münzvergehen oder wie Urkundenfälihungen. Allein 
der bona fide Bejiger und Berbreiter fann menigjtens nicht unbedingt, 
wie es häufig gejegliche Negel ift, des betreffenden MWerthbetrags verloren 
gehen. Wiederum dann namentlih, wenn Noten und Staatöpapiergeld 
Zwangscurs haben oder an den Staatscaſſen angenommen werden oder 
jonjtige Begünftigungen des Staats erfahren, jo daß ihre allgemeine An— 
nahme im ganzen Lande Negel zu jein pflegt, kommt der Einzelne durd 
die zufällige Annahme von faljhen, gut nachgeahmten Noten in jehr uns 
verdiente Verluſte. Deshalb wird der Staat bei Papiergeld, die Bank bei 
Noten oft jchon, wie es bei großen Banken, 3. B. der öjterreihiichen, auch 
mehrfach thatjächlich gejchieht, im eigenen nterejje, um die Notenannahme 
nicht zu discreditiren, die faljchen Noten dem gutgläubigen Erwerber er: 
jegen. Aber eine gejeßliche Negelung diejes Punctes ift doch nothmwendig. 
Beſchwerden in diejer Hinficht find auch in Deutjchland laut geworden. '*”) 
Die entgegengejegte Praris, den Erwerber ſtets den Verluſt tragen zu laſ— 
jen, verführt auch leicht zur Weitergabe des Papierd und erjchwert daher 
die Entdeckung von Fäljchungen. '°°) 


b. Einlöjung der Noten an mebreren Orten. 


156) Die Statuten lafien diefen Gewinn, foviel ich fehe, allgemein den Banfen 
zufallen, was gefchieht, wenn nicht das Gegentbeil ausbrüdlih ausgeſprochen ift, bad. 
B. Stat. $ 38. — Bon dem Wiener : Währungs: Papiergeld in Defterreih gingen 5.8 
Mil. oder 0.860), der Marimalemiffion verloren; nah Gent von den öfterr. Banco« 
zetteln 110 Mill. fl. oder 10%, (77). ©. mein. Aufi. 3. Geh. u. Krit. d. öſterr. 
Bancozettelper., Tüb. Ztichr. f. Staatswifl. XIX (1863), ibs. Weitere Notizen beſon— 
bers auch aus ben Fleinen deutfchen Ländern und Banken wären interejiant. 

NH K. Ber. v. Mindena. a D. ©. 700 (ſ. Anm. 155), mo gegenüber 
der Preuß. Banf bierüber geflagt und die unbedingte Ueberwälzung des Verluftes auf 
den qutgläubigen Erwerber um jo ungerechter genaunt wird, weil die Bank aus dem 
Verlorengeben von Noten manden Gewinn beziche. ©. aud in Wengler’s Geldnotize 
zettel, en Mich. Meſſe 1868, ©. 1 Klagen über d. hannov. Bank, ö 

156) Die großartigiten Fälihungen fommen in Rußland vor, wo man felbft 
ein Viertel aller curfirenden Greditbillete, das wäre c. 200 Mil. R., jedenfalls wieder 
colojjal übertreibend, als falſch bezeichnet bat. Die überftrengen Strafgefege haben den 
entgegengejegten Erfolg, wenn der gutgläubige Inhaber nach dem Gefege fich zu ſchwer 
reinigen kann oder zu große Verlufte erleidet. 
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Einlöfung an verſchiedenen Orten gleihfommt. Indeſſen find noch bejondere 
Einrihtungen in diejer Hinficht nothwendig. 

Gentral= und vollends Monopolbanten müfjen durchaus neben 
der jelbjtverjtändlichen jofortigen Einlöjung an der Hauptbanf aud bei 
ihren Filialen oder, wenn die Zahl der legteren nicht genügt oder dieſe 
nit in allen Hauptorten und einigermaßen gleichmäßig über das Land 
vertheilt jind, '’’) auch in den wichtigſten Plätzen des Landes an be— 
jonderen Einlöjungscafjen ihre Noten einlöjen. Es bejtehen in diejer Hin— 
jicht verjchiedene Einrichtungen und jtatutariiche Vorjchriften. Eine richtige 
Regelung des Punctes hat auch ihre Schwierigkeiten, da eine Zerjplitterung 
des Baarfond an verjchiedenen Orten unvermeidlich wird und dies wie: 
der einige Störungen verurſachen kann. Deshalb find für die Einlöjung 
an den Filialen und an den anderen Hauptorten kurze Krijten 
von 2— 3 Tagen zu gewähren, binnen .deren jedenfalls unbedingt 
auch bier eingelöst werden muß. Das Recht auf Hohe VBerzugszinien 
ijt dabei wohl jtatthaft. Ferner können vielleicht Eleine Summen jofort, 
größere nad Friſten zahlbar gemacht werden. 

Die Bank von England unterjcheidet die Noten nad) ihrer Aus— 
gabejtelle. Die außerhalb Londons oder der Hauptbanf ausgegebenen Noten 
find zugleich auch bei den Filialen zahlbar. **%) Die Franzöfiiche Bant 
führte in ihren Bilanzen früher die Notencirculation und den Baarvorrath 
für die Hauptbant und die Zweiganjtalten getrennt auf, was jeit einer 
Keihe von Jahren nicht mehr der Fall ijt. Doch werden die Noten meines 
Wiſſens aud an den Filialen regelmäßig noch jett eingelöst. Die Preu— 
Bilde Bank muß (nah $ 32 der Banfordnung) die Noten „bei der 
Hauptbanfcajje zu Berlin zu jeder Zeit, bei den Provincialbankcomptoiren, 
jomweit e3 deren jedesmalige Baarbeitände und Geldbedürfnijie gejtatten, 
gegen baares Geld unmeigerlic einlöjen.” Die lettere VBorjchrift genügt 
faum, weil der Banf darin die bezügliche Vertheilung ihrer Baarfonds 
nicht befohlen und nicht wenigitens eine Frijt vorgejchrieben it, binnen de— 
ren das Provincialeomptoir einlöjen muß. Auch ift eine Einlöjung nur bei ben 
Frovincialcomptoiren (den Filialen erjter Claſſe), nicht auch bei einigen 
Gommanditen (Filialen 2. Elafje), kaum durchweg ausreichend. Doc jcheint 
die Praris der Preußiſchen Bank dieje mangelhafte Bejtimmung der Bank— 
ordnung gut zu machen. Bejondere Klagen jind mir wenigjtens nicht be 
tannt geworden, im Gegentheil wird jelbjt im Jahr 1866 und in den 
entlegenen weitlichen Provinzen bei der Panique und dem Andrang an die 
Caſſen berichtet, daß die Preußifche Bank prompt ausgezahlt habe. '°') Der 
$ 32 der B. O. geftattet auch die ausdrückliche Ausfertigung von Noten 
auf ein Provincialcomptoir, wo dann die Noten jederzeit jofort eingelöft 
werden müſſen. Doch ijt meines Wiſſens von dieſer Befugniß fein Gebraud) 
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159) Das war wenigſtens früher ein Mangel in England wie in Frankreich. 

160), Bankacte von 1833, ſ. Hübner, Banfen ©. 353. 

161) S. H. K. Be,» Göln f. 1866, Hand. Arch. Ber. S. 686. Dagegen wird 
mitunter über ben Mangel beftimmter Münzforten bei den Gomptoirs geklagt, 
ſo aus Crefeld im Ber. f. 1865 über fehlende harte Thaler und Friedrichsd'or bei ber 
Banfcommanbite (H. A. Ber. f. 1865 ©. 55). — Bald nad ber Annerion bat bie 
Preußiihe Bank auch in Frankfurt a. M. bei ber dortigen Boftcafie ihre Banknoten 
einlösbar gemacht (Ztfchr. f. Kap. u. Rente III, 155). 
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gemacht worden. Die Oeſterreichiſche Nationalbank jollte nad den 
Statuten vom 27. Dec. 1862 $ 13 die Noten „bei ihrer Hauptcafje in 
Wien und bei ihren Caſſen an anderen von der Finanzverwaltung im 
Einvernehmen mit der Direction zu bejtimmenden Pläten jederzeit nad) 
ihrem vollen Nennwerthe gegen gejegliche Silbermünze einlöfen“. '*”) Die 
Bairiſche Bank hat nur die Verpflichtung, die Noten bei den Gajien, 
melde fie beftimmt dazu bezeichnet, einzulöfen (FK 14 der Stat.), — 
viel zu lar; die Yeipziger Bank muß bei den Zweiganſtalten nur, jo weit 
e3 deren Gafjenbeitand erlaubt, jofort, jedenfalls aber binnen 72 
Stunden einlöfen ($ 38 U. 3), eine gute Anordnung, nur könnte ber 
Termin verkürzt werben, die Frankfurter Bank ebenfalls, ſoweit es „die 
Baarbeitände und Geldbebürfnifie geftatten, nad Anmelden der Friſt, welche 
die Reglements ihnen vorjchreiben werden“ ($ 30). Nah dem Statuten- 
entwurf der Badijhen Bank joll die Verpflichtung zur Einlöſung bei 
denjenigen ZJmeigniederlafjungen nicht beftehen, für welche fie nicht durch 
Bekanntmachung ausgeiproden ift ($ 25 A. 2), mit dem Hinzufügen: 
„doch wird die Einlöjung auch bei ihnen gejchehen, jo weit e8 mit den 
Grundjäßen und nterefien einer richtigen Gejchäftsleitung vereinbar ijt.“ 
In dem von der Commijfion des Abgeordnetenhaufes vorgelegten Gejeß- 
entmwurf fehlt jede Beitimmung über die Einlöjung an den ‚Filialen ($ 6). 
Die Fleinen deutſchen Zettelbanfen, melde ihr Geſchäft notoriſch und 
nad) ihren jtatutarijchen Befugniffen vornehmlih durch Filialen, Agentu— 
ren u. j. w. betreiben lajjen wollten, haben in ihren Statuten meijt nur 
die vage Einlöfungspfliht, nad) Maßgabe der Baarbeftände einzulöjen (jo 
die Darmjtädter Banf!) S2IN.2 AU. 3, Gothaer $ 12, Lurem: 
burger $ 12 N 2 U. 4, Büdeburger) oder es fehlt jede ſolche Be— 
ftimmung, indem nur die Einlöfung am Sie der Bank zugejagt wird, 
(jo bei der Braunfhweiger, Dejjauer, Geraer, Homburger, 
Meininger, Thüringer, Weimarer Banf). Bei den heutigen Com: 
municationsmitteln kann eine ganz kurze Frijt für die unbedingte Ein- 
löjung an den Filialen wenigſtens in Weit: und Mitteleuropa angejeßt 
werben. In den Groß: und Mittelſtaaten, auch den deutjchen, erjcheint die 
Berpflihtung, inlöjungscaffen in den PBrovincialhauptitädten zu 
halten, pafjend. Danach wären die erforderlichen Beitimmungen aljo aud) 
für Baden zu treffen. 

Bei der Decentralijation der Notenausgabe und einer Mehr: 
beit oder Vielheit von Zettelbanten in einem größeren zufammengehörigen 
Wirthichaftägebiet, aljo bei einer Sachlage wie in Nordamerifa, Schweiz 
(j. o. Anm. 146) und in Deutſchland ift die Einlöjung ber Noten aud) 
ber Fleineren Banken an anderen Orten, als am Domicil, beſonders in gro- 
—F Plätzen ebenfalls eine Nothwendigkeit. Zwar wird der Notenumlauf 
olcher Banken vorwiegend Loka lumlauf ſein, aber die Noten müſſen im 
Sintereffe des Verkehrs auch weiter umlaufen können. Dies wird durd) 
andere Einlöjungsjtellen ermöglicht. Viel Hilft nun“ hier das jchon oben er: 


162) Das folg. Alinea des $ 13 fnüpft an die Nichterfüllung biefer Verpflichtung 
ben Berluft bes Privilegs, doch nur, wenn bei ber Hauptcajie in Wien nicht 
eingelöft wird (von gefeßlicher Vorſchrift der Zahlungseinſtellung abgejeben). 

163) Einlöfung der Darmftädter Noten fchon lange in Frankfurt; bei der Com— 
manbdite in Stuttgart jeit 1. Jan, 1867, Ztfhr. f. Kap. u. Rente III, 223. 
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wähnte Notenaustauſchſyſtem Scottland’3 u. j. w. Theild mit dem— 
jelben verbunden, theils wenigſtens apart ijt eine freie Einlöfung außer: 
halb des Domicild vor Allem in der Weije einzurichten, daß die Noten 
mindejtens in dem oder den Hauptgeld=- und Geſchäftsplätzen des 
Landes oder vielmehr des Wirthſchaftsgebietes einzulöjen find. 
Darauf zielte daß oben berührte Suffolkſyſtem in den Neuengland: 
ftaaten mit der Ginlöfung in Boſton hin, ferner die k. jähjijche Ver— 
ordnung vom 18. Mai 1857, melde die Gejtattung des Umlauf „frem— 
der“ Noten an die Errihtung von Einlöjungscafjen in Xeipzig (und an 
den Filialen u. j. w.) fnüpfte und das nordamerifanijche Bankgejeg 
v. 30. Juni 1864, welches die Einlöfung der Noten der Nationalbanken in 
19 größeren Orten aud in Newyork und der Noten der Nationalban= 
fen in anderen Orten aud in einer diefer anderen Städte anordnete. '**) 

Die namentlih in den früheren politiichen Berhältniffen Deutſchlands 
vom particularjtaatlihen Standpuncte aus mujtergiltige ſächſiſche Ver: 
ordnung verfügte in $ 6, daß die Auswechslungsanftalten in Leipzig und 
an den Filialen in anderen jähjtihen Orten die Noten im Betrage bis mit 
100 Thlr. jofort, in höheren Beträgen aber binnen einer von ihnen jelbjt 
zu bejtimmenden Friſt, welche jedoch in feinem Fall einen längeren Zeit- 
raum al3 72 Stunden, von der Anmeldung bei der Auswechslungsſtelle 
an gerechnet, umfaſſen darf, einlöjen müſſen. Die getroffenen Einrichtungen 
müſſen alle Vierteljahr oder jo oft eine Veränderung eintritt genau be: 
fannt gemadt, aud) dem Minijterium des Innern angemeldet werden. '°°) 
Diefen Anordnungen, die ji volljtändig bewährt haben, find mehrere der 
Heinen deutihen Banken nachgekommen. '°%) Aehnliche Einrichtungen, durch 
welche die Noteneinlösbarkeit an wichtigen Pläten geſichert wird, find in 
den Gejhäftskreijen Deutſchlands auch in der neueften Zeit gegenüber den 
Noten der Heinen Banken (und dem Staatspapiergeld der Ktleinftaaten) 
befürwortet worden. '°”) Sowohl bei einem im Wejentlichen gleichbleiben— 
den, wie vollends bei einem in der Richtung größerer Bankfreiheit oder 
größerer Decentralijation der Notenausgabe ſich verändernden Zuſtande des 
deutihen Zettelbanfwejens müfjen fie durchaus getroffen werden. Nach dem 
jegigen Stande des Geldgeſchäftsverkehrs wird man mindeſtens für bie 
nord und mitteldeutihen Zettelbanten Einlöjungscaffen in Berlin, für 


162) ©. oben Anm. 138. Uebrigens jollen nah mir gewordenen münblichen 
Mirtbeilungen eines mit den americaniichen Verbältnijien aus eigener Anſchauung ver: 
trauten deutichen Rauimanns dieſe Anordnungen nicht fireng befolgt werden. Das viel: 
fach verbreitete Verlangen, daß alle Banken Einlöfungscafien in Newyork haben 
jelten, ift gegenüber dem Widerftand der Banken noch nicht durchzuſetzen geweſen. 

165) Ob bdieje regelmäßige Erneuerung ber Bekanntmachung, eine recht zived- 
mäßige Beitimmung, genau erfolgt, weiß ich nicht. 

166) Mac, einer ſächſ. Minifterialverordnnung v. 3. Aug. 1857 hatten fich fofort 
der Anordnung gefügt die Banfen von Weimar, Gotha, Lübeck (Privatbanf; die Com: 
merzbanf in Lübeck vgl. feit 1866, Ztichr. f. Kap. u. Rente III, 145), Sondershauſen, Gera, 
Defiau, Roftod, Luremburg. Jetzt fcheinen nur noch die Banfen von Gera, Gotha, Wei: 
mar u. d. Lüb. Comm. B. in Leipzig einzulöfen. Die nicht in Leipzig einlösbaren Noten 
der fleinen Banken beißen in der deutichen Börfeniprahe wilde Noten. ©. o. Anm. 142. 

167) Ber. d. Edlmer Hanbelsk. f. 1867, an frühere Ähnliche Vorfchläge anknü— 
piend, Hand. Arch., Berichte f. 1867 ©. 990. Einlöiung an ben hauptſächlichſten 
Handelspläßen wird verlangt und gegen Verbote bes Fleinen Bapiergelds u. f. w. 
ih geäußert. 5. aud v. Danfelmann’s Klage, Ztichr. f. Kap. III, 76. 
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einige davon auch in Leipzig und vielleicht in Hamburg (und Köln?), 
für die weit: und jüddeutjchen mindejtens in Frankfurt, für einige aud) 
in Münden und Stuttgart '*°) (und vielleiht in Köln und Nürn- 
berg) verlangen müfjen. Auch bierüber muß nad) rein vokswirth— 
Ihaftliden Rückſichten vom geſammtdeutſchen, nicht nah politijden, 
vom particularjtaatlihen Gefihtspunct aus entichieden werden. Die Ein: 
löjungscafjen brauchen natürlich nicht nothwendig jelbititändige Etablijje- 
ments zu jein, jondern es können Agenturen bei großen Häufern, Banquiers, 
auch bei anderen eigentlihen Banken eingerichtet werden. Die Domicilirung 
der Noten behufs der Einlöfung bei einer anderen Bank, melde im ame: 
ricanijchen Geſetz vorgejchrieben ijt, hat bejondere Vorzüge. '°?) Notenaustaujd 
und Clearing-Houſe oder Giroverfehr wird ſich leichter daran Fnüpfen. '"°) 

Aehnlihe Einrihtungen zur Einlöfung des Staatöpapiergeldes 
find nad denjelben Gefichtspunften zu treffen, , mag eine Unififation 
jtattfinden oder das bisherige Staatöpapiergeld der Einzeljtaaten im We: 
jentliden jo fortbeitehen. Namentlich ift für ſüddeutſches Papiergeld eine 
Einlöfung in Frankfurt durdaug nothwendig. '"') 


ec. Einlöſung der Noten täglich in binlänglid langer Zeit. 


Hinfichtlich diefes Punctes fehlen die Vorjchriften meiſtens. Da aber 
auch in diefer Beziehung Mißbräuche möglid und zum Nachtheil des Ver: 
kehrs mehrfach vorgefommen jind, '"?) jo gehören ſolche Vorſchriften jelbit 
in ein formelle Freibankgeſetz. Es muß ein nicht zu niedrig gegrif- 
fenes Minimum von Stunden bezeichnet werden, in denen an allen 
Werktagen die Einlöjungscajje offen jein muß. Die Beltimmungen in ben 
Statuten der Frankfurter Bank („in ihren gewöhnlichen Caſſaſtunden“ $ 
29) und des badijchen Bankprojects („in ihren gewöhnlichen Geſchäftsſtun— 
den” $ 25) genügen nicht unbedingt. *9) Auch für das erforderliche Caſſa— 
perjonal muß die Bank jorgen. 


166) Stuttgart hat ſich als Geldplag in ben legten Jahren fehr geboben unb 
nach würtemb. Handelsfammerberichten Münden und Augsburg in biejer Beziehung 
weit überflügelt. ©. Preuß. H. Arch. 1868 I, 202, 

169), Fremde Banknoten wurden und werden in Leipzig mebrfach bei der Leipzi— 
er Bank (z. ®. früber die Baugener Noten) und bei ber Allg. Deutichen Ereditanftalt 
3. B. Lübecker Gommerzbanfnoten, eine Zeit lang Noten der Sächſ. Banf in Dresden) 
zur Einlöſung domicilirt, Ztichr. f. Kap. u. Rente III, 299, 145, auch III, 76. 

170) Wenn die Bankgefeße dabei eine beftimmte Höhe des Baarvorratbs vor: 
fchreiben, jo müßte es geftattet oder felbjt vorgeichrieben jein, einen Theil diejes Baar: 

gelds Seitens der Provincialbanfen bei der Einlöfungsbant im Hauptort zu placiren. 
GEntiprehend wäre dann ber Baarfond dieſer Banf aber aud zu erhöben. Dies jind 
auch Beitimmungen des americ, Gefeges, nur ift darin die Höhe des Baarvorratbs für 
bie Einlöfungsbanfen zu niedrig und zwecklos gleih body (250/,) angelegt, ſ. Ho d ©. 738. 

171) Die Noten der Naſſau'ſchen Landesbank, eine Art naſſ. Staatspapiergeld, 
waren bis zu ihrer Verichmelzung mit dem preuß. Staatspapiergeld außer in Wies— 
baden aud in Frankfurt einlösbar, Ztfhr. f. Kap. u. ſ. w. III, 145. — Die Darm: 
ſtädter Handelsfammer bat wiederholt für beifiihes Staatspapiergeldb eine 
Einlöfungscaffe in Frankfurt verlangt, ba der Handelsftand jegt große Verlufte daran 
zu erleiden babe, fo im lebten Jabhresber. ©. Preuß. Hand. Arch. 1868 I, 265. 

72) So bei der Defterr. Nationalb. 1859, aber in Zeiten der Bewegung aud 
bei anderen großen Banfen. 

173) Bei ber Lüb. Privatb. beftimmt $ 27 der Stat. eine Einlöfung an jedem 
Werktage von 10—1 Uhr — zu wenig Stunden. 
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d. Einldfung ber Noten in gefeklihem Gelbe. 

Für die Währung, in welder die Noten eingelöjt werden müſſen, 
werben in der Regel die allgemeinen gejetlichen Beitimmungen über Lan— 
deswährung und baare Zahlung gelten, ''*) daber 3. B. in Papiergeldlän— 
dern folgerichtig auch das als gejetzliches Zahlungsmittel dienende ‘Papier: 
geld (Noten der Bank von England in England während der Banfreitriction 
1797— 1819, nordamerikaniſches Staatspapiergeld jett in den Vereinigten 
Staaten). Wo eine einfahe Währung beiteht, Silber oder Gold, dürfen die 
Banken die alternative Wahl der Zahlung in Gold oder Silber ſich nicht 
vorbehalten; dadurch würde die Doppelwährung leicht eingejchmuggelt. '"°) 
Bei einer Goldwährung mit Silber als jubjidiärem Metall für Scheides 
münze dürfen jelbjtverjtändli auch die Banken nicht dem Noteninhaber 
einen größeren Betrag Silbermünze aufnöthigen, als nad dem Münzgeſetz 
in diejem Metall angenommen werden muß. '"9) 

Bei der reinen Silbermährung genügen ferner die gewöhnlichen 
Beitimmungen des Münzgeſetzes für die Anwendung auf die Noteneinlöjung 
nicht immer. Daher bedarf das Bankgeſetz (aud das formelle) oder das 
Bankſtatut ergänzender Beitimmungen, welche, jo viel ich jehe, noch allgemein 
fehlen, aber jich wiederholt bei großen und Kleinen Banken nothmwendig er: 
wiefen haben. Es darf nämlich nicht in einzelnen Silberjtüden aus: 
gezahlt werden, wodurch vollends bei einer beſchränkten Zahl der Caſſen— 
ſtunden die Einlösbarkeit förmlich illuforifch gemacht werden kann. Selbſt 
bei ver Goldmwährung fann diefe Manipulation zur Ehicanirung der No— 
teninhaber mit Erfolg angewandt werden. Daher ijt anzuordnen, daß die 
Auszahlung in abgezählten und verjiegelten Beuteln und Rollen für jede 
Summe über ein nicht zu hohes Minimum (7. B. 500 fl. oder Ihlr.) zu 
erfolgen habe. Ferner Sollten die Fleineren, zwar vollwichtig ausgeprägten, 
deshalb nad dem Münzgeſetz auch als gejetzliches Zahlungsmittel betrachte: 
ten, aber mit jtärferer Legirung verjehenen Münzen, '') wie in 
Deutihland die '/,=Thlr.= oder Y, dit. fl.-Stüde, von der Benutzung an 
den Bankcafien zur Noteneinlöjung, wiederum von einem gewiſſen Betrage 
der Zahlung an, ausgejhlofjen und nur grobe Münzen dafür anmwend- 
bar jein. Jene Münzen eignen ſich für die Zwecke der Verjendung, zum 
Theil aud für das Einjchmelzen weniger. Schwierigfeiten ſolchen kauf— 
männijchen Operationen gegenwärtig entgegen zu Itellen iſt unräthlic. 
Namentlih von Hamburg aus ijt öfters Klage geführt worden, daß die 
deutihen Zettelbanfen jtatt grober Münze ſolche Sechätelthaler für ihre 
Noten auszahlten, — eine auch gegen die Preußiſche Bank gerichtete, von 
diefer aber wenigjtens in diejem Fall widerlegte Anklage. '"*) In Verbin— 


— — — — na] 


124) ©. 8 38 d. Stat. ber Leipz. Bank; Wien. Münzvertrag v. 24. Jan. 1857 


175) Bei Schweizer Banken vorgelommen, j. m. Art. Münzweſen, Staatswörterb. 
VII, 81. 
ı76) 3,8. 40 sh. in England, 50 Fr. nad ber Müngzconvention von Frankreich, 
Italien, Belgien u. der Schweiz v. 23. Dec. 1865 Art. 6. 

117) & Art. Münzweſen, Staatswörterb. VII, 94 ff., Wiener Münzvertrag v. 
24. Yan. 1857, Nachtrag z. bei. protocoll. Uebereinfunft d. d. Dresden am 30. Juli 
1838. Die Legirung ift 480 ftatt 100 Permille. Die ſüddeutſchen Halbengulden enthal— 
ten wie bie grobe Münze nur 100 Permille Kupfer. 

176) ©, Verhandl. des Hamb. Kaufm. Convents ©. 18. Sötbeer theilte nach Erkundi— 

Wagner, Gutachten. 5 
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dung mit der Auszahlung in einzelnen Stücken führt die Verwendung ſol— 
cher Kleinen Münzen zur Noteneinlöfung vollends zur theilmeijen Vereite— 
lung der leßteren. Einzelne mitteldeutjche Zettelbanfen hat man früher wohl 
in diefer Hinficht bejchuldigt. Freilich liegen hier zum Theil Mängel des 
Münzgeſetzes vor, welche mit den Eigenthümlichkeiten der Silberwährung 
zujammen hängen. 

Nur wiederum unter den abnormen politiichen Verhältnifien Deutſch— 
lands kann wohl ein Recht zur Ausgabe von Noten auh in anderen 
als der Landeswährung vorfommen. So haben einige Thalerbanten das 
Necht der Notenausgabe auch im rhein. Guldenfuß (Gothaer, $ 9, Büde- 
burger), die Darmjtädter umgekehrt auch im Thalerfuß ($ 12), wovon 
nur ce. 100,000 Thlr. (1868) ausgegeben find. a, mehrere Banken 
dürfen nad noch mehr Münzfüßen Noten ausgeben, jo die Darmjtädter 
aud nad dem Franken- und Zwanzigguldenfuß, die Luxemburger des— 
gleihen, dann auch in Hol. Ert., im rhein. und 21 fl.: Fuß und in 
Thalern, und — die Büdeburger in Thalern, in djterreidiichen, ſüd— 
deutihen und holändijchen Gulden, in Louisd’or-Thalern und jogar in 
M. B.!! So viel ic weiß, ift es übrigens fajt durchweg bei der guten 
Abſicht geblieben, die Banken geben regelmäßig doch nur in ihrem Landes: 
münzfuß Noten aus. Selbftverjtändlic find ſolche „Rechte“ durd eine all- 
gemeine deutſche Banfgejeßgebung zu bejeitigen. Ihre Verleihung bildet wie— 
derum nur einen Souveränetätsmißbraud anderen Staaten gegenüber, die 
vielleicht, wie Hamburg, gar Feine Noten haben wollen. 


6. Die Stüdelung der Noten und des Staat3papiergeld3, in: 
bejondere das Eleinjte Noten: und Papiergelditüd 


Geſetzliche oder jtaatlich genehmigte ſtatutariſche Beitimmungen 

‚a) Über den niedrigjten Geldbetrag, auf welchen eine Note lauten 
darf, fehlen gegenwärtig fajt nirgends mehr. ''”) Dabei mwaltet daS bered)- 
tigte Streben ob, jenen Betrag nit zu niedrig zu greifen. Defters und 
al3 ganz zweckmäßige Ergänzung der erjten Beltimmung ift die VBorjchrift 
hinzugefügt worden, 

b) daß nur ein gewiffer Marimalbetrag der gejammten Noten- 
menge, entweder eine bejtimmte abjolut firirte Summe ober. eine be= 
ftimmte Quote des Notenumlaufs aus jolden Hleinften Notenjtücten bejtehen 
darf. Häufig find ferner 

c) gewijje runde Beträge, 3. B. 10, 20, 25, 50, 100, 500, 1000, 
auf welche die Noten lauten ſollen, vorgejchrieben, nicht unpafjend, aber mit 
Ausnahme der zur Ergänzung des PB. a und b erforderliden Beſtim— 


gungen in Berlin mit, daß bie Banf in abgezäblten Beuteln zu 500 Thlr. und in der Regel, 
oder wenn jolche® verlangt würde, in Thalerftüden zahle ©. auch Brem. Handlsbl. 1865 
©. 397. Uebrigens fommen in ben Hanbelsfammerberichten einzelne Andeutungen vor, 
woraus zu fchließen ift, daß mitunter die Auszahlung in Sechstelthalern bei Voraus— 
feßung des Erports des erlangten Silbers doch erfolgt fei, ober daß wenigſtens nach 
ſolchen Rückſichten die Banfcomptoire mit Münze botirt würden, f. 3. B. Grefelder 9. 
K. 2. f. 1865 ©. 55 bes H. N. Im Bericht f. 1866 (H. N. ©. 151) wirb aus Grefelb 
über die übermäßige Ausgabe von 1/; Thlr. geklagt. Aebulich klagt in ſehr allgemeinen 
Worten ber Frankf. Actionär bei der Beipred. d. Preuß. Bankbericht, |. Nr. v.27. März 1869. 
179) Begründung f. Art. Zettelbanfen, Staatswörterb. XI, 322. 
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mung de3 Nennbetrags der nächſt niedrigjten Kategorie (4.8.20, 25) un« 
nöthig, weil die Banken ohnehin freiwillig im eigenen ntereffe nur jolche 
Noten ausgeben werden. Endlich 

d) findet ji mitunter, wie bei den preußifchen Privatbanfen und bei 
der Rojtoder Bank, die Bejtimmung, welder abjolute Betrag oder welche 
Quote des Notenumlauf3 auf die verſchiedenen Kategorien der höheren 
Notenjtücde fallen jolle. '*) Dies ift unnöthig und für das Bantgejchäft 
und den Geldverfehr jtörend und hindert oft nur, daß der Gefammtumlauf 
die erlaubte Höhe erreicht. Im Gegentheil ijt die freie Austaujchbarkeit der 
höheren Notenftüce gegeneinander bei der Bank ein nicht unmichtiges Ver— 
tehröbedürfnig, da die einzelnen Geſchäftskreiſe verſchiedene Notengrößen be— 
jonder8 gut brauchen können und jie daher im Stande jein jollen, die aus 
anderen Kreijen erhaltenen Noten in ſolche der gewünjchten Kategorie um: 
zujegen. Hier pflegt periodijch in etwas längeren Zeiträumen im Zuſam— 
menhang mit dem Wechſel der Gejhäftsconjuncturen und ebenfall3 perio- 
diſch im Laufe des Jahrs, der regelmäßigen Bewegung der wirthichaftlichen 
Vorgänge entiprechend,, ein Proceß der Umjeßung großer in kleine Noten 
und umgekehrt vor jich gehen. '*') Diejer Proceß joll durch Beitimmungen, 
wie die erwähnten, nicht gejtört werden. Es ijt zur Gewinnung genauerer 
Einfiht in den Gang der Gejhäfte von großem Intereſſe, ihn durch die 
Statijtif der Bewegung der Notenjtüdelung zu verfolgen, wobei aber eben 
eine freie Umtaujchbarkeit der verjchiedenen Noten gegeneinander die Vor— 
ausſetzung ijt. Deßhalb Fehlen jolde bejchränfenden Vorſchriften für die 
höheren Notenftücde mit Necht meiftens, u. A. aud) im $ 23 der Statuten 
des badiihen Bankproject3. 

Zu a): Das niedrigjte Notenjtüd in England ift jeit der dortigen 
Bejeitigung der Einpfundnoten 5 Pf. St., in Schottland und Arland 
1 Pr. St, in Frankreich jegt 50 Fr., in Nordamerifa nad der Nas 
tionalbanfacte 5 Doll., jo lange dad Staatspapiergeld uneinlösbar ift '**) 


180) S. z. B. Stat. ber Königeb. Priv. B. $ 16, der Magdeb. Priv. B. $ 18 
u. mebrfach äbnlich in den Stat. der anderen Privatbanfen. Auch in den neuen Sta— 
tuten, welche nach Ablauf der Eonceffionsdauer in ben legten Jahren ben meijten dieſer 
Banfen bei der Verlängerung gegeben wurden, ijt dieſer Bunct mit kleinen Abänbderun: 
gen der einzelnen Beträge beibehalten worden. Die Gategorie ber 20 Thlv.: Noten ifl 
3. ®. bei der Magbeb. Banf von 100,000 auf 400,000 Thlr. erhöht; bei den einzelnen 
Banfen find die Beträge verjchieden normirt (3. B. Görliger 300,000 in 20 Thlr.- Noten); 
mitunter, wie bei der Königsb. Privatbank, heißt es auch, das Verbältniß der Noten 
von 20—200 Thlr. ift von den Minijtern des Handels und der Finanzen zu regeln, — 
eine ganz übermäßige zwediofe Bevormundung; — Noftoder Banf $ 37. 

181) S. meine Beiträge, ©. 132 ff. mit ftatiftiihen Daten über England nad 
Newmarch u. A. auch Gconomift N. 1202 (1866); Verbäftniffe in Oeſterreich ſ. meine 
öſt. Val. I. 159 ff. u. die Tabellen D u. Ein ber Denkſchr. der Nat. Bank, „die öſterr. 
Rat. B. u. ihr Verb. z. d. Staate”, Wien 1861; Berbältniffe in Rußland meine ruff. 
Bapierwähr. ©. 65 fi.; daſelbſt u. ©. 9, 11 fi. auch über die allgemeine Bedeutung 
der Stüdelungsftatiftif für Creditfragen. Die deutſche Bankjtatiftif läßt bier noch ganz 
im Stiche. 

152) Bei uneinlösbarem Papiergeld ift bie Emiffion Eleinfter Stüde eine Notb: 
wenbigfeit; feine Urfache, fondern eine Wirkung der Entwertbung, was meiſt verfannt 
wird, f. Art. Papiergeld, Staatswörterb. VII, 666. An Italien beobachtete ih 1867 
die gräulichfte Verwirrung wegen des Mangels von Einlirejheinen der großen Banfen, 
wehbalb die Gemeinden, Volksbanken u. ſ. w. eine Menge biverjer jolder Scheine 
ausgaben. 

5* 
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aber 1 Doll., in Oeſterreich nach der Bankacte von 1862 von der Zeit 
der Baarzahlung an 10 fl. 5. W., in Holland 2% fl. (in Belgien 40 
oder 50 Yr.?), in der Schweiz bei den einzelnen Banken jehr verjdhieden 
5 (3. B. Freiburger Gantonalbant, Waadtl. Cantonalbanf), 10 (3. B. 
Bank von Glarus, Thurgauer Hypothefenbant), 20 (Berner Canto— 
nalbanf, Handelsbanf von Genf), aber auch 50 (Bajeler und St. Gal- 
ler Bank), 100 (Züriher Bank), 500 Fr. (Bank in Luzern). **°) 

In Deutſchland ift jetzt, zum Theil unter dem Einflufje der Ver— 
bote der Fleinen Noten u. ſ. w. unter 10 Thlr. in Preußen, Sadjen u. a. m. 
aus dem Jahre 1855, fajt allgemein das niedrigjte Notenſtück minde— 
ſtens 10 Thlr. bei den Thalerbanten und 10 fl. bei den Guldenbanfen. So 
10 Thlr. bei der Preußiichen Bank (vor dem Geje von 1856 25 Thlr.), 
den preußifchen Privatbanten (mit Ausnahme der Breslauer), der Sächſi— 
ihen, Gothaer, Weimarer, Meininger, Braunſchweiger, Büdeburger, Roſto— 
der, Lübecker Privatbank, Leipziger (ſeit 1865, bis dahin 20 Thlr.). '**) 
Einige Banken haben nad) den urjprünglicden Statuten aud höhere Mi: 
nimaljtüde, jo die Thüringiſche Bank und die Lübecker Commerzbank 
20 Thlr. '*°) Von den Guldenbanken gilt für die Bairiſche und die Darm— 
jtädter der Betrag von 10 fl. ala Minimum, ebenjo für die badiſche Bank 
* — (Gef. Entw. Art. 1 A. 1, Stat. $ 23 WM. 1, Entw. d. Abg. 
S 1-3): 

Einzelne Banken haben übrigens nad ihren urjprüngliden Sta— 
tuten aud) die Erlaubniß zur Ausgabe Fleinerer Noten, jcheinen jedoch) 
davon gegenwärtig wenig oder gar nicht Gebraud; zu machen. So darf die 
Geraer Bank ſogar 1:-Thlr.Noten bi8 zu Y, Mill. Thlr., außerdem 
5:Thlr.Noten, die Deſſauer ebenfalld 1- und 5-Thlr.Noten, jogar die 
Städtiihe Bank zu Breslau Noten zu 1 Thlr. für %, Mill. und zu 5 Thlr. 
für '/, Mill. TIhle., **%) ferner die Homburger zu 5 fl. und ebenſo jelbjt 
die Frankfurter Bank Noten zu 5 fl. für 2,9%, des gejammten Notenbe= 
trag3 ausgeben ($ 27). Die Luremburger Banf darf bis herab auf 10 Thlr., 
5 fl. und 25 Fr., die Büdeburger mit ihren umfajjenden Privilegien bis 
auf 5 M. B., 5 Thlr. Gold, 5 fl. öfterr., holl. und rh. gehen!! Bei der 
Bremer Bank fehlt eine bezügliche Beſtimmung in den Statuten. 

Zu b): Der Gejammtbetrag der niedrigiten Notenjtüce iſt bei der 
Preugiihen Bank auf 10 Mill. Ihlr. in 10-Thlr.:Noten (Bertr. zw. Staat 
und Bank v. 28. Febr. 1856 Art. 3) feitgefeßt und darf nur durch beſon— 
dere E. Verordnung erhöht werden. Gegenüber dem jetigen Notenumlauf 
von 130—140 Mill. Thlr. ift dies aljo nur 7—8%, der Gefammtmenge. 
Die Privatbanfen dürfen in der Negel nur /,. ihrer Notenemijjion, aljo 
100,000 Thlr. nad) den Normativbedingungen und den Statuten in 10:Thlr.= 
Noten ausgeben, eine Beſchränkung, gegen welche jie oft veclamirt haben, wie es 
ſcheint erfolglos. '?") Bei den meilten nichtpreußiſchen Banken ijt da= 


183) © M. Wirtb a. a. ©. II, 457 u. Hänfel’s Notizbl. üb. Papiergeld. 

189), Ziſchr. f. Kap. u. f. w. III, 51. 

185) Veptere ſeit 1865 (bis wohin fie feine Noten ausgegeben) auch zu 10 Thlr., 
eb. III, 59. 

186) So wenigftens nach den alten Statuten von 1848 85 ff.; das neue Etatut 
v. 1867 Tiegt mir nicht vor, hat aber vermuthlich dieſes Privileg beibebalten. 

er) Menigftens ift in den neuen Statuten der Privatbanfen zu Magbeburg 
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gegen der Geſammtbetrag der kleinſten Noten nicht fixirt. Eine Ausnahme 
bildet die Darmſtädter Bank, die ſtatutengemäß nur '/, ihres Notenumlaufs 
und ohne bejondere Staatägenehmigung überhaupt nicht über 5 Mill. fl. in 
Zehnguldenjcheinen ausgeben darf (H 12, N. 2), ferner die Frankfurter 
Bank in Betreff der 5=fl.:Noten (j. o.). Nad dem badijchen Bankproject 
jollte höchſtens die Hälfte der Noten in Zehnguldenjcheinen beftehen 
(Sej.-Entw. Art. 1 U. 2), — eine zu weit gezogene Schranke, zumal in 
Verbindung mit dem badijhen Staatspapiergeld. In den ausländiſchen 
Gejegen und Statuten fehlen jolde Begrenzungen der Gejammtmafie der 
kleinſten Notenjtüde meijtend. Doch normirt 3. B. dad nordamerifanijche 
Nationalbankgejeg (S 22) die Summe der Noten unter 5 Doll. auf höch— 
tens des Gejammtbetragg, — eine Beitimmung, welche bei uneinlösba= 
rem Papiergeld, was die dortigen Noten injofern find, als fie nur mit uns 
einlösbarem Staatöpapiergeld eingelöjt werden, nur durchführbar ijt, wenn 
anderes Papiergeld in Keinen Stüden in erforderlicer Menge ausgegeben 
wird (j. Anm. 182). 

An Deutſchland (und Holland) müjjen diefe die Banknoten be= 
treffenden Puncte übrigens wiederum im Zujammenhang mit den analogen 
in Betreff des StaatöpapiergeldS betrachtet werden. Aud für eine 
neue gemeinjame gejegliche Regelung iſt dies zu berückſichtigen. 
Uujer Staat3papiergeld bejteht großentheil3 in Kleinen Abjchnitten, 
welde in Norddeutichland big auf 1 Thlr., in Süddeutſchland big auf 1 
und 2 fl. herabgehen. Auch die übrigen Abjchnitte und jelbjt die Marimal- 
abichnitte '*°) find bejonders in Norddeujhland niedrig gegriffen, in 
Freußen gibt es außer den 1:Thlr.-Stüden nur noch ſolche zu 5 Thlr., 
in Sadjen zu 5 und 10, früher auch zu 20 u. 50 Thlr. (in Churheſſen 
früher zu 5 und 20), in Anhalt zu 10, in Walde zu 10 Thlr., in den 
thüringifchen SKleinjtaaten zu 5 (und in Meiningen und Altenburg aud) 
zu 10), in Medlenburg:Strelig *) nur zu 5, 10 und 25 Thlr. Auch 
die preußiſchen Darlehenscafjenicheine lauteten auf 1, 5 und 10 Thlr. In 
Preußen gab es bis 1856 30,342,347 Thlr. Caſſenanweiſungen (incl. 
10 Mill. Thlr. älterer Darlehenscafjenjcheine). Davon wurden nad) dem 
Geſetz vom 7. Mai 1856 15 Mill. Thlr. eingezogen, als die Preußiſche 
Bank damals das Recht der unbegrenzten Notenausgabe über 21 Mill. Thlr. 
hinaus und zugleich da3 Recht der Ausgabe von 10-Thlr.:Noten erhielt, 
— eine jehr gute Umgeftaltung des Papiergeldwejens. '’) Vom Reſt von 
15,842,347 Thlr. Cajjenanmweilungen beitanden 8 Mill. Thlr. aus 5:Thlr.: 
Stüden, die übrigen aus 1-Thlr.-Scheinen. Kürzlich find durch Verſchmel— 
zung des ehemals hurhejjiichen und najjauiichen ‘Bapiergelds (Noten der 
naſſ. Landesbank) diefe Summen auf 10,400,000 Thlr. 5:Xhlr.: und 





Mill. Thlr. in 10 Thle.: Scheinen. Die Vertheilung auf die jegt vorhandenen 12 Mill. 
Thlr. vermag ich nicht anzugeben, da das betr. Gefep vom 2. März 1867 mir nicht 
vorliegt, Ztihr. f. Kap. IV, 202. 

189) Ebendaſ. III, 299. 

190) D. Hübner, Jahrbuch V, 171 fi. 
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7,850,000 Thlr. Einthalerfcheinen, zufammen 18.°° Mill. Thlr. erhöht 
(Geſ. vom 29. Febr. 1868). 

Zum Theil wenigitens auf Höhere Beträge, im deutlichen Zuſam— 
menhang mit der viel geringeren Entwidlung des Zettelbanfwejens, lauten 
die jüddeutjchen Papiergelder. Dies ijt nur ein jehr bedingter Vorzug, 
der namentlich durch den Nachtheil, daß man es mit Staatöpapiergeld jtatt 
mit Banknoten zu thun bat, aufgemogen wird. Das badijche Papiergeld 
lautet auf 2, 10 und 50 fl. und beiteht ganz überwiegend aus den 
rößeren Stüden, am 1. Nov. 1868 nämlich aus 639,990 fl. zu 2 fL, 

‚93,410 fl. zu 10 fl., 2,566,600 fl. zu 50 fl., zufammen 6.° Mill. fl. '**) 
Dafür find wohl Frankfurter und andere Noten vornehmlid in Zehngul— 
benjcheinen verbreitet. Das hejjiiche Papiergeld, früher auf 1, 5, 10, 35 
und 7O fl. lautend (aljo mit deutlicher Nückjicht auf den Umlauf im Tha— 
lergebiet al3 20: und 40-Thlr.-Scheine emittirt) iſt neuerdings (1864 ff.) 
in 1=, d=, 10: und 50:fl.:Scheine verwandelt worden. Das würtember: 
gijche Papiergeld lautet nach dem Gejeg vom 1. Auli 1849 ausſchließlich 
auf 10 fl., das bairijche, zum eriten Male nad) dem Kriege ausgegebene, 
auf 5 fl., wozu auch Appoint3 zu 2 und zu 50 fl. treten jollen (Geſ. v. 
4. Sept. 1867). Das holländijche Papiergeld endlich bejteht in Abjchnit- 
ten von 10, 50 und 100 fl. (neben den Banknoten von 25 fl. aufwärts) 
im Gejammtbetrag von 10 Mil. fl. '’?) 

Vom volkswirthſchaftlichen Standpuncte aus find gut fundirte Bank: 
noten jedenfall3 dem Staatspapiergeld und zwar auch unſerem deutjchen 
einlösbaren und meijteng ohne Zwangscurs umlaufenden vorzuziehen. '?*) 
Leider aber hängt die gänzliche Bejeitigung des deutjchen Staatspapiergelds 
von wichtigen finanziellen Erwägungen mit ab, jo daß fi gegenwärtig 
wenig Ausjiht auf eine baldige erhebliche Verminderung diejes Umlaufs— 
mittel3 bietet. Daher wird man auch bei der Regelung der Stüdelung den 
einjtweiligen Fortbejtand des Papiergeld8 und mwenigjteng im Ganzen keinen 
jehr verminderten Betrag des letteren vorauszujeßen haben. 

Eine allgemeine Beihränfung der niedrigiten Abichnitte von Bank— 
noten mindefteng auf 10 Thlr. und 10 fl. in den beiden Hauptmünz- 
füßen ijt hier durchaus zu wünjden und aud wohl leicht völlig durchzu— 
zuführen, da jie gejetlich, jtatutariich oder gewohnheitmäßig faſt allgemein 
Ihon bejteht. Der Betrag von 10 fl. ijt dabei ſchon recht niedrig an ſich, 
wie im Vergleich mit der 10-Thlr.:Note und läßt fi) nur durch jeine be— 
queme Einfügung in das ſüddeutſche Münzſyſtem rechtfertigen. Sollte auch 
im Süden ber Thaler angenommen merden, jo würde der Betrag der klein— 
ſten Note auch bier auf 10 Thaler zu erhöhen jein. Bei dem möglicher 
Weiſe bevorjtehenden Uebergang zur Goldwährung oder bei einer ander: 
weiten Münzreform in Deutjchland werden Aenderungen in den Beſtim— 
mungen über die Stüdelung und das niedrigjte Stück nothmendig werden. 
Würde der Frankenfuß angenommen, jo käme es wohl auf die Wahl des 
Hauptgolditücds, ob daſſelbe das jetige franzöſiſche Zwanzigfrankenſtück oder 
dag vielfach empfohlene W-Fr.-Stuͤck wäre, an, um danad auch die Höhe 


91 Amtliche Mittbeilung. 
1) Nobad Münzbuch u, ſ. w. Leipz. 1858 ©. 18. 
193) Art, Papiergeld, Staatswörterb. VII, 654—657. 
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des niebrigften Notenappoint3 zu bejtimmen. Im erften Fall wird ſich der 
Betrag von 40, im zweiten der von 5O Fr. empfehlen. Wenn letztere Er— 
böhung, — der bisherigen Ziffer von 10 Thlr. auf 13%, Thr. (den 
Frank zu 3 Sgr. gerechnet), vielleiht etwas zu hoch erjchiene, fo Könnte 
ein ‚er bejhränfter Betrag von 2d-Fr.:Noten etwa daneben gejtattet 
werden. 

Der Gejammtbetrag Fleinjter Noten muß mit Rüdjicht auf die Menge 
und Stüdelung de8 Staatspapiergelds feſtgeſetzt werben. 

Soll einmal aud noch Staatspapiergeld neben Banknoten bejtehen 
bleiben, jo jheint mir die allmälig in Deutſchland, befonder3 in Preußen, 
zur Marime gewordene Gewohnheit, Banknoten auf höhere, Staats: 
papiergelb auf niedrige Abjchnitte möglichft zu beſchränken, wohl Bil: 
ligung zu verdienen. Die Noten curfiren dann ihrem Weſen entiprechend 
vornehmlich im eigentlichen Gejhäftsverfehr und in den Kreiſen der wohlha— 
benden Gonjumenten, das Staatöpapiergeld auch in den minder wohlhaben- 
den Kreijen und im Detailverfehr. Dies hat mehrere gute Folgen. Nur die 
Einlösbarkeit der Banknoten kann nach den für fie üblichen Deckungsgrund— 
jägen als hinlänglich gefichert gelten, weil für diefe Noten neben dem 
Baarvorrath ein genügender Betrag ficherer und leicht realijirbarer Activa 
vorhanden iſt. Die Einlösbarkeit de3 Staat3papiergelds, für welches nur 
ein willkürlich herausgegriffener, nicht einmal hoher Betrag Münze als jeder- 
zeit verfügbares Activum valedirt, ijt dagegen durchaus nicht in gleichem 
Maape verbürgt. '’*) Dies hat aber für den practiſch richtigften Fall, daß 
nämlih Edelmetall für große internationale Zahlungen plößlid in größe— 
rem Maße bedurft wird, weniger Bedenken, wenn der Verkehr dur Ein- 
löfung von Banknoten in größeren Stüden ſich dieſes Baargeld verjchaffen 
fann. Die Schwankungen im Gefammtumlauf der Heinen Notenjtüde find 
erfahrungsgemäß erheblich Heiner, als diejenigen im Umlauf der großen 
Stüde, und zwar aud in politiihen Krijen. '”’) Dies deutet darauf bin, 
daß die Dedung der Fleinen Stücke eine ſchwächere '’*) als die der großen 
jein darf, woraus dann auch folgt, daß der Emittent von der Ausgabe der 
erjteren einen größeren finanziellen Nuten ziehen kann. Das Rifico bei der 
Annahme von großen Stüden beihränft fid) mehr auf die Geſchäftswelt 
und die Wohlhabenden. Kleine Stüde bieten auch dem minder Wohlhaben- 
den die den Noten oder dem Papiergeld anhaftenden Vortheile des leichten 
Aufbewahrens, der billigeren Verjendung u. ſ. w. Alle dieſe Umſtände ſpre— 
hen denn in der-That dafür, wenn einmal Staatspapiergeld ausge- 
geben werben ſoll, — eine troß alledem zu verneinende — — dies aus 
kleinen Stücken, die Banknoten dagegen aus großen Stücken beſte— 
hen zu laſſen. Kommt dann überhaupt einmal eine Kataſtrophe mit Noten 
oder Papiergeld vor, welche durch das Aufhören der Einlösbarkeit und die 


199) Art. Papiergeld Staatswörterb. VII, 655; Art. Zettelbanken ebend. XI, 308. 
In dem incorrecten Ausdrud „ungebedte" Noten, d. h. metallifch ungebedte Noten 
wird jebr mit Unrecht das Gewicht bloß auf das Metall gelegt, während die anderen 
Dedungen, die Wechſel u. j. w., bie Hauptſache find, 

195) ©. die Belege an ben Anm. 181 angegebenen Stellen. 

196) Momit man dann freilich nicht mit 2. Stein unb mit ber öfterreich. Ge: 
jeßgebung eine bloße Steuerfunbation, ftatt einer banfmäßigen für bie Meinen Noten 
rechtfertigen fann. 
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Entwerthung dieſer Scheine den Inhaber mit Verluſten trifft, ſo kann wenigſtens 
der Kleinverkehr kaum unmittelbar von der Zahlungsſuspenſion oder dem defi— 
nitiven Bankerott der Zettelbanken berührt werden. Die Verluſte an Staats— 
papiergeld wird der Staat um ſo ſorgſamer zu vermeiden ſtreben müſſen, 
wenn ſie den kleinen Mann zu treffen drohen. Der größere Gewinn aus 
dem Umlauf kleiner Stücke fließt dann auch gleich der Staatscaſſe zu, ſo 
daß die Darlehen, welche die Maſſe der Bevölkerung in der freiwilligen 
Annahme der Noten oder des Papiergelds thatſächlich dem Emittenten ge— 
währen, der Geſammtheit zu Gute kommen. 

In Deutſchland würde daher wohl paſſend Staatspapiergeld in klei— 
nen und wie es namentlich in Preußen ſchon geſchieht, nur in Stücken 
unter der kleinſten Banknote ausgegeben werden, vorausgeſetzt, daß eben 
Zettelbanken beſtehen. Die zwecmäßigen Stücke find dann im Thalergebiet 
1: und 5-Xhlr.: Scheine, im Guldengebiet 1= und 5efl.-Scheine und beim 
Uebergang zum Frankenfuße allgemein etwa 5-Fr. und 20: rejp. W-Fr.⸗ 
Scheine. Dabei jollte aber das Verhältniß noch mehr als in Preußen zu 
Gunjten der größeren Appoints, etwa in der Proportion von 2:3, bei 
den Guldenjcheinen lieber noch wie 3:1, feitgejtellt werden, um im eigent= 
lichen Kleinverkehr die Münze möglichjt zu erhalten und nur dem auch hier 
vorhandenen reellen Bedürfnig nad Papierumlaufsmitteln in bejchränftem 
Umfange nachzukommen. '’) Wo, wie in Baden, Zettelbanten noch fehlen, 
müßten diefe auch aus dem Grunde errichtet werden, um einen Theil des 
Staatspaptergeld8 einzuziehen und Banknoten dafür in Umlauf zu brin— 
gen, — die im Jahre 1856 aud in Preußen vorgenommene Operation. 
Alsdann wären die größeren Abjchnitte des Staatspiergeld3 ganz zu be= 
jeitigen und für den entjprechend verminderten Gejammtbetrag Eleine Stücke 
auszugeben. Diefe Maßregel wird in Baden troß ihrer finanziellen Schwie= 
tigfeiten bei der Errichtung von Zettelbanfen unvermeidlich fein, weil jonjt 
zu wenig Münze circulirt. 

Diejer Punct hängt mit dem anderen über die Beitimmung des Ge— 
jammtbetrags de3 Staatöpapiergeld8 zuſammen, welcher erſt jpäter völlig 
zu erledigen jein wird. Hier fei nur behufs der von der Entjicheidung dieſes 
Puncts mit abhängigen Firirung des Gejammtbetrags fleinfter Bank: 
noten jo viel vorausgeſchickt, daß eine erhebliche Weberjchreitung des in 
Preußen jet angenommenen Betrags von etwa *%/, Thlr. per Kopf der Be- 
völferung für ganz Deutſchland und auch für die einzelnen ſüddeutſchen 
Staaten durhaus nicht räthlich erjcheint. Der Betrag von 1 Thlr. oder 
allenfalls 2 fl. per Kopf in den Guldenländern dürfte wohl als Mari: 
mum zu bezeichnen fein. Je geringer er normirt wird, dejto höher darf der 
Gejammtbetrag kleinſter Banknoten bejtimmt werden und umgekehrt. Da 
dieje legteren im Betrage von 10 Thlr., 10 fl. oder 40 reſp. 50 Fr. im: 
mer jhon im Eleineren Verkehr jtark curfiren werden, glei) dem Staats— 


197) In ben rheiniſchen Fabrikgegenden wirb öfters über Mangel an barten 
Thalern und Fleinem Papiergelde geflagt, jo im Düffeldorfer H. K. Ber. f. 1866 
(Berichte S. 778), im Hagener, eb. ©. 626, wo gewünijcht wird, daß bie Privatbanfen 
einen Theil ibrer Noten in 1: und 5-Thlr.-Scheinen ausgeben dürften, um das Recht 
der Notenemijfion beſſer auszunugen und die Gouponscirculation zu verdrängen, Hier 
wird die Nothwenbdigkeit einer Müngzcireulation im nicht zu geringem Umfange nicht 
genügend gewürbigt, 
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papiergeld, jo empfiehlt fich auch die Anwendung ähnliher Grundfäße für 
die Feſtſetzung des Gejammtbetrags folder Noten wie für diejenige des 
Staatspapiergelds. Diefe Erwägung führt dann dazu, aucd den Geſammt— 
betrag jolcher Kleinjter Banknoten in einer abjoluten Ziffer, wie in Preußen, 
nicht in einer relativen, d. h. in einer Quote des nicht ziffermäßig begrenzten 
Notenumlaufs, wie nad) dem badijchen Gejegentwurf von 1864, zu firiren. 
Dieje abjolute Ziffer kann ungefähr per Kopf der Bevölkerung angejett 
werden, mit entiprechender Abrundung des Gejammtbetrags. Wird 1 Thlr. 
Staatspapiergeld zu '/, in 1:Thle.=, zu in DeThlr.:Scheinen per Kopf 
gerechnet, jo wird nad) dem bewährten preußiichen Vorgang von 1856 etwa 
/, Thlr. per Kopf an Zehnthalerbanktnoten paſſend jein. Dies ergibt für 
das jeßige Preußen circa 24 Mill. TIhlr. Staatspapiergeld und 16 
Mill. Thlr. Zehnthalernoten, oder da erjteres glücklicher Weile nur 18, 
Mill. Thlr. beträgt, würden ca. 22 Mill. Ihlr. jolcher kleinſten Noten 
(jtatt der vorhandenen 10.° Mill. Thlr.) zu geitatten ſein.““) Geht man 
in Süddeutjchland, jpeciell in Baden, von dem Betrag von 2 fl. Staats- 
papiergeld — joviel nur aus finanziellen Rückſichten — aus, jo würde 
Baden höchſtens 3 Mill. fl. (genau nad diefem Sa nur 2.°° Mill. fl.) 
Staatöpapiergeld in 1- und defl.-Scheinen bejiten dürfen und demgemäß 
der Zehnguldennotenbetrag auf höchſtens 2, Lieber noch auf nur 1'/, Mill. fl. 
zu bejchränfen jein, da dieje drei Heinjten Guldenjcheine ohnehin an reellem 
Werth jehr gegen die drei kleinſten Ihalerjcheine zurücitehen. 

Zur Ergänzung diefer Beitimmungen ijt dann nur noch nothwendig, 
den Geldbetrag der nächſt niedrigiten Banknote gejeglich zu normiren, 
um nicht durch die Wahl eines zu niedrigen Betrags der Bank indirect 
doch die Ausgabe zu großer Mengen kleinerer Stüde, melde vermieden 
werden joll, zu ermöglichen, — mobei freilich ſchon in der Beſchränkung der 
Wahl auf runde Beträge eine gewijje Sicherung liegt. Zweckmäßig erſcheint 
der Betrag von 25 Thlr., 20 fl. oder 100 Fr. für die nächſte Notengröße, 
mwobei aber der Gejammtbetrag diejer Noten nicht gejeglid zu firiren 
wäre, wie leßteres bei den Privatbanfen in ‘Preußen gejdieht. '?) 


Il. Beftimmungen über die Stellung des Staats zur Gontrole der 
Zettelbanken. 


Dieſe Controle kann, von der anders aufzufaſſenden der Actionäre 
abgeſehen, ausgeübt werden 

1) durch das Publikum, die öffentliche Meinung, die öffentliche 
Preſſe, die Kunden der Banken, | 

2) durd den Staat und zwar kann ſie hier jein 

a. eine formelle, indem der Staat eine Neihe wichtiger, die Ban 
fen betreffenden Thatſachen conjtatirt oder beglaubigt, oder 

b. eine materielle, indem er jahlich inhibirend oder allgemein 
leitend in den Banfbetrieb eingreift. 


98) Aehnlich für den Norddeutſchen Bund etwa 30 Mill, Staatspapiergeld, wo: 
von 10 Mill, 1 Thlr.:, 20 Mill. 5 Thlr.-Scheine, und 20 Mill, Thlr. Zehnthalerbank— 


en, 

199) 20 oder 25 Thlr. oder fl. ijt regelmäßig ber zweitniebrigfte Notenappoints 
in Deutſchlands. Die Darmſt. Bank darf zwiſchen 10 fl. und 10 Thlr. (17 fl. 30 Er.) 
nur auf befondere Erlaubniß eine Notenfategorie einjchieben. 
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Zu 1: Zur Ausübung der Controle dur da Publikum bedarf es 
der Deffentlichfeit in Bankſachen oder der Anerkennung des jog. Prin: 
cip3 der PBublicität. 

Beitimmungen über leßteres fehlen in den neueren Bankgeſetzen und 
Statuten Deutjchlands und anderer Länder jelten ganz. Selbit, wo dies 
aber der Kal ijt, Kommen die Banken, 3. B. mit der regelmäßigen Ber: 
öffentlihung ihrer Bilanzen, dem Wunjche des Publifums in ihrem eigenen 
Intereſſe jetzt meiſtens nad). Jedoch genügt eine ſolche freimillige Publica= 
tion in der der Bank gerade pajjend jcheinenden Weije nicht. Vielmehr liegt 
hier auch bei voller Bankfreiheit und ebenjo bei der üblichen auf dem Grundjat 
des Notenregal3 und des Eoncejfiongzwangs beruhenden Bankfpolitif ein Ge- 
biet einer ganz berechtigten Staat3einmiihung vor. Das Princip der Rubli- 
eität bildet einen Eckſtein de3 modernen Bankweſens. ?°% Die Deffentlichkeit 
in Bankſachen joll eine richtige Beurtheilung der Creditwürdigkeit der Bank 
und daher auch ihrer Noten ermöglichen helfen und ift dafür eines der 
wichtigiten, im Grunde wohl, namentlid auf dem Standpunkte der Bank: 
freiheit, da3 wichtigſte Mittel. Dem Staate liegen bier bedeutjame 
Aufgaben ob und zwar im MWejentlihen die gleichen in der materiellen wie 
in der formellen Banfgejeßgebung. Der Staat joll nämlich, wie auch immer 
der Character jeiner Bankpolitif bejchaffen jei, jenes Princip durchaus 
fanctioniren. Bei der Bankfreiheit ift dafjelbe die Borbedingung 
einer den Banken ſtets nothmwendigen, bier von der Öffent- 
lihen Meinung zu übenden Gontrole; bei jeder anderen 
Banfpolitif bildet e8 ein unentbehrlihdes Complement der jon- 
tigen, aljo namentlich aud) der vom Staate jelbjt außzuübenden 
Eontrole. Die neueren Bankfgejege und Bankitatuten berüclichtigen nun 
auch wohl diefen Gejichtspunft, aber es werden darin noch nicht alle erfor- 
derlihen Conjequenzen jtreng genug gezogen. Nothwendig ijt nämlich nicht 
nur die ausdrüdlide Anerfennung des Princips der Publicität 
durch den Staat, fondern zugleich die nähere Angabe im Geſetz oder 
Statut, was unter diejem Brincip zu verftehen, weldes jein 
Inhalt jei. Hierher gehört daher 

a. die genaue Beſtimmung de8 Umfangs oder Maaßes ber 
Publicität, aljo die Angabe, was und in welcher Form etwas zu ver: 
Öffentlichen ift; 

b. die genaue Vorſchrift, wie oft und wie und wo bie Veröffent- 
lihungen erfolgen jollen; 

c. die genaue Feſtſetzung ber Verantwortlichfeit des Perjo- 
nal3 der Bankverwaltung für die richtige Ausführung des Princips 
der Publicität und die Strafandrohung im Falle unterbliebener 
oder falſcher Mittheilungen. 

Die Regelung diefer PBuncte durch die Gejeßgebung it bei allen Sy: 
jtemen der Bankpolitif faſt gleich wichtig und in ähnlicher Weiſe vorzuneh- 
men. Sie läßt aber allenthalben noch jehr viel zu wünjchen übrig. In der 
bei ung üblichen Bankpolitik wird das Princip wohl neuerdings meiftens 
anerkannt, aber die genügende Negelung diefer Puncte (a bis c), der ei- 
gentlichen practiſchen Conjequenzen, durch welche die formelle Anerkennung 





200) Meine Beitr. S. 23 ff., Art, Zettelbanfen, Staatsw. XI, 337. 
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eines jolchen Princips erft ihre wahre Bedeutung erhält, fehlt. Augenjchein- 
(ih, weil die Tragmeite diejes wichtigen Princips doch nicht gebührend er: 
faßt wird und unjere Banfgejetgebung nad) wie vor auf die materielle 
GEontrole des Staats das Hauptgewicht legt. Nur in England und Nord: 
america, den Heimathländern der Deffentlichkeit, iſt die Einjicht in die Wich— 
tigfeit der lestern auch auf dem Gebiete de8 Bankweſens jchon weiter 
gediehen. Selbjt wo die materielle Staatscontrole ganz jo bejtehen bleibt, 
jollte man in derjenigen des Publikums, wie gejagt, die unentbehrliche Er: 
gänzung jener, namentlich aber in ihr jelbit wieder eine noth— 
wendige Controle der StaatScontrole erbliden. Dekhalb wird man 
durhaus in jedem Bantgejeg und Bankſtatut jolche Vorſchriften zur prac— 
4 ben Verwirklichung des Prinecips der Publicität verlangen müſſen 
ſ. u. N. 1). 

Zu 24: Mit dieſen Anordnungen verbindet ſich aber, und zwar auch 
bei voller Bankfreiheit, paſſend die Errichtung einer formellen 
Staatscontrole. Der Staat erhält im Bankgeſetz das Recht und die 
Pflicht, die Richtigkeit der Veröffentlichung der Bank über ihre Geſchäfts— 
verhältniſſe, die Uebereinſtimmung mit den Bankbüchern, die Statutenge— 
mäßheit der Geſchäfte durch ſeine Organe prüfen und, ohne deßhalb 
ſachlich einzugreifen, namentlich auch, ohne Ueberſchreitungen 
der Statuten ſeinerſeits zu hindern, über das Ergebniß ſeiner 
Prüfung öffentlich Bericht erſtatten zu laſſen. Dieſe Controle wird 
entweder von Fall zu Fall, wenn es paſſend erſcheint, durch zu dieſem 
Zweck im Geſetz genannte oder vom Miniſterium zu beſtimmende Behör— 
den, wie in England nach der Peel'ſchen Acte vom Stempelamt mit Ge— 
nehmigung des Schatamt3, ?°*) oder auch fortlaufend durch ein eige— 
nes jtändiges Banfcontrolamt, wie in Nordamerica ?°*) und früher 
ihon in Newyork und Mafjadhufetts, ?°°) ausgeübt. 

Dieje formelle Eontrole und namentlich die Stellung, der Wirkungs— 
frei und die Befugnifje eines ſolchen Controlamts werden im Einzelnen 
auch bei einer jonjt gleichen, d. 5. auf denjelben Hauptgrundjägen beruhen 
den Bankpolitif, von einander nad) den concreten Berhältnijien der Banken 
und Länder abweichen müfjen. Bei voller Bankfreiheit, welche thatſächlich 
etwa auch — was nicht immer nothwendig ift — zu einer großen De: 
centralijation der Notenaußgabe und einer großen Anzahl von Zettel- und 
anderen Banken geführt hat, oder auch bei Juftänden, wie bisher in Deutjch- 
land, wo das nad der Particulargejeßgebung entitandene und nun doch 
nicht einfach zu vernichtende Zettetbankweſen, in gewijjem Umfange einheit- 
lider organijirt werden joll, ericheint eine joldhe formelle Controle durd) 
ein ftändiges Bankcontrolamt jehr am Plate Dem Publicum wird die 
Bornahme eigener Gontrole dadurh nicht abgenommen, aber erleichtert, 
was bejonder3 wieder bei der Anbahnung einer freieren Gejtaltung des 
Bankweſens erwünſcht ift, wo man die bisherige materielle Controle 
mwenigjtens einzujchränfen juchen muß. In Deutſchland fehlen bisher jelbjt 


209) Peel'ſche Acte, 7 u. 8. Victor. c. 32 v. 19. Juli 1844, $ 18—21, u. 9. 
bei Schwebemeier, Actiengef. wei. ꝛc. Englands, Berl, 1857, ©. 96; meine Beitr. 
3 


* = Hod, Fin. Am, ©. 462, 731 fi. 
203) Hübner, Banken S. 305 ff., 312, 
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noch Anfänge jolder Einrichtungen beinahe gänzlich. Den großbritanniichen, 
durch die Peel’jche Acte angebahnten, mangelt die organiiche Ausbildung. 
Die nordamericaniihe, in das Nationalbankiyitem eingefügte Controlein= 
rihtung, das Amt des Controllord der Umlaufsmittel (Comptroller of 
the Curvency) greift dagegen vielfach jchon über die formelle Gontrole 
hinaus und in das Gebiet einer, in manchen Puncten recht weit und zu 
weit gehenden materiellen Gontrole hinüber (j. u. Nr. 2). 

Zu 2b: In denjenigen Fällen, wo der Staat eingehende Vorſchriften 
über die Organijation, den Gejchäftsfreis und die Gejihäftsführung der 
Banken in Banfgejegen oder Statuten erlafien hat, verlangt die Gonjequenz, 
daß der Staat ſich auch nicht mit einer jolchen formellen Controle begnüge, 
jondern eine mehr oder weniger umfajiende ſachliche oder materielle 
Gontrole über die Banken ausübe Die Aufgabe Fann » bier namentlich in 
zweifacher Weiſe unterjchieden werden: 

a) Entweder bejtellt der Staat jeinerjeit3 neben oder in der Banf- 
verwaltung Controlorgane, melde die Statutengemäßbheit der 
Bankgeſchäfte zu Überwachen haben und gegen Gejchäfte, welche jie für 
ftatutenwidrig halten, ein Suspenjivveto mit Apellation an eine höhere In— 
tanz oder ein definitives Veto für fich befiten; oder 

8) der Staat gibt feinen Controlorganen noch die weitere, im Ein: 
zelnen dann wieder manchfach verjchieden bejtimmte Befugniß, an der 
Leitung derinnerhalb der jtatutartjhen Bejtimmungen vorgenommenen 
Geſchäfte berathend, beſchließend, wiederum mit Suspenfivveto unter 
Verweiſung der ftrittigen Puncte an eine höhere Inſtanz der Bankverwal— 
tung oder der Staatsverwaltung oder jelbjt mit Definitivveto inhibirend 
Theil zu nehmen. Dadurd) werden die Gontrolorgane des Staats eigent= 
ld Erecutivorgane dejjelben in der Banfverwaltung, die 
Staatscontrole zu einer wenigſtens die Bankleitung begleitenden Staats» 
leitung der Bankgejchäfte. Eine immer weiter gehende Einmiſchung 
des Staats in die Bankgefchäfte und daher eine entjprechende immer di— 
rectere und immer größere Verantwortlichkeit de8 Staat für 
diejelben, für ihren finanziellen Erfolg und für die Creditwürdigfeit der 
Bank als ſolcher und ihrer Obligationen, wie die Banknoten, ! die natürs 
liche Folge ſolcher materiellen Controle Aber letztere ſelbſt iſt doch wohl 
keine unrichtige Conſequenz dieſer geſammten Bankpolitik, namentlich bei 
der Banknotenausgabe. Auch die Deutſchen Geſetze und Statuten haben 
dieſe Conſequenz mehrfach gezogen. Ein Zug, welcher ſpeciell der deutſchen 
Wirthſchaftsgeſetzgebung und mehr oder weniger überhaupt derjenigen des 
europäiſchen Continents in vorzüglichem Grade eigen iſt, tritt auf dem 
Gebiete des meiſt ſo argwöhniſch betrachteten Bankweſens nur noch ſtärker 
hervor. Wenn man dann aber beobachtet, welche gar nicht zu beſeitigenden 
techniſchen Schwierigkeiten die Einrichtung und Ausübung einer ſolchen 
materiellen Controle durch Staatsorgane hat; welche höchſt unliebſamen 
Conſequenzen die Verantwortlichkeit des Staats für den Ausfall der Bank— 
geſchäfte und für die Sicherheit und ſtete Realiſirbarkeit der auf die Banken 
in Form von Noten, Depoſitenſcheinen oder länger terminlichen Obligatio— 
nen laufenden Forderungen mit fich bringt, fo wird man nur wieder um 
jo mehr an dem Werth der Vorausſetzung diejes ganzen Control: 
weſens, nämlih an der weitgehenden Cinmijchung des Staats in die 
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driotzue und Geſchäftsführung der Banken, berechtigte Zweifel hegen 
J. u. 370). 

Die Staatsthätigkfeit auf dem Gebiete der Gontrole des Zettelbanf- 
weiens nimmt aljo drei Stadien ein, welche jelbjt wieder drei ver— 
ihiedene Arten der Eontrole darftellen. Der Staat erfennt das 
Princip der Publicität an und jihert deſſen Durdführung und 
ermöglicht hierdurch die Controle des Publikums, in melder der 
Schwerpunct ruht. Diejes Stadium entſpricht der vollen Bankfreiheit in 
einem Lande mit großartig entwiceltem öffentlichen Leben. Die bezügliche 
Staatsthätigkeit darf aber auch bei anderen Syitemen der Bankpolitit nicht 
fehlen. Der Staat übt ferner eine formelle Controle, namentlich durd) 
ein Banfcontrolamt, und endlid eine eigentlihe materielle, ſachlich 
eingreifende Controle aus. Die erjtere fügt ji) aud in das Syitem der 
Banffreiheit pajjend ein, wird aber namentlih da am Plaße fein, mo die 
Gontrole des Publicums noch nicht, wie in Deutjchland, zum Erſatz der 
materiellen Staatscontrole genügt, während das Mißliche der letteren deut: 
lich erkannt wird, 


1. Das Princip der Publicität. 


Diejenigen BVeröffentlihungen über die Banken, aus deren ein Urtheil 
über die Greditwürdigfeit jeder Bank und aljo auch der von ihr ausgege— 
benen Banknoten gebildet werden können joll, betreffen die Verfaſſung 
und die Verwaltung oder die Nejultate des Bankbetriebs. 


a, Die Rublicität der Banfverfaffung. 


Die Bankverfafjung beruht auf verjchiedenen Grundgeſetzen und Nor: 
men, welde in eigentlichen allgemeinen und jpeciellen, formel: 
len und materiellen Banfgejegen des Staats, in Conceſſions— 
urfunden, Banfjtatuten und Gejhäftsreglements enthalten zu 
fein pflegen. Der rechtliche Character dieſer Gejeße u. |. mw. iſt verjchieden 
nad) den banfpolitijchen Syjtemen, aber aud) bei ein und demjelben jolchen 
Syſtem nicht immer der gleihe. Man kann in diejer Beziehung namentlich 
unterjcheiden, ob die Bankverfafjung oder welche Theile derjelben auf einem 
eigentlihen Geſetz im ftaatsrechtlihen Sinne des Wortes, aljo in unferen 
Berfafjungsjtaaten auf einer unter Witwirkung aller Factoren der Gejet- 
gebung entjtandenen Norm, oder auf einem Erlaß bloß der Regierung 
für ſich oder auf der autonomen Anordnung der Bank jelbit — 
aljo au ohne Staatsbejtätigung — beruht. Bei voller Banffreiheit 
jollen nur gemwijje allgemeine Normen am Beſten durd) ein (formelles Bank-) 
Geſetz gegeben werden. Alles Weitere, aljo namentlid die Statuten, 
gibt die Bank ſich jelbit. Es bedarf bier nicht einmal einer Revijion 
der Statuten Seitens des Staats, um die Uebereinftimmung mit dem for: 
mellen Banfgejeß zu überwachen, wenn in leßterem nur gegentheilige, dieje 
gejeglichen Anordnungen aufhebende oder beſchränkende Puncte der Statuten 
ein für allemal für ungiltig erklärt worden. Hinfichtlich der materiellen Re: 
gelung des Bankweſens dur Gejeg oder Regierungsverordnung bejtehen 
auch in Deutjchland manche Verſchiedenheiten in dem einzelnen Staaten. In 
Baden iſt die Gewährung des Rechts der Notenausgabe an ein Geſetz, 
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diejenige deö Rechts der Gründung einer Banfactiengejellihaft an 
die Genehmigung der Staatsverwaltung gebunden. Da bier Com— 
petenzconflicte im Wejen der Sade liegen, 3. B. bei der Gewährung des 
Notenemifjiongrecht3 unvermeidlid in die Statuten der Banfgejellichaft ein— 
gegriffen werden muß, ”°*) jo wird man dieſe verjchiedene Behandlung 
zweier jo nahe verwandter Puncte faum billigen können. 

Wie aber nun auch die Bankverfajjung im Ganzen oder in ihren 
Theilen zu Stande gekommen jei: nothwendig ijt in allen Fällen gleichmä- 
Big, daß fie dem Publikum gehörig befannt werde. Und hierfür 
bat ebenfall® gleichmäßig der Staat wieder zu jorgen, indem er darauf 
bezügliche Beltimmungen in ein Bankgejeg aufnimmt. 

Wenn die Bankverfaſſung auf Gejet oder Negierungserlaß beruht, jo 
erfolgt nad) den geltenden Rechtsſätzen ihre Beröffentlihung in der Gejet- 
jammlung, den Regierungsblättern u. j. w. Allein für den vor- 
liegenden Zweck genügt dies nicht. Es muß vielmehr in diefem Falle und 
ebenjo im Fall der von der Bank ſich jelbit gegebenen Verfaſſung für die 
weitere Berbreitung der Veröffentlihungen der betreffenden Actenſtücke 
gejorgt werden. Diejer Aufgabe iſt man bisher nur erjt jehr mangelhaft 
nachgefommen. Die Bankgeſetze und Bankjtatuten, bejonder8 aud die 
deutichen, enthalten kaum irgend eine darauf bezüglihe Beſtimmung. 
Menn in ihnen Veröffentlihungen oder Bekanntmachungen über Bankver— 
hältnifje vorgejehen find, jo beziehen fich dieſe regelmäßig meift nur auf 
Zwede und Intereſſen dev Bankanftalt als ſolcher oder der Eigenthümer 
der Banf, d. h. der Actionäre, um geichäftliche Kundmadhungen u. j. w. 
Hier handelt es jich aber um ublicationen zum Zweck der Gontrole 
im Anterejje des Publikums, namentlih der Kunden der Ban, 
unter diejen bejonders ihrer Gläubiger und darunter wieder in erjter 
Linie der Banfnoteninhaber. Nur über einige Puncte aus der Ge: 
ihäftslage und den Gejhäftsrejultaten der Banken, aljo aus dem 
Gebiete der Bankverwaltung (j. u. 2) jind in den Banfgejegen und 
Statuten jolde, meiſt nur zu jpärliche Veröffentlihungen vorgejchrieben, 
mwenigfteng mit im Intereſſe des Publitums, vorwiegend aud) nur wieder 
aus Rückſicht auf die Actionäre. Immerhin wird darin die VBeröffentlihung 
als ein Mittel, dem Publitum eine Eontrole zu ermöglichen, doch ſchon 
ein wenig anerkannt. Aber der Bankverfafjung gegenüber iſt man noch nicht 
einmal zu diejer Einficht gelangt. E3 iſt characterijtijch für unjere materielle 
Bankgejeßgebung, melde nur von dem Gedanken einer Staatscontrole 
geleitet wird, daß ihr ein mejentliches Intereſſe des Publitums und der 
Kunden der Bank an der Bankverfafjung und an einer leichten und be= 
quemen Einfihtänahme in lettere ganz unbekannt zu fein jcheint. Die Bank— 
verfafjung wird wie eine interne Angelegenheit der Bank und der Actionäre 
betrachtet, von der im Uebrigen nur der Alles beauffichtigende Staat Notiz 
zu nehmen hat. Auch das ijt für die herrſchende Bankgeſetzgebung bezeich- 
nend, daß jie viel mehr die Beziehungen zwiſchen der Bank und den Actio— 


209) S. oben Anm. 1 u.3 S. 1u. 2. Die Commiſſion bes Abgeordnetenhaufes 
wollte in ihrer Berichterftattung über den Gefepentwurf in Betr. der Notenausgabe und 
in ihren fih daran Fnüpfenden Anträgen im 3. 1864 ausdrüdlih vermeiden, in das 
Gebiet der Verwaltung binüber zu greifen, doch ermies fich das bei dem naben Zuiam- 
menbang ber beiben Fragen unmöglich. 
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nären, al3 diejenigen zwiſchen der Banf und dem Publikum beachtet und 
in erjteren, nicht in legteren den Schwerpunct der an eine Bank ſich fnü- 
pfenden Intereſſen, die dann von den Betheiligten jelbjt zu wahren find, 
erkennt. Da jedoch eine Gontrole des Publikums auch in unjerem jtaatlich 
reglementirten Bankweſen neben der des Staats, wie oben hervorgehoben 
wurde, nicht fehlen darf, jo muß dem gerügten Mangel abgeholfen werben, 
ſoweit es möglid ijt. Denn Schwierigkeiten ergeben jich 3. B. jhon aus 
dem großem Umfang der betreffenden Urkunden. 

a) Einmal wird neben der Publication aller die Bankverfaſſung 
betreffenden Actenjtüde in den Gejeßblättern u. j. w. eine ſolche auch in ge= 
lejenen, in dem Wohngebiet der Hauptmajje der Bankkunden 
verbreiteten und in den großen Gejhäftsmittelpunften erjdei- 
nenden politijchen und Börjenzeitungen erfolgen müjjen. Die Wahl 
diefer Zeitungen darf nicht nach einer politischen, jondern nur nad) der Rück— 
fiht gejchehen, dem Publikum, welches wegen des Gejchäftsverfehrs mit der 
Bank und namentlid aucd wegen der Verbreitung der Banknoten unter ihm 
ein bejonderes Intereſſe an der Bank hat, die Kenntniß der Bankfverfajjung 
möglichjt zu erleichtern. Diefe Rüdjiht wird aud bei den Veröffentlichun— 
gen über Verwaltungsſachen der Bank nicht immer gehörig genommen. ?°°) 
Die deutihen Bankjtatuten bejtimmen die Wahl der betreffenden Zeitungen 
zu einjeitig nach dem (in Deutſchland zumal oft jo zufälligen und unmwichti= 
gen) Domicilorte der Banf oder nad den Intereſſen bloß der Actionäre 
und der Börje, indem fie Zeitungen des Plages oder einzelner Börjenjtädte, 
etwa neben der mit Recht mitgewählten amtlichen Zeitung des Staats, wie 
in Preußen des Staatsanzeigers, für die regelmäßigen VBeröffentlihungen be= 
zeichnen. Dies genügt nidt. In Deutjchland bedingt gerade die mejentliche 
Verſchiedenheit, welche zwiſchen der unter dem Einfluß der zufälligen Staats: 
bildungen jtehenden geographijchen Vertheilung der Banken und der uns 
ter dem Einfluß der natürlichen Wirthſchaftsverhältniſſe jtehenden geographi— 
jhen Bertheilung der Banknoten obmaltet, auch eine Mitwahl folder 
Zeitungen, welche im Gebiete des Notenumlaufs verbreitet jind. Mit Necht 
bat daher die früher erwähnte k. jächjische Verordnung vom 18. Mai 1857 
Publicationen der fremden Banken in den am Orte der Auswechs— 
lungscajjen erjheinenden Blättern verlangt. In der Lage der 
Frankfurter Bank find 3. B. Veröffentlihungen in jüddeutjhen Zeitungen 
durchaus nothmwendig, umgekehrt bei ſüddeutſchen Banken, z. B. einer babi- 
ihen aud nad der Sadlage in Frankfurter Blättern und zwar aud in 
politijchen Zeitungen. ?°®) 


205) Für die Beröffentlihungen über die Lage der Bank u. ſ. w. (ſ. u. N. b) 
beftimmt die Peel'ſche Acte theils die amtlidhe London: Gazette, theils eine Zeitung bes 
Domicilortes der Bank (Peel'ſche Acte v. 1844 $ 6, 18, 21). Das nordameric. Natio- 
nalbankgeſetz fchreibt die Veröffentlichung der allgemeinen Zufammenjtellung ber Banf: 
ausweife durch ben Gontroller in einer Zeitung Wajhingtons und einer Newyorks, bie 
Veröffentlichung des Ausweiſes jeder einzelnen Bank in einer Zeitung ihres Standorts 
oder, wenn bajelbit feine ericheint, im einer der Hauptftadt ihres Staats vor (Hod, 
©. 739 


306) Der $ 80 der Stat. ber Frankf. Bank fpricht z.B. nur von „Eröffnungen, 
welche der Berwaltungsratb ber Bant an die Gejammtheit der Actionäre erläßt“. Dieje 
jollen, um als genügend verfünbdet zu gelten, in zwei größeren Frankf. Zeitungen und 
im Intelligenzblatt erfcheinen. Auswärtige Zeitungen fünnen vom Berwaltungsrath 
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Eine bloß einmalige, etwa zur Zeit des erſten Erlaſſes erfolgende 
Bekanntmachung der Bankverfaſſung genügt aber nicht Wiederholungen 
find nothwendig, mindeſtens jährliche. Hier bietet der Umfang der bezüg— 
lihen Mctenftüde, auch nad dem Kojtenpuncte der Annoncirung, einige 
Schwierigkeit. Eine Abhilfe läge etwa darin, daß der Staat diejenigen 
Puncte der Bankverfaffung bezeichnet, melde regelmäßig periodijch wieder 
zu veröffentlichen find. Die Auswahl diejer Puncte hat jih nad den 
Anterejjen des Bublifumg und der Banffunden, nicht nad) den= 
jenigen der Actionäre, in welder Hinficht die Bank mehr freie Haud 
behalten kann, zu richten. Es find daher namentlich die Beitimmungen über 
die Annahme, die Einlösbarkeit der Banknoten, die jtatutenmäßige Dedung 
der letteren und den ganzen ftatutenmäßigen Geſchäftskreis der Banf nebit 
der Höhe des Stammfapitald und der Bildung des Nejervefonds periodijch 
fundzumachen. 

Bejondere Fürjorge ift für die gehörige Befanntmadhung von 
Abänderungen der urjprünglidhen Bankgefeße und Statuten erfor: 
derlich. Dieje Abänderungen, welche in der Negel auch erit von einer allge: 
mein gejeßlich zu beitimmenden Frijt an in Kraft treten jollten, müfien au s— 
führlich ihrem Wortlaute nad und mit vergleihender Danebenjtellung 
der bisher geltenden Beitimmungen in den oben bezeichneten Blättern ver: 
Öffentlicht werden. Bei wiederholter Bekanntmachung der ganzen Bank— 
verfafjung oder der vorhin genannten Buncte müfjen alle Abänderungen 
der urjprüglichen Statuten u. j. w., wenn nicht dem Wortlaut nad, jo 
doch mit Bezeichnung der Paragraphen jpeciell namhaft gemacht werden. 
Auch in Deutſchland gibt es manche Beijpiele von Statutenabänderungen, 
welche für den Character einer Bank jehr bezeichnend find. *°”) 

In Ländern mit jtarker decentralifirter Notenausgabe wie in Nord— 
amerifa und Deutjchland erjcheint es zweckmäßig, eine eigene amtlide 


außerdem benußt werden. — Im $ 34 ber Statuten ber Bad. Banf war für Befannt: 
mahungen das Wannb. Journal, die Karlar. Ztg. u. d. Frankf. Actionär bezeichnet, 
andere Blätter find der Beitimmung des Auffichtsratbs überlaffen. — Befonders noth— 
wendig ift eine richtige Auswahl der Blätter für die Einrufungen und Aufercursfeguns 
gen ber Banknoten und Staatspapiergelder. Auch bier bieten bie zerfplitterten politischen 
Verhältniſſe Deutichlands Scmwierigfeiten. — Bol. übrigens das unten unter Nr. 2 
(von der formellen Staatscontrole u. dem Banfcontrolamt) über diefe Veröffentlihun- 
en Gejagte. 
s 207) Zu den auffallenditen Beifpielen gehören u. A. wohl folgende: Die Mei- 
ninger Grebitbanf durfte nad den am 26. März 1856 publicirten Statuten $ 14 
N. 9, Bankicheine nur mit voller Baardedung ausgeben; bas waren alfo eigentliche 
Depofitenicheine, Feine Banknoten, an deren Emiſſion bie Banf Fein Intereſſe haben 
fonnte. Aber entweber war ber Paſſus aus Verſehen in die Statuten gefommen, dann 
beweift es, mit welcher Oberflächlichfeit diefe abgefaßt und von ber berzogl, meining. 
Negierung beftätigt worben waren; ober, was wir lieber annehmen, man hatte diefer 
Bank, einem reinen Greditmobilier, das Recht der Notenemiifion mit Fug verweigern 
wollen; im $ 15 ber Stat. war aud bie Errichtung einer eigenen Zettelbanf durch die 
Greditbanf in Ausficht genommen, bie Noten der erjteren batten !/, Baar: und 2/, 
Wechſel- und Effectendbedung baben jollen. Schon am 17. Apr. 1857 genehmigte aber 
das ſachſ. meining. Etaat&minifterium dieje Dedung für bie Noten der Greditbanf 
felbft und dabei tft es geblieben! Aehnlich bat die Geraer Bank, deren Statuten von 
a. db. 67ſten von Reuß j. 2. am 17. Juli 1854 beftätigt worden, den $ 18 At. 
‚ wo für bie Noten 2/, Baardedung vorgejchrieben war, jhon am 17. Nov. 1856 in 
1/, Baar: und 2/, Wechſeldeckung umgeänbert. 
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Zeitung für alle Veröffentlichungen der ſämmtlichen Banken zu gründen. 
Eine ſolche Zeitung wäre gleichzeitig der paſſende Vereinigungspunct für 
die ſehr wichtige vergleichende Bankſtatiſtik. Sie wird beſonders zweckmäßig 
auch mit einem Bankcontrolamt (ſ. u. 2) verbunden werden. 

BP) Sodann gibt es ein zweites Mittel, die Kenntniß der wid 
tigiten Puncte der Bankverfafjung möglichſt im Publikum zu verbreiten. Es 
müßten nämlich dieſe Buncte, concis zujammengefaßt, auf den ver: 
Ihiedenen Werthpapieren der Bank, namentlih den Actien, 
Obligationen, Depoſitenſcheinen u. j. w. abgedrucdt werden. 
Dies geſchieht ſchon jet bei verſchiedenen Actiengejellichaften, 3. B. auf den 
Trioritätsobligationen der Eijenbahnen vielfah und ganz pafjend mit den 
Hauptbedingungen de3 Anlehens u. j. w. In England wird der Firma 
einer mit begrenzter Haftbarkeit der Actionäre errichteten Geſellſchaft jtet3 
das befannte L. 2. (Limited Liability) bei jeder Namenszeichnung, auf allen 
Geſchäftspapieren, ſelbſt auf Gejchäftsutenfilien, Geräthen u. j. w. beige- 
fügt und dadurd Jedermann auf diejes wichtige Rechtsprincip aufmerkſam 
gemadht. 

Einige der allerwidtigiten Statutenbeftimmungen, wie diejenigen über 
die Währung und Münze, in welcher die Einlöjung erfolgt, die Orte 
und Einlöſungsſtellen der Banknote und die Deckung der legteren 
fönnen nun auch wohl auf den Banknoten jelbjt zum Abdruck ge— 
braht werden. Die Währung, der Domicilort der Note, mitunter auch, 
wie bei mandem deutſchen Staatspapiergeld und einigen Banknoten die 
allenfalljige Annahme in Zahlung bei den Staatscafien wird jchon jett oft 
bejonders auf der Note namhaft gemacht. Der Abdrucd der anderen Sta— 
tutenpuncte auf der Note, jomweit e8 der Raum und die Rückſicht auf die 
jorgfältige technijche Austattung und auf die Erjchwerung der Nachah: 
mung gejtattet, jcheint mir wichtiger als der übliche Abdruck einer oft vecht 
ausführliden Warnung und Strafandrohung vor Fälihungen mit den Ci— 
taten der Paragraphen des Strafgejeßbuches, da die bezüglide Straffällig- 
feit ohnehin Jedermann, zumal dem Fälſcher, bekannt ift. 

y) Endlid könnte den Banken etwa noch die Pflicht auferlegt wer: 
den, jedem ihrer Actionäre und Gläubiger, aljo auch dem Banfnoteninha= 
ber auf Verlangen ein Exemplar jämmtlider auf die Bankverfajjung be: 
zügliden Actenſtücke unentgeltlich zu liefern. 


b. Die Bublicität ber Banfverwaltung ober ber Refultate des Bank: 
betriebs und bie Erforbernijje ber Banffatiftif 


Meijtens denkt man bei dem Princip der Publicität nur an die Ver: 
öffentlihung gemwifjer Nejultate des Bankbetriebs. Nachdem die frühere 
ängftliche Geheimhaltung ſolcher Angelegenheiten, welche u. A. bis vor gar 
nicht jo langer Zeit bei der Engliiden Bank Grundja war, ?°*) auf dies 
jem wie auf anderen verwandten Gebieten, 3. B. des Finanzweſens fait 





208) Weber die Entwidlung der Oecffentlichfeit bei diefer im Ganzen doch erften 
Banf der Welt j. meine Beitr. ©. 23, 26 ff. Mit am Längften bat die Hamburger 
Girobanf aus allen möglifchen falihen und Fleinlihen Gründen der Publication ihrer 
Baarvorräthe widerftanden; erſt feit Anf. 1865 erfolgt die Veröffentlichung, ſ. m. Auff. 
„d. Ausweije der Hamb. Girobanf“, Brem. Hand. BI. 1865 N. 699 v. 4. März. 
Wagner, @utacten. 6 
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allgemein aufgegeben worden ift, hat man im neuerer Zeit meijtens in den 
Bankgejegen und Statuten VBeröffentlihungen über ihre Geſchäftsverhält— 
nifje den Banken vorgejchrieben. Aber ſowohl dieje Borjchriften wie die 
von den Banfen mitunter freiwillig vorgenommenen Veröffentlichungen lei: 
den noch fait jtetS an den oben (S. 74) berhorgehobenen Mängeln. Soll 
der Zweck erreicht werden, dak aus den mitgetheilten Gejhäftsrejultaten 
auf die wahre Yage der Bank und injofern auf die Creditwiürdigkeit der 
Banknote geſchloſſen werden darf, jo müjjen die Beröffentlihungen danad) 
eingerichtet, bejonders hinlänglich und richtig jpecialijirt wer: 
den und die Leitung der Bank muß für die Wahrheit jtreng verant: 
wortlich jein. Dies gilt für die beiderlei hierher gehörigen Publicationen, 

a) die regelmäßigen periodijhen Ausmeije über den Stand 
der Banfgejhäfte, wie er fi in der Bilanz oder dem Status, 
der Ueberjicht über die Activa und Paſſiva in einem bejtimmten 
Zeitpuncte ergibt, und 

8) die Rechnungsabſchlüſſe und Berichte über den Geſchäfts— 
gang in der abgelaufenen Rechnungsperiode, aljo in der Regel im 
abgelaufenen Gejhäftsjahr. 

An beide Veröffentlihungen knüpft jih das Intereſſe des Publikums 
und der Kunden der Bank, das der Actionäre und das allgemeine der Ge: 
ihäftswelt. Maßgebend für die Einrihtung der Beröffentlihungen muß 
vornehmlich das nterefje der Kunden, bejonders der Gläubiger der Bant 
fein. Bisher wird e8 aber, vollends bei den Jahresberichten und Rechnungs— 
abjchlüfjen, ebenfalls wieder viel weniger als dasjenige der Actionäre be— 
achtet. Wenn aud in vielen Puncten, jo dod) feineswegs in allen, iſt das 
für die Actionäre Miffenswerthe und Wichtige auch für das Publifum in 
gleihem Grade bedeutjam. Auch das allgemeine Intereſſe der Gejchäftswelt 
überhaupt an guten Beröffentlihungen über den Bankbetrieb verdient volle 
Beachtung, und zwar um jo mehr, da die Gejhäftswelt in den Bewegun— 
gen des Bankgeichäfts und jeiner einzelnen Zweige gewijjermaßen einen 
Barometer zur Bemefjung der Lage und vorausfichtlichen Gejtaltung des 
Geldmarkts erblicken darf. ?°) Die Geſchäftswelt wird danad ihre eigenen 
Operationen mit einzurichten verjtehen, was indirect der Bank zu gute 
fommt, und auch jelbit eine erwünjchte Gontrole über die Bankverwaltung 
mit ausüben. 

Die gehörige Verbreitung der Publication ift auch hier wieder 
für den Status und den Jahresbericht weſentlich. Dafür muß in derjelben 


209) Es fei an bie Beiprechungen der Banfausweiie in den Börfennacrichten 
der politiichen Zeitungen und in den Fachblättern erinnert. Dev Economiſt beginnt 
jeit lange in der Negel faft jede jeiner Nummern mit einem Artifel „über den Geldmarkt“, 
worin an bie Wochenausweiſe ber Yanf von England, auch wohl der von Franfreicd 
angefmüpft wird. Zu äbnlichen Grörterungen geben auch auf dem Gontinent die Aus: 
weije der Franzöſ., Preuf., Defterr. Banf, ferner die Juiammenftellungen über alle 
beutidhe Banfen u. U. der Nation. Ztg., dem Actionär Anlaf. Befonders aber 
in Nordamerika fpielt die Kritit dev Banfausweife in ber öffentl. Preſſe cine Rolle. 
Welche Bedeutung dieje Beröffentlihungen der Banken auch für die Theorie des Geld-, 
Gredit:, Bankweſens, der Krijen u. ſ. w. gewonnen baben, ijt aus der neueren ad): 
literatur befannt. Ich erinnere bei. an die jtatift. Arbeiten von Gilbart, Toofe, 
Newmard, von Juglar, Schäffle u. U. m.; f. auch meine Beitr. u. ben Art. 
Krijen im Handwörterb. d. Volksw.lchre. 
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Weiſe wie bei der Bankverfaſſung geſorgt werden. Die Praxis der Banken 
wie die ſpärlichen Vorſchriften der Bankgeſetze und Statuten laſſen in die— 
ſer Beziehung gleichfalls noch viel zu wünſchen übrig. Ein gemeinſames 
amtliches Organ wäre gerade für dieſe Veröffentlichungen der Banken be— 
ſonders erwünſcht. *'%) Die Veröffentlichung der Jahresberichte und Rech— 
nungsabjchlüfje ijt jchon nothwendig, weil es ſich meijtens um Actien- und 
ähnliche Gejellichaften handelt. Es jollte aber nicht nur die bejondere Aus— 
gabe von Verwaltungsberichten, melde daneben nicht fehlen darf, jondern 
auch deren VBeröffentlihung in Öffentliden Blättern, jomohl im 
Intereſſe der abmwejenden Actionäre als des Publikums gefordert werden, 
— mindejtens in guten Auszügen. Das Intereſſe guter Banken bringt 
das ohnehin mit ji. Auch viele deutiche Banken kommen diejer Forderung 
nicht genügend nad. *'*) Das Recht auf unentgeltlihen Bezug der Son- 
derausgabe des Vermwaltungsberiht3 könnte dem Gläubiger einer Banf 
wie dem Actionär verliehen werden. 

Die Beriodiciät der Veröffentlihung der Jahresberichte und 
Rechnungsabſchlüſſe ergibt fih aus der Sache von jelbjt. ?'?) Die- 
jenige der Bilanzen verlangt eine Regelung.?29) Auch) bier beobachtet 
man allgemein die Erjceinung, daß die Publication, mit einem gemijjen 
MWiderjtreben des Staats und der Bank anfangs zugegeben, zuerjt aud) nur 
jelten, etwa nur jährlich, vierteljährlich erfolgt, dann aber immer häufiger 
wird. 21”) Die deutihen Banfitatuten, namentlich die älteren, enthalten die 
Vorſchrift einer Bilanzveröffentlihung außer etwa am Jahresſchluß vielfach) 
noch gar nicht. Erjt im Lauf der legten 10—15 Jahre haben fich die deut- 
ihen Zettelbanfen unter dem Druck des öffentlichen Verlangens der Forde— 
rung von Bilanzpublicationen in der Zwijchenzeit von einem zum anderen 
Rehnungsabihluß anbequemt, einige jedoch, wie die Bairiſche Bank, noch 
jetst nicht, andere, wie die Leipziger und Braunjchweiger, erſt ſeit Furzer 
Zeit. Meiftens wird jet am erjten oder letzten Monatstag eine Bilanz 
publicirt, eine Bejtimmung, welche in mande Bankjtatuten übergegangen 
ift.**°) Auch die englijchen, ſchottiſchen und irischen Banken jind zu wöchent— 


210) 5. oben Anm. 205 über die VBeröffentlihungen in England und Norbame: 
rica. Namentlich muß für diefe Publicationen die Benügung großer weltftädtifcher Blät— 
ter verlangt werben. 

2131) Am Frankf. Actionär, ber Berl. National Ztg., ber Berl. Bör— 
ſen Zig erſcheinen indeſſen die Jahresberichte einer Anzahl Banken. 

212) Die meiſten Banken, auch ſoviel ich ſehe, wohl alle deutſchen Zettelbanken, 
haben das Kalenderjahr zum Geſchäfisjahr. Einige Banfen, wie z. Th. die engliſchen, 
fließen alle halbe Jahre (dann meiſt I. Jan. bis 30. Juni und 1. Juli bis 31. Dec.) 

oder machen einen Anterimsabicluß für d. Semeſter, einen Hauptabſchluß für das 
Jabr. Semeftralen Abſchluß, Ende Juni und Ende Dec, bat 3. B. bie Baier. 
Banf ($ 39 d. Stat.) 

213) S. meine Kritifen der Deutichen Banfberichte u. Ausweife im Brem. Hand. 
8, 1864 u. 1865, f. oben Anm. 67 ©. 28. 

214) S. oben Anm. 208. 

215) Preuß. Bankordnung $ 99 fchreibt die Verdffentlihung einer monatli- 
hen Ueberficht gewifier Poften der Bilanz vor, wödhentl. Bekanntmachungen anzu⸗ 
erben, blieb vorbehalten; fie erfolgen jetzt. Die preuß. Privatbanken find alle in 
den Statuten zu monatl. Bil.-Public. verpflichtet. Die Leipz. Banf hatte nad den 
uriprüngl. Stat. von 1839 $ 94 nur eine halbjähr. Ueberficht über bie ftattgefunde: 
nen Geſchäfte zu veröffentlichen, monatlid eine jolbe nur dem Bankausſchuß mit: 
zutbeilen. Monatl. Status in den Statuten der Frankfurter Banf ($ 42) u. N. 

6” 


— > 


lihen und vierwöchentlichen Veröffentlihungen über den täglichen Durch— 
jchnitt des Notenumlaufs und die beiden legten aud über den des Metall- 
vorraths nach der Peel’ichen Acte verpflichtet. *'%) Das nordamerifanijche 
Nationalbanfgeje verordnet die Ablieferung eines monatlichen Berichts über 
den Betrag der Hauptactiv- und Paſſivpoſten und eines eingehenderen vier: 
teljährigen, nad einem vorgejchriebenen Formular zu erjtattenden an den 
Controllor des Bankweſens. Diejer veröffentliht danach alle Vierteljahre 
ſelbſt den Stand der Banken. *'”) Die mindeſtens monatlich einma— 
lige Publication des Status iſt auch die Praxis vieler anderen Banken 
Europa's und der neuen Welt. Dies genügt wenigſtens bei kleineren Banken 
auch unbedingt. Bei großen Centralbanken, wie den europäiſchen, oder bei 
einem eine ſolche Bank repräſentirenden Vielbankjyitem eines wichtigen Cen— 
tralplage3, wie Newyork, find aber noch häufigere, etwa wöcdentlide 
Beröffentlihungen erwünjdht. Solche ſchrieb zuerjt die Peel’iche Acte von 
1844 für die Bank von England vor, *'°) fie wurden bei den Newyorker 
Stadtbanken, ?'”) nad) und nad) auch bei der Kranzöfiichen, Oeſterreichiſchen 
Nationalbank, ??%) der Rufjiihen Reichsbank und, jeit 1866 wenn ich nicht 
irre, auch bei der Preußifchen und der Frankfurter Bank üblich. Da dieje 
Banfen die tonangebenden ihrer Länder find, jo dient der wöchentliche Aus— 
weiß zu einer bejtändigen Beobachtung der „Zeichen der Zeit auf dem Geld- 
marfte”, was dem allgemeinen wie dem Banktgejchäft zu Gute fommt. Im 
Ganzen läßt hiernad) die Negelmäßigkeit und Häufigkeit der Status- 
publicationen in Deutjchland wie im Auslande wenig mehr zu wünſchen 
übrig. Bon den deutihen Banken fönnte allenfall3 auch die Sächſiſche, Leip— 
ziger, Bremer und Bairifche ebenfall3 zu mwöchentlihen VBeröffentlihungen 
angehalten werden. In großen Handelspläßen erfolgen oft binnen Kurzem 
rajhe Wandlungen in dem Stande der Banken, die es genau zu verfolgen 
gilt. *?") Die wenigen Zettelbanfen, welche bei uns noch feine Monatsaus— 
weije veröffentlichen, müßten dazu bejtimmt werden. VBorjchriften darüber 
gehören in ein allgemeines Bankgeſetz und zwar auch in ein formelle. Bei 
neuen Banken ijt eine bezügliche Beitimmung in die Statuten aufzunehmen. 
— es paſſend auch im $ 39 der Statuten der Badiſchen Bank ge— 
ehen. 

Je weniger in dieſem Puncte der Periodicität, deſto mehr bleibt noch 

zu fordern übrig in Betreff des Inhalts und Umfangs der Publica— 


m., vierteljährige beim Leipz. Caſſenverein. So weit ich ſehe, publiciren von ben 
deuiſchen Zettelbanken gegenwärtig (1869) nur folgende Banken Feine Monatsaus— 
weiſe: die Baieriſche, Bautzener, Roſtocker, Leipz. Caſſ. Ver, Bückebur— 
ger (und die Lüb. Priv. Banf? Jabresbilangveröffentlihung nach $ 56 der Stat.) 
Die neueren Monatstabellen des Actionär führen 26 Zettelbanfen auf. Einige Banken, 
wie die Meininger und Thüringer, baben zeitweije bie Veröffentlihungen beliebig unter: 
laſſen, was ſehr zu rügen ift. 
N — ——— — $ 13 (f. England). 
d 


217 N) 

216) Peel'ſche Acte $ 6. 

219) Gibbons, b. of Newyork p. 329, zweimal jährl. Berichte an ben Banfcon- 
trollor Mer die Newy. Bankgefetze vor. 

220) Der $ 30 der neuen Bankſtatuten v. 1862 verlangt nur Monatsausweiſe, 
doch Be en fürzere Wochenausweiſe. 

8 So z. B. in Hamburg, wo die Girobank wöchentlich, die beiden anderen 
Banken (Vereins- und Norddeutſche) monatliche Ausweiſe geben. 
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tionen ſowohl des Status als der Rechnungsabſchlüſſe und Jahresberichte. 
Die verjchiedenen Banken befolgen Hier eine jehr verjchiedene Praxis, jo 
daß die Ausweije auch nur immer annähernd vergleichbar find, ??*) und 
die Geſetze und Statuten jchreiben über diejen Punct gar nicht3 oder nichts 
Genügendes vor. Und doc hängt natürlich der Werth der Beröffentlichun: 
gen ganz wejentlih von der Beſchaffenheit der Ausweije ab. Xebtere kön— 
nen derartig jein, daß fie mehr Täujchung als Belehrung verbreiten, wie 
dies 3. DB. mit den Ausweiſen der Creditmobilier8 öfter der Fall iſt. 
Hier liegt daher noch eine wichtige Aufgabe auch für die Bankgeſetzgebung 
vor, welche ſich dabei von den Anforderungen der Wiſſenſchaft an eine ra— 
tionelle Bankſtatiſtik leiten laſſen muß. 

Bilanzen, Rechnungsabſchlüſſe und Jahresberichte haben vor vielen 
anderen jtatiftiichen Documenten den Borzug, daß fie in den Zahlen ab: 
jolut genau jein können und müſſen. Aber auch jie enthalten in der 
Hauptjahe nur Quantitäts= nicht Qualitätsangaben, ein Mangel, 
welcher gerade im Bankweſen oft verhängnigvoll geworden itjt. ???) Auf die 
Qualität der Bankactiva und Bankpaſſiva kann nur durd eine richtige 
Specialijirung der Quantitätsangaben einigermaßen zurüdgeichlofien 
werden. Diefe Specialijirung iſt daher das wichtigjte Erfordernig, ſonſt 
verlieren die Verdffentlichungen jehr, ja jelbit ganz an Werth. Die Specia- 
lifirung in der Bilanz erfolgt durd die genaue Scheidung der Activa und 
Rajjiva nah Arten oder Kategorien. Der maßgebende Gejichtspunct 
für die Bejtimmung der letteren, namentlich auch bei den Zettelbanten, muß 
dabei jein: die Activa nah ihrer Sicherheit, Nealijirbarfeit und 
Verfügbarkeit, die Paſſiva nah ihrer rehtlihen und thatſäch— 
lien Kündbarfeit zu unterjceiden. Es gibt nun mohl feinen Bank: 
ausmeis, welcher völlig gegen dieje Forderung verjtößt, das geichähe 3. 2. 
wenn etiva nur die Gejammtziffer der Activa und Paſſiva veröffentlicht 
würde. Aber es gibt auch feinen Bankausweis, weder in Amerika, 
England, auf dem Eontinent noch in Deutjchland, weder über große Gentral- 
banfen noch über Feine Banken, weder nad der thatjächlichen Praris der 
Banken nody nad) der Vorſchrift der Geſetze und Statuten, welder jener 
Forderung jo weit entjpridt, als dies ganz wohl zu errei- 
hen ijt. In leßterer Hinficht ift nämlich Far, daß auch die weitejtgehende 
Specialifirung immer doch nur generiſche Unterjchiede der Activa und 
Paſſiva, aus denen dann auf die Qualität der Gejammtheit und dadurd) 
der gejammten Lage der Bank zurückgeſchloſſen werden kann, angibt, man 
aber über die Qualität der einzelnen Beitandtheile, 3. B. über die wirk— 
lihe Sicherheit und Realiſirbarkeit der etwa nad Fälligkeitster— 
minen clajjificirten Wechjel oder der Effecten unter den Activis der Bank 
doch unmittelbar aus dem Ausweis nichts erfährt. Dies ift aber ein 
inbärenter Mangel der Bilanzdaten, welcher fich jelbjt nicht heben ließe, 
wenn war bis zur namensmeijen Angabe der einzelnen Wechſelſchuldner u. ſ. m. 


222) Vol. Nöpell’s ftatift. Arbeit (f. o. Anm. 67 ©. 28), bie Auszüge aus den 
Jabresberichten in D. Hübner's leider nicht fortgejeßten Hatift. Jahrbüchern, meine 
Aufj. über bie ——— Banken im Brem. 9. Bl. 1864, 1865. Aehnlich neuere daſelbſt 
(aus andrer Feder) 186 

223) Es banbelt gr hier um allgemeine Verhältniffe der Theorie ber u 
f. darüber meine Heine Monogr. „Statiftif” im Staatswörterb. X, bei, ©. 474 
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ginge, denn auch deren Sicherheit wäre nur nah Muthmaßungen zu be: 
jtimmen. ??*) Je weniger man ji) aber verhehlt, daß die Specialifirung 
der Activa und Paſſiva nicht alle nöthigen Aufichlüffe gewähren kann, dejto 
mehr muß man einerjeit3 ihre richtige Bedeutung und die immerhin große 
Tragweite der daraus zu ziehenden Schlüffe erkennen, andererſeits nach wei: 
teren Hilfsmitteln zur Qualitätsermittlung, bejonders der Bankactiva, ſich 
umjehen. 

"Seläe Hilfsmittel ergeben ſih einmal durh die Vergleihung 
einer Neihe aufeinander folgender Ausweiſe, woraus 3. B. die 
zeitliche Bewegung des Banknotenumlaufs und der Depojiten, aljo die im 
Sejammtbetrage der Noten und Depofiten thatſächlich vorgefom- 
mene ftatt der bloß rehtlih möglidhen Kündigung erjehen und ſo— 
mit eine neue Qualitätsbejtimmung diejer Paſſiva gewonnen werden Fann.??°) 
Eine kurze Periode der Ausmweije hat auch hiefür wieder ihre Bedeutung. 
Sodann müjjen die Rechnugsabſchlüſſe und Jahresberichte eine 
Reihe von Daten und Mittheilungen zur Ergänzung der Qualitäts: 
bejtimmung der einzelnen “Bolten der Bilanz enthalten. Diejer innere 
Zuſammenhang zwijchen der Publication des Status und des Nahresbe: 
richts wird bisher auch noch jelten genügend erfannt. Gerade aud) die deut: 
ſchen Aahresberichte, ähnlich wie Die metiten anderen, bringen zu einjeitig 
den finanziellen Gejichtspunet zur Geltung, indem fie diejenigen Daten, 
aus welchen auf die Nentabilität des Unternehmens geichlofien werden 
fann, angeben, während andere Daten, melde für die vollswirthichaftliche 
und techniſche Beurtheilung der Bank von Bedeutung find, oft fehlen. 
Endlich müſſen die Nahresberichte ſich auch über ſolche Puncte verbreiten, 
welche in die Bilanz nicht aufgenommen werden können und welche 
ih nicht in einem kurzen Zahlenausdruck zujammen fajjen 
laſſen. Hierhin gehören 3. B. Daten über das muthmapliche Umlaufsgebiet 
der Banknoten, über Beobadhtungen von Fälihungen, über die Claſſification 
der Deponenten nad) deren Stellung und der Größe der eingelegten Sum: 
men, über Discontojäge u. v. a. m. In allen diejen Beziehungen laſſen die 
Jahresberichte nach Anhalt und Form, VBollftändigkeit, Verjtändlichkeit und 
Vergleichbarkeit noch jehr viel zu wünſchen übrig. 





23%) Deffentliche Bankberichte u. ſ. w. als ſtatiſtiſche Documente ſollen 
auch die individuell-perſönlichen Verhältniſſe verſchwinden laſſen. Letztere er: 
ſcheinen nur in den Bankbüchern und ſind in den Statuten meiſt ausdrücklich 
und mit Recht dem Bankperſonal zur ſtrengen Geheimhaltung empfohlen. Die 
Ausweiſe, Berichte u. ſ. w. für das Publicum gehen aus dieſen Bankbüchern hervor 
und verhalten ſich zu dieſen wie die Zäblungslifte der Bevölkerung zur Tabelle. 
Ueber das Verhältniß von Lifte und Tabelle in der Statiftil j. Engel, Ztihr. des 
preuß. ftat. Bür. I (1861), 163. 

225) Auf diefer Unterfcheidung der rechtlih möglichen unb ber thatſäch— 
lihen Kündigung, welche gerade in den Banfausweiien jo frappant bervortritt, berubt 
die Möglichkeit und die Rechtiertigung ber Entwidlung des ganzen modernen Bank: 
weiens, insbefondere ber Depofiten: und Notenbanfen. Die ters fälligen Depofiten 
und ftets zahlbaren Noten werden eben factiſch nicht auf einmal zurüdgefordert 
oder zur Ginlöjung präfentirt. Der Einwand, daß Zettelbanfen, welche nicht den ganzen 
Betrag der Banknoten baar gededt baben, ein unmögliches Verfprechen geben, die Noten 
ftets zu zablen, ift daher auch ganz hinfällig. Gleichwohl ift ev gelegentlich, früber ſelbſt 
er D. Hübner, neuerdings mehr oder weniger offen 3. B,von Gernuschi, Gever 

A. m. gemacht worden. S. meine Beitr. ©. 49 ff. 74 ff., Art. Zettelb. Staatswör: 
—* XI, 297—302, 307 u. and, Ausführungen von mir, Horn u. A. m. 
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e. Inhalt und Form der Bilanzen. 


Die veröffentlichten Bilanzen genügen nicht, weil fie nicht ſpe— 
cialijirt genug find, verjhiedenartige Pojten zujammenziehen 
und die Poſten nicht jtreng nad) dem oben aufgejtellten Princip 
trennen. An jedem beliebigen Banfausmweis läßt ſich diefe Behauptung er: 
bärten. 


aa. Die Paſſiva ber Bilanz. 


Die Paſſiva einer Zettelbant zerfallen in zwei Hauptclajjen, 
nämlih in fingirte, die jog. Schulden der Bank an ji jelbit 
(rejp. an ihre Eigenthiimer), welche nad) dem Princip der doppelten Bud): 
führung eingejegt worden: das eigene Kapital der Bank, der Reſerve— 
fonds und der im Laufe des Gejchäftsjahres erzielte Gewinn; jodann 
in eigentlihe Bajjiva oder Schulden an Fremde. 

Die Veröffentlihung jener Schulden an ſich ſelbſt in jedem Bank: 
ausmeis iſt zwar nicht jo wichtig, al3 diejenige der Schulden an Fremde, 
weil erjtere Poſten in kurzer Zeit wenig ſchwanken. Dennoch ijt es paſ— 
jend, auch durch dieſe Daten jeden Ausweis formell und materiell zu ver- 
volljtändigen, weil er nur jo ein richtiges Bild von den Mitteln und der 
Yage der Bank gewährt. Die regelmäßigen Publicationen über britijche 
Provincialbanfen enthalten dieje Daten nicht. 

An Deutſchland fehlen bei vielen Zettelbanfen, inöbejondere bei 
den preußiſchen, und zwar in diefem Falle wohl wegen der mangelhaf: 
ten Faſſung des die Publicationen anordnenden Paragraphen ($ 99 der 
Preuß. Banktordnung), ??°) die Poſten der „Schulden der Banf an ſich 
ſelbſt“ unter den Bajjivis in den Monats: oder Wochenausweiſen, ähnlich 
wie in den Ausmeijen der Bank von England „in der alten Form“ (vor 
1844), 22) jo daß auf den Gejammtbetrag des Kapital, Nejervefonds 
und Gewinns nur aus dem Ueberſchuß der Activa über die Pajjiva ge— 
ſchloſſen werden fann. ?**) Es wird fich empfehlen, die Publikation der 
volljtändigen, nah den gewöhnliden Budhführungsgrund: 
jägen aufgemadhten Bilanz vorzujchreiben, wobei ſchließlich die 
„Summa” im Activum und Paſſivum wirklich gezogen wird, und ge— 
nau jtimmen muß. Bei den Banken, welche wie die preußiſchen und andere 
deutjche Zettelbanken gegen dieje Forderung verjtoßen, wird nur die Jah— 
resbilanz im dieſer Form veröffentlicht. Die Ausmweife der Englijchen 
(nad) der in der Peel’jhen Acte angenommenen Form), Franzöſiſchen, 
Oeſterreichiſchen, Ruſſiſchen, Belgiſchen Bank, die allgemeinen Zuſammen— 


226) Es ſoll gegeben werben: „eine Ueberſicht des Betrags der umlauf. Bankno— 
ten, acceptirten Girdanweiſungen und ſonſtigen Paſſiva“. — Berl. Caſſ. Ver. Stat. 
$ 45: Angabe der am legten Monatstage vorband. Activa u. Paſſiva; von letzteren 
werben jpeciell nur die umlaufenden Banknoten genannt; dagegen wird ein alle Zweige 
des Verkehrs umfaſſender Jahresbericht gefordert, Achnlih in den Statuten der anderen 
Rrivatbanfen. . 

227) Die Londoner Gityartikel 3. B. der Times, bed Economift führen biefe 
alte Korm neben der neuen der Peel'ſchen Ncte immer noch an: die Paffiva in 3 Po: 
ften, Notenumlauf (incl. Bankfpojtbille), öffentl. u. Privatdepoſiten. 

226) 3, B. nach dem Ausweis der Preuß. Banf vom 28. Kebr. 1869 eigentl. 
Paſſiva 163,745,000, Activa 194,241,000 Thlr., alio Schulden der Bank an fich jelbit 
30,496,000 Thlr. 
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ftellungen des americanijchen Bankcontrollors über die Nationalbanten, 
auch einige deutſche Bankausweiſe, z. B. der Sächſiſchen, Luremburger, 
einigermaßen der Frankfurter Bank u. a. m. genügen in dieſem Puncte 
bereits. 

Wo das Stammkapital nicht vollftändig eingezahlt ift, muß Dies 
aud in der Bilanz bejonders angegeben jein, entweder durd Einjekung 
bloß des „eingezahlten“ Betrags mit Angabe des Procentjaßes, den er 
vom ganzen Kapital ausmadt, unter die Bajliva oder dur Aufnahme des 
ganzen Kapitald unter legtere und Einjtellung der noch rejtirenden 
Einzahlungen, wiederum mit Angabe des Procentjates, in die Activa. **°) 

In Deutjchland ijt e8 in den legten 10— 12 Nahren öfters vorge: 


tommen, daß Zettel: und andere Banken ihr anfangs viel zu hoch gegriffe- 


nes eigenes Kapital durh Rückkauf eigener Aktien vorübergehend 
oder dauernd reducirt haben. ?°) Dieje Thatſache ſowohl als der Betrag 
der im eigenen Befiß befindlichen Actien jollte aud in der Bilanz, nicht 
nur im Jahresbericht, leicht und deutlich erkennbar jein. In der Negel find 
diefe Actien unter Pari zurücdgefauft worden. Sollen jie definitiv 
eingezogen bleiben, jo wird am Beiten ihr Nominalbetrag von dem Paſ— 
fivpojten „eigenes Kapital” abgezogen, dies aber im Ausweiſe erſichtlich 
gemacht. Der Ueberſchuß, welder ji) alddann — joweit er nicht, wie 
oftmals zur Dedung von Verluſten gleich verbraudt wird — im Acti— 
vum ergibt, wäre als „Gewinn an zurücgefauften Actien” als ein be: 
jonderer Theil des Nejervefonds oder des Gewinn: und Berlujtcontos 
zu buchen. *°°) Sollen die Actien, was auch öfters der Fall iſt, bei gele- 
gener Zeit wieder veräußert werden, jo wird ihr Gejammtbetrag nad) 
dem Anfaufspreije als ein bejonderer Poſten des Effectenbeitandes 
— nit mit leßterem einfach zufammengeworfen — im Activum aufzu— 
führen und am Jahresſchluß uach den für die Berechnung des Gffecten- 
werths geltenden Grundjägen, aljo richtiger Weije nad) dem Cursmwerth 
am 31. December zu veranſchlagen und das Plus oder Minus gegen ben 
Ankaufspreis auf Gewinn: und DVerluftconto zu übertragen fein, ?°’) Es 
bejtehen in diefer Beziehung mancherlei Incorrectheiten in der Praris wie 
in den Statutenbejtimmungen der Banken und Ungleichheiten der Behand: 
lung joldher Bolten, wodurd Vergleiche zwiſchen verjchiedenen Banken jehr 
erſchwert werben. 

Haben Banken einen Theil ihres eigenen Kapitals reell 
eingebüßt, jo daß die Actien in Folge deſſen Hinter den das Kapital 

229) Die Darmft. Zettelbanf führt 3. B. den Betrag bloß des eingezablten 
Kapitals, 40%, im Paſſivum an, 

230) Vgl. meine Artikel i. Brem. H. Bl. 1864, 1865; dann Ztſchr. f. Kap. u. 
Mente III. Die Auszüge aus den Ber. der Deutſchen Zettelbanfen j. 1865. Rückkauf 
eigener Actien 3. B. bei der Weimarer, Geraer, Luremburger, Braunfchweiger, Thü— 
ringer, Darmfäbdter, Bremer, Hannoverſchen Zettelbanf, aud bei der Norbdeutichen 
Banf in Hamburg. Mehrere davon, jo Teßtere, die Bremer, Braunſchweiger Banf haben 
neuerdings die (unter Pari) angekauften Actien über Bari wieder veräußert. 

231) Sr iſt öfters einem bejonderen Delcerebereconto zu Gute gejchrieben, j. b. 
Auszüge in den Anm. 230 angez. Stellen. 

232) Wenn unter Bari angefaufte eigene Actien, welche wieder verfauft werben 
jollen, im Nominalwertb in das Activum geftellt werden, fo wird ein fictiver Ges 
winn erzielt, wielleicht auch eine wahre Unterbilanz verhüllt. Die Practifen der oben 
genannten kleinen Deutichen Banken waren nicht alle lauter, 
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im Nominalbetrage aufführenden Paſſivis zurüchleiben, arbeiten fie aljo 
mit Unterbilanz, wie dies u. A. von deutjchen Zettelbanten der Deſ— 
jauer, Thüringer, Braunjhmweiger ?) paſſirt iſt, jo muß auf der 
Activfeite ein bejonderer Poſten mit der ausdrüdlichen Bezeichnung : 
„Unterbilanz, d. 5. Verluſt am Kapital der Bank“ eingeitellt 
fein. Auch dies ift allgemein gejetlich vorzujchreiben. Die wirklide 
Ziehung der Summe auf beiden Seiteu der Bilanz empfiehlt ſich auch, 
um eine jolche Unterbilanz gteich deutlich hervortreten zu laſſen. 

Der Rejervefonds unterliegt mitunter nad) den Statuten oder 
der Uebung der Banken einer von den anderen Bankgejchäften getrennten 
Verwaltung und Verrechnung (j. Frankfurter Stat. $ 66), indem etwa 
jein Vermögen in Effecten angelegt wird. An den Monats: wie vollends 
in den Sahresbilanzen der Bank muß aber gleihwohl der Reſervefonds 
aufgeführt werden und zwar mit feinen bücherlihen Guthaben auf der Paſſiv— 
und jeinem jeparat angelegten Vermögen, 3. B. dem Werth feiner Effecten: 
bejtände, auf der Activjeite. Dies ift auch die richtige Praris vieler Ban: 
fen. ?°) Wenn nur etwa die Differenz des bücherlihen und angelegten 
Vermögens des Nejervefonds in der Bankbilanz erſcheint oder diejer Fonds 
= gar nicht aufgenommen ift, jo enthält jene Bilanz eine bedeutjame 
tücke. 

Wichtiger freilich noch als die Verdffentlihung correcter Ausweiſe 
über diefe Schulden der Banf an ich jelbft ift dDiefenige correcter und ges . 
börig jpecialifirter Ausmeife über die eigentlichen Paſſiva, die Schul: 
den an Fremde, für melde das Bankvermögen aufzukommen hat. Bei 
den Zettelbanten handelt es fich hier vor allen um die Banknoten, jo: 
dann um die in der Regel auch bei diejen Banken in größerem oder ge— 
ringerem Umfange vorkommenden ftetsfälligen oder kurztermin— 
lichen Schulden verjchiedener Art und Namens, welche man in der Bank— 
jpradhe unter dem Gejammtbegriff der Depojiten zujammen zu fajjen 
pflegt. Dazu treten gelegentlich andere, langterminlihe Schulden gegen 
Obligationen verjchiedener Art, 3. B. gegen Pfandbriefe, wie fie von 
Zettelbanfen die Dejterr. Nationalbank und die Baieriſche Hypotheten- und 
Wechjelbant ausgegeben haben; man kann fie etwa mit dem Namen Obli- 


233) Die Defi. Bank bat zwei Drittel ihres Kapitals von 3 Mill. Thlr. ein: 
gebüßt. Am J. 1863 wurden 1.92? Mill. Thlr. definitiv abgefchrieben. Dem Handelsge: 
jegbuch gegenüber bat fidh die Bank dadurch geholfen, daß fie im 3. 1864 formell bas 
Stammkapital von 3 auf 1 Mill. Thlr. rebucirte und 3 alte gegen 1 neue Actie ums 
tauichte. Die Anhalter Regierung geftattete dies, j. Brem. H. Bl. 1864 ©. 265, Ztichr. 
f. Kap. III, 178. — Die Braunſchw. Banf hatte Ende 1863 710,000 Thlr. Unter: 
bilanz, vertheilte dem Handelsgeſetzbuch gemäß feine Dividenden noch Zinſen jeit 1863 
incl. mebrere Jahre lang, bat aber daburd bie Unterbilanz raſch befeitigt und jet wie: 
ber qute Divid. bezablt und die zurüdgefauften eigenen Actien mit Gewinn realifirt. 
— Die Thür. Banf hatte Ende 1863 281,000 Thlr. Unterbilanz, die bis heute noch 
nicht ganz abgejchrieben, da die Bank Zinien vertbeilt bat. — ©. Brem. H. Bl. a. a. O. 

234) Angleihmäßigfeiten der Behandlung des Rejervefonds in der Bankbuchfüh— 
rung erfchweren auch bei Deutichen Zettelbanfen öfters die genaue Vergleihung. Mit: 
unter haben die Banken, befonders während ber Regulirung noch nicht definitiv gewor— 
dener Gejchäftsverlufte, befondere Delcredbereconti u. dgl. m. angelegt, Reſervefonds 
für zweifelbafte Forderungen (3. B. zeitweije bei ber Weim., Geraer, Büdeb., Deſſ., 
Lüb., Norddeutſchen Bank); dieje find in den Bilanzen ebenjo wie ber Reierveionds 
deutlich ſichtbar zu machen, 
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gationenjchulden bezeichnen. Endlich Fönnen gelegentlih noch andere 
Schuldgattungen vorkommen, 3. B. für längere Zeit gegebene Staats: 
vorſchüſſe an die Bank (zu unterjcheiden von den „öffentlichen Depoſi— 
ten“ und den eigentliden StaatSsaftivfapitalien, wie 53. B. dem 
des preußijchen Staats in der Preuß. Bank, welches die gleiche Stellung 
wie das Aktienſtammkapital einer Bank einnimmt). ?*°) 

Die Banfausweije und zwar jowohl die oft etwas jummarijchen Mo— 
nat3= und Wochen: als die eingehenden Jahresbilanzen genügen nun den 
Anforderungen, welche hier zu jtellen und aud ganz leiht zu erfül: 
len find, jo viel ich jehe nirgends. Die Bankgejege und Statuten begnüt- 
gen jih, auch wenn jie joldhe Publikationen jelbjt vorjchreiben, häufig mit 
der einfachen Forderung, es jolle „ver Stand der Activa und Paſſiva nad 
den Hauptrubrifen“ (Bad. Bankſtat. $ 39) veröffentlicht werden, verlangen 
nur etwa jpeciell die Angabe des Notenumlaufs (mie die preuß. Bank: 
itatuten) oder fie machen allenfall3 aud, wie das nordameric. Bankgeſetz, 
die Peel'ſche Acte die jpecielen Poſten, welche angegeben werden jollen, 
nambaft, ohne bier aber genügend zu jpecialifiren und rationell zu jcheiden. 
Freiwillig kommen die Banken aber bisher der Aufgabe, einen mujtergülti= 
gen Status zu veröffentlichen, nirgends nad). Bei dem großen Gemwidt, 
welches mit Recht auf das Princip der Publicität gelegt wird, begreift man 
nicht vecht, weshalb die Ausmweije jo mängelhaft geblieben find. Man wird 
jid) zwar vor einer zu weit gehenden Specialifirung bier hüten müſſen, 
aber gewiſſe Anforderungen müfjen bier jedenfall gejtellt werden, wenn 
die Beröffentlihung der Bilanzen ihren Zweck erfüllen joll. 

An Betreff der Banknoten gilt e8 zunächſt die Durchführung eines 
jehr einfachen Grundſatzes, nämlich zwifchen jogen. Notenemijjion und 
Notencirceulation zu unterjcheiden. Unter erjterer wird mitunter, wie 
bei der Banf von England nad der Peel’ichen Acte *?%) oder bei den 
americ, Banken nach dem Gejeb von 1864 ?*") oder bei Banken des euro: 
päijchen Seltlandes die nach dem Gejeß oder Statut erlaubte Marimals- 
emijjion, 29°) bisweilen auch, wie bei einzelnen deutjchen Banken, die 

235) Es beträgt 1,897,800 Thlr. neben dem jegigen Actienfapital von 20 Mill. 
Th. — Staatsvorſchüſſe famen 3. B. vor einigen Jahren bei der Deſſ. Banf vor. 

236) 5, meine Beitr. S. 144 ff. Bekanntlich fmüpft der Streit über die Peel’iche 
Acte vornehmlich an dieſe Unterfcheidung von Emiſſion und Girculation ber Noten und 
an die damit in Verbindung fiebende Trennung der Engl. Bank in zwei Depart. an. 

237) 300 Mill. Doll. Marimalemiifion für die gefammten Banfen; auf die ein: 
zelnen Banken nach geſetzlich beſtimmten Vorſchriften vertbeilt. Hod S. 734, 744, 745, 
993, Meier a. a. 5. 174, 134. 

238) Sp darf die Frankfurter Bank nad dem Statut $ 27 bis zum Doppel: 
ten des Nctiencapitald Noten ausgeben, fo lange jenes 10 Mill fl. nicht überfchreitet, 
alſo 20 Mill,, eine Summe, welche fpäter auf das Dreifache oder 30 Mill. fl. erböbt 
wurde; diefe Grenze ift im ben letzten Jahren erreicht, alio die Beſtimmung practifch 
geworden. Die Baier. Bank durite nad ben Statuten bis zu 8 Mill. fl. Noten aus: 
geben; jeit 1866 ift diefe Summe auf 12 Mill, fl. erböht worden (j. Ztichr. f. Kap. 
III, 185), wonadb die Angabe oben ©. 32 u. ©. 30 Anm. 68 abzuändern ift. Auch 
dieje Ziffer von 12 Mill. war Ende 1868 erreicht. Achnlich ift die dem Stanımfapital 
gleiche Marimalemiifion der Braunihw. Bank von 3.5 Mill. Thlr. jekt erreicht. 
Dajjelbe Gewicht baben die Beſtimmungen bei den preuf. Privatbanfen; bei den mei: 
ften anderen beutichen Banken aber ift die „Emiffion“, wie im Text gefagt wird, eine 


ns fictive Größe, Weber die Begrenzung des Notenumlaufs der einzelnen Banken 
‚äter. 


- 1 — 


für die Zwede der Gejhäftsführung vorläufig in Ausſicht 
genommene, aljo ganz willführlich beitimmte Notenfumme verjtan: 
den. Die Notencirculation oder der Notenumlauf dagegen begreift 
die Summe, welche wirkflih außerhalb der Bank in den Händen 
Fremder ijt. Die Differenz zwiſchen der Emijjion und Girculation bildet 
eine Kotencafje der Bank, eine Ausſcheidung, welche eine practiiche Be— 
deutung in einem alle wie dem der Peel’ichen Acte bejitt, mo die Noten— 
cafje die zu weiteren Ausleihungen verfügbaren Notenbeträge begreift. ?*°) 
Auch bei deutihen Banken, bei welchen die Begrenzung der Notenausgabe 
namentlich wegen der Möglichkeit, dieje Grenze leicht zu erreichen, practijch 
wichtig wird, 3. B. bei der Frankfurter, der Baierijchen Bank, ift dieje 
Notencaſſe eine reale Größe von Bedeutung, *) während bei manchen lei: 
nen Banken die Auffajlung der Differenz zwijchen einer mitunter jehr weit 
gezogenen Marimalemifjion und der thatjächlichen Girculation als „Noten: 
cafje” nur eine Täufchung jein würde Vollends bei der willführlid von 
der Bank jelbit bejtimmten Emiſſion bildete eine ſolche Caſſe eine rein 
fietive Größe. Jedenfalls knüpft jich aber in allen Fällen, wo es die Lage 
der Bank vom Standpunct der Noteninhaber, nicht von dem der 
creditjuchenden Geſchäftswelt, ?*") zu beurtheilen gilt, das vorwiegende In— 
terefje an die (auch wohl jog. active) Circulation. Diefe muß daher 
unter den Paſſivis bejonders deutlich und bejtimmt hervortreten. it nad) 
dem Character de3 Bankgeſetzes und der Banflage auch die Emijjion 
practiijh widtig, jo muß fie im Paſſivum doch in die beiden Theile der 
Circulation und der Notencajje getrennt aufgeführt werden. Die Form des 
Ausmweijes der Bank von England entipricht letterer Forderung ſchon we— 
gen der Trennung der Bank in zwei Abtheilungen. Die deutjchen Ausmeije 
verfehlen mitunter dagegen. Wird ferner die ganze Emiſſion im Pajjivum 
aufgeführt, jo muß im Activum die Notencafje von der Metallcafje geichie: 
den werden. Auch gegen diejen eigentlich jelbjtveritändlichen Grundjag der 
Bilanzaufmachung verjtopen manche deutjche Ausweiſe, darunter aud Jah: 
BERGHRIDENN, wie früher jelbjt die der Preuß. Banf, 22) 


239) Gerade bieje practijche Bedeutung dev fireng begrenzten Notencajie (der No: 
ten im Bankfdepart., der jog. unemployed notes) hat ſich in England in ben Krijen 
fo nachtheilig gezeigt, weshalb die Beftimmung 1847, 1857 und 1866 fuspendirt werden 
mußte; ſ. meine Beitr. ©. 208 ff., Theorie ber Peelichen Acte S. 164 ff., 199 ff., 
308 ff. u. Naſſe's Bem. in Betr. der Wirkung einer ſolchen Einrichtung bei ber 
Preuß. Banf in f. Schr. d. Preuß. B. ©. 58 ff. u. Hildebr. Jahrb. 1868 II, 13. 

20) Am 3. Dec. 1868 betrug der Umlauf der Franfi, Bant (nach dem Jahresber., 
8 Actionär v. 14. März 1869) 29,925,920 fl., aljo bloß 74,080 fl, unter der Grenze, 
Die Baier. Bank ihlop am 31. Dec. 1868 mit 386,000 fl. eigenen Noten in Caſſe 
von 12 Mill. fl. Emifjion ab, Die Braunſchw. Bank hatte 1868 im Durchſchnitt 
3,309,700 Thlr. in Umlauf bei 3.5 Mill. Thlr. Emiſſion. 

241) Bei der Engl. B. 3. B. bildet gerade die Notencaſſe den für ben Geſchäfts— 
mann wichtigjten Theil der Bankbilanz, — was übrigens eine jchädliche Folge der Acte 
von 1844 ift. ©. d. Stellen Anm. 239. 

242) An den Jahresber. d. Preuß. B. werden bie Gafjenbejtände jebt apart neben 
ber Bilanz jpecificirt. — Die preuß. Privatbanfen warfen in der Monatsbilanz früher 
mehrfach die Metalle und eigenen Notenbejtände (d. h. bei Leteren die von 1 Mill. 
Thlr. Noten in ber Gafie befindlichen) zuſammen, was durch Erlaß der Verwal: 
tungsbebörden gerügt und feitdem abgeftellt wurde, ſ. Brem. 9. Bl. 1864 ©. 235. 
Warum überhaupt faft jede Banf in ber Buchführung und Vilanzaufjtellung in 
Deutfhland wieder von der anderen abweicht, iſt jhwer zu fagen. Wieder eine Folge 
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Wenn eine Bank ferner, wie z. B. die Engliſche, Noten an ver— 
ſchiedenen Comptoirs, an den Filialen ausgibt und daſelbſt zahl: 
bar macht, ſo müſſen die Ausweiſe folgerichtig auch demgemäß die Noten— 
ſchuld trennen. Dies geſchieht im gewöhnlichen Ausweis der Engliſchen 
Bank nicht. **9 

Endlich iſt mindejtens in einem Theil der Ausweiſe, bei den Gen: 
tralbanfen etwa in den Monats-, bei Eleineren Banken in den Quartals 
ausmeijen, unbedingt aber auf alle Fälle bei allen Banken in der Jahres: 
bilanz die Notenjchuld nah den Stüdelungsfategorien anzugeben. 
Dieje Forderung wird durch verjchiedene Gründe motivirt. Neben dem In— 
terejie der Gejchäftswelt und der wiſſenſchaftlichen Forſchung, das jih an 
die Vertheilung der Stüde und an die jehr characteriftiichen Veränderun— 
gen diejer Bertheilung knüpft, aus melden leßteren man ſicherer ald aus 
der Bewegung der gelammten Notenmenge auf mande innere Borgänge 
im volfswirthichaftlihen Organismus zurücjchliegen Tann, “) — iſt aud) 
ein ganz unmittelbares Intereſſe der Noteninhaber als Gläubiger der Bant 
mit der Vertheilung der Notenſtücke verbunden. Bei rechtlich gleicher, d. h. 
jofortiger Kündbarkeit können thatjählich die Heinen Noten wegen ihrer 
weiteren Verbreitung unter eine große Zahl von Anhabern jchwerer als 
die großen gefündigt, d. 5. zur Einlöjung präjentirt werden. Dies zeigt 
ſich auch durd die Erfahrung beftätigt, indem die größeren Notenjtücde eine 
viel fürzere Umlaufszeit als die kleineren haben. ?*°) Beim Bedarf für die 
Ausfuhr wird mit den großen Noten zuerſt und am jtärkiten Metall aus 
der Bank gezogen. Folglich ift es jehr wichtig, die jedesmalige Vertheilung 
der Noten einer Banf auf die Appoint3 zu Fennen. Hält man die de— 
taillirte Mittheilung in den Monats ausweiſen für zu meitläufig — ob: 
wohl es jih faum um mehr als 5—6 Größen zu handeln pflegt — jo 
jollte wenigjteng eine Angabe nah Größenclaſſen (z. B. bis und un: 
ter 25 Thlr., bis und unter 100 Thlr., über 100 Thlr., aljo bei der 
Preuß. Bank in der erjten Klaſſe die 10: und 25=, in der zweiten die 
50: und 100:, in der dritten die 500-Thlr. Noten) erfolgen. 

Bon den mir bekannten gewöhnlichen Bankausweiſen genügt diejen An: 
—— keiner. Die iriſchen und ſchottiſchen Banken veröffentlichen die 

Noten nur nad zwei Claſſen: 5 Pd. St. und darüber die eine, unter 5 
Bid. St. (wohl nur 1:Pfd.:Noten) die andere. ?*%) Auch in den Jahres: 
bilanzen fehlen dieſe Unterjcheidungen der Noten nad) der Größe allgemein. 


bes — Individualismus, die wohl nicht unter die „berechtigten Eigenthümlich— 
keiten“ It 

5) In ben fpecielleren Mittheil. der parlament. Papiere findet fich diefe Tren— 
nung, früher kamen c. 70%/, Noten auf London, der Neft auf die Kilialen. 

24) S. ben früberen Abſchn. üb. die Noienſtudeiung und das kleinſte Notenſtück 
oben * 66. Newmardı in ber hist. of pices VII, 560, meine Beitr. ©. 132, 
meine Ruf. Papierwähr. ©. 65, Econom. v. 8. Sept. 1866. Ueber die Möglichkeit, 
Fleine Noten zur „Ueberemijfion“ zu benugen ſ. Mill's Auseinanderjep,, m. Theor. 
b. PB. Acte S. 159. 

245) Dies ift wiederholt für die B. v, England nachgewieſen, ftatift. Materialien 
in db. parl. Reports. 

246) Diefer Unterſcheidung wird in Großbritannien ein Gewicht beigelegt, bag 
fih nur aus den Zeiten der Banfreftriction und der Emijfion von 1 Pfd. Noten auch 
Seitens der B. v. England erflärt, f. darüber Tooke's Geſch. d. Preiie, z. B. B. 1 
von Aſhers Ueberſetz. ©. 257 ff. u. a. St. 


Doch enthalten die Jahresberichte, 3. B. der Franzöfiihen Bank, +") und 
andere officielle Papiere über Banken, 3. B. die englifchen Parlaments: 
report3 über die Englijche Bank u. a. m. bezügliche Notizen. ““) Von be— 
jonderem Intereſſe ift die Vertheilung der Stüdelung auch beim uneinlös— 
baren Papiergeld. **”) Darüber liegt intereffantes Vtaterial von der Deiterr. 
Bank vor. *9) Die Deutihen Banfen haben leider über diejen Punct bis- 
ber fajt nichts publicirt, jo, wie es jcheint, auch die Preuß. Bank nicht. 
Um jo dantenswerther jind die betreffenden Angaben im Jahresbericht der 
Frankfurter Bank, ?°°) Erjt die Vergleihung und die Ueberſicht 
der Bewegung im Laufe des Jahres macht aber jolhe Daten für 
die oben angebeuteten Zwecke recht werthvoll. Sie vollends bei dem jonjt 
allgemein angenommenen Grundſatz der Deffentlichkeit vorzuenthalten, iſt 
durchaus zwecklos. — 

Die Depoſitenſchulden werden in England, Frankreich und zum 
Theil auch in Deutſchland in ſog. öffentliche und private, d. h. vom 
Staate, öffentlihen Anjtalten und Gafien und von Gejchäftsleuten und 
und Privatperjonen herrührende unterjchieden. Dies iſt pafjend‘, weil die 
Bewegung der betreffenden Beftände nach dieſen beiden Hauptarten von 
Eigenthümern in der Regel harakteriftiiche Verjchiedenheiten zeigt. Die bei 
der Preußiſchen Bank, dem Berl. Cafjenverein und anderen Deutichen Ban— 
fen vorfommende Zujammenmwerfung von „Guthaben der Staatscafjen, der 
Privaten (mit Einſchluß des Giroverkehrs)“ iſt demgemäß abzuitellen. Eine 
weitere Unterjcheidung hat an die jpecielle Bejhaffenheit der Depo— 
jiten anzufnüpfen. Hiernach müfjen die eigentlichen Depofiten, welche 
der Bank etwa nur zur Aufbewahrung gegeben find, ganz von allen 
anderen abgetrennt werden. Da jie gar feinen Bejtandtheil der Geſchäfts— 
mittel der Bank bilden, jo brauchen fie in den Bilanzen nicht mit zu er: 
jheinen. Der Jahresbericht fann einige Notizen über fie bringen. Alle an= 
deren Depofiten jtehen der Bank zu ihren Gejchäftszwecen zur Verfügung. 
Dabin gehören die GSirofapitalien, welde für Zahlungsoperationen bei 
der Bank hinterlegt werden und nicht mehr wie urjprünglic und wie noch 
heute in der alten Hamburger Girobanf reine Depojiten, jondern dod nur 
Darleihen an die Bank find. Bei einigen Banken, wie bei der Preußiſchen, 
fommen dazu von der Banf acceptirte Girvanmeijungen, welde 
den Banknoten in mancher Hinjficht gleihen und apart aufzuführen jind, 
was 3. B. wenigſtens in ber Jahresbilanz der Preuß. Bank geſchieht. **?) 


247) Mol. Kuglar’s verichied. flat. Arbeiten, u. A. Journ, des Econ. Juni 1868. 
24) ©. die Stellen Anm. 244, bef. Toofe VI (engl. Ausz.) 560. 

249) S. meine Dejterr. Val. I, 158 ff. Rufl. Papierwäbr. ©. 65 ff. 

250) ©. „D. Defterr. Nat. B. u. ihr Verb. 3. Staate“, Wien 1861, Tab. D. u. E. 
251) ©. Ber. f. 1868, Actionär v. 14. März 1869. Ende 1868 eriftirten 


Noten zu 500 fl. 22,472 Stüd — 11,236,00 fl. = 38.6%, 
»„ „10, 59439 „ — 59390, = 20#, 
+50, 008 — 50400,— 1, 
» 10 5, 1.135065 , = 11,350,850 , — 390 , 
+ 55, 2%, = 7980, = 03, 


Summa 1,243,180 Stück — 29,121,030 fl. = 100. %, 

252) Nach dem Wortlaut der B. DO. 699 wiirde wohl der Betrag ber acceptirten 
Girvanmeijungen in der Monatsbilanz apart anzugeben fein. Es handelt fich übrigens 
in ben legten Jahren nur um 1—2 Mill. Thlr. gleichzeitig umlaufende acceptirte Giro: 
anmweif. bei d. Preuß. Bank. 
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Dieſe Girokapitalien ſind ſtetsfällige, auf Verlangen des Eigenthümers 
rückzahlbare, unverzinsliche Depoſiten. Bei den übrigen Depoſiten iſt 
auch in den Ausweiſen die Verzinslichkeit und Unverzinslichkeit, 
die Länge der Kündigungsfriſt und die Eigenſchaft des ſtehenden 
Depoſitums und des Contocorrentdepoſitums zu unterſcheiden. 
Bon wenigen Banken wird bisher dieſe Unterſcheidung in den veröffent— 
lichten Bilanzen, nicht einmal in den ausführlicheren Jahresbilanzen jtreng 
durchgeführt. Die Engliihe und Franzöſiſche Bank unterjcheiden nur öffent: 
liche und Privatdepofiten, welche aber befanntermaßen alle unverzinslic 
find und zu laufenden Rechnungen und bejonders bei der Engliiden Bank 
zum Ziehen darauf Seitens der Kunden mittelft Checks dienen. Die Fran— 
zöſiſche Bank trennt dabei pafjend das Privatgejhäft in Paris und in den 
Filialen. Außerdem führt diefe Bank den verwandten Poſten Anweiſun— 
gen zwijchen der Hauptbanf und den Filialen apart auf. Die 
großen Londoner Joint-Stock-Banken fajjen meijtens unter dem allgemeinen 
Namen Depofiten zujammen „die Schulden aus laufenden Rechnungen und 
Depofitenempfängen” ; dazu treten ferner die „Verbindlichfeiten aus Accep- 
ten” (gegen welche die Banken Deckungen, bejonders Fauftpfänder in Hän— 
den zu haben pflegen). ?°*) Beide Poſten werden in den Jahresbilanzen ge— 
trennt aufgeführt. An den allgemeinen, von Gontrollor zujammengeitellten 
Ausweijen der americ. Nationalbankten erjcheinen neben den Privat- und 
den Unionsdepofiten diejenigen von Unionscafjebeamten, ferner insbejondere 
die Schulden an andere Nationalbanfen und an andere Banken. ”°’) Mit 
am Eingehendften und Nationelljten jind auffallender Weije die ſämmt— 
lichen Bilanzen der Ruſſiſchen Reichsbank in Betreff des Depofitengejhäfts: 
Unterjcheidung der verzinslichen Gontocorrente, der verzinslichen Depofiten, 
der Billet3 à Ordre, bei der Hauptbanf und bei den Filialen, ferner nad) 
der Höhe des Zinsfuhes und der Länge der Kündigungsfrijt. *°°) Unjere 
deutjchen Ausweife, der Zettel- wie der übrigen Banken, genügen in die— 
jer Beziehung viel weniger. Höchſtens enthalten die Jahresberichte, wie bei 
der Preuß. Bank etwas Specielleres über Zinsfuß und Kündigungsfrit. 
Dft werden alle ſolche Depofitenfchulden unter diejem Namen oder einer 
ähnlichen Bezeihnung (3. B. beim Berl. Cafjenverein) oder unter dem vagen 
Namen „diverje Greditoren” (3. B. bei der Darmit. Bank) in einem Po— 
jten zufammengefaßt, oder nur die „Depofiten”, reſp. „Contocorrente” und 
die „diverjen Guthaben (von Staatscajjen, Privaten u. ſ. w.)“ unterjdie- 
den. Nur wenige Banken, wie die Bremer, geben die verzinslichen und un— 
verzinslichen Depofiten, ebenfall® nur einzelne, z. B. preuß. Privatbanken 
die erſteren nach den Kündigungsfriſten an. Solche mangelhafte Ausweiſe 
belehren daher ſehr wenig. Mitunter täuſchen ſie förmlich und ſelbſt wohl 
abſichtlich. Die oben befürwortete Unterſcheidung muß wenigſtens in den 
Jahresausweiſen und mit Zuſammenfaſſung wirklich näher verwandter Po— 


253) Dieſe Accepte find bei der erſten dieſer Banken, der London and Weſtmin— 
fter B. nur ſchwach, genen 1 Mil. Pd. St., f. d. Erläuter. über diefen Geſchäftszweig 
im Economift v. 30. Jan. 1869, wo nähere ftatiftiiche Notizen auch über die anderen 
Banken. Jahresbilanzen 3. ®. der Union Bank of London in den Aunoncen des Econ. 
©. 83. 

254) S. Econ. v. 2. Jan. 1869, au Hod ©. 739. 

255) S. meine Ruſſ. Rap. Währung, Tab. 3, ©. 225. 
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jten in den Monatdausmweijen großer und Quartalaudmeijen Feiner Ban- 
fen durchgeführt werden, was aud wenig Mühe madt. Die Gejeßgebung 
und die Statuten enthalten aber gar Feine bezüglichen oder wie die ‘Preuß. 
Bankfordnung und die Statuten der preuß. Privatbanken ungenügende 
Bejtimmungen, auf welche lettere hin die Ausweiſe jo ſummariſch aus: 
fallen. *9 

gangterminlide Obligationenjhulden und längere (etwa 
jtehende) Staatsvorſchüſſe kommen jelten bei Zettelbanken vor, müſſen 
alsdann aber bejonders deutlih und unzmweideutig in den Ausweijen zu 
erfennen jein. 

Erſt eine jolde, richtig jpecialifirte Ueberjiht der Paſſiva gewährt 
die von dieſer einen Seite der Bilanz zu verlangenden Aufjchlüffe Die 
genaue Einfiht in die Paſſiva hat aber um jo größeren Werth, da es nad) 
dem erſten Hauptgejet alles modernen Bankweſens die Paſſiva find, nad) 
denen ſich wieder die Activa richten müjjen. ?°") 


bb. Die Aftiva ber Bilanz. 


Auch die Aktiva der Zettelbant zerfallen in zwei Hauptelafjen, näm— 
ih in fingirte, welde nur in den Rechnungsbücern eriftiren und nad) 
den Grundjäßen dev Buchführung für jpätere Verrechnung eingejtellt wer: 
den und in eigentliche. 

Zu den fingirten Aktivis gehören die laufenden Verwaltungs: 
fojten u. dgl. m., welche einjtweilen bis auf die jchließliche Negelung beim 
Seihäftsabihlug am Ende des Jahres und bis auf die dann erfolgende 





256) Nur einige Belege aus mir gerade vorliegenden Monatsausweifen Deuticher 
Zettelbanfen, um die Ungenauigfeit und bloß relative Vergleichbarkeit der Daten zu zeigen. 
Die Preuß. B. veröffentlicht nur 3 Baifivpoften, Notenumlauf, Depofiten und „Guthaben 
von Staatscafien, Privaten mit Einſchluß des Giroverkfebrs“ ; der Berl, Caſſenver. 
nur 2 Poſten, Notenumlauf (Febr. 1869 758,000 Thlr.) und „Guthaben v. Anftituten, 
Privaten u. Giroverkehr“ (5,785,000 Thlr.); die Gölner Priv. B. 4 Poſten, Noten 
umlauf, „Sutbaben von Privaten incl. Giroverkehr“, verzinsl. Depof. Kapitalien, näm— 
lid 2:mon. u. 3=monatl.; die Frankf. B. 4 Poſten, Notencirc., Girocreditoren, Ka— 
pital (nicht Reſervefond) u. unerh. Divid.; die Bremer 8.7 Poften, Notenumlauf, 
verzinsl. Depof. (Febr. 1869 5,249,416 Thlr. &.), unverzinsl. Depofiten (50,300 Thlr. 
G.). „verſchied. Creditoren“, unerbob. Divid., Actienfapital, Reſervefonds; bie Sächſ. 
Bank 4 Poſten, Notenumlauf, „verzinsl. nicht unter 3 Mon. kündb. Depoſ.“, „verſchied. 
Creditoren und Paſſiva“, eingez. Actienfap.; die Lüb. Comm. B. 9 Poſten, Noten: 
umlauf, Giroconten, belegte Gelder bei d. Bank, Accepte geg. Pfand, div. Creditoren, 
Kapital, Reſerveſonds nad ſeinem Guthaben u. nach dem in Effecten angelegten Be: 
trage nebit dabei verbleib. Reit; die Weim, B. 5 Roften, Notenumf., Depofiten, Guthaben 
von Priv. u. Staatscajien, Act. div. conto, eingez. Kapital (unter den Nctiven „rejerv, 
Weim. Banfactien“); die Gotb. B. 4 Poſten, Noten, Depofiten, Guthaben in Rechnung, 
eingez. Kap.; die Geraer B. 3 Poften, Notenuml., Guthaben v. öffentl. Gajien u. 
Priv., eingez. Kap. (im Activum: reſerv. eigene Actien); die Thüring. B. ebenjo 
u. 1 Roften Depoi. ; die Dei. B.5 Roften, Noten, Dep, „Guth. in lauf. Rechnung“, 
Kap. u. Reſervefonds; die Braunihw. B. nur 1 Poſten, bloß die Notencirc.; ebenſo 
die Meininger B.; die Luxemb. B. 4 Roften, Noten, „Gontocorr, crebitoren u. 
diverje‘, Kapital (im Activum das balbe Kapital als zurüdgefauft), Reſervefonds; bie 
Darmft. B. 3 Poften, Notenumlauf (incl. eines im Activum angeführten Fleinen 
Gaflebetrags), biv. Greditoren, zu 40%/, eingezabltes Kap. (im Activum rüdgef. eigene 
Actien). Eine gleihmägige Regelung thut wahrlich noth. Ueber die Activa j. u. 

284. 


Anm, 2 
357) 5, u. A. Art. Zettelb. Staaiswörterb. XI, 306. 
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Abſchreibung als Aktivum fortgeführt werden. ?*°) Einen bebdeutenderen 
Poſten bilden bier mitunter grade für die Zettelbanf die Koften des 
Metall: und Münzbezugs, ’’”) welche meijtens in dem betreffenden 
Sahre zur Abjchreibung kommen, mitunter indeſſen auf mehrere Jahre ver: 
theilt werden, was nicht immer unbedingt unjtatthaft ijt. Eine Reihe, mei- 
tens Fleinerer, anderer ‘Bojten, jogen. todte Conti, bejtehen aus bejon- 
deren Ausgaben eines Jahres, welche ebenfalls erſt in mehreren Gejchäfts- 
perioden zur Abjchreibung gelangen, jo die erjten Einrichtungs-, bie 
Banfnotenfabrifationgkoiten u. j. w. Ihre raſche Abjchreibung wird 
immer räthlih jein. In den Bilanzen müſſen auch ſolche Bolten apart 
ericheinen, was bei unjeren Banfen in der Kegel hödjjtens in den Jahres— 
bilanzen der Fall ift. *°) Wichtiger find andere todte Conti, welde, 
aus bejonderen großen Verlujten eines Jahres entjtanden, eben- 
falls erjt allmälich zur Abjchreibung gelangen. Sie bilden jo lange aljo 
reell nicht3 Anderes als eine Unterbilanz, d. bh. als einen Berluft am 
eigenen Kapital, reſp. Nejervefonds der Bank und jollten unter die— 
jem Namen, wenn fie nicht auf einmal abgejchrieben worden, in ber 
Bilanz erjcheinen, außerdem etwa pajjend mit der Unterjcheidung: herrüh— 
rend aus Verluſten im Wechjelgeihäft . . ., im Lombardgeſchäft ...., aus 
realijirten und aus nicht realifirten Gursverluften an Effecten u. j. w. 
Solche Berlufte find bei mehreren Fleineren deutſchen Settelbanfen, der 
Braunjchweiger, Dejjauer, Thüringer, auch bei anderen Banken, wie im 
Jahre der Handelskriſis 1857 bei der Norddeutichen Bank in Hamburg 
vorgefonmen und nad und nad) erit abgejchrieben worden. Die Vorſchrif— 
ten des deutjchen Handelsgeſetzbuchs, dat Feine Dividende bei vorhandener 
Unterbilanz vertheilt werden dürfe, und daß die in den Statuten der Ban- 
fen wie anderer Aftiengejellichaften vorfommende Bejtimmung, wonach die 
Aktionäre auf Zinjen G. B. 4%,) von vornherein Anſpruch hätten, auch 
nur bei wirklicher Leberbilanz der anderen Aktiva über die Pajjiva aus- 
geführt werden dürfe, haben die vortheilhafte Wirkung gehabt, zur rajcheren 
Bejeitiguug diejer Unterbilanzen zu führen, indem der ganze Jahresgewinn 
zur Abjchreibung darauf verwendet werden muß. Die Braunjchweiger Bank 
hat jich dadurch bereit wieder völlig gekräftigt. *°’) In den verdffentlich- 
ten Bilanzen, namentlich den Hauptbilanzen am Nahresihluß, muß der 
Betrag und der Entjtehungsgrund der Unterbilang vecht deutlich zu 
erkennen fein. Uebrigens kommt bier Vieles auf eine richtige Berechnung 
des Werths der Effecten an, ſ. darüber weiter unten. 





256) In ruff., franzöſ. Bankausweiſen erfcheinen fie paffend apart, in beutfchen 
faft nirgends. 

359) So in den 50er Jahren große Summen bierfür aufgewandt v. d. franzöf. 
B. (i. m. Beitr. S. 255 und Toofe VI, 87); dann v. db. Preuß. B. die 1859 (ital. 
Krieg) f. 193, 1866 f. 44 Mill. Thlr. edle Metalle Faufte, 1866 mit 468,000 Thlr. 
Verluſt (1858—68 in 6 Jahren 373,000 Thle. Gewinn, in 5 Jahren 734,000 Thlr. 
Berluft in dieſem Geſchäft), Auch bie Brem. B. machte 1866 ſolchen Aufwand. 

260) Bef, der Poſten „erite Einricht.: u. Gründungsfoften“ ift oft ſehr characte: 
riſtiſch. Langſame Abichreibung der Notenfabricationskoften war auch bei Eleinen Deut: 
ſchen Banfen zu rügen. Jedenfalls müfien die Jahresberichte in dem betaillirten 
Gewinn: und Verluftconto dieſe Daten enthalten; j. die ftatift. Notizen im Brem, 9. 
Pr. 1864 ©. 265. 

261) ©. oben Anm. 233, Brem. H. Bl. 1864 ©. 264. 
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Die eigentlichen Activa der Zettelbank ſind diejenigen, welche den 
Gläubigern der Bank die eigentliche Deckung bieten. Dahin gehören 
eventuell Anſprüche an die Actionäre, 3. B. aus rejtirenden Ein— 
zahlungen u. a. m. (j. unten das Schema der Bilanz). Die andern be- 
jtehen regelmäßig aus drei bejonderen Arten, auß dem Baarvorrath 
(der Caſſe im eigentlihen Sinne), den Außsleihungen oder Forde— 
rungen am Andere und endlih anderweiten Bermögensmwerthen, 
3. B. Immobilien, Mobilien u. j. m. 

Der Baarvorrath wird vornehmlich, aber pafjend nicht ausjchließ- 
li 262) aus dem Metall der Währung, aljo bei ung aus Silber, 
und aus Münzen des Landesmünzfußes beitehen. Wenigſtens in den 
Bilanzen der großen Gentralbanfen, bejonder8 den ahresbilanzen, wird 
die Unterjheidung von Gold und Silber, Barren und Münze und viel: 
leiht auch Landes= oder fremder Münze paflend fein. Sie erfolgt in den 
gewöhnlichen Beröffentlihungen bisher meijt gar nicht, oder nur etwa 
in Betreff des Goldes und Silbers; letzteres z. B. in der Bilanz bes 
Emijjionsdepartements der Engliſchen Bank, wo aber jeit Jahren fein 
Silber vorkommt, ferner in den Ausmweijen der irijchen Banken. Wo Staat3- 
papiergeld mit Zwangscurg eriftirt, das daher aud in die Banken gelangt, 
muß unbedingt zwilchen dem Edelmetall und ſolchem Papiergeld in der 
Caſſe unterjchieden werden, was bei den nordamerif. Banken und der 
Deſterr. Nationalbank auch geichieht. Anderes Staatspapiergeld, aljo unjer 
deutjches, ferner fremde Banknoten müjjen gleichfalls, wie früher jchon be— 
tont wurde (ſ. o. ©. 51), in jeder Bilanz getrennt vom Metallvorrath er: 
iheinen. Ebenjo ijt die Zujammenziehung des Edelmetall8 und der in der 
Bank befindliden eigenen, zur Ausleihung nad dem Statut verfügbaren 
Noten in Eine Caſſe, wie vorhin erörtert ward, unftatthaft. Die Verthei— 
lung des Baarvorratd3 auf Hauptbank und Zweige fann allenfall3 auch 
im Ausmeije erjcheinen, wie früher in dem ber Franz. Bank, Die 
deutihen Bankausweiſe find in allen diefen Beziehungen nicht immer cor— 
rect, während doch diefe Forderungen jehr leicht durchzuführen find. 263) 

Der Schwerpunct der Activjeite einer Bankbilanz liegt in den Aus— 
leihungen. Die moderne Bank und aud die Zettelbant ift ja nichts 
Anderes als eine Anjtalt zur Creditvermittlung: fie nimmt Schulden mit: 
teljt der Notenausgabe und des Depoſitenempfangs auf und übermittelt die 
betreffenden Summen an andere Creditſuchende. 2°) Von der Beſchaf— 
fenheit der Ausleihungen weit mehr als bloß vom Baarvor- 
rath, welcher bei jeder Bank in der Regel nur einen Bruchtheil der Paj- 


262) Nicht ausfchließlich, weil der Baarvorratb aud für internationale Zah— 
lungen, in vielen Fällen jogar vorzugsweife, in Betracht kommt, alio das Währungs: 
metall anderer Länder zu brauden it. Ebendeshalb empfiehlt ſich ſelbſt eine theilmeife 
Anlage des Baarvorratbs in ausländiihen Wehieln, befonders in Papiergelblän: 
bern. So geſchieht es auch jetzt bei der Defterr. Nationalbank. Ein ähnlicher Vorfchlag 
f. Rußland in mein. Ruji. Rapierwähr. S S. 266 ift der Willkühr ruffiicher Genjur 
(die freilich in diefer Weile nur in ben d eutid: rufl. Oftfeeprovingen, nicht in Pe 
teröburg, Moskau befteht!!) zum Opfer gefallen. 

63) Auch in ber Jahresbilanz der Preuß. B. wird Gold und Silber zuſam— 
men we 

Art. Zettelb., Staatswörterb. XI, 294 ff., Art. Banken, Hanbwörterb. v. 
Rentzſch. & 80—83. 
Wagner, Gutachten. 7J 


u 0 


fiva ausmaden fann, hängt die dauernde Solvenz und die bejtän- 
dige Baarzahlungsfähigkfeit, aljo die Sicherheit und Reali- 
firbarfeit der Pajjiva, die Einlösbarkfeit der Noten ab. Des: 
halb iſt aus dem Gefichtspunct des Princips der Publicität die richtige 
Elajjification und gehörige Specialijirung der Außsleihungen in 
der Bilanz von weſentlichſter Bedeutung. Die jebigen gejeglichen Be- 
jtimmungen hierüber und die thatjächlichen Verdffentlihungen der Banken 
genügen jedody auch in diejer Beziehung noch nicht. 

Die Unterjheidung muß aud hier wieder nad der Sicherheit, 
NRealijirbarfeit und Verfügbarkeit der ausgeliehenen Sum: 
men erfolgen. Die in England, Nordamerika vielfach üblide Trennung 
aller Ausleihungen bloß in öffentlihe und Privatjiderheiten, d. 
h. in Staatspapiere und Vorſchüſſe an den Staat einer-, in Wedjel, 
Lombards, Hypotheken, Gejelichaftsobligationen oder Actien zufammen ans 
berjeit3, entjpricht jenem Verlangen durchaus nicht hinlänglich. Der Unter: 
ſchied zwiſchen den öffentlichen und einem Theile der Privatjicherheiten ift, 
ſoweit es ſich in beiden Fällen um langterminliche oder bloße NRentenpapiere 
handeln kann, in Betreff der Realifirbarkeit nicht einmal durchgreifend und 
jede Kategorie enthält ganz verjchiedenartige Beitandtheile. Der gewöhnliche 
Ausweis namentlih der Bank von England jelbit it in dieſer Beziehun 
aljo ganz unzulänglich und nur wieder durch altes Herkommen gebeiligt. 25) 
Die fejtländijchen, namentlich auch die deutjchen Banken gliedern die Aus: 
leihungen viel rationeller nad den obigen Merkmalen, indem jie Wechſel, 
Vorſchüſſe auf Faujtpfänder (Xombard3), andere Vorſchüſſe 
in Contocorrent, bypothefarijhe Darlehen und Fonds oder 
Effecten und Staat3jhulden unterfcheiden. Das Hauptgejhäft, öfters 
dag augsjchliegliche der Zettelbanfen, beiteht mit Recht aus der Wechſel⸗ 
discontirung und Lombardirung, der Bankausweis muß aljo bejonders 
hierüber das Erforderliche enthalten. Die Bankbilanzen find nun öfters in 
jo fern mangelhaft, als diefe Gruppen der Ausleihungen nicht ganz richtig 
geihieden und innerhalb derjelben nicht weiter jpecialifirt wird. So 
werden im Ausweis der Preuß. Bank neben Wechjeln und Lombard3 die 
„Staat3papiere, diverje Forderungen und Activa” in Einen Poſten zu: 
jammengezogen. Wehnliches gejchieht bei einigen anderen deutichen Banken. 
Mehr jpecialifirt jind die Ausmweije der Franzöfiichen und der Ruſſiſchen 
Bank, aber den zu ftellenden und wiederum unſchwer zu erfüllenden Anfor: 
derungen genügen alle dieje Ausweiſe doch nur unvollkommen. 

Folgendes jcheint mir verlangt werden zu müſſen. Gerabe bei den 
Ausleihungen ift die Bertheilung auf die Hauptbanf und die Fi— 
lialen wichtig. Darüber muß die Monatsbilanz großer Banken und ber: 
jenigen, melde wie viele kleine beutjche, in den Filialen u. j. mw. den 
Schmwerpunct ihrer Wirkjamkeit haben, genaue Aufſchlüſſe nad) den Haupt: 


265) Gin Ausweis über bie einzelnen Beſtandtheile ber Sicherheiten nad d. 
parlam, Papieren ſ. 3. B. in meinen Beitr. S. 148. Zu den öffentl. Sicherheiten 
gehören Stods u. Annuitäten, Schapfammerfcheine, nebſt Vorſchüſſen darauf und auf 
Deficiencybills (zeitweil. Vorſchüſſe zur Berichtigung von Staatsausgaben an den Staat, 
3. B. bei den Quartalzinszahlungen, wenn die Ginnabmen des Staats momentan nicht 


ausreichen; neuerdings anders regulirt). Zu den Brivatfich. gehören aber z. B. auch 
East India Bonds, City Bonds u. a. m. * 
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clafjen der Ausleihungen gewähren, wobei die Geſammtheit der Filialen 
zujammengefaßt werden kann. Darin befriedigen die franzöfiichen, ruſſi— 
ſchen 266) und 3. Th. die öfterreichijchen Zettelbankausweiſe jo ziemlich, die 
engliſchen, amerifanijchen und deutſchen meijtens nicht. Im Jahresbericht 
wird pafjend, wie in dem der Preußiichen Bank eine Ueberſicht über den 
Stand der Ausleihungen bei den einzelnen Filialen gegeben. 

Ein bejonderer Mangel der Ausweiſe liegt wieder bei einzelnen klei— 
nen Deutichen Banken darin vor, daß dieje in der Bilanz als Einen Ge: 
jammtpoften da8 Guthaben der Bank bei ihren Filialen, Come 
manditen u. |. w. oder ähnlich kurzweg die „Guthaben bei Ban— 
quiers“ oder die „Suthaben bei auswärtigen Correſponden— 
ten” aufführen. Auch die großen Bolten „Guthaben in laufender 
Rechnung“, welde bei einzelnen diejer Banken vorkommen, jcheinen mit: 
unter das in der Commandite angelegte Bankkapital zugleich mitzuenthalten. 
Die Einfilbigkeit der Berichte gewährt hierüber Feinen jicheren Aufſchluß. 
Hier muß volljtändige Klarheit verlangt werden. Das in der Commandite 
arbeitende Bankfapital könnte ja, wie es paflirt ift, 267) Verluſte gehabt 
baben und auf diefe Weije künſtlich eine Unterbilanz verborgen werden. 
Schwierigkeiten madt bier nur die rechtliche und gejchäftliche Stellung der 
Hauptbank zu ihrer Filiale, Commandite u. j. w. Eine Filiale ift in ber 
Regel eine Zmweiganftalt der Bank, melde ganz auf deren Rechnung 
geführt wird. ft der Bank ſtatutariſch oder gejetlich ein bejtimmter Ge: 
ſchäftskreis vorgezeichnet, jo darf eine jolche Filiale nur diejelben Ge- 
Ihäfte wie die Hauptbant machen. An den Banfausweijen müfjen dann die 
Geihäfte der Hauptbank und der Filialen Rubrik für Rubrik getrennt er: 
ſcheinen. Wenn nur ein Gejammtpojten als Guthaben bei der Filiale in 
der Bilanz jteht, jo erhält man über die Vertheilung der von der Filiale 
bewerfitelligten Augleihungen u. |. m. gar feinen Aufſchluß. Wenn aber, 
wie eö bei deutſchen Banken aud vorkommt, ein bejtimmtes Kapital einer 
Bank auf Gewinnantheil in einem fremden Geichäft, 3. DB. bei einem 
Banquier angelegt iſt, jo kann über die wirkliche Veranlagung dieſes 
Kapitals in verihiedenen Bankoperationen im Ausweis nicht immer Auf: 
ihluß gegeben werden. Someit den Banken ein bejtimmter jtatutarijcher Ge: 
ſchäftskreis gezogen ift, widerfpricht eine joldhe Anlage von Banffapitalien 
dem Geijt, wenn nicht dem Wortlaut folcher Beitimmungen, denn zu allen 
möglichen anderen Gejchäften kann das Bankkapital dann verwendet wer: 
den, ohne daß nur irgend eine Eontrole darüber möglich ijt. Wird jedoch 
eine joldhe Veranlagung von Banflapitalien zugejtanden, jo muß im Aus: 
weis und im Gejchäftsbericht jedenfall das Verhältnig deutlich hervor: 
treten und in feiner quantitativen Bedeutung für die geſammte Gejchäfts- 
thätigkeit der Bank fiher erfannt werden können. Dagegen verjtoßen unjere 
Bankausweiſe wieder. Namentlich die einfache Einftellung joldher Comman— 
ditfapitalien unter die Rubrik „Guthaben in laufender Rechnung” iſt ganz 


266) Am Ausweis ber B. v. Frankreich werden die Wechſel und bie verjchiedenen 
Arten von Vorſchüſſen getrennt nad der Hauptbanf und ben Filialen aufgeführt; ähn— 
lih und noch jpecieller (auch periobiiche Beröffentlihungen über die einzelnen Filialen), 
in ben Ausweiſen der Ruſſ. Reichsbank. 

267) So hat die Geraer Bank i. %. 1864 in ihrer Berliner Agentur erhebliche 
Berlufte erlitten. 7 
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unftatthaft. Mitunter werden jo große Summen al3 Kapitalien bei den 
Commanditen u. j. w. oder als Guthaben in laufender Rechnung in Einem 
Poſten in der Bilanz angeführt, daß diejes eine unbekannte X für die Lage 
der Bank jehr enticheidend iſt. 269) 

Die Filialfapitale find eigentlihd audh nur fingirte, rechnungs— 
mäßige Aktiva, die eigentlichen Aktiva bejtehen in den Activen der Filia— 
len, den Baarbejtänden, Außsleihungen u. j. w. Die Forderungen der Banf 
an Fremde werden richtig in der üblichen Weiſe als Wechſel, Lombards, 
Borjhüffe in laufender Rechnung u. dgl. m., Hypotheken, Effecten und 
Staatsjchulden unterjchieden. Mangelhaft ijt in den Bankausweiſen dabei 
nur die oft nit genügende Klarheit über den Poſten der 
Eontocorrent= und dgl. Forderungen und die fehlende Spe- 
cialijirung innerhalb der einzelnen Rubriken. 

Die Wechſel werden in den meijten deutjhen und fremden Bank— 
ausmweijen nicht weiter unterjchieden. Zu verlangen ift aber die einzeln vor— 
fommende Trennung von Disconto- oder Platzwechſeln, Remeſſenwechſel auf 
inländijche oder auf fremde Pläte. Dieje Scheidung erfolgt in ber 
Sahresbilanz der Preußiichen und in den gewöhnlichen Bilanzen der Frank— 
furter Bank. Der Begriff des „fremden“ oder „auswärtigen“ Wechſels 
muß bier jedoch jcharf bejtimmt werden. Für das Credit: und Bankweſen 
find als eigentliche fremde Wechjel nicht die zu betrachten, welche auf einen 
Pla eines anderen zu derjelben heimiſchen Volkswirthſchaft gehörenden 
Staats, jondern diejenigen Wechſel, welche auf Pläße fremder 
Bolfswirthihaften lauten. Denn dieje Wechjel kommen für Die 
großen internationalen Zahlungen als „Anweifungen auf in der Fremde 
befindliches Geld” in Betracht, können aljo entiprechende baare Remittirun— 
gen erjeßen. Bejonders Central banken, vollends in Papierwährungslän- 
dern, jollten etwaige ſolche Beträge apart aufführen, mie e8 aud von der 
Oeſterreichiſchen Nationalbank geſchieht. Die deutſche Bankſtatiſtik leidet aud) 
bier unter der politifchen Zerreißung des deutſchen Wirthſchaftsgebiets. 
Ein in der Preußifchen Bank befindliher Wechjel auf Leipzig oder Ham— 
burg gilt bier jo gut für einen auswärtigen als einer auf London, wäh— 
rend er doch aud für die Bewegung des Baargelds ganz anders zu be— 
traten ijt. Die Wechſel deutſcher Banken auf andere als ihre Domicilorte 


268) Im Ausweife der Luremb. B. fommen unter 12,294,000 Fr. Activis 
(nah Abzug von 5 Mill. Fr. eigener Actien) 2,821,000 Fr. Gommanbditfapitalien, 
2,860,000 Fr. Gontocorrentdebitoren u. div, Activa vor (Febr. 1869)! Die Büdeb. 
Bank notirt unter 1. Mill. Thlr. Activis 253,000 Thlr. Kapital der Bremer Agentur 
u. 147,000 Thlr. fonftige „Debitoren“ (Ende 1865). Die Weim. B. bat 2,585,000 Thir. 
Guthaben und Berfchiedenes, ein faft ebenfo bober Poſten, als die Wechiel (Ende Febr. 
1869), die Goth. B. 1,038,000 Thlr. Gutbaben in lauf. Rechnung u. div. Activa 
(etwa balbfoviel wie in Wechieln 3. derſ. Zeit), die Geraer B. 1,436,000 Thlr. De: 
bitoren in laufender Rechnung, auch nicht viel weniger als Wechfel, bie Thür. B. 
752,000 Thlr. Guthaben in laufender Rechnung (incl. Gut und Fabrif Dallwig!), die 
Def. B. 1,190,000 Thlr. Korderungen in laufender Rechnung, mehr als Wechſel, bie 
Braunſchw. 8. 1,127,000 Thlr. „Contocorrentjaldi gegen Sicherheit”, die Darmit. 
3. 515,000 fl. Guthaben bei Banquiers. Wie bei diefen Banfen die Kapitalien, weldye 
in ben Filialen und Commanditen arbeiten, angelegt find, erfährt man nicht. Wo fteden 
3. B. die Antbeile, mit denen fich die Braunihw., Darmft. u. Geraer Banf in bem 
Geihäft von rege u. E. in Hamburg betheiligt haben? In den Debitoren in lauf. 
Rechnung ? 
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und aud auf alle wichtigeren deutſchen Plätze können nur als inländijche 
Wechſel aufgefaßt werden. 

Einer anderen näheren Specialifirung der MWechjel kommen die Aus: 
weiſe noch nirgends nah, nämlich einer Elajjification nah Fällig— 
feitSterminen. Die meijten Zettelbanfen der alten und neuen Welt dig: 
contiren nur Mechjel bis höchſtens 3 Monat oder etwa 100 Tage Ver: 
fallzeit. Die durchſchnittliche Verfallzeit ift wenigftens bei vielen deutjchen 
Banken bedeutend Fürzer. 26%) Die Verfallzeit bedingt nun die Art und den 
Umfang der Rüdzahlungen an die Bank, aljo namentlid) auch der regel- 
mäßigen Nüdjtrömung der Banknoten zur Bank, folglic) die Verfügbarkeit 
der im Wechjelportefeuille jtecfenden Gapitalien — von etwaiger Weiterbe- 
bung (Rücdiscontirung) der in den Händen der Bank befindlichen Wechjel 
abgejehen. Die Kenntniß der Verfallzeit der Wechſel (Vorſchüſſe u. ſ. mw.) 
bat aljo auf der Activjeite der Bilanz eine ähnliche Wichtigkeit, wie Die 
Kenntnig der Kündigungstermine der Depofiten auf der Paſſivſeite. Es 
würde daher jehr erwünjcht fein, wenn wenigſtens die großen Gentralban 
fen regelmäßig aud die Wechjel in drei oder vier Claſſen ſchieden: bis 30 
Tage, 31—60 Tage, 61—90 Tage und längere Berfallzeit. Dadurch würde 
die Qualitätsbeitimmung des Wechjelportefeuilles einer Bank fehr ge- 
mwinnen. 

Dafjelbe gilt von einer anderen Specialifirung des Portefeuilleg, 
nämlich einer Glajjification nad der Zahl der Unterſchriften, 
aljo der wechſelrechtlich Verpflichteten auf den Wechſeln. Bes 
kanntlich iſt es Ujus und auf dem Gontinent vielfach ſtatutariſche Vor: 
ſchrift, daß die discontirten Wechjel „wenigjtend drei gute Unterjchriften“ 
. tragen müfjen. Trog erheblicher Vorzüge hat diefe Marime auch ihre Nach— 
theile. Auch hier Fann die öffentliche Gontrole vermittelnd eintreten. Wenn 
Banken die Erlaubniß befommen, Wechjel mit zwei Unterjchriften zu dig- 
contiren, jo wird die Beitimmung, die Wechſel in der Bilanz in zwei Ab: 
theilungen al3 Wechſel mit zwei und mit mehr als zwei Unterſchriften aufzu— 
führen, ſchon wieder eine öffentlihe Controle ermöglichen. Im Jahresbericht 
wären die Verluſte an Wechſeln ebenjo nach diefen zwei Claſſen getrennt 
anzugeben. 

Die nothleidenden, beim Verfall unbezahlt bleibenden Wedhjel 
bilden ein gutes Kriterion für die Gejchäftslage und für die Engagements einer 
Bant mit bejjeren oder ſchlechteren Kunden. Die Franzöfifche und die Ruſſiſche 
Bank verdffentlihen in den Bilanzen daher mit Recht Daten hierüber. Lebtere 
fehlen dagegen in den gewöhnlichen Bilanzen der deutſchen Banken, jo viel 
ich jehe, allgemein, nur in den Sahresberichten und Schlußbilanzen finden 
jie jih. Gerade bei den unbezahlt bleibenden Wechjeln würde auch nach der 
Zahl der Unterjhriften pafjend zu clafjificiven fein, 

Die Lombarddarlehen oder Borjhüfje auf Faujtpfänder 
jollten allgemein ebenfall3 nad den Fälligkeitsterminen, jodann nad) 
den Kategorien der Pfänder unterjchieden werden. Erſteres gejchieht 
in feinem Bankausweis, e3 iſt aber troß der gerade bei den Lombards oft 


269) In ben legten vier Jahren 1865—68 war die durchſchnittliche Verfallzeit 
ber Rlagwechiel bei der Preuß. Banf 61, 63, 63, 59 Tage, der inlänbifchen Remeſſen— 
wechſel 32, 33, 31, 28 Tage. 
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und vielleicht zu oft — auch in Deutſchland — vorkommenden regelmäßi- 
gen Brolongationen aus demjelben Gründen wie bei den Mechjeln wüns 
Ihenswerth. Denn man kann dann überblicken, wann und in weldem Um— 
fange Zahlungen an die Bank zu leijten find, die Bank alſo rechtlich in 
der Lage iſt, das ausitehende Darlehen im Nothfall durd Nealijation des 
Pfandes einzuziehen. Die Unterjcheidung nach den Pfandgattungen, inäbe- 
jondere Belehnung von edlen Metallen, Werthpapieren und 
Waaren erfolgt bereit3 mehrfach in den Bankausweiſen, z. B. den fran— 
zöſiſchen und ruſſiſchen, während die engliichen und deutjchen hierüber wie— 
derum gar nichts oder nur einige Daten in den Jahresberichten enthalten. 
Dieſe Unterſcheidung iſt practiich jehr wichtig, weil von der Natur des 
Pfands die Sicherheit des Darlehens weſentlich mit abhängt und die Art 
der Lombardgeſchäfte auf die Geſchäfts- und Geldverhältnifje eines Platzes 
Licht wirft. In leßterer Hinficht ift daher wiederum die Specialifirung der 
Lombards nad den Filialen, wie im Sahresberichte der Preußiſchen Bank, 
erwünscht. 27%) Paſſend wird ferner innerhalb der einzelnen Kategorien 
noch weiter jpecialifirt, bejonder8 bei den Werthpapierlombards, mie das 
u. U. im Ausweis der Franzöfiihen Bank auch geſchieht, wo die betreifen- 
den Vorſchüſſe auf Staatsfonds, Eijenbahnpapiere und Papiere des Credit 
foncier getrennt angeführt werden. Sehr zweckmäßig würde auch der Werth 
der Pfänder zugleich in den Ausweiſen angegeben oder wenigjtens der 
wirkliche Durdjchnittsprogentiag der Belehnung vom Werth innerhalb der 
jtatutariichen Grenze, welche für die Marimalhöhe des Vorſchuſſes gezogen 
zu jein pflegt. 271) 

Die Darlehen in laufender Rechnung, welde u A. im ſchot— 
tiſchen Banfwejen eine bejondere Entwidlung zeigen, haben jih auch in 
Deutſchland namentlich bei den EFleinen Zettelbanfen und bei anderen 
Banken neuerdings nicht unbedeutend ausgebildet. Die bezüglichen Veröffent- 
lihungen darüber find aber noch recht dürftig. Abgejehen von dem oben 
Ihon berührten Buncte, daß die Trennung der Gontocorrente der Bank mit 
ihren Filialen, Commanditen u. |. w. von denjenigen mit dem gejchäfttrei= 
benden Publikum nicht deutlich erfolgt, findet fich auch nur jelten die Art 
der Dedung für den gewährten Credit angegeben. Mindejtens hierüber 
ind Nachweilungen nothwendig, um jo mehr, da die Natur diejes Ge— 
Ihäftszweigs andere jpeziellere Daten in den Bankausweiſen kaum gejtattet. 
Es ijt demnach zu unterjcheiden zwiſchen ſolchen Forderungen ohne oder 
mit jpecieller Deckung, im letteren Fall, ob hypothekariſche (in Scott: 
land häufig, auch bei deutſchen Banken, wie z. B. der Hannover'ſchen, vor— 
fommend), Fauſtpfand-, Wechſel-, Bürgjhaftsdedung beiteht, 
dieje 3. B. wieder in Schottland und England gebräudlid. 

Gigentlide hypothekariſche Darlehen kommen bei Zettel- und 
Depofitenbanfen wenigitens auf dem europäiichen Eontinente mit Recht nur 
wenig oder als Gejchäft einer bejonderen Abtheilung der Bank vor. An— 
gaben über den Werth des Grundjtüces oder Haujes jollten dann nicht 





270) Der Vergleich der Wechſel- und der Lombardgeſchäfte an verichiedenen Plägen 
it oft recht inftructiv, 3. B. die großen Lombarde in Königsberg, Memel, die Heinen 
in Gtettin. 

271) Die Ruf. Reichsbank führt auch die beim Verfall unbezablt gebliebenen 
Lombarbbdarleben an. 
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fehlen, ferner iſt die Unterſcheidung zwiſchen ländlichen und ſtädtiſchen 
Hypotheken auch hier paſſend. Namentlich aber iſt die Form der Kündbar— 
keit und Tilgung, ob z. B. in Annuitäten, zu wiſſen nothwendig. Die 
deutſchen Bankausweiſe ſtellen mitunter die vielleicht zufällig bei Liquida— 
tionen, Concurſen u. ſ. w. übernommenen Hypotheken mit anderen For— 
u und diverjen Activen in Einen Poſten zufammen, mas unitatt- 
aft ift. 

Fonds und Effecten find aud für die Banken meiften® lang: 
terminliche Forderungen, die in der Zwijchenzeit bis zur contractlichen 
Rüdzahlung nur durh den Verkauf an ber ! T zum jeweiligen, 
aljo zu verſchiedenem Eurje zu realifiren find. In beiden Beziehungen 
eignen fie fich nicht ald Anlage für Zettel- und Depofitenbanfen, da dieje 
auf baldigen Eingahg ihrer Forderungen al Bari fiher müffen rechnen 
fönnen. Mit Recht find fie daher in der Regel aus dem Gejchäftäfreife 
jolder Banken ausgejchlofjen oder auf einen Eleineren Betrag und auf Pa— 
piere mit kurzer Verfallzeit al Bari, wie z. B. Schatzſcheine, beſchränkt. 
Die vorhandenen Effectenbejtände jollten mwenigitend nad Kategorien, 
3. B. Staatöpapiere, Prioritätsobligationen und Pfandbriefe, Actien u. j. m. 
und zum Theil 3. B. bei den Staatspapieren und Actien mit noch weiterer 
Specialifirung, 3. B. ob auf Metall: oder Bapierwährung lautend, 272) im 
Ausmweije ericheinen. Dies gejchieht in den gewöhnlichen Ausmeijen bisher 
nirgends, nur die Jahresberichte und danach mitunter die Jahresbilanzen 
enthalten wohl einige jpeciellere, auch bei den deutſchen Banken nod nicht 
immer genügende Daten über die Effectenbejtände der Banf und des Re— 
jervefonds. Eine bejondere Schwierigfeit für die Bilanzaufmahung Liegt 
dann noch in der rihtigen Werthberehnung der Effecten, ein Punct, 
welder mit der Jahresgewinnberechnung zujammenhängt. Das Nichtige it 
bier wohl die Annahme der Effecten zum Curswerth am Jahresihluß 
und ihre Fortführung zu diefem Werthe, jomweit es jih um alte Effecten- 
beitände handelt, durch die Monatsbilanzen unverändert hindurch big zum 
nächſten Jahresſchluß. Die Annahme zum Eurswerth jtatt zum Ankaufs— 
werth ergibt allerdings am Jahresihluß, vor wirklich erfolgter Realijation, 
leiht nur imaginäre Gemwinnjte oder Berlujte, wodurch gelegentlich eine 
zu günjtige Weberbilanz oder anderſeits eine zu große Unterbilanz hervor— 
gerufen werden Fann. Allein das iſt nicht zu ändern und gleicht ſich ohne— 


272) Es verräth vollfiändige Unkenntniß ber volfswirtbichaftlichen Geſetze des 
(eigentlichen, umeinlösbaren, mit Awangscurs verjehenen) Papiergelds, wenn auch 
deutſche Zettelbanfen, deren Währung alſo Metall war, Geihälte in Bapierwährungs: 
ländern, wie Defterreih und Nordamerifa zu machen, Effecten biejfer Länder, und zwar 
auch auf Papierwährung lautende, zu erwerben wagten. Denn bei jeder Krije und 
Baiſſe verloren fie doppelt: am Curſe des Effects und zugleih am Wechjelcurfe, b. b. 
am Agio. Wenn baber unfere überforgfamen deutſchen Bankſtatuten irgend welche Ge: 
fhäfte und Effecten bätten ausſchließen follen, fo wären es öſterreichiſche geweſen. Aber 
unter der allgemeinen Benennung „Papiere Deuticher Bundesſtaaten“ wurden 3. B. ſelbſt 
in das Belchnungsgeichäft öfterreichifhe Staatspapiere zugelaffen, während es body faum 
ein Cursſchwankungen mehr ausgefegtes Effect in der Welt gibt, bejonders für ben 
ausländiſchen VBefiger. Vgl. z. B. Franff. Bankſtat. $ IIN. 2. — Die Geraer 
Bank hatte fich bis auf eine Agentur in Reichenberg emporgefhwungen, bie fie natürlich 
mit Berluft auflöfen mußte. — Ueber die Beziehungen zwifhen dem Papiergeld, Sil— 
beragio und dem auswärtigen Kapital f. Näheres in meinen Schr, üb. Defterr. u. 
Rufj. Baluta, u. A. Tüb. Ziſchr. 1861 ©. 614 ff. 
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bin in jpäteren Sahren wieder aus. Um bei einem bejonderd günftigen 
Cursſtande nicht imaginäre Gewinne als Dividenden zu vertheilen, Tann 
man ja, wie das von joliden Banken, 3. B. der Frankfurter, auch wohl ge: 
ſchehen iſt, den Nechnungsgewinn ganz oder theilweije rejerviren. Der für 
uns practiſch wichtigere Kal, daß bei der Berechnung nad) dem Curswerth der 
Gewinn zu jehr geihmälert, die Lage der Bank zu ungünftig ericheinen wird, 
fann doc die Anrehnung nad einem anderen als dem Curswerth nicht 
räthlich erjcheinen lafjen. An den für Banken ohnehin oft Fritiichen Zeiten 
anhaltender Baifje, fteigenden Zinsfußes, iſt eine andere Berechnung der 
Effecten zu riscant. Man erinnere jih an die Kortführung entwertheter 
Effectenbejtände zum Anfaufspreije bei der Preußiihen Bank bis zum Ber: 
trage vom 28. Febr. 1856, wo dieje Effecten der Bank vom Staate zum 
Nennwerthe abgenommen werden mußten (SAN. 3 d. Bertr.).27) Im Gan- 
zen, namentlich wenn es jih um größere Effectenpojten handelt, iſt jogar 
die Curöwerthberehnung nad) dem 31. Dec. des Jahres oft noch zu gün- 
jtig, weil eine Veräußerung zu diefem Gurje fraglich bleibt und letterer 
vielleiht nur nominell ijt, möglihenfalls ſelbſt bloß durh Manoeuvres der 
Banf im Eursblatt jo erhalten wird. 27%) Die Banken befolgen nicht immer 
eine gleiche Praxis. Selbjt die Preußiſche Bank jtellt in ihre Jahresbilanz 
die in den lebten Jahren leider wieder jehr gewachſenen Effectenbejtände 
zum Antaufspreije ein. — Effecten, welde im Laufe des Gejchäftsjahrs 
verfauft werden, jind natürlich für den Verkaufspreis zu verrechnen und 
ein Gewinn oder Verluft gegen den Bilanzwerth auf Gewinn: und Ver— 
Iujtconto zu jegen. Effecten, welche im Yaufe des Jahres angefauft werden, 
mögen zum Anfaufspreije in den Monatsbilanzen bis zum Jahresſchluß, 
von da an im nädjten Jahre aber zum Curswerth der Jahresbilanz er: 
ſcheinen. 

Eine beſondere Stellung in der Bilanz beanſpruchen ſolche ſtehende 
Effectenbeſtände, welche gar nicht oder nur bedingungsweiſe in 
gewiſſen Fällen veräußert werden können, meiſtens Staatspapiere, 
welche bei Zettelbanken wie den nordamerikaniſchen geſetzlich als ſpecielle Deckung 
der Banknoten u. ſ. w. dienen 275) oder wie bei der Franzöſiſchen Ban, 
als eine Form der Schuldaufnahme des Staats bei der Bank und der Be: 
zahlung des verliehenen Banfprivilegiums, 276) zur vorjchriftsmäßigen Ber: 


273) Der abgenommene Betrag war 9.+ Mill. Thlr. Nennwertb. D. Hübner 
u. U. haben oft gegen bie Anrehnung bdiefer Effecten zum Nennwerth in ber Bilanz 
polemifirt, f. deſſ. Jahrb. V, 176. Die jeßige weiter unten im Text erwähnte Praris, 
bie Effecten zum Anfaufspreife einzujegen, ift ebenjo unitatthaft. 

27) So hat z. B. die Oeſterr. Grebitanftalt früher Millionen Theißbahnactien 
al Bari in ber Bilanz gehabt, dem Gurszettel entiprebend, wo aber ber Gurs nur 
fünftlih al Bari erbalten wurde, weil jene Anftalt jedes Papier dazu auifaufte. Der 
reelle Werth war ec. 700%, ! 

275) Mat. Banfgeiek v. 1864, bef. $ 15, 21; Hod ©. 734. 

ei. Nach Geſetz v. 9. Juni 1857 mußte bie —— Bant in „immobilifirten 
Reuten“ 100 Mill. Fr., über die Hälfte ihres (damals verdoppelten) Kapitals von 
182.5 Mill, Fr. anlegen. Dafür wurde ihr Privileg, bas Ende 1867 abgelaufen wäre, 
bis Ende 1897 verlängert. Außerbem bat die Bank jeit 1848 dem Staate einen größe: 
ren Vorſchuß für längere Zeit gegeben, ber anfangs 100, vorübergehend 125 Mil, Fr. 
betrug, bis auf 30 Mill. vermindert wurde und jekt 60 Mill. ausmadt. ©. Cour- 
celle-Seneuil, traité etc. d. banque, Par. 1858, p. 591 f., Wolowski, 
quest, des banques, Par. 1864, p. 284, 303, 451; meine Oefterr, Dal, I, 63, 
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anlagung des Bankkapitals in ihnen, von der Bank erworben werden 
müſſen. Solche Staatspapierbeſtände ſind dann ganz ähnlich wie ſtehende 
Staatsanleihen bei einer Bank zu betrachten. Letztere Anleihen ſind 
wiederholt den Banken von der Staatsgewalt aufgenöthigt worden als 
Preis des Bankprivilegs, wobei dann meiſtens nur eine einzige Geſammt— 
ſchuldverſchreibung des Staats für die Bank, nicht Partialobligationen, 
welche allein eine Realiſirung der betreffenden Ausleihung ermöglichen wür— 
den, ausgeſtellt werden. Die wichtigſten Beiſpiele ſolcher Staatsſchulden 
an Banken ſind die engliſche Staatsſchuld an die Bank von England, de— 
ren Entſtehung und Entwicklung bekanntlich mit der Gründung und dem 
Wachsthum dieſer Bank eng zuſammenhängen; 277) ferner aus der neueſten 
Zeit das Darlehen von 80 Mill. fl., welches die Oeſterreichiſche Nationalbank 
nad der Bankacte von 1864 dem Staate für die Dauer des Bankprivilegs 
gewähren mußte. 27°) Aber auch jonjt find ſolche Darlehen an den Staat 
in ähnlicher Weije vorgefommen, u. U. bei der Frankfurter Bank nad) $ 79 
der Statuten ein unverzinsliches Darlehen von 1 Mill. fl.279) Als Form 
der Bezahlung des Bankprivilegiums ijt ein joldhes Darlehen der Bank an 
den Staat bier nicht weiter in Betracht zu ziehen, e8 mag nur beiläufig 
erwähnt jein, daß es jchwerlich eine gute Form hierfür ift. Für die Beur: 
theilung der Lage der Bank ift die genaue Kenntniß der Nechtäverhältniffe 
jolher Darlehen und der Verfügbarkeit, welche die Bank über die betreffen: 
den Summen bejitt, von großer Wichtigkeit. Der Mangel bejteht gemöhn: 
lih darin, daß die Bank über diefe Summen gar nicht oder nur ſchwer 
verfügen kann. Soweit die betreffende Ausleihung zur Yundation von Bank: 
noten und Depofiten mitdient, d. 5. jomweit fie den Betrag des eigenen 
Kapitals der Bank überjchreitet, bildet fie aljo eine nicht unbedenkliche De: 
ckung dieſer Paſſiva der Bank; ſoweit fie höchitend den Betrag des Stammes 
fapital3 erreicht, iſt lebteres, wie im Kalle der Banken von England, 
Frankreich und Oeſterreich, thatjächlih für die Zwecke des Bankgeſchäfts 
und die jederzeitige Zahlungsfähigkeit der Bank nicht disponibel. 230) Dieſe 


27T) Außer ber hist. of the B. of Engl. von Francis f. u. 9. Juglar, la 
banque d’Angleterre in Horn’s Ann. internat. du cred. publ. 1860, II. p. 366 ff. 
bis 383 u. 1861 III, p. 375 ff. u. die Zufammenftelung in meiner Defterr. Val. I, 184. 

278) ©. 5 4 des Vertr. zw, Staat u. Banf v. 3. Jan. 1863, f. Näheres in ben 
unten Anm. 281 angegebenen Stellen. 

279) Dafür find jedoch hinterlegt ſtädtiſche 3'/,%/, auf ben Inhaber ausgeftellte, 
mit Zinsabjchnitten u. Zinsanweifung verfebenen Schuldverfchreibungen im Nominal: 
wertb. 

250) For mell ift das Kapital der Engliichen Bank zwar im Banfdepartement 
verfügbar, weil formell die Staatsihuld und andere öffentlihe Sicherheiten ald De: 
dung für die metallifh ungebedien Noten im Emiifionsdepartement valediren. Aber 
materiell und nad ber biftor. Entwidiung ift body das eigene Kapital ber Bank 
dem Staate gelichen und in ſolchen Sicherheiten angelegt und find die Noten reell 
banfmäfig gebedt wie bei den anderen Banken. Da bie metalliidh ungebedte Noten: 
emiifion (früher 14, jetzt 15 Mill. Pd. St.) dem Kapital faft genau gleich ift (14.593 
Mill.), jo läuft die Einrichtung ber Engl. Bank auf eine bloße Rechnungs: und Form— 
verihiebenheit von anderen Banken hinaus. Diejes von den Anhängern ber Peel'ſchen 
Acte oft verfannte ober tenbenziös entjtellte Sadverbältnig muß für die allgemeine 
Banktheorie richtig aufgefaht werben, ©. bie Begründung in meiner Defterr. Val. I, 
53 ff. Ein Darlehen aus dem Kapital bat weniger Bedenken, als ein ſolches aus 
ber Notenemifjion. Ueber bie relative Rechtfertigung des letzteren bei großen 
Gentrafbanten j. meine Rujj. Papierwähr. ©. 263 
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Verhältniſſe müſſen daher auch in den Bankausweiſen deutlich zu erkennen 
ſein, was bei den genannten Banken einigermaßen wenigſtens der Fall iſt. 
Endlich ſind als letzte Claſſe der Ausleihungen noch andere di— 
recte Darlehen an den Staat in der Bilanz beſonders aufzuführen. 
Solde kommen im gewöhnliden Gejchäftsverfehr einer Bank mit der 
Staats- oder Finanzverwaltung, deren „Banquier” die Bank ijt, wohl vor 
und werden dann bald wieder abgemidelt. Bei der Zartheit aller Verbin: 
dungen zwijchen Staat und Bank, bei welchen erjterer Schuldner iſt, und 
der Gefahr, daß aus ſolchen Verhältniffen eine größere dauernde Verſchul— 
dung des Staat? an die Bank hervorgehe, ijt e8 im Intereſſe beider Theile 
nothwendig, daß die bezüglichen Gejchäfte im Ausweiſe recht Elar hervor- 
treten. 291) Neben ſolchen Darlehen kommen aber bejonders in jchwierigen 
— größere und in der Regel dann auch länger dauernde 
arlehen der Banken an den Staat vor, oder es wird auch die Bank 
nachträglich mit der Liquidation gewiſſer Staatsſchulden, z. B. des 
Staatspapiergeldes betraut, vielleicht, wie die Oeſterr. National- und die 
Ruſſ. Reichsbank mit zu dieſem Zwecke errichtet, wo ihr dann größere 
Staatsſchuldpoſten als Aktiva überwieſen werden. Typiſche Beiſpiele für 
Schuldverhältniſſe dieſer Art find die eben genannten Banken gjetzt und bie 
Engliſche Bank in der Zeit der franzöfiihen Revolutionskriege. 292) Solche 
nit realifirbare Schuldpoften führen dann regelmäßig zur Zahlungsun— 
jähigkeit der Bank, alfo zur Uneinlösbarfeit der zum eigentlichen Papier- 
gelde gewordenen Banknoten. Banktechniſch betrachtet liegt die Inſolvenz 
ber Dejterr. und Ruſſ. Bank, wie früher der Engliihen in nichts Anderem 
als in der Unrealifirbarkeit folder großen Staatsſchuldpoſten. Die durch 
legtere gedeckten Banknoten find im Grunde nur mit dem Giro der Banf 
verjehenes Staat3papiergeld. Die Bankausweiſe fönnen daher nicht deutlich 
genug ſolche bedenkliche Schuldverhältnifje zur Anſchauung bringen. Die 
Öjterreichiichen und rufjichen Bilanzen thun dies jest aud) jo ziemlich. Für 
alle Banken ift e8 aber ein wichtiger Grundſatz, jolche Verhältniffe, die 
oft im Kleinen beginnen, der öffentlichen Gontrole nicht zu entziehen. Na- 
mentlich jollten alle Gejhäfte mit dem Staate apart aufzuführen jein, 
daher, wie es auch in Deutſchland, dem Vernehmen nad) auch bei der Preuß. 
Bank gelegentlich vorgefommen ift, nicht etwa in privatgejhäftlihe Formen 
des Wechſels u. j. m. gefleidet unter den gemöhnlichen Außleihungen an 
Private verſchwinden. 232°) 








281) Auch Peine bdeutiche Banken Haben fich bei der Gonceffion wohl verpflichten 
müfjen, dem Staate ſolche Vorihüffe zu gewähren, fo bie Geraer Bant bis 150,000 Thlr. 
nad $ 26 dem Staate Reuß j. 2.! Im Ausweife erſcheint die Summe nicht apart. 

262) Ueber die Engl. Bank ſ. bei. Tooke, Geih. d. Preije B. 1; über bie 
Deiterr,. B. Zugſchwerdt, Banfwei. u. Nat. b,, Wien 1855 u. meine biftor. ftatift. 
Arbeiten im Staatswörterb., Art. Oeſterreich. Abſchn. Finanzen, VII, 600 ff., Oeſterr. 
Bal. I, 40 ff., 175 ff., über die Banfacte von 1862 letztere Schrift u. (Höfken) die 
öſterr. Fin. probl. bezügl. VBank.:Qal. u. Defic., mein Aufl. „d. neue Defterr. Banfacte“ 
in Unf. Zeit 1863 ©. 235 fi., Höfken in Hilbebr. Jahrb. 1863 I u. Michaelis in 
Vierteljahrſchr. f. Volkswirthſch. 1863; über die Ruf. B. Goldmann, Ruſſ. Papier: 
geld, Riga 1866, u. meine Ruff. Papierwäbr., bei. ©. 121 ff., 223 ff., 242 ff., aud 
Horn Ann. du ered. publ. Jahrg. 185961 über die Defterr. u. Rufl. Banken, 

2824) So wurbe ein fehr gefährliches Geſchäft ber Oeſterr. Nat. B., das mit zur 
Injolvenz des 3. 1848 führte, nämlich die Escomptirung von ſchließlich 50 Mill. fl. 
Staatscentralcajjeanweifungen, ſelbſt noch im 3. 1848 der Deffentlichkeit entzogen, indem 
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Endlich muß noch die letzte Kategorie von eigentlichen Bankactiven, 
die anderweiten Vermögenswerthe, richtig und ſpecificirt im Auss 
weiſe erjcheinen. Hauptjächlid gehören hierher die Grundſtücke oder Ge: 
bäude der Bank, ferner das mobile Inventar der Einrichtung u. ſ. w. 
Mit Nedt erfcheint erjterer Poiten im Franzöſ. Bankausweis. Die deut: 
ſchen Banken bringen ſpeciellere Daten meiſt nur in den Jahresberichten und 

Jahresbilanzen. Die Verwendungen für ſolche Zwecke ſind oft für den Geiſt 
einer Bankverwaltung recht bezeichnend, Creditmobiliers und einzelne kleinere 
Zettelbanken ſind darin auch in Deutſchland gderſchwenderiſch vorgegangen, 
die preußiſchen Zettelbanken viel ſparſamer. 2% 

Zum Schluß folgt hier ein Schema einer Bankbilanz auf Grund 
der vorausgeſchickten Begründung. Den gerechtfertigten Anforderungen des 
Princips der Publicität entſpricht ein ſolches Schema. Für die gewöhn— 
lichen Bilanzen kleinerer Banken iſt es zu ausführlich und kann hier 
durch Zuſammenziehung nächſt verwandter Poſten vereinfacht werden. Für 
die Bilanzen großer Centralbanken iſt es dem Bedürfniß, durch die 
Offentlichkeit eine Controle zu üben, angemeſſen, die Vereinfachung ſollte 
jedenfalls nicht ſehr weit gehen. In den Jahres bilanzen der Geſchäfts— 
berichte müßte für alle Banken auch im Intereſſe der ſo wichtigen Bank— 
ſtatiſtik eine genaue Ausfüllung des volljtändigen Schema’s verlangt 
werden. In ein Bankgeſetz und zwar auch in ein formelles, welches ganz 
auf dem Standpunct der Bankfreiheit ſteht, ferner in das Bankſtatut ge— 
bört ein ſolches Schema unbedingt, denn das Princip der Publicität wird 
ilujoriijh, wenn man, wie bisher üblich, den Banken die Aufjtellung der 
zu veröffentlichenden Banfbilanz jelbjt überläßt oder nur einige Hauptpojten 
der Bilanz in den Gejegen oder Statuten namhaft macht. Nach den con— 
ereten Verhaͤltniſſen der einzelnen Länder werden ji einzelne Modificatio— 
nen des folgenden Schema's ergeben, das hier für Zettelbanfen im Allge- 
meinen, aber mit bejonderer Berücfichtigung der deutſchen Verhältniſſe 
entworfen ijt. 2%*) 


ber Betrag unter die Privatwechſel geftellt wurbe. ſ. meine Defterr. Val. ©. 42. — 
Das Darleben von 5,747,000 fl., bas bie Frankf. Bank im J. 1866 der vormals freien 
Stadt Frankfurt machen mußte, ericheint im Ausweis apart und fiebt jet nach erfolg: 
ter Regelung der Franfi. Bermögensverbältnifie wohl aud) jeiner Regelung entgegen. 

. B. der große Aufwand der Oeſterr. Greditanftalt für das Haus! Auch 
bie — Banf hatte 1865 2.50, ihres eingezablten er in Banfgebäuben ſte— 
den. ©. einzelne Daten in ben Artikeln bes Brem. H. B. 1864, 1865 u. Ztſchr. f. 
Kay., 3. II. 

25%) Weber bie gefeßlichen, ftatutarifchen ober jonft üblichen Veröffentlihungen 
ber Activa ber Bilanz noch Folgendes. Die Bank von England bat nad der Peel— 
hen Acte im Emijjionsdep. die Staatsihuld, die anderen (öffentl) Sicherheiten, Gold: 
münze und Barren, Silberbarren, im Banfdep. die öffentl. Sicherheiten, andere Sicherh., 
bie Gafje eigener Noten, bie Handeaſſe von Gold- und Silbermünzen zu veröffentlichen; 
die engl. Landbanken gar nichts, die [hott. und irl. nur die Metallvorrätbe. Ju ben 
norbamer. Nat. Bankfausweijen erfcheinen bie Darlehen und Discontirungen — bie 
overdrafts (von Kunden der Bank über ihr Guthaben binausgezogene Chefs auf bie 
Banf), — die Ber. Staaten: Bapiere zur Sicherung der Noten, — bögl. ber öffentl. 
Depofiten, — bögl. die frei verfäuflihen, — andere Stods, Obligationen und Hypo— 
thefen, — die Guthaben bei anerfannten Noteneinlöfungsagenten, — bei anderen Na: 
tionalbanfen, — bei anderen Banken und Banquiers, — Grundftüd, Inventar u. j. w., 

— laufende Ausgaben, — Prämien (?), — Cheds- und andere Gajjenpoften, — Nas 
tionalbanfnoten (fremde), — andere Banknoten, — Scheidemüngpapiergeld, — gelepl. 
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Schema der ausführliden Bankbilanz. 
I. Paſſiva. 
A. Fingirte, d. h. Schulden der Bank an ſich jelbit. 
1. Eigenes Kapital, Angabe ob ganz oder welches Procent 
eingezahlt : Nominalbetrag. 
Dder: 
Ganzes Kapital, davon eingezahlt /, : Nominalbetrag. 
„ nicht einge. %, : ö 
(Letzterer Betrag erjcheint im Activum unter N. B, 1, a wieder). 
Oder: 
Eingezahltes Kapital : Nominalbetrag. 
Davon ab zur. gekaufte eigene und nicht wieder zur Veräuße— 
rung bejtimmte Actien : Nominalbetrag. 
bleibt Reit im Paſſivume: Nominalbetrag. 
2. Rejervefonds, Betrag jeines bücherl. Guthabens. 


Staatspapiergeldb (legal tender notes), — Compoundintereſtnotes, — 3%/, Gertificate, — 
Edelmetall. — Bezügliches über die Franzöſ. u. Rujf. Banf iſt oben ſchon mitge: 
theilt worden. Die Preuß. Banfordnung $ 94 verlangt Angabe der vorhandenen baaren 
Beftände, Gafienanweiiungen, Gold: und Silberbarren, und der in öffentl. Effecten 
oder in discont. oder angefauften Wechieln oder gegen Unterpfand belegten Summen. 
Die Monatsausweiie geben nur 5 Roften: Geld in Münze und Barren — Gafjenan: 
weifungen, Privatbanfnoten und Darlebenscajienicheine — Wechſel — Lombards — 
Staatspapiere, div. Forderungen u. Activa. Ueber bie Paſſiva ij. o. Anm. 256. Sonjt 
wird in den Statuten ber deutichen Banken nur fchledtiweg eine Veröffentlichung ber 
Bilanz obne Feitfeßung von Details gefordert. Beiſpiele der Activbilanz find noch fol: 
gende: Berl. Caſſenver. 6 Poſten, Geld und Barren — Gaflenanweil., Noten, 
GSirvanweif. der Preuß. B. — Wechſel — Lombards — Grundftid u. div. Activa — 
Staats: u. andere Wertbpap.; Gölner Priv. B. nur 5 Poſten, die vier erften wie 
beim vorigen, dann div. order. und Activa; Frankf. B. 9 Poſten, Geld u. Silber: 
barren — discont. Wechſel — Wechſ. auf ausw. Plätze — Toric. auf Piand — Banf: 
immobil, u, div. Activa — Darleben an den Staat nah $ 79 d. Stat. — Staatspap. 
— discont. verloofte Effecten — auferord. Darlehen an d. Staat; Bremer B. 7 Ro: 
ften, baare Gafie — Wechſel — Darleben negen Biand — Eiffecten — verfchiebene 
Debitoren — Unfoftenconte — Immob. u. Mobil.; Sächſ. B. 6 Poften, geprägtes 
Geld — Gaflenanweii. u. fremde Noten — Wechſel — Lombard — Etaatspapiere — 
verfchied, Debit. u. Activa; Püb. Comm. B. 7 Poſten, Caſſe — Wechſel biefige — 
dbsgl. auswärt. — Darlehen auf Pfand — Fonds u. Actien — ausw. u. hieſ. Debito: 
ren — Banfgeb. u. div. Activa; Weim. B. 7 Poſten, baare Caſſe — Wechſel — Lomb. 
Darl. — Effecten — rejerv. Weim. B. Actien — Gutb. in lauf. Rebn. u. Verjchied. — 
begl. bei d. Landrentenb.; Goth. B. 6 Poften, geprägtes Geld — Gafjenanm. u. 
fremde Noten — Wechſel — Lomb. — Staatspap. u. Effecten — Gutb, in lauf. Rechn. 
u. biv. Activa; Geraer B. 6 Poſten, Caſſe — Wechſ. — Lomb. — Effecten — 
rejerv. Geraer B. Actien — Debit. in lauf. Rechn.; Thür. B. 9 Poſten, gepr. Gelb 
— preuß. u. and. Gaffenanweil. — Wechſel — Lomb, — Gffecten, wovon 1/, Mill. 
eig. Actien — Hypotheken — Gutb. in lauf. Rehn. incl. Gut u. Fabr. Dallwitz — 
Ymmob. u. Inventar; Braunfhw B. 5 Poiten, Gafie — Lomb. — Platzwechſ. — 
auswärt. Wechſel — E. corr. jaldo gegen Eicherbeit; Mein. ®. 2 Poſten, Worrath 
gemünzt. Gelds — Wechfel incl. lauſende Zinjen; Lur. B. 6 Bolten, Caſſe — Wechſel 
— Effecten — zurüdgef. eig. Actien — Gommanditfapit. — Gontocorr. Debit. u. div. ; 
Darmſt. B. 9 Poiten, rüdgef. eig. Actien — Wechſel — Gaffa baar Silber — dogl. 
eigene Noten — Effecten — Lomb. Beftände — Immob. — Gutb. bei Banquiers — 
biv. Gonti. Der verfchiedenen Terminologie wegen find auch bier die Voften jeder Bank 
bejonders angeführt. Die Terminologie weicht vielfach, die Specialifirung auch meiſtens 
von einander ab, jo daß die- Vergleichbarkeit beeinträchtigt wird. 


A 


Oder: 
Betrag feines bücherl. Guthabens : Summe. 
abzüglich feines angelegten Vermögens (j. unt. Uctiva B, 1, 
d) : Summe, 
bleibt Reit im PBajlivum : Summe. 
3. RejervefondS für zmweifelhafte — — oder 
Delcredereconto u. |. w.: bücherl. Betrag. 
4. Gejhäftsgemwinn: bis dahin biecherl. erzielter Betrag. 
a. Uebertrag aus dem Vorjahr. 
b. Dividendenconto ) zu erheb. Div. u. Tant. biß zur Zeit 
c. Zantiemeconto ihrer Fälligkeit, dann unter I, B, 2, 
‚nm. 
d. Neuer Gewinn aus dem Gefhäft bes laufenden Jahre. 
e. Uebertrag auf das nächfte Jahr (incl. überhobener Dig- 
conto über 31. Dec. hinaus u. j. w.). 
Summa A: Fingirte Schulden : Gejammtbetrag. 
B. Eigentlide Schulden. 
1. Banknotenumlauf (außerhalb der Bankcafje) 
a. Ausgejtellt von der Hauptbanf 
b. d8gl. von den Filialen (die einzelnen in der Jahresbilanz). 
Bon den Banknoten find 
Anzahl Stüde zu 10 Thlr. : Betrag 
—— 


" " n 25 " 
" " " 50 " " 
" " " 1 00 " " 
" " " 500 " " 


Dder: " " 1000 " : " 


Geſetzliche Banknotenemiſſion: : Betrag 
davon in Umlauf : - r 
in Bantcaffen : 
(legterer Betrag eiſcheint dann im Activum unter B,2,b,e& 
wieder). 
2. Depojiten. 
a. Oeffentliche, des Staats und jeiner Inſtitute. 
a. Stehende: 
aa. Auf Verlangen ſtets zahlbar, zum Zinsfuß von %/,. 
bb. Nach .... Tagen zahlbar, zu °/, Zins. 
cc. „ 1 Monat a eh W 
& ” 2 " " ı # n ” 
" " rn " " 
3 r längerer Frilt „ ⸗ 
Angabe der unverzinslichen Depofiten. 
ß. Contocorrent=Depofiten. 
aa. Unverzinglic) 
bb. Verzinslich zu 9%. 
b. Privatdepojfiten. 
a. Stehende (mie bei a, «) 
ß. Gontocorrent: und Checkdepoſiten (mie bei a, 4). 
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y. Girofapitalien; (da auch dieſe Darlehen an die 
Bank find, Fönnen fie mit 3 zufammengezogen werden). 
. Acceptirte Giroanmeifungen. 
. Ausgejtellte Accepte der Bank 
aa. mit Dedung dur Pfand 
bb. ohne ” " " 
T. Fällige Depojitenzinjen (einzujegen vom Tage der 
Fälligkeit an, bis dahin mit & und 4 zuſammenzu— 
ziehen in den Monatsabjchlüfjen). 
n. Zur Auszahlung angewiejene Dividenden)j. oben 
3. dgl. Tantiemen I.A. 4bu. c. 
3. Langterminliche Obligationenſchulden. 
a. Gewöhnliche hypothekariſche Schulden (4. B. auf dem 
Bankgrundſtück). 
b. Pfandbriefe u. dgl. 
a. Kündbare jeitend des Gläubigerd und im ganzen 
Kapitalbetrag auf’einmal zurüczuzahlende. 
ß. Unfündbare ſeitens des Gläubigers. 
aa. Mit freier Kündigung für das ganze Kapital 
feitend der Bank. 
bb. Mit Annuitätentilgung. 
c. Auf längere Zeit aufgenommene andere Schulden. An- 
gabe der Zeit und der Nücdzahlungsbedingungen. 
a. Vom Staate. 
ß. Von Privaten. 
Summa B: eigentlide Schulden : Gejammtbetrag. 
Summa I: jämmtlide Schulden: " 
U. Activa. 
A. Fingirte bücherliche für jpätere Verrechnung. 

1. Verwaltungskoſten. 

a. Webertrag (vejp. abzufchreibender Reft) aus dem Vorjahre). 

b. Erſte (allmälih abzufchreibende) inrichtungstojten : 
Reſtbetrag. 

c. Banknotenfabrikationskoſten: abzuſchreibender Reſtbetrag. 

d. Stattgefundene Verwaltungsausgaben des laufenden Ge— 
ſchäftsjahrs. 

2. Gewinn aus dem unter Pari erfolgten Rückkauf eigener, zur 
ſpätern Wiederveräußerung beſtimmter Actien, gleich der Dif— 
ferenz zwiſchen dem Nominalbetrag und dem unter die eigent— 
lichen Activa (ſ. unten N. II, B, 1, c) geſetzten Ankaufs— 
reſp. Curswerth dieſer Actien. 

3. Eventuell : Unterbilanz : Differenz zwiſchen ſämmtlichen 
Paſſiven und den übrigen Xctiven : Nominalbetrag. 

a. Herrührend aus Berluften an Wechſeln. 
b. dgl. an Lombards. 
c. dgl. an Contocorrentdarlehen. 
d. dögl. an Effecten 
a. nämlid aus realifirten Effecten, 
6. aus nicht realifirten Effecten. 


m 0. 
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Summa A : Fingirte Activa : Gejammtbetrag. 
B. Eigentlide Activa. 
1. Realifirbare Anſprüche gegenüber den Actionären 
und ihrem jpeciellen Bermögen in der Bank. 

a. Noh ausjtehende Einzahlungen auf das Stammlapital, 
0/, des ganzen : Nominalbetrag. 

(b. Bei unbejchräntter Haftbarkeit der Actionäre, Angaben 
hierüber und wo die Perjonalliften der Actionäre einzu= 
jehen find). 

c. Zurüdgefaufte, zur Wiederveräußerung bejtimmte eigene 
Actien : Betrag des Ankaufswerths, vom Jahresſchluß 
an des Curswerths (j. oben II, A, 2). 

d. Bejonder8 angelegtes Vermögen des Mejervefonds (bei 
Effecten vom Jahresſchluß an : Curswerth). 

e. Guthaben auf Geminnantheil u. j. mw. in fremden Bank— 
geſchäften. 

2. Baarvorrath und liquide Caſſenpoſten. 
Eventuell getrennt nach Hauptbank und Filialen. 

a. Eigentlicher Baar- und Caſſenvorrath, d. 5. geſetzliches 
Geld und Barren. (Eventuell unten N. b, d hierher, mo 
dann zu unterjcheiden : Baarvorrath in der eigenen und 
bei fremden Banken jtehend). 

a. Gold. 
aa. Münze. 
aa. einheimijche 
BB. fremde. 
bb. Barren. 
ß. Silber (mit denjelben Unterabtheilungen). 
y. Staatöpapiergeld mit Zwaugseurs. 

b. Andere Eafjenpoften und dieſen gleichjtehende liquide For: 
derungen, — welche nicht gejeßliches Geld find. (N. b. 
fönnte auh unter N. 3 : Ausleihungen geitellt 
werden). 

a. Zwangsceursloſes Staatspapiergeld. 

8. Fremde Banknoten. 

y. Checks auf andern Banken. 

d. Geld auf jeberzeitiges Verlangen zahlbar jtehend bei 
anderen Banken. (Money on call bei einer Gen: 
tralbant, Elearinghouje-Certificate u. j. w.). 

(e. Eigene Noten, emittirt, aber nicht in Umlauf). 

3. — an Private, nebſt freiem Effecten— 
eihäft. 

Eventuell Hierher die vorausgehende N. 2, b : andere Eaffen- 

pojten und Forderungen). 

a. Wechjel, jebenfalls getrennt nad Hauptbank und Filialen. 

a. Platzwechſel. 

8. Inlaͤndiſche (d. h. auf Pläße der heimiſchen Volks— 
wirthſchaft, nicht nur des heimiſchen Staats laus 
tende) Remeſſenwechſel. 
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y. Auswärtige oder fremde (d. h. auf andere Volks— 
wirthſchaften Iautende) Wechjel. 
Bei a, $ und y: 
aa. Tällig binnen 30 Tagen. 
bb. 31 


" " 60 " 


cc. " ” 61—90 „ 
dd. „ in über 90 5 
Bei aa bis bb: 
ac. mit 2 Unterjchriften. 
BB. mit mehr als 2 Unterjriften. 

b. Nothleidende Wechſel ꝛc. 

Diefelben Unterjcheidungen wie bei a. 

c. Lombarddarlehen, jedenfalls getrennt nad Hauptbank und 
Filialen; ſtets Angabe des Werths des Pfands und des 
Betrags des Vorſchuſſes. 

a. Auf edle Metalle. 
ß. Auf Waaren. 
y. Auf Wechſel u. dgl. m. 
d. Auf eigentliche „Wertpapiere. 
aa. Auf Staatspapiere. 
bb. Auf Pfandbriefe u. Prioritätsobligationen u. dgl. 
cc. Auf Actien. 
Bei aa big cc: 
aa. Deutſche 
BB. Fremde 
yy. Davon auf Metallmährung lautend 
dd. Dägl. auf Papierwährung — 
Bei a bis d Angabe der Fälligkeitstermine wie bei 
den Wechjeln. 

d. Darlehen in laufender Rechnung mit Privaten, jedenfalls 
getrennt nad) Hauptbank und Yilialen. 

. Gegen Fauftpfand. 

. Gegen Wechſeldeckung. 

. Gegen hypothekariſche Sicherheit, 

. Gegen Bürgichaftzitellung. 

. Ohne jpecielle Dedung. 

aa. Negelmäßiger reiner Bucheredit. 
bb. Gelegentliches Weberziehen des Guthabens der 
Kunden mitteljt Checks u. |. w. 

e. Hypothefariiche Darlehen. Angabe des Werths des 
Guts u. |. w. 

a. Gemwöhnliche, rüczahlbar im Ganzen auf Kündigung 
des Gläubiger, aljo der Bank. 

ß. Rüdzahlbar in Annuitäten. 

Bei « und 4 
aa. Auf ländliche Grundftüde. 
bb. Auf ftädtifche 

f. Frei zu veräußernde Effecten, alle nad dem Curswerth 
am Jahresihluß. 


m N TR 
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a. Schatzſcheine. 
ß. Andere Staat3papiere. 
y. Priorität3obligationen und Pfandbriefe. 
d. Xctien. 
Bei a bis Ö 
aa. Einheimiſche. 
bb. Fremde. 
cc. Auf Metallwährung lautend. 
dd. Auf Papierwährung lautend. 
4. Ausleihungen an den Staat nebjt geſetzlich regulir=- 
tem Effectengejdhäft. 
a. Nicht frei zu veräußernde Effectenbejtände; eventuell die— 
jelben Unterſcheidungen wie bei N. 3, f. 
a. Uebernommen für Gewährung des Bankprivilegs. 
ß. Geſetzliche Dedung unter Staatdgewahrjam für 
Banknoten. 
y. Dögl. für (öffentliche) Depofiten. 
. Stehende Anleihen an den Staat. 
Rechtötitel, Zinsfuß, Kündbarkeit, Dauer, Tilgung. 
c. Andere directe Darlehen an den Staat. 
Diejelben Angaben wie bei b. für jedes einzelne jolde 
Darlehen. 
5. Andere Activa. 
a. Bankgebäude. 
b. Inventar. 
c. Anderes. 
Summa B. : eigentlide Activa : Gejammtbetrag. 
Summa II : jämmtlide Activa : gleiher Betrag mit den Paſſivis. 


ß. Anhalt und Form ber Jahresberichte, 


Auch die Jahresberichte genügen, wenn auch in höherem Maaße als 
die Bilanzen, den Anforderungen nod) feineswegs, welche vom Standpunkte 
des Princips der Publicität aus zu ftellen find. Die Erfüllung diefer An— 
forderungen ift aber hier noch leichter als bei den Bilanzen, weil die Rück— 
jiht auf den Raum und auf die Weberjichtlichfeit nicht hindert. Ein bejon- 
derer Mangel namentlich) aud der deutichen Banfberichte ijt die große 
Ungleichartigfeit nad Form, Inhalt und Ausführlichkeit. Wir befigen Be— 
richte, wie die der Preußijchen, Frankfurter, Bremer, der Weimarer, Danzis 
ger Privatbank, welche wenigſtens in der Hauptjadhe mujtergiltig find. Viele . 
andere dagegen, darunter namentlich diejenigen einiger Meinen mitteldeut- 
ihen Banken, laſſen nad Durchſichtigkeit und Vollſtändigkeit jehr viel zu 
wünjchen übrig. In ben Banfgejegen oder Bankftatuten jollten daher in 
diefer Beziehung auch beſtimmte Anforderungen gejtellt werden. Das mit- 
unter vorfommende Verlangen, daß ein „volljtändiger” oder „ausführlicher“ 
Gejhäftsbericht über das abgelaufene Jahr veröffentlicht werde, genügt na= 
türlich bei der Unbejtimmtheit diefer Ausdrüde durchaus nicht. 

Schon oben wurde im Allgemeinen bezeichnet, worüber der Jahresbe— 
richt volljtändigen und deutlichen Aufſchluß gewähren jolle (j. o. ©. 86). 
Wagner, Gutachten 8 
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Ergänzung der Bilanzpublicationen, namentlid Daten zur näheren Quali- 
tätsbejtimmung der Bilanzpoften, Mittheilungen über andere Punkte von 
allgemeiner volfswirthichaftlicher und banktechniſcher Bedeutung binfichtlich 
der Bank, Rechnungsabſchlüſſe, welche ja auch für die Gläubiger der Bank 
wichtig find, weil fie wiederum die Lage der Bank von einer andern Seite, 
der finanziellen aus beleuchten, find erforderlih. Die Vergleichbarkeit der 
Daten mehrerer Banken und der Bankſyſteme verjchiedener Länder muß da= 
bei auch im ftatiftijchen ntereffen möglichft beachtet werden. Gerade in 
diefer Beziehung find die Banfberichte z. B. in den Umjasziffern oft recht 
mangelhaft. 28°) 

1. Anfnüpfung des Gejhäftsberihtß an die Bilanz- 
publicationen und Ergänzung dberjelben. Im Gejchäftsbericht wird 
einmal die Bilanz am Sahresihlug in der ausführliden Form, für 
welche oben (S. 108 fi.) das Schema entworfen ift, veröffentlicht werden 
müfjen, insbejondere, wenn die Monatsjtatus die Pojten zujammenziehen. 
Etwaige Erläuterungen über einzelne nicht ohne Weiteres verjtändlicde Po- 
jten oder Gejchäfte werden dabei am Pafjenditen Hinzugefügt. Ferner wer: 
den die Monatsausweije des abgelaufenen Jahres zweckmäßig im Gejchäfts- 
bericht tabellarijch nebeneinander gejtellt, jo daß jofort die Geſammtbewegung 
überblicft werden kann. 

Sodann müfjen wenigſtens die Hauptpojten, namentlih Notenumlauf, 
Depofiten, Baarvorrath, Wechſel und Lombards nad) ihrem Durchſchnitts— 
und ihrem Minimal: und Marimaljtand, mit Angabe des Zeitpuncts, 
angeführt werden. Dieſe Daten laſſen fich nicht genau genug aus den 
Monatsausmweijen entnehmen. Aus ihnen können in Verbindung mit den 
Monatsdaten Erfahrungsregeln über die zeitliche Bewegung diejer Poſten 
abgeleitet werden, welche nicht nur der Bankverwaltung, jondern auch der 
Geſchäftswelt in Zukunft zur Richtſchnur dienen dürfen. Erklärungen ſtar— 
fer Abweichungen zwiichen dem höchſten und niedrigjten Stand, bejonders 
auch des Notenumlauf3, vollends wenn die Schwankung in Furzer Zeit 
groß war, dürfen nicht fehlen. Die ftarten Schwankungen jind für Die 
Bankverwaltung, die Gejhäftskreije, mit denen die Bank verkehrt, und Die 
Geſchäftslage oft recht bezeichnend. 29%) Vergleiche der Hauptziffern des einen 


265) Nielerlei Einzelnes, auc über bie an bie Jabresberichte zu ftellenden ftati: 
ftiihen Anforderungen, enthalten meine mebrfah erwähnten Auffäge im Brem. Han: 
belablatt 1864 u. 1865. 

266) So bat das Jahr 1866 ſehr bemerfenswertbe Erſcheinungen in ber Bewe: 
gung des Notenumlaufs befonders der Fleinen deutjchen Banken gezeigt. Viele derfelben, 
u.a. die Darmjtäbter, die drei vornehmlich in Leipzig operirenden, Weimarer, Gotbaer, 
Geraer ſchränkten rüdfichtslos ihre Vorſchüſſe und ihre Notenemiſſion ein, wodurd fie 
die Grebitnotb erheblich gefteigert baben, Darüber klagt z. B. die Peipz. Handelsfammer 
und Naffe zieht aus diefen Eriheinungen mit Recht einen ungünitigen Schluß für 
bie Meinen Notenbanfen gegenüber den großen. ©. db. Anm. 50 €. 20 angeg. Stellen, 
— Der Durbichnittsftand wenigftens des Notenumlaufs wird jekt von vielen beutichen 
Banken angegeben, feltener der auch fo characteriitiihbe Marimal- und Minimalftand. 
Dagegen fehlen die bezüglihen Notizen über die anderen Poften in der Negel noch, ſo 
daß das durchſchnittliche Deckungsverhältniß der Paſſiva oder auch der Noten allein 
doch nicht erſehen werden kann. Die Durchſchnitte jcheinen auch verichieden berechnet zu 
werden. Das Richtige ift die Berechnung der Frankf. Banf nad dem Stand im Durdy: 
ſchnitt aller Gejhäftstage. — Vgl. bei. über die Angaben in Betreff des Notenumlaufs 
die Berichte bev Bremer und Sranffurter Bank. Hier follten nur noch Daten über bie 
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Jahres mit denjenigen de3 oder der Vorjahre, welche in mehreren deutſchen 
Banfberihten üblich jind, verdienen Nahahmung. Die mitunter vorkom— 
mende Berechnung des durchſchnittlich metalliſch ungededten Bank: 
notenbetrags, wobei auch Zettelbanfen mit Depofitengejchäft einfach den 
ganzen Baarjtand von dem Notenumlauf abrechnen, während jener doch 
auh für die ftete NRückzahlbarkeit der Depofiten zugleich mitdienen muß, 
bat dagegen, weil jie leicht irre führt, nur einen zweifelhaften Werth. Nich- 
tiger wäre die Berechnung des metalliich ungededt bleibenden Noten- und 
Depofitenbetrags. Ueber letteren fehlen aber 3. B. jelbjt bei einer Bank, wie 
der Bremer, melde ein bedeutend größeres Depofiten- als Notengeſchäft 
bat, noh Durchſchnittsberechnungen. 297) . 

Pafjend würden einige Hauptergebnijje des Bankbetrieb3 in den 
SJahresberichten graphiſch dargejtellt, namentlih die Bewegung des 
Notenumlaufs jelbit, wobei man fih an den Stand am Ende jeder 
Node halten könnte. Nach einer längeren Reihe von Jahren, etwa nad) 
Sahrfünfen,, könnten die betreffenden Curven des Notenumlauf3 aus den 
vergangenen Jahren dann wieder auf einer Tafel neben einander eingezeich- 
net werden. Solche Curvenjkizzen find aud für den Laien jehr initructiv, 
Der für das moderne Bankweſen gerade zu entjcheidende Unterjchied zwi— 
Ihen der bloß rehtlih mögliden und thatjählihen Kündigung 
der Noten und Depofitenanleihen der Banken tritt hier am Schlagend- 
ften entgegen und der regelmäßige Lauf der Curve könnte, richtig aufgefaßt, 
wohl endlich; manches hartnäcige Vorurtheil der Theoretifer und mehr nod) 
der Practiker bejeitigen, daß nämlich das Noten= und Depofitengejchäft doc) 
gerechtfertigt ijt und die Befürdtungen vor einer „Ueberſchwemmung“ mit 
Noten auf irriger Auffaffung beruhen. 299) 

2. Ueberſichten über den Jahresumſatz. Der Umjat oder die 
Bewegung in Eingang und Ausgang, auf der Credit- und Debetjeite jedes 


Bewegung und den Durdicnittsftand. ber Summen ber einzelnen Notenftüde 
binzulommen. So lange feine volle Eättigung bes Verkehrs mit Banfnoten, wie es in 
England im Ganzen erreicht ift, eingetreten, find die Schwankungen der Menge immer 
erbeblih. Eben dies zeigt fih in Deutichland und muß aus den Jahresberichten näber 
verfolgt werben fünnen. So war 3. ®. bei der vortrefflihen Frankf. Bank im %. 1868: 
Etand am 1. Ian. 3.82 Mill. fl., Min. 23. Febr. 20.56, Par. 3. Dec. 29.9, Stand 
31. Dec. 29,72, tägl. Durchſchnitt der Girculation 26.'7 (tägl, Beitand des Metalle 
1832), d. b. gegen 1867 burchichnittlich 2.17 Mill. fl. mehr. Alſo Schwankungen um 
45, (Min. zu Mar.) im Laufe eines Jahres! Alle eben genannten Daten muß ein 
Bankbericht entbalten. Die Durchſchnittoberechnung liefert die Frankf. Bank außer für Noten 
und Baarvorratb auch für den Giropoftenbeftand, dsgl. und die Bremer Bank auch für die 
Wechſel- und Pfandconti, bei erfteren auch Angabe des Min. u. Mar. im Brem, Ber. — 
In der engliihen Geſetzgebung der Peel'ſchen Acte jpielen die Notenumlaufsdurdichnitte 
eine große Mole, die bezüglichen Beſtimmungen find aber überfünftlich und zwecklos 
läftig für die Heinen Banken, j. Peel'ſche Acte v. 1844 Art. 13—19, meine Beitr. ©. 153 ff. 
. 287, 3. 8. die metall. Duchfchnittsdefung der Frankf. Banknoten allein im J. 
1868 war 77.90/,, d. b. nur 7.6 Mill. fl. Noten waren „metallifch ungebedt”, aber 
mit Einſchluß von 6.7? Mill. fl. Girobejtänden war letztere Ziffer 14.36 Mill. fl. und 
die Gejammtdurdhfchnittsdedung 56.3 %/,. Dies ift die mafgebende Ziffer. 

264) S. die Gurventafel des ſchott. Notenumlaufs in meinen Beitr. 5. S. 302 
u. S. 137 fi., wo Gilbarts betreff. Beweisführungen bargelegt find. — ©. auch 
ben Anm. 225 ©. 86. — ©. auch die Schr. „üb. d. Gefahren db. Erweit. einer 
Zetelb.“ u. ſ. w. Heidelb. 1869, ©. 3 ff. Immer die alte fadenſcheinige Beweisführung ! 
©. 5 daher auch fälfchlich gejagt: nicht theoretifch, ſondern nur practifch laſſe fich das 
Bauffoftem begründen. 9* 
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Contos ericheint in den Bankberichten nicht immer fo deutlich al3 es nöthig 
und leicht erreichbar iſt. Mitunter ergibt fich nicht einmal Far, ob die mit- 
getheilte Ziffer de8 Umſatzes diejenige der Summe des Ein: und Aus 
gangs, 3. B. der discontirten und wieder gezahlten Wechſel oder nur des 
Ein: oder Ausgangs ift. Verlangt werden müfjen Poſten für Poſten fol- 
gende Angaben, 3. B. für Wechſel: 


Stand am 1. Januar Betrag, 

Dazu discontirt R 
Summa R 

Davon gingen wieder ein 2 


jo daß am 31. Dee. ein Beitand blieb 
Bejonders deutlih und eingehend müfjen die Angaben über bie De: 
mwegung auf dem Banfnotenconto fein. Auch bier jollte, wie es im 
Bericht der Frankfurter Bank gejchieht, in gleicher Meije beziffert werden 
(beijpiel3weije mit den Daten der Frankf. Bank für 1868): 


Stand am 1. San. 1868 fl. 25,323,830 
Im Laufe des Jahres in Bankjcheinen 
binausgegeben „ 180,666,520 
Summa „ 206,490,350 
Im Laufe des Jahres zurücgefommene 
Bankſcheine „ 177,369,320 


am 31. Dec. 1868 in Umlauf geblieben „ 29,121,030 

Hiermit müfjen fich ferner unbedingt Angaben verbinden über die im 
Banfgejchäft al Darlehen und die gegen Einzahlung von Münze 
oder Barrenmetall hHinausgegebenen und über die im Bankgeſchäft 
bei Annahme an Zahlungsjtatt und gegen Hinauszahlung von 
Metall zurüdgeitrömten Banknoten. Dadurch wird die regelmäßige 
und unregelmäßige Ausjtrömung und die gleiche Rückſtrömung der Noten 
unterjchieden. Bejonders letztere ift für die Beurtheilung der Lage einer 
Banf und der Geihäftsverhältnifie des Jahres jehr bezeichnend: ob und 
wieviel Noten gegen Metall zurüdgeitrömt find und wie ſtark im Ver— 
gleich Hiermit die regelmäßige Rüdjtrömung im normalen Wege der Ab- 
zahlung der von der Bank gewährten Gredite war, das wirft fajt mehr 
als alles Andere Licht auf das Notenmwejen einer Bank. Mit Recht hat da— 
her die Nationalzeitung oftmals an den Berichten, beſonders der kleinen 
deutſchen Banken, gerügt, daß fie keine bezüglichen Angaben enthalten. Letz— 
tere finden ſich z. B. in den Berichten der Frankfurter, z. Th. auch der 
Bremer Bank. 263) Sie müfjen in den Statuten oder Bankgejegen jpeciel 
verlangt werden. 


269) S. oben über regelmäßige Rüdftrömung u. f. w. ©, 12 und nad Fullar- 
ton m. Beitr. ©. 120 ff., Art. Banknote in Rentzſch Handwörterb. ©. 92. Daten und 
daran gefmüpfte Berechnungen über bie Frankf. u. Brem. B. im Brem. Hand. BI. 1864 
©. 272. — Im J. 1868 nahm bie Franff. Bank an Bankicheinen ein 177.37 Mill. ft. 
(wohl inct. ber gegen baar eingelösten?) und löfte gegen baares Geld 9.8! Mill. fl. 
(1867 10.42 bei 24.06 Mil. Durchichnittsumlauf, 1866 12. bei 24.09 Mill. fl. Um: 
lauf) ein. Die regelmäßige Rüdftrömung war alfo c. 18mal ftärfer als die Rückſtrö— 
mung zur Präfentation und der Notenumlauf konnte 6—7mal an bie Banf zurüd: 
fommen, ber Notenumlauf und bie Forderungen ber Girogläubiger Dmal, obne ber 
Bank einen Gulden Silber zu entziehen. Hier zeigt fich die viel größere Wichtigfeit der 
anderen Activa gegenüber dem Baarfonbde. 
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Die bloßen Umfaßziffern geben übrigens and Fein richtiges Bild von 
der Gejchäftsthätigfeit einer Bank und von ihren Leiſtungen für den Ver: 
fehr. So z. B. bejagt die Summe der im Wechjelescompt: und im Lom— 
bardgejchäft ausgeliehenen Beträge noch wenig. Es kommt auf die Länge 
der Zeit, die Höhe der Zinjen und auf die jonjtigen Bedingungen 
an, zu welchen eine Bank auslieh, anlieh u. j. mw. Die Anzahl der Wechſel 
und die Ziffer dev Discontirung iſt natürlich noch einmal jo groß, wenn 
die Bank lauter Wechjel mit 30 jtatt mit 60 Tagen Berfallzeit discon— 
tirte. 2°9%) Der Bergleih des Durchſchnittsſtands der Wechſel u. j. w. mit 
dem Umjate ergibt ſchon weitere Aufſchlüſſe. Es jollten aber auch bejondere 
Angaben über die Zahl, Durdjchnittsgröße, Verfallzeit, die durchſchnittliche 
Berzinjung der Wechſel, Lombards u. j. w., ähnlich der Depojiten (3. B. 
der Depojiten auf Gontobücher) nicht fehlen. Die Preußiſchen, die Bremer, 
die Frankfurter Berichte genügen in diejer Hinficht im Ganzen, viele an: 
dere nicht. 

Aus dem eben Gejagten ergibt jich jchon, daß die jahresmeije Vergleichung 
der Umjasziffern eines Contos bei derjelben Bank, die Vergleihung der gleichen 
Conti bei mehreren Banken und die üblihe Summirung ded Umſatzes auf 
allen Gonti nur bedingten Werth hat. Die Umjabziffern einer Bank z. B. 
im Discontomwechjelconto können von einem zum andern Jahre vielleicht nur 
wegen ber verjchiedenen Berfallzeit der Wechjel von einander abweichen. 
Bergleihe werden nur injomeit jtatthaft jein, wenn bei derjelben Bank der 
Geſchäftsverkehr ſich nicht erheblich in ſolchen Beziehungen geändert hat. 
Bedenklicher find ſchon die Vergleihungen mehrerer Banken, weil-dieje eben 
mit verjchiedenen Kundenkreiſen oft arbeiten. Bei der Summirung aller Um— 
jäte aber verjchwinden die jo mejentlichen Unterjchiede in der Bedeutung 
der Conti der Banken. Der Gejammtumjat einer Bank mit jtarfem Giro- 
verkehr erjcheint verglichen mit demjenigen einer andern Bank oft ganz 
riejig, 3. B. des Berliner Caſſenvereins verglihen mit dem Umſatze anderer 
Zettelbanfen. Daher pflegen Banfen wohl bei der Berechnung des Gejammt- 
umjaßes den Umjat im Giroverfehr fortzulafien oder bejonders aufzufüh: 
ren. Es jollte nur in dieſer Hinjicht eine gleihmäßige Praxis herrichen. 
Auch die jogen. Prolongationen im Lombardgejchäft werden, z. B. von ber 
Preuß. Bank, nit mit in den Gefammtumjag eingerechnet, was kaum rich— 
tig ijt, da eine Prolongation doch eigentlich für die Bank ein neues Ge: 
ſchäft ijt, ähmlid wie die Discontirung eines Wechſels für einen Kunden, 
der eben einen andern Wechſel abzahlte. Einige Zettelbanken rechnen die 
Bewegung auf dem Motenconto, andere wie die Fleinen preußijchen die 
Notenrealijationen Seiten? der Preuß. Hauptbanf, andere Banken die Be: 
wegung im Gafjaconto nicht mit in die Schlußziffer des Umſatzes ein. In 
allen diejen Beziehungen muß man im Intereſſe der ordentlichen öffentlichen 
Gontrole der Banken und der vergleichenden Bankitatijtit Gleichmäßigkeit, 
Deutlichkeit und möglichjte Specialität der Aufmahungen über den Umjaß 
wünſchen. Sonjt werden die großen Ziffern des Gejammtumjaßes voll: 
ends ein bloße Blendwerk. Manche Ungleihmäßigfeiten, gelegentlich 


290) 3. B. biscontirte die Bremer Bank Platzwechſel in 1867 26°/,, in 1865 
285/, Mit. Thl. G., aber mit rejp. 92 und 76 Tagen Verfallzeit, jo daß der Bericht 
mit Recht bemerkt, die Summe des gewährten Credits jei 1867 doch größer gewejen. 
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auch Ungeſchicklichteiten der Buchführung ſtören die Vergleichbarkeit noch 
weiter. 291) 

Bejonders nothwendig iſt noch eine deutliche Unterſcheidung der Ge— 
ſchäftsumſätze der Bank mit ihren Kunden und mit ihren Filialen, Agen— 
turen u. ſ. w. Namentlih die Contocorrente müſſen hiernach ordentlich 
augeinandergehalten werden. In den Ziffern des Gejammtumjages iſt 
auch nicht immer erjichtlih, ob und wie die Umſätze mit den Filialen ein— 
gerechnet find. Wie in der Bilanz follten auch in der Ueberſicht der Umſätze 
die Gejchäfte der Hauptbanf mit Fremden, der Filialen mit Fremden und 
beider unter einander gejondert aufgeführt werden, 292) Vergleiche der Ge: 
jammtumfaßziffern verjchiedener Banken erfordern aljo jtet3 große Bor: 
fiht. Die Gejetgebung follte nur auf möglichjt gleihmäßige Schemata 
dringen. 

: 3. Sonftige Angaben über den Gejfhäftsgang der Bank 
(mit Ausnahme von Nr. 4 unten). Zu verlangen find hier (j. aud) oben ©. 86) 
nähere Angaben über die Bewegung ded Bankdisconts, Lombardzinsfußes, 
Depofitenzinjes, die Termine und Beträge der Discontoänderungen, die 
durchſchnittlichen Discontojäge, womit ſich pafjend Vergleiche mit den Vor: 
jahren und mie z. ®. im Bremer Banfberichte mit den Discontojäßen und 
Durdichnittsdisconten anderer Plätze verbinden. Mancherlei einzelne Noti— 
zen, verichieden nach den concreten Berhältnifien einer Banf, werden ſich 
daran reihen, 3. B. Näheres über das Gejchäft in fremden Wechjeln, mit 
Unterjheidung der einzelnen Pläße, wie ſolche Angaben jich öfters ſchon in 
den Bankberichten finden. Aehnliche Notizen über etwaiges Effectengeichäft, 
über das Berhältnig der zum Discontiren angebotenen und angenommenen 
Wechſel (4. B. im Bremer Bankbericht). Das Depofitengeihäft gejtattet eine 
nähere Specialifirung u. v. a. m. Namentlich gehören hierin aud allges 
meine Characteriftifen der Gejchäftslage des Jahrs im Ganzen und in ein= 
zelnen Zweigen im Vergleich mit dem Borjahre, Meittheilungen über die 
Beziehungen zu andern Banken, über die Concurrenzverhältnijje mit letzte— 
ren und die etwaigen Gejchäftsverbindungen, 3. B. die vertragsmeije gegen: 
jeitige Annahme der Noten in Zahlung oder jelbjt zur Einlöfung, mie 
3. Th. unter den Schweizer Banken, über Notenaustaufcheinrichtungen u. j. w. 
Einzelne bejondere Berhältnifje des Banknotenweſens können durch eingehen— 
dere Darlegung gut illuſtrirt werden. 3. B. neben der früher bereits her— 
vorgehobenen Beobachtung über das muthmaßliche Umlaufsgebiet der Noten 
find aud Notizen über die Umlaufgzeit der einzelnen Notenjtüde, die Sum— 


291) ‚Es pflegen in ben Berichten ber... Banken große Eummen als Um: 
fat angegeben zu werben, welde als Werthmeſſer oder zu Vergleichen aber faum dienen 
fünnen, ba bie Weitläufigfeit ober a re ia jedes Yuchbalters bie Poften ver: 
vielfältigen.“ D. Hübner, Jahrb. f. Volksw. 

292) S. oben €. 99. Die Berichte der ie deutſchen Banken find vielfach 
unorbentlih in dieſem Puncte. Weldyen Unterſchied bie Einrehnung ber Geſchäfte zwi— 
hen der Hauptbanf und ben Filialen macht, zeigt fih 3. B. bei der Preuß. Banf. 
Hier war 1867 der Gefammtumfaß „in wirflid zur Ausführung gefommenen Geſchäf— 
ten abgeſehen von ben Prolongationen ber Lombarbbarleben“ bei der Hauptbank 564, 
ber Provincialbanfanitalten 1480, zuſ. 2044, „mit Hinzurechnung der im Verkehr mit 
ben ———— und anderen Behörden gegenfeitig verrechneten Beträge“ 3807 
Mil. Thlr. 
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men, welche von den Kategorien der Noten zur Einlöfung gelangen u. dgl. m., 
erwünjcht. 293) 

4. Mittheilung der finanziellen Ergebnijfjfe und des 
Gewinn- und Berluftcontos. Lebteres Conto muß nad) einem gleich: 
artigen Schema möglichſt jpecialifirt werden und bejondere Erläuterungen 
über die aus dem Conto etwa nicht ſelbſt jchon klar hervorgehende Berech— 
nungsweije, nähere Aufjchlüffe über etwaige Verlufte, deren Urſache, den 
Betrag der dafür zur Nejerve geitellten ober bereits abgejchriebenen Sum: 
men, über die Ausfichten für mweitern Erlös aus abgejchriebenen Forderun— 
gen u. j. w. haben ſich anzufnüpfen. 

Das Gewinn: und Verluftconto muß nad den einzelnen Rubriten 
der Bilanz und nad den für die Einjtellung und Berehnung der Pojten 
in bie Bilanz obenentwidelten Grundjägen aufgemadt werben. In diejen Be- 
ziehungen braucht hier nur auf das Gejagte vermwiejen zu werden. 2%*) 

Die Zujammenziehung des Bruttogewinns ift paſſend. Von ihm geht 
dann erjt Alles ab, was zu feiner Erzielung an „Productionskoſten“ auf: 
gewendet werden mußte, aljo die Abjhreibungen auf Verlujte im Banks 
geihäfte, auf zweifelhafte Korderungen, auf Werthpapiere (Cursverlufte), die 
Auslagen, rejp. Abſchreibungen für Notenfabrikationskoſten, Depofiten- 
zinjen, Banfgebäude, Inventar, Einrichtungs- und Sründungstoften, ferner 
die eigentlihen VBermwaltungsfojten des “jahres, welche viele deutſche 
Banken nur in Einem Poften anführen, während die nähere Specialijirung 
zu wiſſen nothwendig ift und auf die Bankverwaltung oft ein bes 
zeichnendes Licht wirft. Zu dieſen Verwaltungsfoften gehört übrigens auch 
die Tantieme der Direction und des Verwaltungsraths, welche die mei— 
ften Banken erft vom Reingemwinn abziehen, nad) deſſen Höhe ſie in der 
Regel bloß nach den Statutenbeſtimmungen zu berechnen iſt. Die Tantieme 
ift ja nur eine bejondere Form der Gehaltszahlung für die Direction und 
der Remuneration für den Verwaltungsrat. 

Nah Abzug dieſer verichiedenen Pojten ergibt fi) der Reingeminn. 
Aus diejem erfolgt die Dotation de3 Reſervefonds, welcher ja, jomweit 
er nicht jofort zur Dedung von Verluften herhalten muß, ein zurücgelegter 
Gewinn iſt. Alsdann bleibt der zur Vertheilung an die Actionäre als Zins 
und Dividende verfügbare Weberjhuß übrig, welder zugleid in jeinem 
Procentverhältnig zum Kapital anzugeben ift. Der etwaige Reit bildet einen 
Uebertrag auf das nächſte Jahr. 

Selbft im dieſen jo einfachen Grundſätzen der Aufmahung des Ges 
winn= und Berlujtcontos und in dejjen Form weichen die deutjchen Banken 
— von einander ab, jo daß man bei vergleichend ſtatiſtiſchen Zuſammen— 


298) Sn ben meiften Punkten fann ber jehr reichhaltige und doch Furze Frankf. 
Bericht zum Mufter dienen. Es finden fih darin auch am meiften Durchſchnitlsberech— 
nungen, ipecielle Ausweife über die fremden Wechielbeftände, die Effecten u. f. w. 

29%) So ziemlih ganz vom Belichen ber Banfen pflegen bei und die Abſchrei— 
bungen auf ſchlechte Schulden oder die Beträge, welde für zweijelhafte Forderungen 
reiervirt werben, abzubängen. Hier könnte fih eine ber amerifanifchen Beitimmung 
äbnliche empfehlen. Nach 5 38 der Nat. B. Acte v. 1864 bürfen nur Dividenden vers 
tbeilt werben, wenn ber Gewinn die Berlufte und die unſicheren Forderungen 
überschreitet. Als unfiher gilt aber jebe verfallene Forderung, bie län- 
ger als ſechs Monate unberichtigt geblieben ist, ſelbſt . ibre Eins 
bringung —— und bereits im Zuge iſt. ©. Hock ©. 736. 


— 120 — 


ſtellungen immer erſt eine Ueberarbeitung der Daten der amtlichen Berichte 
und Conti vornehmen muß. 


e. Die BVerantwortlichkeit der Bankverwaltung für bie Publicationen. 


Wie oben (S. 82) jchon hervorgehoben, muß die Leitung der Bank 
für die Nichtigkeit der Veröffentlihungen jtreng verantwortlid fein. In 
diefer Hinficht fehlt eS in der deutjchen Banfgejeßgebung noch ganz an be— 
züglichen Bejtimmungen, in der engliihen und nordamerifanifchen finden ſich 
jolche bereits, im Anjchlufje an die amtliche Gontrole des Bankweſens. 

Die Verantwortlichkeit muß fih auf die gejammte Leitung der 
Bank, aljo namentlich nicht nur auf die Direction, fondern auch auf den 
Verwaltungsrath, die etwaigen Control= und Reviſionscomité's, 
Rehnungsrevijoren u. |. mw. erſtrecken. 

Die Verantwortlichkeit muß fich beziehen auf die vorgefchriebene Regel: 
mäßigfeit, den Ort, die Zeitungen, die Form und dann auf den 
Inhalt der Publicationen und deſſen Nichtigkeit. In letzterer Hinficht 
handelt e3 jich namentlih um Verantwortlichkeit in Betreff der Publicatio— 
nen über den Banfbetrieb und deſſen Rejultate. Hier fommen in 
Betracht gefälichte, mit den Banfbühern nicht übereinftimmende 
Bilanzen und Rechnungsabſchlüſſe, ferner Fälſchungen in den Bank— 
büdern jelbjt, dann namentlid die aus Nachläſſigkeit oder mij: 
ſentbich (dolos) erfolgte Fortführung ſchlechter als guter Activa 
und die Aufitellung einer Schlußrehnung mit dolos verborgener 
KAIENLROR, vollends wenn dabei eine Gemwinnjtvertheilung jtattgefun: 

en bat. 

Die Verantwortlichkeit muß endlich verbürgt fein durd ein richtiges 
Strafjyjtem und zwar iſt es nothwendig, bier nicht nur Vermögens: 
oder Gelditrafen, jondern aud Ehren: und Freiheitsſtrafen anzudrohen. Bei 
falichen Bublicationen, welche aus Rechnungsfälſchungen hervorgehen, bei dolofer 
Vertujhung von Verlujten und Bezahlung von Zinjen und Dividenden an bie 
Actionäre aus dem Kapital, bei culpojer, grober Nadjläjfigfeit der einzelnen, 
zur Ausübung der Gontrole u. j. mw. verpflichteten Verwaltungsorgane jind 
die entjpechenden Strafen jchwererer .und eventuell jchimpflicher Art zu ver: 
hängen, 3. B. wenn es bei einem Banferott, wie oftmals in England, ſich 
herausſtellt, daß Jahre lang wiſſentlich ſchlechte Schulden, jtatt abgejchrieben 
zu werden, in der Bilanz zum vollen Nennwerthe und ohne eine bezügliche 
Angabe fortgeführt worden find. Für Nachläſſigkeiten, Unregelmäßigfeiten, 
Srrthümer, Unterlafjung der vorgejchriebenen Publicationen, Abweichungen in 
der Form der leßteren u. j. w. muß ein bejtimmtes Syſtem abgejtufter, im 
Wiederholungsfalle ſich jteigernder Ordnungsſtrafen bejtehen. Ob nicht we: 
nigjteng für das Bankverwaltungsperjonal, mit Einjhluß des Ber: 
waltungsrath3, der Grundjat der unbegrenzten Haftbarfeit mit dem 
ganzen Vermögen für alle Banfjhulden nicht bloß bei dolus, jondern aud 
bei lata culpa, 3. B. in der Kajjencontrole, Rechnungsrevifion, angebracht 
wäre, da3 möchten wir faft bejahen. 29°) 


295) Welche Mißſtände auch in Deutichland, wenigftens in Oeſterreich, im Actien: 
gelellihaftsweien zu Tage treten, welche völlige Unfähigkeit der VBerwaltungsrätbe, zeigt 
3. B. der Banferott der Er: und Importgeſellſchaft in Wien, deren Bücher, Bilanzen 
u. ſ. w. jämmtlich jaljh waren vom Beginn an! ©, Frankf. Actionär v. 4. Apr. 1869. 


— 1 — 


Die Peel'ſche Acte ſetzte auf jede faljhe Angabe eine Strafe vor 
100 Pf. St. (in $ 18). Diejelbe Strafe trifft gewiſſe Uebertretungen des Ge— 
jeßes in Betreff der vorgejchriebenen Form, Zeit und Ablieferung der Aus— 
weile an die eingejegte Commijjion. Die Ausmeije müfjen durch die Unter: 
jhrift des Hauptdirectors beglaubigt fein. Diefe und einige andere Beſtim— 
mungen hängen übrigens in ihrer fpeciellen Faſſung mit dem amtlichen 
Eontroljgitem zujammen (j. u. N. 2). 

Das nordamerifaniihe Nationalbankgejeg droht eine Strafe von 
100 Doll. für jeden Tag der Verjpätung an, wenn die Bank den viertel: 
jährlih an den amtlichen Gontrollor über ihren Geſchäfts- und Vermögens: 
ftand zu erjtattenden, von ihrem Präfidenten und Gaffier zu beeidenden 
Bericht nicht rechtzeitig abliefert. Die gleiche Strafe tritt ein für die unter: 
lajiene oder verjpätete monatlihde Berichterftattung über den Stand 
der Hauptpojten der Bilanz. Ein entwiceltes jtrenges Strafſyſtem ſucht 
ferner jede Verlegung der Bankacte Seitens der Bankverwaltung zu ver: 
hüten (j. u. N. 2). 

Bei einer bejtändigen amtlichen Aufficht ded Staats über die Banken 
wird namentlich auch die VBerantwortlichkeit der Bankverwaltung für legtere 
in jedem einzelnen alle des Vergehen fofort practijch fühlbar werden 
fönnen. Indeſſen aud ohne ſolche jtändige Auffiht kann die VBerantwort: 
lichkeit doch bedeutjam werden, wenn im Fall von Zahlungsjuspenfion, 
Bantkerott u. ſ. w. nachträglich von Rechtswegen Seitens des Gerichts 
die Richtigkeit der Verdffentlihungen geprüft werden muß. Unvegelmäßig- 
keiten in den leßteren, Abweichungen von der vorgejchriebenen Form lafjen 
fih auch ſonſt durd andere Staat3organe rügen und bejtrafen. So könnten 
Steuerbehörden mit der Aufficht hierüber betraut werden. Die bejte Bürg- 
ihaft für die reelle Verantwortlichkeit der Bankverwaltung in Hinſicht 
—* Veröffentlichungen liegt aber freilich in einem eigenen Bankeon— 
trolamt. 


2. Die formelle Staatscontrole über die Banken, insbeſon— 
dere ein jtändiges Bankfcontrolamt zu diejem Zweck. 


Nach der früher gegebenen Characteriftif (ſ. o. ©. 73, 75) hat die 
formelle Gontrole des Staats die Aufgabe, die die Banken betreffenden, nad) 
dem Princip der Publicität zu veröffentlichenden Thatſachen zu conftatiren 
und zu beglaubigen. Zu diefem Zweck wird fie fi vornehmlid an die 
Nublicationen der Banken anzufnüpfen haben. Es handelt fi daher um 
die Organifation behördlicher Anjtalten, welche »dieje Controle auszuüben 
baben und um die Feſtſetzung der Befugnifje diejer Behörden, ferner um die 
Berpflichtungen der Banken diejen Behörden gegenüber und um die Zwang3- 
und Strafmittel gegen zumwiderhandelnde Banken. Ein jachliches Eingreifen 
der Behörden in den Banfbetrieb wird, wie früher erwähnt, hier nicht be— 
abfihtigt. Die Staatäcontrolbehörde joll nur eine Prüfungsinitanz für den 
Bankbetrieb mit dem Recht der öffentlichen Berichterjtattung über den Be— 
fund werden. Es wird daher pafjend die ganze Sade jo eingerichtet, daß 
die Bank die vorgejchriebenen Veröffentlihungen an jene Controlbehörde zu 
leiten hat, weshalb es darauf bezüglicher Anordnungen und Strafandrohuns 
gen für den Fall von Verjäumnifjen u. ſ. w. und entiprechender Vollmach— 
ten der Gontrolbehörde, Einjiht von den Bankbüchern behufs Prüfung 
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der Uebereinſtimmung mit den veröffentlichten Ausweiſen zu nehmen, 
bedarf. 

Die engliſchen und nordamerikaniſchen Beſtimmuugen können 
hier nur in einigen Puncten zum Anhalt dienen, weil ſie theils über den 
hier beabſichtigten Zweck hinausgehen, theils den ſpecifiſch eigenthümlichen 
Verhältniſſen jener Länder angepaßt ſind. Sie haben in Deutſchland beſon— 
ders inſofern Intereſſe, weil ſie auch für ein decentraliſirtes Zettelbankweſen 
berechnet ſind. 

Nach der Peel'ſchen Acte vom 19. Juli 1844 iſt das Stempelamt 
in England mit der Empfangnahme und Veröffentlichung der Bankaus— 
weiſe beauftragt. Die Bank von England ſelbſt hat wöchentlich einen Ausweis 
über ihren Geſchäftsſtand in beiden Abtheilungen nach vorgeſchriebener Form 
an einem beſtimmten Tage dem Stempelamt zu überreichen und letzteres ihn 
in der nächſten Nummer der London Gazette zu veröffentlichen (Art. 6). 
Die Beſtimmungen über die anderen Zettelbanken in England und Wales 
ſind gemäß der Abſicht, die Errichtung neuer Zettelbanken und die Vermeh— 
rung der Notenausgabe der alten zu verbieten, abgefaßt. Dem Stempelamt 
mußte der Nachweis über die bisher ſtattgehabte Notenemiſſion und deren 
Größe eingeliefert, von ihm beglaubigt und dieſe Beglaubigung ebenfalls in 
der London Gazette veröffentlicht werden (Art. 13, 15). Wöchentlich an 
einem bejtimmten Tage hat jede Zettelbanf dem Stempelamt eine Veberjicht 
über ihren Notenumlauf an jedem Tage der vorausgehenden Woche und 
über die Durchſchnittscirculation der Woche, alle vier Wochen aud über den 
Durchſchnittsſtand des Notenumlaufs in diefem Zeitraume einzureichen. Je— 
der Ausweis muß vom Inhaber oder Hauptcafjier der Privatbank oder, 
wenn es jih um eine Gejellihaftsbant handelt, von deren Director, Ges 
Ihäftsführer oder Hauptcaffier unterzeichnet jein. Die viermwöchentliche Ueber: 
iht wird vom Stempelamt in der London Gazette veröffentlicht. Verfäumung, 
Verweigerung der Einlieferung der Ausmweije in der gejetlichen Form und 
zur geſetzlichen Zeit wie Einlieferung falſcher Ausweiſe wird in jedem ein— 
zelnen Falle mit 100 Pf. St. gebüßt (Art. 18). Zur Sicherung der Rich— 
tigkeit der Ausmeije über den Notenumlauf darf das Stempelamt mit be= 
jonderer Genehmigung des Schatantes einen Beamten mit der Durhjicht 
der Bücher der Zettelbank beauftragen. Diejer Beamte darf Abſchrift und 
Auszüge aus den Büchern nehmen, und jeder Banquier oder jede Perjon, 
melde ſolche Bücher verwahrt und fich weigert, jie dem jeine Vollmacht auf 
Verlangen vorzeigenden Beamten zur Einfichtsnahme und Prüfung vorzu— 
legen oder ihm jonjt die Prüfung, Abjchriftnahme u. ſ. w. nicht geitattet, 
verfällt ebenfalls in jedem einzelnen Falle in eine Geldjtrafe von 100 Pf. St. 
($ 20). Jede Privat: oder Gejellichaftszettelbant (Joint-Stock-Bank) muß 
ferner in der erjten Hälfte des Januar alljährlich dem Stempelamt nad 
London einen Ausweis über Namen, Domicil, Beruf des Bankinhabers, im 
Falle einer Joint-Stock-Bank (mit unbegrenzter Haftbarkeit jedes Theilha— 
berö mit feinem ganzen Vermögen für alle Schulden der Bank) ebenjo über 
Namen, Domicil und Beruf jedes Theilhabers, ferner über das Gejellichafts: 
verhältniß und den Ort des Geſchäftsbetriebs einreichen. Verfäumung oder 
Verweigerung dieſes Ausmweijes binnen der angegebenen Friſt oder wijjent: 
lich faliche Angaben über die Perfonen, welche in dem Ausweiſe jtehen müſ— 
jen, wird mit 50 Pf. St. beitraft. Das Stempelamt hat dann den betref- 
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fenden Ausweis big zum 1. März in einer Zeitung, welde in der Stadt 
oder Grafihaft des Domicil3 der Bank. circulirt, zu veröffentlichen ($ 21). 
Diefe Beitimmungen find zur Verbürgung der Richtigkeit der Ausweiſe 
ftreng genug. Die Thätigfeit des Stempelamtes jelbit iſt aber eben feine 
fortlaufende eigentliche Controle, welche wir hier vor Augen haben. Nur in 
einzelnen bejonderen Fällen, aljo wenn ein jpecieller Grund zum Verdacht 
vorliegt, controlirt das Stempelamt durch feinen Commifjär. Die Verdffent- 
lihungen werden weiter nicht geprüft, nicht über die Banken öffentlich vom 
Stempelamt Bericht eritattet. Daß fie formell vom Stempelamt, jtatt von 
der Bank jelbjt aus erfolgen, ijt etwas rein Aeußerliches. 

An Nordamerika 296) ift der zur Leitung des Bankweſens bejtimmte 
Eontrollor des Notenumlauf3 ein vom Präfidenten mit Zujtimmung des 
Senats auf fünf Jahre ernannter, übrigens auch früher entlaßbarer Unions— 
beamter mit einem Stellvertreter und einem Bureau von Unterbeamten zur 
Seite. Jede Gejellihaft — und nur eine joldhe darf nad) dem Nat.:B.:Gej. 
Banken errihten — muß dem Controllor jofort Anzeige von dem abge: 
ſchloſſenen Gejellihaftvertrag eritatten. Die Anzeige bat die Firma, deren 
Wahl der bejonderen Zuſtimmung des Controllorg bedarf, den Sitz, das 
Kapital, die Zahl der Actien, Namen, Wohnort und Actienbefiß der einzel: 
nen Theilnehmer, die Zeit des beabjichtigten Gejchäftsbeginnd und die Er— 
Härung zu enthalten, daß die Gejellihaft durch die Anzeige die Begünſti— 
gungen einer Nationalbank zu erhalten wünſche. Eine Abſchrift des Gejell- 
Ihaftövertrags ijt beizufügen und alle Daten find gerichtlich oder notariell 
zu beglaubigen. Der Eontrollor betätigt dann die Anzeige, ermächtigt die 
Geſellſchaft, fih zu organijiren u. |. w. Die Actieneinzahlungen find un— 
ter Eid des Präjidenten und Kaſſiers der Gejellichaft dem Controllor an— 
zuzeigen. Die Erinädtigung zum Beginn der Gejhäfte muß vom Con— 
trollor eingeholt werden, doc müfjen zuvor mindeſtens 50°), des Kapitals 
eingezahlt jein. Der Controllor prüft die wirflihe Einzahlung, die Erfül- 
lung der übrigen Bedingungen, die Wahl und den Actienbejig der Directo- 
ren und verlangt Bewahrheitung diefer Thatſachen durch Eid der Mehrheit 
der Directoren und des Präfidenten oder Kafjiers. 277) Der Eontrollor jtellt 
dann nad befundener Ordnung ein Gertificat darüber aus, welches die 
Bank binnen 60° Tagen in einigen Zeitungen der Stadt oder Grafſchaft 
ihre8 Domicil3 oder, wenn bier feine Zeitung erjcheint, in den vom Con— 
trollor zu beftimmenden Blättern veröffentlichen muß. Durd das Gertificat 
erhält die Bankgejellihaft das Recht der juriftiihen Perjon und wird zu 
allen Bankgejhäften in den im Gejellihaftvertrage genannten Orten er: 
mã 


Die Hauptfunction des Controllors im Uebrigen iſt die Beaufſichtigung 
über und die Ertheilung der Erlaubniß zur Notenausgabe, — Beſtimmun— 
gen, die hier nicht ſpeciell hergehören, da ſie eine unmittelbare Begrenzung, 
Deckung und Einlöſungsſicherung der Noten bezwecken (ſ. u. N. 3, d). Es ſei 
nur erwähnt, daß die Befugniſſe des Controllors in jeder Hinſicht ſehr weit 
296) Ich folge bier ber von Hod ©. 731—743 gegebenen Zuſammenſtellung ber 
Beſtimmungen ber Nationalbanfacte, zum Theil wörtlich. 

297) Die überaus bäufige Vorſchrift von Cibesleiftungen in Geld:, — 
Steuerſachen u. ſ. w. iſt eine ſehr bedenkliche Eigenthümlichkeit der neueren norbameril. 
Geſetzgebung überhaupt. 
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gehen. Er hat u. A., um einige mehr eine formelle Controle betreffenden 
Puncte hervorzuheben, über die Depots der einzelnen Gejellichaften, d. h. die 
gejeglih zur Notendeckung bei ihm zu binterlegenden Pfänder in Staats— 
papieren, Buch zu führen und die über das Eigenthum der Banken getrof- 
fenen Berfügungen den Banken mitzutheilen, welche ihrerjeits Einfiht in 
jeine fie betreffenden bücherlihen Eintragungen nehmen dürfen, dann aber 
auch bejtätigen müſſen, daß fie Alles in Ordnung gefunden. Ein Verzeich— 
niß des Namens, Wohnorts und Actienbejiges aller Theilnehmer der Bank 
haben Präſident und Kajlier in dem Gejchäftslocal zur Einfiht der Actio— 
näre und Gläubiger bereitzuhalten und eine Abjchrift diejes Verzeichnifjes 
jährlih anfangs Juli dem Controllor einzufenden. Die Banken außerhalb 
Newyorks müjjen, wie früher erwähnt (j. o. ©. 54 u. 63), theils in New— 
york, theils in gewifjen anderen Städten Banken bezeichnen, bei denen fie 
ihre Noten einlögbar machen. Die Wahl diejer Einlöjungsbanten hängt von 
der Zujtimmung des Controllors ab, der die getroffene Beitimmung und 
jede Aenderung derjelben in vielgelejenen Zeitungsblättern befannt zu ma= 
hen hat. Der oben (5. 121) jhon erwähnte vierteljährige Bericht über den 
Geſchäfts- und Vermögensſtand der einzelnen Banken wird vom Gontrollor 
zu einer Zujammenftellung über alle Banken benugt und in einer Zeitung 
Waſhingtons und Newyorks, der Bericht über die einzelne Bank in einer 
Provincialgeitung veröffentlicht. 

Mit Zuftimmung des Schabjecretärd iſt aud der norbamerifanijche 
Gontrollor befugt, jederzeit eine Unterfuhung der Lage einer Bank anzu— 
ordnen, wo dann die Beamten der Bank fich eidlich vernehmen lajjen müſ— 
jen. Die Koften der Unterjuhung trägt die Gejellihaft, wofür die Gebüh- 
ren im Geſetz fejtgeitellt find (unbegreiflih Hart, im Falle die Gejellichaft 
durch die Unterfuhung gereinigt dajteht). 

Im Falle eines Liquidationsbejhlufjes einer Bank muß fogleich dem 
Eontrollor dur Präfidenten und Kajfier Anzeige gemacht werden. Die be— 
treffenden Veröffentlihungen an die Gläubiger jind genau vorgezeichnet, jie 
müfjen in einer Zeitung Newyorks und dem gelejenjten Xocalblatt des Stand- 
ortes erfolgen. 

An dieje eigentlich gejchäftlich controlivende reiht fi die berichter— 
tattende Thätigfeit des Controllors. Big zum 1. Dechr. jeden Jahrs ift 
vom Gontrollor ein Bericht zu verfafjen, der die nöthigen Angaben über 
Stand und Lage jeder einzelnen Nationalbank, namentlich über ihr Kapital, 
ihre Activa und Paſſiva, Baarihag, Notenumlauf, über die im Laufe des 
Jahres ihre Geſchäfte einjtellenden Banken, den Betrag ihrer eingelöjten 
und noch aushaftenden Noten, ferner Vorjchläge zur Verbejierung des Bank— 
gejeßes zu enthalten hat. Diefer Bericht wird gedrudt und dem Congreß 
mitgetheilt. j 

Unter den Strafen, welche den Vollzug des Gejeßes verbürgen wol: 
len, jeien bier nod folgende erwähnt. Der Beamte, der abjichtlich Noten 
über das gejelihe Maaß ausgibt, wird mit einer Geldjtrafe bis zum 
Doppelten der Mehrausgabe und mit Gefängniß bis zu 15 Jahren be: 
jtraft. Durch Zumiderhandlung der Direktoren gegen die Bejtimmungen 
der Acte find alle Nechte der Bank aufgehoben, lettere wird aufgelöft, 
jeder der jhuldigen Directoren (aljo feine Gejammthaftung derjelben ?) 
hajtet perjönli mit jeinem ganzen Vermögen für den Dritten erwachſenen 
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Schaden. Die Verletzung der Acte muß gerichtlich ermwiefen werden. Mit 
5 — 10 Jahren Gefängnig werden Unterjhlagungen, Fälihungen u. |. m. 
der Banfbeamten bedroht. 

Dffenbar gehen dieſe Beitimmungen über dag Maaß einer formellen 
Gontrole weit hinaus. Sie führen zu einer materiellen Controle, durch 
welche der Staat eine weittragende Verantwortlichkeit für die Banken, ihre 
gefunde Organijation und ihren vorjichtigen Betrieb übernimmt, ohne daß 
gleihmohl Stellung, Amt und Befugniſſe des Controllor8 bei einem jo 
außerordentlich zerjplitterten und über einen jo großen Raum ausgedehnten 
Betrieb des Zettelbanfgejchäfts von mehr ala 1600 Banken die Bürgſchaft 
für einen guten Zuſtand des Bankweſens bieten. Die amerikaniſchen Natio— 
nalbanfen jind hiernach, wie Hoc mit Necht gejagt hat, nur Theile Einer 
großen Staat3banf, aber im jchlechtejten Sinn des Wortes, wegen ihrer 
theilmeijen Selbitjtändigfeit einer wirkſamen einheitlichen Leitung doch nicht 
zu unterjtellen und ihrer bejonderen Verantmwortlichfeit durch diejes Regle— 
mentirungsmwejen doc großentheila enthoben, — „zeritücte Glieder” einer 
großen Staatsbank, aber nicht gejunde Organe einer ſolchen, wie e8 Filial— 
comptoire wären. 299) 

Sn deutſchen VBerhältnifien und zwar jomohl bei voller Banffreiheit 
und einem allgemeinen Bankgeſetz, das die Errichtung auch von Zettelban- 
fen nur von der Erfüllung gemifjer allgemeiner Bedingungen abhängig 
macht, als auch bei dem jetigen Zuſtande der Decentralijation der Noten= 
ausgabe auf eine Anzahl bejonders conceffionirter Banken, würde die Einrich- 
tung und Stellung eines Bankcontrolamt3 eine weſentlich andere jein müj- 
jen. Die Sache wäre etwa in folgender Weije zu organifiren. 

Ein Bankfcontrolamt könnte für den ganzen Zollverein oder für den 
Norddeutihen Bund oder im Falle einer Mehrheit oder Vielheit von Zet— 
telbanfen und bei einer entiprechenden liberalen Bankgeſetzgebung auch in 
den einzelnen größeren Staaten fungiren. Die erjte oder wenigſtens bie 
zweite Eventualität muß in Vorausſicht einer allgemeinen deutjchen oder 
doch norddeutihen Bankgejebgebung als die jedenfall3 ermwünjchtere bezeich- 
net werden. Auch einzeljtaatlihe Bankcontrolämter wären aber weſentlich in 
gleicher Weije einzurichten, jo daß die Frage injofern diejelbe bleibt. Viel— 
leicht könnte auch ein oberjtes Bundesbanfamt Provincialbankämter unter 
fih haben, wobei das Aufjichtögebiet der letzteren jedoch nicht nach den zu— 
fälligen Staatsgrenzen, jondern nad natürlichen volkswirthſchaftlichen Pro— 
vinzen abzuſtecken wäre. 

An der Spite des Amts muß wie in Nordamerika ein Director 
mit dem erforderlichen Hilfs: und Unterperfonal jtehen. Er hat ein Zei— 
tungsorgan zu jeiner Verfügung, welches für alle die Banken betreffen- 
den, aljo namentlich gemäß dem Princip der Bublicität zu veröffentlichenden 
Actenftüfe und Thatjahen über Bankfverfafjung und Bankverwaltung als 
Amtsblatt gilt und daher auch das Bedürfniß der Zuſammenfaſſung die- 
jer Daten und die Anforderungen der Bankſtatiſtik zugleich befrie- 
digt (j. o. S. 80). Aus diefem „Banfcontrolamtsblatte” haben die Publica= 
tionen dann volljtändig oder auszugsmweije in andere Zeitungen überzugehen. 
Für die Wahl der letzteren gelten die oben (S. 79) hervorgehobenen Ge— 


296) Hod, Fin. Am. 6 ©. 627. fi. 
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fihtspuncte. Das Bankgeſetz kann den legteren gemäß im Allgemeinen be- 
zeichnen, wie die Blätter zu wählen find, dem Controlamt mag dann die 
Beitätigung der Wahl und in gewiſſen Fällen die Beitimmung der Blätter 
jelbit vorbehalten bleiben. 

An das Eontrolamt find alle zu verdffentlihenden Do- 
cumente zunäcjt zu leiten, jo namentlih Statut, Status oder Bi- 
lanz, Jahresbericht und Rechnungsabſchluß. Nah dem Character 
der Banfgejeßgebung wird die Thätigfeit des Amts mehr oder weniger ein— 
greifen. Sie kann fich bei der materiellen, jachlich vegulirenden Gejeßgebung 
zu der Junction erweitern, welche gegenwärtig die betreffenden Berwaltungs- 
behörden Hinfichtlicy der Concejfionsertheilung, Statutenrevifion und Beſtä— 
tigung, Aufficht des Gejchäftsbetriebs ausüben. In diefem Falle joll nur 
zugleich mehr und regelmäßiger, ala es üblich ift, die Ausführung des 
Princips der Publicität überwacht werden. Bei voller Bankfreiheit und bei 
einer Gejeßgebung, welche die Errichtung von Banken bloß an die Erfül- 
lung gewijjer Bedingungen knüpft, ift ein Controlamt, wie wir es bier im 
Sinne haben, jedoch bejonder8 am Plate. Seine Thätigfeit wird jich bier 
auf die Wahrnehmung der ftaatliden Pflichten bei der Errich— 
tung der Banfen und jodann auf die Fürſorge für die volle 
Durchführung des Princips der Publicität erjtreden. 

Bei dem Controlamt muß daher die Anmeldung der Bank und 
die Einreichung des Statuts, des eventuellen Geſellſchaftsver— 
trag3 u. ſ. w. erfolgen, wenn Perſonen zur Errichtung einer Bank eine 
Actien-Gejellihaft oder Commanditgejellihaft auf Actien 
gründen, oder wenn ein oder mehrere Private Zettelbanfgejchäfte in einer 
bejtimmten rechtlichen Form, der offenen Handelsgejelljhaft oder 
der Commanditgejelljchaft, betreiben wollen. Schreibt daS Bankgeſetz 
bejtimmte Bedingungen für die Errichtung von Zettelbanfen vor, fordert 
es 3. DB. eine bejtimmte rechtliche Form der Bankgeſellſchaft, für freigegrün— 
dete Zettelbanfen etwa die Haftung der Theilnehmer mit dem ganzen Ver— 
mögen oder eine gewiſſe Höhe des Nominal- und des eingezahlten Kapitals, 
eine bejtimmte Dedung der Banknoten, den Ausſchluß gemifjer anderer 
Bank: und Handelägeihäfte aus dem Geſchäftskreis der Zettelbanf, eine 
beitimmte Einrichtung der Verwaltung u. |. w., jo muß das Gontrolamt 
prüfen, ob in dem Gejellichaftsvertrag und dem Statut die bezüglichen Be— 
jtimmungen enthalten und ſoweit dies vor der Eröffnung des Geſchäfts 
nothwendig, 3. B. binfichtlich der Kapitaleinzahlungen, die vorgejchriebenen 
Bedingungen erfüllt find. Auch wenn die Bedingungen des Bankgeſetzes, 
den Anforderungen voller Bankfreiheit entjprechend, nur in Vorſchriften 
hinſichtlich des Princips der Publicität und Hinfichtli der oben dargelegten 
Borichriften über Annahme, Einlöfung und Stüdelung ber Noten (j. 0. 
©. 33—73) bejtehen, hat das Gontrolamt darüber zu waden, daß die 
Statuten der Bank mit den Vorjchriften des Banfgejeßes in Einklang find. 
Hierüber wird dann eine amtliche Betätigung des Controlamt3 gege- 
ben, welde für die Bank erjt ala Ermächtigung zur Eröffnung des 
Gejhäfts dient. In allen anderen Buncten darf der Geſellſchaftsver— 
trag, da8 Statut der Bank ganz nad deren eigenem Belieben abgejaßt, der 
Geſchäftskreis demgemäß frei gezogen fein, nur fann etwa zur Erleichterung 
der Weberjicht und der Bergleihung eine bejtimmte Form, Reihenfolge der 
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die einzelnen Gebiete behandelnden Statutenabjhnitte u. ſ. w. vorgejchrieben 
werden, in welcher Hinficht die deutichen Bankjtatuten auch wieder eine 
bunte Manigfaltigfeit darjtellen. Das Controlamt hat in diejen, von den 
Beitimmungen des Bankgejeges nicht berührten Puncten das Statut u. ſ. 
w. weder zu prüfen noch zu genehmigen, jondern einfah zur Kenntniß 
zu nehmen, worüber wiederum eine Beicheinigung auszujtellen ijt, und 
die Ueberwachung der gehörigen Befanntmahung auszuüben. 
Zugleih kann es paſſend als gejeglicher Aufbewahrungsort für die Origi- 
nalactenjtücke, welche fi auf die Errichtung der Bank beziehen, dienen. 
Dieſelbe Aufgabe hat das Gontrolamt bei Abänderungen des Ges 
jellihaftsvertrags und Statuts. Dieje Abänderungen treten erſt in Geltung, 
wenn das Amt bejcheinigt hat, daß fie mit den Beitimmungen des Bank: 
gejeges nicht in Widerſpruch ftehen und daß es von ihnen amtlich Kennt- 
nik genommen habe. 

Hinſichtlich der Bekanntmachung diejer die Bankverfafjung betref- 
fenden Berhältnifje fommen die oben bejprochenen Aufgaben (S. 77—81) 
in Betracht. ALS eigentlihe amtliche Bekanntmachung muß diejenige im 
Amtsblatt des Controlamtes, ausgehend von letterem jelbjt, gelten. Die 
Zufammenftellungen der Statutenabänderungen (S. 80) geſchehen aud) 
pajjiend vom Gontrolamt jelbjt. Soweit im Bankgeſetz der Abdrud von 
wichtigen Statutenbejtimmungen u. ſ. w. auf den Obligationen der Banf 
vorgeihrieben iſt (j. o. S. 81), muß das Eontrolamt die richtige Erfüllung 
des Geſetzes überwachen, indem es ſich die Druckmuſter u. j. mw. vorlegen 
läkt. Ebenjo hat es die gehörige Bekanntmachung in den Zeitungen zu 
beauffichtigen, welche deshalb nicht auch in diefen Blättern, wie in England 
und Nordamerika, vom Controlamt jelbjt auszugehen braudt. Die Banken 
werden nur zu verpflichten jein, ein Eremplar des betreffenden Zeitungs: 
. dem Gontrolamt zur Einfiht, Prüfung und Aufbewahrung vorzu= 
egen. 

Ebenſo müjjen Status, Jahresberiht und Rechnungsab— 
ſchluß dem Gontrolamt eingereicht werden, zur formellen Prüfung, zur 
Unterfuhung, ob die Ausweife al3 jolche glaubwürdig erjcheinen, zur Beur: 
theilung der Statutengemäßheit oder Statutenwidrigkeit der vorgefommenen 
Geihäfte, zur Beröffentlihung dur das Controlamt in deſſen Amtsblatt. 
Das Eontrolamt muß das Recht haben, alle dieſe Documente mit feinen 
kitiihen Bemerkungen zu verjehen und auch lettere zu veröffentlichen, fer: 
ner das Recht — deſſen Ausübung wie in England und Nordamerika 
allenfalls von der Genehmigung einer anderen, dem Eontrolamt vorgejeßten 
Behörde abhängig gemacht werden könnte, — in Verdachtsfällen jomohl wie 
fonft zur gelegentlihen Gantrole die Bankbücher jelbjt und die Ueberein- 
ſtimmung derjelben mit den veröffentlichten Ausweiſen, fowie die Statuten= 
gemäßheit der Gejchäfte zu prüfen und über den Befund öffentlich Bericht 
zu erjtatten. Hier joll immer nur amtlich conjtatirt, beurtheilt, 
öffentlih berichtet, nicht aber jahlich geboten oder verboten 
oder irgendwie direct durch das Gontrolamt in anderen Fällen eingegriffen 
werden, ala wo Beitimmungen der Staatögejeße verleit find. Ueberſchrei— 
tungen der von der Bank jelbit gegebenen Statuten oder derjenigen Sta- 
tutenpuncte, welche mit gejeßlichen Beſtimmungen nicht zujammen hängen, 
find nur Öffentlich zu conftatiren. Die erforderliche Reaction gegen die Bank— 


— 18 — 


thätigfeit wird hier dann eben durch das Mittelglied des Creditfactord vom 
Publikum felbjt ausgehen müſſen und vorausjichtlid auch ausgehen. Zur 
Sicherung der Banken wird diejen das Recht zu ertheilen jein, im Fall 
einer bejonderen Unterfuhung ihrer Bücher und vorgefundener gehöriger 
Ordnung eine bezüglihe amtliche Bejtätigung des Controlamt3 und deren 
Veröffentlihung im Amtsblatte zu verlangen; ferner im alle eines ver— 
meintlichen Irrthums oder eines faljchen Urtheils des Gontrolamts an ein 
revidirendes Schiedsgericht zu appelliven, zu welchem das Amt und die 
Bank die Mitglieder zu ernennen hätte. Der Spruch dieſes Schiedsgerichts 
it dann aud) zu veröffentlichen. 

Den Banken muß gefetlic zur Pflicht gemacht werden, dem Control= 
amt die betreffenden Anzeigen, Ausweiſe u. j. mw. zu überreichen, die Nevis 
vifionen zu gejtatten, den Weijungen des Amts in der gejeßlich bejtimmten 
Sphäre nachzukommen. Ein Syitem von Ordnungsftrafen in Geld hat ſich 
anzujchließen. 

Mindeftens alljährlich einmal, möglichſt bald nad dem Jahresſchluß, 
ift von dem Gontrolamt ein Generalbericht über das gejammte Bank— 
weſen mit den bezüglichen ftatijtijchen Zufammenftellungen und mit jpecieller 
Berücfichtigung jeder einzelnen Bank an die Regierung und das Parlament 
zu erjtatten und im Amtsblatt zu veröffentlichen. Diejer Bericht muß dar— 
jtellen: den Stand der Banken, die Veränderungen darin, die Hauptpuncte 
der Statuten neuer, die Abänderungen der Statuten alter Banken, die Bis 
lanzen, die Rechnungsabſchlüſſe, die vorgefommenen Weberjchreitungen von 
Statutenpuncten, Verſäumniſſe und Verjpätungen der Publicationen, amtliche 
Nevifionen, deren Urſache und Ergebniß u. |. w. Er muß die erforderlichen 
erläuternden und kritiſchen Bemerkungen enthalten, bejondere Wahrneh- 
mungen binfichtlih einzelner Banken oder einzelner Gejchäftszmweige oder 
des ganzen Bankweſens mittheilen und auf etwaige Bedürfniffe eines gejeß- 
lihen Einjchreitend und Abänderungen der Banfgejege mit gleichzeitiger ein= 
gehender Begründung aufmerkſam machen. So läßt ſich erwarten, daß ein 
ſtändiges Banfcontrolamt des Staat? ein wichtiges Hilfsmittel für eine 
ſonſt wejentlih durch die Deffentlichkeit ſelbſt auszuübende Controle der 
Banken werde, ohne daß eine jolche Anftalt des Staats eine gleiche Ver: 
antwortlichfeit für die Banken übernehmen muß, wie im Fall der materiellen 
Gontrole. 

Die Koften der Errichtung lafjen fih durd ganz geringe, etwa 
nad) dem Kapital oder dem Umſatz oder dem Gejhäftsgewinn der Banken 
umzulegende Gebühren, welche nicht zu eigentlichen Steuern ausarten jollen, 
decken. Für die Bekanntmachungen in dem Amtsblatt wäre außerdem ein 
niedriger Anfündigungstarif jtatthaft. # 

Ganz pafjend könnte dem Bankcontrolamt aud die Mitwirkung an 
der Einleitung der nöthigen Schritte im Falle einer Zahlunggeinftellung 
und des Goncurjes einer Bank übertragen werden. Die bezüglihen Functio— 
— müſſen nach dem Character der Bankgeſetzgebung verſchieden normirt 
werden. 

Wenn man in Deutſchland zu größerer Bank- und auch Zettelbank— 
freiheit übergehen will, fo ſcheint uns vollends für die Uebergangszeit ein 
ſolches Bankcontrolamt jehr erwünſcht zu fein. Nebenbei bemerkt könnte ein 
ähnliches Amt mit ähnlichen Functionen beim Wegfall des Conceſſionsprin-— 
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cips für Actiengejellihaften im Allgemeinen wohl am Plate fein. Hält man 
im Bank- oder mwenigjtens im Zettelbantwejen am Goncejfionszwang und 
Notenregal feit, ohne die Notenausgabe ganz zu centralifiren, jo ift ein 
Bantcontrolamt mit den angegebenen Functionen gleichfalls erſprießuch, wenn 
daſſelbe dann auch einen weiteren Wirkungskreis erhält. Die formelle Con— 
trole verliert neben der materiellen nicht ihre Bedeutung, wenn unſere Ge— 
ſetzgebung dies auch bisher nicht beachtet. 


3. Die materielle Staatscontrole über die Banken. 


Es iſt oben (S. 76) im Allgemeinen das Weſen der ſachlichen Con— 
trole des Staats über die Banken characteriſirt und die beiden Hauptfor— 
men ſind bezeichnet worden. Die bezüglichen Einrichtungen hängen im Einzel— 
nen mit der geſammten Bankpolitik des Staats und mit dem poſitiven 
Rechte hinſichtlich der Ertheilung des Rechts der juriſtiſchen Perſon und 
hinſichtlich des Actiengeſellſchaftsweſens zuſammen. Indem der Staat die 
Bildung einer Actiengeſellſchaft überhaupt oder einer Bankactiengeſellſchaft 
oder die Verleihung der Rechte der juriſtiſchen Perſon oder wenigſtens die 
Banknotenausgabe von dem Erlaſſe eines Specialgeſetzes oder doch von der 
Ermächtigung durch eine Verordnung (Conceſſionsertheilung) abhängig 
macht, wird er folgerichtig nicht umhin können, die Bankverfaſſung näher 
zu prüfen und ſie oder die Statuten, in welchen ſie niedergelegt iſt, beſon— 
ders zu genehmigen. Indem er dies thut, wird er wiederum folgerichtig zu 
einer eingreifenden ſachlichen Controle geführt, durch welche er die Statu— 
tengemäßheit der Geſchäfte überwacht und die Statutenwidrigkeit zu verhü— 
ten ſucht. Um Beides mit größerer Leichtigkeit und beſſerem Erfolge zu ver— 
mögen, wird er die gelegentliche, außerordentliche zu einer ſtändigen, ordent— 
lichen Controle machen, ſeine Controlorgane, die ſtaatlichen Bankcommiſſäre 
mit einer fortlaufenden Beaufſichtigung ſtatt mit einer von Zeit zu Zeit in 
beſonderen Fällen vorzunehmenden betrauen. Er wird ſie zu dieſem Zwecke 
lieber in als neben die Bankverwaltung ſtellen. Eines fügt ſich dann im— 
mer conſequent zum Andern. Die beaufſichtigenden Staatsorgane werden zu 
verbietenden, dieſe zu Theilnehmern an der Leitung der Bank, dann zu ge— 
bietenden Organen, bis ſchließlich der Schwerpunkt der Leitung überhaupt 
in die Hände der Staatsorgane gelegt und die Bankorgane in die Neben: 
ftellung von Gontrolorganen zurücgedrängt werden. Ob es dann nicht von 
vorneherein richtiger ift, dieſe lettte Entwiclung vorweg zu nehmen und die 
Verwaltung der Banken ausdrücklich Staatsorganen zu übertragen, wie bei 
der Preußiſchen Bank, welde in diejer Beziehung eine Staatsbank ijt, wie 
ähnlich auch bei der granzöfiichen Bank (ſ. u. d, ©. 144 ff.), das möchte Faum zu 
bezweifeln jein. Es liegt dies nur in der natürlichen Gonjequenz des Syſtems 
der materiellen Controle. Dabei bejteht dann doch Klarheit und Unzweideutigfeit 
des Verhältnijies, jo daß Jedermann weiß, woran er fih zu halten hat 
und wo die eigentliche Verantwortlichkeit ruht. In den anderen Fällen, wie 
fie in den meijten deutichen Bankſtatuten vorliegen, bleibt man immer auf 
balbem Wege jtehen. Es wird, mo möglich gleich im erjten Paragraphen 
der Statuten 2 oder in befonderen Abjchnitten der letzteren, von der 
— des Staats über die Banken und ihre Geihäftsrührung einge: 


20) 3.8. 2eipz. Bankſtat. v. 1838 $ 1, Roſt. Bankſtat. $ 1. 
Wagner, Gutachten, 


hend gehandelt, die DOrganijation diejer Oberauffiht wird dargelegt, Die 
Sunctionen der Auffihtsorgane im Allgemeinen und noch jpeciell in einer 
Menge einzelner Fälle bezeichnet, bejonders rückſichtlich der Verbürgung der 
Geſetz- und Statutenmäßigkeit der Notenausgabe und des Vorhandenjeins 
ber Dedungsmittel dafür, und wenn der Gläubiger der Bank, der Noten: 
inhaber nad) Durchleſung diejer ſchönen Vorſchriften nun mit Dankbarkeit 
und in Ruhe ſich freut, in einem jo mwohlgeordneten Staate zu leben, dejjen 
Dberauffiht ihn aller eigenen Mühe der Aufficht enthebt, findet er auf 
einmal den Paſſus, der alles Verheißene im Grunde genommen aufhebt: 
daß der Staat troßdem durchaus nicht für die Banfoperationen verantwort: 
lich ſei 3) I Wozu dann alles Vorhergehende, das doch nad) der deutlichen, 
unverhehlten Abjicht des Staats und namentlich oft genug aud nad) der 
Abjicht der Gründer und Eigenthümer der Bank, welche jolche Beſtimmun— 
gen über Staatsoberaufſicht im Intereſſe des Gredits ihres Inſtituts wün— 
ſchen, 9), gar keinen anderen Zweck hat, als durch die zugeſagte Staats— 
controle eine in demſelben Satze wieder zuruckgenommene Buͤrgſchaft für die 
Bank zu leiſten?! 

Schon hieraus ergibt ſich die Werthloſigkeit, ja die Bedenklichkeit einer 
arg Controle, denn lettere täujcht das Publicum, die Gläubiger der 

anf über ihre Bedeutung und verführt doch zu geringerer eigener Objorge 
der Nädjjtbetheiligten. Im Einzelnen zeigt jid) dies noch mehr, weil dabei 
auch die prafiiche Bedeutungsloſigkeit der Controle deutlich hervortritt. Je 
größer und directer der Einfluß der ftaatlihen Gontrolorgane auf die Ber: 
mwaltung der Banf aber wird, deſto mehr gibt der Staat jelbjt den Anlap, 
auf jeine Controle bejonders zu vertrauen. Dies ijt namentlich auch bei der 
von Mathy befürmworteten Einrichtung des badijchen Statutenentwurfs von 
1864 der all, wo die Gontrolorgane des Staat3 Sig und Stimme im 
Auffihtsrathe und außerdem ein Suspenfivveto gegen Beihlüfje und Hand— 
lungen, welde die Staatögejege oder Statuten (d. h. vermeintlic)) verlegen, 
mit Appellation an die darüber entjcheidende Negierung bejigen. 3%) Wenn 
dann - etwas jchief geht, wie kann man die Regierung von Schuld frei: 
ſprechen? 
a. Controle durch Commiſſäre bes Staats neben ber Bankverwaltung 
bebufs ber Ueberwadhung ber Bank, 

Die Statuten der deutjchen Zettelbanken regeln die Oberauflicht des 
Staats ziemlich gleihmäßig, in der Hauptjache in folgender Weije. 

In der Mehrzahl der Yälle?%) behält ſich der Staat das Recht 

300) . B. Stat. b. Berl. Kaſſenver. v. 1850 $ 20, Pomm. Panfit. $ 9, Bresl. 
Bankſtat. 37, Brem. Banfitat. $ 82, Homb. Yandesbanfitat. $ 30, Mein. Bankſtat. $ 58. 

301 Dies ift ſehr oft bervorgetreten, z. B. auch bei ben verichicdenen Banfpro: 
jecten in „Hamburg. Val. auch (Geffken) zur Bantivage II, Hamb. 1856 ©. 29 ff. 

) ab. Bankftat. Art. 64, 50, 53 letzter Abſatz. Begrimdung der Vorlage des 
———— die Verleihung des Rechts zur Ausgabe von Banknoten an die Bad. 
Bank betreffend, ©. 5, 6. — Vgl. auch die Bankdebatte in d. bad. 2. Kammer im J. 
1864, bei. bie Aeufßerung von Knies Landt.Bl. ©. 553. — Das Modell lieferten 
die Statuten ber Gothaer Bant, ſ. unten das Nähere b, ©. 136 ff. 

303) Stat. b. preuß. Privatbanfen, die betreff. Beftimmungen wejentlidh über: 
einftimmend, Baier., Leipz, Braunſchw., Brem., Darmft., Defi., Franff., Geraer, Hannov., 
Homb., Lüb. Priv., Pur, Mein. (Staatscommiffäre bier noch neben vom Staate er— 


gg Mitgliedern bes Verwaltungsratbs |. u. ©. 137), Rojt., Thür, Weim., Büdeb. 
‚u.a. m. 
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vor, einen oder mehrere, außerordentliche in bejonderen Fällen oder jtändige 
Gommijjäre oder beide neben einander, oder einen Commijjär mit Stell- 
vertreter zu ernennen, durch welche die Oberaufjiht ausgeübt wird. 30%) 
Dieje Commijjäre werden oft ausdrücklich auf Koſten der Bank angeftellt, 
indem der Ztaat ihren Gehalt oder ihre Nemuneration von der Bank ji) 
erjegen läßt, »es) oder es wird wenigſtens das Recht vorbehalten, den 
den Commifjären etwa zu zahlenden Gehalt der Bank in Rechnung zu 
jtellen. 3%) 

Stellung, Rechte gegenüber der Bank, Wirkungskreis diefer Commij- 
färe, entiprehende Pflichten der Bank find im Allgemeinen jtets, in der Re— 
gel auch jpeciell in den Statuten normirt,?) mitunter gejchieht dies in 
bejonderen, theils einjeitig vom Staate, theil3 im Einvernehmen mit der 
Bankverwaltung feftgejegten, vom Staate genehmigten Gejchäftsregle- 
ments, ?°) jomohl für die allgemeinen, al3 für ſpecielle Thätigkeiten des 
Commiſſärs, 3. B. hinfichtlic) der Notenausgabe. >) 

Die allgemeinen Aufgaben, beziehungsmweije Nechte ſolcher Commij- 
järe find 9%): Kenntniß- und Einfichtnahme von allen Vorgängen und Ge: 
ihäften der Bank; Einfiht und Prüfung der Bankbücher, etwa mit der 
Clauſel, dat die Bücher nicht aus dem Local der Bank entfernt, der Ge: 
ſchäftsverkehr weiter nicht geitört, 911) wohl aber Hilfsbeamte zugezogen wer— 
den dürfen; 317) Nevifionen auch der Eajje; 13) Beimohnen an allen Si— 
tzungen der Organe der Bank, der Generalverfammlung, des Verwaltungs: 
raths, aud) der Direction, +) ohne Stimmredt, 9°) mit berathender 





309, Ständige Gommijjäre zur fortwähbrenden Auffiht u. A. bei den 
preuß. Priv. Banfen, 3. B. (altes) Danz. Stat. $ 52, Königsb. u. Gölner dgl. $ 52, 
Baier. Stat. $ 21, Darmit. Et. $ 51, Dei. Et. $ 68 (befanntlih mit großem Erfolge!), 
Haunov. B. $ 44, Men. B. $ 58, Thür. St. $ 66, Weim. ©t. 5 66. — Außer 
erdentlice oder gelegentlidhe Gommijjäre u. A. Brem. St. 5 82 (nit ganz 
Mar in dieſem Puncte), Frankf. St. $ 75, Lüb. Pr. B. $ 61 (au undeutlich). — 
Ständige oder auferordentlibe Commiſſäre u. A. (altes) Braunihw. St. F 58, Geraer 
$ 79, Leipz. $ 43, Pur. St. $ 51, Büdeb. $ 56, Roſt. $ 43. — 

305) Darmit. St. $ 51, Mein. St. $ 58, Thür. u. Weim. St. $ 66. In an: 
deren Fällen find jtatt dejien beitimmte Zahlungen an den Staat bedungen, Hannov. 
er. $ 44 legt. Alin., Bückeb. B. $ 56. 

306) Danz. Stat. $ 52 (in den Stat. ber and. Priv. B. nicht). 

307), Die meijten Anm. 303 genannten gehören dahin. 

306), 23, B. Berl. Gajjenver. $ 20. 

309) 3. B. Hannov. Stat. $ 14. 

310) Die meijten folgende Puncte finden jih gleichmäßig, oit auch dem Wort: 
laute nab in ben Anm. 303 genannten Statuten. Die einzelnen Statuten bejonders 
eigenen Puncte find in den folgenden Anmerfungen angegeben. 

311) Solche Glaufeln ſchon im Leipz. Stat. $ 43, Braunfchw. $ 58, Geraer $ 79, 
Mein. St. $ 59, Roit. St. $ 43, Thür. u. Weim, St. $ 67. 

12) 3.8. Braunſchw. $ 58, Geraer 579, Mein. $ 59, Thür. u. Weim. $ 67. 

313) Beſ. bervorgeboben Darmit. St. $ 52, Hannov. $ 44 (mad vorgängiger 
Anzeige an den Borfigenden des Verw. Natbs), Homb. Landesb. St. $ 30, Mein. $ 
59, Baier. St. 23. 

314) Situngen von Berwaltungsr. u. Direction bej. genannt in d. Stat. d. preuß. 
Privatb. Sonjt find die Directionsfigungen öfters nicht mit erwähnt, alſo nicht in 
Gegenwart des Gommifjärs zu halten. Es fommt auch die Beitimmung vor, daß die 
Sißungen obne Anzeige an den Gommiffär ober ohne feine Tbeilnabme, wenn er 
barauf nicht ausbrüdlich verzichtete, nicht ftattbaft find. Leipz. St. $ 44. 

315) Dies ift in den preuß. Privatb. St. bejonders gejagt, 3. B. Cölner St. $ 
32, j. aber Anm. 318, 

9 + 
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Stimme, 916) mit Suspenfivveto , 17) mit eigenem Definitivveto] 919) Beru- 
fen ſolcher Berfammlungen 99) oder Antragen auf Berufung bei den be— 
treffenden Gejellichaftsorganen mit dem Nechte, direct oder durch diefe Or— 
gane Anträge an dieje Verſammlung zu ftellen 92%); Einfichtnehmen in die 
Protocolle aud im Fall der Abmwejenheit, weßhalb diefe dem Commiſſär 
einzureichen find 324); jonjtige Eröffnungen an die Gejellihaftsorgane ma= 
hen; als Mittelglied zwiſchen diejen und der Regierung dienen 922); in allen 
Dingen namentlid darüber waden, dat die Gejchäfte den Statuten gemäß 
find 929) oder in Fällen, wo die Commiffäre dieje oder die Geſetze oder das 
Intereſſe des Staats 3%) und Publikums 325) für verlett halten, mit Sus— 
penfivveto an die vorgejeßte Behörde, das betreffende Minijterium, die Re— 
gierung zur Entſcheidung appelliren. 326) 

Strafandrohungen im Fall der Verweigerung der Banken, ihre Verhält: 
niffe darzulegen, oder irgend welcher Schwierigkeiten, welche fie den Com— 
mifjären bereiten fönnen, fehlen in den deutſchen Bankſtatuten characterijtiicher 
Meije, während jie in England und Nordamerifa in den Banfgejeßen vor- 
fommen. Selbjt eine Meininger oder Sondershäujer Negierung hätte in jol- 
hen Beziehungen nichts zu befürchten. 326°) 





316) Dies ift in allen Fällen anzunehmen, auch bei den preuß. B. 

317) Mitunter, wie in den Gt. ber preuß. Priv. Banken, nicht erwähnt, was 
confequent bei der jonjtigen Ausihliekung bes Stimmrechts wäre, f. aber Anm. 318 u. 
323. — Sonft vielfach ji. u. Anm. 324—326. 

315) Bei den preuß. Priv. Banken 3. B. ausbrüdlich gegen gewiſſe Lombardge— 
ſchäfte (eöln, St. $ 13). 

19) Etat. ber preuß. Priv. B., u. viele andere. 

320) Z. B. auf Berufung von Directorialfigungen bei bem Vorſitzenden antragen, 
Geraer St. $ 80, auf Berufung bed Verw. Raths u. ber Gener. Ber. Mein. St. $ 
57, Weim. u. Thür. Et. $ 67. 

321) 3. B. Braunihw. B. $. 58, Brem. B. 82, Gera 80, u. a. m. 

322) So im St. b. Hannov. B. $ 44. 

323) So nam. auch in den Stat. ber preuß. Priv. Banken („joragfältig darüber 
wachen, daß die Statuten in allen Puncten zur Ausführung gelangen“. 3. B. Königeb. 
St. $ 52, was dann body minbdeftens ein Suspenſivveto in Zweifelfällen, vielleicht ſelbſt 
ein Definitivveto bedingt). Auch ſonſt faſt in allen deutſchen Bankſtat. gleichmäßig 
wiederkehrend. 

324) Hannov. St. $ 44, Mein. B. $ 59, Weim. u. Thür. $ 66 u. a. m. 

325) Dies bei. erwähnt Darmft. St. $ 52, Homb. St. $ 23. 

326) Die Beitimmungen unterfcheiden ſich nur in Nebenpuncten, fie betreffen 
Einſpruch gegen Beichlüffe der Gen. Berf,, des Verw. Raths, z. B. fur. ©t. $ 51. — 
Achnlihes Suspenfivveto in bejonderen einzelnen Fällen, 3. B. Bresl. St. $ 26. — 
Mitunter wird dem Gommijjär nur aufgegeben, gegen ein Zuwiderbandeln der Bank— 
verwaltung gegen die Statuten „einzujchreiten“, d. b. dann wohl mit eigenem Defini: 
tioveto, gegen das jedoch ein Recurs wird ergriffen werden können, ſ. Braunſchw. Stat. 
$ 58, Geraer 79, Roft. 43. — In einzelnen Fällen bat fidh die Regierung, wie 3 8. 
bei der Homb. Banf $ 19, ein Suspenfivveto für gewifle Beſchlüſſe der Generalver: 
fammlung, bis zu einer zweiten folden Verſammlung vorbebalten, welche Tegtere dann 
nochmals beratben und etwa mit größerer Majorität befinitiv beſchließen muß. (Bol. 
auch Brem, St. $ 83). — Ferner haben ſich die Regierungen mitunter in Zweifelfällen 
bie Auslegung der Statuten u. |. mw. allein ausdrüdlich vorbehalten, jo im Art. 2 ber 
heſſ. Verordnung über die Errichtung der Darmft. B., im Art. 2 der Frankf. Senats: 
verordnung über bie Errichtung ber Franff. B. und im Art. 2 der Mein. Berorbn. 
über bie dortige Greditbant, wobei jebod zuvor das Gutachten bes Jenaer Oberappel- 
Intionsgerichte eingeholt werden muß. £ 

268) Nur im Baier. St. $ 22 wird ber Fall der Nichtberüdfichtigung dev Weiſungen 
bet Gommiffärs erwähnt, wo fofort an bie Regierung behufs Entjcheidung zu berichten. 
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Die bejonderen Aufgaben der Staat3commiffäre betreffen bei den 
deutſchen Zettelbanten namentlich die Notenausgabe. Form, Anhalt, Aus— 
fertigung der Noten ift regelmäßig der Genehmigung und Aufficht der Re— 
gierung vorbehalten. 327) Speciell wird der Drud der Noten nad) gemein- 
Jam mit der Banfverwaltung feitgejegten oder vom Staat genehmigten Regle- 
ments, 325) der Umtauſch bejhädigter Noten unter die Auffiht des Regie— 
rungscommifjärs gejtellt. 22°) Mehrfach werden die Banknoten „zum Zeugniß, 
dak die Emijjion ftatutengemäß erfolgt ſei“ 99%) vom Commifjär mitunter: 
zeichnet. 331) Nach erfolgtem Abdruck werden die Platten unter Mitwirkung 
des Commifjärd verwahrt. 3?) Die Bekanntmachungen über das Notenichema 
erfolgen gelegentlid) Seiten der Negierung direct. 39) Die Einrufung der 
Noten zum Zweck des Umtauſches ijt öfterd an die Negierungsgenehmigung 
gebunden. 39) Ebenjo hat die Regierung oder der Commifjär bei der Auf: 
löjung der Banf mehrfach die Vernichtung der Noten zu überwachen. 395) 

Aehnlich ift die Ueberwachung des ftatutenmäßigen Notendecfungsver: 
bältnifjes den Commiſſären übertragen. Diefe Aufgabe ift ſchon in der all- 
gemeinen Aufgabe, die Statutengemäßheit der Bankgeſchäfte zu überwachen 
und in ber bejonderen, die Notenformulare zu unterzeichnen, mit enthalten. 
Sie wird öfters noch befonders betont, indem die Commifjäre fi nament— 
lid von der Befolgung des die Notendedung beftimmenden Paragraphen 
überzeugen, 3%) über das VBorhandenjein der Baarfonds zur Noteneinlöjun 
wachen jollen. 3377) Auch fommt bei der Pommer’ichen Privatbanf der Fa 
vor, daß ein bejonderer Staatsbeamter für die Notencafje beftellt wird, un— 
ter jolidarijcher Haftung für die Dedungsmittel mit den Banfdirectoren, ?9®) 


227) Faſt in den meiften beutfhen Banfitat. ausbrücdlich geiagt, bie Beftimmung 
feblt in den Brem. St. (wo in $ 73 die Ausgabe von Noten auf Silberwährung 
ber Genebmigung des Senats vorbehalten ijt), im Frank. St. An anderen Fällen folgt 
die ſtaatliche Beauffichtigung der Form und des Inhalté der Note, aud wenn fie nicht 
ausdrüdlich ausgefprocden, aus den Functionen des Commiſſärs bei der Notenausgabe, 
fo im Baier., Peipz., Darmit., Noft. u. den Statuten einiger mitteldeutichen Banfen. 
Im Lüb. Privatb. St. $ 24 find gleich einige Einzelheiten über ben Anhalt der Note 
angegeben, in den Stat. von preuß. Privatbanfen einige Statutenjäge bezeichnet, welche 
auf der Note zum Abdruck kommen müſſen (über nn Einrufung von 
Noten, Eöln Et. $ 17, 20, Königsb. degl.). Ebenfo Mein. St. $ 14, Weim. 18, Thür, 
19. Bal. meine Voridläge ©. 81. 

326) Braunihw. St. $ 14, Deſſ. 67, Gera 24, Thür. 20, Weim. 19. 

329) Hannov. St. $ 14 u. mehrfach. 

330) Ein folder Sag findet fih ausdrüdiih in ben Hannov. St. $ 14, Thür. 
St. 20, Weim. 19, dem Sinne nad) in ben Baier. St. $ 21 Nr. 3. ©. übrigens u. 
Anm. 340. 

331) Außer bei ben in ber vor. Anm, genannten Banken findet fih die Mitun— 
terzeihnung durch den Gommijjär des Staats vorgejchrieben bei der Darmft. B. $ 14 
(Unterfhrift oder Stempelung), Homb. St. 10, Leipz. 38, Roit. 37. 

332) Braunſchw. St. $ 14, Darmit. 14, Defi. 67, Ger. 24, Hannov. 14, Thür. 
20, Weim. 19. 

333) Hannov. St. $ 13. 

334) Ser. St. 23, Thür. 19, Weim, 18, in andern Fällen Verpflichtung zur 
Anzeige diefer Abficht, Braunihw. 13 Al. 2, Hannov. St. 15. 

—— Caſſenver. $ 69, Cöln 48 u. and. preuß. Stat., Gera 78, Hannov. 
42, Zur. 47. ° 
un ei St. $ 75 in Verbindung mit 28, Homb. St. 30. 

337) Geraer St. 18 Al. 2, nur die baaren. Fonds, nicht bie anderen Dedungs: 
mittel erwähnt. ‘ 

336) Pomm. St. $ 34. 
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und der ähnliche Fall, bei der Bairifchen, Leipziger und Roſtocker Bank, daß 
der Staatscommijjär für das Normalverhältnik der Deckungsmittel zu den 
ausgegebenen Noten verantwortlich gemacht wird. 33°) Wenigſtens in ſolchen 
Fällen und ähnlich auch dann, wenn ausdrüclidh von dem Staatsbeamten 
bezeugt wird, daß die Notenausgabe itatutengemäß erfolgt jei, #9) Tann doch 
fein Zweifel über eine jehr weitgehende nicht nur moraliihe, jondern jelbit 
privatrehtlidhe Verantwortlichkeit des Staats für das Banknotenweſen 
bejtehen. Oder die bezüglichen Beitimmungen wären eine reine Täuſchung 
und deshalb um jo unverzeihlicher! 

Dies find die wichtigſten Functionen, welde in den Statuten der 
deutichen Zettelbanfen den Staatscommiflären übertragen find. Mitunter 
fommt nocd Eines und dag Andere hinzu. So ift die Auflöſung oder Li— 
quidation der Bank — bisher übrigens noch bei feiner deutichen Zettelbank 
vorgefommen — öfters noch jpeciell unter die Aufficht dev Gommijjäre ge- 
jtellt 1) oder dem Staate die Beltimmung des Yiquidationsverfahrens vor: 
behalten. 32) Der Staat hat jich gelegentlich das Recht refervirt, in gewiſſen 
Fällen die zu den Veröfientlichungen dienenden Zeitungen zu bezeichnen oder 
Henderungen darin eintreten zu lajjen. 3) Die jährlichen oder monatlichen 
Rechnungsabſchlüſſe und Bilanzen müflen mitunter der Negierung vorgelegt 
werden. +) Situngsprotocolle des Verwaltungsraths, der Generalverſamm— 
lung find wohl von dem Commiſſär mit zu unterzeichnen. 37) Zu den 
Gontrolmaßregeln gehört auch die vorbehaltene Bejtätigung einzelner Geſell— 
Ihaftsorgane Seitens der Regierung, melde gelegentlih in deutſchen 





339) Baier. St. $ 23 Nr. 3. Der Commiſſär „bat unter fpecieller Verantworts 
lichfeit über den gewiſſenhaften Bollzug der in & 13 (worin das Recht zur Notenaus: 
gabe verliehen, das Marimum der Emiſſſon fejtgeiegt und die Deckung vorgeſchrieben 
ift) rücfichtlich der Banknoten gegebenen Beitimmungen zu wachen, jowic die Banfnoten 
vor ihrer Emiſſion mit Unterichrift oder Stempel zu unterfertigen.“ Leipz. St. 38. 
„Die Banknoten bedürfen der Mitvollziebung des Commiſſars der Staatsregierung. — 
Derſelbe iſt dafür verantwortlich, daß obbemerftes Normalverbältnif der Fonds zu den 
ausgegebenen Banknoten (u. A. Baar zu Noten wie 2:3) nicht vermindert werde 
und daß jene, mit Ausnabme bes $ Bedürfniſſes für die currenten Ausgaben, unter ‚einen 
Mitverſchluß genommen werden.” NRoftofer St. & 37, ganz berfelbe Paſſus wie in den 
Stat. ber Leipz. Banf. 

30) S. oben Anm. 330: Es iſt eigentlich nicht verftändlich, wie die Gommifiäre 
dies bei der in Deutichland allgemein üblichen Form der Banknote und Art und Weiie 
der Ausgabe ber Noten bezeugen Ffünnen. Die Noten werden und müſſen vor ber 
Emijfion techniſch fertig geftellt werden, fie jollen dann mur fo ausgegeben werden, 
daß eine beftimmte Dedung in Baar und Wechſeln 3. B. für fie vorhanden ift. 
Dies find Facta, welde erit nach ber techniichen Vollendung der Noten eintreten und 
eintreten fünnen. Was fann aljo der Gommiffär bezeugen ?! Selbſt wenn aber bei ber 
erſten Emiſſion mit dev Unterfchrift bi8 zum Augenblid der ftatutenmäßigen Ausgabe 
gewartet würde, bei allen folgenden Emiffionen, welde mit denjelben, zurüdgeflof: 
jenen Noteneremplaren erfolgen, Fann die Unterichrift nicht mit Sicherbeit verbürgen, 
was fie fol. Die Wertblofigfeit folder Beftimmungen eraibt ſich bier ſchon aus deren 
innerem Widerfpruch. Sie bätten mur Sinn bei einem Dedungsiviten, wie dem ameri: 
fanijchen, oder bei einer Einrichtung der Notenausftellung wie bei der Engliſchen Banf 
(i. o. Seite 58). 

1) Leipz. $ 116, Mein. 52, Roft. 115 u. a. m. 

32) Brem. St. $ 84. 

3439) Danz. $ 12 u. and. preuß. St., Darmft. 47 u. a. m. 

34), Frankf. St. 77, Lüb. Priv, 8, 64, Lux. 29. 

s5) Leipz. St. 63, 72. 
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Statuten vorkommt, — der Vermaltungsräthe, 3) der Mitglieder der 
Revifionsconmiffion, #7) des Directors. 99) Ferner die Beitätigung des 
Geſchäftsreglements, aller oder jpecieller, 3. B. des Verwaltungsraths. 9) 
Andere Geſchaͤfls weige als das Notengeſchaãft ſind bei den deutſchen 
Zettelbanken nur ſehr vereinzelt einer ſpeciellen Controle unterzogen 
worden. 350) 

Die Commiſſäre des Staats haben natürlich im Allgemeinen das 
Recht und die Aufgabe, ihrer vorgejetten Behörde Mittheilungen über das 
Bankweſen und über ihre Wahrnehmungen zu machen. Mitunter find ihnen 
in dieſer Hinficht noch bejondere Aufträge zu regelmäßiger Berichterjtattung 
und zur Mittheilung wichtiger Beichlüffe u. j. w. in den Statuten gegeben 
worden. 35?) 

Man erfieht aus der vorausgehenden Darftellung, in welcher fein nur 
etwas wejentliher Punkt übergangen fein möchte, daß die Statuten im 
Ganzen in diefen Beitimmungen ſich jehr ähnlich find. Einige Statuten- 
gruppen lafjen ſich aber doch wohl unterjcheiden, die Altern, wie die Baie— 
riſche und Leipziger, welches lettere wieder dem Nojtoder zum Mujter 
diente, die im Weſentlichen gleichlautenden Statuten der preußiſchen Privat- 
banten, die Statuten der in der Mitte der 5Oer Nahre errichteten mittel- 
deutihen Banken, von denen einige, wie das Thüringer und Weimarer, in 
diejen die Gontrole betreffenden Punkten faft ganz übereinjtimmen, die Sta= 
tuten der freiftäbtiihen Banken u. j. wm. In manchen Einzelheiten find ſpe— 
cielle Auffafiungen und Liebhabereien zur Geltung gebracht. Welche Statuten 
hinfichtlich der materiellen Staatscontrole die rationelliten find, wem man 
einmal das zu Grunde liegende Princip adoptirt, ift fchwer zu jagen. Die 
Statuten der preußiichen Privatbanfen find in dieſen Puncten am Kürzes 
iten und jtellen vornehmlich nur das allgemeine Princip auf. Die freiftäbdti- 
jhen Banfitatuten athmen etwas weniger Bevormundung und juchen die 
Staatseinmiſchung auf ein für nothwendig befundene® „Minimum“ zu be: 
ihränfen. Das Umgekehrte gilt von den älteren Statuten und von andern 
mittelftaatlihen (Hannover). Eingehend und vationell zugleid find die 
Statuten der kleinſtaatlichen Banken vielleicht noch am meiſten. Wenn trotz— 
dem gerade dieſe Banken in ihrer Verwaltung manche Schäden gezeigt und 
zum Theil, wie die Braunſchweiger, Thüringer, Deſſauer, 82) große Verluſte 





216) Homb. St. 21 (Suspenſivveto bis zu einer neuen Generalverſammlung). 

347) Mein. St. $ 24 Nr. 2, 3 46. 

34) Leipz. St. 97, Genehmigung ber Anftellung und Entlaffung bes vollziehen: 
den Directord. 

39), Thür. ©t. $ 13, Pomm. St. 11, Homb. 23, Hannov. %0, Braunic. 58 
(bier Mittheilung an ben Staatscommillär zur Ausübung jeiner Rechte vor ber Felt: 
ſtellung der Reglements geboten). 

350) Im Pomm. Bankſt. hatte der Staatscommiſſär der Notencaſſe (ſ. o. Anm. 
338 und Tert dazu) auch über die ftatutarifche Decung ber (einzuziehenden) Depoſiten— 
icheine zu wachen. 

351) Leipz. St. 45, Roft. St. 45. 

352) Die Untrelbekitumungen bei der fchlechteften deutſchen Zettelbank, der Deſ— 
ſauer (ſ. oben Anm. 233 S. 89) ſind allerdings etwas dürftiger als bei den andern 
Banken. Daß die ſer Umſtand kaum am Ruin der Bank ſchuld iſt, beweiſt aber wohl 
der Vergleich mit der Schweſterbank, der berüchtigten Deſſauer Creditanſtalt, welche bei 
viel eingehenderen Vorſchriften über Staatscontrole in ihren Statnten ($ 65 ff.), faft ihr 
ganzes Kapital verloren bat, während die Deffauer Zettelbanf doch „nur“ 2/ bes Ka— 
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erlitten haben, während die Kranffurter und Bremer zu ben bejtverwalteten 
deutichen Zettelbanken gehören, jo bemweijt dies wohl ſchon, daß die mate- 
vielle Staatscontrole doch wohl ein ziemlich nebenjächlicher Factor für das 
Gedeihen einer Bank it. Dafjelbe ergibt fi, wenn man die einzelnen preu= 
ßiſchen Privatbanfen unter einander vergleicht. Sie find alle verjtändig ver: 
waltet, aber haben, unter einem gleichen Controlſyſtem, doch jehr verjchiedene 
Refultate und Verluſte aufzumeijen, die Danziger ijt- wohl die bejte, bie 
Pommer'ſche hat gelegentlich größere Verluſte erlitten. Eben jo ungleichen 
Werths haben jich die gute Leipziger und die mittelmäßige Hannover'ſche 
Bank erwieſen. Die einzelnen Heinjtaatlichen weichen endlich in ihren Lei— 
tungen und Ergebnifjen auch erheblich von einander ab, 3.3. bei ganz glei: 
hen Beitimmungen über die Staatscontrole die verhältnigmäßig tüchtige 
Weimarer und die untüchtige Thüringer Bank. 

Soweit die dargelegten Bejtimmungen, insbejondere diejenigen über die 
Gontrole der Ausgabe und Dedung der Noten, über die im vorigen Ab: 
ſchnitt behandelte formelle Controle hinausgehen, bürden jie den Commiſſä— 
ren jehr jchmwierige, für fie vielfach unlösbare Aufgaben und dadurch dem 
Staate eine Werantwortlichfeit auf, melde um jo jchlimmer ift, weil 
fie doch Feinen wirklichen Werth für den Gläubiger oder gar für den 
Actionär der Bank hat. Das Publifum wird zu dem Glauben verleitet, 
daß die Controle des Staats eine allein ausreichende iſt und bei einer jol: 
hen Menge von Gontrolen Alles jiher jein muß, und controlirt eben 
deßwegen jelbjt weniger. Der günjtige Einfluß der Deffentlichkeit, welcher 
bei der formellen Staatscontrole auch die Hauptjache bleibt, da diefe Con— 
trole vornehmlih nur ein Mittel zur Verbürgung der Deffent- 
lichkeit ift, fehlt hier. Von der Fähigkeit und Redlichkeit des Staatscom— 
miſſärs hängt bier joviel ab und doch ijt es fraglich, ob der Staat geeignete 
Berjönlichfeiten für dieſes jchwierige Amt findet. Von den deutjchen Klein 
ftaaten ijt e8 doc wahrlich kaum zu erwarten, daß fie jtets über die er— 
forderlihen Gapacitäten für diejes Amt verfügen. Taugt der Commifjär aber 
nicht3, jo verliert natürlich die Gontrole vollends ihre Bedeutung, ohne daß 
dies irgend jorort wahrnehmbar wird. An diejen Beziehungen möchte ich mich 
dem Ausſpruch des bekannten, jet verjtorbenen Senator3 Geffken in 
Hamburg, eines jonit jehr einjeitigen Banktheoretifer8 und Gegners des mo: 
dernen Bankweſens anjchließen, wenn er jagt: der Staat darf die Oberauf: 
fiht über eine Bank, die Gejchäfte macht, nicht übernehmen, weil er fie nicht 
führen kann, weil eine jolche Oberaufſicht eine reine Illuſſion iſt. 393) 

b. Gontrole durch vom Staate ernannte Mitglieder ber Banfverwal: 
tung jelbft. 

Bielleiht in der Einficht, daß dieje Behauptung wenigſtens von einer 
Gontrole durch jolche, doc immer nur mehr oder weniger neben der Bank— 
verwaltung jtehende Commijjäre gilt und alle die Nechte der letzteren bezüg— 
li der Prüfung der Bankgeſchäfte u. ſ. w. noch Feine genügende Sicherheit 
für den wirflihen Erfolg diejer Controle bieten, ift man dann wohl einen 
Schritt weiter gegangen, hat die Staat3organe in die Bankver— 





pital® einbüßte. Die Actien der Erebditanftalt ſtehen 41/, (für 100), die der Zettelbanf 
28 (db. b. 84 für das nominell auf ein Drittel reducirte Kapital). 
3) (Gefffen) 3. Banffrage II, Hamb. 1856 ©. 30. 
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waltung ſelbſt mit hinein gejtellt und ihnen einen unmittel: 
baren Antheil an der laufenden Gejhäftsführing und vers 
waltungsräthliden Controle gegeben (j. oben ©. 76 und ©. 129). 
Dadurch hoffte man wenigitens um jo jicherer den Staat über dieje Ge: 
Ihärtsführung in Kenntnig zu halten und alle Täuſchungen zu vermeiden. 
Man kann zugeben, dal diejes in der Negel erreicht wird, vorausgeſetzt, 
daß die betreffenden Staatsorgane fähig und redlich ſind — und in dieſer 
Hinſicht liegt die Sache nicht anders als bei einer Menge anderer Staats— 
thätigkeiten —, aber der Preis für dieſen Vortheil iſt eine doch noch viel 
unmittelbarere Verantwortlichkeit des Staats für die Bank: 
geſchäfte, eine VBerantwortlichkeit, die von einer eigentlich privat: 
rehtlihen kaum mehr zu unterjdjeiben jein möchte. +) Bon deutjchen 
Zettelbankitatuten gehören einige Beitimmungen dev Meininger, dann 
aber namentlich die Gothaer und die Statuten der Badiſchen Bant von 
1864 hierher. 

Bei der Meininger Mitteldeutjchen Creditbank, einem creditmobilier: 
artigen Unternehmen mit dem Rechte der Bankfnotenausgabe, bejteht das 
gewöhnliche Controlſyſtem durch Staatscommiffäre, in ähnlicher Weije wie bei 
anderen Zettelbanfen. 355) Außerdem werden indejjen in den aus 12 Mitgliedern 
bejtehbenden Verwaltungsrath 2 Mitglieder von der Regierung ernannt, 
welche feine Actien, wie die andern gewählten 10 Mitglieder zu hinterlegen 
haben, jonjt alle Rechte genießen, auch zu Vorjigenden gewählt werden kön— 
nen und an allen jtatutengemäßen Gejchäften des Verwaltungsraths Theil 
nehmen, jo zwar, daß die Beichlukfähigkeit dieſes Organs an die Anmejen- 
beit von wenigjteng 9 Mitgliedern gebunden ift, worunter aber eines der 
von der Regierung ernannten jich befinden muß. #6) Dieje zwei Mitglieder 
des Verwaltungsraths haben jonjt feinen Auftrag, der Negierung jpeciell zu 
berichten, fein juspenjives oder definitives Veto u. j. w. In diejen Bezie- 
hungen treten die Eontrolcommifjäre ein. Aber die Ernennung jener zwei 
Mitglieder in den Verwaltungsrath, welcher einen jehr umfafjenden, an 
Verantwortlichkeit reihen Wirfungsfreis hat, 7) bezweckt doch offenbar 
nichts Anderes, als dadurd eine Bürgjchaft mehr Seitens des Staats für 
die Tüchtigkeit des Verwaltungsraths und die Statutengemäßheit feines 
Wirfend zu geben. 9°°) 

Bei der Gothaer Bank ijt nun die ganze Staatscontrole in die 
Hände jolder von der Regierung ernannter Mitglieder des Verwaltungs— 
raths gelegt und find letteren zu diefem Zwecke ähnliche Befugnifje, wie 
jonjt den neben der Bankverwaltung jtehenden Commijjären, gegeben wor: 
den. Bon dem aus 9 Perjonen bejtehenden Verwaltungsrath 3?) ernennt die 
Regierung „nach Anhörung der gewählten Mitglieder des Verwaltungsraths 


35%) Im Grunde genommen gar nicht mehr zu unterfcheiden, ebenfo wenig ale 
in bem oben erwähnten alle, wo ber Staatscommijlär die Statutengemäßbeit ber 
Notenausgabe bezeugt und feinerfeite dafiir verantwortlich ift — wenn nicht die Frage 
des Regreßrechts an den Staat für Handlungen jeiner Beamten jo firittig wäre, 

$5) nn, St. $ 58-60, 13—15, 20, 21, 24, 37, 40, 46, 52. 

356) Eb. 17—21, 23. 

357) Eb. — 26. 

358) Andernialls Fönnte es fi nur um zwei Sinecuren für bergogl, meiningifche 
Beamte oder Günſtlinge handeln. 

359) Gothaer St. $ 52—55. 
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zwei Mitglieder und zur Stellvertretung bei Verhinderung derjelben zmei 
Erſatzmänner aus der Zahl der activen und penfionirten Staatsdiener der 
Herzogthümer Koburg und Gotha“. 360%) Dieje Mitglieder haben in Betreff 
der über die Bankgeſchäfte auszuübenden Controle und Theilnahme an der 
Xeitung diejelben Funetionen wie die anderen 7 Mitglieder. Zum Vorſitzen— 
den des Verwaltungsraths kann auch eines diejer zwei Mitglieder gewählt 
werden. 361) Letztere haben das Recht, beim Vorfitenden jederzeit auf Be: 
rufung des Verwaltungsraths anzutragen. 362) Die Beſchlußfähigkeit ijt übri— 
gens nicht an die Anmejenheit der beiden Mitglieder gebunden. 369) Unter 
den Functionen des Verwaltungsraths befinden jich die gewöhnlichen, u. A. 
fann er auch durch Delegirte Einficht in die Bücher nehmen, die Caſſe und 
MWerthpapiere repidiren, ebenfalls durch Delegirte gegen jolche Verfügungen 
der Direction, welche für unjtatthaft gehalten werden, Einſprache erheben 
bis auf eine mit zwei Drittel Mehrheit erfolgte Genehmigung in einer als— 
bald zu berufenden Situng des Verwaltungsraths. Die beiden vom Staate 
ernannten Mitglieder oder deren Erſatzmänner haben auch ohne bejonderen 
Auftrag die Befugnifje jolder Delegirten. 36) Sie find außerdem berechtigt 
(aljo nicht verpflichtet), die Notenemiffion und die Einhaltung der Beſtim— 
mungen über das Depofitengefchäft zu controliren und befigen ein Suspen— 
jivveto mit Appellation an die Entiheidung der Regierung, wenn fie bie 
Staatsgeſetze oder Bankſtatuten nicht gehörig beachtet halten. 36) Die aparte 
Stellung der beiden Mitglieder ergibt ſich auch daraus, 365) daß jie zwar 
an der Tantieme des Verwaltungsraths Theil nehmen, daß aber, wenn diefe 
Tantième nicht genügt, die Koften der StaatSbeauffichtigung, namentlich Die 
durch jene zwei Mitglieder erwachjenden, der Bank zur Lajt fallen. Es iſt 
hiernach und nad) den mitgetheilten Bejtimmungen klar, daß die vom Staate 
ernannten Mitglieder des Verwaltungsrath3 weſentlich jtaatlihe Controlor— 
gane find, welche dieje Stellung in der Verwaltung der Bank nur behufs 
wirfjamerer Ausübung der Gontrole erhalten haben. 

Diefe Beitimmungen der Gothaer Banf haben nun deutlich bei der 
Abfaffung der Statuten der Badiſchen Bank zum Vorbild gedient und 
find vermuthlic dur Mathy jelbjt empfohlen worden, wie ji) aus den 
Worten der Begründung des damaligen Gejetentwurf3 entnehmen und aus 
Mathy's früherer Stellung bei der Gothaer Bank auch ableiten läßt. Die 
Negierungsaufficht jollte hier „unmittelbar und jtändig durch das von der 
Regierung zu ernennende Mitglied des Auffihtsrathg oder durch deſſen Stell: 
vertreter mitteljt der ihnen ftatutenmäßig zugetheilten Befugnifje” ausgeübt 
werden. 966) Diejes Mitglied bildet dag neunte neben acht gewählten Auf: 
fichtsräthen. 367) Die Befugnijje des Staatömitglieds find mejentlich dieſel— 
ben, wie diejenigen beider Staatömitglieder in der Gothaer Bank. 36%) Na- 


360) Goth. St. 56. 

361) Folgt aus $ 52. 

362) Eb. 57. 

363) Folgt aus $ 58. 
364) 6 58, letzter Abſatz. 
365) 5 60, letzter Abſatz. 
366) Bad. Stat. $ 64. 
367) Eb. 48. 

366) Eb. Art. 51, 53, 54. 
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mentlich bat auch jenes für fich das Necht, auf Berufung des Auffichtsrathg 
anzutragen, ferner die Befugnifje eines Delegirten für Einſichtnahme und 
Kevijion und das Suspenjivveto gegen gejeß= und jtatutenwidrige „Be: 
ſchlüſſe und Handlungen“ wie bei der Gothaer Bank. Hierzu und jpeciell 
zur Ausübung der Gontrole über die Notenausgabe *9 wird er ebenfalls 
für berechtigt (nicht für verpflichtet) erklärt. Nur die Bezahlung der Staats: 
oberauflicht erfolgt nicht, wie bei der Gothaer Bank, eventuell noch apart, 
jondern nur durch den Antheil des jtaatlichen Mitglieds des Aufjihtsraths 
an der Tantieme. I7%) Die Aufgaben des Badiihen Aufſichtsraths und des 
Sothaer Verwaltungsraths jtimmen in vielen Puncten wörtlich überein, in 
anderen gehen die des letteren mehr im Wortlaut als im Sinn noch etwas 
weiter. 371) Der Zweck der Ernennung eines Mitglieds des Aufjichtsrathg 
wird im Art. 64 der Statuten ſelbſt ausgejproden: „Durch fie (ihn und 
jeinen Stellvertreter) erhält die Großh. Negierung fortwährend Kenntniß 
von dem Stande und dem Gejchäftsbetriebe der Bank.” Außerdem hat jic) 
die Regierung aber in demielben Artikel vorbehalten, zu den Generalver: 
jammlungen wie zur Ginfichtnahme in die Berhältnifie der Bank außeror— 
dentliche Commiſſäre zu entjenden. In der regierungsieitigen Begründung 
des 1864er Gejeßentwurfes heißt e8 72): „Bezüglich auf die Organijation 
der Gejellichaft Liegt der Schwerpunct in der Zuſammenſetzung und den 
Befugniſſen des Aufjichtsrath3, welcher die Verwaltung zu führen, die Dis 
rection zu ernennen und ihre Gejchäftsleitung zu Überwachen bat. Diejer 
Einrichtung hat die Negierung bejondere Sorgfalt gewidmet und fie glaubt 
namentlich dadurd, daß die Staatzaufficht in die Verwaltung hineingeftellt 
wird und durch die Befugniffe, welche dem von der Regierung ernannten 
Mitgliede übertragen find, das öffentliche Intereſſe ohne Erichwerung des 
Geichäftsbetriebs befjer als in der jonit üblichen Weile gewahrt.“ Die Com: 
milfion der zweiten Kammer hatte im Jahre 1864 an diejer Einrihtung 
der Etaatscontrole nichts auszufeten.?73) Auch der vierte badijche Handelstag 
ift in feinen ſonſt jo eingehenden, aber vom Geifte größter Aengjtlichfeit be— 
lebten Discuſſionen über diefen Punct ftillichmweigend hinweggegangen. ?7*) 
In der Debatte der zweiten Kammer hat nur Kinies einigen berechtigten 
Bedenfen Ausdruck gegeben. 97°) 
Alles oben (©. 136) über die Gontrole durch Staatcommiljäre Ges 
ſagte gilt in verſtärktem Maaße von diejer Controle durch Staatsorgane, 
welche zu Theilnehmern der Bankverwaltung gemacht werden. Der geringe 
Borzug, daß der Staat bei der letzteren Einrichtung ein wenig ficherer und- 
genauer über alle Verhältnifje der Bank unterrichtet werde al3 in dem an— 
deren Falle, Scheint uns durch den großen Nachtheil der hierdurch bedingten, 
noch directeren Verantwortlichteit mehr als aufgewogen zu werden. „Jeder 
Sehlgriff der Bankverwaltung ift num der Regierung noc unmittelbarer zur 


369) Eb. Art. 23 Abi. 3, Controle über Form, Art der Herftellung und Aufbe: 
wahrung ber Banknoten u. ſ. w. 

370) Eb. Art. 54. 

371) Goth. St. Art. 59, Bad. St. Art. 53. 

212) S. 5 u. 6 a. a. O. 

373) ©, Pickford's Commiſſionsbericht ©. 43. 

374), En-Bloc⸗annahme aller betr. Artikel, ſ. die Verhandlungen ©. 52, 63. 

375) Landtagsbl. 186 ©. 553, 
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Saft zu legen, weil es immer gleich heißen wird? — und mit Nedt —, 
warum jorgte die Regierung nicht für ein Mitglied des Vermwaltungsrathg, 
welches jenen Fehlgriff zu verhüten wuhte. Wenn die Gothaer und Badi— 
ihen Bankſtatuten diejem betreffenden Staatsbeamten — denn etwas An- 
deres iſt er doch nicht — aud für berechtigt, nicht für verpflidtet 
erklären, noch eine bejondere Controle und ein Stöpenfivveto auszuüben, jo 
it da3 bloß eine Anconjequenz gegen den jonjtigen Anhalt der bezüg- 
lihen Bejtimmungen, vielleicht, weil man ſich vor dem legten Schritte, volle 
Verantwortung auf das Staatsorgan und damit auf den Staat zu laden, 
Icheute. Dadurch Mhın dieſe Verantwortung aber nicht abgelehnt werden. Auch 
das ijt ein naheliegendes Bedenken, daß die gejhäftlihe Unabhängig: 
Feit der Banf dem creditjuchenden Publikum gegenüber durch diefe Einrichtung 
gefährdet werden 7%) oder fajt mit den gleichen Folgen gefährdet er— 
Iheinen fann, von der Gefahr, die Bank leichter in die Finanzoperationen 
de3 Staat3 gezogen zu jehen, gar nicht zu reden. Mir jcheint daher die be— 
Iprochene Einrichtung der Staatscontrole feine Verbejjerung der üblichen Or— 
ganijation zu jein. Man müßte jonjt lieber die einheitliche bleibende Leitung 
der Banf ganz in die Hände des Staats legen, wie e8 Knies mit Net 
als Conſequenz dieſes Syſtems bezeichnete. 

Vergleicht man die Verwaltung der Gothaer Bank mit derjenigen einer 
ähnlich —* aber durch Staatscommiſſäre controlirten anderen Zettel— 
bank, z. B. der Weimarer oder Geraer, jo läßt ſich in der vorſichtigen Aus— 
dehnung und größeren Negelmäßigfeit des Notenumlaufs, der Art und Ge— 
ftaltung der anderen einzelnen Paſſiv- und Activgeſchäfte, den durchſchnittlich 
vorfommenden Verluſten und Abjchreibungen, den finanziellen Geſchäftser— 
gebnijjen und im Cursſtande, welcher unter dem Einfluß aller diejer Mo— 
mente und der daraus entipringenden Gejammtanjhauung über die Bank 
jih mit bildet, Fein Vorzug der Gothaer Bank erkennen. Die Schwankun— 
gen jelbjt noch im Jahresdurchſchnitt des Notenumlaufs find bei diejer Bank 
recht bedeutend und im einzelnen Jahren kamen auch nicht unbeträchtliche 
Berlujte vor. Erjteres läßt auf ein zu bereitwilliges Eingehen auf jeweilige 
Geſchäftsconjuncturen jchliegen, woraus eben am leichteiten Gefahren für 
eine Banf hervorgehen. Vielleicht bejtätigen die größeren Verluſte der Gothaer 
Banf in einzelnen Jahren diejen Schluß. 377) 





376) Mitunter kommt «8 bei dem anderen Spitem, der Controle durch Commiſ— 
ſäre, auch vor, daß legtere für verweigerte Darlehen eine Appellationsinftanz gegen bie 
Banfverwaltung bilden, fo bei der Pur. ($ 51) und Thür. Banf ($ 67) binfichtlich des 
Hppothefengefhäfts — gewiß bedenflich ! 

IT) Durbjchnittsumlauf der Goth., Weim., Geraer Bank, 1000 Thlr. 

£ 63 ? ? 


1857 

1858 701 2,400 1,228 

1859 502 1,898 640 

1860 1,016 2,068 792 

1861 1,182 2,231 1,231 . 


1862 1.581 2,918 1,568 
1863 212 23 ? 
1864 2,448 3,484 2,297 
1865 2,865 3.606 2,859 
1866 215 2? ? 
1867 1,637 1,872 

1868 1,261 1,780 
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e. Gontrole burd Staatsbeamte in felbftftändig gebietender Stellung 
neben der Banfverwaltung. 

In diefer Weije kann man wohl die Controle bezeichnen, welde nad) 
dem nordamerikaniſchen Nationalbankgejeg wenigſtens in Betreff des N o- 
tenumlaufs vom dortigen Gontrollor ausgeübt wird. Die weitgehenden 
allgemeinen Befugniſſe dieje3 Beamten find oben beveit3 dargelegt (S. 
123 f}.) und es ijt gezeigt worden, daß der Controller danach nicht mehr 
eine formelle, jondern eine eingreifende materielle Gontrole über die Banfen 
ausübt (S. 125). Dies tritt in einigen, den Notenumlauf betreffenden 
Punkten noch deutlicher hervor. Dadurch wird aber “auch die unmittelbare 
Berantmortlichkeit de8 Controllors und folgemeije de3 Staats für das No— 
tenmwejen noch größer. Juriſtiſch zweifelhaft bleibt, wie nad dem pojitiven 
Rechte des Landes für den bejonders typiichen Fall etwa einer culpojen 
oder dolojen Handlung eines ſolchen Gontrollors der Staat privatrechtlich 
haftbar jein mag, wobei eben wieder das Negrekrecht des Beichädigten, bier 
de3 Noteninhabers, an den Staat Schwierigkeiten finden fann. Aber Sinn 
und Zwed einer jolchen Gontrole laſſen doc feinen ‚Zweifel darüber übrig, 
dag der Staat durch diejes jein Dazmijchentreten eine bejondere Garantie 
für die Noten geben will, eine Garantie, deren Werth in legter Linie von 
dem privatrechtlichen Anſpruch an den Staat für etwaige aus einer mangel: 
baft ausgeübten Controle entjtehende Nachtheile des Noteninhaberd abhängt. 
Das amerifanijhe Controlſyſtem als Form der materiellen Controle kann 
man daher al3 eine Zwiſchenſtufe zmwijchen dem zulett beiprochenen und 
und demjenigen betradıten, melches in der Webertragung der oberjten Lei— 
tung oder der gejammten nn von Frivateignern gehörenden Banken 
an Staatöbeamte (j. u. Nr. d, ©. 144), — wie im Fall der Preußijchen 
Bank — liegt. 

Das Weſen des gegenwärtigen amerifanijhen Notendeckungsſyſtems 
liegt in einer jpeciellen Pfandbeftellung für die Noten in dritte 
Hand, wobei der Inhaber des Pfands, unter gewiſſen im Geſetz vorgejehe- 
nen Umftänden, dag Recht und die Pflicht Hat, zur Einlöjung der Noten 
das Pfand zu veräußern. 7°) Das Weſen des mit diejer Notendeckung ver- 
bundenen Syſtems der materiellen Staatöcontrole liegt dagegen darin, daß 
jenes Pfand in die Hände einer Staatsbehörde, des Controllors der 
Umlaufsmittel, beſtellt und dieſer Behörde die bezüglichen Rechte und Pflich— 
ten übertragen werden. 37°) 

Jede Banf hat vor dem Beginn ihrer Gejchäfte dem Gontrollor ver: 
zinsliche fundirte, auf ihren Namen lautende Staatsſchuldverſchreibungen in 
einem Betrage von mindeſtens 30,000 Doll. und zugleich von mindeſtens 
einem Drittel ihres eingezahlten Capitals zur Aufbewahrung und geſetzlichen 
Verfügung, zu übergeben. Durch einen beigefügten Revers hat die Bank den 
Staatsſchatzmeiſter zur Verfügung über dieſes Depot nad) dem Geſetz zu er— 





Als verloren jchrieb die Gotb. Bank ab 1857—62: 1500, 81,973, 5340, 112,728, 0, 
1864—68: 1695, 285, 28,385, 0, 372 Thlr.; als zweifelbaft ftellte fie zurüd in ben: 
felben Jabren: 20,000, 7000, 0, 101,202, 7800, O0; 24,000, 18,000, 34,000. Uebrigens 
befolgt die Goth. Banf ſeit 1864 rübmlich jolide Grundfäte in der Ertradbotation ihres 
Reiervefonds und ber Anlage einer Specialrejerve. 

378) S. Art. Zettelb. Staatsw. XI, 329, 

379), Das Folgende wieder nah Hod, 734 u. a. Et, 
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mächtigen. Schatmeifter und Gontrollor haben fich hier gegenfeitig zu con 
troliren und der Schatzmeiſter die Aufträge des Gontrollors auszuführen. 

Für das Werthpapierdepst und zwar höchſtens bis zu YUP/, des 
Börjenwerths dejjelben gibt der Gontrollor der Bank Noten. Dieje Noten 
find nad) gleihem Formular für alle Banken unter Aufjicht des Controllors 
gedruckt, mit jeinem Siegel, mit jeiner und des Schagmeijters Unterjchrift 
verjehen und enthalten die Angabe, daß fie durch ein Depot von Staats: 
papieren gedeckt jind. Die einzelne Bankgeſellſchaft unterzeichnet ihre Firma 
und gibt die Unterjchrift ihres Präfidenten und Gajjierd mit dem Verſpre— 
hen, dieje Noten gegen das gejetliche Geld (Greenbacks, Staatspapiergeld) 
einzuldjen. Zur Aufrechthaltung des gejeglichen Winimalwerth3 des Depots 
fann der Gontrollor bei einem Zinten des Curſes Austaufh oder Ergän— 
zung fordern und wenn lettere nicht alsbald erfolgen, jo lange die Zins— 
zahlungen der Papiere vorenthalten und mit diefen Summen das Pfand 
ergänzen. 

Die eingezogenen und außer Verkehr gejeiten bejchädigten und be- 
ſchmutzten Noten werden unter Aufjicht einer Commiljion von Staatöbeam: 
ten verbrannt. Der Controller hat die Gejchäfte einer Bank einzuftellen, 
welche ihre Noten bei ihrer Caſſe oder bei der in den fremden Orten be: 
zeichneten Banf nicht einlöjt oder Feine jolde Bank in den vorgejchriebenen 
Orten für die Ginlöjung ihrer Noten bezeichnet (j. o. ©. 94, 63, 124). 
Die Zurüdjtellung von deponirten Staatspapieren erfolgt nur dur den 
Gontrollor gegen Rückgabe der Noten. 

Stockt die Einlöjung, jo fichert der Staat diejelbe. Der Noteninhaber 
fann durch einen Öffentlichen Notar, wie bei einem Wechjel, Proteft erheben 
laſſen. Der Notar hat den Controller hievon jofort zu benachrichtigen, die 
Angelegenheit wird durch einen eigenen Agenten unterjucht, bei nachgewieſe— 
ner Nichteinlöjung die hinterlegte Sicherjtellung dem Staate für verfallen 
erklärt und die Zahlung der Noten bei den Staatscaſſen angewieſen. Die 
hinterlegten Staatspapiere können nad) Ermeſſen des Controllors 30 Tage 
nad) der an die Bank ergangenen Müittheilung für den Staat eingezogen 
oder Öffentlich verjteigert werden. Someit die Auslagen nicht gedeckt werden, 
hat der Staat ein allen Forderungen, mit Ausnahme der Banfverwaltungs- 
fojten, vorgehendes Pfandredht auf das ganze Vermögen der Ban. 

Auch ohne Protejt eines Noteninhabers darf der Gontrollor, wenn er 
überzeugt ijt, eine Bank löſe ihre Noten nicht ein, dieje Bank unter Seque: 
jter jtellen und die Sache gerihtlih anhängig machen. 

Im Falle freiwilliger Auflöfung bat der davon zu benachridhtigende 
Gontrollor (j. o. ©. 124) ein Jahr nad erfolgter Veröffentlihung des Li— 
quidationsbejchluffes und Einrufung der Noten die hinterlegten Papiere 
gegen Rückgabe der Noten, eventuell gegen Baarzahlung an die Bank zu- 
rüczuftellen. Die noch in Umlauf gebliebenen Noten werden von der 
Staatscafje ausgezahlt und die Bank jeder weitern Verpflichtung entbunden. 
Die Vernichtung der eingelöjten Noten erfolgt unter Aufſicht einer Staats— 
commiljion. 

Dieje Beltimmungen verfolgen, wie Hoc mehrfach treffend nachweiſt, 
einen doppelten Zweck. Einmal allerdings die Sicherung der Banknoten, d. h. 
freilih nad) der Sachlage die Einlöfung der Noten in einem mitunter bis zu 
faſt zwei Drittel, gegenwärtig (1869) immer nod um faft ein Drittel entwer— 
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theten Staatspapiergelde; jodann die Eröffnung eines ſtarken Markts für 
die verzinslihen Unionspapiere, welche als Dedung Hinterlegt und dadurch 
großentheild auch dem Verkehr ſehr erwünjcht entzogen werden, und zugleid) 
die Schaffung einer regelmäßigen Nachfrage nad) Greenbads, die den Ban— 
fen als Einloͤſungsfonds dienen müfjen. Nur die abnorme Yage während 
des Bürgerkriegs hat daher viele Detailbejtimmungen der Nationalbankacte 
hervorgerufen, und gerade manche bedenflichen. Gegen eine unmittelbare 
Herübernahme der Grundjäge diejer Acte auf unſer deutjches Bankweſen, 
wie fie von Seiten der Anhänger einer freieren Bankpolitik z.B. vor eini- 
gen Jahren von Hamburg *6) aus befürmortet wurde, ſprechen ſchon dieje 
Umjtände durdhaus. Die Nationalbanfgejeggebung war aber zum großen 
Theil nur ein jehr bedenkliches Mittel einer halb bankerotten Jinanzpolitit. 390°) 

Ueber Bedeutung und Werth der Beltimmungen als Notendeckungs— 
ſyſtem iſt erjt im folgenden Hauptabjchnitt III (über die Stellung des 
Staats zur Gejhäftsführung der Banken) zu handeln. Hier jei nur vor— 
weggenommen, dal diejes amerifanijche Notendedungsiyitem im Vergleich zu 
dem in Deutjchland üblichen ganz überwiegende Nachtheile habe (j. 0. Anm. 378), 
indem es jeinen Wirkungen nad) das Stanımfapitel der Bank immobili- 
jirt und in feineswegs jehr probate Werthe jtedt. Als Control: 
ſyſtem aufgefaßt hängen dieſe Beitimmungen aber mit diejem Noten: 
deefungsiyjtem genau zujammen. Eine derartige Staatscontrole ijt kaum 
anders denfbar, ald wenn eine jolche Pfandbeitellung aus dem Stammkapi— 
tal in Staats: oder langterminlichen Werthpapieren in die Hände einer 
Staatsbehörde erfolgt. Verwirft man daher diejes Notendedungsiyitem, jo 
wird jhon deshalb das daran gefnüpfte Syſtem der Staatscontrole une 
haltbar. 

Im Uebrigen vereinigt dafjelbe aber die Nachtheile der beiden entge— 
gengejesten Bankſyſteme, des ganz decentralifirten Privat: und des einheit- 
lichen Staatsbankweſens, ohne die Vorzüge beider, die volle Selbjtverant: 
wortlichkeit, Beweglichkeit, Anjchmiegung an die Localverhältnijje und Bedürf- 
nifje dort, die jtrenge Ordnung und Gliederung von oben nad unten und 
die Einbeitlichfeit des Betriebs hier zu bieten. Wan hat weder ein freies, 
unabhängiges Vielbankweſen, noch eine einheitlich im allgemeinen Jutereſſe 
geleitete Staatsbant oder doch Centralbank mit einem Filialneg unter 
StaatSleitung. Das oben Gejagte (S. 125) gilt von diejen Bejtimmungen 
der amerikanischen Bankgejetgebung über den Notenumlauf noch ganz be- 
jonders. Die Berantwortlichfeit des Staats durch Uebernahme diejer Eontrole 
geht jo weit, daß man bei einer ganz gleichen Einrichtung unter Privaten, 
wenn 3. B. ein Haus Rothſchild neben Heinen Actienbanken ſolche Con— 
troleure wie die amerifaniichen mit demjelben Wirkungsfreis aufftellen 
würde, an einer privatrechtlichen Haftbarkeit des Auftraggebers und demge— 
mäß an einem vollen Regreßrecht des Noteninhabers an ihn nicht zweifeln 


380, Gin bürgericaftl. Ausſchuß bat unter Leitung von 9. ©. Herk 1865 bas 
nordamer. Spitem fir Hamburg empfohlen. Gegen dieſe Vorjchläge j. Brem. Hand. BI. 
1865 Nr. 701. 

3604) S. auch d. verichiedenen Berichte des nordam. Finanzminifters, fo denn 
f. 1867, u. 9. in Hildebr. Jabrb. X, 200 ff. über die americ. PBapiergeldivirtbichaft ; 
das zu günjtige Urtbeil über bie Nation, Banken nah dem Merdants Magazine eb. 
S. 357 u. bie Daten XT, 221. ©. Hod u. A. ©, 469 ff. 
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fann. Hat die Verantwortlichfeit des Staats nicht diejelbe Tragmeite, fo 
täuscht die Einrichtung nachtheiliger Weiſe nur wiederum das Vertrauen 
der Bevölkerung. Wie die nordamerifanifhen Noten durch diefe Art der 
gejeglichen Deckung mitteljt Staatspapieren nur wieder ein verhülltes Staats: 
papiergeld find, jo erlangen fie durch dieſes Controlſyſtem dieſen Character 
nur abermal3. 

Wir jtehen daher nicht an, gegen die amerikaniſche Einrichtung aud) 
als eine Form ber materiellen Staatscontrole und auszujprecen. 


d. Gontrole durch Webertragung der oberjten Leitung ober ber ge— 
ſammten Berwaltung von Privateignern gebörenden Banfenan 
Staatsbeamte. 

Der Ausdruf Staatsbank wird, wie früher jchon erwähnt (j. o. 
©. 27) nicht immer im richtigen Sinne genommen. Eine Staatsbank iſt 
eigentlih nur eine im ausjchlieglichen Eigenthume des Staats befindliche, 
auf jeine Rechnung betriebene, von jeinen Beamten oder von einer Staats: 
behörde geleitete und verwaltete Banf. Die jtaatliche Leitung und Verwal— 
tung der Bank beiteht bier aus denjelben Gründen wie bei anderen Staats— 
anjtalten. Eine etwas aparte Stellung der Bankbehörden und die etwaige 
Zuziehung von Privaten zur Theilnahme an der Ueberwachung und Leitung 
der Bank — eine jelbit bei der Ruſſiſchen Reichsbank vorfommende Einrich— 
tung *9) — erfolgt bier gerade umgekehrt wie die Herbeiziehung von Staats— 
organen zur Controle der Privatbanken, nämlih um eine Bürgjchaft mehr 
für die ordentliche Verwaltung und insbejondere für die geſetz- und jtatuten- 
mäßige Unabhängigkeit der Bank von der Finanzverwaltung zu bieten. Er— 
fahrungsgemäß liegt hier eine gefährliche Klippe für Staatsbanfen. Ein 
jolhes Rückgreifen auf eine doch nur wenig wirkſame Privatcontrole zeigt 
menigjtens, daß die Leitung und Verwaltung von Banken dur den Staat 
jelbjt, die letzte Gonjequenz der materiellen Staatscontrole, ſchwerlich das 
wahre Heilmittel gegen alle Mifverwaltung der Banken und die daraus 
hervorgehende Schädigung der nterefjen * Gläubiger ſein kann. 


Wenn nun aber Privatbanken, d. h. bier Banken, welche ſich im 
Eigenthum von Privatperſonen, z. B. von Actiengefellichaften befinden, un: 
mittelbar durch Staatsbeamte geleitet und verwaltet werden, — wodurch ſie 


ſich ſo wenig, wie z. B. Eiſenbahnen, bei denen dies ja öfters geichieht, in 
Staatsarfitalten verwandeln —, jo fann der vormwiegende Grund hierfür 
doch nur wieder der jein, daß auf diefe Weije die unmittelbarjte jachliche 
Gontrole über dieje Banken ausgeübt werde. Die Staatleitung und Staats: 
verwaltung ift injoferne auc eine Form der materiellen Staatscontrole für 
Privatbanten und eigentlich die conjequentejte, wenn man das dieſer Gon- 
trole zu Grunde liegende Princip einmal zugibt. Als z. B. bie Preußiſche 
Bank im Jahre 1846 durch die Betheiligung eines Actienkapitals von Pri— 
vatperſonen umgeſtaltet und, abgeſehen von der bleibenden Betheiligung des 





361) Reglem. d. Ruſſ. Reichsb. v. 31. Mai 1860, beſ. $ 112 ff. (deutich in d. 
Livländ. Souvernementözeitung, Beil. d. Befeble u. Ufale 1860). Nebnlih ſchon 1810 
in Defterreih Hinzuziebung von ftändiichen und faufmänniichen Deputirten zur Gontrole 
ber Verwaltung der Einlöjungsiceine ( „Bereinigte Einlöfungs: und Tilgaungsdeputation“ 
des Patents v. 26. Febr. 1810 u. Gef. v. 18. Mai 1810, ſ. m. Auff. 3. Geſch. ber 
öfterr. Bancozettelpertode, Tüb. Ziſchr. f. Staatswifl. XIX (1863) ©. 409). 
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Staats mit einem Meinen Kapitale, jowie von den großen Vorrechten des 
Staats bezüglih der Theilnahme am Gewinn, ein auf Rechnung von 
Privaten betriebenes Unternehmen wurde, war die oberjte Leitung und Ver: 
waltung dur den Staat, neben anderen Gründen, doch wohl vornehmlich 
auch beibehalten worden, weil man ein ſolches Geldinſtitut am beſten durch 
Staatsbeamte in der richtigen Weiſe verwalten zu können glaubte. Das 
Intereſſe des Staats und der Geſammtheit ſchien dabei, nach der herrichen- 
den Annahme, ebenfall® am beiten gewahrt. Und jolde wirtbichaftspoligeiliche 
Geſichtspuncte und Abfichten auf eine Ba Gontrole haben bei anderen 
Gentralbanten, wie bei der Franzöſiſchen, Oeſterreichiſchen ebenfalls wenig— 
ſtens bie Bejegung der oberiten Boten der Bankverwaltung durch die Res 
gierung mit veranlaßt. 

Wenn man bier num auch von der Trage ganz abjieht, ob nicht Die 
Unabhängigkeit der Banken bejonders gegenüber den Staatsfinanzen durch 
eine folche Organijation ihrer Verwaltung jehr leicht gefährdet und injofern 
eine andere größere Gefahr, als die, melde man zu vermeiden wiünjcht, 
beraufbejchworen wird, jo fann man ſich doch, mag die Uebertragung der 
Leitung und Verwaltung an Staatsbeamte jonjt nod) jo zwedmäßig fein, die 
eine Folge nicht verhehlen, daß alle moraliſche Verantwortlichkeit für die 
Operationen der Bank dem Staate zufällt und die privatrechtlide Haftbar— 
feit nur etwa durd Statuirung gejetlicher Ausnahmen von jonjt giltigen 
Rechtsregeln, 3. B. hinjichtlicd des Regreßrechts an den Staat, vom Staate 
abgemwälzt oder bejchränft werde. 

Die Verwaltung von Banken durch Staat3beamte oder eigentlich) durch 
Staatsbehörden als Form der Bankvermwaltung überhaupt haben wir hier 
jegt nicht weiter zu betrachten. Es genüge die Bemerkung, daß das Gejchäft 
von großen Gentralbanfen zumal, welches ji) auf die vier Hanptgejchäftge 
zweige der Handelsbant, Notenausgabe und Depofitenannahme als Paſſiv— 
und Wechjeldiscontirung und Beleihung von Fauſtpfändern (Lombardirung) 
als Activgejhäfte zu bejhränfen pflegt, ſich aus ähnlichen Gründen für 
den Staatsbetrieb eignet, wie für den Betrieb durch Actiengejellichaften. Die 
gewöhnlichen tehnijhen Gründe gegen den Staatöbetrieb fallen hier nad) 
der Natur des Gejhäfts ziemlich fort. Das rein jpeculative Moment fehlt 
und joll fehlen, das Bankgejchäft der erwähnten Art läßt ſich auf ziemlich 
fejte Negeln zurückführen, jo daß der auf eigene Nechnung und Gefahr ars 
beitende Private die Vortheile, welche ihm jonjt gegenüber dem Staats— 
und dem Gejellichaftsbetrieb mit einem bezahlten, nicht unmittelbar bethei= 
ligten Beamtenperjonal zur Seite jtehen, bier nicht bejonders geltend maden 
kann. Die Größe und die Beſchaffenheit des Gejhäfts machen ferner eine 
Organijation des Betriebs nothwendig, melde im Falle der Verwaltung 
durch den Staat oder durch die Gejellihaft fait gleihmähig ausfallen muß. 
Ein Syſtem von Aemtern mit verſchiedenen Reſſorts und bejtimmter Ueber: 
und Unterordnung muß in beiden Fällen in einander greifen und ungefähr 
auf die gleiche Weiſe eingerichtet werden. Die „bureaufratiiche” Verwal— 
tungsform in Combination mit dem „Kollegialiyitem“ bejteht daher bei der 
Gejellihaftsbanf und bei der vom Staate geleiteten Bank. So wird man 
ganz principiell kaum Vorzüge oder Nachtheile allgemeiner Art aus der 
Staats- oder eigenen Geſellſchaftsverwaltung als joldher ableiten dürfen. 
Theild werden andere Principien, theils die concreten Verhältnifje entſchei— 
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den. Die Verwaltung der Preußiſchen Bank z. B. ſcheint nad) den befannt 
gewordenen Urtheilen zwar die etwas jtreng bureaukratiſche Form, aber im 
Ganzen auch die eminenten Vorzüge aller preußiichen Staatsvermwaltung, 
Einheitlichkeit, Präcifion, „Strammheit“, Ordnung, Führung im allgemeinen 
nterejje zu theilen. Ob eine ganz unabhängige Gejellihaftsverwaltung mehr 
und Beſſeres leijten würde, das läßt fich wenigjtens bezweifeln. 2) Aber 
freili ijt auch nicht einzujehen, warum an ſich ein Perjonal von Staats- 
beamten durchaus größere Garantieen für die technijch richtige Verwaltung 
und deshalb für die Operationen der Bank und für die diejer letzteren anver: 
trauten fremden Gapitalien der Noteninhaber u. j. mw. bieten joll als ein 
Perjonal von Gejellichaftsbeamten, was Fähigkeit, Eifer und Nechtlichkeit 
diejer Perjonen anlangt. Indem man nun. die Verwaltung der Banken durch 
den Staat wejentlih als Controlmittel betrachtet, geht man aber von der 
jtilen Vorausjeßung aus, daß die von Staatsbeanten geleitete Bank eine 
bejiere, jicherere al3 die andere jein werde und dies ijt abermals eine be= 
denkliche Folge dieſes Controlſyſtems. Die moraliihe VBerantwortlichkeit des 
Staats für die Bank wächſt wegen diejer Anjchauung im Publikum. Je 
mehr aber letteres auf die Leitung und Controle durd den Staat fic ver: 
läßt, deſto weniger wird es jelbit wieder aufpafjen und controliren. So 
wird denn in der That Staat und Bank in der öffentlihen Meinung mit 
einander identificirt, mag die vechtliche VBerantwortlichteit des Staats für 
die Bank auch troß der von ihm geführten Verwaltung noch jo bejtimmt 
begrenzt werden. Daß man die Franzöſiſche und Dejterreihiiche, vollends 
aber die Preußiſche Bank, ganz abgejehen von den jpeciellen Gejchäften mit 
der Finanzverwaltung, welche bei den zwei erjteren vorliegen und bie 
Dejterreihiiche Nationalbanf bekanntlich ruinirt haben, im Grunde allge 
mein im größeren Publifum al3 Staatsbanken anfieht, für die der Staat 
wenigſtens verantwortlich jein jollte, läßt fi faum läugnen, mag man 
für das Gegentheil noch jo viel auf die Statutenparagraphen hinweiſen, 
nad) denen dieje Banken wieder Privatunternehmungen find. 

An der Spite der Preußiſchen Bank jteht ein vom Staate bejolde: 
ter Chef und Königl. Commifjarius (Bank-Ordn. $ 43). Er wird vom 
König ernannt, berichtet unmittelbar an ihn, leitet die gefammte Bankver— 
mwaltung innerhalb der Bejtimmungen der Bankordnung, übrigens mit uns 
eingejhränfter Vollmacht und auf jeine perjönliche Verantwortung ($ 48). 


362) Die Aeuferungen in den preußiſchen Handelskammerberichten Über die Ver: 
waltung der Preuß. Banf lauten jo gut wie einitimmig ſehr günftig. Nirgends Kla— 
gen über Beläftigungen durch die ftaatliche Leitung und Verwaltung der Bank; bie 
Geſchäftsgewandtheit, Goulanz, das Entgegenfommen wird befonders im Jabre 1866 von 
allen Seiten laut gerübmt. Auch die ganze Stellung ber Preuß. Banf im Verkehr, 
ihre Privilegien u. ſ. w. finden, wie es jcheint, in der Geſchäftswelt mebr freunde 
als Gegner und auch die legtern Magen nicht über die Verwaltung. Selbſt der Frankf. 
Actionär (f. Beil. v. 28. März 1869), der bier jonjt faum ganz unparteiifch urtbeilt, 
jagt: „So jehr man die innere tüchtige Gejhäftsführung (der Preuß. Banf) 
anerkennen muß, jo darf man doch darüber die großen Mängel nicht überjeben, melde 
einem Inftitute anhängen, deſſen Verwaltung eine rein burcaufratijche ift und in abſo— 
Iutefter, auf weitgebende Privilegien geſtützter Weije die Finanzkräfte des Landes beherrſcht.“ 
Dieje Anflagen find etwas zu allgemein gebalten und die weitere Behauptung, daß bie 
Einrihtung der Preuß. Bank ſich gerade in jchwierigen Zeiten bisher am Wenigjten be 
währt hätte, fteht angefichts der Erfahrungen mit diejer und den Heinen Zettelbanfen 
im %. 1866 ziemlich in der Luft; j. oben Aum. 50 ©. 20 u. Anm. 54 ©. 22. 
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Zunädft unter dem Chef fteht ein Hauptbankdirectorium ($ 43), aus 
5 Mitgliedern und 1 Präfidenten, alle auf Borjchlag des Chefs, der zuvor 
in Betreff der 5 Mitglieder das Gutachten des Centralausſchuſſes der 
meijtbetheiligten Bankantheilgeigner einzuholen hat ($ 78), vom König le— 
benslänglich mit firen Bejoldungen ernannt ($ 56). Dies ijt die verwals 
tende und ausführende Behörde, die aber überall bei ihrer Verwaltung den 
Vorichriften und Anmeifungen des Chefs Folge leiten joll (S 55). Auch 
der Bankcommiſſär bei den Provincialbanfcomptoirs wird auf Vorjchlag des 
Chefs vom König ernannt. Alle anderen Beamten werden vom Chef der 
Vank angejtellt ($ 49). Sämmtliche Banfbeamte find für treue und vor: 
ſchriftsmäßige Ausführung der ihnen obliegenden Gejchäfte dem König vers 
antwortlih und haben alle Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staats- 
beamten ($ 45), wenn auch die Bejoldungen u. j. w. von der Banf allein 
getragen werden ($ 46). 

Die Gejchäftsreglements der Bank für das Hauptbankdirectorium, die 
Provincialcomptoire, Commanditen, Agenturen, die Dienjtinftructionen für 
die Beamten, die betreffenden Abänderungen erläßt der Chef in jeinem Nas. 
men, die Form der jährliden Rechnungslegung hejtimmt allein er ($ 50). 
Auf feine eigene Verantwortung hat er über die jtatutenmähige Notendedung 
und das Vorhandenjein hinreichender Baarfonds für die übrigen Gejchäfte 
zu wachen ($ 51, 31). F 

Die Preußiſche Banf mit der Hauptbanf in Berlin und allen Comp= 
toiren, Commanditen und Agenturen in den Provinzen wird als ein ges 
meinjchaftliches von der Finanzverwaltung des Staats unabhängiges In— 
ſtitut bezeichnet (K 39). Gejchäfte mit der Finanzverwaltung und mit den 
Geldinſtituten des Staats unterliegen denjelben Beitimmungen wie Gejchäfte 
mit Privatperjonen. Wenn dabei innerhalb jener Beitimmungen andere als 
die allgemein geltenden Bedingungen de3 Bankverkehrs in Anwendung kom— 
men jollen, jo müjlen ſolche Gejchäfte zur Kenntniß der Deputirten des 
Centralausſchuſſes der Banfantheilgeigner kommen. Auf Verlangen aud nur 
eines diejer Deputirten müfjen fie dem Gentralausihuß zur Genehmigung 
mit Stimmenmehrheit vorgelegt werden ($ 91). 

Dieje Deputirten des Gentralausjchuffes üben die fortwährende Con— 
trole über die Bankverwaltung ($. 81). Sie haben eine ähnlide Stellung 
und ähnliche Functionen in allen diejen Beziehungen ($ 82—84) und in 
dem vorerwähnten Puncte ($ 91) wie jonjt etwa die Staatscommiſſäre 
gegenüber der Privatverwaltung der Banken. Bei Meinungsverjchiedenheiten 
zwiſchen dem Hauptbankdirectorium und dem Gentralausihuß der Bankan— 
theilseigner entjcheidet mehrfach der Eher ($ 89, 92, 94). 

Die Preußiſche Bank mit ihrer hiernad) jo ganz in die Hände von 
Staatsbeamten gelegten oberjten Leitung und gejammten Verwaltung, welche 
eigentlih nur Staatsbehörden darjtellen, unterjteht dann doch noch der 
allgemeinen Oberauffiht de3 Staats, melde vom Bankcuratorium geübt 
wird, das aus dem Präfidenten des Staatsraths, dem Juſtiz-, Finanz-, 
—— — und einem fünften vom Könige ernannten Mitgliede beſteht 

—* hat die Bank auch alle Rechte des Fiscus (K 116). 

Dieje Organifation der Leitung und Verwaltung macht die Preußiſche 
Bank in der That jo gut wie zu einer Staatsbank. Auch > jie letzteres 


— ——— 


wäre, könnte die Verwaltung kaum anders eingerichtet ſein. Als eine Art 
Controle wäre eine Zuziehung von Privatperſonen wie im Centralausſchuß 
($ 68—80) und deſſen Deputirten auch in dieſem Falle möglich und ließe 
jih ähnlich einrichten. Eben deswegen geht die Verantwortlichfeit des preus 
Bilden Staats und der preußiihen Finanzen für die Bank auch gegenwär— 
tig wohl ebenjomweit, al3 wenn die Banf ganz dem Staate gehörte, nur daß 
jest zunächſt für eventuelle Verlufte das Gapital der Bankfantheilseigner 
von 20 Dill. Thlr. und der Reſervefonds von 6 Mill. Thlr. eintritt. Einen 
Ausfall am Nominalbetrag jenes erjteren Poſtens verjpricht der Staat nad) 
$ 15 der B.:D. bis zur Hälfte feines Einſchußcapitals von gegenwärtig 
1,897,800 Thlr. bei einer Auflöjung der Bank zu decken. 

Daß die erwähnte Verantwortlichkeit des Staats für die Banf eine 
irgend erhebliche finanzielle Tragweite habe, joll damit durchaus nicht ges 
jagt jein. Die Gefahr bei einer joliden gut geleiteten Bank, welche nur die ge= 
mwöhnlichen Gejchäfte der Handelsbank betreibt, iſt eine jehr geringe und 
bas allein etwas bedenklichere, von der Preußiſchen Banf jest leider wieder 
in größerem Umjang betriebene Effectengejhäft bringt in diejem Fall auch 
feine jo große Gefahr mit fi. Die gewöhnlichen Befürchtungen, welche alle 
die übermäßigen Gontrolvorjchriften in unſere Bankſtatuten gebracht haben, 
find in Betreff der Zettelbanten wenigjtens in deutjchen Berhältnijjen 
außerordentlich übertrieben. Eine Bank, wie die Preußiſche, mag fie unter 
Staats: oder Privatleitung ſtehen, kann nur im großen Krijen des Staats- 
lebens gefährdet werden, nicht ſowohl in Betreff ihrer bereit3 eingegangenen, 
als der ihr alsdann bevorstehenden Gejchäfte, nämlid) der Gewährung von 
Darlehen oder der neuen Notenausgabe für den Staat. Solde Gefahren 
find ja in England, Defterreich und anderswo hervorgetreten. Daß davor 
aber auch die Decentralijation der Notenausgabe und ein Zuftand verhält: 
nigmäßiger Banffreiheit nicht jhüßt, zeigt Nordamerifa, und ganz unab: 
hängig von den Banken fann der Staat aud für fich zur ‘Papiergeld 
emijjion in joldhen Seiten genöthigt werden. Alle dieje Gefahren und 
Nachtheile bringt die Staatäleitung und Verwaltung der Preußiſchen Bant 
nicht bejonders oder nicht in erhöhtem Maaße mit fid). 

Das Bedenkliche liegt vielmehr nur darin, daß bei einer jcheinbar un 
abhängigen Privatanftalt, wie e3 die Preufiiche Bank ala Gemerbsunter: 
nehmen im Wejentlichen ift, der Staat überhaupt jene VBerantwortlichkeit 
auf fih nimmt, die Bank ganz mit feinem Namen dedt, die öffentliche 
Eontrole wenigſtens in demjelben Maake wie bei allen Staatsanftalten 
abſchwächt und es wiederum den Anjchein hat, al3 müſſe nothmwendig der 
Staat die Banken, wenigſtens ſolche große privilegirte Centralbanken leiten. 
Dei dem demnächitigen Ablauf des Privilegs der Preußiſchen Banf (Ende 
1871) wird die Frage der Organijation der Verwaltung vor allen Dingen 
jorafältig erörtert werden müfjen. Auch wenn in der Hauptſache die Preu— 
Biiche Bank als große Gentralbant Preußens oder bejjer des Norddeutichen 
Bundes beitehen bleibt, wird ihre Leitung und Verwaltung nicht nothwendig 
ferner Staatöbehörden anvertraut zu fein brauchen. 

Bei der Oeſterreichiſchen Nationalbank liegt nad der Bank— 
acte, rejp. den Statuten vom 27. Dechr. 1862 nur die oberjte Leitung 
mit in den Händen von Staatsbeamten oder vom Staate ernannter Per: 
jonen. Die „Verwaltung des Bankvermögens“ bejorgt hier die Direction, 
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welhe aus dem Gouverneur, 2 Stellvertretern defjeben und 12 Directoren 
beiteht ($ 45 d. Stat.). Der Gouverneur wird vom Kaifer ernannt und 
bezieht einen Sahresgehalt aus den Mitteln der Bank ($ 46). Seine Stell: 
vertreter werden von der Direction aus ihrer Mitte auf 3 Jahre gewählt 
und vom Kaiſer beftätigt ($ 47). Die Directoren mählt die Generalver: 
jammlung nad) abjoluter Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte, ebenfall3 auf 
3 Jahre, fie werden aud) vom Kaijer bejtätigt (H 40, 49, 48) und ver— 
jeben wie die Stellvertreter des Gouverneurs ihre Aemter unentgeltlich. Die 
Angelobung treuer und jtatutenmäßiger Verwaltung leijten die Directoren 
und die genannten Stellvertreter einzeln dem Banfgouverneur, letterer dem 
Chef der Finanzverwaltung mitteljt Handſchlags ($ 52). Der Gouverneur 
präjidirt den Generalverjammlungen und hat bei Stimmengleichheit eine ent= 
j&eidende Stimme ($ 39), er trifft die Bejtimmung, wie ſich die Directo- 
ren zur Beaufjihtigung der vorjchriftSmäßigen Verwaltung der Banf in die 
einzelnen Hauptzweige dev Gejchäfte theilen jollen ($ 54). Die Bankdirec- 
tion bejtellt aus ihrer Mitte ein Comite von 3 Mitgliedern, das bie ge: 
naue Befolgung der Statutenvorjchriften über die Notendeckung ($ 14) zu 
überwachen hat ($ 55). Die Anftellung und Entlafjung der Beamten und 
Diener der Bank erfolgt dur die Direction ($ 56). Der Gouverneur, 
jeine Stellvertreter, die Directoren und- die Mitglieder des Ausſchuſſes, 
welde letztere, 12 an der Zahl, gleihfall3 von der Generalverjammlung 
aus deren Mitte auf 1 Jahr gewählt, an allen Berathungen der Direction 
über eine Veränderung des Zinsfußes mit entjcheidender Stimme Theil 
nehmen, die halbjährigen Bilanzen der Bank prüfen und darüber der Ge— 
neralverjammlung Bericht erjtatten (F 40, 41, 43, 44) — ſie alle find für 
Beihlüffe, denen fie zugejtimmt haben und in ihrem Wirkungskreife für 
eine rebliche, aufmerfjame, den Statuten entiprehende Gejhäftsführung dem 
Staate und der Bankgejellihaft verantworlid ($ 57). | 

In dem der Bankacte angehängten Reglement wird Näheres über die 
Art der Verhandlungen bei der Generalverfammlung und der Bankdirection 
angegeben. Außer den in der Regel wöchentlichen VBerjammlungen der Dis: 
rection kann der Gouverneur jederzeit auch außerordentlihe Berfammlungen 
berufen ($ 4 des Regl.). Er führt den Vorſitz, die abjolute Stimmenmehr: 
beit entjcheidet, mur bei Stimmengleichheit gibt der Gouverneur den Aus— 
ſchlag. Beſchlußfähig iſt die Direction bei Anmwejenheit von wenigjtens 5 
Mitgliedern; ob der Gouverneur immer anmejend jein muß, ijt nicht ges 
jagt ($ 5). Im Borfig kann er wenigſtens durch jeine Stellvertreter ver— 
8 werden und dieſe eventuell wieder durch den dienſtälteſten Director 

5,. 

Hiernach beſchränkt ſich die Stellung des Bankgouverneurs doch durch— 
aus auf Theilnahme an der Verwaltung ohne maßgebende Entſcheidung. 
Sie iſt der Stellung des Chefs der Preußiſchen Bank nicht zu vergleichen. 
Die Verantwortlichkeit des Gouverneurs und folgeweiſe des Staats, der 
ihn anſtellte, iſt daher auch bei der Oeſterreichiſchen verglichen mit der Preu— 
Biihen Bank eine untergeordnete. 

Bemerkenswerth find die Veränderungen, welche in der Organijation 
der Verwaltung der Defterreihiichen Nationalbank durd) die neuen Status 
ten von 1862 gegenüber den alten Statuten von 1817 bez. 1841 enthalten 
find. Nach den jchlimmen Erfahrungen vor und nad) 1848 mit der Ab— 
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hängigfeit der ſchwachen Verwaltung der Banf von der Geld begehrenden 
Regierung hat man den Einfluß der Regierung auf die Zufammenjeßung 
der Bankdirection zu beſchränken gefucht. Die Bermwaltung des Bankvermd: 
gend und die Bejorgung der dabei vorfallenden Geichäfte jtand auch früher 
der Bankdirection zu, die aus dem Gouverneur, dejlen Stellvertreter und 
12 Directoren zufammengejegt war (alte Stat. $ 29, neue $ 45). Früher 
wurde aber aud der Stellvertreter des Gouverneurs (H 30) vom 
Kaifer ernannt und ebenjo die Directoren, indem die Wahlliiten des 
aus 100 Mitgliedern beitehenden Bankausſchuſſes vorgelegt und nad deren 
Einfihtnahme unter den VBorgeichlagenen die Geeignetiten vom Kaiſer er— 
nannt werden jollten ($ 31). Das Jahr 1866 hat nicht den Beweis ge— 
liefert, daß die nunmehrige Bankdirection die frühere an Unabhängigkeit und 
Feſtigkeit übertrifft. 

Ein Bergleich zwiichen der Geſchichte der Dejterreichiichen Nationalbank 
und der Preußiihen Bank fällt außerordentlih zu Gunjten der letteren 
aus; nicht nur, was die Unabhängigkeit der Bank gegenüber der Finanz— 
verwaltung anlangt, denn in diefer Beziehung wird man den viel ſchwieri— 
geren Verhältniſſen in Dejterreih Nehnung tragen müflen, wo eben oft 
Noth kein Gebot kannte, jondern eben jo jehr, was die Leiltungen für die 
heimiſche Volkswirthſchaft, die gemeinnüßige Yeitung und Entwidlung, Die 
Ausbildung des Filialſyſtems, die Zugänglichkeit der Greditgemährungen 
der Bank auch für die Fleinere Gejchäftswelt, nicht blok für die Gevatter: 
Ihaft der hauptitädtiichen Banquiers betrifft. In allen diejen Puncten unter: 
ſcheiden jich die beiden Banken mie die beiden Staaten, deren Regierungen 
und Verwaltungen und vor Allem auch deven Bevölkerungen. In der Staats: 
leitung und Verwaltung bei der Preukijchen und der Privatleitung und 
Verwaltung bei der Dejterreihiichen Bank liegt die Urjache jhwerlid. Der 
Wechſel in den Verwaltungsiyitemen würde kaum eine wejentliche Aenderung 
bewirken, denn der tiefere Grund des Unterichieds ijt eben in jpecifiichen 
Eigenjchaften des Preußenthums und des Oeſterreicherthums zu juchen. 

Die Defterreihiiche Nationalbant wird außerdem durd einen Com— 
mijjär nebit Stellvertreter jtaatsjeitig überwacht ($ 55 d. neuen Stat.). 
Dieſer Commiſſär hat im Allgemeinen diejelbe Stellung und Aufgabe wie die 
Gontrolcommijjäre des Staats bei den deutjchen Zettelbanfen (j. o. ©. 131 ff.). 
Er darf mit berathender Stimme allen Berfammlungen beimohnen und alle 
erforderlichen Aufflärungen verlangen ($ 59). Bei Beichlüfien der Direction 
oder der Generalverjammlung, die ihm im Widerſpruch mit den Statuten 
oder dem Reglement zu ſtehen jcheinen, hat er ein Suspenjivveto mit dem 
Hecht der Verweiſung der Angelegenheit an die Finanzverwaltung. Wenn 
zwijchen leiterer und der Direction Feine Verjtändigung zu erzielen ift, jo 
wird der Bankausſchuß zur Berathung einberufen. Ueber Beſchlüſſe des 
Ausſchuſſes und der Generalverſammlung enticheidet bei einer Meinungsver: 
jchiedenheit mit der Finanzverwaltung das Gefammtminijterium ($ 60). Bon 
der Finanzverwaltung eingereichte Wechjel kann die Bank ftatutenmäßig dis— 
contiren, jonjt nur commiſſionsweiſe Gejchäfte für Nechnung des Staats be— 
jorgen, wobei das ſich ergebende Guthaben der Bank am Ende jedes Mo— 
nats zu begleihen ift (8 62). 

Nah den früheren Bankjtatuten war der MWirkungsfreis des kaiſ. 
Eommifjärd ein erheblich weiterer ($. 39—44 d. alt. Stat.). Seine 
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Thätigkeit war darin einmal etwas näher jpecificirt (ſ. $ 40 der alten 
und $ 58 der neuen Statuten), namentlic) hatte er aber „unter feiner 
Verantwortung darüber zu wachen, daß die in Umlauf gejetten Banknoten 
immer ihre volle Bederfung haben und das nad Borjchrift des S 15 feſt— 
gejegte Verhältniß zum Münzſchatz nicht überjchreiten” ($ 40). Da in bie: 
jem $ 15 der Bankfdirection nur im Allgemeinen geboten war, „von Zeit 
zu Zeit ein ſolches Verhältnig der Notenemijjion zu dem Münzitande feſt— 
zujegen, welches die vollitändige Erfüllung diejer Verpflichtung (zur teten 
Einlöfung der Noten mit Silbermüngze) zu fichern geeignet iſt“, jo ſchloß die 
Beitimmung des $ 40 eigentlich eine entjprechende Theilnahme des Staats: 
commijjär an der Verwaltung ein. Ein zweiter Commiljär, unter bem er: 
iten jtehend, hatte daS Eſscompte- und Darlehensgejhäft nach der Zuläffig: 
feit der eingereichten Effecten, der Unparteilichfeit des Verfahrens in ber 
Greditbewilligung und der Einhaltung der für dieſe Geſchäftszweige be— 
ſtimmten Fonds zu überwachen und in zweifelhaften Fällen durch den er— 
ſten Staatscommiſſär die Sache zur Entſcheidung vor die Bankdirection zu 
bringen ($ 42). Unter den beſonderen Gegenſtänden, bei deren Regelung 
die Staatsverwaltung durch die oberjte Finanzbehörde mitwirken mußte, be: 
fand ſich auch die Feitjegung oder Beränderung des Verhältniffes des Münz: 
ſchatzes zu den in Umlauf gejegten Banknoten u. a. dergleihen mehr ($ 44). 
An Betreff der Gejchäfte mit dem Staate jollte zwiſchen der Staatsvermaltung 
und der Bankdirection jedesmal ein eigenes Uebereinfommen getroffen mer: 
den ($ 43), eine jtatutenmäßige Befugniß, von der man leider ſchon vor 
1848 den ausgiebigiten Gebrauch machte. Die Geihichte der Nationalbank 
bis 1862 hat den Beweis geliefert, daß dieſe meitergehende Ueberwachung 
der Bank durch den Staat nicht3 nübte, aljo mindeſtens ohne Schaden be= 
Ihränft werden fonnte. Namentlich zeigen die bedenklichen Operationen, 
welche in der Zeit vor 1848 zwiſchen der Nationalbanf und der öſterrei— 
chiſchen Finanzverwaltung vorgefommen find und den Grund zum Ruin der 
Banf und zum baldigen unvermeidlichen Zujammenbrucd bei der erſten Ca— 
tajtrophe no vor Hinzufommen irgend welder neuer Darlehen an ben 
Staat gelegt haben, 3?) daß ein paar Statutenparagraphen nicht viel be— 
deuten, wenn e8 das Intereſſe des Gontroleurs und des Controlirten mit 
fi zu "bringen icheint, jich darüber hinweg zu ſetzen. 

Die Franzöſiſche Bank 3°) wurde nad) dem Gejeße vom 24. Ger: 
minal des J. XI d. R. (14. Upril 1803) ausjhlieglid von einem aus 
ber Generalverjammlung der 200 meijtberedhtigten Actionäre hervorgegange: 
nen Borjtande verwaltet. Die Generalverjammlung hatte einen General: 
rath (conseil general) bejtehend aus 15 regents zur Verwaltung unb 





»e3) Es ift völlig unrichtig, wie in Defterreih Seitens ber Regierung und 
ber Nationalbanf ſtets geicheben ift, die Zerrüttung der Baluta und bie Anfolvenz ber 
Banf dem Jahre 1848 und ben folgenden und den von da an beginnenden Finanznö— 
then zur Laſt zu legen, Die Banf betrat in Folge ber > Tb. geheimen Sculdverbält- 
niſſe des Staats zu ihr das Jahr 1848 ſchon rettungslos infolvent. Das habe ich wie 
andere wiederholt unwiderleglich nachgewielen, f. bei. JZugihwerdt, Banfwei. u. Nat. 
B. Wien 1855, nam. ©. 284, meine Oeſterr. Baluta I, 40 ff., 175—180, Stimmen 
d. Zeit, 1859 ©. 1%6—224, Staatswörterb. mein Art. Oeſterr. Finanzen VII, 611—614, 
audı Tegoborsfi, Deiterr. Finanzen, d. Ueberj., Wien 1845 I, 82 ff. 86. 

388, Die betreffenden Actenſtüde, Geſetze, Statuten u. ſ. w. u. U. bei Wolowsti, 
Quest. des banques, 424—452, 
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drei Genforen zur Ueberwahung zu wählen (Art. 15). Der Generalrath 
ernannte ein Gentralcomite von 3 régents, von denen einer Präjident 
aller Verſammlungen wurde (Art. 21). Die Aemter wechjelten in kurzen 
Terminen (Art. 16, 22). Das Centralcomite jtellte die eigentliche Bank— 
direction, welche mit der Leitung aller Gejchäfte betraut war, vor (Art. 23). 
Bon den 15 Negenten mußten 7, dann die 3 Genjoren aus joldhen Actio- 
nären gewählt werden, welche dem Stande der Manufacturijten, Kaufleute, 
Fabrikanten angehörten (Art. 17). 

Durd das Geſetz vom 22. April 1806 wurde indejlen das Gentrals 
comite bereit3 bejeitigt, jeine Befugnifie auf eine Staatsbehörde übertra- 
gen und injomweit die Privatleitung und Verwaltung durd diejenige des 
Staats erjetst. An die Spitze der Bank trat nämlich ein Gouverneur nebit 
zwei Untergouverneuren, alle vom Kaijer ernannt (Art. 10—12). Sie müſ— 
jen den Nachmeis eines gewiſſen Beſitzes von Bankactien liefern (Art. 13), 
eine Bejtimmung, welche jich jonit, 3.8. bei der Dejterreichiichen, Preußiſchen 
Bank, für ſolche vom Staate bejtellte Verwaltungsorgane nicht findet. Sie 
erhalten eine feite Bejoldung aus den Mitteln der Banf (Art. 15). Dem 
Kaijer haben fie den Dienjteid für treue Verwaltung zu leilten (Art. 16). 
Der Gouverneur repräjentirt die oberjte Leitung der Bank, ähnlich wie der 
Chef bei der Preugiihen Bank, aber in den wichtigſten Buncten iſt er doch 
nur Erecutivorgan des Generalraths und dies macht jeine Stellung 
zu einer anderen, weder für ihn noch für den Staat jo verantwortlichen, 
als diejenige des Chefs und Bankdirectoriums bei der Preußiſchen Bant iſt. 
Er ernennt und entläßt die Beamten, präjidirt allen Berfammlungen, unter: 
zeichnet die Verträge und Uebereinfünfte, reicht im Namen der Negenten 
die gerichtlichen Klagen ein, muß jedes zu discontirende Effect billigen, 
jeden Beſchluß behufs Ausführung mit feiner Unterjchrift verjehen (Art. 19). 
Unter ihm und mit ihm beräth, beichließt, überwacht der Generalrath, in 
welchem doc der Schwerpunft der Verwaltung liegt (Art. 17, 18). Nähere 
Beltimmungen über die Verwaltung der Bank enthalten die definitiven 
Statuten der Bank vom 16. Jan. 1808 in Art. 24—62. Nad Art. 32 
ijt die tägliche Anmejenheit des Gouverneurs oder eines Untergouverneurs 
in der Bank nothwendig. Im Generalrath, dem dieje drei Staatsbeamten 
dur ihr Amt ebenfalls angehören, wird nad) abjoluter Stimmenmehrheit 
entjchieden (Art. 37). Beichlüffe, welche mit der Ausgabe von Banknoten in 
Berbindung jtehen, können durch einjtimmigen Widerjpruch der 3 Genjoren 
aufgehoben werden (Art. 38). Beſondere Comites gehen aus dem General: 
rath zur jpeciellen Beaufjihtigung einzelner Gejchäftszweige hervor. Das 
Banknotencomite übt die Controle über die Herjtellung und Vernichtung der 
Noten aus (Art. 52—56). 

Diefe Organijation der Verwaltung der Franzöſiſchen Bank ijt ges 
blieben. Trägt jie auch in der Stellung des Gouverneurs den Stempel der 
Regierungszeit des erjten Napoleon an ji, jo ijt doch die Verwaltung in 
höherem Grade in die Hände der privaten Banfeigner gelegt, al3 man ges 
rade in Frankreich erwarten jollte, zumal bei einem Anftitute wie die mo— 
nopoliftiiche Bank von Frankreich. Die Ernennung des Gouverneurs durch die 
Regierung ericheint dann um jo mehr als eine Controlmaßregel. Zweifel: 
haften Werth hat fie auch als ſolche. Denn in der öffentlichen Meinung 
erjheint die Bank dadurd eben doch immer wieder ald ein Staatäinftitut, 
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für welches daher auch die Negierung verantwortlich ift. Gerade diefe Anficht 
dünkt ung das Uebel zu fein, welches vermieden werden muß. Wenn man 
jedvod die Leitung und Verwaltung jolder großen Gentralbanfen durch 
Staatsorgane rein als eine Eontrolmaßregel betradhtet und dann vor— 
nehmlid auf den Grad der Verantwortlichkeit fieht, welche der Staat 
durch eine joldhe Einrichtung für die Banf und ihre Operationen nad) der 
öffentlichen Anficht und ftreng juriftiich übernimmt, jo jcheint ung in die— 
jer Beziehung die Verwaltungsorganijation der Franzöfiiden und aud 
der Dejterreihijhen Bank den Vorzug vor derjenigen der Preußiſchen 
zu verdienen. Wird dagegen die Staatsleitung und Verwaltung als eine 
Verwaltungsform, inſofern banktechniſch betrachtet, jo wird man wenig— 
ſtens zugejtehen müjlen, daß auch die Franzöſiſche oder die Engliſche Bank in 
feiner Hinficht bejjer als die Preußiſche verwaltet find, ja Alles in Allem letztere 
vielleicht neuerdings die bejtverwaltete it. Die Preußiſche Bank kann hier 
allerdings erjt jeit ihrer Erweiterung im Jahre 1856 mit in Betracht ge: 
zogen werden. Es ijt gut, angejichts der auch in der Bankfrage öfters auf: 
getretenen Einfeitigfeit, als ob der Staat ſchlechterdings auch techniſch 
unfähiger zur Verwaltung großer Banfen als die Privatgejellichaft jei, 
jolde Erfahrungen für ein unbefangenes® Urtheil vor Augen zu haben. 
Nicht ſowohl tehnijhe, als politifhe und finanzpolitijche 
Bedenken jprehen gegen die Staatsverwaltung aud der großen 
Gentralbanten. Solde Rüdjichten haben aud in England bis zum gegen: 
wärtigen Augenblik mit Recht gegen die Nahahınung der continentalen 
Verwaltungs: und Gontrolorganijation entjchieden. 

Die Englijhe Bank iſt jeit ihrem Beftehen im Jahre 1694 big 
heute unter Privatvermwaltung geblieben, nämlich unter einem Gouverneur, 
einem DBicegouverneur und 24 Directoren, welche jährlich von der Verſamm— 
lung der Gejellichaftsmitglieder gewählt werden. Weder Bedürfnig noch 
Wunſch, dieje Verwaltung durch diejenige von Staatsorganen zu erjeßen, 
find hervorgetreten. Es ijt vielmehr bezeichnend für englijche Verhältniffe, 
daß das bejondere Emijjionsdepartement der Notenausgabe, welches dur) 
die Peel'ſche Acte von 1844 von der Abtheilung der Bankgejchäfte abge: 
trennt worden ijt, doch unter der allgemeinen Leitung der Engliſchen Bank 
bis heute jtehen blieb. Die Möglichkeit und Verſuchung liegt bei der ver: 
bältnigmäßigen Leichtigkeit und Ungefährlichkeit jehr nahe, jenes Departe: 
ment, welches ganz mechaniſch die Ausgabe und Einziehung der 15 Millio: 
nen Pf. St. überjchreitenden Noten Pfund für Pfund gegen Gold bejorgt, 
ganz von der Engliſchen Bank abzulöjen und e8 etwa zu einer Abtheilung 
des Schaßfanzleramt3 zu machen. Ein folder Vorſchlag ift auch gelegent- 
lich zur Sprache gekommen, ſeine Verwirklichung würde zunächſt an dem 
jetzigen Notenweſen der Engliſchen Bank gar nichts ändern. Oftmals hat 
man ihn beiſpielsweiſe aufgeſtellt, um das Weſen des Mechanismus, nach 
dem — nicht zum Vortheil des engliſchen Geld- und Bankweſens — 
die Menge der außerhalb des Emiſſionsdepartements befindlichen Banknoten 
jih bewegt, zu dharacterifiren, indem man jagte, es jei jet gerade jo, als 
wenn dieje Votenabtheilung gar nicht in der Bank von England ſelbſt ih- 
ren Sig habe. Aber man hat bisher doch wohl nicht mit Unrecht die Ver: 
waltung dieſes wichtigen Circulationsmittels den Händen der Bank und 
damit den Privaten, wenn dieſe auch nad) jtreng gejeßlichen Vorſchriften den 
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Notenumlauf veguliven müffen, überlaffen. In Zeiten der Krifen, wo bie 
Suspenfion der Peel'ſchen Acte (1847, 1857, 1866) die erweiterten Mittel 
der Notenabtheilung der Bank freier zur Berfügung jtellt, zeigt fi doch 
noch das Mejen der Noten der Bank von England als eigentlicher Bank— 
noten und der Notenabtheilung als eines Banfgejchäftsdepartements deutlich. 
Die Uebertragung jener Abtheilung an die Finanzverwaltung würde den 
Banknoten in unliebjamer Weije die Form des Staatöpapiergeld3 geben. Die 
Ausgabe von legterem zu vermeiden, empfiehlt ſich aber im finanziellen In— 
terejje durchaus. Auch mögen jpecifiich conjtitutionelle Bedenken in England 
mit in Betracht kommen. 

Die Staatsleitung und Verwaltung unjerer continentalen Gentral: 
banken hat neben den andern angeführten Puncten noch das Mikliche, den Bank— 
noten indirect etwas von den Kigenthümlichkeiten des Staatspapiergelds zu 
geben. Wer macht z. B. im Publitum einen Unterjchied zwijchen den Fünf— 
thalerjcheinen, d. 5. den Caſſenanweiſungen des preußiſchen Staats, und den 
Zehnthaleriheinen, d. h. den Banknoten der Preußiihen Bank? Niemand! 
Das hat für den Verkehr mande Bequemlichkeiten, aber es ift nicht ohne 
nachtheilige Gonjequenzen für die Stellung der Bank und für die Auffaj- 
jung diefer Stellung und der Beziehungen zwiſchen Staat und Bank in der 
Öffentlichen Meinung. Man mag in England bei der jo deutlich centraliſti— 
ſchen Nichtung der neueren dortigen Zettelbankpolitit und den lebten folge: 
richtigen Grundjäßen und Sielpuncten der Peel'ſchen Bankgejeßgebung ge— 
mäß allmälig zur völligen Gentralijation der Notenausgabe im Emiſſions— 
departement der Engliihen Bank fommen und dann über kurz oder lang 
vielleicht auch dieſes Departement dem Schatzkanzleramt einverleiben. Diele 
Entwicklung ift nicht unmöglich, nicht einmal jehr unmwahrjcheinlid. Aber 
einjtweilen und nunmehr doch jchon ein Bierteljahrhundert lang, jeit 1844, 
hat man doch gerade diejen jo naheliegenden Schritt auf dem Gebiete des 
Bank- und Geldweiens nicht gethan, obgleich derjelbe mehr als ein Seiten 
ſtück in der neueren mwirthichaftlihen und jocialen Gejeßgebung Englands 
findet. Mir fcheint fi darin der in jolchen Dingen oft gerühmte englijche 
Tact zu bewähren. Auf dem Gontinente möchte e8 faum einem Zweifel unter: 
liegen, daß man bei einer ähnlichen Entwidlung, wie fie dag englijche 
Bankweſen jeit 1844 genommen, die Notenausgabe viel raſcher durch dar— 
auf abzielende geſetzgeberiſche Maßregeln centralijiren und das Emiſſions— 
departement der Gentralbant dem Staate übertragen würde, vollends wenn 
ae banktechniſche Bedenken vorlägen, denn über die politijchen und 
inanzpolitiichen würde man ſich nicht allzuſchwer hinmwegjeßen. 9%) 

385) Ueber die Engl. Bank ſ. Hübner, Banken, 342 ff. Ueber die Peel'ſche Acte 
in ihren oben erwähnten Beftimmungen j. außer Tooke's, Mill's befannten Erörterungen, 
Macleod, dietion. of polit. econ., Lond. 1863 I, p. 112 ff. u. Art. Currency Principle, 
ferner meine Beitr, Kay. 6 u. meine Theor. ber Peel'ſchen Acte ©. 174 ff. 199 ff. 230— 257. 
©. auch unten Abichn, III, 1, a, e. Ueber die Organijation der Verwaltung ber Engl. Bant, 
beren Mängel und NReformvoricläge, Tooke a. Newmarch, hist. of prices V, 
603—633, ſ. bef. die Auszüge aus d. parl. Neports ©. 607 ff., Toofe’s Bemerkungen über 
bie nachtheilig kurze Amtszeit der Gouverneure, welche jelbft Geichäftsleute find, ©. 616 ff., 
2jährige Aemter ! — Val. übrigens über Staatsverwaltung den Vorſchlag des Economift 
v. 6. Febr, 1864, die nicht verwendeten aerichtlihen Depofiten durch eine Staatsdepofiten: 
banf direct verwalten zu laſſen, j. auch Hildebr. Jahrb. II. 297. Falſch und faum ver: 
ftändlich ift die Behauptung in Hild. Jahrb. X, 357, die Stellung des americ. Gontrollors 
habe eine ziemliche Aehnlichkeit mit der der Gouverneure ber Englifchen (!) und Franz. Banf, 
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IM, Beſtimmungen über die Stellung des Staats zur Geſchäftsführung 
der Banken. 


Borjhriften über die Stellung des Staats zur Banknote 
als jolder (Abſchnitt I. S. 33— 73) und über das Princip der 
Bublicität (IL. 1, ©. 77—121) können und dürfen in feiner Settels 
banfgejeggebung fehlen. Wird die Bankffreiheit anerkannt, jo bilden 
jolhe Vorſchriften im Wejentlihen den Inhalt eines allgemeinen Bankge— 
ſetzes. Nur können in ein ſolches, ohne die Bankfreiheit zu beſchränken, noch 
Beitimmungen Hinfihtlih der formellen Staatscontrole über die 
Banken, eventuell mitteljt eines ftändigen Banfcontrolamts zu 
dieſem Zwede (Il. 2, ©. 121—129), aufgenommen werden, was ſich 
bejonders für Zeiten des Uebergangs von einer bejhränfenden zu einer 
liberaleren Bankgejeßgebung, daher auch für Deutſchland oder für einzelne 
deutihe Staaten, wenn man ſich bier zur Banffreiheit verjtehen will, 
empfiehlt. 

Weitere Vorſchriften über die Geſchäftsführung und Errich— 
tung von Zettelbanken, als diejenigen, welche ausdrücklich oder ſtillſchwei— 
gend als eingeſchloſſene Folge in den obigen Beſtimmungen enthaltend ſind, 
gehören dagegen in ein ſolches Bankgeſetz nicht (j. o. ©. 33). Durch die 
Natur des Zettelbankgeſchäfts, wie diejelbe theoretiich aus der Function der 
Banknote im Verkehr abgeleitet und aus der practijchen Erfahrung mit den 
Zettelbanken bewiejen werden kann, find joldhe weitere Vorjchriften auch 
nicht geboten. Die Bürgſchaft für die richtige Gejchäftsführung der Bank 
wird auf diefen Standpunct der Bankfreiheit und der formellen Bankgeſetz— 
gebung eben in der volljten Anerkennung und Gewährung ded Principg 
der PBublicität gefunden. Die oben befürmortete formelle Staatscontrole hat 
auch vornehmlid nur den Zweck, dieſen Grundjag noch jicherer zu garanz 
tiren. Dean geht dabei von der Vorausjegung aus, daß die Deffentlichkeit 
ihon ein hinlänglich jtarfer Antrieb für die Banken jein wird, richtige Ges 
ihäftsgrundjäge zu befolgen. Dem Staate joll eine weitere Aufgabe, der er 
faum gewachſen ijt, nicht aufgebürdet werden. Die Intereſſen der Volkswirth— 
haft und des Publikums oder einzelner Claſſen dejielben nimmt der Staat 
in den Beftimmungen über die Annahme, Austaufhung, Einlöjung, Stüdelung 
der Noten genügend wahr. Auch für die Errichtung der Zettelbanten kön— 
nen die allgemeinen Rechtsgrundſätze für andere Gejellihaften und Handels: 
unternehmungen gelten. Denn unter der wirfiamen Gontrole der Deffent: 
licpfeit und bei der Geltung jener Bejtimmungen über Banknoten werden 
ih alsdann Zettelbanten oder andere Banken, welche wie Depofitenbanten 
das Zettelgeihäft nebenbei als Complement ihres jonjtigen Bankgeſchäfts 
betreiben, nad) dem wahren Bedürfniß der Vollswirthichaft bilden. Dieſes 
Bedürfnig wird über die größere oder geringere Gentralijation oder Decen— 
tralijation des Zettelbanfgejhäfts am richtigften entiheiden. Die Gontrole 
der Deffentlichfeit müßte jehr unwirkſam, die öffentliche Preſſe jehr läſſig, 
kenntnißlos oder bejtechlich fein, wenn die genannten Vorſchriften nicht aus: 
reichten, gute Zettelbanken entjtehen und fich entwiceln zu lajjen. In Weit: 
und Mitteleuropa, wohl auch im Oſten Nordamerika’ und in Auftralien 
wird man fich auf die öffentliche Controle verlafien können.6) Das Uebrige 


366) Nichtige Bemerkung in Hilbebr. Ihrb. X, 358, daß die Innehaltung ber 
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müffen die Actionäre der Bank thun, theil3 durch ihre eigene directe Con— 
trole, theild durch ihre Sorge für eine tüchtige Verwaltung. 997) 

Auh in Deutſchland und ebenjo in einem einzelnen deutſchen 
Staate, joweit hier nicht Nückjichten auf die nothwendige und nüßliche Ge— 
meinjamfeit der Gejeßgebung mit dem übrigen Deutjchland anders entjchei: 
den müſſen, wird man in der Gegenwart wohl unbedenklich ein allge— 
meines Zettelbanfgejeß, das jih auf die genannten Beſtim— 
mungen bejhränft, befürworten dürfen. Die bejtehenden Zettelbanfen 
würden dadurch jchmwerlich mwejentlih aus ihrer errungenen Stellung ver: 
drängt, neue Zettelbanfen kaum in bejonders großer Menge gebildet, die 
Bedeutung der Preußiichen Centralbanf und der anderen größeren Banfen 
wie der Frankfurter, Sächſiſchen, Baieriihen unſeres Erachtens nicht leicht 
erheblich verändert werden, auch wenn die Privilegien einzelner diejer Ban: 
fen in Folge einer joldhen liberalen Bankgejeßgebung fielen. Vorhandene 
Lücken in der geographiichen VBertheilung der Zettelbanfen Deutſchlands wür— 
den nur pafjend ergänzt werden, z. B. in den preußiichen Provincialmittel: 
puncten und in Suͤdweſtdeutſchland vermuthlic einige neue Banken entſte— 
ben, welche ſich zwar vielleicht etwas auf Koften der genannten großen und 
mehr wohl noch der Heinen mitteldeutihen Zettelbanten entwidelten, aber 
dod vornehmlich neben dieſen noch einen erjprießlichen Wirkungstreis fänden 
und zu einer weiteren Gejammtausdehnung des deutjhen Bankweſens führten. 

Namentlich durch die Organijation von Notenaustauſchan— 
jtalten in der früher dargelegten Weije (j. o. I, 4, ©.49—57), worauf 
die Geſetzgebung auch hinwirken könnte, 39°) würde dem vorhandenen Be— 
dürfniß nah Einheitlichleit der Banknotencirculation vollitän= 
dig genügend abgeholfen, ohne daß dazu eine Einheit durch gänzliche Gen= 
tralijation der Notenausgabe nothwendig wäre Selbſt der Gebrauch 
gleiher Formulare oder Blanquet3 für die Banknoten, wie in Nord— 
amerika (j. o. ©. 142), ift in Deutjchland bei einer ſolchen Bankgeſetzge— 
bung möglich), ohne daß es der weiteren, in Nordamerifa damit verbundenen 


amerik. Vorſchriften über die Bankbaarfonds am Beſten durch häufige Veröffentlichung 
der Ausweiſe in kurzen Perioden erreicht werden wird, was ein ſtärkerer Antrieb als 
das bezügliche Zwangsrecht des Controllors ſei, einer Bank die Gewährung neuer Dar: 
leben zu verbieten. Auf diefem Standpuncte muß man dann nur überhaupt die zu weit 
gebenden Berugniffe des Gontrollers verwerfen. 

387) Wie man fich im einem Lande der Deffentlichfeit bilft, zeigt ein Beifpiel 
ans der neueſten Bankgeſchichte Englands, Auftraliihe Golonialbanfen haben neuerdings 
begonnen, auf eigene Rechnung Wolle nach Enaland zu importiren, aljo gewöhnliche 
Handelsgefhhäfte zu treiben. Dies wird von Golonialbanfactionären alsbald In „Einges 
fendet“ an die Times, den Economijt gerügt. Der Economift ipricht ſich jcharf darüber 
aus, kaufmänniſche VBeriammlungen erklären öffentlih, daß ſolche Praris gegen die 
wahren Grundjäge bes Banfwelens, den Banken ſelbſt werberbjich tt und daß die Ban: 
fen ſich auf die legitimen Geſchäfte befchränfen follen. An der englischen und auftraliichen 
Preife wird die Sadıe foiort eingehend erörtert, und jo wird mit Recht in der Deffentlicyfeit 
eine wirfiame Gontrole gefucht und gefunden. An Deutichland hätte man ficher fogleich Staat 
und Doligel um Ginicreiten angerufen. ©. ben Artifel des Econ. v, 24. April 1869 
(Nr. 1339) banks acting as importers. Später aud Entgegnungen. 

IH) Die ben Notenumtauichanftalten verwandte Ginrichtung bes Londoner und 
Newyorker Glearing Houfes und das Notenumlauſchſyſtem Schottlands find freie Vers 
fehrsihöpfungen. Das enaliihe Eiſenbahn-Cl. H. entitand unter dem Impuls ber Ges 
feggebung. Mit Recht verlangt der Actionär v. 6. Juni 1869 einige gemeinfame Res 
formen aus eigener Initiative ber jonft gefunden deutichen Zettelbanken. 
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Vorſchriften bedürfte. Ein ftaatliches GControlamt des Zollvereins oder des 
Norddeutichen Bundes oder auch eines Einzeljtaats könnte jolche Formulare 
liefern, in melde dann die Banken ihre Unterjchriften u. j. w. zu jegen 
hätten. Da bei einem Banfgejeß, wie es hier betrachtet wird, die Gejchäfts- 
führung, daher auch die Art der Notendedfung und die Höhe des Noten: 
umlaufs den Banken jelbjt überlajjen wird, aljo auch etwas verjchteden jein 
fann, obgleich gerade die volle Deffentlichfeit und der regelmäßige Noten: 
austausch unter den Banken jelbjt auf die allgemeine und gleihmäßige Anz: 
nahme der richtigen Grundjäße der bankmäßigen Notendedung hindrängen 
werden, jo wäre auf den Kormularen nur ein verhältnigmähig größerer 
Raum freizulafien, worauf die Bank einige Hauptpuncte ihrer ſelbſt 
gegebenen Statuten in Betreff der Notendefung, Höhe des Notenumlaufs 
und des Stammfapital3, jowie der jonjt betriebenen Banfgejchäfte anzugeben 
hätte. Allenfalls Fönnten auch gewiſſe Form-, 3. B. Karbenverjchiedenheiten 
der jonjt gleihen Banfnotenformulare oder, wenn man lettere nicht für 
pafiend hält, der von den Banken jelbjt gewählten Notenformulare nad) 
gejeglicher Beitimmung gewiſſen VBerjchiedenheiten der die Notenausgabe 
betreffenden Statutenpuncte correjpondiren. Wenn man 3. B. jofort an der 
Farbe oder an einem anderen jehr in die Augen jpringenden Formpuncte, 
etwa einem bejtimmten Zeichen, die Banknoten, welche gegen Furzfällige 
Ssorderungstitel, wie Wechjel, und gegen langterminliche Obligationen, mie 
Hypothekendocumente, ausgegeben werden, leicht unterjcheiden Fann, jo wird die 
Aufmerkſamkeit des Publikums gleich auf diejen tiefgreifenden Unterjchied in der 
Notendeckung gelenkt, die erite Note mehr, die andere weniger Vertrauen finden. 

Beitehen ferner, wie wir vorausjegen, Notenaustaujchanftalten unter 
den Banken, jo werden die Banken, welche gegen bypothefarifche Deckung 
Noten ausgeben, wenig fremde Noten in ihrem regelmäßigen Geſchäft, das 
nicht jo viele Zahlungen in kurzen Perioden an die Banken bedingt, ein— 
nehmen, während ihre eigenen Noten bei den anderen Banfen, welche vor: 
nehmlich die Wechjeldiscontirung betreiben, um jo häufiger eingehen. Die 
Banken der erjten Art haben aljo Feine genügenden Compenjationen vorzus 
nehmen , fie müſſen vielmehr ihre Noten den andern Banken mit Baargeld 
einlöjen. Dies zwingt jie entweder einen erheblich größeren Baarvorrath 
neben ihrem Hypothekengeſchäft zu halten oder von letzterem doch mehr zum 
Discontogejhäft überzugehen oder überhaupt nur wenig Noten auszugeben: 
in allen drei Fällen wirkt das Notenaustaufchiyiten aljo unvermeidlich auf 
eine Sejchäftsführung Hin, wie fie dem Weſen der Banknote entipricht. Aehn— 
liches gilt nad) den jchottiichen Erfahrungen von der durch dieje Einrich- 
tung bemwirkten Reaction gegen zu willfährige Notenausgabe einer Bantf. 
Es läßt ſich leiht noch weiter an Beijpielen nachweijen, wie die oben be: 
fürworteten Grundjäge ausreichen, um eine gejunde Bunfnotencireulation 
ins Leben zu rufen. Alles weitere Eingreifen des Staats, die Uebernahme 
einer materiellen Gontrole über die Banken und ihre Operationen, die Feſt— 
ſetzung von Beitimmungen über die Geſchäftsführung und über die Errich— 
tung von Zettelbanken, jteht mit der Banffreiheit in Widerjpruh und 
bedingt Thätigfeiten des Staats, welche häufig jeine Fähigkeiten und Com— 
petenz überjchreiten und jedenfalls nicht nothwendig zur gejunden Entwic- 
lung eines joliden Bankweſens jind noch eine jolche jicher verbürgen. 

Die pojitive Zettelbantgejeggebung ſteht aber gleichwohl noch 


— 158 — 


fajt überall auf diejem Standpuncte, ein materielle Eingreifen des Staats 
in das Bankweſen für erforderlich zu erachten. Wo man an der Regalität 
der Notenausgabe, dem Goncejjionszwang der Banfgejellichaften und der 
Gentralijation der Notenausgabe fejthält, da können folgerichtig aud) geſetz⸗ 
liche oder vom Staate genehmigte ſtatutariſche Vorſchriften für die Ge— 
ſchäftsführung wie fuͤr die Errichtung von Zettelbanken nicht fehlen. 
Dieſe poſitive Geſetzgebung gilt es nun zwar nach den Anforderungen der 
Wiſſenſchaft und einer rationellen Praxis zu reformiren, und insbeſon— 
dere muß dabei auf größere Bankfreiheit, ſoweit wenigftens wirthſchaft— 
liche Geſichtspunete entſcheiden, hingearbeitet werden. Aber in dieſem 
Streben wird man ſich der Einſicht nicht verſchließen können, daß wohl faſt 
immer zwiſchen den ſich entgegenſtehenden Anſchauungen Compromiſſe 
werden zu ſchließen ſein. Bei dieſen Compromiſſen wird es gelten, die einſtwei— 
len kaum ganz zu beſeitigenden Beſtimmungen der Staatsgeſetzgebung über die 
Geſchäftsführung und Errichtung der Zettelbanken möglichſt liberal und 
rationell, d. h dem einmal angenommenen Hauptprincip, der Monopoliſirung, 
größeren Gentralijirung, theilweijen und völligen Decentralifirung entjpre: 
hend, zu gejtalten. Dabei find joweit als möglid die Vorſchriften jo zu 
fajjen, wie fie nad) dem Weſen des Zettelbankgejhäfts oder auch des mo— 
dernen Bankgeichäfts überhaupt aufgejtellt und von foliden Banken freie 
willig befolgt werden müfjen. Bon diejem Gejihtspuncte aus werden die 
Beitimmungen der pofitiven Zettelbanfgejeßgebung über die Gejhäftsführung 
und die Erridtung (j. u. N. IV) von Zettelbanken im Folgenden geprüft. 
Die richtigen techniſchen Grundjägße der Gejhäftsführung kommen dabei zu: 
gleich joweit nöthig zur Erörterung. 

Die dargelegten Bejtimmungen über das richtige Verhalten des Staats 
zur Banknote als ſolcher und zum Princip der Publicität müſſen durchaus 
einen Bejtandtheil auch jeder anderen als der oben empfohlenen bloß for: 
mellen Danfgejeßgebung bilden. Dafür macht es keinen Unterſchied, ob eine 
Vionopolbanf, eine Gentralbanf mit einigen Heineren Banken daneben, eine 
Heinere Anzahl mittelgroßer oder eine große Anzahl Kleiner Banken beſte— 
hen. Die aus den früheren Abjchnitten bekannten Beſtimmungen müfjen nur 
nad den concreten Berhältnifjen gefaßt werden. Das in diejer Hinjicht Er— 
forderliche iſt aud oben ſchon zur Sprache gekommen. Daß jedod) gerade 
in diejen wichtigen Puncten unjere materiellen Banfgejege viele wejentliche 
Lücken und Mängel enthalten und wie dieje legtern zu verbejjern find, ha— 
ben wir oben gezeigt. 

Der Standpunct bringt e8 dagegen mit fi), daß die oben befürwor: 
tete rein formelle Bankcontrole und die Functionen des jtändigen Control: 
amts, das joldhe Kontrole ausüben joll, hier nicht immer ausreichen und 
in einigen Puncten ergänzt oder abgeändert werden müſſen. Die völlige 
Erjegung der formellen durch die materielle Gontrole in der üblichen Form 
der letsteren halten wir nach der oben gelieferten Kritif (S. 129 ff.) nicht für 
räthlih. Zweckmäßiger und unbedenkliher, um nicht noch größere directe 
Berantwortlichkeit für die Bankoperationen auf den Staat zu laden, jcheint 
uns vielmehr, die formelle Staatscontrole und die Einrihtung eines ſtän— 
digen Bankcontrolamts des Staats im Princip beizubehalten und nur den 
Wirkungskreis eines joldhen Amts den Grundjäßen der materiellen Bankge— 
jeßgebung gemäß zu erweitern, 
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Darüber find bereit3 oben in dem Abjchnitt über das Controlamt 
einige Andeutungen gemacht worden (S. 126). Das Controlamt follte feine 
Aufgabe der amtlichen Conjtatirung und Beglaubigung, Beurtheilung und 
Öffentlihen Berichterjtattung auch hier behalten. Daneben wären ihm aber 
diejenigen Thätigkeiten zu übertragen, welde jeßt bei der Errichtung, Con— 
cejlionsertheilung, Statutenbejtätigung u. j. w. den betreffenden Verwaltungs— 
behörden und für die Gontrole der Gejhäftsführung den Staatscommifjären 
neben und in der Bankverwaltung zujtehen, nur jollten namentlich dieſe 
leßteren Thätigkeiten auch hier möglichjt bejchränft merden. Nur ſolche 
Runcte, welche leichter zu controliren find, müßten von den Gontrolbehör- 
den bei der materiellen Banfgejeggebung jpeciell beauflichtigt werden, 3. B. 
ob vorgejchriebene Kapitaleinzahlungen aucd wirklich erfolgt find. Im 
Uebrigen hätte die Behörde nur darüber zu wachen, daß die Statuten mit 
den gejetlichen Vorjchriften z. B. über die Notendedung, Höhe des Noten: 
umlaufs und den Ausſchluß gewiſſer Gejchäfte übereinjtimmen. Die Ge: 
ihäftsführung innerhalb der Statuten zu halten, wäre Aufgabe der Bank 
verwaltung, welche dafür dann auch ftreng verantwortlich zu machen ift, und 
zwar wiederum in der Weije, wie e8 oben S. 121—122 überhaupt ver: 
langt wurde. Die Staatsbehörde hätte auch hier nur ihre Wahrnehmungen 
zu machen, an das Publikum darüber öffentlich Bericht zu erjtatten und die 
Banfverwaltung über die Abweichungen der Gejhäftsführung der Statuten 
zur Rechenſchaft zu ziehen. Hier bliebe dem Gontrolamte dann immerhin 
eine wichtige veprejjive Thätigkeit auszuüben übrig, welche, dem Princip 
der materiellen Banfgejetgebung gemäß, eine gewiſſe Verantmwortlichkeit für 
das Amt und dadurd für den Staat jchafft. Aber wenigitens fiele die ſchwerer 
wiegende und unmittelbarere Berantwortlichkeit weg, welche jeßt von den Staats— 
controlcommifjären in und neben der Bankverwaltung wegen der ihnen auferleg= 
ten Verpflichtung eines präventiven Einjchreiteng gegen jtatutenmwidrige Be- 
Ihlüjle und Mafregeln und vollends wegen der Verpflichtung, die Statuten- 
gemäßheit von Banfgejchäften, 3. B. der Notenausgabe, ausdrücklich zu 
bejtätigen, getragen werden muß. Dieje beiden Berpflihtungen jollten auch 
im Syſtem der materiellen Bankgejetgebung dem Gontrolamte oder den ans 
derweiten Staatscontrolorganen durchaus nicht auferlegt werden, denn ge= 
rade jie find auch nicht einmal einigermaßen jicher zu erfüllen und laden 
doch dem Staate eine jo große Verantwortlichkeit auf. Will man Staats— 
organen dieje Aufgabe übertragen, jo gehe man doch gleich einen Schritt 
weiter und lege die Leitung und Verwaltung der Zettelbanfen, dev großen 
und der Fleinen, ganz in die Hände des Staats. 

Ein bejonderes Eontrolamt oder wenigjtens ein jtändiger Staatscon= 
trofeur für alle Banken iſt auch zwecfmäßiger als die jpeciellen Gontrol- 
commijjäre für jede einzelne Bank. Dieje identificiven jich zu leicht mit der 
Bankverwaltung, um jo mehr, je mehr fie durch ihren gejeglichen Wirkungs— 
frei an der Verwaltung unmittelbar Theil nehmen und in jteter Berüh— 
rung mit den Leitern der Bank jtehen. Sie verlieren dadurch auch leicht an 
Unabhängigkeit, weldhe durch das Recht des Antheil3 an der Tantieme des 
Verwaltungs: oder Aufſichtsraths, wenn der Staatscommijjär mie in 
der Gothaer und Badijchen Bank ein Mitglied diejed Raths ijt, gewiß nicht 
erhöht wird. 9%) Will man ein Uebriges thun, jo kann vielleicht den Actio- 


369) Echt richtige Bemerfungen gegen das Syſtem ber Beiorbnung fpecieller 
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nären einer Banf, welche ſich über” den Befiß einer beitimmten Anzahl 
Actien ausmweilen, das Necht verliehen werden, bei der betrefienden Staats: 
behörde oder dem Gontrolamte auf eine Unterfuhung der Gejhäftsführung, 
worüber dann öffentlich Bericht zu erjtatten wäre, anzutragen. Eine joldhe 
Beitimmung findet fih 3. B. in der englijchen Joint-Stock-Companies-Acte 
vom 14. Juli 1856, wo einem Fünftel der Actionäre, das ein Fünftel 
des Actiencapitals vepräjentirt, das Necht verliehen ijt, beim Handelsamte 
auf ihre Koiten eine jolche Unterfuchung zu beantragen. 3°) 

Die Erdrterungen über die Gejhäftsführung der Zettelbanfen laj- 
jen fi unter folgende fünf Puncte reihen: 

1) Die 2 des Notenumlaufs. 

2) Die Dedfung der Banknoten. 

„ Die übrigen Paſſiv- und Activgejhäfte der Zettelbanf. 

4) Die Höhe und Veranlagung des eigenen Capitals der 
Bank und des Nefervefonds. Vieles hierüber wird jedoch des Zu: 
jammenhangs wegen jhon unter der erjten Nummer mit zu erörtern jein. 
= . Die Organijation der Leitung und Bermwaltung ber 

an 

In unſeren deutſchen Verhältniſſen werden im Folgenden, beſonders 
beim erſten Punete, auch die Verhältnifje des deutſchen © Staatspapier— 
gelds wieder mit zu beſprechen ſein. 


1. Die Höhe des Notenumlaufs. 
a. Mangel geſetzlicher Beſtimmungen über bie Höhe bes Notenumlaufe. 


Ein jolder Mangel jeder gejeglihen Bejtimmung über die Höhe, 
des Notenumlaufs iſt jehr wohl möglich) und erlaubt, bei freiem Bankweſen 
conjequent und nothwendig, jelbjt bei jtaatlid) regulirtem Bankweſen gleich⸗ 
falls nicht unjtatthaft. 

Bei voller Bankfreiheit oder bei einer formellen Banfgejeßgebung, wie 
jie oben zur Sprache gekommen iſt, fehlen folgerichtig alle vom Staate 
ausgehenden Feſtſetzungen durch welche der Notenumlauf direct oder indi— 
rect begrenzt wird. Die Größe der Notenausgabe bleibt jeder Bank über— 
laſſen, ebenſo die Deckung dieſer Noten und das Verhältniß der letzteren 
zum Stammtapital der Bank, jo daß bier auch eine indirecte Begrenzung 
durch Staatsgeſetz nidt vorhanden ift. Die oftmals als unvermeidlid) 
prophezeite Gefahr einer jolchen zsreiheit der Notenausgabe beruht auf 
Irrthum, Borurtheil und falihen Schlüffen der Theorie und wird durch 
die richtig auggelegte Erfahrung nicht bejtätigt. Denn eine Gefahr der Zus 
vielausgabe von Banknoten ijt nur vorhanden, wenn der Freiheit der 
Banken, Noten auszugeben, ein Zwang der Ginzelwirthichaften, Noten ans 
zunehmen, entjpricht, wie dies zwar beim eigentlichen, mit Zwangscurs vers 
jehenen und uneinlösbaren (Staat3:) Papiergeld, nicht aber bei den Banks 
noten der Sal it. 379) Die Noten können ferner in der Abzahlung der von 





Regierungscommifjäre bei ben Actiengejellihaiten j. bei Shwebemepyer db. Actiengeſ. 
wei. u. j. w. Englands (Bıl. 1857) ©. 41, 42. 

39) Artikel 48—52 dieſes Geſetzes, Schwebemeyer a. a. O. S. 24. 

391) Um die Frage dev Möglichkeit der Zuvielausgabe von Noten dreht ſich der 
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den Banken gemachten Darlehen regelmäßig in größeren Roften und außer: 
dem, weil jie einlösbar jind, jeden Augenblick zur Bank zurüditrömen. Wenn 
die erjtere Art der Rückſtrömung, die regelmäßige, wegen einer mangels: 
baften, auf zu lange Friſten erfolgenden Veranlagung der der Bank zur 
Verfügung jtehenden Kapitalien nicht ſtark genug ift, jo wird die unregel- 
mäßige Rüdjtrömung zur Einlöjung gegen Baar 392) und unter der Vor— 
ausjegung, daß die Banken gegenjeitig ihre Noten in Zahlung annehmen, 
die Einjtrömung fremder Noten bei anderen Banken um -jo bedeutender jein. 
Hier dient dann das Notenaustaufhiyitem als wirkſames Correctiv, wie es 
oben (S. 157) gezeigt wurde. 39?) 

Bon Staatswegen iſt daher hier Fein anderes Eingreifen nothwen— 
dig, als das oben befürmortete: die Fürſorge für die Durchführung des 
Princips der Bublicität und der Erlaß von Beitimmungen über die freie 
Annahme der Noten im Privatverkehr, die Einlöjung der Noten jederzeit, 
ohne Aufihub und Mühe für den Inhaber, daher auch an verjchiedenen 
Orten. Tritt hierzu nod die jtaatliche Feſtſetzung kleinſter Notenjtüde und 
die Erridtung von Notenaustaujhanftalten unter allen ihre Noten gegen: 
feitig annehmenden Banken, jo können ſich die ängjtlihjten Gemüther beru— 
bigen. Denn dieſe beiden legten Puncte und mittelbar auch die vorherge- 
nannten wirken in gewijjem Sinne auf eine Begrenzung des geſammten No— 
tenumlaufs bin und bejeitigen damit die Furcht vor der zumeitgehenden 
Verdrängung des Metallgelds im Berkehr. Eine ſolche Begrenzung ijt aber 
zu rechtfertigen, denn alle die bezüglichen oben empfohlenen Vorſchriften er- 
balten nur das Wejen der Banknote rein, jtören aber nicht die wirthſchaft— 
lihe Zunction der Note, wie die die unten folgenden Bejtimmungen thun. 
Das Notenaustauſchſyſtem ift auch in Schottland, England und den Neu- 
englandjtaaten Amerikas als freie Schöpfung der Freibanken entjtanden, 
jo daß ſich durd die Erfahrung die Möglichkeit der freien Bildung wirf- 
jamer Gontrolmittel des Notenweſens von Freibanten bewährt hat. Wir 
ftehen aber nicht einmal an, die geſetzliche Anordnung ſolcher Notenaus— 
taufhanftalten zu befürmorten (S. 55), wenn wie in Deutjchland eine durch 
ungefunde politijche Verhältnifje verjhobene Entwicklung des Bankweſens 
niht aus ſich heraus ſolche Einrichtungen jchafft. 

Die Erfahrung in Schottland, der Schweiz, Newyork und einigen 
Neuenglandftaaten \priht um jo mehr zu Gunften des freien Banknoten— 
geihäfts und der Unnöthigkeit weiterer bejonderer Begrenzungen des Noten 
umlauf3, indem dajelbjt Feine Zuvielausgabe, überhaupt Feine ſtarke Noten: 
ausgabe erfolgt ift, die Banken troß der Freiheit des Notengeſchäfts ganz 
überwiegend da3 Depofiten- und bejonders das verzinsliche Depofitengejchäft 
entwicelt haben und, namentlid in Schottland, nur in ganz bejchränfter 
Zahl als jelbitjtändige Banken — wohl aber mit einer Menge von Zweig: 
anftalten — entitanden jind, obgleich nicht einmal alle die gejeglichen 


Streit über Zettelbankfreibeit eigentlich zumeift. Die Anhänger ber letteren beftreiten 
jene, j. oben ©. 12 und meine Beitr. Kap. 5 und Theorie dev Peel'ſchen Acte ©. 
128 fi., 132—t42, 149 ff., 157—164, aud 62—76. Der Aufgabe der vorliegenden 
Shrift gemäß gebe ich auf die tbeoretiichen Puncte hier nicht im Detail ein. Sie find 
in meinen citirten Schriften eingehend erörtert. 

392) ©. oben ©. 12, Beitr. ©. 120 ff., 68—72. 

333) ©, oben Abſchnitt III, I, 4 ©. 49—57, Beltr. ©. 57, 

Wagner, Gutachten. 11 
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Gautelen, welche wir verlangt haben, in diefen Ländern getroffen worden 
find. 9%) Die Stüdelung der Noten gieng mitunter zumweit herab, die leichte, 
jtete und bequeme Einloͤſung war in Amerika nicht immer vorhanden, die 
Publicität war aud in Schottland noch ganz unzureichend. Um jo mehr 
läßt ji erwarten, daß durd die jtrenge Erfüllung aller jener Cautelen 
vollends alle etwaigen Mifjtände und Gefahren der freien Notenausgabe 
gehoben werden. 

Demgemäß gehören bejondere Beitimmungen über die Begrenzung des 
Notenumlaufs in ein auf dem Standpuncte der Bankfreiheit ſtehendes all: 
gemeines Bankgeſetz jicher nicht. 

Dagegen liegen ſolche Beitimmungen allerdings in der Gonjequenz 
der materiellen Bankgejeßgebung. Unbedingt geboten find fie trotzdem aud) 
bier nicht, weil unter der hier ſtets gemachten Vorausjegung voller Publi- 
eität und jtrenger Durchführung der oft genannten Bejtimmungen über das 
Notenmwejen genügende Gautelen wirkſam find, um wohl faum weniger als 
im Freibankweſen die befürchtete Zuvielausgabe von Banknoten umöglid) zu 
machen. Dies gilt für ein dem Freibankweſen ähnliches Vielbankſyſtem, mel: 
che3 durch ein liberale materielle8 Bankgeſetz oder durch eine liberale Con— 
cejfionspolitif ins Leben gerufen ward, aljo für ein Bankſyſtem, wie das 
deutjche unter dem Einfluß der politiſchen Zerriſſenheit des Zollvereinsge: 
biet3 thatjächlich geworden ift. Hier werden jich fajt ganz diejelben Corree— 
tive und Verfehrscontrolen des Notenweſens wie unter voller Bankfreibeit 
entwiceln. Aber auch bei der Verleihung des Rechts zur Notenausgabe 
nur an eine Eleinere Anzahl Banken und jelbjt bei völliger Gentralijirung 
und Monopolifirung der Notenausgabe wird durch jene Gautelen die Gefahr 
der Zuvielausgabe der Noten wirkſam bejeitigt. Wenn bei der Einheit der 
Notenausgabe das Notenaustaufchiyitem als Controlmittel und Correctiv 
fortfällt, jo wirft um jo mehr als jolches die Beitimmung, daß die Noten 

9) In Schottland war die Zahl der Zettelbanfen im J. 1845 unter voll: 
ftändiger Gründbungsfreibeit nur auf 18 geftiegen mit einer Notenemijjion von bio 
3,087,209 Bid. St. trog der Mitausgabe von 1 Pid.:Noten, aber mit über 27 Mill. 
Pd. St. Depofiten. Durch Fufion und durd den Banferott, einer Banf (dev Wejtern 
B. of Scotland 1857) ift ibre Zahl bis 1868 auf 11 gefunfen mit 2. Mil. Pfd. St. 
autorifirter, 4—5 Mill. wirklicher Notencirculation, 62,990,000 Pfd. St. Devojfiten, 
9,397,000 Pd. St. eigenem Kapital und über 700 Zweiganjtalten. Diefelbe Entwid: 
lungstendenz: wenig jelbititändige Banken, öftere Fuſionen, viel Zweige, wenig Noten, 
viel Depofiten, bejtand bereits vor 1845. ©. über den jekigen Stand die Commerce. 
hist. of 1868 bes Econom. p. 56, 57. — Die Zahl ber Newporfer Stadtbanfen 
war 1857 vor der Krifis 55 am Glearing=Houie betheiligter, mit einem von Jabr zu Jahr 
abnehbmenden Notenumlauf (1854 9.23, 1857 8.69 Mill. Doll.), aber wachſendem De: 
poſitengeſchäft (1854 42.29, 1857 65.? Mill. Doll.) |. Gibbons, B. of Newy. p. 336, 
meine Theor. der Peel'ſchen Acte ©. 263 ff. Auch die Banken des ganzen Staats New: 
vork hatten 1857 neben 104 Mill. D. Depofiten nur 29-30 Mill. D. Noten, ſ. 
ebendai. ©. 270, Ber. d. Oberintendanten db. Banfıwei. im Staate Newyork f. 1857, im 
Preuß. Hand. Arc. 1858 LI, Nr. 8—10, — Auch in Bofton baten es 1851 30 Banfen 
nur auf 7.69 Mitt, D. Noten, 100 andere in Maffachufetts nur auf 2.0 Mil, D. Noten 
gebracht, 1. DO. Hübner, Banken, ©. 311 ff., 314. — In der Schweiz batten Ende 1864 
die 22 Zettelbanfen nur 18.1 Mill. Fr. Notencirculation neben 110. Mill. Fr. Depofiten, 
wovon furzterminliche 67 Mill. Fr. S. M. Wirth, Nat. ök. 3, Aufl. IL, 453 fi. — 
Die oft gegen die Banffreibeit angeführten nordamerifanifhen Erfahrungen mit 
dem Banfnotenweien beweiien febr wenig für unfre Länder, wenn man, von andern Ber: 
jchiedenbeiten ber alten und neuen Welt abgejeben, bedenft, daß die meiften von uns 
befürworteten Einrichtungen in Amerifa früher nicht beftanden, ſ. meine Beitr. S. 20. 
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an vielen Orten des Umlaufsgebiets !eingelöft werden müſſen. Deshalb ijt 
bierfür gerade auch bei einem Centralbankweſen gehörige Vorkehrung zu 
treffen. 

Das Bedürfnig der Volkswirthſchaft, Zahlungen in der möglichit be- 
quemen Form zu bemerfitelligen, aljo ftet3 da Banknoten zu brauchen, mo 
dieje die bequemite Form des Zahlmitttels jind, jett vielmehr auch beim 
Ausſchluß der Bankfreiheit voraus, daß die Notenmenge nicht jtarr begrenzt 
wird, jondern ſich jenem Bebürfnig möglihjt anbequemen kann. Dieje Rück— 
fiht jollte nur jo weit zurücdgejetßt werden, als dies in der früheren Be— 
fürmortung eines nicht gar zu niedrigen Notenminimums-gejchehen und be— 
gründet worden ift. Dabei werden in der That allgemeinere nterefjen der 
ganzen Vollswirthihaft in Betreff der Erhaltung einer gewijjen Münzeir— 
eulation im Lande gewahrt und das bequemere Zahlmittel, welches für nied- 
tige Umjaggrößen die Münze ift, bleibt bejtehen. Soll gleihmwohl megen 
eine problematijchen Zwecks, der vermeintlich größeren Sicherung der Note, 
die Höhe des Notenumlaufs noch weiter vom Staate regulirt werden, jo 
muß dabei mit um jo größerer Vorfiht und Schonung vorgegangen wer: 
den. Diejer Geſichtspunct ift bei der Beurtheilung der Normen der pojitiven 
Gejeßgebung zu beobachten. 


b. Die gefeglihen Beſtimmungen über bie Höhe des Notenumlaufs,. 


In der Zettelbankgejeßgebung oder den vom Staate genehmigten Bank— 
ftatuten der wichtigeren Länder finden ſich hauptjächlich folgende Beſtimmun— 
gen über die Höhe des Ntotenumlaufs, und zwar entweder für die einzige 
oder für eine einzelne oder zunächſt für eine Gejammtheit von Banken in einem 
beitimmten, 3. B. dem ganzen Staatögebiet oder dem und dem Provincial- 
gebiet, und danach dann wieder für die zugehörige einzelne Bank: 

1) Der Notenumlauf darf eine abjolute Ziffer nicht 
überjchreiten. Dieje Ziffer wird auf verjchiedene Weije gefunden und 
feftgeftellt. Aljo Directe Feſtſetzung eines abjoluten Marimums 
des Notenumlauf3. Die thatjählihe Erreihung diefes Marimums 
wird mitunter noch von einer weiteren Bedingung abhängig gemacht und 
dadurch erjchwert oder ſelbſt gehindert, nämlich von der Bedingung, daß 
alle Noten oder ein beitimmter Theil derjelben eine geſetzlich vorgejchriebene 
Dedung haben oder in einem bejtimmten Verhältniß zum eigenen 
Kapital der Bank ſtehen jollen. Der Fall gleicht dann inſoweit auch 
dem folgenden dritten. An dieje erite Kategorie gehören verſchiedene Sta- 
tutenbejtimmungen einzelner deutjher und anderer continentaler 
Banken, ſowie die Geſetze über die engliſchen Landbanken, ferner das 
Newyorker und das jeßige nordamerifanijche Notenbankiyitem. End» 
li geitalten fich die Verhältnifie ähnlich beim deutſchen Staatspa— 
piergelde (j. unten «). 

2) Der Notenumlauf unterliegt zwar nicht wörtlich genommen einer 
abjoluten Begrenzung, aber eine jolche beiteht für den nicht me= 
talliſch gededten Betrag des Notenumlaufs, indem für dies 
fen ein abjolutes Marimum fejtgejegt und für alle anderen 
Noten volle Baardedung gefordert wird. Der Wirkung nach gleicht 
eine jolche Beftimmung mejentlic der abjoluten Begrenzung des Notenums 
laufs. Im folgenden Abſchnitt («) bezieht ji daher a zugleich auf 
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eine derartige Firirung mit. E8 gehört dahin das engliſche Syitem der 
Peel'ſchen Acte, wie e8 für die Bank von England und die jehottijchen 
und iriihen Banken durchgeführt ijt. Einen Heinen Vorzug hat diejes Sy— 
jtem vor dem erjten indejjen dennoch, bejonders bei Silberwährung. Weitere 
Beitimmungen über die Notendedfung und das Verhältnig der Noten zum 
Bankkapital können hinzufommen und kommen wenigſtens formell in Betreff 
des eriten Punctes bei der Engliihen Bank Hinzu. Dadurch Fönnte unter 
gewijjen Umftänden die Erreihung des Marimums der metalliich ungedeckten 
toten ebenfall3 gehindert werden (ſ. unten 4). 

3) Der Notenumlauf unterliegt feiner abjoluten und über: 
haupt Feiner ziffermäßigen Begrenzung. Es bejteht aljo injofern 
das „Recht zu unbegrenzter Notenemijjion“. Uber e8 ijt eine 
bejtimmte Dedung der Noten gejelich vorgejchrieben und dadurd wird 
der „unbegrenzte” Notenumlauf indirect doch jehr wirkſam begrenzt. 
Wenn, wie es mitunter gejchieht, zugleich ein unüberſchreitbares Ber: 
bältniß des Notenumlaufs zum Bankkapital feſtgeſetzt it, jo 
wird dadurd) ein relatived Marimum des Notenumlaufs bejtimmt, 
das die Bedeutung eines abjoluten Maximums nur gewinnt, jobald der wirk— 
lihe Notenumlauf fich jenem unüberjchreitbaren Verhältniß zum Bankkapital 
nähert und leßteres nicht beliebig vermehrt werden darf. Der Fall ähnelt 
dann wieder dem eriten. Die vorgejchriebene Notendedung ift regelmäßig: 
eine unüberjhreitbare Minimalquote des Baarvorraths vom 
Notenumlauf und die Dedung ber übrigen Noten mit gemijjen 
Forderungstiteln, fo in dem continentalen oder deutſchen No— 
tendeckungsſyſtem. Aber aud etwas veränderte Modalitäten der Deckung 
können gejeglich vorgejchrieben fein und indirect ebenjo zu einer Begrenzung 
des Notenumlauf3 werden (j. unten y). 


a, Abjolutes Marimum bes Notenumlaufe. 


Wenn für das gejammte Banknotenweſen und alsdann für eine ein- 
zelne Banf oder wenn zunächſt für eine Bank ein joldes Marimum fejtge- 
jeßt wird, jo erlauben dieſe Vorjchriften Feine bequeme Anjchmiegung des 
Notenumlaufs an den Verfehrsbedarf nah Zahlmitteln in Banfnotenform, 
und zwar bei der yeitjeßung eines abjoluten Maximums des Notenumlaufs 
überhaupt nicht, bei derjenigen des metalliſch ungedeckten Notenbetrags we— 
nigſtens nicht unter gleichzeitiger Erſparung eines Theils des in dem ſonſt 
zu brauchenden Metallgelde ſteckenden Kapitals, ſo daß kein ſo großes Beſtreben 
der Banken nach einer ſolchen ihnen relativ nutzloſen Erſetzung der Münze 
durch ihre Noten beſtehen wird.?9%) Ferner hindern sen Vorſchriften die in 
gewiſſen Zeiten, namentlicd) in gewiſſen Stadien der Ereditfrijen erſprießliche, 
nothwendige und gerechtfertigte Ausfüllung der in den Ereditumlaufsmit: 
teln entjtandenen Lüde mit Banknoten und lähmen dadurd jtarr mechaniſch 
und unbiegfam die vollswirthichaftlihe Function der Zettelbant. 3%%*) Des- 
halb find diefe Vorjchriften in den beiden genannten Formen nachtheiliger 


395) Immerhin ein gewiffes Beftreben, wie fih an ben fchottifchen und irijchen 
Banken zeigt; ſ. unten unter 4. 

350) Val. die theoretifche Entwidlung und Begründung dafür oben S. 14 und 
bie dajelbft Anm. 27, 28 citirten Stellen in Naſſe's, Mill’s, meinen Schriften, 
im Economift u. j. w. 





als die andere, durch melche die Höhe des Notenmmlaufs nur indirect und 
des metalliſch ungedeckten Theild der Noten nicht abjolut begrenzt wird. Da 
diefer Nachteil nicht durch andere Vortheile ausgeglichen wird und bie 
Sicherung der Banknote dieje abjolute Begrenzung des Notenumlaufs nicht 
fordert noch dadurch beſſer bemerkjtelligt wird, jo wird man fid um jo 
mehr für die andere Einrichtung erflären müſſen. 

Nur al3 unvermeidliches Compromiß zwijchen ſich entgegenftehenden und 
anders ſchwer auszugleichenden Intereſſen verjchiedener Bankſyſteme und in 
Vollswirthichaften, welche aus verjchiedenen Staaten oder halbjelbjtändigen 
Gebieten beftehen und erſt einer einheitlichen Gejtaltung ihres oft auf verſchie— 
dener Grundlage erwachſenen Bankweſens entgegenjehen, aljo in Nordamerika, 
Deutichland, der Schweiz, wird man ſich eine Normirung oder „Kontingen= 
tirung“ — um das neuerdings mehrfach hierfür gebrauchte barbariſche Wort 
anzuwenden — der gefammten Banfnoten= und Staatspapiergeldmenge oder des 
ungededten Theils beider in einer abjoluten * und die entſprechende 
Vertheilung dieſer Summen auf die einzelnen Banken und Theile des Ge— 
biets gefallen laſſen müſſen. Auch in dieſen Fällen bleiben aber Mißſtände 
und Willkürlichkeiten genug übrig. Die freie Entwicklung des Bankweſens 
würde eine richtigere Vertheilung auch des Notenumlaufs auf die einzelnen 
Gebietstheile und Banken zu Wege bringen. 99%) Und eine andere, zweckmä— 
Bigere und weniger mechaniſche Combination bleibt auch bei der Feftbaltung 
der ſachlich regulirenden Bankpolitif in Deutihland übrig. 

Eine abjolute Ziffer für den gefammten Notenumlauf muß noth- 
wendig willkürlich gegriffen werden. Denn ein allgemein giltige3 Criterion 
für die „richtige” Höhe des Notenumlaufs (oder der Menge einlösbaren 


396) Welche curiofe und verfchrobene Auffaflungen unfer deutſches Kleinftaate: 
lend aud in dieſen Dingen oft veranlaßt und jcheinbar rechtfertigt, zeigen bie Berech— 
nungen, welche der Abg. Braun (Hersfeld) im Norddeutſchen Reichstage am 1. Juni 
1869 bei der Begründung feines am ſich ganz Löblihen Antrags über eine bundesge: 
ſetzlihe Regulirung ber norddeutſchen Staatscafieniheine aufjtellte. Hier werden bie 
Kleinftaaten bald als politifch jelbitftändige Individualitäten, bald als bloße Theile des 
deutſchen Bolfswirtbichaftsgebiets aufgefaßt. Mindeftens für die Bankfnotenfrage 
fommen fie nur in leßterer Hinſicht in Betracht, während man fie in ber Frage bes 
Staatspapiergelds als befondere Staaten noch anſehen mag. Dann ift es aber in ber 
That ein Unding, ben Notenumlauf der Fleinftaatlichen Banken, wie ber Gothaer, Geraer 
u.a. m. mit bem Staatspapiergeld ber betreffenden Staaten zufammenzuwerfen und eine 
hohe Kopfquote herauszurechnen, wie e8 3. B. von Braun für Reuß j. 2. mit 36 Thlr. 
pP. Kopf, nämlich den Notenumlauf ber Geraer Bank ausfchlieflih auf die Reußiſche 
Bevölferung vertbeilt, geicheben ift. Hier hatte die Entgegnung des Reuß'ſchen Bundes— 
tommiffärs Recht. Namentli vom Standpuncte der Bankfreibeit muß man ſolche täu— 
ſchende Berechnungen verwerfen, welche der politiihen Zerrifienheit fofort eine entſpre— 
hende volfswirtbichaftliche Bedeutung geben. Freilich rächt fich bier die Conceſſionspo— 
Itif, wonach die Entwidlung des Notenumlaufs einer Bank nicht als Refultat der 
freien Verfebrsgeftaltung, fondern als Gabe der Staatsregierung erfcheint, was fie gleich 
wohl im Kalle der Fleinftaatlichen Banken am Wenigften ift, da deren Noten in der 
Nahbarichaft des „Auslands“ umlaufen. Die Verwirrung der Anfichten in bieien Fra⸗ 
gen zeigt ſich bei Freund und Feind der Bankfreiheit, wie des jetzigen Bankweſens in 
dieſem ſteten Hinuͤberſpringen von einer Anſchauung in bie andere, indem bald bie 
Meinen Staatsgebiete als, weil politifche, jo auch wirthfchaftlihe Selbftftändigfeiten, 
bald als wenigitens in volfswirthichaftliher Hinficht nur provincielle Theile betrachtet 
werden. Die übertriebene Befteunerung ber Zettelbanfen, welche im Nordd. Reiche: 
tage zur Sprache fam, wäre nur zu begründen, wenn ber Notenumlauf in jeiner fac- 
den Höhe vom ftaatlich erteilten Recht der Notenansgabe abhienge. Eine mäßige 
Beſteuerung kann deßhalb doch aus der berrjchenden Gonceffionspolitif abgeleitet werben, 
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Staatspapiergelds) gibt es nicht. Nur aus der Erfahrung am frei entwi- 
ckelten Zettelgejhäft läßt fih hinterher annäherungsweiſe ein bei einem 
beitimmten Fleinjten Notenjtüd und freier Stücdelungsvertheilung 
der größeren Notenjtüde erreihter Sättigungspunct des Verkehrs mit 
Banknoten auffinden. Diejer Punct gilt aber nur für eine gegebene Zeit, 
in welcher die Gejtaltung der Volkswirthſchaft und der übrigen zur Um: 
jatvermittlung dienenden Einrichtungen des Geld: und Creditweſens unge: 
fähr gleich. bleibt. In allen anderen Fällen muß man ein ſolches Marimum 
des Notenumlaufs einfach erdenken. 

Die Statiftif des Münzumlaufs, die und nur über die Prägun: 
gen und amtlihen Einziehungen und Einſchmelzungen, nicht aber über 
die Ein» und Ausfuhr der heimischen Münzen, die privaten Einjchmelzun: 
gen noch über die Girculation fremder Münzen Aufichlüffe gewähren kann, 
iſt viel zu mangelhaft, als daß man mit ihrer Hilfe eine richtige Maximal— 
ziffer für die Notenausgabe eines Landes oder vielmehr einer Volkswirth— 
haft finden könnte. Auch wenn fie aber volljtändiger und genauer wäre, 
fehlte e3 wieder an einem Mittel, die vorhandene Münzmenge in die zmei 
hier in Betracht kommenden Theile zu jcheiden. Ein Theil der Münzmenge 
joll ja unter allen Umjtänden zur Vermittlung der Kleinen Umjäte bleiben, 
der andere durch Banknoten erjegt werden. Bon dem gar nicht im Voraus 
zu ermefjenden Einfluß abgejehen, welchen die nicht genügende Accreditirung 
der Noten auf die Bejtimmung der Größe diejer beiden Theile ausübt, in: 
dem die Ausdehnung des Notenumlaufs deswegen Kleiner bleibt, al3 fie jein 
fönnte, — das piychologiihe Moment in der Frage neben dem folgenden 
phyficaliihen — hängt die größere oder geringere Erſetzung der Münze 
durch Noten von der Stüdelung der Noten und der Wahl des Elein: 
ften Notenjtüds ab. Wieviel Noten zur Sättigung des Verfehräbedürf: 
nifjeg gehören, wenn man den Münzumlauf kennt und das Heinfte Noten: 
jtüc 3. B. auf 10 Thlr. fett, läßt jich aber im Voraus nit bejtimmen, 
weil man nicht weiß, welcher Procentſatz des Münzumlauf3 für die Ber: 
mittlung der größeren Umjäße, welcher für diejenigen der Eleineren und ala 
Ausgleihungsmittel für die bei Banknotenverwendung übrigbleibenden Reſte 
der größeren Umfäße dient. 997) Alle Bejtimmungen a priori ſchweben alfo in 
der Luft. 

Aber Münze, Banknoten (und einlösbares Staatspapiergeld) find ja 
nur einige, wenn auch vielfach noch die hauptſächlichen Zahlmittelformen. 
Daneben kommen, verſchieden nad Zeit und Ort, jtets etwas, mitunter in 
bedeutenderem Maaße ald jene und im Allgemeinen in relativ wachjender 





397) Wichtig wird bie Frage nah der Höhe des muthmaßlichen Notenbetrags, 
welcher fich bei einer gewiſſen Stüdelung al Barı erhalten kann, wenn eine entmwertbete 
Papiervaluta und ein zu mafjenbaftes Papiergeld auf jenen Betrag, womöglich 
aber, wegen ber finanziellen Schwierigfeiten der Maßregel, nicht 
auf noch weniger hberabgemindert werden joll. Dieje Frage liegt in Norbamerifa, 
Oeſterreich, Rußland vor; vgl. über die Sadlage in Dejtereih um 1860 meine 
„Reform der Nat. Bank" (Mien 1860) ©. 109; um 1862 meine Defterreichiiche Val. 
I, 133 ff., 156 ff.; über die Sadlage in RuUßland um 1868 meine Ruff. Bapierwäbr. 
©. 247—258, wo aud NRehnungsconjecturen, 3. Tb. im Anhalt an die Frage bes 
Münzbedaris, aufgejtellt find. Ueber Nordamerifa j. die Pläne und Berechnungen 
von Morton, Hurlburd (Comptroller of the Currency), im Econ. Commere, 
hist. f. 1868 p. 64. — 
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Wichtigkeit, mit der Fortbildung der Greditwirthichaft, andere Geld: 
jurrogate und Ginridtungen des Creditweſens zur Zahlungs— 
vermittlung (Checkſyſtem, Clearing-Houſe) in Betracht. Vermöchte man 
auch den Banknotenbetrag, welcher zur Erſetzung der Münze dient, richtig 
im Voraus zur Ziffer zu bringen, ſo kann man doch gar nicht beſtimmen, 
wie viel von den Banknoten durch andere Zahlungsformen erſetzt werden 
und welcher Mehrbedarf an Noten bleibend oder zeitweilig dem gefundenen 
Maximum zuwachſen wird, weil Noten wieder an Stelle anderer Zahlungs— 
formen treten. Wir erinnern an den früher erwähnten Verdrängungs— 
proceß der Geldjurrogate unter einander und an den Irr— 
thum, als handle es fich in jolden Fragen nur um Münze und Noten 
allein. 39°) 

Bejonders beliebt iſt in ſolchen Schwierigkeiten die Annahme einer 
Münz- oder Noten= oder Papiergeldiumme auf den Kopf der Bevöl— 
ferung in der und der Höhe. ?) Dieje Summe gilt dann als „richtig“, 
„genügend“, „nicht zu groß”. Es fehlen zwar gelegentlich nicht alle An— 
balt3puncte zur Auffindung einer joldhen Ziffer, aber e3 ijt Hlar, daß dar- 
auf doch jehr wenig Verlaß ift und man eigentlih nur ziemlid auf’3 Ge: 
rathewohl räth. Der Unterjchied ift nur der, daß man im einen all die 
große Notenziffer u. j. m. zuerjt ausdenft, im andern fie ausrechnet auf 
Grund einer vorher erdachten Kopfquote der Umlaufsmittel. Da man es 
bier mit Fleineren Ziffern zu thun hat, jo hat das zweite Verfahren nur 
ben einen Vortheil, die Ziffer verjtändlicher zu machen und dadurd) ein gar 
zu jchlimmes Fehlgreifen zu verhüten. Die natürliche Verjchiedenheit des 
Umlaufsmittelbedarf3 per Kopf in verjchiedenen Gegenden, nad Wohl- 
ſtand, Dictigfeit der Bevölkerung und der MWohnfige u. |. w. wird dabei 
auch ganz überjehen. Die Annahme gleicher Kopfquoten 3. B. in den ein- 
zelnen Theilen Deutichlands ijt in Sahen des Geld» und Greditmwejeng 
ein ähnlich grober Berftoß gegen die Gleichmäßigkeit, wie in Saden der 
Bejteuerung es die Kopfiteuer oder die auf leßtere binauslaufenden gleichen 
Watricularbeiträge, mie jegt nod im Norddeutihen Bunde, find. Oft 
berücjichtigt man bei den. Berechnungen und Vergleihen per Kopf nicht 
einmal die Verjchiedenheit der Fleinjten Notenjtüce, von der wieder die Größe 
ber ganzen Notenmenge wejentlich mit abhängt. 

Für eine einzelne Bank, gleichviel ob Monopol= oder Central- oder 
ob eine oder viele Kleinere Banken, wird eine abjolute Marimalziffer des 
Notenumlaufs natürlic) vollends willkürlich bejtimmt. Dafjelbe gilt für Die 


; S. oben S. 35, Theor. d. Peellihen Acte S. 101—128, aud Ruſſ. Pap. 
währ. ©. 42 ff. 

99) Nach dem richtigen Grundfägen der Scheidemünzpolitik und der Herftellung 
von Theilungsmünzen der Goldwährung aus Silber als Subfidiärmetall wird befannt: 
lih neuerdings der Betrag diefer nad einem leichteren Münziuß geprägten Münzen 
auf einer gewiſſen Ziffer beichränft gehalten. Dieie Ziffer bat man in Ermangelung 
anderer Anbalıspuncte nad einer (Marimal:) Kopfquote der Bevölkerung bejtimmt, jo 
im Wien. Münzvertr,. d. deutfchen Staaten vom 24. Jan, 1857 (Sep. art. VIIL) auf 5/, 
Thlr. per Kopf an allen Arten Scheidemüngze, im Vertr. v. 23. Dec. 1865 zwiſchen Fran: 
reich, Stalin, Belgien, Schweiz auf 6 Fr. p Kopf von Silbertheilmüngen zwiſchen 2 
und ?/, Fr. Ziemlich willfürlich find natürlich alle dieie Beſtimmungen. Sie können für 
die Begrenzung des Notenumlaufs kaum zur Analogie dienen. S. meinen Art. A 
weien, Staatswörterb. VII, 101 ff.; meine Vorſchl. f. Rußland, R. Pap. w. ©. 222, 
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Feftfegung einer Summe einlöbaren Staatspapiergeld8 in „Staaten“, 
welche voltswirthichaftlih nur Provinzen eines großen Wirthſchaftsge— 
biet3 find. 

In den Bereinigten Staaten von Nordamerifa hängen auch 
diefe Beitimmungen der Nationalbankacte über die Höhe des gejammten 
Notenumlaufs der Nationalbanfen, die Vertheilung der Noten auf die ein- 
zelnen Staaten und auf die Banfen in diejen mit der Staatöpapiergeld- 
wirtbihaft und den Wirren des. Bürgerfriegd zujammen. So lange das 
Staatspapiergeld uneinlösbar und gejetliches Zahlungsmittel iſt, d. 5. 
Zwangscurs bat, aljo auch die Einlöjungsvaluta für Banknoten darftellt, 
ſind lettere eben nur ein StaatSpapiergeld in anderer Form. Die gemählte 
Ziffer für den Marimalbetrag aller Noten ijt eine willfürlie und wegen 
des Connexes zwilchen Banknoten und Greenbads (Staatspapiergeld) nur 
von untergeordneter Bedeutung. Bei den eigenthümlichen Gejtaltungen der 
MWaarenpreife unter der Herrichaft uneinlösbaren Papiergelds und ber be= 
ftändigen Wechſelwirkung zwiſchen Agio für Edelmetall, Waarenpreijen, 
Handels: und Zahlungsbilanz und Geldinenge kann man aus der Summe 
uneinlösbaren Staatspapiergeld8 und nur in diejem einlögbarer Banknoten 
auch Feinen ſichern Rüdjichluß auf den Geld-, Münz:, Notenbedarf bei fejter 
Metallwährung ziehen. ?00) 

Das erjte Nationalbanfgefeg vom 25. Febr. 1863, durdy welches das 
Newyorker Controlſyſtem auf das Bankweſen der Union übertragen murbde, 
jeßte für die gejammte Notenausgabe der Banken in der ganzen Union, mit 
Spnbegriff der aufjtändiihen Staaten, den Betrag von 300 Mill. Doll. 
fejt. #9) Diefe Summe jollte unter die einzelnen Staaten zur Hälfte im 
Verhältnig der Bevölkerung, die Sclaven verfaffungsmäßig zu 60%, be: 
rechnet, zur anderen Hälfte im Verhältniß des zur Zeit des Gejeterlafies 
vorhandenen Kapitals ihrer Banken vertheilt werben. +2) Die Verwandlung 
der Banken in Nationalbanfen wurde vorausgejeßt, begünftigt, ſchließlich 
durch Beſteuerungs- und andere Mafregeln halb erzwungen. #9) Dieje Be: 
jtimmungen über die Vertheilung des Notenumlaufs find aber nicht genau 
befolgt worden. +) Im Jahre 1865 zur Zeit der beginnenden Reconftruction 
des bejiegten Südens war für die loyalen Staaten, insbejondere für ein- 
zelne, wie Maſſachuſetts, Pennſylvanien, Ohio, ſchon eine zu umfangreiche 
Notenconceſſion erfolgt, die abgefallenen Staaten wurden auch hierin uns 


00) Allgemeine Theorie des Papiergeldwerths ebendaſ. S. 77—112, Beweisfüh: 
rung an ruff. Daten S. 121—180, f. auch ©. 253. Ferner Art. Papiergeld, Staatsw. 
8. VII, 663 ff.; üb. Oefterreih u. A. Tüb. Ztichr. XIX (1863) ©. 459 ff. — Ueb. 
Nordamer. Hod ©. 546, 569, 585 ff., 748 ff. Die Bemerfungen des Nefer. in Hildebr. 
Jahrb. über diefen Punct, IV, 159, find einfeitig aus dem Standpuncte ber älteren 
Ricardofhen Beldlehre gemadt. Meine öfterr. und ruf. Studien flimmen mit den 
nordamerik. Erfahrungen darin überein, dat die Tooke'ſche Geld: und Papiergeldlebre 
zu verallgemeinern tft, j. Vorrede zu meiner ruf. Bapierwähr. ©. V, VIu. eb. ©. 85, 
86. — ©. aud die gefunden, theoretifch richtigen Anfichten im Ber. d. amerif. Finanz: 
minifters f. 1867, Hildebr. Jahrb. X, 197 ff., 202 ff., womit meine frübere Argus 
mentation in d. Ruſſ. Pap. w. ©. 73 ff. übereinftimmt. 

#1), S. Hod ©. 463, 477 fi. 

#02) Eb., ſ. auch ©. 734 u. $ 17 und 22 der Ncte von 1864. 

3) Eb. ©. 493 ff. 

) Eb. ©. 734, 553 fi. 


— 169 — 


günftiger behandelt. +) Auch gegenwärtig beftehen thatfächlich Abweichungen 
von der gejeglichen Wertheilung de3 Notenumlaufs. Durd einen Zujag in 
der Nationalbanfacte vom 30. Juli 1864 wurde Hinfichtli der Vertheilung 
des Notenumlaufs auf die einzelnen Banken, mit der deutlichen Tendenz, 
die Heineren Banken, aljo indirect die Decentralijation der Notenausgabe 
nod weiter zu begünitigen, die Verfügung getroffen, daß Banken mit einem 
Kapital bis zu 1/, Mill. Dollars 90, über 1/, bis zu 1 Mill. 80, über 1 
bis 3 Mill. 70, über 3 Mill. 60 Procent des hinterlegten Staat3papier- 
panda Banknoten jollten ausgeben dürfen. +96) Der öfterd von Freunden 
der Papiergeldmwirthichaft, an denen es in Nordamerika fo wenig als in 
Oefterreih und Rußland fehlt, +7) befürmortete Plan, die Notenausgabe 
der Banken zu vergrößern und das im Jahre 1866 vom Controllor jelbjt 
entworfene Project, die Notenjumme von 300 auf 400 Mill. Doll. zu er: 
böben, #8) find bisher nicht zur Ausführung gefommen, — bevor die Me— 
tallbaarzahlung nicht Seiten des Staats und deshalb der Banken wieder 
aufgenommen, muß eine jolche Erweiterung des Notenumlauf3 auch jehr un 
räthlich erjcheinen. 

Nah dem amtlihen Ausweiſe des Gontrollor8 vom 1. Det. 1868 
hatten die Nationalbanten 295,769,489 Doll. Noten ausftehen. +) Dieje 
beitanden Anfang 1866 überwiegend aus Kleinen Notenjtücen, +19) wovon 
nah der Bankacte wenigſtens diejenigen unter 5 Doll. bei Aufnahme der 
Metallzahlungen wieder eingezogen werden müfjen. 4) Der Staatspa— 
piergeldumlauf ijt auch nad) den Einziehungen einiger Summen und der 
Beleitigung gewiſſer Arten noch immer hoch genug, Mitte 1868 nod) 
399,945,482 D. Legal» Tender-Notes (Greenbad3) und 32,692,254 D. 
Sheidepapiergeld unter 1 Doll., zufammen 388,637,735 D., woneben nod) 
176.2 Mill. D. anderes Papiergeld , namentlich Compound Anterejt:Notes 
u.a. m, obmohl außer Circulation gejeßt, ausftand. +2) Den gefammten 
Papiergeldumlauf mit Einſchluß der Nationalbanfnoten und der Leinen 
Reite der Staatöbanfnoten kann man aljo auf c. 700 Mill. D. anſchlagen 
oder etwa 20 D. per Kopf. 

Wegen der völlig verjchobenen Preisverhältnijje, der Einflüfje des 
Agios u. ſ. w. darf man aber aus einer ſolchen Ziffer durchaus feinen 
Schluß auf den wahren Bedarf an Münze und Banknoten, legtere etwa 
von Stüden von 5 D. aufwärts gerechnet, ziehen, auch wenn man gegen 


ws) Eh. u. Tabelle S. 744. 

ws) Eb. ©. 493, Hildebr. Jahrb. V, 215. 

vn Hock ©. 555 ff., 563 ff.; Über Oefterreih und Rußland in diefem Puncte 
. 3. B. meine Ruff. Rap. w. Abſchn. III. 

ws, Hood ©. 553. Hild. Jahrb. VII, 47. 
no) Ueberfiht im Economift v. 2. Yan. 1869. 
j 0, Hod ©. 543: von 249.8 Mill. Doll. beftanden 169.6 in Noten zu 1, 2, 
d, 10 D., 69.7 in Noten zu 20, 50 und 100 D., nur 10.5 in Noten zu 500 und 
1000 D., viel ungünftigere Vertheilung als z. B. in Defterreich. Uebrigens beſteht in Pa: 
prergeldländern ein Umjegungsproceß großer und Heiner Stüde und umgefehrt, wie 
endersiwo bei einlösbaren Banknoten. Jufammenfafiung der engliſchen jtatift. Unter: 
fuhungen bierüber in meinen Beitr. ©. 130 ff., über Oeſterreich db. Denke. (ber 
Bank) „d. Defterr. Nat. B.“ Wien 1861 Tab. Du. E u. meine Oefterr. Val. I, 157 ff, 
uber Rußland meine Ruſſ. B. w. ©. 9, 65, 68. 

+1) Hod. ©. 735, Nationalb. acte v. 1864 $ 42. 

+12) Hildebrands Jahrbücher XII, 222. 
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die Mahrjcheinlichkeit annehmen wollte, daß die in vielen Theilen Amerika's 
jo hoch ausgebildete Organtjation der Zahlungen mitteljt gemijler Einrich— 
tungen des Credit: und Bankwejens +1?) durch die Rückkehr zur Metallwährung 
nicht aud) in ihren quantativen Yeiltungen in Erjegung der Münze und Noten 
eine mejentliche Veränderung erfahren würde. Bleiben in Nordamerifa nad 
hergeitellter feſter Währung die Nationalbanken beſtehen und die betreffende 
Geſetzgebung für ſie in Geltung und ſiegt nicht etwa doch noch der gefähr— 
liche, aber öfters empfohlene Plan, alle Banknoten durch (ſpäter dann etwa 
einlösbares) Staatspapiergeld zu eriegen, +1) jo jollte wenigſtens die ab: 
jolute Marimalziffer des ganzen und des der einzelnen Bank geftatteten 
Notenumlaufs wie nach der Peel'ſchen Acte gegen volle Baardeckung erwei— 
tert werden dürfen, aus unten nod zu erwähnenden Gründen. Für 
Deutſchland moͤchten wir eben deshalb immer noch lieber die Beſchrän— 
kungen der Peel'ſchen Acte als diejenigen des amerikaniſchen Geſetzes hin— 
ſichtlich der Höhe des Notenumlaufs empfehlen, jowohl»für den ganzen 
Noten- (und Staatspapiergeld-) Betrag als für die Notenausgabe einer 
einzelnen Bank. 

Auch das Princip, welches in Amerika der Vertheilung des con— 
ceſſionirten Notenumlaufs auf die einzelnen Provinzen (Staaten) und die 
Zettelbanken in denſelben zu Grunde liegt, iſt nicht zweckmäßig und voll: 
ends für Deutſchland unbrauchbar. Wie ſich ja in der Union bereits in der 
oben berührten Verlegenheit, den Anforderungen der ſüdlichen Banken ge— 
recht zu werden, gezeigt hat, ſetzt dieſes Princip eigentlich der Neubegrũn⸗ 
dung und Weiteren wicklung der Zettelbanken bald ein Ziel. Sowie der ge— 
ſetzliche Geſammtbetrag der Notenemiſſion vertheilt iſt, Können keine neuen 
Zettelbanken entſtehen und die alten auch bei einer nachfolgenden Kapital⸗ 
vermehrung kein größeres Notenprivileg erhalten. Dies hindert alſo zum 
Theil die in Amerika ſonſt ſo begünſtigte weitere Decentraliſation des 
Zettelbankweſens oder man ſteht, wie ſchon öfters in Nordamerika, vor dem 
Dilemma, den Geſammtbetrag der Noten zu erhöhen. Die Bankacte von 
1863 und 1864 iſt eigentlich mehr für die Umwandlung beſtehender Ban— 
ken in andere, als für die Entſtehung neuer Banken berechnet. Die Com— 
bination bei der Vertheilung der Notenprivilegien nad) der Bevölkerungs— 
zahl und zugleich nad) der Höhe der Bankfapitale ift auch zwecklos gefünftelt. 
Hier bieten fich, auch bei der Annahme des Grundprincips, mande andere 
befiere Gombinationen. Die noch zu beiprechenden deutſchen Gejeßesnormen 
lajjen jich pafjend weiter bilden und verjprechen dann günjtigere Entwick— 
lungen de3 Bankweſens als dieje amerikaniſchen Beitimmungen. 

An England hat die Peel'ſche Gejetgebung des Jahres 1844 für 
die jog. englijhen Landbanken (Provincialbanfen), hierin abweichend 
von den bezüglichen VBorjehriften für die Engliſche Bank und die jchottijchen 
und iriihen Banken, unüberjchreitbare abjolute Marima des Notenumlaufs 
feitgeftellt. +15) Jede einzelne Bank, Privatbank, d. h. mit höchſtens 6 Theil: 
habern, oder Joint-Stock-Bank mit voller Haftbarkeit der Actionäre mit ihrem 





#13) Bgl. die hierauf bezüglichen, theoretiſch richtig begründeten Ausführungen 
bee amerif. Finanzminiſters im Jahresbericht f. 1867, Hild. Nabrb. X, 205 

R 14) Ber. d. Finanzminifters 5. 1867 gegen biefen Bau, ſ. Hild. Jahrb. X, 
207, 08. 

#15) Acte von 1844 Art. 13, ſ. auch Art. 10—12, 14 ff. Meine Beiträge Kap. 6. 
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ganzen Vermögen für alle Schulden der Gejellichaft, darf nur foviel 
Noten ausgeben, al3 fie im Durchſchnitt der 12 Moden vor dem 
27. April 1844 emittirt hatte. Da jenes Maximum im längeren, vierwö— 
chigen Durchſchnitt nicht Überjchritten werden darf, jo folgt daraus, daß 
es eigentlich niemals genau zu erreichen ift, wie die Erfahrung auch gelehrt 
hat. +16) Dieje gefünjtelte Nechnerei ijt vollends zwecklos. Weber jenen ge: 
jeliden Betrag hinaus dürfen feine Noten ausgegeben werden, nicht ein 
mal, wie bei den anderen genannten Banfen, gegen volle Baar: 
dedung. +17) Der centraliftiihen Tendenz der Peel’ichen Acte gemäß find 
mancherlei Bejtimmungen und Begünftigungen getroffen mworden , #7) den 
Notenumlauf der engliihen Landbanken überhaupt zu bejeitigen oder ihn 
allmählig auf die Englijche Bank zu übertragen. +?) Die bisherige Ent: 
mwidlung in den abgelaufenen 25 Jahren zeigt auch diejes Nejultat. +19) 


16) Eb. ©. 153 dafür die nähere Begründung und Weiteres über das Unzwed: 
mäßige und zwecklos Läſtige diefer „fixed issues“. Die wirkliche Notenemiffton hat fich 
von der erſten Zeit der Gültigkeit der Acte an unter dem geichlichen Betrage gebalten. 
Schwere Gelditrafen im Belaufe der Weberichreitung der gejeglichen Emiſſion treffen die 
Banf, Art. 17. 

um) Eb. ©. 154, 152. 

28) Eb. S. 155. U. A. darf die Engliihe Bank mit jeder Landbanf für die 
Ueberlaffung des Notenrechts der legteren Verträge ſchließen, wodurd fie 1%/, der ge: 
ſetzlichen Emiſſion ber Yandbanf jährlich (nad der Acte bis zum X. 1856) an bieie 
zablt, Art. 24, 23. Hiervon ift mehrfach Gebrauch gemacht worden. Da die Yanbdzettel: 
banfen außerdem in London feine Jweiganftalten balten dürfen, haben ſelbſt ganz große 
Zertelbanfen, wie im %. 1864 die größte von allen, die National:Provincial:B. mit 
442,000 Pid. St. Notenemiffionsrecht, letzteres der Engliihen Banf abgetreten. (©. nad) 
Econ. 4. Juli 1864 Hild. Jahrb. III, 302.) Diefe darf um ?/, folder Summen ihre 
metallifh ungebedten Noten vermehren, Art. 5. 

+19) Es war in 1000 Pf. St. 


Geſetzliche Notenausgabe Wirkliche Notenausgabe 
1844 1857 (Apr.) 1869 (März) 1857, d. h. *, weniger 1869, d. h. */, weniger 
als gefehli ald geſedli 


bei den engl. Priv. B. 5,172 4,513 4.042 3,760 16.7 2,747 32.0 
.» »  . JointSt.B. 3,477 3,303 2,739 3,154 4.* 2,360 13.8 

zufammen 8,649 7,816 6,781 6,914 11,3 5,107 24,7 
Die geſetzliche Motenemijfion nimmt ab durch bie Gontracte mit ber Engliſchen 
Banf, Eingehen, Banferott und Zahlungsſuspenſion von Banfen, gewifje Ver: 
derungen in ber Organifation der Banf, j. die näheren Beitimmungen in ben ge: 
nannten Mrtifeln ber Acte und in meinen Beitr. a. a. O. Erit im Jahre 1865 
beantragte Gladſtone die Aufhebung einiger der zwedlos cdicandfen Borjcriften, 
namentlich der des Ausichluffes der Joint-Stock-Zettelbanken von Londen, des Verbots 
ber Fuſion von Zettelbanfen — ein Verbot, das gerade auf bie Erbaltung Feiner 
ihwaher Banken binzielte — und bes Berluftes des Emiſſionsrechts einer Privatbanf 
bei ibrer Erweiterung auf mehr als 6 Tbeilbaber, doc jollte die Mebremiifion inc. 
Stempelfteuer mit 2'/,0/, bejteuert werden, was faum Rechnung gab. Die Sade jcheint 
dbaber auch feinen Erfolg gehabt zu haben. ©. nad Econ. v. 18. Febr. 1865 Hilb. 
Jahrb. IV, 336. — Die wirkliche Geſammtemiſſion der Pandbanfen ift fortichreitend 
abielut und im Berbältniß zur geſetzlichen Emiiftion auch relativ geringer geworden, 
beijonders bei den kleinen Privatbanfen, wo das Princip ber fixed issues wegen ber 
Zeriplitterung ber Notenemiffion auf jo viele Ausgabeftellen vollends die Ausdehnung 
des Notenumlaufs bis zur gefeglihen Höhe bindert. Der Bergleih von 1869 mit 1857 
it bemerfenswertb. Aut die Abnahme wirkte auch wohl bie immer größere Ausbildung 
des Checkſyſtems u. ſ. w. bin. Wenn mitunter, 3. B. in Hild. Jahrb. Eeitens des Ne: 
ierenten über bie ausländifchen Zeitichriften, behauptet worden ift, man greife nur aus 
Roth zum Checkweſen, weil die Notenausgabe gejeglih beſchränkt jei, jo wird dies, von 
anderen Gründen abgejehen, buch das fucceifiv immer weitere Zurüdbleiben ber wirk— 
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Neue Zettelbanken dürfen nach dem Geſetz von 1844 im ganzen Vereinig- 
ten Königreich nicht entjtehen. So gleiht denn dieſes Geſetz in Bezug auf 
die Fixirung des Notenumlaufs der Yandbanfen dem amerikaniſchen, nur mit 
den beiden Unterjchieden, daß dort indirect auf eine allmählige Verminde— 
rung des ganzen (wenigſtens des ganzen metalliih ungededten) Notenum— 
laufs hingezielt wird #9) und feine weiteren Eingriffe in den Banfbetrieb 
und die Einrichtung der Notendedung erfolgen. #2) Die englijche Beſtim— 
mung hat den Vorzug, daß fie bei der Wahl der Ziffer des Notenum— 
laufs der Landbanken wenigjtens von einer erfabrungsmäßigen That: 
jahe der freieren Verkehrsgeitaltung ausging. Wenn jenen Banken 
nicht einmal diejelbe Treiheit der Bewegung wie den jchottijchen und iriichen 
blieb, jo erflärt ſich dies aus dem Bejtreben, in England allein wenigſtens 
möglichjt bald die Note der Hauptbanf gegenüber den localen Noten mehr 
zur Herrſchaft zu bringen. #22) 

An Deutſchland wird man doc im Falle einer Nahahmung diejer 
Peel'ſchen Geſetze wohl lieber die für Schottland und Irland geltenden Be: 
jtimmungen (j. unten 8) wählen. Dies um jo mehr, wenn man die Bedenken, 
melde in neuerer Zeit gegen die beinahe völlige Concentrirung der Baar: 
vorräthe der Banken u. ſ. w. bei einer einzigen Stelle, der Englifchen 
Bank, auch in England laut geworden find, nicht für ganz unberedtigt 
hält +23). Die abjolute Begrenzung de Maximums der Noten der Land— 
banfen hat aber die Tendenz, die Baarrejerve noch mehr bei der Haupt: 
bank zu concentriren. Denn alles dasjenige Edelmetall, welches nur des— 
halb gegen Noten in die Bank kommt, weil Noten ein bequemeres Zahl: 


lichen binter ber gefeglihen Emiffion der Landbanken widerlegt. In Schottland liegen 
die Dinge etwas anders. — Uebrigens müßte man ftreng genommen Jahres durch— 
{chnitte der Notenemiffion oder, wie oben geſchehen, ziemlich gleihe Monate im Jabre 
vergleichen wegen ber periodifch auf: und abfteigenden Bewegung bes Notenumlaufs 
innerhalb bes Jahre, f. Beitr. ©. 137. 

420) Da nämlich mande Landbanfnotenrechte eingeben, obne daß die Banf von 
England die Noten vermehren barf, und bei der Ueberlajiung des Notenrechts an diefe 
Banf ber frühere geießlihe Betrag nur zu 2/, gerechnet wird. Letzteres wohl in der 
Annahme, daß die Yandbank "/; Baar bielt, — es ift aber jchwerlich fo viel gewefen. 

421) Beftimmungen über die Dedung ber erlaubten Notencmiffion der Land— 
banfen feblen in der Peel’ihen Acte. 

#22) Beitr, ©. 152 fi. Daß die Noten der Engliihen Bank einen immer größe: 
ren Antbeil in der Gejammtcirculation Englands ausmahen und feit einigen Jahren 
(u. 9. etwas unter bem Einfluß ber Grebitfriie vom Mai 1866) aud ablolut zuge: 
nommen baben, ergibt fih aus obigen Daten in Anm, 419 über die Pandbanfen und 


aus folgender Ueberſicht: 
1845 9), 1869 0, 


Bank v. England (a 20,176,000 70. (März) 23,107,000 81.9 
Landbanken (wirfl.) (März) 8,649,000 30.0 „ ‚107,000 18,! 
Summa 28,825,000 100. e 28,214,000 100. 
Anders ftellt fih das Verhältniß mit Einrehnung der iriichen und befonders ber jchot- 
tiſchen Banfen, ſ. u. Abjchnitt 2. 

423) ©, die Erörterungen bierüber beſonders nad der Krije von 1866 im Eco: 
nomijt, fo in Nr. 1200 v. 25. Aug. 1866 in bem Artifel: is it better that the 
banking reserve of a country should be kept in a single bank or be distributed bet- 
ween several banks? und in Nr. 1201 über „on banking reserve or many“. Econ. 
im Princip für die Vertheilung und gegen bie völlige Eoncentration, in conereto (Eng: 
land, frankreich) für dem beftebenden Zuftand. ©. aud) die Auszüge und Bemerkungen 
über bieje Artikel in Hild. Jahrb. VIII, 63. — 
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mittel ala Münze find, häuft fi in England nunmehr ausſchließlich in 
der Hauptbanf an, da nur diefe dagegen Noten ausgeben darf. *?*) Anders 
ift es in Schottland und Irland. Bei der deutihen Silber mwährung, wo 
dieje Tendenz, Noten gegen Geld aus der Banf zu holen, noch jtärker ift, weil 
Silbermünze in den meijten mittleren und größeren Zahlungen unverhält- 
nigmäßig unbequemer als Noten, würde die von den englijchen Land» 
banfen herübergenonmene Beitimmung noch mehr auf die Goncentration 
des Baarfonds bei der Gentralbanf hinwirken. 

Aus der Deutſchen Bankgejeßgebung kommen von Beitimmungen 
über ein abjolutes Marimum des Notenumlaufs u. U. diejenigen der Bank: 
ordnung von 1846 für die Preußiſche Bank in Betradt. Der Noten: 
umlauf derjelben wurde auf 21 Mill. Thlr. (anfangs 15 Mill. Thlr.) nad) 
$ 29 firirt, mwoneben bejondere Vorſchriften über die Deckung beitanden, 
von deren Erfüllung die Erreihung diefer Summe abhing ($ 31). Das 
Geſetz vom 7. Mai 1856 hat dieſe Schranke von 24 Mill. Thlr. mit Recht 
bejeitigt, ohne eine andere als die in der bejtimmten Notendedung liegende 
einzuführen. Für die Franzöſiſche und die Defterreihijche Bank galt 
ein joldes Marimum des Notenumlaufs niemals. 

Unter den übrigen Deutſchen Zettelbanfen bejteht ein jolches ab— 
jolutes Marimum der Notenausgabe ohne ausgeſprochene Beziehung der 
gewählten Ziffer zur Höhe des eigenen Kapital3 der Bank nur bei der 
Baierijhen Bank, 8 Mill. fl. nah $ 13 der Statuten, neuerdings, 
1866, auf 12 Mill. fl. erhöht, ferner bei den preußiſchen Privat: 
banfen, der Bautzener Bank und dem Leipziger Kafjenverein, 
Bei den Privatbanfen aber ijt der Notenumlauf allgemein auf 1 Mil. 
Thlr., d. 5. auf biejelbe Höhe als das eigene eingezahlte Kapital 
diejer Banken feſtgeſetzt, au wird in den Statuten der meijten Pri— 
vatbanken vorgejchrieben, daß bei einem Kapitalverluft um mehr als 
ein Biertel eine entſprechende Verminderung der Notenausgabe erfolgen 
jolle. #25) Die beiden Ziffern von je 1 Mill. Thlr. find auch wohl, ohne 


224) Aus den Daten der Anm. 422 ift dies leicht zu erweifen. Die Landbanken 
haben vermuthlic im J. 1845 für ihre größere damalige Emiffion mebr Caſſe gehalten 
als jett für die Fleinere und dieſe Gafie bat bamals in relativ höherem Betrage aus 
Münze ald aus Bankvon-England-Noten, welde ja auch gejegliche Einlöjungsvaluta 
für Landbanfnoten find, bejtanden. Daraus ift, von der | Mill. Pfd. St. metallifch 
ungebedter Noten, welche gegenwärtig von der Engliihen Bank mehr als ehemals aus: 
gegeben werden (15 gegen 14 Mill.), abgefeben, eine Verftärfung der Baarrejerve der 
Gentralbanf auf Kojten der Referven der Landbanfen bervorgegangen. Wenn trogbem 
im Durchſchnitt längerer Jahre der Baarvorrath der Engliſchen Banf im Vergleich zu 
1844 faum zugenommen bat, — bie Zeit von 1867 bis 1869 ift eine abnorme des ho— 
ben Baarjonds in England wie auf dem Gontinente — während doch das Geſetz den 
Baarvorrath des Notengefhäfts bei der Englijhen Bank jo fünftlich concentrirte, fo 
zeigt fich nur um fo mehr, daß bie Entwidlungstendenz im Banlweſen, an Baarreſerven 
möglichſt zu ſparen (I. Theor. d. Peel'ſchen Acte ©. 120), in dem Depofitengeichäft 
Englands noch ftärfer «als früber zur Geltung gefommen ift. Auf das Halten eines 
durchſchnittlich größeren Baarfonds für alle Bankverbindlichfeiten, ohne die mechaniſch 
hemmenden Beſtimmungen der Peel'ſchen Acte, drang ſchon früher Toofe bin, jo 1840 
vor der parlam. Gommiffion, über Zettelbanfen und mehrfach in feinen fpäteren Schrif: 
ten, ſ. auch hist. of prices V, 593 f., 599 ff, 

25) Eo Berl. Gafienver. Stat. $12, Danz. 15 u. ebenfo die meiften anberen 
(ercl. nämlih Brest. u. Pomm. Bank). Aehnlichen Characters ift die Beftimmung in 
diejen Statuten, daß bei der allmähligen Emiffion des Actienfapitals die Notenausgabe 
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daß dies ausgeſprochen ift, in Bezug aufeinander auf gleiche Höhe geſetzt 
worden. Da dieje niedrige Ziffer aber thatjächlich leicht zu erreichen ift, 
eine von der Banf etwa gewünjchte Kapitalvermehrung nad den in Preu— 
Ben zu vermuthenden Anfichten der Regierung nicht einmal ficher genehmigt 
werden, jedenfalld jchwerlich zu einer höheren Notenausgabe berechtigen 
würde, die Pommerſche Bank auch bei ihrem höheren Kapital nur das Recht 
zur Emijfion von 1 Mill. Thl. Noten erhalten hat, +26) jo kann man wohl 
die Notenausgabe diejer Banken als ſchlechtweg auf 1 Dill. Thl. Marimal- 
betrag bejchränft anjehen. Regelmäßig jteht bei diefen Banken wie auch bei 
der Baieriichen die Bedingung einer bejtimmten geſetzlichen De: 
fung der Noten daneben. Durd die Beihränfung des Notenumlaufs 
der Privatbanten ſollte in Preußen wohl indirect auch das Privileg der 
Preußiſchen Bank möglichit ungejchmälert erhalten werden. Anfangs zur Zeit 
des Erlafjes der Normativbedingungen von 1848, auf welche hin jene Privat: 
banfen gegründet wurden, war außerdem die gewöhnliche übertriebene Aengjt- 
lichkeit maßgebend, durd Noten das baare Geld zu jehr aus dem Verkehr 
verdrängt und die Sicherung der Noten bei einer größeren Emijjion ges 
fährdet zu jehen. Alle dieſe Rückſichten können vollends jekt nicht mehr als 
gerechtfertigt gelten. Eine Erweiterung de3 Notenemiſſionsrechts, mindeitens 
eine weniger ſtarr mechaniſche Bejhränfnng wird man befürmorten dürfen. 

An diefer Hinficht verdienen immerhin jchon die Worjchriften der 
Mehrzahl der anderen deutjhen Banken den Vorzug. Auch bier 
wird der Marimalbetrag des Notenumlaufs auf eine abjolute Ziffer be= 
ſchränkt, dieje leßtere aber nach der Höhe des Actienfapitals, rejp. 
des eingezahlten Betrags dejjelben bejtimmt. Das Kapital wird 
dabei ferner in der Regel jo hoch angejeßt, daß für die meijten kleineren 
und mittleren Banken, auch wenn der Notenumlauf nur dem Einfachen 
des eingezahlten Kapitals gleichfommen darf, dadurch ſchon ein genügen 
ber Spielraum für die Bewegung und Ausdehnung der Notencirculation 
vorhanden bleibt und jene Marimalziffer gar nicht immer die practijche 
Bedeutung einer Begrenzung gewinnt, weil der Notenumlauf erheblich 
niedriger ift. Wenn außerdem eine weitere Erhöhung des Actienkapi— 
tals ohne Schwierigkeiten erfolgen kann, jo verliert die gezogene Schranke 
nod mehr das jtarr Mechaniſche, welches jie jonjt hat. 

Auf den einfachen Betrag des eingezahlten Kapitals ijt das 
Marimum des Notenumlaufs bei folgenden Banken feitgejettt: bei der 
Braunſchweiger (altes Stat. $ 11), Homburger Landes: #7") 6 
10), Thüringer ($ 16), Weimarer ($ 15) Bank 2°); auf den 








immer nur ben Betrag des eingezablten Kapitals erreichen darf. Die nicht eröffnete 
Hagener Bank batte bei ",, Dill. Thlr. Kapital auch nur !, Mill. Thlr. Notenrect. 
Der Leipz. Kaſſenver. darf £ Mil. Thlr. Noten ausgeben auch bei nod nicht voll ein: 
gezabltem Kapital, deal. auch die Bautzener B. bei nur 0,55 Mill, Thlr, einge. Kap. 
— ©, auch über d. Baier. B. d. Gef. v. 1. Juli 1834 Art. 8. 

426) Stat. $ 29. Das Kapital war bei der Verleihung des Notenrechts aud nur 
41 Mill. Thlr., doch ſchon in den Stat. $ 2 das Recht, es auf 2 Mill, zu erböben, 
ausgeiprochen. Davon wurde Gebrauch gemacht. Das eingezahlte Kapital war 1866 
1,899,000 Thlr. 

#27) Doch ſchon '/, Mill. fl. Noten bei Mill. fl. eingezablten Kapitals, von 
1/, Mil. fl. an gleihe Progreſſion. 

#28) Bei dieſen beiden Banken mit der ausdrüdlichen Hinzufügung, daß bei einer 
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Betrag des circulirenden Kapital: bei der Meininger (jeit 1868, 
4 Mill. Thlr. oder 1/, des SKapital3 von 8 Will. Thlr., früher t/, 
des eingezahlten Kapitals $ 14 N. 9); auf den einfaden Be: 
trag des urjprünglid emittirten eingezahlten Kapital und 
nur mit bejonderer Staatsgenehmigung auf den Betrag des jpäter 
erhöhten eingezahlten Kapitals bei der Rojtoder Bank ($ 37), weldyer 
in dieſem Kalle diefe Genehmigung, obgleich fie inzwiſchen ihr Kapital mit 
Staatserlanbnit verdoppelt hat (von 1 auf 2 Mill. Thlr.), bisher nur be— 
dingungsweije in beſchränktem Maaße zu Theil geworden ijt #29); auf mehr 
als den einfachen Betrag des eingezahlten Kapitals, nämlich) auf den Be- 
trag de emittirten Kapital bei der Dejjauer Bank ($ 5) #9); fer: 
ner auf den Betrag des eingezahlten Kapital3 und des Reſervefonds bei 
ber Bremer ($ 74), Hannoverſchen ($ 14); auf das Doppelte des 
eingezahlten Kapitals bei der Lüb. Brivatbanf ($ 25), bei der 
Darmjtädter ($ 12), bier mit Staatsgenehmigung eventuell noch auf 
mehr #1); deögleichen bei der Frankfurter ($ 27), jo lange nicht mehr 
als die urjprüngliche Emijfion von 10 Mill, fl. des Kapitals emittirt und 
eingezahlt ijt, darüber hinaus nur auf das Einfache des höheren Ka— 
pitalbetrags, doc ift mit Staatsgenehmigung noch vor der Annerion dieje 
Grenze auf das Dreifahe des noch nicht überjchrittenen Kapitals von 
10 Mill. fl. ausgedehnt und diefer Betrag vom Notenumlauf mehrfach in 
neuejter Zeit nahezu erreicht worden #2); ebenjo auf das Doppelte des 
jeweilig eingezahlten Kapital3, jo lange letzteres 40 Mill. Fr. nicht über: 
jteigt, darüber hinaus auf das Einfache der Kapitalvermehrung bei der 
Suremburger Bank ($ 12, N. 2). 

Die Bedeutung der Schranfe, welde durch die vorausgehenden Be— 
ftimmungen dem Notenumlauf der einzelnen Banken gezogen ijt, ergibt ſich 
erſt aus der Weberfiht der Höhe der eingezahlten Kapitale, der Höhe 
der urjprünglich emittirten, rejp. gleid anfänglid in den Sta— 
tuten zur Emijjion bejtimmten Kapitale, der Bedingungen, unter 
denen die Einzahlungen erhöht und namentlich das zu emittirende 


„Kapitalverminderung“ am Ende bes Geſchäftsjahrs eventuell eine entiprechende Noten: 
einziebung erfolgen müſſe. Da ein Rüdfauf eigener Actien doch wohl eine Kapitalver- 
minderung des eingezablten Kapitals ift, jo iſt dieſe Vorichrift von der Thüringer Banf 
verlegt worden. Denn dieſe batte von ihrem Kapital von 2 Mill. Thlr. '/, Mill. zu: 
rüdgefauft, gleihwohl im Febr. 1869 1,925,000 Thlr. Noten in Unauf. Auch wenn 
bier eine ſpecielle Erlaubnif der Regierung dazu vorliegen follte oder cine Statuten: 
änderung erfolgt ift, ift eim folcher Vorgang bedenflih. Wozu joll denn dann die ur: 
iprüngliche Vorſchrift dienen ? 

+29) Die Roftoder Bank bat bierüber wie es ſcheint bisher ziemlich erfolglofe 
Verhandlungen mit der mellenburg. Regierung gebabt. Eine neue Kapitalerböbung von 
1'/, auf 2 Mill. Thlr. erfolgte dur Beſchluß der Generalverjammiung v. 14. Juni 
1865 (Ztſchr. f. Kap. TII, 49). Die Noteniumme durfte aber nur von 1 auf 1’/, Mill. 
Thlr. erböbt werben, fo lange fein Staatöpapiergeld ausgegeben werbe (Grlaf v. 8. 
Juni 1866, Ziſchr. f. Kap. III, 179, 222). Dieje Bank fteht überhaupt unter zwecklos 
weitgebender Benormundung ber Regierung. 

+30) Dies folgt aus dem Wortlaute des $ 5 der uriprünglicen Statuten, wo 
nur geſagt wird, daß ber Totalbetrag der Noten „das Actienfapital“ nicht überjchreiten 
darf. Das Kapital war gleich anfänglib 2", Mill. Thlr. (8 2.) 

+31) Wenigſtens beißt es: „ohne Staatsgenehmigung nicht über... 

+32) So war er im J. 1868 am 3. Dec. jhon einmal 29,925,920 fl., der höchſte 
bieher erreichte Betrag; ſ. auch oben ©. 90 u. 114. 


u 
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Kapital überhaupt vermehrt werden darf. Ueber die erjtgenannten 
Puncte folgt unten eine tabellariſche Zuſammenſtellung, der legte ijt hier 
noch jpecieller zu beſprechen. 

Se leichter einer Bankverwaltung die Erhöhung des Kapital wird, 
aljo wenn fie allein von ihr abhängt, dejto weiter kann wenigſtens even— 
tuell jene Schranfe der Notenemiſſion hinaus gejhoben werden, auch wenn 
leßtere in ihrer Höhe in einem bejtimmten Verhältniß zum Banffapital 
jtehen muß. Dabei fragt es fich dann nur, ob das finanzielle Intereſſe 
einer weiteren Notenausgabe unter den vorgejchriebenen Bedingungen jchmwer 
genug wiegt, um das Recht zu der Vermehrung der Noten um den ‘Preis 
der Stapitalvermehrung zu erfaufen. Die Nentabilität der Bank kann natürs 
lid) leicht eine jolde Vermehrung verbieten. Um jo mehr wird man danıı 
den Banken in diejer Beziehung freie Hand lafjen dürfen, aud wenn man 
ein unüberjchreitbares VBerhältnig des Notenumlaufs zum Kapital glaubt 
feithalten zu müfjen. Manche Anconvenienzen einer jolden Beitimmung laſ— 
jen ſich durch das uneingeſchränkte echt der Bank, ihr Kapital zu erhöhen, 
bejeitigen. Der Staat hat kaum ein Intereſſe, hier dazwiſchen zu treten und 
fid auch neben allem Anderen die Genehmigung zur Kapitalvermehrung 
vorzubehalten. 

Entgegen einer verbreiteten Anjhauung und in Verfennung dev wah— 
ren Aufgabe des Stammkapitals einer Bank ift zwar an fi ein „hohes“ 
Kapital nicht nur fein unbedingter Vortheil, jondern umgekehrt nicht jelten 
ein Nachtheil, weil eine Gefahr für eine Bank. #3) Denn ein großes Ka— 
pital fann im gewöhnlichen joliden Bankgejhäft nicht immer genügend ren= 
tabel gemacht werden und verführt daher die Bankverwaltung mitunter zu 
gewagteren Gejchäften. Am Gegenjag zu England liegt bei unjeren deut: 
ſchen Banfen mit und ohne Notenausgabe das Uebel in der Mehrzahl der 
Tälle eher in zu großen als in zu Kleinen Banffapitalen, woraus fich 
dann auch die durchjchnittlich nichts weniger al3 glänzende Verzinjung die— 
fer Kapitale bei ung, vollends verglichen mit den meijten englijhen Ban- 
fen, ergibt. Die viel zu weitgehende Beihränfung des Notenumlaufs mei— 
ſtens auf das Einfache des Stammkapitals oder auf wenig mehr trug mit 
dazu bei, letzteres velativ zu Hoc für den deutſchen Maßſtab werden zu 
lajjen. Trotzdem aber wird man den Banken die freie Bejtimmung in die— 
ſem Buncte der Höhe des eigenen Kapitals und namentlich der weis 
teren Erhöhung des letteren überlaffen dürfen. Bon vornherein ijt die 
Normirung eines zu hohen Kapitals nicht leicht zu fürchten, denn daſſelbe 
in den erjten Jahren rentabel zu machen, bietet zu viel Schwierigkeiten. **) 


433) S. unten ben Abſchnitt 4 über das Kapital der Banfen u. meinen Art. 
Banfen im Handwörterb. d. Bolfswirtbicaftslchre v. Rentzſch, ©. 88, 89. 

#34) Bol. hierüber und über die Nentabilität brittiicher Banken überhaupt bie 
interejjanten Artifel des Economift in Nr. 1324, 1325, 1328, 1331 (Ian. u. Febr. 
1869), worin u. A. die erbeblidh größere Rentabilität der gewöhnlichen Joint-— 
Stod:Banten, weldye die üblichen Bankgeſchäfte treiben, verglichen mit den „Finanzcom: 
pagnien“ (creditmobilierartigen Unternehmungen) — von 110 Banken erfterer Art zahl: 
ten 15 über 20%,, 56 10—20%,, 36 5—10P/,, nur 3 unter 5%, Dividende um 1868, 
von 33 Finanzeompagnien nur 120, 8 10, 16 5—10, 1 unter 5%, 7 gar feine Divi: 
bende! — ferner die wejentlih günftigere Rentabilität ber älteren Banfen 
nacgewiefen wird. Unter den 71 Banfen mit 10%, und mehr VBerzinfung find nur 4 
weniger als 25 Jahre alt, unter den 39 anderen 19 (j. Nr. 1324 ©. 31, mit einer 
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Solche Uebertreibungen, wie fie hinfichtlich der Beftimmung der Höhe der Ka- 
pitale von deutichen Zettel: und anderen Banken unter dem Einflufje einer maß 
Iofen Ueberjpeculation, nicht zum Wenigjten aber auch unter dem Einfluß 
der politiichen und wirthſchaftlichen Selbſtüberſchätzung des Mittel- und 
Kleinftaatenthung +5) in den Jahren 1855 — 57 ftattgefunden haben, find 
nicht oft zu befürchten. Einmal bejtehende Banken werden meijtens nur zu 
einer maßvollen Kapitalvermehrung geneigt jein. Die oben angedeutete Ge— 
fahr, eine Bank durd ein zu hohes Kapital auf falſche Wege der Effecten- 
jpeculation u. ſ. w. getrieben zu jehen, läßt fich aber bei einer freien Bank— 
politif durch die Gontrole der Deffentlichkeit, bei der berrichenden Banfpo- 
litif der Staatsbevormundung durd die ohnehin bejtehenden Vorſchriften 
über die Notendedung erfolgreich bejeitigen. 

Die Bedingungen für die Erhöhung der Stammkapitale find in 
den Statuten der obigen Banken, bei denen die Höhe des Notenumlaufs 
in ein bejtimmtes Verhältnig zum Kapital gejett ift, und bei den übrigen 
Deutſchen Banken, über welche das Betreffende des Zuſammenhangs wegen 
bier gleich mit beigefügt werden joll, in folgender Weije normirt. Dabei wer: 
den bier nur die für uns bejonders wejentlichen urjprünglidhen Statuten oder 
Paragraphe berüdjichtigt. Die gelegentlich vorgelommenen Statutenerneue- 
rungen und Aenderungen haben hierin aud) wenig Anderes gebradit. 


fpäteren Berichtigung). Für denjenigen, welcher bas Weien ber Banfgefchäite verſteht, 
bat dieje Erſcheinung nichts Auffallendes. In Defterreich (1869!) und Deutjchland (1856!) 
gehört leider die Börſe und die Geſchäftswelt ſelten zu dieſen Kundigen. Auch die er— 
bigte Polemik über die badiſche Bank im J. 1864 läßt dies Verſtändniß vermiſſen. 
Bankgewinnſte wollen langſam verdient ſein, auch bei Zettel banken, das zeigt eine 
fo tüchtige Bank ſelbſt, wie bie Frankfurter. Daher iſt die anfängliche Betheiligung ber 
kleinen Kapitaliſten nicht immer räthlich. 

#35) Oder ſprichi ſich dies etwa nicht aus in der Gründung einer „Bank für 
Süddeutſchland“ in — Darmjtabt! mit zunächſt 20 Mill. fl., bie bis auf 40 
Mil. und eventuell noch mebr erhöht werben können! Eine Zettelbanf nad bem an: 
fänglih angenommenen Kapital von Dimenfionen wie eine halbe Banf von Frankreich, 
bie lange Zeit ein Kapital von 91'/, auch jegt nur von 182'/, Mil. Fr. hatte! Oder 
eine „Bank für Handel und Inbuftrie”, crebitmobilierartig, aud in — Darmſtadt, 
mit 25, fpäter eventuell 50 MIN. f.! — Eine Hannoverſche Zettelbanf mit „vorerjt 
12 Mill. Thlr.“ Kapital, natürlich wie bei der Darmftädter niemals erreicht. Eine „In: 
ternationale* Quremburger Zettelbanf mit 40 Mill. Fr. Kapital, auf 100 Mill. 
Fr. zu erhöhen, eventuell noch darüber — tbatfählih jept 5 Mill. Fr.! Gar eine 
Niederſächſiſche“ Zettelbanf mit 12 Mill. Thlr. in — Büdeburg, faſt genug, 
um das ganze Lippe: Schaumburger Land mit Thalern zu pflaftern. Auch ein anderer 
Punc in den Statuten mander Banken ift in ähnlicher Weile characteriftifh, — bie 
maßlos langen Goncejjionsperiobden. Abgeieben von der Unzweckmäßigkeit, 
gerade auf dem Standpuncte der Gonceifionspolitif, jo lange dem Staate mehr ober 
weniger die Hände zu binden umd wichtige „Privilegien“ zu vergeben, ift doch auch bier 
wieder in vielen Klein: und Mittelftaaten jede Nüdfiht auf eine frübere oder jpätere 
gemeinfame beutiche Gejeßgebung, die man durch folche lange Gonceifionsdauer erjchwert, 
außer Acht aelajien. Wenn Staaten wie Braunſchweig, Luxemburg, Meiningen, Weimar, 
Gotha, Reuß, Schaumburg-Lippe auf faſt ein Jahrhundert, Hannover, Darmſtadt auf 
ein halbes Jahrhundert Conceſſionen ſolcher Art ertheilen, wird Einem unheimlich zu 
Muthe, und wenn es in den Statuten ber Hannov. Bank $ 3 beißt: die Bank beſtehe 
nah Ablauf der erften 50 Jahre „von je 50 zu 50 Jahren ftillihweigend“ fort, falls 
nicht Auflöſung beichlofien oder von ber Regierung immer 5 Jahr vor Ablauf ber 
Gonceijion die Nichtverlängerung der lepteren angefündigt werde, jo tritt Die berühmte 
Politil „bis aus Ende aller Dinge“ auch auf dieſem Gebiete characteriftifch genug zu 
Tage. 

Bagner, Butadten. 12 
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Bei der Preußiſchen Bank behielt jich die Negierung die Erhöhung 
des Einſchußkapitals der Privatperjonen von 10 Mill. Thlr. auf das Dop: 
pelte jelbjt vor ($ 11 der Banfordnung). Ueber das Bedürfnig und die 
Urt der Vermehrung und die alsdann nothmwendig werdende andermweite Ne: 
gulirung der Gemwinnvertheilung zmwijchen dem Staat und den Bankantheilö- 
eignern wird die VBerjammlung der Meijtbetheiligten der letzteren zuvor 
„gehört“ (aljo bloß facultatives Votum? F 11, 65). Die Erhöhung des 
Bankfkapitald auf 15 Mill. Thlr. ift durch das Gejeß vom 7. Mai 1856, 
welches der Bank die unbegrenzte Notenausgabe gejtattete, diejenige auf 20 
Dil. Thlr. nad) dem Kriege, den Annerionen von 1866 und der beabjid: 
tigten Ausdehnung des Filialneges der Preußiſchen Bank auf die neuen 
Provinzen dur das Gejet vom 24. Sept. 1866 erfolgt. Auf die Frage, 
ob das jetige Kapital einjchließlich des hohen 3Oprocentigen Nejervefonds 
von 6 Mill. Thlr. und des Staatseinſchußkapitals von c. 1. Mill. Thlr. für 
die Preußifche Bank in deren heutigen Dimenfionen und der möglichen wei- 
teren Ausdehnung hoch genug fei, kommen wir unten zurüd. 

Bei mehreren Deutichen Zettelbanfen iſt in den Statuten ein beſtimm— 
te8 Kapital genannt, das gleich ganz emittirt und raſch vollitändig einge: 
zahlt wird, während eine jpätere weitere Vermehrung nit in Ausſicht ges 
nommen tft, jo beiden preufifhen Privatbanken (1 Mill. Thlr., bei 
der nicht zu Stande gekommenen Hagener 1/, Mill. Thlr.), mit Ausnahme 
der Pommerjhen Bank in Stettin, und beim Leipziger Gajjenverein. 
Dei anderen Banken wird in den Statuten von vornherein ein bejtimmtes 
Kapital nambaft gemadt, von welchem einftweilen ein Theil durch Aus: 
gabe eines bejtimmten Theils der Actien emittirt und eingezahlt wird. Co 
bei der Pommerſchen, 1 Mill. Thlr., erhöhbar und wirklich erhöht auf 
2 Mill. (8 2); bei der Baierifhen Bant, die zunächſt 10 Mill. fl. Ka: 
pital emittirte, deſſen fjpätere Erhöhung auf 20 Mill. fl. vorbehalten und 
auch vorgenommen wurde ($ 5 d. Stat.); bei der Bremer Bank, deren 
Kapital von 21, Mill. Thlr. G. nah volljtändiger Einzahlung dieſer 
Summe auf 5 Mill. Thlr. nah Beſchluß der Generalverjammlung erhöht 
werden durfte, was auch jpäter gejchehen iſt (8 3, 4); bei der Frank— 
furter Bank, deren aus 20 Mill. fl. beitehendes Grundkapital zunädjit 
durch Emiſſion der Hälfte der Actien zur Hälfte ausgegeben und einbe 
zahlt ward; auf Antrag des Verwaltungsraths fann die Generalverjamm: 
lung, nad volljtändiger Einzahlung der erjten Hälfte, die zweite Hälfte 
emittiren, was bisher nicht gejchehen ift ($ 2); bei der Darmijtädter 
Bank für Süddeutſchland, deren Kapital von 20 Mill. fl. niemals ganz 
eingezahlt, wohl aber zu über die Hälfte emittirt worden iſt — es beträgt 
durch verjchiedene Zwilchenverrehnungen gegenwärtig bei 40%, Einzahlung 
4,937,900 fl., wovon 1.65 Mill. eigener Actien zurücigefauft find —, von 
der Bankverwaltung allein durfte e8 mit Zuftimmung der Regierung 
bis auf 40 Mill. fl. erhöht werden (8 4); bei der Gothaer Bank, deren 
Kapital von 4 Mill. Thlr. beim Beginn der Geſchäfte zur Hälfte emittirt 
fein mußte und mit Staatögenehmigung auf Beſchluß der Direction und 
wer des Verwaltungsraths auf 12 Mill. Thlr. erhöht werden durfte 
$ 4), aud) von der erjten Emiffion ift nur ein Theil eingezahlt worden (1. 
Mill. Thlr.); bei der Geraer Bank, deren Kapital von 4 Mill. Thlr. zu: 
nächſt zur Hälfte emittirt wurde, der Reſt nad Beſchluß der Generalver- 
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jammlung mit Zuftimmung der Regierung ($ 5), diefe Erhöhung ift 
theilmeije erfolgt (eingezahlt 21/, Mill. Thlr., wovon 341,000 Thlr. Actien 
rejervirt im Befit der Bank); bei der Hannoverſchen Bank, deren Ka— 
pital von vorerjt 12 Mill. Thlr. anfangs nur zur Hälfte emittirt werden 
jollte, auch dieſer Betrag ift nicht ganz ausgegeben worden (Mar. 5.7? Mill. 
Thlr.) (8 4); bei der Leipziger Bank, deren Kapital von 11/, Mill. Thlr. 
$ 4) nad einem Nachtrag zum Statut v. 5., rejp. 18. Jan. 1849 mit 
Zujtimmung des Bankausſchuſſes, der Generalverjammlung und der Re— 
gierung auf 3 Mill. Thlr. jollte erhöht werden dürfen, was auch ge— 
ſchehen iſt; bei ber Luxemburger Bank, deren Kapital von 40 Mill. 
Fr. nur zu einem Viertel emittirt und eingezahlt wurde, aber durd den 
VBerwaltungsrath bis auf 100 Mill. Fr., jedesmal in Beträgen von 20 
Mill. Fr. erhöht werden darf ($ 4) (die Hälfte des eingezahlten Kapitals 
iſt durch Rückkauf von Actien wieder eingezogen); bei der Büdeburger 
Bank, von deren Kapital von 12 Mill. Thlr. anfangs nur 2 Mill. Thlr. 
emittirt und nur ein ganz Eleiner Betrag (etwas über 1/, Mill. Thlr. 
eingezahlt wurde) ($ 6); bei der Sächſiſchen Bank, deren Kapital von 
10 Dei. Thlr. zur Hälfte emittirt ijt, worauf bisher 60%, (3 Mill. Thlr.) 
eingezahlt jind. 

Eine Kapitalvermehrung über biejen in den Statuten jchon vorge: 
jehenen höheren Kapitalbetrag hinaus ijt bei der Baieriſchen, Leip— 
ziger und Hannoverſchen Bank nicht in Ausficht genommen. 

Dagegen ijt die bei den anderen eben genannten Banken der Fall. 
Eine jolhe Erhöhung über den bezifferten Marimalbetrag der Emiſſion 
hinaus wird alsdann, wie jhon die Vermehrung bis zu dem angegebenen 
Betrag in einigen der obigen Fälle, öfters an die Staatsgenehmigung 
und regelmäßig an die Zujtimmung der Generalverjammlung ges 
bunden, während die erjt genannte Erhöhung nad) dem Obigen mehrfach 
der Verwaltung, d. h. der Direction und dem VBermwaltungsrath allein 
freigeitellt ijt. Ebenſo ijt bei einer Reihe anderer Zettelbanten in den 
Statuten ein bejtimmter Betrag ald das „Kapital der Gejellichaft” be— 
zeichnet, dejien Erhöhung im Allgemeinen aber vorgejehen, nämlich bei 
der Braunſchweiger (jtatutenmäßiges Kapital 3 Mill., jetzt 31/, Mill. 
Thlr.), Dejjauer (2!/,, jest 1 Mill. Thlr.), Homburger (1 Mil. fl.), 
beiden Lübecker (Privatbanf von 1857 an ?/,, Commerzbank +, Mill. 
Thlr.), Meininger (8 Mill. Thlr., zur Hälfte in Umlauf), Rojtoder (1, 
jest 2 Mill. Thlr.), Weimarer (d Mill. Thlr.), Thüringer 3 Mill, 
Thlr., 2 Mill. Thlr. eingezahlt). 

Die Zujtimmung aller Organe der Gejellihaft, insbejondere aud) 
der Seneralverjammlung und diejenige der Regierung zu einer 
Erhöhung des Kapital3 über den höchiten in den Statuten genannten Zif— 
ferbetrag hinaus iſt ausdrüdlich vorgejchrieben, damit dann aber eventuell 
auch die Erlaubnif zur Erhöhung des Kapitals in Ausficht geitellt — 
aljo im Unterſchied von den preußiichen Privatbanken — bei der Bremer, 
sranffurter, Darmftädter, Gothaer, Geraer, Büdeburger, 
ferner bei der Braunjhmweiger, Dejjauer, Xübeder Commerz— 
bank, Roftoder, Thüringer und auch wohl bei der Weimarer Banf, 
bei welcher über die Staatszuftimmung zwar nichts ausdrücklich gejagt ift, 
aber legtere wohl daraus folgt, daß die Erhöhung des ——— über 5 
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MI. Thlr. eine Statutenänderung ift, welche al3 ſolche der Staatögenehmi- 
gung unterliegt ($_3, 61). 

Nur ein Beihluß der Generalverfammlung, nicht die ZJujtimmung 
der Negierung wird für die weitere Kapitalvermehrung gefordert bei der 
turemburger, Meininger, Homburger Bant. 

An den Statuten — ——— Badiſchen Bank von 1864 war 
ein Kapital von 10%/, f. vorgejehen, von dem vorerjt die Hälfte 
durch Emijjion der Hälfte * Actien ausgegeben werden ſollte. Ueber die 
Ausgabe der zweiten Hälfte hatte die Generalverſammlung auf Antrag des 
Aufſichtsraths zu bejchließgen (Art. 4). Eine weitere Erhöhung des Kapitals 
war in den Statuten nicht in Ausficht genommen. Sie hätte daher eine 
Statutenänderung involvirt und als jolche der Negierungsgenehmigung be 
durft (Art. 46). Dieje Bejtimmung wäre nad) dem Obigen zu amendiren. 
Da in dem Statutenentwurf und dem begleitenden Gejete eine Begrenzung 
der Notenmenge durd die Feſtſetzung eines unüberjchreitbaren Verhältniſſes 
des Notenumlaufs zum Stammkapital nicht vorgejchrieben war, jo fiel 
wenigjtens der Mißſtand fort, daß die Negierung in diefem Puncte nod) 
bejonders intervenirte, oder leiht veranlaßt werden fonnte, dies jpäter zu 
thun. Die Kommijjion des Abgeordnetenhaufes hatte dagegen beantragt, die 
Gejammtjumme dev ausgegebenen Noten auf das Dreifadhe des jemeilig 
eingezahlten Actienfapitalg als Marimum zu bejchränten und der vierte 
Badiſche Handelstag in jeinem von übermäßiger Reglementirungsjucht 
ftroßenden Statutenentwurf dieſen Punct ebenfalls aufgenommen. 436) Dann 
hätte als Gorrelat um jo mehr ein Amendement in die Statuten gehört, 
wonad) die Banf eine beliebige weitere Erhöhung des Kapital3 auch über 
ei Mil. fl. hinaus ohne die bejondere Erlaubnif der Regierung vornehmen 
durfte. — 

Soweit die Notenausgabe nun an ein bejtimmtes Verhältniß 
zum Kapital gebunden it, find die im Borausgehenden dargelegten Beſtimmun— 
gen mahgebend für die Weite und Enge, Starrheit und Ausdehnbarfeit der 
gezogenen Schranken. Eben deswegen müſſen fie jo jpeciell betrachtet wer: 
den. Wo die Staatdgenehmigung zur weiteren Emijjion des anfäng- 
lich bejtimmten, aber nur theilweije ausgegebenen und zur Erhöhung bes 
Kapital3 über den bezifferten Marimalemijjionsbetrag hinaus erforderlich 
ift, da liegt die bezügliche Feſtſetzung des Notenumlaufs aljo wieder in den 
Händen der Regierung. Das iſt nicht unbedenklih. Denn lettere gibt dann 
dur die Ertheilung der Erlaubnig der Banf im Grunde nod) ein bejon- 
deres Zeugnik für die bisherige gedeihlihe Entwicklung und übernimmt in 
Folge dejjen dem Publikum gegenüber eine Art Bürgihaft für die Bank 
in Zufunft. Wir würden aud auf dem Standpuncte der materiellen Bank— 
gejeßgebung lieber die Regierung von dieſer Dazwijchenkunft fernhalten und 
die Erhöhung des Kapitals, wie gejagt, der Bank allein anbeim geben. Nur 
jollten alle Organe, inöbejondere aud die Generalverfjammlung, 
hierbei zujtimmen müſſen. Bei einigen Banken at in diefem Puncte Die 
Machtbefugniß der Bankverwaltung im engeren Sinne zu groß. Die jpä- 
tere Aufhebung einer jtatutenmäßigen Schranke des Notenumlaufs mit 
Genehmigung der Regierung, 3. DB. die bei der Frankfurter Bank 


#36) Comm. Ber. Geſetzentw. $ 4, ©. 38, Berh. d. Handelstage Stat. Entwurf $ 22. 
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erfolgte, dak der Notenumlauf das Dreifadhe ftatt des Zweifachen des ein: 
gezahlten Kapitals von 10 Mill. fl. betragen dürfe und die im Frühjahr 
1869 in Anregung gefommene Bejeitigung der Beihränfung des Noten: 
umlaufS der Braunschweiger Bank auf den Betrag des Kapitals von 
31/, Mill. Thlv., hat ebenjo das Mifliche, die Negierung unmittelbar in die 
Regelung jolder Gejchäftsverhältnifje hineinzuziehen. #7) 

Die practijche Bedeutung der verjchiedenen Beitimmungen über die 
Höhe des Notenumlaufs ergibt ſich erit aus der Vergleihung der vom 
Staate gewährten „Notenrechte“ und der vom Verkehr erlaubten wirk— 
lihen Notenemijjionen. Hierüber liefert die folgende Tabelle I. die erforder: 
lihen Aufſchlüſſe, in welcher aud die Deutjchen Zettelbanten mit „unbe: 
une, — aufgenommen worden find. +39) (Siehe die Tabelle 
auf ©. 

Die in diefer Tabelle vorgenommene Gruppirung der Banken läßt 
mit einem Blic erkennen, wie wenig an und für ji der Umfang des ge: 
währten Notenrehtes, wie viel dagegen die aus der Stellung einer Bank 


937), Auch für die Meininger Banf ift erſt durch Beſchluß der Generalver: 
ſammlung v. Apr. 1868 und Etaatszuftimmung das „Notenrecht“, bas auf die Höbe 
des dritten Theils des eingezablten Actienfapitals gewährt war, auf ben Betrag bes 
jeweilig in Girculation befindlichen Actienfapitals erböbt worden, 

+32) Die Daten find tbeils den Statuten, theils Röppel’s Bantitatiftif und den 
Ausweilen und Zujammenftellungen im Actionär, Nation. Ztg., Brem. Han: 
delsbl., Ztihr. 1. Kap. entnommen. — Zur Erläuterung im Allgemeinen: 
Die Banken find nah dem formellenliimfang ihres Notenrechts zufammen: 
gentellt. Die Angaben über das Kapital gelten für Ende 1868, Die zweite Golonne 
entbält die Starutenbeftimmung, foweit mir die Materialien zu Gebot ftanden 
die jeßt geltende, aljo bei einigen Banfen eine gegen früber veränderte. Zwiſchen 
Ende 1865 und 1868 find in den Verbältnifien der Bankfapitale und der nach letteren 
beftimmten Notenrechte wenige Veränderungen erfolgt. Ueber die Feſtſetzung des Noten: 
rechts der einzelnen Banken nad einem bejtimmten Verhältniß zum (meiftens einge: 
zabiten) Bankkapital j. oben ©. 174. Für den wirfliden Notenumlauf iſt der Jah— 
resichluß Eude 1865 zum Vergleih gewäblt, weil die Notenausgabe damals im Allge: 
meinen den Höbepunct vor dem Kriege erreichte (ſ. u. Tab. III). Yegterer bat im Notenum: 
lauf der einzelnen Banfen manche nahbaltige Nenderungen bewirkt, nur vorübergebend ihn 
in Ganzen eingeichränft, fo Ende 1866. Die Zahlen beziehen ſich bei allen, aud ben 
Gulden: und Mark:Banfen, auf Thaler und zwar Millionen Thlr. und 2 Decimalen. — 
Zur Erläuterung ber Daten der einzelnen Banfen: bei ber Preußiſchen 
Bank ift das Staatseinfchunfapital beim Kapital mit inbegriffen. Bei mehreren Banfen 
it in Eol. 4, 5 und 8 cine doppelte Zahl angegeben: die Fleinere bezieht fich auf 
ben Betrag des ceingezablten Kapitals des ſich danach ergebenden Notenrechts nad 
Abzug der im Beſitz der Banken befindlichen zurückgekauſten eigenen Actien. Demnach 
it dann auch die Differenz in Gol. 8 eine doppelte. Die Doppeljablen in der Schlu $= 
jumme aller Banfen erklären fich ebenfalls bieraus. Ber der Büdeburger, Lüb. 
PFrivatbanf und Baukener ®. fehlten mir die Daten für 1868, es find bie ver: 
mutblich ziemlich gleichen des X: 1865 bier wiederholt. Die Goldtbaler der Bremer 
Banf find zu 110 in Grt. umgerechnet, was Ende 1868 etwas zu wenig ift. Einige 
Banfen, wie die Luremburger, Defjauer, Meininger, Bautzener treinen 
die eigenen Noten in der Caſſe nicht vom Umlauf, wesbalb ihre Zahlen für legteren 
ein wenig zu bob find. Achnlihes fommt mitunter bei preuß. Privatbanfen vor. — 
Die Summenzablin Gol. 5 und 8 beziebt fich natürlich nur auf die Banfen II—V 
mit begrenzter Notenausgabe. — Die Sächſiſche, Görlitzer Banf und der Leip— 
siger Gafjenverein waren 1865 noch nicht eröffnet. Für leßteren lag mir nur ein 
Jahresbericht von Ende 1867 vor. Die Chemnitzer Stadtbank mit c. 0.3 Mill Thir. 
„Greditfcheinen“ a 1 Thlr. fehlt auch bier. Die Zahl der Zettelbanken ftiege durch ſie auf 
3, der Notenumlauf auf 226. Mill, Thlr., j. u. die Erläut, zu Tab. IL, 


Tab. I. Rotenrecht und Notenumlauf der deutſchen Zettelbanten. 
1, 2. 3. 4, h, 6. rg 8. 9. 















toten? 


Banflapital Ende 1858, Wirkliche 


































re Notenaudgabe a En 
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„ 21, Roftoder J 2.00 2.00 2,021 1,25 0,9e, 1.23 0 HH 0% 
„ 22. Bautzener „ 102) 0.55|(7) 0.55 0,55] 1,00 1.00 (271,90 O 92 
„23. Leipz. Kallenv. „ [00 1.00,(3,0,s0| 1,00 - c. 1.9 OO j+ 1m 
V. 24, Berliner „ 1.00) 1,00) 1,00 2,00 0 Oo.m02æ22 rg. 
„ 25. Breslauer e u = : 2 1.00) 0,95 0,85 I_ 08 
„ 26. Danziger J » z 09 0% 0,0 I 0,0 
„ 27. Köniasberger „ „ı‘€ en " R 1.001 066 0.12 I 0 
„28. Bofener — — 0.77 0.26 0.0 |— 0. 
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„ 30. Görliger . 1.0 0290 4,0 — | 40 0 46 
„ 31. Magdeburger „ : ERRER: = . 0,71 0,9 0,03 I+ 0,36 
„32. Eölner : a ‚ u R DT 0,90 Oro | 0,07 
I. 6 Banfen mit unbear. 32.01 225924 — 
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emiffion 14.98; 14, 68 14,3%] 10.11 6,56 989 | 022 | 1. 3,33 
V. 9 Banfen beat. (preu: 
Eile Privatb.) 10.7) 10.00 10,907 9,00 7.3 830 0,70 I. 4er 
Pr or 07 43 r 
32 Banken 188.61) 104.70 ) huge 63 1191.85 226. * Pole 


— 183 — 


und ihres Platzes hervorgehende Notenmacht bedeutet. Das Ungefährliche 
der Rechte zu unbegrenzter oder zu ſehr großer Notenemiſſion für Banken 
wie die Bückeburger, aber auch die Geraer, Gothaer, Darmſtädter, Luxem— 
burger läßt ſich nicht deutlicher zeigen, als es hier geſchieht, wenn dies auch 
für den unbefangenen Sachkundigen gar nicht erſt nöthig wäre. Banken 
wie die Frankfurter und Baieriſche erreichen anderſeits bald die ihnen ge— 
zogene Schranke und das Verkehrsbedürfniß ſelbſt führt dann zur Weg— 
räumung oder doch zur Erweiterung derſelben, wie es bei beiden Banken in 
den letzten Jahren geſchehen iſt. Warum gewährt man dann nicht lieber gleich 
die ‚sreiheit von vornherein? Das Ergebniß einer aufmerffamen Prüfung 
der Tabelle ijt der Bankfreiheit günitig. Die Fleinen und mittleren Banfen, 
welchen ein richtiger natürlicher Wirkungskreis fehlt, namentlich aljo bie 
Meehrzahl der Banken der Gruppen IL und III, geben meijteng nicht uns 
beträdhtlih weniger Banknoten aus, als fie „dürfen“. Um jo unbejorgter 
wird man einer liberaleren Banfpolitif das Wort reden können, mindeſtens 
den Banken die reiheit zu gewähren, bei der Normirung des Notenumlaufg 
nad) dem Bankfapital letzteres beliebig zu erhöhen. Die Entwidlung des 
Kotenumlaufs von 1865 bis 1868 zeigt, daß die Banken mit großem na— 
türlichem Berfehrsgebiet ihre Notenausgabe am Meiften erweitern konnten, 
mindeſtens nichts verloren haben, — der Rückgang bei der Leipziger Bank 
iſt ſpecifiſchen Urſachen, bejonderd wohl der Eoncurrenz der neuen Säch— 
jiichen Bank, (j. oben S. 30), zuaufchreiben. Die Banken in Thüringen 
ſcheinen durch die Krifis von 1866 dauernd zurüdgedrängt zu fein, nur die 
Meininger hat von der Erweiterung ihres Notenrehts bisher Vortheil gezogen. 


e, Fortſetzung. Vorfhläge für bie Beftimmung eines Marimums bes 
Notenumlaufs, 

Unferes Erachtens bildet die Feſtſetzung einer bejtimmten Noten: 
deckung eine hinlänglid wirkſame und aud vom Standpunct der jachlich 
regulirenden Bankpolitif völlig ausreihende Schranke für die Notenausgabe 
deutjcher Zettelbanken. Will man gleihwohl noch eine andere gejetliche 
Schranke errichten, jo jcheint jich folgendes Vorgehen am Meijten zu empfehlen. 

Eine durd eine abjolute Ziffer erfolgende Fixirung des Notenum— 
(aufs oder aucd des metalliich ungededten Theil des Notenumlaufs (ji. 
unten 4) des ganzen Landes oder vielmehr der ganzen Vollswirthichaft, 3. 
B. des Deutſchen Zollvereins oder des Norddeutichen Bundes oder vollends 
eines einzelnen Staats, der ja bei uns, jelbjt Preußen nicht ausgenommen, 
fein natürlich abgeſchloſſenes volkswirthſchaftliches Gebiet darftellt, unter: 
bleibt. Denn jede joldhe Ziffer würde nur ganz willfürlich beftimmt wer: 
den und jtörte jhädlid und zwecklos die Entwiclung der Creditwirthſchaft. 
Es entfällt daher auch jede Ableitung eines abjolut bezifferten Notenbetrags 
für einen einzelnen Gebietötheil oder für eine einzelne Bank aus der Ziffer 
des Gejammtumlaufs. Ebenſo unterbleibt die jelbjtitändige Firirung des 
Notenumlaufs der einzelnen Banken auf eine beliebig gewählte abjolute Ziffer. 

Sollte dennod in den complicirten Verhältniſſen Deutſchlands eine 
derartige abjolute Feſtſetzung des Banknotenbetrags im Ganzen, in den ein= 
zelnen Gebietstheilen und für die einzelnen Banken für nöthig befunden wer— 
den, jo iſt jedenfall3 die Beitimmung einer abjoluten Ziffer für den metal» 
liſch ungedeckten Theil des Notenumlaufs (und gewiſſer Depofiten) ders 
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jenigen einer abjoluten Ziffer des ganzen Notenumlaufs vorzuziehen (j. un— 
ten 3). Wejentlich bejjer und ebenjo wirkſam als Schranke für den Noten 
umlauf, ohne gleichzeitig jo jtörende Folgen für die ganze Creditwirthſchaft 
und den Betrieb der einzelnen Banken, ijt dagegen folgende Einrichtung. 

Der Marimalnotenumlauf wird überhaupt nicht für das ganze Land 
und für alle Banken zuſammen gejeßlich fejtgejtellt, jondern für jede ein— 
zelne Bank in einem allgemeinen Bankgejeg und zwar durd Anordnung 
einer unüberjhreitbaren Verhältnißzahl — bier abgejehen von 
der Frage eines etwaigen umfajienderen Notenprivilegs für eine Gentralbanf. 
Jene Verhältnißzahl wird nit in einer abjoluten Ziffer auf den Kopf 
der Bevölkerung desjenigen Gebiets, welches man als das Umlaufsfeld der 
Noten einer Bank betrachtet, jondern in der Weije bejtimmt, daß die bei- 
den Principien, den Notenumlauf nah der Höhe des Bank— 
fapital8 oder nah der Dedung der Noten zu reguliren, com: 
binirt werden. Dies gejchieht durch die gejeßliche Bejtimmung, daß der 
Notenumlauf bei gleihem Berhältnig zum Banffapital wie: 
der um jo höher jein darf, je ftrengere Kegeln die Banf für 
die Notendedung befolgt und umgefehrt, daß eine Bank mehr 
Noten aud bei weniger ftrenger Dedung, 3.2. bei einer Hleineren 
Quote des Baarfonds, ausgeben darf, je höher das Banffapital 
zum Notenumlauf ſteht. 

Eine ſolche Combination trägt der Compenjation Rechnung, melde 
jih unter übrigens gleichen Umjtänden im Betriebe zweier entiprechend 
verjhieden organifirten Zettelbanten von jelbjt vollzieht. Eine Bank mit 
einem Stammkapital und hohem Notenumlauf muß eine relativ ſtär— 
fere Baardefung halten und die Ausleihungen auf nod Fürzere Fri— 
ſten erjtreden und die betreffenden Forderungstitel, 3. B. die Wechjel, 
noch jorgfältiger auswählen, al3 eine andere Bank mit gleid hohem 
Notenumlauf und relativ größerem Stammkapital. Denn bei der erjten 
Bank kann die „regelmäßige Rückſtrömung“ der Noten durch Abzahlung 
der Bankeredite nur verhältnigmäßig ſchwächer fein. Ebendeshalb muß die 
Disponibilität der Activa und der höhere Baarfonds ein um jo wirkſame— 
res Sicherheitöventil bieten, um durd die „unregelmäßige Nüdjtrömung” 
mitteljt Präjentation der Noten bei der Bank eventuell Noten aus dem 
Umlauf zu ziehen. Bei der zweiten Bank dagegen ijt die regelmäßige Nüd: 
ſtrömung jtärker, wenn nur das Banffapital ſachgemäß ebenjo wie ber me: 
talliich ungededte Theil der Notenkapitalien in kurzfälligen Sicherheiten 
(Wedel, Lombards) angelegt it. Die Gefahr der unregelmäßigen Rüditrö- 
nung der Noten vermindert fih dann in gleihem Make, weshalb wieder 
der Baarfond3 Heiner fein kann und die Ausleihungen nicht jo disponibel 
zu jein brauchen. 

Das allgemeine Bankgeſetz hat demnach folgende Anordnung zu tref: 
fen. Der Notenumlauf umd gewijje Depojitenpoften, namentlich 
die auf willfürlichen Widerruf oder nah ganz kurzen Terminen fälligen, 
welche weſentlich die gleihe Behandlung wie die Banknoten verlangen, 
dürfen zufammen ein bejtimmtes Verhältniß zum Bankka— 
pital, 3. B. das Zweifache, nur dann und nur in einem gejeglid 
zu bejtimmenden Verhältniß überſchreiten, wenn die geſetz— 
lie oder von der Bank freigemwählte Noten: und Depojiten: 


— 15 — 


defung eine gewijje Bejhaffenheit hat, 3. B. die Quote des 
Baarfonds von den gejammten Noten: und Depojitenpajjiven oder wes 
nigjtens von dem dag Zweifache des Stammkapitals überjteigenden Betrage 
aladann eine Höhere — in einem zu bejtimmenden VBerhältnig — iſt, 
wenn ferner zugleich die Bank in diejem Falle die übrigen Noten u. j. w. 
nur mit Wechjeln und ganz ficheren Lombards (auf Edelmetall, niedrige 
Vorſchüſſe auf Werthpapiere) det und die Marimalverfallzeiten der Wech— 
jel und Yombards fomwie die Borjehußprocente bei letzteren entſprechend Fürzt. 
Die Erhöhung des Banffapitals fteht dabei jeder Bank jederzeit zu, ohne 
daß es dazu irgend einer jtaatlihen Genehmigung bedarf. 

Natürlich find die einzelnen Beitimmungen aud hier wieder mehr 
oder weniger willfürlih, das ijt einmal ein unvermeidlicher Mangel aller 
jahlich regulirenden Bankpolitit. Aber fie fliegen aus richtigen Principien 
und das mechaniſch Störende aller ſolcher Vorſchriften wird durch die hier 
vorgejhlagene Combination möglichſt gemildert, — nicht ganz bejeitigt. Für 
das Verhaͤltniß des Notenumlaufs und der Furzfälligen Depofiten zum Ka— 
pital und ebenjo für das” Dedungsverhältnig laſſen fich wiederum einige 
richtige Gejihtspuncte aufjtellen, an melde man ich bei einer jolchen ge: 
jegliden Regelung halten kann. Darüber handeln einige jpätere Abjchnitte 
diejer Schrift, auf die hier vorläufig verwiejen werden muß (f. unten W. 2 
über die Notendekung und N. 4 über das Bankkapital). Alsdann kann 
auch erjt ein beſtimmtes Zahlenverhältnig für die obige bloß im Princip 
bingejtellte Norm angegeben und begründet werden, weshalb dieje Frage 
bier noch nicht ihre Erledigung finden joll. Nur zur Verdeutlihung bei= 
jpielömeije diene die unten folgende Erläuterung unferes Vorſchlags durch 
Zahlen. Wir gehen dabei von einem Normalverhältnig des Stammfapi- 
tals zu den Noten und den genannten Depojiten wie 1:2 und von einer 
Normaldedung von 1/; Baar und 2/, Wechjeln und Lombards aus, be= 
merfen jedoch, daß dieje Sätze hier nur gewählt werden, weil fie in unjerer 
Gejetsgebung manchfache Aufnahme gefunden haben. Unjeres Erachtens, wie 
unten entwicdelt werden wird, jtellt namentlich das erjte Verhältniß für 
eine gebeihliche Entwiclung des Zettel» und Depofitenbanfwejens eine zu 
enge Schranke dar. Aud von der Frage jei hier noch abgejehen, ob das 
bejagte Verhältniß zwijchen dem eingezahlten Kapital und den Noten u. ſ. w. 
bejtehen joll oder unter gewiſſen Umſtänden die volle Einzahlung des Ka— 
pitals nicht gefordert zu werden braucht; ferner ob neben Wechſeln und 
Lombards nod andere Dedungsmittel zuläffig fein jollen. Wir nehmen 
bier vorläufig in beiden Fällen die erjte Alternative an. 

Der leitende Gedanke in dem obigen Vorjchlage ift, daß gemilje mu: 
merifche Verhältnifie zwijchen Stammkapital und Noten einer: und gemifje 
Dedungsverhältnijje der Noten andererjeitS als Aequivalente gelten 
müfjen. Die ziffermäßige Beltimmung dieſes Aequivalentwerths ijt num 
freilich wieder unvermeidlid willfürlid. Doch ift auch dafür Folgendes zu 
beachten. Für eine Bank kommt es auch für ihre täglichen oder für die in— 
nerhalb eines kurzen Zeitraums etwa ablaufenden eigenen DBerbindlichkeiten 
(Auszahlungen von Noten, Rüdzahlungen von Depofiten) nicht jomwohl auf 
den Baarvorrath als auf den Betrag disponibler Mittel an. Letzte— 
rer bildet fih aus dem Baarvorrath und der Summe in gemwifjer Zeit, 
3 B. täglih, wöchentlich im Durchſchnitt ablaufender Gredite (Wedjiel, 
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Lombards). Ein bejtimmter, etwa vom Gejeße vorgejchriebener Betrag bis: 
ponibler Mittel kann aljo einen um jo Eleineren Baarvorrath enthalten, ie 
größer jene ablaufenden von der Banf gewährten Gredite, daher je größer 
das in gleicher Weife angelegte Stammkapital und je fürzer die Verfallzeit 
der Wechſel u. j. w., je jolider und jicherer die leßteren find, jo daß das 
Unbezahltbleiben beim Berfall unwahrſcheinlicher wird. Hieraus folgt, daß 
die geſetzliche Vorſchrift einer gleichen Quote disponibler Mittel, z. B. in— 
nerhalb des Zeitabſchnitts einer Woche oder 10 Tage, da man paſſender 
einen ſolchen kleinen Zeitraum als den einzelnen Tag als Zeiteinheit der 
Rechnung zu Grunde legen wird, bei Banken mit relativ ungleichen Stamm— 
kapitalen von ſelbſt zur Bereithaltung eines verhältnigmähig größeren Baar: 
vorraths oder zur Discontirung von Wechſeln mit durchichnittlich kürzerer 
Berfallzeit, vermuthlich zu Beiden zugleich führen muß. Es bedarf aljo 
Itreng genommen zur practiihen Durchführung unferes Vorſchlags nur der 
Anordnung einer ſolchen gejeglihen Minimalquote der disponiblen 
Mittel, nicht des Baarfonds, um die oben erwähnte Compenjationsten- 
denz wirkſam zu machen. 

Will man weiter geben, jo find aus dem Entwidelten die Conſequen— 
zen zu ziehen, daher bei Banken mit relativ kleinerem Kapital größere 
Minimalquoten disponibler Mittel und von leßteren größere Quoten 
Baar und Fürzere Verfallzeiten dev Ausleihungen gejeglich zu bejtimmen. 
Der Betrag der Erhöhung diefer Quoten, die alddann in umgelehrter 
Progreijion zum Stammkapital zu wachſen hätten, kann nur wieder nad) 
- Gutdünfen normirt werden. Freien Spielraum könnte man den Banken 
auch bier noch in der Wahl zwiſchen etwas höheren Baarfonds und kürze— 
ven Wechjelverfallzeiten und dem Umgekehrten laſſen (j. Anm. 9 

Zahlenbeiſpiele zur Erläuterung des Compenſationsſpiels ſind dann 
die folgenden, in welchen bei relativ geringerem Kapital relativ jtren= 
gere Anforderungen an die Dedung gejtellt werden. 

* Ay er Fall. Normalverhältniß. 

3,000,000  eingezahltes Kapital ie, md j 

6,000,000 Noten je Depofiten Verhältnig wie 1: 2. 
9,000,000 Paſſiva. 


#39) Ein Beispiel: gefetliche Quote dev disponiblen Mittel für 10tägige Zeitein: 
heiten !/z der Noten und Depofiten, Verhältniß = ‚Stammtapitale zu dieſen Paſſiven 
bei einer Bank wie 1 : 2, bei einer anderen wie 1 : 3, bei jener 2 Mill. auf 6 Mill, 
bei dieſer 3 Mill. auf 6 Mill., alfo disponible ER 2 Mil. Bei gleicher Verfallzeit 
der Wechiel in 50 Tagen und bei tbarfählicher Bereithaltung eines Baarfonde 
von "/,; bat dann bie erjte Bank' einen Betrag disponibler Mittel von 3.2 Mil. oder 
ven 53. 30/, der furzfälligen Berbindlicyleiten gegen Fremde, die andere dagegen von 
3.’ Mill. oder von 56.7%,, nur in Folge ibres höheren Stammfapitals. Denmgemäß 
fann ihr ein Fleinerer Baarvorratb geſtattet werden. Die erſtere, mit kleinerem 
Kapital arbeitende Bank vermag ſich aber wie durd den größeren Baarbetrag unter 
ihren Disponiblen Mitteln, je auch duch kür zere Wehielverjallzeiten der ande: 
ren wieder gleich zu ftellen, Wenn fie z. B. nur durchſchnittlich 40tägiges Papier die: 
contirt, fo iſt fie trotz des kleineren Kapitals in der Disponibilität ihrer Mittel 
der anderen Vant bereits wieder überlegen, fie verfügt über 3.5 Mill. oder 58,3 0),. 
Man kann alſo in diefen Puncten manche Freiheiten gewäbren und doch biefelben Re- 
fultate erzielen. Bei ber meift ganz einfeitigen Berüdfichtigung nur bes Berbältnijies 
zwijchen Stammtfapital und Noten oder nur der Notendefung wird das überſehen. 
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2,000,000 Baar (1/, Minimum der fremden Paſſiva, factiſch 
meijt mehr), 

5,250,000 Wedel (?/, der Augleihungen, mindeftens 3 Unterjchriften, 
90 Tage Berfallzeit im Marimum), 

1,750,000 Lombard3 (!/, der Ausleihungen, bis 75%, Vorſchuß vom 
Werth, YO Tage Ausitehen). 

9,000,000  Xetiva. 

Zweiter Fall. Geringeres Verhältniß des Kapitals, jtrengere 
oo L 

‚000,000  eingezahltes Kapita Nerkältnii mie A « 

6,000,000 Noten und Depojiten | Verhältnig wie 1: 3. 

8,000,000 Paſſiva. 

Die Deckung bis zum Normalverhältnif de3 Kapitals (1:2) etwa 
wie im evjten alle, darüber hinaus jtrenger. 

2,334,000 Baar (1/; für 4 Mill., 1/, für die weiteren 2 Mill. der 
fremden Bajjiva). 

4,334,000 Wechſel (für des Betrags der Normaljumme von 
42/, Mill. wie im erften Fall; für °/, des Betragö der me: 
talliſch ungedeckten Mehremijfion von Noten u. j. w. von 
1 Mill; für diefe Wechjel mindeftens 4 Unterjchriften und 
nur 75 Tage Marimalverfallzeit). 

1,332,000 Xombards (für 1/, von 42/, Mill. wie oben, für 1/, von 
der legten Million, mit 75 Tagen Verfallzeit und nur big 
60%, Vorſchuß vom Werth). 

8,000,000 Activa. 

Dritter Fall. Höheres Verhältniß des Kapitald und mildere 
—— — 

4,000, eingezahltes Kapita — er 

6,000,000 Noten und Depofiten | Verhältniß wie 1: 17 

10,000,000 Paſſiva. | 

1,500,000 Baar (?/, der fremden Pajjivn). 

5,667,000 Wechſel (2/5 der Ausleihungen, mindeftens 2 Unterfchriften, 
100 Tage Verfallzeit). 

2,833,000 Lombards (1/; der Ausleihungen, 85%, Vorſchüſſe, 100 Tage 
Ausjtehen). 

10,000,000  Xetiva. 

Abgejehen von den qualitativen Verſchiedenheiten der Ausleihun— 
gen (nad) Berfallzeit, Zahl der Unterjchriften, Vorſchußhöhe) drückt ſich 
quantitativ das vorgeſchlagene Compenſationsprincip in den Procent? 
ätzen, welche die einzelnen Activa oder Deckungsmittel von den fremden 
Fajfiven, den Noten und Depofiten, betragen, am deutlichſten aus. 


Eriter Zweiter Dritter Fall. 
Baar 339 387 250 
Wechſel 876 722 945 
Lombards 292 222 472 
Summe Procente 150° 1338 1667 ° 


Berechnet man in biejen Beijpielen, welche zwar beliebig gewählt find, 
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aber annähernd einer ſtreng rationellen, alſo für geſetzliche Beſtimmungen 
muſtergiltigen Geſchäftsführung entſprechen würden, die Quote der dis— 
poniblen Mittel für 10tägige Zeiteinheiten, unter der Annahme, 
daß die geſtatteten Maximalverfallzeiten inne gehalten worden, ſo erhält 
man im erſten Falle 46°, im zweiten 498, im dritten 392%, der Noten 
und Paſſiva. Hieraus würde ſich ergeben, daß namentlih in dem leßten 
Fall troß des relativ hohen Stammkapitals durd Anordnung eines höheren 
Baarfonds und Fürzerer Berfallzeiten der Ausftände die Quote der dispo— 
niblen Mittel noch erhöht werden mühte, wenn man auf die Gleichheit diejer 
Quote bejonderes Gewicht legt. Jedenfalls ergibt ſich wohl Klar, wie ein 
jeitig die Geſetzgebung verfährt, wenn jie nur das Verhältnig des Stamm— 
fapital3 zu den Noten vegulirt, ohne dabei die mehr oder minder jtrenge 
Deckung mit in Betradht zu ziehen. 

Die obigen Vorjchläge könnten unferer Anficht nach in einer allge: 
meinen Deutſchen Banfgejeggebung wie in derjenigen eines Par: 
ticularjtaats3 Aufnahme finden und würden dann vom jeßigen Concej- 
Jjionswejen pafjend in eine freiere Bankpolitif hinüberführen. Aber aud in 
den Statuten einer einzelnen, wie biäher bejonders zu conceſſio— 
nirenden Bank würde die Feſtſetzung des Maximums des Notenumlaufs 
auf die vorgejchlagene Weiſe erfolgen können und ficherlih viel zweckmäßi— 
ger jein, als die bisher übliche Art der Firirung. 

Der auch in Deutichland, zumal bei der errungenen Stellung der 
Preußiſchen Banf, wichtigen und jchwierigen Frage der wenigitens theilweijen 
Gentralijirung der Banknotenausgabe wird durch die Annahme obiger 
Borihläge nicht nothmwendig präjudicirt. Auch die Vertreter des Central— 
zettelbanfwejeng werden mit den gegebenenen Berhältnijjen rechnen und des— 
halb Compromiſſe jchließen müflen, durch welche wenigitens die Mehrzahl 
der vorhandenen Zettelbanken erhalten bleiben und der Entitehung neuer unter 
gemwijjen allgemeinen Bedingungen ein Spielraum gegeben wird. Eine völ— 
lige Gentralifirung des Zettelgejchäfts empfiehlt ſich in unjeren deutjchen 
Berhältnifien gewiß nicht. Die theilweije kann aber erwünjchten Falles 
bejtchen bleiben, indem man die Preufiiche Bank ala joldhe oder als Nord: 
deutſche Gentralbant und eine und die andere der übrigen Banken in 
Gentralplägen, wie die Frankfurter, Sächſiſche, Bairifche von einigen der be— 
Ihränfenden Bejtimmungen befreit, 3. B. diejen Banken bei gleichem Kapital 
und gleicher Notendefung eine größere Notenausgabe gejtattet als den ans 
deren. Yeßteren würde dadurch die Concurrenz nicht unmöglich gemacht, wie 
ih Ihon aus der Thatſache des Nebeinanderbejtehens der bisherigen, unter 
manchfach verjchiedenen Statuten arbeitenden Banken ergibt. Für die ge— 
währten Vor rechte würden jene größeren Gentralbanten einer bejonderen 
oder höheren Beiteuerung zu unterziehen fein. Unter ihnen könnte Die 
Preußiiche Bank, wie ja gegenwärtig jchon der Krankfurter und Bairifchen 
Bank gegenüber, wieder im Umfang ihrer Notenausgabe freier als die ans 
deren gejtellt fein. Es ergäbe ji) hierdurch eine Stellung der größeren zu 
den Heineren Banken, welche aud anderswo, 3. B. in Stalien, befürmortet 
und mit einer Art Bank-Planetenſyſtem verglichen worden ift. #9) Für das 


0), ©. Econ, v. 29. Apr. 1865, Hildebr. Jabrb, IV, 484, Vorfchlag von Pal: 
lavicino für Jtalien, de Lavergne für Frankreich. 
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Local: und Provincialbankweſen ijt eine allgemeine Regelung in obiger Weije 
dann nur um jo pajjender. — 

»Wie man bei den einzelnen deutſchen Zettelbanfen vollends Die 
Maximalhöhe des Notenumlaufs nad irgend einer Kopfquote von jo und 
jo viel Ihalern Banknoten per Kopf der Bevölkerung regeln will, ift 
ſchlechterdings unverjtändlid. Das Kopfquotenprineip iſt in diefen wie in 
vielen anderen ſolchen Dingen überhaupt, wie oben ſchon bemerkt wurde, 
durchaus theoretiſch falſch, practiich unzuläſſig (j. S. 165 Anm. 3% u. ©. 167). 
Auf die deutjhen Zettelbankten in deren heutiger Entwicklung ijt es völlig 
unanwendbar. Gehen wir vor das Jahr 1866 zurüd, ala Frankfurt noch 
Staat war: hätte man das „Notenrecht” der Frankfurter Bank nad) der 
Höhe der Frankfurter Bevölkerung, kann man dasjenige der Bremer Bank 
jet noch nad der Höhe der Bremer Bevölferung beftimmen?! Damit be: 
ginge man zwei grobe Verſtöße gegen natürliche, von der politijchen 
Zerriſſenheit des deutſchen Territoriums in dieſem Falle jogar ganz unab— 
hängige Gejtaltungen der deutjchen Volkswirthſchaft. Man nähme für eine 
reiche, jtädtijche, vorherrichend mercantile Bevölkerung den gleichen jtatt eines 
viel höheren Kopfſatzes wie für die deutſche Durchſchnittsbevölkerung an 
und man überjähe, daß naturgemäß, meil Frankfurt und Bremen in ge- 
wiſſem Umfreije wirthichaftliche Gravitationspuncte find, die dort ausgege— 
benen Banknoten in diefem Umkreiſe das beliebteſte Circulationgmittel bil- 
den, mögen dieje Städte „Staaten“ jein oder nid. 

Aber nicht allein in diejen Fällen, welche man vielleicht allgemein als 
abnorm zugibt, ijt daS Kopfquotenprincip auf das deutjche Notenwejen un: 
anwendbar. Auch größere Gebiete zeigen natürliche Unterjchiede im relati- 
ven Banknotenbedarf und ganz verschieden große, nämlich jehr große, 
mittlere und Kleine Gebiete find in diefen wie in ben meijten jtatiftischen 
Dingen gar nit unmittelbar miteinander zu vergleichen, weil in jenen die 
auch bei ihnen vorhandenen Unterjchiede der einzelnen Theile zur Ausgleichung 
gelangt find, in den Zahlen der Kleinen Gebiete dagegen ſich die jpecifijchen 
Unterjchiede ausdrüden. Mit anderen Worten: dort hat man es mit 
ſtatiſtiſchen Mittelwerthen für große Räume, mit abjtracten 
Daten, bier mit concreten Daten für bejtimmte Fleine Ge- 
biete zu thbun Man fann allenfalls noch eher wagen, den Umlaufsmit- 
telbedarf für zwei ungefähr gleih große, fih ähnliche oder aus 
ähnlich verjchiedenen Theilen zujammengefeßte Gebiete per Kopf gleich Hoc) 
anzunehmen, 3. B. für Baden und Württemberg, für Poſen und Bommern, 
auch etwa für Norddeutichland und Süddeutſchland incl. Deutſch-Oeſterreich, 
aber nicht für ganz Preußen und für das Königreid Sadjjen, für ganz 
Baiern und für Coburg-Gotha, weil dort annähernd Gleiches mit Gleichen, 
hier total Ungleiches verglichen wird. Freilich hat man es bier mit groben 
logijhen Verſtößen der vergleihend jtatijtiichen Unterfuhung überhaupt 
zu thun, in welche die meiiten deutjchen Statijtifer verfallen find. #1) Hier 


1), Es iſt dies ein Grundübel vornehmlich, wenn auc nicht ausichlieplich, der 
meisten Deutfchen vergleichend jtatiftifchen Arbeiten, das ben Ergebnijien der leßteren 
oft allen Werth nimmt. Bon den fremden Stafiftikern leijtet Legoit in der VBergleichung 
von Unvergleihbarem (oft fehr tendenziös!) Großes. Das Uebel erflärt ſich bijtoriich 
aus dem Urjprung der neueren Statiſtik in der alten Achenwall-Schlözerſchen Staats: 
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zeigt ji nur einmal die ſchädliche practifche Conſequenz eines ſolchen 
Mangels an Logik bei theoretiich ſtatiſtiſchen Arbeiten. 

Auch bei den jegigen politijchen Gebietsverhältniffen in Deutichland 
fann man das Banfnotenwejen unmöglich nad Kopfquoten regeln. Will 
man etwa nad dem Stande des Notenumlaufs zu Ende 1868 für den 
Norddeutichen Bund einer:, Südweſtdeutſchland anderjeit3 oder für die ein- 
zelnen politiſchen Gebiete des -erjteren Kopfquoten beredinen ? Wie joll da 
der zweitbedeutendjte Notenumlauf, derjenige der Frankfurter Bank vertbeilt 
werden ? Zu Preußen, innerhalb dejjen Gebiet nur ein Theil der Frank— 
furter Noten umläuft ? Oder zu Süddeutſchland, woſelbſt wohl der größere 
Theil Frankfurter Noten curjiren möchte, ohne daß Jemand angeben könnte, 
wie viele? Soll man den Notenumlauf der Preußiſchen Bank nur auf 
Preußen allein repartiren, während er jich notoriſch auf ganz Deutſchland 
ausdehnt? Oder die Noten der Kleinen Zettelbanfen Thüringens nur auf 
die thüringijche Bevölkerung ? Es ijt Har, dat dies ganz und gar unthun— 
ih wäre. So mechaniſch und nad einem nicht einmal richtigen mechaniſchen 
Princip kann man in jolden Dingen nicht vorgehen, ohne lebendige wirth: 
Ihaftlihe Geftaltungen zu zeritören, — um jo weniger, da e8 ganz zweck— 
los und unnöthig aud auf dem Standpuncte der eingreifenditen jachlich re: 
gulirenden Bankpolitik ift. Wenn man ji darauf beruft, daß die Kleinen 
Deutſchen Staaten durd die Ertheilung von Concejjionen zu großen Zettel: 
banken ihre Souveränetätsrechte mißbraudt haben, jo braudt man die 
nit zu bejchönigen (j. oben ©. 31.) Aber ein größeres und zweckloſes 
Unrecht beginge man, wenn man jetzt nad) 15—20 Jahren die nun einmal 
erfolgte Entwicklung einfach zeritörte, indem man die Höhe des Notenum: 
lauf einer Banf willführlich und einjeitig nach dem Umfang des politijchen 
Gebietö des Staats, in welchem fie fich befindet, bemäße. Die Konjequenz 
wäre die Aufrihtung von Barrieren um jedes Ländchen und die Konfis— 


funde und wiederum, wie jo viele theoretifche Irrthümer in unjeren politiichen Wiſſen— 
fchaften, aus der politifhben Zerfplitterung Deutſchlands. Man verglich und 
vergleicht Furzweg „Staaten“ mit einander und jubjumirt dann unter biejen politischen 
Einheitsbegriff das Heterogenfte, Berfchiedenite. Da werben dann in der Bevölferungs:, 
Moral-, Wirthihaftsftatiftit u. ſ. w. die europäiſchen Großitaaten und die — thüringi— 
ſchen Duodezftaaten miteinander verglihen und aus den Unterſchieden Schlüfle gezogen, 
welche allen Wertbs entbebren, da natürlich in den „großen Zahlen“ ber großen Staa: 
ten fich alle möglichen Gompenfationen bereits vollzogen haben, Die großen Staaten 
haben vorausfichtlich und oft genug nachweisbar eine Menge einzelne Theile, ın 
welchen fich ähnliche, günftigere, ungünftigere Verbältniffe finden, als in den mit ihnen 
verglichenen Kleinftaaten, nur find dieje Verbältniffe im Mittelwertb der großen 
Zabl ver wiſcht. Die Bernahläffigung diefer logiſchen Gardinalregel dev vergleidienden 
Statiftif, nur annährend GHeichartiges zu vergleichen, 3. B. Deutſchland oder wenigitend 
Preußen und Franfreih, irgend einen beutichen Mittelftaat und cine preußiſche Pro: 
vinz, nicht dem preußifihen Staat, einen Kleinftaat und einen Kreis eines großen 
Staat? — fie bat fih aud in fo zahllofen ſchiefen politifchen Urtbeilen gerädt. 
Auch politifch ift es ein Unding, Würtemberger und Preufen zu vergleichen, weil 
leßteres eine Gollectivbrzeihnung für %, aller Deutichen, erfteres eine Bezeichnung 
für ein paar Heine Stammesbruchtbeile geworden if. — Die Theorie der Statiftif 
liegt eben da noch ganz im Argen. An meinen eigenen moralitatift. Arbeiten babe ich 
den gerügten Febler wenigftens nad Möglichkeit zu vermeiden geſucht. ©. die Andeu— 
tungen über das richtige theoret, Verfahren in der vergleich. Gtatiftif in meinem Art. 
Statiftif, Staatsw. b. X. 472, eb. üb. Geſch. d. Statift. S. 411 ff., 428 fi. ©. auch 
A v. Dettingen, Moralftatift. (Erl. 1868) $ 53—71. 
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fation jeder Note, welche ſich „außen“ blicken läßt. Und das Alles wie ge: 
jagt, ohne irgend einen greifbaren realen Zweck, nur einem faljhen Prin— 
cip zu Liebe. #2) Nur zu einem ganz ungefähren Anhaltspuncte kann 
man die Kopfquoten an Banknoten nehmen, wie dies im folgenden Abjchnitt 
geichieht. 

Blog in dem einen, früher ſchon zur Sprade gefommenen Puncte, 
namlich in der Feitjegung des Gejammtbetrags der kleinſten Bank: 
notenjtücke empfiehlt jih die Wahl einer abjoluten Ziffer und die Be: 
ftimmung diejer letzteren in Grmangelung eines anderen bejjeren Anhalts- 
punctes nah Kopfquoten, wenigſtens für die größeren Gebietätheile 
(j. oben ©. 72). Die Gründe für dieje geſetzliche Beſtimmung eines Flein- 
ſten Notenftüds und für die Beſchränkung des Betrags davon im Ganzen 
find früher dargelegt worden (j. II. I. 6 ©. 66— 13). Die nidht zu ver: 
meidende Willführ in der Wahl der betreffenden Ziffern kann nicht geläug- 
net werden, fie rechtfertigt fich aber durch die höhere Rückſicht, einen ge- 
wiſſen Müngbetrag im Yande zu erhalten, bejonderd in den Eleineren Ber: 
febrsfreifen. Auch jtört eine ſolche Firirung nicht erheblih, weil notoriſch 
für Heinere Umjatgrößen Münze bequemer als Noten ift. Ferner ift die An— 
nahme einer gleihen Kopfquote jolcher kleinſten Notenſtücke für verjchiedene 
Gebietstheile nicht jo faljch, weil die Abweichungen im Bedarf grade diejer 
Stüde, wie ähnlid im Münzbedarf, unter wenigſtens annähernd gleichen 
wirtbihaftlichen Verhältnifjen nicht jo groß find, als im Gefammtbedarf 
aller Noten, was ſich u. A. ſchon dur einen Ruͤckſchluß aus den geringe: 
ven zeitlihen Schwankungen der Heinen Notenſtücke im Vergleich mit 
denjenigen der großen ergibt. +) Die Kopfquote an Heinften Banknoten: 
jtüden von 10 Thlr. ift oben (S. 73) auf %, Thlr. angenommen 
worden, unter Vorausjegung von 1 Thl. Staatspapiergeld p. Kopf. Leider 
fehlt ung die Statiſtik der Notenjtückelung fait bei allen Deutjchen Banken, 
Jo daß wir den wirkliden Umlauf an Banknoten von 10 Thlv. und darun— 


+2) Aus der Tabelle Tauf ©. 182 läßt fich Teicht die Vertbeilung des Notenum— 
lauis nah den Emijjtonsjtätten, aber eben durchaus nicht die wirkliche Ver: 
theilung darftellen. Die großen Zablen der Preußiſchen, Frankfurter Bauk 
nebmen der Bertbeilung erfter Art den Werth. Die Noten ber Feinen mitteldeutjchen 
Banfen curfiren ebenfalls vielfach in anderen Gebieten. Nab dem Domicil der Ban— 
fen vertbeilt fidy der Notenumlauf Ende 1868 folgendermaßen: 


10 Banfen in den alten preuß. Provinzen 155.7? Mill. Thlr. 
3 f » nr heuen „ i (Franff. 16.6) 19.8, n 
4 z „ Sadien (mit d. Chemn. B.5 u. 18.2 Mil.) 17% , A 
6b „ Thüringen und Anbalt 40 r 
6 z „ in den übrigen nordd. Kleinftaaten 10.% „ ze 
29 — im Norddeutſchen Bunde 214.68 J 
3. in Sübdeutfhl. und Luxemburg 11:88: R 
226.14 


” " 
Rechner man ben Notenumlauf der Preußiſchen Banf ganz auf Norddeutſchland, 
der Frankfurter ganz auf Süddeutſchland, jo erhält man bort 197.59, bier 28.25 Mil. 
xblr,, ein Verhältniß faft genau wie 7 : 1, während die Bevdlferung bes Nordens 
Richt einmal 4mal fo groß if. Es wird wohl ein nicht unbedentender Theil Thaler: 
neten im Süden circuliren. Ueber das Staatspapiergeld, von dem wohl Gleiches gilt, 
Nebe unten Tab. II, in ber auch Weiteres über den Notenumlauf, 

3) Ein Grgebniß der Statiſtik des Notenumlaufs in England, ſ. meine Beitr, 
©. 133, Aehnlih in Frankreich, ſ. u. Anm. 462. 
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ter nicht anzugeben vermögen. Es müſſen daher die früheren Daten über die 
geſetzlichen und ſtatutariſchen Notenmengen ſolcher Stücke hier genügen 
(ſ. oben S. 68). 

Für die neue geſetzliche Regelung dieſes Punktes, wenn im Uebrigen 
die Notenausgabe der einzelnen Banken gar nicht oder nur in der oben be— 
fürworteten Weiſe beſchränkt wird und die Errichtung von Zettelbanken frei 
auf Grund der Erfüllung von Bedingungen eines allgemeinen Bankgeſetzes 
geſchehen kann, bieten ſich mehrere Wege. Wenn einer oder einigen Central— 
banken beſondere Vorrechte gewährt werden ſollen, ſo könnte man eines 
dieſer letzteren in dem ausſchließlichen Rechte, Zehnthalernoten auszu— 
geben, verleihen. Der Betrag iſt alsdann nicht ſchwer feſtzuſetzen, indem der 
wirklichen Sachlage möglichſt entſprechend das Zollvereinsgebiet in wenige 
große „Kredit- und Bankprovinzen“ getheilt wird. Behält die Preußiſche 
Bank im ganzen Norddeutſchen Bunde die Stellung der Centralbank, ſo 
erhält fie ein Extraemmiſſionsrecht von 20 Mill. Thlr. in 10 Thlr.-Noten; 
als Gentralbanf für Preußen allein von 16 Mill. Ihlr. Bleiben die Ban: 
fen zu Frankfurt, Dresden, München ebenfalls bevorzugt, jo fann die Frank— 
furter Bant als Gentralbant für Südmeltdeutichland dag Recht der Aus- 
gabe von 10 THl.- Noten etwa mit der Baieriſchen Bank theilen und jede 
(auf c. 9 Mill. Kopf des Guldengebiets) 3 Mill. Thlr. Zehnthalernoten: 
emijfionsreht erhalten. Die Sähfiihe Bank in Dresden (allenfalld zu 
gleihen Theilen mit der Leipziger Bank) Könnte für Sachſen und einen 
Theil von Thüringen das gleihe Recht für 3—4 Mill. Thlr. befommen. 
Wenn dieje bevorzugten Banken, wie wir vorausjeßen, eine bejondere Steuer 
tragen, jo liegt auch Fein Grund für die anderen Banken und übrigen klei— 
neren Staaten vor, das ausjchliegliche Recht der Emijjion kleinſter Noten jenen 
Banken vorzuenthalten. Die betreffenden Steuern müßten nur, unabhängig 
von dem zufälligen politiſchen Domicil der Centralbanfen, denjenigen 
Staaten mit zu Gute fommen, für deren Bevölkerung diejen Banken ein 
Theil des Notenrecht3 zugerechnet worden ift. Alfo hätten 3. B. Baden, 
Mürttemberg und Heſſen einen Antheil an dem Steuerertrag der Frank: 
furter und Münchener Bank zu beanſpruchen. Natürlih find jolde Ein: 
rihtungen immer nur ein Nothbehelf, hervorgegangen aus der mwillführ: 
lihen politiichen Zerriſſenheit eines einheitlichen Verkehrsgebiet3. In einem 
politiijhen Organismus, wie dem Norddeutihen Bunde, könnte man die 
Einnahmen einfach zu Bundeseinnahmen erflären und bei der Gleichheit der 
Nehnungsgrundlage ließen fie fich jelbjt im Zollverein mit den Zöllen zus 
jammenmerfen und nad) Köpfen vertheilen. 

Ein anderer Weg zur Negelung de3 Emiſſionsrechts Kleiner Banken 
it der, daß man das ganze Deutjche Gebiet in eine größere Anzahl 
volkswirthſchaftlicher ‘Provinzen theilt, für jede diefer Provinzen den 
Gejammtbetrag an Fleinjten Noten nah dem Sat von ?/, Thlr. per Kopf 
feftitellt und alljährlich den einzelnen Zettelbanken jeder Provinz etwa nad) 
Maßgabe ihres Kapital® oder diejes und ihres Gejammtnotenumlaufs den 
Betrag ſolcher Noten zutheilt. Diejfe Provinzen können in Anlehnung an 
die politijche Gintheilung gebildet werden, doch mit pafjenden Abrundungen 
nad) der natitrlichen geographiichen und wirthſchaftlichen Zuſammengehörig— 
feit und in einer Größe von 2—3 Mill. Einwohnern. Hier werden dann 
die Beträge des wirklichen Umlaufmittelbedarfs durch Ausgleihung der 
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Differenzen zwiſchen Stadt und Land u. ſ. w. auch per Kopf nicht zu vers 
Ihieden ausfallen. **) 


a, Kortjegung. Ueber bie Regelung des Deutſchen Staatspapiergelbs. 
Der Betrag dbeffelben. 


Schon an früheren Stellen diefer Schrift ift mehrfadh auf den Zu— 
jammenbang der Verhältnijfe des deutſchen Staatspapiergeld3 und der 
deutihen Banknoten hingewieſen worden. #°) Ein Bedürfniß nach einer 
allgemeinen Regelung bat fi eigentlich noch mehr Hinfichtlic des 
Staat3papiergelds, bejonders der Kleinjtaaten, al3 hinfichtlih der Bank: 
noten gezeigt. Durch einen Beihluß des Norddeutichen Reichstags vom 1. 
Juni 1869 wurde denn aud ein aus der Mitte der VBerfammlung hervor: 
gehender Antrag, welcher ſich ausjhlieglih auf die Regelung des Staats: 
papiergeld3 bezog, dem Bundesrath zur Berücdjichtigung empfohlen. +6) 
Nah den Stimmen zu jehließen, welche namentlich in den Handelskammern 
dieje Angelegenheit zur Sprache gebradht haben, iſt in der That anzuneh- 
men, daß eine ſolche Regelung ein bejonders lebhafter Wunſch der Ge— 
ihäftsfreije, namentli im mittleren Deutſchland, ift. Es find hier- 
auf bezügliche Neußerungen in den früheren Abjchnitten diefer Schrift mehr: 
fad angeführt worden (j. Anm. 445). 

Mir Haben aber auch oben bereits die Schwierigkeiten einer gemein- 
jamen Regelung des Staatöpapiergeld3 hervorgehoben. Sie find im Norddeut: 
ſchen Reichstage von Seiten der Bundescommifjäre ähnlich betont worden. #7) 
Die finanzielle Lage der Kleine und zum Theil der Mittelftaaten erſchwert 
Ihon eine einfeitige, vom einzelnen Staat ausgehende Regelung des Staat3- 
papiergeld3 grade gegenwärtig erheblich. Der jehr verjchiedene Umfang aber, in 
weldem die einzelnen Staaten des Norddeutichen Bundes und Süddeutſchlands 
dom Öffentlichen Eredite mitteljt der Staatöpapiergeldausgabe Gebraud gemacht 
baben, erhöht die Schwierigkeiten einer gemeinjamen Regelung nod mehr, 


+) Als ſolche Provinzen können bie preufifhen im Allgemeinen bienen, 
nur ergänzt durch die Meinen Nachbargebiete, So müfte Medlenburg, Lauenburg, Ham: 
burg mit Schleswig-Holſtein; Braunſchweig, Oldenburg, Bremen, Büdeburg mit Han: 
nover; Anhalt und die tbüring. Staaten mit ber Provinz Eadıfen; DOberbeffen, Walded 
mit der Provinz Heſſen-Naſſau; Detmold mit Weftfahlen für ſolche Zwecke vereinigt 
werden. Sachen bildete pafiend eine Provinz für fih. In Süddeutſchland wären etwa 
vier Theile zu ſcheiden: Baden mit Rheinpfalz und Heſſen; Würtemberg mit Baieriſch— 
Schwaben und Hobenzollern;, Baieriſch-Franken und das Übrige jüdöftliche Baiern. Dies 
ergibt tür das Sollvereinsgebiet im Norden 12, im Süden 4, zufammen 16 Provincial: 
gebiete, nach geograpbiicher und wirtbichaftlicher Zufammengebörigfeit. Ob nicht wenig: 
tens jegt fhon im Norbbdbeutichen Bunde jolhe Gruppen für mande wirtbidaft- 
liche und politifhe Aufgaben gebildet werden fünnten? Die wichtige Frage ber provin— 
celen Autonomie ift doch gar nicht erfolgreich in Angriff zu nehmen, obne eine 
ordentliche Provincialeintbeilung des Gebiets, wobei man gewiß mit in franzöfiiches 
unbiftoriiches Departementalwejen verfallen, jondern an hiſtoriſch Ueberfommenes an: 
Müpfen, aber dies boch auch nach Grundfäßen einer gejunden Realpolitit den geogras 
phiſchen und wirthſchaftlichen Verbältnifien gemäß weiterbilden fol, Dabei find Ver: 
rüdungen der zufälligen politifhen Grenzen unvermeidlid und gerechtfertigt. Man 
draucht z.B. nur einen Blick auf die Karte zu werfen, um bie Unnatur der Berbinbung 
Ditfrieslands allein mit Hannover zu einem Provincialverband zu erfennen. Etwas 
anderes wäre es jchon, wenn Oldenburg bazu gehörte. 

5) ©. oben ©. 34, 36, 37 fi., 43, 44 ff., 48, 49, 57, 59, 64, 66 ff., 69 ff., 
72, 73, 160. 

6) S. auch oben ©. 165. 

) S. namentlich oben ©. 48. 

Wagner, Gutachten 13 
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namentli jo lange man — freilich in der Cın,cquenz des Standpuncts ber 
Einzeljouveränetät — an dem grundfalichen und ungerechten Princip feſt— 
hält, die Gleihmäßigfeit der Verhältnifje in ſolchen Dingen in glei: 
hen Kopfquoten zu juchen. Wegen des Zulammenhangs der letzteren 
Trage mit den vorausgehenden Erörterungen über die von manden Seiten 
verlangte Begrenzung des Notenumlaufs der Banken gleichfalls durch ab- 
jolute Ziffern und ebenfall3 etwa nad) Kopfquoten fommen wir an diejer 
Stelle wohl am Pajjenditen auf die Regelung des Staatspapiergelds zurüd, 
wie oben vorbehalten wurde (j. ©. 72). 

Die völlige Bejeitigung des einlößbaren, zwangscurslojen Staats: 
papiergelds und deſſen Erſetzung dur, bez. Berwandlung in Banknoten, 
ſoweit nicht wieder Münze in Eirculation tritt, iſt deßhalb jo wünſchens— 
werth, weil Banknoten allein ein ordentlich fundirtes Ereditumlaufsmittel jind 
und allein jein fönnen. +9) Das Staatspapiergeld ſtände den Noten nur gleid, 
wenn es eben etwa von Staatsbanfen ausgegebene Banknoten wäre und 
auch dann hätte es noch die bedenkliche Eigenjchaft an jih, von Staats ban— 
fen berzurühren. Betreibt der Staat nicht Banfgejhäfte, jo kann er das 
Papiergeld nur durch Annahme an jeinen Gafjen in Zahlung accreditiren und 
nur durch einen Baarfonds von irgend einem willkührlich gewählten Bruch— 
theil der Papiergeldmenge fundiren. Wer biergegen einwendet, daß das bei 
Banknoten ja nicht anders jei, überjieht die Junction der neben dem Baar: 
fonds vorhandenen übrigen Dedungsmittel der Bank, namentlich aljo der 
turzfriftigen Außleihungen, der Wechſel, Lombards u. |. m. — eine Junction, 
welche im Ganzen wichtiger als diejenige des Baarfonds ijt, weil auf ihr 
die Möglichkeit der „regelmäßigen“ Rückſtrömung der Noten zur Bank behufs 
Abzahlung der von der Banf gewährten Eredite beruht. Im Princip kann 
daher auch in Deutjchland die Frage nicht ftrittig jein. Die preußiſche Maß— 
regel von 1856, durch welde 15 Mill. Thlr. Staatscafjenicheine eingezogen 
und dem Effect nach durd Banknoten der Preußiſchen Bank erſetzt wurden, 
verdient deßhalb unferes Erachtens die volle Billigung, welche ihr als einer 
Maßregel ſtaatskluger, geſunder Finanzpolitik von verjchiedenen politischen 
und finanziellen Standpuncten aus meiſtens zu Theil geworden iſt. 

Allein auf der anderen Seite darf man nicht verfennen, daß ein 
Staatspapiergeld, wie dag einlösbare, meiſt zwangscursloſe deutjche, jo 
wenig ald Banknoten mit dem eigentlichen Papiergelde zu vermedjieln 
oder ihm nur irgend gleichzuitellen ijt. Seine Nachtheile und feine Gefab: 
ren find doch bei gutem Willen vermeidblic und diefem Papiergeld nicht 
inhärent. Die größte der Gefahren liegt in der Verſuchung, in verhält: 
nigmäßig ruhigen Zeiten Eleine finanzielle Schwierigkeiten durch Ver: 
mehrung des Papiergeld8 zu bejeitigen und dadurch eine in kritiſchen 
Zeiten bedenklide ſchwebende, jtets fällige Schuld, denn eine jolde 
ijt jenes Papiergeld, anzujammeln. Die Einführung und Vermehrung bes 
Staatspapiergeld8 in ben ſüddeutſchen und den Heinen mitteldeutjchen Staa» 
ten, neuerdings nach 1866 noch in Baiern, Baden u. a. m. ift ein neuer 
Beleg für diefe Gefahr und bejonders der badiſche Vorgang, ein zeit 
weilig ausgegebenes Papiergeld dann doch beizubehalten, in dieſer Hin- 


2) S. auch oben €. 12, 13, 71 und über —— Staatspapiergeld überhaupt 
meinen Art. Papiergeld, Staatswörterb. VII, 653—66 
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ſicht fehr haracteriftiich. 9) Die andere Gefahr, in Tritiichen Zeiten 
dur ein jolches Papiergeld um fo eher zum umeinlösbaren und zum 
Zwangscurs, aljo zur Bapierwährung zu gelangen, wie jie fih am Schluß 
des vorigen Jahrhunderts in Dejterreih, Rußland, jpäter in Preußen, im 
Krimmkriege wieder in Nufland gezeigt hat, kommt daneben gleichfall3 in 
Betracht. Nur fällt fie für die Frage nicht jo jhwer ind Gewicht, weil in 
jolhen Zeiten oft genug und faum minder leicht auch gleich mit der Pa— 
piergeldausgabe angefangen wird. 

Im Brincip, theoretiſch wird man daher die Einziehung des 
deutihen Staatspapiergeld8 wünſchen müjjen, aber jie nicht für jo drin 
gend Balten und bejonders nicht jie jo raſch verlangen, daß jie Schon in 
furzer Zeit ganz durchgeführt iſt. Ein ſolches durch die Natur diejes Pa— 
piergeld3 nicht gebotenes Verlangen kann man um jo weniger aufjtellen, 
alö wie gejagt grade gegenwärtig die Finanzlage der verjchiedenen Staaten 
und des ganzen Norddeutſchen Bundes ohnehin angejpannt genug iſt, um 
niht durh unndthige Finanzmaßregeln noch erjchwert zu werden. 

Dagegen jollte aber ein Plan zur allmäligen Bejeitigung des 
Staat3papiergelds gefaßt und zu deſſen Durchführung jhon jetzt Hand an— 
gelegt werben. 

Ferner jollte eine Regelung des Staatspapiergeldwejens möglichit 
bald grade deshalb erfolgen, weil dafjelbe feiner großen Maſſe nach vor: 
ausjihtlih noch für längere Zeit einen nicht unbeträchtlichen Bejtandtheil 
unferer Umlaufsmittel bilden wird und in der That mandherlei Uebeljtände 
bei ihm zu Tage getreten find. 

Dieſe Megelung wird mit den Mafregeln zur allmäligen Bejeitigung 
de3 Papiergeld in mehreren Buncten in Zuſammenhang zu bringen fein. 
Die Befeitigung bat durch eine ſchon von andrer Seite vorgeſchlagene **0) 
jahresweiſe Tilgung zu erfolgen, letztere geſtattet aber wieder je nach der 
Art der Regelung des Papiergeldweiens eine verſchiedene Einrichtung. 

Die Summen, um melde es fich bei einer jolchen Regelung handelt, 
find, nad) den einzelnen Staaten zufammengeftellt, in Tab. IT. angegeben, ſoweit 
und das Material vorliegt. Weber die Stüdelung des Papiergeld3 jind 
Ihon oben (S. 69) Angaben mitgetheilt worden. Für das Staatspapier- 
geld haben wir Kopfquoten auf Grund der 1867er Bevölferung zu berech— 
nen gewagt, obwohl aud die aus den früher angeführten Gründen jein 
Miklihes hat. Die relative Bedeutung der einzelnen Beträge wird da— 
durch wenigstens verdeutlicht. Um weiterer Bergleihung Willen iſt auch der 
Notenumlauf von Ende 1868 nad den Staatsdomicilen der Zettel 
banfen aus den Daten der früheren Tabelle I. beigefügt worden. Die Berech— 
nung einer Kopfquote dafür, rejp. für Staatöpapiergeld und Noten bat, 
mwenigftens für die Fleinen einzelnen Staaten durchgeführt, nur einen 
negativen Werth, und iſt deshalb auch hier unterblieben und nur für 
die größeren Staaten und Staatengruppen vorgenommen worden. 
* hier muß man mit den Schlüſſen aus den Kopfquoten vorſichtig 
ein. #51) 


9) ©. die Erläuterungen in Anm. 451 zu ber unten auf ©. 196 folgenden 
Tabelle des deutſchen Staatspapiergelds. 
#0) Hild. Jabrb. VIII, 71. 
) Kür die ganz genaue Richtigfeit und Vollſtändigkeit ber in ber Tabelle 
13 
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Tab. II. Stantspapiergelb: und Banknotenumlauf in Deutſchland 
um 1868/69. 


1. 2. 3. 4. 5. 6. 














Staatspapiergelb Staatspapier: 


Staat geld 



























Staaten. — 
1868 | zer [sis] un Roten 
A Thlr. | Kopf. Dir. 
18,250,000 | 075 
1. Preußen 2,228,000 | — 1174.50] 195,093,000 
115,000 — am 
12,000,000 | 4. 17. 
2. Sachſen 500.000 | — o0| 30,740,000 | 12.58 
3. Medlend. Schwerin — — 1.25] 1,250,000 | 2.23 
4. Medlenb. Strelik 500,000 5.05 — 500, — 
5. Oldenburg (1,000,000)| (3.)) — (1,000,00)) — 
6. Heſſen (Ober-) 766,574 | 2.9 — 766,574 — 
7. Braunſchweig (?) 400,000 | 1.32 3.#] 3,880,000 
8. Anhalt 950,000 | 4.82 | 4.0 4,950,000 | — 
9. Walded 350,000 | 6.'* — — — 
10. Lippe-Schaumburg — — Ic. 0,5 500,000 | — 
11. Sadjen Weimar 600,000 | 2.12 2.17  2,700,000 | — 
412. — Meiningen 600,000 | 3.33 4.00) 4,600.000 | — 
13. — Coburg 200,000 | 4.61 — 200,000 | — 
14. — Sotba 400,000 | 3.36 1.20)  1,800,000 — 
15. — Altenburg 403,600 | 26866 — 403.60 | — 
16. Schwarzburg Rubdolftadt 200,000 | 2.71 — 200,000 | — 
17. — Sondershauſen 150.000 | 2.22 1.88] 2,030,000 | — 
18. Reuß j. 2. 320,000 | 3.#| 41.0) 1,990,000 | — 
19. — iR 130,000 | 2.96 — — — 
20. Bremen — — 3.61] 3,610,000 | — 
21. Lübeck — — Je. 1.2200 1200.0001 — 
22. Baiern 8,571,423 4.78 6.64 15,211,423 | 3.1 
23. Würtemberg 1,714,286 | 0.91 — 1,714,286 | 0.9 
24. Baden 3,714,288 | 2589| — 3,714,288 2.2 
25. Heffen (füdl.) 1,690,563 | 2,9 3,6]  5,330,563 | 2 
26. Luremburg — | — 1.33] 1330,000 — 
I. Norddeutſcher Bunb 40,063,174 | 1.3* | 214.53] 254,893,174 
I. Süddeutſchland (22—25)| 15,690,560 | 1.82 10.2) 25,970,560 
III. Deutſchland (1—26) 55,753,734 | 1. | 226. 282,193,734 - 
(Thüringen Nr. 11—19 3,003,600 | 2” | 11.05] 14,053,600 | 13.9 
(degl. mit Anhalt u. Walded 4,303,600 | 3.38 | 12.05] 16,353,600 | 12,56 


(Außerpreuß. Norddeutſch— 


land 19,470,174 | 3.32 | 40,33] 59,800,174 





enthaltenen Daten über das Staatspapiergeld vermag ich nicht zu bürgen, weil mir bie 
erften Quellen, bie Gefepfammlungen und Finanzausweife für die meiften Heinen 
Staaten fehlten und bas mir fonft vorliegende Material, — namentlidh neben ber jorg: 
fältigen ftatiftifhen Zufammenftellung in Hilbebr. Jahrb. VIII, 70 ff., die Notizen in 
d. Ztichr. f. Kap. u. Rente, im Goth. Taſchenb. und gejammelte Zeitungsnahrichten, — 
immer etwas lüdenbaft blieb oder nicht mit Sicherheit den gegenwärtigen Stand 
(oder ben f. 1868) entnehmen ließ. Einige nad bem Kriege von 1866 vorgenommene 
Papiergeldemiffionen follten nur temporär fein ober nah und nach erfolgen. Ob und 
wie weit die betreffenden Operationen ausgeführt worden find, vermochte ich nicht im— 
mer genau feitzuftellen. Deshalb find folgende Erläuterungen zu obiger Tabelle zu 
beachten. — Ju Preußen ift das Stantspapiergelb durch die Fufion bes Älteren preu⸗ 
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Nah diefer Zufammenjtellung ift in den leßten Jahren wieder eine 
beträchtliche Bermehrung des Staatspapiergelds in Deutſchlands erfolgt. 


ßiſchen mit bem churheſſiſchen und mit den Noten der naſſau'ſchen Landesbank mittelft 
Geſ. v. 29. Febr. 1868 auf 18'/, Mill. Thlr. erböbt worden. Die im %. 1866 en 
Berordn. v. 18. Mai ausgegebenen Darlebenscafjeniceine (event. bis 25 Mill, Thlr. 
jelten jpäteftens nad 3 Jahren wieder völlig eingezogen fein. Durch Geſetz v. 27. Sept. 
1866 wurden bie Darlebenscafien v. 30. Sept. an geſchloſſen. Die Scheine follten mit 
Rüdzablung der Darleben eingezogen und nad dem 30. Juni 1867 nur an beftimmten 
Gafien noch zur Einldjung angenommen werben. Wie viel von biefen Sceinen nod) 
ausiteben mag, ift uns unbefannt. Jedenfalls werben e8 nicht mehr große Summen fein 
und da dieſe Scheine fortlaufend raſch eingezogen werben, find fie in obiger Ueberfiht nicht 
mit enthalten. Dagegen ift die neue Emiifion von Darlehenscafieniheinen im 3. 1868 
zur Linderung ber Noth in Oftpreußen im Betrage von 1,228,000 Thlr. alter noch nicht 
vernichteter und 1 Mill. Thlr. neuer Scheine in ber Tabelle apart neben ber ſtehen— 
den Rapiergeldiumme aufgeführt worden (f. Ztichr. f. Kap. V, 81). Auch diefe Summe 
wird bald wieber eingezogen werben. Endlich finb der Bollftändigfeit halber bei Preußen 
noch aufzunehmen 115,000 Thlr. Stabt: Hannov. Gämmereifcheine, auf welchen Betrag 
der uriprüngliche von 200,000 Thlr. durch die gejetliche jährlihe Tilgung von 5000 Tblr. 
fih jegt vermindert baben muß. Die erſte Kopfquote in der Tabelle bezieht ſich bei 
Preußen nur auf bie ftändige Staatspapiergeldfumme von 18.25 Mill. Thlr., die Tegte 
auf alles Papiergeld und Banknoten. — In Sadfen betrugen bie Gafienbillete vor 
1866 nur 7 Mill, Thlr., immer ſchon viel, fie find dann auf 12 Mill. Thlr. vermehrt 
und durch Gef. v. 2. März 1867 durch eine neue Emijfion von 18 Mill. Thlr. er: 
jegt worden, wovon aber 6 Mill. als Rejerve zum Austausch dienen, 12 Mill. in Eir: 
eulation find. Außerdem ift noch für 1/, Mill. Thlr. 1-Thalerſcheine ber Leipz. Dresd. 
Eijenbahngejellihait in Umlauf, in der Zab. neben bem Staatspapiergeld aufgeführt. 
Ferner find zum Notenumlauf in Sadfen nod 300,000 1:Thlr.sErebiticheine ber 
Chemniger Stabtbanf, einer im J. 1849 eröffneten Anftalt, welche auch als eine 
fünfte ſächſiſche Zettelbank bezeichnet werben könnte, binzugefügt worden. (S. aud 
Ztichr. f. Kap. III, 144, es find 302,000 Thlr. emittirt, wovon 2000 für Austaufch defecter 
Scheine.) Auch bei Sachſen bezieht ſich die erfte Kopfquote nur auf das Staatspa- 
pierged. — Medlenburg:Strelik bat durch Verordn. v. 29. Dec. 1866 '/, Mill. 
Thlr. Renteicaffenfcheine, fundirt auf die Domäneneinfünfte, ausgegeben, bie Tilgung 
fell aus Antheilen an Eifenbahmeinnahmen erfolgen (I. Ztichr. f. Kap. III, 299), — 
Oldenburg bat im %. 1868 eine Landesbank gegründet, welche u. U. bis 2 Mill. 
Thle. „Staatöpapiergeld“, für das ber Staat die volle Haftung trägt, in Verkehr ſetzen 
ſoll Diejes Papiergeld ift banfmäfig fundirt, mebr Banknote ald Staatspapiergelb. 
Die bereits eröffnete Bank hatte Ende Mai 1869 765,000 Thlr. dieſes von ibr in 
ihren Ausweijen auch fo genannten „Staatspapiergelds" in Umlauf und bafür unter 
ihren Activis einen entjprechenden Realifationsfondse. Wohin man biefe Scheine in obi- 
ger Tabelle ftellen und mit welchem Betrage fie einfeßen foll, kann zweifelbaft fein. 
Vorläufig rechneten wir 1 Mill. Thlr. ale Staatspapiergeld, das allerdings erft im J. 
1869 hinzugetreten ift und volfswirtbichaftlich mehr zu den Banfnoten zu rechnen wäre. 
— Für Ob er heſſen ift der Betrag beffiihen Staatspapiergelbs (f. unten in biejer 
Anm.) nach Verhältniß ber Bevölkerung ber zum Norbbeutihen Bunde gehörenden 
Theile des Großherzogthums (31.2 %/,) eingefept worden. — Die Angabe über die Pa— 
piergeldemijfion in Braunſchweig ift nicht ficher. Das herz. Leibhaus hat bier nad 
einem Geſ. v. 7. Mai 1842 Banfzettel von 1, 5 und 20 Thlr. für ben Betrag von 
600,000 Thlr. ausgeben dürfen. Diefe Zettel blieben auch nad ber Errichtung ber 
Braunfhw. Bank in Umlauf, eine neuere Notiz gibt aber nur 400,000 Thlr. au. Die 
näheren Rechtöverbältnifie diefer Scheine, bie dem Staate gegenüber gefehliches Zahl: 
mittel find (j. Hartmann, Begriff d. Geldes, S. 97 Am. 2), find uns nicht befannt, 
ebenfowenig,, welcher genaue Betrag noch in Umlauf. Ganz eingezogen find fie nicht, 
die Älteren Scheine von 1842 find zwar außer Curs geſetzt, aber neue zu 1 und 10 
Thlr. dat. v. 1. Mai 1858 ausgegeben worben. — Wo bie Angaben ber Meinen Staaten 
Kr. 8-19 in d. Tab. von benen in Hild. Jahrb. a. a. D. abweichen, wie bei Alten: 
burg, wo ber Umlauf von der erlaubten Emiffion unterfchieden fein könnte, und 
fi Waldbed beruhen die Zahlen auf bem Goth. Almanad. Coburg und Gotha 
baden bekanntlich getrennte Finanzen. Eine Anhaltſche Emijfion v. Aug. 1866 für 
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Berglihen mit früheren Perioden ergibt fich für die Veränderung im Ein- 
zelnen Folgendes (in Mill. Thlr.) : #2) 


1850 1865 1868/69 
Preußen, alte Provinzen 30.8* 15.8* 20,8 
Preußen, neue . 5.9 2,5% j 
Mebrige Staaten des jet. Nord: 
deutjchen Bundes 13,3% 12.86 19. 
Norddeutihland im Ganzen 50.09 31.26 40,0% 
Süddeutſchland 3.* H.o⸗ 15. 
Ganz Deutjchland 53.72 36.9 55.75 


Die Verminderung von 1850 bis 1865 fällt größtentheild auf Preu: 
Ben und auf die erwähnte Mafregel im Jahr 1856. Die anderen Staa: 
ten haben in diefer Periode ihr Papiergeld entweder ganz auf dem gleichen 
Stande erhalten, aljo gar nicht, weder regelmäßig, noch mitteljt einzelner 
größerer Operationen, getilgt oder wenigſtens fundirt, wie Sachjen, fait 
alle Kleinjtaaten, Württemberg, oder ed noch vermehrt, wie Baden und 
Helen; nur Churheſſen (1850 25 Mill., 1865 1 Mil. Thlr.), die Stadt 

ranffurt (1850 4 Mill. fl., ſpäter ganz eingezogen) und Anhalt (1850 

Mill. Thlr., incl. 0.2 Mill. von Eorporationen, in den 3 Ländern, 1865 
noch 0. Mill. Thlr.) haben jtarf getilgt. Bis 1865 war in Neuß ä. X, 
Schmwarzburg Sondershaufen und Walde eine Fleine Emijfion von Pa: 
piergeld jeit 1850 neu hinzugekommen. 

Die ftarke Vermehrung zwiſchen 1865 und 1868 fällt vornehmlich auf 
den Süden, mo Baiern eine große Summe Staat3papiergeld neu creirte, 
Baden das jeinige mehr als verdoppelte, jodann auf Sachſen und bie 
neuejten preußiichen Darlehenscafjenjcheine von 1868. Die Kleinjtaaten ba: 
ben ihren Papiergeldumlauf meijtens unverändert erhalten (j. Näheres in 
Unm. 451). Die in Tab. I. nit aufgeführten Staaten, nur Hamburg 


200,00 Thlr. follte nah dem Geſetz wenigjtens nur auf 1 Jahr erfolgen. Ebenio , 
icheint 86,000 Thlr. Altenburg’ihe Mehrausgabe (7. Juli 1866, Ztichr. f. Kap. 
III, 219) wieber bejeitigt zu jein. Die Einlöjungsfonde, weldhe bei den Fleinen 
Staaten nicht unbedeutend find, z.B. bei Meiningen 650,374 fl., wurden nirgends 
in Abzug gebracht. In Baiern ıft durch das Gef. v. 4. Sept. 1866 eine Ausgabe von 
415 Mill. fl. unverzinslicher Gafjenfcheine angeordnet, welche in der Tab. als vollftändig 
erfolgt angenommen worden if. — Das Würtemb. Papiergeld ijt neuerdings nicht 
vermehrt worden. — In Baden traten zu ben alten 3 Mill. fl. Bapiergeld durch 
Gef. v. 21. Apr. 1866 temporär für 1 Jahr weitere 3'/, Mill. fl. zur Anticipation 
eines Anlehens fir Eifenbahbnawede. Die in dem Art. 4 dieſes Geſetzes angeordnete 
Wiedereinziehung nah Jahresfriſt wurde jedoch durch Gef. v. 17. Febr. 1868 Art. 18 
aufgehoben. So find jept 6'/, Mill. fl. in Umlauf. — In Heſſen find die alten 
Grundrentenjceine eingezogen u. am 1. Juli 1868 verfallen; neues Papiergeld im 
Betrage von 4.3 Mill. fl. iſt durch Gef. v. 24. April 1864 creirt und feit 5. Dec. 1866 
mit defjen Ausgabe begonnen worden. Die in ber Tab. berechnete Doppelte zweite 
Kopfquote (incl. Noten) bezieht fih im erften Fall auf Südheſſen allein, im zweiten 
auf ganz Heflen. — In den Schlußſummen für Nordbeutihland u. Deutid- 
land find die preuß. Darlchenscafienjcheine, hannov. Gämmerei:, Leipz. Dresd. Eijen: 
bahnſcheine mitinbegriffen. 

452) Die Daten für 1850 und 1865 nach Hild. Jahrb. a. a. O., doch unter 
Beifügung von 1 Mill. Thlr. in 1850 und 1.929 Mill. Thlr. in 1865 für Naffau — 
Lanbesbanfnoten — und 0.5 in 1850, 0.+ Mill. Thlr. in 1865 für Braunſchw. Leih— 
bausjcheine in den betreffenden Rubriken, Die heſſ. Papiergeldmenge ijt auch für bie 
früheren Jahre pro Nata auf Nord: und Süddeutſchland vertbeilt, 
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unb Lippe- Detmold, haben weder Staatspapiergeld ausgegeben, nod eine 
Zettelbant in ihrem Gebiete domicilirt. Der Einfluß der politiihen Ereig- 
niffe von 1866 und das Verhältniß von Siegern und Befiegten tritt in 
diejen Veränderungen mit hervor. Die neuen Bapiergeldemijfionen erwei— 
jen ſich nad diejem ihrem Entjtehungsgrund nur noch deutlicher ala in 
Ihwieriger Finanzlage aufgenommene jhmwebende Schulden, melde wie 
die meiſten jolder Schulden, wenn nicht der reellen Tilgung, jo doch min- 
deſtens der Fundirung baldmöglichjt bebürfen. Das wird für die Frage 
der Regelung zu beachten fein. 

Die relative Größe des Staatöpapiergeldumlauf3 in den einzelnen 
Staaten p. Kopf der Bevölkerung ift aus Tab. II. zu erjehen. Neben den 
meijten Kleinjtaaten jtehen Hejien, Baden, namentlih aber Sadjen 
mit hoben Beträgen. Auch die Baierijhe Ziffer ijt ſchon ziemlich hod). 
Bebeutend günftiger ift das Verhältnig in Preußen und Württemberg. 
Die ganzen Papiergeldjummen in Deutſchland jcheinen uns einer möglicht 
baldigen Verminderung auf den Betrag diejer beiden Staaten bebürftig (ſ. 
oben S. 72). Dieje Verminderung wird aud in dem ‘alle, daß das 
Staatöpapiergeld als ſolches der Einzelftaaten beitehen bleibt, wie nad) dem 
unten (sub aa) folgenden erjten Vorſchlage, nicht unterbleiben dürfen. In Sa de 
jen und den Fleinen Staaten, bejonders in Hejjen, Anhalt, Weimar, 
Meiningen, Gotha, Schwarzburg-Sondershauſen und Neuß j. 2. erjcheint 
die Verminderung des Staatspapiergeld8 um jo nothwendiger, als bie in 
diefen Staaten bomicilirten Banken gleichzeitig einen relativ bedeutenden 
Notenumlauf in diejen Ländern jelbit und in der Nachbarſchaft haben. In 
Baden wird bei der Gründung einer Zettelbanf gleichfalls eine Vermin— 
derung des Staatöpapiergelds erwünſcht jein, um jo mehr, meil hier in 
Ermangelung eines jelbitjtändigen bedeutenderen Geldplates die Frankfurter 
Banknoten doch ein beliebtes Umlaufsmittel bleiben werden. 

Someit man nad dem früher Gejagten aus’ den Kopfquoten der Pa— 
piergeld- und Banknotenmenge überhaupt Schlüffe zu ziehen wagen darf, was 
danad etwa nur für größere Landgebiete erlaubt ijt, ergibt die Tabelle 
das jtarfe Zurüdjtehen der im eigenen Lande emittirten Circulations— 
mittel beider Art im Süden gegen den Norden, ferner eine allerdings 
relativ erhebliche Menge wegen der großen Notenausgabe der Preußi— 
jchen Bank in Preußen. Indeſſen gejtalten ji die Zahlen jofort etwas au— 
ber, wenn man den Notenumlauf der Frankfurter Bank, der Wirklichkeit 
jedenfall3 mehr, wenn auch nicht ganz, entiprehend, von dem preußiſchen 
ab und dem jüddeutjchen zuvechnet. Die Kopfquoten Preußens, des Nord 
deutihen Bundes und Süddeutſchlands an Papiergeld und Banknoten, jet 
in der Tab. II. rejp. 8.11, 8.52 und 3.02 ändern ji dann in die Säße von 
ec. 7, 0.79 und c. 4.9 Thlr. Diejer Umlauf von Frankfurter Noten 
im Süden ijt aber nad) den concreten wirthſchaftlichen Verhältniſſen ſach— 
ih begründet und wird kaum durd die bedeutendere Entwidlung eines 
jelbftftändigen jübdeutichen Zettelbanfwejens in erheblihem Maaße ver: 
drängt werden. Ferner it bei dem Gang der Zahlungen und dem wirth: 
Ihaftlihen, ſchon weil numerijchen Uebergewichte des Nordens über den 
Süden und nicht am Wenigjten auch wegen der bequemeren Einfügung der 
Thaler: in die Guldenvehnung und der ganz unbequemen der Gulden= in bie 
Thalerrehnung dauernd ein ftärkerer Umlauf Norddeutſcher Noten und 
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Papiergelder im Süden als ſüddeutſcher im Norden zu erwarten. Der 
Caſſenſchein eines Staats wie Preußen und die Note einer Centralbank in 
ſolchem Staate wird innerhalb Einer Volkswirthſchaft, was die Deutſche 
doch iſt, natürlich einen weiteren allgemeineren Umlauf in und ſelbſt au— 
Berhalb dieſer Volkswirthſchaft haben, als baieriſche, oder vollends würtem- 
bergiſche und badiſche Caſſenbillete und Noten, nur wegen der weit größe— 
ren Bedeutung des preußiſchen Landes. Das Gewicht ſolcher Machtunter— 
ſchiede bricht ſich auch in dergleichen Dingen Bahn, ungehindert oder kaum 
gehindert durch politiſche Vorurtheile. Deshalb wird man mit Grund be— 
haupten dürfen, daß die Emiſſionsplätze einer auch relativ größeren 
Menge ſolcher Creditumlaufsmittel — per Kopf berechnet — im Norden 
liegen und die Kopfquoten, welche nach dieſen Ausgabeſtätten des Pa— 
piergelds und der Banknoten berechnet werden, immer von vornherein im 
Norden, beſonders in Preußen etwas höher ſtehen müſſen. Die obige Diffe— 
ren; wird ſich daher wohl bei weiterer Entwicklung der ſüddeutſchen Zet- 
telbanten vermindern, aber ſchwerlich ganz ausgleichen. Dies um jo weni: 
ger, weil bei unjerer jchwerfälligen Silbermwährung in normalen Zeiten 
ein Theil der Noten als unmittelbare Erjagmittel für das der Bequem: 
lichfeit wegen lieber in die Banken gelegte Silbergeld in Umlauf fommt 
und man vollends für einen ſolchen Zweck die umlauffähigiten Noten, 
aljo in Deutſchland die Preußiſchen, ——— und Sächſiſchen den an— 
bern vorzieht. (S. u. ©. 207). Die Daten der unten folgenden Tab. TIL 
liefern manches ftatijtiiche Bemweismaterial zur Unterjtügung der vorausges 
henden Deduction auch durch die bisherige Erfahrung. 

Die preußijche Kopfquote vermindert ſich nod um etwa O0. Thlr. 
durch die vorausfichtlih bald erfolgende Einziehung der im Jahr 1868 
ausgegebenen Darlehenscafjensheine Sie fteht gegen die ſächſiſche und 
auh gegen die thüringiſche erheblih zurüd. Darauf kann wieder 
nicht zu viel Gewicht gelegt werben, denn die Noten und ‘Bapiergelder 
diejer Staaten laufen grade in größeren Beträgen auch außerhalb um 
und ein hochinduſtrielles dicht bevölfertes Land wie Sachſen bedarf einer 
großen Menge Ereditumlaufsmittel. Es ift die aud gegen das ganze 
übrige Norddeutſchland geringere preußiſche Kopfquote nur deshalb zu 
beachten, weil gelegentlih in der Preſſe die Sade jo dargeitellt wird, 
als hätte Preußen durch die ſtarke Emiſſion der Preußiſchen Bank vom 
„Papiercredit“ ähnlih umfaſſenden Gebrauh, als die anderen Staaten 
gemadt. Auch für das Preußen im vor 1866er Umfang ift die Kopf: 
quote nur c. 8.7 Thlr., wovon noch c. 1 Thlr. abginge für die Mehr: 
emijjion der Preußiſchen Banknoten in indirecter Folge der Annerionen. 
Bei irgend welder Regelung des Banfnoten- und Staatspapiergeldweſens 
nad Kopfquoten würden bie übrigen Staaten des Norddeutihen Bundes 
aljo mehr als Preußen zur Verminderung anzubalten jein. 


a. Fortſetzung. Die Entwidlung bes Banfnotenumlaufs in Deutſchland. 


Ein Urtheil über die Bedeutung der abjoluten Höhe, melde die Ges 
jammtjumme beider genannten Umlaufsmittel und ſodann aud der Noten 
allein in Deutſchland erreicht hat, bier abzugeben, namentlich darüber, ob 
dieſes „Papiergelds“ — in diejem Sinne des Worts — „zu viel” jei, 
halten wir nur bedingt für thunlich, obgleich in ſolchen Fällen derartige 
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Urtheile öfters verlangt und nicht ſelten auch ausgeſprochen worden find. 
Wie ſich ſattſam aus dem ganzen Inhalte dieſer Schrift ergibt, kann von 
unſerem Standpuncte aus ein ſolches Urtheil ſchwer gegeben, weil nicht all—⸗ 
ſeitig genügend begründet werden. Es wirken zu viele und zu verſchiedene 
Elemente auf den Bedarf an den genannten beiden Umlaufsmitteln ein, die 
Vergleichung mit anderen Zeiten und anderen Ländern iſt wegen der zu 
großen Ungleichheit des zu Vergleichenden zu unſicher, um allgemeine Ur— 
theile aufſtellen zu koͤnnen. Durch die folgenden Bemerkungen ſoll daher 
vornehmlich nur eine negative Kritik an einigen der Verſuche, zu allgemei— 
neren Schlüſſen über die numeriſche Entwicklung und die Bedeutung der 
Summe unſerer Papiergeld- und Notencirculation zu gelangen, geübt wer— 
ben, — was dann inbirect aber aud einige pojitive Ergebnifje zur Folge 
bat. Auch muß man menigjteng zu einem etwas fichereren Urtheil darüber 
zu kommen juchen, ob die biöherige Entwidlung des deutjchen Notenweſens 
mindejtens im Ganzen eine gejunde oder ungejunde ift, denn davon hängt 
die Methode der Regelung des Staat3papiergeld3 wieder mit ab. Deshalb glau— 
ben wir gerade an diejer Stelle der beregten Frage nicht vorbeigehen zu jollen. 

Wie jhon oben bemerkt wurde, muß eine Bejeitigung des Staatspa— 
piergeld8, aljo allenfalls deſſen Erjegung durch Noten, erjtrebt werden. 
Darüber herrſcht verhältnigmäßige Einmüthigkeit. Die jeit 1866 erfolgte 
Mehrausgabe zumal würden wir möglichjt bald bejeitigt wünſchen. 

Was den Banknotenumlauf allein anlangt, jo weilt man mit- 
unter bedenklich auf deſſen raſche Vermehrung in den legten anderthalb bis 
zwei Jahrzehnten, ferner auf die hohe Summe des davon metalliſch 
unbededten Betrag und vergleihsmeije auf den Notenumlauf 
anderer Länder hin, um ein mehr oder weniger ungünſtiges Urtheil 
über die Ausdehnung und Größe unjered gegenwärtigen deutichen Bankno— 
tenumlauf3 zu begründen. Indeſſen gelingt dies unſeres Erachtens auf dieſe 
Weiſe nicht. 

Der Notenumlauf hat ji allerdings jehr bedeutend vermehrt, wie 
fih aus folgender nah D. Hübner's, Röpell's, des Actionär’s 
und meinen Zujammenjtellungen entworfenen Tab. II ergibt, melde zu= 
gleich den Betrag der nad) Abzug ded ganzen Metallbaarfonds verbleibenden 
und metallijh ungededten Noten vorführt. #9) 


53) S. namentlich D. Hübuer's ftatift. Jahrb. B. 18. Hübmer’s verdient: 
volle Statiſtik des deutihen Bankfwefens für 185162 enthält freilich mitunter ſtörende 
Rechen: und Drudfebler. Die Ziffer für ben ganzen Notenumlauf im 3.1857, Jahrb. B. 
VI, Abth. 1 ©. 3, ift falfch, wegen einer faljchen Zufammenjtellung bei ber Preuß. Bank 
(S. 55, ſie iſt bier nach amtlichen ſpeciellen Ausweiſen berichtigt (100.2 ſtatt 119.98 Mill. 
Thlr.) Röpell’s Bankſtatiſtik (1864—66/67) (auch mit Fehlern, ſ. u. Anm. 461) berüd: 
fihtigt bie Baieriſche und bie Lurenb. Bank nicht. Die Daten für beide find in Tab. III 
aufgenommen. Für 1863 fehlten mir bie vollftändigen Angaben, die Ziffer bei den preußischen 
Banken bezieht fih auf Apr. 1864. Bis incl. 1866 enthalten bie Yen ber Tab. III die 
Daten für bie Naſſauiſche Landesbank mit. Die mit circa bezeichneten Zahlen find annähernde, 
ba für einige Banken nicht genau die Daten für dem betreff. Zeitpunct vorlagen. Kleine 
Differenzen in ben ftatift. Zufammenftellungen entftehen daraus, daß die Banken nicht 
immer die in Gafje befindlichen eigenen Noten getrennt angeben und ebenfo in ber 
Caſſe mitunter Metall unb ur eld u. fremde Noten nicht immer trennen (j. 
oben S. 51, Anm. 130, €. 9, 97). An Tab. II ift womöglich nur ber Notenumlauf 
angegeben und nur das Metall von ihm abgerehnet, um bie „ungebedte* Menge 
Noten zu berechnen. Daraus erklären fich mehrfahe Abweihungen von O. Hübner, 
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Tab. III. Deutſcher Banknotenumlauf 1846—68. 
1. BER: "PER. 
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Enbe. I me. | überh. |__ 
Er |u “ni * .n 

Thlr. * 3 

1846 Auf. | 6. 64%, 11 ıd—|— 
1851 ; vn ? 21741 30% 
1852 377.8 4ml41.9] 24.0 414.9 13.1 542 09 
1853 37. 88238 2391 22 ; 13.61 7.7 56.6] 63.7] 24.7 
1854 39.07 008] 0.1) 24.0 6. | 15.7 635 41.605 0 
1855 43.0) 40.0253] 2111 2:1] 10.0] 21.9 88 40.2] 49.1 19,3 
1856 81.700 31.251 38.2] 51.01 174 34.1] 30. 13% 45.0] 62,% 55.9 
1857 100.20 37.991 37.0] 71.7) 33.0] 46.0] 2853| 5.0 17.5] 71.6 86.8 
1858 106.29] 40. 37.8] 78.5 | 3051 388] 27.71 96 344739 76.2 
1859 122.05| 42.500 34.8] 973| 465 | 47.8] 24.8-- 4.0 — | 79.1100. 
1860 154.%2]) 55,501 36.0] 123.+| 438 | 35.5| 31.0 44.7 37.1 79,9 78.9 
1861 177.60) 65,90] 37.1] 1443| 52.+| 36.>| 33.3) 413,5| 40.5] 81.8 79.5 
1862 173.651 7401 420l 1293| 520| 402] 444 221 50.1744 69.8 
1863 2 2 ? 1234| 552) (449)1 2 st Er ri 
1864 e.176.0 Ic. 82.71 47.0] 1213| 55.2] 455 le. 54."le. 27.5! 50.3] 68.9] 66.7 
1865 e.191.5 c.106.+] 55.5] 132.+ | 69.9 | 52.8 le. 59.2/e. 36.5] 61.6] 69.1] 65.7 
1866 c.184.5 Ic. 81.0] 43.8] 133.2 | 60.6| 45.5 le. 51.5le. 29.5) 39.6] 72.2) 74.# 
1867 e.210.0 le. 92.91 44.8} 147.6 | 61.7! 41.8 le. 62. c. 31.2] 50.0] 70.3) 66.* 
{ 99x 44, .1104.01 46.0] ,-. 4 \c68.0 | 43.71} N (65. 
1868 a. 99.0] 43.711 155 1° 60 | go. je 1°. “ 50," tr 





Die Tabelle III jtellt die Entwidlungsverhältniffe des Banknotenwe— 
jeng in Deutſchland jo Klar dar, daß es einer näheren Erläuterung nicht 
bedarf. Der Hauptanſtoß erfolgt offenbar in den Speculationgjahren 
1854—57 und endet mit der Krifis in der Effectenipeculation im Herbſt 
1856 und in der Waarenjpeculation im Herbit 1857. Die mitunter, aud) 
in einer preußijhen Denfihrift vom Jahre 1857, 5%) als ganz übermäßig 
bezeichnete, nur in amerikaniſchen Berhältnijjen ein Vorbild findende Aus: 
dehnung des Notenumlaufs der Kleineren deutichen Banken in den Jahren 
1853/54 big 1856/57 erſcheint angeſichts der jpäteren Entwiclung bei die- 
jen Banken, vollends aber bei der Preußiſchen Bank jeit 1856 keineswegs 
jo übermäßig, wird ſchon deshalb vom Standpuncte einer jegigen rubigeren 
hiſtoriſchen Ntetrojpective nicht mehr als ein jehr wejentlih mitwirfender 
Factor an der Speculation der 50er Jahre zu ‚bezeichnen fein und findet 





z. B. 1859—62 gibt die Tab. den „ungebedten“ Notenumlauf auf reip. 42.50, 55.50, 
65.90, 74.60 Mill. Thlr. Hübner, indem er ben Gafienbeftand an Ötaatspapiergeld 
u. j. w. gleichfalls als Baardedung abrehnet, nur reip. 37.96, 51.6', 60.08, 64.65 Mill. 
Thlr. Namentlich die Preuß. Bank und ber Berl, Gafjenverein haben meiftens je 2—3 
Mill. Thlr. Papiergeld (preuß. Gafienbillete u. j. w.) in Gajie. Für 1868 ift approris= 
mativ bie metalliih ungededte und die auch nah Mitabzug des Papiergelds ungededt 
bleibende Notenmenge, erftere aljo mit der größeren, dieje mit der Eleineren Ziffer an- 
gegeben. Das Pluszeihen bedeutet, daß bie Gajle an dem Zeitpuncte den Notenumlauf 
überjtieg. Als preuf. Banken wurden auch nod 1866—68 in Tab. III nur die alt: 
preufiichen gerechnet. — Die Baardbedungsprocente ergeben ſich alfo in Col. 4, 
7, 10 durch Abzug ber angegebenen Zabl von 100. 

#59) Preuß. Denkſchr. v. Apr. 1857, Preuß. H. Arch. 1857 I, ©, 548, 
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in andern Ländern, 3. B. in der Entwidlung der englifchen Joint-Stock— 
Zettelbanfen in den 30er Jahren mehrfad ein Analogon. #5) 

Nah einem Stilljtand in den Jahren 1857—58 und zum Theil noch 
1859 erfolgt von 1859/60 an wieder eine ftarfe Ausdehnung des Noten- 
umlauf3 der Preußiſchen Bank, denn legtere fommt in diejer Beziehung in 
Preußen beinahe allein in Betracht. Doch zeigt die Bewegung des Betrag 
ber metalliſch ungebedten Noten, daß von 1858/59 bis 1862 und zum 
Theil noch länger vornehmlid nur Noten als bequemeres Zahlungsmittel 
gegen Silber aus der Bank geholt wurden. Der neue Aufſchwung des No— 
tenumlauf3 der übrigen deutſchen Banken, woran die Frankfurter einen nicht 
unerheblichen Antheil hat, erfolgt erit etwas jpäter als bei den preußijchen 
Banken, dann aber relativ rajcher und ftärfer, von 1862 an. Col. 11 
und 12 in Tab. IH Lafjen dies von 1861 bis 1865 in dem Zurückweichen 
des Antheild des preußiichen am gefammtdeutichen Notenumlauf bejonders 
deutlich erfennen. Auch der metalliich ungedeckte Betrag wächſt bei den übri— 
gen noch rajher als bei den preußiichen. Um jo beadhtensmwerther ift es, 
daß troßdem auch jene Banfen und jede einzelne von ihnen die unerwartete 
furdtbare Krijis des Jahres 1866 jo gut durchmachten, wenigſtens ohne 
irgend zu jtoden, wenn auch mitteljt einer einjchneidenden, jehr jtarfen 
Einſchränkung der Eredite. Die Ereignijje ded Jahres 1866, die Vergröße- 
rung Preußens und die Errichtung von Filialen der Preußifchen Bank in 
den neuen Provinzen haben eine erhebliche Vermehrung des Notenumlaufg 
der Preußiſchen Bank zur Folge, wiederum aber vornehmlich durch Einle- 
gung von Silber in die Bank, — dieſelbe Erjcheinung, wie gleichzeitig 
bei der Banf von Frankreich und anderen Banken, im Zujammenhang mit 
der Plethora baaren Geld3 in ganz Europa von 1866—68/69. #56) 

Sehr bemerfenäwerth aber ik, daß wie überhaupt auch noch nad 
1856/57, aljo nad) der Erweiterung der Preußiſchen Banf und der dama— 
ligen Handelsfrifis, jo auch nad 1866 troß des vorübergehenden Rück— 
ſchlags der Notenumlauf der übrigen Banken auch wieder wächſt und bie 
Baarvorräthe auch bei ihnen jteigen, jedenfall3 das ftatutariihe Maaß er: 
heblich überjchreiten. Es zeigt dieje Erjcheinung wohl, daß in der That ver: 
mehrte Eoncurrenz den Banken nicht nothmwendig jchadet. Der Aufſchwung 
bes Ereditwejens, welchen die Preußiſche Bank einer=, die übrigen Banken 
andererjeitö bewirkten, kam im Ganzen allen gegenjeitig zu Gute, troß Ber 
gegenjeitigen Klagen über die Concurrenz. Col. 14 und 12 in Tab. III 
find in dieſer Hinficht auch wieder bejonders injtructiv. Auch hier eine groß— 
artige Interejjenjolidarität. 

Im Ganzen wird man die Entwiclung des deutſchen Notenumlaufs 
als eine gejunde bezeichnen dürfen. In der Bewegung jpiegelt ſich naturge: 
mäß die politijhe und die Wirthſchaftsgeſchichte deutlich ab. ES liegt nad) 
den Zahlen in Tab. III kein Grund vor, wegen der bisherigen Vermeh— 


455) Meine Beitr. ©. 241 ff., f. auch ©. 259 ff, 272 ff., 332 fi. Das Meifte, 
was ich bier vor 12 Jahren ausgefproden, bat durch die ſeitdem verflofjene Zeit jeine 
Betätigung gefunden. s 

456) Die Baarjonds der Banken von England, Frankreich, Preußen, Oeſterreich, 
Rufland betrugen zufammen Ende 1865 417, im Mai 1868 733 Mill Thlr., diejenigen 
der drei erjten baarzahlenden Banken rejp. 270 u. 537 Mil. Thlr., Sept. 1868 590 
Miu. Thlr. S. meine Ruſſ. Papierwähr. ©. 200, 2%, ©, u, Anm. 461. 
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rung der Noten ein neues bevormundendes Einfchreiten der Gejeßgebung in 
das Zettelbanfwejen gut zu heißen ober gar es zu verlangen. Die letzten 
anderthalb Jahrzehente bilden eine Epoche in der deutjchen Vollkswirthſchaft, 
melde genug Erfreuliches zeigt. Man denke 3. B. nur an den Aufſchwung 
des Bergbaues, der Eijenverarbeitung, des Eifenbahnmwejend, des inneren 
und auswärtigen Handel3 u. |. w. Die Ausdehnung des Notenumlaufs ift 
eine biejen ebengenannten correjpondirende, mit ihnen in Wechſelwirkung 
ftehende Erſcheinung. Sie zeigt aud) auf diejem Gebiete wieder, daß gleiche 
Urſachen gleihe Wirkungen haben, und bildet, richtig ausgelegt, ein neues 
Argument zu Gunjten freierer Gejtaltung des Bankweſens. +7) 

Die in der freihändleriſchen Prejje beliebte, von Röpell, in der 
Nationalzeitung und von Anderen, jetzt auch öfter8 in den Jahresbe- 
richten der Banken vorgenommene Berehnung bes Betrags der me- 
tallifh ungededten Noten fcheint uns den ihr beigelegten Werth für 
bie Fragen des Zettelbankweſens nicht zu befigen. Im Grunde läuft dabei 
bie irrige Geld: und Credittheorie der engliihen „Gurrency: Schule” und 
der Peel’ihen Acte von 1844 unter. Davon aber auch abgejehen, leiden alle 
jolde Berehnungen, deshalb auch die obigen in Tab. II, an dem durch— 
gehenden Fehler, daß der Baarfonds der Banken ausſchließlich 
als Dedung der Noten, niht aud der Depofiten und joniti= 
gen Berbindlihfeiten der Banken, ſowie als theilmeije 
nothwendiger bereiter Gejhäftsfonds behandelt wird. Dies 
ift durchaus unzuläffig, auch wenn, wie in den meijten deutjchen und frem= 
den Gejegen und Statuten, bejondere Bejtimmungen über die Höhe des 
Baarvorrath3 für die übrigen Zweige des Bankgeſchäfts * Das De— 
ſitengeſchäft ſpeciell führt auch oft Baargeld in die Bank. Man müßte da— 
her wenigſtens die metalliſch ungedeckten ſtets- oder kurzfälligen Forde— 
rungen an die Bank, neben den Noten alſo die meiſten Giroguthaben, 
Depoſiten, Contocorrentſaldi u. ſ. w. berechnen, was aber bei den Mängeln 
der meiſten Bankausweiſe und bei der ungleichartigen Zuſammenſetzung vie— 
ler gleich- und ähnlichnamiger Hauptpoſten bei verſchiedenen Banken wieder 
ſein Mißliches hat. Schlüſſe aus dem Betrag der metalliſch ungedeckten 
Notenſchulden allein, wenn letztere ſo berechnet werden, daß der ganze 
Baarvorrath vom Notenumlauf abgezogen wird, ſind daher nur ſehr bedingt 
zuläſſig; bei den einzelnen Gruppen von Banken und vollends bei den 
einzelmen Banken zum Zweck ber Vergleichung des Baarbedungsverhälts 
nifjes faft ganz unzuläjfig, da das Noten und Depofitengefhäft bei jeber 
Bank immer wieder in einer anderen numerischen Proportion jteht. In der 
folgenden Tabelle IV find für einige bemerfensmwerthe Zeitabjhnitte bie 
Baardeckungsquoten der Noten einer=, aller derartigen Schulden, die ſämmtlichen 
Depofiten u. j. w. inbegriffen, andererfeitö berechnet. Auch aus letteren Da= 
ten muß man nur vorſichtig Schlüffe ziehen, denn das Depofiten-, Giro— 
und Contocorrentgefhäft it bei den einzelnen Banken und Banfgruppen 
nad den Fälligkeitsterminen u. ſ. w. verſchieden. Die Abweichung der Baar 





7 Eine Ähnliche Periode war in England die Zeit nad dem amerif. Be: 
freiungsfriege, 1783 ff. die Epoche bes Uebergangs zum Maſchinenweſen. Wie oft hat 
a ee als faljches Argument gegen Bankfreiheit herhalten müſſen; j. meine Beitr, 
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deckungsquoten nur für die Noten und für alle Schulden zeigt, wie unzu— 
läſſig erſtere Berechnung allein ijt. +9) 


Tab. IV. Baardedung der liquiden Schulden der deutſchen Banken. 
1. 2. 8. 4. 5. 6. 7 





Moten Mil. The] 71.7] 144.3 | 132.* | 133.2 | 155.* 
Depofiten ꝛc. - 34.* 41.* 34.* 26.0 37.1 
Eumme folder Schulden ’ 106.1 | 185.8 | 166.8 | 159.2 | 192,5 
Baarfonds (Metall u. Papierg.) ” 41.8 97.3 68.0 Ti 92,* 
Baarfonds in Procent der Noten 9%, 58.3 67.+ 51.* 58,0 59,5 
bögl. aller Schulden 0, 39. 52.* 40.6 48,5 48,0 
Andere beutfhe Baufen. 

Noten Mill. Thlr.| 26.' 30.? 51.* 43.6 64.* 
Depoſiten ꝛc. — 16. 16.* 16.* 15.6 19,7 
Summe folder Schulden & 72. 46.9 67.8 59,2 84.2 
Baarfonds (Metall u. Papierg.) a 172 18.7 24.' 25.1 32.9 
Baarfonds in Procent d. Noten WN 68.2 61.9 46.9 57,6 51,0 
bögl. aller Schulden 0, 42,3 39.9 35.6 42.* 39. 

Alle dentſche Banken. 

Noten Mil. Thlr 97.81 1745 | 183.8 | 176.8 | 219.9 
Depofiten ıc. . 50.* 58.2 50.8 41.8 56,8 
Summe folder Schulden R 148.2 1 232.7 | 234.6 | 218.*+ | 276.7 
Baarfonds (Metall u. Papierg.) a 59.6 | 116, 92.11 102.* | 125.3 
Baarfonds ın Procent db. Noten %% 60.9 66.9 50.' 57.6 57.0 
bögl. aller Schulden %, 40.2 49.9 39.3 46.9 45.3 


Die baare Dedung der Noten und Depofiten u. j. mw. ſinkt auch bei 
den nichtpreußiihen Banken ſelbſt in dem ungünſtigſten Zeitpunfte, Ende 
1865, nicht auf ein Drittel. Die Banfen halten aljo freiwillig oder ge— 
wungen durch die Verkehrs- und Gejchäftsverhältnijje mehr Baarvorrath 
Kr alle ihre ſtets- oder baldfälligen Verbindlichkeiten, als ihnen in der 
Regel gejeglich für die Noten allein vorgejchrieben iſt. Auch diefe TIhat- 
ſache iſt wieder ein Argument für liberale Bankpolitit. Die Verſchiedenheit 
ber Baarfondsprocente der Noten allein und der jämmtlichen Schulden, 
mindeſtens wie noch gegenwärtig um 11—12°/,, darf doch offenbar nicht 
unbeadtet bleiben. Zu niedrig erjcheint die geſammte Baardedung für alle 

58) Mit Benügung berfelben Materialien wie für die vorige Tabelle. Die „ans 
beren Deutſchen“ und baber „alle dbeutihen Banken” umfaſſen in Tab. IV nicht bie 
fämmtlihen Banfen, welde in Tab. I und III berüdfichtigt find, da die Ausweife mir 
nicht genügend vollftändig vorlagen. Die Daten in Tab. IV beziehen fih nämlih nicht 
mit auf bie Baußener, bie beiden Lübeder, die Bücdeburger, die Luremburger Banf und 
ben Leipz. KHaflenverein, ferner auch nicht wie Tab. III auf die Naff. Landesb. Das 
Wegfallen biefer Heinen Banken ändert bie z. im Ganzen nur unbebeutend, Für 
1865 und 1866 fehlt aber auch die Baier. Banf, für 1868 die Roftoder. Daher die 
Abweihungen von Tab. III. Zum Baarfonds ift in Tab. IV außer dem Metall ferner 
auch ber Etaatspapiergeldbeftand u. |. w. gerechnet. Unter ben preußiſchen Banken find 
auch 1866 u. 1868 nur die ber alten Provinzen zu verfteben. Die Rubrik Depofiten 
umfaßt bie Depofiten, Eontocorrent: u. Girofaldi und von 1865 an auch Fleinere ver: 
wandte Voten. Die Baarfondsprocente bei den preuß. Banfen geben mit den Zahlen 
der Eol. 7 in Zab. I mehr als 100, weil bie Staatspapiergeldcajje in Tab. IV 
eingerechnet if. 
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Verbindlichkeiten im Allgemeinen gewiß nicht, fie iſt z. B. bedeutend höher 
als im Durdichnitt in England und auch ald nod neuerdings in Nord— 
amerifa, obgleich hier die Nationalbanfen nad) den officiellen Berech— 
nungen eine die gejetliche erheblid,) überjteigende Baarrejerve halten. +39) Je— 
denfalls wird man nad) diefen Ergebnijjen des Bankbetriebs die Höhe des 
metalliich unbedecten Notenbetrags allein um jo weniger für bedenklich hal: 
ten müjjen, als die Höhe der metalliih unbedecdten Noten und Depojiten 
im großen Durdjchnitt unjerer deutjchen Banken durchaus Feine Bejorgnig 
einflößen kann. 

Es fommt dann nur noch der Vergleih mit dem Bankweſen 
anderer KYänder in Betracht, durch welchen man gelegentlich verjchiedene 
Urtheile über die Entwidlung und Höhe des deutſchen Notenumlaufs hat be— 
gründen wollen. Leider, daß jolche Vergleiche wiederum nur jo ſchwer an— 
zuftellen jind. Abgejehen von der durdhgreifenden Verſchiedenheit der allge— 
meinen wirthichaftlichen Factoren, welche wieder eine entiprechende Verſchieden— 
heit der creditwirthichaftlichen Verhältniffe überhaupt und derjenigen bes 
Notenumlaufs jpeciell bedingen, weicht die Beziehung zwijchen den Zettel— 
bank und den übrigen zu Zahlungsvermittlungen dienenden Banfgejchäften 
und Einrichtungen des Geld: und Creditweſens gleihfall8 von Yand zu 
Land jehr ab. Im größten Theile von Großbritannien und in vielen Thei- 
len Nordamerifa’3 braudt man jtatt der Banknoten andere Zahlungsfor— 
men des Creditweſens, Checks, Ausgleichungen im Clearing-Houſe u. |. w., +0) 
während auf dem Gontinente, in Frankreich wie in Deutichland, noch heute 
vornehmlih Münze und Banknoten für diejelben Zahlungen verwendet wer 
den. Der Notenbedarf ijt aljo bier relativ größer als dort und demge— 
mäß fann eventuell troß der Fleineren Geſammtumſätze der abjolute 
Betrag des Notenumlaufs, per Kopf der Bevölkerung berechnet, in Deutjch- 
land höher jein. 

Ferner dehnt ſich dort, mo nicht gleichzeitig ein entjprechenes Depo— 
fitengejchäft, namentlich bei der Centralbank jelbit, entwickelt ift, der Noten- 
umlauf gelegentlich in Zeiten der Weberfülle disponiblen, beichäftigungslojen 
Baargeldkapitals, wie in den letten drei Jahren, nominell jehr ftarf aus, 
ohne daß aus diefem Umftande auf eine gleihmäßige Ausdehnung der wirk— 
lih wirktjamen, activen Circulation der Noten zu jchließen ift. Auch 
in dieſer Beziehung haben bdirecte Vergleihungen der Notenmengen, 3. B. 
zwiſchen Großbritannien und Nordamerika einer=, Frankreich und Deutich- 
land anderjeit8 und auch leßterer beiden Länder unter einander ihr Mi: 
liches, — noch abgejehen davon, daß bei denjenigen Gejetgebungen, welche 
wie die nordamerikanijche von 1863 und die Peel’jche für die englijchen 
Landbanken den Notenumlauf dur eine abjolute Ziffer begrenzen und über 
dieje hinaus nicht einmal gegen volle Baardedung die Vermehrung der 





439) In dem Abjchnitt won der Notendefung unten fommen wir auf diefen 
Punct zurüd. Nah einem Ausweis von Anf. 1868 ſchwankte die Baardefung der Noten 
und Depofiten bei ben Banken der amerif, Einlöſungsſtädte zwiichen 25.° in Gincinati 
und 39.79, in Neworleans, in Newyork war fie 34.2, bei den übrigen Banfen beträgt 
fie meift einige 20%,, mitunter nur 17—18, in einzelnen Staaten 30—40°/, und mebr, 
in Newyork 21.+, Maflachujetts 24. %,. ©. Hild. Jabrb. X, 358. Bol. aber über ben 
bedingten Werth diejer Berechnungen db. Aufj. in Economift v. 2. Jan, 1869. 

460) S, Theorie d. Peel'ſchen Acte S. 111—121. 
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Noten geitatten, auch eine bloy uominelle Erhöhung des Umlaufs un: 
möglich ijt, jobald leßterer die gejeßliche Grenze erreicht hat. Wenn in Eng: 
land überſchüſſiges Metallfapital vorhanden, wandert e8 meijtens in bie 
Engliihe Banf als Depofiteneinlage und jteigert den Notenumlauf nur in 
dem alle, ald der Eigenthümer dafür jener Bank Noten entnimmt, mas 
jelten und nur aus jpeciellen Gründen gejchieht. In der Regel begnügt ſich 
der Eigner mit der bloßen Cinlage in der Bank, bekommt eine Gutſchrift 
für den Betrag dafür auf feinem Gonto und verfügt darüber mitteljt 
Checks u. j. w. Daher jteigt der Notenumlauf der Engliſchen Bank in jol- 
cher Lage mur wenig, — nur etwa für die Beträge ſolcher Eigenthümer, 
welche für ihre Gejchäfte zum Theil etwas Bank-von-England-Noten, viel: 
leiht aud nur zur Reſerve, brauchen, was 3. B. bei einigen Provincial- 
banken der Fall jein fann. Anders auf dem Continente und auch bei ber 
Sranzöfiihen und Preußiſchen Banf. Die erjtere hat zwar ein beträchtliches 
Depofiten: und Gontocorrentgejchäft neben dev Notenausgabe, da3 in eini- 
gen Buncten dem der Engliihen Bank gleiht, in anderen wieder nicht. 
Ueberſchüſſiges Metallgeld fließt ihr ebenfalld zu, theils im Depofiten, vor: 
nehmlich aber im Banknotengejchäft und zwar in der Weile, daß die Fran— 
zöjiihe Bank dafür Banknoten ausjtellt, dem Eigner übergibt und dieſer fie 
nun, aud wenn er, wie in den legten „Jahren ficher in großem Umfjange, 
nit unmittelbar Gejchäfte damit zu machen hat, entweder bei ji als Re— 
jerve verwahrt oder bei einer anderen Bank einlegt. In beiden Fällen 
jind die Noten „außerhalb der emittirenden Bank”, nominell „im Um: 
laufe”, reell nicht, eben jo wenig gebraucht, wie die ruhig jtehenden, zeit- 
weije nicht einmal zu Transferirungen „bezogenen“ Depofiten in der Eng: 
liſchen Bank. Aber wenn man dann beide Banken nad der Höhe ihres 
Notenumlaufs vergleicht, jo erjcheint bei der Franzöſiſchen eine jtarfe Stei- 
gerung, bei der Englijhen nicht. Aehnliches wie von jener gilt von ber 
Preußiſchen Bank, nur daß diefe noch weniger ein mercantiles Depofis 
tengejchäft hat und der Unterjchied zwiſchen nomineller und reeller Erhö— 
bung des Notenumlaufs im Falle einer ſolchen Baargeldplethora daher 
bei ihr und ähnlich bei den gejammten deutichen Zettelbanken nod größer 
ijt. #94) Hieraus folgt, daß die Vergleihung der Notenmengen verjchiedener 

461), Die Erjceinungen ber jüngiten 3 Jahre 1866—69 liefern neue Belege für 
biefe Entwidlung, Es war z. B. in der Franz. Banf Dec. 1865: Baarfondbs 438, 
Notenumlauf 864, Privartdepofiten 186, Wechfel und Vorſchüſſe 732. Dec. 1868 Baar: 
fonds 1168, Notenumlauf 1292, Privatbepoi. 330, Wechſel u. Vorſch. 623 Mill. Fr. 
In der Enalijben Banf war zu denſelben Zeitpuncten Ende 1865 und 1868 ber 
Baarfonds 13.7 und 18.3, dev Notenumlauf 20. und 23.5', der Betrag ber Privat: 
bepofiten 13.23 und 19.8, der Privatficherbeiten 2235 und 20.75 Mill. Pid. St. Da im 
J. 1867 u. 1868 bei der Engl. Bank ſchon eine zeitweilige Abnahme der Baarvorrätbe 
eingetreten ijt, jo flimmen andere Ziffern diefer Bank noch deutlicher zu obiger Debuction. 
Auch bat der Notenumlauf diejer Banf aus Urfachen, welde von der jüngften Baar: 
geldüberfülle unabhängig find, fich ſchon länger dauernd etwas erhöht. Berechnet man 
aus der Bewegung der Hauptpoſten der Banfbilanz, woher bei der Kranz. Bank in 
ben genannten beiden Terminen bie Vermehrung des Baarvorratbs um 730 Mill. Fr. 
berrübrt, jo kommen davon 109 Mill, auf Abzablung von Wechſeln u. ſ. w., 146 aus 
dem Zufluß im Privatdepofitengeihäft, 81 aus demjenigen im Schagcontocorrent (das 
aus vorübergebenden Urjahen jo bob), 428 auf die Vermehrung ber Noten (dev Ue: 
berſchuß diefer 4 Ziffern über 730 Mill. erklärt ih aus Bewegungen anderer Banfpoften). 
Demnach fommen c. 58%, ber Erhöhung des Baarfonds auf die correiponbirende Zu: 


Länder zu irgend einem einzelnen Zeitpuncte nicht leicht richtige Schlüfje 
geitattet. Selbft Durchſchnitte für etwas längere Perioden jind in dieſer 
Hinjiht nur bedingt brauchbar. 

Endlich madt die verjhiedene Stüdelung der Noten, bejonders 
das VBorhandenjein verjhieden großer Minimalftüde in ver 
ſchiedenen Ländern die Vergleihung wieder ganz unficher. Je tiefer das 
Minimalſtück gegriffen, deito höher kann unter übrigens gleihen Umjtänden 
der Notenumlauf jein, weil eine große Neihe anderer Umſätze fih dann 
gleichfalls dur Noten ausgleichen laffen. Bei dem Mangel einer genügen: 
den Stüdelungsitatijtif kann auf diejen enticheidenden Umſtand nicht ge 
bübrend bei VBergleihen Rüdjicht genommen werden und felbjt wenn dieſe 
Statijtit vorhanden ift, entzieht ſich der Umſtand der rechnungsmäßigen Wür— 
digung, daß in Ländern mit Höheren Notenminimis ein Theil der größe: 
ren Noten wieder Functionen von Eleineren Noten anderswo, z. D. ein 
Theil der Zehnthalernoten Functionen der fonjt etwa vorhandenen Fünf: 
thalernoten übernimmt. 

Nah dem Vorausgehenden wird man über das Mißliche aller ſolchen 
Vergleiche der Papiergeld und Notencirculation verſchiedener Länder nicht 
im Zweifel fein. Die Bedenken wider die Kopfquotenberechnungen kommen 
hinzu. Deshalb beſchränken wir uns nur auf ganz wenige Vergleichungs: 
zahlen und bauen darauf Feine weitgehenden Schlüfje. +2) 


nahme der Noten, — bie neue Ausgabe der 50: Fr.:Billete hat daran feinen ſehr her 
vorragenden Antheil (f. unten Anm. 462). Ber der Bank von England dagegen 
erfolgte von Dec. 1865 bis Ende Jan. 1868 eine Vermehrung bed Baarvorraths von 
13.7 auf 22.3: Mill. Pfd. St., alſo um 8,5! Mill. Pid. St. Diefe Zunahme erflärt 
fih zu 1.72 Mil. Pfd. St. aus Abzablung ꝛc. von Wechſeln u. j. w. zu 9.27 Mil. 
Pd. aus Vermehrung ber Privatdepofiten (wogegen bie des Staatsfhages um 5 Mil. 
Pid., aber nur vorübergebend wegen der Zinszahlungen, abgenommen batten), zu 2 
Mil. aus Zunahme der Notencirculation (nad Ab ug bes erböbeten Betrages ber nad 
ben Geſetz metalliih ungebedten Noten). Nur c. 3 /o der Erböhung des Baarfonde 
fällt alfo möglicher Weije auf Mehrausgabe von Noten — wobei auf obige Bemerkung 
binzuweifen ift. — Bei der Preuß. Bank ftiegen die Beftände an Metall und Gaflen- 
anweiſungen von Ende 1865 bis Ende 1868 von 63.6 auf 87.2 Mill, Thlr., der No: 
tenumlanf von 125.2 auf 147. Mill. Thlr., bie Depofiten, Gutbaben ꝛc. fielen von 
27.* auf 26.5 Mill. Thlr., Portefeuille und Lombarbs ftiegen von 100.9 auf 103. 
Mil. Thlr. Kapital und Refervefonds hatten ſich durch bie Erhöhung bes erfteren in: 
zwiichen um 6.77 Mill. Thlr. vergrößert. Die Zunabme des Baarvorratbs um 23. 
Mill. Thlr. fällt mithin, wenn man bie Erhöhung der Vorfhüffe und Rückzahlung der 
Depofiten zulammen um 3 Mill. vorweg von der Mebrausgabe ber Noten abzieht, zu 
16.° Mill. Thlr. oder zu 71.29, auf die Vermehrung ber Noten, zum Reſte auf die 
des Kapitals u. ſ. w. (Die Zahlen für die Activa der Preuß. B. im 3. 1865 bei Rö— 
pell ©. 8, und demnach auch die weiteren Summenbaten, find falſch, indem R. bie 
Ziffern für alle preuß. Banfen aus Verſehen in bie Reibe ber Preuß. Bank einjekte, 
j. 3. B. den Ausweis im Brem. H. Bl. 1866 ©. 18). 

462), Ein Fleinerer Theil der Deutſchen Banknoten Tautet auf weniger als 10 
Tblr., 3.8. 10 fl., 5 Thlr., 5 fl., 1 Thlr. In Ermangelung einer genauen Stüdelungs: 
ftariftif läßt fich diefer Betrag nicht abziehen. Doc befindet ſich dafür unter dem bier 
nicht mit eingerechneten Deutfchen Staatspapiergeld ein nicht ſehr verfchiedener Betrag 
böberer Stüde, in Baben, Baiern, Heffen, Strelik u. f. w. So gleicht fich dies un: 
gefähr aus und man kann die Zahlen des Gefammtnotenumlaufs für Noten zu 10 Tblr. 
und darüber anjegen, ohne einen erheblichen Febler zu begeben. Von ben Noten ber 
Bee: B. Iauteten im J. 1868 6.** Mill. Thlr. auf unter 10 Thlr., von denen der 

remer 368,000 Thlr. &. — In g. nkreich ift der Umlauf ber in legten Jabren aus: 


gegebenen 50-Fr.⸗Billetts (13'/, Thlr.) auch 1867 noch unbedeutend, nur 31 Mill, Fr. 
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Thlr. Banknoten p Kopf 
Deutſchland (1868) (10 Thlr.Noten und darüber) 5.? 


Norddeutiher Bund (ohne Frankf. Noten c. 6.62) 7.18 
Preußen (ohne Franff. Noten c. 6.6) 7.36 
Uebriges Gebiet des Norddeutichen Bundes 6.87 
Süddeutſchland 1.30 
Süddeutſchland incl. Frankf. Noten c. 3.19 


Frankreich (1867 — 69) (131/,-Thlr. Noten u. darüber) c. 7—9 
Großbrit. u. rl. (1868) (Noten von und über 331/, a ET 
England und Wales (deögl.) - 8, 
Schottland (Noten von und über 5 Pfd. oder 331/, Thlr.) e 5.3 
Schottland incl. Noten unter 5 Pd. St. 10. 
Irland (Noten von und über 331/, Thlr.) : 4.5 
Irland incl. fleinerer Noten c. 85 
Berückſichtigt man die erheblich höheren Notenbeträge, auf melde bie 
franzöjijhen Noten lauten, jo wird man bie deutiche Ktopfquote 
um jo niedriger finden. Dazu kommt, daß die deutſche Silberwährung das 
Bedürfnig nad Banknoten in mancher Hinfiht mehr als die franzöfiiche 
Währung fteigert. Die Wohljtandsverhältnifje Deutſchlands und Frankreichs 
ind im Durchſchnitte ziemlich gleich, die unjeren werden von ung jelbjt 
meines Erachtens mit Unrecht Hinter die franzöfiichen gejtellt. Die Pro— 
grejjion wirthſchaftlicher Entwicklung iſt in Deutjchland wohl günjtiger, 
wie befanntlih auch die Volksvermehrung viel vajcher, die Volksdichtigkeit 
aud des Norddeutichen Bundes allein derjenigen Frankreichs jett ſchon ein 
wenig überlegen (3969 und 3858 p. Qu. M.). Der Einfluß jolder Ber: 
hältnijje auf die Höhe des Geld» und Notenbedarfs ijt freilich nicht ficher zu 
ermitteln, aber mindejtens erjcheint die deutjche Kopfquote an Banknoten 
nah dem Bergleich nicht bedenklich hoch. Bemerfenswerth gleichmäßig ijt in 
Frankreich und Deutichland die Vermehrung der Notenmenge etwa von 1858 
an bis zur Gegenwart, nachdem bei und um jene Zeit die erjte größere 
Sättigung des bis dahin überwiegend auf Münze angewiejenen Verkehrs 
mit Banknoten erfolgt war. Der deutjche Notenumlauf jtieg von etwas 
über 100 auf 200 Mill. Thlr. und darüber, der franzöfiihe von c. 600 





auf 1193 Mil. Noten im Ganzen. Der zweithöchſte ſtark verbreitete Abſchnitt iſt das 
100 Fr. Billet (26.7 Thlr.), 1867 284 Mill, Fr. Die Banfnotenjumme nod Anf. 1867 
und früber nicht iiber 1000 Mill., ijt in den legten 2 Jahren auf 11— 1200 geftiegen 
und bat 1868 1300 überichritten. Ans den oben bargelegten Gründen tft diefe Summe 
vorläufig wenigitens noch nicht als dauernde anzujeben. So wird man gegenwärtig 
wehl richtiger 7—8 als 8—9 Thlr. p. Kopf als Normalziffer betrachten. Sehr be: 
merfen&werth und für manche unjerer Argumente ein neuer Beleg aus der Erfahrung 
ift, das von der ftarfen Notenvermebrung 1864—67 von 720 auf 1193 Mill. nicht 
weniger al& 307 Mill. (399 fjrüber, 706 Mill. 1867) auf die 1000-%r.:Billete kommen, 
ſ. Juglar’s Ber, üb. d. B. v. Frankr. im Journ. des Econom. Juni 1868. — In 
Grokbritannien u. Jrland bewegt fih die Notencireulation ſämmtlicher Zettel: 
banfen gegenwärtig mit den üblichen monatlihen Schwankungen etwa zwijchen 39—41 
Mit. Pd. St, 40 Mill. ift der ungefähre Durbfchnitt. Davon fommen rund 23 auf 
die Banf von England, > auf die engl. Landbanfen, 5 auf bie jchottifchen, 7 auf bie 
irischen Banken, Nur lettere beiden geben Noten unter 5 Pd. St., wohl meift 1 Pfb. 
Etüde aus, die irijchen c. 47%, ihrer Notenemiffion in folden, die ſchouſchen, für die 
mir neuere Daten fehlen, wohl auch ungefähr die Hälfte, indem die ſtarke Ueberſchrei— 
tung ber geſetzlichen Emifften durch die wirkliche dem Vernehmen nad) bejonders auf 
1 Kid, Noten fällt. j 
Wagner, Gutachten. 14 
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Mil. Fr. (1857/58) auf 1000, 1100, 1200, vorübergehend auf 1300 Mil. 
Fr. in ben legten Jahren. Für die Frage über bie Wirkungen voller Gen= 
tralijation und theilweiler Decentralijation des Zettelgeihäfts auf die Aus— 
dehnung des Notenumlaufs ijt diefe Gleihmäßigfeit zu beachten. 

Auch im Vergleih mit den Zahlen des Vereinigten Königreichs 
erjcheinen die Deutichen Kopfquoten nicht hoch, wenn man die niedrigeren 
Notenſtücke bei und und den Umjtand berüdfichtigt, daß die allerdings viel 
größere brittijche wirthichaftliche Bewegung nur in untergeorbnetem Maaße 
durd Banknoten vermittelt wird. 

Vergleihe mit Yändern entwertheter Papiervaluta, wie Nordamerika, 
Deiterreih, Rußland, verbieten ſich durch die jpecifiiche Werjchiebenheit ſol— 
her Papierwährung von den Banknoten. 

Alle diefe Umjtände zujammen genommen berechtigen aljo wohl, un= 
beſchadet unjerer jelbjt geltend gemachten Bedenken mider jolche Beweis 
führung, zu dem Schluſſe, daß mwenigjtens die bisherige Entwidlung und 
Höhe des deutſchen Notenumlaufs im Ganzen nichts Ungejundes hat. Neues 
geſetzliches Einjchreiten, mit der Tendenz, den Notenumlauf in jeiner er- 
reichten Höhe und auch in feiner weiteren Ausdehnbarkeit durch bejondere 
Maßregeln zu beſchränken, erjcheinen danad) nicht begründet. Die Bejeiti- 
gung des Staatäpapiergeld8 mitteljt theilmeijer Ummandlung dejjelben in 
Banknoten, dem folgenden dritten Vorjchlage gemäß, und in Anknüpfung 
an das beitehende Zettelbanfwejen wird ebendeshalb auch nichts gegen ſich 
haben. Auf dieje Frage kommen wir nunmehr zurüd. 


e. Schluß. Vorſchläge zur Regelung bes Staatspapiergelds®, 


Die Regelung bes deutſchen Staatspapiergeld8 iſt nun in drei— 
facher Weije möglich: 

1) Es bleibt das Staatspapiergeld der einzelnen Staaten als 
ſolches beitehen, auch im Norddeutſchen Bunde, aber es erfolgt eine ge= 
meinjame oder einfeitig,, aber allgemein vorgenommene Regelung gewiſ— 
jer Buncte, um bie widtigjten bervorgetretenen Mißſtände 
moͤglichſt zu beſeitigen; ferner eine regelmäßige Tilgung auf Rech— 
nung jedes einzelnen Staats. 

2) &8 erfolgt eine Einziehung des Papiergelds der einzelnen Staa— 
ten gegen ein neue8 gemeinjames Papiergeld, wenn nicht des Zoll— 
vereing, was ja leider faum zu erreichen fein wird, jo doch des Nord— 
deutſchen Bundes und eine regelmäßige Tilgung diejeg neuen 
Papiergelds. 

Es erfolgt eine Erſetzung alles Staatspapiergelds möglichſt bald 
durch Banknoten, namentlich durch Noten in kleinen Stücken zum Be— 
trage oder unter dem Betrage des ſonſtigen kleinſten Notenſtücks, für die 
Zeit und in den Summen, für melde das Papiergeld noch in Umlauf 
bleiben würde, indem contractlid den Zettelbanken die Emijfion und Ver— 
waltung der bezüglihen Umlaufsmittel übertragen und durd die Gegenlei= 
tungen der Banken die Tilgungsmittel theilweije bejchafft werben. 

aa. Die Regelung bes als Eule Feuers noch beſtehen bleibenben 
Etaatspapiergelds, 

Diefer Vorſchlag ift der einfachſte, er ändert an den bejtehenden Ver- 

bältnifjen unmittelbar nur das Nothwendigite, knüpft ganz an jie an und 
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iſt ebenbeshalb vielleicht der „practifchite”, weil er die meifte Ausficht bie: 
tet, alljeitig leichter angenommen und durchgeführt zu werden. Freilich jchafft 
er auch nicht jo vollitändige und nicht jo raſche Befjerung, wie vermuthlich 
einer der beiden anderen. 

Die größten und bejonder3 von der Gejchäftsmelt am Unangenehm- 
ten empfundenen Webeljtände des deutichen Staatspapiergeld3 liegen, — 
von den im neuerer Zeit allerdings noch nicht practiich hervorgetretenen 
tieferen Mängeln und Gefahren in einer großen politijchen Krifi3 ab— 
gejehen, — nidt einmal jo jehr in der bunten Mannigfaltigfeit der Papier: 
gelder, als in der ungenügenden Fürſorge für die jtete bequeme 
Einlösbarkteit an großen Plätzen; in der vornehmlich dadurch be= 
wirkten Yocalijirung des Umlaufsgebiet3; in der Nihtannahme 
an ben öffentlichen Kajjen des „Auslandes“, d.h. der deutſchen 
Nachbarſtaaten, nahdem einmal das „einheimijche” Papiergeld und die No— 
ten der inländifchen Banfen meijtend jo angenommen zu werden pflegen, 
weshalb diejer Mangel bei jenem Bapiergelde bejonders empfunden wird; 
endlih in der mangelhaften Publicität der Verordnungen über 
Emijjion, Einziehung, Außercursjegung u. ſ. w. der Staats— 
papiergelder. Kurz, e8 handelt jich bier fait durchweg um Webeljtände, wie 
fie einem etwas decentralifirten Zettelbantweien, wie dem deutſchen, auch 
anhaften, und andererjeit3 um Mafregeln der Abhilfe, wie fie von ung 
eingehend oben in dem Abjchnitte IT, 2N. I (S. 34—66) und z. Th. N. II 
entwictelt und gefordert worden find. Die Klagen der Geſchäftswelt beziehen 
ſich ſtets vornehmlich auf diefe Puncte, wofür hier auf die früheren Anga— 
ben zu vermeijen iſt. 

Auch beim Staatspapiergelde vor allen der Klein- und 3. Th. der 
Mitteljtaaten, ja bei ihm in einiger Hinficht mehr als bei den Banknoten 
muß alfo jo vorgejorgt werden, wie es oben befürmortet wurde. Einlösbar- 
feit an den großen Plätzen, durch Vermittlung von Banken und Banquiers 
unjhmer zu bejorgen, mit Necht erjt jüngjt wieder vom Frankfurter „Actio- 
när“ als wichtigſtes Defideratum hervorgehoben; +) womöglich Theilnahme 
der betreffenden Staatscaffen an den Einlöjungs- und Austaufhanftalten, 
welche die deutſchen Zettelbanken einzurichten hätten; alsdann aud recht 
mwohl durdführbare und unbedenklihe Annahme aller Staatspapiergelder 
bei den jämmtlichen Banken und, wenn dies überhaupt mit einer Art 
Papiergeld gejchieht, gleichfalls bei den öffentlichen Kafjen des ganzen Zoll 
vereind oder Norddeutihen Bundes; mindeſtens Verträge zwijchen den Nach— 
barjtaaten über die gegenjeitige Annahme, wie jie zwiſchen Baiern und 
Württemberg, diefem und Heſſen bejtehen; amtliche Publication in der früs 
ber dargelegten Weiſe von allen auf das Papiergeld bezüglihen Anordnuns 
gen in einem gemeinfam für dieje, für Bankſachen und andere joldhe Ange 
legenheiten zu errichtenden Organ, oder auch in den amtlichen Zeitungen 
der größeren Staaten (z. B. im Preufijchen Staatanzeiger) und in 
großen politiichen und Börfenzeitungen der Hauptpläße, — das find die 
nothwendigen Berbejjerungen, durch welche den meiſten der genannten Uebel: 
ftände wirkſam abgeholfen wird. Hinfichtlich der Stüdelung empfiehlt es 





#63) Peitartifel in d. Nummer v. 6. Juni 1869 in Anfnüpfung an den Braun: 
ſchen Antrag im Norddeutſchen NReichstag (ſ. oben ©. 165). J 
14 
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ih, in der früher befürmorteten Weije (j. oben ©. 69— 73) womdglid 
alles Staat3papiergeld in dem VBerhältnig von 1 : 2 oder einem ähnlichen 
(2 : 5) in 1= und defl.- und 1= und 5:Thlr.: Scheine zu verwandeln. Dieje 
Anordnung wäre gleichfalls zu einer allgemein bindenden zu machen. 

Wird die Competenz des Zollparlaments wenigjtens auf ſolche im en: 
gen Connex ftehende allgemeine wirthſchaftliche Angelegenheiten erweitert, jo 
jollte durch eine bezügliche Vorlage hier für den ganzen Zollverein, 
jonjt wenigjteng für den Norddeutihen Bund, eine gemeinjame ge: 
jeglihe Regelung diefer Puncte erfolgen. Im Nothfall bleibt aber aud 
der Weg der Separatverhbandlungen übrig und wegen der Möglid: 
feit von indirecten Zwangsmitteln gegen die ſich einer vernünftigen Rege— 
lung etwa widerjegenden Kleinjtaaten kann diejer Weg auch hier wohl ein: 
mal zum Ziele führen. 

Die dur Gejeß oder Verträge erfolgende Regelung wird ſich ferner 
auf die Feitjegung der Menge der einzelnen Papiergelder und auf die: 
jenige der Tilgung beziehen. Für Beides jpricht vornehmlih nur die 
principielle Nothwendigfeit einer Bejeitigung des Staatspapiergelds, weil 
legterem die oben hervorgehobenen Mängel unvermeidli anhängen. Wird 
für die Einlösbarkeit an Hauptpläßen, für den regelmäßigen Austaujc des 
Staat3papiergeld8 in der dargelegten Weije gejorgt, jo hat es mit der Ge: 
fahr und dem Nachtheil einer allenfalls aud etwas größeren, im Ganzen 
doc nicht jehr bedeutenden Menge Papiergelds der Kleinjtaaten — und ge: 
rade um diejes handelt es jich bei den beregten Mißſtänden vornehmlid; — 
nicht jo viel auf ſich. Jeder Verſuch, ſolchen Papiergeld zu viel auszugeben, 
würde jofort im Keim erftickt, indem an die Einlöjungscafjen mehr zurüd: 
jtrömte. Anderenfalls bewieje die bereitwillige Aufnahme im Verkehr eine 
wenigſtens zeitweije genügende Accreditirung. Deshalb handelt es ſich in 
der That nur darum, wegen der Unficherheit der Yundirung diejes Umlaufs- 
mittel8 in großen Kriſen des Staatslebens für die wenigſtens allmälige 
Bejeitigung des Staatöpapiergelds zu jorgen, wa3 dann wieder zu Beitim: 
mungen über jeinen jeßigen und einfiweiligen Betrag führt. 

In diejer Beziehung liegen die Schwierigkeiten einer allgemeinen ge: 
jeglichen oder vertragsmäßigen Negelung vornehmli darin, daß ſich die 
noch apart jtehenden jüddeutjhen Staaten, ferner Preußen dadurd 
nicht leicht unbedingt die Hände werden binden wollen und können. Doch 
fann 3. DB. duch eine Klaufel eine Ausnahme für Kriegsfall, ſicher— 
lid) der practiſch wichtigfte Fall, feitgejegt werden, womit freilich durchaus 
nicht gejagt jein ſoll, daß nicht gerade dann die Papiergeldvermehrung 
möglichſt zu vermeiden, weil bejonders gefährlich ſei, aber andererjeits doch 
ein wichtiges Hilfsmittel in der Noth zur Verfügung bleibt, auf das un: 
bedingt zu verzichten thöricht wäre. *6*) 


46%, Ich habe in meinen Arbeiten über Papierwäbrung und über öfterreichiicdhe 
und ruſſiſche Valuta die großen Nacıtbeile des Papiergelds zu oft und eingebend, nad 
dem Urtbeil der Fachgenoſſen auch richtig nachgewieſen, um dburd obige Behauptung 
etwa in ben Verdacht zu fommen, Staatspapiergeldemiffion in Kriegsnötben angera— 
tben zu baben. Anderfeits balte ich e8 freilich für verrannten Doctrinarismus, etwa 
auf Papiergeldausgabe als letztes Hilfsmittel zu verzichten troß diefer Schäden. 
Sorge man im Frieden für andere Mittel, welche in Kriegszeit flüffig zu machen find! 
©. Tüb. Ztihr. XIX (1868) S. 41 fi. 


— 13 — 


In halbwegs normaler Zeit werden die Staaten Deutſchlands bei 
der ziemlich allgemein verbreiteten Anficht von den Bedenklichkeiten und 
möglichen Gefahren des Staat3papiergeld3 wohl dazu zu bringen jein, 

1) auf eine weitere Bermehrung des gegenwärtigen Be— 
ſtands zu verzichten, nachdem die Beträge etwa vorher noh nad) 
einer bejtimmten Norm regulirt worden find und eine Vermeh— 
rung bi3 auf den Jih danach ergebenden Belauf, z. B. für 
Preußen, Würtemberg, vorbehalten bleibt. Ein Verzicht auf Ver— 
mehrung erfolgte auch in dem Vertrage der thüringifchen Staaten vom 
21. Jan. 1856 über die gegenfeitige Zulaffung ihres Staatspapiergeld3 und 
bat die gute Folge gehabt, daß gerade dieje Staaten, welche dazu aus finan- 
ziellen Gründen am meiften neigten, ihr Papiergeld wenigſtens nicht weiter 
vermehrt haben. 

Der Vorbehalt einer vorherigen Normirung der Beträge wird 
faum zu vermeiden jein, da vor allen Preußen velativ, d. 5. nad) der 
freilich, auch hier nur bedingt maßgebenden Kopfquote, viel weniger Papier: 
geld ausgegeben hat (j. oben Tab. IT S. 196). Beltimmt man etwa ala 
einjtweilige Marimalnorm 1 Thlr. p. Kopf (j. o. S. 72), jo würde 
Preußen die Erhöhung biß auf diejen Betrag ſich vorbehalten können 
und darin vielleicht ein nicht unpaſſendes zeitmweiliges Hilfsmittel finden, 
über gemiffe finanzielle Schwierigkeiten der Gegenwart leichter hinüber zu 
kommen. Es hätte danach etwa für 53/, Mill. Thlr. vorübergehend mehr 
Papiergeld auszugeben. Die anderen Staaten, mit Ausnahme Würtem- 
bergs, haben diejen Betrag von 1 Thlr. p. Kopf alle überjchritten. Die 
Gteihmäßigkeit forderte dann noch, daß auch den wenigen Staaten ohne 
Rapiergeldausgabe (Medlenburg. Schwerin, Lippe:Detmold, den drei Hanſe— 
ftädten) ein Betrag von 1 Thlr. p. Kopf gejtattet würde. 

3 würde hiernad) von der Summe von c. 46.7 Mill. Thlr. Papier: 
geld in Norddeutichland, von 63. Mill. Thlr. in ganz Deutſchland als der 
muthmaßlich zu regulivenden auszugehen jein. 

2) Alsdann muß eine Tilgung und zwar ein Minimum dafür 
feſtgeſetzt werden. Die Höhe desjelben wird eine gleihmäßige fein können. 
Paſſend erjcheint etwa eine jährlihe Tilgung von 5 Procent des Geſammt— 
betrags oder mindeſtens des durchichnittlich im Vorjahre in Umlauf und 
metallifch ungedeckt gewejenen Betrags, indem dabei etwa diejelben Summen 
zur Tilgung verwendet würden, welche in folge der ungededten Papiergeld- 
ausgabe an Zinfen erjpart werden. Eine jolhe Tilgung wird auch in ber 
Ihwierigen jeßigen Finanzlage der Kleinftaaten faum zu hoch genannt wer: 
den können. Ob fie aus ordentlichen Einnahmen oder mitteljt Aufnahme 
einer verzinslichen Schuld, aljo im eigentlihen Sinn durh Fundirung 
der ſchwebenden Papiergeldſchuld erfolge, hat jeder Staat für fi zu be— 
ſtimmen. Eine ftärfere Tilgung des Papiergelds bleibt natürlich jedem 
Emittenten erlaubt. 

Wegen der relativ ungleihen Vertheilung des Papiergeld auf bie 
einzelnen Staaten ijt e8 aber wohl geboten, dieje Tilgungspflicht entweder 
zunächſt nur auf diejenigen Staaten zu bejchränfen, welche mehr ala den 
verabredeten Betrag, unjerer Annahme nad aljo 1 Thlr., ausgegeben haben 
oder noch lieber da3 Tilgungsminimum von 5%, für die anderen Staaten, 
aljo namentlich für Preußen niedriger, z. B. auf die Hälfte anzujeßen. 
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Mir würden diefen beiden Beitimmungen die andere vorziehen, daß Die 
jtärker mit Papiergeldjchuld belajteten Staaten fofort in größerem Umfange 
tilgen und alle, aud Preußen, alsbald mit der 5°%/, Tilgung beginnen 
jollten, wenn dadurd nicht für die Klein: und Mittelitaaten, bejonders 
Sadjen, die finanzielle Schwierigkeit der Operation vielleicht zu jehr wüchſe. 
Die VBerjhiebung der Tilgung oder die geringere Höhe der leßteren 
in Preußen (und Würtemberg) gleicht den Vortheil der längeren Belafjung 
jtärferer Papiergeldmengen der anderen Staaten noch nicht aus, jo daß dieje 
ji kaum beſchweren Fönnen. Die allgemeine gleihmäßige Tilgung hätte dann 
erſt einzutreten, wenn der Papiergeldumlauf der anderen Staaten auf gleid)- 
falls 1 Thlr. per Kopf geſunken wäre. Da hierbei dieje Tilgung nit 
wohl davon abhängig gemadt werden kann, daß jeder einzelne Kleinjtaat 
mit jeiner Tilgung entiprechend fortgejchritten ift, jo wird man etwa Die 
fleinen Staaten, welche überhaupt Papiergeld ausgegeben haben, und, wenn 
fie fi) der gemeinjamen Regelung anjchließen, auch die ſüddeutſchen Staaten 
zufammen fafjen und anordnen können, daß die allgemeine Tilgung von 
9%, beginnen joll, jobald jede dieſer Gruppen nebſt Sadjen auf 1 Thlr. 
Papiergeld p. Kopf gelommen find. 

Wir verhehlen ung die Mängel dieſes Vorſchlags, den Umſtand, daß 
dadurch nicht völlig geholfen und vor Allem die große Maſſe ded Staats: 
papiergeld8 noch für ziemlich lange in Umlauf erhalten wird, durchaus nicht, 
deswegen ziehen wir jeden der beiden folgenden Vorjchläge vor. Die Schwies 
rigfeiten liegen aber eben in den politijchen Verhältniſſen und den den 
getrennten Staaten entjprechenden getrennten Finanzen, wozu nod bie 
Rückſicht auf die gegenwärtige Webergangszeit mit ihren bejonderen, bie 
Kleinjtaaten zumal drüdenden finanziellen Lajten tritt. Immerhin wird we— 
nigftend durch dieſen Vorſchlag eine baldige und ziemlich) durchgreifende 
Beleitigung der der Gejchäftswelt bejonders läſtigen Inconvenienzen des 
jegigen Papiergeldweſens herbeigeführt. 


bb. Die Erſetzung bes einzelftaatlihben Papiergelds durd cin gemein: 
james neues des Norddbeutihen Bundes oder bes Zollverein. 


Eine jolde Maßregel hilft begreiflich bejjer als die vorher bejprochene. 
Sie hat aud im Norddeutjhen Bunde ihre erheblichen Schwierigkeiten, 
welche jich eben aus der getrennten Finanzwirthſchaft der einzelnen „Staas 
ten” Diejes Bundes und der ungleihen Ausnugung des Papiergeldcredits 
ergeben, aber doch wohl zu überwinden find. Nod) viel jchwieriger ift fie 
für den ganzen Zollverein oder richtiger gejagt für die im Zollparlament 
vertretenen Staaten durchzuführen, jo lange die jüddeutichen Staaten noch 
vom deutſchen Staate getrennt jind. Immerhin bietet die Einrichtung bes 
Zollvereind und Zollparlaments ſchon einen Anfnüpfungspunct zur Ausgabe, 
Verwaltung und Tilgung eined gemeinjamen „Zollpapiergelds“. Ein nicht 
unwichtiges wirthjchaftlices Bindemittel mehr wäre damit gejhaffen. Aug 
den gemeinjamen Cinnahmen des Zollvereing Fönnten die Tilgebeträge gleich 
an die Gentraljtelle abgeführt werden. Das „Kopfquotenprincip” fände eine 
doppelte Anwendung, — in feinem Fall freilich eine jehr richtigel Einigt 
man fich in der Frage nicht, jo bleibt, von dem unten folgenden dritten 
Regelungsvorſchlag abgejehen, nur die im VBorhergehenden beiprochene Re— 
gulirung unter den jüddeutihen Staaten und tractatmäßig etwa mit dem 
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Norbdeutichen Bunde übrig. Sonft findet der berufene „Sübbund” aud 
bier eine ähnliche Aufgabe, wie ber Nordbund. Wir beſchränken uns auf 
bie Betrachtung eines gemeinjamen Papiergeld in letzterem. | 

Die VBortheile für den Verkehr liegen auf der Hand, Ein norddeutjches 
Staatöpapiergeld hat in erhöhetem Maaße alle Vorzüge des preußijchen. 
Es kann zwar vom preußiichen Standpunct bedenklich erjcheinen, den Betrag 
ungefähr zu verdoppeln, während zur Bevölkerung nur ein Viertheil hinzu— 
wählt. Indeſſen iſt der gegenwärtige preußiiche Vapiergeldumlauf relativ 
nicht hod), die große Mafje des andern Papiergeld3 fällt auf Sadjen, das 
allein für jih davon Feine Schwierigkeiten hatte und vermuthli einen 
ähnlichen Betrag Bundespapiergeld iin fann. Die für die Kleinjtaa- 
ten -abjolut und relativ zu hohen Summen fallen bei der Verteilung auf 
den ganzen Norddeutihen Bund weniger ſchwer ind Gewicht. Der Gejammt: 
betrag vermindert ſich durch die vorausgejegte regelmäßige jährliche Tilgung. 
Die Fürjorge für die Einlösbarkeit des Bundespapiergeld3 an den Haupt- 
geihäftsplägen des Bundesgebiets, eine unerläßliche Maßregel, befeitigt die 
weiteren vollswirthichaftlihen Bedenken, einem weſentlich höheren Betrag 
Papiergeld die Möglichkeit bequemeren Umlauf im preußiichen Gebiete zu 
eröffnen. Dazu kommt endlich nocd die Erwägung, daß in Betreff der Pa— 
piergeld menge nicht jo viel geändert wird ald es jcheint: auch jet iſt 
factiſch, wenn auch nicht rechtlich, ein Theil des außerpreußijchen Staats: 
papiergeldß auf das preußiſche Umlaufägebiet zu rechnen. . 

Die Wünſche der Geſchäftswelt find vielfach auf ein ſolches allgemeines 
Bundespapiergeld gerichtet, das an den Öffentlichen Gafjen des ganzen gro: 
Ben Gebiet? von 30 Mill. Einwohnern angenommen würde Es würde 
ſchon aus diejem Grunde auch in Süddeutſchland ein beliebtes Umlaufsmittel 
werben. Die ganze Summe von gegenwärtig c. 40 Mill. Thlr., einjchließlich 
der Heinen Mengen ähnlichen Privatpapiergelds, wie des Stadt:Hannover: 
ſchen, der Leipz.Dresdener : Eijenbahn:, der Braunjchweiger Leihhausſcheine, 
allenfall3 nad dem im vorigen Abjchnitt (S. 213) erwähnten Gejihtspuncte 
vorübergehend für Preußen und die nichtemittirenden Staaten um c. 6%/, 
Mill. Thlr., aljo auf c. 46.75 Mill. Thlr. erhöht, beträgt p. Kopf 1.%, 
letzteren Falls 1.6 Thlr., aljo ungefähr noch einmal joviel ald in Preußen 
allein. Diefe ganze Summe wird nad dem Früheren (j. oben ©. 73) in 
4: und 5=XThlr.- Scheine zu verwandeln jein, im Berhältniß von 1: 2, 
vielleiht, wegen der abjoluten Größe der Gejammtmenge, in einer für 
die größeren Stüde noch etwas überwiegenden Proportion, 3. B. 2 : 5, fo 
daß c. 11.5 Mill. Thlr. 1 Thlr.» und 28.5 Mill. Thlr. 5 Ihr. Scheine, im 
Falle der Erhöhung des Gejammtbetrags reſp. c. 13.5 und 33.? Mill. Thlr. 
ausgegeben werden. 

Die Regelung der finanziellen Seite der Sache Tann in ähnlicher 
MWeije wie in dem vorhergehenden Vorjchlage, wo das Papiergeld als ein- 
zelitaatliches beitehen blieb, erfolgen. Jeder Staat wird daher mit demjenigen 
Sculdbetrage belajtet, welchen er dem Bunde durch Aufnahme feines Pa— 
piergeld8 in das allgemeine Bundespapiergeld zugeführt hat. Die Tilgung 
wird in der früher angegebenen Weije und Höhe EAN jo daß auch hier 
etwa diejenigen Staaten zunächſt oder mit höheren Beträgen tilgen müjjen, 
welche relativ am meiften Papiergeld, über 1 Thlr. p. Kopf, ausgegeben 
hatten. Die Gejegebung des Bundes hat es immer in der Hand, nad) ben 
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gemachten Wahrnehmungen oder mit Rückſicht auf Zeitverhältnifie die Til— 
gung abzuändern, zu erhöhen, zu vermindern, in bejonderen Fällen fie 
vielleicht einmal zu filtiren. Die Einziehung der einzeljtaatlichen Tilgebeträge 
erfolgt wie diejenige der Beiträge der Staaten zu anderen Bundesausgaben, 
durch Abrehnung auf gemeinfame Einnahmen oder durch Meatricularumlagen. 

Sp lange im Norddeutſchen Bunde das falihe und ungerechte Princip, 
gewiſſe allgemeine Laften nad) der Kopfzahl auf die einzelnen Staaten zu 
vertheilen, beitehen bleibt, wird aucd eine andere Regelung der Tilgung 
eine Bundespapiergeld3 kaum zu erwarten jein. Jenes Princip artet in 
armen Fleinen Staaten des Bundes zu einem Steuerſyſtem aus, weldes 
alle Härten der Kopfjteuer mit ji führt. E3 wird dieje Wirkung nur inſo— 
weit ausgeglichen, als viele Bundegeinnahmen, wie Zölle, Rübenzüder- und 
Salzjteuer nad) demjelben falihen Princip vertheilt oder verrechnet werben. 
An den Matricularumlagen behält es dieje jchlimme Wirkung. In den 
concreten Verhältnifjen Deutſchlands wird bei der Anwendung des Kopf: 
quotenprincip3 ferner derjelbe Fehler gemacht, welcher oben (©. 189) in 
ftatiftiicher Hinjiht Schon gerügt wurde: bei der aufßerordentlichen Ungleich— 
heit der Größe der einzelnen Bundesjtaaten hat die Kopfquote in Preußen, 
zum Theil noch in Sachſen einen ganz anderen jtatiftiihen Werth als in 
den übrigen Heinen Staaten. In den thüringiſchen Staaten ift dieſer Werth, 
3. B. die Steuerfähigkeit p. Kopf, wohl ein geringerer, in den Hanfejtädten 
ein erheblich größerer al3 in Preußen und Sachſen. Es ergibt jich hieraus 
immer von Neuem die practiiche Unanwendbarkeit de8 ganzen Kopfquoten: 
principg. Die Abhilfe, Präcipua für Einnahmen und Steuerleijtungen an: 
ujegen wie fie 3. Th. noch bejteht, früher für Hannover, Oldenburg und 
—** bei der Vertheilung der Zollvereinseinnahmen beſtand, iſt eine 
durchaus mangelhafte, da die Ziffer des Präcipuums mehr oder weniger 
willkührlich beſtimmt wird. 

Solche Erwägungen mahnen immer von Neuem an die dringende 
Nothmwendigfeit, für ein gemeinjfames Steuerjyitem im Nord: 
deutſchen Bunde zu jorgen, namentlih gleihe Grundlagen der 
directen Bejteuerung zu jchaffen, damit man wenigſtens vichtigere 
Anhaltspuncte zur Bemefjung dev Steuerfähigkeit der einzelnen Landestheile 
oder „Staaten“ als das rohe Kopfquotenprincip erhält. Eine Menge Re: 
formen aller Art bleibt ſonſt unmöglich oder wird nur mit unvermeidlichen 
Ungleichheiten und Härten für einzelne Gebiete durchgeführt. 

Auch in der Frage der Regelung des Staatspapiergelds iſt 
ein ſolcher beſſerer „Schlüſſel“ zur Vertheilung der Laſten ſehr erwünſcht. 
Man kann dann vielleicht auch daran denken, die Papiergeldſchuld der 
einzelnen Staaten zur Bundesfhuld zu erklären und die Til: 
gungsquoten nicht nad) dem Antheil der einzelnen Staaten an diejer 
Schuld und nad) der Kopfzahl, jondern nach der relativen Steuerfä- 
higkeit zu erheben. Daraus kann allerdings und wird in dieſem alle 
wirklich eine theilmeife Entlaftung einiger jtarf mit Papiergeld beladenen 
Staaten und eine Belaftung der anderen folgen. Eine ſolcheVerſſchie— 
bung der bisherigen einzelſtaatlichen Finanzlaſten iſt aber in der neuen 
politiſchen Organiſation unvermeidlich, ja mit Recht in einer Menge Puncten 
ausgeſprochener und bereits verwirklichter finanzieller Zweck der Umgeſtal— 
tung des Staatenbunds in den Bundesſtaat oder den Einheitsſtaat. Mit 
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der Erklärung der Schulden der annectirten Länder zu integrirenden Be: 
ftandtheilen der Schuld des erweiterten preußiſchen Staats geſchah derſelbe 
beiljame Schritt, den wir bier befürworten, ohne daß es zu völliger Ans 
nerion der Kleinjtaaten gekommen: ijt. 

Das Wefen des Großſtaats, jei er Einheit3- oder Bundesftaat, im 
Vergleih mit der particularijtiichen Siolirung der einzelnen kleinen „Staa- 
ten“, liegt in finanzieller Beziehung eben darin, dat Bedürfniſſe und Lei: 
tungen nicht mehr eng und zufällig localijirt bleiben, jondern allge— 
meine Bedürfnifje des ganzen Staats und der Gejammtheit feiner Bewoh— 
ner auch aus allgemeinen Mitteln befriedigt, allgemeine Lajten auch 
von der Gejammtheit nad der wenigſtens annähernd richtig feitgeftellten 
gleihen Leijtungsfähigfeit getragen werden. Auf die engherzige, dem 
Barticularismus eigenthümliche Unterſuchung, ob aud alle Staatleijtungen 
jedem Kleinen und Eleiniten Gebietätheile gleihmähßig zu Gute fommen, wird 
abjihtlih verzichtet. Einmal, meil dieſe Unterjuhung doch niemals ein ge: 
naues Ergebniß haben kann, jodann weil in der jtaatlihen Geſammtwirth— 
Ihaft wie in anderen Formen der Gemeinwirthſchaft nicht das Princip der 
jpeciellen, jondern nur der generellen Entgeltlichfeit der Leiftungen 
gilt, gelten Kann und muß. Denn es laſſen ſich einmal hohe Culturgüter, 
wie Nehtsihug und Sicherheit nach außen und im Innern, nationale Ehre 
und Selbitjtändigkeit, allgemeine Förderung der gejammten Intereſſen de3 
Individuums nicht mechanisch mit jo und fo viel Thalern und Grojchen 
Tauſchwerth auf den Kopf oder die Köpfe der verjchiedenen Einzelſtaa— 
ten verteilen. Es handelt jih um „Gejammtproducte” und „Gejammt: 
conſume.“ 465) 

An der gegenwärtigen politiichen und wirthſchafllichen Neugeftaltung 
Deutihlands jehen wir jest endlich glüclicher Weife den Proceß der Ein- 
führung jenes gemeinwirthichaftlihen Yundamentalprincips in unjere deutfche 
Staatswirthichaft ſich vollziehen, — langjam, vielfach aufgehalten durch die 
particulariftiichen Strebungen, aber doch unaufhaltiam. Was in Großbri— 
tannien, Frankreich, jelbit Rußland, ja bereits in Stalien etwas Selbitver- 
Händliches, daS wird bei ung noch befrittelt und angefeindet, aber Gottlob 
doh ohne wejentlichen Erfolg mehr. Die Ueberweiſung des Militärs und 


#65) Ueber dieje für ben Staatsbaushalt hochwichtigen Principienfragen handelte 
meine Antrittsrede an der Freib. Univerfität, die noch im Drud erſcheinen joll. Vgl. 
namentlich aub Schäffle’s geiftvolle Erörterungen über dieſen Gegenftand in ſ. 
„Geſellſch Spftem der menfhl. Wirthſchaft“ 2. Aufl. Tüb. 1867, $3 ©. 14, $ 19, 
$ 176 f., $ 200 ff. — Wie wenig man in Süddeutichland noch PVerftändnig fir die 
Intereffenfolidarität in einem großen politijhen Ganzen bat, zeigt u. U. bie Haltung, 
welde in allgemein deutichen ragen die Augsb. Allg. Ztg. auch heute noch einnimmt, 
wenn fie z. B. ſüddeutſche Beiträge für Marinezwede als ein monjtröfes Verlangen 
bezeichnet. Trägt der Franzofe, der Engländer im Binnenlande nicht auch zu feiner 
Marine bei! Die Alpenbahnfrage in der Schweiz beweift anbererfeits, wie in unferer 
Zeit Heine particulariftiiche Staatswejen auch der Löfung mancher wirtbichaftlicher Auf: 
gaben nicht mehr gewachien find. Die wahrbaft ergögliche Ericheinung des Kantönligei: 
fe, der womöglich in jedem Kanton eine durch allgemeine Mittel erbaute Hody- 
alpenbahn verlangi, ift ein gutes Beiipiel, wobin kleinliche Staatsverhältniffe führen. 
&ieber gar Feine Alpenbahn als eine, welche vielleiht dem einen Kanton etwas 
mehr ald dem andern zu Gute fommt! Gar fein Verftändnig, daß die „Nutzungspar— 
tale“ folder Unternehmungen nicht auf jeden Kopi der Bevölferung in gleicher Höhe 
ralen können! Es ıbäte noth, daß man am Bodenſee noch einen Gotthardt aufrichtete, 
damit man doch auch bier eine Alpenbahn zu bauen hätte! 
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Marinebudgets auf das Budget des Norddeutihen Bundes war biäher der 
bedeutjamite Schritt zur Verwirklichung jenes gemeinwirthjchaftlichen Princips 
auch bei ung. Er joll nicht und darf nicht vereinzelt bleiben. 

In der oben angeregten Erklärung des jeßigen deutſchen Staatspapier: 
geld der Einzeljtaaten zum Bundespapiergeld und zur Bundesſchuld 
wird nur injofern ein principiell anderer Schritt befürmortet, al3 dadurd 
nit bloß die gegenwärtigen, jondern aud) die aus der Bergan- 
genheit herrührenden Finanzlajten nad) dem richtigen neuen, wahr: 
haft großjtaatliden Finanzprincip geregelt würden. Aud ohne Erje 
gung des Bundes- durch den Einheitsjtaat, mindejtend vor derjelben kann 
eine ſolche Maßregel zweckmäßig erfolgen. Sie wird den Proceß der inne 
ren Berbindung bejchleunigen und in- diefem jpeciellen Falle gerade Sadjen 
und einigen derjenigen thüringijchen und anderen Kleinjtaaten bejonders zu 
Gute kommen, welde unter den UWebergangsverhältnijjien der Gegenwart 
etwas leiden. Die Mafregel jchiene uns daher auch politiſch betrachtet 
zwecmäßig, gegen Sachſen verjöhnend. Es wird dadurd eben nur eine der 
wohlthätigen finanziellen Wirkungen der politischen Umgeſtaltung Deutſchlands 
zurücdatirt. Für andere Fälle würde ein guter Präcedenzfall gejchaffen. — 

Zur fteten Einlöfung muß ein entiprehender Baarvorrath für 
dad Bundespapiergeld bereit jein. Ueber die Höhe defjelben laſſen ji im 
Boraus kaum Beitimmungen feitjegen. Die Erfahrung muß entjdheiden, 
die freilich im Ganzen für das Ausreihen mit niedrigeren Baarvorräthen, 
als man nad) theoretiichen Gründen erwarten jollte, zu jprechen jcheint.*%) 
Immerhin wird man ein Fünftel bis Viertel des Papiergelds dur Baar 
gedeckt Halten dürfen. Wenn die durchaus zu verlangende Einlöfung an 
mehreren Orten, am beiten wohl in den Hauptgejhäftsplägen jedes pro: 
vinciellen Theil3, +7) durchgeführt wird, muß der gejammte Baarvorrath 
wegen diejer Zerjplitterung wohl höher als gegenwärtig jein. Die Bundes: 
und gewiſſe Einzeljtaatscajjen, pafjender vielleiht nocd gute Banken find 
mit der Einlöſung zu betrauen. Im letzteren Falle ijt eine etwas ſparſa— 
mere Dotirung der vereinigten Baarfonds für Noten und Staatspa— 
piergeld im Vergleich mit getrennten nicht unzuläffig. Je machdem das 
Bundespapiergeld auf Rechnung der Einzelitaaten oder des ganzen Bundes 
curfirt, haben jene oder diejer für die Dotirung des nöthigen Baarvorraths 
aufzufommen, auch im erjteren alle aber nad) allgemein gleichen Quoten 
im Berhältnig der Papiergeldjchuld, auf Anordnung der das Papiergeldiwe: 
jen leitenden Bundesbehörde. 
ce. Die Erſetzung bes a a durch Fleine Noten ber Zettel 

ante, 

Auch ein gemeinjfames Papiergeld des Norddeutihen Bundes und des 
Zollvereing bleibt eben — Staatspapiergeld. E3 behält daher die diejem 





mtr 


mir für Baden mitgetbeilt, daß die Inanſpruchnahme der Einlöfungscafie des Staate— 
papiergelds jajt null jei. Selvft im Jahre 1866 ſeien nur 50—60, fl. zur Einlö 
jung gebracht !! Freilich dauerte die Criſis nur ſehr kurz. Beſtimmte Aufzeichnungen 
fehlen unbegreifliher Weife. — 

67) S. oben Anm. 444. Mindeftens Berlin, Hamburg, Cöln, Leipzig, Frankfutt, 
in zweiter Linie Breslau, Danzig oder Königsberg, Bremen müßten Einloöſungecaſſen 
des Bundespapiergelds erhalten. 
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legteren im Gegenjaß zu den Banknoten anhaftenden, oben bervorgehobenen 
Nachtheile und Mängel, derentwegen die allmälige Bejeitigung defjelben 
principiell befürwortet werden mußte: dieje Bejeitigung wird aus finanziel- 
len Gründen in jedem der beiden vorhergehenden Regelungsvorſchläge nur 
eine langjame jein können. Deshalb bleibt ein großer Betrag jolcher Um: 
laufsmittel, für Jahre hinaus nod eine Summe von einigen 40 Mill. Thlr. 
im ganzen Zollverein, von einigen 30 Mill. Thlr. in Norddeutichland all: 
ein, auch wenn eine jofortige Tilgung beginnt, bejtehen. Die Einlösbarkeit 
und damit der volle Gleichwerth mit Münze Tann nach der Natur diejes 
Staatspapiergeld8, für welches nur eine beliebige Quote Baargeld, Feine 
anderen realijirbaren Werthe als Dedung dienen, nicht Hinlänglich gefichert 
werden, namentlicd durchaus nicht in demjelben Grade, wie die Einlösbar: 
feit der Banknoten. In großen Krijen unjeres Staatslebens liegt daher die 
Viöglikeit, ja die Wahrjcheinlichkeit einer Gefahr in diejem Papiergelde 
verborgen, jelbit wenn dieje Umjtände es hoffentlich erlauben, ohne neue 
Staatspapiergeldausgabe für Kriege u. dgl. m. und vollends ohne das ver: 
bängnikvolle Mittel des Zwangscurjes und der Uneinlösbarkeit des Papier: 
gelds durch ſolche Fritiiche Zeiten hindurch zu kommen. Deshalb erjcheint 
es gerathen, noch einen dritten Modus ber PBapiergeldregelung 
in Betraht zu ziehen, um womöglich jhon früher jene in dem 
Staatöpapiergeld enthaltene Gefahr zu bejeitigen oder doch weſentlich zu 
vermindern. 
Dieſer Modus bejteht darin, dat man das einjtweilen noch be— 
teben bleibende Staatspapiergeld in ähnlicher Weije wie 
die Banknoten dedt, d.h. außer mit Baargeld auch mit leicht realifir: 
baren, kurzfälligen Forderungen (j. unten N. 2 über die Notendedung). 
Dies fann aber nicht wohl durd die Staatäbehörden jelbjt geſchehen, denn es 
führte zum Betriebe eigentlicher Bankgeſchäfte. Daher ijt man genöthigt, mit 
Zettelbanfen ins Einvernehmen zu treten, das nod) verblei- 
bende Staatspapiergeld in Banknoten zu verwandeln und bie 
Ausgabe, Verwaltung und Tilgung diejes in Banktnotenform 
umlaufenden StaatSpapiergelds jenen se. übertragen. 
Nach unjeren früheren Erörterungen (j. oben ©. 66 fi.) ijt e8 räth- 
ih, aud bei jonjtiger Bankfreiheit, den Zettelbanken die Ausgabe von 
Roten unter einem gewiſſen Betrage zu unterjagen. In Deutſchland em: 
pfiehlt ſich dafür vorläufig im Anſchluß an die jegigen beiden Hauptmünz- 
füße die Summe von 10 Thlr. und 10 fl. (S. 70). Das nun einmal 
vorhandene Staatspapiergeld jollte dagegen nad) unſerem Vorjchlage, wie 
es größtentheils jchon der Fall ift, in Beträgen unter diefem Sate aus: 
geftellt werden. Den Banken wird daher jet die Ausgabe eines gleichen 
Letrags 1- und 5-Thlr.-Noten geftattet, durch welche Noten das Staats: 
papiergeld erjegt wird. In dieſem Vorſchlage liegt Fein Widerſpruch mit 
dem früheren: nad wie vor betrachten wir dieſe Heinen Stüde nicht als 
etwas Vortheilhaftes. Aber es Handelt ſich Hier ja nur darum, ein num 
einmal vorhandenes, nicht jofort zu befeitigendes größeres Uebel durch ein 
Heineres zu erjeßen, und ein Eleineres Webel iſt ein gleicher, banfmäfig ge: 
dedter Betrag Heiner Noten als ein in der üblichen Weije gedeckter Betrag 
Heiner Staatöpapiergelditücte aus den angegebenen Gründen. 
Präcedenzfälle für eine jolde oder ähnlihe Mafregeln bietet die 
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Finanze und Bankgeſchichte der modernen Staaten mehrfah. Es können 
hierher jhon die öfteren, mitunter ganz, anderswo doch zeitweile gelungenen 
Verjuche gerechnet werden, eine Papiervaluta, db. h. ein uneinlös- 
bares, entmwerthetes, mit Zwangscurs verjehenes Staatöpapiergeld mit Hilfe 
zu diefem Zwecke neu errichteter oder bereit bejtehender Banken mieder 
herzujtellen. Die Verwandlung des in joldhen Fällen oft zum größeren Theil 
als Ereditumlaufsmittel verbleibenden Staatspapiergelds in Banknoten wurde 
dabei gewöhnlich vorgenommen, in dem richtigen Gedanken, lieber Bankno— 
ten als Staatspapiergeld in Umlauf zu haben. Je mehr diefe Verwandlung 
eine reelle, feine bloß fictive war, je mehr aljo die betreffenden Umlaufs— 
mittel eine bankmäßige Dedung erhielten, deſto geſicherter erwies ſich das 
neue Geldwejen. In Dänemard, Schweden und Normegen,*’%) in 
wiederholten großartigen Verſuchen in Defterreich, #9) dem Namen und 
der Form nad neuerdingg auh in Rußland #0) bejchritt man dieſen 
Weg, Staatspapiergeld in Banknoten zu verwandeln, mit mehr oder weni— 
ger Geſchick, Glück und Erfolg. Bejonders lehrreich find die Vorgänge in 
Deiterreih, wo man freilih, dem Character der ewig wechſelnden Politik 
diejes Staat gemäß, in den lebten zwanzig Jahren mit der Verwandlung 
von Staatspapiergeld in Banknoten und wieder leßterer in erſteres (jo von 
Neuem 1866) munderbare Finanzerperimente machte. Für unfere Frage 
ift die Erjegung des Staatspapiergeld8 durch Banknoten in jolden Fäl— 
len auch injofern von Bedeutung, weil damit eine Bevorzugung der Note 
vor dem Staatöpapiergeld anerkannt wurde. Selbjt die uneinlögbar, gleich: 
falls zur Papierwährung gewordene Banknote (England, Oeſterreich) 
hat Vorzüge vor dem StaatSpapiergeld bewahrt und erfahrungsmäßig ges 
zeigt, — eine Thatjache, von der hier Act zu nehmen ijt. +1) 

468) S, über die höchſt verwidelten Verbältnifie des Papiergeld:, Finanz-, Bank— 
weiens der ſcandin. Staaten u, U. in Betr. Dänemarfls u. Norwegens (nad 
Bergfoe). D. Hübner, Banken S. 207 ff., 247 ff., Schwedens u. fein Staats: 
banfpapiergeld eb. S. 422 ff. (über die Münzzeichen 1716—19 |. Brüdner, Fin. 
geſch. Stub., Petersb. 1867 ©. 165 ff, Wiederabdrud aus Hild. Jahrb.), und „Ueberi. 
ib. d. Bankivit. Schwedens“ Hamb. 1860. — 

49) ©. außer Tegoborski's bek. Werfe u. Hauer’s Beiträgen 3. öfterr. Fin. 
Geſch. bei. Czörnig, Defterr. Neugeftaltung, Stuttg. u. Augsb. 1858, Zügſchwerdt, 
Bankweſ. u. Nat. B., Wien 1855, ©. 9 fi, u. meine Arbeiten üb. djterr. Finanzen 
u. Baluta, bei. Art. Dejterr. Kin, im Staatswörterb. VII, meine öjterr. Val. B. I, 
die Aufj. 3. Geſch. der öſterr. Bancozettel in db. Tüb. Ztichr, f. Staatswiſſenſch. 8. 
XVI u. XIX, über die öfterr. Finanzen u. bie Nat, B. ın Horn's Anunaire internat. 
du ered. publ. vol. 3, üb. Oeſterr. Fin. jeit dem Frieden von Villafranca, 1859—63, 
in „Unf. Zeit“ Jg. 1863. Beſ. wichtig ift die Errichtung der Nationalbank dur Pat. 
v. 1. Juni 1816 mit ald Mittel zur Einziehung des Wiener Wäbrungspapiergelds 
u. db. Vertr. v. 3. März 1820 zwiichen Staat und Banf über dies Geſchäft (j. Staatsw. 
B. VII, 612 fi.); die Ausgabe neuen Ctaatspapiergelds v. 1849 an (eb. ©. 628), 
der Vertrag zwiichen Staat u. Banf v. 23, Febr. 1854, wodurch die Bank die Einzie: 
bung v. 146 Mill, fl. Staatspapiergeld (mit Banknoten) übernabm (eb. ©. 629), die 
neue Ausgabe von Etaatspapiergeld im J. 1866 und die Erflärung der 1 fl. u. 5 fl.: 
Banknoten zu Staatspapiergeld durch Geſ. v. 5. Mai 1866. Noch gegenwärtig cireuliren 
(uneinlösbare) Banfıoten und Staatspapiergeld neben einander. 

470) Ueber Rußland j. Goldmann, d. ruſſ. Papiergeld, Riga 1866, 2. Aufl. 
©. 74 ff., 79 ff., meine Rufi. Bapierwähr. ©. 129 ff., Horn, annuaire du cred. 
publ. 1861 p. 418 ff. (von Horn in Petersb.), ſ. bei. d. Ukaſe v. 1. Sept. 1859 u. 
31. Mai 1860. 

71) Ein Hauptpunc von Fullarton's Unterjuhungen über die Zeit der 
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Auch die Einziehung oder Verwaltung von einlösbarem, unei- 
gentlihem Staatspapiergeld duch Banken ijt in Deutjchland mit- 
unter ſchon in Erwägung gezogen worden. So verpflichtete ji die Geraer 
Bank in $ 21 ihrer Statuten dazu, auf Wunjc der Regierung von Neuß 
j. L. das umlaufende Reuß'ſche Papiergeld umzutauſchen, es bis zu einem 
Betrag von 1/,;, Mill. Thlr. zu comvertiren und leßtere Summe der Regie 
rung in 1-Thlr.-Noten zur Verfügung zu itellen. Es ſcheint aber nicht zu 
diejer Operation gekommen zu fein. Die neue Oldenburger Bank ijt 
zugleich als VBermalterin des dortigen Staatspapiergelds anzujehen. Der 
wichtigſte eigentliche Präcedenzfall, welcher für unferen Vorſchlag ſpricht, 
it aber der Bertrag zwijhen dem preußiſchen Staat und der 
Hauptbanf vom 28. Jan. 1856, durch melden die Bank es übernahm, 
15 Mill. Thlr. Caſſenanweiſungen einzuziehen. 

Die einſchlägigen Beſtimmungen hierüber waren die folgenden. Die 
Bank verpflichtete ſich in monatlichen Beträgen von mindeſtens ?/, Mil. 
Thlr. dem Staate dieſe 15 Mill. Thlr. Caſſenanweiſungen zur Vernichtung 
zu überliefern. Die Ablieferung begann einen Monat nach Publication 
des betreffenden Geſetzes vom 7. Mai 1856. Der Staat übergab dafür der 
Bank 15 Mill. Thlr. 41/,%/, auf den Inhaber und auf Stücke zu 100 Thlr. 
lautende Staatsjchuldverichreibungen zum Nennwerth. Er nahm ihr außer- 
dem einen Betrag von 9. Mill. Thlr. entwertheter Effecten zum Nennmwerth 
ab und gab ihr das Aequivalent des Curswerths dieſer Effecten in einer 
Baarzahlung von 7,802,000 Thlr. und einem Zuſchuß von 1,598,000 Thlr. 
in 41/,°/, Obligationen nad) dem Nennwerth zur Dedung der Differenz 
zwijchen dem Nenn: und Guröwerth der abgenommenen Effecten, — eine 
Beitimmung, welche für die Würdigung der finanziellen Seite des Vertrags zu 
beachten ijt. Inſoweit war e8 aljo der Staat jelbjt, welder formell 
und reell mitteljt der Emijjion eines fundirten Anleheng, 
dejjen Unterbringung jedoh auf Rechnung der Bank geſchah, 
fein StaatSpapiergeld einzog, diefejhwebende Schuld fundirte. 

Zur Berzinjung und Tilgung der 15 Mill. Thlr. 41/50), Staats- 
ihuldverjchreibungen hatte die Preußiſche Bank aber 550,000 Thlr., d. i. 
32/30/, (oder 51/,%/, von 10 Mill. Thlr.) und ebenjo zur Verzinfung und 
Tilgung ber 1,598,000 Thlr. 41/,%, Papiere 71,910 Thlr., d. i. 41/,%, 
zuzujchießen. So blieb dem Staate nur die reelle Zins- und Tilgelaft von 
5 Mill. Thlr. und die Tilgequote für die Summe von 1,598,000 Thlr., 
wofür ihm jein hoher Antheil am Gewinn der Bank (die Hälfte, nachdem 
die Actionäre 41/,%,, der Staat für jein Einſchußkapital 31/,%/, erhalten 
und der Nejervefonds jtatutengemäß bdotirt it) als Dedung dient, Wenn 
man bdiejen Geminnnantheil des Staat? aud) ald Bezahlung des Bank, 
ipeciell des Notenprivilegs betrachten wollte, jo lieferte die Bank durch obige 
Zahlungen zu den Kojten der Fundirung und Tilgung der ſchwebenden 


Zablungsiuspenfion der Engliihen Banf. An Defterreich bat die Banknote vor dem 
Etaatspapiergeld auch Vorzüge bewahrt, trogdem beide gleich uneinlösbar waren, j. Art. 
Rapiergeld, Staatsw. B. VII, 676. Als 1849—54 in Defterreih beide Umlaufsmittel 
neben einander beftanden, jtrömte das Staatspapiergeld in unruhigen Zeiten ſtärker 
zur Banf, die ed in Zablung annehmen mußte; der Verkehr z09 die Note vor. ©. 
meine Defterr. Bal. I, 129 u. die Denfjchr. der Bank „db. Defterr. Nat. ®. u. ihr Verb. 
j. Staate” Wien 1861 Tab. F. — ©. auch Nafie, die Preuß. Banf ©. 48 ff. 
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Papiergeldſchuld von 15 Mill. Thlr. einen Beitrag von 621,910 Thlr., dem 
Staate bleibt aljo nur ein jährliher Zuſchuß für Zins und Tilgung von 
290,980 Thlr. zur Laft, d. 5. 1.9* 9%), der eingezogenen Papiergeldjumme, 

In dem Vertrage leijtete der Staat dagegen bis Ende 1871 Verzicht 
auf jein Recht, das Kapital jener Eigner zurüczuzahlen und die Bantord- 
nung ohne die Zuftimmung der Meijtbetheiligten abzuändern. Dadurd) er: 
folgte eine Modification der früher (S. 178) erwähnten Beftimmung. Ferner 
gewährte er der Banf das Recht der unbejchränften Notenemiſſion unter 
Innehaltung einer bejtimmten Notendeckung (mindeſtens 1/, baar, ?/, did: 
contirte Wechjel), das Net, 10 Mill. Thlr. Noten in Zehnthalerſcheinen 
und jtatt der 25 Thlr.-Noten 20 Thlr.:Noten auszugeben, von welcher letz— 
teren Erlaubniß nicht Gebraud gemacht worden ijt, verſprach, den Reit 
jeine8 Staatspapiergeld3 (damals 15,843,347 TIhlr.) ausichlieglid in Ap- 
points von 1 und 5 Thlr. auszufertigen und jedes Papiergeld, welches etwa 
im allgemeinen Intereſſe von Darlehenscafien und ähnlichen Anftalten ge 
legentlich ausgegeben werden müßte, nad) Erfüllung des Zwecks dieſer 
Inſtitute gleich wieder einziehen zu laſſen. 

Bon den Nebenpuncten und anderen Detailbeftimmungen ohne prin: 
cipielle Bedeutung für die Frage abgejehen, kann man hiernach da3 Weſen 
des Vertrags vom 28. Jan. 1856 darin erfennen, daß die Preußiſche 
Bankgegen Verleihung eines umfaſſenden Notenprivilegsden 
Haupttheil der finanziellen Lajten der Fundirung von faſt 
der Hälfte des preußiſchen Staatspapiergeld3 auf jih nahm, 
der ſchließlichen Wirkung nad aber den eingezogenen Papier 
geldbetrag dur Banknoten (in größeren Appoint3) erjehte oder 
— jenes Papiergeld reell mit Banknoten einzog oder in dieſe 
convertirte und aus der vermehrten Notenausgabe die Mittel 
gewann, jenen bedeutenden Zujhuß zur Verzinfung und Til 
gung der 41/0), Anleihe zu leijten. 

Sn letzterer Hinfiht wie nad) feiner finanziellen Seite Tann jener 
Bertrag mit feinen principiellen Beftimmungen nun aud als Vorbild für 
die oben vorgejchlagene Negulirung dienen, wonach das gegenwärtige deutſche 
Staatöpapiergeld unter Vermittlung der Zettelbanken in Banknoten zu con: 
vertiren wäre. 

Diefe Regulirung läßt fi) wieder als Bundesmaßregel ober alö 
jolde der Einzelftaaten, Preußens, Sachſens wie der Heinen und eben)o 
dann aud in den ſüddeutſchen Staaten ins Werk jegen. Im Princip wird 
dadurd nichts verändert. Wir wollen bier von der eriten Vorausſetzung 
ausgehen. Hinfichtlic der finanziellen Leiſtungen der Staaten gilt das früher 
Gejagte: fie können auf Rechnung de Bundes oder der einzelnen Staaten 
geichehen. Danach ändern ſich nur einige Rechnungsmodalitäten bei der 
Operation, welche Feine nähere Ausführung bedürfen. 

Dan kann ferner für die Mafregel im Bundes wie in jedem ein: 
zelnen Gebiete die Hilfe nur einer einzigen Banf oder einer Mebr: 
zahl, jelbit aller Zettelbanfen des Gebiets in Anſpruch nehmen. Im 
erjten alle wird nur jener Bank ein entſprechendes Vorrecht als 
Hequivalent der gewährten Mitwirkung bei der Mafregel verliehen; im 
legteren können allgemeine Bedingungen, insbeſondere auch finan— 
zieller Art, wie die Verpflichtung zu gewiſſen Zahlungen an den Staat, 
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aufgeſtellt werden, nach deren Erfüllung eine jede Zettelbank einen verhält— 
nißmäßigen Antheil an den zu gewährenden Vorrechten erhalten kann. Wir 
wollen auch hier von der erſten einfacheren Eventualität ausgehen, die 
Sache wird ſich dann auch formell ähnlich wie im Falle der Preußiſchen 
Bank im Jahre 1856 geſtalten laſſen. Die betreffende Bank, alſo z. B. 
wiederum die Preußiſche in Preußen oder im Norddeutſchen Bunde, wird 
hier ein wichtiges Privileg erhalten müſſen, auch wenn im Ganzen das 
Banfwejen und aud das Zettelgejhäft nah den Grundjäten freierer Bank— 
politit regulirt wird. Indeſſen widerſpricht ein ſolches Privileg einer jol- 
hen Bankpolitif nicht, wenn ihm entſprechende Gegenleijtungen der Bant, 
wie bier ja vorausgejett wird, gegenüber jtehen. Auch läßt jich diejes Bor: 
reht, indem es nad unjerem unten folgenden Vorjchlage vornehmlich auf 
dad Recht, gewiſſe Banknotenappoints, namentlich kleine, ausſchließlich aus: 
zugeben, beſchränkt wird, jo einrichten, daß e8 im Webrigen der Frage nad) 
der gejeglichen Regelung des Zettelbankweſens nicht weiter präjubicirt. Die 
Vebertragung eines ſolchen Vorrechts an eine einzige größere Banf ver: 
dient hier auch aus dem practijhen Gejichtspuncte eine nähere Würdigung, 
weil jie in der factiſchen Lage’ Deutihlands wohl mehr Ausfiht auf Ver— 
wirklichung bat als die andere Eventualität. 

Letztere ift aber immerhin aud durchführbar, denn es fommt jchliep- 
lih do vornehmlid darauf an, daß das Staatspapiergeld möglichjt bald 
dur Vermittlung von Banken bankmäßig gededt, d. h. in Noten conver: 
tirt werbe und die Banken zu den Kojten der Bejeitigung des Staatspa= 
piergeldö einen Beitrag liefern. Beides läßt fich bei einer Uebertragung des 
Geihäfts an eine Anzahl Banken auch erreihen. Sole Banken werben 
fi bereit finden, da ihnen ein Kleiner Nuten bleibt, welcher auch der 
Centralbank in unjerem Vorſchlage geboten werden muß und bier wie dort 
den nothwenbigen und geredhtfertigten Preis für die jofortige Bejeitigung 
des Staatöpapiergeld3 bildet. Alsdann ähnelt die Mafregel dem Glad— 
ſtone'ſchen Plan hinſichtlich der engliichen Land- (j. o. ©. 171 Anm. 419) 
und namentlich der ſchöttiſchen Banken (ſ. u. 8), wonach diejen eine ges 
wiſſe Erweiterung ihrer Notenemiffion gegen eine nad) der Höhe des Durch— 
ſchnittsumlaufs ſich richtende proportionelle Abgabe an den Staat geitattet 
werden jollte. Darauf kommt in finanzieller Hinſicht der Vorſchlag, die 
Bejeitigung des Staatöpapiergeld3 mit Hilfe der Banken zu bewerkitelligen, 
binaus. Jedenfalls wird man durch dieſen Plan aljo nicht zu einer völli- 
gen Gentralijation bes Zettelbanfgejhäft3 gezwungen, wie man vielleicht von 
mander Seite einzumenden geneigt jein möchte. 

Die Vorrechte, melde der Bank für ihre Mithilfe an der Beſeiti— 
gung des Staatspapiergeld3 zu gewähren jind, können an jich jehr mannig- 
faltig jein, jobald man jich zu einer durchaus centraliftijchen, monopolifti- 
ſchen Bankpolitit befennt. Es ift aber weder wünſchenswerth noch noth- 
wendig um unjeres Planes Willen, eine ſolche Bankpolitik zu befolgen. Als— 
dann bleibt vornehmlich nur eines, aber’ ein wichtiges Vorrecht übrig, 
welches um jo eher in diejem alle verliehen werden darf, als die bezügliche 
Erlaubniß jonft nad) unſeren früheren Erörterungen auch bei einer ganz libe— 
talen Bankpolitif den Banken bejjer vorzuenthalten ijt: nämlich die Aus— 
gabe von Banknoten in kleinen Stüden, etwa in Verbindung mit 
dem Rechte, gleichfalls ausſchließlich oder in größerem Umfange als die an— 
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deren Banken Banknoten im Betrage des aud fonft geftatteten 
Minimalappoints auszugeben. Die Ausgabe von Fleinen Noten 
unter dem jonftigen Minimum, aljo von 1= und 5:Thlr. Noten darf da- 
bei auch nur eine zeitweilige jein. 

An ſich nicht ohne Bedenken erjcheint fie in Deutſchland doc zuläffig, 
wenn dafür das meijtens aus Kleinen Stücen bejtehende Staatöpapiergeld 
mwegfällt. Werden bejtimmte Vorſchriften für die Notendeckung überhaupt 
gegeben, jo jollte eine Abweichung davon für die höheren Notenappoints nicht 
als ein Privileg ertheilt werden. Dagegen erſcheint eine minder jtreuge 
Deckung für die 1: und 5-Thlr.-Noten, 3. B. mit einer geringeren Quote 
Baargeld, mit gewiſſen jehr joliden Effecten neben Wechſeln u. j. w., allen: 
falls zuläſſig. Dieje Heinen Noten erhalten dadurd zwar nicht diejelbe gute 
Dedung wie die großen, aber doc eine viel bejjere, als das bisherige 
Staatspapiergeld. Die finanziellen Rückſichten machen jene minder jtrenge 
Deckung erwünſcht und volkswirthſchaftliche Rückſichten gejtatten fie allen: 
falls. Denn bei den notorijch geringeren Schwankungen im Gejanmtbetrage 
der Kleinen Noten und angejiht3 der Thatſache, daß ſolche Noten in dem 
wichtigſten Falle einer Herausnahme von Baargeld aus der Bank, nämlid 
behufs der Dedung einer momentan ſtark pajjiven Zahlungsbilanz, nur 
untergeordnet in Betracht fommen, während die Präjentation von Noten 
zur Einlöjung aus Mißtrauen nicht leicht große Dimenjionen annehmen 
kann, — darf die Dedung jener Noten wohl eine etwas weniger dispo— 
nible oder realifirbare fein. Wird unjerer Annahme nad) die Einziehung 
des Staatspapiergeld3 einer einzigen Bank übertragen, welde ihre ge 
wöhnlihen Noten etwa zu mindejtens einem Drittel mit Baar, zum Reſte 
mit discontirten Wechſeln zu decken hat, jo kann ihr für die Fleinen Noten 
eine Dedung von mindejtens einem Fünftel Baar und für den Reit zur 
Hälfte mit Wechjeln, zur anderen Hälfte mit Yombard und Effecten (ge 
wijje Staatöpapiere, Eijenbahnprioritätsobligationen, Pfandbriefe) geltattet 
werden. Die Zuläjligkeit letzterer Deckung ijt aud aus finanziellen Grün 
den, um aus der Emijjion Fleiner Noten eine den Durchſchnittsſatz des 
Disconto überfteigende Iente gewinnen zu Fönnen, erwünjcht. Da die Bant 
mit ihren übrigen Activis jo gut für diefe als für ihre anderen Paſſwa 
haftet, jo ift im Nothfall die für jene Heinen Noten vorhandene Dedung 
immer leicht aus den anderen Activen zu ergänzen. 

Im Norddeutihen Bunde befommt die Banf alsdann gegen bie 
Verpflichtung, die c. 40 Mill. Thlr. Staatspapiergeld einzuziehen, das aus: 
ſchließliche Recht, diejelbe Summe in Banknoten zu 1- und 5-Thlr. in der 
früher angegebenen Proportion (1 : 2 oder 2 : 5) zu emittiren, eventuell 
nebjtdem ein Vorrecht in Betreff der Ausgabe von 10:Thlr.: Noten, me: 
nah dann der etwaige Rejtbetrag leßterer Noten auf die übrigen Banken 
zu vertheilen wäre (}. oben ©. 73). Die Noten erjterer Art find dann 
alljährlihd nah und nad einzuziehen und zwar miederum etwa in bem 
früher beſprochenen Verhältnig von jährlich 5°), oder 2 Mill. Thlr. Da: 
bei kann e3 der Banf gejtattet werden, nad) Maßgabe diefer Einziehung 
die Zehnthalernoten etwas, 3. B. um die Hälfte der Verminderung der 1: 
und 5:Thlr.-Noten zu vermehren, — falls dies eben der Verkehr erlaubt. 
Eine jolde Befugnit empfiehlt fich wieder aus einem finanziellen Grunde. 
Allerdings wird dadurch der Umlauf von Zehnthalernoten über das frü- 
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here Maaß erhöht, 3. B. über 20 Mill. Thlr. im Ganzen, wie wir oben 
für den Norddeutichen Bund vorſchlugen (S. 73). Deshalb joll auch nicht 
dieje ganze Mehrausgabe eine bleibende jein. Aber ein länger dauernder 
Umlauf einer größeren Menge - Heiner Notenjtücde, von denen jchon eine 
höhere Quote aus Zehnthalernoten bejteht, hat doch wieder geringere Be: 
denken als der gleiche Umlauf bloß von 1: und 5:Thlr.:Noten. Man kann 
daher wohl als Webergang zur allgemeinen Beichränfung der Kleinen Noten 
von 10 Thlr. incl. abwärts eine theilweije Eonverfion der 1: und 5-Thlr.: 
Noten in 10:Thlr.:Noten gejtatten und nach gänzlicher Bejeitigung der er: 
fteren an die Einziehung der mehrausgegebenen 10-Thlr.-Noten gehen. 

An Anknüpfung an die factiihen Zahlen des Staatspapiergelds und 
an die vorgejchlagene abjolute Beihränfung der ſonſtigen Heinjten No— 
tenftüde von 10 Thlr. auf 20 Mill. Thlr. im Norddeutichen Bunde — } 
außer ©. 73 aud ©. 191 ff. — jtellt fih dann etwa folgendes numeri— 
ſches Verhältnig heraus. 

Die Preußiiche oder Norddeutjche Eentralbanf allein erhält das Necht, 
für 40 Mill. Thlr. 1- und 5:Thlr.Noten, außerdem das Recht, den gan— 
zen gejeßlichen Notenbetrag von 20 Will. Thlr. 10:Thlr,-Noten ausſchließ— 
lid oder davon eine bejtimmte Quote (3.8. 10 oder 16 Mill. Thlr. ſ. ©. 
192) auszugeben. So curfiren 60 Mill. Thlr. Noten von 10 Thlr. incl. 
an abwärts. Bei einer jährlichen Einziehung von 2 Mil. Thlr. Noten 
unter 10 Thlr. und einſtweiliger Mehremiſſion von 1 Mill. Thlr. in 
Zehnthalernoten gibt es dann nad 10 Jahren noch 20 Dill. 1= und 5- 
Thlr.= und 30 Mill. 10-Thr.-Noten, zujammen 50 Mill. Thlr.; nad 20 
Jahren find jene ganz eingezogen, dieje auf 40 Mill. Thr. vermehrt. Als: 
dann iſt in einem weiteren Zeitraum von 10 Jahren wieder letsterer Zehn: 
thalernotenbetrag auf 30 Mill. Thlr. zu vermindern. Nach 30 Jahren von 
heute an erjcheint eine dauernde Erhöhung der 10-Thlr.Noten auf 30 Mill. 
Thlr. kaum unzuläjjig, jo daß e8 dabei dann vermuthlich jein Bewenden 
haben kann. Die vermehrte Ausgabe von 10-Thlr. Noten während der Dauer 
der Einziehung der 1: und 5:Thlr.Noten erleichtert legtere Maßregel nicht 
unerheblich. 

Vom Standpuncte der Creditwirthſchaft aus erſcheint eine theil— 
weiſe Erſetzung der 1- und 5-Thlr.:Noten durch 10-Thlr.-Noten wohl aus: 
führbar. Denn wenn auch jedes Notenſtück, noch mehr wie jedes Münzſtück, 
zunächſt als Umlaufsmittel zur Bewerkſtelligung der ſeinem Werthbetrage 
entſprechenden Umſatzgrößen dient, ſo findet doch im Verkehr regelmäßig bis 
zu einem gewiſſen Umfange ein Fungiren mehrerer Kleiner Notenſtücke für 
ein ihnen an Werth glei) kommendes größeres Notenjtück jtatt. arg 
gilt dies von fi jo nahe jtehenden Notenbeträgen wie 10 un > Thlr. 
In einer Menge Fällen braucht man ziemlich ebenjo bequem 2 Fünfthaler— 
noten jtatt einer ———— und umgekehrt. Daher läßt ji erwarten, 
dak für die jedenfalls erhebliche Gejammtjumme von Umjägen, im welchen 
5:Thlr.= und 3. Th. ſelbſt 1-THlr.- Noten bisher an Stelle von 10:Thlr.- 
Noten benutt wurden, dieje leteren eintreten können und werden, nament- 
ih wenn jene eriteren jeltener werben. 

Der finanzielle Werth des Rechts, 40 Mill. Thlr. Feine Noten unter 
10 Thlr. mit der oben erwähnten Dedung auszugeben, ift bei einem Disconto 
von durchſchnittlich 4 und einem Lombard: und Effectenzins 59%/,, was 


Wagner, Butadten. 
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nicht zu hoch gerechnet, nah Abzug von !/5°%/, Verwaltungskoſten (incl. 
Notenfabrication u. j. mw.) etwa 1,240,000 Thlr. oder rund 1'/, Mill. Thlr. 
Dieſe Summe verringert ſich durch die juccejjive Wiedereinziehung jener 
Fleinen Noten jährlihd um c. 36,000 Thlr. oder fait 3%), wenn man die 
Mehrausgabe von 10: Thlr.: Noten mit der gewöhnlidhen Notendeckung 
dagegen verrechnet. Erhält die Bank ferner das Vorrecht vor anderen Ban 
fen, 10 Mill. Thlr. 10-Thlr.-NRoten auszugeben, — indem die übrigen 10 
Dit. Thlr. 10:Thlr.-Noten anders vertheilt werden, — jo rejultirt hieraus 
eine weitere, diefem Privileg zu dankende Grtraeinnahme von c. 210,000 
Thlr. Diefer Gefammtgewinn von c. 1,450,00U oder rund 1'/, Mill. Thlr. 
bildet die Limite, innerhalb deren die finanzielle Beiltener der Bank an den 
Staat zu den Kojten der Cinziehung des Papiergelds ſich bewegen muß. 

Der Staat jelbjt hat nun wie in dem preußiichen VBorgange von 
1856, eine Anleihe von 40 Mill. Thlr. aufzunehmen, rejp. die be- 
treffenden Dbligationen der Banf behufs Einziehung des 
jeßigen Staatspapiergelds zu übergeben. Dieje Anleihe wird nad) 
dem jeßigen Cursſtande (4'/9%/, preuß. Bapiere 93— 94) mit 1%, Tilgung 
auf 5°/, bis nahezu 6%, kommen. Die jährliche Ausgabe beträgt mithin für 
die Zeit bis zur gänzlihen Tilgung — 37 Jahre bei 19/, Jahrestilgung 
nebjt zumachjenden Zinjen der getilgten Obligationen und einem Zinsfuße 
von 5%, — c. 2. Mill. Thlr. Die Beijtener der Bank mag etwa zu 1 
Dil. Thlr. angenommen werden, jo daß ſich die Yait des Staats auf 1.* 
Mill. Thlr. oder 3.50%, der einzuziehenden Papiergeldmenge vermindert, zu 
welder Summe aber jährlid” wegen der eingezogenen Heinen Banknoten die 
oben erwähnten 36,000 Thlr. hinzukommen. Die Koſten der Operation find 
demnach verhältnigmäßig nicht unbedeutend höher für den Staat, 3. B. den 
Norddeutihen Bund, als für Preußen durd den Vertrag von 1856. Ab- 
gejehen von dem jet etwa um 0%, höher anzujeßenden Zinsfuß der 
Anleihe erklärt jic) dies vornehmlich daraus, daß der Staat damals der 
Bank ein jehr weites, alle Notenappoint3 umfajiendes, jett dagegen bloß 
ein Notenprivileg hinfichtli der genannten Eleinen Noten gewährt. Letz— 
teres ijt aber aus voltswirtbichaftlihen Gründen, weil im llebrigen das 
Zettelbanfwejen freier geftaltet werden Fann, ein großer Vorzug. Eine we— 
jentliche Erweiterung des der Bank zu gewährenden Privilegs ſcheint uns 
eben deöhalb nicht erwünjcht, auch wenn die Gegenleiftung der Bank alsdann 
etwas erhöht werden könnte. Das Einzige, was etwa noch jtatthaft wäre, 
iſt die Uebertragung des ausſchließlichen Nechts auf die ganze Emijjion 
von 10:Thlr.:Noten an die Banf. Dadurch ließe fich der Zuſchuß der letz— 
teren noh um 200,000 Thlr. erhöhen. Die auch bier noch verbleibende 
Beſchränkung eines Notenmonopol8 auf bejtimmte Notengrößen ſtatt ber 
üblichen Gewährung eines allgemeinen Notenmonopols ift ein wichtiger Schritt 
von der bisherigen zu einer freieren Zettelbankpolitif, welcher ſich auch in 
anderen analogen Fällen empfiehlt. In dem preußiichen Vertrag vom 28. 
San. 1856 ijt diejer entwiclungsfähige Gedanke injofern auch jchon enthal- 
ten, als der Staat die Zujage macht, nur Papiergeld zu 1 und 5 Thlr. 
auszugeben und der Bank eine bejtimmt firirte Summe 10-Thlr.Noten zu 
emittiren geitattet. 

Vom finanziellen Standpuncte kann man gegen diejen dritten 
Vorichlag zur Regelung des deutjichen Staatspapiergeld8 einwenden, daß 
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hier ſofort eine unverzinsliche Schuld in eine verzinsliche verwandelt wird, 
während in den beiden anderen Projecten die unverzinsliche Papiergeldſchuld 
einjtweilen bejtehen bleibt und gleichwohl auch eine jährliche Tilgung oder 
Einziehung des Papiergelds erfolgt; ferner, daß die Zinslaſt jofort dem 
Staate zu einem erheblichen Theil zur Lajt fällt, da die Bank eben nur 
einen Beitrag zur Dedung diejer Ausgabe leitet; endlich, daß eine neue 
bedeutende Staatsanleihe den Geldmarkt belajtet, was wieder 
andere finanzielle und volkswirthſchaftliche Nachtheile mit jich führen kann. 

Alle diefe Einwände find in gewiſſem Umfange begründet, fie gelten 
aber in der Hauptjache gerade jo gegen den preußiſchen Vertrag von 1856, 
welchen mit Necht jelbit eine oppojitionelle Stimme wie die DO. Hübner’s 
als einen der weijejten Acte der damaligen preußiſchen Regierung gerühmt 
bat. Die jofortige Verwandlung einer unverzinslichen, aber nicht ungefähr: 
liden jhwebenden in eine verzingliche fundirte Schuld iſt eben das 
Mittel, die damit verbundenen Koſten find der Preis für die jofortige 
Gonverjion des Staatspapiergelds in Banknoten. Mittel und Preis 
entjprechen dem gerechtfertigten Zwed. Die von der Bank zu leiftende Bei- 
jteuer zu den Kojten der Operation läßt allerdings der Bank einen Gewinn 
von muthmaßlich höchjtens 1/, Mill. Thlr. Dafür hat die Bank aber auch 
die Verwaltung und Einlöjung der Heinen Noten und eine Garantie für 
lettere zu übernehmen, was ja gerade einer dev Zwecke der Operation ift. 
Dan wird ihren Gewinn im Vergleich zu diejen Yaiten jchmwerlich zu hoch 
finden. Endlich belajtet freilich die neue Anleihe den Geldmarkt, das ijt aber 
unvermeidlich, ebenjo wie in jedem anderen Fall nothwendiger Fundirung 
Ihwebender Schulden. Man muß dabei nur nicht vergejjen, daß es ji gar 
niht um Aufnahme neuer, jondern um Gonverfion jchlechter alter Schulden 
in eine bejjere neue Schuldenform handelt. Zu erleichtern ift die Operation, 
wenn der Bank gejtattet wird, für c. 2/, oder für 16 Mill. Thlr. Kleine 
Noten dur die Obligationen der auszugebenden Anleihe zu deden, jo daß 
dieje Papiere, welche auf Heine Abjchnitte lauten müfjen, und im Uebrigen 
jeder Zeit verfäuflid find, nur im Fall der Dringlichkeit an den Markt 
fommen. Solde Einrichtungen find mitunter getroffen worden, 3. B. bei 
dev Dejterreihiichen Nationalbank, bei der Frankfurter Bank. 71°) Es dür- 
fen nur nicht irgend welche rechtliche und formelle Hindernifje einer jteten 
Veräußerung erijtiren, daher der Verkauf auch nicht an eine, bejondere Zu— 
ſtimmung der Negierung gebunden fein. 

Die definitive Einziehung Kleinen Papiergelds und Kleiner Noten, an 
deren Stelle dann wieder Münze treten muß, da der Erſatz durch andere 
Greditumlaufgmittel bei ſolchen Kleinen Werthgrößen in der Negel nicht 
möglich ijt, entzieht nothivendig etwas Kapital jeiner gewöhnlichen Verwen— 


71a) ALS die Deiterr. Nation. B. dur Vertrag v. 3. März 1820 die Ein: 
ziehung des W. W. Tapiergelds, großentheils mit Banknoten, übernahm, erbielt fie 
neben unveräußerlichen, regelmäßig zu tilgenden Obligationen noch als Subſidiarhy— 
pothel 5%, Papiere zum Courſe von 70 für 155,56 Mit. fl. E. M. Dieſe Papiere 
durite fie verfaufen, fobald die vom Staat zugeficherte Zahlung flode oder die Bank: 
noteneinlöjung mehr Geld erforbere, als die Banf befige oder vom Staate cerbalten 
fönne. An der KRataftropbe von 1848 erwies ſich dieſe Subfidiarbyppotbef bedentungsios, 
weil ed an Energie jeblte, die Papiere loszuſchlagen und die Summe viel zu groß war. 
S. meine Defterr. Bal. I, 41. — Frankf. B. 8795 St. 
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dung zu Gunſten des wieder wachſenden Metallgeldfonds der Volkswirth— 
ſchaft. Inſofern findet eine kleine Rückbildung der Creditwirthſchaft ſtatt, 
welche eben vom Intereſſe des Gemeinweſens erheiſcht wird. Kapital, wel— 
ches durch die Noten- und Papiergeldausgabe aus dem Metallgeldfonds des 
Landes disponibel geworden war, wird nun umgekehrt wieder in dieſen 
Fonds hineingeſteckt. Auch dieſer Proceß bedingt eine gewiſſe Belaſtung des 
Geldmarkts und eine unmittelbar wenigſtens nicht jo productive Verwen— 
dung jenes Kapitals. Indem jedod nad) obigem Vorſchlage einjtweilen das 
fleine Staatspapiergeld durch Eleine Noten erjeßt und lettere nur allmälig 
im Laufe einer längeren Reihe von Jahren in kleinen Beträgen eingezogen 
werden, wird jener Druck und jene Störung der Production jehr wejentlid 
für die nationale Volkswirthſchaft vermindert. Nur dies iſt möglid, 
bejeitigt kann der Druck nicht werden. Denn die Ausgabe des Heinen 
Papiergeld war ein Zehren aus dem im Metallgeldfonds ſteckenden Na: 
tionalfapital, welches auch vom Standpuncte der Credit wirthſchaft aus 
unerlaubt war, jelbjt wenn es nicht zu Gunjten unproductiver Conſumtion, 
ſondern anderweiter Verwendung jenes Theils des Nationalkapitals erfolgt 
war. Nur durch neues Sparen oder durch Wiederherbeiziehen eines Theils 
der ſonſtigen Kapitale läßt ſich dieſes aufgezehrte Metallkapital wieder er— 
ſetzen. Es iſt in kleinem Maßſtabe derſelbe Proceß, welcher in Papierwäh— 
rungsländern nad) völliger Verdrängung oder Aufbrauchung des Metall: 
geldfondg zur Heritellung der Valuta gleich unvermeidlid, nur mit viel 
größeren Schwierigkeiten verbunden ift. Ein gewijier Betrag Edelmetall ge 
hört eben einmal zu den unbedingt nothwendigen ſtehenden Kapitalen 
einer Volkswirthſchaft. Durch Ausgabe Heinen Papiergelds ift dieſes jtehende 
Kapital zu jehr angegriffen und muß nun aus dem umlaufenden wieder 
ergänzt werden. #72) In diejer, wie in jo vielen ähnlichen volfswirthidaft: 
lichen Fragen ift der Standpunct der Einzel- und der Volkswirthſchaft ein 
verſchiedener. 

Mit leicht erſichtlichen Veränderungen, eigentlich nur in Betreff des 
Umfangs der Operation, iſt die Sache ebenſo durchzuführen, wenn jeder 
einzelne Staat für ſich ſein Papiergeld mit Hilfe einer Zettelbant 
regulirt. 3. B. im Falle Badens könnte ein ausſchließliches Privi: 
leg für eine beftimmt genannte, nach den früheren Anhaltspuncten zu be 
rechnende Summe Kleiner Noten, 3.2. zu 1 oder 2, ferner zu 5, 10 und 
etwa 20 fl. (oder 171/ fl. = 10 Thlr.) einer einzelnen neu zu errichtenden 
Dank gegeben werden, wogegen die Ausgabe von Banknoten in höheren 
Appoint3 nur an die Erfüllung allgemeiner gejelicher Bedingungen ge: 
bunden würde. Ein dergejtalt bejchränktes Privileg wäre einem alle No 
tenfategorien umfajjenden durdaus vorzuziehen. 

Will man in Deutjchland übrigens an dem einlösbaren Staatspapier: 
geld feſthalten, jo empfiehlt ji wohl, einen bejtimmten abjoluten Betrag 
deſſelben wie bisher gejeglich zu normiren. Dafür muß alsdann eine gewiſſe 
Quote Baargeld behufs der Einlöfung vorhanden fein, wie dies die Geſetze 
auch zu bejtimmen pflegen. Außerdem aber erſchiene es nicht unpafjend, 
über jenen gefeglihen Betrag hinaus nody weiteres Staatspapiergeld 


272) Näheres über biefe Puncte in meiner Ruſſ. Bapierwähr. Abſchn. II ©. 16 
fi., auch ©. 55 fi. 
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gegen Hinterlegung des vollen Betrags in Münze zu emittiren, 
jo daß Jedermann auf Verlangen ſolches Papiergeld, das ein eigentlicher 
Depofitenjchein für in Staatscaffen liegendes Geld wäre, erhalten Könnte, 
jobald es ihm bequemer als Baargeld. Ein Staatspapiergeld diejer Art 
find die nordamerifanifhen Goldcertificate für beim Schaamt 
binterlegtes Gold, #73) welche in den unter der folgenden Rubrik erwähnten 
volljtändig metalliich gededten Banknoten der Englifhen Bank und der 
ſchottiſchen Banken ein Seitenjtüd finden. Bejonders bei der deutichen Sil— 
bermährung erjchiene ein derartiges Staatspapiergeld in der Form reiner 
Depofitenicheine, womöglid vom Norddeutihen Bunde ausgegeben, recht 
zweckmäßig. 
P. Abſolutes Maximum bes metalliſch ungedeckten Theils bes 
Notenumlaufs. 

Dieje zweite Methode, die Höhe des Notenumlaufs in der pofitiven 
Sejeßgebung zu bejtimmen (j. oben ©. 163), wirft im Wefentliden 
gleich, wie die Feitjegung eines abjoluten Wearimums des Notenumlaufs, 
jedboh immer etwas weniger ſtarr mehanijd. Deshalb verdient fie 
einen relativen Vorzug, führt jedoch gegen die dritte Methode (ſ. unten y 
und 2), mwonad nur eine banfmäßige Deckung der Noten vorgejchrieben 
wird, zwecklos einige erhebliche Nachtheile mit ji (j. oben ©. 163, 164, 
183, 184). Für Vieles ift bier auf den vorigen Abjchnitt g und auf die 
jpätere Erörterung über die dritte Methode, den Notenumlauf zu normiren, 
und über die Notendefungsiyfteme zu verweilen. Im Folgenden wird nur 
die Beitimmung über die Höhe der metalliich ungedecdten Notenfumme und 
über den Baarfonds beſprochen, über die fonjtige Dedung jener Summe 
jind die genannten Abjchnitte zu vergleichen. 

Ein abjolutes Marimum des metalliich ungedeckten Theil3 des Notenum— 
lauf3 oder m. a. MW. die Beitimmung, dat jede Note über einen gewiſſen Maris 
malbetrag der Noten hinaus zu Boll durch Baargeld gededt fein muß, — das 
iſt die letzte practiſche Conſequenz jener eigenthümlichen Geld- und Eredittheorie, 
welche in England unter dem Namen der Currency: Doctrin theoretiſch 
ausgebildet und von Sir Nobert Peel in feiner Bankfgejeßgebung vom J. 
1844—45 in die Praris eingeführt worden ift. Auch auf dem Kontinent 
bat fie unter den Theoretifern mitunter Anerkennung gefunden, was nicht 
zu verwundern, da fie im Grunde nur eine weitere Entwiclungsphaje älte- 
rer, allgemein verbreiteter, aber einjeitiger Geldlehren ijt. Verſuche, die Theorie 
auch hier in die Praris einzuführen, jind in Oeſterreich wenigſtens in einem 
Puncte der Bankacte von 1862 gemadt, in Preußen im Jahre 1865 von 
einer Seite aus befürmortet, aber nicht durchgejett worden. 

Jene Currency-Doctrin iſt wilfenihaftlih in England, wie in Deutjch: 
land und Frankreich widerlegt worden. Damit fällt folgerichtig auch jene 


73), Hod, ©. 461, eingeführt 1863; die Gertificate waren verzinslidh und 
durften mit einer anderen Gategorie von Gertificaten (für die Anbaber von Staats: 
papieren als Bezablung der Zinjen u. Amortifationsquoten der Schuld) zufammen 
den Betrag des bdeponirten Edelmetalls nur um 20%, überfteigen. Jetzt Tiegt ber 
ganze Betrag baar vorräthig, am 1. Yan. 1869 23,340,720, am 1. Juli 30,489,640 
Doll. Diefer Betrag wird unter den Beltänden des Schatzamts apart von dem Gold 
im @igentbum des Staats aufgeführt. Achnliche Golbcertificate find die vom Newporfer 
Glearing:Houje ausgejtellten. 
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practifche Gonjequenz. 7°) E83 genügt hier, auf einige Hauptpuncte der ge— 
nannten Doctrin und der Peel'ſchen Bankgejetgebung hinzuweiſen, Puncte, 
welche man aud jest noch im Auge behalten muß, um die Korderung, ein 
abjolute8s Marimum für den metalliih ungedecten Theil der Noten feſtzu— 
jeten, richtig zu würdigen. 

Man hatte jih ein Mujter eines Geldwejens unter dem Namen eines 
rein metallijhen ausgedaht, nach welchem das jeige jogenannte ge= 
mijchte Gieldwejen, das der Annahme nad) nur aus Metallgeld und Bank— 
noten bejtände, jo regulirt werden jollte, da c8 in jeinen Bewegungen, d. h. 
der numeriſchen Ab: und Zunahme der in Umlauf befindlihen Münzen und 
Noten, dem jupponirten rein metalliichen gleichfomme. Man bejtritt, daß dem 
bisher jchon jo geweſen ſei. Indem man wider die Erfahrung vorausjette, 
dak nur die Banknoten an Stelle von Metallgeld getreten wären und 
treten könnten, nicht auch die anderen Ereditumlaufsmittel und Zahlungs: 
einrichtungen, verlangte man, der Notenumlauf jolle jih in derjelben Weije 
bewegen, wie es jonjt die Metallgeldmenge thun würde. Die practiſchen 
Beitimmungen der Peel’ihen Bankgeſetzgebung vom %. 1844, namentlich die 
eltjegung eines abjoluten Marimums der metalliih ungededten Noten der 
Bank von England und eines jolden Marimums der Noten der Landbanken, 
die mit dem eriten Punct im Verbindung ftehende Trennung der Englijchen 
Bank in zwei Abtheilungen, die VBorjchriften über die Notenausgabe der 
ſchottiſchen und irischen Banken — diejes Alles verfolgt zunädit nur den 
einen Zweck, jene Bewegung des Notenumlaufs in Webereinjtimmung mit 
derjenigen des rein metalliichen Geldwejens zu bringen, daher namentlich 
die Ausdehnung und Einziehung des Notenumlaufs genau gleihmäßig 
mit der Vermehrung und Verminderung des Baarvorraths der Engliſchen 
Banf werden zu lajjen. 

Die zahlreichen theoretiichen und practiichen Irrthümer und Trugſchlüſſe, 
welche diejer Currency-Doctrin und ihrer practiichen Conjequenz, der ge: 
nannten Bankgejeggebung, zu Grunde liegen, brauchen bier nicht entwickelt 
zu werden. Auch die Thatfahen, daß die Peel'ſche Acte den offenkundigen 
Zweck nicht erreichte, indem der Notenumlauf ji auch unter ihr nach 
wie vor 1844 nicht ebenjo wie der Baarvorrath der Engliſchen Bank be: 
wegte; die Sicherung des Geldweſens nicht größer als früher war; die 
Engliihe Bank zwar neuerdings meiftens gut verwaltet it, aber nicht 
bejjer als die Franzöſiſche und Preußiſche Bank ohne eine ſolche Einrich— 
tung und aud unter der Acte von 1844 nit immer gut; daß insbe: 
jondere in Zeiten von Greditkrijen die Englifche Bank durch diejes Geſetz 
gendthigt wurde, die Krifis nutzlos und verderbli noch zu jteigern, 
weshalb jelbjt diefer Acte gewogene engliſche Finanzmänner wie Sir Corn 

214) Die theoretische, practifche und ftatiftiiche Seite der Currencydoctrin und ber 
Peel'ſchen Geſetzgebung findet ſich mit eingehender Berückſichtigung der einjchlagenden 
englijchen und fonjtigen Fachliteratur (Lord Dverftone, M'Culloch, Peel, Toofe, Ful— 
larton, Wiljon, Gilbart, Mill, Naffe u. j. w.), der parlamentar. Enquöten über Bank: 
wejen u. f. w. behandelt in meinen Beiträgen z. Lehre v. d. Banfen bei. Kap. 1, 
4--6, 8 (bier namentl. auch Statiftiiches), u. in meiner Geld: u. Gred.:Tbeorie b. 
Peel'ſchen Acte, worin eine do amengeichichtliche und deductive Eutwicllung gegeben wirb. 
Ein Refume der Hauptgrundſätze |. Beitr. S. b ff. (ſ. auch ©. 62 ff.), woraus im 
Folgenden einige Auszüge. Ueber die beiden Zuſtände des Geldweſens ſ. beſ. Theorie 
d. Peel'ſchen Acte ©. 55 ff., 92 ff. Vgl. unten Anm. 475. 
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wall Lewis zugeitehen mußten, das Gejeß verurfahe in einer Woche jo 
viel Böjes, wie kaum in Jahren normaler Verhältniſſe Gutes; und daß 
endlich bisher in jeder großen Creditkriſis, welche der engliiche Geldmarkt 
jeit 1944 durchzumachen hatte, die Acte zur Linderung der Nothitände, 
welche fie jelbjt noch gejteigert, zeitweilig in ihrer Hauptbejtimmung, eben 
derjenige der Feſtſetzung eines abjoluten Marimumg der metalliich unges 
decften Notenmenge, aufgehoben werden mußte, 1847, 1857, 1866 — alle 
dieje Syatjasden, welche ebenjo viele gewichtige Gründe gegen die Zweck— 
mäßigteit der Vorſchriften jener Acte ſind, mögen bier nur einfach conſtatirt 
werden. Ich habe jie an anderen Orten wiederholt näher dargelegt und 
fritifirt. Die neueren und neuejten Crfahrungen, bejonders im Jahre 1566, 
jtimmen durchaus mit meinen früheren Entmwiclungen überein. Auch die 
neuere Bertheidigung der engliden Bankgejebgebung in der theoretiichen 
Fachliteratur, namentlich und durchaus am Beiten durch Wolomsti, Fann 
doch meines Erachtens nicht als gelungene Widerlegung der Angriffe auf 
diefe Geſetzgebung und die ihr zu Grunde liegende Geld» und Gredittheorie 
gelten. Wejentlih neue Gejihtspuncte in der Sade hat aud weder dieſe 
Bertheidigung noch überhaupt die Berührung in der franzöfiihen Bank— 
enquöte eröffnet, +75) 

Sieht man von dem eigentlihen Zweck ab, welchen die Feſtſetzung 
eines abjoluten Marimums des metalliſch ungedecten Theil des Notenum— 
laufs in der Peel'ſchen Geſetzgebung gehabt hat, jo verfolgt eine ſolche Fi— 
rirung daneben die weiteren Zwecke, eine zu große Berdrängung 
des Baargeld3 durd Banknoten zu verhindern, ſodann indirect 
ein Minimum des Baarvorraths für den Notenumlauf gejeß: 
lid anzuordnen, und durch Beides die jtete Einlösbarkeit der 
Noten in ganz bejonderer Weije wirfjam zu jidern. 

In allen diefen Beziehungen laufen wieder die Irrthümer der Eur: 
vencydoctrin unter und joweit die Zwecke berechtigt find, werden jie über: 
haupt nicht oder nicht jo gut erreicht, als durch einfache Beſtimmungen über 
die Notendefung im Ganzen. Auch auf dem Standpunct der materiellen 
Banfgejeßgebung jind daher dieje letzteren Beftimmungen denjenigen der 
Peel'ſchen Banfgejeßgebung vorzuziehen. Die in Deutſchland übliche Feſt— 
jeßung einer Minimalquote des Baarvorraths vom Notenumlauf wirkt 
ebenjo jicher und doch viel weniger ftarr und ift uns deshalb als die ſich 
den Verkehrsbedürfniſſen mehr anjchmiegende Vorſchrift lieber (.u.yu.2). 

Einmal iſt es ein oft widerlegter, gleichwohl noch immer weit verbrei= 
teter Irrthum, zu meinen, daß nur durch Banknoten das Metallgeld ver: 


#75) Weber die practifche Wirffamfeit ber ner ſchen Acte, beſonders in Bezie 
buna auf die Engliſche Bank, ſ. meine Beitr. ©. 150 ff., Kap. 8, beſ. ©. 191 214 
(Teriode von 1844—47), meine Theorie db. Acte ©. 303 -317 (Periode bis 1857), 
Naſſe, Preuß. Bank ©. 52 ff., Economiſt, die Artikel über die Kriſis im J. 1866, 
welche im Mai bis Sept. 1866 erjchienen und mit meinen früheren Erörterungen genau 
übereinftimmen ; ferner die zablreichen einſchlägigen Artikel im 1. ®. von Macleod’'s 
dietionary. Die franzöfiiche Banfenquöte bat m, E. in diefer Frage noch weniger Neues 
als im anderen bervorgefördert. Die entgegengejeßten Auffaflungen wohl am Beften bei 
Wolomwsfi, quest. des banques p. 317 ff., deri. la banque d’Angleterre ete. (Par. 
1867), bej. über dic Krife v. 1866 (p. 87 fi., aus der Revue d. deux mondes), ſ. 
auch bejien deposition in der Banfenquöte Dec. 1866; dagegen zu vergleihen Horn, 
Banffreibeit, ©. 289 fi. 
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drängt werde, während dies ebenſo ſehr und ſogar noch ſtärker durch andere 
Creditumlaufsmittel und Zahlungseinrichtungen der Creditwirthſchaft geſche— 
hen kann und thatſächlich geſchieht. Letzteres überhaupt auf den höheren 
Stufen der Creditwirthſchaft, aber namentlich auch da, wo der weiteren 
Ausdehnung des Banknotenumlaufs geſetzliche Hindernijje entgegenſte— 
hen. Die neuere Entwicklung in England iſt für Beides ein Beleg. Fol— 
gerichtig muß man alſo mindeſtens ebenſo ſehr, wenn auch nicht wegen” der 
betreffenden Bankgläubiger, deren Stellung in dieſer Hinſicht allerdings nicht 
ganz die gleiche iſt, ſo doch wegen der vermeintlichen Gefahr, daß das Me— 
tallgeld zu ſehr verdrängt werde, auch die anderen Paſſivgeſchäfte der 
Banken, beſonders das Depoſitengeſchäft mit dem Checkſyſtem, dem 
Clearing-Houſe u. ſ. w. geſetzlich reguliren durch Anordnung analoger Vor— 
ſchriften. Dies iſt auch ſchon öfters befürwortet und in der neuen nord— 
amerikaniſchen Bankgeſetzgebung und in einzelnen Statutenbeſtimmungen 
deutſcher Banken theilweiſe durchgeführt worden. Dadurch entſteht eine neue 
zwar conſequente, aber deßhalb nicht unbedenkliche Einmiſchung der Staats— 
geſetzgebung in dieſem Gebiete, welche wenigſtens durch den beſagten Zweck 
nicht gefordert wird. Dieſer wird viel beſſer und ſicherer durch die von uns 
empfohlene Vorſchrift von nicht zu niedrigen Banknotenminimis 
erreicht. Nur die Verdrängung des baaren Gelds in den Verkehrskreiſen, 
in welchen ganz kleine Noten umlaufen würden, iſt bedenklich. Die ſonſtige 
oder die im Effect gleichbedeutende Ermöglichung, das bei vergrößertem 
Verkehrsbedarf neu hinzuwachſende Umlaufmittelbedürfniß durch Banknoten 
oder andere Creditumlaufmittel u. ſ. w. ſtatt durch Beſchaffung eines ſtär— 
keren Metallgeldfonds zu befriedigen, iſt volkswirthſchaftlich nur erſprießlich. 
Sie wird durch Beſtimmungen wie die genannte nutzlos gehindert, noch 
dazu durch einen Zifferanſatz, welcher ganz willkürlich aufgeftelft wird. 

Betrachtet man die Feſtſetzung eines abjoluten Maximums des metal: 
liſch ungededten Theil des Notenumlaufs al3 eine Methode zur Bejtim- 
mung der Minimalhöhe des Baarfonds und zur jteten Sicherung der No: 
teneinlößsbarfeit, jo leidet diefe Methode vor Allem an dem eben erwähnten 
Mangel, da die betreffende Ziffer nur mehr oder weniger willführlich ge: 
wählt werden kann. Die Firtrung auf Grund von Beobadtungen ift nicht 
genügend, weil die letteren unvermeidlich mangelhaft jind und jedenfalls 
immer nur für eine gewiſſe Zeit Werth haben Fönnen. 

Dan will jene Ziffer namentlich jo wählen, daß man. jih an den— 
jenigen niedrigjten Notenumlauf hält, welchen man während einer längeren 
Zeit beobadhtet hat. Indem man von der jo gefundenen Ziffer noch der 
Sicherheit wegen einen wiederum beliebigen Betrag abjett, erhält man ver: 
meintlich die Zahl, welche der metalliich ungededte Theil des Notenumlaufs 
ungefährdet erreichen darf und fordert demnach für den höheren Betrag volle 
Baardeckung. 

Auf den Vorgang bei der Normirung der betreffenden Zahlenſätze in 
der engliſchen Geſetzgebung kann man ſich für dieſe Methode eigentlich nicht 
berufen, wie wohl geſchehen iſt. Die Ziffer von 14 Mill. Pfd. St., auf 
welche im Jahre 1844 der metalliſch unbedeckte Notenbetrag der Engliſchen 
Bank im Maximum fixirt ward, und von 15 Mill. Pfd. St, welche Hoͤhe 
er nach der Beſeitigung eines Theils der Landbanknotencirculation jetzt er: 
reicht hat, entſprach dem vorgekommenen kleinſten Notenmlauf nicht genauer 
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und wurde wohl mehr mit Rüdficht auf die ungefähr gleiche Höhe des 
Stammfapital3 der Bank gewählt. Jetzt iſt jeit langen Jahren der Noten- 
umlauf nicht unter 20, in neuerer Zeit faum unter 21—22 Mil. Pfd. 
St. gejunfen. Die Notencireulation jeder einzelnen Landbank ſowie ſchotti— 
ſchen und iriſchen Bank wurde vollends willfürlich nad) der zufällig ſtatt— 
gefundenen Emijfion bejtimmter Perioden in den Jahren 1844 und 1845 
normirt. #76) 

Die obige Methode ijt gleihmwohl an jich richtig, nur daß man bie 
Borausjegungen, unter denen fie practiih anwendbar, genau berücfichtigen 
muß, wobei ji dann leicht ergibt, daß fie dennoch unpractiich ijt. Nur wo 
das Zettelbantwejen ji freientwidelt hat, die Sättigung des 
Verkehrs mit Banknoten längere Zeit frei erfolgt ijt und die 
Stüdelung der Noten, namentlid der Betrag des niedrigiten 
Notenjtüds ebenfalls lange Zeit hHindurd steleiben geblieben, 
hat das beobachtete Minimum des Notenumlaufs einigermaßen die hier zu 
verlangende Bedeutung. Dieje Bedingungen finden ſich jehr jelten erfüllt, 
am Wenigjten in ‘Bapiergeldländern wie Dejterreih, wo man ganz beliebig 
in der Bankacte von 1862 Art. 14 Al. 2 die Summe der metalliſch unge- 
deeften Noten auf 200 Mill. fl. anjegte, aber jede andere Zahl zwijchen 
100 und 300 Mill. fl. und jelbjt noch mehr wohl ebenjo gut hätte wählen 
fönnen. Auch die Entwicklung der deutihen Banfnotencirculation im Gan- 
zen und bei der Preußiſchen Bank allein gejtattet, wie jhon Tab. III auf 
S. 202 ergibt, Feine joldhe Feitjegung einer erfahrungsgemäßen Minimal: 
jumme des Banknotenumlaufg. 

Eben jo wenig läßt ſich eine Ziffer für den metalliſch ungedeckt blei- 
benden Theil der Notenausgabe aus der bisher erreichten Marimalhöhe 
diejes Theil3 des Umlaufs oder umgekehrt aus der bisherigen Minimalhöhe 
des Baarvorrath3 irgend zuwerläjfig ableiten. Der Baarvorrath dient ja 
regelmäßig, da die meijten Zettelbanken auch Depofitengefchäfte treiben, zu— 
gleih mit für leßtere und außerdem als disponibler Geſchäftsfonds (I. 
oben ©. 204). Der Baarvorrath des Notengejhäfts allein läßt ſich gar 
nit ſicher ausjcheiden. Seine Bewegung hängt ferner von verjchiebenen 
‚Ssactoren ab, u. A. namentlich von dem jeweiligen Bedarf für inter: 
nationale Zahlungen, da die Banken die Edelmetallvejervoird ihrer 
Vollswirthihaften zu werben pflegen. Diejer Bedarf für internationale 
Zahlungen und der daraus hervorgehende „drain upon the bank“, mie 
der engliihe technijche Kunjtausdrud für diejen Abzug von Edelmetall 
lautet, berührt den Baarvorrath notoriſch viel jtärfer, al3 der Bedarf für 
Baargeld zur Noteneinlöjung, welcher einem allgemeinen Mißtrauen oder 
Panik entjprungen ift, der jogen. run auf die Bank. Der drain erfolgt 


#76) S. Acte v. 19. Juli 1844 Art. 2, 13, f. oben S. 170 fi. — ©. meine 
Beitr. S. 146. Seit 1799 war ber Notenumlauf der Engl. Banf über 14 Mill. ges 
weien. Eine Erböhung der Summe wurde jcdhon 1844 beantragt. Das Kapital der Engl. 
Bank ijt 14,553,000 Pfd. St. — Ueber die ſchott. Banken f. d. Acte v. 1845 c. 38 
Art. 1-3 (Firirung der geſetzlichen Emiffion auf den Durchſchnitt vom 1. Mai 
1844/45; biejer Betrag durfte bei vierwöch. Durdichnittsberehnung nicht überjchritten 
werden, außer gegen volle Baardedung). Aehnlich find bie Beftimmungen über bie 
irifhen Banfen, Acte v. 1845 c. 37, Art. 7 ff; ſ. die Details u. A. bei Macleob, 
dietion, Art. banking in Scotland u. in Ireland. 


u TORE u 


aber nicht aus der cirenlirenden Geldmenge, jondern aus den auf eine 
Verwendung für ſolche und ähnliche Zwecke wartenden disponiblen Geld: 
fapitalvorräthen, welche man engliſch hoards nennt und deutih Horte 
nennen Könnte. Das Verlangen einer genau übereinjtimmenden Bervegung 
de3 Baarvorrath3 und des Notenumlaufs beruht auf einer 3 Verfennung 
diejer Sachlage. Die populäre Lehre unterjcheidet hier die Natur und Wir 
fung eines Nun’ und Drain’3 nicht genügend. 7) Sie ift es aber, Br 
dem Verlangen, eine unüberjchreitbare Höhe des metalliich ungededlen No⸗ 
tenumlaufs geſetzlich anzuordnen und dieſe Höhe in der angegebenen Weiſe 
zu beſtimmen, zu Grunde liegt. Je nach den verſchiedenen Urſachen eines 
Metallabfluſſes aus den Banken, auch je nach den ſpeciellen Umſtäͤnden, 
welche die internationale Zahlungsbilanz zeitweilig ſtark paſſiv machen, wie 
ein ungewöhnlich ſtarker Getreideimport zu hohen Preiſen, ein Ausfall im 
Waarenerport wegen verjchlojfener fremder Märkte, eine Rückſtrömung von 
einheimischen Werthpapieren wegen einer politii den Kriſis, eine jtarfe Ka: 
pitalanlage in fremden Fonds, Actien u. j. w., je nach allen diejen Women: 
ten darf der Baarvorrath an fi wie im Verhältniß zur Notencirculation 
auf eine jehr verichiedene Höhe zujammenjchwinden. Eine allgemein giltige 
Regel kann man nicht aufitellen, namentlich aber nicht eine bejtimmte abſo— 
Iute Minimalziffer des Baarvorraths im Verhältnig zur Circulation oder 
Marimalziffer der ungededten Noten anjegen und aus zufälligen früheren 
Beobachtungen begründen wollen. 

Am Wenigſten ijt dies wiederum möglich bei einer noch jo ganz in 
der Entwicklung begriffenen, „jungen“, noch nicht zu voller Sättigung des 
Verkehrs gelangten Noteneirculation wie der deutſchen im Ganzen und 
jpeciell derjenigen jeder einzelnen deutjchen, namentlich auch der Preußiſchen 
Bank jelbit. Die im Jahre 1865 von Seiten der Freunde der „Kontingen: 
tirung“ der Notencireulation der ‘Preußijchen Bank befürmortete Ziffer von 
60 Mil. Thlr. für den Maximalbetrag der metalliſch ungedeckten Noten 
kann daher auch keinen höheren Werth als irgend eine beliebig gewählte 
andere Ziffer beanſpruchen, welche innerhalb gewiſſer, aber nicht zu enger 
Schranken von jener Ziffer nach Oben oder Unten bedeutend abweichen 
würde. #75) Die noch jetzt, vollends aber in den letzten anderthalb Jahrzehn— 
ten in vollem Fluß _begriffene Bewegung der deutſchen Notencirceulation 
(j. oben Tab. III S. 202) geitattete aud am Allerwenigiten eine jolde 
Ziffer, jelbjt wenn diejelbe aus leidlich) brauchbaren Beobachtungen aus der 
Vergangenheit abgeleitet wäre, für die zufünftige Negelung des deutichen 
Banfnotenwejend anzuwenden. 


47) Die Lehre von den hoards, drain und run vielfach erörtert in ber Literatur 
über die Peel'ſche Acte, befonders von Sullartonz ibm folgen Mill, Toofeu 
A. m, ſ. meine Beitr. ©. 61 ff. u. Theorie d. P. Acte S. 90, 96 IT, 131 ff., 164 fi. 
ISO (mit der Ausjage von Mill). j 

176) 5. d. Ber. d. verjtärkten Commiſſion f. Handel u. Gewerbe ꝛc. im preuß. 
Abgeordnetenbaufe, 3 Yegisl. per. II Sell. 1865, Nr. 100, bei. ©. 16, 17, mit wenig 
zuverläffigen conjecturalftatift. Berechnungen. ©. dagegen mein Aufl. in d. Preuß. 

Xabırb. 1865 ©. 390—412 üb. d. preuß. Banffrage u. wieder replicirend gegen mich 
die Gorreip. im Brem, Handelsbl. (von Röppel?) 1865, Nr. 705. Ferner na: 
mentlih Nafie, Preuß. Bank, S. 51, 58 ff. gegen ben Vorfchlag u. gegen Naſſe 
wieder die Necenfion ſ. Schrift in db. Bierteljabrichr, f. Volksw. Culturgeſch 1866, 
B. XIV, ©, 230 ff. 
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Der Vorzug, welchen demungeachtet das Princip der Fixirung des 
metalliſch ungedeckten Theils des Notenumlaufs vor dem zuerſt beſprochenen 
einer Feſtſetzung der abſoluten Höhe der Notenmenge voraus hat, läßt ſich 
anderſeits doch nicht verkennen. Es wird auf jene Weiſe möglich, dem Ver— 
lehr wenigſtens die äußere Bequemlichkeit der Benutzung von Banknoten 
ſtatt baaren Geldes auch über den fixirten Betrag hinaus zu verſchaffen. 
Die mehr ausgegebenen Banknoten ſind gewiſſermaßen Depoſitenſcheine 
über bei der Bank liegendes Metallgeld, die übrigen Banknoten ſchlecht— 
weg Zahlungsverſprechen, — gewiſſermaßen, denn die geſammte Notenmenge 
it rechtlich gleichen Characters und hat rehtlich gleiche Anſprüche an den 
Baarfonds. Obgleich die Banken an einer voll mit Baar zu decfenden Plug: 
emijjton keinen Gewinn machen, vielmehr die Notenfabrifationg- und bezüg— 
lie Bermwaltungstojten noch obendrein zu tragen haben, zeigt doch gerade 
die Erfahrung bei den jhottijhen und iriihen Banken, daß dieſe letz— 
teren eine weitere Ausgabe von Banknoten über den gejetlich bejtimmten 
Betrag hinaus freiwillig gegen volle Baardeckung vorzunehmen in ihrem 
Intereſſe halten. Danach iſt die Gejtattung einer Mehrausgabe von Noten 
gegen volle Baardeckung doch nicht jo unpractiich, wie man nteinen Fönnte, 
und läßt ſich auch bei einer Decentralijation der Notenausgabe an: 
wenden. Jene Banken geben im Ganzen wie jede einzeln jeit Jahren blei- 
bend mehr Noten gegen volle Baardeckung aus, als der gejeßlich firirte 
Theil der metalliih ungedecdten Noten beträgt. Der Umstand, daß für dieje 
legtere Notenſumme und für die Depofiten gejeglich Teine Baardeckung bes 
ſonders vorgejchrieben ift, ermöglicht ihnen, ihren ganzen Baarfonds auf den 
vom Sejege geforderten Betrag zu verrechnen, weßhalb denn ihre Baardedung 
für alle Noten — und vollends für die Noten und Depoſiten nicht 
ſo gar hoch iſt. Der gleiche Umſtand erleichtert ihnen die ſtarke Mehraus— 
gabe von Banknoten, weldje dem Verkehrsbedürfniß entſprechend regelmäßig 
in gewifjen Berioben des Jahres nothmwendig wird und denn auch nad) 
wie vor 1845 ftattfindet. #79) 

) Mit ben folgenden Daten find diejenigen über die engliihben Land— 
banfen zu vergleichen, j. oben ©. 171, Anm. 419, 422, Es war in 1000 Bid. St. 


Geſetzliche Notenausgabe Wirkliche Notenausgabe 
1895 1857 (Apr) 1869 (März) 1857, d. b. °/, m eb r 1869, db. %, mebr 
ale geſetzlich. ale geſetzlich 
Schott. B. 3,087 3,087 2,749 3,833 24.2 4,432 61.2 
SL 8. 6,354 6,354 6,354 7,154 12.6 6,579 3. 


Der Baarvorrath der ſchott. Banken betrug im März 1869 2,755,000, ber iriſchen 2,453, 000. 
Die geieglihe Emiffion der fchottifchen Banfen bat ſich durch die 1857 fallirte Weftern 
Banf of Scotland vermindert. Der März zeigt regelmäßig bei den genannten Banfen 
einen Eleineren Notenumlauf als 3. B. Mai und November. Am Nov. 1868 war 
er bei den jchott. Banken 5,139,000, bei den irifchen 7,056,000 Pfd. St., neben 
2,984,000 und 2,619,000 Pd. St. Gold und Silber. Die Bermebrung der Noten: 
arculation bei den irifchen Banfen ift um fo bemerfenswertber, als ber Niedergang 
des Landes feit 1844 eine jtarfe Abnabme der Noten bätte erwarten laffen. Die me: 
tallijche Dedung dev Noten war nach obigen Daten bei den ſchott. Banken im März 
1869 62.2%/,, im Nov. 1868 58.1%,, bei den irifchen reip. 37.3 und 37.'%,. Da 
dieier Baarvorrath aber auch die metallijche Dedung ber Depofiten ift, von denen die 
Ibett. Banken im J. 1868 c. 68 Mill. Pfd. St. hatten, jo erſcheint dieſer Fonds hier— 
nah ſehr ſchwach. Jede einzelne ſchott. Bank hat ihre geſetzliche Notenausgabe über— 
qritten einige ſehr ſtark, die City-ofſ-Glasgow-Bank z. B. um das 5—6 fache (72,921 
Bid. St. geſetzl, 401,156 Pid. St. wirkl. Notencircuſlation im März 1869, bei 376,722 
Pid. St. Metall), die älteften und größten nur verhältnißmäßig weniger, jo daß, aller: 
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Die Engliſche Banf Fann in diefem Fall nicht angeführt werden, 
weil ihr Bee die Pflicht obliegt, zu dem bejtimmten Sate von 3 Pf. 
17 sh. Itatt des Müngpreiies von 3 Pf. 17 sh. 101, d. für die 
ling — Barrengold gegen Banknoten anzunehmen (Art. 4). 
Dies hat das Gute, daß der Verkehr ſich von der Monopol- oder der 
privilegirten Centralbank auch bei der Vorſchrift der Peel'ſchen Acte immer 
die bequemeren Banknoten verſchaffen kann. In ähnlichem Falle verdient 
dieſe Vorſchrift z. B. bei der Preußiſchen oder einer Norddeutſchen Central— 
bank Nachahmung, ſie kann als eine der gerechtfertigten Gegenleiſtungen der 
Bank für das gewährte Monopol oder Privileg betrachtet werden. 

Nur im Intereſſe der fortſchreitenden Centraliſation der Notenausgabe 
in England und Wales iſt den dortigen Landbanken eine ſo unſchädliche 
Befugniß, den geſetzlichen Notenbetrag wenigſtens gegen volle Baardeckung 
zu überſchreiten, vorenthalten worden (j. oben S. 170—172). 

Freilich hat die Befugniß in Schottland und Irland die Folge, den 
Baarvorrath des Landes mehr zu zerſplittern, während er ſich in England 
um ſo mehr bei der Centralbank anhäuft. Ob jenes ein Nachtheil, erſcheint 
mindeſtens zweifelhaft. Wie ſchon oben (S. ns berührt, jind Stimmen 
zu Gunjten einer Decentralijation der Baarrejerve des Bankweſens in 
England im Jahr 1866 vielfach laut geworden. Andererſeits hat das Gejetz 
bejonders in Schottland unnöthig hohe Baarfonds für das Notengeichäft 
erzmwungen, jo daß neuerdings die Frage auftaudhte, ob e8 nicht zweckmäßiger 
jei, die metallijch ungedecte Notenausgabe diefer Banken wenigſtens zu er: 
höhen und Gladſtone ſich mit darauf hinzielenden, übrigens nicht practifch 
gewordenen Abänderungen der Peel'ſchen Acte trug. +9) In einzelnen drin 
genden Fällen könnte auch bei diejen Eleinen Banken eine Suspenjion der 
betreffenden Bejtimmung ähnlich wie für die Engliihe Bank erfolgen, jo 
daß a eije der metalliſch ungedeckte Marimalbetrag der Noten erhöht 
würde. 

Im nordamerifanijhen Bankgeſetz märe eine jolde Zulafjung 
der Mehrausgabe von Noten gegen volle Baardefung wohl am ‘Plate ge: 
weſen. Bei deutihen Banken jcheint fie ung empfehlensmwerther als die 
Beihränfung auf eine niedrig angelegte Summe der Noten überhaupt, wenn 
etwa bei einer demnächitigen Neform der Bankgejeggebung, ähnlich wie im 


dings mit unter dem Einfluß ber erfolgten Fuſionen, der wirkliche Notenumlauf der 
einzelnen Banken nicht fo ſtark ald der gejeßliche (alfo der 1845er) von einander ab: 
weicht. Von den iriichen Banken gibt die Hauptbanf, die von Irland, dagegen erheblich 
weniger Noten aus, als fie geſetzlich berechtigt iſt, im Apr. 1869 2,970,675 gegen 
3,738,428 Bid. St., die anderen fünf alle und zum Theil bedeutend mehr. 

0) Wegen der fo ganz zufälligen Erhebung der 1845er Gircufation zur maf- 
gebenden in Betreff der Berehnung des Baarvorratbs ftellt fich letzterer bei den einzelnen 
Banfen in Folge der inzwiſchen eingetretenen Entwidlung des Notenumlaufs jebr ver: 
ichieden. Die Bank of Scotland batte 5. B. im März 1869 bei 521,649 Pfd. St. Noten 
316,287 Metall, die Royal Bank of Scotland bei 531,734 445,007, die Union Bank 
of Scotland bei 614,875 Pid. St. Noten 310,822 Bid. Et. Metall u. f. w. Das Und: 
fonomifche und Zweckloſe der durch das Geſetz verfügten Baarfonds der fchott. Banken 
wird mehrfach betomt, f. z. B. Commerce. hist. f. 1868 des Economift p. 56. Glab- 
ſtone batte 1864 eine Eu beantragt, wonach die metalliih ungebedte Notenausgabe 
der jchott. Banfen erweitert werben jollte von — von 294.00 für dieſe Mehr: 
ausgabe, ſ. nad db, Econ. Hildbebr. Jahrb. II, 392. 
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Bereinigten Königreih in den Jahren 1844—45, irgend wie eine Fixirung 
der Notenausgabe nad der factiihen Girculation beliebt werden jollte. 


y. Begrenzung des Notenumlaufs nur durd die gejeglihe Vorſchrift 
einer bejiimmten Notendedung. 

Dieje dritte Methode den Notenumlauf zu begrenzen (j. oben ©. 164), 
ijt nad) unjeren bisherigen Erörterungen die theoretijch richtigjte und prac: 
tiſch ausreichende, jelbit auf dem Standpuncte der materiellen Bankgeſetz— 
gebung. Der Staat jtört dadurch den Bankbetrieb, die Entwiclung der 
Creditwirthſchaft im Allgemeinen und die bejondere Junction der Banknoten 
in Greditfriien möglihjt wenig. Er verordnet nur in bejtimmter Weije 
und in gewiſſen relativen Zifferjägen eine ſolche Notendeckung, welche 
eine gute Bankverwaltung freiwillig ihrerjeit3 befolgt, weil fie durch die 
Natur des Zettelgejhäfts gefordert wird. Aus diejer bejtimmten gejeßlichen 
Formulirung richtiger und wichtiger Verwaltungsprincipien gehen 
zwar wieder einige Unzulömmlichkeiten hervor, indem die betreffenden Quo— 
tenjäße immer ziemlich millfürlich find und die Vorjchriften ſtets unvermeid- 
lid etwas mechaniſch wirken (mie 3. B. diejenige über mindejtens ein Drittel 
Baarfonds für die Noten), aber diejer Nachtheil iſt doch verhältnigmäßig 
untergeordnet. Er klebt nothwendig aller jolder Bankpolitif wie anderen 
ähnlichen, ſachlich regulirenden Gejegen an und muß al3 Gonjequenz des 
ganzen Princips angejehen werden. Auf diefe Weiſe wird Feine geringere 
Sicherung des Banfnotenwejens, der Noteneinlösbarkeit und des Geldver- 
fehrs im Allgemeinen erzielt, als dur eine dev beiden anderen Methoden 
(a und $, ©. 164 fi. und ©. 229 ff.) zur Beitimmung der Höhe des 
Notenumlaufs. Dieje dritte Methode ijt auf monopolifirte, ſtark centralifirte 
oder ganz bdecentralijirte Notenausgabe anwendbar. Es jcheint ung daher 
namentlid in Deutjhland Fein Grund, fie zu Gunjten einer der anderen 
aufzugeben. 

Sn Deutihland beiteht fie Formell zwar nur bei wenigen Ban 
fen, denjenigen 6, weldhe oben an die Spiße der Tab. I (5. 182) gejtellt 
wurden, namentlich bei der Preußiſchen jeit 1856, welcher durch Vertrag 
vom 28. Jan. 1856 und Gejeß vom 7. Mai dag Recht der „unbeſchränkten“ 
Notenausgabe unter Innehaltung einer Deckung diejer Noten mit mindejtens 
einem Drittel Baar (baares Geld und Silberbarren), zum Reſte mit dis: 
contirten Wechjeln gegeben ward, #1) bei der Sächſiſchen, der Leipziger, 
der Geraer, Gothaer und Büdeburger Bank. Practiiche Bedeutung hat 
dieje „unbeſchränkte“ Notenausgabe aber nur bei den beiden erjten, kaum 
bei der dritten, gar nicht bei den drei legten Banken gewonnen (j. oben ©. 
182, 183). Dieſe Erfahrung jpridt nur wieder für unjere günjtige Beur— 
theilung diejer dritten Methode, den Notenumlauf gejeglich zu begrenzen. 

Außerdem bejteht dieje Methode aber reell bei denjenigen deutjchen 
Zettelbanfen, bei welchen zwar der Notenumlauf abjolut oder durch Feſt— 





481) Art. 3 des genannten Vertrags. Genau genommen joll biernad für den 
früberen Marimalbetrag der Noten von 21 Mill. Thlr. bie alte Dedung nad $ 31 
ber Banfordnung, nämlich 2/, in baarem Gelb oder Eilberbarren, 3/, minbdeftens in 
biscontirten Wechjeln, der Reit in Lombardforderungen mit banfmäßigen Unterpfänbern 
(mit einer weiteren Mobification ber Dedung für den Betrag von über 15 bis 21 Mill. 
Thlr. Banfnoten) beftehben bleiben und nur der Notenumlauf über 21 Mill. Thlr. 
binaus in ber im Tert angegebenen Weife gebedt werben. 


ae ER 


jegung eine unüberjchreitbaren Berhältnifjes zum Banffapital begrenzt ift, 
jedody die hierdurch gezogene Schranke bei der fgetiſchen Entwidlung 
des Notenumlaufs und der ganzen Lage der Bank eine wenigjtens ver- 
hältnißmäßig weite und im Falle, dak die Banf das Stammkapital 
oder die Einzahlung darauf leicht erhöhen Fann, eine nad) dem Willen der 
Bank nod weiter verjchiebbare ijt. Ueber lettern Punct find früher 
ſchon die erforderlichen Nachweijungen gegeben worden (j. oben ©. 177— 180). 
Bis zur Erreihung der genannten Schranfe gehören eigentlich 
alle deutjchen Zettelbanken hierher, da deren jemweiliger Notenumlauf 
joweit immer nur durch eine bejtimmte Dedungsvorjchrijt begrenzt ift. Nach 
der factijhen Lage der betreffenden Banken bildet die vorgejchriebene 
Notendefung aber namentlich bei vielen mitteldeutſchen und Flein- 
ſtaatlichen Banken, jo bei den meiften unter Rubrik II und III in Tab. 
I (S. 152) aufgezählten, bei der Darmjtädter, Yuremburger, Bre- 
mer, Hannoverjden, Homburger, Braunjhmweiger, Weimarer, 
Thüringer, Meininger eine reelle Schranke für die jeweilige Noten- 
emiffion innerhalb der für letztere jonjt noch gezogenen formellen Grenze. 
Dieje Banken haben nad) Tab. I Eol. 8 meiftend weniger Noten aus— 
gegeben, al3 ihnen gejtattet ift, und ihr Noteausgaberedt 
umfaßt doch feinen abjolut bedeutenden Betrag. Diejenigen 
diefer Banken, welche leßteren Betrag zwar ganz oder beinahe ganz erreicht 
haben, die Meininger, Thüringer, Braunſchweiger, würden nad) 
ihrer jonftigen Stellung im deutichen Geld» und Greditverfehr, nad der 
iumtergeordnneten Bedeutung ihrer Domicile u. ſ. mw. wenigſtens Feine irgend 
erhebliche Steigerung ihres factijhen Notenumlaufs erwarten lafien, auch 
wenn dieje erlaubt wäre. Die vorgejchriebene Notendeckung erweiſt jich jomit 
bei diefen vorgenannten 9 Banken kaum minder als bei den 6 Banken mit 
formell „unbegrenzte“ Notenausgabe als die wirfjame Begrenzung, 
welche das Geſetz anordnet. 

Auch der Notenumlauf vieler anderen Zettelbanfen des Feſtlandes 
ijt formell oder veell nur durch eine geſetzlich oder ſtatutariſch feitgejetste 
oder aus dem bejtimmt abgeichlofjenen Activgejchäftsfreis hervorgehende No— 
tendecfung begrenzt. So ijt es u. U. der fall bei der Banf von Frank— 
veich, #52) der belgijchen Banque nationale zu Brüfjel, der Niederlän- 
diſchen Bank in Amjterdam, den meiften ſchwei zer Banken u. a. m. 

Nie nun diefe Notendeckung, wenn fie einmal gejetlich vorgejchrieben 





+82) Gigentliche genaue Dedungsvoricriften für bie Noten, eine Beftimmung 
über ein Minimum des Baarfonds u. ſ. w. fehlen in den bez. Geſetzen und Statuten 
ber Banf von Frankreich, doch bat diefe, wie Courcelle-Séneuil jagt (traite des 
oper. de banque, p. 204, 3. 6d.), wenigjtens in der „Theorie” den Drittelbaarfonds 
feitgebalten, — in ber Praxis war er mitunter niedriger. Die 1848 aufgehobenen Depart. 
banken batten bie Drittelvorſchrift in den Statuten. Die von Hübner, Banken ©. 188 
erwähnte Beſchränkung des Notenumlaufs auf den vierfachen Betrag des Bankkapitals 
beftebt jedenfalls nicht mehr im Giltigfeit. Die feſte Bejchränfung der Notenemiſſion, 
welche durch die Decrete vom 15. März 1848 in Betreff der Bank von Frankreich auf 
30 Mill, Kr. und vom 27. Apr. 1845 in Betreff der nad diefem Decret mit jener 
Banf vereinigten Departementsbanten auf 102 Mill. Fr. während der Zeit der 
Zablunasjuspenition fehr zweckmäßig feſtgeſetzt worden war, ift mit der Aufhebung 
dieſer Maßregel (v. 6. Aug. 1850 an geſetzlich, thatſächlich viel früber) vernünttiger 
Weiſe wieder ſorigeſauen. ©. Wolowski, quest. des banques p. 448, 006, meine 
Defterr. Bal. I ©. 64-ÿ72. 
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werben joll, rationell einzurichten ift und nad) der geltenden Bankgeſetzge— 
bung jich gegenwärtig geſtaltet, joll im folgenden Abjchnitte 2 dargelegt 
werden. Daraus wird fich erjt vollitändig ergeben, daß es Feiner weiteren 
„Begrenzung“ des Notenumlaufs als derjenigen, welde in der Forderung 
einer bejtimmten Notendedung liegt, bedarf, aud vom Standpuncte der 
materiellen Banfgejeßgebung aus. 


2. Die Dedung der Banknoten. 


Sn formelle Bankgejete, welche auf dem Standpunct der Banffrei- 
beit jtehen; gehören bejondere gejetliche Vorjchriften über die Notendedfung 
ebenjo wenig als jolche über die Höhe des Notenumlaufs und über die 
Geſchäftsführung der Zettelbanten überhaupt. Der Mangel derartiger Be- 
ſtimmungen ift nur eine Conjequenz der Bankfreiheit und al3 ungefährlich) 
zu vechtfertigen. Die Begründung diejer Anjichten in diefem Puncte iſt die- 
jelbe, welche oben bereit ‚dargelegt wurde (j. bei. ©. 17 ff., ©. 155 ff., 
©. 160 ff.). 

Auch in der materiellen Bankgejeßgebung find Bejtimmungen über 
die Notendeckung practifh nit jo unentbehrlidh, als meijtend an- 
genommen wird, jo jehr fie auch in der logiſchen Conſequenz des Prineips 
jener Gejetgebung liegen. Dafür gilt das oben binfihtlid) ſolcher Borichrif- 
ten über die Höhe des Notenumlaufs Gejagte (S. 162). 

Andererjeit3 ijt aber anzuerkennen, daß von allen Beltimmungen 
der Gejeßgebung über die Geſchäftsführung der Zettelbanfen diejenigen 
über die Notendeckung die zweckmäßigſten und wichtigſten find, 
jobald man einmal überhaupt jolche Vorjchriften glaubt erlajjen zu müjjen. 
Die zweckmäßigſten, weil fie ſich noch am Erjten paſſend anordnen laſſen, 
ohne daß der Banfbetrieb und die Entwidlung der Banken gar zu jehr 
geitört werden; die zweckmäßigſten und wichtigſten zugleich, weil die richtige 
Notendeckung durchaus der Hauptpunet im Zettelbanfwejen ift, indem davon 
die Sicherheit und ſtete Einlösbarfeit der Noten abhängt. Der Staat be— 
kümmert ſich dabei aljo gerade um das Moment, welches jein bejonderes 
Einjchreiten noch am meijten rechtfertigt. Auch wird durch eine richtige Or— 
ganijation der Notendefung, wie wir jahen, zugleich die Höhe des Voten: 
umlaufs am Bejten normirt (j. oben ©. 164 und y ©. 237 ff.) Die übri- 
gen Borjchriften über die Einrichtung und Gejchäftsführung einer Zettelbanf 
(j. oben ©. 160) find, etwa mit Ausnahme einer Bejtimmung über das 
Verhältnig des Stammkapital zum Notenumlauf (j. oben ©. 183 fi.), 
verhältnigmäßig untergeordnet, wenn nur die Notendeckung ordentlich iſt. 
Dean könnte ſich daher allenfall3 aud) in der materiellen Bankgeſetzgebung 
damit begnügen, neben den Vorjchriften über die Banknote als ſolche und 
über das Princip der Publicität nur noch Bejtimmungen über die Noteu: 
defung und die Höhe des Banffapitald zu treffen. Wenn alsdann etwa 
den Noteninhabern ein prioritätijches Anrecht an die zur Notendedung 
dienenden und aus der Veranlagung de3 Stammkapitals herrührenden Activa 
gewährt würde, was vom Standpuncte diefer Geſetzgebung aus zuläſſig 
wäre, jo würden wenigjtend um de3 Zettelgejhäfts Willen die üblichen 
Vorſchriften der Statuten und Bankgeſetze hinjichtlih der übrigen Paſſiv— 
und Activgefchäfte, der Dotation des Reſervefonds und der Drganijation 
der Bankverwaltung ziemlich entbehrlich fein. Und daran ift dod) unter allen 
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Umftänden feitzuhalten, daß die jpeciell vom Staate ausgehenden Vorſchrif— 
ten für die Regelung der Gejchäftsverhältniffe der Banken auf dasjenige 
Maaß möglichſt beſchränkt werden, weldes nach dem einmal angenommenen 
Princip der ganzen Gejeßgebung noch ausreichend if. Man darf nur 
nicht vergefjen, daß durch das Dazwijchentreten der Staatsgeſetzgebung die 
Eontrole des Publikums und der Nächjtbetheiligten jelbjt durchaus nicht 
überflüjfig wird noch werden joll. 

Bei diejer hohen Bedeutung der Notendefung wird es nothmwendig 
jein, hinfichtlich letterer einen bejtimmten mwifjenjchaftlichen Standpunct voran— 
zujtellen, um diefem gemäß die practijchen Notendeckungsſyſteme zu beurtheilen 
und die rationelliten Bejtimmungen darüber anzugeben. Von der richtigen 
Wahl des Notendeckungsſyſtems hängt es vornehmlich) ab, daß die mit einer 
ſachlich regulirenden Bankpolitif unvermeidlich verknüpften Nachtheile auf 
einen möglichft geringen Grad beihränft werden. Alsdann werden fic die 
Verhältnijje des Zettelbanfwejend aud unter der Geltung materieller Bant: 
gejege wenigjtens jo gejtalten können, dag man fi), das Hauptprincip ein- 
mal zugegeben, allenfall3 dabei beruhigen kann (j. oben ©. 23). 


a. Zur Theorie der Notendbedung. *°) 


„Das richtige Notendeckungsſyſtem folgt aus der Entwicklungsgeſchichte 
der Banknote und der Zettelbanf und aus der richtig erfaßten Function der 
Note in der Bolkswirthichaft. Unter dem Syſtem der Notendeckung verjtehen 
wir diejenige Negulirung des Activgejhäfts der Banf oder dasjenige Pla: 
cement der Banffapitalien, ſowohl der eigenen als vornehmlich der durch die 
Notenausgabe zur Berfügung gelangten fremden, welche die jtete jofortige 
GEinlösbarkeit der Noten gegen baares Geld verbürgen.” Die Aufgabe, welde 
der Zettelbanf hier gejtellt ijt und welche durch die Wahl eines richtigen 
Notendeckungsſyſtems erfüllt werden joll, ift im Princip diejelbe, welche jeder 
modernen (Credit-) Bank vorliegt. Sie ift nur inſoweit eine andere, als 
die Banknoten fich ihrer Natur nach von anderen Bankpaffiven unterjcheiden, 
eben deihalb daher eine fajt ganz gleiche wie die der gewöhnlichen Depoji: 
tenbanf, weil Banknoten und ſtets- oder kurzfällige Depofiten jehr ähnliche 
Berbindlichkeiten einer Bank darjtellen. An der Frage des Notendeckungs— 
ſyſtems muß daher jpeciell für die Zettelbanf der oberjte Grundjaß aller 
Bankverwaltung formulirt werden, daß nemlid „das die Bankjolvenz be 
dingende Activgefhäft der Bank nad der Natur und Beichaffenheit der 
Paſſivgeſchäfte geleitet, die Art der Kapitalanlage und das gegenjeitige Ber: 
—* der einzelnen Bankactiva unter einander danach beſtimmt werden 
muß. 

Unter den drei „theoretifhen” Syſtemen der Notendeckung, 
welche wiederholt aufgejtellt worden find, der vollftändigen Baarde: 
ckung, der Deckung durh ſchwer realijirbare Activa, bejonders durd 
Grundeigenthbum oder hypothekariſche Forderungen und der jog- 
bankmäßigen Dedung kann daher nur das lebtere wiſſenſchaftlich aner: 
fannt und zur Grundlage der (materiellen) Bankgejeßgebung empfohlen werben. 


_ #83) Bol. bei. die Abfchnitte „Notendefungsivftem* und „das Verbalten des 
Staats zur Geihäftsführung der Zettelbanfen“ in meinem Aufſ. Zettelbanfwejen im 
3 4 


Staatswörterb. XI, 305 ff., 324 ff. Die mit Anführungszeichen bezeichneten Stellen 
im Texte find dieſem Aufjag entnommen, 
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An dem erjten Syſtem wird bie berechtigte Entwicklung des ganzen 
modernen Bankweſens, namentlich auch der Depojitenbanf, ignorirt und ver— 
gejien, daß es fich bei Banknoten nnd Depojiten nicht um die rechtliche 
Möglichkeit der Rückforderung, jondern um die thatſächliche Wirklichkeit 
handelt. Auf den Baarvorrath wird hier ein zu großes Gewicht gelegt, 
wogegen die practijch jo bebeutjame Function der regelmäßigen Rückſtrö— 
mung der Noten zur Abzahlung der gewährten Eredite ganz unbeachtet 
bleibt. Die Anhänger der Peel'ſchen Acte müßten, nebenbei bemerft, folge: 
rihtig zu dem Berlangen volljtändiger Baardeckung kommen. 

Das zweite Syjtem leidet an dem Grundfehler, um der jogar noch 
problematiihen Sicherheit der Dedung Willen die leichte Realifir- 
barkeit diefer Decfung, von der die ftete Einlösbarfeit der Noten abhängt, 
zu überjehen. Ein Gleiches gilt von der verwandten Dedfung durd lang: 
terminlihe, nur an der Börje zu verfaufende oder gar durch geſetzlich un: 
veräußerlihe Staatspapiere u. dgl. m. +%*) 

Das dritte Syſtem dagegen, „die bankmäßige Dedung, folgt 
aus Wejen, Function und Entwicklungsgeſchichte der Banknote und der 
Zettelbant und aus der Analogie mit dem Depojitengefchäft. Es ift zugleich 
diejenige jpecielle Deckung, welche aus dem allgemeinen oberjten Bankver— 
waltungsgeſetz gerade für die Zettelbank abzuleiten iſt Sie bejteht aus 
einem Baarvorrath und leicht realijirbaren Werthen in rich— 
tiger, nah den Umſtänden wedhjelnder Combination. Solde 
Werthe bieten jih am Beten im den beiden urjprünglicen Hauptactivge— 
IHäften der Bank, im Disconto: und Lombardgejhäft und zwar ganz vor- 
nehmlih im erjteren.” Die Banknotenausgabe, welche in der Wechjeldiscon- 
tirung erfolgt, ift auch volkswirthſchaftlich die zwecfmäßigjte und berechtigtſte. 
Die Note tritt hier an Stelle des Wechjels, das umlaufsfähigere an Stelle 
deö weniger umlaufsfähigen Creditpapiers, die Note wird, wie man wohl 
gejagt hat, „zur Scheidemünze des Wechſels“, eine pafjende Junction. „Die 
VWegjeldiscontirung und in zweiter Linie die Lombardirung ermöglichen bie 
regelmäßige Rüdjtrömung der Noten zur Bank am Bejten und bieten 
dadurch die Gelegenheit zur wirkſamſten, dem jeweiligen Verkehrsbedürfniß 
entiprehenden NRegulirung der Notenemijjion, in vieler Beziehung zu einer 
richtigen organifchen Selbitregulirung des Notenumlaufs“ und zugleid er 
ofnen fie einen regelmäßigen Zufluß von Metallgeld zur Ergänzung 
des Baarvorraths, jobald die Abzahlung der von der Bank gewährten Gre- 
dite nicht in Banknoten erfolgt. Die discontirten (und angefauften) Wechjel 
und die Lombardforderungen find daher auch die bejte, die Hauptdedung 
der Noten, woneben der Baarvorrath, welder erjt in Verbindung mit dieſen 
Activgeihäften eine richtige Stellung erhält, nur in zweiter Linie in 
Betraht kommt.” 

„Der Baarvorrath hat feine Function gegenüber der unregelmäßi- 
gen Rüdjtrömung der Noten zum Zweck der Einlöjung gegen Metall. Dieje 
Küditrömung ift bei normaler Entwicklung des Zettelbankweſens ſelbſt in 





) Wo bie Gefeßgebung eine derartige Notendedung vorjchreibt, wie in ber 
beel ſchen Acte für die Engliſche Bank und in der nordamerikaniſchen Bankacte für die 
Ratienalbanfen, iſt die hierdurch fanctionirte Abweichung von ber banfmäßigen Dedung 
übrigens doch mehr eine jcheinbare als wirkliche. ©. darüber jhon oben S. 105 Anm. 
u. bei. unten unter b (gefegliche Notendeckungsſyſteme) « und 4. ©. 242 ff. u. 246 fi. 

Wagner, Gutachten. 16 
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anomalen Zeiten durch eine richtige Regulirung der Activa der Bank ſehr 
wohl zu beherrſchen.“ Zu dieſem Zwecke ſind Beobachtungen im Bankgeſchäft 
erforderlich, durch welche ſich die Höhe der Rückſtrömung in gewöhnlichen 
Zeiten bemeſſen läßt. Auch für kritiſche Zeiten kann man durch Beachtung 
der Vorgänge auf dem Geldmarkte, im Handel, in der Production, in der 
Politik die Stärke der unregelmäßigen Rückſtrömung einigermaßen im Voraus 
ſchätzen. „Nach ſolchen Beobachtungen, nicht nach einer mehr oder weniger 
willkührlichen Statutenſatzung iſt die abſolute und relative Höhe des Baar— 
vorraths zu beſtimmen.“ Erreicht wird dieſe Höhe gerade wieder am Zweck— 
mäßigſten und Wirkſamſten durch die richtige Regulirung des Disconto— 
und Lombardgeſchäfts, z. B. die Verſtärkung des Baarvorraths mittelſt 
Steigerung des Disconts und Beſchränkung der Vorſchüſſe. Ein ein für allemal 
feſtes arithmetiiches Verhältnig des Baarvorraths zum Notenumlauf läßt 
ſich demnach offenbar nicht angeben. Die bezüglichen Vorjchriften der Sta— 
tuten Fönnen daher nur die Bedeutung haben, ein Minimalverhältnik 
des DBaarfonds anzuordnen, find aber aud in diejer Hinficht nicht unbe: 
denflich, weil fie bald zu viel, bald zu wenig fordern und die Bankverwal— 
tung in gewiſſem Umfange der eigenen Verantwortung entheben. 

„Das Hauptgewicht liegt demnach bei der bankmäßigen Dedung in 
dem Moment der leichten Realijirbarfeit der nidt baar vorrä= 
thigen Activa. Dieje Beichaffenheit der letzteren wird durch die Natur 
der Noten als jtet3 fälliger Verbindlichkeiten gefordert. Dadurch wird dann 
aber aud die genügende Afjecuranz gegen die im Notenumlauf allenfalls 
verborgenen Gefahren für die Bank erlangt.“ 

Die gejeglihen Notendedungsiyiteme find demgemäß danach zu 
prüfen, ob und wieweit fie die bankmäßige Deckung vationell und in einer 
ſolchen jpeciellen Geſtaltung, welche paſſend von der betreffenden Bank freis 
willig gewählt würde, zur Geltung bringen. 


b. Die geſetzlichen Notendeckungsſyſteme. 


Bon Fleineren Verſchiedenheiten abgejehen lafjen jih drei Hauptiyjteme 
der gejeßlichen Notendeckung in der Gegenwart unterjcheiden, daß engliſche 
Syitem der Peel’jhen Acte, das Newyorker oder nordbamerifa- 
nijhe und das deutſche oder continentale Die bezüglichen Bejtim: 
mungen über die Notendeckung ftehen bier regelmäßig in Verbindung mit 
verjchiedenen andere Puncte betreffenden geſetzlichen Vorſchriften, haben aber 
aud für fich eine felbjtändige Bedeutung. 


ae. Das engliſche Syftem ber Peel'ſchen Acte. 


In ihm finden ſich für die verjhiedenen Kategorien von Banken ver: 
ſchiedene Beſtimmungen. Das Geſetz jchreibt, wie wir ſchon jahen (f. oben 
©. 172 Anm. 421), gar feine bejtimmte Dedung für die engliſchen 
Landbanknoten und für den gejeglichen Notenbetrag der ſchottiſchen 
und iriſchen Banken vor, ſetzt aber wohl jtilljchweigend eine bankmäßige 
Defung diefer Noten voraus. Bei den engliihen Landbanken begnügt es 
fi mit der abfoluten Beihränfung des Notenumlaufs, bei den jchottijdhen 
und iriichen Banken jchreibt e8 volle Baardeckung für die den gejeglic) ge: 
ftatteten Betrag überjchreitende Notenmenge vor. 

Hinfihtli der Bank von England ijt die bankmäßige Noten- 
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deckung dem Mortlaute des Geſetzes nad) im Princip aufgegeben und ftatt 
ihrer eine andere Dedung ausdrüdlich angeordnet. Das Gejet bejtimmt nicht 
nur die volle Baardefung für die die Summe von 14, refp. 15 Mill. Pfd. St. 
überjchreitende Notenmenge, jondern es übermeift auch dem für das Noten: 
geſchäft allein bejtimmten Emijjionsdepartement jpecielle , größtentheild nicht 
unmittelbar realifirbare Activa als Gegenwerth für jene 15 Mill. Pfd. St. 
metalliſch ungedecter Noten. Nah Art. 2 der Acte vom 19. Juli 1844 
hatte die Bank von England nämlich auf die nad Art. 1 dieſes Geſetzes 
errichtete Emiſſionsabtheilung 14 Mill. Pfd. St. Sicherheiten zu übertragen, 
von welchen lebteren ausdrüdlich die Schuld des Staats an die Bank im 
Betrage von 11,015,100 Pd. St. einen Theil bilden ſollte. Dieje große 
Summe, für welde feine Partialobligationen oder PBartialinfcriptionen in 
den Büchern der öffentlihen Schuld bejtehen, kommt für die Zwecke der 
jteten jofortigen Einlöfung der Noten und der regelmäßigen Rückſtrömung 
der leßteren zur Bank nicht in Betracht. Den Reſt jener Sicherheiten, jett 
3,984,900 Pfd. St., bildeten früher und wohl auch gegenwärtig noch vor: 
nehmlich Stods, Annuitäten, zum Theil Schatfammerjcheine u. dgl. m., aljo 
auch Werthe, welche nicht alle in kurzen Terminen ablaufen und in größeren 
Beträgen ſelbſt auf der Londoner Börje nicht immer leicht oder ohne gro= 
Ben Verluſt zu veräußern jein würden, wie der Fall des Curſes der Con— 
jol3 in Krijen beweiſt. Die nachtheilige Folge dieſes Deckungsſyſtems ift, 
daß die Banf die Controle über einen großen Theil ihres Notenumlaufs 
verliert. Sie hat fein Mittel, „die Noten herein zu befommen“, es fei denn, 
daß fie zur Einlöfung zurüdjtrömen. Die Lage der Bank gleicht injofern 
derjenigen des Staats, welcher ‘Papiergeld ausgegeben hat. Eine regelmäßige 
Rückſtrömung der Noten findet nicht ftatt. Nur der unregelmäßigen, ſchwe— 
rer zu behandelnden, leichter Verlegenheiten bereitenden ijt die Banf mie in 
dem anderm Fall der Staatsſchatz ausgeſetzt. Diefe Nachtheile haben ſich 
jedoh aus einem jpeciellen Grunde in England nicht zeigen können. : 

Es ijt nämlich jehr bemerfenswerth, dat das Notendeckungsſyſtem der 
Engliihen Bank, ebenjo wie das nordamerifanijche, „in der thatſächli— 
hen Durdhführung, mwelde fie bisher gefunden haben,” von 
dem Syitem der bankmäßigen Dedung und daher aud von 
dem continentalen mehr dem Scheineal3der Wirflihfeit nad 
abweidhen, was natürlid für die Beurtheilung der practijden 
Wirkſamkeit der drei Syiteme bejonders zu beadten tjt. 

Denn die Englijche Bank hat dafür ihr eigenes Stammkapital, welches 
eigentlich nach der geichäftlichen Entwicklung großentheil® dem Staate dar: 
geliehen worden war, wieder zu ihrer Verfügung im Bankdepartement er: 
halten. Dieſes Kapital von 14,553,000 Pd. St. kommt dem metallijch 
ungededten Theil des Notenumlaufs ungefähr gleih, — ein allerdings zu— 
fälliger, aber deshalb doch bedeutjamer Umſtand. Es kann und ijt zum Theil 
in leichter realifirbaren, jedenfall3 jtetS frei veräußerlihen Werthen 
angelegt und läßt fid) daher jederzeit wirfjam zur Dedfung und Einlöjung 
der Noten mit benugen. Namentlich kann in Folge diejes Verhältnifjes die 
regelmäßige Rückſtrömung der Noten zur Bank doch eine ähnliche fein, 
al3 wenn die 15 Mill. Pd. St. metalliſch ungededter Noten ebenfalls 
bankmäßig in Wechjeln u. ſ. mw. angelegt wären. Deßhalb gleicht denn auch 
troß der verjchiedenen gejeßlihen Bejtimmungen über die —— des 
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Notengeſchäfts und die Notendeckung die Geſchäftslage und Betriebsweiſe 
der Engliſchen Bank derjenigen der Kranzöfiihen und Preußiſchen viel mehr 
als Häufig angenommen wird. Die factiſche Dedung der Noten ijt bei 
allen drei Banken doch die bankmäßige, nur in Betreff der Minimalhöhe 
des Baarfonds beitehen etwas, aber auch nicht jo mejentliche Unterjchiede 
und ferner hat die Engliihe Bank einen größeren Theil ihrer eigenen und 
fremden Kapitale in verkäuflichen Börjenpapieren angelegt, als eine der 
beiden anderen großen Banken. Auch dies entjpricht indejjen den Verhält- 
niffen und der Aufnahmsfähigkeit der verjchiedenen Geldmärkte. Bei der 
Englijchen wie bei der Franzöſiſchen Bank ift nicht ſowohl ein Notenbetrag 
als ein Theil des eigenen Stammfapitald immobilifirt. Wird der Ausweis 
ber Engliſchen Bank in der früheren Weiſe aufgejtellt, wie die englijchen 
Blätter es noch heute zu thun pflegen, d. h. werden beide Banfabtheilungen 
in eine zujammen gezogen, jo tritt das thatjächlihe Verhältniß, wie wir es 
bier darlegten, jofort hervor und die wejentliche Gleichartigfeit der Noten: 
deckung bei der Englijchen und den großen continentalen Banken ijt unver: 
fennbar. +88) 

Die Beitimmungen der Peel’ihen Acte über den Baarfonds, rejp. die 
Baardeckung der Noten jind oben (3. S. 229— 237) ſchon Fritifirt worden. 
Auch in Verbindung mit bankmäßiger Deckung der nicht baargedeckten Noten 
haben dieje Bejtimmungen größere Mängel als die üblichen deutichen, mo: 
nad für den Baarvorrath ein Minimalprocentjat gefordert wird. 

Eine folde Verbindung ift nad langen Debatten in der öſterrei— 
chiſchen Banfacte vom 27. Dec. 1862 beliebt worden. #6) Die metallijd) 
ungebecten Noten, deren Marimalbetrag bier nad Analogie der Peel'ſchen 
Acte auf 200 Mill. fl. angejegt wurde (j. oben ©. 233), jollen nad Art. 
14 A. 3 doch alle bankmäßig gededt fein, d. 5. „mit jtatutenmähig ed: 
comptirten oder beliehenen Effecten oder mit eingelösten verfallenen Coupons 
von Grundentlaftungsobligationen, dann mit jtatutenmäßig eingelöjten und 
zur MWiederveräußerung geeigneten Pfandbriefen der Bank, melde 
letstere jedoch den Betrag von 20 Mill. fl. nicht überjchreiten dürfen und 
nur mit zwei Drittel des Nennwerths zur Bedeckung dienen können.” +7) 

485) Im Banfausweis in der „alten Form“ wird bas Etammfapital auf ber 
Baifivfeite und deſſen Gleihwerth an Sicherbeiten, einſchließlich der Schuld bes 
Staats an die Bank, auf der Nctivfeite fortgelaifen, alfo in beiden Fällen 14,553,000 
Pd. St. So bleiben dann unter den Paſſiven nur die Notencirculation (incl. Bankpoftbills) 
und die Depofiten, unter den Activen die fonftigen Eicherheiten (öffentliche und private) 
und der gelammte Metallvorrath. Der bierbei verbleibende Ueberihuß der Activa über 
bie Paſſiva ift der jogen. Reſt, d. b. der Rejervefonds und der jährlich auflaufende Ge— 
ihäftsgewinn, welcher im neueren Banfausweis unter den Pajjiven des Bankdeparte— 
ments ſteht. 

456) Es fiegte in dieſem Puncte die capricidfe Oppofition einiger Abgeordneten 
des Reichsraths gegen bie Plener’ihe Bankacte. Die urfprünglice Idee, die metalliſch 
ungededten Noten auf den Staatscrebit umlaufen zu lajien (Project K. Mayer's), wurde 
jedoch aufgegeben und damit die für Oefterreich bedenklichſte Beſtimmung der Peel'ſchen 
Acte. Ich babe damals in Wien die bankmäßige Dedung vor der Banfenquöte und in 
ber Prefie vertheibigt. Weber die Entjtehungsgejdichte ber Banfacte v. 1862 j. meinen 
er Fin, feit dem Frieden v. BVillafranca. Art. II, in „Unf. Zeit“, 1863 

AT) Durch bie nach Gef. v. 30. Juni 1868 geftattete Aenderung d. Stat. b. Nat. 
Bank in $ 14 find auch Wechſel auf auswärtige Pläße mit als Dedung zuge 
lafjen (Finanzminifterialerl, v. 30. Oct. 1868). 
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Dieſe ſtrenge Feſthaltung der bankmäßigen Deckung und die vorſichtige 
Verclauſulirung des letzten Puncts verdienen beſondere Beachtung. Man 
hat dadurch trotz der theilweiſen Nachahmung des Peel'ſchen Syſtems die 
Mängel des letzteren ſelbſt anerkannt. Die genaue Annahme des engliſchen 
Deckungsſyſtems hätte aber gerade in Oeſterreich damals ſehr nahe gelegen. 
Die Regelung der Schuld des Staat3 an die Bank war das jchmwierige 
finanzielle Problem. Es mußte jehr verlodend erjcheinen, die 200 Mill. fl. 
metalliſch ungededte Noten durch die Staatsihuld nad dem engliichen Bor: 
gang zu deden, zumal man für einen Theil der Noten, bejonders die Kleinen, 
eine unrealifirbare oder nur jchwer und langjam realifirbare Deckung viel: 
fach für genügend erflären hörte. Hatte dod auch Bruck bei feinem aller: 
dings verunglücten Verjuche vom Jahre 1858/59, die Baarzahlungen aufs 
zunehmen, die einjtweilen verbleibende Dedung von 100 Mill. fl. Noten 
zu 1 fl. mit dem hypothefarijhen Forderungsrecht auf Domänen 
anzuordnen gewagt. Aber man hielt e8 doch für ‚nothwendig, die Staat3- 
Ihuld behufs dauernder Aufnahme der Baarzahlungen auf 80 Mill. fl. 
berabzumindern. Und dieje, reell au dem Stammkapital der Banf gezahlte, 
während der Dauer de3 neuen Bankprivilegs, aljo bis Ende 1876, verblei— 
bende Schuld des Staats an die Bank wurde nicht, wie in England, auf 
die Seite der nad) dem Geſetz jpeciell zur Notendeckung bejtimmten Activa 
übertragen, jondern blieb auch formell, wie reell, ein „Darlehen aus dem 
Stammkapital der Bank“. Da letzteres Kapital, nad der Banfacte 110.2, 
jet nad) einer neuerlichen Neduction (FZinanzminifterialerlaf v. 30. Oct. 1868) 
noch 90 Mill. fl., den Betrag jene genannten Darlehen an den Staat 
überjhritt, jo wäre e8 im Effect ähnlich wie bei der Englifchen Bank 
gleichgiltig gewejen, ob dieje Staatsjhuld, welche während der Dauer des 
Banfprivilegd unfündbar ijt, mit als jpecielle Dedung der Noten bezeichnet 
worden wäre. Denn alsdann wäre eben das ganze Stammkapital der Bant 
bisponibel und die Werthe, in denen es angelegt, für die Zwecke des No: 
tengejchäfts mit verwendbar gemwejen. Characteriftiih ſcheute man aber jelbjt 
den Schein der unbantmäßigen Notendeckung in Dejterreid). 

Hinfihtli der Preußijhen Bank war im Jahre 1865 bei dem 
damaligen Vorſchlage, die metalliich ungedecfte Notenmenge nad) dem engli- 
jhen Vorgang auf 60 Mill. Thlr. zu „contingentiren”, von einer unbanf: 
mäßigen Notendeckung nicht die Nede. Die bejtehenden Verhältniſſe zwiſchen 
diejer Bank und dem preußiſchen Staatsſchatz geben aud) Feine Veranlafjung 
oder Berjuchung, eine ähnliche Einrichtung zu treffen, jelbjt wenn bet etwai— 
ger Erneuerung de3 Ende 1871 ablaufenden Privilegs der vermuthli von 
einflußreicher Seite wiederholte Vorſchlag einer ſolchen Eontingentirung, 
unjerer Anſicht nad zum entſchiedenen Nachtheil des preußiichen Bankweſens, 
durchdringen jollte. Denn gegenmwärtig ift der preußiſche Schat nit Schuld— 
ner, jondern Gläubiger und Mitbetheiligter dev Bank, von den im Befit 
der Banf befindlichen, frei erworbenen und jederzeit wieder verkäuflichen 
Staatöpapieren abgejehen. Dod wäre e8 nicht undenkbar, daß finanzielle 
Rüdfichten etwa zur Aufnahme einer Schuld bei der Bank führten, jo uner— 
wünſcht und der joliden Praxis des preußiſchen Staatshaushalt3 entgegen 
dies auch wäre. Alddann läge auch die Verſuchung nahe, ein jolches Anlehen 
nit aus dem Stammkapital der Bank und ohne Rückſicht auf dejjen Höhe 
zu entnehmen, jondern einen Theil jenes metalliich ungedeckten Betrags des 
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Notenumlauf3 gewiffermaßen auf Staatsre[hnung zu übertragen und bie 
bezügliche Staatsſchuld nominell mit zur Notendefung zu machen. Auch im 
Falle die Staatscafjenanweilungen, unjerem früheren Vorſchlage (j. oben 
©. 218 ff.) gemäß, in Banknoten verwandelt würden, könnte man ji zur 
Einrihtung eines ſolchen Verhältniſſes, etwa unter dem Drud finanzieller 
Schwierigkeiten, verleiten,lajjen. Dies wäre entjhieden zu bedauern. Die 
Preußiſche Bank Hat gegenwärtig in ihrer Organijation einen Vorzug 
vor der Engliſchen, Franzöſiſchen, Dejterreihiichen (auch der Ruſſiſchen) 
Banf voraus, weil bei ihr ein jolches Gläubigerverhältnig zum Staatsſchatz 
fehlt. Wenn dennod etwas Derartiges entitände, fo jollte ein jolches Dar: 
lehen an den Staat womöglich) mwenigjtens nur aus dem eigenen Stamm: 
Tapital der Banf erfolgen, aljo im Marimum dejjen, allenfall3 zu erhd- 
benden Betrag erreichen. Auch für diejes, vollends aber für ein noch größe: 
res Darlehen an den Staat mühten ferner Partialobligationen, welche im 
Falle des Bedürfnijjes, „um Noten herein zu befommen“, frei veräußerlid, 
aljo mit Coupons u. |. w. verjehen wären, von vorneherein der Bank über: 
wiejen werden. Die Zinjen diejer Papiere würden nur erjt vom Augenblid 
der Veräußerung an Dritte an laufen. Es darf nicht vergejfen werden, da 
eine dem Gmijfionsdepartement der Engliſchen Bank ähnliche Einrichtung 
der Preußiichen Bank thatjächlich eine ganz andere Bedeutung als bei jener 
Bank gewönne, jobald ein Darlehen der Bank an den Staat den jebt re 
lativ niedrigen Betrag des eigenen Kapitald (20 Mill. Thlr. und 6 Mill. 
Thlr. Reſervefonds) überſtiege. 

Die Gewährung eines Darlehens an den Staat, beſonders eines un— 
kündbaren, gar nicht oder nur niedrig verzinslichen, iſt bei der Engliſchen, 
Franzöſiſchen und Oeſterreichiſchen Bank (auch bei der Frankfurter) eine 
Form der Bezahlung des vom Staate gewährten Bankprivilegs. Dieſe Form 
iſt aber keine ſehr paſſende, da ſie die Kapitalien der Bank der eigentlichen 
Beſtimmung entzieht und immobiliſirt und dadurch die Verwaltung der Bank 
ſtört und die Solvenz der letzteren beeinträchtigt. Die andere üblichſte Form, 
das Privileg zu bezahlen, welche bei der Preußiſchen, der Belgiſchen Natio— 
nalbank u. a. m. beſteht und in dem Badiſchen Bankproject von 1864 mit 
echt in Aussicht genommen war ($ 33 d. Stat.) *»8), nämlich die Gewäh— 
rung eines bedeutenden Gewinnantheil3 an den Staat ijt entjchieden die 
vorzüglichere und auch in Preußen bei einer etwaigen Erneuerung des Pri: 
vilegs in demjelben oder einem veränderten Umfange bejjer beizubehalten. 


ß. Das norbamerifaniihe Syftem. *0) 


9), ©. aud oben ©. 123—125 und 141—144 über die Functionen des Con: 
trollors der Umlaufsmittel und ©. 168—170 über Feſtſetzung der Menge der Banknoien. 
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in Nordamerika iſt die Perſon des Pfandinhabers und die Beſchaf— 
fenheit des Pfands. Das Pfand wird an eine Staatsbehörde beſtellt 
und es beſteht aus Saatspapieren. Formell nach dem Wortlaut des 
Geſetzes bilden daher dieſe letzteren die Deckung der Noten. Dieſe Deckung 
iſt danach inſofern keine bankmäßige, die Staatspapiere find nicht regel— 
mäßig in kurzen Perioden ablaufende Ausſtände der Bank, durch welche 
eine entſprechende periodiſche Rückſtrömung der Noten hervorgerufen wird. 
Die Sache liegt in dieſer Beziehung ganz ähnlich wie bei der Bank von 
England. Die geſetzliche Notendeckung der amerikaniſchen Nationalbanken iſt 
gewiſſernaßen eine ſtehende, welche nicht für den gewöhnlichen Ge— 
Häftäbetrieb, aljo namentlich für die bejtändige jofortige Einlösbar— 
teit der Noten in Betracht kommt, jondern nur im alle der Stockung ber 
Baarzahlungen der Bank flüffig gemacht wird. 

Jene gejeglihe Dedung iſt aber, wie in dem alle der Englifchen 
Bank, nit nur nicht die einzige, jondern’ fie ift überhaupt gar nicht eine 
Defung nad) dem oben (5. 240) bezeichneten Sprachgebrauch im Bankweſen. 
Unter der Notendefung in dieſem Sinne verjteht man das Placement der 
Kapitalien, das die ftete jofortige Einlösbarfeit der Noten gegen baares 
Geld verbürgt. Diejer Gefihtspunct verjchwindet eigenthümlicher Weife im 
amerikaniſchen Syitem in der Art, daß erſt, wenn die Bank die Noten nicht 
einlöjt, die Staatsbehörde mitteljt Nealifirung des Pfands die uneinlösba— 
ren Noten auszahlt. Hier joll aljo nicht ſowohl die Einlösbarfeit der Note 
geſichert, als vielmehr ein ſchließlicher Verluſt an der .uneinlösbar gemorde- 
nen Note möglichjt verhütet werden. Zur Erhaltung der jteten Einlösbar- 
teit, doch der erjte und wichtigjte Hauptpunct, trägt demnach das amerifa- 
niſche „Dedungs’-Syftem nicht oder nur indirect (j. u.) bei. Damit wird 
von vorneherein ein jchiefer Standpunct Seitens der Gejehgebung zu 
diejer Frage eingenommen. 

Sa das amerifaniihe Syſtem gefährdet durch feine Vorjchriften 
über die geſetzliche Notendeckung noch obendrein die ftete Einlösbarkeit der 
Noten und kommt dadurd) zu einem inneren Widerjprud. Um die Noten- 
inhaber vor Verluſten zu ſchützen, welche einzig und allein aus der Stockung 
der Roteneinlöjung hervorgehen können, denn ſtets einlösbare Noten müfjen 
nothwendig al Pari mit Münze jtehen, werden Einrichtungen getroffen, 
welche die Beftändigkeit der Einlöſung unficherer machen. 

Die Nationalbanten geben nämlich das gejeßliche Staatspapierpfand 
aus ihrem eigenen Stammkapital und haben außerdem eine bankmä— 
Bige Notendeckung zur Verfügung, welche eben für den laufenden Geſchäfts— 
betrieb die entjcheidende, die jederzeitige Noteneinlösbarkeit verbürgende 
it. Diefer Umſtand muß wie bei der Engliſchen Bank jo beachtet werden, 
weil dieje letztere bankmäßige Notendeckung hier jo wenig als in dem con= 
finentalen Syſtem fehlt. Aber durch die Verpfändung eines großen, in der 
Regel des größeren Theil ihres in Staatöpapiere geſteckten Stammkapitals 
wird die übrige bankmäßige Deckung der Nationalbanten eine viel ſchwä— 
Here. Wie bei mehreren der großen europäiſchen Gentralbanfen wird das 
agene Kapital dem gewöhnlichen Geſchäft entzogen, immobilijirt, die 
regelmäßige Rüditrömung der Noten zur Bank, von deren Stärke und 
Umfang die beftändige Solvenz vornehmlid mit abhängt, verringert, eben 
dadurch die Lage der Bank precärer (j. unten Arm. 494). 
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Die Anlegung des Stammfapital3 der Banken in Staatspapieren hatte 
befanntlih aucd in Amerika gleichzeitig einen finanziellen Zweck, wie 
bei den großen Gentralbanten Europas (j. o. ©. 143). Darin zeigt ſich, 
daß aud die größte Decentralijation des Bankweſens vor einer ſolchen miß— 
bräudliden Ausbeutung durd die Staatsgewalt nicht ſchützt, wenn die 
Umjtände ſich danach geftalten. Dadurch hebt ſich früheren Anfichten gegen- 
über mittelbar ein häufiger Vorwurf gegen das Centralbankwejen. 

Will man das Princip, welches dem nordamerifaniichen Gejeb zu 
Grunde liegt, annehmen und Seitens de3 Staats nicht ſowohl für die jtete 
Einlösbarkeit der Noten forgen, als Verluſte an uneinlösbar gewordenen 
verhüten, jo muß man übrigens wohl gleichzeitig die weitgehende De: 
centralijation des Zettelbanfwejens mit berüber nehmen. Denn practiſch 
durchführbar ijt die Veräußerung des Staatöpapierpfands behufs Einziehung 
ber Noten wohl nur, wenn es fi doch immer nur auf einmal um ver 
hältnißmäßig Fleinere Noten und Werthpapierfummen, aljo beim Falliſſe— 
ment einzelner Kleiner Banfen handelt. Bei einem jtärfer centralijirten 
Bankweſen würden nothwendig aud die betreffenden Beträge der auf einmal 
zu veräußernden Effecten bedeutend größer werden, wobei dann die Mög: 
lichkeit, das Pfand zu realifiren, fraglich bleibt. 

Soweit mir die bisherigen Erfahrungen mit der Unionsbankacte be 
fannt geworden find, hat jich übrigens bei den vorgefommenen einzelnen 
Fällen keine Schwierigkeit ergeben, die verpfändeten Staatspapiere nad) der 
Vorſchrift des Gejeßes zu veräußern und aus dem Erlös die Noten falliter 
Banken einzuziehen. Aber freilich haben die Nationalbanken noch Feine grö- 
Bere Kriſis durchzumachen gehabt +79) und die eigentliche Bewährung des 
Syſtems auch nur in dieſem Puncte kann fich überhaupt unter den jetsigen 
abnormen Verbältnifjen, wo die Einlöjfungsvaluta der Banknoten das ent: 
werthete Staatspapiergeld ift, noch nicht zeigen, jondern erjt nach wieder 
aufgenommener Metallbaarzahlung. 

Auch früher fchon in Newyork ift die Einziehung der Noten ein: 
zelner fallirter Banken aus dem realifirten Depot ohne Mühe erfolgt. 
Selbſt in der Krijis von 1857 wurden die Noten einer ſolchen Bank binnen 
10 Tagen vom Oberintendanten des Newyorker Bankweſens al Pari aus 
gezahlt. Aber die allgemeine Zahlungsjuspenfion der Newyorker Banken, 
welche im Verlaufe der 1857er Krijis erfolgte, wurde durch das Syſtem der 
Sicherſtellung der Noten mittelſt binterlegter Staatspapiere doch weder ge: 
hindert, noch wurden die uneinlösbaren Noten hinterher von der Behörde 
eingezogen. Ob letzteres damals möglich geweſen wäre, bleibt fraglich, eben 
weil es ſich auf einmal um jofortige Veräußerung einer größeren Menge 
Papiere gehandelt hatte. Der Notenumlauf der Newyorker Stadtbanken allein 
betrug doch immerhin etwa 8 Mill. D. Auch ein bezüglicher Verſuch des 
Oberintendanten des Bankweſens unterblieb aber, weil die Gerichte, trotdem 
jogar die Staat3verfafjung von Newyork der Legislatur die Macht abge: 


0) Nach dem Kabresbericht des nordamerif. Schatmeifters für 1868 batten von 
1682 bis zum 30, Juni 1868 entjtandenen Nationalbanten 14 fallirt, 1 in 1865, 2 in 
1866, 5 ın 1867, 6 in 1868. Die Noten bdiefer Banken im Betrag von 599,982 D. 
wurden aus ben hinterlegten Fonds prompt eingelöft. Hier handelte es fich aber aud 
nur — Jahren um etwan! /0, ſämmtlicher Noten. ©, Hildebrand's Jahrb. 
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ſprochen hatte, Zahlungsjuspenfionen von Banken zu janctioniren, zwiſchen 
momentaner Suspenfion und eigentlicher Inſolvenz unterjchieden. #9) 

Die eigentliche, für den Gejchäftsbetrieb wejentliche Deckung der Bank— 
noten bejteht auch bei den Nationalbanken in denjenigen Activis, melche 
mit Hilfe der Notenausgabe erworben werden. Dazu treten dann, 
wenn man die bezüglichen Activa für die Depojiten abjondert, nur noch die 
den Betrag des hinterlegten Pfands überfteigenden Antheile des Stammka— 
pital3 und Nejervefonds der Banken. Bejtimmte VBorjchriften für die Anlage 
diejes letteren Poſtens und der Notenfapitalien fehlen in dem Gejet. Doch 
greift diejes auch hier durch die Normirung des Gejhäftsfreijes der 
Banken, reip. den Ausſchluß gewiſſer Geſchäfte ein. 

So darf eine Banf nad) der Acte von 1864 unbemweglides €i- 
genthum nur als Gejchäftslocal, ald Pfand für Forderungen oder wenn es 
ihr zur Dedung für aus Handelsgejhäften entitandene Forderungen über: 
tragen oder bei gerichtlicher Berjteigerung eritanden wurde, bejigen, in bei- 
den legteren Fällen ift e3 binnen 5 Jahren wieder zu veräußern. Die 
Ausleihungen find im Allgemeinen auf 6 Monate im Marimum be: 
ſchränkt und erſtrecken fich vornehmlich auch auf Discontirung und Vorſchüſſe 
gegen Pfand. Ein bejtimmtes Minimum des Baarvorrath3, nämlich) 
für die Banfen in 20 Hauptplägen 25, in anderen 159%, der Noten und 
Depofiten, mobei freilich al3 banres Geld mancherlei „Liquide Caſſenpoſten“, 
u. A. bis zu einem gewiſſen Betrage die auf Sicht zahlbaren Guthaben bei 
anderen Banken zugelajjen werden, iſt vorgezeichnet. Weitere Vorjchriften 
über die Maximalgrenzen der Eredite an einzelne Firmen, Ausſchluß der 
Beleihung der eigenen Actien u. a. m. fommen hinzu, um den Bankbetrieb 
in gewifien foliden Schranken zu halten. Alle dieje Bejtimmungen haben die 
Tendenz, auf eine bankmäßige Notendeckung in ähnlicher Weije, wie dieje 
in Europa gejetlich angeordnet wird, hinzuwirken. 492) 

Das verhältnigmähig günstige Ergebniß, daß bisher noch nicht 1%), 
der Nationalbanken fallit geworden ift, wird doch in erfter Linie darauf 
zurüdzuführen fein, daß die Banken eben aud eine bankmäßige Deckung 
und größere Baarvorräthe halten, als das Gejet fordert. +) Daneben joll 
indejien nicht bejtritten werden, daß die ftrengen Strafbeitimmungen der 
Danfacte einen gewiffen indirecten Einfluß auf jenes Rejultat äußern 
und au die Vorjchriften über die gejeglihe Dedung mit verpfändeten 
Staatspapieren injofern mittelbar günjtig auf die Beitändigfeit der Baar: 
zablung hinwirken, al3 ein Ueberlaufen der Banken aus Miftrauen Seitens 
der Banfnoteninhaber, welches gerade Kleinen Banken gegenüber am Leich— 


1) ©. d. Ber. bes Oberintendanten im Preuß. Hand. Arc. 1858 I, meine 
Theorie der Peel'ſchen Ncte S. 272, 268. 

#92) ©, Mäberes bei Hod, ©. 731 fi., Meier in db. Berl. Vierteljahrſchr. f. 
Volfswirtbich. XXII, 174 ff., auch die überfichtl. Zuſammenſtellung von Vogler, d. 
Bankweſ. d. Verein. Staaten v. Nordam., Ztichr. f. Kap. u. Rente, IV, 153 ff. Die 
Maffe der einzelnen Beſtimmungen ift etwas ſchwierig zu entwirren, Hod ©. 738 
ſpricht irrthümlich von 25, reſp. 15%, Baarfonds des Actienfapitals. ©. übrigens 
oben S. 50 u. Anm. 129 über die Berehnung des Baarfonds. Vgl. ferner die amerif. 
—— d. Brem. Hand. Bl., beſ. 1863, z. B. Nr. 610 über die damal. 

ankacte. 

#99) Letzteres freilich fraglich, ſ. Economift v. 2. Jan, 1869, anderſ. Hildebr. 
Jahrb. X, 358— 360; auch Anm. 49. 
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tejten vorfommt und bei ihnen gefährlicher werden kann, eher unterbleibt, 
weil die Befiter fi) vor ſchließlichen Verluſten gefichert mwifjen. **) 


#94) Weber bie wirkliche Lage der Gefammtbeit ber Nationalbanfen ſ. die Zuſam— 
menjtellungen u. Berehnungen nad den Berichten des Gontrollors an den in Anm. 
492 u. 493 alleg. Stellen. Es iſt ſchwer, aus den Daten ein getreues Bild der Lage der 
Banken zu gewinnen. Auch haben immer wieder einzelne Vorgänge gezeigt, daß nirgends 
mehr als in Amerika der Hauptpoſten der Activſeite der Bilanz, von deſſen guter Qua: 
lität, namentlich leichter Nealifirbarfeit die ftete Solvenz zumeift bedingt ift, nämlich bie 
Disconten undb Vorſchüſſe (Loans and diecounts), oft fehr verjehiedenartige 
Werthe birgt. Am 1. Oct. 1868 ergab jich folgende Bilanz der jämmtlihen Banken: 


Baffiva: 
I. Stets- und furzfällige Schulden an Fremde (eigent: 
lihe Paſſiva) Mill.D. Mill. D. 
1. Notencireul. d. Nation. Banken 295.77 
Degl. der Staatsbanfen 2,9 
Summa 298.88 
2. Depofiten ber Union (öffentl) 17.57 
Degl. von gew. Beamten 4.57 
Dsgl. von Privaten 579.69 
Summa 601,83 
3. Schulden an andere Nation. Banken 99, 
Degl. an andere Banken 23.12 
Summa 123.13 
Summa I: Schulden an Fremde 1023.6* 
U. Schulden an fi) ſelbſt. 
Kapital 420,83 
Rejervefonds 78.0 
Angefammelter Gewinn 36,10 
Summa I 534." 
Summa I u. II, jämmtlihe Paſſiva 1558.37 
Activa: 
1. Baarvorratb und Berwanbtes 
Metallgeld 11.75 
Geſetzliches Staatspapiergeld 92,45 
Scheidemünzpapiergeld ꝛc. 2.26 
106.*6 
Schuldig von anerkannten Einlöſungsagenten 66.97 
2/, der 3%, Schageertificate 23,63 
Summa 197,06 
2. Bald oder ftets (?) einziehbare Ausftände 
Ebeds u. andere Caſſenpoſten (?) 143.2* 
Wechſel von Nationalbanfen (?) 11. 
Dsgl. von Staatsbanfen (?) 0.22 
Schulden von Nationalbanfen 35.31 
Dsgl. von Staatsbanken 7,85 
Summa 198. 
3. BPrivatdarlehengeichäft 
Disconten und Vorſchüſſe 655.85 
Ueberzogene Boften 1.79 
Summa 657,67 
4. Frei verfügbare Effecten u. Forderungen 
Unions : Bonds u. Sicherheiten 36.82 
Zinfeszinsnoten 4,1 
Reit (/,) der 3%, Scakcertificate 35. 
And. Stods, Bonds, Hypotheken 20.69 


Summa 97. 


— 3 — 


Soweit letzteres Moment wirffam ift, wird man aber kaum läugnen 
können, daß eben deßhalb das Depofitengejhäft größeren Gefahren Preis 
gegeben wird. Die nothwendige Eonjequenz des amerifanijchen Sicherſtel— 
lungsfyftems, welche auch ſchon mitunter gezogen worden, wäre dann eine 


5. Nicht frei verfügbare Effecten 


Unionspapiere zur Sicherung der Noten 340,+9 

Degl. der öffentlichen Depofiten 37.36 
Summa 377.85 

6. Div, Anderes 

Grundeigentbum, Mobiltar 22,75 

Laufende Ausgaben u, Prämien (?) 7.10 
Summa 29,85 
Summa aller Activa 1558.37 


©. Econ. v. 2. Jan. 1869 u. die Zufammenftellungen ähnlicher Art für frühere Ter- 
mine bei Vogler a. a. D. ©. 172, wo die Activa etwas anders gruppirt find. Viele 
einzelnen Activpojten, jo auch die ganze Rubrif 2 (bald oder ſtets (?) einziehbare Aus: 
ftände) laſſen fich in ihrer Bedeutung für die Solvenz der Banken ſehr jchwer beurtbeis 
len, ebenfo die verwidelten Sculdverhältnifie der Banfen unter einander, wo bie ver: 
ſchiedene Höhe im Activum und Paſſivum [bon Erklärung fordert. Die Schagcertificate 
gelten geießlich zu 2/, ihres Nennwertbs als Baardedung. Betrachtet man das Noten: 
und Depofitengefhäft mit Rüdjicht auf feine ftete Solvenz Ffraft ber im Activum 
verfügbaren Dedungen, jo ftellt fich folgendes Rejultat heraus: 


Paſſiva. Mil.d. Activa, Mill.D. oder oder 9/, ber Paſſiva. 
Noten 298.66 Baar u. dal. 197.06 47. 21.? 
Depofiten 6041.63 Privatdarlehen 657.°7°° 57. 73. 

Summa 900.*1 Leicht realiſirb. Ausft. (7) 198.6 17.2 22.0 
Frei verfügb. Eff. u. ſ. w. 97.* 8.* 10.8 
Summa 1150.66 100,0 127.8 


Hiernach ift die Baardeckung, obgleih zu den Baarbejtänden mit fraglibem Recht 
verjchiedenerlei andere Poſten gezählt werden, nicht hoch; fie finft auf 11.8 0/, der 
Noten und Depofiten, wenn man fih nur an das Metall: und Papiergeld bält. Da 
indejien zu ben banfmäßigen Activen, welche leicht einzuziehen find, wenigſtens noch ein 
Theil der Ausftände sub Nr. 2 im Activum der Bilanz zu zählen ift, jo befteht immer: 
bin eine vollftändige banfmärige Noten: und Depofitendedung neben 
der gejeglichen Dedung der Noten und öffentlichen Depofiten. Man ſieht bei diejer Zu: 
fammenjtellung aber auch, daß in der That faft das ganze Kapital der Banken in den 
ber freien Beräußerung entzogenen Staatspapieren feltitedt. In Folge diefes Umftandes 
gleicht die Lage ber amerif. Banken der ber Engliichen u. Franzöſ. Bank, welde ihr 
Kapital ebenfalls dem Staate lieben oder in Wertbpapiere ftedten, und der Preufiichen 
Bank, welde ein im Verhältniß zu ihren Paffiven nur Fleines Kapital bat. Aber bei 
biejen dreien wie auch bei ber Geſammtheit der deutſchen Banken ift die Lage doc) 
viel befjer, weil die Activa mehr Baargeld und ein befjeres Portefeuille u. f. w. auf: 
weiien. (Die Berehn. u. Schlüffe von Vogler a. a. O. ©. 178 find nicht ganz richtig, 
die gefegliche Notendedung kommt vornchmlich erft im Fall der Zahlungsjuspenfion 
in Betracht. Einftweilen müſſen bei den amerifan. Banfen wie bei der Banf von Eng: 
land die Noten und Depofiten einlös: und rüdzahlbar mitteljt der Baarvorräthe und 
leicht realifirbaren Activa gehalten werben). 27 Banken des Norbbeutfhen Bun: 
des, darunter fait alle Zettelbanfen und die nicht Noten ausgebenden Banken ber Han: 
jeftäbte inbegriffen, batten Ende Juni 1869: 


Paſſiva. Mill. Thlr. Activa. Mill. Thlr. oder ober 9/, der Paſſ. 
Notenumlauf 215.9 Metall 127.7 } 35.4 46.5 
Depofiten 35.31 Gafienanw., fremde Not. 5.56, ° j 
Girocred. u. Div. 34.69 Wechſel 153.19 | 53.4 702 

Summa 285.87 Lombarbs 47.7 i e 

Effect. u. div. Act. 4 41. 14.5 


Summa 375.16 400.0 131.2 
©. Brem. Hand. Bl. 1869 Nr. 928. Diefe Dedung ift in jeder Hinficht günftiger 
als die der amerif. Banken, was bie jeberzeitige Solvenz anlangt. Dagegen ftellt ſich 
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ähnliche Sicherftellung auch für die Depofiten. Damit gelangte man nicht 
nur einen bedenklihen Schritt weiter auf der Bahn mweitgehender materieller 
Regelung des Bankweſens, — die Gonjequenz führte auch wohl kaum zum 
Ziele. Denn die viel größeren Werthpapierpoften, welche alddann eventuell 
zur Veräußerung kämen, machten letztere undurchführbar. Auch würde das 
Bank: und Staatsjchuldenwejen noch viel enger und nachtheiliger verquickt 
werden. Nur vermehrte Gründe gegen das ganze Syſtem! 8) 

Noch ließe jih eine Modification diefes Syſtems denken, — wenn fie 
nur nicht unausführbar wäre Man könnte die jpecielle Pfandbeitellung für 
die Noten bei einer Staatsbehörde beibehalten, aber die Beichaffenheit des 
Pfands ändern und bankmäßige Werthe für leßteres wählen. Dadurch würde 
ein Hauptübelitand bejeitigt werden, — eben die Immobilifirung des Bank: 
kapitals in Merthpapieren und die bedenkliche Verbindung zwiſchen Bank: 
und Staatsihuldenmwejen. Aber worin joll das Pfand beitehen? Mit in 
Barren und Münzen, wie Hoc vorgejchlagen hat? +6 Damit ließe ſich 
doch immer nur ein Bruchtheil der Noten dedfen. Der Betrag würde der 
Verfügung der Bank entzogen und die Staatsbehörde müßte die tägliche 
Einlöjung der Noten jelbjt bejorgen, aljo infomweit zur Bankverwaltung 
werden. Oder ein Pfand aus leicht realifirbaren Werthen, aljo namentlid) 
aus Wechſeln und Lombardforderungen? Dann würde die joeben erwähnte 
Nothwendigkeit nur noch mehr hervortreten, das ganze eigentliche Bankgeſchäft 
müßte einer Staatsbehörde übertragen werden. Denn anders liehe ſich die 
Verpfändung der immer wechſelnden kurzterminlichen Forderungsurkunden 
der Bank gar nicht durchführen. Hier ergeben fi unlösbare Schwierigkeiten, 
jo daß das nordamerifaniihe Syſtem aud in dieſer modificirten Gejtalt 
nicht zweckmaßig ericheint. 


y. Das continentale oder beutihe Spitem. 


„Diejes beruht auf den Grundjägen der bankmäßigen Dedung, d. 5. 
aljo die Notenfundation bejteht aus einem Baarfonds und leicht realifirba- 
ren Activen, ingbejondere discontirten Wechſeln und Lombardforderungen 
und ein Stammkapital dient ala weiterer Garantiefonds. Jedoch hat der 
Staat häufig in Betreff der abjoluten oder relativen Höhe des Notenumlaufs 
im Verhältniß zum Bankfapital, fajt immer in Betreff einer baaren Mini: 
maldetung, dann auch wohl über das Disconto: und Leihgeihäft u. a. m. 
bejondere Vorſchriften erlajien. Yettere haben den Mangel, daß fie die Com: 
bination zwijchen den verjchiedenen Bankactiven und das Verhältni zum 
Bankkapital im Voraus genau mathematijch bejtimmen” und die Ausleih- 
geſchäfte nad) an fich wohl richtigen, aber in der Praris doch auch der Aug: 





bad Verhältniß bei ben amerif, Banfen günjtiger, wenn man die Summe ber Schulden 
an Fremde, 1023.69 Mill. D., mit den gefammten Activen von 1558.37 Mill. D. ver- 
gleicht, nämlich auf 152.2 0/, wegen ber relativ bedeutenden Höbe ber aber eben immo: 
bilifirten Stammfapitale der amerif. Banken. Das Berlangen nad diejen hoben Kapi— 
talen entiprang mebr aus finanziellen als banftechnifchen Gefichtspuncten. 

455) Fin „freies“ Banfgeieß nach amerik. Principien bat Hod in f. öffentl. Abg. 
u. Schulden, Stuttg. 1863 ©. 328 vorgejchlagen. Seine eigene Beweisführung in 3 
Werf üb. d. Fin. Amer.s über die Nachtbeile, das eigene Kapital in Wertbpapieren 
feftzulegen, ©. 627, bringt wohl die befte Berichtigung jenes Vorſchlags. 

+6) Hod öff. Abg. u. Schulden ©. 328, $ 2 des Projects. 
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nabmenfbedürftigen Negeln normiren wollen. Das ijt theild unmöglich, theils 
wirft es ſchäadlich. 

Die Sabungen der letzteren Art ſind die Schwäche des deutſchen 
Syitems. Aber der unbedingte Vorzug dejlelben vor den beiden anderen 
Syftemen ijt trogdem zu behaupten, weil im Princip die bankmäßige 
Dedung angenommen und innerhalb der gejetlichen Normen ein größerer 
Spielraum zu freier Bewegung gegeben wird. Dadurch vermindern ſich die 
Nachtheile und Anconvenienzen des deutjchen Syſtems jomweit, als dies über- 
haupt bei einem Eingriff der Gejeßgebung in den Banfbetrieb jelbjit möglich 
it. Ein Nachtheil bleibt es, daß gewijje, immer nur mehr oder weniger. 
willkührliche Zifferſätze 3. B. Hinfichtlich de8 Baarfonds, der Zahl der Un: 
terihriften und der Verfallzeit der Wechjel u. ſ. w. jtet3 unter allen Um— 
jtänden, auch wenn eine Abmeichung noch jo zeitgemäß, unſchädlich, wohl: 
thätig wäre, innegehalten werden müſſen; daß ſolche und ähnliche Beſtim— 
mungen, im Durdjchnitt zweckmäßig, mitunter zu viel, mitunter zu wenig 
verlangen; die Bankverwaltung bald zu ficher, bald unnöthig ängſtlich ma— 
hen und deren eigene Berantwortlichfeit für die Leitung der Bank und die 
Ergebnifje des Betriebs immer etwas abſchwächen. 

Aber „eine tüchtige Bankverwalturg wird durd die Vorjchriften 
diejes Syitems zwar mitunter etwas beläjtigt, doch nur ın den jeltejten 
Fällen an der Ausübung ihrer Pflicht gehindert werden. Viele einzelne Be— 
jtimmungen, welche man als fejte arithmetijche Normen tadeln muß, Tann 
man als Anhaltspuncte für die richtige Leitung der Banfgejchäfte billigen 
und den Banfen zur ungefähren Befolgung auch bei einem Syſtem der 
Bankfreiheit empfehlen. Den Verkehrsbedürfnifien jchmiegt fich das continen= 
tale Syjten, bejonders in jeinen Bejtimmungen über die Höhe des Baarfonds, 
des Notenumlaufs, wie jchon gezeigt wurde, mehr an als das jtarre eng— 
liihe und nordamerikaniſche. Eine Clauſel, wonach in einzelnen bejonderen 
Fällen eine Beitimmung zeitweilig mit Erlaubniß der Negierung juspendirt 
werden darf, 3. B. diejenige über die Dritteldedfung, +77) Hilft weiteren 
Härten ab. Die Erfahrung jpricht auch bei einem Vergleich der drei Syſteme 
gewiß nicht zu Ungunften des continentalen, ob man nun die Gentralbanfen 
von Frankreih, Preußen, Belgien der Bank von England oder die Feine: 
ren deutjchen, ſchweizeriſchen u. a. m. den Eleineren englijchen und nordame— 
rikaniſchen gegenüber ſtelle. Die deutjchen großen und Heinen Zettelbanten 
insbejondere haben jich faft ausnahmelos gut bewährt, bejjer als ihre Schwe— 
iteranjtalten jenſeits des Canals und des Oceans und jelbjt in der uner= 
warteten Katajtrophe von 1866 ihre Probe im Ganzen gut bejtanden. 

Kurz, jo lange man dem Staat die Aufgabe jtellt, ein materielles 
Bankgeſetz zu erlafjen, jo ift wenigitens fein Grund vorhanden, für die No— 
tendefung eine andere Baſis ald das continentale Syſtem zu wählen.“ 
„Es ift zugleich das geeignetjte für alle Arten Zettelbanfen, große und Feine, 
Monopol:, Central-, mit dem Recht der Notenausgabe concejjionirte Local— 
banken. Der Wahl der Zettelbanffategorie wird durch die Wahl dieſes De— 
ckungsſyſtems aljo auch nicht präjudictrt”, — ein weiterer Vorzug dieſes 


#97) Diefe darf bei der Belgifhen Bank mit Einwilligung ber Regierung 
mitunter zur BVierteldedung werden, Hübner, Banfen ©. 177. 


— 24 — 


Syſtems. Das betreffende Geſetz kann daher wohl das relativ beſte mate— 
rielle Bankgeſetz genannt werden. 

Die vielfach in enger Verbindung ſtehenden Vorſchriften des deutſchen 
Syſtems über die Notendeckung betreffen vornehmlich vier Punkte: die Höhe 
des Notenumlaufs, worüber bereits oben gehandelt wurde (Nr. III, 1, 
©. 163—193, 229— 239), die eigentlide Dedung der Noten umd 
zwar die Baardedung eines Theild und die jonjtige Dedfung der übri- 
gen Noten, worüber im Folgenden Näheres, und endlih die Höhe und 
Anlage des Stammfapitals der Banken, worüber theild auf das 
Frühere (j. oben S. 174—192), theild auf die jpäteren Abjchnitte aa über 
Mechjeldiscontirung, AP über Lombards, 3 über die anderen Banfgejchäfte 
und 4 über das eigene Kapital der Banken zu vermweijen iſt. 


aa. Der Baarvorratb als Theil der Notendedung. 


Die Beitimmungen über den Baarvorrath betreffen theil3 die Be: 
Ihaffenheit, theils die Höhe dejjelben. 

Die erfteren find verhältnigmäßig unmwichtiger und finden fih auch 
nicht immer ausdrüdlid in den Gejegen oder Statuten enthalten. Wo dies 
nicht der Fall, +9) wird der Baarfonds jelbitverjtändlich vornehmlich aus 
dem gejeßlihen Zahlungsmittel und zwar bei Weetallmährung der 
Pegel nad) aus den mit der Währungseigenjchaft bekleideten Münzen, 
meijten3 daher den Landesmünzen oder den ihnen durch völkerrechtliche Ver: 
träge gleichgeftellten fremden Münzen bejtehen müjjen. Barren und an— 
dere Münzen und jolde des anderen Metall werden daneben vor: 
fommen fünnen, da die Bank diefe nur wählen wird, wenn ein Bedarf im 
Verkehr, bejonders für internationale Zahlungen, danad) bejteht und bie 
Noteninhaber oder jonjtigen Gläubiger der Bank vorausſichtlich in dieſer 
Form das Edelmetall zur Befriedigung ihrer Forderungen freiwillig annehmen. 

Dft ift die Beichaffenheit des Baarvorrath3 bei deutſchen und fremden 
Banken aber auc ausdrücklich feſtgeſetzt. Es wird — wenigſtens nad dem 
Wortlaut der betreffenden Vorſchriften — für den im Minimum geforderten 
Baarvorrath entweder nur dag Währungsmetall in der Form ber 
(gejeglihen) Elingenden Münze 9 oder daneben auh Barren deſ— 
jelben Metalls, ohne Angabe eines numerifchen Verhältniſſes zwiſchen 
Münze und Barren, 500%) oder ferner aud Gold bei Silberwährungs: und 
Silber bei Goldwährungsbanten in Barren: und Münzform zugelafjen, °*) 


496) Die Beftlimmungen finden fich nicht immer fpeciell für den Baarfonds an: 
gegeben, folgen aber aus anderen Vorſchriften, z. B. denen über die Einlöfung ber 
Noten oder die Baluta ber Bank; f. Baier, Stat. $ 15 u. $ 13, Brem $ 7. 
Bon deutſchen Zettelbankitat. erwähnen nichts Näheres über die Beichaffenheit des Baarfonde 
d. Braunfhw. $ 11, Geraer $ 18 („baare Fonds“). S. übrigens oben ©. 65, 97. 

499) Eo bei den preuf. Privatbanfen mit Ausnahme des Berl. Caſſen— 
vereind, Deif., Hannov,, Homb., Lüb. Priv, Thür, Weim. B., wo aljo 
wohl Barren, nicht aber notbwendig Goldmünze ausgeſchloſſen wären. 

500) Preuß. B. O. $ 31, Vertrag v. 28. Jan. 1856 $ 3, f. auch oben Anm, 
481; bier aljo für bie geforderte Minimaldedung Gold in Münze und Barrenform 
ausgeichloffen; f. oben Anm. 161 die Klage einer Handelsfammer über Mangel gewiſſer 
Münzjorten; in dieſer Beziehung, befonders was Gold anlangt, kann der Banf aber 
faum eine beflimmte Verpflichtung auferlegt werden; Berl. Caſſenver. $ 15. — 
Brem. B. $ 74 (Goldwährung). — Auch Bad. Stat. v. 1864 $ 24, Gejeßentw. ber 
Commiſſ. d. Abgeordn. $ 5. 

501) Darmft., Frankf. Goth., Leipz., Zur, Mein, Bückeb. Roft. Bank. 
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mitunter unter Feſtſetzung einer Maximalproportion des anderen Me— 
tall3. 502) Bei kleinen Banken wird der Baarvorrath wohl beſſer ganz 
in Elingender Münze des Währungsmetalls gehalten, bei großen, melde 
die Geldfonds für internationale Zahlungen bieten, jind pafjend Barren 
und aud fremde Münzen, z. B. Goldmünzen bei Silberwährung und 
umgekehrt, in größeren Beträgen vorhanden. — 

Wo Staats⸗) Papiergeld, einlösbares wie die Noten der Engliſchen, 
uneinlösbares wie die der Oeſterreichiſchen Bank, die Creditbillete der Ruſ— 
ſiſchen Reichsbank, das öſterreichiſche und norbamerifanifche Staatspapiergeld, 
geſetzliches Zahlungsmittel ift, da müfjen conjequent aud) die Baar: 
vorräthe der anderen Banken aus diejem bejtehen dürfen, jo bei den englijchen 
Landbanken, den nordamerikaniſchen Banken. Ja, wenn diejes gejegliche Papier: 
geld uneinlögsbar, daher muthmaßlich mehr oder weniger entwerthet 
ift, muß der Baarvorrath, foweit er unmittelbar den Geſchäftszwecken, aljo 
auch der Noteneinlöjung dient, gerade aus diejem entmwertheten Papiergeld, 
nicht aus Metall, welches für diefe Zwecke ungeeignet ijt, beitehen. So 
war e3 denn auch während der Banfreftriction bei den englifchen Landban— 
fen, jo iſt es jeßt bei den nordamerifaniihen Banken. Bei der Wiederher: 
jtellung der Metallwährung liegt dann freilich die bejondere Schwierigkeit 
vor, die Bapierbaarvorräthe der Banken zum Theil in Metallbaar- 
vorräthe zu verwandeln, denn wenn auch die erjteren mit wiedereingetretener 
Einlöjung des gejetlichen Papiergeld eine braudbare Einlöjungsvaluta 
werden, jo find doch größere Metallvorräthe zur Einlöjung eben dieſes ge- 
jeglichen Zahlungsmittel3 nothwendig. In Nordamerika jtehen hier noch 
manche bejondere Schwierigkeiten bevor, welche man nicht immer nad) Ge— 
bühr dajelbjt zu würdigen jcheint. Die Unbrauchbarkeit eines Metallbaar- 
fonds für die regelmäßige Noteneinlöjung bei bejtehender entmwertheter Pa— 
pierwährung erklärt ſich aus der Unvereinbarkeit des Nebeneinanderjteheng 
verjchiedener Währungen dejjelben Nenn= aber ungleiden Curs— 
werths. 50%) 


502) Rei der öſterr. Nationalb. darf nach $ 14 Al. 4 bis zur Höbe des vierten 
Theild des Metallvorratbs Gold in Münze oder Barren ftatt Silber zur Bedeckung 
dienen. Eine analoge Borfchriit wie in der Peel’fhen Acte Art. 3 für die Engliſche 
Banf, wo die Summe des allein zugelafjenen Barrenfilbers im Notendepartement 
ein Viertel bes Goldes, aljo ein Fünftel des ganzen Metallvorratbs dieſer Abtbeilung 
nicht überfteigen darf. Seit 1853 ſchon fehlt übrigens in bdiefer Abtbeilung überhaupt 
Silber ganz. In den A0er Jahren befanden ſich meift 11,—2'/, Mill. Pd. St., An: 
fangs der 50er noch einige 100,000 Pid. St. darin. Die Hand-Caſſe von —4 Mill. 
Pid. St. des Bankdepartements entbält dagegen aub Silbermünze, überhaupt aber 
nur Münze. Bei der Franzöſ. Bank fehlen bei der gejeglihen Doppelwährung be: 
zügliche Vorſchriften. 

503) Anconvenienzen Fönnen fih übrigens wohl aus einer Zujammenfegung bes 
Baarfonds aus verichiebenen Metallen ergeben, befonders bei Doppelwährung. Ach er 
innere an bie mühſamen Operationen ber Franz. Banf zur Umſetzung ihres Silbers 
in Gold im J. 1860/61. 

504) S. Art. Papiergeld, Staatswörterb. VII, 666. Nach der amerif. Bank 
acte fol der Baarvorrath aus „geſetzlichem Gelbe der Vereinigten Staaten“ befteben. 
In der Gonjequenz des Zwangscurſes läge es eigentlih, Münze und Barrenmetall 
ganz von der gejeglichen Baardedung auszuſchließen und für legtere nur Legal:Tender: 
Noten gelten zu laſſen. Denn das Edelmetall fann bei entwertheter Valuta offenbar 
nicht als Einlöſungswährung der fi eben auf jene entwerthete Valuta beziehenben 
Noten nad dem Nenmwertbe, fondern nur zur Einlöfung nah dem Curs werth dies 


— 6 — 


Wichtiger ift die zweite Neihe der gejeßlichen und jtatutarifchen Be- 
ftimmungen, welde jih auf die Höhe des Baarvorraths beziehen. 

Das Princip des continentalen Dedungsiyitems liegt bier im Gegen: 
jag zu dem Syſtem der Peel'ſchen Acte darin, daß die Minimalböbe 
des Baarfonds in einem Quotenſatze vom Notenumlauf fejtgeiett 
wird. Deshalb wird dann umgekehrt die Maximalhöhe des metalliſch 
ungedeckten Theils des Notenumlaufs wie des ganzen letzteren nicht wie im 
engliſchen und nordamerikaniſchen Syſtem und auch bei einzelnen deutſchen 
Banken (ſ. oben S. 173) durch eine feſte abſolute Ziffer, ſondern durch 
eine Verhältnißzahl zum Baarvorrath, allenfalls in Verbindung mit 
einer ebenſolchen Verhältnißzahl zum Bankkapital, ausgedrückt. 

Eine derartige Normirung des Baarfonds hat, vom Gejichtspuncte 
der materiellen Bankgeſetzgebung aus betrachtet, ihre Vorzüge und Nachtheile. 
Erjtere liegen darin, daß durch die Feitjeßung eins Minimums des 
Baarvorrath3 ein gewiſſes geringſtes Maß von Vorſicht gewährleiſtet wird, 
mit dem ſich freilich eine untüchtige Bankverwaltung, nicht aber eine tüchtige 
leiht begnügen kann; daß ferner die Vorjchrift nicht jo jtarr und ohne 
Rückſicht auf die Verkehrsbedürfniſſe einjchneidet, wie diejenige der Peel'ſchen 
und der nordamerifanijchen Acte, daher auch in Greditkrijen eine Suspenjion 
nicht jo leicht nothwendig, im Falle letztere erfolgt aber noch wirkfjamer wird. 
Die Willkführ in der Wahl der Quote ('/,, Ya, Yır, Ys u. |. w.) ift 
wenigjteng feine größere al3 die in der Feſtſetzung einer abjoluten Ziffer 
des ganzen oder des metallifch ungedecten Theil3 des Notenumlaufs und 
— weniger, weil eben eine Verhältniß-, keine abſolute Zahl aufgeſtellt 
wir 

Die Nachtheile ſind andererſeits freilich auch nicht zu verkennen. Sie 
liegen einmal in dieſer vollſtändigen Willkühr, mit welcher dieſe oder 
jene Quote verlangt wird. Eine Feſtſetzung auf Grund von Beobachtungen 
iſt nicht zuläſſig und für die Zukunft haben die etwaigen Erfahrungsregeln 
der Vergangenheit, zumal bei einem in ſeiner Menge ſtärker ſchwankenden 
Notenumlauf, keinen practiſchen Werth. Dieſer Nachtheil wird nur dadurch 
etwas ausgeglichen, daß die feſtgeſetzte Quote ausdrücklich und deutlich als 
Minimalſatz bezeichnet wird. Aber immer wird auch hier eine läſſige 
Bankverwaltung in Verſuchung geführt, ſich mit dieſem Minimalſatz unter 
Berufung auf das Geſetz zu begnügen, und, was ebenſo ſchlimm, das Publi— 
cum wird ſich leicht daran gewöhnen, folge Sätze als hinlänglid und be— 
friedigend zu betrachten. Allein diefe Confequenzen folgen unvermeidlid) aus 
dem Princip, jolde Dinge ftaatlich reguliren zu wollen. Um jo nothwendiger 
iſt e8, für gehörige: Deffentlichleit des Bankbetriebs zu forgen, jo daß die 
wirkliche Höhe des Baarfonds ſtets ſorgſam controlirt werden Tann. er: 
ner muß gerade wegen der willführlihen Wahl der Quote eine raſche und 
leihte Ergänzung des Baarfonds aus den anderen Dedungen ermöglicht, 
daher um jo mehr für deren leichte Nealifirbarkeit gejorgt werben. 05) 





rien. Die Berechnung oben in Anm. 494 würde danach noch zu modHficiren fein. — 
Ueber die Hindernifje, welche gr Nationalbanfen der Wicberberielfung ber Metallwäb: 
rung bereiten werben, |. Hod © hf — 

505) Die Rolemif gegen die Drittelbetung macht es fich daher auch zu leicht, 
wenn fie damit zugleich die Theorie der bankmäßigen Dedung widerlegt zu haben meint; 
ſ. Theorie d. P. Acte ©. 4. 
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Sodann zeigt fi) dad Syitem der Quotenbaardeckung von bejonders 
nachtheiligen Folgen in Verbindung mit dem Concejjionsmwejen, 
namentlich bei Fleineren Banken. In diefer Hinficht hat man in Deutſch— 
land jehr bedenkliche Erfahrungen gemacht, melde die principielle Unrichtig- 
keit jolcher gejeßlichen oder jtatutariichen Beftimmungen in ein nur zu deut- 
liches Licht jtellen. Nac der maßgebenden Idee jollte die Feſtſetzung eines 
Dritteld u. ſ. w. des Baarvorrath3 dem Publicum, insbejondere den Anneh- 
mern der Noten eine Bürgihaft wenigſtens für eine nicht gar zu Kleine 
Baardeckung der Noten bieten und der Banfverwaltung in dieſer Hinficht 
eine Richtſchnur geben, nicht gar zu wenig Baargeld zu halten, daher ein 
bezüglihes Onus auflegen. Allein diefer Gejihtspunct verwandelte fih in 
der Praxis der herrichenden Conceſſionspolitik in den gerade entgegengejeßten. 
Die Dritteldefung wurde zu einem Privileg, Noten nur mit einer 
fleinen Baardedung ausgeben zu dürfen, — ein Privileg, aus 
einem Thaler Baargeld drei zu maden, ein Privileg, auf welches hin nun= 
mehr, ohne Rückſicht auf den Bedarf der Volfswirthichaft nad) den betref- 
fenden Banken und Banknoten, Banken nur zum Zwecke der Ausnußung 
dieſes „Privilegs“ gegründet wurden. Die Quotendeckung wird hier aljo 
rein zu einem Moment der Speculation und Agiotage. Die Gründungsge- 
jhichte der Mehrzahl deutſcher Zettelbanten in den Kleinjtaaten und zum 
Theil auch einiger anderen bietet die unerfreulichen Belege für dieje Auf- 
fafjung. Je geringer dann die gejegliche Minimalbaardedung, um jo größer 
das Privileg und daher in Wechſelwirkung mit diefem Saße, je weniger 
Ausſicht eines gejunden natürlichen Gedeihens eine Bank in ihrem Domicil 
bot, dejto niedriger mußte die Baardeckung angejegt werden, um durch die 
Größe des Privilegs die Speculation dennoch anzuloden. Deshalb können 
bie „Bierteldedungen” jtatt des Drittel3 bei manchen deutichen Banken 
nicht Wunder nehmen. Wo außerdem die Höhe des Notenumlaufs in ein 
bejtimmtes Verhältniß zum Stammkapital gebracht ijt, da wird wiederum 
eine Erhöhung diejes leßteren nur aus dem fjpeculativen Gefihtspunct, mehr 
Noten ausgeben zu dürfen, erfolgen. Zwar führt ein ſolches „Recht“ der 
Notenausgabe noch nicht zu einer entipredhenden Höhe de Notenumlaufg, 
da für dieje der Verfehrsbedarf jchließlich doch enticheidet. Jene Banken kön— 
nen daher den Verkehr nicht mit Noten jo jehr überjchütten, ala es den 
Anſchein hat. Aber einmal fehlen bezügliche Verſuche diejer Banken, das 
„Recht“ der Notenausgabe möglichjt auszubeuten, dennoch nicht und jodann 
werden eben ungejunde Anjtalten gegründet, an deren jchledht ventirenden, 
im Curſe jinfenden Actien bethörte Kapitalijten jchwere Verluſte erleiden, 
nachdem bie eingemweihten Speculanten ein ungerechtfertigte3 Agio leicht ab— 
geihöpft haben. Diejen Uebeljtänden ift aber bei dem Conceſſionsſyſtem und 
der Feſtſetzung einer niedrigen Quotenbaardeckung kaum abzuhbelfen. Man 
muß erwarten, daß bei der Ertheilung der Eonceffionen mit möglidjter 
Vorfiht und Unbefangenheit vorgegangen wird. Dafür bietet aber erfah- 
rungsgemäß bie deutſche Stleinftaaterei gerade beim Bankweſen wenig Bürg— 
haft. Außerdem wird allein wirffamer immer noch die öffentliche Gontrole 
fein, durch welche jorgloje Bankverwaltungen gezwungen werden, für eine 
richtige und genügende Höhe des Baarvorraths, nöthigenfall8 auch über das 
vorgejchriebene Minimum Hinaus, und für ein gutes Placement der übrigen 


Notenkapitalien Vorkehrung zu treffen, überhaupt in dem Drittel u. |. m. 
Wagner, Gutaächten. 17 
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ein Minimum, nicht etwa gleichzeitig, wie es in der Praxis mehrfach ge- 
jhieht, ein genügendes Marimum des Baarfonds und in der bezüglichen 
Vorſchrift überhaupt nicht ein Privileg zu jehen, möglichft wenig, jondern 
ein Gebot, mindejtens jo viel Baargeld vorräthig zu halten. >06) 

Endlid tritt noch ein leßter Nachtheil des Syſtems der Quotenbaar— 
deckung für die Noten alsdann leicht hervor, wenn die Zettelbanf zugleich 
andere, dem Notengejhäft ähnliche Paſſivgeſchäfte betreibt, namentlich aljo 
ſtets⸗ oder furzjällige Depofiten annimmt. 907) Wenn nämlich hier nicht die- 
jelbe oder eine ähnliche Baardeckung für dieje Depofiten feitgejegt wird, jo 
erfolgt die entjprechende Baardefung der Noten leiht nur auf Kojten der 
Depojiten, indem die Bank, in der Zuverficht, den vielleiht unnütz hohen 
Baarfonds für die Noten nicht ganz zu brauden, den Baarbejtand zur 
Deckung und Nüdzahlbarkeit des Depoſitengeſchäfts zu niedrig hält. Solche 
Fälle find vorgekommen. 5%) Man kann daraus nicht die Umvereinbarkeit 
von Noten: und Depofitengejchäft begründen wollen, 80%) jondern muß ein= 
Ass daß jene Erjcheinung nur eine üble Folge des Princips, den Baar- 
onds überhaupt gejetlich zu normiren, ift. Das ſpricht eben gegen diejes 
Prineip. Hier muß man dann entweder noch einen Schritt weiter gehen 
und das Notengejhäft mit jeinen Dedungen von den übrigen Bankgejchäften 
in der Weije trennen, daß jene Dedungen den Noteninhabern prioritä- 
tisch haften — eine Modalität, von der unten nod die Rede (ſ. S. 262). 
Oder wenn man das Princip, eine bejtimmte Baardeckung anzuordnen, dem 
einmal eingenommenen Standpunct gemäß fejthält, jo muß man nun aud) 
eine ähbnlihe Beftimmung für den Baarfonds des Depoſiten— 
gejhäfts treffen, — eine unliebjame, wieder mauchfach bedenkliche und 
nachtheilige, aber unvermeidliche Folge des ganzen Syſtems der materiellen 
Bankgeſetzgebung. Sie rechtfertigt ſich wenigſtens auch dadurd, daß das be= 

506) Weber die wirkliche im Vergleich mit der geſetzlichen Baardeckung ein: 
zelner beutihen Banken f. u. den Schluß dieſes Abjchnittes von der Notendbedung. Bal. 
auch Tab. IV ©. 205. Die —— der deutſchen Zettelbanken und die Vorgänge 
an den Börſen bei der Gründung neuer oder der Erweiterung alter Zettelbanken laſſen 
die im Text gerügte Folge der Conceſſionirung und der Ertheilung des Privilegs der 
Drittelbaardedung oft ſehr deutlich erkennen. So z. B. noch 1868 bei der Meininger 
Creditbank, als diefelbe das „Nedht* erhielt, die Notenausgabe auf bie Höhe des cir- 
culirenden, ftatt wie bis dahin auf '/, des eingezahlten Kapitals (f. oben ©. 175) 
u bringen. (Hier fcheinen auch die Monatsausweife von zweifelbaftem Wertb, da fie 
ets dieſe geitattete Notenausgabe als Notenumlauf angeben, während doch leßterer 
vermutblich niedriger it.) Achnlidh bei der Braunſchw. Banf in 1869. In den Pro: 
grammen, durd welche zur Subfcription auf Zettelbanfactien eingeladen wird, erfcheint 
dann wohl das „Privileg“ einer niedrigen Baardedung als befonders lodender Punct ! 
Bei der fraglichen, meift geringen Rentabilität einfacher Zettelbanfen, befonders in den 
erften Jahren, ift eine Betheiligung ber Heinen Kapitaliften an ber Actienfubicription 
faum rätblid. 

507) Ob verzinsliche ober umverzinsliche ift hierfür von ganz nntergeorbneter 
Bedeutung. 

506) Ein befonders fchlagendes PBeifpiel bietet die Gefchichte der Preuß. Banf 
im %. 1856, wo die Dedung ber Depofiten und Gutbaben in dem kritiſchen September 
auf 4.69%, Baar gefunfen war; f. meine Beitr. ©. 174. Aehnlich wirkte thatſächlich 
auch öfters die Peel'ſche Acte bei ber Engliihen Banf ein. ©. auch bie jpätere Tab. V 
u. oben ©. 205 Tab. IV. 

509) Wie es — mit wiederum unlogifcher Hervorhebung gerade ber he Mar 
den Depofiten — in d. Schrift (von Dr. Ploo& van Amjtel) „über die Gefahren 
db, Erweit, einer Zettelbanf 3. einer Grebitanft. u. f. w.“, Heidelb. 1869, gefchicht. 
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rufene Drittelprincip, ſoweit e8 überhaupt auf den Werth einer Erfahrungs- 
thatſache und guten, freiwillig angenommenen Gejchäftsregel Anſpruch ma- 
hen kann, nämlich bei der früheren Verwaltung der Engliihen Bank, für 
Noten und Depofiten aufgeftellt war. 19%) An der amerifanijchen Bantacte 
ift denn auch mit Necht die gleiche Quotenbaardeckung von 25, rejp. 15%, 
für Noten und Depofiten angeordnet ($ 31). 

Eine wiſſenſchaftliche und practiche Begründung einer beitimmten Mi- 
nimalquote de3 Baarfonds von den Noten allein oder von ihnen und den 
Depofiten läßt ſich begreiflicher Weije nicht liefern. In diejer Hinfiht kann 
auf den ähnlichen Verſuch in der Peel’ihen Acte und das oben (S. 231 ff.) 
darüber Gejagte hingemwiejen werden. 

Der zulett erwähnte Mangel, daß die Quote Baar nur für die No— 
ten, nicht auch für die Depofiten gefordert wird, findet ſich bis jet mit jehr 
wenigen Ausnahmen fajt in allen deutſchen und anderen continentalen 
Statuten. 511) Da die Berbindung des Noten: und Depofitengeihäfts und 
die größere Entwidlung des letzteren auch bei Zettelbanfen wünjchenswerth 
und zweckmäßig ijt (ſ. unten Abjchn. 3 über die übrigen Paſſivogeſchäfte), 
jo wird im Intereſſe gleihmähiger Behandlung eine gejeßliche Minimalquote 
des Baarfonds für die jtetsfälligen, allenfall3 auch eine niedrigere für Die 
furzfälligen Depofiten in die Statuten aufzunehmen jein (ſ. unten 3). 

Mit Recht ift die geforderte baare Quote faſt immer ausdrücklich ala 
Minimum bezeichnet, jedenfall3 dem Sinne nad) immer jo zu verjtehen. 512 
Zum Behuf richtiger Berehnung und zur Vermeidung von Zweifeln — 
genau angegeben ſein, von welchem Notenbetrag dieſe Baardeckung verlangt 
wird; paſſender Weiſe vom Notenumlauf, welcher demgemäß zu definiren 
iſt: die außerhalb der Bankcaſſen (Hauptbank und Filialen) in den 
Händen Fremder befindlichen Noten. 517) 


510) Als jolhe Negel erſcheint die Dritteldedung in normaler Gefchäftslage 
(bei Wechfelcurien al Bari) in ben Zeugenausjagen ber Banfgouverneure vor der Banf— 
fartecommijfion im J. 1832; ſ. Näheres in m. Beitr. ©. 171. 

511) Die Stat. der Pomm. Bank verlangen füt gewiffe Depofitenfcheine, welche 
Übrigens nad Ertheilung der Notenconceifion eingezogen werden mußten, biefelbe 
Baar: und jonftige Dedung wie für die Noten (X 33). Die Goth. Stat. Art. 13 for: 
dern für die ohne NRüdzahlungsfrift angenommenen Gelder, daß „abgeiehen vom Gin: 
löfungsjonds für die Banknoten, mindejtens bie gr jtet8 im ihrem (ber Bank) Befit 
gehalten werde*, — alfo 50%, Baar (zu viel!) für ftetsfällige Depofiten. Auch die 
Säch ſ. Bank muf die jederzeit ohne vorberige Kündigung und fogar bie vor 3 Mon. 
rüdzablbaren verzinslihen und unverzinslichen Depofiten ebenjo wie die Noten deden, 
u. A. mit mindejtens '/; Baar. — Auch bei der Belg. Nat. B. gilt die Baardedung 
für die Depofiten mit. 

52) Als folhes Minimum (mindeftens '/ m. f. w. Baar) ericheint bie 
Vorſchrift im allen deutichen Banfftatuten ausbrüdlich, außer in den (alten) Braunichw. 
$ 11 (f. jedoh den Nachſatz am Schluß des $ 11), Dejj. St. 55, Frankf. St. $ 

‚Ger. St. $ 18 und bejien Abänderung, Preuß. B. OD. $ 31 u. Vertr. v. 1856 
Art. 3, Moft. B. $ 37 Nr. 4, a, aud Bad. Banfproj. v. 1864 Art. 24. Die Wort- 
faffung ift nicht immer die präcifefte, jo bei der Preuß., Leipz. ©. (5 38 Verbältniß 
v. Baar zu Noten darf 2:53 nicht überjchreiten, jetzt 1:3 nit), Baier. $ 13. — 

513) Defterr. R. B., Stat. v. 1862 $ 14, A. 5 x. „als im Umlauf befindlich 
find die von der Nationalbanf ansgegebenen u. nicht an ihre Caſſen zurüdgelangten 
Noten anzuichen.” — Die mitunter vorfommende Beftimmung (Preuß. B. O. $ 31, 
Goth. St. $ 11), daß vom Einlöſungsſonds die zur Betreibung der laufenden Banf: 
geſchäfte erforderlichen Baarbeftände abzurechnen, ift im Princip richtia, nur practiich in 
Grmangelung einer Vorſchrift über die Höhe legterer Beſtände faum durchzuführen. 

41” 
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Die feſtgeſetzte Quote iſt in den meiſten Fällen ein Drittel, ein 
mißverſtändlich von England, wie es ſcheint, herübergenommener Sat. 51?) Er 
bat in den feſtländiſchen Bankftatuten jo allgemeine Aufnahme gefunden, daß 
er wie jelbjtverjtändlich in die Statuten neuer Banken, 3. B. auch der Badiſchen 
von 1864 $ 24 und 1869 $ 23, herübergenommen zu werben pflegt. Ebenjo gut 
oder jchleht wie jeder andere zu begründen, mag er beibehalten werden. Ein 
niedrigerer ſchiene und wenigjtens nicht empfehlenswerth, da die Feſthal— 
tung eines gewifjen Betrags Baargeld in der Volkswirthſchaft ihr Gutes 
bat. Bejonders auch bei der deutjchen Silberwährung, welde die Einbürge- 
rung Kleiner Noten begünstigt, und bei der Ausgabe immerhin fchon jo Flei- 
ner Notenjtüde wie 10 Thlr. und 10 fl. ift die Drittelguote nicht zu hoch. 
Eine höhere Quote, 3. B. die Hälfte oder zwei Drittel, erjcheint wenigſtens 
aud um letzterer Rückſichten Willen nicht geboten. 

Vieles hängt aber auch hier von der Beichaffenheit der anderen No= 
tendeckungen und der Höhe des eigenen Banffapital3 ab, welche letztere 
wieder die Stärke der regelmäßigen NRüdftrömung der Noten und der Zah 
lungen an die Bank überhaupt bedingt. Erheblich weniger jchablonenhaft 
und mechanijch würde die Vorjchrift über die Baardedungsquote ſchon aus— 
fallen, wenn legtere nach unjeren früheren Vorjchlägen für die Beitimmung 
eined Marimums des Notenumlaufs (j. oben ©. 183 ff.) nad der Be— 
Ihaffenheit der anderen Dedungen und der Höhe und Veranla= 
gung des Stammfapitals variiren dürfte Bisher find ſolche Anord- 
nungen jedoch faſt noch nirgends in Statuten oder Bankgejeßen zu finden. >15) 
In dem jpäteren Abjchnitt über das Stammkapital kommen wir auf diejen 
Punet zurüd. j 

Uebrigend kommen bei einzelnen Banken auch andere Quotenjäße 
vor, höhere wie bei der Keipziger Bank nad) ihren urjprünglidhen Sta— 
tuten zwei Drittel, Säße, welde dann die Eoncurrenz mit anderen bes 
„Privilegs” der Dritteldefung genießenden Banken erſchweren und deshalb 
jpäter wohl herabgejett werden; 516) und niedrigere, wie bei verjchiedenen 
Heinjtaatlihen Banken ein Wiertel, 517) mobei man dann natürlid zur Er- 
höhung des Werths jenes Privilegd nicht jtehen zu bleiben braudt. Ein 
allgemein gleicher Sat würde in der deutjchen Bankgejeßgebung wohl an: 
zuordnen fein, in Verbindung mit der gleichmäßigen Erlaubniß, davon 
abzumeichen, wenn die-Qualität der anderen Deckungen oder das Verhältnik 
zwijchen Notenumlauf und Stammkapital bejfer als im Durchſchnitt werben. 


514) ©, oben Anm. 510. — Das Drittel beftebt bei allen beutihen Banfen 
außer den in Anm, 516 u. 517 genannten, ferner auch bei anderen continentalen, 3. B. 
ber Belg. Nat. B. manden Schweizer Banken u. a. m. Ueber die franzdj. Ban: 
fen ſ. oben Anm. 482, 

515) Eiu richtiger Anfang in dieſer Ridytung findet fih in den Gtat. ber Go: 
tbaer Bank, Art. 11, 14. Der Notenumlauf ift auf den Betrag ber im Befit der Banf 
befindliben Wech ſel beſchränkt. Mindeftens '/, biefer Noten it außerbem baar zu 
bededen; wenn ber Notenumlauf jedoch mebr als das eingezahlte Actienfapital 
beträgt, jo muß die Baardedung auf wenigftens die Hälfte diefes Mehr betrags 


fteigen. 
516) Peipz. St. $ 38, nah „Privilegirung“ der Sächſ. B. mit Eindritteldeckung 
auch auf diefen Betrag herabgeſetzt; fo ebenfalls bei der Geraer B. j. oben Anm. 207. 
Halbe Baarbedung bei der Ropenbagener Dän. Nationalb. (Erl. v. 11. Juli 1840). 
IT) Braunſchw. (aber wenigitens eine dem Notenumlauf gleibfommenbe 
leicht realijirbare Dedung), Deff., Homb., Lüb. Priv, B., Thür. B. 
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Böllig gefehlt hat ein Zifferfaß für die Höhe des Baarvorraths in 
ben alten Statuten der Oeſterreichiſchen Nationalbanf. Darauf wird 
man gleichwohl die Inſolvenz diefer Bank nicht zurücführen dürfen. 919) 

Mitunter find nad) der Analogie der Engliihen Bank die jämmtlichen 
Dedungen oder wenigſtens jpeciell die Baardedung der Banknoten von den 
übrigen Activen der Zettelbanten auch in Deutjhland getrennt. Sie müſ— 
jen etwa unter bejonderem Verſchluß gehalten, in den Büchern apart be: 
handelt werden und erjcheinen dann wohl in den Ausmweijen gleichfall3 be- 
jonders aufgeführt. 519) 

Die rechtliche Bedeutung diefer Einrihtung ift eine verſchiedene und 
nicht immer unzweifelhaft. Wenn dadurch wie bei den amerifaniihen Ban 
fen ein Prioritätsanſpruch der Noteninhaber an die bezüglichen Ak— 
tiva fejtgejtellt jein joll, jo muß dies jedenfall3 unzweideutig ausgeſprochen 
jein. 920) Auch dann fragt es ſich jedoch no, ob durch ſolche ftatutarifche 
Bejtimmungen allgemeine Rechtsjäte, denen gemäß die ſämmtlichen Gläu— 
biger einer Bank, aljo namentlid auch die Deponenten 3. B. im Fall der 
Liquidation oder des Concurſes gleiche Anrechte an die Maſſe haben, ein: 
fah aufgehoben werden können 51) Das wird in jedem einzelnen Fall 
nad dem geltenden Recht mit Rückſicht auf den concreten Thatbejtand zu 
entjcheiden jein und entzieht ſich daher unferer Beurtheilung an dieſer Stelle. 
Hinfihtlid der Bank von England ijt übrigens ausdrüdlich von amt: 
licher Seite aus ausgefproden worden, dal die Trennung der Bank in 
zwei Abtheilungen nicht die Bedeutung habe, die Activa jeder Abtheilung 


518) Alte Stat. $ 15; ebenſo Al. 1 des $ 14 der neuen Stat. v. 1862 („die 
Bankdireftion bat für ein foldhes Verhältniß des Metallichapes zur Notenemijfion Sorge 
zu tragen, weldes geeignet ift, die vollftändige Erfüllung diefer Verpflichtung zu fihern“ ), 
worauf aber dann noch die Dedfung jpeciell vorgejchrieben ift. 

519) So namentlih bei der Mein. Greditanftalt, welche auch bloß über bie 
Noten und beren Dedung Monatsausweije verdffentliht; Weim. B. St. $ 16, „bie 
für die Einlöjung ber Noten beftlimmten Beſtände follen bejonders verwaltet n. für bie 
fonftigen Zwecke ber Gejellichaft nicht vertwendet werben“. Degl. ift in den Stat. der meijten 
preuß. Privatbanfen vorgefchrichen, baß der dem Betrag des Notenumlaufis gleiche 
Beitand ftatut. Dedungsmittel „in einer befonderen, unter dreifachen Verſchluß zu bal: 
tenden u. für die fonftigen Bebürfnifie ber Banf nicht zu verwendenden Notencaffe auf: 
bewahrt werde (3.8. Danz. St.$ 18, Königsb, Eöln, Magdeb., Poſ. St. — 
Bei d. Pomm. B. $ 32 ift aud von ganz gefonderter Buchführung ausbrüdlid 
bie Rede und ein befonderer Staatsbeamter fpeciell bei der Notencafje mit angeftellt. 
Analoge Beitimmungen feblen beim Berl, Eaffenver. u. d. Bresl. B.). 

320) Dies ift ber all bei d. Goth. B. Art. 11 („außer dem zumächit zur Eins 
löfung der Noten beftimmten Beftänden au Wechſeln u. Fonds haften prioritätifch 
dafür ſämmtliche Activa der Bank“). In ben Stat. d. preuß. Privatbanfen heißt cs, 
daß außer der Notendbedung — „Sämmtlihe übrige Activa zur Dedung ber 
Roten dienen“, — „vorzugsweije* (Berl. Gafjenver. $ 15, Pomm. B. $ 35; ähn— 
lich, — „principaliter“ „zunächit” für die Noten —, Bresl. St. $ 10), Der Ausdrud 
vorzugsweiſe“ fehlt in den anderen preuß. Stat. — 

521) Mehrfach findet ſich im deutfchen Bankſtat. im Abfchnitt von der Auflöſung 
oder Yiquidation der Bank, daß mit den realif. Activen zunächſt bie Banknoten ein: 
zuldfen, ſodann die übrigen Schulden zu tilgen feien; z. B. Weim. St.$ 64, Mein. 
52, Roft. $ 114, Leipz. $ 115 u. v. a. m. Dem Sinne nad aud wohl bei den 
preuß. Privatbanken. — Da die Etatuten meift im VBerordbnungsmwege erlafien 
find und Geſetze oder nur durch folde abzuändernde allgemeine Rechtsjäge nicht ohne 
Weiteres bejeitigen können, fo ift die rechtliche Tragweite folder Beftimmungen min: 
deſtens zweiielhait. Dieje Verwirrung ift ein Beleg für 2. Stein’s richtige Erörter. 
über „Gefetz“ und „Verordnung“, Verwalt. Ichre I, 62 ff. (1. Aufl. Stuttg. 1865). 
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ausschließlich oder nur prioritätiich zur Befriedigung jeder Gläubigerfate- 
gorie, der Notenbefiter und der Deponenten, zu trennen, fondern in biejer 
Hinfiht die Bank nad wie vor 1844 Cine Anftalt ei. 522) Ebenjomwenig 
wird der Ertrabaarfonds, welchen die ſchöttiſchen und iriſchen Banken 
zur vollen Baardedung der die gejeßliche Notenausgabe überjchreitenden 
Notenmenge halten müflen, etwa ausſchließlich oder prioritätiih für Die 
Noten haften. Bei den amerifaniihen Banken ijt e8 dagegen unzweifels 
haft, daß aus den Hinterlegten Deckungen in erjter Linie die Noteninhaber 
befriedigt werden müſſen; nur der Ueberſchuß des Erlöjes fällt der Maſſe 
zur Befriedigung der anderen Gläubiger anheim. Umgekehrt werden bie 
Noteninhaber aber an die ſonſtigen Activa Fein vorausgehendes Necht 
haben, wenn etwa die Depots zu ihrer Befriedigung nicht ausreichen joll= 
ten. Bei den deutjchen Banken, melde alle ober die baaren Dedungen 
für die Noten abtrennen, iſt e8 ung ganz zweifelhaft, ob die Einrichtung 
überhaupt irgend eine civilrehtliche Bedeutung hat. Die verlangte „Drittel: 
defung” für die Noten haftet wohl ficher nicht den Noteninhabern allein 
ohne Weitere, wenn die bezügliche Vorſchrift auch eigentlich diefen Sinn 
folgerichtig haben müßte. 

Eine andere Frage ift ed, ob man vom Standpunkte der Bankpolitik 
aus eine Trennung der Bankactiva mit rehtlider Tragmeite, 
alfo ein bezügliches Vorzugsrecht der Notengläubiger befür- 
mworten joll. Bei freiem Bankwejen würden wir die unbedingt vernei: 
nen, weil dadurch gerade die weſentliche Gleichartigfeit des Noten: und 
Depofitengefhäfts und beider gleichmäßige organiſche Entwiclung geitört 
würde. Bei ftaatlih regulirtem Bankweſen hat diefe Trennung eben: 
fall8 den Nachtheil, die ohnehin vom Geſetz ſchon begünftigte Verjchieden: 
artigkeit der beiden Hauptzmweige des Paſſivgeſchäfts noch mehr zu jteigern, 
was unliebjame Conjequenzen haben kann. Die Entwidlung des Notenge: 
ſchäfts jtatt des werthvolleren Depoſitengeſchäfts wird dadurch abermals 
künſtlich befördert. Dennoch iſt ein Vorzugsrecht der Notengläubiger nur Die 
logiſche Folge jener Bankpolitik, welche im Allgemeinen die Bankfreiheit zu— 
läßt, nur aber für das Zettelgeſchäft ſie ausſchließt. Auf dieſem Stand— 
puncte hat die Einräumung jenes Rechts das Gute, daß alsdann die an— 
deren Bankgejhäfte, Paſſiv- wie Activgejchäfte und manche andere Ber: 
bältniffe der Banken Feiner bejonderen Regelung Seitens des Staates be: 
dürfen (j. oben ©. 239). Auch Beitimmungen über die Höhe des Baar: 
fonds des Depofitengeihäfts, welche jett mit Unreht und zum Nachtheil 
fehlen (j. oben ©. 258), find dann entbehrlich. Der Deponent weiß, daf 
- gewifje Baarbejtände nur den Noteninhabern haften; die Banf wird ſich 
ebendehhalb veranlaft jehen müflen, die Baardedung der Depofiten auf 
genügender Höhe zu halten. Freilich hat diefe Trennung der Activa, beſon— 
derö der Baarbejtände jene Nachtheile, welche bei der Bank von England 
wiederholt jo deutlich hervorgetreten find : der Baarfonds des Notengejchäfts 
bleibt für das Depofitengejhäft unverfügbar und umgekehrt, während bie 
Anjprüdhe an jeden Baarfonds in beiden Geſchäften nicht immer gleichzei- 
tig bervortreten. 523) Allein diefe Folge muß man eben als eine ſolche der 

522) Mad) — Ausſagen vor parlament. Enquéten, ſ. meine Theorie ber 


Peel'ſchen Acte, S. 
323) S. Theorie der Peel'ſchen Acte S. 199 212. Freilich zeigt die Erfahrung 
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berrjchenden Bankpolitif hinnehmen, welde ja die Noten und Depofiten 
principiell verjhieden auffaßt und beide Gejhäftszweige, welche organifch 
verbunden jein jollten, auseinander reißt. Eine Suspenfionsflaufel, durd 
welde in gemijjen Fällen jede ber beiden Gejchäftsabtheilungen auf den 
Baarfonds der anderen zurüdgreifen darf, vermag einige der jchroffiten 
Härten der Einrihtung zu mildern. 

Das Vorzugsreht der Notengläubiger hätte fi auf eine dem 
Nennwerth der Noten gleihde Summe Dedungsmittel, Baar 
und Jorderungen, zu beziehen. Außerdem kann noch die Haftung 
des eigenen Stammfapitals der Bank, rejp. der Activa, in welchen 
es jtecht, in Frage kommen. Ein Vorzugsrecht hieran hat mehr Bedenken 
als ein joldes an den Notendecfungen, weil dadurch die Sicherheit der De— 
pofiten zu jehr vermindert erjcheinen kann. Bezieht e8 fi auf daß ganze 
Kapital, jo bleibt wenigſtens zunächſt gar fein Garantiefond über die 
bezüglichen jpeciellen Dedungen für die Depofiten übrig. Man kann aber 
etwa einen bejtimmten Theil des Kapital den Noteninhabern prioritätiich 
haften lajjen, 3. B. in der Weije, daß eine Vier: Dritteldefung für die 
Noten angejett wird, welde dann nothmwendig aus dem Stammkapital er: 
gänzt werden muß, — was natürlich eine entjprechende Höhe diejes letzte— 
ren voraugjeßt. 52) — 

Auf den neuerdings öfters erörterten, von mancher Seite befürmorte- 
ten und bier und da von der Praris angenommenen Vorjchlag, den Baar: 
vorrath, bejonders der großen Gentralbanten, zum Theil in Wechſeln auf 
auswärtige Pläbe anzulegen, kommen wir unter der folgenden Rubrik 
bb, aa I) zurüd. 

Ein Vergleich zwifchen der gejeßlihen und wirklichen Baardeckung ber 
Noten und Depofiten bei den einzelnen bdeutichen Banken findet ſich in 
ber jpäteren Tabelle V angeftellt. 


bb) Die übrigen Dedungen der Noten unb die bezügliden Activ— 
geſchafte. 

Als ſolche erweiſen ſich im weiteren juriſtiſchen Sinne alle 
Activa der Zettelbank, ſoweit dieſelben nicht ausdrücklich als Deckungen 
anderer Paſſiva erklärt oder doch für letztere mit beſtimmt oder, wie z. B. 
im Fall die Bank auch Depoſitengeſchäfte betreibt, aus dieſen ſelbſt her— 
vorgegangen ſind. Namentlich gehören zu den Notendeckungen in dieſem 
Sinne daher diejenigen Activa, melde in den Statuten ausdruͤcklich zur 
Mitbhaftung oder —2* zur zunächſtigen oder prioritätiſchen Haf— 


mit der Bank von England, daß eine Bank, welcher die Verfügung über den Noten— 
baarfonds für das Depoſitengeſchäft rechtlich entzogen iſt, doch in ihrer Geſchäftsführung 
leicht darüber hinweg ſieht, weil ſie weiß, dab der Notenbaarfonds für das Noten: 
geichäft im gewiſſen Zeiten entbehrlich ift. Hier Tiegt eben immer ein Dilemma vor, das 
ih aus dem willkührlichen Eingriff des Staats in die Regelung des Baarfonds erflärt. 
Hätte die Enalifhe Bank nicht jedesmal auf gefeglihe Suspenfion ber Peel'ſchen Acte 
rechnen und dieſe Suspenfion nicht obne Gefahr für die Noteneinlösbarfeit vorgenom: 
men werben können, fo würde freilich die Baardeckung für bie Depofiten niemals auf 
einen zu niebrigen Stand zufammengefhmolzen fein. Bei Fleineren Banken, welche 
nicht ebenjo argumentiren dürfen, würde bie Abtrennung des Notenbaarfonds immer: 
bin jhon wirkſamer auf eine entiprehende Höhe des Depofitenbaarfonds binzielen. 
520) PVierdritteldetung 3. B. bei d. Goth. Bank, Bus Anm. 515, Bab. 2. 
Stat, v. 1864 Art. 24, ähnlich Künfvierteldedung bei d. Braunſchw. B. $ 11. 
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tung für die Noten bezeichnet jind (j. oben Seite 262). Hinſichtlich der frag: 
lihen civilrehtlihen Tragweite einer ſolchen Bejtimmung ift auf die 
Erörterungen am Schluß des vorigen Abjchnitt3 zu verweilen. 

Unter diejen ſämmtlichen Activen oder Notendeckungen find aber jo: 
dann die Dedungen im engeren Sinne, die |petiellen oder primä- 
ven, von den übrigen, den jecundären oder jubfidiären zu unter: 
jcheiden. Auch dieje Unterjcheidung kann eine civilredhtliche Bedeutung 
haben, was indejjen nicht durchaus nothwendig iſt. Sie bat eine jolde ;. 
B. dann, wenn den Noteninhabern an jpeciellen Activen ein Vorzug: 
recht eingeräumt wird, wie im alle der nordamerifanijchen Banken an den 
verpfändeten Staatspapieren. Für Giltigkeit und Umfang diejer civilredt: 
lichen Bedeutung ijt ebenfalls das oben Erörterte maßgebend. Jene Unter: 
ſcheidung hat aber jtets eine wirthſchaftliche oder banktechniſche Be 
deutung und tritt in diejer auch in den Banfitatuten hervor. 

Im banktechniſchen Sinne jind die jpeziellen Deckungen der Noten 
— und analog anderer Paffiva, wie der Depofiten — diejenigen Ac— 
tiva, welche mitteljt der Notenausgabe erworben oder ma 
W. in weldhen die Notenfapitalien angelegt find. Dieje Activa 
erreichen, vom vorweg abgezogenen Discont bei Wechſeln abgejehen, deniel- 
ben Betrag wie die Notenjhuld. Für die metalliſch ungedeckten Noten va: 
ledirt alfo ein ihrer Summe gleich kommender Poſten jonftiger Activa 
(iusbejondere von Forderungsdocumenten über Darlehen). Die jubjidid 
ven Dedungen für die Noten, für fie allein oder zugleich für andere Pal: 
fiva mit, bejtehen dagegen aus denjenigen Activen, welche mit dem eige 
nen Vermögen der Bank, aljo namentlih mit deren Stammkapital 
und Reſervefonds, erworben find oder in welchen diefe beiden Poſten 
ſtecken. Als dritter Theil der Activa einer Zettelbank erjcheinen dann bie 
jenigen, welche mit den anderen Paſſiven der Bank, aljo namentlich den 
Depojiten, erworben wurden. Dieje können weder banktechniſch noch cı 
vilrechtlich ais Noten deckungen aufgefaßt werden. Würde ihnen gleichwohl 
letztere Bedeutung gegeben, wie — vielleicht ohne klare Einſicht in den Sinn, 
wenn die Sache überhaupt Rechtsgitigkeit hat — in jenen Beſtimmungen, 
welche kurzweg alle Activen zunächſt für die Noten haftbar machen, ſo 
läge darin eine von keinem Standpunct aus zu billigende Schmälerung der 
Nechte der anderen Bankgläubiger zu Gunjten der Noteninhaber. 

Sieht man von der bereit3 bejprochenen Baardedung ab und läht 
die anderen Paſſiva, wie die Depofiten, und deren jpecielle Deckungen hier 
bei Seite, jo ift die Frage nad) der Negelung der jpeciellen und jubfidid- 
ren jonjtigen Notendedung zunächst eine einzige und zwar eine iden: 
tiſche mit der nad der Negelung des Activgejhäftsfreifes der Jet 
telbanf. In ihrem Activgeſchaͤft legt die Bank eben die Kapitalien an, melde 
fie durch die Notenausgabe über den Betrag des Baarfonds hinaus und 
durch ihr Stammkapital und ihren Reſervefonds zur Verfügung erhält. _ 

In der Bejtimmung diejes Activgejchäftskreijes handelt es fich um ein 
Doppeltes, um die Wahl bejtimmter Arten von Geſchäften und um bie 
Ipecielle Einrichtung eines und defjelben Geſchäfts. Beides kommt auch 
für die primäre und fubfidiäre Deckung der Noten in Betracht. 

Sowohl die Bankpraxis jelbjt wie die Gejeßgebung und Statuten: 
normirung Tann nun bier wieder unterjcheiden zwiſchen den Geſchäften 
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und der Art der Gejchäfte, welche den Banken fpecielle und welche ihnen 
jubjidiäare Dedfungen für die Noten zuführen follen. Dieſe Unterſchei— 
dung wird auch wirklich öfters gemacht, jedoch in der theoretiihen Er— 
örterung nicht immer jcharf genug hervorgehoben und in ihre Gonjequenzen 
verfolgt. 

Entweder wird derjelbe Activgejchäftsfreis für die Veranlagung 
der Notenkapitalien wie des Stammkapitals jtatutarijch feitgejegt, oder ein 
verjhiedener für beide Zwecke und dann namentlich etwa ein engerer 
für die Anlage der Notenkapitalien. Dieſer wejentlihe Unterjchied in der 
Normirung der Gejchäfte wird oft überjehen. Die Einen, darunter bejon- 
ders die Ueberängjtlihen und die, welche die möglichit weitgehende jtaatliche 
Regelung joldher Puncte befürworten, wollen den ganzen Activgeſchäfts— 
kreis der Zettelbant möglichjt einengen, die Anderen fordern einen engeren 
Geſchäftskreis und eine bejonders vorjichtige Einrichtung der einzelnen Ge— 
ſchäfte ſoweit, als es ſich um die Beichaffung fpecieller Notendeckungen han— 
delt. Darüber hinaus befürworten ſie eine Erweiterung der Geſchäfte. Ob 
und wieweit nun das letztere Verlangen ſtatthaft und zweckmäßig iſt, wird 
im nächſten größeren Abſchnitt 3 (von den übrigen Activ- und Paſſivge— 
ſchäften) unterjucht werden. Hier ſei nur foviel conftatirt, dab durch eine 
jolhe Unterfheidung der Activgejchäfte nad der Natur und dem Ur: 
jprung der GPaſſiv-) Kapitalien, mit weldhen die Bank jene 
Geſchäfte führt, wenigſtens injofern einige wejentliche Vortheile gewon— 
nen werden, alö es möglich wird, den engeren Activgejchäftsfreis, welcher 
im Intereſſe einer guten, jpeciellen Notendeckung zu verlangen ift, nach an— 
deren Seiten im Intereſſe der Bank wie des Publikums, dem fie leiht, zu 
erweitern. Dadurch laſſen fich einige unliebjame Folgen der jtrengeren An: 
forderungen an die jpecielle Notendeckung pafjend mildern. Das wichtigſte 
Argument, welches man für einen allgemein engen Activgejchäftsfreis 
der Zettelbant (ebenjo wie für ben Ausſchluß des Depojitengejhäfts bei 
ſolchen Banken) geltend gemacht hat, z. B. für die allgemeine Bejchrän- 
fung auf Disconto: und Lombardgeichäft, daß nämlid eine Ausdehnung 
dieſes Gejchäftskreijes, ſelbſt Wechſel allein als jpecielle Notendedung 
vorbehalten, doc wieder die Sicherheit dev Noten gefährde, — diejed Ar: 
gument verliert an jeiner Bedeutung, jobald man den Noteninhabern auf 
dieje jpecielle Dedung ein Vorzugs recht gewährt. Hier gilt dann wieder 
da3 oben (bedingt) zu Gunsten der Einräumung eines joldes Rechtes Ge: 
jagte. Der freilich nicht zu unterijhägende Nachtheil bleibt dabei nur, daß 
bei einer größeren Erweiterung des Activgeſchäftskreiſes, bejonder® bei 
der Aufnahme ganz fremder Gefchäfte in denjelben die jubjidiäre Dedung 
und 3. DB. bei verminderter Nealijirbarfeit dieſer anderen Activa die vegel: 
mäßige Nüdjtrömung der Noten auf diejem Wege geſchwächt wird. 

Hiernad find die Zettelbanken hinfichtlich der übrigen Notendedungen 
(nad) Abzug der Baarvorräthe) in zwei Elaſſen zu bringen, je nad dem 
fie denjelben oder einen verjchiedenen, insbejondere engeren Activgejhäfts- 
kreis für die mit den Noten als für die mit anderen, ihnen zur Verfügung 
ftehenden Kapitalien geführten Gejchäfte ſtatutariſch beſitzen. In die erite 
Klafje von Banken gehört ftreng genommen Feine einzige deutſche 
— trotz deren anerkannter Solidität iſt es nicht für nöthig be— 

nden, die Banken in allen Activgeſchäften, ebenſo wie in ber ſpeciellen 


Notendeckung einzuengen. Umgekehrt haben die Banken mit weiterem Ge 
jhäftsfreis aber regelmäßig etwas ftrengere Regeln für die Notendeckungen 
zu befolgen. In jene erite Klajje von Banken kaun man daher bei uns 
etwa nur diejenigen jeßen, welche für die Anlegung des eigenen Kapitals 
(und der Depojiten) nur einen jehr wenig erweiterten Gejchäjtstreiä 
haben. 525) Man hat joldhe Banken öfters als bejonders jolide, ihre No: 
ten al3 vorzugsweiſe gut gejichert bezeichnet, ohne daß man jedoch in dieler 
Hinfiht die Mehrzahl der anderen Banken mit einem weiteren Activgejhäfts: 
kreis mit Necht ungünftiger beurtheilen darf, wenn fie nur jolide Grundjäge 
für die jpecielle Notendedung befolgen. Denn die Erweiterung ded Ge 
ſchäftskreiſes hat auch abgejehen von den oftmaligen volkswirthſchaftlichen 
Bortheilen das Gute, daß fie der Bank eine ihr ſonſt leicht fehlende genü— 
gende Nente verſchafft, — worin eine nicht zu unterfhäßende Buͤrgſchaft 
mehr für eine jolide Kührung des Notengejchäfts liegt. 

Die Zettelbanten mit einem weiteren Geſchäftskreis der genannten 
Art find mit nad der Gattung und Einrichtung der erweiterten Activge 
Ihäfte, vornehmlich jedoch nad) ihrer jpeciellen Notendeckung zu prüfen. 
In erjterer Hinficht mögen im Intereſſe der Noten nur etwa ſolche Ges 
Ihäfte von vornherein verworfen werden, welche wie rein fpeculative 
Waarenhandeld: und Werthpapiergeſchäfte durch ihr hohes Riſico den 
Eredit einer Bank überhaupt leicht erſchüttern, worunter dann ſelbſt gut 
gedeckte und mit Vorzugsrecht an gewiſſen Activen verjehene Noten leiden 
fönnen. Creditmobiliers follten daher Keine Noten ausgeben dürfen, 
jofern biezu einmal Staatögenehmigung gehört. Die große Mehrzahl unſe— 
rer deutſchen Zettelbanken trifft diefer Vorwurf nicht. 526) 

Faſt allgemein findet fich bei den deutjchen Zettelbanten wie auch bei 
augländijchen der Erwerb von Grundeigenthbum und das Hypothelen- 
geihäft ausgeſchloſſen und zwar ſowohl als fpecielle wie jubjidiäre No- 
tendecfung. 527) Da die erfigenannte Deckung vornehmlich für die ftete 
Einlösbarkeit der Noten die Bürgichaft gewähren muß, jo ift der Aus: 
ſchluß folder ſchwerer realifirbarer Activa ganz berechtigt. Als jubjidiäre 
Notendekung könnte man wenigſtens gute erfte Hypothefen für einen Theil 
des Stammkapitals ebenjomwohl als „jolide Effecten” zulajjen. Da die jub: 
jidiäre Dedung aber immerhin auch beſſer leicht realijirbar ift und im bie: 
jer Beichaffenheit die regelmäßige Rückſtrömung der Noten verjtärkt, jo wä- 
ren Hypotheken jedenfall3 auf einen Kleinen Betrag zu bejchränten. 


525) Dahin gehören 3. B. die preuf. Privatbanfen (befchränftes Effectenge: 
ſchäft, Lombard neben MWechjeldiscontirung), die Franff. Bank. 

526) Bedenken erregt hiernach das „Notenrecht“ der Meininger, Luremb. 
und 3. Th. einiger anderer Fleinftaatlicher Banken, wie ber Thür, Büdeb., Homb. 
Banf, ohne daß aud bier alle oft aufgetauchten Befürdtungen thatjächlich begründet 
wären, — weil die Praxis diejer Banken folider ift als die Statuten. 

527) Abweichend von den anderen deutſchen Zettelbanfen befteht bei der Baier. 
B. ſogar bie jpecielle Notendedung ftatutenmäßig (F 13 u Gel. v. 1. Juli 1834 
$ 8) in Hypotheken (boppelte Hypothefenfumme für 3/, der Emiffion von 8 Mill. 
fl.). Da die Banf aber Wechieldiscontirung u. f. w. in größerem Umfange betreibt, fo 
gibt es factifch doch auch für die Noten eine entfprechende Dedung neben ber vom 
Geſetz geforderten, ganz wie in America und bei ber Engl. Bank. Für die neuerlich 
vermehrte Emiffion von 8 auf 12 Mill. fl. ift auch Lombard: und Wechſeldeckung ver: 
langt worben. 
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Das richtige Princip, welches für die ſpecielle Notendeckung nach 
manchen ſchlimmen Erfahrungen mit abweichenden Grundſätzen in und au— 
ber Deutſchland immer allgemeiner befolgt und im Ganzen auch für bie 
jubfidiäre Notendeckung nur mit einigen erleichternden Mobdificationen durch— 
geführt wird, bejteht nun in der Beihränfung der Activgejchäfte auf kurz— 
terminliche, ſichere, leicht realijirbare Ausleihungen, worüber 
zweckentſprechende Rechtsdocumente ausgeſtellt werden. Es find namentlich) 
dieſe Drei Bedingungen: kurze Darlehenszeit, ſtets voller Dar— 
lehenswerth, ſichere und leichte Verfügbarkeit des Darlehens— 
betrags, welche man hierbei zu erfüllen ſucht. Indem die Darlehen nur 
auf kurze Friſten gewährt werden, wickeln fi die Geſchäfte immer ſelbſt 
wieder rajch ab, die Noten, in welchen die Darlehen gegeben wurden, kom— 
men bald wieder zur Abzahlung diefer Schulden an die Bank zurüd und 
letere erhält jo immer wieder raſch die Verfügung über ihre eigenen und 
über die ihr geliehenen fremden Gelder. Indem die Bank nur Parifor: 
derungen, welche ftet3 bald fällig jind, erwirbt, wird injomweit ein Ber: 
luft am Kapital oder am vollen Darlehenswerth ausgeſchloſſen, während 
ein jolder bei langterminlichen, daher jtärferen Cursſchwankungen unter: 
worfenen Obligationen fo leicht möglich iſt. Gewiſſe Nehtsformen end- 
lid verbürgen die fihere, raſche und einfadhe Wiedereinziehung des 
ausgeliehenen Betrag möglichjt, wenn der Schuldner jeine Verbindlichkeiten 
nicht erfüllen follte. 

Diefe drei Bedingungen werden nun vorzugsweiſe bei dem in Wed): 
jelform gefleideten Darlehensgejhäft, bei der Wedjeldiscontirung 
und dem Wechſelankauf, jodann bei dem Kombardgejhäft, der Be— 
leihung ſicherer Fauftpfänder, erfüllt. Deshalb eignen ſich dieje beiden, na= 
mentlich aber das erite Gejchäft, am Meiſten für die Zettelbanf zur Be— 
ſchaffung von jpeciellen Dedungen für die Noten neben ben und zur Er- 
gänzung der Baarbejtände. Bon anderen Activgeichäften werben pajjend 
nur jenen genannten beiden verwandte und zwar nicht für die jpecielle, 
fondern nur für die jubjidiäre Notendedung zugelajien. 

Diefe Grundfäge haben fi in der Praris jolider Banken mehr und 
mehr Geltung verfchafft und find auch mit untergeordneten Mobificationen 
meiſtens in die Gejege und Statuten deuticher wie anderer Banken aufge 
nommen worden. Das iſt aus dem Gefichtspunft der materiellen Bankge— 
jeßgebung gut zu heißen. Das Zweckmäßigſte, worauf auch die neuere Ent- 
wicklung der Theorie, der freiwilligen Praris ber bejjeren Banken jelbjt und 
die neueſte Gefeßgebung hinzubrängen jcheint, ift dabei wohl, für die ſpe— 
cielle Notendefung nur Wechſel zuzulaffen 923) und für legtere etwa 
no ftrengere Anforderungen als für die zur jubfidiären Notendeckung die— 
nenden Wechjel aufzujtellen. Die drei Bedingungen, welche für die zur No— 
tendeefung geeigneten Ausleihungen zumeift in Betracht fommen, werden 
durch die volksmwirtichaftliche Function des Wechjels, namentlich der joliden 
Gejhäftstratte, und durd die Rechtsform des Wechſels ohnehin erfüllt. 


— 





526) Die Preuß. B. D. Art. 31 ließ noch !/,; Lombarb:Dedung neben '/, biscont. 
Bechſeln zu, ber Vertr. v. 1856 Art. 3 fordert 2/,, reſp. ausichlieplih Wechſeldeckung 
für die metallifch ungebedten Noten; ebenfalls nur Wechjel neben Baar als ſpec. No: 
tndedung zugelaflen in den Stat. der Sädf., Darmft., Goth., Zur. B., aud im 
Bad. Bankitat. v. 1864 und in dem neuen Entwurf der Stat. einer bad. B. im 3. 1869. 
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Durch zweckmäßige, in den Bankſtatuten meiſtens zu findende Nebenbeſtim— 
mungen hinſichtlich der Qualität der Wechſel kann die Sicherheit und 
leichte und bequeme Abwicklung des Darlehensgeſchäfts, über welches er 
das Rechtsdocument iſt, noch auf eine einfache Weiſe verbeſſert werden (ſ. 
unten «a, II). 

Xombard3 als jpecielle Notendedung jtehen im Puncte der 
Sicherheit und Nealifirbarkeit guten Wechſeln nicht gleih. Die wirthichaft: 
lihe Function de3 Darlehens auf Fauftpfänder im Productions: und Ab: 
jaßproceß und die Rechtsform jenes Geſchäfts bieten ebenfall$ geringere 
Garantien. Indeſſen kommen Xombarbforderungen als Turzterminliche, 
fihergejtellte Pariforderungen bei einer zweckmäßigen und vorfichtigen Aus: 
wahl der Pfänder, genügender Beſchränkung in der Höhe der Vorſchüſſe und 
namentlich bei einem rationellen Pfandrechtsſyſtem oder einer jolden ercep» 
tionellen Normirung der Rechte der Bank, daß lettere fich unter gewiſſen 
Bedingungen raſch aus dem Pfande bezahlt machen kann, der Dedung mit 
Wechſeln noh am Erften glei. Namentlid find fie in diefer Hinficht den 
gewöhnlihen Kontocorrentforderungen, falls diefe nicht nach den 
Grundjäken des Lombardgeſchäfts fichergeftellt find, was Sicherheit und den 
Effectenbejtänden, was jederzeitige verluftloje Realiſirbarkeit anlangt, 
unbedingt vorzuziehen. Deshalb können fie eher als jede andere Forderung 
für einen Theil der fpeciellen, vollends aber als jubjidiäre Notendeckung 
zugelajien werden. Die Entwicklung bejonder8 im deutſchen Bankweſen, 
wonach dag Lombardgeihäft ala das zweite Hauptactivgejchäft zur Wechjel: 
discontirung tritt, ift daher ganz gejund. 

Für dieſe beiden Gejchäfte laſſen fich ftrengere und mildere Regeln 
aufjtellen. Die eriteren find bejonders für diejenigen Wechjel und Lombards 
zwecdmäßig, welche als jpecielle Notendefung dienen follen, die letzteren 
dürfen zugelaffen werden, wo es fih nur um die jubjidiäre Notendeckung 
handelt. Eine ſolche verſchiedene Behandlung hebt mande Nachtheile der 
ſtrengen Anforderungen an „bantmäßige“ (zur Notendedung dienende) Wechſel 
ohne die Sicherheit der Noten irgend weſentlich zu verringern. In den 
Bankſtatuten wird diefer Unterjchied noch kaum gemadt (ſ. unten aa und 49). 

Andere Activa werden wenigſtens als jpecielle Notendedung ganz 
auszuschließen und nur zur Anlage der jonjtigen Kapitalien zuzulafien 
fein, auch hier aber nur bedingt oder big zu gewijfen Marimalquoten, 3.8. 
de3 Stammkapitals. In diefen Puncten verfährt die ſonſt vielfach jo über- 
ängftliche deutjche Bankgejeßgebung noch nicht immer rationell und jolid 
genug. Börjeneffecten, auch die folideften, find unvermeidlich bei den 
gewöhnlichen langen Terminen für die Rückzahlung des Kapital3 oder bei 
dem Mangel einer Zuſage der Rückzahlung überhaupt (reine Nentenpapiere) 
oder der Tilgung al Pari (Ankauf an der Börje nad dem Curſe) Curs— 
ſchwankungen unterworfen und in kritijchen Zeiten in größeren Poſten 
ſchwer zu veräußern. Auch Hat der Ankauf von ſolchen Papieren mit Hilfe 
neuer Banfnotenausgabe feine volkswirthſchaftlichen Bedenken, weil 
dadurd) wenn auch nur vorübergehend eine ungerechtfertigte Haufje biejer 
Effecten entftehen kann und die Rückſtrömung der momentan wenigſtens in 
dieſem Gejchäft Leicht in zu großen Maſſen ausgegebenen Noten zur Einlö- 
jung doch erjt jpäter Abhilfe gewährt, nachdem mande Störungen auf dem 
Geldmarkte erfolgt find. Für einen kurzen Zeitraum kann eine jolde 
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Notenausgabe ähnliche Wirkungen wie die Ausgabe eigentlichen Papiergeld 
haben: fie ijt nicht wie die Notenausgabe im Wege der Discontirung durd) 
eine Nachfrage nad Noten hervorgerufen, jondern bildet jelbjt eine neue 
Nachfrage nad Werthpapieren, ein neues Angebot von Geld, jolange bis 
durd Rückſtrömung der Noten das Gleichgewicht wieder hergejtellt worden 
it. Der Ankauf von Werthpapieren hat hier ähnliche Folgen wie der von 
Waaren: die neue Notenausgabe bewirkt erjt neue Geſchäfte, fie ijt die 
Urſache, leßtere find die Wirkung. Bei der normalen Wechjeldiscontirung 
und Lombardirung gingen bie Gejchäfte in der Production dem Handel 
voran, die Notenausgabe und der Notenumlauf folgt. 529) Effectenbe- 
jtände eignen fi daher ala jpecielle Notendefung gar nicht, find aber 
gleihmwohl in deutſchen Bankſtatuten noch nicht immer ausgeſchloſſen. 53°) 
Als ſubſidiäre Dedung jollten fie jedenfall au eine nicht zu hohe 
Marimalquote des Kapitals nicht überjchreiten. 53%) 


529) Der befannte, oben berührte, zum Verſtändniß der Geld, Erebit:, und Bank— 
fragen jehr nothwendige Unterjchieb zwiichen der Art der Ausgabe (und daber Rückſtrö— 
mung) der Noten und des Papiergelds, — ein Unterjchied, auf den Fullarton, Toofe 
und Mill mit Recht fo großes Gewicht Tegen. ©. oben S. 12, meine Beitr. ©. 
120 fi. Theorie d. Peel'ſchen Acte ©. 68 ff. 

530) Die fonft jo jtrengen, in mander Hinficht enaberzigen Etat. ber preuß. 
Privatbanfen verlangen neben einem Drittel Baar nur '/; Wechjel und laſſen für den Reit 
die Dedung mit Effecken zu, freilich nur mit ſehr joliden inländischen, Cursſchwankungen 
weniger unterworfenen, beren Kategorien die Stat. nennen. Achnlid Roft. B. Art. 37 
(zu gewiſſe Wertbpapiere). Die Preuß. B. durfte von ihrem früheren Notenumlauf 
von 21 Mill. Thlr. 4 Mill. Thlr. mit Staatsjchuldicheinen deden, B. ©. $ 31. In 
anderen Statuten jind Effecten nicht nur als fubfidiäre, jondern jelbft als jpecielle No— 
tendedung ohne Angabe einer Grenze (abgejehen von ber Beftimmung über ben Baar: 
fonds) zugelafien. ©. Anm. 531. 

531) Frankf. B. Art. 27 gejtattet für 2/, der Noten (außer ber Baarbedung) 
Gold, Wechſel oder Wertbpapiere, was Mathy gegenüber ben übermäßigen An- 
preifungen dieſes Statuts in Baden rügte. Ob für dieſe Wertbpapiere die Grenze des 
Art. 23 gilt, wonach die „zur zeitweifen nugbaren Anlage müßiger Gafienbeftände” — 
ebenialls etwas Vages, nicht Beweisbares, was ber bad. Handelstag in Art. 13 feines 
Entwurfs nachbetete — erworbenen Wertbpapiere ein Fünftel des Grundfapitals nicht 
überfteigen dürfen, laſſe ich dahin geftellt. Der Wertbpapierbeftand ift aber gering, Som: 
mer 1869 835,000 fl. — Ausdrüdlich zugeläfien ift ferner fpec. Dedung ohne 
Grenze mit Effecten bei der Homb. B. $ 10 („discont. Wechſel ober ſonſt leicht ums 
iegbare Wertbpapiere oder — durch entiprebende Verträge mit anderen anerkannt zah— 
lungsfähigen Firmen“!!), Mein. B. Nachtr. zu $ 14 N. 9 (Wechſel oder leicht 
reahfirbare Effecten, — thatfählih nah den Bilanzausweifen nur erftere), ebenſo 
Weim. St. $ 16, Thür. $ 17, Bückeb. (Wechſel oder Börfencurs babende gute Ef: 
fecten). — Stillſchweigend zugelaffen find Effecten als ſpec. Dedung, wo eilte 
Beihränfung auf Wechfel und Lombards wenigitens nicht gefordert wird noch fi aus 
dem Gejchäftsfreis ergibt, fo bei ber Brem., Leipz., ben Lüb. Banken, — Als fub: 
fidiäre Dedung, alio für die Anlegung des Stammfapitals (die des Reſervefonds 
wird mitunter fogar in Effecten gefordert), eventuell auch der Depofiten u. |. w. kom— 
men Gffecten noch mebrfah vor; mit Feitiegung einer Marimalgquote dafür bei ber 
Franff. 8. (ji. o.) Bab. Stat. v. 1864 Art. 11 ("/, des eingez. Kap.), ebenfo Entw. 
v, 1869 Art. 13, Darmft. $ 12 N. 8 (ohne Staatsgenehmigung nicht über 1/, des 
Grundkapitals), Goth. $ 15 (bis '/, des eingez. Kap. und Reſervefonds), Homb. 
$2 Nr. 7 (nur foweit müff. Kapitalien vorübergehend fo anzulegen, nicht zur Specu: 
lation, — wie foll man bas beftimmen?!), Lüb. Privatb. $ 11 ('/, des Grunbfapitals), 
Pur. St. $ 12 Nr. 8 (micht über 1/, des eingez. Kapitals ohne Staatserlaubnig), Roft. 
$ 16 (für nugb. Anlage größerer Gaffenbeflände bis '/, des Uctienfapitals), Thür. B. 
13 N. 4 (bis zur Hälfte des eingez. Kap., darüber hinaus Staatserlaubniß), Wein, 
N 13 N. 4 (ebenjo!); die preuß. Privatbanten meift bis des eingez. Kapitals, in 
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Mande Statuten enthalten ganz vage Beitimmungen über die Deckung 
der metalliih ungedeckten Noten, e8 werben „leicht realijirbare Werthe“ 
(„Baluten“ u. dgl. m.) gefordert, 92) mitunter mit der Beifügung, daß fie 
jederzeit binnen 3 Monaten einzuziehen jein müfjen. 53) Solche Bejtimmungen 
find ungenügend zumal auf dem Standpuncte ber materiellen Banfgejeß- 
gebung, denn mo bleibt das Kriterion für „leicht realifirbare Werthe” ? 
Bemerkenswert ift nur, daß troß joldher mitunter zu meit gehender Befug- 
nifje die thatſächliche jpecielle Notendedung bei den deutihen Banken 
ganz vorherrijhend Wechſel und Lombards find und jelbit als jubfidiäre 
Dedung Effeeten nur eine untergeordnete Rolle jpielen. +) Das jpricht 
gewiß nicht zu Ungunjten einer freieren Bankpolitif. Wichtiger find bei man 
hen Fleineren Banken neuerdings die Eontocorrente geworden, unter 
denen jich Öfter8 unfichere Anlagen von Banfgeldern verbergen, welche aber 
aud nicht zur jpeciellen Notendefung mit zu dienen pflegen, indem die 
Wechſelbeſtände hierzu ausreichen. Näheres über die thatjächliche jpecielle 
wie jubfidiäre Notendedung bei den einzelnen Banken ijt aus den jpäteren 
Tabellen zu entnehmen. 

Die Wechſeldiscontirung und bedingt für Fleinere Quoten die 
Xombardirung find demgemäß die Activgejchäfte, welche die jpecielle No— 
tendeckung am Beſten liefern. Die nähere Einrichtung beider Zweige und 
die Gejeßgebung darüber wird in den folgenden beiden Abjchnitten (a« 
und 22) beiprodhen. Des Zujammenhangs wegen und um Wiederholungen 
zu vermeiden fajlen wir aber hier gleich Alles zufammen, was jich auf dieje 
beiden Activgejchäfte überhaupt bezieht, ſoweit diejelben auch zu Operationen 
mit dem Stammkapital, mit Depofitengeldern u. ſ. w. dienen. Weber die 
übrigen Activgeſchäfte handelt der jpätere Abjchnitt 3. 
ea. Die Wechjeldiscontirung. I) Die Auswahl der Wechſelgattungen 

nad den Drten ibrer Zahlbarkeit 53) 


Der Ausdrud „Discontirung” wird im Bankweſen in einer weiteren und 
einer engeren Bedeutung genommen. In der erjten bezeichnet er das ganze Ge— 





den Stat. des Berl, Eafjenvereins, ber Pomm. B. Grenze in den Geichäftsreglem. 
gezogen; — eine Grenzbeftimmung für die Effectenfänfe auf eigene Rechnung feblt in 
den Stat. der Preuß. (j. Anm. 534), Braunihw. u. Geraer B. Ueber die Gat- 
tungen ber zugelaffenen Wertbpapiere j. den fpäteren Abſchn. 3 von ben übrigen 
Activgejhäften. 

32) Defj. $ 5 („jederzeit realifirb. Fonds“), f. auch Anm. 531, 

530) Braunfchw. Art. 11, Ger. 18, Hannov. 14. Hierdurd find auch nicht— 
wechſelmäßige Papiere, felbft gewöhnliche Gontocorrentforderungen mit bezüglichen Ab— 
reben zugelaſſen. ©. aud Anm. 607. 

539) Die Preuß. Banf kann nad B. O. $ 2 „inländifhe Staats: und auf 
jeben Inhaber lautende ſtändiſche, Communal- und andere öffentlide Papiere... . . 
für eigene Rechnung . . . faufen und verkaufen.“ Gine Grenze bierfür ift weiter nicht 
gezogen, Wir halten dies für einen entjchiedenen Mangel gerade bei einer fo bedeutend 
privilegirten Bank. Hier gilt von den Gefahren der Effectenfäufe mittelft Notenausgabe 
ganz das oben Sejagte. Nadı der Abwerfung ihres Effectenbeftands mittelſt des Vertrags 
v. 1856 ift derfelbe von 1857—60 nur I—2 Mill. gewefen, dann wieder bald auf 20 
Mill. Tolr. und darüber gejtiegen, Herbft 1869 (incl. „verfchiebene Forderungen und 
Activa”) 14 Mill., alfo über die Hälfte des Actienfapitals u. Reſervefonds. S. aud 
den fpäteren Abſchn. 3; u. Brem. H. BI. 1864 Nr. 655. 

535) Ueber die allgemeine volfswirthichaftliche Seite der Discontirung f. meinen 
Art. Disconto im Handwörterb. d. Volksw. Ichre v. Rentzſch uw. ben Nbicn. V 
„Notenausgabe u. Discontogefhätt* im Art. Zetielbanfen im Staatswörterb. XI, 
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jchäft der Ermwerbung von jpäterfälligen Wechjeln (mechjelmähigen Forde— 
rungen) aller Art, mitunter mit Inbegriff von Anmeijungen und anderen 
furzfälligen Papieren wie Coupons u. dgl. m., unter Abzug des Disconts 
bis zur Verfallzeit. In diefem Sinne ift das Wort meiſtens zu verjtehen, 
wenn bei Banken von dem Gejchäft der Discontirung ſchlechtweg gejpro- 
hen wird. 

Am engeren Sinn dagegen unterjcheidet man die Wechjeldiscontirung 
al8 Ermwerbung von (jpäter fälligen) Platz wechſeln (oder baher jogen. 
Discontomwedhjeln) vom Ankauf von Wechſeln auf andere Plätze 
oder fogen. Nemefjenwedjeln. 5%) Unter leteren werden dann wohl 
wieder inländijche und außmwärtige unterjchieben, welche Ausdrüde in 
einer politifch zerriffenen Volkswirthſchaft wie der deutſchen leicht einen 
idiefen Sinn erhalten. Wie jhon früher bei der Beiprehung der Banl- 
bilanz erörtert wurde (j. oben S. 100), jollten bei den Banken bed Zoll: 
verein incl. der Hanjejtädte alle Wechjel auf andere deutjche Plätze, 
einerlei ob leßtere in demjelben oder in einem anderen Staate gelegen, als 
inländijche, die Wechſel auf außerdeutſche Plätze als auswärtige 
Remeſſenwechſel (auh Devijen genannt) bezeichnet werden, um irrthüm— 
liche Auffafjungen zu verhüten. 597) Grade von Banken werben die inlän- 
diichen Remeſſenwechſel dann wohl wieder in ſolche unterjchieden, welche auf 
„Bankplätze“, mo die betreffende Bank Filialen, Agenturen u. |. w. bat, 
und melde auf andere Pläte laufen. Wenn eine Bank auch Agenturen im 
Ausland befist, — ein im Ganzen noch jeltenerer Kal, welcher indefien be: 
ſonders bei engliihen Banken vorfommt und bei der heutigen Entwidlung 
des internationalen Kapitalverkehrs immer häufiger werden wird —, jo 
kann eine ähnliche Unterjcheidung auch bei auswärtigen Wechſeln gemacht 
werden. Mitteljt eined ausgedehnten Netzes von Filialen, Agenturen u. ſ. 
mw. kann eine Bank Remeſſenwechſel auf eine große Reihe von Pläßen an— 
kaufen und faft ebenjo bequem dieſes Geſchäft als die Discontirung von 
Platzwechſeln betreiben. Die Preußiſche Bank ift ein großartige Beijpiel 
hierfür und hat grade durch dieſen Gejchäftsfreis, welcher die Begebung von 
Wechſeln auf Fleine Nebenpläße ebenjo bequem al3 auf große Pläße macht, 
eine jo verdiente Popularität in der preufiichen Gejchäftswelt erworben. 53°) 

Von der Discontirung im engeren Sinne und dem Ankauf von Wech— 
jeln it dann noch das Wechſel-Incaſſogeſchäft zu unterjcheiden, d. h. die 


310 ff. „Das Bedürfniß eines regelmäßigen Discontogeichäfts erflärt fih aus der Natur 
des modernen, auf Arbeitstbeilung berubenden Productiond: und Abſatzproceſſes“ und 
wird cbendesbalb in der entwidelten Bolkswirtbichaft immer lebhafter empfunden. 

536) So namentlich der Spracdgebraud der Preuß. Bank. In verfchichenen 
Orten ift derfelbe aber in Deutjchland verfhieden, was u. A. auf bem 4. bad. Handels: 
tage in Carlsruhe bemerkbar wurde. (Ber. ©. 26 ff.) Bon einigen Seiten wurde es 
ala üblich bezeichnet, im Babifhen Frankfurter Wechſel Discontowechſel zu 
nennen, während Berliner u. A. Wechſel Devijen hießen. Fir Badens Verhältniffe, wo 
ein „inländifcher“ Wechielplag fehlt, ift dies characterijtiih. Das nur bedingt Rich— 
tige eines ſolchen Sprachgebrauchs wurbe aber auch betont. 

537) Vom Standpuncte eines einzelnen Geldplatzes, 3. B. Frankfurts, aus ift 
diefe Unterjcheidung der „fremden“ Wechſel zwar umwichtiger, aber jofern fidy biejer 
Platz zu einer nationalen Vollswirthſchaft rechnet, ift fie doch auch zwedmäßig. 

535) Die Zahl der Bankplätze diefer Banf hat Ende 1868 150 erreicht und iſt 
jetdem wieder um einige vermehrt worden. €. aub Nafje, Preuß. B. ©. 1 fi. 


— 2 — 


Bejorgung von Eincaffirungen fälliger Platzwechſel und bei einem Filial— 
ſyſtem auch Nemejjenmwechjel für Rechnung Dritter. 

Diejes Gejchäft gehört als ſolches nicht zu den Activgejhäften, da die 
Bank dabei Fein Darlehen gewährt. Doc geht es leicht in das gewöhnliche 
Discontogejchäft über, indem die Wechjel, bejonder8 die Remeſſen, einer 
Banf ganz wenige Tage vor Verfall jtatt zum gewöhnlichen Incaſſo zur 
Discontirung überreiht werden. Das Incaſſogeſchäft der öffentlihen Ban: 
fen hat namentlich in großen Städten, wo bie Eincafjirung durch die räume: 
lihen Verhältniſſe, die großen Entfernungen u. j. mw. erjchwert iſt, aud in 
Deutichland, 3. B. in Berlin beim Kafjenverein eine erhebliche Ausdehnung 
gewonnen. Es ijt in neuerer Zeit auch hier vielfach in das Disconto- und 
Anfaufgeihäft von demnädjt verfallenden Wechjeln übergegangen, jo auch 
bei der Preußiſchen Bank. 539) 

Die Unterjheidung von Disconto=, Remeſſen-, Incaſſowech— 
jeln und der bezüglihen Bankgeſchäfte fommt dann auch in den Geſetzen 
und Statuten vielfah vor, indem die „Befugnijje” der Banken, Wechjel 
der einen und anderen Art zu erwerben und als jpecielle Notendedung zu 
benugen, verjhieden normirt find. 

. Wenn bie Dedung mit Wechjeln als die bejte jpecielle und jubjidiäre 
Notendeckung einmal zugegeben ijt, jo müfjen für die Wahl jener Wechjel- 
arten und der an leßtere zu jtellenden Anforderungen die drei Gejihtspuncte 
möglichſter Sicherheit, leiter Realijirbarfeit, aljo namentlich 
furzer VBerfallzeit, und volkswirthſchaftlicher Erſprießlichkeit 
ber einzelnen Wechjelgattungen entjcheiden. Es ijt Flar, daß in diejen Bezie— 
bungen viel auf die concreten Verhältnijje der Volkswirthſchaften und Orte, 
an melden die Banken operiren, anfommt und ſich danad) die „allgemeinen 
Regeln” mobdificiren müfjen. Die Gejchäftsleute jelbjt, welche jo gerne aus 
Iocalen und zeitweiligen Verhältniſſen ihres Beobachtungsfeldes ſolche allge: 
meine „Gejete“ ableiten und dadurch oft genug die einjeitigjten Doctrinäre 
werden, überjehen den berechtigten Einfluß abweichender wirthſchaftlicher 
Zuftände und Gejtaltungen auf die Modification jener allgemeinen Regeln 
offenkundig häufig am Allerleichteiten. 540) 

Die MWechjel, welche eine Bank discontiren 54) joll, müſſen „gut“, 
„solid“, „wirklichen regelmäßigen und legitimen Gejchäften entiprungen“ 
jein, um als geeignete Notendeckung zu dienen und das wichtige Bankge— 


539) Mit baraus foll fih die in den lehten Jahren wahrnehbmbare Abnabme ber 
Durcichnittsverfallgeit der Wechſel bei dieſer Banf erflären, Plagwechjel 1866 u. 1867 
63, 1868 59, inländ. Rimefjenw. 1866 33, 18685 28 Tage. 

590) Schr deutlich tritt.cben dies in den Vorurtbeilen hervor, welche man 3. B. 
in Hamburg noch jeßt, beſonders aber in der Zeit der 1857er Krifis, ſchlechtweg gegen 
Platzwechſel begte, als müßten diefe notbwendig Gefälligfeitspapier jein, weil eben 
in Hamburg nach örtlicher faufmänniicher Sitte nicht gegen Platzwechſel verkauft wird. 
Man kennt die colofjalen Schwindeleien, welde damals mit Blancoaccepten von 
Schweden u, j. w. aus getrieben wurden. ©. nam. die Art. d. Brem. Hand. BI. über 
die Hamb. Kriie im Jahrg. 1857 u. 1858 (3. Tb. v. 9. ©. Herp), aud meine 
Theorie d. Peel'ſchen Aecte S. 285. In Bremen werden dagegen gerabe umgekehrt die 
meiften Geſchäfte gegen Platzwechſel gemacht. 

541) Diejer Ausdrud wird ohne bejondere Beifügung bier und fpäter, wie es 
auch fonft allgemein üblich ift, in dem oben erwähnten weiteren Sinne von Discon- 
tirung gebraucht, aljo für „erwerben von Wechſeln mit Abzug des Disconts“, einerlei 
ob es Pla: oder Remeſſenwechſel jind. 
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ihäft der Mechjeldiscontirung zu einem volkswirthſchaftlich erſprießlichen 
zu machen. Aber leider gibt es feine halbwegs untrüglichen allgemeinen 
Kriterien, nad) welchen dieſe Qualität der Wechjel beurtheilt werben kann. 
Man darf nur gegenüber einjeitigen Auffaffungen, melde unter der Ge— 
ſchäftswelt einzelner Pläbe verbreitet find, behaupten, daß der Umjtand, ob 
ein Wechjel Platz- oder in= oder ausländijcher Remeſſenwechſel jei, an jich, 
ja nicht einmal in einem bejtimmten Handelsplatze feinen irgend allge: 
mein giltigen Schluß auf die Qualität dieſes Papier’3 geftattet. 

Die wenigen allgemeinen Anhaltspunkte, welche man zur Beurtheilung 
ber Qualität von Wechjeln wohl aufgejtellt hat, gelten im Ganzen für alle 
jene Wechjelgattungen. Sie haben aber nur einen ganz untergeordneten 
practijhen Werth, weil fie eben zu allgemein, zu vag, zu unbejtimmt find. 
Died gilt von der Beargmohnung runder Beträge, ungefähr im gleichen 
Betrage mit denjelben Unterichriften mwiederfehrender Mechjel, woraus man 
gelegentlich auf Gefälligkeitsaccepte und MWechjelreiterei ſchließen kann; ferner 
von der Regel, daß man fi an die ſogen naturgemäße Wechſelkette 
hält, indem man darauf fieht, daß der Trajjant nad dem normalen Ver: 
laufe des volkswirthſchaftlichen Abjatprozefjes der natürliche Verkäufer, 
der Acceptant der natürlide Käufer iſt und was dergleichen Regeln 
mehr jind. Jede Creditkriſe und Banferottepidemie liefert für die relative 
Richtigkeit ſolcher Negeln Belege, aber ebenjo oft faſt zeigt fie Ausnahmen 
von diejen Regeln, indem danach zu beargmohnende Wechſel ſich als gut, 
andere als jchleht erweijen. Practiih am Wichtigjten ijt vielleicht noch die 
allgemeine Regel, Marimalcredite der einzelnen Firmen nit nur für 
die Acceptbeträge, was allgemein üblich ift, jondern auh für ſämmtliche 
Obligos aus Giros zu bejtimmen. In Krijen hat ſich die Gefahr joldher 
gehäufter Obligos aus Wechſeln für Gejchäftsleute und dadurch für bie 
discontirende Bank gerade wegen der jonjt jo günftig wirkenden wechſel— 
rehtlihen Verpflichtung oft verhängnißvoll erwiejen. Denn wenn jelbjt 
der Girant jchlieglih von dem Obligo befreit wird, jo muß er doc) zunächſt 
einftehen, zahlen oder Sicherftellung geben und wird dadurd jo leicht wenige 
ſtens zu vorübergehender Zahlungsjuspenfion gezwungen. (Artikel 29 der 
deutihen Wechjelordnung 2) !). Freilich iſt die richtige Feſtſetzung der 
Marimalcredite vollends für alle Obligos eine jchwierige Sade, ohne 
ziemliche Willkühr unmöglid. Und mande Geſchäfte, wie die des Banquierg, 
führen nad) ihrer Natur zur Häufung der Chligos, ohne daß daraus auf 
eine entiprechend wachſende Unficherheit der mit dem Namen jolcher Firmen 
verjehenen Wechjel zu jchließen iſt. 

Diefer Mangel ficherer allgemeiner Kriterien zur Beurtheilung der 
Qualität der Wechſel führt für die Gejebgebung, welche hier eine Regelung 
durh ihr Dazwiſchentreten für geboten hält, natürlid” mande Schwierig: 
feiten mit fih. Die mehanifhen Regeln, bie fie braudte, fehlen eben 
oder werden mehr oder weniger fingirt, leiden dann an unverkennbaren 
Fehlern und Einjeitigkeiten und find der Ausnahmen bebürftig. Die üblichen 
Statutenfagungen find daher aud) immer nur Nothbehelfe. Sie müſſen 
möglichit fo gefaßt werden, wie eine verjtändige jolide Bankverwaltung fie 





592) Befanntlih in Lübeck 1857 wirflich zeitweife aufgehoben, was aud in 
Hamburg Beantragt, aber doch glüdlich vermieden worden. 
Wagner, Butahten 418 
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ſich zur Richtſchnur auch freiwillig nehmen würde. Aber oft wird man 
dabei an Lord Aſhburton's Sat über die Peel'ſche Acte erinnert: wie 
bedenklich es jei, eine mechanijche Pegel in jolhen Dingen an Stelle des 
menſchlichen Urtheils zu jegen. 53) Zum Troſte ift nur hinzuzufügen, daß 
ein jolche8 Vorgehen auf allen Gebieten der Gejeßgebung unvermeidlich iſt. 

Hinfihtli der Discontirung von Platzwechſeln und des An- 
faufs von in- und ausländifchen Nemejjenmwedhjeln wird dann 
die Geſetzgebung, 3. B. in einem allgemeinen Bankgeſetz oder bei der Feſt— 
jtellung von Statuten zu concejfionirender Banken, auch in Deutjchland ſich 
pajjend halten an die ganze Stellung der Banf, an die Stellung 
ihres Domicilplakes al3 Geld: und Handelsplatz, an die Mög: 
lihhleit der Errihtung von Filialen und Agenturen an an 
deren Pläßen und, was mit diejen drei Punkten jchon zuſammenhängt, 
an die Wahrſcheinlichkeit, daß die Bank die geeigneten Perſo— 
nen zur Prüfung der ihr überreihten Wechſel unſchwer finde 

Cine Gentralbant, eine größere Bank überhaupt, eine Bank an 
einem größeren Plate hat zu ihrer erjprießlichen Wirkjamfeit den Ankauf 
von Wechſeln auf andere Pläße, in der Regel aud) auf auswärtige, 
je nad) den Xocalverhältnifjen aber auf verjchiedene ſolche Plätze nötbig. 
Sie findet auch vorzugsmeije joldhes „Discontomaterial”, fie bedarf meiftens 
der Tilialen oder Agenturen für einen ordentlichen Gejchäftsbetrieb und fie 
ift in der Lage, die Wechſel gehörig zu prüfen oder durch den Beizug geeig: 
neter Perjonen prüfen zu lajjen. Das Remeſſenwechſelgeſchäft wird einer 
jolhen Bank oft bejiere8 Papier zuführen, als das Platzwechſelgeſchäft. 
Soweit eriteres technijch ſchwerer zu beurtheilen ift, müffen nur für eine 
wirkſame Cenſur die geeigneten Vorkehrungen getroffen werden. Die Ge 
jege und Statuten haben daher diejen Zweig des Mechjelgeihäfts und na 
mentlich auch die auswärtigen Wechſel, welche eine bejonders quite 
jpecielle Notendeckung abgeben und dem Baarvorrath in vieler Hinfict 
gleich zu ftellen find, bei joldhen Banken unbedingt neben dem Platzwechſel— 
Geſchäft zuzulajien. 

Dies gejchieht denn auch in Betreff nicht nur der inländijchen Re 
mejjen, jondern auch der auswärtigen Wechjel mit Necht bei der Preuß! 
ſchen 54), Frankfurter 59), Baierijchen 5), Keipziger, Bremer, 


543) Nothing can be more absurdly presumtuous than to substitute machi- 
nery in such a case for human understanding! 

544) Bei ihr wie bei allen anderen bdeutichen Banken bezieht ſich der Ausdrud 
„auswärtige“ Wechſel freilich zumäcit und vornebmlid auf die in Pläben anderet 
deutſchen Staaten zahlbaren Wechſel. Preuß. B. O. $ 4, „insbejondere zum Bebu! 
ber Beziehungen von edlen Metallen und Münzen“, eine auch jonft noch öfters ver: 
fommende, ziemlich nichtsiagende Glaufel. Der Ankauf auswärtiger Wechſel wird 
neuerdings in größerem, aber immer noch Meinem Umfange von ber Preuß. Bank be— 
trieben, durchſchn. Anlage darin 1865 1,805,000, 1867 3.636,000, 1868 3,605,000 Tblr. 
neben 37. Mill, in discont., 26.2! Mill. Thlr. in inländ. Remeſſenwechſeln in 1868. 
Der Begriff des „auswärtigen“ Wechſels würde jeht wenigftens auf die außerhalb de 
Nordd. Bundes zahlbaren zu beichränfen jein. u 

545) Art. 23, mit nichtsfagenden Glaujeln („zur zeitw. nugb. Anlage müſſig 
Caſſenbeſtände“, „wenn fich ſonſt das Bedürfniß zeigt“ u. f. w.). Factiſch in zieml. 
Umfang, Sept. 1869 c. 6 Mill. fl. fremde neben c. 12 Mill. fl. discont. Wechſeln. 

546) 5 63, mit Glaufeln, welche das Gefchäft wohl ziemlich unpractifch machen 
(Hinterlegung eines früher zablbaren Solawechſels Seitens des Anbabere!). 
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Lübeder Privatbanktu.a. m. Bon den preußifhen Privatbanken 
dürfen dagegen nach den urjprüngliden Statuten nur die zu Danzig, 
Magdeburg, Breslau, Stettin auswärtige Wechſel anfaufen. 
Grit bei der Erneuerung der Goncefjion (in den Jahren 1865 ff.) ijt dieje 
Befugniß auch den anderen Privatbanfen, wie der Kölner, Königs- 
berger, gleichfall3 verliehen worden. Nur die Danziger betreibt diejen 
Geſchäftszweig bisher in größerem Umfange Das Geihäft in inländijchen 
Remefjenwechjeln wird dieſen Banfen durch das Verbot oder die Beichrän- 
fung in der Errichtung von Agenturen 57) wohl etwas unterbunden. 

Kleinere Banken dagegen, Banken in Nebenplätzen ohne Filialen 
in großen find meder jo geeignet wegen mangelnder Gejchäftsbeziehungen, 
eigentlihde auswärtige Wechjel zu prüfen, noch bedürfen ihre Kunden 
der Hilfe der Bank in diefem Geſchäfte jo jehr. Der Ausſchluß des An— 
fauf3 auswärtiger Wechjel, oder wenigſtens die Erflärung, daß dieſe Wechjel 
nicht mit zur ſpeciellen Notendedfung dienen follen, hat daher Manches 
für ſich Den kleinen deutſchen Zettelbanfen find in dieſer Hinjicht wohl oft 
zuviel Befugnifje eingeräumt 5). Nur darf fich gerade in Deutjchland und 
im Interejje des joliden Wechſelgeſchäfts ein ſolcher Ausihluß nicht 
beziehen auf Wechſel der hauptſächlichen deutſchen Börjenpläße, 
mindejtens nicht des Platzes, welcher für die Gegend der Bank der eigent- 
liche Wechſelplatz iſt, aljo 3. B. bei den ſüddeutſchen Banken nicht auf 
granffurter, bei den anderen nicht auf Berliner, Hamburger, Leipziger 
Wechſel. Vielmehr find unabhängig von der politiichen Zerreißung der 
nationalen Bolfswirthihaft ſolche Wechſel als inländiſche Nemejjen- 
wechſel anzuſehen. Gerade ſie find eine geeignetere jpecielle Noten— 
deckung als die Platzwechſel und eigentlichen (d. h. provinciellen auf 
Heine Nebenplätze lautenden) inländiſchen Remeſſenwechſel kleiner Ban— 
ten. 99), Dieſe Geſichtspuncte müſſen bet einer allgemeinen geſetzlichen Re— 
gelung des Bankweſens in Deutſchland maßgebend ſein. 


547) Meiſt erſt durch die neuen Statuten erhielten die Privatbanken die Erlaub— 
niß, Agenturen zu errichten, aber nur innerhalb ihrer zus, 

+6) Meiit ift kurzweg in dem Abſchnitt vom Gejchäfts: ober Wirkungsfreis der 
Banken die Befugniß ertbeilt, „Wechiel zu discontiren und anzufaufen“, ohne daß im 
Abſchnitt von ber (jpeciellen) Notendeckung gewiffe Wechiel als Dedung ausgeſchloſſen 
find. Daraus folgt die unbedingte Zulafjung aucd der auswärtigen Wechſel. ©. 5. ©. 
Sraunfhw. St. F ION. 2, $ 11, Darm. $12 N. 2 (Wechfel auf Plätze mit 
Bankfil, Agenturen oder Delegirten der Banf dürfen discontirt, Wechſel auf „alle Han- 
belöpläge“ gefauft werden, fie find alle ausdriüdlich zur fpec. Notendeckung zugelaffen, 
$15), Gera FAN. 1, Hannov. $43b u 814, Lur $I2N 3 u. $15, 
Mein. $ 14 N. 1 u. Naher. zu gIEN. 9. — Bei der Deſſ. B. $ 3b iſt mit 
zweifelhaftem Sinne nur von „Wechjel biscontiven? bie Rede. Die Homb. 8.52 
M auf Discontowechſel beſchränkt. — Roſt. F17 N. 3 „Ankauf folider auf auswärtige 
Pläge gezogener Wechſel'. Nah $ 37 N. Ab find biefe mit als fpec. Notendedung 
vorgefhrieben, indem nur '/, der Notendeckungswechſel Platzwechſel fein dürfen. 

9), ©. bie leßte Beit. bei d. Roft. B. — Gemeint find Wedel ber genannten 
Art wohl im Gotb. St. Art. 14b, wonach „bie zu faufenden Effecten im Inlande 
eder in einem Hanbdelsplage (? was ift ein „Handelsplag“ 7)“, die Discontoeffecten nad) 
a in Orten, wo bie Banf Berwaltungsftellen bat, zablbar fein müflen. — Gut ift bie 
Beft. in den Stat, db. Thür. B. F 18' N. 1 u. Weim. B. F 13 N. 1, daß bie zu 
discontirenben Wechfel in Staaten, in denen bas allgem, deutſche Wechjelrecht gib, zahl⸗ 
bar ſein müſſen. Nur find dadurch die gefährlichſten aller fremden Wechſel, 
de anf Bapierwährung lautenden dfterreihifchen, nicht — — In 


— 26 — 


Die Feſtſetzung von Quoten, nach denen ſich die drei Gattungen 
Wechſel, die Platz-, inländiſchen Remeſſen- und auswärtigen Wechſel ver: 
theilen ſollen, namentlich von Marimalquoten für letztere, empfiehlt ſich 
im Ganzen nicht und fehlt in den deutſchen Statuten auch allgemein. Höch— 
ſtens könnte man an die Zulafjung ausmärtiger Wechjel zur jpeciellen 
Notendedung bei Eleineren Banken, wenn jolche Wechjel nicht lieber ganz 
ausgejchlofjen werden, die Bedingung knüpfen, daß fie eine bejtimmte Quote 
aller Wechjel nicht überjchreiten dürfen. Hinfichtlic der richtigen Einthei— 
lung des Portefeuille’3 muß ſonſt denjenigen Organen der Bank, welde die 
Cenſur der Wechſel ausüben, eine freie Bewegung gelajjen und nur auf 
die allgemeinen Bejtimmungen über die Erfordernifjie der „bankmäßigen 
Wechſel“ Rücficht genommen werden (j. u. S. 284). Grade wegen der mitunter 
größeren Schwierigkeiten, Remeſſen- und auswärtige Wechſel zu prüfen, er 
fordert die Organijation der Wechjelcenfur bejondere Sorgfalt und ijt mie 
der bei Fleineren Banken in Nebenplägen das Geſchäft in ausmärtigen 
Wechſeln auszuſchließen oder zu bejchränten, weil ſich die geeigneten Dr: 
gane zur Prüfung der Wechjel hier zu ſchwer finden, oder ihnen nicht leicht 
die richtige Stellung zu geben ijt. 


I) Kortfegung. Insbejondere die Anlegung eines Theils bes Baar: 
fonds in auswärtigen Wedjeln. 


Dagegen kann die ftatutarijhe Quotiſirung der verjchiedenen 
MWechjel im Portefeuille in dem oben (S. 263) berührten Fall in ragt 
fommen, wenn (eigentlihe) auswärtige Wechſel ald directes Aequi— 
valent de3 Baarvorrath3 zugelafien werden, d. h. ihre Ein- oder viel: 
mehr Abrehnung von dem gejeglih vorgejhriebenen Baar 
vorrath gejtattet wird. Dieſe neuerdings öfters, auch in der franzöſiſchen 
Bankdebatte der letten Jahre erörterte Eventualität würden wir nad dem 
Obengejagten für Fleinere Banken in Nebenpläßen zumal von vort: 
herein ausjchliegen. Für größere in Hauptpläßen, bejonders für die 
großen europäijhen Gentralbanfen und für das lettere erjegende 
Syſtem Fleinerer Banken in Plägen wie Newyork verlangt fie aber eine 
nähere Ermwäguug. Doch ijt Hierbei der Zuſtand der Metallmwährung 
und der uneinlösbaren Papierwährung oder m. a. W. es find jolde 
Banken zu unterjcheiden, welche jelbjt in Metallmwährung baar zahlen und 
ſolche, deren Noten gejeglih für uneinlösbar erklärt und mit Zwangs— 
cur3 verjehen oder wenigitens nur in einer uneinlösbaren Pa: 
pierwährung einlößbar find. In der concreten Lage der Gegenwart 
handelt es jich in diefer Frage aljo im erjten Falle um die Centralbanken von 
London, Paris, Berlin, Amjterdam, Brüfjel, Frankfurt, die größeren jcan- 
dinaviſchen, ferner um einzelne andere deutjche und ſchweizeriſche Banken, 
welche nad ihrer und ihrer Domicilpläge Stellung im Verkehr in bejchränf: 


ben Bab. Statuten v. 1864, dem Entwurf der Abgeorbnnetencomniffion u. des Handelt: 
tags, dem neuen Gtatutenentwurf v. 1869 ift ber Anfaufvon Wechſeln ſchlecht— 
weg geftattet. Debatten über bies Gejhäft u. den Verfauf von Wechieln auf dem Han: 
belstage, wo man von einigen Seiten biefen Zweig ganz ober tbeilweife bejeitigen wollte; 
j. d. Amenbements im Ber. ©. 36 u. (Ploos) über d. Gefahren der Erweit. einer 
Zettelb. u. ſ. w. ©. 21 ff. (richtige Bemerf. über bie Gefahr des Verkaufs von Web: 
jeln, doch einfeit. Bevorzugung von Platzwechſeln). 
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terem Maaße doch eine ähnliche Bedeutung wie jene großen Banken für 
die internationale Metallbewegung beſitzen, in Deutſchland etwa noch die 
Bremer, Sächſiſche, Leipziger Bank. Zur zweiten Gattung gehören dagegen 
die Defterreihiiche National, die Rufjiihe Reichs-, die italienijchen, ferner 
die nordamerifaniihen Banken und bedingt aud das Schakamt der Union. 
Der öſterreichiſche Reihsihak, auf dejjen Rechnung jeit 1866 ja ebenfalls 
wieder große Maſſen uneinlösbaren, den Zwangscurs führenden Staats- 
papiergeld3 in Umlauf find, könnte ebenfall3 mit in Betracht fommen, wenn 
einmal das dortige Staatspapiergeld dauernd bleiben jollte und an deſſen 
Wiedereinlösbarkeit ernjtlich gedacht würde. In der angeregten Frage han— 
delt es fih dann nicht allein um den Metallvorrath, welcher zur jpeciellen 
Notendeckung bejtimmt it, jondern überhaupt um die Metallbejtände ber 
Banken, aljo auch um die aus der Anlage des eigenen Kapitald der Bank 
und befonder8 aus dem Depofitengeichäft herrührenden. Grade für bie in- 
ternationale Metallgeldbewegung kommen die Depofiten vorzugs— 
weile und in erjter Linie mit in Betracht. 550%) 

Die allgemeinen Einwände gegen eine theilweie Anlegung des Baar 
vorrath3 in ausmärtigen Wechjeln jind felbjtverjtändlih, daß letztere eben 
niht Baargeld, nicht gejeglihes Zahlungsmittel find, mit ihnen 
nur unter freier Einwilligung des Bankgläubigers, Noteninhabers 
oder Deponenten, rechtögiltig Zahlung geleiftet werden kann und auch die 
beiten Wechſel feine abjolute Sicherheit gewähren, letztere jedoch 
für den ohnehin jtet3 nur einen Bruchtheil der Noten u. }. w. bildenden 
Einlöfungsfonds gefordert werden muß. So gut als einen außmärtigen, 
in der betreffenden fremden Metallwährung und Münzfuß zahlbaren Wed): 
jel könnte man, wird bemerkt, ja auch einen inländiſchen Wechjel als voll- 
Händige Subjtitution des Baarfonds zulafien, ja diefen noch eher, ba er 
auf die heimiſche Geldjorte laute. Man käme auf diefe Weije folgerichtig 
dahin, gar Feine oder fajt Feine Baardefung zu verlangen und jich mit 
Wechſeldeckung zu begnügen. 

Sole ſcheinbar unwiderlegliche Beweisführng hat jedod mehr den 
Schein al3 die Wirklichkeit der Dinge für fi. Namentlih läuft auch bei 
ihr ſtillſchweigend wieder jener Hauptirrthum unter (j. auch oben ©. 
233), daß die (größere) Noteneinlöjung und Rüdforderung 
von Depojiten vornehmlid, wenn nicht ausſchließlich aus ei- 
nem Mißtrauen in die Sicherheit der Noten u. ſ. w. ober in 
die ftete Baarzahlungsfähigfeit der Bank Seitens der ja je 
denfall3 die große Maſſe bildenden inländijhen Gläubiger 
(Roteninhaber) entjpringe, ein Mihtrauen, das ji natürlich nur 
oder doh am Beiten durch „coulante Metallzahlung“ beſchwichtigen laſſe, 
was daher das Vorhandenjein genügender Metallbejtände voraugjege: die— 
ſes „Banfrennen” ift aber notorifch zumal für größere Banken nicht jo ge— 
fährlih, wie man meint, weil e8 faum anders als in den größten politischen 
Katajtrophen Bejorgniß erregende Ausdehnung gewinnt oder, ſoweit letzteres 
der Fall ift, grade auch Hier Metallgeld für in und ausländiſche Rechnung, 


») S. oben ©. 233 ff. und die dortigen Citate. Too ke's Werk bat biefen Sab 
\ebt genau zu erhärten gejucht aus den wirklichen Beobachtungen im Leben. Er ift aber 
auch deductiv abzuleiten, 
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B. wenn in einer großen politiichen Krifiß viele MWerthpapiere aus dem 

usland zurüdjtrömen und jonjtige Forderungen gekündigt werden, zum 
Erport gejucht, jtatt dejjen aber oft genug gute fremde Wechſel noch 
bevorzugt werden. Der „run aus Mißtrauen“ ift ferner bei einer größeren 
Zettelbank, deren Notenumlauf ſich auf taujende von Inhabern, daher auf 
jeden durchſchnittlich nur zu kleinen Beträgen und regelmäßig über ein 
größeres Territorium vertheilt, wieder nicht jo leicht gefährlich als bei einer 
Depoſitenbank, deren immer doch nur wenigere Gläubiger auf einmal grö- 
Bere Summen zurüd zu fordern haben. 591) 


551) Lehrreich find befonders die Erfahrungen mit ber Defterr. Nationalt. 

u. J———— Bank im J. 1848, ben Newvorker Banken in ber Handelskriſis von 
1857 und ben deutſchen, namentlih den Fleinen Zettelbanten im 3. 1866. — 
Ueber die Defterr. 8. f. bei. die officiöfe Schr. „d. öſterr. Nationalb. Wien 1348 
mit interefi. Daten über die Bewegung der Bankcajien vom März bi Mai. Auszüge 
daraus u. ſpec. Erörterung der damal. Vorgänge in meimer Oeſterr. Dal. I, 44h u. 
Anm. 25. Allerdings bat in der jurdhtbaren damaligen Kriie aud das „Banfrennen aut 
Mihtrauen“ große Ausdehnung gewonnen, bie jtärffte Auszahlung an einem Tage war 
920,450 fl. (18. Mai), in ben 3 Monaten März bis Mai verminderte ſich ber Noten: 
umlanf von 214." auf 177.8! Mil. fl. 6. M., der Baarvorratb von 65.0® auf 21.” 
Mill. fe. — Es fehlte aber eben eine genügenbe banfmäßige, d. b. leicht realijirbart 
Beichaffenbeit der übrigen Activa, eine richtige und energiſche Discontopolitif und Ein: 
ziehung der Wechſel u. Lombards u. bie Staatsſchuld vermehrte fih noch. Der Andrang 
an die Caſſen war endlich doch auch bier vornehmlich wegen Nachfrage von Metall zum 
Erport fo gefleigert, bier hätten aljo fremde Wechſel dielelben Dienfte geleiftet. 
— üeber die Franzöſ. B. im J. 1848 vgl. namentlih ben intereff. Vericht des damal. 
Banfgouverneurs d’Argout (Journ. des Econom. XXI oder 1849 I p. 426 fi), 
danach bie Darftell. v.O. Hübner, Banken E. 190 ff., Gourcelle:-Söneuil, um 
in meiner Defterr. Val. I, 64 ff. Die dur die Nabrungsmittelfriie von 1846/47 ſebt 
geihmwächte Franz. B. (f. die Daten bei Najfe, Preuß. B. ©. 83) wäre doch Dant 
ihrer banfmäß. Defungen troß bes jchredenerregenden ſocialiſt. Eharacters ber 1848er 
Bewegung im Stande geweien, die Baarzablung zu erhalten, wenn nicht die Rüdfiht 
auf die leidende Geſchäſtswelt eine liberale Discontirung veranlaft hätte. Gute aut: 
wärtige Wechſel bätten damals ganz die Dienfte Baargelds geleiftet, denn für mercantıle 
wede wie des allgemeinen Mißtrauens wegen wurde gerade zum Erport Geld geiuct. 
as vorausgegangene befannte Geſchäft mit dem ruſſ. Schatz, der Gold in franzeſ. 
Renten anlegte, und das außerordentliche Steigen der Goldprämie beſtätigen dies 
ebenfalls. — Ueber die Newyorker Banken im J. 1857 ſ. beſ. den Ber. bes Ober: 
intenbanten bed Bankweſens im Preuß. Hand. Arch. 1858 I., die Artifel des Brom. H. 
BL. im %. 1857—58, danach und nad den Aufjägen des Econ., der Times u. bei. det 
Newyork Herald die Darftellung in meiner Theor. ber Reel’ihen Acte ©. 263 ff., 274 fi. 
ferner (S däffle) üb. die damal. Handelskriſe, deutſche Vierteljabrichr. 1858 I, Naiie 
Preuß. B. S. 35, 30 fi., 83 fi. u. bef. Gibbons Banks of Newyork, N.y. 1859, 
ch. 19. Die Banken erlagen befanntlich dem verabredeten Andrang ber Deponenten, 
nicht der Noteninhaber. — Ueber die deut ſchen Banken im J. 1866 f. die erwähnten 
Auff. v. Elfter i. d. Ztichr. d. preuß. flat. Bur. 1867 ©. 74 ff. u. bei. Naſſe 
in Hilbebr. Jahrb. XI, 1 fl. 15; f. auch oben Anm. 50. Die kleinen Banken zeigen 
Da bie Kaaı BUN eine große Verminderung ber Noten in ben Kriegsmonaten. 
Sehen ran ——— haben, jo ergibt jih jdhon daraus, daß dieſe 
zeigen. Alf fi ) Reduction ihrer Darlehen balfen, was auch die Ausweilt 
0 aud bier war bie regelmäßige Rüdftrömung fo wichtig. Für dieſe 
en —— Wechſel ſtatt baaren Gelds weniger geeignet * ihre No— 
Zurüdziehung a ala — Mißtrauen, das nur durch baare Auszahlung, teſt. 
Medhfel nicht zu werwend em Verkehr zu bejchwichtigen war, und hätten fremd 
des Kriegs fait beftändi en gewußt. Der Notenumlauf der Preuß. B. bat fich während 
2 etwas vermehrt, der Baarvorratb durch Silberfäufe auf feiner 
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Vergefjen ijt dagegen in obiger Beweisführung wider die Anlegung 
eines Theils des Baarvorraths in auswärtigen Wechjeln, daß der Baarihab 
der Banken regelmäßig den jtärkiten Anforderungen bei einem uns 
günftigen Stande der auswärtigen Wedhjelcurje ausgejegt ift, 
wenn aus mercantilen, freilich oft mit politiihen und jonjtigen Kriſen 
zujammenhängenden oder daraus direct hervorgehenden Urjadhen die inter: 
nationale Zahblungsbilanz pajjiv ift, „Metall aus dem Lande geht“ 
und es vortheilhaft wird, Metall aus der Bank zu ziehen. Die Erfahrung 
der granzöfiichen Bank im Jahre 1847, der Engliſchen in derjelben Zeit 
und oftmals jonjt iſt dafür bejonders bemeijend. Die jtarfe Nachfrage nad) 
fremden Wechjeln jteigert deren Curs und bewirkt dadurch jchließlich einen 
größeren Metallerport. Fremde Wechſel bilden in jolden Fällen daher jtatt 
des baaren Geldes eine geeignete Dedung der Bank und eine rentable An— 
lage, bei welcher in jolchen Zeiten an dem hohen Wechjelcurfe gewonnen 
werden kann. Cine große Gentralbanf erlangt dabei gleichzeitig auch eine 
genauere Einfiht in Gang, Richtung und Umfang der internationalen Zah: 
lungen und des Metallerports, was ihr mehrfah zu Gute kommt und 
zugleich eine in jolcher Lage öfters erwünjchte directere Einwirkung auf die 
Wechſelcurſe. 

Eine theilweiſe Anlage des geſetzlichen Baarvorraths ſolventer 
Banken der genannten Art in auswärtigen Wechſeln iſt daher recht wohl 
zuläſſig und erweiſt ſich volkswirthſchaftlich als nützlich. Die Bankverwal— 
fung wird dabei freilich beſondere Vorſicht in der Auswahl der Wechſel 
anwenden, daher vor Allem genügende Geſchäftskenntniß in diejem Zweige 
bejigen müjjen. Ebendehhalb ift diefe Art der Anlage auch wohl paflend 
auf große Banken oder ſolche in bedeutenden Börjen-, Wechſel- und Han- 
deläplägen zu beichränfen. Nöthigenfalls Können die ftatutariihen Anfor— 
derungen an die Beichaffenheit diejer „auswärtigen Metalläquivalentwechjel”, 
mie man jie nennen könnte, noch gejteigert, nur Wechjel auf beftimmte 
fremde Plätze zugelaffen und wohl eine Marimalquote de Baarfonds, 
welde in ſolchen Wechſeln angelegt werden darf, angejetzt werden. 

Bisher iſt übrigens dieſe Trage bei den jolventen Banken no kaum 
über das Stadium theoretiicher Discuffion hinausgetreten. 552) Die großen 
europäiihen Gentralbanfen insbejondere haben eine irgend nennenswerthe 
Anlage in fremden Wechſeln zu dem beſprochenen Zweck noch nicht gemacht 
und jheinen der „gefährlichen Neuerung“ nicht jehr gewogen zu fein, troß- 
dem die Mafzregel offenbar in gejchäftliher Hinſicht für die Banken ver: 
lockend ift. Auch ſonſt denken Practiker und Theoretiker über den Vorſchlag 
Ihr verjchieden. Eine bedeutjame Tragweite für eine höhere, welt» 
wirthſchaftliche Phafe der Creditwirthſchaft möchte ihm jedoch 
nicht abzujprechen fein. 559) 


552) Die dän. Nationalbank darf die Hälfte ihres geiegl. Baarfonds in Barren 
oder Bancowechſeln auf Hamburg oder Sterlingwechieln auf London vorrätbig haben. 

553) Uebrigens jind bie weiteren volfswirtbichaftlihen Folgen des Syſtems, einen 
Theil des Baarfonds in fremden Wechfeln anzulegen, complicirte, über welche ſich nicht 
mit wenigen Worten abiprehen läßt. Dem Character und Zwed dieſer Schrift gemäß 
vermeide ich e8 zwar, mäber auf die tbeoretiiche Seite diefer und ähnlicher Fragen 
einzugeben, weshalb ich auch die Verhandlungen über alle jolde Puncte in ber franzö— 
iſchen Bankenquète v. 1865/66 nicht ſpeciell im dieſes Werk hereinziehe, das vornehmlich 
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Bon größerer practijcher Bedeutung ift die Anlage eines Theils der 
Baarvorräthe der Banken in ausmwärtigen Wechjeln in dem zweiten ber 
obenerwähnten Fälle geworden, wenn es jih um Volkswirthſchaften mit 
Papierwährung Handelt. Hier wird ja eben Metallgeld während ber 
Dauer der Papiergeldwirthſchaft, mögen die Noten einer Bank jelbit 
Zwangscurs haben (Dejterreih, Italien, nominell aud Rußland) oder nur 


nur ben practijchen Zwed verfolgt, der deutſchen Bankgeſetzgebung leitende Ge: 
fihtspuncte aufzuftellen. Doch mag bier folgender Ercurs erlaubt fein. In jener Bank: 
enquöte waren u. U. E. PBereire für, A. Fould, Rotbfhild, Wolomwsfi gegen 
eine ſolche Maßregel (ſ. Hock's Rejume ber Banfenquöte, Tüb. Ztihr. XXII, 307, 
310, 325, 315). Legtere behaupteten namentlih, daß ein Portefeuille fremder Wechſel 
nur vermebrtes Mißtrauen ber fremden Baufen und hitzigeren Kampf, um den Baar: 
vorratb bervorıuien würde, während Pereire in dieſem Portefeuille ein Mittel fab, auch 
in Kriien ben Wechſelcurs für das Inland günftig zu halten und den Abfluß von Metall 
zu verhüten. Beide Anfichten jcheinen mir einſeitig und jchief und betrachten bie Frage 
aus einem verjchiebenen Gefichtspuncte, ohne ſich dieſes Umftandes Far zu werden. Man 
wird nämlich bie doppelte Aufgabe eines ſolchen Portefeuille?d fremder Wechjel unter: 
ſcheiden müjfen, einmal als Mittel zu dienen, ben zu ſchwachen Baarvorrath mittelft 
Bezugs von im Anland erforberlihen Metall aus dem Auslanbe zu verftärfen, 
jodann auswärtige Zahlungen, welche fonft mit bem ber Banf entzogenen und aus: 
geführten, aliv eben im Ausland erforberlidhen Metall beglichen wären, mit jenen 
Wechſeln abzumaden. Die Gegner der Mafregel haben den criten, die Anhänger ben 
zweiten Fall im Auge. Leßterer ift nady dem DObenerörterten ber practiich wichtigere: ein 
Land und für bafjelbe feine Banfen brauchen Baargeld für größere Jablungen im Aus: 
lande. Dazu bienen die fremden Wechfel ſehr paffend. Die Verftärfung des Baarvorraths, 
um den aus Miftrauen bervorgebenden Anſprüchen des Inlandes ent: 
ſprechen zu können, ift practiich unwichtiger, wenn auc natürlich in verſchiedenen Zeiten 
und Ländern von wecjelnder Bedeutung. Characteriftifch für franzöfifhe Verhältniſſe 
ift nur, daß gerabe biejer Fall, der in Deutichlandb vornehmlich nur bei den kleinen 
Banken practiich bedeutſamer ift, troß bed monopoliftifhen Banfinftituts, dort von man: 
hen Seiten jo jehr in den Vordergrund gejtellt wirb. 

Die Verfügung ber Bank über fremde Wechſel macht in dem anderen Falle na: 
türli den Erport eines entiprechenden Betrags Metall unnöthig, fo daß auch bie 
Baarvorrätbe der ausländifhen Banken, in welde letzteren vermutblih das fonft im 
Auslande eingeführte Metall — wenigftens zeitweilig — gefleffen wäre, in biefem Ber: 
hältniß weniger wachſen. Aber als Mittel, den Wechſelcurs Fünftlich viel günftiger zu 
halten, als er jonjt wäre, darf die Bank ihr fremdes Wechjelportefeuille nicht benugen. 
Sie muß biefe Wechſel vielmehr zu dem höchſtmöglichen Preife begeben, den fie erhalten 
kann und bei welchem ihre Noteninbaber und Deponenten ibr die Wechſel ftatt baaren 
Gelds gerade noch abnehmen. Dieje icheinbar egoiftiihe Handlungsweife ber Bank ift 
volfswirtbichaftlih durdaus nothwendig, foll die Anlage des Baarvorraths in fremden 
Wechſeln nicht fehr bedenkliche Folgen haben. Denn der günftigere Wechielcurs, zu wel: 
chem die Bank verkaufte, würde fonjt bewirken, daß bie in ber Regel ſtark mitjpielende 
eine Urjache der ungünftigen Zablungsbilanz, ein zu großer Import von Waaren und 
Werthpapieren und zu Meiner Erport derſelben, noch länger ober noch erheblicher wirf: 
fam bliebe. Der Metallerport, welcher bier das Heilmittel ift, würde bieje Heilfrait 
nicht oder nur im geringerem Grade erlangen, wenn er in ber Form ber Begebung 
auswärtiger, aber zu billig geitellter fremder Wechiel erfolgte. Die zu bejeitigende und 
an fich durch die Begebung fremder Wechfel zu dem den Gonjuncturen gemäßen Curſe 
auch recht wohl befeitigbare Urſache des Mißſtands, eben bes Metallerports, würde 
aljo fortwirfen. 

Als Mittel, den im Inlande zu bejjen Zweden nötbigen Baarvorrath 
buch Eincaſſirung der fremden Wechfel und baare Remittirung des Betrages aus dem 
Auslande zu verftärken, betrachten wir das nah obigem Vorſchlage regelmäßig unb 
bauernd gehaltene fremde Wechjelportefeuille audy nicht. Da wird bejfer das Baar: 
geld felbft in der Banf liegen. Muß aber einmal in gewifien Zeiten ber Baarvorratb 
durch auswärtige Metallbezüge verftärft werben, jo Ändert jener Vorrath fremder Wechſel 
im Befige der Bank an ber gegenjeitigen Lage dev Banken und Volkswirthſchaften ver: 
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in einem mit Zwangscurs verſehenen, nicht gegen Metallgeld einlösbaren 
Papiergeld zahlbar jein (England 1797 — 1819, Nordamerika jetzt), gar 
nit für die Zwecke der Noteneinlöjung gebraudt. Ein Metallvorrath 
hierfür iſt aljo unnütz. Auch für den jedenfalls ſehr problematijden 
Zwed, wenigjtend dur die Thatjache des Vorhandenſeins eines gewiſſen, 
dod nunmehr ganz mühig liegenden Baarvorraths den Credit des unein- 
lösbaren Papiergeld3 zu heben, — ein Gefichtspunct, der fich noch neuer: 
dings bei der Ruſſichen Reichs- und Deflerreihiihen Nationalbank ganz 
verfehlt ermwiejen, gleihwohl von den Bankverwaltungen und Finanzmini— 
fterien feftgehalten wird —, aud) für diefen Zweck find jedenfalls auswär— 
tige Metallwechjel jo gut als Metallgeld jelbit. Es wird dabei doch nicht 


ſchiedener Länder nichts Mejentliches. Denn entweber vepräfentiren jene Wechſel bas im 
Auslande ſtehende Guthaben, welches feinerzeit aus ber Anlage bes erportirten Theile 
bes Baarvorraths entjtanden ift. Dann zieht bas Inland jept nur ein Kapital ein, 
welches das Ausland nur wegen jener Mafregel ber heimiſchen Bank fo lange zur Ber: 
fügung batte. Die Lage bes In- und Auslandes und ibrer Banken ift alſo wieber 
biejelbe, ala wenn die Mafregel überhaupt niemals ftattgefunden bätte. Oder jene Wed): 
fel find gewöhnliche Geſchäftötratten, welche für Erporte bes Inlands (an Waaren, 
Wertbpapieren oder auch Edelmetall) auf das Ausland gezogen und von ber Banf an: 
gekauft wurden. Letzterer Umſtand ändert an den gegenieitigen Schuldverhältnifien ber 
verjchiedenen Volkswirthſchaften nichts weiter, als daß die jchwebende Schuld des Aus: 
landes an das Inland, welde jene Wechiel darftellen, ftatt ſonſt vermuthlich rajcher ab: 
gewidelt zu werben, burd Dazwiichentreten ber Bank eine unter fortgefeßter Erneuerung 
der einzelnen Titel länger ftehen bleibende Yorberung der Banf an das Ausland wird, 
Wird dieſe Forderung durch Eincaffirung der Wedel und Bezug des baaren Betrags 
in einem gegebenen Moment eingezogen, fo wird bie age für das An: und Ausland 
nur biefelbe, welche ſonſt unter anderen Berbältnifien ohne die Bank jchon früher ein— 
getreten wäre. 

Für bas Ausland, in deſſen MWechjeln eine frembe Bank einen Theil ihrer Fonds 
anlegte, iſt dieſes Geichäft injofern immer vortbeilbaft, als es ibm ein Kapital zufübrt. 
Das Inland hat nur den Nugen, ein fonft müßig liegenbes Kapital verzinft zu erbalten. 
Unbequemlichfeiten können für das Ausland nur aus ber plögliden Kündigung 
entftehen, boch werben fie durch die anuderweiten Vortheile wohl aufgewogen werben. In 
dieſer Hinficht gleicht die Anlage eines Banffapitals in fremden Wechſeln für bie weg: 
leihende und bie entlehnende VBolfswirthichait in ihren Wirfungen der fonftigen „aus: 
wärtigen Schuld“. S. über dieſe meine Ordn. d. öſterr. Staatshaush. ©. 271—289, 
und meinen Art. Staatsjchulden, Staatswörterb. X, 11—15. 

Die ſchließliche weltwirthichaftliche Folge der Anlage eines Theils der Baarvor— 
räthe großer Banken in fremden Wechſeln ift ein geringerer Baarvorrath in ber 
gefammten, im Grebitverkebr ftehbenden Reihe von Ländern, alſo eine Kapitalerjparung, 
bie ber Gejammtbeit zu Gute fommt, eine böbere Phaſe der internationalen 
Creditwirthſchaft. Darin liegen aber natürlich wieder ähnliche Gefahren, wie in 
ber Entwidlung ber nationalen Greditwirthichaft. In beiden Fällen wird „ein Marimum 
von Umfägen mit einem Minimum Baargeld“ bewerkitelligt (Theor. d. Peel'ſchen Acte 
S. 121), wobei in dem neuen Fall ein Mißverhältniß noch leichter eintreten kann. 
Desbalb iſt eine vorfichtige und intelligente Banfverwaltung bier ein doppeltes Erfor— 
derniß. Ein wefentlicher creditwirtbfchaftlicher Fortichritt licgt aber doch in einer ſolchen 
Geftaltung der Dinge und deshalb wieder eine größere Bürgſchaft für die Gleihmäßig: 
feit ber Geichäfte, der Preife, Curie, Zinsfüße und Discontos. Denn bie nationale 
Creditwirthſchaft muß, jowie es fih um größere — Zahlungen handelt, jetzt 
ſtets von ben Geldſurrogaten und Creditümlaufsmitteln abſehen und zum Metallgeld 
zurüdgreifen, um mit dieſem jene Zahlungen zu bewerkſtelligen. Bei ber theilweiſen 
Veranlagung bes Baarfonds in fremden Wechſeln ift dies infoweit nicht nöthig, als bie 
fremden Gläubiger für diefe Wechfel felbit wieder ihre heimiſchen Geldfurrogate in 
Zahlung annehmen werben, was meiitens ber Fall fein wird. Ein größerer Betrag ber 
en Umjäge wird alſo ohne förperliche Benupung baaren Gelds ab- 
gemacht, 
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ganz nutzlos ein Zins geopfert, ſondern der Bank oder dem Staatsſchatze 
und dadurch der heimiſchen Volkswirthſchaft gewonnen, was direct und in— 
direct immer von günſtigen Folgen für das Inland und für den Credit 
feiner Papiervaluta fein muß. Dies ſpricht aljo unbedingt für den Vor: 
ichlag, ja während der Dauer der Uneinlösbarkeit würde id nit Anjtand 
nehmen, eine foldhe Veranlagung des ganzen noch vorhandenen Baarfonds 
in fremden Wechſeln, theilweije jelbjt in fremden Werthpapieren anderer 
Art (Staatsfonds u. dgl. m.) zu empfehlen, wenn man nicht, was in vie: 
ler Hinficht im Anterefje der Valuta das Bejte wäre, den Baarfonds lieber 
noch zur Verminderung des Papiergeldumlaufs realifirte. Die zwei Haupt— 
bedenfen, welche gegen die Anlegung des Baarfonds in fremden Wechjeln 
geltend gemacht werden können, daß nämlich diejes Gejchäft zu leicht Ge- 
legenheit zu Gursipeculationen mit der Baluta und den Stand der lebte: 
ven vollends dem übermwältigenden Einfluß der Bank Preis gebe und daß 
ferner die jpätere Wiederaufnahme der Baarzahlungen und der dazu er— 
forderlihe Bezug des Metall3 aus dem Auslande größeren Schwierigkeiten 
begegne und die Fremde in ſtarke Mitleidenjchaft ziehe, dieje Bedenken über: 
ſchießen zum Theil das Ziel, theils find fie unſchwer abzujtellen, theils für 
das Inland nicht maßgebend. Die Defterreihiihe Nationalbanf hat meines 
Erachtens dem Geſchäft in auswärtigen Wechjeln, — immer vorausgejekt, 
daß jtatt dejfen doc Feine Verminderung des Notenumlaufs, jondern nur 
eine Erhöhung des Baarvorraths ftattgefunden hätte — neuerdings mit 
Recht eine ziemliche Ausdehnung gegeben. Sie könnte e3 in einem nod 
größeren Umfange betreiben und die Nuffische Reichsbank und das nord- 
amerikaniſche Schagamt würden pafjend diejem Beijpiel folgen. 95*) 





559) So qut als mit dem Portefenille fremder Wechſel läßt fi mit dem Baar: 
fonds jelbjt eine eigentlihde Speculation auf den Stand der Baluta betreiben, 3. B. 
durch Verkauf von Metall zum Zweck das Agio zu drüden, durd Anlauf zum umge- 
febrten Zwed, wie drgl. ja auch in Rußland und beionders Nordamerika noch fortwäb- 
rend geichiebt. Entſprechende Borichriften, dies zu verbüten, laſſen ſich in beiden Fällen 
geben. Bei der ipäteren Wiederaufnabme der Baarzablungen müſſen die Wechſel gro— 
Bentbeils realilirt und deren Betrag aus dem Auslande baar bezogen werden. Daraus 
können natürlich zeitweilig Schwierigkeiten für die ausländiſchen Geldmärfte und Banfen 
entiteben, welde plögli jo viel Metall hergeben müſſen. Indeſſen ift bier cben doch 
mit Recht das Anterejie der eigenen beimiichen Voltswirtbidaft des Papiergeldlandes 
zunäcjt maßgebend. Auch ailt binfichtlich des Auslandes wieder bie in vor. Anm. ge: 
machte Bemerfung, dab dem Auslande jo lange die Benützung eines ihm gelichenen 
jremden Kapitals zu Gute Fam. — 

Am Anſchluß an das Obige fei es mir-geftattet, noch einige Worte über einige 
jpecielle Berbältnifie des Papiergeldweiens DOefterreihs und Rußlauds, welde mit der 
im Text bebandelten Frage in enger Verbindung fteben, in Anknüpfung an meine be: 
züglichen früheren Schriften bier einzureiben. 

Die Defterr. Nationalbanf wurde durch Aenderung des $ 14 ihrer Statuten 
i. 3. 1868 (ſ. oben Anm. 487) ausdrüdlich ermächtigt, auswärtige Wechſel zur No: 
tendedung zu verwenden, boch wird dieſer Betrag nicht auf den ſtatutenmäßigen 
Baarfonds angerechnet. Tropdem die befanntlich für das J. 1867 beabfichtigte Aufnahme 
der Baarzablungen wegen der Zwilchenfälle des 3. 1866 nicht jtattgefunden, gilt nun 
doch die Borfchrift des $ 14 binfichtlich der Notendedung auch jegt für die uneinlös— 
baren Noten, obgleich fie dafür vollends nicht paßt. Es müſſen daber alle Noten über 
200 Mill. fl, binaus zu voll metalliſch gedeckt fein. Ein ebenjo koſtſpieliges als zweck— 
loſes Berlangen, das bei einem Baarionds von c. 110 Mill. fl. jährlich an Zinſen 
6-7 Mill. fl. koſtet. Mit der Erfparung einer jolden Summe wäbrend 10 Jahren 
— die öſterr. Valuta ift nun bald 22 Jahr uneinlösbar und wird es wohl noch geraume 
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Soweit die angekauften, namentlich aus wärtigen Wechſel wieder 
von der Bank verkauft werden, nimmt dieſes Wechſelankaufgeſchäft noch 
ein beſonderes Gepräge an. Es iſt dann ähnlich zu beurtheilen wie die 





Zeit bleiben! — erlangte man ſo ziemlich die genügenden Mittel zur Aufnahme der 
Baarzahlungen. Der Zweck jener Vorſchrift iſt allerdings eine ganz richtige Beſchränkung 
gerade auch der Menge des uneinlösbaren Bankpapiergelds. Aber er läßt ſich 
viel wohlfeiler, ebenſo ficher und notoriih ohne nachtheilige Folgen für den Gredit des 
Papiergelds durch die einfache Vorfchrift erreichen, daß ber Notenumlauf dev Bank z: B. 
die Summe von 300 Mill. fl. nicht überfchreiten darf, felbit wenn dieſer ganze Betrag 
gar micht mit Metall gebedt ift. Jedenfalls aber ift es nicht einzufeben, warum vollends 
in der jetigen Lage ber Bank bei juspenbdirter Baarzablung bie auswärtigen 
Metallwechſel nicht in die geſetzliche Baardeckung follen eingerechnet werben dürfen. 
Eine bezüglihe Abänderung des Geſetzes empfieblt fih dringend. Auf die Rente der 
fremden Wechſel wird jegt nicht nur gegen das Antereffe dev Banf, jondern ber ganzen 
öfterr. Volfswirtbichaft verzichtet. Defterreich ift zu folcher Verſchwendung wahrlich nicht 
reich genug. Die geltende Vorichrift bat aber auch noch einen fpeciellen Nachtbeil, welcher 
fib in ber Wiener Börfenkrifis im September 1869 gezeigt bat. Die Banf darf ibre 
Noten nur gegen volle Baardbedung vermehren. Auch dieſe Erlaubniß halten wir 
eben wegen der Uneinlösbarfeit ber Valuta für verwerflih und gegen 
das Anterejie der Rapiervaluta (ſ. u.). Allein bejtebt fie einmal, jo ift doch wirflich nicht 
einzufeben, warum bie etwa vorhandenen fremden Wechſel erft in Silber verwandelt 
werben müjlen, um eine jolde Mebremiljion vorzunehmen. Dies verzögert nicht nur 
zwedIlos-Tegtere Operation, vaubt der Banf nutzlos die Nente aus den Wechſeln, jondern 
wirft auch inmitten einer Börſenkriſis direct nachtbeilig ein. Denn durch die Eincalfirung 
der fremden Wechſel und die Memittirung bed Baargelds aus dem Auslande werben 
bierbei zwedlos den fremden Geldmärften und Banken Summen entzogen, welcde in 
der infolventen dfterr. Banf ganz aus dem Berkehr fommen. Dadurch ent: 
widelt fi eine nutzloſe Mitleidenichaft der fremden Börfen an ben Scwierigfeiten ber 
Wiener, bie aber natürlich bei der engen Verbindung ber Börfen auf Wien zurüdwirft. 
So wird ber Iwed ber Mebrausgabe von Noten, die Krife zu lindern, durch die er: 
wähnten Modalitäten ber Operation mehr ober weniger vereitelt, Braucht Wien und 
feine Banf für bie wirflibe Wiederaufnabme der Baarzablung Metall aus 
der Fremde, jo wird eine Beläftigung der fremden Börfen weder zu vermeiden nod zu 
Icheuen jein. Aber ganz anders liegt doch wahrlich der Kal, wenn man uneinlösbare 
Noten ausgeben will! Die Ereigniffe im Sept. 1869 bilden einen Beleg für meine An- 
fit. Am 18. Aug. batte die Bank 297.79 Mill. fl. d. W. Notenumlauf, 109.23 Mill. 
fl. Baarfonds, 38.56 Mill. fl. in Metall zabibare Wechſel. Bis zum 6, Octbr. batten 
ſich dieſe drei Poften verändert auf reip. 309.22, 125.07, 26.99 Mill fl. Die Junabıne 
des Baarfonds ift großentbeils auf die Eincaffirung oder den Berfauf dev Metallwechſel 
zurüdzuführen. * derſelben Zeit ungefähr nahm der Baarvorrath ber Preuß. Bank 
unter dem Miteinfluß jener Operation der Oeſterr. Bank vom 23. Aug. bis 7. Oct. um 
11.22 Mill. Thlr., der der Frankfurter Banf vom 20. Aug. bis 10. Oct. um 2.2 Mill. 
fl. ab, was immerhin in Berlin und Frankfurt ald Drud empfunden wurde und bort 
zu einer, übrigens zu ſehr verzögerten Discontoerböhung zwang. 

Das jeßt der Bank unbedingt zuftchende Necht, gegen volle Baarbedung 
ihre uneinlösbaren Noteu beliebig über 200 Mill, fl. binaus zu vermehren, ift 
jeboh an ſich fehr bedenklich und bat gerade während der Wiener Börjenkrifis im Herbſt 
1869 einmal wieder beutlicy feine nachtbeiligen Folgen gezeigt. In der Bankfacte von 
1862 war e8 fcheinbar gerade im Intereſſe der Solidität der Banknoten aufgeftellt wor: 
ben, aber bob nur berechnet für ben Zuftand der Solvenz der Banf. Da 
letzterer nicht beſteht, fo ift die Hinterlegung von Metall gleichgiltig, es wirkt die Ver: 
mehrung des uneinlösbaren Papiergelds in diejem Fall ebenjo als wenn fie ohne Wei- 
teres erfolgt. Scheut man fie nicht, jo kann man jogar behaupten, daß die Forderung 
voller Baardedung, weil fie nußs und zwedlos anderen Börjen und Banfen Geld ent: 
ziebt, ungünftiger wirft, als die einfache Emiifion von Papiergeld, 3. B. zum Zweck ber 
gewöhnlichen Wecfeldiscontirung. Dies trat im Herbft 1869 in Wien bervor. Was 
gegen bie Eincaifirung der fremden Wechſel vorbin bemerft wurde, gilt auch von der 
im September 1869 vorgenommenen Notenausgabe unter Pariberechnung der Noten 
gegen Gold, das zugleich auf Zeit wieder an die Weberbringer mit einer Eleinen Eure: 
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ſogen. Rück discontirung der gewöhnlichen discontirten Wechſel, wobei aus 
dem Activgeſchäft ein Paſſivgeſchäft hervorgeht, indem die Bank die 
Wechſel mit ihrem Giro, alſo ihrem Obligo weiterbegiebt. Auf dieſe Frage 


differenz 





urückverkauft wurde (in den 3 erſten Wochen des Sept. 1869 für c. 3—9 
Mill. &) Das ijt immer nur wieder bie alte, in Defterreich bundertmal feierlich ab: 


geihworene Metbode, momentan Schwierigkeiten ber Geichäftewelt, ber Finanzen durch 
Papiergeldausgabe zu heben, um dann natürlich mac einiger Zeit im jchlechteren Curſe 
ber Baluta die Früchte folder Politif zu ernten. Bei uneinlösbarer Baluta iſt die 
Feſtſetzung eines abjoluten Marimums der Bapiergeldmenge das erite 
Erforderniß einer richtigen Finanz: und Bankpolitif, wenn nicht der legte Halt für bie 
Baluta wegfallen fol. Die Verhältniſſe find in bdiefer Beziehung total verſchieden 
von benen einlösbarer Banknoten, was denn body endlih einmal von den Leitern 
ber Finanzen und Banfen eingejeben werden jollte. (S. meine Ruji. Papiermwäbr. 
©. 62 fi., 69-77.) 

Die Folgen dieſes unfinnigen Syſtems, uneinlösbares Papiergeld ungeſcheut zu 
vermehren, wenn nur ber Baarfonds gleichzeitig wädhft, oder m. a. W. Edelmetall 
mit entwertbetem Bapiergelde aufzufauien umdb in ben Banfgewölben 
aufzufpeihern, find erft Fürzlich in einer analogen Operation der Ruif. Reihe 
bank wieder nachtheilig genug hervorgetreten. Diefe Bank, eigentlih eine bloße Abtbei: 
lung des ruſſ. Finanzminifteriums (ſ. meine Rufl. Papierw. ©. 223), eine Anftalt, 
deren principlofe wechielnde Leitung würdig mit derjenigen ber Defterr. Bank wetteifert, 
begann im Sommer 1867 ben Auffauf von Gold zu einem feiten, gegen die Gonjunc: 
turen für Gold zu günftigen Curſe mittelft Vermebrung der Noten (Meichscreditbillete). 
Ich habe a. a. O. (S. 139 ff. 170 ff.) diejes Geſchäft näher anafpfirt, feine nothwendigen 
Wirkungen dargelegt und es durchaus verurtheilt. Die mittlerweile eingetretenen Ereig: 
nifie haben meine damaligen (December 1867) Beweisfühbrungen und Vorausſagungen 
buchſtäblich durchaus beftätigt. Der Baarvorratb der Bank ftieg von c. 60 Mill 
N. Mitte 1867 auf c. 145 Mill. N. bis Mitte Sept. 1869, aber der Papiergeldumlaui 
um eine Ähnliche Summe, trog der Einfchränfungen im Escompte: und Vorſchußgeſchäft. 
Ungeachtet diefer jo viel höheren Metalldefung, deren günftige Folgen man prophezeite, 
ift der MWecjelcurs fjeit Sommer 1868 von c. 93 auf c. Thlr. für 100 Rbl. im 
Herbit 1869 in Berlin geiunfen, alfo eine um 10°/, ftärfere Entwerthbung (das Part if 
faft genau 100 Rbl. — 108 Thlr.). Beängftigt durch diefes Gursfallen, das nicht allein, 
aber vornehmlich durch jene thörichte Mafregel bewirkt wurde, operirt die Bank jept (Sept. 
1869) einmal wieber umgekehrt und verfauft Devijen, um den Curs zu brüden und bie 
Schwanfungen der Baluta vollends von der Willführ der Bank abhängig zu maden. 
Aud in Rußland empfiehlt fich für jegt und für die Zeit der wiederaufgenommenen 
Baarzablung, wie für jedes Land, bas größere Schulden im Auslande bat, die Anlage 
eines anſehnlichen Theild des Baarvorraths in fremden Wechſeln (ſ. Rufi. P. w. ©. 
264 fi.). Eeit dem Krimmfriege, wo bie ruſſ. Greditbillete uneinlösbar wurden, hat der 
Baarvorrath im Minimum 55—60 Mill. Rbl., Jahre lang, wie jet wieder, erbeblih 
mehr betragen. Rechnet man auch nur 60 Mill. Rol., jo ergibt dies für 15 Jahre bei 
5%/, Zins einen Zinsverluft, jelbft ohne Zinfeszinfen, von 4d Mil, Rbl. für den ruſſ. 
Reichsſchatz! — 

Im nordamerik. Shakamt braucht man beionders zu den in Gold zu lei— 
ftenden Zinszablungen für ben größten Theil der Staatsjhuld Gold, das aber aus ben 
Zöllen jo ziemlich im erforderlichen Betrage eingebt. Da ein fo großer Theil der Schuld 
fich in Europa befindet, würden fremde Wechſel auch bier flatt des Baargelds dienen 
fönnen. Am 1. Sept. 1869 betrugen die Legals:Tender: Noten 356.'?, das Papierfleingeld 
31.93 Mil. D., der Goldbeitand des Schakamts (abgefeben von 36.3 Mill. D. für 
den leihen Betrag Golbdepofitencertificate) 64.8, ber Rapiergeldbeftand 12.1? Mill. D. 
Bon der vorlegten Summe ließe ſich ebenfalls ein beträchtliher Theil in fremden De: 
vijen verzinslich anlegen. Das Schakamt jpeculirt übrigens oft recht ziel: und planlos 
mit dem Agio durch GSoldverfäufe bin und ber. Die wabrbaft infernale Gorruption im 
Gefolge der Papiergeldwirtbichaft bat fih in jener Goldpanique am 24. Sept. 1869 in 
fürdterlichfter Weife offenbart. ©. Nation. Ztg. v. 13. Oct. nah d. Newy. Hanbeld- 
zeitung. Und dennoch immer noch fo viele Vertbeidiger der Papiervaluta, Garen voran 
unb I wenig ernftliche Anftrengung, zur feiten Währung zurüdzufehren, felbft in Nord: 
amerin, 
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des Mechjelverfaufs und der Nücdiscontirung kommen wir unten im Ab: 
ihnitt 3 von den übrigen Banfgejchäften zu jprechen. 


II) Die Beftimmung der Qualität der Wechſel. 


Die jchwierige Aufgabe, die Qualität der von der Bank zu erwer— 
benden Wechjel zu bejtimmen, wird nun in der Praris und danach in ra= 
tionellen Statuten meijtens in der folgenden Weije zu löjen gefucht, wobei 
man im Ganzen zwijchen den bejprochenen verſchiedenen Wechſelgattungen 
nicht weiter unterjcheibet. 

Man juht zunädit, troß der oben erwähnten und leicht begreiflichen 
Bedenken, doch einige allgemeine Merkmale aufzuftellen, aus denen 
man auf die allgemeine Creditwürdigkeit, Sicherheit und leichte 
Nealijirbarkeit der Wechſel mit Wahrſcheinlichkeit glaubt jchließen zu 
fönnen. Dan jtellt daher bejtimmte Anforderungen binfichtlih der Zahl 
der Unterſchriften, aljo der auf dem Wechjel wechjelmäßig Verpflichteten, 
der Dauer des Wechſels oder feiner VBerfallzeit und allenfalla der 
Größe des Wechſelbetrags auf und läßt, unabhängig von den jpeciel- 
len Wecjelverpflichteten, ausnahmelo8 oder wenigjtens als jelten und nur 
in bejtimmten Fällen bei Seite zu jeßende Pegel bloß ſolche Wechjel zu, 
welche jene Merkmale tragen. 

Sodann trifft man Beitimmungen und Ginridtungen, um die 
jpecielle Ereditwürdigfeit derjenigen Wechſel feitzujtellen, melche 
jene Merkmale der allgemeinen Greditwürdigkeit bejigen. Zu dieſem 
Zwecke dient die Aufitelung von Ereditliiten und die Feitjekung von 
Marimalcrediten für die erjten direkten Verpflichtungen wie für die 
ſämmtlichen Obligo8 einer Firma, ferner die Organijation der Wed: 
jelcenjur. Die Aufgabe der leßteren ijt die Prüfung der allgemeinen 
Greditwürbigfeit der Wechjel auf jene Merkmale hin, die Entwerfung der 
Erebitlijten und Marimalcredite und endlich die Beurteilung jedes einzel= 
nen Wechjels, der hiernach an ſich zugelafjen werden darf, hinfichtlich jeiner 
jpeciellen Annehbmbarfeit in dem betreffenden alle. 

Es ijt Har, daß für eine tüchtige Bankverwaltung durdhaus die 
Hauptſache die richtige Drganijation der Wechſelcenſur und die richtige 
Uebung diefer Cenſur iſt. Bei einem freien, unter öffentlicher Controle 
jtehenden Bankweſen, wo in den Ausweijen die unbezahlt gebliebenen Wechjel 
und in den Jahresberichten die Verluſte aus Wechſeln angegeben werden, 
bedürfte e3 jener Vorſchriften über allgemeine Merkmale der Creditwürdig- 
feit und jogar der Feſtſtellung abgejchlofjener Greditliften und Marimal: 
credite nicht. Selbjt in unjerem jtaatlich regulirten Bankweſen liegt jedoch 
der Schwerpunft in der ordentlich eingerichteten und tüchtig geübten Wed): 
jelcenjur. Alle die anderen Bejtimmungen hemmen auf der einen Geite 
immer leicht unnöthig und bieten auf der anderen für fi allein dennoch 
feine zuverläfjige Bürgjchaft für die Güte der Wechſel. Eben darin beteht 
der nicht zu bejeitigende Mangel dieſer Vorjhriften. Aber eine fachlich res 
gulirende Gejeßgebung muß fih einmal unvermeidlih an ſolche äußere, 
mechaniſche Momente zur Beurtheilung der allgemeinen Greditwürdigkeit 
der MWechjel wie jene erwähnten Merkmale halten. Nur follte fie einjehen, 
daß damit dod nur ein mechaniſches Princip zur Beurtheilung der Wechjel 
gewonnen wird, bad manche nconvenienzen bei jeiner jtrengen Durchfühs 
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rung mit ſich bringt. Daher ſollten einmal mitunter ausnahmsweiſe zuläſ— 
fige Abweichungen von den feiten Negeln geftattet und jodann doc beſon— 
dere Sorgfalt auf eine gute Einrichtung der Wechjelcenjur verwandt werden, 
in dem richtigen Verjtändnig, daß letzteres unter allen Umjtänden Die 
Hauptjache jei. In der Banfgejetgebung wird diejes noch keineswegs immer 
genügend eingejehen. 

Mande unliebjame Folgen fejter Negeln für die zuzulafjenden Wechſel 
laſſen fich in der Weiſe bejeitigen oder mildern, daß man die Wechſel da= 
nad) unterjcheidet, ob fie zur jpeciellen oder jubjidiären Notendedung 
in dem früher erwähnten Sinne (j. oben ©. 264) dienen follen. Man 
fönnte namentlich in Betreff der Zahl der Unterfchriften und des Umfangs 
des direften und indireften (d. b. durch entferntere Obligos entjtehenden) 
Marimalcredit3 einer Firma und bedingungsweife auch der DVerfallgeit für 
ſolche Wechjel, welche nur zur fubjidiären Deckung dienen, alfo nicht mittelft 
der Notenausgabe jelbft erworben wurden, minder jtrenge Anforderungen 
jtellen. Eine jolche jehr naheliegende Unterfcheidung kommt indeſſen bisher 
in den Bankſtatuten noch faum vor, in den deutſchen findet fie ich fait 
nirgends. Sie könnte ähnlich auch beim Lombardgejhäft jtattfinden. 8°) 


1) Die Merktmale der allgemeinen Grebitwürbigfeit ber Wechſel. 


Die wichtigſten Merkmale der allgemeinen Greditwürdigfeit, 
melde von einem Wechjel behufs feiner Zulaffung zur Discontirung oder 
zum Anfauf in den Statuten meijtentheild gefordert zu werden pflegen, 
find der Befit einer Minimalzahl von Unterjhriften und eine 
nit überjhrittene Marimalverfallzeit. 556) 

In eriterer Hinficht werden in der Negel wenigſtens 3 7) mit: 
unter mindejteng 2555) „notorifch gute“ 559) Unterſchriften verlangt. 560) 
Hier könnte pafjend im Princip die eben erwähnte Unterjcheidung ber 
Wechſel nad) der Kategorie der Deddungen, zu denen fie gehören, gemacht 


555) Im Braunſchw. alten Stat. Fünnte man eine Beſtimmung wie die ge: 
nannte darin finden, daß $ 10 Feine Bedingungen binfichtlich Verfallzeit und Unter: 
fhriften für das Discontogeichäft aufftellt, fondern dies dem Reglement überläßt, $ 11 
über bie Notendedung aber wenigftens nur binnen 3 Mon. einziehbare Valuten gejtattet. 

556) Beitimmungen fehlen im Deff. St. $ 3, das Nähere wird nur im Regle— 
ment feftgeießt; cbenfo im Thür. ©t, 

557) Unbedingt wenigſtens 3: preuß. Privatbanfen, Mein, Weim.; in 
ber Regel wenigftens 3: Preuf., Darmit., Franff., Goth. (bei Disc. wechſ.), Lur., 
Bad. Entw. v. 1864, Gejegentw. d. Abgeordnetencomm., Entw. v. 1869, Dejterr. Nat. 
B. (Reglem. v. 1862 Art. 33), Franzdi. St. Art. 9 vgl. mit Art. 11, ſerner bei 
Wechſeln auf fremde P läge u. bei nicht acceptirten zum Escompte zugelajj. inländ. 
Platzwechſ. Baier. St. $ 63, 62. — Auch die franzdj. Depart. Banken forderten 3 
Unterfcriiten. 

556) Leipz., Brem,, Gera, Gotha (bei Disc. wechſ.), Bad. Gejeßentw. d. Abgeordn. 
Comm., Lüb. Privatb. und die Banfen, welche ftatt der britten Unterjchriit ein Pfand 
zulafien, j. u. Anm. 567. 

559) Diefer oder ein Ähnlich Tautender Ausdrud (ſchon im Franzöſ. St. v. 1808 
Art. 11 „notoirement solvables“) findet fich faft allgemein, mitunter noch mit ber Bei: 
fügung „wechſelfähige“. Er feblt aber auch gelegentlich, 3. B. im Brem. Stat., Oeſterr. 
Reglem. Wird an der Vorſchrift ftreng feftgebalten, jo ift fie freilich wichtig; |. aber 
unten. 

560) Solche Beitimmungen fehlen im Braunſchw., Homb, St., ebenjo hinſicht— 
lich ber anzufaufenden Wechſel im Goth. St. 
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werden. Es würden dann wohl jür die jubfidiäre Deckung jelbit eigene 
oder trockene Wechſel (Solawechſel) ohne weiteres Indoſſament bei einer 
guten Einrichtung der Wechjelcenjur zuzulafjen fein. Der ſonſtige Ausſchluß 
gerade diejer Wechſel empfiehlt jich im Uebrigen dadurch, daß der legitime 
Urjprung eines jolden Wechjel3 aus joliden Handelsgejchäften noch jchwies 
tiger zu beurtbeilen und im Allgemeinen nad der Form diejes Wechjels 
nicht zu vermuthen ift. Wird letsterer dennoch zugelafien, jo jollte ein Pfand 
daneben verlangt werden, unter den gewöhnlichen Bedingungen des Lom— 
ae wo dann der Wechſel nur als jubjidiäre Sicherheit dient 
J. u). *⸗ 

Die viel erörterte Hauptfrage dreht ſich daher um das Verlangen von 
zwei oder mehr als zwei Unterſchriften beſonders für gezogene accep— 
tirte, ſodann für einmal (ohne Ausſchluß des Obligos für den Indoſſan— 
ten) girirte eigene Wechjel, 562) die eigentlichen „Bankwechſel“, welche 
unter der einftweiligen Bermuthung jolider Gejchäfte der betreffenden Firmen 
ordentlihen Handel3umjägen entiprungen, daher für „empfangenen Werth” 
gezogen, acceptirt oder indojjirt find, aud wenn fie letztere Elaujel nicht mehr 
ausdrüfli tragen müſſen. 

Gleich in diejer Frage zeigt fih, daß die Aufitellung einer allge— 
meinen Regel für alle Wechſel einer Banf und für die Wechſel aller 
Banken eines Landes ihre Bedenken hat. Denn die Verjchiedenheit der 
concreten Verhältniſſe und Handelsuſancen wird bei diejer jchablonenhaften 
Behandlung nicht berücfichtigt. Eben deswegen kann man dieje Frage aud) 
nur mit Vorbehalt allgemein entjcheiden. Das Meijte hängt auch bei einer 
jolden allgemeinen Entiheidung wieder von der Einrihtung und thatjäch- 
lihen Uebung der Welchſelcenſur ab. Aft diefe tüchtig, jo können auch Wechjel 
mit 2 Unterjchriften zugelajjen werden. Ueberhaupt würden wir für alle 
deutichen Zettelbanken womöglich nur zwei, jedenfalls aber, wenn dieje For: 
derung nach den concreten Verhältnifjen zu weitgehend erjcheint, bloß bei 
Wechſeln zur jpeciellen Notendeckung mehr als zwei Unterschriften verlangen. 
Nur bei ſolchen Kleineren oder in Nebenplägen domicilirten Banken, welche 
die Mechjelcenfur ſchwer ganz gehörig einrichten können, mag die dritte 
Unterjhrift allgemein gefordert werden, obgleich jie dann aud nur eine 
zweifelhafte vermehrte Bürgjchaft bietet. 

Der mit zwei Unterjchriften verjehene Wechjel iſt, wirthſchaftlich und 
rechtlich betrachtet, „fertig“. Er muß ſchon die genügende Sicherheit bieten, 
wenn er durd) eine gehörig eingerichtete Cenſur hindurchgegangen ijt, bei wel— 
Ger der Character der Transactionen, denen dev Wechſel entjprang, zumeift 
mit zu beurteilen ift. Andernfalls hat die Bank im jpeciellen Fall eben 
eine dritte Unterjchrift u. j. w. zu verlangen, was ihr ja immer freijteht, 567) 





561) Eolhe Solawechſel find zugelaflen bei der Baier. B. Art. 66 ff. mit 
eingebenden Beit. über das dabei zu ftellende Pfand, $ 66—72; ferner in Verbindung 
mit der Stellung von 2—3 ficheren Bürgen bei der Leipz. B. $ 29 (mit leichteren 
Leit. für Corporationen). 

562) Gigene, mit mehr als einer wechlelmäßig verpflichtenden Unterichrift vers 
ſchene Wechfel find faſt nirgends ausgeſchloſſen, indem in den Stat. ſchlechtweg von 
Wechſeln“ geiprochen oder die eigenen Wechiel, wie in den Stat. der preuf. Privat: 
banken, auch ausdrücklich als discontirbar bezeichnet werden. 

....?9) Es ijt der naive Standpunct der Gejchäftswelt, wonad die Banken ver: 
prlicgtet jeien, Darlehen u. ſ. w. zu geben, berüdfitigt, wenn man es fir nöthig 
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oder den Wechſel ganz auszuſchließen. Der gute Wechſel mit zwei Unter: 
ſchriften, 3. B. die gewöhnliche acceptirte Gejchäftätratte, ijt bereits dasjenige 
Papier oder „große Creditgeld“, welches durch den Discontirungsproceß bei 
= Zettelbanf mit Fug in das „Heine Creditgeld“, die Banfnoten verwan— 
elt wird. 

Das unbedingte principielle Feithalten an drei Unterſchriften 
hat meines Erachtens doch mehr gegen als für fi. Bei guten Wechſeln 
zwingt e3 nur zum Nachtheil des gewöhnlichen legitimen Geſchäfts mit 
einer Provifion die dritte Unterjchrift zu erfaufen. Es führt daher zur 
Nothwendigkeit von MittelSperjonen zwiſchen dem wechjelcreditjuchenden 
Gejhäftspublilum und der Bank. 56%) Jene Mittelöperjonen, Banquiers 
und andere Öffentlihe Banken, Discontohäufer u. ſ. w., gewinnen dadurch 
einen übermäßigen Einfluß auf die gewöhnlichen Gejchäftsleute und mono» 
polifiren den Bankeredit oder verjperen den directen Zugang zur Bank, in- 
dem fie ihn nur duch ſich hindurch geitatten. Wenn in den Bankitatuten, 
welde die Gründungscomites den Regierungen zur Genehmigung überreichen, 
die „drei Unterjchriften” für das Escomptegejhäft jelten zu fehlen pflegen 
und dieſes „handgreifliche Zeichen der Solidität“ wohl bejonder® von be- 
theiligter Seite gerühmt wird, jo follte man nicht vergefjen, daß die Ban- 
quiercoterieen, welche in den Gründungscomites die Oberhand haben, ein 
jehr nahe liegendes eigenes Intereſſe an jenem Berlangen bejiten. 

Die „drei Unterjchriften” bewirken aber thatjächlich Teineswegs immer 
eine bejondere Solidität des Wechjelgejhäfts, ja das Gegentheil ift notoriſch 
oft der Fall. Bei guten Wechſeln unnöthig und Eoftipielig für die Credit— 
jucher wird die dritte Unterjchrift oft dag Mittel für ſchlechte Wechſel, 
welche nad ihrer Beichaffenheit und den beiden erjten Unterjchriften aus: 
geichlofjen werden jollen und bei halbwegs ordentlicher Cenſur auch ausge: 
jchlofjen werben würden, zur Discontirung zugelaffen zu werden. Der 
Gredit wird hier ausſchließlich oder vornehmlich der dritten Unterjchrift ges 
währt, die dabei doch oft leichtjinnig genug gegeben wird. Zwar verlangen 
bie Statuten meift nicht nur „drei“, ſondern ausbrüdlid „drei noto— 
riſch gute” Unterjriften (j. Anm. 559). Aber nur zu leicht wird dieſe 
Vorſchrift nicht jo jtreng genommen, wenn eine bejonders befannte Firma, 
eben die eine Bankhauſes, die dritte Unterjchrift hergegeben bat. Dadurch 
häufen ſich die Obligo3 einer ſolchen Firma auf den discontirten Papieren, 
deren Werth jchließlich doch von den anderen Unterjchriften vornehmlich 


bält, noch bejonders in ben Stat., 3. ®. ben Franff. Art. 15, zu fagen, baf bie 
Bankfverwaltung die beantragte Discontirung gewähren ober verweigern fünne, obne 
Angabe von Gründen. Diefer Stanbpunct hängt mit dem Privilegien: und Gonceijiong: 
unweſen freilih eng zufammen, ift nur eine Gonfequenz ber tbörichten ober nichtsia- 
genden Beſtimmung im Eingang vieler Statuten: die Banf babe den Zwed, Handel und 
Gewerbe zu fördern (den bat jeder Schufter auch) und führt zu bedenflichen practifchen 
Folgen, nämlich zur Aufitellung bes „Rechts auf Bankcredit“ in Kriſen — ähn— 
lih dem ‚Recht auf Arbeit? — wie ed noch jüngft in Wien laut gefordert und naiv 
jeblft in Gorrejpondenzen des „Actionär“ vertheidigt ward (f. u.) ! 

564) Bol, Art. 15 bes Stat. der Franzöſ. B., wo bie Wechſel des Mleineren Ge: 
jhäfts mit 2 Unterichriften durch binzufommende Dedung, qui se fait par un inter- 
mediaire quelcongue de la banque, banfjähig werben und zu demſelben Zinsfuß. 
zugelafien werden jollen. Das Pariier Comptoir d’Escompte mußte ald Vermittlungs— 
anjtalt errichtet werben, verthenert aber natürlich den Greditjuchenden, deren Wechſel es 
biscontirt und bei der Bank v. Frankr. wieber discontiren läßt, den Grebit. 
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bedingt ift. Eine Teichtfinnige Ereditgewährung eines Bankhaufes, 3. B. im 
bloßen Verkauf der Unterjhrift um der Proviſion willen — man denfe an 
dad Hamburger Blancoacceptgejhäft von Ullberg und Kramer und Conſor— 
ten im Jahre 1857! 56) — führt dann in die Bank maffenhaftes Papier 
mit drei Unterjchriften, welches nicht beſſer iſt, als wenn es die zwei an— 
deren Unterjehriften trüge, mit denen allein e8 zum Seile der Bank nicht 
discontirt worden wäre. 

Man laſſe aljo im Princip Wedel mit zwei Unterjchriften zu, 
organijire die Wechjelcenjur möglichſt gut, übertrage den Leitern und Gen 
joren der Bank eine möglichjt bedeutjame und augenfällig hervortretende 
Verantwortlichkeit für das Discontogefhäft und verlange recht jpecielle 
Berdffentlihungen über dafjelbe, namentlich Ueberfichten der beim Berfall 
unbezahlt gebliebenen und derjenigen Wechjel, welche der Bank definitiv 
Verluſte gebracht haben, mit ausdrücklicher Unterjcheidung diejer Wechjel 
nad der Zahl der Unterjhriften (und ähnlich nad ihrer Verfallzeit, |. 
unten). 566) 

In der Einſicht, daß das unbedingte Feithalten an mindeftens drei 
Unterjchriften der Bank zwecklos die Hände zu jehr binde, ift in einigen 
Statuten dieſe Dreizahl denn auch nur als Regel aufgejtellt, von der Ab- 
weichungen gejtattet find (j. Anm. 557). Dies ift jchon eher zu billigen, 
nur jollten dann nicht gleich in den Statuten wieder die bejtimmten Be— 
dingungen bezeichnet werden, unter denen ſolche Abweichung erlaubt jei, 3. 
DB. daß die dritte Unterfchrift dur ein gemügendes Unterpfand erjeßt 
werden könne. 567) Dergleihen Anordnungen find den Geſchäftsreglements 
zu überlajjen und lettere müſſen vollends in ſolchen Punkten von der 
Bankverwaltung allein abhängen. Es jollte eben möglich fein, auch ohne 
Pfandbeitellung gute Wechjel mit 2 Unterſchriften zu discontiren. 

Die Zahl der Unterjchriften wird pafjend auch bei derjelben Bank 
nit nur nad dem jpeciellen Werth der wechjelmäßig Verpflichteten, jondern 
aud bei denjelben Verpflichteten nad) den jeweiligen Verhältnijjen des Geld: 
markts eine größere ober geringere fein. Die richtige Regulirung der Zahl 
der Unterjchriften gehört daher zu den Punkten der jog. Discontopolitif, 
über welche fich nicht wohl fefte mechaniſche Negeln geben laſſen, jondern 
bei denen die Banfverwaltung eine größere Freiheit der Bewegung 


565) ©, Aſher's Ueberſ. v. Tooke's Geſch. d. Preife, II, 820, (Hertz) Art. 
im Brem. H. Bl. 1857 NR. 322, 323, meine Theor. d. Peel'ſchen Acte ©. 284. 
Sötbeer in ber Berl. Vierteljabrichrift für Bollsw. 1867 I, S. Bf. — 
Wie wenig an und für ſich die Zahl der Unterfchriften, die Acceptirung u. ſ. w. be— 
beutet, wenn nicht auf die Güte aller Namen ftreng gefeben wird, zeigen die Thatfachen, 
welde in neueren Scanbalprocefien in Berlin und anderswo zum Vorſchein famen. 
Man fauft geihäitsmähig von beliebigen Bummlern, früher für 1—2 Thlr., ſpäter un: 
ter Preis drüdender Goncurrenz für 27,—5 Sgl., ja „für einen Schnaps“ ein Accept ! 

566) S. auch oben ©. 101, das Bilanzibema ©. 112. 

567) Kranz. B. Stat. Art. 12, Zulaffung von Wechſeln mit 2 Unterſchr., nad: 
dem man fich verjichert bat, daß fie aus reellen Waarenbandelsgefhäften hervorgegangen, 
unter Beifügung von Banfactien oder 59/, Renten, nad bem Nennwertb; j. aber Anm. 
564 u. fpäter über Warrants, — Defterr. Nat. B. Reglem. (den Statuten gleich beige: 
fügt u. ald Geſetz public.) Art. 34, die dritte Unterfchrift kann durch ein ftatutenmäß. 
Piand im Werth ber Hälfte des zu escomptir. Betrags erjegt werben. — Frankf. B. 
$ 14 (geuügendes, von ber Berwaltung zu beſtimm. Unterpfand) u. danach Statutenentw. 
d, Bad. Handelst. Art. 10 u. Project. v. 1869 Art. 10. 

Wagner, Gutachten. 19 
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haben muß, mag der Staat ſonſt ſein Dazwiſchentreten auch noch ſo weit 
treiben. 569) 

Weniger einzuwenden haben wir gegen die Aufjtellung unbedingt 
unüberjreitbarer Marimalverfallzeiten für die Wechſel in den Sta— 
tuten, namentlich joweit e8 fih um Wechſel zur fpeciellen Notendedung 
handelt. In der Regel iſt dieje Friſt in Deutjchland höchſtens drei Mo— 
nate, 56°) Feine Erweiterungen, eventuell nad den’ Platzverhältniſſen bis 
auf 100 Tage oder aud 4 Monate find wohl zuläjjig, größere Frijten da= 
gegen würden wir unbedingt ausjchliegen 7%) und ganz fehlen jollten Be— 
jtimmungen über dieſen Bunct in Statuten der materiellen Banfgejeßgebung 
nicht. 571) Denn für die jtete NRealifirbarkeit der Ausftände ift eine nicht zu 
lange Dlarimalfrift der Wechjel von geradezu erjter Bedeutung. Die regel: 
mäßige Rüditrömung der Noten zur Bank, diejes Cardinalprincip 
Fullarton’8 im Banknotenweien, hängt davon zumeijt mit ab. Durch Ab» 
widlung oder Ablaufenlafjen der Wechjel kann die Bank bei einer nicht zu 
langen Verfallzeit diefer Wechjel binnen Kurzem ihre Noten ganz einziehen 
oder dafür Baargeld in die Gafjen bekommen. Es hat ſich ſelbſt in jchwie- 
rigen Zeiten und bei Fleinen Banken mit einem ſchwerlich immer über den 
Tadel erhabenen Wechjelportefeuille, wie bei den mitteldeutichen Banken im 
Sabre 1866 gezeigt, 57?) daß eine joldhe Abwicklung des Portefeuilles mög— 
lih ift, wenn die Lage einer Bank fie fordert und die Rückſicht auf die 
creditjuchende Geſchäftswelt eben zurüctreten muß. Da ſich die Wechjel auf 
alle Berfallzeiten von 1 bis 90 Tage zu vertheilen pflegen, die Bank ihr 
Discontogejhäft auch nad dem muthmaßlichen Bedürfniß ihrer Caſſe regeln 
fann, jo ift die Durchſchnittsverfallzeit regelmäßig erheblidy kürzer als 
die Marimalfrift, hängt aber doc von letterer wieder ab und verlängert 
fi in einem gewifjen VBerhältniß zu ihr. 37°) Die Durhfchnittsverfallzeit ift 
wieder für die Lage der Bank und deren Baarzahlungsfähigkeit beſonders 
wichtig, aud) deshalb darf die Marimalfrift nicht zu lange fein. Namentlich 
in kritiſchen Zeiten, wo die allgemeinen Greditverhältnijje einer Volkswirth— 
Ihaft, eines Platzes und die jpeciellen eines Gejchäftszweiges, einer Firma 


568) S. meinen Art. Disconto in Rentzſch' Hanbwörterb. d. Volfswirtbichaitsl. 

569) Bei allen beutfchen eg mit den in ben folg. Anm, erwähnten be: 
ſchränkten Ausnahmen. Auch Dejterr. Nat. B. Reglem. $ 31, Franzöſ. B. Art. 9. Hier 
wie in manchen beutihen St., 3. B. denen der Preuß., Frankf., preuß. Privatbanfen 
u.a. m., ift auch noch ausdrüdlich verlangt, daß die Wechſel — innerbalb diefes Ma: 
rimaltermins — eine beftimmte Verfallzeit baben follen. 

570) Leipz. B. $ 15 geftattet längere Frift als 3 Mon., „wenn nad einſtimm. 
Ermefjen jämmtliher Directoren eine Ausnahme unbedenklich iſt“. Dieſelbe Faſſung im 
Roft. Stat. $ 15. Sonft nah dem Wortlaut der Stat. länger lauf. Wechſel noch 
zugelafien ohne Angabe ber Bedingungen für die Abweihung von der Regel bei der 
Homb., Lur., Weim. und ben in Arm. 571 genannten Banken. 

571) Beftimmungen fehlen in ben Stat. der Brem., Braunihw., Deſſ., Tbür. 
B. — Die Bremer B. biscontirt aud Papier von über 4 Monaten, nad ibrem Be- 
richt f. 1868 (Brem. H. BI. N. 907) zu 1/,%/, über dem Bankdiscont, j. aud Anm. 573. 

572) S. bie gen. Aufſ. v. Eliter und Naſſe. Das PVortefeuille der außerpreuf. 
Thalerzettelbanfen verminderte jih von Ende März bis Ende Juni 1866 von 20.2? auf 
12,9 Mill, Thlr. 

873) Die Bremer B. bat in 1867 eine Durdfchnittsverfallgeit von 92, 1866 
von 76 Tagen, — febr lange, die Preuß. Banf nur c. 30 Tage für inländ. Remefien, 
c. 60 Tage f. Plagwedjel (j. oben Anm. 269), bie Frankf. B. c. 40 Tage. ©, über 
bie ftatiftifchen Anforderungen oben S. 101, 117. 
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ſich leicht raſch und unvorhergeſehen weſentlich ändern, erregt eine lange 
Verfallzeit der Wechſel Bedenken. Es iſt daher auch ein richtiger Grundſatz 
der Discontopolitik, den u. A. namentlich die Franzöſiſche Bank in neuerer 
Zeit öfters befolgt hat, die Verfallzeit der zu discontirenden oder anzukau— 
fenden Wechſel überhaupt zu kürzen, auch wohl den Zinsfuß (Discontoſatz) 
nad) der Länge dieſer Zeit abzuftufen. 97 Beſtimmte mechaniſche Regeln 
hierfür laſſen ſich aber wieder nicht geben. Innerhalb der „drei Monate“ 
muß die Bank vielmehr freie Bewegung haben. Will man ein Uebriges thun, 
ſo möge man etwa zur ſpeciellen Notendeckung nur Wechſel mit einer 
noch kürzeren Maximalverfallzeit, z. B. nicht über 2 Monate, zulaſſen, 
ausnahmsweiſe dagegen auch etwas länger laufende Wechſel (doch 
bei ung im Allgemeinen nicht über 4 Monate) für die ſubſidiäre Noten— 
deckung gejtatten, dann aber wieder bejondere Ausweiſe über die unbezahlt 
gebliebenen und definitiv Verluſte bringenden Wechjel mit Unterjcheidung 
ihrer Berfallzeit fordern (j. Anm. 566 und 573). 

Es Liegt nahe, das Willfürliche ſolcher Bejtimmungen, namentlich der 
Zifferfäge, und die daraus hervorgehenden oft zwedlojen, oft nachtheiligen 
Hemmungen des Banfbetrieb8 auch hier zu betonen. Vielleicht erjcheinen ins— 
bejondere unjere jtrengeren Anforderungen hinſichtlich einer nicht zu langen 
Marimalverfallzeit der Wechſel nicht in Einklang mit dem bedingungsmweijen 
Aufgeben der „drei Unterjchriften.“ Dean kann in Betreff des erjten Punets 
jagen, daß die bejonderen Verhältnijie einzelner Länder, Plätze und vor 
Allem gewiſſer Handelszweige längere Verfallzeiten bedingen, weil die vor: 
fommenden Wechſel Hier regelmäßig wegen des langjameren Umjates länger 
laufen. Indeſſen halten wir dieje Einwände doch nicht für triftig genug, 
um von der unbedingten Korderung einer nicht zu langen Verfallzeit der 
zur Discontirung bei den Banken zuzulajienden Wechjel anders als aus— 
nahmsweiſe abzujehen. Natürlih kann ein langfichtiger Wechjel auch bejjer 
ala mancher Furzfichtige fein und gejtalten fich die Verhältniſſe der verſchie— 
denen Gejchäftszmweige öfter mit Grund verjchieden. Aber die fürzere Ver— 
fallzeit ift ein zu wichtiges Princip für Banken, welche ſelbſt nur ſtets- oder 
furzfälligen Eredit aufnehmen. Eine jolide Banfverwaltung wird nad) ordent- 
liher Prüfung wohl einen Wechjel mit 2 Unterjchriften getroft discontiren 
und ein unbedingtes Verbot ſolchen Geſchäfts als läſtige Schranke fühlen, 
aber an einer fürzeren Verfallzeit wird jie jelbjt immer feithalten und daher 
die Statutenvorichrift ſchon freiwillig erfüllen, aljo nicht von ihr beläftigt 
werden. In den Greditverhältnijien bringen, zumal in unjerer politiſch und 
wirthichaftlic bewegten Zeit, einige Monate leicht zu bedeutende Aenderun— 
pen mit fi. Länder, in welchen Wechjel regelmäßig nad) längeren Terminen 
zahlbar gejtellt werden, wie Amerifa, Gejchäftszweige, in denen dies der 
Fall war und zum Theil no iſt, wie dag europäiſch-aſiatiſche Geſchäft, 
liefern immer wieder von Neuem den Beweis für die Gefahren der langen 
Mechjel. Gerade Depofiten- und Zettelbanfen haben mit ſolchen Wechjeln zu 
oft jhlimme Erfahrungen gemacht und find durch die Anlegung ihrer Gelder 
in ihnen zur Zahlungsjuspenfion gezwungen worden. In der Gejhäftswelt 

574) Die Franzdi. Banf jebte die Verfallzeit in Fritifher Lage mebrfah von 90 


auf 75, 60 Tage (3. B. 1866) herab; vorgefeben im Stat. d. Preuß. B. $. 88, aber 
nicht in Mebung. Ueber die Brem. B. f. Anm. 571. Bi 19° 
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ſelbſt ift in richtiger Einficht diefer Bedenken öfters auf eine Kürzung folcher 
Mechfeleredite bingearbeitet, auch zeitweije wenigſtens nad Kriſen Einiges 
gebefjert worden, jo in Nordamerika nad 1857. In Deutichland zeigt ſich 
mit theilmweijer Ausnahme der großen Seeſtädte, welche transatlantiſchen 
Handel treiben, auch kaum ein Bedürfniß nad) längerem als dreimonatlichem 
Bankeredit auf MWechjel, jo daß mit Recht an diefer Marimalverfallzeit für 
Discontowechſel, aber auch für auswärtige MWechjel in dem zur fpeciellen 
Notendeckung dienenden Wechſelgeſchäft feitzuhalten ift. Durch die übliche 
Faſſung der Statutenvorjhrift, dag vom Zeitpuncte der Discon— 
tirung an der Wechſel nicht über 3 Monate mehr zu laufen haben 
darf, 575) find aud) auf längere Termine ausgejtellte Wechjel nicht 
an ji, jondern nur jo lange ausgejhlojien, als ihre Verfallzeit noch 3 
Monat überfteigt.. Man fönnte einwenden, daß damit unjer Princip doc) 
nicht jtreng fejtgehalten wird. Indeſſen läßt fi die Creditwürdigkeit eines 
langfichtigen Wechſels jchon viel ſicherer beurtheilen, wenn feine Berfallzeit 
bis auf und unter 3 Monate gekürzt ift, al3 wenn er noh 4—6 Monate 
zu laufen hat. — 

Ueber die Größe der MWechjel, d. 5. die Marimal: und Mini- 
malhöhe des Betrags, den ein Wechjel nicht überjchreiten und hinter dem 
er nicht zurücbleiben darf, um bei der Bank zugelaffen zu werden, enthalten 
die deutjchen und jonftigen Bankjtatuten jelten, die Gejchäftsreglements auch 
nur mitunter in Betreff der Minimalhöhe Vorjehriften, wogegen fich eine 
bejtimmte Praris bei den Banken auszubilden pflegt. 76) Im Ganzen wür— 
den wir in dieſem Puncte auch in der materiellen Banfgejeßgebung den 
Bankverwaltungen möglichft freien Spielraum lafjen. Doch empfiehlt fich 
bejonders bei privilegirten Banken, welche die größere Mühe, mit klei— 
nen Wechſeln zu thun zu Haben, öfters jcheuen, gerade im Intereſſe der 
mittleren und Kleineren Firmen die Beitimmung, daß die Bank bis auf einen 
niedrigen Betrag (3. B. 100 Thlr.) herabgehen dürfe Dann wird der 
Banferedit auch dieſen Geſchäftskreiſen nicht jo leicht au8 reiner Bequeme 
lichkeit verfperrt werden können. Die Preußiſche und ranzöfiihe Bank ge- 
währen hierin auch dem Fleineren Geſchäftspublikum Vortheile Sehr große 
Mechjel werden öfters jhon dur die bemilligten Marimalcredite einer 
Firma ausgejchloffen werden. Vorſichtig beim Discontiren ſolcher Wechjel 
wird eine tüchtige Bankverwaltung aber aud ſonſt fein, nicht nur vom 
Standpuncte der Sicherheit des Geſchäfts aus, jondern auch, weil fi 
die Abzahlungen auf Ausftände dabei ſehr ungleich vertheilen, wodurch der 
Banf die genügende Verfügung über ihre Gelder entzogen wird. In ben 
zu verdffentlichenden Ueberſichten über die unbezahlt gebliebenen Papiere 


575) 3, B. bei ben preuß. Privatbanfen: die Wechjel dürfen nicht fpäter als 3 
Monate nach dem Datum der Discontirung verfallen. 

576) Das neue den Statuten beigefügte Reglement ber Defterr. Nationalbank $ 31 
ſchließt Wechſel unter 100 fl. aus. Die Praris der Banken ergibt fih einigermaßen 
auch aus der Durcichnittsgröße ber discont. Wechfel, worüber die Jahresberichte noch 
öfters jchweigen. Das Rublifum der Banken läßt ſich aus diefer Größe der Wechjel mit 
erfennen. ©. bie Daten bei Röpell a. a. D. ©. 37; 3jähr. Durdfchn. ber Preuß. B. 
1864—66 603, Franff. B. 1205 Thlr., preuß. Privatbanfen 838, bie kleindeutſchen 
meift 6—800, Weimar 444 Thlr, — ©. auch meine Beitr. ©. 263, Vergleiche zw. 
ber Preuß., Franzöſ. B, (relativ Fleinere Wechjelbeträge) und England, über legteres 
Toofe u. Newmard, hist. of prices VI, 52, 72. 


und über die Berlufte an Wechſeln Könnten letztere pafjend auch nach Grö— 
Benfategorien unterjhieden werden. — 


2) Die Prüfung ber fpeciellen Erebitwürbigfeit ber Wedel. 


Nach dem Früheren (ſ. oben ©. 285) liegt in der Beurtheilung ber 
jpeciellen Ereditwürdigkeit der Wechjel doch der Schwerpunct der Frage 
bei der Qualitätsbejtimmung biejer Papiere. Zugleich iſt dies aber ein Ge- 
biet, welches jeiner Natur nad) der nothwendig mechaniſchen Regelung 
des Staat? noch viel weniger zugänglich ijt, als die Prüfung der allge— 
meinen Creditwürdigkeit der Wechjel, wo man doch einige halbwegs genü— 

ende Merkmale aufitelen Tann. Hieraus folgt die unvermeidlide Be— 
J—— der Staatseinmiſchung auf einige allgemeine Anforderungen, 
welche richtig auszuführen doch der Bank die Freiheit gegeben werden muß. 
Je weniger der Staat hier zweckmäßig direct regeln kann, deſto nothwen— 
diger wird dann wieder, namentlich hinſichtlich der ſo überaus wichtigen 
Einrichtung wie Uebung der Wechſelcenſur, die Erfüllung unſerer bei— 
den ſo oft betonten Forderungen der ſtrengen Verantwortlichkeit des 
Bankverwaltungsperſonals (für dolus und culpa lata) und ber 
— Oeffentlichkeit in Betreff der Reſultate des Bank— 
etriebs. 

Die Aufſtellung von Creditliſten und der Anſatz von Maxi— 
malcrediten der den Bankeredit regelmäßig beanſpruchenden Firmen gehört 
zu den inneren Angelegenheiten der Bankverwaltung. 977) Es wird ſich etwa nur 
empfehlen, die bezüglichen Thätigkeiten ausdrüdlic den mit der Wechjelcenfur 
betrauten Organen mit zu übertragen und zu fordern, daß Marimalcredite 
nicht nur für die directen (eriten) Verpflichtungen einer Firma als Ncceptant, 
jondern aud für die weiteren Obligos eines Haufe als Aussteller und 
Girant aufgejtellt werden. 57%) Der Anja bejtimmter Marimalziffern im 


SIT) Bei den meiften beutfchen Banfen finden fih nur in ben Gefchäftsreglements 
bezügliche VBorjchriften. Die Statuten erwähnen dieſer Thätigfeit und der Art, wie fie 
eingerichtet werden ſoll, jelten oder nur ganz nebenbei ohne fpecielle Beftimmungen. 
Die Faflung des Stat. der Leipz. B. $ 87, daß in den Directorialverfammlungen in 
collegial. Beratbung beftimmt werde, wie viel auf die befannteften Anterfchriften oder 
Firmen an Disconten zu nehmen fei, iſt von da in mehrere andere Bankſtat. überge— 
gangen, 3. B. Braunſchw. $ 36, Deſſ. $23, Gera $ 54, Thür. $ 44. Nah dem Both. 
St. Art. 45 fol durch Eollegialbeichlüffe der Direction „die Aufftellung von Ereditliften 
für Discontirung und Anfauf von Wechſeln“ erfolgen. — Bei ben PBrovincialcomptoiren 
d. Preuß. B. ſoll der Vorftand im Einvernehmen mit dem Banfcommiffär jährlich die 
Glafjification der zu bewilligenden Perfonalcredite vornehmen und zur Genehmigung dem 
Hauptbanfdireftorium einreichen, B. O. $ 102, 

570) Am Stat. ber Bresl. Stabtb. $ 24 ift eine „Wechfelcontrofe verlangt, aus 
ber jederzeit vollftändig zu erjeben, für welchen Betrag jedes Anbividuum .... der Banf 
als Ausjteller, Acceptant oder Girant von discont. ober beliehenen Wechfeln oder fonft, 
Hanbdelseffecten verhaftet iſt.“ Hiernach mehr eine nachträglihe Statiftif als eine im 
Voraus aufgeftellte Lifte von bezügl. Marimalcrediten? — Ueber die eventuelle Be 
theiligung des Gentralausschufies der Banfantheilseigner an ber gehlegung ber Mari: 
malcredite ber Actiengefellfhaften u. f. w. bei d. Preuß. 2. f. B. O. F 92. — 
©. auch ebendaſ. $ 85 u. Gef. v. 1803 üb. b. Franzöſ. B. Art. 24, Gef. v. 1806 Art. 
17. In bem Wirkungsfreis der bei einigen Banken vorkommenden fpeciellen Bankbe— 
börde der fog. Cenſoren (j. jedoch unten Anm. 597) ift bie Aufftellung ber Cre— 
bitfiften nicht mitenthalten, ſondern nur bie Begutachtung ber einzelnen Wechſel — 
gewiß nicht richtig. 
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Geſetz, Statut oder ſtaatsſeitig genehmigten Reglement hat ſein Mißliches. 
Angeſichts der Erfahrungen, daß die Inſolvenz von Banken aber immer 
wieder durch die zu große Ausdehnung der Credite an einzelne Perſonen 
(Großbritannien, Nordamerika) hervorgerufen worden iſt, wird eine Be— 
ſtimmung über die einem einzelnen Geſchäftshaus zu bewilligende Credit⸗ 
Maximalquote vom Bankkapital, wie in der amerikaniſchen Unionsbankacte, 
und beſſer zugleich auch vom Notenumlauf und den Depoſiten doch vom 
Standpuncte der materiellen Bankgeſetzgebung aus räthlich ſein. Bei vor— 
kommenden Berlujten jollten dieje wiederum in den Beröffentlihungen jo 
jpecificirt werden, daß man erjehen kann, ob fie aus bejonders jtarfer Cre— 
ditgewährung an einzelnen Firmen hervorgegangen find. 579) 

Die Aufgaben bei der MWechjelcenjur haben wir ſchon oben (S. 285) 
im Allgemeinen bezeichnet. Aehnliche Aufgaben liegen beim Lombardgeſchäft 
und bei den ſonſtigen Activgejchäften vor, ſowohl bei denen, in welden 
gleihfall8 individueller Credit an einzelne Gejchäftshäujer oder Private 
gegeben wird, wie namentlich im (activen) Contocorrentgejchäft, im etwaigen 
Hppothetengejchäft, als auch bei dem Anlauf von langterminlichen oder 
Seitens de3 Gläubigerd gar nicht oder nur in bejchränkter Weile fündbaren 
Öffentlichen Werthpapieren (jog. Börjeneffecten). In allen diefen Fällen han: 
delt e3 ſich um die tüchtige Organijation einer wirkſamen Prüfungsinſtanz 
diefer Activ» oder Ausleihgeſchäfte. Es können und müſſen dafür allgemeine 
Einrihtungen getroffen werden, welche in diejer Beziehung für eine jolide, 
die Sicherheit und Nealifirbarkeit der Ausſtände berücjichtigende Gebahrung 
die Bürgjchaft geben. Dieje Einrichtungen find dann wieder nad) der Natur 
der einzelnen Gefchäftszweige zu individualifiren, weil jeder der lekteren 
jeine technijchen Eigenthümlichkeiten befigt und etwas verjchiedenene Kennt: 
niffe und practiihe Erfahrung vorausjegt. Die eigentlihe Wechſe leenſur 
behauptet nur eine hervorragende Bedeutung unter den Genjuren der Ausleih— 
gejchäfte, weil die Wechjeldiscontirung das Hauptactivgeihäft der Zettel- 
(und Depofiten:) Bank ijt und das individuelle Perſonalereditmoment, das 
eine jpecifijh eigenthümliche und umfangreiche Gejhäftserfahrung und Ber: 
jonalfenntniß zu jeiner richtigen Beurtheilung erheijcht, hier zumeijt in Be: 
trat kommt. Daraus folgt aber nicht, daß die Wechjelcenjur allein richtig 
iſt, noch daß fie ganz anders eingerichtet werden muß, als die Genjur der 
anderen Gejchäfte, noch ganz apart jtehen jollte Im Gegentheil bringt der 
Zujfammenhang der verjchiedenen Ausleibgejchäfte ed mit ji, daß, wenn 
auch etwa verjchiedene „Genjurcomites” für Wechſel, Yombards, Contocor⸗ 
rente, Effecten beſtehen, dieſe wieder organiſch verbunden werden müffen. In 
dieſen Beziehungen laſſen die Cenſureinrichtungen der Banken, auch der 
meiſten deutſchen, noch öfters zu wuͤnſchen übrig, indem bald nur die Ein— 


579) Die in der Kriſis von 1857 zu Grunde gegangene Weſtern B. of Scotland 
in Glasgow hatte bei einer Summe von 6 Mill. Pfd. St. Depofiten und Y/, Mill. 
gefegl. Notenausgabe an 3 Firmen allein zuiammen 1.2 Mill. Bid. St. verliehen! Die 
Nortbumberl, a. Durh. Dijtr. B. in Newcaftle hatte ihr Kapital u. einen großen Theil 
ihrer Depof. in einem Vorſchuß an ein Eijenwerk feftgelegt! S. meine Tbeor. d. P. 
Ace ©. 306 u. Macleod, diction. art. banks in Scotland. Die Unionsbankacte v. 
1863 verbot einer Bank mehr als ein Drittel ibres wirflih einbezablten Actienfapitals 
an ein einzelnes Haus zu leihen, die Acte v. 1864 Art. 29 rebucirte diefen Betrag auf 
1/,, und bejtimmte genau die Berechnungsweife, 
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heitlichkeit des Betriebs gewahrt, aber die einzelnen Geſchäftszweige zu wenig 
nad) ihren individuellen Bedürfnifjen behandelt werden, bald das Umgekehrte 
der Fall ift. 880) 

Die Anforderungen, melde an die Einrihtung der Genjuren und 
jpeciell der Wechſelcenſur zu ftellen find, laſſen jich dahin zuſammenfaſſen, 
daß die betreffenden Organe vor Allem die nöthige techniſche Fähigkeit, 
aljo Gejhäftserfahrung und Kenntniß der einzelnen Zweige, bejigen, um 
die jpecielle Ereditwürdigkeit der Wechſel (und ebenjo die Berechtigung ber 
jonjtigen Darlehensgejudhe u. ſ. w) richtig beurtheilen zu können; daß fie 
ferner den guten Willen, daher die erforderlihe Unabhängigkeit und 
Unparteilichfeit der Stellung und Gefinnung haben, um richtig urtheilen zu 
wollen und in ber Art practijh verantwortlich Hingeftellt find, 
um jo urtheilen zu müſſen, daß fie endlich eine ſolche Stellung erhalten, 
um ihre Anficht andern, etwa difjentirenden Organen ber Banfverwaltung 
gegenüber auch durchzuſetzen. 

Die Einrichtung der Wechſelcenſur u. ſ. w. hängt hiernach mit der 
Einrichtung der geſammten Bankverwaltung eng zuſammen. Von letzterer 
wird im ſpäteren Abſchnitt 5 (von der Organiſation der Leitung und Ber: 
waltung der Banf) gehandelt. Hier jei nur noch Folgendes hervorgehoben. 
Offenbar wird die Organijation der Wechſelcenſur auf verjchiedene Weiſe 
erfolgen können unb ji etwas nad) der Einrichtung der Bankverwaltung 
richten müfjen. Eine gleiche Schablone, nad der man in diefen Dingen jo 
gerne greift, ift auch hier unzweckmäßig und oft nachtheilig. Aber die allge: 
meine Durhführung zweier Grundjäge wird man im Intereſſe der Wirk: 
ſamkeit der Wechſelcenſur doch befürworten müſſen. 

Einmal eine richtige Arbeitstheilung oder mehr noch Theilung 
der Gewalten innerhalb der Bankverwaltung, indem beſondere 
Cenſurcomités mit entſprechendem Wirkungskreis und entſcheidendem Veto 
gegen die Discontirung gewiſſer Wechſel und die Zulaſſung gewiſſer anderer 
Geſchäfte aus dem Bankverwaltungsperſonal gebildet werden, wobei dann 
nur wieder für ein richtiges Zuſammenwirken dieſer Comitͤs und daher 
für deren regelmäßigen Zuſammentritt zu gemeinſamen Verſammlungen zu 
ſorgen iſt, — eine Einrichtung, welche nur noch wichtiger wird, wenn die 
folgende jehlt. Sodann die Beiziehung von außerhalb der Bank— 
verwaltung jtehenden geeigneten, aljo namentlich gejhäftsfundigen und 
unabhängigen Berjonen zur Theilnahme an jener Cenſur oder bie 


560) Alle diefe Puncte hängen mit ber Organifation ber Bankverwaltung eng 
zufammen, j. u. — Direcion und Verwaltungsrath haben bei den beutjchen und 
anderen Banken eine manchfach verichiedene Stellung und Wirfungsfreis. Wo der Ber: 
waltungsrath nicht nur überwacht, jondern leitet, ober wenigftens bie oberfte Lei- 
tung bat, bie Direction nur die Beihlüffe ausführt und bie Geſchäfte ſpeciell 
leitet (3. B. bei ben preuß. Privarbanfen, Darmft. B. u. a. m.), ba finden ſich wohl 
Beflimmungen wie die, daf die Verwaltung über die Anlegung ber Fonds beichliekt, 
die Effecten beftimmt, auf welche, und bie Höhe der Vorſchüſſe, die barauf gewährt, die 
Bedingungen, unter denen fie gegeben werden bürfen, ferner bad Marimum ber jebem 
Geichäftszweig der Bank zuzuwendenden Summen feftjegt (Darmjt. Stat. Art. 21, 
Lurx. 21, Mein. 24 N. 5). Hier ift wohl eine Bürgfchaft für die richtige indbivibuelle 
Behandlung ber einzelnen Zweige nicht immer gegeben. Ob anbererjeits die geſonderten 
Comités der Franzöf. Bank die Einheitlichkeit des Betriebs nicht etwas gefährden, ſteht 
dabin, troß ber — bes Generalraths und ber Cenſoren; ſ. Stat. Art. 24—62 
und unten ©. 296 fi. 
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Errichtung einer beſonderen Bankbehörde von Cenſoren aus ſol— 
chen Perſonen — eine wieder manchfach verſchieden zu geſtaltende Be— 
hörde, welche aber das Recht der ausſchließlichen Entſcheidung über die 
Zulaſſung von Wechſeln erhält. 

Beachtenswerth find in Betreff des erſten und zweiten Punctes u. A. 
die Einrichtungen bei der Bank von Frankreich, in Betreff des zweiten 
die bejonderen Bankbehörden der Cenjoren bei einigen deutſchen Banken 
und ber Dejterreihijhen Nationalbanf. 

Schon in dem Gejeß von 1803 (f. oben ©. 151 ff.) Art. 18 war 
bei der Franzöſiſchen Bank die Bildung eines Discontocomite8 (conseil 
d’escompte) angeordnet worden. Es jollte aus 12 unter den Pariſer Han— 
beltreibenden Banfactionären von den drei Genjoren erwählten Mitgliedern 
beftehen, jährlich zu einem Viertel erneuert werden und mit berathender 
Stimme an allen Discontirungsoperationen Theil nehmen. Bei letzteren jollte 
eine Lilte (6tat) zur Grundlage dienen, welde von dem Gentralcomite, 
der Directivbehörde des Geſetzes von 1803, nad) feiner Kenntnig und 
Discretion eine clafjenweife Zufammenftellung aller derjenigen enthielt, welche 
zum Disconto zuzulaſſen wären (Art. 24). NReclamationen der Disconto- 
Sudenden waren bei dem Gentralcomit& und bei den Genjoren anzubringen 
(Art. 25). Die Eenjoren Hatten die Aufficht über die Innehaltung der für 
das Discontogeichäft aufgeltellten Regeln (Art. 26), und darüber in der 
Generalverfammlung zu berichten, Nach dem jpäteren Gejek von 1806 hatte 
der Generalvath u. U. die zum Disconto zuzulaffenden Bapiere zu beftim- 
men, doch blieb das Discontocomite des Gejetes von 1803 in Wirfjamfeit 
(was aus Art. 23 folgt). 

Der Generalrath bildete zur Ueberwachung der Bankgeſchäfte aus 
jeinen Mitgliedern fünf Comités, für das Discontogeſchäft, die Banknoten, 
die Buchführung und Werthpapierbeftände, die Caſſen, und die Gejchäfte mit 
dem Staatsihag und den Generaljteuereinnnehmern (Art. 18). In den 
Statuten von 1808 find dann diefe Verhältniffe näher geregelt. Der Ge: 
neralrath der Bank und das Comité für das Discontogeihäft, in denen 
jih der Bankgouverneur vertreten läßt, claffifieirt die Eredite und revidirt 
dieje Claſſification jährlid. Der Generalrath bejtimmt die zur Discontirung 
zu verwendenden Summen, bie Verfallzeiten (Art. 33, 35). Die Ernennung 
der Mitglieder des Discontirungscomites erfolgt dur die Genjoren aus 
einer vom Generalvath überreichten, die dreifache Zahl der zu wählenden 
Mitglieder zählenden Liſte. Die Mitglieder, welche Banfactien hinterlegen 
müfjen, wechjeln nad einem Turnus alle 14 Tage in den Junctionen. Das 
Comité verjammelt fich die Woche wenigitens dreimal und wählt dag nad 
den Statutenvorjhriften zuzulaffende Papier aus (Art. 45—49). 

Dieje Einrichtungen jcheinen fi) bewährt zu haben. Die Bank ift 
jelten von nennenswerthen VBerluften getroffen worden, ſelbſt im Jahre 1848 
haben jich ihre Gejchäfte überrafchend gut abgemwicelt, die jchlieglichen Ver: 
Iufte aus den momentan unbezahlt gebliebenen Wechfeln waren aud damals 
verhältnigmäßig gering. 591) 


551) Näheres nad dem Bericht des Banfgouverneurs in meiner Deft. Val. 
©. 69—71. Ende 1854 waren von ben nothleidenden Effecten von 1848 (im März 
1848 betrug das Wechjelportefenille 253 Mill, Fr.) noch 1.2 Mill, Fr. im Rüdjtande, 
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Die beſonderen Cenſurbehörden für das Wechſelgeſchäft bei deutſchen 
Banken bilden zugleich eine Art Vertretungskörper der creditſuchenden 
Geſchäftswelt. Neben dem Zweck, die Solidität des Wechſelgeſchäfts zu 
verbürgen, wird hier zugleich der andere erreicht, daß möglichſt un parteiiſch 
bei der Ereditgemwährung verfahren werde. 

Die Anforderungen, melde an eine gute Cenjurbehörde zu jtellen jind, 
bejtehen in Folgendem. E3 muß eine Commijjion aus einem oder mehre: 
ren Mitgliedern der übrigen Bankbehörden, aljo der Direction oder des 
Verwaltungsraths, und einer bejtimmten Minimalzahl von anmejenden und 
abjtimmenden Genjoren gebildet werden, in welcher die erjteren aber nur 
eine berathende Stimme führen. 592) Die Theilnahme von Directoren 
oder Verwaltungsräthen an den Berhandlungen hat das Gute, die Verbin: 
dung zwijchen den Genjoren und der eigentlichen Bankverwaltung am Bejten 
und Einfachſten herzuftellen und gegenjeitige Aufjchlüffe am Leichtejten zu 
ermöglichen, jo daß uns dieſe Einrichtung den Vorzug vor Commijjionen 
ber Genjoren allein 89°) zu verdienen jcheint. 

Um die Zwede, melde die Einrichtung einer bejonderen Behörde der 
genannten Art für die Wechjelcenjur verfolgt, dann möglichit jicher zu er: 
reihen, ijt wohl Folgendes nothwendig: ein gutes Wahlſyſtem, ein 
nicht zu feltener Wechjel der Eenjoren, ein richtiger Wirkungs— 
freis der Behörde und ein Stimm, niht nur Berathungsredt in 
gorm eine entjcheidenden Vetos Hinfichtlih der zur Beurtheilung 
überreihten Wechjel. 

In Betreff des Wahlſyſtems kann auch hier das active und pafjive 
Wahlrecht unterſchieden werden. Erjteres jteht bisher regelmäßig nur den 
eigentlihen leitenden oder beauflichtigenden Behörden, aljo einer jelbjt nur 
aus einer geringen Anzahl Mitglieder bejtehenden Körperſchaft zu. °%+) Da= 
dur) wird weder für die Solidität noch die Unparteilichfeit der Genfur, 
ben Ausichluß des Gevatterſchaftsweſens, dag bei Banken leicht eine jo große 
Rolle jpielt, eine ſichere Bürgihaft geboten. Es möchte daher die Einräu- 
mung eines indirecten Wahlrechts mitteljt Aufitellung von Wahlliften, aus 
denen dann der Vermwaltungsrath ober die Direction zu wählen hätte, an 
die Generalverfammlung der Actionäre vorzuziehen fein. Ja, bei 
privilegirten Banken würde fi die Uebertragung des Rechts, jolche 
Wahlliſten aufzuftellen, an die Handelstammern empfehlen, um mandje 
mehr oder weniger begründete, noch jüngjt wieder in Dejterreih laut ge: 
wordene Klagen des Handelsſtands zu bejchwichtigen. Auch bei anderen 
Banken hat dieſer Vorſchlag Manches für jich. 

Die Feitjegung einer nicht zu Kleinen Minimalzahl activer Cen— 
joren liegt im nterefje der Sade. Es iſt wünſchenswerth, daß die Genjoren, 


562) Das Escomptecomits ber Defterr. Nat. B. befteht paſſend aus einem Bank: 

director als Vorfipenden und wenigftens drei Genforen. Doch ftimmt erfterer, wie es 
jcheint, mit ab. — Drei Genforen find zur Enticheidbung bei ber Baier, B. nöthig. 
r So bei ber Baier., Franf. B., in ben bad. Entwürfen. 
58%) Nur bei der Frankf. B. wenigftens Wahl durch den größeren Banfaus: 
fhuß von 20 Actionären, in ben bab. Entwürfen von 1865 und 1869 burch den Auf: 
fihtsratb (12 Perſ.), bei der Baier. B. durch das Bankdirectorium (7 Perſ.), bei 
ber Defterr. B. durch die Bankdirection (15 Perf.). Die Zufammenfeßung biejer Be: 
hörden bietet gerade für biefes Geihäft der Wahl ber Genjoren aud kaum genügende 
Garantien, bejonders was bie Unparteilichkeit anlangt. 


zumal wenn fie ihr Amt unentgeltlich ausüben, nur periobenweije im Dienfte 
jind, um nicht überbürdet zu werden. 9%) Daher ift ein regelmäßiger Turnus 
unter einer etwas größeren Zahl, wie in Wien und Paris, in Hauptplägen 
zweckmäßig. 

Wählbar zu Cenſoren ſind entweder nur dem Handels- und Ge— 
werbeſtand angehörende Actionäre 2°) oder paſſender Handeltreibende 
am Platze überhaupt.ss7) Namentlich bei kleineren Banken iſt letztere 
Beſtimmung zweckmäßiger, öfters allein durchführbar. 59) Die gewöhnliche 
weitere Einſchränkung, daß die Cenſoren am Platze wohnhaft ſein müſſen, 
iſt gleichfalls practijch, 599) Mit Recht werden ferner von der Wählbarkeit 
ausgejchlojjen die Mitglieder der übrigen Bankfbehörden, aljo namentlich) der 
Direction und deö Verwaltungsraths, 5°%) ferner ihnen verwandtichaftlich 
oder geichäftlich jehr Nahejtehende, 51) endlich pajjend aud die Mitglieder 
der Behörden anderer Bankanjtalten. 592) 

Die Amtsdauer der Genjoren jollte 2—3 Sahre nicht über- 
jchreiten. 593) 

Zum Wirkungskreis der Genjurbehörde gehört regelmäßig die 
Gontrole, Prüfung oder Begutadhtung des Discontirungsgejhäfts. >’) 
Zu fordern jcheint ung aber auch die Betheiligung an der Aufitellung der 
Greditlijten, mindeſtens derjenigen über den zu gewährenden Wechſel— 
credit zu jein, welche indejien bisher von der Bankverwaltung allein ent= 
worfen zu werden pflegen. 5%) Minder nothwendig ijt dagegen wohl bie 
ebenfall3 befürmwortete und vorfommende Betheiligung der Genjoren an ber 
Prüfung der Belehnungs- (Lombard-) Gejhäfte, da bier das individuelle 
Perjonalcreditmoment des Wechjeleredit3 zurücktritt. 59%) Dagegen ift für die 


55) Minimal zahl bei ber Dejterr. B. 24 für Wien, 6 für jebe Filiale; in 
den bab. Entwürfen 4 tür Mannbeim und Karlsrube, je 2 für andere Filialen. Feite 
Zahl von 6 bei ber Franff. D.; bei der Baier. B. die „nöthig erjcheinende Zabl.“ 

556) Frankf. St. $ 44; Franzöf. B. Nach den jpeciellen Verhältniſſen Frankfurts 
weniger bebenklich. 

587) Baier. St. $ 30 (in München wohnende fachverft. Geſchäftsleute), bad. 
Entw. v. 1869 Art. 53, Defterr. B. neues Reglement v. 1862 Art. 62 (aus dem Stande 
der Handels: und Gewerbetreibenben). 

566) Der 4. bad. Handelstag, der fih auf die Einführung des Initituts ber Gen: 
foren in das Statut der zu gründenden B. viel zu Gute that, copirte auch bier unpaf: 
ſend einfach das Franfi. Stat. und wollte die Genforen nur aus Nctionären wählen 
lajien. Paſſende Abänderung im neuen Entwurf v. 1869. 

. 589) Frankf., Babd., Baier. B. 

5%) Kranff. St., bad. Entwürfe. 

591) Defterr. B., Regl. $ 27, Söhne, Geſellſchafter, Procuraführer der Bank: 
directoren. 

592) Folgt aus ar vgl. mit $ 32 der Franff. St. Achnlid), aber minder correct 
bad. Entw. v. 1869 Art. 64. 

5935) Bei ber DOefterr. B. Amtsdauer 3 Jahre, mit unbeſchränktem pajjivem Wie: 
derwahlrecht. 

58%) Selbtverftändlich einschließlich des Geſchäfts des Anfaufs fremder Wechſel 
(bei. ermäßnt im bad. Entw. v. 1869). 

595) Im Entwurf bes bad. Danbeistags Art, 55 mit Recht aufgenommen (Prüf. 
u. Genehmig. der von der Direction aufzuftellenden Grebitliften), in dem Statutenentw. 
v. 1869 fortgelaiien. Die Prüfung der GErebditliften dur die Genforen ift, wenn das 
Inſtitut der legteren einmal befteht, jedenfalls richtiger und wirfjamer als diejenige durch 
ben Berwaltungsrath. 

596) Nur im Entw. bes Handelst. u. der bad. B. v. 1869 Art. 54 aufgenommen. 
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Auswahl der anzunehmenden Pfänder, ſowie die Beſtimmung der Höhe der 
Vorſchüſſe eine den Wechſelcenſoren verwandte Behörde angebracht (ſ. unten 
vom Lombard). 

An die Cenſoren müſſen endlich, dem Zweck der Einrichtung gemäß, 
alle Wechſel, welche der Bank zur Discontirung oder zum Ankauf angeboten 
werden, von der Direction überwieſen werden, mit der Aufgabe, fie hinſicht— 
lid der Annehmbarkeit, aljo der allgemeinen wie fpeciellen Creditwürdigkeit, 
zu begutachten und eventuell ein entjheidendes Veto gegen die Annahme 
einzulegen. M. a. W. die Genjoren müjjen das Recht haben, die angebote- 
nen Wechjel zu genehmigen, mit der Wirkung, daß nur dieje geneh- 
migten Wechſel von der Banf erworben werden dürfen, nit müflen. 
Lehteres hat die Bankverwaltung auf ihre eigene Verantwortung hin allein 
zu bejtimmen, wobei fie fi) nad den Statuten und nad) der Lage der Banf 
rihten muß. Die Cenjoren haben damit nichts zu thun. Aber deren ganzer 
Zweck droht hinfällig zu werden, wenn ihnen nur das Recht der Eontrole 
und Begutachtung, wie bisher in den deutſchen Statuten, nicht aud) das 
Recht der Genehmigung und des Ausſchluſſes von Wechjeln gewährt wird. 
Denn dann enticheidet doch wieder thatjächlich erit die Bankverwaltung. 597) 

Das Amt der Eenjoren gilt in der Negel als unbejoldetes Ehrenamt, 
doch bat jich die Gewährung von Anwejenheitsmarkten auch hier, wie 
es jheint, mehrfach förderlich ermwiejen. 599) 

So zwedmäßig nım im Ganzen ein joldes Inſtitut der Cenjoren 
auch iit, jo joll doch damit nicht gejagt fein, daß eine tüchtige Bankver- 
waltung nicht auch ohne dajjelbe auskomme, ebenjo unparteiiich verfahren 
und die Bank vor Verluften bewahren könne. Das zeigen viele Banken, bei 
welden jenes Inſtitut fehlt oder wenigſtens anders organifirt und mit 
geringeren Befugniſſen ausgejtattet ijt, ohne daß größere Verlufte zu erleiden 
gewejen wären. 59) Jedoch gilt hier eben etwas Aechnliches wie von abjo- 
luten und conftitutionellen Staatsformen. Das richtig organifirte Cenſoren— 
injtitut ift ein Anfang einer Art conftitutioneller Bankverfafjung. Lebtere 
bat die größere Wahrjcheinlichkeit einer guten Verwaltung für fi), als die 
abjolute, wenn die Möglichkeit einer ſolchen gleichwohl auch bei diejer ge— 
geben ijt. 600) 

Unter den Maßregeln, durch welche jonjt noch der Eingang der 


IM) Der $ 46 ber Kranff. Stat. fpridht nur von „Gontrole und Begutachtung“ 
beim Discontirungsgeichäft durch die Genjoren, ber $ 26 des Reglem. db. Oeſterr. B. 
aub von „Prüfung ber zum Escompte angebotenen Wechſel“, doch bat das bortige 
Exomptecomits nach feiner Organifation wohl enticheibende Stimme. Bei ber Baier. 
8. ift die Sache unflar im Stat. ausgebrüdt. In dem Statutenentwurf des bad. Han— 
delstags Art. 55 war paffend von Prüfung und Genehmigung ber Grebitliften und 
Gontrole der Discontirungsgefchäfte u. f. mw. die Rebe. In dem jonft dieſem Operat 
zemlich genau folgenden Entwurf von 1869 wird daracteriftiih in Art. 54 nur von 
Prüfung u. Begutachtung biefer Gefchäfte geſprochen. — Berathende Stimme ber 
Beifiger im Escomptecomits auch im erften Gefe Über die Franzöſ. B. Art. 18. 

59) Baier. $ 32, Frankf. 46, neuer bad. Entw. v. 1869 Art. 55 (bier ſoll ber 
Rerth ber Anweſ. marken durch das Betriebsreglement, im Entw. des Handelstags Art. 
% beffer durch die Generalverfammlung beftimmt werben.) 

#9) Eine vortrefflihe Schilderung des Berfahrens bei der Wechjelcenfur, ſehr 
gerade für ben Theoretifer, gibt Gibbons in f. banks of Newyork, ch. 

u. 





«o) Wefentlih andere Genforeninftitute find die 5. B. bei der Leipz. ($ 91), 
Kofi. ($ 90) Bank beftehenden zur Begutachtung der Ereditgejuche von Bankdirectoren. 
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Wechſel gejichert wird, befindet ſich mitunter eine Erweiterung des Artikel 
29 der deutſchen Wechjelordnung. Die Bank behält ſich nämlich bei Wechſeln 
mit 2 bis 3 Unterjchriften vor, nicht nur Sicherftellung im Fall des Eon: 
curjes, der Zahlunggeinitellung u. j. w. des Acceptanten, jondern aud) 
wenn der gleiche Fall hinfichtlich eines der anderen MWechjelverpflichteten 
eintritt, zu fordern. 6%) Gin ſolcher Vorbehalt ift eigentlich eine richtige 
Gonjequenz des Berlangens von mindejtend zwei oder drei guten Unter: 
ſchriften auf den Wechjeln. 

Ueber die Discontirung von Wechſeln des Staatsſchatzes noch 
ein Wort am Schluß des naäͤchſten Abſchnitts. 


IT) Die Discontirung anderer den Wechſeln ähnlicher Papiere, fowie 
ber Staatswedhfel und Schatzſcheine. 

Grade den letzterwähnten Beitimmungen gegenüber erjcheint es dop— 
pelt fraglich, ob eine Zettelbanf auch andere Furzterminliche Schuldicheine, 
welche zwar den Wechſeln ähnlich, aber doc feine eigentlichen Wechſel find, 
discontiren ſoll. Gleihmwohl find ſolche Papiere mehrfah in den Statuten 
zugelajien und einige Banken betreiben die Discontirung diejer Effecten in 
nicht unbeträchtlihem Umfange Man muß aber hier die einzelnen Gat— 
tungen diejer Papiere und ihre Zulafjung zur jpeciellen und fubfi- 
diären Dedung der Banknoten unterjcheiden. 

Mehrfach ſprechen die Statuten von der Discontirung von „wechſel— 
mäßigen Anmweijungen“, 6%) ein nicht zweifellojer Ausdruck, der durch 
die Beifügung der Worte „ven Wechſeln gleichgeſtellten“ Anweiſun— 
gen 608) aber offenbar bejagen joll, daß dieje Papiere nah Wechſelrecht 
zu behandeln jein müſſen. Sit dieß mit Gewißheit der Fall, jo läßt fich 
nichts gegen die Zulafjung diejer Papiere auch zur jpeciellen Notendeckung 
einmwenden, natürlich unter den gleichen Bedingungen, wie die Wechjel. 

Gewöhnliche kaufmänniſche „Anweiſungen“, eigentliche im Unter: 
jhied von Wechſeln, dürfen nad den Statuten ebenfall3 öfter discontirt 
werben. 6%) Es fjollten dann, wie e8 auch zu gejchehen pflegt, 6%) wenigſtens 
binfichtlih der Verfallzeiten dieſelben Anforderungen wie an Wechſel 


6) Leipz. St. $ 28 (bei Wechfeln mit nur 2 Unterfchr. wird baare fofortige 
Einlöfung oder Lieferung einer anderen guten Unterſchrift von dem zahlungsfähig Blei— 
benben verlangt, wenn die andere Firma gerichtlich infolvent wird oder außergerichtlich 
mit ihren Gläubigern accordirtz — gilt nicht nur von biscont. fondern aud von 
verpfänd. Wechieln). Wörtlich ebenjo, aber noch mit Aufnahme eines neuen Falls (wenn 
nämlich einer der Vollzieher durch gerichtl, Einfchreiten in feiner Dispofitionsbefugnig 
befchränft wird) im Roft. St. $27. — Franff. St. Art. 14 fordert bei Wechſeln mit 
2 oder 3 Unterjchriften in dem erwähnten Falle Einlöfung ober eine von ber Berwal: 
tung als hinlänglich anerfannte Sicherftellung. 

602) Frankf. Art. 14, Goth. 14 (wechſelmäß. Hanbelspapiere), Mein. 14 N. 1, 
Bad. Banfitatutenentw. des Handelst. Art. 10, Stat. v. 1864 Art. 10, neuer Entw. 
v. 1869 Art. 10. 

603) Frankf. Art. 14 Amendem, d. Minifteriums z. Art. 10 des neuen bab. 
Statutenentw. — ©. Thöl, Handelsrecht (4. Aufl. 1862) $ 127, 

604, Preuß. B. DO. Art. 2 („SGeldanweifungen* — in Art. 4 — „zu beftimmten 
Terminen zahlb. Eff.“ — wohl gemeint), Pomm. St. $ 24, Brem. 63 (nur Anweifungen 
auf ausw. Pläge), Homb. $ 2 N. 1, Leipz. 15 („Anweifungen“), Roſt. 15 dsgl.; in— 
begriffen in dem weiteren Ausdr. bei ber Darmft. u. Lux. B., j. Anm. 608. ©. auch 
d. Hanbelsgeießb. Art. 300, 301, 303—305. 

j 6) Sp $ 4 der Preuß. B. O. u. faft alle Stat. der in Anm. 604 genannten 
Banken. 
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geftellt werden. Die Zulaffung folder discontirten Anweiſungen zur ſpe— 
ciellen Notendedung iſt aber befjer augszujchließen, mas nad dem Wort: 
laut der Statuten in den Paragraphen über die Notendefung auch zu ges 
ſchehen pflegt. 6%) Zur jubfidiären Notendedung eignen ſich ſolche Papiere 
mit kurzen Berfallzeiten ganz gut. 

Wenn unter dem in deutjhen Statuten vorkommenden Ausdrud: 
Discontirung „anderer Handeldeffecten“ 6) ſolche Anweiſungen 
verjtanden find, jo gilt da3 eben Gejagte. Doc) iſt diefer unbejtimmte, zwei— 
deutige Ausdruck recht jchlecht gewählt. 60%) Denn unter „anderen Handels- 
effecten” können allenfall3 auch Niederlag:, Lagerhaus:, Depot-, Dockſcheine, 
Warrants u. dgl. m. verjtanden fein, von Privaten, Pfandgläubigern, Steuer: 
ämtern, Eifenbahnverwaltungen ausgeftellt, ferner Connofjemente der See— 
ſchiffer, Ladejcheine der Frachtführer u. j. mw. Diefe Papiere werden mitunter 
ausdrüdlih als Pfand bei Banken zugelaffen, j. unten 32 (D 2) b) 
über Waarenlombard). 

Bon Wichtigkeit al3 eventuell discontirbare Papiere find dann na— 
mentlich noch demnächſt fällige Coupons, von Staatsjhuldiceinen und 
Aktien und Obligationen der Gejellichaften, öffentlicher Körperichaften, Ber» 
eine und hervorragender Privatperjonen (Großgrundbeliger, Standesherren 
u. dgl. m.), ferner ausgelofte, in kurzer Zeit zahlbare Effecten 
derjelben Schuldner und Gejellihaften. Die Discontirung diejer Papiere 
wird mitunter ausdrüclih in den Statuten zugelaffen, 6%) gelegentlich 
jelbft zur Beſchaffung jpecieller Notendecdungen, 61%) oder fie reiht jich 
unter anderöbenannte, verwandte Gejchäfte. 611) Sie mwird neuerdings bei 
der großen Ausdehnung des Verkehrs und der Kapitalanlage in „öffent: 


60%, S. darüber die früher (S. 267 ff.) angeführten Beflimmungen. Soweit 
überhaupt eine ipecielle Dedung mit Wechſeln neben der vorgeichriebenen Baardbedung 
und der etwa zugelajienen mit anderen Activen gefordert wird, findet fich der Ausdruck 
‚Wechſel' immer allein gebraucht, fo daß dabei Anweijungen jedenfalls ausgeichlojien 
find. Wo dagegen jtatt der Wechſeldeckung nur eine Deckung mit „leicht realifirbaren 
Baluten“ u. dgl. m. verlangt wird (j. oben S. 270), find zwar auch Wechjel vornehm- 
lih gemeint, Anweilungen aber nicht ausgeichlofien. 

so, Darmit. F 12 N. 3, Lur HIN. 3. . 

608), Die juriſtiſche Präcifion der Sprache fehlt überhaupt in den beutjchen Bank— 
ftatuten oft in ſehr bedenflihem Grade. Man merkt, daß die Abfaſſer meiftens Kaufleute 
mit mangelbaftem juriftifhen Beiſtande, nicht Juriſten jelbft find. Die übliche Revifion 
ber Statuten burch die Behörden erfolgt offenbar oft febr wenig jorgfältig. Gedanfenlos 
werden die Statuten neuer Banken nad der Schablone alter entworfen. So bat das 
Leipziger Statut mehriach als Mufter gedient (3. B. dem Roftoder). Die Statuten der 
Fleinen Banken aus den 50er Jahren find vielfad nad ein und bderjelben mittelmäfigen 
Schablone entworfen. Man bekommt audy bier eben Feine große Erwartung von „rein 
faufmännifcher” Behandlung folder Dinge. In etwaigen Bankerotten von Banken wird 
fih diefer Mangel juriftifcher Präcifion noch rächen. 

609) Bair. $ 62 (inländ. durch Berlojung oder Auffündigung in höchſtens 6 Mon, 
rüdzahlbare Staatspapiere u. Coupons). 

610) Defterr. Nat. B., neues Stat. $ 14 (eingelöfte verfallene Coupons von 
Grunbentlajt. Obligat.); meift nur Fleinere Poſten. S. auch $ 21 ber Etat., wonad) 
bie Banf beflimmen kann, ob und welche Effecten der Schuld des Staats und ber Län— 
der oder beren Coupons, injofern ſolche längjtens innerhalb 3 Mon. zahlbar find, von 
ihr im Escompte übernommen werben. 

61) Preuß. B. O. 534 („in beftimmten Terminen zablbare Effecten, welche nicht 
über 3 Mon. laufen“). Ferner die Deſſ., Braunfhw., Goth., Ger. B. u. a. m. 
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lihen MWerthpapieren” ein Bedürfniß der Kapitaliften und ein gewinnbrin- 
gendes, mitunter ſchon ziemlich umfangreiches Gejchäft 912) für die Banken. 

Die Zulaſſung dieſes Gejhäfts auch bei Zettelbanten und die Ver— 
wendung discontirter Coupons u. j. w. in begrenzten Summen jelbjt zur ſpe— 
ciellen Notendedung würden wir kaum beanjtanden. Dieje Papiere jtehen 
notorifsh in jehr vielen, ja den meijten Fällen an Sicherheit den beiten 
Wechſeln ganz gleih. Die Einwendung, welche gegen Effectengeſchäfte zu 
machen ift, trifft hier nicht zu, weil es fih um furzterminlide Obli- 
gationen mit Parirüczahlung handelt, um Zeiträume, die jich hinſichtlich 
des bier in Frage kommenden Punktes der ganz unzweifelhaften rechtzeitigen 
Einlöfung unſchwer überjehen lafjen. Daher fallen hier auch die Bedenken 
gegen Geſchäfte mit dem Staate, mit gewifjen Actiengejellihaften weg, auch 
wenn ja diejen thatjäcdhli in der Discontirung der Coupons Credit ge— 
währt wird. Die regelmäßige Discontirung jpäter fälliger Coupons und 
damit derbunden das verwandte Gejchäft der Annahme fälliger Cou— 
pons zur Eincafjjirung gegen eine Fleine Provijion haben ferner 
das Gute, dem Verkehr auf bequeme Art die als Umlaufmittel neben Münze 
und Banknoten jetzt jo vielfach vorkommenden, die Gejchäftsmelt etwas be= 
läftigenden Coupons abzunehmen. 613) 

Man kann bier aber die discontirbaren Coupons nicht bloß nad der 
Gattung der Zahlungspflichtigen, jondern muß jie innerhalb der— 
felben Gattung wieder weiter unterjcheiden. Hierin ijt den Bankverwal— 
tungen freierer Spielraum zu lafjen. Doch können einige allgemeine Merk— 
male folder Coupons, welche von der Zulaſſung zur jpeciellen Notendeckung 
in Uebereinftimmung mit den fonjtigen Dedungsprincipien auszuſchließen 
wären, bezeichnet werden. Nicht zur Discontirung zuzulafjen find Coupons, 
deren Werth ein unficherer oder ſchwankender, deren Erwerbung daher noth— 
wendig für die Bank ein Speculationggejhäft wäre Hier kann man 
fich nicht fowohl an die übliche Unterjheidung von in- und ausländijchen 
SBapieren, von Staats- und anderen Obligationen, von Actien und Obli- 
gationen halten, als vielmehr an die Unterjcheidung von bisher regelmäßig 
und ſicher und nicht jo gezahlten, von auf bejtimmte und unbejtimmte 
Summen lautenden Coupons, namentlich aber von Coupons, melde bei 
Metallmährung der Bank in Bapiermährung oder umgekehrt bei ‘Bas 
piervaluta dev Bank in Metallmährung „zahlbar find. An Deutjhland 
find aljo öſterreichiſche, ruffiihe, nordamerifaniihe Papiercoupong un: 
bedingt auszufchließen, in Amerifa Goldeoupons. Denn die Schwankungen 
des Wechſelcurſes und Agios zwiſchen Metall und Papier jind aud in 
furzen Terminen oft jo groß, daß die Discontirung von Coupons der ans 
deren Währung ein reines, unberechenbares Speculationsgejhäft wird. Die 
Statuten enthalten Feine bezüglichen Vorjchriften. Ob die Praxis aud der 
deutjhen Banken in diefen Punkten immer die richtige ijt, läßt jich bei der 
Schweigſamkeit der Jahresberichte nicht beftimmt jagen. Nur jomweit nad 
unjeren früheren Erörterungen (f. oben ©. 280) auswärtige Wedjel 








612) In den Ausweifen und Zahresberichten nicht immer fpecificirt. — Frankf. 
B. am 30. Sept. 1869 1.7% Mill. fl. 

613) ©, darüber oben S. 13 u. Anm. 22. Auch die feit dem Drud jenes Bogens 
mir zugelommenen neueften Hanbelöfammerberichte für 1867 und 68 wiederholen mehr: 
fach die Klagen über bie Gouponscirculation. 
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zur Veranlagung eine Theil3 des Baarfonds zugelaffen werben dürfen, 
ar Banken, welde in ‘Bapiervaluta zahlen, aud Metallcoupons er: 
werben. 

Endlih kann noch die Discontirung von Wedjeln des Staats 
und der Ankauf von Schatzſcheinen in Betradht kommen. 

Wechſel des Staat3, d. h. auf ihn gezogene und von ihm acceptirte 
oder vollend8 Solawechſel dejjelben, wird man nit unmittelbar den 
Privatwedjeln gleichjtellen können, weil die Wechjelftvenge gegen den Staat 
nicht unbedingt geltend zu machen ijt. Auch liegt ferner die Möglichkeit nahe, 
daß Banken, zumal große privilegirte Gentralbanten durch Discontirung 
größerer Beträge Staatswechſel, die etwa bei Verfall regelmäßig erneuert, 
rejp. kurz vor Berfall mit neuen gededt werben, thatjächlich eine jchwer 
realifirbare Forderung erwerben. Das ift dann der/Anfang des Endes, der 
Einjtellung der Baarzahlung. Doch wird man, yollends in normalen Ber: 
bältnifjen des Staat? und jeiner Finanzen, Hiergegen einige Cautelen 
— können und zwiſchen den Wechſeln wieder zu unterſcheiden 

aben. 

Eigentliche Staatswechſel, auf welchen der Staat der zunächſt zur 
Zahlung Verpflichtete, der Acceptant iſt, ſind einmal die Wechſel einzel— 
ner Staatsanſtalten, namentlich der Staatserwerbsinſtitute, 
wie der Berg- und Hüttenwerke, Salinen, Fabriken, Eiſenbahnen und an— 
derer Transportunternehmungen, ferner jener großen Staatsausgabe— 
zweige, in welden das Sachbedürfniß des Staat3 nah Materialien 
aller Art (3. B. in der Militärverwaltung) befriedigt wird. Die Ausjtel- 
lung und Wcceptirung von Wechjeln liegt hier wie bei jedem ähnlichen 
Privatgejhäft in der Natur der Sade, — immer „für empfangenen 
Werth“ bei nicht jofortiger Baarzahlung. Daß die betreffenden Staatäbehör: 
den bier wenigſtens Mechjel ausjtellen dürfen, fordert dag Intereſſe der 
Lieferanten wie der ganzen Volkswirthſchaft, damit nicht ein entjprechender 
Kapitaltheil zeitweije ganz der productiven Verwendung entzogen werde. 
Es pflegt denn aud den Staatsbehörden die Erlaubnig gegeben zu jein, 
bis zu bejtimmten Beträgen Wechjel auszuftellen, reſp. auf ſich ziehen zu 
laſſen und zu acceptiven. Solde Wechſel jollten unter den jtatutenmäßigen 
Bedingungen auch von der Bank biscontirt werden dürfen. 

Sodann können eigentliche Staatswechjel von dem Staatsſchatz oder 
der Finanzverwaltung als jolder zur Beihaffung von Geldmitteln 
ausgegeben werden, oder die Finanzverwaltung kann aud ihren Gläubigern, 
3. B. denjenigen, welche ihr Vorſchüſſe auf ein Anlehen gegeben haben, 
erlauben, Wechjel auf fie zu ziehen. Im erften all hat man es mit einer 
ähnlichen Operation wie bei der Emiſſion von Schatzſcheinen zu thun, nur 
mit einer gefährlicheren, wenn nicht ebenjolche bejtimmte Grenzen verfajjungs: 
mäßig gezogen find. In geordneten Staatshaushalten und in normalen 
Zeiten wird dieſe Operation jedoch nicht leicht vorkommen. Sie erfolgte z. B. 
nach dem Kriege von 1866 in Dejterreih, um die baare Kriegsentichä- 
digung an Preußen rajcher zahlen zu können, wo Staatswechſel, mit den 
weiteren erforderlichen Unterjchriften von Wiener Häujern verjehen, von der 
Nationalbanf gegen Silber discontirt wurden. Ein jolde Wechjelemijfion 
des Staats führt leicht zu einer großartigen Wecjelreiterei, wie mit- 
unter, 3. B. in den Jahren 1864 ff., zwiſchen dem ruſſiſchen Reichsſchatz 
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und auswärtigen, bejonder8 auch norddeutſchen (Hamburger und Ber: 
liner) Banfhäufern und öffentlihen Banken. Die Wechjel aus jolden 
Operationen werden womöglich von den Zettelbanfen auszujchließen fein. 

Die umfangreichſten Wechjeloperationen des Staat kommen bei der 
Aufnahme von Anlehen, bejonder8 von auswärtigen Anlehen vor. 
Hier beſchafft jih der Staat den Anlehensbetrag (öfters anticipativ) 
durh Ziehen von Wecdjeln auf die fremden Bankhäuſer, bei 
welden die Zahlungen auf das Anlehen zu machen find. Wechjel diefer Art, 
wo der Trajjat und Acceptant der ausländiihe Banquier ift, find unter 
den flatutenmäßigen Bedingungen für das auswärtige MWechjelgejchäft bei 
großen inländijchen Banken wohl zum Ankauf zuzulafjen. 

Umgelehrt wird der Staat auswärts jchuldige Zahlungen (3. B. für 
vertragsmäßig an fremden Plägen zahlbare Zinjen) etwa aud in der Weije 
berichtigen, daß er vom Ausland auf fih Wechſel ziehen läßt. Dieje 
Wechſel gleihen zwar nad ihrer Entjtehung den zuerjt erwähnten ber 
Staatserwerbsinititute und Staatsausgabezweige, lajjen ſich aber leiht — 
wie es namentlih von Rußland und Dejterreih aus vorgekommen — zur 
neuen Geldbeihaffung mittelſt Wechjelreiterei mißbrauchen und erregen dadurch 
Bedenken. Sie find daher nur in einem jehr geordneten Staatshaushalte 
und bei einer verfajlungsmäßig durch Volksvertretung controlirten Finanz— 
verwaltung von Banken zu nehmen. Wenn etwa Geld-, Bank: und große 
Handelsunternefmungen von Staatsinftituten gewerbsmäßig betrieben wer— 
den (eigentliche Staatsbanken, wie die Ruſſiſche Reichsbank, Anftalten wie 
die preußiiche Seehandlung), jo werden gerade ſolche Wechjeloperationen 
für die Finanzverwaltung meiſtens von diejen Inſtituten vermittelt werden. 
Darin liegt wegen ber Verdecktheit des Geſchäfts eine bejondere Gefahr. 
Zur Discontirung dürfen ſolche Wechjel bei anderen’ Banken nicht unbe= 
dingt zugelajjen werden. 619) 

Schließlich kommen etwa noch Wechſel in Betraht, welche von der 
Finanzverwaltung à Eonto gewährter Steuercredite bei indirecten Ab— 
gaben, wie Zöllen, inländiihen Fabrikationsſteuern u. dgl. m., auf bie 
Steuerfchuldner gezogen und von diefen acceptirt find. Derartige Wechjel 
werden unter den jtatutenmäßigen Bedingungen zur Discontirung bei den 
Zettelbanfen zugelafjen werden dürfen. 615) 

Die meiften deutſchen Bankſtatuten enthalten über die Discontirung 
von Staatswechſeln und Wechjeln mit der Unterjchrift einer Staatöbehörbe 
bei der geringen practiichen Bedeutung der Sade für die Banken nichts 
Näheres. Wichtig ift die Frage bei großen privilegirten Gentralbanten. 616) 


614), Ein nicht ganz ungefäbrliher Punct bei der Preuß. Bank der Seehandlung 
gegenüber! Im Beginn des J. 1864 wurde nach Ablehnung einer Anleihe davon ges 
jproden, daß die Regierung fich den Geldbetrag wmittelft einer Wechfeloperation der 
Seebandlung bei der Banf verfchaffen wolle, ein glüdlicher Weife nicht zur Ausführung 
gelommenes Geſchäft. S. übrigens Anm, 616. 

615) Die Anticipation der creditirten Steuern durch Wechiel bietet öfters ein paj- 
jendes Mittel, momentane Klemmen in ben Staatscaffen zu beben, wie 5. B. 1869 in 
Preußen. Doch fehlen die bezüglihen Einrichtungen noch zu fehr. Die Nation. Ztg. 
v. 30. Sept. 1869 wies mit Recht darauf bin, daß ſich durch Zieben von Disconto- 
wechſeln auf die Stewerdebitoren gegen eine mäßige Vergütung jofort 17 Mill, Thlr. 
ausftebende Etenern in Preußen flüjfig machen ließen. 

616) Nach $ 62 der neuen Stat. der Dejterr. Nat. B. dürfen von ber Finanz: 
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Hier jollten fpecielle Beitimmungen nicht fehlen. Die Gefchichte der öſter— 
reichiſchen Gentralcaffeanweijungen, welche die Nationalbant vor 1848 
übernommen hatte, ijt ein warnendes Beijpiel, wohin ſolche Geſchäfte bei 
mangelnder Borjicht der beiden Betheiligten leicht führen können. 67) Ob 
der bloße Berlaß auf die Formen der conjtitutionellen Budgetwirthichaft 
immer ausreicht, ſolche Gejchäfte vermieden zu jehen, jteht dahin. 

Neben den eigentlihen Staatswechſeln bilden die ihnen nahe ver: 
wandten Schatzſcheine 619) nad) ihrer Form ein geeignetes discontirbares 
Papier. Man wird dabei wieder die inländiſchen und die fremden 
Schatzſcheine unterjcheiden müfjen. Jene find den Platzwechſeln, dieje den 
auswärtigen Wechjeln zu vergleichen. 

Bei den inländijhen Schatzſcheinen liegt für die heimischen Ban 
fen, befonders die privilegirten Gentralbanfen, wieder die Gefahr nahe, daß 
der Staat den Bankeredit mißbraudt, die Bank einen zu großen Geldbe- 
trag in Schaßjcheinen fejtlegt und die Erneuerung der legteren eine bloße 
jormalität wird. Auch hier iſt auf obiges Beijpiel von der Dejterreichijchen 
Nationalbank hinzumeijen. Wird jedocd durch eine ordentliche conftitutionelle 
Finanzwirthſchaft für fejtbegrenzte, nicht zu große Beträge Schaß- 
ſcheine — ein Hauptpunft bei diefer wichtigen Form ſchwebender Staats- 
\hulden — gejorgt und die Discontirung diejer Papiere von der Bank 
in richtigen, nicht zu weiten Grenzen gehalten, jo wird die Annahme 
inländiiher Schatzſcheine wenigſtens zur jubjidiären Notendeckung ge: 
Nattet werden dürfen. Bon der jpeciellen Dedung würden wir fie lieber 
ausichliegen, damit der Grundjag bewahrt bleibe, daß feine Banknote 
unmittelbar auf den Staatscredit bajirt jei. Namentlich die 
Engliihe, auch wohl die Franzöfiihe Bank kaufen vegelmäpig Schatzſcheine. 
Der Defterreihiihen Nationalbank ift die Beforgung des dortigen Schaß- 
ſcheingeſchäfts (Ausgabe, Verzinfung und inlöjung der jog. Partial— 
hypothekaranweiſungen, vulgo „Salinenſcheine“) commiſſionsweiſe über- 


verwaltung eingereichte Wechſel ſtatuten mäßig discontirt werden. — Für die Preuß. 
B. beftimmt $ 91 der B. D., daß Geſchäfte mit der Staatsfinanzverwaltung und ben 
Geldinfituten des Staats allen Beflimmungen der B. O. ebenjo wie die mit 
Trivatperionen abgeichlofjenen unterliegen. Nur innerbalb dieier Beftimmungen find 
dedingungsweiſe Abmweihungen gejtattet; f. darüber den oben ©. 147 gegebenen Auszug. 
Uebet andere als Wechielgeibäfte mit dem Staate enthalten einige Banfjtat, Beftim- 
mungen, |. 3. ®. oben Anm. 281. 

617), S. darüber meine Defterr. Val. I, 43, Staatswörterb. VII, 614. 

616) Diefem Zweige ber modernen jhwebenben Staatsihuld, den auc die Theorie 
noh wenig berüdfichtigt bat, das Bürgerrecht im Staatsſchuldenweſen zu verichaffen, 
babe ih mir wiederholt Mühe gegeben. ©. namentlich den Abjchn. „die Salinenſcheine“ 
<. 76—92 in meiner Ordnung d. Dejterr. Staatshausb. Wien 1863, u. Art. Staats: 
\öufden im Staatswörterb. X, 23, 24, ferner in, m. Rufl. Papierwähr. S. 234—241 
(über die ruſſ. ſog. „Serien“). Jetzt find die Scaßiceine nun auch in Preußen und 
m Korbd. Bunde mit vollem Rechte eingeführt worden, j. E. Richter, preuß. Staate- 
'Suldenweien (Brest. 1869) S. 55—259. Wenn derfelbe meine Anficht verwirft, daß 
die Schakicheine einen dauernden (organiichen) Beftandtheil der modernen Staats: 
\Suld bilden follten, fo überficht er u. A. eines meiner Argumente (Ordnung ©. 80), 
daß fih das Publikum an Schatzſcheine gewöhnt haben müfje, damit der Staat in 
gewifien Zeiten entiprechenden Gebrauch von diejer Schuldform machen fünne. Die im 
Deteber 1869 im preuß. Abgeordnetenhaufe Seitens der Regierung beantragte Fundirung 
sa 13 Mi. Thlr. Schagicheine mitteljt einer Anleihe ſcheint uns unnöthig bie Laſten 
des Staats zu erhöhen. 

Bogner, Gutachten. 20 
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tragen, doch muß der etwaige Vorſchuß der Banf am Schlufje jeden Mo- 
nats baar beglihen werden. 19) Ob die Preußiſche Banf die in der preus 
Bifhen Finanzverwaltung noch neuen Schaßjcheine mitunter zu Kapitalan- 
lagen benutzt, iſt aus den Ausmeijen nicht erjichtlich. 

Bei den ausländiſchen Schaticheinen fällt die Gefahr fort, daß 
der Bank: und Staatseredit bedenflid vermengt werde. Der Ankauf aus— 
ländiijher Schakjcheine ift daher mwejentlich ebenjo wie der Ankauf auswär— 
tiger Wechſel zu beurteilen. Schatzſcheine eignen ſich überhaupt vornehmlich 
nur für die Staatshaushalte von Großjtaaten. Es fragt ſich daher, ob 
eine Bank Schatzſcheine des betreffenden Staat? nad den Geſchäftsver— 
hältniffen der Länder brauchen könne und diejer Staat Erebit verdiene. 
Die Anlage eine Theils des Baarfonds der großen continentalen 
Banken in engliiden Schatzkammerbills hat danach Mandes für fich. 
Politiſche Bedenken fönnen mitunter in Betracht kommen, jchließen jolche 
Gejchäfte aber in der Gegenwart jelten aus. 620) 


BB. DieLombarbdbirung.62!) I) Die Auswahl derLombarbgattungen nad 
ber Art der Pfänder. 

Unter Lombardirung oder Lombardgeſchäft verjteht man im Allges 
meinen, bejonderd nah dem in Norddeutichland üblichen Sprachgebrauch, 
die Beleihbung von Fauftpfändern. Diejes Geihäft kann offenbar 
und wird aud von Kaufleuten, Privaten betrieben, es ijt ferner in techni= 
jeher und juriftiicher Hinficht dafjelbe Geſchäft, welches die Leihhäuſer 
Gerſatzämter) zur Aufhilfe des Conſumtiveredits betreiben. Auch kann 
man von dem gewöhnlichen jegigen Kombardgeichäft nicht behaupten, daß 
e8 tet? ein Productivcreditgejchäft ift. 622) Denn abgejehen von der min 
beiten in vielen Fällen fraglihen Probuctivität der Beleihung von 
MWerthpapieren zu Zwecken der Börjenjpeculation werden notoriſch Lombard= 
darlehen vielfah von Privaten zu nichtgeſchäftlichen Zwecken aufgenom= 
men. Gleihwohl engt man den Begriff der Lombardirung doc in der 
Pegel in der Weije ein, daß man darunter die Beleihung von Fauſtpfän— 
dern als regelmäßigen Activgejhäftszweig der Banken vornehmlich zum 
Behuf der Gewährung von Productiverediten an Gejchäftsleute oder doch 
zu Geſchäftszwecken verjteht. Diejes Lombardgeſchäft it befanntlich die eine 





619) Meue Stat. $ 62. Das Guthaben ber Bank fhwoll im Sept. 1869, wo bie 
Salineniheine in Folge der Börfenfrije ftärker zurückſtrömten, body auf 3. Mill. fl. an. 

620) Näheres in meiner Ruſſ. Papierw. ©. 264 ff., wo eine größere Anlage 
von Bankfapitalien im Auslande in Ausficht genommen ift. Das dort Gejagte gilt mut. 
mutand. auch von anderen großen Banken, 

624) Ueber die allgemeine volkswirthichaftliche Seite des Lombardgeſchäfts j. bei. 
unten den Abjchnitt über ben Waarenlombarb. Weber bie Entwidlung der Activ- 
geichäfte des modernen Banfwefens aus dem Lombardgefchäft ſ. meine Artikel Lombard 
u. Bankweſen (S. 80 fi.) in Rengih Handwörterb. db. VBolfswirtbihaftsl. u. Zet— 
telbanfen im Staatswörterb. XI, 295 ff. Kurze Berührung des Lombardgeihäfts in 
feiner Beziehung zur Notenemijfion bei DO. Michaelis, wirtbich. Bedeut. d. Specul. 
Handels, 3. Art., Vierteljabrihr. f. Volfsw. u. j. w. 1865, B. 2 (X) 3.2. © 90 

622) Den Unterſchied zwiichen Conſumtiv- und Productiverebit, wovon im ol: 
genden mehrfach die Mebe, lege ih in den Zweck — nicht unbedingt in das Rejultat 
— ber Berwenbung der übertragenen Güter, ob dadurch alſo eine Beraus: 
gabung zur unmittelbaren Bedürfnißbefriedigung oder eine Hervorbringung neuer wirtb- 
ſchaftlicher Güter bezielt wird, ſ. meinen Art. Credit im Handwörterb. ©. 193. 
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Wurzel, aus der das ganze moderne Bankweſen entiproffen ift. Sein Name 
weiſt auf diejenigen Perjonen hin, melde e8 im Mittelalter und den fol- 
genden Jahrhunderten zuerjt in größerem Umfange und bankmäßig betrie— 
ben und aud) diefjeit3 der Alpen verbreitet haben (j. Anm. 621). 

Beihränfen wir uns unjerer Aufgabe gemäß hier auf die Betrad)- 
tung des Lombardgeihäfts als de3 zweiten Activgeſchäfts, durch welches 
insbejondere die Zettelbanfen in der Gegenwart ſich jpecielle oder jubjidiäre 
Notendeckungen beſchaffen (j. oben ©. 268, 270). Hier werden wir zunädjit 
die Yombarddarlehen nach der Sattung der Pfänder, gegen melde jie 
gewährt werden, unterjcheiden und bei der Wahl diejer Gattungen ung 
wieder wie bei den Mechjeln an die drei Geſichtspunkte möglidhfter Si— 
herbeit, leiter Realiſirbarkeit und volkswirtſchaftlicher 
Erjprießlichfeit der einzelnen Darlehensgattungen (j. oben ©. 272) 
halten müjjen. 

ALS Hauptarten der Pfänder und danach der Lombard3 kommen vor: 
1) Gold und Silber, Geräth und Schmud daraus: Edelmetalllome 
bard —; 2) Waaren verjchiedener Art: Waarenlombard —, mit 
den beiden mwichtigjten Unterarten, VBerpfändung der Waaren in Natura 
und Berpfändung der Bejheinigungen über Eigenthum, beziehungs= 
weile Verfügungsrecht an im bejtimmter Weiſe hinterlegten Waaren 
(Niederlagsicheine, Docdwarrants u. j. mw.) oder über Eigenthbum an im 
Transport begriffenen (oder in zum Transport bejtimmten Fahrzeugen 
und Einrichtungen befindliden) Waaren (Xadejcheine, Connojjemente), 
3) Shuldurfunden aller Art: Werthpapierlombard, bei welchem be- 
jonders die Verpfändung von Furzterminliden, al Bari rücdzahlbaren 
Schuldſcheinen (Wechſeln u. j. w.) und von langterminlidhen oder 
bloßen Nentenpapieren, „Börjeneffecten“, welde in der Regel nur 
durch börjenmäßigen Verkauf nad) dem Curje zu verwerthen jind, untere 
ſchieden werden muß. 

Auch bei den Lombarddarlehen fehlt es wieder an jiheren Merk: 
malen, um die volfswirthichaftlihe Berechtigung diejer einzelnen Dar: 
lehensgattungen und zugleich diejenige des individuellen Darlehensaniprudjg, 
jowie die Sicherheit des Ereditnehmers zu beurtheilen. Hier gilt im Weſent— 
lihen da3 früher über die Wechjjeldiscontirung Gejagte (j. oben ©. 272). 
Die Schwierigfeiten fteigern ji jogar injofern, als das Lombardgejchäft 
als Korm der Ereditbeanjprudung — mohl zu unterjheiden von 
jeiner Bedeutung ald Form der Ereditgewährung — ſich durdaus 
nit jo organisch nothmwendig aus dem Productions- und Abſatzprozeß aud) 
ber modernen Volkswirthſchaft entwicelt, wie die Wechjeldiscontirung und 
die einzelnen Gattungen oder Zweige diejes Gejchäfts ſich in dieſer Hinficht 
wiederum von einander unterjcheiden. Vom Standpuncte des Bankweſens 
aus fommt nun zwar das Lombardgeſchäft grade als Activgeihäft, aljo 
eben als Form der Greditgewährung in Betradht und muß vornehmlich als 
jolche hier näher geprüft werden. Jedoch auch dabei ijt e8 unvermeidlich, 
es zugleich als Form der Greditbeanipruchung wenigſtens in einigen Punk: 
ten mit zu beurtheilen. Denn jeine Bedeutung und jein Werth in erjtrer 
Hinficht wirft auf feine Bedeutung ala Form der Greditgewährung, daher 
auch auf die Sicherheit und leichte Nealijirbarfeit des Lombarddarleheng 
zurüd. Das ganze Lombardgejchäft als Mittel, Eredit zu rm ijt mits 
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unter wegen der zweifelhaften, von einigen Seiten ganz geläugneten Pro— 
ductivität des Zwecks verworfen worden. Speciell wurde auch wohl die 
Verpfändung von Waaren als Mittel, nicht oder noch nicht oder zu dem 
jetzigen Preiſe nicht verkaufen zu müſſen, verurtheilt, während Andere 
wieder in der Verpfändung von Werthpapieren rein ein Mittel unrichtiger, 
bedenklicher, mindeſtens unproductiver Speculation ſahen und deßhalb dieſen 
Zweig aus dem Kreiſe der normalen Activgeſchäfte der Banken abwieſen. 
Solche Anſichten generaliſiren zu ſehr, ſind alſo einſeitig, aber nicht durch— 
weg falſch. Eben dieſer Umſtand erſchwert die Beurtheilung des Lombard— 
geſchäfts auch als Form der Creditgewährung. 

Während bei der Wechſeldiscontirung wohl ein Zweifel darüber ent— 
ſtehen mag, ob ein Wechſel ſo liden Geſchäftsoperationen entſprungen ſei 
und alle Merkmale ſeiner Creditwürdigkeit täuſchen und die Beurtheiler 
ſeiner ſpeciellen Creditwürdigkeit ſich hierin irren können, wird über ſeinen 
Urſprung, ob aus Geſchäften, ob aus Conjumtivcreditoperationen, d. 
h. aus Aufnahme von Credit zur laufenden Verausgabung behufs der Be— 
dürfnißbefriedigung, viel ſeltener ein Zweifel entſtehen oder bei Sachver— 
ſtändigen ein Irrthum unterlaufen. Anders bei der Lombardirung. Die 
Beurtheilung, ob Jemand Papiere verpfändet, um mit dem Erlöſe Geſchäfte 
zu machen oder um damit ein Defizit ſeines Haushalts zu decken, iſt 
Kg weil e8 an Merkmalen, den Darlehensanjpruch jo zu unterjcheiden, 
ehlt. Und doch ijt diefe Unterfcheidung auch für den Ereditgeber wichtig. 
Denn beim Productivereditgejhäft wird da3 Kapital nad Abmwiclung der 
Dperation, in welcher es verwendet wurde, doc in der Regel wieder zur 
Abzahlung des Darlehens (mit einem Gewinn obendrein) verfügbar jein. 
Das Kapital als ſolches iſt eben immer vorhanden geblieben, weil e8 hier 
nur einen VBerwandlungsproceß durchmachte, nicht einem Zerſtörungsproceſſe 
unterlag, oder wie die englijhen Defonomijten zu jagen pflegen: weil es 
reproductiv verbraudt wurde Beim Conjumtiveredit ift dagegen das 
Kapital als jolches gerade zerjtört worden, es muß immer erjt behufs 
Abzahlung des Darlehens eine neue Kapitalentjtehung durch Erjparung 
jtattfinden. Daher bietet da8 Conſumtivereditgeſchäft an ji, feiner in- 
neren Natur nad, viel weniger Sicherheit, als das Productivcreditge- 
ihäft und eben deßhalb iſt das dort gewährte Darlehen, rejp. der daraus 
entjtandene Forderungsanipruch nicht jo leicht realifirbar, als in dem zwei— 
ten Falle Da nun der Charakter des Lombardgejchäfts häufig in der Be— 
ziehung jo ſchwer zu beurtheilen iſt, ob und wie weit dabei ein Productiv— 
oder Conjumtivcreditgejchäft vorliegt, fo folgt auch daraus eine Beitätigung 
unjeres oben ©. 268 aufgeitellten Grundjaßes, daß die Lombardirung höchſtens 
nur in zweiter Linie, nach der Wechjeldiscontirung zur Beihaffung der No— 
tendedungen in Betracht kommen foll: die volkswirthaftliche Erſprieß— 
lichkeit ift fraglider. Diejer Umſtand würde für das Zettelbankweſen 
noch weitere Conjequenzen haben, nämlich die Lombardirung als Form der 
Greditgewährung, d. 5. als Mittel der Beſchaffung von Activen wenigſtens 
von der jpeciellen Notendefung ganz auszuſchließen, da fie ald Form 
der Greditbeanjprudhung jo jchwer richtig zu beurtheilen ift, — wenn nicht 
die Deckung, d. h. die jpeciellen Bfänder für das Lombarddarlehen 
ih jo gejtalten ließen, daß fie unabhängig von der Perſon des Entlehners 
und der wirklichen Verwendung ber erhaltenen Darlehensjumme eine genü— 
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gende Sicherheit geben und leicht realifirbar find. Aus dem Allen folgt, 
daß der Shmwerpunct der Trage bei der Erridtung und Leitung des 
Lombardgeihäfts in der Wahl rihtiger Pfandgattungen — wie 
unten gezeigt werden wird unter maßgebender Berüdjihtigung der Con= 
juncturen bejonder3 im Waarenlombard — und der Aufjtellung und 
ftrengen Befolgung richtiger allgemeiner Darlehensbedingungen liegt, 
nicht in der Beurtheilung der jpeciellen Creditwürdigkeit der Darlehens: 
jucher und der Beurtheilung de3 einzelnen Darlehensanſpruchs — welches 
Beides gleihwohl daneben auch in Betradht fommt und von einer tüchtigen 
Bankverwaltung auch beachtet werden wird. Es fteht alfo in diefer Beziehung 
mit der Lombardirung gerade umgekehrt wie mit der Wecjeldiscontirung, 
bei welcher das entjcheidend Wichtige die Beurtheilung der jpeciellen 
Greditwürdigkeit des Creditſuchers und der Berechtigung des einzelnen Cre— 
ditanſpruchs ift (j. oben ©. 285). 

In den Statuten der materiellen Bankgeſetzgebung und ebenjo in den 
von den Banken fich ſelbſt gegebenen rationellen Statuten des Freibankwe— 
ſens müfjen demnach vor Allem richtige Beitimmungen über die Auswahl 
der Pfänder und über die allgemeinen Bedingungen der auf Pfand 
zu gewährenden Vorſchüſſe enthalten fein. Daran fließen jih dann immer: 
bin wichtige, aber do nur jecundäre Vorjchriften über die jpeciellen 
Bedingungen, welche der Lombardereditnehmer zu erfüllen hat, an. Nach 
diejem Gefichtspuncte find auch die deutſchen Statuten im Folgenden zu 
prüfen. 


41) Der Edelmetalllombarb. 


Dieſe geſchichtlich ältefte Form des Lombardgeihäfts Hat bejondere 
Wichtigkeit in größeren Handels- und Geldpläten, welche den internationalen 
Geldverkehr vermitteln. 623) Hier pflegen jich zu diefem Zwecke Gold und 
Silber in Barrenform wie in Form der Münzen ber Hauptmünzfüße der 
Länder zu kreuzen. Es entwicelt fi ein Bedürfniß, mit Edelmetall in ir: 
gend einer diefer Formen über Edelmetall in einer bejtimmten Form, 
namentlich derjenigen des gejetlichen Geldes am betreffenden Plate, verfügen 
zu können, ohne das eigens bejeflene Gold und Silber ſelbſt erft in dieſe 
Form bringen zu müffen. Man will im Gegentheil, ohne die Koften und 
den Zeitaufwand bei abermaliger Umprägung oder Umjchmelzung zu verlies 
ren, dieſes eigens bejefjene Metall in feiner jetigen Geftalt einjtweilen be— 
wahren, um e3 immer wieder raſch zum Erport u. j. w. benußen zu fönnen. 
Der Edelmetalllombard hat ſich dementiprechend in Geld: und Wechjelpläten 
jelbjt bei reinen Girobanken entwicelt, obgleich er ftreng genommen aus 
ßerhalb des Geſchäftskreiſes einer ſolchen Bank ftehen müßte und dieſe 
ihon zu einer Leih- oder Creditbank madt. 6%) Die einzige noch beſte— 


623) Die freilich immer nur lüdenbaften Ausweife über ben Import und Erport 
ber edlen Metalle im Wege bes Handels fpecificiren leider die Berheiligung ber einzel: 
nen Hanbdelspläge nicht, was auch bei ber üblichen Methode der Auſmachung biejer Art 
Statiſtik faum burhführbar if. Die Hamburger Handelstabellen find deshalb auch 
bier bejonders werthvoll. Import an Gontanten u. eblen Metallen im Durchſchn. v. 
1861-65 110.8, 1866 105.3 Mill, M. 8. 

6249) Denn das Princip, daß immer ber ganze hinterlegte Giropoftenbeitand in 
natura ba liege, ift aufgegeben, wenn 3. B. Guthaben in Mark Banco gegen Depo: 
nirung von Silbermünzen, Gold, Kupfer eröffnet oder dieſe Werthe belehnt 
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hende große Girobanf der Gegenwart, die Hamburger, betreibt diefen 
Geſchäftszweig in bedeutendem Umfange. 62°) 

Auch Zettel-, Depofitene und ähnliche Banken werden dieſes Gejchäft 
an größeren Geldplägen mit Recht als ein für fie faſt Fein Riſico bie: 
tendes und volkswirthſchſchaftlich zuläfliges in ihren Wirkungskreis aufneh: 
men, wie dies auch meijteng der Fall ijt. 2%) Banken an Nebenpläten 
und Eleinere Banken überhaupt werden wenig Gelegenheit zur Yombar: 
dirung von Edelmetall finden, brauchen das Geſchäft aber deshalb nicht 
förmlich auszujchliegen. 627) Bei Banken mit Papiermwährung kommen 
wieder die eigenthümlichen Verhältniſſe, welche ji unter legterer geitalten, 
in Betracht. Gegen die Gejtattung einer vermehrten Banknotenemijjion auf 
Grund verpfändeten Edelmetalls, wenn die Noten gar nicht oder nur 
gegen ein anderes, mit dem Zwangscurs verjehenes, nicht in Metall zahl: 
bares Papiergeld einlösbar jind, muß man fich aus denjelben Gründen er: 
klären, welche oben (5. 283) gegen die Befugnik, ſolche Noten unter Vor: 
ausjegung einer ebenjolden Vergrößerung des der Bank eigenthbümlid 
gehörenden Metallfonds zu vermehren, geltend gemacht morben 
ſind. 628) 

Der Edelmetalllombard der Banken umfaht regelmäßig die Beleihung 
von Barren des Währungs: wie ded anderen Metalls, ferner von gemijjen 
fremden Münzen, wiederum beider Metalle. Die Auswahl dieſer Münzen 
muß nad dem wirklichen Bedürfnig des Handels erfolgen. Auch die Be: 
leihung einheimijher Münzen, 3. B. Goldmünzen bei Silberwährung 
kann in Frage fommen. Principiell ift nicht3 dagegen einzumenden. 629) 

Mitunter ermeitern die Banken diejen Gejchäftszweig auch zur Be 


worden: es kann nicht fofort der Betrag ſämmtlicher Gutbaben in Marf Banco 
gekündigt und berausgezogen werden. Die confequenten Vertheidiger ber alten Hamburger 
Banf und Gegner ber modernen Depofiten: und Zettelbanfen müßten desbalb die „Be: 
Ichnungen“ verwerjen. Wenn dieſe gleihwobl, befonders auf preuß. Thlr., jo bedeutend 
geworben, fo ift dies ein ueuer Beweis für die notbwendige Entwidlung ber Giro: 
zur Leibbanf und gegen die M. B.-Wäbrung. ©. folg. Arm. 

235) 3. B. am 7. Det. 1869: Silbervorratb in Barren (d. b. aljo: in M. 8.) 
8.68, Belehnung auf Silbercontanten 4.6, auf Gold 1.02, auf Kupfer 0.073 Mil. M. 
B. — ©. Sötbeer, Mater. 3. Beurtb. v. Gold: und Bankiragen, Hamb. 1855, beri. 
db. Hamb. B. 1619—1866 in d. Bierteljabrihr. f. Bolfsw. 1867, B. 2 (18) ©. 1 fi, 
(Geffken) 3. Banfir. I u. II, 1856, Verbandl. d. Hamb. Kaufmannconvents in d. 
Bal. fr. 1865, meinen Art. Girobanf im Handwörterb. d. Bolfswirthichaftst., u. Art. 
Zettelb. Staatswöärterb. XI, 298. 

626) Ausdrücklich bei d. Franzöſ. B. (Anf. Sept. 1869 Vorſchüſſe auf Barren 
in Paris 18.1, bei den Filialen 6." Mill. Fr.), Dejterr. Nationalb. (8 22), Preuf. 2. 
(5 5, a), Frankf., Leipg., Baier., Brem. B. u. a. m. Die Ausweiſe jpecificiven bie 
Lombards meift nicht näher. 

627) Faſt in allen beutfchen Stat. ift die Lombarbirung der Edelmetalle auf: 
genommen. 

626) Das oben erwähnte Geichäft der Defterr. Nat. B. im Sept. 1869, ber An: 
fauf von Napoleonsd’or und ber gleichzeitige Verkauf derfelben auf Zeit zu einem 
etwas höheren Preife, hatte eigentlich ganz bie Natur eines gewöhnlichen Reportgeichäfts, 
bas ber Belehbnung nabe verwandt war. — Aud die Ruſſ. Neichsbant beleiht Edelmetall 
mit uneinlösbaren Grebditbilleten. 

629) Ausſchließlich Barren ift unzweckmäßig, auch faft nirgends verlangt 
(Danz. ©t.). Beihränfung auf fremde Münzen („im Inlande nicht eurſirende“) bei 
db, Darmft, u, Zur. B 
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leifung von Edelmetallgeräth, namentlih Silbergeräth. 63%) Die Ein- 
beziehung jelbjt von Shmud, Jumelen, „Pretiojen” liegt dann 
nahe. 61) Jedenfalls würde eine jolche Beleihung ſchon einen etwas anderen 
Character haben und dem eigentlihen Waarenlombard näher jtehen. Zum 
Sachwerth tritt hier regelmäßig ein nicht unbebeutender, oft recht hoher 
VBerarbeitungs: (Kunjt:) werth, um dejjentwillen die Beleihung von 
Geräth u. j. w. ſchwieriger und unficherer ijt. Dazu fommt auch nod) ein 
Unterjdied vom gewöhnlichen Waarenlombard: in der Regel wird die Ver: 
pfändung von Silbergeräth u. j. w. ein Conjumtivereditgejchäft jein, dann 
ijt fie wenigjtens aus dem Settelbanfbetrieb lieber auszuſchließen und den 
Leihhäujern zuzumeijen. Nur ausnahmsweiſe 3. B. als letztes Hilfsmittel vor 
dem Banferott, mag von Gejchäftsleuten zu Sefhäftszweiten eine ſolche Ber: 
pfändung erfolgen. Bon großer practijcher Bedeutung iſt fie auch hier kaum. 


2) Der Waarenlombard, a) im Allgemeinen. 


Er ijt in jeinen beiden oben erwähnten Formen von ungemifjerer 
volkswirthſchaftlicher Erjpriehlichkeit, in einem Hauptfalle geradezu verberb- 
lih. Ferner bietet er erheblich weniger Sicherheit für das zu gewährende 
Darlehen und die Nealifirbarkeit der Forderung, als der Edelmetalllombarb. 
Deshalb iſt er wenigjtens bei — zu beſchränken, für die ſpecielle 
Notendeckung lieber ganz auszuſchließen. Unter allen Umſtänden muß große 
Vorſicht geübt werden hinſichtlich der Auswahl der Waaren, der ee 
meinen Zeitverhältnijje und der befonderen Conjuncturen der 
einzelnen Waaren, jodann bei der Beitimmung der Höhe und Dauer 
des Vorſchußes. Alljeitig genügende Vorſchriften über dieje Puncte laſſen 
fih bei der Bedeutung, welde individuelle Verhältnifje Hier beiten, 
ſchwer in allgemeine Formeln fajjen, wie jie für Statuten und ſelbſt noch 
für Neglements nothwendig find. Die Hauptjache bleibt Hier wieder eine 
tüchtige Organijation der Verwaltung. Eine ihrer Aufgabe bewußte Ber: 
mwaltung wird dann aber aud die volkswirthſchaftliche Erjprieklichkeit der 
einzelnen Lombardgejchäfte gehörig beachten. 

In diefer ftrittigen Frage nad) der Erjprieglichkeit de Waarenlom- 
bard3 jcheinen mir die unbedingten Gegner des legteren doch zu weit 
zu gehen, aud wenn jie diejen Gejchäftszweig nicht an ji, jondern nur 
für Zettelbanfen wegen feiner wirthichaftlihen Natur und feinem behaup: 
teten Verhältniß zur Notenausgabe principiell verwerfen. 69%) Einmal kann 
letzteres nur gejchehen wegen der mangelhaften Sicherheit und Nealifirbarkeit 
des Pfands, wogegen fi) aber doch Seitens der Bank genügende Vorfeh: 
rungen in den meilten Fällen treffen lafjen. Sodann verallgemeinern die 
Gegner des Waarenlombards wieder den einen Fall, in welchem fie im Nechte 
find, zu jehr und überjehen die wejentliche Verjchiedenheit anderer Fälle. 

Es können hier nämlich wohl zwei Hauptfälle unterjchieden werben. 
Der Waarenloınbarb dient 1) zur Erhaltung oder Steigerung einer 
unberehtigten Haufjeconjunctur oder umgelehrt zur Verhin— 

630) Frankf. B. Gold: u. Silbergeräth; ebenfo Statutenentw, des bad, Hanbels- 
tage u. neuer Statutenentw. einer Bad. B. im 3. 1869, 

631) Pretiofen bei d. Hannov. B. 

632, S. z. B. Michaelis, wirthih. Rolle des Speculationshandels, Vierteljahrſchr. 
f. Volkswirihſch. X (1865) ©. 88. 
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derung einer gerechtfertigten Baiſſe der Waarenpreiſe und 2) zur 
Einführung einer beredtigten Haujje und Abhaltung einer 
ungeredtfertigten Baijje und in Verbindung hiermit zugleich als 
Mittel, Credit gegen Pfand zu erlangen und einer zu weit gehen 
den allgemeinen Ereditlojigfeit entgegen zu wirfen. Den erſten 
Tal mit jeinen beiden Unterarten haben die unbedingten Gegner des Lom— 
bard3 allein vor Augen, bier ift ihre Polemik im Mejentlihen richtig. Der 
zweite Fall ift aber doch der normale, im Verkehrsleben oft genug vorkom— 
mende, der erjte bildet von ihm eine mögliche, aber nit nothwendige 
Ausartung. An diefem zweiten alle ift der MWaarenlombard eine pafjende, 
mitunter — in den Höhepuncten der Creditkriſen — eine unumgängliche 
Greditform, welche auch unter die Formen des Bank- und Zettelbanferedits, 
die nothwendigen und möglichen Gautelen (vorfichtige Auswahl der Waaren, 
niedrige Höhe der Vorſchüſſe) vorausgejegt, aufgenommen werden darf. 
Der erite Fall ereignet ſich notoriic am Xeichteften gegen die Schluß: 
zeit einer allgemeineren, viele wichtigere Waaren umfafjenden oder auch einer 
jpeciellen Haufjeperiode einzelner Waaren. Dieje Hauffe war bier in ber 
Regel urjprünglid und eine längere Zeit hindurch wirthſchaftlich 
berechtigt, d. h. fie entipradh den reellen Productions und Bezugäverhält: 
nijjen einer=, den Abjat- und Conjumtionsverhältnifjen andererjeits. Allein 
mit der Zeit geht mit diefen Gonjuncturen gerade unter dem mitwirkenden 
Einfluß der höheren Preije eine Nenderung in entgegengejeßter Nichtung 
vor ſich, woraus fi nothwendig ein Umschlag der Preiſe entwickelt. Diejer 
widerjtrebt den Intereſſen der Yägerhalter und erjten Käufer, welche biäher 
durch einfaches Liegenlajien und Aus=dem: Markt: Halten der Waaren große 
Ertragewinne an den inzwijchen gejtiegenen Preijen leicht einjtwichen. Hier 
bejteht dann die bejondere Tendenz, auf die zu höheren ober nur zu den 
bisherigen Preifen unverfäuflihen Waaren mitteljt VBerpfändung der leßteren 
Geld aufzunehmen, um den VBerbindlichkeiten, z. B. aus den für dieſe Waa— 
ren acceptirten, jegt fällig werdenden Wechjeln, nachkommen zu fönnen. Da 
tritt dann die bejondere Gefahr des Waarenlombards nicht an fich, jondern 
unter diejen concreten Berhältnijjen hervor. Mit Hilfe des Lom— 
bardereditnehmens wird die Haufjeconjunctur für den Preis einer Waare 
zu lange oder in zu hohem Maaße erhalten, oder was dafjelbe jagt, die 
Baifje zu lange oder in zu großem Umfange gegenüber dem bereditigten Ein: 
fluß der reell veränderten Marktverhältnifie gehindert. Hier wirkt der Waaren: 
lombard antiöfonomiih, hemmt den nothwendigen Umſchlag der Preije, 
dadurch den Abjat und Conſum, befördert, ermöglicht mitunter allein bie 
Fortdauer der Speculation in falfcher Richtung und ruft dadurch einen zwar 
päteren, aber nur um jo plößlicheren, heftigeren und ftärferen Rückſchlag, 
eine „Krije” im Waarengejchäft, welche leicht genug und bei der heutigen 
Greditverfettung nur zu leicht eine wahre Ereditfrije wird, hervor. Dar- 
unter Fönnen Banken im Lombard: mie im Wechſelgeſchäft natürlich leicht 
bejonders leiden und die Yombarddarlehen, welche unvorfichtig gegeben wurden, 
werden zu Verluſten führen, mindejtens zeitweile ein kaum realiſirbares 
Activum fein. Die Handeläfrijis von 1857 bot vielfache Belege, auch in 
Hamburg, für dieſe bedenkliche Seite de8 MWaarenlombards. 639) Freilich hat 








6339) S. meine Analyfe der Phafen einer Waarenhandelskfrifis im Art. Krijen 
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fi) auch damals gezeigt, dak die Form des Lombarderedits doch nur eine 
derjenigen ift, in welchen der Credit in Zeiten dev Ueberjpeculation mißbraucht 
werden fann und wird. 63%) Auch diefer Umstand ſchwächt die Argumente, welche 
aus den Gefahren des Lombards gegen letzteren überhaupt gezogen werden, ab. 

“ Die Bedenklichkeit des Lombardgeſchäfts in dem: eben bejprochenen 
Falle liegt darin, daß der nothmwendige und erjprieklide Abfluß 
ber Waaren aus dem Markte, der Verkauf und der Lebergang 
in den Conſum hier unwirthihaftlid gehindert wird. 6°) Daraus 
folgt jhon, wann und wie weit in dem zweiten der oben erwähnten Fälle 
das Lombardgejchäft gerechtfertigt und erſprießlich ift: nämlich jomweit es die 
Waaren zweckmäßig in den Lägern erhält oder jie darauf zu neh— 
men erleichtert oder ermöglicht, den jeßigen Berfauf zu niedrigem 
Preiſe mit Recht unndthig macht und den Conſum richtig beſchränkt. 
Die nothwendige erſprießliche und durch gar fein anderes Mittel jo wirk— 
jam und einfach zu erjetende Nolle des Speculationshandeld wird jebt 
ziemlich allgemein zugegeben, bejonders bei denjenigen Producten, deren Ans 
gebotshöhe vom Factor Natur (Ernteausfall) und anderen jchwer berechen- 
baren Ereignifjen abhängt und deren Conſumtion, weil fie die wichtigjten 
Bedürfnifje befriedigen, eine jtarfe Tendenz bat, gleich hoch zu bleiben, aljo 
bei Getreide und ähnlichen Artikeln. 86) Die Speculation joll hier durch 
ein früheres und ftärferes Emportreiben der Preije die VBerzehrung eines 
egebenen Quantums Waaren über einen längeren Zeitraum ausbreiten. 
an anderen, minder wichtigen Fällen liegen die Verhältnijje analog. Giebt 
man bier die berechtigte Function des Speculationshandel3 und die Noth— 
wendigkeit einer regelmäßigen Mitwirkung des Credits zu dem beabjichtigten 
Ziele zu, jo wird man auch einräumen müffen, daß der Lombarderebit 
bier eine pafjende und vielfach die pafjendite, mitunter bei geringer Ent: 
wicklung anderer die allein anmwendbare Greditform ift. Die Verpfändung 
der Waare ift das Mittel, die wünjhenswerthe Hauſſe der Preije 
im allgemeinen ntereffe raſcher oder ftärfer eintreten zu laſſen, al3 fie 
jonjt zur Geltung käme. Das Lombardgejhäft macht den frühzeitigeren Ver: 
fauf der Waare unnöthig und gibt zugleich die Mittel, zur Füllung der 
Läger neue Waare anzufaufen. Beides wird bezweckt und ebenjo durd ans 
dere Ereditformen bewirkt. Das Lombardgejhäft ermöglicht bei wenig ent— 
wideltem jonftigen Ereditwejen und bei zwectmäßiger Einrichtung, wie z. B. 


im Handw. d. Volkswirthſchaftsl. ©. 526 ff. Ebendaſ. ©. 537 eine ausführl. Ueberf. 
über die Specialliteratur über Krifen, bei, die Arbeiten von Roſcher, Mi: 
haclis, Schäffle, Wirth, Toofe, Evans, Gibbons, Juglar. — Nachzu— 
tragen von neueren Arbeiten namentlihb: Michaelis, die wirthſch. Rolle bes 
Specnlationshanbels, in d. Berl. Vierteljabrihr. f. Vollsw. 1864 u. 1865 3 Art., 
Eötbeer über db. Hamb. Hanbdelsfrife in d. Art. die Hamb. B., eb. 1867 B. 2, Nafie, 
die Preuß. B. passim, bei. ©. 32 ff. u. in den Anm, Wolomwsfi, über bie engl. 
Kıife v. 1866, in la banque d’Anglet. etc., Par. 1867, d. Nrtifel d. Economift 
im J. 1866, j. auch Cohn, Zeit: u. Diff. Geſch., in Hildebr. Jahrb. VI, 377 ff. u. 
Nachtr. in B. XI, — Meine theor. Ani. eingebend in d. gen. Art. Krifen u. über b. 
Krife v. 1847 in d. Beitr. ©. 183 ff., über die von 1857 in d. Theor. d. Peelſch. Acte 
Abſchn. IV, D. 

63% Ebendaſ. S. 285, Sötbeer a. a. O. ©. 28 fi. 

635) Michaelis, a. a. DO. 1865 2 (X) ©. 83 u. passim. 

636) S. Roſcher's claſſiſche Schrift über Kornhandel u. Theuerungspolitif, 
derſ. in j. Syftem B. II $ 150 ff. 
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im Syſtem der Dock-Warrants, aud eine größere Regelmäßigkeit der Gre 
ditbeanſpruchung, welche dem Handel und der Volkswirthſchaft in regelmäßi: 
gerer Preisbewegung zu Gute fommt. 

An gleicher Weije iſt der Lombarderedit ein gerechtfertigtes und pro: 
bates Mittel, eine unridtige, jedenfallß zu jtarfe Baijje der 
Preije zu verhüten. Dieje kann öfters aus ungünftigen, aber von frem: 
den Urſachen herrührenden Zeitverhältnijien, 3. B. politiiden Ereignijien, 
momentan veranlaft jein, namentlih aber in Ereditfrijen aus einer 
augenblidlihen allgemeinen, zu weit gehenden Greditlojigfeit und Unver: 
Fäuflichfeit der Waaren, außer zu übermäßig herabgejegten Preiſen, hervor: 
gehen. *7) Ntealijationen der Läger um jeden Preis erhöhen bier nur das 
Uebel, ohne etwa, wie man wohl gejagt hat, 6%) denen zu müßen, welde 
bisher unter den hohen Preiſen litten, den Conſumenten, ohne alſo einem 
Verlangen der ausgleichenden Gerechtigkeit zu entſprechen. Sie nützen nur 
den zufälligen Befigern baarer Geldmittel, die nun erſt Baifjejpeculan- 
ten werden, nur in den jeltenjten Fällen aber damit eine Frucht einer 
berechtigten, mwohlberechneten Speculation ernten. 69%) Selbjt im Falle vor: 
ausgegangener Web erjpeculation jchnellen die Preije nun auf der anderen 
Seite zu weit hinab, was durd eine gute DOrganijation des Handels 
und jeiner Hilfsmittel, des Greditwejens, zu verhüten ift. Der Kombarb: 
credit tritt hier pajjend ein, ein Nealcreditverhältnig an Stelle eines 
Berjonalcreditverhältnifjes, wie der Wechjelziehung, melde unter normalen 
Sejchäftsverhältnijjen bei dem dann jtattgehabten Verkauf der Waare erfolgt 
wäre. Einen jolden Erjegungsprogeß der einzelnen Greditformen nimmt 
man vielfah wahr, im Laufe längerer normaler Entwidlung des Erebit- 
mwejeng, wie auch in den aufgeregten Zeiten der Rückſchläge, in den Erebit: 
frijen. Hier entiteht eine Lücke, weil einzelne Greditumlaufsmittel oder 
Greditformen, 3. B. Wechjel, zeitweilig diScreditirt, aljo unbraudbar werben 
und daher durch andere erjegt werden müjjen, 3. B. die Wechſeleirculation 
durch Banknoten einer guten Bank. 6) Aehnlich tritt hier das Lombard— 
geihäft in den Vordergrund. Gegenüber den mancheſterlichen Webertreibun: 
gen des abjoluten Laissez faire et passer auf diefem Gebiete und ber 
einfeitigen Polemik gegen das vermeintliche bloße „Euriren auf die Symp— 
tome der Kriſis“ wird dies feitzuhalten fein. Die Einrichtungen zur Waaren- 
beleihung, welche man in Kriſen jo häufig getroffen hat, jind nicht im 
Princip faljh, 6) wenn jie au öfters nit wirkſam genug jind. 





637) Die radicalften Mancheftermänner und Verfechter des abfoluten Laissez 
faire et passer läugnen freilich die Möglichkeit einer „zu ftarfen“ Preisbaifie Bon 
diefer wäh find auch die 1857er Artikel des Brem. Handelsbl. über die Kriie 
nicht frei. ©. meine Theor. d. Peel. Acte ©. 298. 

638) 2, ‚2: die Times in den Xrtifeln über bie Kriſe v. 1857, gejammelt in 
„the curreney“ Lond. 1858. 

639) Art. Krifen im Handw. v. Rentzſch ©. 535—536. 

6) S. oben ©. 14 u. die dort. Gitate, Kr: Theor. d. P. Ace ©. 298. 

64), ©, über Hamburg in 1857 eb. ©. 301, Sötbeer a. a. O. © 3 fi. 
— Die preuß. Darlehenscaſſen v. 1866 ı waren Tombardbanfen, vornehmlich 
auch für die Waarenbeleihung, |. Anm. 644. Unbeſchadet ber frage von ber rehtimäsi: 
gen Entſtehung diefer Caſſen ſprechen fich die Handelsfammerberichte über die fegensreiche 
Wirffamfeit der Inſtitute mit feltener ur ſehr günftig aus. S. die dandels⸗ 
kammerber. 1866 (Jahrg. 1867) 3. DB. Fraukf. a. d. O. ©. 730, Berl. 290, 
Magdeb. ©. 228, Sılik 199, Steiwip 448, Dortmund 897, Eöln 697, 
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Dies liegt nur darin, dak man ſich über die richtige Grenze der zu brin- 
genden Hilfe nicht immer Klar ift, oft zu viel Hilfe bringen will, nament: 
li aber die Organijation der raſch aus dem Stegreif gejchaffenen Anjtalten 
mangelhaft ijt. 

Analog gerechtfertigt erjcheint der Waarenlombard aber auch als mit: 
wirfendes Mittel der Preisbeitimmung im gewöhnliden Gon- 
eurrenzlaınpf zwiſchen Angebot und Nachfrage, namentlich dann, 
wenn die Verkäufer nad ihrer wirthichaftlihen Stellung ſchwächer als die 
Käufer und daher leicht einer Ausbeutung, auf melde das „Gejeß von 
Angebot und Nachfrage“ hier für fie hinaugläuft, ausgejegt find. So bei 
Verkäufern, rejp. Producenten gewiſſer Agrarprodufte, wie Wolle u. 
a. m, gegenüber den Kaufleuten, wo die jchwierige Stellung der Befiter 
ftehenden gegenüber dem mobilen Kapital oft deutlich genug hervortritt. Die 
Anjpannung des Lombarderedit3 auf Seiten des Angebots ift hier nur ein 
ähnliches, durch die Natur des Gejchäfts des Verkäufers und deſſen gerin= 
geren Perjonalcredit bedingtes Vorgehen, wie die Anjpannung des Perſo— 
nalcredit8 Seitens des Käufers. Die relative Gleichheit beider Theile und 
damit erjt die richtige Geltendmachung von Angebot und Nachfrage wird 
bier erft durch die Ermöglichung der Waarenlombards wieder hergeitellt. 

Auch die Preisbewegung wird dadurd regelmäßiger. Selbit eine 
zeitweilig erhöhte Notenausgabe behufs der Lombardirung gewijjer Waaren, 
wie z. B. die bekannte Beleihung von Wolle Seitens der Preußiichen Bank 
zur Zeit der MWollmärkte, läßt fich unter Umständen wohl rechtfertigen. Die 
Freisbewegung wird um jo regelmäßiger fein, wenn den Fluctuationen des 
Zahlmittelbedarf3 die gleichen Bewegungen der Menge der betreffenden, 
übliher Weiſe zu den zu bewerkitelligenden Umfäten gebrauchten Art Zah: 
lungsmittel entiprehen. Die Banknotenausgabe bietet in diefer Hinficht grade 
bejondere Vortheile, indem fie dem Zahlmittelbedarf jih am Leichteften an: 
bequemt. Bei ganz freier Banfnotenausgabe hat man z. B. in Schottland 
beobachtet, 62) dag die Notencireulation im Laufe des Jahres eine be: 
timmte periodifche Bewegung zeigt entſprechend den Aenderungen, welche 
die wirtbichaftlihen Vorgänge in dem durch Banknoten am Bejten zu bes 
friedigenden Zahlmittelbedar; hervorrufen. Diefer Umjtand deutet darauf 
bin, daß eine periodijche Accomodation aud einer Gentralzettelbanf an 
ſolche Vorgänge, z. B. an das Extrabedürfniß von Zahlmitteln zur Zeit 
groper Märkte, wohl zu rechtfertigen und jedenfall3 nichts Anderes ijt, als 
was bei Zettelbankfreiheit auch vorfommen würde. Erfolgte in ſolchen Fällen 
feine Vermehrung der Noten, während der Zahlmittelbedarf für andere Ge- 
!Häfte gleich bleibt, jo muß von zwei Möglichkeiten eine eintreten: entweder 
müffen die Zahlmittel anderen Kreijen entzogen werben, woraus alsdann 
hier Störungen, Stockungen und anomale Preisreductionen hervorgiengen 
oder, wohl der regelmäßigere Fall, es müfjen für jolde Zeiten des Extra— 
zahlmittelbedarfs bejondere Baarfonds nur zu diefem Zweck (eine Gattung 
hoards) gehalten werden, welche in anderen Zeiten großentheil® müßig 





Gladbad 122, Eupen 803, Grefeld 150 u.a. m. Am Meiften der „moralifche“ 
Eindruf gerühmt: die Eröffnung der Möglichkeit, Gelb zu befommen, — ftets der 
bauptpund in ſolchen Krijen, wie fich 3. B. bei Suspenfion der engl. Bankacte immer 
sagte. — 

2) S. die Eurvenconftruction in meinen Beitr, ©. 303, 
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liegen, — eine Mafregel, welche durch die Notenausgabe zweckmäßiger und 
unjchädlicher Weife unnöthig gemacht wird und mit den Nächjtbetheiligten, 
3. B. den Erzeugern der Agrarproducte, der ganzen Volkswirthſchaft zu 
Gute kommt. 6%) 

Aus dem Gefagten folgen nun für die practiſche Bankpolitik 
und die eventuelle Gejeggebung über das Lombardgejhäft mwidtige 
Fingerzeige binfichtlic der wirthſchaftlichen Beurtheilung der einzelnen 
Arten des Waarenlombardg. Dieſer wirthſchaftliche Geſichtspunkt ijt bisher 
neben dem tehnijchen (natürliche Beichaffenheit, Verderbbarkeit der Waaren 
u. j. mw.) nicht immer gebührend berücfichtigt worden. 

Bei der Auswahl der Waaren muß man fid) vornehmlid an bie 
Art der Productions- und Conjumtionsverhältniije und bie 
davon wejentlic mit abhängigen Conjuncturen halten. Danach wird 
größere Vorjicht bei der Beleihung von Nohitoffen, beſonders Haupt 
nahrungsmitteln wie Getreide und von Luxusartikeln, bejonders 
gewißen ie ai nöthig fein. Bei jenen hängt die jeweilige Angebots 
menge wejentlid; mit vom Factor Natur ab. Der mwecjelnden Bewegung 
diejer Menge bequemt ſich die Nachfrage nicht immer leicht an. Daher grö- 
Bere Wahrjcheinlichkeit ſtarker Preisihwankungen auch in Kurzer Zeit. Bei 
den Yurusartifeln eine ähnliche Erſcheinung aus umgekehrter Urſache: die 
Nachfrage leicht beweglicher als das Angebot. Principieller Ausſchluß diejer 
beiden Waarengattungen aus dem Lombardgeſchäft der Zettelbanfen iſt 
gleichwohl nicht erwünjcht, weil bei der erſten eine berechtigte Haulle 
conjunctur oft am Paſſendſten dur Lombardirung unterjtüßt, bei der 
zweiten dadurd die Wirkungen einer Krijis am Heilfamjten paralglirt 
werden. Die üblichen Statutenbejtimmungen, daß vom Lombard auszu: 
ſchließen jeien alle nicht leiht an Ort und Stelle abjegbaren, ſchwer ver: 
käuflichen, ſtark im Preiſe jchwanfenden Waaren jagen zuviel und zu 
wenig. 64) Weberhaupt wird man gerade hier wieder die unvermeidlice 
Mangelhaftigkeit allgemeiner Formeln empfinden, weil diefe bald zu viel, 
* zu wenig vorſchreiben. Deshalb iſt auch ein anderes Vorgehen räth— 
icher. 

Man muß nämlich aus dem wirthſchaftlichen Geſichtspunkte nicht ſo— 
wohl ganze Gattungen von Waaren oder einzelne Waaren als ſolche unbe— 
dingt von der Lombardirung ausſchließen oder dazu zulaſſen, als vielmehr 
die Zulaſſung von dem Stande der jeweiligen Conjuncturen des 


643) Anderer Anſicht 3. Th. Micha elis, Art. Noten u. Depofiten Vierteljahrſcht. 
f. Volfsw. 1865 XI, 104 ff. über die Wollbeleibung ber Preuß. B., j. auch meine Ruf. 
Tapierwähr. ©. 62 ff., 64. 

64) Preuß. B. O. $ 5 d, im Inlande Tagernde, zur VBerpfändung geeignete 
Kaufmannswaaren werben belieben; nad BVerjciedenheit der Waaren und ihrer Ber: 
fäuflichfeit fol die Quote des Darlehens vom Wertbe wechjeln. Leipz. B. $ 18, Urſtoffe 
u. fabric. Waaren belieben, doch dürfen fie „dem Einfluß der Mode nicht unterworien“ 
fein, dsgl. Roſt. $ 17, Goth. St. $ 16; f. auch Lüb. Priv. B$ 14 uam. — 
Verordn. v. 18. Mai 1866 über d. preuß. Darlchenscafien $ AN. 1, Berpfän— 
bung im Inland fagernder, dem Verderben nicht ausgejegter Waaren, Boden- u. Berg: 
werfserzeugniffe u. Fabrikate, Vorſchußhöhe (1/, - 2/5) nach Verſchiedenh. der Gegenftände 
u. ihrer Verfäufllichkeit, $5D „Fabricate, welche einem bedeutenden Preiswechſel 
unterliegen, werden nur dann als Unterpfand angenommen, wenn jich zugleich eine 
dritte fihhere Berjon für die Erfüllung des Darlehensvertrags verbürgt.“ 
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einzelnen Artitel3 mie des gefammten Geld: und Waarenmarfts abhängig 
machen. Danach jind zu verjchiedenen Zeiten verjchiedene Artikel bei der Belei— 
bung zuzulaſſen oder auszuſchließen und mit wechjelnden Quoten des Werths 
und auf verjchieden lange Termine zu beleihen. Bei der Gejhäftsführung 
der Banken werden diefe Momente wohl unvermeidlich mit berüdjichtigt, 
aber in den Statuten fehlen darauf bezügliche Bejtimmungen, was fich eben 
dur die Schwierigkeit, allgemeine Formeln über diefe Punkte aufzuftellen, 
rechtfertigt. Um jo nothmwendiger ift die principielle Forderung, daß das 
Lombardgejchäft durh faufmännifhe Organe der Bankverwal— 
tung, welde mit den Berhältnifjen der einzelnen zu beleihen: 
den Artifel genau befannt find, geleitet oder doch controlirt 
werde. Zu diefem Zweck könnten den MWechjelcenjurbehörden (j. oben ©. 
297 ff.) verwandte Organe gejhaffen werden. Die Wahl, die Stellung, der 
Rirfungsfreis jolher Organe wären ähnlich wie bei den Genjurbehörden 
einzurichten. Namentlich bei großen privilegirten Banken ließen ſich dadurd 
im Waarenlombard mande nconvenienzen dieſes Gejchäftszweigs, Klagen 
über Parteilichkeit, übermäßige Anſprüche an den Bankeredit, abjtellen. Der 
Schwerpunct der Thätigkeit folcher Organe läge zum Unterjchied von den 
Wehjelcenjurbebörden in der Beurtheilung der Ereditwürdigfeit der Waare, 
unabhängig von der Greditwürdigfeit des Lombardereditſuchers. Doch würde 
immerhin auch die letztere, vornehmlich die notoriihe Stellung des Ber: 
pfänders zur Speculation in dem Pfandgegenitande durch jene Organe am 
Paffenditen mit zu beurtheilen fein. Bisher fehlt es ſehr an foldhen Ein- 
rihtungen. 65) Zur Beurtheilung der volkswirthſchaftlichen Eriprießlichkeit 
des betreffenden Waarenlombarddarlehend, wie aud der Sicherheit und 
leihten Realiſirbarkeit defjelben oder des Pfands für die Bank iſt die jorg- 
fältige Berückſichtigung der mercantilen Gonjuncturen eines Artikels und 
daher eine Inſtitution, welche die Bürgſchaft für dieje Berücfichtigung bietet, 
wichtiger als alle ſtatutariſchen Regeln über die Auswahl der Artikel nad) 
wirthihaftlichen oder vollends in der üblichen Weile nur nad techni— 
ſchen Merkmalen. 

Als Iettere kommen bei der Naturalverpfändung der Waaren, 
al3 den Ausichluß von der Beleihung bedingend, namentlich vor: leichte 
Berberbbarfeit 6) und daher rajche Entwerthung, ſchwere und Toftjpielige 
Aufbewahrbarkeit, auch Feuergefährlichkeit 7) u. dgl. m. Diefe Puncte find 
gewiß zu berückſichtigen, doc können durch ordentliches Verſicherungsweſen, 
Niederlage, Dock- und Entrepoteinrihtungen, ein gut ausgebildetes 
Rarrantigftem die fe Hinderniffe des Lombardgejhäfts großentheils be 
Jeitigt werden. 


65) S. die in Anm. 655 erwähnte Organifation ber Warrantbeleibung bei der 
Franz. Bank, Bei der Preuß. B. foll der Gentralausihuß der Bantantbeilseigner vom 
Chef der Bank auch in Betreff der Waaren, welche belieben werden, ber Höhe der Dar: 
Iebensquote darauf, „gehört“ werden, aljo confultat. Votum, B. O. $ 86. 

646) So in ben Stat. d. preufß. Privatbanfen u. meift bei den Banken, welche 
Baarenlombard überhaupt treiben. Bei der Preuß. B. und den Privatbanken wird auch 
verlangt, daß die Waaren im Inlande lagern. 

AT) Daher Verlangen, daß die Waaren auf Kojten des Entlehners verfichert 
werden, Beilegung der Policen (auch bei Belehnung von Nieberlagicheinen, Frankf. St. 
519, R. 2, bad. Entw. v. 1869 Art. 12, N. 4). 
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b) In&befondere bie Beleibung von Lagerfheinen. 6) 


Die Einrihtung großer öffentliher (unter Staatscontrole ftehender) 
oder Privater Waarenniederlagen #9 kommt dem Waarengroßhandel 
in doppelter Weife zu Gute. Die Waaren werben behufs Verkaufs cir 
culationsfähiger, behufs Verpfändung creditfähiger. Beides 
wird erreicht durch da Syitem der von den Vorſtändeu jener Niederlagen 
auggeitellten Lagerſcheine. Diefe Scheine, welche an Ordre lautend re: 
gelmäßig indofjirt werden können, 65%) vermitteln auf eine einfache, rechts— 
giltige Weije den Webergang des Eigenthums oder der Dispofitiongbefugnik 
der Waaren vom Einen zum Andern, ohne die mancherlei mechanijchen 
Manipulationen der Umlagerung, jedesmaligen Wägung u. j. m. nöthig zu 
machen. Ebenjo bejeitigen fie die mechanischen Schwierigkeiten der Beitellung 
eines Fauftpfands an den Waaren, indem der Lagerſchein als Pfandſchein 
dem Pfandgläubiger mit allen rechtlichen Folgen des Pfandrechts über die 
Waaren unter Vereinfahung der bei der Pfandbeitellung jonjt etwa noth— 
wendigen Formalitäten übergeben werden kann. Die Autorität der Behörden 
der Niederlage bietet dabei dem Pfandgläubiger noch eine Bürgjchaft mehr 
für die Nichtigkeit der Quantität, der Qualität (wenigſtens der Haupt: 
forte), der ficheren Aufbewahrung der Waaren u. j. w. Sind die Nieder: 
lagen zugleich Freilager (Entrepots), in welchen zollpflichtige Waaren 
einftweilen zollfrei hinterlegt werden können, jo geſtatten dieje Einrich— 
tung und das Lagerſcheinſyſtem kaufmännijche Verkaufs: und Verpfändungs: 
operationen lange vor der Zollentrihtung, was u. a. namentlich dem Zwi— 
Ihenhandel zu Gute fommt. 654) 

Bejonders zweckmäßig wird das Lagericheiniyitem für Verpfändungen 
und Beleihungen der Waaren, alſo namentlid auch für dag Yombardge: 
Ihäft der Banfen in der in England üblichen, jet auch im die neueren 
continentalen Gejete über Niederlagejcheine oder Warrants übergegangenen 
Form, wonach jtatt eines Sceine8 zwei von den Niegerlagsbehörden 
ausgeftellt werden. Der erfte, der eigentliche Qagerjchein 652) dient zu den 
VBerkaufsoperationen mit der Maare, der zweite, der Warrant (ein 
auch in die continentalen Geſetze übergegangener technijcher Ausdruck) oder 
der Pfandjchein zu VBerpfändungsoperationen. Strenge und einge 


645) S. namentlich den Aufl. von A. Heine, die Dod Warrants oder Waaren: 
lagericheine, der jehr eingehend die Geſetzgebung der verſchiedenen Staaten über War: 
rants biftorisch entwidelt, darlegt und commentirt, auch über die Dods Einiges mittheilt; 
Tüb. Ztſchr. f. Staatswijl. XXIU (1867) ©. 571 ff. 

69), Die engliiben Dods Eigenthbum von Privatgeſellſchaften, auch Freibeit in 
der Errichtung, ohne Erfordernig der Staatsgenebmigung; in Frankreich, Belgien, 
Schweiz mehr Regierungseinfluß auf die Erritung. S. Heine, a. a. O. €. 639 fi. 
Das D. Handelsgeſetzb. Art. 302 fett für die Ausitellung von Auslieferungsiceinen 
(Lagerfcheinen, Warrants) ſtaathich ermädtigte Anftalten voraus. 

650) Nach Art. 302 d. Handelsgeſetzb. fünnen Conneſſemente, Labefcheine, Aus 
lieferungsicheine, Bodmereibriefe, Seeafjecurangpolicen durch Indoſſament übertragen wer: 
den, wenn fie an Orbre lauten. 

651) Sp bequem freilager find und fo ſehr fie die unvermeidlihen Berkebre 
hemmniſſe des Zollweiens anf ein geringes Maaß reduciren, was in Hamburg und 
Bremen wohl faum unbefangen erfannt wird, fo ift natürlich volle Verkebrsfreibeit 
immer noch angenehmer. Die Bemerkungen von Heine a.a. DO. ©. 635 überſehen died 
wohl in dem Vergleich zwiſchen England und den Hanfeftäbten. 

652) In England Gewichtönote (weightnote), in Frankreich Empiangsiden 
(recepisse), in Velgien ceedule, in Bajel Lagerjchein genannt, 
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bende gejegliche Beitimmungen gewähren dem Inhaber des Pfandſcheins die 
Rechte des Pfandgläubigerd gegenüber der Waare, die prioritätiiche Befrie- 
digung aus dem DVeräußerungserlös der Waare, falls die Pfandſchuld bei 
Verfall nicht rechtzeitig bezahlt wird und gejtatten unter jehr einfachen 
jormalitäten, am Beiten ohne das Erfordernik einer richterlihen Inter— 
vention, 65°) die Veräußerung der Waare, jobald die im Pfandichein ent: 
baltenen Zahlungsbedingungen nit erfüllt worden find. Den Regreß gegen 
den Pfandſchuldner und die Andofjanten des Warrant hat der Anhaber des 
legteren außerdem, doch muß er fi nad den zweckmäßigen Beitimmungen, 
z. B. des franzöfiichen Gejeges vom 28. Mai 1858, Art. 9, zunädit 
aus dem zu veräußernden Pfande zu befriedigen juchen, jomweit der Erlös 
ausreicht. Der Eigenthümer oder Inhaber wie jpätere Andofjatar des La— 
gerſcheins kann ohne gleichzeitige Nückgabe, rejp. Einlöjung des Warrant 
die Waare nicht aus der Niederlage herausnehmen. 65) Zur Erleichterung 
der Berfäufe wie der Verpfändungen können auch Theiljcheine beider 
Art für bejtimmte Partieen (Looje) einer hinterlegten Waare ausgeſtellt werben. 

Soweit der Waarenlombard überhaupt zuläſſig für Zettel- und ähn— 
lihe Banken (Depofitenbanfen) ift nun die Beleihung folder Lagerjcheine 
oder Warrants, fall3 die Niederlage nur die nothwendige Garantie bietet 
und das Warrantiygitem in juriftiicher Hinſicht gut geordnet ift, recht zweck— 
mäßig gerade für jolche Banken. Die mechaniſchen und techniichen Schwie— 
rigfeiten des Waarenlombards fallen hierbei großentheild fort. Mit Recht 
ift daher auch ausdrüdlich die Beleihung der Warrants neuerdings mehrfach 
in den Geſchäftskreis und in die Statuten öffentlicher Banken aufgenommen 
worden, jo der Bank von Frankreich, des Gomptoir national 
d’Escompte, 655) verjchiedener deutſcher Zettelbanken. 656) Die Leichtig- 


653) So im franzdj. Gef. v. 1858 Art. 7, im Unterfchied vom Code de com- 
merce u. dem erjten Decret über Lagerſcheine von 1848. 

65%) Auf das weitere juriſtiſche Detail einzugeben, ift bier nicht der Ort, ſ. 
dafjelbe bei Heine. 

655) ©. Heinea. a. D. ©. 605. Beide Anftalten haben Beamte bei den Entre: 
pots, die mit den Waarenverbältuijien genau befannt find. Nach einer monatlich zwi— 
hen ber Verwaltung ber Niederlage u, der Bank vereinbarten Tabelle wird der Marft« 
preis der Waare und die Höbe des Darlehens von bem Beamten bejtimmt. Der Deponent 
der Waare indojjirt den Warrant vorihriitsmäßig, läht das Indoſſament in bie Ma: 
gazinsregifter eintragen und empfängt den Vorſchuß von der Banf. Das Gef. v. 1858 
Art. 11 geftattet nämlich den Banken, Warrants als Handelseffecten anzunchmen unter 
Abſehen von einer der fonft in ihren Stat. geforderten Unterjchriiten. Hier wird alio 
der Warrant fjelbft ald Escompteeffect angenommen (j. Heine ©. 623) und 
bie VBerpfändung nebſt ber Unterjchrift bes Deponenten und ber Magazinsverwaltung 
dient als Erſatz der jonft verlangten drei Unterfchriften (f. oben Anm. 564). In den 
Ausweiien der Franz. B. erjcheinen die belchnten Warrants nicht apart, auch nicht 
unter ber Rubrif Waarenbarleben, fondern im Escompte. Portefenille — Die Bela, 
Nationalb. bat fi dagegen mit Berufung auf ihre Statuten geweigert, den Warrant 
ſelbſt als Handelspapier anzunehmen, fie läßt ihm nur zu an Stelle der dritten Unter: 
ihrift eines jelbfiftändigen Handelspapiers. Das belg. Gef. über Warrants v. 18. Nov. 
1862 verlangt aber auch behufs Veräußerung bes Pfands richterlihe Dazwiſchenkunft 
und geftattet Appellation dagegen. ©. bas Nähere bei Heine, S. 623, der übrigens 
das Warrantſyſtem gegenüber ber Wechieldiscontirung bier überfhägt und fogar mit 
den nichtsſagenden Statutenjäßen, „bie Banf jolle Induſtrie u. Handel unterſtützen“ 
gegen bie Belg. B. polemifirt. — Das Richtige ift wohl, wenn für den Warrant die 
Grundjäge des Waarenlombard, nicht des Discontogejhäfts maßgebend find. 

656) So Frankf. St. K 19 N. 4 (Niederlagicheine des Hauptfleueramts Franff., 


feit des Lombardereditnehmens mittelft des Warrantſyſtems bat zur Ein 
führung de3 leßteren und daher des ganzen Niederlagemwejens auf dem Eon: 
tinente vielfach den Hauptanjtoß gegeben. In Englankgipielt die Aufnahme 
von Pfandſchulden miitteljt der Warrants jett zwar nu eine große Rolle, 
doc) ijt dort die Einführung des Dockweſens und der Lagerjcheine vornehm: 
lich zum Behuf der Erleihterung der VBerfaufsoperationen mit den (zollfrei 
binterlegten zollpflichtigen) Waaren erfolgt. 

In ähnlicher Weiſe wie die Lagerjcheine können auch Ladeſcheine 
der Frachtführer und Connoſſemente der Seeſchiffer zu Waarenlombard— 
geſchäften dienen. Da die letzteren in dieſem Falle auch bei einer guten 
Einrichtung der Transport-, beſonders der Seeverſicherung und zweckmäßi— 
gen rechtlichen Beſtimmungen über das hier vorliegende Verhältniß zwiſchen 
Gläubiger, Schuldner, Schiffern u. ſ. w. doch in der Regel riscanter ſein 
werden, ſo ſind ſie wenigſtens von Zettel- und Depoſitenbanken wohl nur 
in beſchränktem Umfange zu betreiben. 657) Als ſubſidiäre Deckung für 
Wechjel oder andere Kombarddarlehen werden fie hier wohl nod am Eriten 
vorkommen, ähnlich wie auch Hypothefendocumente, 

Der bei manchen Banken zu findende gänzliche Ausſchluß gerade des 
Waarenlombards ift nicht richtig, wenn überhaupt Lombardgeſchäfte in 
den Wirfungskreis der Bank fallen. 659) Privilegirte Banken haben die 
Beleihung von Waaren wegen der damit verbundenen Unbequemlichkeit mit 
unter förmlich als ihnen auferlegtes Onus angejehen, dem jie jich gern 
entziehen. Troß der oben hervorgehobenen Bedenten mander Waarenlombard: 
geihäfte möchte der Waarenlombard im Ganzen an volkswirthſchaftlicher 
Eriprieglichfeit dem von unferen Banken jo gern gepflegten Werthpapier: 
lombard entjhieden überlegen fein, während fein Nifico für die Bank ebenio 
genügend bejchränft werden Tann (ſ. unten N. ID) über die Bedingungen 
der Gewährung der Lombarddarlehen). 


Beilegung der Kacturen ber Maaren u. ber Feuerverficherungspolicen), Hannov. 
St. $ 13 e (undeutlihb, „Waaren, die in öffentl. oder freien Niederlagen lagern‘). 
Bad. Entw. v. 1869, Urt. 12 N. 4 („Niederlagfcheine der bad. Hauptitcuer: u. Zoll 
ämter, fowie der Eifenbabnlagerbausverwaltungen oder auch jtaatlich genehmigter, der 
Banf genügende Eicherbeit darbietender Privarlager”). Unter ben zur Discontirung zu 
gelafienen „Handelseffecten“, 3. B. bei d. Darmfi. B. $ 12 N. 3 find Warrants viel 
leicht mit gemeint. ©. oben ©. 301. ©. auch Lüb. Privatb. $ 14. 

657) Das Hannov. Etat. $ 13 e erwähnt beim Gefchäftsfreid der Banf auch 
bie Gewährung verzinslicher Darlehen auf „Schiffe und deren Frachtgüter“; Dar 
leben auf letztere würden wobl nur mittelft Hinterlegung der Gonoflemente gegeben 
werden fünnen. — S. über das Gonoffement Thöl, Handelsrecht $ 80. — Ausgedebnte 
Beleibung von Conojjementen im englijch =überfeeifhen Handel aud Seitens der großen 
Bankers und öffentlihen Banken in England, fo der Conoſſemente über auftraliice, 
indiiche Importe nad England, wobei aber öfters bedenkliche Rificos übernommen 
wurden und Miflichfeiten fich herausgeftellt baben. Die Verbindung von Banf- und 
Waarenhandels- (nicht Waarenbeleibungs=)Gefchäften ift daraus mehrfach ber: 
vorgegangen, wogegen in England mit Recht große Abneigung berricht. ©. den analogen 
Fall mit auftral. Banken oben Anm. 387. 

656) Kein (eigentlichen) MWaarenlombard bei der Franz., Defterr. B.; ferner 
bei der Brem. ($ 68, ausdrüdl, ausgefchlofien), Baier., Deff. (unklar), Homb. 
B. Umfang des Gejchäfts aus ben Ausweilen und Jabresberichten der den Waarenlom: 
bard betreibenden Banken nicht immer erfichtlich; fpeciell aufgerübrt im Ausweis der 
Ruſſ. Reichsbank, bei den Filialen bier mitunter nicht unbedeutend. ©. meine Ruf. 
Papierwähr. ©. 225, Tabelle. 
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3) Der Wertbpapierlombarb. 


Die zweierlei, nad ihrer Nealijirungsart weſentlich verjchiedenen 
Schuldurkunden, welde diefer Zmeig des Lombardgeſchäfts umfaßt, die 
furzterminliden, al Bari rüdzahlbaren Schuldſcheine und die 
langterminliden oder „Börjeneffecten”, find Hinjichtlich ihrer Zus 
lafjung zur Beleihung bei den Banken ftreng zu unterjcheiden. 


a) Die Beleibung furzgterminlider Schuldſcheine. 


Zu diejen zählen hier Wechjel, Anmweifungen, Coupons, auch Schatz— 
jheine des Staats. Ihre Zulaſſung zur Lombardirung ift im Ganzen ebenjo 
wie diejenige zur Discontirung zu beurtheilen. Die Beleihung folder Pa- 
piere kann daher in der Regel auch den Zettelbanken gejtattet werben, mie 
dies auch vielfach gejchieht. 65%) Ueber etwaige Vorſchüſſe an den Staat auf 
folder Grundlage gilt gleihfall3 das, was oben (©. 303 fi.) von ber 
Discontirung von Staatswechſeln und Schatzſcheinen gejagt wurde. 

Ob die Forderungßtitel, welche die Bank in diefem Gejchäfte erwirkt, 
al3 jpecielle oder als jubjidiäre Notendeckung dienen dürfen, das ijt nad) 
den früher aufgeitellten Grundjägen zu entiheiden (S. 264 ff.). Das hin- 
terlegte Pfand dient Hier nur als eines der Derfungsmittel für das For: 
derungsreht der Bank, Deshalb darf man wohl an die Qualität der bloß 
verpfändeten, nicht discontirten Wechjel u. j. mw. etwas gelindere Anforde- 
rungen jtellen, jo in Betreff der Zahl der Unterjchriften, der Höhe bes 
Marimalcredits einer Firma, auch wohl der Verfallzeit der Wechſel, Cou— 
pons u. j. m. 660) Dieje furzterminlichen Schuldjcheine jcheinen übrigens im 
Lombardgeihäfte der Banken meijtend nur eine untergeorbnete Rolle zu 
jpielen. 66%) Die Ausweiſe geftatten Feinen genügenden Einblid. 


b) Die Beleibung von Börfeneffecten. 
a) Im Allgemeinen, 


Dies ijt weitaus der wichtigſte Lombardgeſchäftszweig unjerer meiften 
beutjchen und fremden Zettel: und jonjtigen Handelsbanken. Die Börjen- 
effecten oder „Werthpapiere” werden in größerem oder geringerem Umfange 


659) Ausdrücklich erwähnt werden Vorſchüſſe auf Wehfel in ben Stat. ber 
Brem., Darmft., Ger, Hannov,, Leipz., Lüb. Privatb., Preuß., Roſt., 
Thür, Weim, Bad. B. (Stat. v. 1870); Vorſchüſſe auf auswärtige Wechſel 
in den Stat. der preuß. PBrivatbanfen, auch bei der Frankf. B. bei der Bomm. 
B. auf trodene W. In einigen anderen Fällen fallen Wechſel und ähnl. Documente 
unter ben weiten Begriff ber „Wertbpapiere” (4.8. Braunſchw. B.); bei der Homb. 
u. DOldenb. B. wohl unter die Grlaubniß „gegen genügende Sicherheit Grebit u, 
Darleben zu geben“ ($ 2 N. 2 Homb. B, FIN. 3 Oldenb. 2.) 

660) Die Vorichüffe auf Wechſel dürfen von db. Frankf., Leipz., Roſt., 
Bomm., Lüb. Priv, Bab. B, nur gewährt werden, wenn bie Wechſel den fir 
Discontowechfel aufgeftellten Bebingungen entſprechen. Die Preuß. B. gibt Vorſchüſſe 
auf Wechſel, „weldhe anerkannt folid Verbundene aufweilen und ihr mit einem unaus: 
gefüllten Giro übergeben werben“ mit Abſchlag von 5%), bes Curswerthe. — Die Goth, 
B. beleibt nah einem Beihluß d. Generalverſ. v. 1858 auch Wechſel mit über 3 
Mon, Berfallzeit, - 

661) Bei den engliihen B. find Vorſchüſſe auf länger laufende Wechſel (im 
indifhen Geichäft u. j. w.) häufiger, ferner namentlich Vorfhüffe auf Shapfammer: 
fheine, aud bei d. B. von England. Die Frankf. B. biscontirte verloofte 
Staatspapiere in 1869 f. 1.99 Mill, fl., Saldo E. 1869 1.3? Mill. fl. 

Wagner, Zettefbanten. 21 
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mit mehr oder weniger willfürlicher Auswahl der Gattungen in allen 
beutihen Zettelbankjtatuten zur Beleihung zugelafien. Mitunter kommen gar 
feine anderen Yombard3 vor als Vorſchüſſe auf Werthpapiere, etwa neben 
einem geringen Edelmetalllombard. 662) Auch die thatſächliche Ausdehnung 
jener Vorſchüſſe ift jo bedeutend, daß diejer Geſchäftszweig an Umfang 
öfters nicht viel hinter der MWechjeldiscontirung zurückſteht, ja jie jelbit über: 
trifft. 669) 

In den Statuten der deutſchen Zettelbanfen ijt der Kreis der im 
Lombardgejchäft zu beleihenden Papiere manchfach verſchieden gezogen. Einige 
Banken dürfen kurzweg alle „Werthpapiere” beleihen 6%), wobei dann in 
den Neglements wohl durd die Bankverwaltung jelbjt die Reihe der Pa: 
piere jemweilig näher fejtgejegt wird. Zu dieſen Banken gehören mehrere 
fleinere, deren Statuten in ſolchen Punkten gewöhnlich larer find. Bei 
einigen anderen finden ſich gewiſſe Einjhränfungen, 3. B. daß die Papiere 
voll eingezahlt jein jollen 6%), ohne daß ganze Gattungen ausgejchlojien 
find. Ein menig jtrenger verfahren einige Statuten, indem fie nur 
deutjche 666) oder nur inländijche 6°) (einzeljtaatliche) Papiere zulafien. 
Wieder andere Statuten verlangen für die Zulafjung gewiſſer induijtriel- 
ler Papiere (Obligationen und Xctien), daß dieje vom eigenen oder fremden 
Staaten garantirt jeien. 669) In anderen Statuten find industrielle Papiere 
ganz ausgejchlofjen 669) und abermals in anderen werden die im Lombard 
zuzulafienden Gattungen von Papieren einzeln aufgezählt. 670%) Mehrfach 


ee > So bei d. Defterr. Nat. B. Baier, Brem, (incl. Brem. Hanbdfeften), 
eſſ., Zur. 

663) Melativ hoher Betrag der Wertbpapierlombardbs im Verhältniß zum Wehiel 
u. anderen Gefhäften beim Berl. Kafi. V., Roft., Braunſchw., üb. Priv, 
Leipz., Dresd, Frankf. Preuß, Defterr., franz. B. Das Verhältniß ſchwanlt 
übrigens begreiflicher Weile gerade in dieſem Geſchäftszweig auch bei ein und berielben 
Bank nah den Zeitumftänden ſehr. Namentlich bei ben kleinen deutichen Banfen ftellen 
fih 3. B. Ende 1865 und 1866 recht verfchiedene Zablen heraus, 

6) Braunfhw, Gera, Gotha, Hannover („Staatspapiere u. äbnl. 
Effecten’), Brem. (digl., auch Brem. Hanbdfeften u. damit verjeb. Forderungen), 
Homb,, Lüb. Priv. B, Mein, Leipz. (7), Roft, Oldenb. 2. 

65) Goth., Thür, Weim, Bad. B. (Statut der 1870 gegründ. Bad. B. 
Art. 12, N. 2, das ich von jet an im Sinne babe, wenn bie Bad. Banfitat. citirt 
werden). Auch Dejterr, Nat. B. 

66, Darmit. (in beutichen Bundesſt. emitt. Pap. Einſchränkung j. Anm. 669 u. 670), 
Sur. dogi. (Einihränf, j. Anm. 669), Weim, Tbür.; in den Statuten der Franfi. 
u. Bad. B, werden gewiffe Papiere insbej. deutſcher Staaten zugelajien. (Nach 1866 
ift der unfich. Ausdr. „Deutfche Staaten“ in jolden Beitimm. bejier zu vermeiden). 

667) Baier. (Staatspap.), preuß. Prov. Banken (inländ. Staats, Gomm., 
u. and. unter Autorität des Staats v. Gorpor. u, Geſellſch. ausgegebenen geldwertbe 
Papiere) Preuß. B. (inländ, zinstragende Staats, Comm. u. ftänd. Bap., andere in 
ber Regel nicht). 

65) Nur garantirte Eiſenbahnactien bei der Darmſt. B.; Actien oder Obligat. 
induſtr. Unternehm., wenn fie von einem deutſchen oder europ. Staat garantirt, bei 
der Frankf. B.; voll eingez. Actien oder Priorit, einer inländ,. Inbuftrieunternehm., 
wenn bas GErträgniß garant., bei Defterr. Nat, B. 

669) Baier, Darmſt. läßt von ben inbuftr. nur Bank- u, Eijenbabnpap. zu; 
Deii.; Lur nur Eifenbabnpap., andere inbuftr, auf bei. Beichluß der Verwaltung; 
Preuß. B. in der Regel. Die Franz. B. beleibt außer Rente und Staatsionde nur 
Eifenbabnpapiere u. Pap. d. Credit Foncier. 

670) 3.B.Darmit., Roft. (aud Pfandbr.); Bad. (Staatspap., ftandesberr!. Oblig., 
Schuldurf, dff. Gorpor., hypothek. Schuldverichreib,, Netien u, Oblig. induftr, u. land 
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wird verlangt, daß die Papiere auf den Inhaber lauten. 671) Eigene 
Actien find Häufig ausdrücklich von der Beleihung ausgeſchloſſen er) in 
einem alle, dem der Baier. Bank, gerade ausdrüdlih unter Ausſchluß 
der metjten anderen Papiere zugelaſſen. Man jieht, ein Chaos von Be- 
fimmungen, worin zwar wohl ein gewiſſes Prinzip zu erkennen ift, aber 
doch viele reine Willführlichkeiten unterlaufen. Durch Einengung des Kreiſes 
der zu beleihenden Papiere und Ausjchluß derer, welche leichter im Curſe 
Ihwanfen, wird für die Solidität des Gejchäftszweiges zu jorgen gejucht, 
* theilweiſe mit Erfolg. Die Höhe des Vorſchußprocents iſt daneben ſehr 
wichtig. 

Die Vorſchüſſe auf Werthpapiere haben ſehr eifrige Vertheidiger. In 
der franzöfiichen Bankenquete von 1865 ff. hat man ſie von einigen Seiten 
als unentbehrlich zur Unterbringung neuer Werthe, zur guten Haltung der 
vorhandenen, für den Fortſchritt der Anduftrie und des Staatscredits be- 
zeichnet. Namentlich ein einflußreicher Theil der regelmäßigen Leihkundſchaft 
und des Verwaltungsraths der Banken, die Banquiers, Börjenjpeculanten 
vertreten diefen Standpunft und Haben in Frankreich eine weitere Aus— 
dehnung diefer Vorſchüſſe durch die Franzöſiſche Bank jelbit oder durch ein 
anderes bejonderes Inſtitut verlangt. Der eigentliche Handelsjtand, in jener 
Enquöte auch die Mehrheit der Handeläfammern, vertritt jedach oft eine 
entgegengejeßte Anſicht. Denn die Borjchüfje dienten vornehmlich der Spe- 
tulation, nicht dem reellen Handel, entzögen biejem die Mittel der Bank 
und wären in Krijen ohnedem ſchwer einzubringen. Die Gewährung jolcher 
Vorihüffe mit Hilfe der Notenemiffion, d. 5. aljo die Benügung der 
betreftenden Activa als jpecielle Notendefung, wird auch von Theore- 
tifern im Brincip angegriffen. 673) 

Vielfache Erfahrung lehrt aber auch, daß gerade die Vorſchüſſe auf 
Werthpapiere oftmal3 von den Regierungen jehr begünitigt merben. 
Theils find es die Fachminiſter der Finanzen, des Handels, der Bauten, 
der Verfehrsanftalten, welche diefen Vorſchüſſen als einem Mittel zur leich- 
teren und bejjeren Begebung der Staatsanleihen oder zur Begünftigung des 





wirtbihaftlicher Unternehmungen, ſofern dieſe Divid. ober Zinſen zahlen). Oeſterr. 
N. B. (auch Grundentlaft. Oblig. u. eigene Pfanbdbr.). 

sm) Preuß. B., vreuß. Privatbanfen; Lüb. Priv. B. verlangt, daß nicht 
auf Anbaber laut. Pap. cedirt find; Zur. 

62, Mreuf. Pivatb, (and die Actien einer and. Privatb. dürfen nicht belebnt 
werden), auch Preuß. B. jelbit, Brem., Frankf. (implicite), Pannov., Lüb. Priv, 
Bab, B. — Goth. B.: eigene Actien bis zu "/,n des eig. Kapitals belichen; Leipz. 
B. zugelaffen bis 90%), des Gurswertbes, aber nicht über 1000 Stüd ($ 17, 26). — 
Auch die americ. Nationalb. Acte $ 35 verbietet Darlehen auf eigene Actien. 

673) Seit ber Beendigung der 1. Abtbeilung diejes Werkes ift die franzöftiche 
Banfenauöte vollftändig veröffentlicht worden. Namentlich ift der Schlußband 6 
mit dem Bericht des Generalcommiffärs de Lavenay und den Schlußberathungen bes 
Oberen Raths (conseil superieur) für Handel, Aderbau und Inbuftrie über bieien Be: 
rt von Anterefie, Auch findet fih bier ein genaues Sachregiſter über den Inhalt der 
6 Bände ber Enquéête. Auf dieſes Megifter fei der Naumerjparnig wegen bier für die 
einzelnen Puncte u. Fragen ein für allemal verwiefen, Recht brauchbare kurze Auszüge 
aus der Enauöte enthält das jeit ber Veröffentlichung der 1. Abth. meiner Schrift er: 
Ihienene „Handbuch des Bankweſens“ v. M. Wirth (3. B, der Grundzüge ber Nat. 
Del., Köln 1870). Ueber den im Text berührten Punct ſ. Enqu£te sur les princ. et 
les faits gener. qui regissent la circul. mon6t. et fiduc. vol. VI, 56. — Einen ge 
nauen Auszug aus De Lavenay’s Bericht gab ich im Brem, — Nr. 970. 
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Zuſtandekommens großer öffentlicher Unternehmungen, Geſellſchaften u. ſ. w. 
das Wort reden und injofern gleichfalls den Standpunft der Fonds- und 
Effectenbörjen vertreten. Theil wird das Lob diejes Geſchäftszweigs auch 
von den eigentlih politijhen Minijtern, den Staatsminijtern des Innern 
u. a. m. gejungen, indem die Pflege der materiellen Anterefien durch diejen 
Geihäftszweig bejonders angeregt werden Fann. Letzterer jpiegelt daher auch 
mehr al3 irgend ein anderer Zweig der Bankgeſchäfte den Einfluß gewiſſer 
berrjchender Nichtungen der allgemeinen Staatspolitif wie der Finanz- und 
Vollswirtbihaftspolitif wieder. Man denke vor allen an die Geichichte der 
Franzöſiſchen Bank unter Napoleon III. 67), aber auch an diejenige der 
Deiterreihijchen 67°) und Ruſſiſchen Ban. 676) 

Dieje Leichtigkeit, die Lombardirung der Börjeneffecten zur Förderung 
aller möglichen fremdartigen Zwecke, oft genug mit Erfolg auszubeuten, 
macht gegen die volkswirthſchaftliche Erjprieplichkeit des ganzen Geſchäfts— 
zweigs ſchon argwöhniſch. Viel mehr als beim Waarenlombard und der 
MWecjeldiscontirung — obgleich letztere gelegentlich auch ähnlich mißbraucht 
worden iſt — liegt in dieſem Zweige die Gefahr « vor, dadurch ſchlechte 
Börſenmanoeuvres zu unterſtützen und die Ausartung der Speculation in 
Ueberſpeculation zu erleichtern. Bedenkliche Richtungen unſeres neueren 
Wirthſchaftslebens werden dadurch leicht noch mehr begünſtigt, die Tendenz, 
alle Werthe zu mobiliſiren, Privatgejchäfte in Actiengeſellſchaften zu ver: 
wandeln, noch verjtärft. Die Sicherheit des geſammten Credit- und Bank— 
weſens fährt dabei keineswegs immer gut. Die leichtere Unterbringung der 
neuen Börjeneffecten, welche allerdings durch gemifje Werthpapierlombards 
bewirkt wird, hat doc gar jehr ihre zwei Seiten, vollends für Jeden, wel— 
her in der St. Simonijtiihen Tendenz der Pereire'3 und ihres Creditmo— 
bilierß, die Privatunternehmungen in Gejellihaftsunternehmungen zu ver: 


67) Bei. wichtig war bie Zeit unmittelbar nach dem Staatsftreich, 1852 fl., wo 
die Franzöſ. B. den Discont auf 3%/, berabfegen und mit raſch große Ausdehnung ge 
winnenden Vorſchüſſen auf Eiſenbahupapiere zum erften Mal beginnen mußte. 
Tooke a. Newmarch, hist. of pric. VI, 16 ff., 65 ff.; eingeh. Darlegung und 
Statiftif au in meinen Beitr. 3. Lehre v. d. Banken, ©. 247 ff. 

675) Die Deiterr. Nat. B. mußte wieberbolt fafl bei jeder großen Anleibeoperation 
bes Staats ihre Lombards (3. Th. auch ihre Wechſeldiscontirung) ausdehnen, Da folde 
Anleihen mehrfach zum Zwed erfolgten, die Schuld des Etaats an die Banf zu tilgen, 
die (uneinlösbare) Notenmenge zu vermindern und hierdurch die Herftellung der Valuta 
vorzubereiten, fo vereitelte natürlich die Vermehrung ber Lombards bdiejen Zweck. Es 
fand nur eine Verwandlung unrealijirbarer Staatsicdulden an die Bank in kanm beiier 
realifirbare Lombardſchulden der Privaten an fie ftatt. Am Deutlichſten trat dies bei der 
Operation des Nationalanlehens bervor, das ja mit zur Abzahlung der Bank batte 
dienen follen: Ende 1854 bis 1856 Abnahme der Staatsichuld von 294.2 auf 212.8 
Mil, fl., aber gleichzeitine Zunahme der Lombards von 48.2? auf 86.7, der Wechſel von 
71.7 auf 84 Mill. fl Da man ben Baarfonds in berfelben Zeit von 45.? auf 87.2 
Mill. fl. erböbete, nahm der Notenumlauf nur um 3,3 Mill, fl. (f. 1856 380.2) ab! 
©. Näberes über dieien Mißbrauch d. Lombardgefh. in meiner Reform ber Nat. 
B. (Wien, 1860) ©. 77, 64—85, u, mein. Aufſ. Finanzen Defterr.s, im Staatswörterb. 
VI, 627 fi. 

676) Aehnlich wie in Defterreih gebt e8 in Rußland bei Anleihen. Die beiden 
großen Prämicnanleiben v. 1864 u. 1866 wurden gleichfalls durch vermehrte (Anfangs 
unter faljhem Poften im Ausweis geheim gehaltene) Papiergeldausgabe zum Zweck ber 
Lombardirung der Prämienfceine u. der Erleichterung der Ginzahlungen darauf mit 
bewerkitelligt! S. meine Ruſſ. Papierwähr,, S. 134 ff., 137. 
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wandeln und alle Xctien in’3 Eigenthum riefiger Centralbanken zu bringen 677), 
fein Ideal in volkswirthſchaftlicher, politiicher und fittliher Hinficht erblickt. 
Selbſt die günftigere Begebung der Staatsanleihen mit Hilfe des genannten 
Lombardgeihäfts ift Fein unbedingter VBortheil. Ganz abgejehen von ber 
Frage, ob es erwünjcht jei, die Aufnahme von Staatsjhulden noch zu er= 
leichtern, worüber die Anfichten getheilt find, wenn auch der Verfafjer diejes 
nicht zu den principiellen Gegnern der‘ Staatsihulden gehört, muß man 
doc erwägen, ob der etwaige finanzielle Gewinn des Staats (und ber 
regelmäßige Antheil der Banquier u. ſ. w. daran) auf dieje Weiſe ge: 
recht erworben werde. Nur zu oft — man denfe an Deiterreih, Rußland 
— wird baburd der Curs eines Effects anfangs zu hoch gehalten, bis es 
aus den Händen des Staats und der Unterzeichner und erjten Erwerber 
des Großkapitals, in den Befit des Kleinkapitals, in die „feiten Hände‘ 
übergegangen ift. Alsdann werden die Bankvorſchüſſe eingezogen, da3 Papier 
bleibt jeinem Schickſal überlafien und finft im Curſe. Das Heine Kapital 
trägt die Einbuße und der Lombardgeſchäftszweig hat dazu beigetragen, aber: 
mal3 die Kleinen zu Gunjten der Großen auszubeuten. 

An feinen andern Zweig der Banfgejchäfte glauben die dabei In— 
terejfirten auch jo weitgehende Forderungen in Zeiten der Speculation mie 
der Krije, der Haufje und der Baiſſe der Effecten ftellen zu dürfen. Grade 
der Umſtand, daß es fich dabei nicht um bloße Perjonalcredite, jondern um 
Realcredite handelt, und daß eben deßhalb — freilich nur jehr bedingungss 
weile — die Sicherheit und Realifirbarkeit der Vorſchüſſe, bei entſprechen— 
der Borfiht in der Auswahl der Effecten und bei niedrigem Anſatz der 
Vorſchußquote, einigermaßen verbürgt zu werben jcheint, wirft in biejer 
Hinfiht noch ungünftig. Die Privatinterefen der Speculanten verjteden 
fih Hinter ſcheinbar Öffentliche Intereſſen, wenn die Begebung einer 
neuen Staat3anleihe oder der Actien und Obligationen eines neuen in— 
duftriellen Unternehmend durch Lombardvorſchüſſe der Banken unterjtüßt 
oder in Fritiichen Zeiten die Eurje diejer Papiere dadurd gehalten und es 
fo den fpeculivenden Inhabern ermöglicht werben ſoll, ſich vor Verluſten 
oder Ruin zu bewahren. Mideln alsdann die Banken die Eredite ab, jo 
erjhallt von allen Seiten die Klage, daß fie „Handel und Induſtrie nicht 
unterftügten”, wie es doch — nad der befannten nichtsjagenden, eben 
darum jhädlichen Phrafe — ihre jtatutenmäßige Aufgabe jei. Man Tann 
zahlreihe Beijpiele aus der Bankgeſchichte der letzten Jahrzehnte hierfür 
anführen. Eines der jchlagenditen ijt zugleich da3 neueſte: das Lombardge: 
ihäft der Dejterreihiichen Nationalbank im Jahre 1868—69, jener Bank, 
welche grade in dieſem Geſchäftszweige ſchon jo oft Verfehrtes gethan Bat. 
Anfangs trug fie durch die raſche jtarfe Ausdehnung ihrer Lombardvor— 
ihüffe zu der Entwidlung jener übermäßigen Epeculation in Bankpapieren 
und zu dem berüdtigten Bankſchwindel bei. Die Abwicklung biejer Bor: 
ſchüſſe fteigerte dann um jo mehr die Börſenkriſis, jo gerechtfertigt und 
unvermeiblich jene Abwicklung aud war. Kein Wunder, daß an die Na— 








67) S. hierüber namentlich die erften Pereire'ſchen Jahresberichte über den Grebit 
mob. in ben 50er Jahren; history of prices VI, 104 ff. (Aſher's Ueberjegß. II. 377 
fi.), Forcade in Rev. des II mondes v. 15. Mai u, 1. Juni 1856 (aud überf. im 
Preuß. Hand, Arch. 1856), mein Art. Eredbitanitalten im Handwörterb. von 
Rengid. 
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tionalbank damals wieder die tollſten Anforderungen geſtellt und ihr förm— 
lich von den Börſenzeitungen das Recht abgeſprochen wurde, Vorſchüſſe 
innerhalb der ſtatutenmäßigen Grenze ihrer metalliſch unbedeckten Noten— 
emiſſion zu verweigern!679 So unſinnig ein ſolcher Ausſpruch, jo ſehr 
liegt er in der Conſequenz der Auffaſſung, wonach das Lombardgeſchäft 
einer Bank, zumal einer monopoliſtiſchen Centralbank, nur den Börſenin— 
tereſſen dienen ſoll. Nebenbei bemerkt iſt der Credit im Werthpapierlom— 
bard bei ſolchen Banken auch öfters von einzelnen begünſtigten Firmen arg 
monopoliſirt worden. 

Durch ſeinen directen Einfluß auf den Cursſtand der beliehenen und 
in Folge deſſen mittelbar auch anderer Effecten wirkt der Lombard der 
genannten Art auch leicht beſonders ſtark auf den fremden Wechſelcurs 
ein. Letzterer wird in ſolchem Fall für das Inland leicht ungünſtig werden, 
ſo daß ein Metallabfluß eintritt oder ein Zufluß ſchwächer wird oder auf— 
hört. Eine ſolvente Zetielbant kann dadurch ihren Baarfonds ungünſtig 
beeinflußt ſehen. Bei uneinlösbarer Valuta, wie in Oeſterreich, Rußland 
u. a. m., iſt zwar Letzteres nicht möglich, dafür aber verſchlechtert ſich die 
Baluta entjprechend. Dies gilt zumal in denjenigen Fällen, wenn die Werth: 
papiere eines Yandes einen N auswärtigen Markt haben, wie es that- 
jählich bekanntlich (aber aud aus leicht nachweisbaren Gründen, welche 
mit der Bapiergeldwirthichaft zufammenhängen), von den Effecten der Papier: 
mwährungsländer gegenwärtig in großem Umfange gilt. Die erfünjtelte und 
zunehmende Haufie der Effecten wird dann von einem Sinken des Wed): 
jelcurjes, d. 5. der Baluta begleitet, wie e3 ſich auch in Dejterreih 1869 
wieder gezeigt hat. 67°) 

Unter folden Umftänden ift es ſchwer, ein ganz objective Urtheil 
über den Werthpapierlombard überhaupt und bejonders bei den Zettelban- 
fen zu fällen. Man wird fich leicht der Anficht zuneigen, daß diejer Ge- 
Ihäftszweig lieber ganz auszujchließen ſei. Dennoch jollte man aud bier 
der alten Regel: abusus non tollit usum, eingedenf bleiben. Ein völliger 
principieller Ausſchluß dieſes Zweiges jcheint und doch zu weit zu gehen. 
Es ijt hier an das zu erinnern, was oben jchon über den Yombard im 
Allgemeinen (S. 307 ff.) und über den Waarenlombard (S. 314 ff.) gejagt 


678) So Maid argumentirte in ber Hitze ber Debatte ein Wiener Eorrejpondent 
im jonft jo verftändigen Frankf. Actionär damals! In einem Aufſatze des „Peitber 
Lloyd” (Ausz. in d. Börſenh. db. Nat, Ztg. v. 23. Oct. 1869) wirb ber Wiener Bör: 
jenichwindel des J. 1869, ber in der jchlimmen Geptemberfrifis ein trauriges Ende 
nabm, mit Recht in Zufammenbang mit der Geihäftserweiterung der Nationalbank jeit 
Herbft 1868 (auf Grund einiger neuer, der Banf gewährter Beiugniffe) und namentlich 
mit der Ausdehnung der Lombards gebradt. Bei dem boben Zinsfuße öfterr. 
Papiere und dem nicbrigen Zinsfuße der Bank ließen fi, vollends Anfangs, Geſchäfte 
mit 209%, jährlihen Zinsgenuffes leicht ausführen, indem man einen Betrag Effecten 
verpfändete, Die Lombarbs, im Oct. 1868 21, erreichten im April 1869 63, im Juni 
noch 62 Mill. fl., Ende Auli 61.3 Mill. fl. Im August reducirte die Bank dieſen Poſten 
um 13.7 Mill. fl., auf 47.5 Mill, fl. und im Sept. nahm er gleichfalls noch etwas ab. 
Sicher ein ſtark mitwirfender Factor bei den damaligen Ereignifien ! 

679) Silber, im Oct. 1868 113—114, fand im Oct. 1869 120—121 in Wien. 
Ebenfo iſt der ruſſiſche Curs durch alle die unfinnigen Mafregeln der Reichsbank wie— 
ber von 8I—85 Thlr. f. IO Rbl. im Sommer 1863 auf 73—74 Thlr. im Wigter 
Fr gelunfen. In beiden Ländern wirkte allerdings der Umſchwung im Getreide: 
geihäft mit, 
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worden iſt. Einigermaßen analog find die Verhältniſſe im Waaren- und 
Werthpapierlombard dennoch. 

Auch bei dem letzteren iſt zu unterſcheiden, ob durch ihn eine unge— 
rechtfertigte Hauſſeconjunktur geſteigert und erhalten oder eine berechtigte 
Baiſſe der Curſe verhindert werden, oder aber ob er namentlich in Kriſen 
eine zu ſtarke Baiſſe verhüten und in normalen Zeiten Gelegenheit, Credit 
gegen Pfand zu erlangen, bieten fol. In den beiden erjteren Fällen ift er 
noch mehr zu verwerfen, als der MWaarenlombard, weil jein Einfluß auf 
die allgemeine Lage der Volkswirthſchaft und jpeciell des Geldmarkts leicht 
noch größer und gefährlicher ift. In den beiden legten Fällen ift auch er 
zu rechtfertigen. Nur ijt die Beurtheilung und Unterſcheidung ber Conjuncs 
turen noch jchwieriger al3 beim MWaarenlombard, und die beiden erjten Fälle 
liegen öfter ald im Waarengejhäft vor. Deshalb iſt es gut, ganz bejondere 
Borjiht bei der Beleihung von Effecten anzuwenden und diefem Geſchäft 
in der Regel nur eine mäßige Ausdehnung zu geben. Die Bedingungen 
find Aljo jo einzurichten, daß die Sicherheit und NRealijirbarfeit der Aus— 
jtände jo viel als möglich garantirt wird. Ferner wird aud die Lage und 
Abjicht des Darlehensſuchers jo weit es geht mit zu berüdjichtigen fein (o. 
©. 309), um eine mißbräuchliche Ausnutzung des Lombarberedit3 zu ſchäd— 
lichen Speculationen zu verhüten. 


3) Baifende befondere Borfhriften. 


Bon den zahlreichen, oben erwähnten Vorſchriften unjerer Bankftatuten 
werden daher etwa folgende zu billigen fein: 

41) Ausschluß der reinen Speculationspapiere von ber Be— 
leihung, alſo bloß Lombardirung der Effecten für fejte Capitalanlagen. Hierbei 
fann man indejjen nad ganzen Battungen nicht wohl kurzweg unterjcheiden, 
jo nit in der üblichen Weije etwa „ndujtriepapiere” oder „nicht jtaatlic) 
garantirte” Papiere, oder „Actien“ oder „ausländijche” Papiere unbedingt 
ausſchließen. Denn das heikt Gutes und Schlechtes durcheinander werfen. 
Bielmefr muß nah den concreten Verhältniſſen die Scheidung 
durchgeführt werden. Am Bejten dur die Bankverwaltung jelbjt, mobei 
wieder die Deffentlichfeit eine Sicherung für richtige Auswahl bieten 
muß. Unter den Induſtriepapieren (im weiteren Sinn) würden Eijenbahn 
prioritäten, Actien jolider, gut rentivender Bahnen, Bankactien (nicht Actien 
von Greditanftalten), einige Berficherungsactien im Princip am Wenigjten 
zu beanftanden jein. Auf den Umjtand inländiſch oder ausländiſch mag mit- 
unter Rücjicht genommen werden (jo bei amerifanijhen Prioritäten!). Nur 
muß bei ung unter „inländijch” nicht wieder „einzeljtaatlich“, ſondern 
„deutſch“, d. 5. zum Norddeutihen Bund oder Zollverein gehörig, verſtan— 
den werden. Grundſätzlich auszuſchließen wären in Deutihland alle auf 
Papiermwährung lautenden oder darin verzinite Papiere, aljo namentlich 
die betreffenden Gattungen djterreihijcher, ruſſiſcher, italieniſcher, norbames 
ricanifcher, von welchen die meiſten in Deutſchland curfirenden freilich jett 
auf Metall lauten. 

2) Im Allgemeinen Ausjhluß der nit voll eingezahlten 
Bapiere, auf denen Verpflichtungen zu (baldigen) Nachſchüſſen Laften. Dieſe 
Regel wird zwei Ausnahmen erleiden dürfen. Auf mande Papiere, z. B. 
oft Verfiherungsactien, werden gemohnheitämäßig nur beitimmte Quoten 
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eingezahlt und für den Reſt Wechſel (Solawechſel) deponirt. Eine lombar: 
dirende Bank ijt hierdurch ſchon ziemlich gefichert, auch gehören grade mande 
diejer Papiere, 3. B. die Actien einzelner Feuerverfiherungsanftalten, zu den 
allerjolideiten. Gleihmwohl können diejelben, grade weil fie meijtens im jehr 
feiten Händen find, nicht immer leicht veräußert werden. Es ijt fein Grund 
vorhanden, jie principiell zur Lombardirung nicht zuzulafjen. 

Ferner verlieren grade in Fritiichen Zeiten auch manche jolide Papiere, 
auf denen noch Einzahlungen ausftehen, ihren Markt gar zu jehr. Es barf 
bier in gewiſſen Fällen nad) dem öfters geltend gemachten Grundjate, dak 
eine Bank eben die zu großen in Krijen hervortretenden Lücken im Credit: 
ſyſtem ausfüllen jol, auch mwohl eine vorfichtige Beleihung jolcher Papiere 
zugelajjen werben. 

3) Zulaffung bloß der Inhaber: und Ausſchluß aller Na 
mens-Papiere geht zu weit. Wenn lettere mit einem auf die Bank lauten: 
ben giltigen Giro verjehen oder in Blanco girirt werden oder ſonſt regelrecht 
an die Bank cedirt find, jo daß eine etwaige Nealijation des Pfands möglid 
ift, jo find auch Namenspapiere zu beleihen. Grade jie find im Ganzen 
megen ihrer minder bequemen Webertragbarfeit nicht jo leicht Speculations- 
papiere, freilich auch oft weniger markftgängig, aber doch eine jehr jolide 
Kapitalanlage. Es empfiehlt ji, ihre Lombardirung zu gejtatten, damit 
dieſes Papier, gegenüber dem allgemeinen Mobilijirungsbejtreben im Eredit: 
verkehr, nicht noch mehr in Mißgunſt komme. 

4) Die Beleihung eigener Actien hat man den Banken ebenjo 
wie den Rückkauf ihrer Actien gern verboten, weil beide Gejchäfte einer 
Verminderung des eingezahlten Stammkapitals gleich kämen und die Lage 
der Bank entiprehend ſchwächer würde. Dennoch find die Fälle verjchieden. 
Es läuft am Ende auf dajjelbe hinaus, ob eine Bank ihre eigenen oder 
fremde Banfactien beleiht, wenn die einen wie die anderen nur immer wieder 
veräußerlih find. Ein geringere Kapital arbeitet in beiden Fällen dann 
im Banfgejchäft eines Landes. Nothwendig erjcheint wieder nur die Deffent: 
lichkeit folder Belehnungen eigener Actien. Wenn der Betrag apart im 
Ausweiſe erjcheint, jo darf man jchon darauf bauen, daß das Geichäft 
feinen bedenklichen Charakter annehmen wird. Die jhwindelhafte Beleihung 
eigener Actien Seiten? der neuen Wiener Banken (voran der welfijchen 
„Diener Bank”) im Sommer 1869 würde gewiß unterblieben jein, hätte 
fie von Anfang an in den Ausweiſen erfcheinen müflen. Will man fich mit 
der Garantie der Deffentlichkeit nicht begnügen, jo könnte jtatt des gäny 
lihen Ausſchluſſes der Belehnung eigener Nctien diejelbe bis zu einer be 
ftimmten Quote des Kapitals, 3. B. wie bei der Gothaer Bank bis zu *ın, 
und nur biß zu höchſtens der Hälfte des Curswerths, auch etwa nur auf 
fürzere Termine, 3. B. 2 Monate, gejtattet werden. 

5) Die Vertheilung der Lombarbdarlehen auf verjchiedene Pa 
piere und verjchiedene Creditnehmer mag ſich auch empfehlen. Etwa 
in der Weiſe, da für letztere auch in diefem Zweige Marimalcredite und 
für die einzelnen zu beleihenden Effecten Marimaljummen, welche der Ge 
jammtbetrag der Darlehen auf ein Effect nicht überjchreiten darf, feitgeiegt 
werden. Dadurd) wird die Gefahr, eine Ueberjpeculation zu begünftigen 
und bie Ausſtände ſchwerer realijirbar zu machen, verringert. Beſondere 
Beachtung erheiichen grade im Werthpapierlombard aud) die Bedingungen, 
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unter denen Darlehen gewährt werben, die Höhe des Zinsfußes, ber Vor: 
Ihußquote, die Dauer des Darlehens und deſſen Prolongation (j. u. ID). 

Werden dieje Gautelen genommen, jo wird man Vorſchüſſe auf Werth: 
papiere in mäßigem Umfange aud) bei Zettelbanfen und jelbjt ala ſpe— 
cielle Notendeckung zulafien dürfen (j. auch oben ©. 268 ff.). Die neue 
Notenausgabe zum Behuf ſolcher Vorſchüſſe ift auch creditwirthſchaftlich bes 
jonders in zwei Fällen gerechtfertigt. Einmal in dem oft erwähnten allge 
meinen alle, wenn in einer Erihütterung des Creditſyſtems eine Lüde in 
den jonjtigen Ereditumlaufs: und Zahlmitteln entitanden ift, welche jetzt 
wieder (zeitweilig mindejtens) durh Banknoten ausgefüllt werben darf, 
während man jonjt ganz auf baares Geld zurücgreifen und dadurch eine 
übermäßig jtarfe Baifje der Preife und Curſe bewirken würde. Sodann 
darf in dem entgegengejegten Falle eine Vermehrung der Banknoten erfolgen, 
wenn in einer Zeit allgemeinen volfswirthichaftlihen Aufſchwungs, mwelder 
gegenwärtig oftmals mit der Gründung großer neuer Öffentlicher Unter: 
nehmungen, Actiengejellihaften u. j. m. in Wechſelwirkung fteht, mehr Zahl: 
mittel gebraucht werden. Die Notenemiffjon macht dann eine entſprechend 
große Beihaffung baaren Gelds, wenigſtens für den Betrag über die etwa 
gleichzeitig erforderlihe Erhöhung des Baarftands in der Bank hinaus, 
unnöthig. Für joviel darf aud die Lombardirung 3. B. älterer Werth: 
papiere mit Hilfe neuer Notenausgabe vermehrt werden. 


I) Die Bedingungen für bie Gewährung der Lombarddarlehen. 


Hier handelt es ſich, nad getroffener, eventuell in den Statuten be- 
ftimmter Auswahl der Pfänder, um die möglichfte Verbürgung der Sicher: 
beit und leiten Realijirbarkeit der Darlehen. Allgemeine Bedin— 
gungen biejer Art zu formuliren und die Formeln zur Aufnahme in Sta— 
tuten und Reglements geeignet zu maden, hat die oft betonten Schwierig: 
feiten. Es fann dafür auf das früher über die Vorſchriften bei der Wed): 
jeldiscontirung Gejagte verwiejen werden. Die Bedingungen für die Lom— 
bardirung find im Uebrigen denjenigen für die Discontirung vielfach analog 
(j. o. ©. 285 ff). Man kann auch bier allgemeine und jpecielle Be 
dingungen der Lombarderedite, nad) Analogie der Merkmale der allgemeinen 
Greditwürdigfeit und der Prüfung der jpeciellen Ereditwürbdigfeit bei den 
Wechſeln, unterjcheiden. 


1) Die allgemeinen Bedingungen ber Lombarbcrebite, 


Im Intereſſe möglichſter Sicherheit des Darlehens handelt es ſich 
hier, nach getroffener Auswahl des Pfands, um folgende Punkte: 

4) um bie richtige Beſtimmung der Höhe des Werths des 
Pfandobjeects; 

2) um die zu bewilligende Maximalhöhe des Darlehens auf 
das Pfand, aljo der Quote des Vorjchufjes vom Pfandwerth; 

3) um die Normirung der Nachſchußpflicht des Creditneh: 
mers, dad Pfand zu ergänzen, wenn in bejjen Werth eine Vermin— 
derung eingetreten ift, oder die Pfandjhuld jofort zu vermindern. 

4) um eine möglidhft einfahe, redhtsgiltige Form ber 
Pfamdbeitelllung, eventuell um die jofortige Geltendmadhung de3 
Beräußerungsrehts in Betrefi des Pfands. 
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Durch eine gute Regelung diefer vier Punkte jol für die Sicherheit 
des Lombardgejchäfts etwas Aehnliches erzielt werden wie für diejenige des 
Wechſelgeſchäfts durch die beitimmte Zahl der Unterjriften und die Eigen— 
Ihaft eines wahren Wechſels. 

Im Intereſſe möglihjter Nealijirbarkfeit des Lombarbdarlehens 
kommen ferner noch folgende weitere Punkte in Betradt: 

5) die Marimaldauer, auf melde das Darlehen gewährt wird, 
analog der BVerfallzeit der Wechjel, woran ſich die Frage der Prolons 
gation der Vorſchüſſe fnüpft; 

6) der Marimal- und Minimalbetrag eines einzelnen Dar: 
lehens, und 

7) die Marimalfumme, biß zu welder auf eine Gattung Pfän— 
—7— eine Sorte Waaren und ein einzelnes Effect Darlehen ertheilt werden 
dürfen. 

Soweit nöthig, werben im Folgenden die drei Hauptarten der Lom— 
barddarlehen, auf Edelmetall, Waaren und MWerthpapiere, wieder unters 
jchieden werden. 

+ Zu 1. 

Der Werth des Pfandobjects wird bei edlen Metallen in Bar: 
ren: und Münzform und bei MWerthpapieren nah dem Curs, bei nicht 
Eurs habenden Münzen nad) dem Metallgehalt, bei Edelmetallgeräth und 
Schmud in der Regel auch nur nad dem inneren Metallwerth, bei Waaren 
nah dem Marktpreis, eventuell auch nad der Tarirung von Sad: 
verjtändigen zu bemejjen fein. Beim Warrantiyitem werden an den großen 
Öffentlichen Niederlagen paſſend Beamte der Bank angejtellt, wie z. B. in 
Frankreich (S. 319), melde ſich über die Markt: und Preisverhältnijie 
fortlaufend genaue Kenntniß verſchaffen. Bejtimmungen über die Berechnung 
des Werths des Pfandobjeft3 gehören eigentlich in der materiellen Banfge- 
jeßgebung in die Statuten, wo fich bei Deutſchen Banken auch einiges Be— 
zügliche findet (Worjchriften über die Berechnung des Werths der Effecten 
nad dem Börjentagescurje u. j. m.). 63%) Sonſt haben die von der Bank— 
rn erlafienen Reglements das Geeignete zu enthalten. 

u 


Eine unüberjhreitbare Marimalquote de Darlehen vom 
Werth des Pfandobjects ift ein Hauptprinzip zur Sicherung der Lombard— 
forderung. Die durd ein Pfandrecht gebedte Forderung unterjcheidet ſich 
als Roten der Bankactiva dadurd; von dem Eigenthum an den Pfand» 
objecten, daß hier der ganze, dort nur ein Bructheil des Werthes 
auf der Activjeite der Bilanz zur Dedung eines entjprechenden Paſivpoſtens 
ſteht. Sinkt der Werth des Pfands bis zum Betrage der Pfandforderung, 
jo wird aljo die Bank noch nicht direct geſchädigt. 

Die Statuten enthalten mehrfach Beitimmungen über dieje Marimal- 
quote der Lombarddarlehen, vom Standpunkt der materiellen Banfgejeß- 
gebung aus mit Recht. 61) Doch ift das Nähere auch bei unjeren Banken 


660) 3. B. Baier. B $ 73, Preuß. B. DO. $ 5 (Gold und Silber nah Me: 
tallwertb), Frankf. $ 19 RN. 2 (Wertbpap. nad Mittelcurs des Tags ber Ber: 


pfänbung). 
651) 3. B. Baier, Frankf. (f. Wertbpap.), Preuß. (f. Gold und Eilber, 
Wechſel, Waaren), Gotb, (f. Waaren, Wertbpap.) u. a, m. 
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öfterd der Verwaltung jelbft in den Neglements feitzujegen überlaffen. 692) 
Nur fehlt oft ein beitimmtes Princip, auch werben die drei Hauptarten 
der Lombards und deren einzelne Unterarten nicht immer gehörig unter: 
ſchieden. 

Das durchgreifende Princip für die Beſtimmung der Maximalquote 
der Darlehen vom Pfandwerthe muß ſein, ſich dafür an die Wahr— 
ſcheinlichkeit der Stabilität oder umgekehrt des Sinkens des Pfand— 
werths zu halten. Daher iſt auch das Verhältniß des jeweiligen Werths zu 
dem gewöhnlichen (durchichnittlichen) Werth des Objekts ala maßgebend be= 
jonder8 zu beachten. 

Beim Edelmetalllombard kann demnad diefe Quote am Höchſten 
jein; bei Barren, Münzen, Geräth bis auf oder fajt bis auf den vollen 
Metallwertd nad Abzug der Schmelz-, etwaiger Affinir- und der Präge— 
kojten gehen. 689) 

Beim Waarenlombord wird ſich die Quote ſtets anjehnlih unter 
dem ermittelten Jetztwerth halten müfjen. Ein Sat von höchſtens 66%), 
bis 75%), muß wohl unter allen Umjtänden das Marimum bleiben. 6%) 
Uebrigens wird paſſend unterjhieden werden nad) der Art der Waaren 
und nah den Conjuncturen, namentlih mit Berücjidhtigung des Um: 
ſtands, ob die jegigen Preije Hauſſe- oder Baiffepreife, Speculationd- ober 
Krijenpreije find. Einen Maßſtab für letztere Momente gibt die Preis: 
ftatiftil, weldhe von den Banken ald Lombardgläubigern neben dem 
Preiscourant jorgfältig beachtet und aus letzterem überfichtlich (tabellarijch) 
zujammengejtellt werden muß. Namentlich ift hierbei das Verhältniß der 
Markftpreije zu den Durchſchnittspreiſen längerer Perioden 
zu berüdjihtigen und etwa zu bejtimmen, daß die Marimaldarlehensquote 
in einem gewifjen VBerhältnig zu dem Steigen der Marktpreije über dieſe 
Durchſchnittspreiſe jinken muß. In vielen Fällen wird hiernach das Be- 
leihungsprocent 25—50°%), nicht überjteigen dürfen. Se jorgfältiger die 
Auswahl der im Lombard angenommenen Waaren ift, je mehr nad) den 
früher aufgeftellten Gefihtspunften (j. oben ©. 316) die regelmäßig ben 
ftärfften Preisſchwankungen am Leichteften ausgejegten Waaren, ferner die 
Artikel einer zeitweiligen ertravaganten Speculation grundſätzlich von der 
Zombardirung ausgejchloffen werden, deito höher kann natürlich jenes Be— 
leihungsprocent jteigen. Waarenlombard3 in größerem Umfange find nad) 
dem Früheren in SKreditfrijen oft ein pafjendes Mittel, Firmen zu fügen, 
welde Waarenlager befigen, aber im Augenblick feinen oder nur übermäßig 
theueren Perjonalcredit haben. Wenn bier der Abfall der Speculationgpreije 
bereitö eingetreten ift und das Uebel in der Stodung des Abjates und 
dem Mangel an Vertrauen im Verkehr liegt, dagegen voraugfihtlih und 


se2) 3. B. Hannov., Roft., z. Tb. preuf. Privatb., Fur. u. d. meiften 
fleineren Banken; Bab. B. Art. 12 behält diefen u. and. Puncte der Beitimmung des 
Auffichtsratbes im Betriebsreglem. vor. 

3) Preuß. B. 5%, Abſchlag vom Metallwertb, B.D. $ 5; Baier, B.$ 75, 
nicht über ben inneren Werth. 

+ Preuß. B.: in ber Regel '/,, ausnahmsweife bis zu 2/, des Wertbs nad 
Verichiedenheit der Waaren und ihrer Berfäuflichkeit; preuß. Darl. caffen v. 1866 
j. 0. Anm. 644. Goth. B. !/, bis °, des Wertbs, mit Nüdficht auf Gattung u. 
Preiohöhe. 
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nad Analogie früherer Kriſen die Preife fih nunmehr halten und bald 
wieder jteigen, jo darf die Beleihungsquote von dem gejunfenen Maaren: 
werth wohl höher angejet werden. Die Hauptſache in allen diejen Fällen 
it Gejhidlihfeit und Tact einer gewandten Bankdirection, 
die aud das Waarengejhäft gut fennt. Mit bloßen Satungen der 
Statuten und NReglements ijt hier nicht immer auszukommen. 

Beim Werthpapierlombard muß die Beleihungsquote ähnlid wie 
beim Waarenlombard feitgejegt werden. Eine höhere Beleihungsquote ald 
mit 662/,— 75°, des Curswerths erjcheint kaum räthlih. Die öfters vor: 
fommende, auch in Statuten zugelafjene Marimalquote von 90°/, iſt gewiß 
nur bei jehr wenigen Effecten jtatthaft, denn auch die jolidejten Papiere, 
welde in normalen Zeiten den menigiten Cursſchwankungen ausgelegt jind, 
erleiden nicht bloß in politiichen, jondern jelbjt in mercantilen Crijen mit 
unter rajch einen Gursfall von 10%). 666) Auch nad den Gonjuncturen, 
nah dem Verhältniß zmwijchen dem jeweiligen und dem Durchſchnitts-Curſe, 
ferner nach der Höhe des effectiven Zinsfußes eines Papiers (daher in 
jofern nah dem Verhältniß zwijhen Nenn: und Curswerth) wird die 
marimale Beleihungsquote fejtzufegen jein. Daher beſſer überhaupt nicht ein 
für allemal die Normirung einer ſolchen höchſten Quote, jondern ein Wedel 
nad Umijtänden. 

Papiere, welde hohe effective Zinjen (freilich immer die Aſſecu— 
ranzprämie eingerechnet) tragen, daher 3. B.- im Curſe ſtark gejunfene 
Effecten mit hohem Nominalzinsfuße, wie öfterreichijche, italienische Papiere 
in ihrer Heimath, ferner auswärtige mander Art, wie nordamerikaniſche, 
rufjiiche bei ung in Deutſchland, werden mit um jo größerer Vorficht und 
zu einer um jo niedrigeren Beleihbungsquote zur Lombardirung zu: 
zulaffen fein, je niedriger der Lombardzinsfuß ift. Denn font befteht die 
größte Verfuhung zu einer ertravaganten Epeculation, wie fich in Oeiter: 
reich jo oft gezeigt hat. Das dortige Mifverhältnig zwiſchen dem hoben 
Zinfe der Fonds und Effecten und dem niedrigen der Nationalbank hat bie 
vielfachſten Uebelſtände gejchaffen. 

Wie die Maximalquote der Beleihung paſſend nach den Conjuncturen 
zeitlich ſchwankt, jo auch beſſer nach den verſchiedenen Gattungen und Unter: 
arten der Papiere. Darauf wird aud in deutſchen Bankftatuten hinge— 
wiejen. Die jhablonenhafte Gleichartigfeit der Behandlung hat immer große 
Nachtheile. 

Zu 3. 

Eine Nachſchußpflicht des Darlehennehmerd, bei Verminderung 
des Pfandwerths das Pfand zu ergänzen, bei Strafe, daß die Bank bad 





685) 900/, Vorſchüſſe auf inländ. Staatspap. u. eig. Action bei db. Baier. 8. 
Bei der Goth. 3. 0—90%,, verſchieden nad) Gattung und Preishöbe; bei ber Frankf. 
B. je nady Gattung der verpfänd. Staatspap., Actien u. Oblig. 66%, —80%/,; bei der 
Leipz. B. Mar. f. Beleihung eig. Actien 90%, nie über Pari; in der Preuf. B. 0. 
ift der Abfchlag vom Eurie dem Ermejjen der B. überlaſſen. Im Reglem. d. Deftert. 
Nationalb. $ 37: bis 2/, bei inländ. Staatspap., Grundentlaft. Oblig., eig. Pfanbbrie— 
fen, bis zur Hälfte bei garant. Actien und Priorität. Auch die Ruſſ. Reichsb. belebnt 
here zu dem viel zu boben Satze von 90%, des Curſes. — Die Regel, Papiert 
Actien) nicht über Pari zu beleiben, erjcheint willkührlich. Der Pariſtand ıft hier meiſt 
gleihgiltig. — In der Hanbelsfrifis von 1847 wurden Eonfols in London verkauft: 
am 7. Dct. zu 84'/,, am 19. zu 79! 
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Pfand fofort veräußere, um fich bezahlt zu machen, ift nur eine einfache 
Eoniequenz des vorhergehenden zweiten Punkts. Jene Pflicht, der auch durch 
jofortige Abzahlung eines Theil der Pfandſchuld (ob unter entfprechendem 
Erlaſſe der Zinien, fteht dahin), nachgefommen werden kann, erlangt be- 
jondere Bedeutung beim Waaren- und factiſch noch mehr beim Werthpapier- 
lombard. Sie muß jedenfall3 im Reglement und iſt öfters in Deutichland 
ſchon in den Statuten näher normirt. 6%) An der Praris wird eine Bank 
nit immer bei einem Fleineren Sinken des Eurjes u. j. mw. den Nachſchuß 
verlangen, zumal wenn der Vorſchuß etwa beträdhtlicher unter der fejtges 
jegten marimalen Beleihungsquote zurücdbleibt. Aber unter allen Umftänden 
gebietet e8 die Sicherheit und Nealijirbarkeit der Ausftände, daß der Bank 
dad Recht zuiteht, Nachſchüſſe zu fordern oder das Pfand zu veräußern. 
In Krifen wird von dieſem Nechte oft fofort Gebrauch gemacht werden 
müffen. Da aber auch hier die concreten Verhältniffe Ruͤckſicht verlangen, 
wird es bejjer jein, der Bankfverwaltung die Enticheidung zu überlafjen, 
als etwa in Geſetz oder Statut die unbedingte Einforderung eines Nach— 
ſchuſſes vorzujchreiben. 697) Mitunter kann dadurch für das Allgemeine mehr 
geſchadet, F im ſpeciellen Fall genützt werden. 
u 4. 


Eine einfade, rehtägiltige Form der Pfandbejtellung und 
eine jofortige Geltendmahung des Veräußerungsrechts ber 
Bank, ohne gerichtliche Intervention, wenn der Schuldner nad) Ablauf der 
Darlehenäfrift nicht zahlt oder die vorerwähnte Pflicht, Nachſchüſſe u. ſ. w. 
zu liefern verjäumt, ift im Intereſſe eines bequemen Lombardverfehrs und 
In demjenigen der Sicherheit und fteeten Nealifirbarfeit der Ausjtände un: 
bedingt zu verlangen. Häufig genügt num in diefen Hinfichten das pofitive 
gemeine Landesrecht noch nicht. Entweder ift die Bejtellung des Pfandrechts 
noch mit Weitläufigfeiten verbunden oder der Pfandgläubiger darf, auch 
wenn die Bedingung der Veräußerung des Pfands bereit eingetreten, dar: 
über nicht ſelbſt allein enticheiden oder nicht von ſich aus mit der Ver: 
äußerung vorgehen oder jeine prioritätiiche Befriedigung aus dem Pfande 
iſt nicht unbedingt gejihert und er muß etwa unter gewiſſen Umjtänden 
den Erlös in die Majje beim Concurs einmwerfen u. j. m. Zwar drängt 
nun die ganze neuere Entwicklung de3 Pfandrechts darauf hin, hier dem 
Panderedit die erforderlichen formellen Erleichterungen und Sicherungen 
ju gewähren und wo in dieſer Hinficht die gewöhnlichen allgemeinen Nechtsjäte 
bereit8 genügen, bedarf e8 auch für das Lombardgeichäft der Banken Feiner 
Ausnahmen vom gemeinen Net, — immer eine Art Privilegien, die 
Ihr Bedenkliches haben. Allein theils ift jene bejagte Entwiclung noch nicht 
überall eingetreten, theil3 veichen aud) neuere Neformen des Pfandrechts für 
die Bedürfnijie des Lombardverkehrs der Banken noch nicht immer aus. 
Wenn dann unter dem Impuls der für das Banlkweſen zu ftellenden Ans 
forderungen nicht etwa eine gründliche allgemeine Neform des Fauſtpfand— 


— ns au 


686) 3. B. Frankf. B. Stat. Art. 19, N. 2, Verpflichtung des Entlehners zu 
verbältnigmäß. Ergänzung des Piands oder Minderung der Pfandſchuld; ebenfo Bad. 
St. Art. 12, a., Defterr. Nationalb., Real. $ 38, u. a. m. 
68T) Sehr jpec. Beftimmungen, aber zu unbedingt den Nachſchuß ac. fordernd 
in d. Leipz. Stat. $ 26 (ebenjo Roft. $ 25), aud Baier. St. $ 73. 
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rechts vorgenommen wird, ſo ſind Specialgeſetze grade für die Banken 
kaum zu entbehren. 

Aber eben Geſetze, durch welche die Banken von gewiſſen Beſtim— 
mungen des allgemeinen Rechts für ihren Lombardverkehr eximirt und an— 
deren Beſtimmungen untergeſtellt werden. Nebenbei in den Statuten, wie 
es oft geſchehen iſt, können ſolche allgemeine Rechtsſätze nicht abgeändert 
werden, die Statuten müßten denn als Geſetze, unter Mitwirkung aller 
legislativen Factoren, nicht bloß als Verordnungen erlaſſen werden. In 
dieſer Hinſicht findet man in Deutſchland wieder einen wunderbaren Wirr— 
warr der Verhältniſſe. Correct war das Vorgehen bei der Errichtung der 
Badiſchen Bank im Jahre 1870: die Ermädtigung für die Banf, von 
den bejtehenden landrechtlichen und handelsrechtlichen abweichende Beſtim— 
mungen in den Statuten über Lombardverkehr u. ſ. m. zu treffen, iſt mit 
Recht in das „Geſetz betreffend die Verleihung des Rechts zur Ausgabe 
ei Kan) oem an eine Badiſche Bank“ ausdrüdlih aufgenommen more: 

en. 

Wünſchenswerth ift dann nur, dat ein ſolches Privileg, was es doch 
bleibt, bald allgemeine Recht werde. Für die Zettele und Depofiten- 
banken, welche Lombarddarlehen gewähren jollen, iſt aber freilich eine ordent— 
lihe Regelung des Fauftpfandrechtes in der angedeuteten Weiſe unentbehr: 
lich. Die Bank ift aljo nur zur Herausgabe des Weberjchufies des Erlöjes 
über ihre eigene Pfandforderung an den Schuldner, dejien Concursmaſſe 
oder zu Händen des Gericht verpflichtet. Für andere als Pfandforderuns 
gen würde fie den Ueberſchuß 3. B. der Concursmaſſe nicht vorenthalten 
können. 69%) Für einen unbedeckt bleibenden Theil ihrer Pfandforderung 
behält fie den Regreß an den Schuldner. 


688) S. d. bad. Geſetzentw. (Beil. z. Brot. db. 17. öff. Sitz. db. 2. Kammer v. 
2. Nov. 1869) Art. 8, nebft Begründung ©. 8; ber Bank jollte erlaubt werben, vom 
bürgerl. Geſetzbuch abweich. Beftimmungen zu treffen über ben Zinsfuß bei Darleben 
(Landrechtſ. 1907 b, ec, d, e), die Abfaif. u. Eintrag. der Urkunden über 
Fauftpfandverträge (Landrechtſ. 2074 Abi. 1), die Beiriedbig. bes Gläubi— 
gers aus feinem Fauſtpfand in u. außer Gant (Landrechtſ. 2078), die Ber: 
bindlich. einer als Fauſtpfand eingejekten verlor. ober entwend. Sache. — Au b. 
Gommiffionsber. d. 2. bad. Kammer (Beil. 3. Prot. v. 22. Ran. 1870) find in bem 
Geſetzentw. einige Aenderungen gemacht, P. 4 fiel weg, der Art, hat jett die Nummer 
11b, f. Ber. ©. 8, 9, vol. auch Hand. Gef. B. Art. 306—311, dann die befin. Stat. 
ber Bab. B. vom 25. März 1870 Art. 233—31. Nah Art. 29 erwirbt bie Banf ein 
priorität. Befriedigungsrecht aus dem Pfand, wenn Ießteres nad der Zeit feiner Ber: 
pfändung, mit dem Betrag ber Pfandſchuld u. unter genauer Beichreibung der Pfand: 
ftüde nach Gattung u. Zahl in ein Buch der Bank, welches von einer Öffentl. Behörde 
amtlich paginirt wird u. f. w., von 2 Banfbeamten eingetragen iſt. Obne gerichtl. Da: 
zwijchenfunit, welde Landrechtſ. 2078 vorfchreibt, darf die Banf fih dann, wenn ber 
Schuldner ſäumig ift, aus dem Piand bezablt machen (Art. 30 d. Stat.). Zur Eos 
cursmaffe brauchen die Pfänder nur, wenn die Bank vollftändig befricdigt ift, heraus— 
egeben zu werden (Art. 31). — Bol. aud bie Vorrechte ber Baier. B. St. $ 72, 
3, 76 u. Gejeg v. 1. Juli 1834 $ 10, Reipz. St. F 26, Roſt. $ 25, 34, 3, 
Darmf. $ 46, Defi. $4, Goth. $ 30, Homb. $ 4, 6, 8, Lüb. Priv. 19, 20, 
Preuß. B. O. $ 117: Beredtigung der Banf, an der Börfe oder in öff. Auction bad 
Pfand zu verkaufen, ohne den Schuldner erft einflagen zu müffen, um jid, bezahlt zu 
machen; auc Recht des aufergerichtl. Verfaufs des Bands u. Befriedigung daran, 
ohne das Pfand zum Goncurs berausgeben zu müflen. Ebenjo Pomm. ®. $ 46, 
Brest. $ 17; bie entgegenfteh. Vorſch. $ 30 Tit. 20 Th. 1 d. allg. Landrechts findet 
feine Anwendung. Deiterr. B. Reglem. $ 38, 43, Stat. 73. 

85) Dies folgt aus Wortlaut und Sinn aller Vorrechte, welche deutſchen Zettel: 
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ud. 

die Marimaldauer eines Lombarddarlehend muß ebenjo bejtimmt 
werden wie die längfte Verfallzeit der Wechjel, wenigſtens wenn jene Dar: 
lehen jpecielle Notendeckung ijt: aljo 3 Monate, höchſtens 100 Tage bis 4 
Monate (j. o. ©. 290). So wird e8, in Uebereinjtimmung mit den Wechjeln, 
auch meiftens in den Statuten vorgejchrieben. 699) Bei anderen Lombarbd: 
darlehen ber — (nicht aus der Notenemiſſion) kann eher eine 
etwas größere Dauer zugeſtanden werden. In der Praxis werden nach den 
Conjuncturen und nad) den einzelnen Gattungen der Papiere, ferner nad) 
der Höhe der Beleihung Unterjchiede zu machen jein. Im Uebrigen gilt, 
was oben über den Termin der Wechjel gejagt wurde. 

Eine Prolongirung der Lombarddarlehen iſt in der Praxis häufig. 
Sie zu verbieten oder fie Seitend der Bankverwaltung grundjäglid zu 
verweigern, dazu liegt vom Standpunkte der Banktechnik, behufs Sicherung 
der Nealijirbarfeit der Ausjtände, kein genügender Grund vor, vorausgejeßt, 
daß im Pfandwerth, in den Gonjuncturen und etwa auch in den perjönli: 
lihen Berhältnifjen des Entlehners keine ungünjtigen Veränderungen erfolgt 
find. Für die Bank fommt e3 an fid) ziemlih auf dajjelbe hinaus, ob fie 
dem nämlichen Entlehner auf diejelben Papiere einen längeren oder auf 
verjchiedene Papiere einen zmweimaligen kürzeren Credit gibt oder zweien ver: 
ihiedenen Entlehnern nacheinander Vorſchüſſe auf Pfänder gewährt, wenn nur 
das Pfand fiher und realifirbar ijt. Bei Waarenlombard wird immer viel 
jeltener als bei VBerpfändung von Werthpapieren eine Prolongation ftatthaft 
fein und erfolgen, jhon meil Waaren naturgemäß rajcher verfauft oder in 
den Conſum übergehen müjjen. 

Dagegen erheben fih aud allgemein volkswirthſchaftliche Bedenken 
egen zu lange und zu regelmäßige Prolongationen; ein ſolcher Bankeredit 
ann bier leiht vom Schuldner zu fejten Kapitalanlagen verwendet werben, 
was unpafjend ift. Auch leidet darunter doch unter gemwifjen Umftänden bie 
Realijirbarkeit de8 Darlehens, indem bei einmal vermweigerter Prolongation 
der Entlehner nicht zu zahlen vermag und die Realifirung größerer, lange 
aus dem Markt gehaltener Pojten Papiere Schwierigfeiten madt. Ferner 
wird die Negelmäßigfeit der Rüdjtrömung der Noten zur Bank unterbro- 
hen. Daher möchte zwar aud in der materiellen Gejeßgebung den Banten 
freie Hand zu lajjen, aber VBorfiht und nur gelegentliche Gewährung der 
Prolongation anzurathen jein. Die Monopolifivung der Bankeredite durch 
u Perjonen droht ebenfalls leicht bei regelmäßiger Prolongation der 
ombard3. 


banken im Lombard gegeben find. Nur die Homb. B. bat in $ 8 das jedenfalls zu 
weit gehende Recht erhalten, Tih auch noch für anderweite liquide Forderungen gegen 
einen Verpfänder aus dem Werthüberihuß des Piands ohne Weiteres bezahlt zu machen. 
— Sehr viel geitattet auch F 73 ihrer Stat. ber Defterr. N. B: ſich unbedingt obne 
Weiteres aus allem beweglichen Vermögen ihres Schuldners, in defien Innehabung fie 
durch was immer für Geſchäfte gelangt fei, bezahlt zu machen. 

659) Die ſtatutar. Friſten dev Lombarddarlehen find faft allgemein biejelben wie 
für Wechſel, f. 0. ©. 290. 3. B. Baier. B. $ 74 90 Tage höchſtens, preuß. Priv, 
2. 3 Mon, Darmit. dogl. in d. Regel, ebenſo Frankf., Goth,, Weim, Preuß. 
B. u. a. m. Brem. B. ausdrüdlih bis 4 Mon. $ 68. In einigen Stat., Ger, Thür. 
u. a. feblen Friſtbeſtimmungen. Defterr, Nat. B. Reglem. $ 40, wo aud die für: 
zefte Friſt eines Darlehens oder deſſen Verlängerung auf 15, bie längfte auf 90 Tage 
geieglich beftimmt iſt. 
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Zu 6. 

Ein nicht zu hoher Marimalbetrag eines einzelnen Darlehens 
empfiehlt ſich dadurch, daß alsdann die Realiſirbarkeit der betreffenden 
Forderung mehr gejichert und die Fähigkeit des Entlehners, Nachſchuß zu 
leiften, wahrſcheinlicher iſt. Da ſich jedoch eine betreffende Vorſchrift jehr 
leiht umgehen läßt, find Statutenbejtimmungen darüber faum am Plate, 
außer jo weit der folgende Punkt 7 in Betradht fommt und für einzelne 
Zombardereditnehmer Maximalcredite beitehen. An den Statuten findet fich 
über das Maximum eines Kombarddarlehend aud nichts. Die Verwaltung 
wird aud bier nad) den Umſtänden handeln müſſen. 

Dagegen enthalten die Statuten öfters VBorjchriften über den Mini: 
malbetrag eine Darlehens. Jedenfalls muß diejer Betrag ziemlich niedrig 
(3. B. 100 ft, 100 Thlr.) angeſetzt werden, wenn nicht das Feine Kapital 
und Gejhäft von den Vortheilen des Lombard ausgeſchloſſen werden joll. 
Dies gejhieht durch die Beitimmung, daß ein ſolches Darlehen mindeſtens 
100 ft., 500, 1000 Thlr. betragen muß, nur zum Vortheil ded Großkapi— 
tal3 und Gejchäft? und zur größeren Bequemlichkeit der Bankvermaltung. 
Vollends bei privilegirten Banken mit Unrecht. 99%) Eine Vorjchrift in 
den Statuten ijt gut, damit die Bank nicht eigenmwillig Heine Lombardgeſuche 
— Deutſchland enthalten meiſtens nur die Reglements etwas darüber. 

u 7. 


Die Feſtſetzung einer Maximalſumme, welche auf eine Gattung oder 
ſpecielle Art Pfänder vorgeſchoſſen werden darf, iſt jedenfalls zweckmäßig, 
damit das Riſico vertheilt werde. Jene Summe läßt ſich in einer abſolu— 
ten Ziffer oder in einer Quote vom Kapital der Bank oder allenfalls 
auch in einer Quote der geſammten Lombarddarlehen ausdrücken. Doch wird 
das Nähere paſſend der Bankverwaltung ſelbſt und den Reglements über— 
laſſen. In den Statuten findet man auch kaum Bezügliches. Beachtenswerth 
für die Bankpraxis iſt der Punkt aber durchaus. Eine eventuelle Realiſirung 
des Pfands wird ſehr erſchwert, wenn etwa von einer Waare oder einem 
nv jehr große Quantitäten auf einmal an den Markt gebracht werden 
müßten. 


2) Die fpeciellen Bedingungen ber lombarbcrebdite. 


Hier handelt es jih um die jpecielle Prüfung der Lombardere- 
ditgejuche. Dieje muß fih auf zweierlei eritreden, auf die Perſonen 
und auf die Saden oder Pfänder. 

In erjterer Hinfiht find doch aud Hier, wenn aud nicht in ebenjo 
entjcheidender Weile als bei der Discontirung, die perjönliden Ver: 
bältnijje des Greditjuchers zu berücfichtigen. Aljo: die Höhe jeiner 
Gejammtverjhuldung an die Bank, aus Lombarddarlehen wie aus 
Wechſeln, der muthmaßliche Zweck feiner Greditaufnahme, feine allge: 
meine Creditwürdigfeit, in mie ferne er die etwa zu fordernden 
Nachſchüſſſe zur Dedung leilten kann, aljo unabhängig von der Pfand» 
beftellung Credit verdient, ob und wieweit von ihm eine jubjibiäre 


6) Preuß. B. in der Regel nicht unter 500 Thlr., Frankf., Darmit., 
Bad. B. nit unter 1000 fl. Bei der Bad. B. hat das Privatbanguierintereffe 
den ri von 350 fl. aus dem Entwurf der Regierung wieder auszumerzen 
gewußt. 


— 37 — 


Dedung neben dem Pfand, z.B. mit Wechſeln, zu verlangen fei u. f. mw. 
An den deutſchen Statuten wird öfters noch beſonders gefordert, daß ber 
Lombardereditnehmer am Ort der Bank wohnen oder jein Domicil 
daſelbſt erwählen muß. 69%) 

In zweiter Hinfiht gehört hierher eine Prüfung der fpeciellen 
VBerhältnijje der Pfandobjecte zur Zeit der VBerpfändung, 
daher die Bejtimmung, wie hoch innerhalb der zuläjfigen Marimalgrenze 
der Beleihung und auf wie lange innerhalb der geitatteten Marimalfrijt 
die Darlehen nah den herrſchenden Gonjuncturen gegeben werden jollen. 
Die zu beleihenden Waaren u. j. w. müjjen nad Statutenvorjchrift wohl 
im Inlande lagern. 692) 

Dieje doppelte Prüfung der Ereditgefuche wird wieder von beitimme 
ten ſachkundigen Perjonen in der Banfverwaltung, am Beiten unter Mit- 
wirkung einer den Mechjelcenjoren verwandten Behörde der Lombard— 
cenjur erfolgen müjjen. Für die Einrichtung der leßteren Behörde find 
ähnliche Anforderungen wie für diejenige der Wechſelcenſur aufzuftellen. 
Die deutihen Statuten enthalten noch faum Etwas hierüber und ebenjo 
fehlen bezüglide Einrichtungen (f. übrigens oben ©. 293—300 den Ab- 
ſchnitt über Wechjelcenjur). 


ce. Die thbatjählihe Durchführung bescontinentalen Dedungsipyfitems 
und bejjen practijde Bewährung. 


au, Die thbatfählihe Durchführung und bie allgemeine Verbreitung 
dbiejes Syſtems. 

Das oben (S. 252— 254) im Allgemeinen dharacterifirte continentale 
oder beutjche —— ſteht in faſt allgemeiner practiſcher 
Geltung bei den meiſten Zettel- und Depoſitenbanken des Feſtlands und 
bemerkenswerther Weiſe thatſächlich auch bei jenen Zettelbanken, für 
welche andere geſetzliche Notendeckungsſyſteme gelten: bei der Bank von 
England, den übrigen Zettelbanken des Vereinigten Königreichs 
und den nordamericaniſchen Banken. 

Die theoretiſche Richtigkeit des continentalen Deckungsſyſtem folgt aus 
der inneren Natur der Banknoten, denn im Weſentlichen iſt dieſes 
Syſtem doch nur eine Verwirklichung der bankmäßigen Notendeckung. 
Die innere Begründung und theoretiſche Nothwendigkeit der letzteren haben 
wir früher nachgewieſen (S. 241). Mangelhaft iſt nur, daß die Bankge— 
jeße und Statuten in das Syftem der bankmäßigen Notendedung ein Mo: 
ment der Willkühr durh die feiten Beitimmungen 3. B. über die 
Quote des Baarfonds (1/, u. j. m.) und über andere Punkte einführen, 
(S. 252, 253). Allein in der thatjähliden Durchführung, melde 
die auf dem Gontinent gejetlich vorgejchriebene oder wie in Großbritannien 
und Nordamerika innerhalb de3 Rahmens anderer Beitimmungen gleichfalls 
befolgte bankmäßige Notendedung gefunden hat, wird jener eben gerügte 
Mangel wieder einigermaßen bejeitigt. Da die bankmäßige Dedung ohnehin 
durch die Natur des Bankbetriebs nothmendig gefordert und deshalb, auch 
ohne Zwangsvorſchrift, von joliden Zettel- und etwas mobdificirt auch von 


2,8. Frankf., Bab. 8. 
192) Preuß. Privatb,, Preuß. B. 
Wagner, Zettelbanten, 22 
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Depoſitenbanken innegehalten wird, ſo finden ſich die Banken zwar ein wenig 
in der freien Einrichtung, welche ſie der bankmäßigen Deckung von ſich aus 
geben würden, durch die für dieſe Deckung in Geſetz oder Statut vorge— 
ſchriebene ſpecielle Form gehemmt. Sie würden ohne dieſe Normen vielleicht 
mitunter ihren Baarvorrath etwas niedriger, wohl eben ſo oft in anderen 
Fällen, ohne den Verlaß auf die Statutenbeſtimmung, ihn etwas höher ge— 
halten, die Activa etwas anders vertheilt haben. Aber im Weſentlichen 
würde vermuthlich die Lage der Zettelbanken ohne jene materiellen Bank— 
gejege und Statuten die nämliche jein, als jet mit den leßteren. Denn im 
Intereſſe eines geordneten Betriebs und der Sicherheit ihrer Noten würden 
dieje Banken die bankmäßige Dedung unter der Controle der Oeffentlichkeit 
doch auch zur Richtſchnur nehmen. 

Das ift auch gar nit auffällig, denn das deutiche Deckungsſyſtem 
fordert ja eben gewiſſermaßen nur binjichtlih der bankmäßigen Deckung 
auf deren Grundjäten es beruht, dad, was es ald ein Minimum de 
Sicherheit und Nealifirbarkeit der Activa betrachtet: mindeſtens dieſe 
Duote Baargeld vom Notenumlauf, für den Reſt bloß Wechjel, Lombards 
u. f. w., jo und fo viel Unterjchriften auf den Wechſeln, höchſtens die 
und die Berfallzeit u. dgl. m. Nur in jo weit findet ſich eine Bank etwa 
beengt, es bleibt ihr immer noch ein großer Spielraum für die freie Ge 
ftaltung ihres Gejhäfts im Nahmen der bankmäßigen Notendefung, inner: 
halb welches Rahmens fie fich auch ſonſt bewegen müßte. Und wie die Er: 
fahrung lehrt, menigitens die joliden, öffentlih ordentlich controlirten 
Banken benußen dieje ihnen gelajjene freie Bewegung im Ganzen jo, dab 
fie unter ftrenger Feſthaltung der Principien der bankmäßigen Dedung 
mehr thun, als ihnen durch Geſetz oder Statut in Betreff dieſer Dedum 
vorgejchrieben ift. M. a. W. die freiwillige thatſächliche Durdfüh 
rung, welche diefe Dedung bei den meijten Banken findet, iſt ftrenger 
als die gejetlich vorgejchriebene und erjcheint, wie bemerkt, jelbjt bei den 
brittijchen und americaniihen Banken, für welche daneben andere Deckun— 
gen vom Geje verlangt werden. 

Schon an früheren Stellen diefer Schrift find ftatiftifche Daten und 
Tabellen mitgetheilt worden, aus welchen die Nichtigkeit der vorhergehenden 
Sätze erhellt. Namentlich zeigt Tab. IV. (S. 205), daß die Baardedung 
aller liquiden Schulden (Noten und Depofiten u. ſ. mw.) der deutiden 
Zettelbanken, Preußens (im früheren Umfange) wie des übrigen Deutichlands, 
jtärfer war, als fie für die Banknoten allein vorgefchrieben ift. Auch der 
andere Punct kann bier wieder herangezogen werden, daß nämlid die 
wirkliche Notenausgabe jeder einzelnen Bank faſt ausnahmlos mehr oder 
weniger erheblich Hinter dem „Notenreht“ zurüdbleibt, wie Tab. Il. 
(S. 182) zeigt. Nennt man dag „bejonders ſolide“, wie es öfters geſchieht, 
jo leiften die Banken freiwillig in der Solidität mehr, als das Gel 
ihnen befiehlt (richtiger gejagt, bemeift die angeführte Thatſache, daß die 
Banken ihren Notenumlauf nicht beliebig fteigern können, auch wenn es 
ihr Privatinterejfe mit fi bringt, j. o. ©. 183 —; das kommt aber für 
unjere jeßige Frage auf dafjelbe heraus). | 

Daß auch die Engliſche Bank trog ihrer Stellung unter der Pee: 
ſchen Acte und die nordamericanifhen Nationalbanken neben ihrer 
vorgejhriebenen gejeßlichen Notendeckung mit Staatspapieren eigentlich die 
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bankmäßige Dedung haben, wurde gleichfalls ſchon früher hervorgehoben 
(. ©. 243 u. ©. 105, Anm. 280 u. ©. 247 ff.) Die Einrihtung und 
der Betrieb diefer Banken unterjcheiden fich daher mehr jcheinbar als in 
Wirklichkeit von der Organijation der continentalen Banken. 

Die folgenden Tabellen V und VI zeigen dieſe relative Gleich— 
heit im inneren Getriebe der verjchiedenen Zettelbanfen und damit 
die tbatjählih allgemeine Verbreitung der banfmäßigen 
Dedung, ferner die thatſächlich gegenüber den gejeglichen Vorjchriften 
trengere und vollflommenere Durdführung diejes Deckungsſyſtems 
noch genauer. 693) 

©. Tab. V auf ©. 340 und Tab. VI auf ©. 341. 


635) Berechnungen und Vergleihungen, wie fie in dieſen Tabellen angeftellt find, 
baden ihr Schwieriges und Mifliches, weil bei ben verfciedenen Banken die einzelnen 
Poften nicht ganz baffelbe bedeuten und die veröffentlichten Ausweife nicht genügend 
und nicht ganz gleichartig fjpectalifirt find. Bei der nothwendigen Vereinigung einiger 
verwandter Poften in größern Gruppen wird aljo nicht immer völlig Gleichartiges zu: 
lammengezogen. Indeſſen bleibt eine ungefähre Vergleichbarkeit immer befteben, eine 
ſolche genügt bier jür den vorliegenden Zweck. 

In Tab. V find für die Engl, Franzöſ., Preuß. u. die 20 deutſchen 
Zettelbanken (für bieje u. d. Preuß. B. aub in Tab. 21) Durdhihnittsbilanzen 
aus 12 Monatsausweifen (bei ber Preuß. B. 1869 aus den Wochenausweiſen) berechnet. 
Solche Durhichnitte eignen fih für den Zweck der Vergleihung beſſer ald Bilanzen 
eines einzelnen Zeitpuncts, Für die anderen Banfen bringt Tab. V nur die Zablen 
aner einzelnen Bilanz. 

Bei der Engl. B. ift in Tab. V zum Notenumlauf ber Feine Betrag ber ſog. 
Voſtbills, c. 1/, Mill. Pid. St., im üblicher Weije hinzugerechnet, andererfeits zum 
Boarvorratb ebenfalls die durichnittlich etwas über 1 Mil. Vid. St. betragende Münz- 
cafie des Bankdepart. Die Depofiten begreifen die öffentlichen (1869 im Dur cn. 4,67 
Mill. Pd.) und die privaten (18.25 Mill.). Das eigene Kapital der B., 14.5°, und ber 
Reiervefonds („Reit“, c. 3.3 Mill.) ift weggelafien. Unter Wechjel und Lombards find 
die Privatſicherheiten (worunter auch einige private „Effecten“), unter Effecten 
u. j. w. bie öffentl. Sicherheiten eingeftellt. Unter —5 Deckung der Noten — ei— 
gentlih die Anlage des Stammkapiltals ſ. o. ©. 105 Anm. 280 — find bier die ſog. 
Sicherheiten des Emifjionsbepart. verftanden, wovon befanntlih 11.0 Mill. Pib. 
iefte Staatsihuld. 

Bei der Kranz. B. ift unter Depojiten bas Gontocorr. bes Öffentl. Schates 
(1869 im D. 175 Mill. Fr.) und der Privaten (in Paris und bei ben Filialen) zu: 
ammengezogen. Unter ben ſonſt. ähnl. Paſſ. ftehen die Billets a Ordre. Die ganz Meinen 
Poren —— diverſer Paſſiva, das Stammkapital, 182.5 Mill. Fr., die Reſerven u. 
angeſammelten Gewinnſte, 33 Mill. Fr., find weggelaſſen. Unter Lombard find bie 
Vorfhüffe auf Staatsfonds, Actien u. Oblig. von Eifenbahnen u. f. w. zufammenge: 
jogen. Unter Effecten u. j. w. ſtehen die frei veräußerlichen, der Bank gebörigen Fonds 
u. ſ. w., unter der Rubrik gejegl. Dedung der Vorſchuß von 60 Mil. Fr. an ben 
Staat und 100 Mill. Fr. Rente, gewiffermafen bie Bezahlung, welche die Bank für 
das Privileg und für die Unverzinslichfeit des Schakguthabens telnet, Das Banfgebäube 
u. ſ. w. blieb bei den Activis unberüdjicdhtigt. 

Die Daten über bie Preuß. B. und die 20 anderen norddeutſchen Zettel 
danken (die 9 ſogen. preuß. Privatbanfen, f. 0. ©. 30, die Banken zu Frankfurt, Han: 
Rover, Homburg, zuſ. 12 preuß. Banken, u. die 8 mitteldeutjchen zu Dresden, Braun: 
cweig, Deſſau, Gera, Meiningen, Gotha, Weimar, Sonderöhaufen) find den dankens— 
rertben Zujammenftellungen (von Röpell) im Brem. H Bl. N. 910 von 1869 u. 
R. 960 von 1870 entnommen. Hier fehlen alfo nur ganz wenige und mit Ausnahme 

Leipz. u. Brem. B. nur ganz Fleine norddeutſche Zettelbanfen (Bautzen, Leipz. 
Rafienver., Bückeb., beide Lübecker; leßtere beide u. die Brem. B. vereinigt Röpell mit 
ben 3 nicht Noten ausgeb. Hamb. Banken zu der einen Rubrik „hanjeftäbt. Banken“. 
Vit ſehen von dieſer Rubrik bier ab, weil dadurch für unſere — 9° Vergleich ge: 
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Tab. V. Bilanzen und Deckungsverhältniß verſchiedener Zettelbanlen. 


Gentralbanfen. 





















Decentralii. Zettelbankweſen. 






































e chi ni Bitany | Bilanı | Bilanı |Dirsie 
' — — €. 1861. ie 1368. €. 1 1859, 
Bilanzpoften. von 1869. 2 | 
Engl. P Nord⸗ iM nord 
Engl. | Frans. reuß. .&t. Sanci. N ide. 
Di Ri | Mi | picr Ian, „| ,emeric (Mayer 
pr. St. Br | To. Ip. Er. MIN. Gr Mu. D.| zu 







I. Bajfjıva. 
41. Notenumlauf 
2. Depofiten 
3. And, flüff. Paſſiva 
Summe: Paſſiva 
II. Activa. 
1. Baarvorrath 
2. Wechſel 
3. Lombards 
4. Effecten u. dgl. Activa 
Summe: Activa 
5. Geſetzl. jepar. Deckun 
II. Dedungsverbältniß al: 
ler Paſſiva (M.I), Bro: 
cente, 


6.6 20.5 998,66 55,6 
76.0°| 104.83 601.39 6% 
— 4.05, 123.2 16.* 
82,62 429,5111023.6% 786* 


16.61) 47.03 497.06) 309 
79.9 \ 53.0 

22: | 6 1} 
76. } 13.008 657. 1) Iym 
9.14] 82,26) 295.991 21.9 
101.9”) 188.1211150.66 119.9 
— — 377.8 — 





243 1335.0 145.10 
22.95] 523. 20. 
— 39.5 un 
47.30 1897.8 

























50.951 1985. 196. 
15.004160.) — 








J Durch Bude } 20.2| 13.2 19.3 n 
—— echſe 58.27 \ 67. 
3. „ Lombards \ 2. 10.3), 64° I 18. 
4. „ 1bis3 5. 
5. „  Effeten j N F 
6 „4 und db 124.0 145.2 112.6 | 152 


IV. Dedungsverbältniß ber 
Noten allein (ohne Abred: 
nung von Activis für andere 
Paſſiva). 











1. Durch Baar 

2. „ Wecechſel 

3. , Lombards 

4 „ bis 3 

5. Effecten 10.11 138.2 398.“ 98.8 38. 
6. „ und 6 209.2 | 148.8 | 135,6 15427 911.! | 384. 215. 


ftört würbe. Fehler: bez. brudfehlerfrei find die Daten im Brem. H. BI. nicht). Die 
Zahlen für bie 21 genannten nordd. Zettelbanfen Fönnen jedenfalls als Durchſchnitis— 
zablen für alle Zettelbanken dienen. Südd. Banken f. o. ©. 32. In ben Tabellen find 
unter ben fonft flüſſ. Paffiven die Girofapitalien, mitunter Eontocorr. gelder u. dgl. m. 
verftanden. Zum Baarvorrath find bie Meinen Beftände an Staatspapiergeld (u. ftem⸗ 
ben Noten; nur beim Berl. Gafjenver. ein etwas größerer Betrag) gezogen. Unter 
Effecten u. fonft. Activis ftehen die in beutichen Banfausweifen fo genannten Roten, 
bie allerdings mandherlei Verjchiebenartiges enthalten. Kapital, Referve u. ſ. w. („Scul: 
den an fich jelbft”) find auch bier weggelafien. 
Ueber die Fleineren britt. Zettelbanfen findet fich wenig brauchbares Material. 
Die Daten in Tab. V nah M. Wirth, Hanbdb, db. Bankweſ. ©. 352: Bilanzen dr 
24 Soint: Stod: Zettelbanfen Englands E. 1867. Jedenfalls find hier manderld 
etwas verfchied. Poften in eine Rubrif zuf. gezogen. Unter Effecten u. ſ. mw. befinden 
fih auch Hypotheken. Das Stammfap. biefer Banken ift 15.56 Mill. u. d. Refervejonds 
2.73 Mill. Pid. St. 
Die Daten von 18 ſchweizer. Zettelbanfen, Bilanz von €. 1868, nad N. 
Wirth a. a. ©. 494 ff. Unter Depofiten rechnete ich bier: Oblig. auf Künbig. u. 
Caſſenſcheine (36.35 Mill. Fr.), verzinsl. Depof. u. Gontocorr. crebitoren (64.2 Mil. 
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Mitteldeutſche 
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1867. 1868. | 1869. 


Preußiſche Bank. 12 preuß. Zettelb. 









Bilanzpoften. 
Mill. Thlr, 


1867. | 1868. | 1869. | 1867. | 1868. | 1869. 
































































L Baljiva, | 
1. Notenumlauf 129.0 141.0] 145.10 24 25.83) 26.92] 21.39] 24.96] 28,69 
2. Depofiten 18.0) 20.3 20.7] 41 di 4m 4.30] 1.00 
3. Somit. flüff.Pafj.| 3.51 3.51 2.200 10.39) 410,52] 11.0] 308] 3,66 
(Giro u. |. w.) 
Summe | 152.3%) 165.) 168.°| 39.09) 41,51) 43%] 25.77] 30,381 34, 
IL Activa. | | 
1. Baarvorrath 86.1 92.10 87.0] 17.6 47,55 49.12] 10.9] 41.13 44,81 
Vechfel 64.3 68.22 77.11] 25,6% Zn 29.60] 16.661 419,87] 23.38 
3. Lombards 15.0] 18.4] 17.0] 78 7 gl Ze nl 6, 
Summe | 162.59) 178.8) 182,22] 51.23) 53,10 56,85] 31.00) 5,70] 44,57 
4. Ef. u. fonft. Ac⸗ 
tiva 16.84 16.07) 44.62] 10.92) 41.07) 40,1] 10.72] 40,37) 411,10 
Summe | 183.73] 194.9| 196.9] 62.15) 64.17) 67.02| 41.72] 16.16 52,67 
I Dedungs- 
verbältnif 
aller Rafiiva 
(Brocente). 
1. Durd Baar 56.8| 55.71 52,3] 45.1] 423| 44.0| 40,6] 36,7| 34,0 
% „ Bebiet | a2.5| 41.0 9| 65T) 66.51 685 | 64.6) 65.8 67.0 
3... »Lombards]| 10.2| 11.1! 4105| 20.*| 19.1 4185| 15.0] 1558| 183 
— — 109.6 | 108.1 | 108.” | 131.2 | 128.0 | 130,8 | 120.2 | 118.0 | 119.3 
%. „ Effetn | 111] 97) 871 2380| 26.7] 235| 4156| 342| 31.8 
6. „ 4m.5 |120.7| 117.8) 117.*| 159.2 | 154.7 | 154.3 | 161.8 | 152,2 | 151.1 
IV. Dedunags: 
dverbältniß 
der Roten al- 
lein (ohne Ab: 
tedimung von Ac⸗ 
ots für andere 
Paffiva). Proc. 
1. Durh Baar 66.5) 65.2 | 6022| 73.0 67°| 710] 49.0 4465| 412 
%. „ Bebiel | 50.0| 48.:| 53.1] 106.3! 107.0 | 1103| 77.5| 7935| 81.5 
3. „ Lombardsl 11.9) 13.0) 12.2] 33.1| 30,5) 29.8] 18.1 19,2 | 22.2 
4... 1bis 3 | 128.5 | 126. | 125.5 | 212.* | 205.5 | 211.1 | 144.9 | 143.3 | 144.9 
>.» „ Gffecten 12.,20 11.*| 10.1] 45.31 42.9) 38.0] 50.1 41,5| 38,7 
6.» 4und 5| 141. | 135.# | 135.6 | 257.7 | 248.° | 249.1 | 195.6 | 184.8 | 183.6 








#.), unverzinol. Depoſ. (3.8 Mill.), ſchuld. Zinſen v. Oblig. u. Depof. (0.77 Mill), 
unter fonft. flüſſ. Pafl.: Schulden an Banfen u. Eorrefp. (2.75 Mil.) u. eig. Wechfel 
U. Accepte (1.28 Mill.). — Kapital (56.7 Mill.), NRefervefonds (4.65 Mill.), Gewinn 
u. j. w. find bei ben Paſſiven weggelafien, ebenjo 22.2 Mil. Fr. m. auf lange 
ine, welche faft ganz auf 4 jener Banfen, davon wieber 13.5 Mill. Fr. auf bie 

. Kantonalb. fallen. Anderf. find in Tab, V unter ben Activis ebenfalls 24,9 
RU. Fr. Hypoth. Darlehen u. f. w., die fi übrigens auf mehr u. z. Th. andere 
mals jene „Anlehen auf lange Termine“ vertheilen, fortgelaflen. Zum Baarvorrath 

md hier 41.92 Mill. Fr. fremder Noten, zu den Effecten u, dgl. 59.79 Mill, Fr. Eontocorr. 
Übitoren, 2,87 Mil. Fr. Schulden von Banken u. Correſpondenten, unb ein Betrag 
anderer Pleiner Poſten gerechnet, der ungefähr der Differenz zwiſchen ben Hüpotbec. 
erderungen u. ben Anleihen auf lange Termine — 
Die Daten über die nordameric. Banken nad ber Bil. v. 1. Oct. 1868, ſ. oben 

©. 30, fpecieller, Dort find auch die Schwierigkeiten, aus ben americ, Ausweifen etwas 
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Mit allem Vorbehalten, melde hinſichtlich der Vergleichbarkeit der 
Daten der verichiedenen Banken in der Anmerkung 693 angedeutet worden 
find, kann man aus Tab. V. doc eine Neihe von Schlüſſen ziehen, welche 
unferer Beweisführung durdaug zur Stüße dienen. 

Bei den drei großen Gentralbanfen wie bei den vier Gruppen decen- 
fralifirter Zettelbanfen iſt die bankmäßige Dedung in Geltung. Die 
Duote de Baarfonds jteht aber allgemein bei den Gentralbanfen, diejenige 
ber banfmäßigen, leicht realifirbaren Augleihungen bei den fleinen Zettel: 

banken höher alß bei der anderen Kategorie. Letzteres erflärt fih aus dem 
ftärferen eigenen Kapital der Heinen Banken. Erſteres bemweijt wenigſtens 
zum Theil, daß die Gentralbanfen ihren Baarfonds höher als die concur= 
rirenden Kleinbanken zu halten geneigt find. 6%) Doc ift die jo bedeutende 
Höhe des Baarfonds der Centralbanken in den lebten Jahren großentheils 
auf die ungewöhliche Baargeldplethora zurüdzuführen (j. o. ©. 207). Die 
großen Gentralbanfen find alſo wohl in jtarfen Kriſen widerjtandsfähiger 
und überwinden die unregelmäßige Rüditrömung der Noten (und die 
gleiche Nückforderung der Depofiten) leichter, d. h. ſie fönnen mehr Noten 
jofort baar einlöjen. Die decentralijirten Banken aber jind geſicherter durch 
ihre ftarfe regelmäßige Rüdjtrömung der Noten im Bankgejchäfte, zur 
Abzahlung von Bankerediten, von welchen letzteren im täglihen Durch— 
ſchnitte mehr ablaufen. Beide Lagen, die der großen wie der Kleinen Banken, 
haben ihre Vorzüge und Nachtheile, je nachdem die Verhältniſſe ſich ge- 
jtalten. Ein unbedingtes Lob oder eben ſolchen Tadel kann man nicht aus» 
Iprechen. Die viel jtärfere Entwiclung des Depofitengejchäfts im Verhältniß 
zur Notenauögabe bei den decentralifirten Banken ik characteriſtiſch. Bei 
legteren (aber, wenn ſchon in geringerem Maaße, aud bei den Central: 
banfen) zeigt fich vollends, wie unhaltbar die in Deutjchland jo beliebt 
gewordene Berechnung der Dedungsverhältnife bloß der Noten ift, wobei 
alle Activa und bejonder8 der Baarvorrath jo zu jagen als prioritä- 
tifhe Dedung der Noten (vor den Depofiten) behandelt werden. Natürlich 
ericheint dann bei Banken mit großem eigenem Kapital und ſtarkem Depo— 
ſitengeſchäft die Dedung der Noten ungleich beſſer. Auch aus jolchen faljchen 
Berechnungen hat man in der Bankfrage in Deutihland (3. B. unter Be— 
— auf den Berliner Caſſenverein) empiriſches Beweismaterial gegen 
ie Centralbanken gejhöpft. 9%) Die Berechnung des Deckungsverhältniſſes 


Sicheres Sicheres abzuleiten, angebeutet. In Tab. V find unter ben fonit. flüſſ. Paſſ. die Schul: 
ben an andere Banfen, unter den Effecten u. dal. die frei verfügb. Eff. u. order. 
(Activa N. 4 ©. 250), bie bald ober ſtets einzichb. Ausſtände, unter der geſetzl. De: 
dung die nicht frei verfügbaren Effecten u. f. w, welche für Noten u. öffentl. Depoi. 
hinterlegt werden müjlen, verftanden. 

69%) Die Anhänger der Decntralifation der Zettelausgabe baben in ber franzöj. 
Bankfenquöte nicht nur ben Vorzug relativ ftärferer Stammfapitale, ſondern auch relativ 
böherer baareı Caſſen ber Gefammtheit der Vielbanken — Letzteres wie aus 
Tab. V bervorgebt mit Unrecht. ©. Enquête vol. VI p. 

695) Bemerkungen von Michaelis u. a, m., auch von Horn vor ber 
Par. Banfenquöte. Der Caſſenverein wird hier gern der Preuß. B. gegenüber geftellt 
u, ihm nachgerühmt, daß er in Fürzefter Friſt (3. B. in 6 Tagen) feine Noten alle 
einziehen und liquibiren könne. Der Caſſ. Ber. befindet fich jebod in diefer Beziehung 
nur in wenig anderer Lage als die übrigen preuß. Privatbanfen, wie man jofort er: 
fennt, wenn — von ber großen Summe ber Activa die Giroguthaben u. ſ. w. abſetzt 
(j. Röpell, © . 19). Allerdings bat ber C. Ber, eine jiarfe Caſſe und größere Wech— 
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der Noten allein ift in Tab. V. und VI. nur megen bed Contraſtes zur 
Berehnung des Dedungsverhältnijjes aller Paſſiva angeftellt worden. Als 
maßgebend erjcheint mir durchaus nur letzteres Verhaͤltniß. Cine weitere 
Berehnung it hier unterblieben, nämlich diejenige der factiſchen Dedung 
der Depojiten u. ſ. w., wenn man bie ftatutariihe Dedung für die 
Noten von den Activen zuvor in Abzug bringt. Das Ergebniß diejer Bes 
rehnung läßt fich indefjen aus den Daten der Tab. V. und VI. ſchon un: 
gefähr entnehmen. Die Baardedung der Depofiten u. |. w. würde danad) 
allgemein ziemlich ſchwach jein, eine ber üblichen u eined einjeitigen 
gejeglihen Eingriffs zu Gunften der Noten; j. auch o. 258. 

Trotz der größeren Baarfonds liegt aber auch bei — Centralbanken 
die wahre Sicherung der ſteeten Noteneinlösbarkeit in der Combination 
zwiſchen Baarvorrath und leicht realiſirbaren Forderungen, 
dem Princip der bankmäßigen Deckung gemäß. Dies tritt in den beiden 
Tabellen wegen des zufälligen Umſtandes, daß die Baarvorräthe durch die 
Geſchäftsſtockung der letzten Jahre ſo hoch angeſchwollen waren, nicht ein— 
mal ſo deutlich hervor, als es ſonſt der Fall wäre. Auch erſcheint im Jahre 
1869 die Lage der drei großen Banken inſofern etwas ungleich, als die 
Plethora baaren Gelds auf dieſe Banken ungleich ſtark einwirkte, — am 
Meiſten auf die Franzöſiſche Bank, deren Baarvorrath durch Hinterlegung 
von Gold und Entnahme von Noten ſo ganz unverhältnißmäßig groß wurde. 
Das Weſen dieſes Vorgangs iſt bereits früher entwickelt worden (ſ. o. ©. 207). 
Man kann daraus keinen Schluß zu Ungunſten der Preußiſchen Bank und 
der deutſchen Zettelbanken überhaupt ableiten, wie es wohl geſchehen iſt, 
indem man etwa wieder den Baarvorrath bloß als Notendeckung anſieht 
und die höhere Quote der metalliſch gedeckten Noten in England und Frank— 
reich zum Beweiſe nimmt. Denn dieſe grade jetzt ſo ſtarke metalliſche Deckung 
iſt die Wirkung jener zufälligen Conjunctur des Geldmarkts, nicht diejenige 
einer beſonderen oder beſſeren Organiſation oder Politik der beiden großen 
fremden Banken. Jene Gonjunctur aber, welche weber für die Banken noch 
für die betreffenden Volkswirthſchaften ein Wortheil ift, hängt mit der ge— 
jeglihen Goldwährung Englands und der thatfählichen Frankreich zuſam— 
men. Denn gerade die neuen Goldmaſſen der Minenländer häufen ſich bei 
einer Stagnation des Verkehrs in den großen Banken an 696), feit der ame: 
ricaniſchen Papiergeldwirthihaft nur noch mehr in den Banken Englands 
und Frankreichs. In Zeiten, wo das baare Geld ſich bei lebhaften Ge: 
\häftsgang rajcher im Verkehr vertheilt, Haben auch die Englifche und Frau— 
öfiihe Bank viel geringere Baarfonds, höhere Wechſel- und Lombarbbe: 
Hände und damit eine Combination der Activa, welche denjenigen ber 
Ka und der übrigen deutjchen Zettelbanken im Sabre 1869 mehr 
gleicht 





fel: u. Lombarbbeftände, aber eben mit für bas Girogefhäft. Zieht er feine eiges 
nen Noten durd Zablungsannahme raſch aus dem Verkehr, fo muß er fie für feine 
anderen Schulden gleidy wieder ausgeben oder dafür größere Caſſe halten. 

696) Bgl. meine Beitr. z. Lehre v. d. Banfen ©. 294. 

697) 3,8, hatte bie Franzdjiiche Banf im December 1865, wo ber Baarvorrath 
noch feineswegs ſehr niedrig ftand (doppelt fo boch wie gelegentlih im J. 1864) fol: 
enbe Garacterijtiiche Bilan — Notenumlauf 864, Depofiten (Gontocorrente) 286, 

Billets A Ordre 7.5 Mill. Fr., zujammen c. 1158 Mill, Fr. flüffige Paſſiva; Baarvor: 
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Bei der Engliſchen Bank iſt die bankmäßige Deckung der Noten und 
Depoſiten, bloß durch Baar und Privatforderungen, nicht vollſtändig vor— 
handen, indem bie öffentliden Sicherheiten noch einen bedeutenden Bei: 
trag zu diefer Dedung leijten müfjen. Indeſſen befinden ji unter biejen 
Sicherheiten notoriſch viel Schakfammerjcheine, Conſols u. ſ. w., kurz Effec- 
ten, melde auf dem englijchen Geldmarkte jederzeit leicht realifirbar find, 
und daher hier ziemlich ebenjo gut als Wechſel, Lombards auf dem seit: 
lande für bankmäßige Dedung gelten können. 

Die gefammte flüjfige oder leicht realijirbare Dedung mit Inbegriff 
der frei verfügbaren Effecten u. j. m. ſtellt jich bei der Engliſchen, Franzö— 
fiihen und den nordbamericanijchen Banken niedriger heraus, als bei den 
anderen. Der Grund liegt (abgejehen von der verjhiedenen Höhe der Stamm: 
fapitale) eben in ber Abtrennung jener Activa, welde als gejet- 
lihe Dedung der beliebigen Verfügung der Bankverwaltung ent— 
zogen find. Das erweiſt ſich augenſcheinlich als Nachtheil, da in der leich- 
ten Nealifirbarfeit der Ausftände die Bürgjchaft für die ſtarke Zahlungs: 
fähigkeit der Banken liegt. Sehr bezeichnend iſt nun, daß die verfügbaren 
Activa bei allen Banken doch mehr ala 100 Procent der flüjfigen Paſſiva 
betragen. Darauf, nicht auf der nebenhergehenden gejeglihen Dedung 
beruht auch bei den Banken, welchen eine ſolche Dedung vorgejchrieben ift, 
bie jteete Baarzahlungsfähigkeit. Die letztere könnte durch die Separirung 
ber jpeciell als gejelihe Dedung dienenden Activa und dur die Entzie— 
hung der Verfügbarkeit der Bank über dieje Activa nur etwa injofern 
mit gewährleijtet erjcheinen, al8 ein Mißtrauen der Banfgläubiger nun 
mehr weniger leicht entjteht. In Nordamerica mag ein ſolches Moment mit 
obmwalten. Nur muß man auch bier nicht vergeffen, dat die ganze america= 
nische Dedungstheorie diefem Moment des Mißtrauens, als einem die Ban- 
fen gefährdenden Factor, mehr Rechnung trägt, als wenigſtens nad) europäis 
ſchen Erfahrungen richtig wäre. Denn bier wirkt notoriſch mehr ein reelles 
Eredit- und Baargeldbedürfniß des Verkehr auf eine jchwierige Lage ber 
Banken hin. Die jeparirte gejetliche Dedung in Werthpapieren und directen 

orderungen an den Staat hat daher im Ganzen mehr Bedeutung für die 
chließliche Sicherung der Gläubiger nad eingetretener Zahlungsein- 
jtellung. Ja, man möchte wieder jagen: um jene ſchließliche Sicherung beſſer 
zu verbürgen, ſcheut man fich nicht, die Möglichkeit einer zeitweiligen Zah: 
lungseinftellung durch Verminderung der realifirbaren Activa näher zu 
rücken. Gewiß nicht das Richtige, denn um eine entferntere Gefahr zu be: 
feitigen, jchafft man jelbjt eine nähere, deren wirklicher Eintritt die Vor— 
ausjegung iſt, daß jene andere practiiche Bedeutung gewinnt. Das Lob, 
welches von einigen Seiten in der franzöfiihen Banfenquöte über die Anlage 
des Stammfapitald der Franzöfiihen Bank vorherrichend in Nenten auge: 
ſprochen wurde und die Vertheidigung dieſer Sachlage durd die Verwal: 
tung der genannten Bank erjcheinen ung daher auch nicht richtig. 699) 


rath 438, Wechfel 639, Lombarbs 94 Mill. Fr., zufammen 1171 Mill, Br. banfmärige 
Activa. Das Dedungsverhältniß jener Paſſiva war aljo: durch Baar 37.8, durch Wechſel 
55.2, durch Lombards 8.19%, aljo in Betreff des Baarfonds weit ſchwächer als bei ber 
Preußiſchen Bank faft zu irgend einem Zeitpunct ihrer neueren Gejchichte. 

ER a. Enqu£te vol. VI, p. 49—56, u, unten Abſchn. 4 (vom Stammlapital u. 
« w.) b. 


- 
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Die Hauptergebnifje der Tab. V. zeigen demnach im Weſentlichen eine 
Gleichartigkeit des Decfungsverhältniffes bei den verjchiedenen Banken und 
ſoweit fich eine Verſchiedenheit fund gibt durchaus Feine ungünjtigere Ein— 
rihtung und Lage unjrer deutihen Banken, namentlich wenn man bedenkt, 
daß einige jcheinbar ungünjtigere Ziffern das Jahr 1869 (z.B. etwas nie= 
drigerer Baarvorrath) in anderen Jahren fi) anders geitalten. Es Liegt 
aljo jedenfall? auch hiernach Fein Grund vor, die deutjche Gejeßgebung über 
die Notendedung dur Beitimmungen der fremden, 3. B. wie vorgejchlagen 
wird der englijchen 699) oder auch der americanijchen zu erjegen oder zu 
mobificiren. 

Die Vergleihung zwijchen der Preußiſchen Banf und den Fleineren 
deutichen Zettelbanfen zeigt in Tab. V. und VI. ein ähnliches Verhältnig 
zmwijchen der Gentralbanf und den anderen Banken, wie e8 in Tab. V. übers 
haupt zwijchen diejen einer verjchiedenen Organijation der Notenausgabe 
angehörenden Banken hervortritt: größerer Baarvorrath bei der Central: 
banf, abjolut und relativ höhere Beträge der Ausleihungen, beſonders auch 
ber ſich Höher verzinjenden Anlagen (Lombard, Effekten), bei größerem 
Stammtapital bei den Kleinen Banken. Durchaus jolide erjcheint aber 
wenigjteng nad der Durchſchnittsberechnung für die 20 Fleineren 
deutſchen Zettelbanfen auch die Lage der letzteren. Sie halten zujfammen 
im Durchſchnitt für alle flüffigen Paſſiva mehr Baarvorrath, als fie ſtatu— 
tenmäßig bloß für ihren Notenumlauf halten müßten. Die vorgejchriebene 
Drittelbaardekung für Noten allein, welche bei einigen der hier inbegriffe 
nen Banken (Dejjau, Braunjchmweig, Sonderdhaujen, Homburg) jogar durd) 
eine Vierteldeckung erjeßt ift, wird um 20%, und mehr überjchritten. 

Allerdings verwiſchen fih in den Durchſchnittsberechnungen die Ver— 
hältnijje der einzelnen Banken. Tab. VI. zeigt 3. B. ſchon einige bemerkens— 
werthe Unterjchiede der 12 preußiſchen und der 8 mitteldeutijhen Banken. 
Unter erjteren befindet fi die Frankfurter, unter letteren die Dresdener 
Bank. Beide überragen an Umfang jede andere Banf ihrer Gruppe jo be= 
deutend, daß die von ihnen hergenommenen Ziffern das Durchſchnittsre— 
fultat der Gruppe jehr bedeutend beeinfluffen. Die Frankfurter Bank (ein 
wenig auch die Dresdener) ift zubem eine Gentralbanf in Fleinerem Maß— 
ftabe wegen der Bedeutung ihres Platzes. Ihr Baarvorrath dient etwas 
mit als Edelmetallbehälter, ähnlich) wie derjenige der großen Banken. Schon 
daraus folgt, wie e8 auch die Beobachtung zeigt, daß die anderen Ban 
fen jeder der beiden Gruppen eine etwas verjchiedene und zum heil eine 
etwas weniger günjtige Dedung haben, als der Durdichnitt der ganzen 
Gruppe. Indefjen auch jede einzelne Bank für fih, kaum eine der oft 
angegriffenen Heinen mitteldeutichen ausgenommen, bat nad ihren Aus— 
weiſen eine jolide und faſt jtet3 eine jtrengere Dedung als bie Statuten 
vorjchreiben, welhen neueren Zeitraum man auch immer betrachte. 6%") 


— Al. Meyer's Banktheſen u. sub 44 II) u. Anm. 711; vgl. oben ©. 


62) Pol. 3. B. bie Zufammenftellungen und Berechnungen von Röpell, 
Beweg. b. b. Banken 1864—66, bei. über die Dedungsquoten (leider bloß bes 
Notenumlaufs) ber einzelnen Banken ©. 18 ff. Einige Belegzablen von Ende 1865, 
wo ber Notenumlauf der kleinen Banken relativ hoch und ihre Lage weniger feit als in 
ben Jahren vor: und nachher war, ſind die folgenden: 7 preuß- Brivatbanten (excl. 


\ 
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(Nur in den fünziger Jahren, befonders um 1856, 1857 ff. erleidet dieſe 
Behauptung bei ein paar Eleinen Banken, Deſſau, Sondershaujen, theils 
weije Ausnahmen). So ermeiit ſich unjere frühere Theſe, daß die thatjädh: 
lihe Durchführung der banfmäßigen Dedung ftrenger als die gejeglich vor: 
gejchriebene jei, alljeitig begründet. 


Berl. Caſſ. Ber. u. Görliger B.), fait gleichmäßig organifirt und verwaltet, batten ba= 
mals für ſämmtliche flüfjige Paſſiva (6.56 Mill, Thlr. Noten, 3. Depoi. 1,025 Div. 
Guth. u. Girofap.) Dedung dur 24.+0/, Baar, 113.5 Wechiel, 30. Lombarbs, 13.0 
Effecten 2c., zuiammen 180.90, disponible Activa. Bekanntlich ift bloß die metall. 
Dritteldetung für den Notenumlauf voraeichrieben und für legteren bis zu einem Drittel 
Effectendedung zugelajien. Die wirflihe Baardedung der Noten allein (eingerechnet, 
was bei den Priv, Banken durchaus ſtatthaft, bie Gafjenanweii. u. Hauptbanfnoten ac.) 
Ihwanfte bei 7 Priv. B. Ende 1865 zwiichen 33.5 (Königsb.) u. 50.%, (Stettin), 
Ende 1866 zwiſchen 36.8 (Königsb.) und 45.? (Bresl.). Der große VBaarbeitand bes 
Berl. Gaflenvereing, bei. an Staatspapiergeld u. Hauptbanfnoten, ftebt in Verbindung 
mit bem Girogeihäft und tft baber ganz anders zu betrachten. — 

Am Meijten find ſtets die Heinen mitteldeutichen Zettelbanfen in den Kleinjtaaten 
angegriffen worden. Wir haben uns in diefem Werfe öfters über fie geäußert. Vieles 
fann gegen ihre Errichtung, Manches beſonders in ihrer erſten Zeit gegen ihre Geſchäfts— 
führung geſagt werden. Aber ein objectives Urtheil darf nicht läugnen, daß fie wenig: 
jtens ſeit Jahren beſſer als ihr Ruf find. Dies zeint ſich auch in ihrem wirklichen 
Dedungsverhaliniß verglichen mit dem geſetzlichen. Bei einer Reibe dieſer kleineren 
Banken, denen zum Vergleich Dresden und Frankfurt zur Seite geſtellt werden, ſtellten 
fh Ende 1865 und 1869 — zwei Jahren mit lebhafterem Geſchäfte, höherem Noten— 
umlauf und im Allgemeinen etwas ſchwächerer Baardeckung als ſonſi — folgende Ber: 
bältnifje heraus. 


Tab. VII. Dedungsverhaltnig verjhiedener Heiner deutſcher Zettelbanten. 





Noten, And-AAf. Summa. Dedung der Paifiva in Procenten durch 


























Fr zu 2 Baar, Weird. Lomb. | Alle 3 m "ae — 

Braunſchw. 1865| 3.056 | 3.00] 29.0, 78.1 35.0| 142.°| 64.1 | 206.2 
’ 1869] 3.779 | 0, „169 3.98 | 2551 58.7) 33.7] 117.2) 45.9 | 163.5 
Defjau 1865 | 4.000 | 0,22: | 1.221 | 22,7] 67.1 | 1.7| 91.5| 95.3 | 186.8 
= 1869 | 0.996 | 0,243 | 1,239 | 23.11 75,5 2.9! 101.5| 94.8! 196.° 
Gera 1865 | 3.230 | 0,092 | 3.272 | 455) 74.2) 44.11 1338| 41.5 | 175.3 
. 1869 | 2.015 | 0,830 | 2,84 | 23,5| 72,0) 49,51 115.3| 64.9 | 180.2 
Gotha 1865 | 3.162 | 0,633 | 3,795 | 36.+| 84,8 6.3 | 127.5 | 14.3 | 141.5 
5 1869 | 1,627 | 1,259 | 2,856 | 2397 80.2 10.0 114.!| 37,6 151.7 
Weimar 1865 | 3,727 | 1,073 | 4,800 30.0| 78.3! 21.1] 129.*+| 60.+| 189.8 
e 1869 | 2,186 | 0,98 | 3,184 | 31,11 85,8| 32,1] 1490| 88,3 | 237.3 
Sondersh. 1865| 1.780 | 0,251 | 2,031 23. 88.1 3.6 | 115.1) 58.71 173,8 





ö 1869| 1.925 | 0.100 | 21» | 249| 91.1 351 1200| 49.7 | 169. 
Meiningen 1865| 2,667 | 2,116 | 4,82 | 26.31 80.7 9.0 | 116.0 | 71.6 | 187.6 
ä 1869 | 5.000 | 2'366 | Ts | 2351| 69+| 8+| 1028| 63.2 166. 
Obige 7 B. 1865 |18\652 | 4.56 jaaser | 3153| 7958| 14+| 1250| 54.6| 180.0 
i 41869 117.528 | 6.064 23.502 | 2355| 73.8| 168 | 1159| 6ir| 177.6 
Darmftadt 1865| 3.75+ | 0.018 | Sms | 355| 82+| 13.5| 131.+| 20. | 151.5 
ö 1869 | 3'566 | 0'265 | 3.551 | 333 | 69.8| 23+| 1265| 23.5 | 150.0 
Dresden 1869 [14.170 | 0.051 J14.so | 415] 605| 20.0| 1220 65] 128.5 
Srankiurt 1865 116.485 | A.ıss 120.670 | 42.+| 588| 1553| 1165| 8»| 195% 
; 1869 |16.624 | 3.1 49.72 53. 53.6] 108| 427.6) 6.7] 1345| 


Die Rubr. „andere flüffige Paifiva” enthält bier in ben Zahlen j. 1869 meift 
en bie fälligen Dividenden, Tantiemen u. |. w., welde ja jofort ausgezahlt werben. 
Die Zahlen f. 1865 find Röpell entnommen, feine Zufammenftellung läßt nicht 
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BP. Die practiſche Bewährung des continentalen Deckungsſyſtems. 


Die Erfahrung zeigt eine allgemeine Bewährung dieſes Syitems. Die 
große thatjächliche Verbreitung des letteren, welche wir im vorigen Abjchnit 
nachgewiejen haben, muß ſchon als ein practiiches Hauptargument zu Gun: 
jten des genannten Syſtems erjcheinen. Denn fie wäre undenkbar, wenn bie 
bankmäßige Dedung und zwar aud in der Form, melde die continentale 
Gejeßgebung dafür vorjchreibt, fi) eben nicht bewährt hätte. In ſchwierigen 
Zeiten, bei einem ftarfen Andrang an die Bank, um Darlehen zu erlangen 
oder bei einem großen Verkehrsbedarf nad Edelmetall oder bei einer re: 
diterjchütterung und in Folge deren bei bedeutenden Rückforderungen an 
die Bank, iſt natürlich auch die Lage derjenigen Zettelbanken, melde die 
genannte Dedung haben, eine jchwierigere. Aber wenn die Banken nur den 
Grundjägen und dem Geifte ihres Deckungsſyſtems gemäß operiren, jo 
fönnen jie nicht nur ſich jelbit jihern, jondern aud mit geringeren Störungen 
für den Verkehr, als fie mit jedem anderem Deckungsſyſtem verbunden 
find, alle jene Schwierigfeiten überwinden. Die verſchiedenen mercantilen 
und politijchen Krijen, welde die continentalen einer: und die Englijche 
und die nordamericaniſchen Banken andrerjeitS durchgemacht haben, liefern 
hierfür die Belege. Selbit die Zahlungseinjtellung, zu welcher fich die 


beutlich erſehen, wie er ſolche Nebenpoiten behandelte (mebriah auch Fehler in jein. 
Tab.) Die Rubr. „Effecten u. and. Activa“ begreift namentlih auch bie Gontocorrent: 
forderungen u. dgl. m. (bei ber Mein. B. €. 1869 z. B. 4,658,000 Thlr. „div, De: 
bitoren“, incl. bie Berl. Gommanbite, ein ordentl. Ausweis verlangte jedenfalls bie 
Specification ber Activa dieſer Gommanbite, |. o. S. 99 aud Anm. 268.) Zwifchen den 
kürzeren Monatsauswetjen und den ausführlichen Jabresbilanzen im Jahresberichte finden 
fich mitunter Abweichungen ber Zahlen für einzelne Poſten, welche minbeflens im Bericht 
aufgeflärt werden müßten, 

Die 7 in Tab, VII zuerfi genannten Banken zufammen, welche bie Gruppe ber 
am Meiften befrittelten bilden (es fehlen von biefer Gattung nur bie ganz Feinen zu 
Büdeburg u, Homburg), hatten 

1000 Thlr. en „1865. Ende 1869. 
Baar 6.013 


Wehill . 2... * 17.4 
Lombards . . .. 334 3.932 
Bu. „0 0. . 28,90% 27.356 
Ef. u. And. . .„ „ 12,552 14,565 
Summe „ „ . 413% 41.921 


Im Einzelnen beftätigt Tab. VII die früheren Schlüffe in Betreff ber Lage ber 
feinen Banken, Die Baarvorräthe find Feiner als bei Gentralbanfen, aber doch erreichen 
fie für ſämmtliche Paſſiva nahezu die Höhe, melde ftatutengemäß bloß für die De- 
dung der Noten gefordert wird. Die ftatutarifche Höhe des Baarfonds war z. B. für 
bie 7 erften Banfen €. 1865 5,732,000, E. 1869 5,285,000 Thlr. Der wirkliche Baar: 
le allerdings für die anderen Gejchäfte mit diente) war be}. 7,239,000 und 
6,013 Thlr. Die Deckung durch Wechſel ift durchweg fehr ftark, höher als bei allen 
anderen Banken der Tab. V, Achnliches, wenn auch in minderem Maße, gilt vom Lom— 
bard. Dadurch wird die Lage biejer Banken bedeutend geftärft und bie geringere Höbe 
bes Baarfonds gut gemadt. Endlih fommt noch als große jubfidiäre Dedung diejenige 
mit Effecten u. bdiverien Activen dazu. In bdiefen Activis ift fo zu jagen das ftarke 
Stammfapital angelegt. Letzteres ift bei den meiften diejer Banken zu groß; um «8 
feidlich zu verzinjen muß die ventablere Anlage in Effecten und im Eontocorrentgeichäft 
aufgefucht werden, welche an und für fich etwas mißlicher ift, aber doch als jubfidiäre 
Dedung wohl zugelafien werben mag. S- barüber d. jpät. Abſchn. 3b (übr. Act. ge: 
ihäfte) u. 4 (v. Stammkapital u. f. w.) Die Banfen zu Dresden und Frankfurt zeigen 
mehr das Durhichnittsdedungsverhältniß von Gentralbanfen, nicht viel anders wie die 
Preuß, Banf, deren Baarvorratb nur nod flärfer iſt. 


——— 


Franzöſiſche Bank im Jahre 1848 gedrängt ſah, iſt doch wieder ein Beweis 
zu Gunſten der continentalen bankmäßigen Deckung, denn grade der letz— 
teren war es zu verdanken, daß jene Zahlungseinſtellung Feine ſchlimmeren 
Beige für das franzöfiiche Geldmwejen mit jich führte: die Bank war eben 
ei ihrer Dedung nicht eigentlid injolvent. Die regelmäßige Rüdjtrömung 
der Noten im Bankgejchäft blieb das regulirende Princip, nad) furzer Zeit 
war die Bank in Folge dejjen wieder im Stande, die Zahlungen aufzu- 
nehmen. Sie hätte letzteres noch früher gethan, ala es geihah, wenn nicht 
andere, politiihe Erwägungen einen Aufjchub veranlaßt hätten. 790%) 

Ganz anders iſt es bei denjenigen Banken gegangen, welche ſich 
erheblihere Abweichungen von dem continentalen oder bankmäßigen 
Dedungsiyitem erlaubt haben. Hier war die regelmäßige Folge nicht bloß 
eine vorübergehende Zahlungsjuspenfion, jondern eine dauernde Anjolvenz. 
Xeßtere pflegt jo lange zu währen, als die betreffenden Banken nicht zu 
einer bankmäßigen oder doch wenigſtens annähernd banfmäßigen Deckung 
zurücktehren. Unter den zahlreichen Beijpielen, welche als Belege für bieje 
Säge angeführt werden Fönnen, ſei nur auf die Gejchichte der Engliſchen 
Bank während der jog. Banfreftriction, 1797 bis 1819, 7%) der Dejterreis- 
chiſchen Nationalbank jeit 1848 (freilich mit „latenter Inſolvenz“ ſchon 
vorher in Folge der Verlegung der bankmäßigen Deckung) 792), der Ruſ— 
ſiſchen Reichsbank feit ihrer Gründung im Jahr 1860 709) Hingemiejen. 
Die Uneinlösbarfeit und die Entwerthung der Valuta aller drei Länder zu 
den angegebenen Zeitpunkten iſt banktechniſch auf die ganz fehlende oder 
ungenügende Realiſirbarkeit der Aktiva, aljo der Notendedungs- 
mittel jener Banken zurüd zu führen, keines wegs bloß auf eine verhält: 


700) Eine näbere Nahmweifung, wie fich bie bankmäß. Dedung in Frankreich im 
%. 1848 bewährt bat, mit Benütung bes amtl. Jabresberichts der Franzöſ. B. f. 1848 
in meiner öfterr. Bal. I, 64 ff. Ueber bie leichtfertige, unmotivirte Zahlungsſus— 
penfion dieſer B. im Jahre ut d. Nadıtrag. 

701) Ebendaſ. ©. 55 fi., 185, Tooke Geh. db. Preife in Aſher's Ueberſetz. 
I, 189 N; 213 ff. 257 fi. 

02) Dem Nachweis, daß die Defterr. Nat. B. durch bie großen unrealifirbaren 
Darlehen an den Staat vor wie nad 1848, alfo durch die weitgehende Verletzung bes 
Princips der banfmäzigen Dedung baarzahlungsunfähig geworden ift u. ohne die Ver: 
wandlung wenigftens eines großen Theild jener unrealifirbaren in realifirbare Activa 
auch nicht wieder baarzablungsfäbig werben wird, find viele Stellen meiner biftor., 
ftat. u. practifchfinanzpolit. Schriften über öſterr. Fin. u. Val. gewidmet. Die neu 
binzufommenbden Erfahrungen haben meine Entwidelungen immer von Neuem beftätigt. 
Namentlich die jo jchnell nothwendig gewordene Einftellung der Baarzablung im %. 
1848, bevor nod irgend bedeutende neue Darleben an den Staat binzugelommen, ift 
buch bie frühere Verlegung des Princips der bankmäßigen Dedung verurſacht wor: 
den (j. meine Defterr. Bal. I, 44 ff.); ebenfo erklärt fih das Mißlingen der Bruck' ſchen 
Bankpolitit im 3. 1858/59 (eb. S. 50 ff.). Die richtige, aber freilich mit den unver: 
meiblich fchweren Opfern verbundene Banfpolitif gemäß ber Banfacte von 1862 jtellte 
dagegen bie dauernde Baarzablung und Wiederberitellung ber Baluta in feite Ausficht, 
bis der fo Jeichtfinnig von Defterreih übernommene Krieg von 1866 wieder Alles zer: 
ftörte. Dafür konnte dann eine Wiener Gorreipondenz ber Augsb. Allg. Ztg. in echt 
Wienerifcher Frivolität bie ng Ben Banfacte als bie Befeitigung eines nationa= 
len Unglüds rübmen, freilich die beite Methode, ben Bapiergeldichwindel zu verherrlichen ! 
— S. über bie früh. Verb. auch meine Reform db. Nat. B., Wien 1860, d. Art. Fin. 
Defterreihs, im Staatswörterb. VIL 

705) S. (Golbmann) ruff. Papiergeld, Niga 1866 und meine Rufi. Pap. 
währ., Riga 1868, bei. S. 122 ji., 185 ff., 223 fi. 
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nigmäßig zu geringe Höhe des Baarfonds. Dieſelbe Urſache liegt der Un— 
einlösbarkeit des früheren öſterreichiſchen, ruſſiſchen und jetzigen nordameri— 
caniſchen Staatspapiergelds zu Grunde: es fehlt den Staatscaſſen an reali— 
firbaren Deckungsmitteln, nicht bloß an baarem Gelde. 

So darf man in dieſen ungünſtigen Erfahrungen, welche über bie 
Folgen einer Verlegung der bankmäßigen Dedung vorliegen, ein indirectes 
Argument der Praris zu Gunften jener Dedung jehen, wie in den oben 
erwähnten Fällen ein pofitives Argument. 

Ein Vergleich zwijchen der practiihen Bewährung des continentalen, 
bes engliihen Syſtems der Peel'ſchen Acte und des nordamericanijchen 
Syſtems fällt inSbejondere durchaus zu Gunjten des erjtgenannten aus, 
Obgleich, wie wir jahen, thatjählih in England und in Nordamerica die 
bankmäßige Dedung gleichfalls in Geltung ift, jo jtören doc die dortigen 
gejeglichen Bejtimmungen, weil fie theilweije in einem gewiſſen Widerſpruch 
mit diejer Dedung jind, ungleich mehr, als die deutjchen gejeßlichen Vor— 
jhriften, welde ganz auf den Principien der bankmäßigen Dedung be- 
ruhen und nur eine etwas willführliche Negulirung der leßteren enthalten. 

Auch die frühere Gejebgebung New-Yorks wie die jegige der america= 
niſchen Union hat Zahlungseinjtellungen einzelner Banken, ja fait der Ge— 
jammtheit der Banken (wie 1857 in New-J)ork) nicht verhütet, wenn auch 
die Noteninhaber |päter — und wie man zugejtehen muß recht bald — 
völlig befriedigt wurden. In Deutſchland find aber die aud nur momenta- 
nen Zahlungseinjtellungen jelbjt vermieden worden. Bon Berluften der 
Noteninhaber in Folge Bankbruchs konnte aljo vollends nicht die Nede jein. 

Auch jeit der Peel’ihen Gejetgebung find in Großbritanien einzelne 
Zahlungseinftellungen und jelbjt Verlufte bringende Inſolvenzen von Zettel: 
banken, in zwei Fällen aud in Schottland 7%) vorgefommen. Die Suspen- 
fion betraf allerdingd mehr das Depofitengejchäft, welches dieje Banken 
neben der Notenausgabe in viel größerem Umfange betrieben. In Deutſch— 
land und mehr noch in anderen Ländern des Continent3 (Frankreich, Schweiz) 
beiteht inbejjen die Berbindung des Noten und Depoſitengeſchäfts gleichfalls, 
die gejeßlihen Dedungsbejtimmungen gelten folgewidrig meijtend nur für 
erjteres. Die ganze Lage der Banken war aber dennoch jo, daß Zahlungs- 
einjtellungen ungleich jeltener als in Großbritannien find, in Deutſchland 
bisher unerhört. 7%) 


04) Euspenfion ber City of Glasgow-B. völlige Infolvenz ber Weftern B. of 
Scotland i. 1857, deren Actionäre alles eingezablte Kapital verloren unb wegen ber un: 
beichränften Haftbarfeit noch Nachſchüſſe zur Dedung der Berlufte der Gläubiger leiiten 
mußten. Bei beiden Banfen fehlte es an flüffigen Mitteln zur Rüdzablung der Depo— 
fiten. S. meine Theorie d. Peellihen Acte S. 306. 

05) Die beiden lange Zeit übelberüchtigtiten deutſchen Zettelbanken, die Deſſ. u. 
die Thüring. (Sonbersh.) B., haben zwar ihren Actionären große Verluſte ge 
bradt (ſ. o. ©. 89 Anm. 233), aber ihre Noteninbaber und jonftigen Gläubiger 
baben nichts verloren, _ erfolgte Leine Zahlungsſuspenſion. Gleichwohl zeigt ber 
Notenumlauf der Deſſ. B. in ber frit. Periode um 1857 folgende Bewegung: Ende 
1856 bis 1862 rejp. 3.07, 0.58, 0.40, 0,17, 0,9%, 0,06, 0,95 Mill. Thlr. Die Thür. B. 
trat durch Beſchluß d. außerord. Generalverj. v. 12. Juli 1859 in Folge der Berlufte, 
weldhe das Entweichen ihres Leipz. Agenten veranlaft hatte, zwar freiwillig in Liqui— 
dbation, z09 ihre Noten (E. 1858 0. Mill. Thlr., €. 1859 noch 10,900, €. 1860 
4780, 'E. 1861 5800 Thlr.) größtentheils ein, — ſich indeſſen von 1860 an 
wieder und hatte E. 1862 wieder einen Rotenumiauf von 329,320 Thlr. 
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Die Bank von England iſt in neuerer Zeit, wie allgemein zugeſtanden 
wird, in jeder Beziehung beſſer und geſchickter verwaltet worden als früher. Sie 
bat gegenüber der aufiteigenden Speculation eine richtigere Stellung einge: 
nommen, fie nicht mehr durch zu willfähriges und zu billige8 Discontiren 
jo begünftigt. Sie hat ungünftige Zeichen der Zeit auf dem Geldmarfte 
frübgeitiger und daher rechtzeitig beachtet, den Disconto demgemäß erhöht, 
den Baarvorrath bei ungünftigen Wechjelcurjen nicht mehr jomeit ablaufen 
lajjen, wie e8 früher öfter (namentlich noch 1839) vorgefommen. Das ift 
ehemals nicht nur der Bankverwaltung zur Laft gelegt, jondern als natür— 
lihe Folge einer mangelhaften Banfgejeßgebung bezeichnet worden. Sir 
Robert Peel verfolgte bekanntlich den Zweck, ald er die Currencytheorie des 
Banquier8 ©. J. Lloyd (jpäter Lord Overftone) zur Grundlage einer ver: 
bejjerten Bankgeſetzgebung zu nehmen beſchloß, in Zukunft Ueberſpeculatio— 
nen und Krijen durch feine Acte unmöglich zu machen. Beide volkswirth— 
ſchaftliche Webel pflegten damals ja noch jo gern in erjter Linie auf eine 
faljhe Regulirung der Bank von England und der übrigen englijchen 
Banken, namentli auf eine Ueberemiſſion von Noten zurücgeführt zu wer: 
den. Die Leitung der Bank von England felbjt iſt nun wie gejagt neuer: 
dings bejjer und rationeller. Aber es heißt nur wieder, auß dem Post hoc 
da3 Proptor hoc maden, wenn man dieje Verbefjerung gerade auf bie 
Beel’iche Acte von 1844 zurüdführt und etwa damit, wie es öfters gejchieht, 
ähnliche Vorjchriften über die Notenausgabe und den Baarvorrath anitatt 
der gejetlich geltenden bei der Franzöſiſchen, Preußiſchen und auch bei den 
Heineren Zettelbanfen Deutjchlands u. ſ. mw. begründen will. Das ift durch— 
aus unzuläffig. 

Nur wer die ganze neuere wifjenjchaftliche Theorie des Geld-, Credit— 
und Bankweſens und alle Erfahrungen der Praxis, vollends Großbritan— 
niens, hohmüthig überjieht oder einfach gar nicht Kennt, jchreibt der Bewe— 

ung des Notenumlaufs noch eine ſolch maßgebende Bedeutung für die Ge— 
Haftung der Preije, die Entwicklung der Speculation, die Entjtehung der 
Krijen, die Bewegung ber Baarvorräthe der Banken und die Ein= und 
Ausfuhr von Gold und Silber in einem Yande zu, wie die alten Anhänger 
der Eurrencptheorie. Nur ein folder mißt den Zettelbanfen, in einem Lande 
mit entwickeltem jonjtigem Bankweſen (Checkſyſtem 2c.), noch jene unbe- 
ſchränkte Macht, den Notenumlauf beliebig auszudehnen, zu oder verwechjelt 
in der ganzen frage einfach uneinlösbares Papiergeld mit Zwangscurs und 
einlösbare Banknoten. 706) Die Urtheile über ein Anjtitnt wie die Bank von 


706) Dies geſchieht im einer Furzen Anzeige des erften Theils bes vorliegenden 
Werks in ber Vierteljahrſchr. f. Volkswirthſch. u. ſ. w. 1869 9. 4. (oder 28) ©. 131. 
Es wirb mir und M. Wirth bier von dem Referenten vorgeworfen, wir „nähmen es 
mit unbewiefenen Bebauptungen gerade in Hauptiachen febr leicht“. Wir erflärten bie 
Lehre der engl, Gurrencyichule für falich, fagten aber nit warum. Dem Zweck dieſes 
Werks gemäh bin ich auf die theoretiſche et nur foweit eingegangen, als es 
bier geboten ſchien; das Nöthige ift aber o. ©. 229 ff., 242 gegeben. Der Recenfent 
übergeht es einfach und tft auch nicht einmal gr genug, meine vielfab aud von 
Anderen benugten und ibm befannten früherer Bankſchriften (Beitr. 3. Lehre von den 
Banfen u. Geld: u. Credittheor. d. Peel'ſchen Acte), worin die Gurrenchtheorie jedenfalls 
febr eigehend geprüft ift, zu beachten. Mit dem Hinweis auf biefe Schriften habe ich 
oben (S. 230 Anm. 474) begründet, daß ich auf jene Theorie bier nicht mehr jpecielfer 
eingebe. Wahrhaft naiv ift aber im Munde bes Receni. obiger Vorwurf, ba biefer 


“ 
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England haben ſich, ganz abgejehen von Veränderungen der Bankgeſetzgebung 
und Bankverwaltung, unter Theoretifern und gebildeten Praftifern (mohl 
zu unterfcheiden von bloßen Gejchäftsroutinier®) ſchon wegen der geläuterten 
Anfihten über das Geld, Gredit: und Bankweſen und über die Function 
der Note in der Creditwirthſchaft vielfach günjtiger geftaltet. Denn dieſe 
Urtheile haben aufgehört Vorurtheile zu fein und find unbefangener und 
deßhalb ſchon günstiger geworden, weil man einjehen gelernt hat, daß in 
zahlreihen Fällen von einer jchlimmen Einwirkung der Bank von England 
gar keine Rede jein Kann, da ganz andere Factoren als die Mapnahmen 
diejes Inſtituts enticheiden. 

Bei einer Vergleihung der Englifchen mit den großen continentalen 
Gentralbanten zum Zweck der Feſtſtellung, mie die gejeßliche Einrichtung 
und die practiiche Leitung diefer Banken wirken, jollte man ferner doch 
nicht immer wieder überjehen, daß aud für die Bant von England 
die bankmäßige Dedung factijch beiteht. Der oft erwähnte Grund 
it, daß da8 Stammfapital dieſes Anjtitut3 ein jo großes iſt und fait 
ebenioviel beträgt als der metalliich ungedect bleibende, gejetlich durch die 
unrealifirbare Staatsjhuld und einige andere Öffentliche Sicherheiten ges 
deckte Theil des Notenumlaufs. Dieſem Umſtand ift der bequeme „Gang 
der Mafchinerie” der Engliihen Bank mejentlih mit zuzufchreiben. Die 
Deckung bei den verjchiedenen Gentralbanfen ift jomit ziemlich gleichartig. 
Bon der Beichaffenheit der Deckung hängt aber die Bewegung des ganzen 
Bankmechanismus vornemlicd mit ab. E3 verftößt daher gegen die einfachite 
Logik in dieſen Dingen, die noch verbliebene geringfügige Verſchiedenheit 
des Verlaufs einiger Phänomen bei verjchiedenen Gentralbanfen auf jene 
wejentlich gleihartige Urſache, die Bejchaffenheit der Deckung, zurück— 
führen zu wollen. Die Wirkungen find den Urſachen proportional und 
umgekehrt, heißt es doch aud) hier. 

Legt man ferner jo viel Gewicht auf die jetige befjere Verwaltung 
der Engliihen Bank, jo zeigt die Gejchichte, daß diefe Banf grade in den 
eriten Jahren nach 1844 bejonders ſchlecht geleitet worden tit. Sie hat 
damals zuerft die wilde Speculation viel zu mwillfährig unterjtüßt, alsdann 
viel zu jpät eingelenft und durch ihre faljhen Maßregeln die Kriſis des 
3. 1847 erjchwert. 7) Sir Nobert Peel jelbjt mußte zugeftehen, daß jeine 
Hoffnungen durd die Acte von 1844 Weberjpeculationen und Strijen ver: 


— 





in der ganzen Streitfrage ſo wenig zu Hauſe iſt, daß er ſagt: „Die Currency-Doctrin 
hatte es nicht mit der Banknote, ſondern mit der Banknote, welche geſetzliches Zahlungs— 
mittel, welche Papiergeld iſt, zu thun“, wobei er auf Rußland, Oeſterreich, America 
hinweiſt, alſo jedenfalls nicht den jetzigen engliſchen legal tender meint!! Die Ue— 
bertragung der ſelbſt für eigentliches Papiergeld nur bedingt richtigen Geldtheorie 
auf die einlösbare Banknote war gerade ber Hauptfehler, deſſen ſich die Currencyſchule 
ſchuldig machte (ſ. meine Theor. d. P. Acte S. 35 ff., 37 ff. 46, 47, 62 ff.). Und 
Leute, welche ſolche Böcke ſchießen, ſprechen ſo vom hohen Pferde herab, wie der Re— 
cenient in der genannten Anzeige! Der mir gemachte Vorwurf, daß ich der „ſchlechten 
Eitte des Hinweifes womögüch auf die ganze Banfliteratur in Fußnoten“ im diefem 
Rerfe im Uebermaß buldigte, wäre in meinen u. vieler Anderer Augen nicht einmal 
an Vorwurf, ift aber diesmal fogar tbatjächlich falfch, da der größte Theil der Noten 
Ratift. u. Statuten-Daten u, f. w. enthält. 
"oT, Eingeh. Darlegung diefer Punkte mit ftat. Beweisführung in meinen Beitr. 
Pose v. d. Banken ©. 183—214; ſ. auch Theorie d. P. Acte S. 184 ff. Es läßt 
& nachmweifen, daß gerade das neue Gefeß damals zu einer falichen Bankpolitif drängte. 
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mieden zu jehen, jchmälig getäujcht worden find. Auch in der Folge bat 
die Bank von England erſt allmälig durd eigene practiiche Erfahrung 
eine bejjere Verwaltung geleent. Dazu hat die Peel'ſche Acte wenig oder 
nichts beigetragen, wenn auch die Banfgouverneure in den Enqueten diejes 
Geſetz öfters gerühmt haben, das fie zu ihrer Bequemlichkeit nur einer 
direften Verantwortlichkeit zu jehr enthebt. 

Denn wie die Verwaltung der Engliihen jo ift auch diejenige der 
Franzöſiſchen, Preußiichen und anderen größeren Zettelbanfen in neuerer 
Zeit viel beſſer, vorfichtiger geworden. Man kann der erftgenannten Bank 
in dieſer Beziehung feinen Vorzug einräumen. Mit Recht hat man daher 
auh den Vorſchlag, die Franzöfiiche Bank wie die Engliſche einzuridten, 
namentlich etwa für ihren Baarvorrath ein ähnliches Princip feitzuitellen, 
in der franzöjiihen Enquete allgemein verworfen. 7%) Gewiß darf umd 
muß dajjelbe mit einem gleichen Vorſchlage für die Preußifche Bank („Con- 
tingentirung des Notenumlaufs”) gejchehen. Umgekehrt läßt fich aber be 
baupten und durch die Erfahrung in allen großen Krifen des engliſchen 
Geldmarkt jeit 1844, im 9%. 1847, 1857, 1866, begründen, daß bie 
Bank von England unter der Peel’ichen Acte Schlechter fungirt, als die 
großen Gentralbanfen de3 Continents ohne dieſes Gejeg. Denn jene Acte 
erſchwert notorisch die Krijen und lähmt zwecklos, ja ſchädlich die Wirk: 
ig der Bank in denjelben. Das iſt aud in diefem Werke ſchon mehr: 
ad zur Spradie gefommen und eine jo notoriſche Thatſache, daß jelbit 
Anhänger der Xcte fie kaum läugnen und höchſtens um vermeintlicer 
andrer Vortheile Willen fie mit in den Kauf nehmen, — durchaus mit 
Unredt. 79) Die Entwicklung des gefammten deutjchen Notenumlaufs, welde 
man öfters als ungejund und bedenklich bezeichnet hat, ift oben ſchon als 
im Wejentlihen durchaus jolid und in feiner Weije ungünftiger als die 
jenige in irgend einer anderen Volkswirthſchaft nachgewiejen worden. 7%) 


708) Enquäte VI, 36 f., Brem. H. Bl., Aus der franz. Bankunterjuchung, im 
Nr. 970 Punct 8. ©. u. Anm. 713. 

709) Bol. oben S. 14, Anm. 8, ©. 229 ff., Anm. 475 ©. 242 ff. und die 
dajelbft angeführten Schriften. 

190) &, oben S. 200—210 mit Tab. III u. IV. Wenn man freilich mit ber 
faum glaublihen Oberflächlichfeit in folhen Dingen argumentirt, wie dies neuerbinge 
wieber in manden Auffügen über deutſches Bankfweien in beutihen Zeitungen und 
leiber 3. Th. auch in den Motiven 3. Entwurf des Gef. iiber die Ausgabe v. Banknoten 
für den Norddeutſchen Bund gefchehen ift, fo Fann man unjchwer die Entwidlung dei 
beutichen Banfnotenumlaufs als recht bedenklich hinſtellen. Nur ift die Schlufziebung 
aus faljchen Vorberfägen und unrichtigen oder falſch verftandenen Thatſachen dann 
wieber durchaus hinfällig. So wird in ben genannten Motiven wieder auf Grund ber 
Daten über den metalliich ungedeckten Notenumlauf noch dazu in einem einzelnen Zat: 
punct (31. Jan. 1870) argumentirt. Mindeitens müßte man bier doch Durchſchnitts— 
zahlen nehmen. Wahrhaft ungeheuerlih vom Gejichtspunct einer wiſſenſchaftlichen ver: 
gleihenden Statiftif aus find aber vollends bie — Vergleiche zwiſchen dem me 
tallifch ungededten Notenbetrag in Deutfchland, Großbritannien und Franfreih. Die 
Baarcaffe der Banken letzterer Länder wird einfach ganz auf das Notengeichäjt gerehnel, 
ohne etwas für bie Depofiten abzujegen. Ein einzelner Zeitpunct des Winters 1869,70, 
wo bejonders in Frankreich nod die ojt genannte Baargeldplethora berrjchte, wird zum 
Vergleih genommen, während wir oben ©. 209 gejehben haben, daß ber Baarvorral 
in Frankreich u, England oft bei gleich hohem oder doch nicht in gleichem Grade ſchwaͤ— 
herem Notenumlauf viel geringer ift. 3. B. nach den Daten in Anm. 697 war bet 
Sag des metallifch ungebedten Notenumlaufs in Frankreich im Dec. 1865 (feineswege 
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Sp dienen alle älteren und neueren Thatſachen ber Zettelbanfge- 
ſchichte zum directen und indirecten Beweis für die practijche Bewährung 
des continentalen als desjenigen gejeßlichen Deckungsſyſtems, welches die 
banfmähige Deckung am Genauejten adoptirt hat. Noch kürzlich ift zwar 
dieje Anficht von Neuem theoretiich angefochten und durch die deutjchen 
practiihen Erfahrungen des Jahres 1866 als erjchüttert bezeichnet worden. 
Toh läßt ſich leicht nachweijen, daß auch dieje Angriffe verfehlt find. " 


D Insbejondere die Rechtfertigung des continentalen Dedung®: 
ſyſtems gegenüber dem Gontingentirungsprincip. 


In den Banktheſen, welde U. Meyer und der bleibende Ausſchuß 
des deutichen Handelstags im Februar 1870 veröffentlicht haben, 714) jind 
mande Principien enthalten und mande Poſtulate aufgeitellt, welche gewiß 
auf Billigung rechnen können und auch mehrfach mit den Grundjäten diejeg 
Werks übereinjtimmen. Die vierte Theſe jedoch ftellt nur abermals das 
„Kontingentirungsdogma” auf, wie ed von Prince-Smith, Michaelis 
Faucher u. a. m. ſchon im Jahre 1865 in der preußiichen zweiten Kam— 
mer und in den Zeitjchriften und Zeitungen dieſer Defonomijten vertreten 
und mit der gewöhnlichen unfehlbaren Sicherheit ald das allein richtige 
bezeichnet worden iſt. 

Die vierte der Meyerihen Banktheſen lautet nämlih: „Das Princip 
der Dritteldefung für die Notenausgabe hat weder jemals eine genügende 
theoretiihe Begründung gefunden, noch iſt es durch die Erfahrung bewährt. 
Vielmehr würde dajjelbe nachweislich im Augenblide eines ſtarken Andrangs 
auf den Baarbejtand der Bank ſcheitern. — Eine Sicherheit gegen über: 
mäßige Notenemijfion der Centralbank kann nur darin gefunden werden, 
daß die Summe der ungedeckten Notenemijfion contingentirt wird.“ 

Die Begründung dieſer Thefe erfolgt nur mit den alten, jchiefen 
oder halbwahren oder unrichtigen Sägen der englijhen Currencydoctrin, 
wobei die engliſchen Vertreter dieſer Lehre aber tiefer auf die Streitfrage 
eingehen. 712) 





ungewöhnlich hoch; ebenfalls obne Abrehnung von Baargeld für die Depofiten berechnet) 
p. Kopf 3.02 Thlr., während die Motive für Febr. 1870 1.9” Thlr. und in Norddeutſch— 
land 3.36 Thlr. rechnen. Endlich ift bei ſolchen Bergleihen die große Verfchiedenbeit der 
Stüdelung ber Noten zu berüdfichtigen, was in den Motiven gleichials nicht ges 
'Hiebt. Dieje irreleitenden Zablen liefen durch zahlreiche Blätter, ohne eine Berichtigung 
ju finden. 
1) ©. d. Beil. 3. b. Protokoll der Febr. Verf. d. Ausſch. d. D. Hanbelstags; 
abgedtudt auch im Brem. H. BEN. 961 u. in Hirth's Annalen 1870 (II) ©. 95 ff. 
12), So heißt es a. a. D.: Die Dritteldedung biete nicht den geringften Schuß 
gegen übermäß. Gmijfionen, da die Banf immer jo viel Eilber faufen könne, als fie 
wolle, wenn fie ben geforderten Preis zahle. Es ift aber einfady nicht wahr, daß in 
ſolhem Fall die Noten beliebig vermehrt werden können, da fie einlösbar find und 
duch Wechſel u. ſ. w. gebedt jein müſſen; j. auch unten im Tert ©. 356. Obne eine 
Spur eines Beweifes wird wieder die Ziffer von 60 Mill. Thlr. ungededte Noten als 
ver 1866 vollfommen beichäftigt, daber ficher bingeftellt u. diefe Summe für jetzt ebenſo 
wlführlihb auf 80 Mill. Thlr. erhöht. Die Contingentirung bindere in Krifen, bie 
pieremiffion ins Ungemejjene zu vermehren; die Vermehrung des Papiers in einer 
Verkebrsftodung verfchiebe nur die unvermeibliche Abwicklung der Geſchäfte u. f. w. — 
alles halbwahre Säge, deren richtiger Kern, aber auch deren nothwendige Modification 
Wagner, Zettefbanfen, 23 
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Niemand kann allerdings die Drittel deckung theoretijch rechtfertigen 
wollen, wenn fie jo wörtlich aufgefaßt wird, wie in jener Banktheſe und 
der beigefügten Begründung. Denn die Beitimmung grade eines Drittels 
ift natürlich willkührlich, wie wir oft genug berborgehoben haben. Deshalb 
ift eine ſolche Vorjchrift für den Baarfonds aucd noch neuerdings in der 
Enquete für die Franzöfiihe Bank mit Recht verworfen worden, aber 
nicht zu Gunften des womöglich noch willführlicheren Plans der „Eon: 
tingentirung“ des Notenumlaufs, jondern zu Guften einer freien Feſt— 
jeßung des jeweilig richtigen Baardedungsverhältnifjeg durch die Bankver— 
mwaltung jelbjt. 719) 

Ebenjowenig kann fi die bloße Dritteldedung für jich practijch 
bewähren, wozu es eines weiteren Nachweiſes, wie ihn die „Begründung“ 
jener Banktheſe verjucht, freilich in einer durchaus nicht? bemeijenden Ar— 
gumentation, wie wir gleich jehen werden, gar nicht erjt bedurft hätte. 

Allein der Verfaſſer jener Thejen macht fi in diefem ‘Punkte wie jo 
manche jeiner Vorgänger die Beweisführung ganz unerlaubt leicht. (S. auch 
oben ©. 256 fl.) Er greift jtatt das geſetzlich geltenden continentalen, aljo 
im Mejentlihen bankmäßigen Dedungsiygitemd bloß die „Dritteldefung“ 
an und betrachtet, volljtändig im Widerjprud mit der Wirklichkeit, dieſe 
leßtere Dedung für ſich ohne Weiteres als die in gejegliher und practi- 
jcher Geltung jtehende. So iſt fein Angriffsobject ein ganz faljches und jeine 
vermeintlihe Widerlegung natürlich bedeutungslos. 

Denn das an fich mwillführliche Drittel ijt in den Statuten ausdrüd- 
ih ald Minimum aufgeitellt (j. o. ©. 259) und in der Praris, wie 
wir im vorigen Abjehnitt jahen, auch meijt als jolches behandelt. Außer: 
dem wird regelmäßig für den übrigen Theil der Noten eine Dedung mit 
fiheren, leicht realilirbaren Werthen vorgejchrieben und thatſächlich ge— 
halten. Nur im Zufammenhang mit diejer Dedung durd For: 
derungen läßt fih das „Metalldrittel” betrachten. Iſolirt für fi er- 


in den Debatten über bie Peel'ſche Acte fo oft dargelegt worden. — Auch einer andern 
landläufigen Bebauptung begegnen wir wieder: bie übermäßige Ausgabe ungebedter 
Moten, befonders berer einer ftaatlich anerfannten Banf, führe die Gefabr einer Ent: 
werthung der Noten berbei, welcher der Awangscurs auf dem Fuß zu folgen pflege. 
Meiftens beruft man ſich für ſolche Sätze jehlechtweg auf die „allgemeine Erfahrung“. 
Genau bejehen find die Sätze unwahr oder höchſtens balbwahr. Zur Entwerthung und 
zum Zwangscurs führten faft nie Notenemijfionen für mercantile, ſondern nur dieje— 
nigen für finanzielle Zwede des Staats, unter Mitwirfung polit. Nötben; u. nicht 
bloß an Baargeld, jondern vor Allem an jonftigen realifirbaren Activen (f. o. 
Anm. 702 über d. öſterr. B.) fehlte es, fo daß die Inſolvenz jo rafch eintrat oder fo 
lange währte. In allen wirflich bedeutenden Fällen der Papiergelbwirtbidhaft war es fo 
(England, Defterr., Rußl., Ital, Norbamerica u. |. w.). Den neueften trefflichen Beleg 
für vorftebende, ſchon länget vorber gejchriebene Säge liefert die Zahlungseinftellung 
ber Franzöſ. B. im Aug. 1870. 

713) Enqu&te VI, 65, 24. Empfohlen wird bie forgfältigite, durch bie Ueberwa— 
Kung ber Regierung verbürgte Vorficht eines privil. Inftituts, das, das Auge beftändig 
auf den Wechielcurs gebeftet, bei den erſten Symptomen einer Verminderung ber Mes 
tallverjorgung des Landes feine Thätigfeit einfchränfe. Selbſt als blofer Rath (Nicht: 
fhnur) wirb ein feftes Verbältniß zwischen Notenausgabe und Baarfonds verworfen ; 
die Feitftellung bes Verhältniſſes ſei Sache der Umftände, ber Klugheit und guten 
Bermaltung. 
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ſcheint e8 freilich ganz irrationell, allein jo fteht es doch weder geſetzlich 
noch thatjächlich da. 74) Auf die jublidiäre Deckung, welche daß gleichfalls 
meiltend in leicht realijirbaren Forderungen angelegte Stammkapital der 
Banf bietet, haben wir dabei noch nicht einmal hingemiejen. ' 

Wir können demnah das Verdict Meyer’3 gegen dad Princip der 
Dritteldeckung nur für völlig verfehlt erflären, jomeit damit etwas gegen das 
geltende Deckungsſyſtem der Preußiſchen und anderer deutſchen Zettelbanken 
bewiejen werden joll. Soll jenes Verdiet nicht diefe Tragweite haben, jo 
bejagt e8 vollends nichts, weil es gegen etwas gar nicht Beſtehendes ge: 
richtet ift. 

Hiermit fällt Schon der Vorderſatz der genannten Theje zujammen. 
Der practiihe Schlußſatz, dab die Summe der ungededten Notenemijjion 
contingentirt werden müjje, verliert dadurch feine Bafis. Es ijt durdaus 
falſch, daß feine andere Sicherheit gegen übermäßige Notenemijjion der Een 
tralbant gefunden werde. Denn eine jolde Sicherheit liegt in der bank— 
mäßigen Dedung, bei welcher es keineswegs in der Macht der Bank jteht, 
ihre Noten beliebig zu vermehren, wenn jie nur das vorgejchriebene Drittel 
Silber anjhaffe. Denn fie bedarf außerdem Wechjel und dergleichen Werthe 
zur weiteren Dedung und fieht die Noten, welde in einer den Verkehrs— 
bedarf überfteigenden Mafje ausgegeben werden, jofort zu fich zurücditrömen. 
Entweder wird damit nämlih Silber aus der Bank geholt oder e8 werden 
Bankeredite abgezahlt, in meld letzterem regelmäßigen Falle die Noten- 
eirculation fi ja ganz ebenjo verringert, während die Nachfrage nach dem 
Bankeredit und damit eine Vorausſetzung und jtatutarijche Bedingung für 
eine neue Notenausgabe fehlt. 


4) Die ſcheinbar unwiderlegliche Beweisführung in ber Begründung ber 4. 
Theie verfennt dies in einem faum begreiflichen Maaße, wenn man ſich in dem gewähl: 
ten Beifpiel nur ein wenig die practifhen Verhältniſſe vergegenwärtigt, Bei einem 
Baarbeftand der Preuß. B. von 40 Mill. und einem Notenumlauf von 120 Mill. Thlr,, 
heißt es bier, müfle die Bank bei der Präfentation auch nur einer 10-Thlr.-Note ent: 
weber im all der Einldiung bie Drittelbefung verlegen oder bis zur Beihaffung von 
3"/, Thlr. Silber in Inſolvenz treten. Gegen bie Zahlen diefes tupifchen Beifpield läßt 
ſich einwenden, daß der Bank eben das Drittel als Minimum vorgeſchrieben iſt und 
von ihr notoriſch regelmäßig viel mehr Metall gehalten wird; ferner, daß dabei die 
Function des eigenen Stammkapitals der Bank ganz außer Acht gelaſſen iſt und even— 
tuell erſt verlangt werben könnte, die Bank ſolle zur Beſchaffung beſſerer Deckung ein 
böberes Kapital haben. Aber ſelbſt nah jenen Zahlen ſtellt ſich die Sache anders, als 
Meyer annimmt. Denn bier würden dann 80 Mill, Thlr. Noten durch Wechſel u. ſ. w 
gedeckt jein, alfo täglich bei ca. 40 Tagen Durhichnittsverfallzeit 2 Mill. Thlr. Zablun- 
gen entweder in Baar oder in Noten an die Banf zurüdffommen. Am Tegteren Fall 
ftänden daber jofort nur 118 Mill, Thlr. Noten den 40 Mill, Thlr. Baar gegenüber, 
e8 wäre mithin 2/,;, Mill. Thlr. für die Einlöjung der präfentirten Noten p. Tag bie: 
ponibel. Wenn ein Kapital nebft Rejerve von 25 Mill. Thlr. außerdem in Wechſeln 
2c. ftedt, jo geben davon auch noch 0.623 Mill, Thlr. Zablungen ein. In einer geſchwäch— 
ten Sage und bei einem Andrang an die Banfcaffen, wie fie Meyer in feinem Beifpiel 
annimmt, bürfen eben feine neuen Ausleihungen gemacht werden, Wendet man ein, das 
gebe nicht obne eine große Bedrängnif der Geſchäftskreiſe, jo gilt bier eben ber Satz, 
den bie Gegner fonft immer im Munde fübren: daß eine jolde Bedrängniß in dieſem 
Fall unvermeidlich iſt. Sie wird aber jedenfalls in gelinderem Maaße eintreten als bei 
der flarren Gontingentirung ber Beel’ ihen Acte. In ber größeren Biegjamkeit des con- 
tinentalen Dedungsprincips verglichen mit ber Gontingentirung 2 5“ Vortheil. 
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Außerdem wird von Meyer und anderen immer ganz überſehen, daß 
die „unbegrenzte“ Notenausgabe der Preußiſchen (und meiſt auch anderer 
Banken) nur für höhere Stüde gilt. Auch ſchon deßwegen iſt bie 
Ueberemijjion wirkſam gehemmt, die bedingt höchſtens noch in kleinen 
Noten eher zu fürdten wäre Die Preußiſche Bank darf aber bekanntlich 
nur 10 Mill. Thlr. 10 Thlr.- Noten ausgeben, jonjt nur 20:, 25 Thlr.= 
Noten u. j. w. in „unbegrenzter” Menge. Bon dem Recht, 20 Thlr.:Noten 
auszugeben, macht fie aber feinen Gebraud. An diefen und in den ähn= 
lihen Beftimmungen, daß feine Noten unter 10 Thlr. ausgegeben werben 
dürfen, liegt eine jehr pofitive Schranke der Notenemijjion. Die Noth- 
wendigkeit in diejer Frage, insbejondere was den Einfluß der Notenaus— 
gabe auf die Speculation anlangt, große und kleine Noten ftreng zu 
unterjcheiden, hat ſchon J. St. Mill richtig nachgewieſen. Alle dergleichen 
„Nebenpuncte“ werden in unjrer Wiſſenſchaft der „allgemeinen Natur— 
gejeße” von manden Seiten einfach übergangen und doch jind jie die 
mejentlichen. 744=) 

Es wäre zu bedauern, wenn ohne irgend einen triftigen Grund, bloß 
einer doctrinären, mwifjenjchaftlih oft genug miderlegten Parteianjiht zu 
Liebe, das Contingentirungsprincip bei der bevorjtehenden Neform der nord» 
deutſchen Banfgejeßgebung allgemeine Aufnahme und namentlich Anwendung 
auf die Preußiſche oder Norddeutiche Centralbank fänden. Eine größere 
Siherung des Notenumlauf8 würde dadurch nicht erreicht, die Verwaltung 
unjerer Centralbank bedarf feiner ſolchen mechanischen Controle, denn fie 
ift notoriſch ohne letztere mindeſtens ebenſo gut als diejenige der Englijchen 
Bank, In Fritiihen Zeiten aber würde die alddann in gewiſſen Fällen ge= 
fahrlos zu jteigernde Leiltungsfähigkeit der Bank ohne irgend einen Nuten 
für das Geld: und Creditweſen, wohl aber zum entichiedenen Nachtheil der 
Volkswirthſchaft gelähmt. Daraus ginge wie in England eine noch jtärfere 
Sntenfivität der Creditkriſe hervor, gewiſſernaßen ein Krampf de8 ganzen 
Creditſyſtems, zu defjen Linderung dann doch ficherlich wie in England die 
Contingentirung zeitweilig von der Erecutive juspendirt würde. 71°) 


7142) S. meine Theor. d. P. Acte S. 158 fi. u. daſelbſt Mill’s Ausſ. vor 
d. Banfenqu. v. 1857. — Ueber die Stüdelung db. Noten ſ. o. ©. 66 ff. Im Jah— 
resbericht v. 1869 findet fich folgende interefi. u. fehr günftige Stüdelungsitatift. b. 
Preuß. B. für bie Girculation zu Ende 1869 (vgl. die Daten ber Franff. B. o. 
©. 93 Anm. 251) 
957,360 Etüd zu 10 Thle. = 9,573,60 = 6.°%, 
1,430,340 „ 25 „ == 35,708,500 == 23. „ 
43256 „ „ 0 „ = 17164300 = 11? , 
741,51 „ „10 „ = 7415,10 = 48.7, 
31,197 „ „ = 155%500 = 102 
3,503,734 152,250,000 100. 9% 
715) Der oft wibderlegte, immer erneute Einwand, daß bie Hilfeleiftung ber Engl. 
B. in Krifen kurz vor und nad der Suspenfion der Acte eben nur durch das uner: 
ſchütterte Vertrauen in bie Noten, weldes gerade das Product jener Acte 
fei, ermöglicht werbe, ift einfach burd den Hinweis auf die Kriie von 1825 zu bejeiti- 
gen, wo bie Engl. B. ſchon ganz eben jo half. Auch analoge Fälle bei anderen Banken 
lafien fi anführen, wie das Verhalten der Preuß. B. im J. 1866 u. faft mehr noch 
im J. 1870, ſ. darüber den Tert im Folgenden. Zeitungsnachrichten zu Folge bat bie 
in Berlin im Sommer 1870 zufammengetretene Bankcommilfion ben Gontingentirungs= 
vorjchlag mit Bezug auf bie Breuß. Banf mit Recht abgelehnt. 
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II) Die Bewährung des continentalen Deckungsſyſtems bei den deut— 
hen Zettelbanfen im Jahre 1866. 715») 


Die Erfahrungen des Fritiichen Jahres 1866 laſſen fich für verfchiedene 
wichtige Puncte der Theorie des Bankweſens und der Praxis der deutjchen 
Zettelbanfen verwerthen. 

1) Einmal bieten fie Material, um die Frage nad) der practiſchen 
Bewährung des in Deutjchland thatſächlich und gejeßlich beſtehenden 
Notendeckungsſyſtems in Mitten einer furdtbaren, allen 
Eredit erjhütternden Kataftrophe entſcheiden zu helfen. 

2) Sodann beleuchten jene Erfahrungen die theoretijhe Frage 
der Gentralijation und Decentralijation der Notenausgabe, 
insbejondere die Specialfrage der Widerſtandsfähigkeit und Leiftung3- 
fähigkeit der Centralbank einer: und der kleinen Zettelbanten 
andrerjeit3 in Krijen. Zugleich wird dadurch erwünjchtes Material geboten, 
dieje wichtige Frage für Deutihland richtig zu enticheiden. 

3) Endlid) liefern die Erfahrungen des Jahres 1866 auch noch eine 
Probe der practiihen Leiltungsfähigfeit, daher auch der VBerfaj- 
jung und Verwaltung der Preußiſchen Bank. Es ergibt fi) 
daraus mit, ob und wieweit die bejtehende Berfaflung und Verwaltung 
diejer Bank ſich in einer ausnehmend jchwierigen Zeit überhaupt und im 
Bergleih mit andern Gentralbanfen in ähnlicher Tage bewährt 
bat und ob und welde Reformen nothwendig oder doch zweckmäßig er- 
ſcheinen. Die Erfahrungen des Jahres 1866 haben daher auch für die Streit- 
frage der Eontingentirung wieder eine Bedeutung. 

Bisher find ſtatiſtiſche a Pne über den Geſchäftsverkehr 
ber Zettelbanfen und Fritiiche Unterfuchungen der in dieſer Statiftif enthal— 
tenen Erfahrungsthatjachen vornehmlid mit Bezug auf den zweiten obigen 
Bunct vorgenommen worden, jo von Eljter, Najje, M. Wirth. 716) 
Nafje hat dabei gleichzeitig auch den dritten Punct mit berüdjichtigt. Im 
Folgenden joll der zweite und dritte Punct im Zujammenhang behandelt 
werden. Auch der erjte Punct verdient jedoch alle Beachtung und er inter> 
ejfirt uns bier zunächſt. Alle drei Puncte, namentlich auch ber erjte und 
zweite, jtehen jedoch erjichtlic in jo enger Verbindung, daß es pafjend er= 
jcheint, die Erfahrungen des Jahres 1866 in Bezug auf die frage der 
Gentralifation der Notenausgabe und der jpeciellen Bewährung der Preus 
ßiſchen Bank hier mit zu unterjuchen. Es jei gleich hier vorausgeſchickt, daß 
in jenem kritiſchen Jahre unjer deutiches Notendeckungsſyſtem und die Ver— 
fafjung und Verwaltung der Preußiſchen Bank nad unjeren folgenden 
Unterfuhungen eine gute Probe bejtanden haben. Demnach erweiſt ſich die 
Einführung eines anderen Deckungsſyſtems in unjer Zettelbanfwejen und 
des Contingentirungsprincips in bie Verfaſſung der Preußiſchen Bank nur 
abermals unndöthig, ja pojitiv ſchädlich. Ferner lafjen fich gerade auch nach den 
deutſchen Erfahrungen jenes Jahres größere Vorzüge der Centralbanken 
(deßhalb noch nicht nothwendig der privilegirten oder vollends der Mono» 


7158) Weber bie gute Bewährung auch im J. 1870 f. ben Nachtrag. 
716) ©, o. ©. 20 Anm. 50 die Eitate; ferner die Auszüge aus Elfter, Naſſe 
bei M. Wirth, Handb. d, Bankweſ. S. 425—440. 
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polbanken, ſ. o. ©. 21) in den Höhepuncten der Creditkriſen nach— 
weiſen, welche jedenfalls in der Bankfrage zu beachten ſind. 

Die deutſche Bankſtatiſtik jenes Jahres liefert zugleich ein Beobach— 
tung3material wie in einem fünftlid angelegten geſchickten Erperiment. 
Daher liegt bier einmal der im Gebiete unjerer Wiſſenſchaft jo jeltene 
günftige Fall vor, daß man wie in den eracten Wiſſenſchaften operiren und 
aus dem ſtatiſtiſchen Ziffernmaterial mit ähnlicher Srenge wie dort Schlüjje 
ziehen kann. Gerade die eigenthümlichen funterbunten politiſchen Verhältniſſe 
Deutichlands, welche die Entjtehung, Vertheilung und Entwicklung unjrer 
Zettelbanfen fo bedeutjam beeinflußt Haben, jhufen bier die nothivendige 
Berjhiedenheit und Iſolirbarkeit der urfähliden Momente, 
welche eine Vorausſetzung erperimentellen Beweiſes bildet. 


1) Bewährung bes deutſchen Syftems im Allgemeinen und bejonbers 
bei ben fleinen Banfen im Jahre 1866. 


Das bankmäßige Notendeckungsſyſtem, in der Form, wie es die deut- 
chen Geſetze und Statuten vorſchreiben und die Banken thatſächlich durch— 
—— hat ſich unbedingt bei allen unſeren Zettelbanken inſofern voll— 
ftändig practiſch bewährt, als keine einzige Bank trotz des raſchen, plötzlichen 
Hereinbruchs der Kataſtrophe auch nur einen Augenblick ihre baare Noten— 
einlöſung einſtellen mußte. Im Gegentheil war die Baarzahlung durchweg 
coulant im Gange, trotzdem zeitweiſe eine ſtarke unregelmäßige Ruͤckſtrömung 
der Noten zu der ausgebenden Bank faſt allgemein erfolgte. Theils waren 
die Baarvorräthe für den erjten Andrang ausreichend, da fie Anfang 1866, 
obgleich etwas ſchwächer als fonjt, doch fait bei jeder einzelnen Bank die 
ftatutarifche Höhe mehr oder weniger überjchritten. Theils ließen fich doch 
noch mitten in der Krije neue Baaranjhaffungen bewerkitelligen, was von 
ber Preußijchen, Frankfurter, Bremer Bank u. a. m. in größerem Umfange 
geihah. Theils endlich, und das iſt für die frage der practiichen Bewäh— 
rung des deutſchen Notendeckungsſyſtems zunäcjt der Hauptpunct, gingen 
die Zahlungen an die Banken, die Einlöfung der discontirten Wechjel 
beim Verfall u. j. w. doch im Ganzen aud in Mitten der großartigen Er: 
jhütterung allen Eredit3 und aller Gejhäfte prompt ein. Dadurch be: 
währte fih der Verlaß auf die „regelmäßige” Rückſtrömung der Noten 
aud damals. Es zeigte ſich, daß in der That jelbit in ſolcher Krifis ein 
gutes Wedjelportefeuille und andere verwandte gute Forde- 
rungen eine braudbare und die Einlösbarkfeit der Noten 
jihernde Dedung jind, was man oft beitritten hat. Denn ſolche Aus: 
jtände, hieß es, würden in jolcher Zeit werthlos, mindeſtens jehr entwerthet 
und unrealijirbar und verlören deßhalb die Eigenſchaft einer genügenden 
Notendekung. Die damalige Erfahrung Hat die Unrichtigfeit und Weber: 
triebenheit diefer Behauptungen auch in Deutjchland ermwiejen. 

Gerade die jtarfe Reduction des Wedjelbejtands der Elei- 
nen außerpreußijhen Zettelbanten der Thalerwährung un 
mittelbar vor und in der eriten Zeit nad) dem Ausbruch de Kriegs, von 
März bis Juni 1866, 717) liefert den unmiderlegliden Beweis, 


AT) Die Banken zu Hannover, Braunfhiweig, Deſſau, Gera, Gotha, Weimar, 
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dag ein ſolches Wecjelportefeuille eine jihere Notendedung 
ift. Jene Verminderung der Wechſel hat jonjt gerade damals ihr Mißliches 
gehabt und wird von Naſſe nicht mit Unreht als ein Beweis zu Un: 
gunjten der Leijtungsfähigkeit jener Banken in Kriſen für den Verkehr 
bingejtellt. In der That hat fich hier die Stärke der damals umgekehrt ope- 
rirenden, ihre Ausleihungen ausdehnenden Preußiſchen Bank offen- 
bart. Allein dieſer Punct betrifft die zweite der oben aufgeitellten Fragen, 
diejenige von der Gentralijation und Decentralijation der Notenausgabe 
und beider relativen Vorzügen (j. u. jub 2) Vorzug d. Centralb. in Krijen 
u. ſ. w.). Hier fommt einjtweilen nur die erjte Frage in Betradht, nur 
der Geſichtspunet der Sicherheit und ſteeten Einlösbarfeit der 
Noten. In Bezug darauf aber zeigt die Thatjache der erfolgreichen Realiſi— 
rung der Ausjtände, daß unjere Banken alle Garantie boten. Das 
Miptrauen der Noteninhaber war injofern ungerechtfertigt. Die erwähnte 
Gruppe fleiner Zettelbanfen umfaßt die thüringiihen und einige andere 
Heinftaatlihe (Braunjchweig, Defjau, Hannover, die damals eben erjt er: 
öffnete Dresdener Banf), aljo jene Anitalten, welche notoriih am Wenig: 
ſten accrebitirt, von jeher jo vielen Angriffen ausgejegt waren. Mehrere 
diejer Banken lagen im unmittelbaren Bereich des Kriegsſchauplatzes (Hans 
nover, Gotha, Weimar, Dresden, von anderen namentlich; Meiningen). Der 
Umjtand der außerpreußifchen Domicile wirkte noch bejonder8 ungünftig auf 
fie ein, indem gegen ihre Noten ein vollends paniqueartige8 Miptrauen im 
„Auglande” ſich erhob. Die von ihnen bejeflenen Wechjel waren nach ver: 
breiteter Annahme ſchwerlich erite8 Banfpapier, allerdingd wohl, abgejehen 
von den Portefeuilles der Filialen in Leipzig u. |. w. kaum fo gut wie die 
Wechſel der Banken großer Pläße. Wenn dennoch die rajche Realifirung der 
Wechſelbeſtände diefer Fleinen Banken jo glatt ablief und die in großem 
Umfange erfolgte Beſchränkung, ja mehrfadh die beinahe völlige Ver— 
mweigerung neuer Discontirung bei allen jonjtigen aus ihr hervorgehenden 


Sonbershaufen, Dresden, melde jämmtlid Monatsausweije verdffentlichten, hatten nad 





Eljter ©. 77 

1000 Thlr. Ende Mir; E. Juni E. Sept. 

Bill - -» 2 2 2 025 A 12,073 14,574 
Rombarb - - 2 = 0 02 02. 8,927 3,600 4,102 
a A ee 630 616 892 
Debit. in E. corr. u. div. Act. 14,116 13,193 13,352 
Ausjtänbe . + 38,302 29,482 32,920 
Gajle . 7,850 8,675 7,696 
Notenumlauf 19,003 11,653 14,067 
Depofiten . 1,970 1,636 1,479 
Div. Ered. und 4,265 4,147 3,196 
Flüſſ. Paffiva . . 25,238 17,436 18,742 








Die bauptfädhliche Ginihränfung erfolgte im Mai und Juni. Die brei bebeutenb- 
ften thüring. Banken, welche befonders in Leipzig arbeiten, zeigten folgende Bewegung 


der Wechſelbeſtände: 
E. März, April, Mai, Juni, Juli 


Gera . . 2,021 1,883 1,606 1,215 0,931 
Gotha . . 2,962 3,105 2,502 1,674 1,801 
Weimar . 3,172 3,352 2,454 1,710 1,407 


Summe 8155 8,340 6562 4,599 4,139 
Roten . . — 8,989 5,988 4,735 — 
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wirthſchaftlichen Störungen, wenigſtens die Realifirung der bereit3 discon— 
tirten Mechjel nicht hemmte, 71%) jo Kann dies nur als ein gutes Zeichen 
für die Verwaltung jener Banken und als ein jchlagender Beweis für die 
Bewährung der bankmäßigen Notendefung mit Wechjeln u. |. w. angejehen 
werden. 

Eine jo furdtbare Probe wie diejenige des Jahres 1866 haben die 
- Banken anderer Länder, Nordamerica nicht ausgenommen, niemals ablegen 
müſſen, denn die Factoren, welche jene Probe zu einer jo unerhört ſchwie— 
rigen machten, können anderswo gar nicht jo vorkommen. Das Gefühl der 
volfswirthichaftlihen. und in gewiſſer Weije jelbjt der politiichen Einheit 
des Gebiets, ſich kreuzend mit dem entgegengejeßten Gefühl, dak man jeden 
andern deutſchen Einzeljtaat in mander Hinſicht doch wieder als „Aus: 
land” anſah, — der Umijtand, daß der gejchäftlihe Schwerpunct mander 
Banken in einem jolhen „Ausland“ lag und dajelbit die Noten diejer 
Banken vornehmlich curjirten, — wo in der Welt findet man denn jolche 
curioje Vorhältnifie wieder, welche die Lage der einzelnen Banken jett höch- 
lih erjchwerten! Dazu nun die Najchheit der Entwiclung der politiichen 
Krije, an deren wirklichem Ausbruch bis zulegt jo vielfach gezweifelt wurde, 
weßhalb die Einihränfung der Gejchäfte und des Notenumlaufs auch erſt 
Ipät begann und dann auf einmal um jo jtärfer erfolgen mußte! Das Un: 
gewöhnliche aller Verhältnifje, die alltäglichiten Verbindungen vielfach ganz 
abgejchnitten! Wenn unter jolchen Umjtänden, ohne irgend eine frühere 
ähnliche Erfahrung, nad) der man jich hätte richten können, von der größten 
bis zur Heinjten Bank alle ohne Stodung zahlungsfähig bleiben, jo möchte 
ih wijjen, ob darin nit die Bewährung eines Bankſyſtems, 
jeiner Organijation und der Gejhäftsführung der einzelnen 
Directionen liegt?! Dann mögen in Nebenpuncten Mängel bejtehen, die 
zu bejeitigen jein werden, aber in dem Hauptpuncte, d.h. in der Erhal— 
tung ber fteeten Solvenz, ijt das Bankweſen jolid, genügend und tüchtig. 
Jede Neform jollte auf dem Boden jolcher practijch bewährten Principien blei= 
ben, aljo in diefem Falle das erprobte deutſche Notendeckungsſyſtem fejthalten. 

Große und Heine, Gentralbanten und Anjtalten eines decentralifirten 
Bankſyſtems im Auslande haben ſich bei ſchwächeren Proben durchaus 
nicht immer jo allgemein bewährt. Daß die Heinen englijhen und nordame: 
ricanijhen Banken troß der Contingentirung der Notenausgabe und der 
aparien gejeglihen Dedung mit Staatseffecten in der Union in ähnlichen 
Fällen zu Dugenden ihre Zahlungen hätten juspendiren müjfen, darf nad) 
früheren Erfahrungen als höchſt wahrjcheinlich bezeichnet werden. Wenn 
dann auch durch die unbegrenzte Haftbarkeit in England und die verpfän 
deten Effecten in America jeder ſchließliche Verluſt von den Notenin— 
habern abgemwendet worden wäre: ijt nicht die Sachlage in Deutſchland eine 
viel günjtigere, wo es einer ſolchen ſchließlichen Sicherung gar nicht bedurfte, 
da eben Dank einem richtigen Dedungsiyitem und jolider Praris überhaupt 
feine Zahlunggeinjtelung vorfam und aud in Zukunft nicht fo leicht zu 
befürdten ijt? 


718) Denn es beweift, daß die crebitnehmenbe Kundichaft ber Banken nicht auf 
beftändige Wiebererneuerung dieſes Credits behufs Abzahlung des früheren angewiejen 
war, 
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Freilich wendet man nun ein, die Banken haben fich nur durch eine 
rücjichtsloje Einſchränkung ihrer vorſchüſfe über Waſſer gehalten. Dadurch 
aber litten die Geſchäfte, der Verkehr nur noch mehr, als ohnehin ſchon 
durch die allgemeinen Verhältniſſe geſchehen mußte. Dies gilt jedoch einmal 
nur hinſichtlich der kleineren Banken und auch da nicht aller oder wenig— 
ſtens nicht aller im gleichen Maaße. Die Richtigkeit des Einwands aber 
ſelbſt zugegeben, jo wird damit nichts gegen das deutſche Notendeckungs— 
ſyſtem und für ein anderes, ſondern nur gegen die Decentraliſation 
und für die Centraliſation der Notenausgabe in ſolchen Kriſen be— 
wieſen. Für Kriſen werden wir nach den 1866er Erfahrungen die Cen— 
tralbank mit der deutſchen Notendeckung, wie die Preußiſche Bank, ähnlich 
größere Banken in Hauptorten, wie die Frankfurter, Leipziger, Bremer 
(„Heine Gentralbanfen” oder sole „zweiter Ordnung“) vorziehen müſſen. 
Denn offenbar wirft hier auf den Credit jolder Anjtalten fait als jelbit- 
ftändiger Factor die Größe, die Bedeutung ihrer Stellung, bedingungsweiſe 
jelbjt die nähere Beziehung zum Staate — obgleich letzteres Moment mit 
unter auch gerade entgegengejet wirft — günjtig ein und der Credit der 
Noten wird dadurd gefejteter. Können wir daher wählen zwijchen Banken, 
welche beide mit Hilfe des bankmäßigen Deckungsſyſtems ihre Baarzahlung 
unter allen Umftänden erhalten, von denen jedoch die einen ſehr ſtarke Cre— 
diteinschränkungen vornehmen müfjen, während die anderen auch in Krijen 
noch Credit an zahlungsfähige Schuldner coulant zu gewähren ver: 
mögen, jo werden wir Banken der leßteren Art vorziehen, — natürlich nur 
ſoweit diejer eine Punct, die Leiſtungsfähigkeit in Creditkriſen, enticheibet. 
Müffen wir dagegen wählen zwiſchen Banken der erjten Art und jolchen 
anderen, welche die dauernde Coulanz gegen den Verkehr nur um den Preis 
einer geringeren Sicherung ihrer Noteneinlößbarfeit erreichen, oder gar 
jolden Anjtalten, melde mit einer anderen Dedung ihre Baarzahlungs- 
fähigkeit nicht in gleichem Grade fihern und außerdem nur nod weni- 
ger coulant in der Greditgewährung in ſchwierigen Zeiten bleiben können, 
— beide Arten von Banken finden fih unter Principien der americanijchen 
und englijhen Gejeßgebung — jo werden wir uns unbedingt für die erjt- 
genannten Banken, die Fleineren deutichen mit deren Dedungsiyitem, ent= 
jcheiden müſſen. 63 fann zwar einzelne Fälle geben, wo aus politijchen und 
noch jeltener jelbjt aus wirthichaftlihen, mercantilen Gründen (3. B. bei 
den Newyorker Banken im Sahre 1857) eine Zahlungsſuspenſion entſchuld— 
bar, jogar geboten erjcheint. Aber a priori, jo zu jagen principiell darf man 
ſolche Fälle nicht jtatuiren. Vielmehr gilt hier unbedingt, bejonders auch für 
die einzelne Anjtalt in decentralifirtem Banfmwejen, die Dearime: eine Bank 
muß Alles daran feken, bejtändig baarzahlungsfähig zu 
bleiben. Die Rüdfiht auf den Nachtheil der Ereditbeihränfung für den 
Verkehr ſteht gegen jene erjte Ruͤckſicht zurück. Denn bei gefährdeter und 
juspendirter Baarzahlung würde ja nur mit den Mitteln Fremder wider 
deren Willen Hülfe geleijtet, was einfach Rechtsbruch ift. 

Hätte für unjere deutjchen nn im Sabre 1866 eine der 
engliihen oder nordamericanijchen ejeßgebung ähnliche gegolten, was wäre 
eingetreten? Sehen wir hierbei ab von der Preußiſchen (und zum Theil den 
andern größeren Banken), für welche ſich, wie wir unten zeigen werden, 
die Sache etwas anders ſtellt. Wäre der Notenumlauf der kleineren Banken 
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etwa auf eine willkührlich nach ſogenannter früherer Erfahrung gewählte 
Ziffer fixirt geweſen, über welchen Betrag hinaus er gar nicht, wie in 
England, oder nur gegen volle metalliſche Deckung, wie in Schottland und 
Irland, hätte jteigen dürfen, jo würde jih muthmaßlich im Jahre 1866 
diejer Betrag noch zu hoch ermwiejen haben. Denn die eingetretene Vermin— 
derung des Notenumlauf3 einer Reihe jener Banken war jtärfer als nad) 
den Erfahrungen von Jahren, jeitdem jene Banfen überhaupt eine gewiſſe 
Entwicklung erlangt hatten, zu erwarten gewejen wäre. Vermuthlich würde 
der Baarvorrath nad dem engliiden Syiteme niedriger gewejen jein, ala 
er jebt unter der Herrichaft des deutſchen war (j. oben Tab. V ©. 340). 
Zur Sicherung der Bankjolvenz hätten aljo dann aud bier große Poſten 
der Ausjtände realifirt werben müjjen. Die Wirkung auf den Verkehr wäre 
daher eine ähnliche gewejen. Nur läßt fich zweifeln, ob die Beichaffenheit 
der Ausſtände eine ſolche Nealifirung in demſelben Maaße und mit der: 
jelben Leichtigkeit erlaubt hätte. Denn in dem engliihen Syjtem beruft man 
ih ja auf die „notoriihe Thatjache”, daß der Verkehr unter allen Umſtän— 
den eine gewiſſe Menge Noten beihäftige und daher fejthalte, weßhalb zwar 
die jenen Betrag überjteigende Notenmenge volljtändig metalliich gededt jein 
müſſe (Schottland, Irland) oder gar nicht ausgegeben werden dürfe (Eng— 
land), aber die Beihhaffenheit der anderen Activa von untergeordneter Be: 
deutung jei. Demgemäß jchreibt die Peel'ſche Acte über letztere Posten nichts 
Bejonderes vor und normirt für die engliihen Banken überhaupt keinen 
bejtimmten Baarvorrath. Die Vermuthung liegt daher mindeſtens jehr nahe, 
daß die Heinen deutſchen Zettelbanken, auch wenn jie nad dem Bebürfnif 
ihres Gejchäfts die bankmäßige Dedung bewahrten, unter einer der engli- 
ihen ähnlichen Gejeßgebung in weniger günftiger Lage in die Krijis von 
1866 eingetreten wären. 

AllerdingS wendet man noch ein, jene Kleinen Banken hätten im an— 
deren Fall ihren Notenumlauf vor der 1866er Statajtrophe gar nicht jo 
„übermäßig“ ausdehnen dürfen, wie ihnen dies unter der bejtehenden Ge— 
jeßgebung möglich geweſen. Gerade darin aber liege der Nachtheil, denn nun 
hätten fie zuerft die Speculation gefhürt und dann die Kriſe durch die 
rajche und ſtarke Einziehung ihrer Noten noch jehr geiteigert. Das verhüte 
das englijhe Syitem. Allein in diejer Anklage wird die vorhergehende Aus— 
dehnung des Notenumlaufs doch jehr übertrieben. Sie ijt im Ganzen nicht 
jo erheblid und wird durd die Wirthichaftsverhältniffe des Jahres 1864 
bi8 1865 und die ähnliche Entwicklung des Notenumlaufs der Preußiichen, 
der Frankfurter Bank u. a. m. —— 4) Selbſt wenn durch das 


719) S. oben Tab. III ©. 202. Gerade wenn man ſich an ben metalliſch unbe— 
beten Theil des Notenumlaufs hält, fo ftieg diejer von E. 1862—65 bei den preuß. 
Banken um 17.9, bei ben anderen (incl. Frankf, Hannov.) nur um 14.+ Mill. Thlr. 
— Die Vergleihung einiger derjenigen Fleineren Zettelbanfen, denen binfichtlich ber zu 
willfährigen Ausdehnung der Grebite und der Notenausgabe vor und ber zu ftarfen 
Einſchränkung in 1866 die meijten Borwürfe gemadt wurden, mit dev Preuß., Franff., 
Sächſ. B., ergibt im Einzelnen Folgendes, wobei aud bie neuejten Daten pajlend 
Plaß finden (j. auch oben Anm. 377). Wo bie Durhichnittszablen bes Notenum: 
laufs nicht vorlagen, find die Zahlen der Bilanz vom 31. Dec. eingefeßt (bei d. Weim. 
B. in 2 Jahren mit * bezeichnet). (Millionen mit 2 Decim,, Thlr.) 
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Gejeß die Schranke für den Notenumluuf oder den metalliſch ungedeckten 
Theil des letzteren etwas enger al3 jet gezogen gemwejen wäre, jo würde 
es fih im Ganzen nicht um eine große Reduktion der Notenmenge für die 
Gejammtheit der Eleineren Banken oder einzelner Gruppen derjelben, wie 
der thüringijchen, gehandelt haben. Dieje Banken find durch ihre verhältniß: 
mäßig bedeutenden Stammfapitale doch jehr jolid fundirt. Wäre ihr Noten- 
umlauf noch enger „contingentirt“ gemwejen, jo würden jie, um zu bejtehen 
und nur eine halbwegs leidliche Rente abwerfen zu können, da ſchon ihre 
jegige im Allgemeinen nichts weniger als glänzend ift, nothwendig re: 
lativ Fleinere Baarfonds gehalten und einen Theil ihrer Wed 
jel in höher verzinslihe, aber weniger leiht rvealijirbare 
Anlagen verwandelt haben. Die Folge wäre feine andere geweſen, als daß 
in der Kriſis des Jahres 1866 troß eines vielleicht etwas geringeren No— 
tenumlauf3 doch die Baarbejtände noch mehr hätten verjtärft und die Aus: 


Tab. VII. NRotenumlauf einiger deutſchen Zettelbanten. 


2 *8* Sächſ. Leipz. Weim. Gotha Gera Meining. Braunſchw. Darmit. 
urch Durch Stand Durch⸗ Stand Durch-⸗ Durch⸗ Durd- Stand Durch⸗ Durd 
ſchnitt. ſchnitt. Ende ſchnitt. Ende ſchnitt. ſchnitt. ſchnitt. Ende ſchnitt. ſchnitt. 


1862 10653°%°— 414.0 — 62 29 155 457 463 429 0,57 
1863 112.83 14.06 154 — 79 346210 481 207 157 40 
1864 116.12 — 14235 — 701 38 26 290 20 407 0 27 
1865 119.22 — 164% — 689 3,51 28517 286 223 28 3,48 
1866 122.0 153.7 14,98 259 27 1. 200 2 4m 2 26 2,8 
1867 128.13 413.75 14,1 ° 8 3 2m 4m 1.22 2 an 29 
1868 139.92 14.95 16,9% 10.16 3,75 4,18 426 472 40 551 3,38 
1869 145.90 15,07 16.62 12,08 3,00 106 10 48 no Zar 3 


Nach einem verbältnigmäßigen Stillitand beginnt im Jahre 1862 die größere 

jortfhreitende Bermehrung des Notenumlaufs der Fleineren Banken, weshalb biejes Jahr 
bier zum Ausgangspunct dient. Dan wird bemerken, daß ber Notenumlauf ber Weim., 
Goth., Geraer B. buch das J. 1866 einen Schlag erhalten hat, von dem er ſich bis 
jegt noch nicht erholte. Darin wird man vielleicht gerade bas unbebingte Verdict gegen 
die Thätigfeit biefer Banken vor 1866 beftätigt finden. Indeſſen zeigt fich eine ganz 
ähnliche Geftaltung des Notenumlaufs auch bei ber jehr joliden Leipz. B. Das beutet 
auf einen inneren Jufammenhang der Berbältniffe, der auch beftehbt. Jene 3 Banken 
operiren mit ihren Filialen u. ſ. w. vornehmlih in Sachſen, bier ift ihnen wie ber 
Leipz. B. durch die Concurrenz ber neuen Sächſ. B. in Dresden feit 1866 viel Boden 
entzogen und beshalb beionders ihr Notenumlauf Feiner ern Im J. 1865, wo 
die Dresd. B. eben eröffuet wurde, hatten die Leipz. u. die 3 gen. thür. Banken zufam: 
men ca. 16 Mill, Thlr., 1869 nur ca. 8.7 Mill. Thlr. Notenumlauf, aber e8 war in: 
zwiſchen die Notencirculation der Dresd. B. auf 12,6 Mill. Thlr. geftiegen und aud) 
das jähf, Staatspapiergeld vermehrt worden. Diefer Sieg ber Gentralnote Sachſens 
über die Noten der genannten Banken ift auch für die Banffrage bemerfenswerth. — 
Bedenklicher erſcheint die rajche neuere —— des Notenumlaufs der Mein. (deren 
Ausweiſe mit den runden Zahlen übrigens offenbar die eigentliche Circulation nicht 
angeben), vielleicht auch der Braunſchw. B. Letzterer wurde im J. 1869 die nachge— 
ſuchte Staatsermächtigung, ihren Notenumlauf von 35 auf 4.5 Mill. Thlr. auszubeh— 
nen (ſ. 0. ©. 174, 181). Auch die Bewegung bes Notenumlaufs der Darmſt. B., ber 
gleichfalls im 3. 1869 geftattet wurde, den bisher auf das zweifache des eingezablten 
Stammfapitals befhränkten Notenumlauf auf das Dreifache zu erhöhen (f. o. ©. 175), 
ibt eher zu Bebenfen Anlaß. Wie geringfügig ift aber die abjolute Vermehrung ber 
oten aller diejer Banken, verglichen mit berjenigen ber Preuß. B.! Gleihwohl war 
die Ausdehnung bei leßterer innerlich gerechtfertigt. Wenn man das zugibt, follte man 
nur ben Emiffionen ber Fleinen Banken, deren Baarvorräthe doch auch wuchſen, nicht 
Immer jo übertriebene Bebeutung beilegen. 


—— 


ſtände gleichfalls nad) Möglichkeit hätten realiſirt werden müſſen. Da let: 
tereg mit Effecten ſchwer anging, dieſe aber eine größere Quote der ver: 
zinslichen Anlagen der Kleinen Banken als unter der gegenwärtigen Ver: 
fajjung ausgemacht hätten, jo würde von den Wedjeln, 3. Th. den Lom— 
bards u. ſ. w. nur ein noch größerer Betrag realifirt worden jein. 
Die Sadjlage hätte dann der jetzigen geglichen. 

Weſentlich zu demjelben Ergebniß gelangt man unter der Annahme, 
das nordamericanijche Syſtem fei im Jahre 1866 bei unferen Kleinen Ban- 
fen in Geltung gemejen. Auch hier alsdann Kleinere Baarfonds, Feitlegung 
und Unverfügbarfeit des Stammkapitals, ſchwerlich ebenjo gute und jo 
realifirbare ſonſtige Anlagen und dennoch jtärfere Realijirungsnothmwen: 
digkeit troß vielleicht etwas, jchwerlicd (nad) Maßgabe des eigenen Kapitals 
wie in America) wejentlich niedrigeren Notenumlaufs. Die gute Beſchaffen⸗ 
heit der Ausſtände wird in Deutjchland unvermeidlich auch ohne gejeglichen 
Zwang von den Directionen mehr erjtrebt, weil feine andere gejeßlide 
Dedung als jcheinbare Sicherung dient. Im günftigiten Fall hätte man 
dag americanijche Nejultat erzielt: die Suspenjion einzelner Banken näher 
gebracht und ſich damit getröftet, daß die Noteninhaber ſchließlich voll be 
friedigt werden. Gewiß Fein Fortſchritt gegen den jegigen Zuſtand. 

Sp können die Erfahrungen des Jahres 1866 in Betreff des De 
ckungsſyſtems unferer fleineren Banken in der That als befriedigend bezeid: 
net werden. 

2) Borzug ber Gentralbanfen in Kriien und fpecielle Bewährung der 
Preußiſchen Banf im Jahre 1866. 720) 

Auch die Preußiiche, die Frankfurter, die Leipziger Bank, welche der 
Kriſis gegenüber eine andere Politik als die meijten übrigen, bejonders bie 
Heineren Banken befolgt haben, find erjt weſentlich durch die ftreng bank— 
mäßige Deckung befähigt worden, die Krifis gut zu überjtehen und der bes 
drängten Geſchäftswelt joviel als möglih und jtatthaft ſchien unter die 
Arme zu greifen. Der regelmäßige Ablauf der discontirten Wechjel u. ſ. w. 
führte diejen Banken täglich) Zahlungsmittel, theild Münze, theils und jegt 
mwohl vornehmlich ihre eigenen Noten zu. Dadurch verminderte ſich natur: 
gemäß der Andrang der Noten zur Präjentation oder die Banken kamen 
in die Lage, 721) den beſonders bedürftigen und folventen Firmen noch ferner, 
wenn aud den Umjtänden gemäß nur theueren Credit 722) gewähren zu 


720) Vgl. namentlich die gen. Abb. v. Nafje, auf die bier auch für mande, im 
Folgenden nicht berübrte, aber doch interefiante Buncte verwieſen wird (5. B. in Betrefi 
ber Depofiten). Diejer Bogen gebt in den Drud während ber großen politiicen 
Krife im Sommer 1870. Die höchſt intereffanten Beobahtungen über Geld:, Credit: 
und Banfweien werde ich in einem Nachtrag für die Theorie zu verwertben fuchen. 
Schon jegt (Mitte Aug.) läßt ſich behaupten, daß die Darjtellung im Tert auch im N. 
1870 bie erneute Beftätigung ihrer Nichtigkeit erfahren bat, bef. in Bez. auf d, Preuß. B. 

721) Die baare Einlöjung von Noten war 1 B. bei der Frankf. B. im J. 
1866 kaum größer als 1865, wenn auch ſtärker als in den flauen Jahren 1867 fi, 
nämlich 1865—69: 12.23, 12.93, 10.3, 9,8°, 9,70 Mill. fl. Die Hinansgabe von Noten 
gegen Baar war jogar 1866 etwas ftärfer als 1867, nämlich 1866—69: 7.0, 6.9, 6.58, 

5 Mill. fl. Leider liegen Feine Daten für die Bewegung biefer Ziffern in den einzel: 
nen Abfchnitten des Sabres vor. Vgl, hiermit den durchſchnittl. Notenumlauf in Tab. 
VII Anm, 719. 

722) Die Preuß. B. erhöhte ben Disconto am 11. Mai 1866 von 7 auf 9, bie 

Frankf. B. am 15. Mai auf 7%,, ſ. u. Anm. 730. 
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fönnen, ohne ihren Notenumlauf jehr erheblih oder in gefährlicher Meife 
gegen den bisherigen Betrag auszudehnen. Wie anders jtellen fich in jolchen 
Zeiten die Verhältnifje derjenigen Banken, welche für einen großen Theil 
ihre Notenumlaufs unrealifirbare Deckungen, 3. B. Forderungen an den 
Staat bejigen, wie j. 3. die Englijche, neuerdings die Dejterreichifche, 
Ruffiihe Bank! Hier fehlt die regelmäßige Rüdftrömung der Noten für 
den Betrag jener Dedungen. Jede neue Ereditgemährung an die Gejchäfts- 
welt bildet aljo pro tanto eine Vermehrung des Notenumlaufs. Selbft die 
Notencireulation der Preußiſchen Bank dagegen, welche jo willfährig mitten 
in der Krije discontirte, ftieg im Mai und uni bei einer gleichzeitigen 
Erhöhung des Baarfonds um 5.6 Mill. Thlr. nur um 16.7 Mill. Thlr., 
während ji das Mortefeuille in diejen beiden Monaten doch mehr als 
vollftändig erneuert haben muß, d. h. die Preußiſche Bank hat in diefem 
Zeitraum muthmaßlich für ca. 90 Mill. Thlr. und mehr Wechſel discontirt, 
und nicht für den fünften Theil diefer Summe ihre Noten vermehrt. Vom 
Lombardgejhäft wird dabei noch ganz abgejehen. 723) Unſer deutjches De- 
ckungsſyſtem bat ſich aljo auch bier vollauf bewährt. 

Bergleihen wir aber nun die Leijtungen der Preußifchen und der 
anderen größeren Banken mit denen der Eleineren, jo müjjen wir in der 
That, wie jchon bemerkt, den erjteren den Vorzug einräumen, denn fie 
fonnten nit nur ihre Baarzahlung coulant erhalten, jondern auch noch 
in der Krijiß die creditwürdigen Häuſer unterftügen. Namentlih und in 
großartigftem Maaße gilt dies von der Preußiſchen Bank, melde hier 
die ganze Stärke der großen Centralbank bewies. 72) Aber auch von der 
Leipziger, 75) Frankfurter 7%) Bank ift es in gewiſſem Grade zu 


723) Die Wechielbeftände der Preuß. B. (Platzw., inländ. Remeſſenw. u. ausländ. 
W. zuſammen) waren Ende März bis Juli 1866: 73.9, 76.61, 87.03, 83.1, 70.68 Mill. 
Thlr.; durchſchnittl. Verfallgeit der Platzw. u. der inl. Remeſſenw. 1866 63 u. 33 Tage. 
Danach ift anzunehmen, daß bei einer Anlage von ca. 60%, in Pla: und 40%, in 
Remeflenw. (Durhichn. f. 1866 42.9 u. 27.6? Mill, Thle.), vom Bortefeuille im Ganzen 
täglib 1.°—2 Mill. Thlr. beim mittleren Stande von einigen 80 Mill. Thlr. im Mai 
und Juni abliefen, aljo fo viel Zahlungen an die Banf eingingen, mitbin für neue 
Eredite disponibel waren. Muthmaßlich war der Betrag nocd etwas höher, da die Wech— 
jel, die vom April bis Juli discontirt wurden, wahrſcheinlich eine etwas kürzere als bie 
Durbichnittsverfallgeit hatten. Lombard nahm im Juni aud etwas zu und fogar die 
Gifecten vermehrten fi vorübergehend um ca. 2 Mill. Thlr. 

724) ©. die Tab. 3 von Elſter a. a. DO. u. die vor. Anm. Es vermehrte ſich 

bei d. Preuß. B. v. E. März bis 23, Juni das Portef. von 73.91 auf 85.26 (Mar. 
15. Mai 87.0), die Lombards von 15.33 (E. April 13.) auf 15.” (Mar. 30. Juni 
16.97), der Notenumlauf von 118.03 auf 137.6! (Mar. 30. Juni 137,86), wäbrend bie 
Caſſe von 63.76 auf 67. Mill. Thlr. ftieg. Während fo die Preuß. B. von E. März 
bis E. Juni im Wedel: u. Lombardgeichäft 10.59 Mill. Thlr. mehr anlegte, haben 
die preuß. Privatzettelbanfen in berjelben Zeit aus beiden Gejhäften 4.53 Mill. Thlr., 
die früher erwähnten auferpreuß. Thalerzettelbanken, die Monatsausweije veröffentlichen, 
fogar 7.88 Mill. Thlr. berausgezogen. 
125) Gerübmt im Ber. db. Leipz. H. 8. f. 1866, f. o. Arm. 50. Während gerade 
die in Leipzig arbeitenden Weim. Gotb., Ger. Banken ihren Notenumlauf u. ihre Dis: 
contirung in der Krije fo einjchränften (j. o. Aum. 717) u. auch die junge Dresd. B. 
von E. April bis E. Mai ihren Notenumlauf von 2.7° auf 1.88 Mill, Thlr. vermin: 
derte, dehnte bie Reipz. B. den ihrigen v. 9. März bis 3. Juli (Mar.) von 6.'9 auf 
8. Mill. Thlr. aus u. fteigerte ihr Portef. v. E. Febr. bis 19. Mai (Mar.) von 2.11 
auf 3.99 Mill, Thlr. 

726) Ihr Notenumlauf blieb in der Krife von €. Febr. bis €. Juni faſt gleich, 
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rühmen. Die Ereditgemährung wurde natürlich und entſprechend den Ver— 
hältnifjen gebührend vertheuert, aber nicht nur nicht im der jchlimmiten 
Zeit, kurz vor und unmittelbar nach dem Kriegsausbrud (erite Hälfte Mai 
bis zweite Hälfte Auni) vermindert, jondern noch ausgedehnt. 
Dadurch ward die Lücke, welche durch die verbreitete Beſchränkung der ge: 
mwöhnlichen privaten Creditgewährung wie immer in ſolchen Fällen entitan= 
den war, und zum Theil jelbjt diejenige Lücke ausgefüllt, melde gerade 
die große Nealifirung der Ausjtände und Einziehung der Noten Seiten 
der kleinen Banken hervorgerufen hat. 727) Letzterer Umſtand iſt es zumeift, 
deffentwegen wir mit Najje die Erfahrungen der damaligen Krijis ala 
günftig für die Gentralijation der Notenausgabe bezeichnen müfjen. 

Die großartige, heiljame Hilfsleijtung der Preußifhen Bank in jener 
Zeit wird von der Gejhäftswelt in den Handelöfammerberichten einjtimmig 
außerordentlich gelobt. Manchmal ganz emphatijch, bejonders von Anhängern 
des Gentralbanfiyjtems, öfters mit dem Hinweis auf die entgegengejeßte 
Politik der Kleinen Banken, offen und loyal jelbit von Gegnern jenes Sy— 
ſtems oder jpeziell der Preußiihen Bank Aehnlich lauten die Urtheile der 
Geſchäftskreiſe über die Hilfe anderer größerer Banken. 72#) 

Diefen günjtigen Stimmen gegenüber find die Gegner der damaligen 
Politif der großen Banken in den Gejchäftsfreijen jehr vereinzelt. Doc) find 
mitunter Bedenken auch bier geltend gemacht worden, weil die Sicherheit 
det Preußiſchen Bank gefährdet worden fei. Einzelne Practiker (mie 3. B. 
der preußijche Abgeordnete Neichenheim) haben nad) dem Kriege von 1866 
jelbjt ausgejprochen, durch die damaligen Erfahrungen zur Anerkennung der 


13.86 His 13. Mil Thlr. Die ftarke Metalldedung und geringe Baareinlöfung ber 
Noten (j. Anm. 721) geftattete wohl eine erweiterte Grebitgewährung, bie aber in 
Frankfurt troß des Disconts von bloß 7%, nicht fo dringend nöthig geweien zu fein 
ſcheint. Dies bängt wohl mit der Beichaffenbeit der Hauptkundichaft der Frankf. B., ber 
Bangquiers, zujammen, da bier früher u. leichter die Geſchäftsreduction erfolgen konnte. 
IT) M. Wirtb a. a.D. ©. 440 berechnet, daß die Banken, für welde Monats: 
ausweife vorliegen, von E. März bis E. Juni 11.19 Mill. Thlr. Noten und 9.16 Mill. 
Thlr. baar (wovon 5.18 Mill. Tblr. bei d. Preuß. B., freilih incl. etwas Darlehens: 
caſſenſcheine, u. muthmaßlich meift ausländ. Silber), zuf. 20.26 Mil. Thlr. dieſer 
Umlaufsmittel dem Verlehr entzogen und bie Preuß. B. faft den gleichen Betrag 
ihrer Noten, 19.59 Mil. Thlr., ihm wieder zuführte. — Auch die Brem. B. bat 
zwar gute Dienfte geleiftet, jedoch während 15 Gaifirtagen bis zum 4. Juli einen Theil 
der angebot. Wechiel zurücgegeben, was fie für wirfjamer bielt als bie weitere Erhöhung 
des Disconts über 8%/, binaus (j. ihren Ber. f. 1866). 5 
728) S. db. Ber. ber preuß. 9. 8. f. 1866. So rübmen die Goulanz ber Preuß. 
B. von H. K., welche in ber Principienfrage mebr oder weniger indifferent find, Tborn, 
Nordbaujen, Müblhbaujen, Görlig, Minden, Bielefeld, Saarbrüden, 
Gladbach; Handelsfammern, welche im Princip die Gentralbanf vorzuziehen jcheinen, 
Berlin, Dortmund (bie Krife babe bewiejen, wie richtig das Syſtem einer großen, 
über fo bedeutende Mittel verfügender Gentralbanf fei), Altena (lobt die Bank 
und deren Verwaltung empbatiijh und wünſcht Feſthalten an ber Beihränfung d. 
Depofitenweiens u. am Monopol der Notenausgabe); endlich H. K., welche im Gan- 
zen mebr freie Bewegung im Banfwejen wollen, wie Königsberg, Breslau, Köln, 
Hagen. Das Bedenken, daß die Bank als Staatsinftitut in Kriegszeiten gefährdeter 
als Privatbanfen jei, bebt Düſſeldorf hervor. — lieber bie Leipz. B. ſ. Anm. 725. 
— Belonders in den Fleineren preuß. Geſchäftsplätzen bat fi die Hilfsleiftung ber 
Preuß. Eentralbanf bewährt u. wird ſehr gerühmt (ſ. o.) Würden Eleinere Zet— 
telbanfen bei Decentralifation ber Notenausgabe bier ebenjoviel haben leiften fünnen 
und nicht oftmals an jolden Orten ganz gefehlt haben ? 
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Gontingentirung, welche fie 1865 verworfen hatten, befehrt worben zur fein. 
Namentlih hat man wohl geltend gemadt, daß die „tollfühne” Politik der 
Preußiſchen Bank nur Dank der raſchen preußijchen Siege nit ſchlimm 
geendet hat. 

Indeſſen jcheint uns, daß bier ein Irrthum obmwaltet, welcher mit 
den theoretiichen Angriffen der Anhänger der Contingentirung gegen eine 
Discontopolitit wie die damalige der Preußiſchen Bank auf demjelben Trug- 
ſchluß beruht. Dieje Politik ift im Gegentheil theoretiſch aus dem Stand: 
punct der Greditwirthihaft und nad der berechtigten Function der Note 
in Krijen durchaus zu rechtfertigen, wie dies in den Debatten der Peel'ſchen 
Acte von den Gegnern der leßteren jo oft bemwiejen worden ijt. Es hanbelt 
fih bier nicht um die Verhinderung der Abwicklung einer ausjchweifenden 
Speculation, von welder im Mai 1866 in Deutichland nirgends die Rede 
jein konnte, jondern um die Ausfüllung einer ganz übermäßigen 
Lüde im Creditſyſtem. Eine ſolche Ausfüllung ift die Aufgabe gerade 
der Gentralbanf. 72°) Die Preußiſche Bank hat fich diejer Aufgabe im vollen 
Maße gewachjen gezeigt. (Im 3. 1870 ſogar in nod höherem Grabe.) 

Die jpeciellen damaligen Erfahrungen zeigen auch, daß die Ueber: 
nahme jener Aufgabe, wie jich theoretijch deduciren läßt, Feine Gefährdung 
für das Geld: und Greditwejen und für die Einlösbarkeit der Noten mit 
fi bringt, vorausgejeßt, die Ereditgemährung (und eventuelle Noten: 
ausgabe dafür) erfolgt mit der gehörigen Vorjicht, zu einem hohen Disconto, 
welder den Erport von Metall hindert und den Umſchwung der fremden 
Wechſelcurſe bewirkt (j. u. Anm, 730), und insbejondere auch vorausgejekt, 
die Augleihungen geihehen auf bankmäßige Werthe mit kurzen Verfallzeiten, 
jo daß die genügende Dedung bleibt. 

Beim Herannahen und in der erjten Zeit einer jolchen plößlichen 
Krifis find noch eine Menge ſchwebender Geſchäfte und Berbindlichkeiten 
abzumwiceln. Die Lage wird gerade dadurch jo erjchwert, daß die gemöhn- 
lihen Credithilfen plötlich verjagen und die Furcht, überhaupt feinen Credit 
mehr finden zu können, dann felbjt bei denjenigen ausbricht und das Ver: 
langen, ſich mit Zahlungsmitteln für alle Fälle zu verjehen, hervorruft, 
welche im Augenblicte noch gar feinen Credit braudten. So entjteht dann 
bald eine förmliche Panique, welche nun vollends die gewöhnlichen Eredit- 
quellen (auch bei den feinen Banken, wie wir jahen) verjtopft und den 
Andrang an die Banken um Hilfe nur noch fteigert. Eines der jo oft vor- 
kommenden Syiteme der Wechſelwirkung in jolchen volf3wirthichaftlichen 
Berhältniffen. Hier hängt nun Alles davon ab, wenigitens eine feite 
Ausſicht, im Nothfall Eredit erlangen zu können, den Gejchäftsleuten zu 
eröffnen. Das ift im Grunde noch wichtiger wie die wirkliche Creditgewäh— 
rung. Die befannten Vorgänge auf dem englijchen Geldmarkte 1825, 1847, 
1857, 1866 find dafür claffiihe Belege. Man fieht nur aus den 1866er 
Erfahrungen in Deutjchland, daß es fi Hier um allgemeine Phänomene 
der Creditwirthſchaft Handelt, welde in den einzelnen Ländern und Zeit: 





729) Ueber die Theorie ber Krifen und die Aufgabe der Banken in den legteren, welche 
im Folgenden in den Hauptpuncten entwidelt wird, |. Näheres in meiner Tbeor. d. P. 
Ace ©. 164 fi., 187 fl., 262 ff., 274 ff. u. mein, Art. Krijen in Rentzſch' Handw. B. 
der Volkswirthſchaftolehre. 
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puncten nur in Nebenfachen etwas verjchieden find und z. B. in England 
wegen der Peel'ſchen Banfgejeßgebung noch in bejonderer Steigerung her— 
vortreten. 

Wird nun Hilfe geboten, jo Tegt fich die Panique erfahrungsgemäß 
ziemlich raſch. Mit dem erlangten Gredit werden die Engagements abge- 
wickelt. Als dann madt ſich die bereitö früher begonnene Einſchränkung 
und Stodung der Gejhäfte auch in Betreff der Anjprüche bei den Banken 
geltend. E3 werden weniger Wechjel angeboten, der hohe Discont veranlaft 
ohnedem, ſich in der Ereditbenügung möglichſt einzujchränfen. Die im Höbe- 
punct der Krije entnommenen Darlehen werden raſch abgezahlt, da das 
Kapital vorläufig nicht weiter gebraudt wird. Der Notenumlauf vermin- 
dert, die Depojiten, der Baarbeitand vermehren ſich in kurzer Zeit, immer 
Dank dem bankmäßigen Dedungsiyitem, natürlid um jo jchneller, wenn 
aud das Stammkapital, wie bei ung großentheild, im Bankgeſchäft be= 
ihäftigt ift. Die Eentralbant hat ihre wichtige Junction in Krijen richtig 
und zum Heile von taujend Einzelnen und der ganzen Volkswirthſchaft 
durchgeführt. 

Ganz jo ging es im Jahre 1866 (und wieder 1870) mit der Preußiſchen 
Bank. Schon in der zweiten Hälfte Mai, zur Zeit der furchtbaren Kriſe auf dem 
englijhen Geldmarkt, deren ziemlich genaues zeitliche Zujammentreffen mit 
der großen deutſchen politifchen Kriſe überhaupt nicht vergejien werden 
darf, erreichten die Wechjelbejtände den Höhepunkt, nahmen von da an mit 
einigen Schmwanfungen, von der zweiten Hälfte Juni an raſcher und jtärfer 
ab und ähnlich bemegte fich der Notenumlauf. Bevor aljo die Eriegerijche 
Entſcheidung gefallen, jelbit bevor fi eine raſche Entideidung noch über: 
jehen oder doch irgend geichäftlich in ihrer Tragweite würdigen ließ (23. Juni), 
war der Umſchwung in den Creditanjprüden bei der Bank eingetreten, 
durchaus in Webereinjtimmung mit obiger Theorie der Krijen. Woche für 
Mode nahm das ortefeuille von Ende Juni bis Anfang Augujt um 
3—5 Mill. Thlr. ab, Anfang September war e8 gegen jeinen höchſten Stand 
im Mai um mehr ald 25 Mill. Thlr. gejunfen. Denn troß der Siege, 
welche das Ende des Kriegs jo raſch herbeiführten und damit einen Ge— 
Ihäftsaufjhwung Hätten anbahnen können, trat die jtärkite gejchäftliche 
Neaction, wie regelmäßig in jolden Fällen, gerade jet nad Abwick— 
lung der von früber bejtehenden Gejhäjtsengagementg ein 
und mit ihr die Verminderung des Greditbedürfnifjes. Der raſche Sieg der 
preußiſchen Waffen war aljo nicht die Bedingung, ohne welche die damalige 
preußiihe Bankpolitit jchlimm ausgelaufen wäre. Im Gegentheil würde 
ohne den Sieg die ohnehin im Gang befindliche Einſchränkung der Gejchäfte 
wohl von Ende Juni an noch rajcher erfolgt ſein. Die Vermehrung der 
Noten der Preußiſchen Bank in jener Eritiihen Zeit des Mai und Juni 
war ferner, obgleich ihr eine gleihmäßige Zunahme des Metallbejtands nicht 
zur Seite ging, nach der erforderlichen Erhöhung des Disconts Feines: 
wegs von andauernd ungünftigen fremden Wechjeleurjen begleitet, wie für 
jolden Fall jo oft von den Anhängern der Eurrencytheorie behauptet wor— 
den ijt. Auch Hier finden ſich wieder Thatjahen in ſolcher Combination, 
daß ein förmlich erperimenteller Beweis möglich ijt. 730) 





30) Bol. Naſſe ©. 4, 5. Ich ftelle bier einige ber bemerfenswertbeften Daten 
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Ein ſolcher läßt fich mit den damaligen Daten aber auch binfichtlich 
der ımbedingt nadhtheilgen Wirkung führen, melde in jener Seit die 
Gontingentirung geübt hätte. Durch letztere wäre genau ebenjo wie zu der— 
jelben Zeit in England und wie daſelbſt jeit dem Beftehen der Peel’ichen 
Acte in jeder großen Krije die Leiltungsfähigkeit der Ban, ihre Junction 
aus dem Ausweis ber Preuß. B. mit einigen Discontofägen u. Wechfelcurfen zufam- 
men, legtere nah dem Bericht der Berl. u. Frank. Handelsfammer im Hand. Ard. u. 
nad den Gurstabellen in db. „tab. Ueberj. d. Hamb. Handels f. 1866.“ 

Tab. IX. Disconten, Wechſelcurſe, Bankbewegung i. 3. 1866. 


Lomb. Dieconto Disconto 


0% 0 i8conto indf. Didconto mbur 
1866 Sa B. ch Franff. B. ne Min, Dean. 
1. San. 7. 1.9 1. Jan. 55 San. 6.75 5,28 8. 
22. fer. 6 6,5 7 5. Febr. 45 3.* 7.5 
4. Mai 7 75 14. Febr. 45° o Mig A. 3,5 6.5 
1; °.. 9. 9,5 19. April 5. April 6.25 4. 6. 
13. Juli 8. 85 7. Mi 6 Mi 85 5 9.15 
26. „ 6. 63° 415. Mai 7. uni 85 6.5 10. 
3. Aug 5, 55 22. Juni 6. Juli 6.5 3.3 10. 
29. Dct. 4° 5. 10. Aug. 5. Aug. 3.3. 8.* 
13. Dec. 4. 4.5 2. „ 4. Sept. 4.8 5,35 5. 
8. Oct 4.5 Dt. 4.25 3.5 4,5 
7. Nov 4. Nov. 3,75 3,5 4. 
16., 3,5 Dec. 3,15 3. 3,15 
Noten Davon Berlin auf Hamburg auf Sranffurt auf 
- metall. London, Hamburg, Berlin. Berlin, 
d. Preuß. um 2 Monat. 
anf,  bebedt. 3 Mon, Sicht. Max. Min, Mar. Min, 
&. Dec. 1865 125.20 63.7? Jan, 6,205, 156. 156.5 105. 104,52 
E. März 1886 118.09 54.27 Febr. 155. 156. 105. 104.87 
E. Apr. 121.2+ 57.92 März 154.75 4154.87 104.87 4104.75 
15. Mai 134.95 69.8 April 155. 155.37 104.87 104.75 
23. — 133. 69.9 Mai 6.2* 1535—1/, 154.25 159. 104.87 102,5 
L—- 133.2% 69, | 6 MBiix-, 
7. Juni 132.87 69.20 Juni 155.5. 1575 104.25 100,75 
5. — 134.72 69,97 
23. — 137.61 70.21 
30. — 137.66 68,92 
7. Zuli 137. 65.5 Juli 153.73 155.75 104.13 103. 
15. — 135.3 62* 
23. — 131.73 57.% 
1. — 130.% 55.07 
15. Aug. 124.* 48.66 Aug. 1535 454.5 104.97 403,15 
3i. — 121.19 43.27 
15. Sept. 119.16 40.89 Gept. 153.5 154.75 105.13 104.75 
30. — 121.67 44.53 


Dec, 6.21 %/, 153.23 154.25 105.19 104.87 

Als Metallbebetung ift bier auch der Beftand an Staatscaffenanweifungen und 

von E. Juni an an Darlebenscafienjheinen vom Notenumlauf in Abzug gebradt. Die 
metalliich unbededte Notenmenge war alfo nody etwas größer. — Berlin auf London 
notirt in Thlr. p. 1 Pb. St., auf Hamburg in Thlr. p. 300 M. B. ebenio Hamburg 
auf Berlin, Frankfurt auf Berlin in Kreuzern p. Thlr, (ober fl. p. 60 Thlr.) Die ftarfe 
Höbe der Disconten an den Hauptplägen muß für bie langfichtigen Wechſel berüdfich- 
tigt werben. „Auswärtige Wechiel wurden ber hoben Zinjen halber vielfach zu Geldan— 
lagen benußt” (Berl. H. K. B. S. 290 im H. Arch.). „Als im 2, Quartal Kriege: 
betürchtungen bervortraten erfuhren alle Wechfelcurie eine weitere freilih unmotivirte 
Eteigerung. Auf die Nachricht von der Möglichkeit der Suspenfion der engliihen Bank— 
acte (am 11. Mai gleichzeitig mit der Erhöhung des Disconts von 9 auf 109/,, einen 

Wagner, Zettelbanten, 24 
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gerade als Gentralbanf in ſolchem Zeitpuncte unterbunden morden. Diele 
Thatſache und ſchon die bloße Furcht vor ihrem Gintritt hätte die Panique 
gejteigert, die Noth der Gejchäftswelt wäre unnüg gewadjen, der Andrang 
um Credit, bevor die Mittel erihöpft waren, noch vergrößert und troß 
eines etwas Fleineren MWechjelbeitands und Notenumlaufs durch alle jene 
Momente die Sicherheit der Bank gefährdet, weil der allgemeine Credit 
noch jtärker erjchüttert worden. Und das Alles einer falſchen Doctrin zu 
Liebe, ohne fachlichen Nuten, und mit dem Erfolg, daß man nad) zwedlojer 
Steigerung der Noth die Contingentirung wie in England juspendirt und 
hinterher dafür Andemnität einzuholen gehabt Hätte! Daß die Anhänger 
der Gontingentirung, wie fie in Betreff der Engliiden Bank gern thun 
(j. 0. ©. 356), aud nicht einmal jagen können: jelbjt wenn dies der Gang 
der Ereignifje gemwejen, jo wäre eben erjt durch daS geltende Gontingen- 
tirungsprincip der Gredit der Noten jo gefejtet worden, um einmal eine 
Susjpenfion der Clauſel wagen und mit Noten jtatt mit Baargeld liberal 
discontiren zu können, — das ijt durch die preußiichen Erfahrungen des 
Sahres 1866 bewieſen worden. Denn hier half die Bank mit ihren Noten 
ebenjo wie die Engliſche Bank, welche es ja freilih aud ſchon vor 1844 
vermocht hatte, 731) 

Man kann jonacdh nicht bejtreiten, daß ſich die Preußiſche Bank, ihre 
Derfaflung und Verwaltung in der kritiſchen Zeit des Jahres 1866 voll: 
ſtändig bewährt hat. 


Tag nad dem panifchen „Overends-Freitag“, erfolgt und vielfah mit der Ginitellung 
ber Baarzablung verwechfelt 1!) warf die Börfe ihre mit London ſtark angefüllten Porte 
fenilles auf den Markt, was ein jtarfes Heruntergehen der Curſe zur Folge batte und 
ben Verſuchen, die preuß. Valuta zu entwerthen, ein Ende machte.“ (Ebendaj. ) Am 12, 
Mai, aljo einen Tag nady der Erhöhung des Disconts der Preuß. Bank auf 9%,, fand 
auf einmal ber größte Nüdgang ftatt, obwohl damals die Mecielbeitände (30. April 
76.60, 15. Mai 87.0 Mill, Thle.) und gleid hernach ber Notenumlauf der Preuß. B. 
bas Marimum erreihten (f. vo. u. Anm. 724). Am 12, Mai fiel in Berlin London 
von 6 Thlr. 22", Egl. auf 6 Thlr. 17 Sgl., Paris von 81 auf 79 Thlr., Amſterdam 
k. ©. von 144°, auf 142, 1.©. von 1433/, auf 140 (2?) Thlr., frankfurt von 57 Tblr. 
8 Sol. auf 56 Thlr. 22 Sgl., Hamburg von 153'/, auf 151'/, Thlr. „Die dadurch 
berbeigeführten Verlufte betrafen zwar auch bie Berl. Häufer, welche ſich aus Aengſtlich⸗ 
keit mit fremden Deviſen überladen hatten, hauptſächlich aber ſüddeutſche Banquiers. 
Dieſe hatten auf Zeit große Ankäufe von vondon, bis 6 Thlr. 25 Sgl., gemacht und 
nebofft, dafür in der ficher erwarteten Berichlechterung ber preuß. Valuta billige Dedung 
zu finden. — Die Eurje blieben längere Zeit auf bem erwähnten nied— 
rigen Stande und binderten ferneren Metallabfluf* (ebendaj.). Dieler 
Umjhwung erfolgte alfo gleichzeitig mit der willfäbrigen Creditgewäh— 
rung der Preuß. B. bei bobem Discont. 

739) ©. d. vor. Anm., namentl. die Bewegung bes metallifch unbededten Noten: 
umlaufs. Pebterer hätte bei der i. J. 1865 beantragten Gontingentirung auf 60 Mil. 
Thlr. dieje Ziffer ſchon im April erreicht, die „Referve“ der Bank wäre alio verſchwun— 
ben geweien, jede Discontirung bätte eingeftellt werben müſſen. Und ſchon länger vorhet 
würde ſich ein ſolches Ereigniß als nahe bevorſtehend gezeigt haben, weshalb ſicher eine 
furchtbare Panique entſtanden wäre. Selbſt bei der neuerdings vorgeſchlagenen ne 
gentirung auf 80 Mill. Thlr. wäre bie „Reſerve“ — nad) Abzug der Gajien- u. Dar- 
Ichenscafjenanweifungen — im Mai u, Juni 1866 auf 6—8 Mill. Thlr. — und 
eine ähnliche Angſt ſicherlich ausgebrochen. Die engliſchen Erſahrungen im Mai 1566 
ſind wahrlich nicht für die Contingentirung günſtig; ſ. u. A. den Ber. d. Preuß. Gen. 
conj. in London, Hand, Arch. 1867 II, 100: immer wieder das Aufiammeln von 
Geld (hoardin ) Seitens der gefichert Daftehenden nur aus Angjt, fpäter von ber 
Engl. B. gar feine Darlehen mehr erhalten zu fünnen ! 
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Das Schlußergebniß unferer Unterfuchung über die thatfächliche Durch— 
führung und practiihe Bewährung des continentalen oder deutſchen Noten- 
deckungsſyſtems ift daher für letzteres durchaus günſtig. Bewährt hat fich 
diejes Syſtem auch in jeder Weije bei den Heinen deutſchen Zettelbanfen 
und die Widerjtandsfähigkeit der großen Banken gegen Krijen hat es gleich: 
falls bedeutend gejteigert. Ebenjo hat es diefe Banken viel leistungsfähiger 
in ſolchen Zeitpuncten gemadt. Ob man nun in der Gejetgebung die De- 
centralijation der Notenausgabe mehr als bisher begünjtige oder das Een: 
tralbankiyjtem gerade mit Rückſicht auf defjen gute Seiten feithalte, welche 
im Jahre 1866 wieder unverkennbar und auch gegenüber den Fleinen Ban 
fen hervorgetreten find: in beiden Fällen und ebenjo in dem mwahrjcein- 
lichſten, daß man in Deutjchland (mie in Großbritannien) dag gemijchte 
Syſtem, eine Gentralbanf unter einer Neihe größerer und Fleinerer ettels 
banken, bejtehen läßt, jollte man von dem theoretiſch ſicher be- 
gründeten, practijch feit bewährten deutſchen Notendeckungs— 
jyjtem niht abgehen. — 


3. Die übrigen Paſſiv- und Activgejhäfte der Zettelbanf. 


Geſchichtliche Entwicklung, theoretiihe Analyje und practiihe Erfah: 
rung bedingen durchaus nicht, daß jich eine Zettelbant im Pajjivgejchäft 
bloß auf die Notenausgabe bejchränfe, wie man mitunter behauptet und 
jelbjt näher zu begründen verjucht, gelegentlich aber mohl auch als Con— 
jequenz aus dem bloßen Namen Zettelbant abgeleitet hat. Der Name 
Zettele oder Notenbank iſt wie jo oft in foldhen Fällen nur von einem 
haracteriftiihen Merkmal bergenommen. 732) In ihm liegt ja auch Feine 
Hindeutung auf die Activgejchäfte, durch deren Hinzutritt zum Paſſivge— 
Ihäft doch erjt eine Bank im heutigen Sinne des Wortes entjteht. Wenn 
man bedenkt, daß die Zettelbanf im Grunde doch nur die Fortbildung ber 
älteren eigentlihen Depofitene und Girobanf und injofern die Schmeiter 
ber modernen Depofitenbant ift, 739) jo meift jhon diefer Umftand auf bie 
innere Zujammengehörigfeit beider Banken, bez. Gejhäftszweige hin. Gerade 
bei freier oder wenigſtens freierer Entwidlung des Bankweſens, wo für die 
Notenausgabe nicht von vorneherein bezüglihe Bejchränfungen eintraten, 
find Zettel- und Depofitengejchäft regelmäßig mit einander verbunden. Jenes 
war dann vielfach nur ein Gomplement, ein Appendir des zweiten, von 
verhältnigmäßig geringer Bedeutung, mitunter nur zur bequemen Durch— 
führung des Depofitengefhäfts eingerichtet und ausgebildet (Schottland, 
3. Th. England, Amerifa), aber auch umgefehrt iſt wohl das leßtere Ge: 
Ihäft erft jpäter zu dem anfangs wichtigeren Zettelgejchäft Hinzugetreten, 
wenigitens evjt jpäter zu größerer Bedeutung gelangt und hat dann all: 
mälig das andere in den Hintergrund gedrängt (vielfah in England, Ame- 


32) &, d. Terminologie u. Glaifification ber einzelnen Arten von Banken nad 
der Natur der Geichäfte u. ber richtigen Gombinatiomen von Gejhäften in meinem Art. 
Banfen bei Rentzſch, Handwörterb. ©. 89. 

739) Weber die Entwidlungsgefchichte der Banken ſ. denj. Artikel, ferner meine 
Beiträge 3. Lehre v. d. B. 6.49 ff., 74 ff, u. Art. Zettelbanfen im — XI. 
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Alle dieſe Verhältniſſe beweiſen, daß eine Verbindung beider Geſchäfte 
in der Natur der Sache liegt. Auch die materielle Bankgeſetzgebung muß 
das berückſichtigen und daher mindeſtens das Depoſitengeſchäft nicht ver— 
bieten. Die richtige Stellung, welche letzterem in einem ordentlichen Zettel— 
bankweſen zu geben iſt und daher auch die eventuelle Regelung dieſes Zweigs 
durch Gejeße und jtaatlich erlajjene Statuten ijt daher im Folgenden nod 
zu behandeln. Daran reiht fi die Erörterung über einige weitere Pajfiv: 
geihäfte von geringerer Wichtigkeit. Dem Gegenftand dieſes Werkes gemäß 
fönnen übrigens jolde allgemeine Berhältnijje des Credit- und Bank— 
weſens nur ſoweit, als fie für das Zettelbankweſen wichtig find, berührt 
werben, weshalb die bisherige VBolljtändigfeit der Darftellung und Kritik 
im Folgenden nicht mehr unjere Aufgabe iſt. 

Die Activgejhäfte der Zettelbant, welche außer dem Wechſel- und 
Lombardgejchäft betrieben werden, find oben ſchon in der Kürze angeführt 
und beurtheilt worden (©. 263 ff. 268). Sie eignen fi), wenn überhaupt, 
jo nur zur jubjidiären Notendedung, d. h. zur Anlage des Stamm- 
Fapital3 und Nejervefonds und allenfalls theilweile auch zu derjenigen der 
Depofitenfapitalien und der Summen, welche den Zettelbanken aus andren 
Pajlivgejhäften zur Verfügung ftehen. Nur injoweit find aud die einzelnen 
Activgejhäfte im Folgenden noch näher zu beſprechen. 

Eine Ueberſicht der bei Zettelbanfen gelegentlich vorkommenden joniti- 
gen Paſſiv- und Activgejchäfte iſt früher jchon in dem mitgetheilten Schema 
der Bankbilanz gegeben worden (S. 108 ff.). Für die mancherlei mehr 
formellen Puncte, welche im Folgenden zu berühren find, kann gleichfalls 
auf die obige Erläuterung der Bankbilanz hingewiejen werden (S. 87—107). 


a. Die übrigen Paſſivgeſchäfte, insbefondere das von Zettelbanfen 
betriebene Depofitengeihäft. 

Es handelt fi hier um vier Poften: 

1. Dad Depojitengejchäft gehört in jeinen verjchiedenen Formen 
hierher, aljo betrieben mit ftehenden, Contocorrent- und Checfdepofiten, mit 
öffentlichen und Privatdepofiten, verzinslichen und unverzinslichen, jofort 
oder nach bejtimmten Terminen zahlbaren, auch mit denjenigen jogen. Giro: 
fapitalien, welche in den modernen Banfen heute doch nur jtetsfällige, un: 
verzinsliche Depofiten find (ſ. o. ©. 43) (ſ. u. «). 

2. Daran reihen fi die acceptirten Girvanmweijungen, den 
Mebergang zur folgenden Gattung (N. 3) und zur Banknote bildend, heute 
meijt von untergeordeter Bedeutung (ſ. u. 4). 

3, Einen dritten Pojten bilden die Wechſel oder Accepte, welde 
eine Bank auf fich ausgeftellt hat, ferner die Anweifungen ber Ban 
auf ſich jelbjt und ihre Filialen u. ſ. w. (Billets à Ordre) (j. u. y). 

4. Dazu treten weiter die (entfernteren) Obligos, welche für eine 
Dank aus dem Verkauf, der Weiterbegebung und der jog. Rück— 
en ae von Wechjeln mit ihrem Giro nad Wechſelrecht entjtehen 

‚u. 0Ö). 

Bon den früher erwähnten langterminliden Obligationen 
dulden (©. 110, 95) kann bier abgejehen werben. Bankobligationen 
mit längerer, 3.2. einjähriger Kündigungsfrift, wie fie bei der Baieri- 
Ihen und den ſchweizer Banken vorkommen, find Ähnlich wie Depofiten mit 
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ſolcher Kündigung zu behandeln. 799°) Nur Pfandbriefe und dergleichen 
Schulddocumente bilden für ſolche Zettelbanken, welche zugleih das Hypo— 
thefengejchäft betreiben, einen wichtigeren Poften. Sie werden bei der Be— 
ſprechung letteren Activgeſchäfts erwähnt werden. 


a. Das Depofitengefhäft bei Zettelbanten. 


aa. Die Stellung des Staats zu diefem Geſchäftszweig nad ber 
heutigen Geſetzgebung. 


Die Staatögejegebung nimmt gegenwärtig zu biefem Geſchäftszweig 
der Zettelbanken folgende Stellung ein: 

1. Kaum je verbietet fie diefen Banken da3 Gefhäft ganz Nach 
dem Wortlaut der Statuten u. |. w. fann man jelbjt nicht einmal ein 
unbedingtes Verbot diejes Zweiges bei einer der jo vielfah und jo ver- 
jchiedenartig reglementirten deutſchen Zettelbanken finden. Denn wenn 
auch ausdrüdlicd oder ſtillſchweigend gewiſſe Arten des Depofitengejchäftg, 
3. B. die Annahme verzinglicher Depofiten oder ſolcher ohne bejtimmte Kün— 
digung, wie früher bei den preußijchen Privatbanken, oder eine bejtimmte 
Form der Schuldbeurfundungen über die Depofiten, z. B. die Verbriefung, 
wie gleihfall3 bei denjelben Banken ausgejchlofien jind, jo werden doch 
andre Zweige, wie die Annahme unverzinzlicher Depofiten, Girofapitalien, 
die Ausjtellung von nur auf den Namen der Einzahlenden lautenden 
Empfangsbeſcheinigungen für unverzingliche Gelder, ausdrücklich geitattet. 79°) 

Ein volljtändiger Ausſchluß des Depofitengejhäfts hätte aber auch 
gar feinen Sinn und läßt fi jtreng genommen kaum durdführen. Das 
fann man in folgender Art beweijen. Wo das Depofitengejchäft fehlt, wird 
3. B. etwa doch die Eröffnung laufender Rechnungen, wie in den 
alten Statuten der Braunſchweiger Banf wieder gejtattet. 7%) Damit 
find in diefem Fall wohl Activ- Contocorrente gemeint, wo die Bank mit 
oder ohne Dedung Credit gewährt. Aber daraus entwickeln ſich jehr Leicht 
PBajjiv- Contocorrente, und ebenjo knüpfen jich diejelben bequem an das 
Wechſel- und Yombardgeihäft an, wenn es nämlich Sitte wird, den 
bewilligten Darlehens:Betrag einſtweilen in der Bank jtehen zu lafjen und 
auf das jomit entitehende Guthaben mittelft Anweiſung, Checks u. ſ. w. zu 
ziehen oder es erſt im Falle jedesmaligen Bedarf3 auch in einzelnen Theilen 
berauszunehmen. Dieje Guthaben der Bankſchuldner (Ereditnehmer) in der 
Bank jind aber ebenjo gut Depofiten wie die eigend in eine Bank einges 
zahlten: „Budcreditdepojiten”, wie man jie wohl zum Unterjchied 
von letteren genannt hat. 736) Bekanntlich beſteht ein jehr großer, vermuth- 


7338) Weber d. Baier. B. f. u. Anm. 747, über die [hweizer. Banken f. M. 
Wirtb, Banfıwef. S. 462, „Bankobligationen” technisch genannt fommen in der Schweiz 
auch bei ben Zettelbanfen mehrfad vor, mit beftimmter Zeitdauer mehrerer Jahre 
oder auf unbeftimmte Zeit mit dem Recht Gmon. Kündigung ber Banf u. I—12 monat: 
licher Kündigung der Gläubiger. 

734) ©. 3. B. die alten Stat. d. Berl, E. Ver. GION.A, Danzig $ 13 
Nr. 4, ebenio Königsb. u. b. anderen. 

735) Braunichmw. $ 10 N. 4. In neueren Monatsausweifen fommt im Paſ— 
fivum ber Poften „Ereditoren in Gontocorrent” bei biefer Bank vor. ©. Anm. 738. 

736) 5. meine Beitr, 3. Lehre v. d. Banfen ©. 125 ff., S. 53 (aud über bie 
fchott. cash credits), u. Art. Gontocorrent, Depofiten u. Ehed im Handwörterb. v. 
Rentzſch, u. u. Anm, 760. 
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lich der größte Theil der ungeheueren Depoſitenſummen der britiſchen (und 
nordamericaniſchen) Banken aus ſolchen Buchereditdepoſiten, welche mit die 
Grundlage für das jo bedeutend entwickelte Checkweſen bilden. 7377) Der 
Bortheil liegt darin, daß bei der continentalen Methode der jofortigen Hin— 
auszahlung der gewährten Eredite (in Baarem oder Noten) der Baarvor: 
rath alsbald um den ganzen Betrag vermindert oder der Notenumlauf 
ebenjo vermehrt wird, bei der engliichen Methode dagegen beide zunächſt 
unverändert bleiben. Statt dejjen erfolgt eine gleichzeitige und (vom 
etwaigen Discont bei den Wechſeln abgejehen) gleihmäßige Steigerung der 
Activa im Poſten der Ausleihungen und der Paſſiva im Bojten der De: 
pofiten u. f. w. Da der Greditnehmer nicht immer jofort den ganzen 
Gredit jelbft braucht oder wenigſtens während der Zeit des Darlehenscon- 
tract3 ihn nicht immer volljtändig benußt, jo iſt die voll3wirthichaftliche 
Wirkung der engliſchen im Gegenjat zur continentalen Methode die, daß 
dort alles diejed etwa müſſige Capital während der Zeit, in der es der 
Entlehner nicht braucht, durch Vermittlung der Banf wieder zu einem ge: 
wiſſen Theil bejchäftigt werden kann, während e3 bier beim Greditnehmer 
zeitweije wirklich völlig brach liegt. Deshalb iſt die Entwidlung in englifcher 
Weiſe gewiß zu begünftigen, wobei natürlich; Seiten? der Banfen wieder 
nad) joliden und erprobten Geihäftsgrundjägen zu verfahren ift: die Gut: 
haben, mwelche eine Bank auf Grund der gewährten Gredite eröffnet, find 
eben für fie von da an Depofiten, für melde nad den Erfahrungsregeln 
ein bejtimmter Betrag Baargeld gehalten werden (oder m. a. W. wovon 
ein Theil unberührt jtehen bleiben) muß und für den Reſt wieder 
nur leicht realifirbare Dedungsmittel mit entiprechend kurzer Berfallzeit er: 
mworben werden dürfen. 

Wenn jih nun in Deutihland die Sache allmälig ebenjo geitaltete, 
was zu wünſchen ijt, jo wird man doch gewiß nit ein Berbot aus: 
ſprechen oder ein jolches bei den Zettelbanfen aus dem etwa geſetzlich ver: 
ordnneten Ausihluß des Depofitengejhäft3 implicite ableiten wollen. Das 
bieße ja nicht3 Anderes, ald den Banken gebieten: die Darlehen, die jie 
(in der Wechjeldiscontirung u. |. m.) gewähren, müjjen ſtets jofort vom 
Greditnehmer in Baarem oder Noten genommen werden, fie dürfen davon 
feinen Theil gutjhreiben! Die Umbildung der Bankcreditgewährung 
mittelft Notenausgabe zu derjenigen mitteljt Gutſchrift des Darlehens (3. B. 
des Betrags des discontirten Wechſels) und damit die organische Um: und 
Fortbildung der Zettelbant zur Depojiten- oder Checkbank würde hier ganz 
zwecklos gehindert werden. Hieraus erjieht man den logischen Widerſpruch 
und die practiijhe Ungmwecmäßigfeit und Unausführbarkeit von Bejtimmun: 
gen über den völligen Ausſchluß des Depofitengejchäfts. Letzteres jchlüpft 
wie durd eine Hinterthür doch herein; bei der Erlaubniß, laufende Ned: 
nungen zu eröffnen, nur noch eher. 





73T) Namentlihb Macleodb bat bdiefe Thatjache immer wieder betont und bie 
Entwidlung der Notenbanf zur Checkbank daran erläutert. Die Greditgewährung ftatt 
in Noten, welche binausgegeben werben, erfolgt jeßt in ber Eröffnung von Gutſchriften 
gegen Wechfel u. f. w., worauf dann bev Kunde mittelit Checks ziebt; ſ. 3. B. in dem 
Diction. of pol. econ. I art. bank $ 19 fl. Statiſtik engl Banfen f. u. Anm. 838 
u. 839. 
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Selten ift auch nur das principielle Verlangen aufgeftellt worden, daß 
eine Zettelbanf Feinerlei Depofitengejchäfte betreiben ſolle. Es wäre nad 
dem Grörterten durchaus nicht begründet. Doc liegt es in der Conſequenz 
der 3. B. bei der Erridtung der Badijhen Bank im J. 1869 aufge: 
tauchten Forderung, Feine verzinslichen Depofiten bei einer Zettelbank 
zuzulajien. 737) Jedweder Gegner dieje8 Gejchäfts bei Zettelbanfen muß fich 
mindeitend befriedigt erklären, wenn dajjelbe gleichen oder ähnlichen Be— 
jftimmungen wie das Notengeſchäft Hinfichtlich feiner Ausdehnung und 
Deckungsverhältniſſe unterliegt. 

Thatſächlich finden ſich übrigens einige deutjche Zettelbanfen, welche 
in joferne fait reine Zettelbanfen jind, als fie beinahe gar kein Depojiten- 
geichäft betreiben und kaum auch nur den Poſten „diverje Creditoren“ oder 
jelbjt diejen nicht regelmäßig unter ihren Paſſiven aufführen. 739) 

Meit entfernt, darin einen Vorzug diefer Banken zu jehen, muß man 
vielmehr die Entwidlung des bloßen Zettelgeſchäfts als eine Folge ber 
in jo mander Hinfiht unnatürlichen, durch geſetzgeberiſche Experimente ge— 
fünftelten Entwidlung unjere8 deutſchen Bankweſens bezeichnen. Auch bei 
der Reform des deutichen Bankweſens wird vom Ausschluß des Depofiten- 
geihäfts nicht die Nede jein Können. Ein folder hat auch die ungünitige 
Folge, die Bank in Betreff ihrer Rentabilität zu jehr auf die Notenaus- 
gabe hinzuweiſen. Letztere wird daher durch willfähriges Discontiren zu 
jteigern gejuht und die Activgejhäfte werden dann leicht nicht mehr mit 
der gehörigen Vorſicht ausgewählt. 799) 

2. Die Gejeßgebung gejtattet daher fajt allgemein ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend den Zettelbanken die Betreibung des Depojitengefhäft3 und 
mit Recht. Aber jie nimmt doch dazu in verjchiedenen Ländern und bei ver: 
jhiedenen Banken eine jehr verjchiedene Stellung ein und ebenjo ijt bie 
thatſächliche Entwicklung diejes Zweigs bei den Zettelbanten außerordent- 
li verjchieden. Man kann in Betreff der Gejeße u. j. w. und der wirk- 
lichen Berhältnifje etwa folgende drei Gruppen von Zettelbanken unterjcheiden. 


7370) ©. bie Schrift (v. Ploos van Amftel) über d. Gefahren b. Erweit. 
einer — z. einer Creditanſt. u. ſ. w. (Heid. 1869) u. meine Recenſion derſ. in 
d. Zeitſchr. f. Bad. Verwalt. 1869 N. 12. 

138) ——* genug iſt das Depoſitengeſchäft, auch wenn es in dieſer oder 
jener Form ſtatutariſch erlaubt iſt, bei der großen Mehrzahl der deutſchen Zettelbanken 
noch. Aber ſoweit ich ſehe, jehlt es doch bei feiner Bank völlig, indem es als „Depofiten“, 
„Suthaben“, „Sirofapitalien“, „Sontocorrente diverjer Greditoren“ ober dal. m. ſich 
vorfindet. Relativ am Meiften reine Zettelbanfen mit ſehr geringfügigem ſonſtigem 
Paſſivgeſchäft, nad der abjoluten Ziffer, wie nach dem Verhältniß zum Notenumlauf 
gemejjen, ind: Braunſchweig (E. Juni 1870 4.9 Mill. Thlr. Noten, 0,53 Mill, 
bir. Greditoren in Gontocorr., überbaupt erſt ein neuer Geſchäftszweig dieſer Bank); 
Darmſtadt (E. Mai 1870 7. Mill fl. Noten, 1.*6 Mill. fl. div. Greditoren, auch 
erit im menefter Zeit etwas mehr), Leipzig (E. 1869 3.* Mil. Thlr. Noten, 0,27 
Mill. Depof. und Guthaben). — Die Sächſ. B. in Dresden bat verſchwind. Beträge 
verzinsl. Depoi. (E. Vai 1870 70,000 Thlr.), aber größere Poſten verfchied. Grebitoren 
u. Bajjiva (1.36 Mill. Thlr. neben 16,07 Mill. Thlr. Noten). Die Frankf. B. hat 
relativ bedeut. Giroguthaben. Schwach ſind die Depoſ. u. Guth. auch bei der Thür. B. 

739) Es iſt inſofern beachtenswerth, daß bie kleinen thüring. Banken, Weimar, 
Gotha, Gera u. a. m. ſeit dem Rückgang ibres Notenumlaufs ihr Activ- und Paſſiv— 
contocorrentgefchäft mehr gepflegt u, ausgedehnt haben, — ſich auch d. Jahresber. 
v. Weimar ausſpricht. Keine ungünſtige Folge des J. 1 
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a. Das Depofitengejhäft ijt vollitändig frei gegeben, 
einerlei ob e8 von Zettel- oder anderen Banken betrieben 
wird. Es beitehen daher feine bejonderen Vorſchriften in Betreff jeiner 
Ausdehnung, Dedung u. ſ. w., auch wenn joldhe für die Notenausgabe 
vorhanden find. Die betreffenden Banken unterliegen vücjichtlid) der Depo— 
fiten vielmehr nur den gejeglichen Bejtimmungen für Banken überhaupt, 
3. B. was die Bildung, die Form als Gejellichaft, die Deffentlichkeit u. j. w. 
anlangt, oder den Beitimmungen, welde aus der Gejeßgebung über das 
Notenweſen folgen, 3. B. wenn etwa den Noteninhabern Vorzugsrechte auf 
die Activa eingeräumt werden. 749) 

Hierhin gehören Staaten mit völliger Banffreiheit, einzelne Schweizer 
Kantone, früher manche nordamericaniihe Staaten. Set fteht auf dieſem 
Standpuncte auch die britiſche Gejebgebung, ſeitdem jie die Bildung von 
Banken mit mehr ala 6 Theilhabern außerhalb Londons geitattet (jeit 1826) 
und die Peel’ihen Acten von 1844 und 1845 das Depofitengejchäft der 
Zettelbanfen unberührt gelafjen haben. Nur für London gilt noch die Be- 
ſchränkung, daß Banken mit mehr als 6 Theilhabern feine Noten ausgeben 
dürfen, aljo injofern reine Depojitenbanfen fein müjjen. Durch Peel wurde 
ferner bekanntlich die Bildung neuer Zettelbanfen (natürlid von jpecieller 
geſetzlicher, Ermächtigung abgejehen, melde dann eine Abänderung der 
Acte von 1844 jein würde) unterjagt. Seitdem Tann aljo eine neue Bank 
nicht mehr beiberlei Gejchäfte vereint betreiben. 

Die thatſächliche Entwicklung in der Schweiz, 7%) früher in Norb: 
america und jetzt noch in Großbritannien ijt eine jehr häufige Bereini- 
gung von Noten= und Depofitengefhäft. Aus freien Stüden ift aber 
erjtered mitunter gar nicht betrieben oder jpäter aufgegeben worden (Schweiz, 
England). Einzelne Beitimmungen der Peel’ihen Acte haben ſpeciell in 
England und Wales mande Banken zur freimilligen Aufgabe des Noten 
eihäfts bewogen. (ſ. o. Anm. 418). Allgemein nahm und nimmt man in 
a Ländern eine relativ und abjolut viel ftärfere Ausdehnung des De: 
pofitengejhäfts wahr, jo daß ſich der Verziht auf die Notenemijjion mit: 


749) Die gefeßlihen Beftimmungen Englands, Franfreihs u. a. m. über bie 
Rechtsverbältnifie, des Checkweſens haben einen wejentlih anderen Character als bie 
—————— Vorſchriften der Bankgeſetze. Denn in der Hauptſache wird dort nur ein 
eſtimmtes eigenthümliches Privatrechts verhältniß normirt. Das Checkrecht iſt mit 
dem Wechſelrecht verwandt und hat natürlich für die Banken eine ähnliche Wichtigkeit. 
Einzelne Rechtsſätze, wie z. B. die über die Präſentation des Check Seitens des Inha— 
bers zur Zahlung binnen kurz beſtimmter Friſt (1 Tag in England, 5 reip. 8 Tage in 
Franfreih), bei Verluft bes Regreſſes gegen Andofjanten, event. auch Ausfteller, über 
die Verpflihtung ber Banfen, Cheds, welche auf Guthaben gezogen werden, ſofort bei 
ber Präjentation unter Strafe ber Bankferotterflärung zu zablen (England) u. f. w. 
haben natürlich für ben Bankfbetrieb eine große practiihe Bedeutung. Eie können, wie 
bie lebte Beſtimmung, eine indirecte Nöthigung zu einer gewiſſen Art der Depoſiten— 
deckung enthalten. Die Vorſchrift des franzöſ. Gel. v. 14. Juni 1865 Art. 3, bdaß „ber 
Check nur auf eine dritte Berjon gezogen werben fann, welde im Boraus Dedung 
erhalten bat”, bat fogar bie Bedeutung eines jehr weiten Eingriffs in die Regelung 
bes Depofitengefhäfts. Aber doch find * alle dieſe Puncte in erſter Linie privatrecht— 
liche, nicht ſolche des öffentlichen Bankverwaltungsrechts. 

1) S. M. Wirth, Bankweſen ©. 454 ff., 480, 497; ſ. auch oben Anm. 693 
und Tab. V ©. 340. Verzinsl. Depof. u. E. corr, crebitoren fommen bei jeder, Oblig. 
auf Kündig. und Caſſenſcheine bei 12 von 18 Zettelbanfen vor. 
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unter auch aus der untergeordneten Bedeutung dieſes Zweigs für die Banf 
erklärt. Eine jolde Geftaltung des Bankgejchäfts jcheint aber vornehmlid) 
erjt in Höheren Phaſen der Ereditwirthichaft einzutreten. Durch die gejeß- 
lihen Beihränfungen der Notenemijfion oder durd die enger gezogenen 
Schranken, 3. B. Großbritannien jegt mit Deutjchland, Frankreich u. a. m. 
verglichen, wird jene Gejtaltung aber wohl gelegentlich begünjtigt, wenn fie 
auch andrerjeit3 ein Product ganz freier Entwidlung des Bankweſens 
jein kann. In joldher untergeordneten Stellung wird die Notenausgabe recht 
pajiend nur das Complement des Depofitengejhäfts, bleibt aber als 
diejes jehr nützlich. Das clajfiiche Beijpiel dafür iſt das Bankweſen Schott: 
lands, bis zur Unionsbankacte auch Newyorks und anderer Neuengland: 
ftaaten. In Deutichland it der Berliner Kaſſenverein bier zu nen: 
nen. 72) Indem die jchottiihen Banken jogar die Ausgabe metalliich voll- 
tändig gededter Noten (über ihre gejetliche Emijjion hinaus) beibehalten, 
bemweijen fie, daß jie in der Berbindung des Noten= und Depojitenge: 
ſchäfts doch einen Vortheil jehen, den fie nicht einmal unter den Bedingun— 
gen des jeßigen Geſetzes fahren Lafien. 749) 

Auch die jtaatlich genehmigten Statuten vieler continentaler und 
insbejondere deutſcher Banken find hier noch zu nennen. Das Depojiten= 
(Eontocorrent= u. |. w.) Gejchäft wird hier ausdrüdlich in den Wirkungskreis 
der Zettelbanf aufgenommen, ohne in Betreff jeiner Betriebsweiſe (mit oder 
ohne Zinjen, mit oder ohne beftimmte Kündigungstermine u. dgl. m.), jeines 
Umfangs (im VBerhältnig zum Stammkapital, zur Notenausgabe), und jeis 
ner Deckungen weiter gejeßlich oder ftatutarifch geregelt zu werden. 7) Dem 


742) Der Notenumlauf bes Berl. Gajienvereins betrug E. 1869 773,000, bie 
Guthaben von Inſtituten u. Privatperf. incl. Giroverfehr 4,289,000. Thlr. Die Be: 
deutung des Caſſenvereins Liegt jet immer mehr in der Vermittlung bes grokartigen 
Giro: u. Abrehnungsgeihäfts. 1869 wurden Wechſel und Rechnungen f. 1265 Mill. 
Thlr. eingeliefert, wovon 68.''9/, durch Abrechnung georbnet wurden (1862 refp. 454 MU. 
u. 51.8%,). Durhichnittl. tägl. Incaſſo 1869 4.'3%, 1862 1. Mill. Thlr.; f. über 
die Bedeutung dieſer Ziffer für die Notendefung übrigens oben Anm. 695. 

743) Ende 1869 batten die 11 ſchott. Banken 63.5 Mill. Depof. u. 5.29 Mill, 
Pd. St. Noten (4. Dec. 1869, 4wöchentl. Durchſchn., höher als ber Jahresdurchſchn.), 
ober 2,59 Mill. Pfd. St. über der geiegl. Emilfion. Ahr Metallvorratb war damals 
3.'* Mil. Pfd. St., eine Summe, welde natürlich auch als Baardeckung ber Depof. mit 
bient, nidyt 59%, ber Paſſiva. Die unnüge Beihränfung der Peel'ſchen Acte für bie fchott. 
Banken- bildet noch eine ftebende Klage, i. Econ. Comm. hist. f. 1869 p. 56. 

7), Brem. B. $ 64, 65 (Annahme v. Geldern z. Verzinf., Ertheil. v. Schuldurk. 
auf Namen oder Inhaber dafür; Annahme von Geldern in Eontocorr., worüber bie 
Einleger durch Ab: u. Zufchreiben (Giroverk.) oder durch Anweifung (Chef) verfügen). 
Gera $ 17,3, 7 (lauf. Rechn. eröffnen, verzinsl. u. unverzindl. Kapital. annehmen). 
?üb. Privatb. $ 12 (Annahme dispon. Gelder, doch nicht unter 500 M. E,, worüber 
Oblig. auf Namen oder Inhaber). Lur. $ 12, R.5 (lauf. Rechn. mit Priv., öff. Anit., 
Behörden, Honorirung der PVerfüg. darüber; Annahme von Kapit., verzinsl. oder 
unverzinel., mit ober ohne Kündig., Schuldicheine dafür auf Namen oder Inhaber), 
Mein. $ 14 N, 5 (Gelderempfang, Empfangsbejceinig. darüber, Gelber z. Berzinjung, 
Schuldſcheine darüber u. j. w.). Thür. $ 13 N. 5 (Geldfap. zinsbar und unzinsbar 
annehmen), ebenjo Weimar. — In anderen Stat. ift nur von Annahme verzinst, 
Gelder die Rede, was doch wohl bie Annahme unverzinslider nicht ausſchließen 
foll; ferner wird die Eröffnung lauf. Rechnungen auf Grund des Depofitenconto zwar 
nicht bejonders erwähnt, ijt aber doch auch wohl inbegriffen in der Befugniß, das De: 
pofitengeichäft zu betreiben. Wenn weiter nicht befond. Formen ber Schulbbeurfundung 
ausdrücklich ausgefhloffen find, wie bei d. preuß. Brivatbanfen, fo find wohl alle zu: 
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gemäß wird e3 denn auch von diefen Banken in der Weiſe und dem Um: 
fang betrieben, welche der Bank belieben und ben concreten Umſtänden ent: 
iprechen. Eine bedeutende Höhe hat diejes Gejchäft bei der Franzöſi— 
Ihen,?*%) den meiften jchweizer und anderen Zettelbanfen. Von den 
hierher gehörigen deutjchen, unter melden fi die Preußiſche Bank 7%) 
jelbjt befindet, haben jedoch nur einige ein Depofitengefhäft von nicht ganz 
NE Ausdehnung. 797) 

b. Das Depojitengejhäft wird zwar aud den Zettel: 
banken gejtattet, aber es unterliegt einer bejonderen Rege 
lung in den Gejeten oder Statuten, vornehmlid um jo etwaige 


läffig. Iniofern gehören noch folg. deutiche Zettelbanfen unter die mit freiem eg 
fitengeihäft: Baier. B. (Uebern. v. Geldern gegen mäß. (!) Zinsvergüt., $ 46, 7 
Deffau, Hannover (Gelder z. Verzinf., Schuldurk. auf Namen oder Inbaber, ‘43, 
e, ſ. auch 13, g), Homb. I 2 N.4, 5, Leipz. F 24 (Ann. v. Geld}. Verzinſ. bei. 
auch von d, Sparcafien), Roſtok $ 14, 23 (mit unter 100 Thlr. ;. Berzinjung), 
ee GIEN.A 7. — Ueber db. Preuß. B. f. Anm. 746. Durch die Statutenänd,. 

. 30. Oct. 1868 darf jegt auch die Defterr. Nat. B. Geld mit oder ohne Berzinf., 
air beit. oder unbejtinmte Zeit, gegen Verbriefung wie in lauf. Rechn. übernebmen 
(Aend. d. $ 20 u. 25 d. Stat.). 

795) ©, oben Tab. V ©. 340. Beiſpielsweiſe zeigt der Ausweis v. E. Juni 
1870 bei d. Fran zöſ. B. neben 1447 Mill. Fr. Noten 427. Mill. Privat: u. 175. 
Mil. Sgahzcontocorr. Beide letztere Poſten ſchwanken übrigens ſtark (Baarf. Aeichʒ eitig 
12973 Mill. Fr.). — Die Sa B. batte an demſ. Tage 23.20 Mill, Pid. St. Noten 
(incl. Poſtbills), 13.68 öff. 17.53 Mill. Pfd. St. Priv. Depof. — Die Franzöl. 
u. Engl. B. haben bisher — unverzinsl. Depoſ., doch hindert nichts die Gewährung 
von Zinſen (ſ. Franzöſ. Stat, Art. I Nr. 3), die bei der Engl. B. neuerdings mehrfach 
zur Sprade Fam, aber aus Opportunitätsgründen unterblieb. In der franzöſ. 
Banfenquöte wurde auch die Berzinfung der Depof. u. Contocorr. u. die Ausjtellung 
verzinsl. Obligat. vorgeichlagen, von d. B. felbjt aber confequent wie jede andere Neue: 
rung abgelehnt, weil der Induſtrie zwedlos Goncurrenz gemacht, die B. Teicht zu geiäbr: 
licheren Unternehmungen verführt werde, — Feine durchſchlagenden Gründe (Eng. 
VI, 61). 

746) Das Depofitengeih. d. Preuß. 8. betrifft vornehmlich gewiſſe Gelder der 
Gerichts: und Vormundjhaitsbehörde u. |. w., j. u. ©. 391 u. B. O. $ 21 ff. Mit 
Privaten darf d. B. in Giroverfehr u. lauf. Rechn. fteben, bis 3. Betrage bes ga 
Zahlungen durch Weberichreibung u. auf Anweilung (an Dritte) leijten, $7 — Da 
$ 275. 8. D. berechtigt, aber verpflichtet die B. nicht, in anderen als den gejeklic 
bezeichn. Fällen der Bebörden u. j. w. ($ 21) Gelber verzingl. oder unverzinsl amzu: 
nehmen. Das cigentl. Bridatbenof. u, Girogeſchäft ift bei der Preuß. B. denn aud 
nicht erbeblich u. ſcheint in den legten Jahren, feit der ftarfen Vermebrung der Noten, 
noch abgenommen zu haben. Durchſchn. der verzinsl. Depoſ. 1869 20,7, 1863 26.29 
(Mar.), 1858 20.%, db. Giroguth. 1869 0.25%, 1861 0.5 (Mar.), 1858 0.285 Mill, Thlr. 

AT) Außer dem Berl. Caſſen verein, der auch nur unverzinsl. Gelder obne 
Berbriefung annebmen barf (j. Anm, 745 u. 742) bat von den beutjchen Zettelbanken 
eigentlich nur die Brem. S. ein abjolut u. relativ bedeutenderes Depo Nttengeichäft, 
iaft nur mit verzinsl. Depof. auf Einlagebüder, €. 1865—69 5.76, 7,9, 6.* 
4,7%, 4,5 Mill. Thlr. G. (Abnahme bei. wegen d. niedr. Zinfee),, „Anverzinel. depoſ. 
E. 1869 nur 1400 Thlr. G.; durchſchn. Notenuml. 1865—69 1.%, 2.25, 2,53, 2.60 
2.73, Caſſenbeſt. desgl. 0.°', 1.2, 1.96, 2.31, 1.78 Mill. Thlr. G. — Abfohut nicht groß, 
aber im Berbältniß zum Notenumlani nicht jo unbedeutend iſt das Depofitengefch. der 
Weim., Ger, Gotb., Deſſ., Zur, Homb., Hannov., beider Lüb. Banken, 
ferner aller preuß. Brivatbanfen. Die Baier. 8. hatte &. 1869 ber 11.71 Mill. fl. 
Notenumlauf auf „Beldübernahmsfapitalconto“ 5 ‚3 Mill. fl. (wovon jtersfäll. Depoſ. 
inc. unerbob. verlofte Pfandbriefe 0.92%, Depof. mit 3 bis 6 mon. Künd. 0.+”*, Banl: 
obligat. mit I jäbr. Kündbarf. 3,5%), ferner in Gontocorr., Guthaben verichied. Grebit. 
1.9, an Giroeinlagen 0.39” Mil, fl., alfo zuf. im Depofitengefch. i. w, ©. 6.9 Mill Il. 
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Gefahren, die es für die Sicherung jener Banken gerade als Zettel: 
banfen mit jich führen könnte, zu bejeitigen oder zu vermindern. 
Hierher gehören die Beltimmungen bei den preußiſchen ‘Privat: 
banken 74°) und bei einzelnen anderen deutjchen Zettelbanken, ) wodurch 
das Depofitengeihäft nur in gewiſſen Formen, 3. B. mit unverzins— 
lichen Depojiten 750) oder zwar mit verzinslichen, aber mit diejen nur 
in beſchränktem Betrage 75) oder nur mit Depofiten, welde be— 
jtimmten Kündigungsfriften 75%) unterliegen oder mit joldhen, welche 
nur zu Girogejhäften dienen 759), ferner nur in gewiſſem Umfange, 
im Verhältniß zum Kapital, ?5*) endlih aud etwa nur mit gemijjen 
Dedungsverhältnijien 755) betrieben werden darf. Bejtimmungen leßterer 


748) In ben erjten Stat. ber preuß. Privatbanfen ift das Depofitengeichäft 
zwedios eingeichränft geweien, was bei der engen Begrenzung bes Notenrechts (nur 1 
Mill. Thlr., gleich dem Stammlap.) vollends ungerectiertigt war u. jede weitere Ent: 
widlung, zumal eine Blüthe diejer Banken unterband, auch ihnen nur die knappe 
Berzinjung ihres Kapitals geftattete. Gerade wenn die Notenausgabe möglichſt centralis 
firt werden jollte, bätte das Depofitengefchäft freigegeben werben müſſen, damit es ſich 
entwideln und dadurch, wie bei den jchott., engl., americ., jchweiz. Bankeıı, bas Intereſſe 
an der Notenausgabe zurüdtreten fonnte. Kein Wunder, daß bei Ablauf der Conceſſion 
die Frage der Auflöjung diefer Banken ernitlichit erwogen (Königsb., Magdeb.) und 
die Kortdauer jogar von Actionären in Procejien gegen die Geſellſchaft beanftandet 
wurde (Magdeburg)! In den alten Stat. war nur geftattet, „den Incaſſo von Wechſeln 
etc. (noch dazu mit Beſchränkung auf die Domicilprovinz der Banf, außer beim Berl. 
Gajjenverein, ber jogar auf Berlin befchränft ward) zu bejorgen, unverzinsb. Kapitalien 
ohne Verbriefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den Namen des 
Einzahlenden lauten dürfen, anzunehmen, und mit den Eigenthümern der ſolchergeſtalt 
eincaſſ. oder angenomm. Gelder u. Effecten in Giroverkehr zu treten.” Außer in Berlin 
war bei ber bisberigen Unbefanntichait des Publifums mit dem Depofitengeichäft u. bei 
der Goncurrenz der Privatbanquiers auf größere Poften jolcher Gelder für lange Zeit 
nicht zu rechnen. Erjt nad langen Beſchwerden wurde die Annahme verzinsl. Depof. 
erlaubt, aber unter immer noch zu erichwerenden Bedingungen u. zwedlos nur bis zu 
beitimmten Summen. Dieſe Vorſchriften finden fih in den neueren Statuten, die bei 
ber Gonceifionsverlängerung gegeben wurden, j. Anm. 751. Nur die Pomm. B. bat 
ihon in ben Stat. v. 1849 die Erlaubniß zur Annahme verzinsl, Depoi., aber gleichfalls 
unter zwecklos jchweren Bedingungen (feine Ausſtell. v. Depofitenicheinen, Verbrief. nur 
auf Namen des Ginzablenden, nicht über 6 Mon. Kündigung, $ a 30). 

79) Darmft., Frankf., Sotba, Sächſ., Bab. B., ſ. u. Anm. 757. 

750) Preuß. Privatbanfen früber, j. Anm. 748. Bei rt find verzinsl. 
Einlagen nicht erwähnt, alfo wohl ausgeichlofien, ebenio bei Franff. Art. 16. Desgl. 
in den früberen Statutenentwürfen d. Bad. 8. v. 1870 . u. Anm. 752, 755. 

759) Meuere Beft. bei den preuf. Privatbanken, fo bei GöIn (revid. Stat. v. 
23. Nov. 1865), Annahme verzinsbarer Kapit. bis zum Doppelten bed Stamm: 
fapitals, alio 2 Mill. Thlr. (vorber 1 Will. Thlr., nad Erreichung welchen Betrages 
abgewiejen werden mußte!) aber mit Künbdig. v. wenigftens 2 Mon. ann — —— 
(Stat. v. 23. Juni 1866), Königsb. (Stat. v. 8. Aug. 1866), Danzig (Stat. 

4. Febt. 1867), Poſen (25. Febr. 1867). Desgl. d. neue Görl. B. (communift. 8 
ber Oberlaufiß). Bad. 2. ſ. Anm. 752. 

752) Preuß. Priv. Banken, Anm. 751. Bad. B, Art. 15: Zinfen uur bei 
90 täg. Kündigung erlaubt. 

er. Franff. B. Art. 16 (unverzinslich). 

Preuß. Privatbanfen, Anm, 751. 

u. B. Art. 13. Verzinsl. u. unverzinsl. Geldannabme gegen Schuld: 
ſcheine je Namen oder Inhaber gejtattet, aber von ben Geldern ohne Rüdzablungs: 
frift muß außer dem Baarfonds f. d. Noten mindeſtens die Hälfte baar gedeckt 
ſein. Die Sächſ. B. muß die ſtetsfäll. oder vor 3 Mon. rüczabib. Depof. ebenio 
wie bie Noten beden, j. u. Anm. 757, Die Bad, B. muß alle Depofiten und bie 


Art bilden den Uebergang zu e (ſ. u.). Die Rüdfiht auf die ſpecielle 
Sicherung des Depofitengejhäfts für fi jpielt bierbei, bejonder3 in dem 
legten alle, wohl mit, tritt jedoch gegen die Rückſicht auf die Sicherung 
der Noten zurüd. Die Entwicklung des Depofitengejhäfts nad jeinem 
abjoluten Betrage bleibt in der Regel eine verhältnigmäßig geringe, weil 
die erwähnten, im Intereſſe der Noten erfolgten Beichränfungen hemmen. 
Der Schwerpunft der Thätigkeit diejer Banken erjcheint abfihtli in das 
Notengejchäft gelegt, woneben das Depofitengeihäft nur eine Feine Ergän— 
zung jein fol, — während im Allgemeinen für unjere Zeit und unfere 
Länder das umgekehrte Verhältnig in mander Beziehung vorzuziehen 
wäre. 756) 

c. Das Depojitengefhäft wird nah ähnlichen Grund» 
jäßen, der materiellen Banfgejeggebung wie das Notenge— 
Ihäft geregelt, weil die die Conjequenz fordert, damit jeine 
Sicherung in ähnlicher Weife gewährleiftet jei. Bon dieſem Geſichts— 
punkte aus Könnten dann aud reine Depofitenbanten ohne Notenausgabe 
ebenjo wie Zettelbanten in der Gejeßgebung behandelt werden, wie dies 
zwar noch kaum in der Wirklichkeit gejchehen, aber doch in England, Nord⸗ 
america grade im Hinblick auf manche bedenkliche Erfahrungen mit ſolchen 
Depoſitenbanken gelegentlich verlangt worden iſt. Durchaus unrichtig im 
Geiſte der materiellen Bankgeſetzgebung wäre es nicht, wenn auch eine ge— 
wiſſe Verſchiedenheit zwiſchen Depoſiten und Noten, Deponenten und Noten— 
inhabern immerhin eine etwas verſchiedene Stellung des Staats zu beiden 
Arten von Banken rechtfertigt. Wo Zettelbanken das Depoſitengeſchäft be— 
treiben, tritt nur wieder die vorher unter b. erwähnte Rückſicht auf die 
Sicherung der Noten mitbeſtimmend hinzu, um die Geſetzgebung zur ähn— 
lichen Regelung des Depoſitengeſchäfts zu bewegen. 

Hier wird dann theils die Deckung für beide Arten Paſſiva ähnlich 
organiſirt, beſonders in Betreff des Baarfonds, theils werden weitere Vor— 
ſchriften, wie die sub b erwähnten, für die Formen und die abſolute und 
relative Ausdehnung bed Depofitengejhäfts, ferner etwa auch für den 
jonjtigen Activgejhäftsfreis und die Höhe nnd Anlage des 
Stammkapitals der Zettel-Depofitenbant gegeben. Es gehören in dieje 
Kategorie c einzelne wenige deutſche Zettelbanken, in deren Statuten ber 
bier bezeichnete Standpunkt freilich bisher mehr in einigen Detailsbeſtim— 
mungen, al3 in ſyſtematiſcher Durdführung der betreffenden Borjchriften 
zu erkennen ift, 787) weßhalb jie auch ſchon unter der vorigen Gruppe b. 


Anweiſ. auf fih und ihre Zweige durch ſtatutenmäß. Wechjel oder Baar beden, ohne 

Feſtſebun eines numer. Verhältniſſes hierzwiſchen, Art, 15. 
56) Die Sächſ. B. bat es in ber kurzen Zeit ihres Beſtehens (Beginn ber 
Rotenausg. Jan. 1866) bis E. Mai 1870 ſchon auf 16,07 Mill, Thlr. Notenumlauf 
gebracht, aber nur auf — 70,000 Thlr. verzinsl, nit unter 3 Mon. fäll. Depofiten, 
neben 1.9 Mill. verichied. Gredit. u. Paſſiva. — Von ben preuß. Privatbanfen 
haben über I Mill, Depof. u. Guthaben Mitte 1870 nur Breslau, Danzig, Cöln, 
Pommern, legtere allein über 1'/, Mil. (Mai 1870 1. M.); Eöln 3. 8. €. 
Mai 1870 25,600 Thlr. Guthaben, incl. Giro, 77,600 Thlr. 2 monatl., 1,342,000 Thlr. 
3 monatl. Depofiten. — Darmſt. ſ. o. Anm. 738. — Nur die Franff. B. bat ber 
Bedeutung ihres Platzes einen — — Girokapitalien zu danken, Durch— 

ſchnitt 1867—69 6,36, 6.72, 5,61 

757) Hierher gehören die Säät ; Bad. u 3. Tb. aud bie Goth. B. mit ben 
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mit erwähnt wurden. Ferner möchte ich die neuere nordamericanijce 
Gejetgebung im Ganzen hierher rechnen. In ihr iſt das Prinzip freilich 
auch noch nicht conjequent ſyſtematiſch nach allen Seiten durchgeführt, aber 
doch mehr wie bisher anderswo. Die gejeßliche Notendeckung mit bei einer 
Staatsbehörde verpfändeten Werthpapieren gilt bisher zwar nur für einen 
Heinen Theil der Depofiten, gemifje öffentlide oder Staatsdepojiten, 
aber e3 werden auch jonjt die Noten und Depofiten gleihmäßiger ala es 
üblich ijt, behandelt. 76%) Schon im früheren Newyorker Bankweſen thaten 
fih darauf abzielende Beitrebungen Fund. 759) 


bb. Vorſchläge für bie Behandlung bes Depofitengeihäfts ber Zet: 
telbanfen burd bie Gejeggebung. 

Welche diejer drei verjchiedenen Behandlungen des Depofitengeichäfts 
der Zettelbanfen wird num vorzuziehen jein? Doc wohl diejenige, melde 
diejen Banken die größte Freiheit gewährt, ohne daß dadurch die wohl oder 
übel einmal angenommenen Grundjäße der Regelung des Zettelgejchäfts 
preiß gegeben werden. Denn das Depojitengejchäft verlangt an fich feine 
bejondere Regelung Seitens de3 Staats. Die Gründe, welche für eine folche 
beim Zettelgejchäft geltend gemacht werden und hier jchon nicht unbedingt 
beweijend jind, treffen beim Depofitengejchäft noch weniger zu. Eine groß- 
artige Entwidlung des leßteren ift nur erwünſcht. Eine jolche iſt bei grö- 
Berer Freiheit der Bewegung eher zu erwarten. Die Verbindung des Depo— 
jitene und Zettelgeſchäfts verdient auch noch aus einem anderen Grunde 
begünjtigt zu werden. Die Bankverwaltung erlangt dadurch einen genaueren 
Einblik in die Verhältnifie ihrer Kunden (namentlich wenn daneben Paſ— 
jivcontocorrentgejchäfte betrieben werden), was ihrer ganzen Lage eine 
höhere Sicherheit verleiht. Dieſer Vortheil ift 3. B. in Schottland bei den 
regelmäßigen current accounts (operating deposit receipts) und ben 
cash credits immer bejonder3 gemürbdigt worden; jenes find Paſſiv-, die: 
je8 Activcontocorrente der Banken. 76%) Die Kunden werden dabei wirkſamer 
von den Banken controlirt in ihren Gejchäftsverhältnifjen, Pünctlichkeit 
u. j. w., was für beide Theile nur gut it. So wird man auf Grund 
diejer Erwägungen pafjend etwa in folgender Weile vorgehen, wenn einmal 


in Anm. 755 erwähnten Beftimmungen. Die bei der Sächſ. B. geforderte Gleichftellung 
ber ſtets- u. kurzfäll. Depof. mit den Noten in der Dedfung gebt aber zu weit, ſ. u. 
©. 383 a. E. Am Richtigſten ift die Bad. Vorfchrift in Betr. der Dedung (bloß durd 
Wechſel oder Baar), unpafiend nur die Bedingung 90täg. Kündigung bei der Verzin: 
fung. Freilih braucht eine Bank factiich nicht von der Bedingung Gebrauch zu macen 
und fann dadurch das Geichäft erleichtern u. fih nur im Fall ber Noth auf die bebung. 
Kündigungsirift berufen. So wird e8 wohl aud bei d. preuß. Banken gejcheben. 

758) Die Baardedung gilt für Noten und Depofiten, j. o. ©. 249, ber vorge: 
ihriebene Activgefchäftsfreis ebenſo. Der abjol, u. relat. Betrag der Depofiten ift jedoch 
nicht wie der der Noten begrenzt. 

759) Nach der Krifis v. 1857, in ber in Newyork u, a, DO. die Depofiten, nicht 
bie Noten die Lage ber Banken gefährdet hatten, fchlug der Dberintendant des Newy. 
Bankweſens vor, gefeglich allgemein für alle Baifiva, Noten und Depofiten eine Baar: 
befung von mindeftens 20%, (nach and. Stimmen von 25) vorzuicreiben, was aber 
m. W. nicht ausgeführt wurbe. ©. d. Ber. im Pr. Hand. Arch. 1858. 

760) S. meine Beitr. 3. L. v. d. B. ©. 53; Wolowski, banque d’Anglet. 
et banques d’Ecosse, Par. 1867, S. 500 ff., aud Brem. H. Bl. N. 974 (11. Juni 
1870) in d. Art. d. jchott. Banfen u. ihre Depofiten. 
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eine bejondere gejeßliche Negelung des Notengeſchäfts nad Art der Vor: 
ſchriften unjerer materiellen Bankgejeßgebung vorgenommen worden ift. 

1) Entweder gewährt man dann für die Noten ein Vorzugs— 
recht auf diejenigen Activa, welche die jpecielle Notendedung bilden, 
und eventuell auf einen bejtimmten Betrag des Stammkapitals und Re— 
jervefonds, bezw. der Activa, in denen es ſteckt, allenfalls ſelbſt auf das 
ganze Stammkapital. Ueber die Bedeutung diejer Einrichtung iſt ſchon in 
anderem Zujammenhange oben (S. 258 fi. 262, 239) geſprochen worden. 
Die Einräumung eines jolden Vorzugsrechts hat ohne Zweifel ihr Miß— 
liches. Aber fie gewährt den großen Vortheil, daß dann das Depofiten- 
gejchäft Feiner weiteren bejonderen Regelung bedarf. Deßhalb haben mir 
ung ſchon früher bedingungsmeije, d. 5. von Standpuncte der materiellen 
Zettelbantgejeßgebung aus, für die Einräumung eines ſolchen Vorzugsrechts 
ausgeſprochen. Dadurch werden alle jonjtigen Schwierigkeiten und nachthei— 
ligen Folgen, melde die Negelung auch de8 Depofitengejchäfts wieder mit 
fih bringt, vermieden. Die Deponenten können ſich nicht über einen folchen 
Borzug der Notengläubiger bejchweren, denn fte traten ja freiwillig unter diejer 
ihnen befannten Bedingung mit der Zettelbanf in Depofitengeihäfte Die 
Bank jelbjt wird mitunter geneigt fein, die Dedungen der Depofiten (Höhe 
de3 Baarvorraths, Beichaffenheit der Ausleihungen) mit Nückficht auf die 
vorhandenen Dedungen der Noten zu ſchwächen, indem fie darauf rechnet, 
auf lettere Deckungen im Nothfall zurücgreifen zu können. Thatſächlich iſt 
dies die Folge der gejetlichen Vorſchriften, welche jich bloß auf die Noten 
deckung bezogen, öfters geweſen (j. o. ©. 258). Indeſſen gejchieht dies 
eben auf Gefahr der Bank. Die Deponenten ‚und das Publiftum werden 
fih daran gewöhnen müſſen, ftrenger zu controliren und durch volljtändige 
Deffentlichkeit muß ein klarer Ueberblick der Decfungsverhältniffe der ver: 
ſchiedenen Paſſiva leicht gewonnen werden Können. Selbſt gegen die formelle 
Trennung der Zettelbanf in die Abtheilung des Notengeſchäfts mit feinen 
gejonderten Activis (incl. eines Theils des Stammfapital3 u. j. m.) und 
die Abtheilung des Depoſitengeſchäfts mit jeinen eigenen Activis wird nichts 
zu jagen fein, wenn diefe Trennung dann eine materielle, rechtliche Bedeu— 
tung erlangt. Die äußere Einrichtung der Engliſchen Bank nad der Peel— 
Ihen Acte mag als Mufter dabei dienen, — nit daß man dieje Einrich— 
tung an fich lobt, jondern dak man fie nur als Conjequenz der bejonderen 
gejeglichen Negelung der Notenausgabe betrachtet, wenn nicht gleichzeitig 
die anderen Paſſiva ähnlich behandelt werden, wie in der jogleich zu be= 
Iprechenden zweiten Eventualität. Der Nachtheil, welcher bei der Englijchen 
Bank feit deren Trennung in zwei Departements öfters bervortrat, daß 
nämlid in gemijjen Fritiichen Zeitpuncten, wo die Baarmittel der Noten= 
abtheilung thatjählih gar nicht gebraudht werden, die Depojitenabthei- 
lung nicht auf diefe Mittel recurriren kann, ift freilih eine nothwen— 
dige Folge diejer Trennung. Es kann jih auf diefe Weife ereignen, daß 
die Depofitenabtheilung mit der Rückzahlung jtocden oder dod in Höhe— 
puncten der Kriſe die weitere Creditgewährung einjtellen muß. 761) Aber jo 
ſchlimm das iſt, jo muß man e3 als eine Folge der materiellen Zettelbank— 
gejeßgebung in den Kauf nehmen und darf diefen Nachtheil durch den Vor— 


761) S. über dieſe Folge bei der Engl. B. meine Theor. d. P. Acte ©. 199— 207. 
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theil der freien Bewegung des Depojitengejchäft3 einigermaßen ausgeglichen 
jehen. Bei der Gentralbant läßt jich auch durch eine Suspenfionsclaujel, 
wodurch die Mittel der Notenabtheilung zur Verfügung gejtellt werden, 
helfen. Die bisherige deutjche ‘Prarig, die Activa für die Noten nicht 
zu jepariren, aber in dem EiquidationBaragraphen der Statuten den Noten 
das Vorrecht einzuräumen, daß fie zuerjt aus der Activmafje gededt wer— 
den jollen, ijt practiſch kaum durchführbar und ala nit geſetzliche Ab— 
änderung eines Privatrehtsjates im Concurje, alio gerade in dem 
eigentlih practiijden Kalle ſchwerlich aufrecht zu halten. Glücklicher Weije 
tonnte man in Deutjchland diejen Punct bisher auf ſich beruhen lajjen, 
aber eine fejte geſetzliche Regelung, durch die ein unbejtreitbares Recht ges 
ſchaffen, erheijchte er doch. 76%) 

2) Will man das erwähnte Vorzugsreht nicht einräumen, jo fordert 
allerdings die Conjequenz, wie wir e8 auch früher jchon hervorheben mußten 
(S. 258), daß die Gejetgebung das Depofitengejchäft, welches Zettel. 
banken neben der Notenausgabe betreiben, ähnlich behandle wie die lettere. 
Aehnlich, nicht gleich, denn auch hier kommen gemifje bejtehende Verſchie— 
denheiten zwiſchen beiden Gejchäften in Betradt (ſ, o. Ann. 757). Das 
Richtige ift, die Depofiten nach den Kündigungsterminen zu clajjifi- 
ciren, 76) die Beitimmung diejer Termine den Banken jelbjt zu überlajjen, 
aber die Depofiten mit jofortiger oder ganz Furzer (3. B. bis 5 Tage), 
mit Fürzerer (über 5 Tage bis 1 Monat) und mit längerer (über 1, 
2, 3 Monat) Kündigung verihieden zu behandeln. Die Depofiten, melde 
jofort auf Verlangen rüdzahlbar find, müjjen ziemlich (aud nicht noth— 


162) S. o. ©. %61 u. Anm. 519 fi. 

763) Dies erfcheint pajiender, als die Glaifification nach ber Unverzinslich— 
feit, Verzinslichkeit und der Höhe ber Zinjen. Wenn bie Dedung nadı ber 
Kürze u. Länge der Kündigungsfriiten eine verichieden ſtrenge fein muß, jo übt diejer 
Umſtand ſchon den genügenden Einfluß auf die Gewährung und Nichtgewährung und 
auf die Höbe ber Zinjen aus. Der Ausſchluß verzinsl. Depofiten bei den Zettelbanfen 
oder bie Zulaffung derſelben nur mit ſo langen Friſten wie bei den preuß. Privat— 
banfen u. der Bad. B. (Anm. 751, 752) it ungerechtfertigt. Zwiſchen ben verzinsl. 
u. unverzinsl. Depoſiten beſteht zwar ein Unterſchied, der oft ein \pecifijcer ber 
Art ift, nicht aber es durchaus fein mug. Denn wenn auc die unverzinsl. Depoi, 
vornehmlih von ihrem Eigenthümer für das laufende Gejihält flüſſig zu baltende 
Gaijenvorätbe, die verzinslicen oft müßige Gelder, welde einftweilen eine 
niedrige Verzinſung fuchen, find, fo trifft doch dieſe Unterfcheibung nidyt immer zu. 
Für RNejervevorrätbe, Horte (hoards) (ſ. m. Beitr. ©. 60 ff.) wird die Berzin: 
jung ein Mittel fein, fie den Banken zuzuführen. Die allgemeine Verzinfung aller 
Depofiten, auch berer in Gontocorr., bat ſich bei den jchott. Banfen, in Deutichland 
bei ber Brem. B. bewährt. Höhere Zinien, welde zu Leicht Kapitalien anloden, 
werden meift auch nur mit längeren sriften angenommen werden. Die Wegnahme 
diejer &elder in Kriſen, wo andere günjtigere Kapitalanlagen loden, fann durd vor: 
übergebende Steigerung des Zinjes, analog dem jteigenden Discont, einigermaßen pa: 
ralviırt werden, obne auch nur die Rentabilität der B. zu ſehr zu fchmälern (Engl. 
Joint Stod Banken), Die in ſolchen Zeiten ben accrebitirten Banken zuftrömenden 
Gafienvorräthe gleihen den Abfluß der verzinsl. Dezoj. aus u. ermöglichen, die Gre= 
ditgewährung ohne entjpredende Ausdehnung des Notenumlaufs vorzunehmen (Engl. 
B.). Die Ausficht auf eine VBerzinjung dieier Caſſenvorräthe kann dieſes Zuſtrömen zu 
der B. nur befördern. — Ebenſo — man die Form ber © huldbeurfundun g 
für die Depoſ. die Annahme als ſtehendes Depoſit (aepeen receipt) u. als Gon: 
tocorrentdepofit (operating deposit receipt) ben Zettelbanfen ganz frei bejtim: 
men lajien. 
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wendig völlig) ebenſo wie die Noten regulirt werden. Bei den übrigen 
Depoſiten ſind entſprechende Abweichungen ſtatthaft. 

Gegen die Beſtimmung eines abſoluten Maximums des Notenumlaufs 
mußten wir uns früher erklären (j,_o. ©. 183 ff.). Ebenſowenig kann ein 
jolhes Marimum für die Depofiteif gebilligt werden, vollends nicht für 
alle insgefammt, ohne Unterjcheidung nad den Kündigungsterminen, wie 
in den neueren Statuten der preußiſchen Privatbanfen für die ver- 
zinslichen Depofiten. Will man ſich nicht mit bloßen Vorjchriften über die 
jpecielle Depofitendedung begnügen, welche bei Depofiten wie bei Noten aud) 
auf dem Standpuncte der materiellen Bankgeſetzgebung ausreihten, jondern 
aud noch den Marimalumfang des Depofitengejhäfts normiren, jo empfiehlt 
jich gerade bei letterem Gejchäft wieder unjer früherer Borichlag, zwijchen 
den Depofiten und dem Stammkapital der Bank eine Verhältnißzahl fejtzu- 
jegen, welde nad) der Bejchaffenheit der Dedungen (Höhe des 
Baarvorraths, Art und bejondere Beichaffenheit der Ausleihungen) und 
nah der Kündigungsfrift der Depojiten ein verjdhiedenes 
Bielfadhes des Stammfapitals erreichen darf. Gerade bie verjchiedene 
Natur der Depofiten erfordert hier eine verjchiedene Behandlung der einzel: 
nen Klafjen. Dieje Behandlung iſt auf die angedeutete Art leicht pafiend 
zu gejtalten. Eine jchablonenhafte Gleihmäßigfeit der gejeglichen Regelung 
aller Arten Depojiten und der Noten hätte nur zur Folge, daß entweder 
gewiſſe Zweige des Depojitengejhäjts, jo die Annahme langfriftiger Depo— 
fiten, fi) gar nicht entwiceln können, menn man darauf die ftrengeren 
Negeln für fteetsfällige Depojiten (oder Noten) anwendet, oder daß bei 
allgemein lareren Vorſchriften die Depofiten leßtgenannter Art nicht gehörig 
gefichert find. — Die tehniihe Durchführung dieſer gejeglihen Grundjäge 
für die Depofitendedfung ift im Webrigen dieſelbe wie die früher dargelegte 
für die Noten. Auch für die nähere Begründung diefer Grundjäte kann 
hier theild auf dag Frühere (S. 183 ff.) theild auf den jpäteren Abſchnitt 
vom Stammkapital (jpeciell N. 4, b, a) verwieſen werden. 

Berzichtet man ganz darauf, den Umfang des Depofitengejhäfts ge— 
jeglih durd eine Marimalzahl der erwähnten Art zu beſchränken, jo bedarf 
es bloß der Dedungsvorjcdriften. Diefe würden nad) Analogie derjeni- 
gen für die Noten eine velative Minimalziffer für den Baarvorrath, d. h. 
eine Quote für die einzelnen nah Kündigungsfriiten unterjchiebenen Depo- 
fitenclafjen und ferner die Art der Deckungen für die nicht baar gedeckten 
Beträge bejtimmen müfjen. Auch für die fofort fündbaren Depofiten darf 
der Baarfonds bei entjprechender Beichaffenheit der übrigen Dedfungen mohl 
etwas niedriger al8 bei den Noten jein. Die Dedung mit Wechſeln und 
Lombards ift auch für Depofiten, ſelbſt für ſolche mit längerer Kündigung, 
die pafjendjte, doch dürfen wohl Hinjichtlich der Verfallzeit u. j. m. etwas 
gelindere Anforderungen gemacht werden. Die Activa, welche durch jonftige 
Activgejhäfte geliefert werden, Forderungen im Eontocorrent, Effecten 
u. ſ. w. werden als j pecielle Depofitendedung auch nur in rleinen Be⸗ 
trägen zuzulaſſen ſein. Bei den Depoſiten mit ſofortiger oder ganz kurzer 
Kündigung wäre die Baarquote am Höchſten, bei denen mit Fürzerer und 
mit längerer Kündigung könnte fie ganz oder faſt ganz fortfallen bei ent— 
jprechender Regelung der Berfallzeiten der Außsleihungen. In. Betreff diejer 
Berfallzeiten könnten die Zeiträume ungefähr nach den Kündigungsterminen 
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normirt, daher bei Depofiten mit über 3 monatlicher Frift auch über dieſe 
Grenze ausgedehnt, aljo 3. B. 4 Monatwedjel u. j. w. discontirt werden. 
Noch weiter kann man in dem Fall der einjährigen Depofitenobligationen 
der Baieriſchen Bank gehen. 

Bei der Reform der deutſchen Zettelbankgeſetzgebung jollte aljo auch 
in ber bier angedeuteten Richtung verfahren werden: allgemeine Ge- 
ftattung des Depojitengejhäfts in der jeder Bank angemej- 
jen erjheinenden Form, aber entweder ein Vorzugsrecht für 
bie Noten oder eine ähnliche Grenzziehung für den Umfang 
des Depojiten= wie des Notengejhäfts und eine der Noten: 
deckung analoge Depojitendbedung. Bei der bisherigen thatjächlichen 
und gejeglihen Entwicklung der Dinge möchte für Deutjhland die Ein- 
räumung des Vorzugsrechts für die Noten noch empfehlens- 
werther jein. Die freie Entwidlung des Depofitenwejens, welde dann in 
allen anderen Beziehungen möglich bleibt, ift gerade für ung jehr erwünſcht. 
Sener in Großbritannien und Nordamerica erfolgte Entwidlungsproceß, 
in welchem das Zettelmejen mehr und mehr durch dad Depofitenmwejen (in 
Verbindung mit den Checks u. ſ. w.) erjeßt worden ift, wird ſich in diejem 
Falle auch bei ung leichter ausbilden. Dadurch wird die Productivität des 
Bankgeſchäfts und der in ihm beſchäftigten Kapitalien gejteigert und der 
darleihende und entlehnende Kundenkreis der Banken in für beide Theile 
vortheilhafter Weije enger mit den Banken verbunden. 


ce. Die jog. öffentlichen Depoiiten ber Zettelbanfen. 


Das Vorhergehende bezog ji auf die Depofiten im Allgemeinen und 
auf die Privatdepofiten insbejondere. Es gilt im Weſentlichen auch für die 
jog. öffentlichen Depofiten de Staats ober Staatsſchatzes, einzelner 
Staatsinftitute, Behörden und Kaſſen, ferner verjchiedener anderer „öffent: 
licher“, unter Staat3aufficht jtehender Anftalten, wie der Kirchen, Schulen, 
Hojpitäler, milder Stiftungen u. |. w. Doc erheijchen diefe Depofiten noch 
einige weitere Bemerkungen. &8 ift dabei der Standpunct der Bank, welche 
ſolche öffentlihe Gelder als Depofiten, d. 5. ala Darlehen unter bejtimm- 
ten Bedingungen in Empfang nimmt, und de8 Staats und jener Anital- 
ten, welche auf diefe Art zur Bank in das Verhältnig von Gläubigern 
treten, zu unterjcheiden. Dabei ift wieder das Intereſſe der Volkswirth— 
haft an diefem Geſchäftszweige zu berüdfichtigen. Betrachten wir zuerjt 
bie Depofiten de8 Staats oder Schakes. 

Für die Bank, die Finanzverwaltung de Staat? und für die ganze 
Volkswirthſchaft ift e8 nur erwünjdht, wenn müßige Geldjummen durch 
dieſes Gejchäft theilweiſe nußbar gemacht werben. Die Webernahme des 
legteren Seitens der Zettelbanfen, beſonders der großen Gentralbanfen läßt 
ſich daher billigen. Das Zweckmäßigſte ift dabei, mit dem Staate in lau— 
fende Rechnung zn treten, nit etwa nur ſtehende Depofiten mit 
bejtimmter Kündigung u. j. mw. von ihm anzunehmen. Nur muß eine Bank 
diefen Zweig etwas anders leiten, ald das Privatdepofitengejhäft. In dem 
Geſchäft mit dem Staatsſchatze jelbjt werden in der Regel, wenigſtens in 
großen Staatöhaushalten, ftarfe Einzelpoften im Ein: und Ausgang 
auf dem Conto erjcheinen. Für die empfangenen Gelder findet eine Bank 
nit immer fofort die pafjende Gelegenheit zur Anlegung auf die oft nur 

Wagner, Zettelbanten, 25 
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kurze ftatthafte Friſt. Es kann daher einer Bank nicht mohl zugemuthet 
werden, dem Staate (und feinen Anitituten) unter allen Umjtänden eine 
feite und nit unbedeutende Verzinſung für die Einlagen zu gewäh— 
ren. Gejchieht die gleichwohl, wie in den Statuten einiger Eleiner deutjchen 
Zettelbanten, jo wird dag Bankgeſchäft durch Auflegung einer ſolchen Laft 
nur einer bejonderen, unpajjenden und oft ungerechten Steuer unterzo- 
gen. 76%) Richtiger ijt e8 daher, wenn in Betreff der Verzinjung und ihrer 
Höhe oder der Unverzinslichkeit immer fpecielle Vereinbarungen zmwijchen 
Staat und Banf erfolgen. Dabei wird die Verzinfung wieder nad) der all: 
gemeinen Pegel mit der Länge der Kündigungstermine in Verbindung zu 
bringen jein. Vielfach wird eine Bank gerade die Ueberweiſung der öffent: 
lihen Depofiten des Staats nicht mit der Gewährung von Zinjen, jondern 
pafjender mit dev unentgeldlichen Ausführung gemwifier Kaſſen- und joniti- 
ger Geldgejhäfte bezahlen, wie dies in England und Frankreich aud ge: 
ſchieht. 766) 

Merden einer Bank Staatödepofiten in jtarfen Poften auf einmal 
und in unregelmäßiger Weije entzogen, wie die der Bedarf des Staats: 
baushalts mitunter mit fi bringen kann, mehr wie im Privatdepofitenge: 
ihäft, jo fordert diejer Umftand natürlich bejondere Aufmerkfjamfeit. Auch 
deßwegen wird es nicht immer angehen, eine feite und vollends eine höhere 


76%) Bei mehreren deutſchen Banken ift die Pflicht zur Annahme und Verziniung 
ſolcher Etaatsgelber, ebenjg wie die andere, dem Staate zu beitimmtem Zinſe gewijie 
Vorſchüſſe zu gewähren (j. u. Anm. 818 ®), eine form der Bezahlung der Banfconcefion 
oder jpeciell des Notenprivilegs, auc in diefem Falle nicht pafiend. ©. vo. Anm. 231. 
Die Ger. B. muß bie bisp. Gelder von Neuß j. 2. (u. ebenio die disp. Gelder der 
Ger. Sparcafje) zu 4%, Zins annehmen ($ 27, 28), die Goth. B. bis 200,000 Tblr. 
Staatsgelder mit 40 verzinien ($ 19), die fur. B. bis '/, Mill. Fr. vom Staate 
(oder den Borfichtsinftituten) zu 4%, annehmen ($ 49), die Büd. B. darf f. d. lauf. 
Rechnung von Regierung ober Kammer feine Provifion berechnen, die Thür. B. muß 
dem Staate bis 80,000 Thl. Depof. mit 49%, (den Landesbehörden, bef. den Gerichten Depoſ. 
mit 3'/2%,) jederzeit abnehmen, desgl. die Weim. B. vom Staate bis 150,000 Tbhlr. 
mit 4%, verzinfen $ 14. — Ueber die Preuß. B. f. u. Anm. 774. 

765), Die Banfen von England u, Frankreich baben beide bedeutende Sum: 
men Öffentl. Depofiten, worüber fie mit dem Schatz in Gontocorr. fteben. Zahlen j. o. 
Anm. 745. Durchſchn. bei d. Engl. B. 1869 4,67 Mill. Pid. St. (au bei d. Art. 
B. bat der brit. Schatz ein Guthaben in Gontocorr.), Durchſchn. bei d. Franz. 8. 
1869 175 Mill. Fr. Die VBerbältniffe zwifchen der Engl. B. u. dem Staate, namentlich 
in Betreff der Verwaltung der Staatsichuld Seitens ber B., find wiederbolt geregelt 
worden. Dabei hat ſich das Streben gezeigt, den Gewinn ber Banf zu Guniten der 
Staatscaſſe immer mebr zu ſchmälern. Auch in menefter Zeit iſt wieder über den Punct 
verhandelt worden. Bor einigen Jabren fonnte man rechnen, daß die B. durchſchnittlich 
4—5 Mill. Pid. St. öffentl. Depofiten zu c. 3%, nugbringend anlegte. — ©. Näheres 
in mein. fl. Schr. „Die Mobific. d. Uebereint. zw. Staat u. Bank,“ Wien 1862 ©. 
16 fi. — Die Franzöſ. B. bat dem Staate ein fejtes Darlehen von 60 Mill. Fr. ge: 
geben, das man in der Enquäte mehrfach als Gegenleiftung für d. unverzinel. Gontocorr. 
des Schapes bezeichnete. — In Italien ift es im Sommer 1870 im Werke, den Fi— 
nanzcaffendienft einer oder mehreren ber größeren Banken zu übertragen. — Die Defterr. 
Nat. B. hat bisher Fein Gontocorrent: oder Depofitengefchäft mit dem Staate, beforgt 
aber 3. B. die Einlöſung u. Verzinfung der Schakicheine (fog. Salinenideine, Hypo— 
tbefaranmweilungen), wobei fie in Vorſchuß tritt. — Die Ruſſ. Neibsbanf bat dagegen 
lauf. Rechnung mit dem Schatz und anderen öffentl. Inſtituten, worin fie Debitor ıft, 
j. m. Ruſſ. Pap. währ. Tab. 3 ©. 225; ebenfo die Belg. Nat. B. u. a. m. — 
Preuß. B. j. Anm. 767. Die Hleineren beutihen Banken ſcheinen vielfah auch Depoi. 
von ibren Staaten zu empfangen. 
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Verzinfung ein für allemal zu beitimmen. Denn die Quote des Baarfonds 

muß dann oft ftärfer jein und der Reſt der Gelder kann etwa nur auf 

Te kurze Frijten ausgeliehen werden, daher meijt auch nur zu niedrigem 
inje. 

Greditwirthichaftlich zeigt fich der Wortheil eines Depofitenconto, na- 
mentlich eines eigentlichen Conto des Schages in laufender Rechnung 
bejonders darin, dak eine Menge Zahlungen des Publitums, vor Allem 
der Gejhäftswelt, an die Staatscafje und umgekehrt nun gleihfall3 durch 
einfache Uebertragungen in den Büchern der Bank oder, jomweit mehrere 
Banken betheiligt jind, durch Vermittlung eines Clearing = Haujes bewerk: 
ftelligt werben können. Es bedarf aljo nidht nur Feiner Baarzahlung, feiner 
Münze, jondern nit einmal der Banknoten zur Vermittlung eines 
Theil8 der Zahlungen an und aus Staatskaſſen. Namentlich gilt die von 
größeren Steuerzahlungen einzelner bedeutender Gejchäftsleute, z. B. für 
Einfuhrzölle, für inländijche vom Producenten erhobene Berzehrungsiteuern 
(Bier:, Malz-, Branntwein=, Mübenzuderjteuer u. |. w.); ferner von den 
Zahlungen der Staatskafje für Schuldzinjen, aud wohl für größere Liefe— 
rungen (Militärbedürfnifje u. j. m.). An England iſt e8 neuerdings auch 
üblich geworden, viele jolde Steuer: und Zollzahlungen mitteljt Checks auf 
die Bank zu begleihen. Auf dem Kontinent, wie es jcheint im Ganzen doc 
aud in Frankreich, ift eine ſolche Entwicklung noch nicht eingetreten. Sie 
bezeichnet einen jehr bemerfenswerthen großen Fortichritt auf dem Wege 
von der Geldwirthichaft zur immer ausjchliekliheren Ereditwirthichaft. In 
mercantilen Krijen zeigt fich dabei noch der bejondere Vortheil, daß durch 
Bermittlung dev Bank ein Theil der öffentlichen Depofiten zur Ereditges 
währung an Private ebenjo wie ein Theil der Privatdepofiten, welche in 
ſolcher Zeit bejonder® bei Gentralbanfen zujammenjtrömen (Engliſche Banf 
1857, 1866!) verwendet werden kann und darf. Dadurch wird wieder Die 
übermäßige Lüce im Creditſyſtem ausgefüllt und eine entiprechend vermehrte 
Notenausgabe unnöthig gemacht. 766) 

ebenfalls würde e8 nach dem englifchen Beifpiel erwünjcht jein, wenn 
die Preußiſche (oder jpätere Norddeutiche) Centralbank einen bedeutenden 
Theil der Staatskafjengejhäfte, insbejondere etwa im Staatsſchuldenweſen 
und in einigen Steuerabtheilungen, übernähme. Sie jteht jetzt ſchon mit dem 
Staate und jeinen verjchiedenen Kaſſen und Behörden in Verbindung, be: 
jorgt einige Gejchäfte, empfängt die Ueberſchüſſe der Staatskaſſen, welche in 
ihren Ausweiſen als Guthaben erjcheinen, leider in den Monatsbilangen mit 
den Guthaben anderer öffentlicher Anftitute und der Privatperfonen (incl. 
Giroverkehr) in Einen Poſten zufammen geworfen. Aber die Bank fönnte 
dem Staate einen erheblich größeren Theil der Stafjengejchäfte, zu jeinem, 
ihrem, de3 Publifums und der Volkswirthſchaft Bortheil abnehmen, 767) 


766) S. meine Tbeor. d. P. Acte ©. 118. Wichtig ift der Beitritt dev Engl. B. 
zum Glearing:Houfe auch für den Mechanismus ber Steuer: und Zollzablungen gewor— 
den. In England traf die Krije v. 1847 umd 1857 in einen Zinszablungstermin (Det.) 
f. db. öff. Schuld. Am J. 1866 aber vermehrten fich die öff. Devoſ. während bes frit. 
Mai von 4.+ auf 5.°, die Privatderof. v. 13.3 auf 18.6 Mitt. Pfd. St. (25. April bie 
16. Mai) (leßtere im 3. 1857 v. 10. Oct. bis 28. Nov. von 9.7 auf faſt 15 Mill.). 

KT, Bed. Hauptbanf, d. b. dem Geſchäfte dev Preuß. B, in Berlin er: 
fcheinen in Einnahme u. Ausgabe als „Ueberjchüfle f, Gafien“ 1868 * 1869 28,05 

v 
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Eine Centralbank, welche in umfaſſender Weiſe die Caſſengeſchäfte des 
Staats beſorgt, könnte dabei vielleicht auch auf die Entwicklung des Pri— 
vat depoſitengeſchäfts in den eigentlich privaten, d. h. nichtgeſchäft— 
lichen Kreiſen, welche von den Staatscaſſen regelmäßig Zahlungen zu 
empfangen haben, mit hinwirken. Hier kommen die Beamten in Betreff 
ihres Gehalts, die Staatsgläubiger in Betreff ihres Zinsbezugs in Betracht. 
Die jetzige, wie es ſcheint, faſt noch ausſchließlich übliche Form der Zahlung 
der Staatsbeſoldungen iſt die monatliche, viertel-, halbjährige (prae- oder 
postnumerando) mitteljt Münze oder Banknoten und Staatspapiergeld, — 
eine höchſt unvolllommene, an die primitivjten Zahlungsmethoden innerhalb 
ber Geſchäftswelt erinnernde Form. 76%) Handelt es jich dabei um Silber: 
müngze und um die höheren, etwa noch in längeren Terminen gezahlten Be: 
joldungen der höheren Beamten, jo ijt diefe Zahlungsweiſe für beide Theile 
wahrhaft läjtig und durchaus unwirthſchaftlich. Hier hat mitunter jchon 
das Privatbanquiergejhäft eine zmecdmähigere Zahlungsweiſe verbreiten 
helfen, indem die Beamten ihren Gehalt an den Banquier anmiejen und 
bei ihm in Gontocorrent jtehen ließen. 76%) Aber eine große Gentralbanf 
könnte ſolche Einrichtung natürlich leicht jehr verallgemeinern und bald be— 
liebt machen. Es würden dabei etwa die höheren und niederen Gehalte, 
3. B. unter und über 500 oder 1000 Thl. (fl.) unterſchieden; wenn bie 
Zahlung nicht monatlich, jondern in längeren Terminen erfolgt, kann die 
Ziffer auch noch niedriger gegriffen werden. Die höheren Gehalte werden 
an allen Orten, wo ſich Bantitellen befinden, durch die Banf bezahlt, in 
der Weile, daß jedem Beamten vom eriten Monatstage an, wo die Rate 
fällig iſt, leßtere gutgejchrieben wird. Er kann dann jofort darüber ver: 
fügen, das Guthaben ganz herausziehen, mitteljt Anmeijung (Chef) darauf 
ziehen u. j. w. Selbjt von den niedrigeren Gehalten und jogar bei monat: 
liher Zahlung wird zumal bei Silberwährung — aber feineswegs nur bei 
ihr — dann muthmaßlich meiſtens ein Betrag eine Zeit lang jtehen 
bleiben. Denn die größeren Zahlungen für Miethe u. j. w. find ja in ber 
Regel viertel- oder halbjährig. Ebenjo werden bei unjerem leider nur zu 
jehr ausgebildeten Kaufen auf Rechnung bei Krämer und Handwerker be: 
beutende Zahlungen immer in größeren Poſten monatlich, halb- jelbjt ganz= 
jährig geleijtet. Das Geld hiefür nicht baar oder in Banknoten bei fich zu 


Mil. Thlr.; außerdem „Gefchäfte aller Art mit Behörden“ u. f. w. refp. 48.19 u. 28.99 
Mil. Thlr. Die Guthaben insgefammt (alfo incl. der v. anderen Behörden u. Priv.) 
erheben fich meiftens nicht über einige Mill. Thlr. 

769) Freilich waltet in ſolchen Sachen auch in den Geſchäftskreiſen eine oit 
kaum glaubliche vis inertiae und Anhänglichkeit am Alten. In Deutſchland und vielfach 
fonft auf dem Gontinent wurden noch vor Kurzem u. mitunter noch jegt die Zahlungen 
in Münze bewerfftelligt, mit einer großartigen Zeit: und Kraftvergeubung. Grft bie 
Errichtung von Banfen bat darin Wandel gefchaffen, in Berlin be. d. des Caſſenvereins, 
in Frankfurt die der dort. B. (j. M. Wirth, Bankweſ. S. 393). In Wien bürgerte 
fih das Girogefhäft und die Benutzung des Saldojaals d. Nat. B. nur jebr langjam 
ein (i. 3. 1869 wurben darin 393.5 Mil. Wechſel beglihen, wovon nur_c. 37%, mit 
Baar, der Neft durch Compenſ.). Ueber Gajjenver. in Berl. f. Anm. 742. Draftifh (jo: 
gar bildlich) fchildert die Unbeholfenheit ber Br li in Newyork vor der Ein: 
rigtung t des en Glear. H. Gibbons, b. of 

B. in Hannover, wo früher }. 3 halbjähr. Gehaltszahlung war, ließen 
ſich die Provincialbanquiers (z. B. in Göttingen) die fäll. Raten in der Stadt H. an— 
weiſen und eröffneten ihren Kunden dafür ein Guthaben in Contocorr. 
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Haufe aufbewahren zu müſſen, ift ein Vortheil, welcher den Beamten be- 
ftimmen wird, es bis zum Zeitpunkte des Bedarfs ſelbſt ohne Zinsver— 
gütung in der Bank ftehen zu laſſen. Aber jehr paſſend käme gerade bier, 
zur weiteren Beförderung des Gejhäftszweigd und der Ordnung, Pünct- 
lichkeit und Sparjamleit in den Beamtenfreifen die jchottiiche Methode ber 
täglihen Zinjenberehnung für das Guthaben in Anmendung. Unter Um— 
itänden kann fi dann ein beſchränktes Activcontorrentgeihäft der Bank, 
worin dieje bis zum nächſten Termin der Gehaltäzahlung creditirt, ans 
fnüpfen. So würde der jo jchwierige Perjonalcredit de Beamten aud) 
gehoben. 

Eine ſolche Geftaltung der Dinge hat nun nicht bloß den allgemeinen 
volkswirthſchaftlichen Vortheil, daß müßige und im Ganzen recht beträcht- 
lihe Summen nußbar werden, jondern namentlich noch den folgenden be= 
jonderen. E3 werden ſich nämlich in Anknüpfung an die Conticorrenti ber 
Beamten au ſolche der Kleingejhäfte (Krämer, größeren Handwerker) und 
der Haußbefiger leichter ausbilden und die üblen Folgen des Conjumtivs 
credits, weldhen das Kleingejchäft feinen Kunden meijtens geben muß, werden 
eher ausgeglichen werden. Denn es liegt jehr nahe, daß der Kleingejchäftler 
(Detaillit) ebenfall3 mit der Bank in Contocorrent tritt und die Zahlun- 
gen der Beamten an ihn durch Umjchreibung in den Büchern (bei ein und 
derjelben Banf) oder durch Anweiſung (wenn mehrere Banken in Betracht 
fommen) bewerkjtelligt werden. Dadurch tritt auch hier die Creditwirthichaft 
an Stelle der Geldwirthihaft und wird Capital zur Creditgewährung dis— 
ponibel, ohne dak Noten ausgegeben werden müjjen. Die Guthaben der 
Beamten kann eine Bank nad den Grundjäten des Depoſitengeſchäfts ver— 
walten, aljo einen Theil davon außleihen und zwar nun gerade an jene 
Kleingejchäftler, welche durch Gewährung von Eonfumtiveredit an ihre Kunden 
öfters über einen Theil ihres Kapitals nicht verfügen können. Indem bie 
Bank etwa bedingt, daß die Rechnungen diejer Perjonen bei ihr bezahlt 
werden, erhält jie immer ſchon Dedung und vermag die Gejhäftsverhält- 
nifje und daher die Greditwürdigfeit der Krämer u. ſ. w. beſſer zu beurtheis 
len. So würden aljo jehr bemerfenswerthe Vortheile dur die gejchilderte 
weitere Ausbildung des öffentlichen Depofitengefhäfts erzielt. — 

In voltswirthihaftlicher Hinficht hat die Annahme öffentlicher Depo- 
jiten bejonders dann gute Folgen, wenn die directen (Ertragd:) Steuern 
nur in wenigen Hauptterminen, die indirecten Abgaben, 3. ®. Zölle, Brannt: 
wein, Nübenzuderjteuern vornehmlid in gemifjen Jahreszeiten eingehen. 
Denn wenn man demgemäß auch die Fälligfeitätermine für gewiſſe Staats- 
zahlungen, 3. B. für Schuldzinfen einrichtet, jo läßt fi das doch immer 
nur in bejhränften Maaße jo thun. Es bleiben daher größere Summen 
müßig in den Staatscafjen. Das wird bei der Ausleihung durch Vermitt— 
lung einer Bank, worin ja die Wirkung des öffentlichen Depoſitengeſchäfts 
bejteht, vermieden. Eine directe Ausleihung durch die Staatöbehörben ijt 
dagegen nit angebradt. Denn da die Summen immer nur auf Furze 
Termine mweggeliehen werden können, jo müßte bie Behörde, bez. der Staat 
regelmäßige Bankgeſchäfte betreiben, was nicht räthlid ift. 

Man könnte daran denken, die Beitände eined etwaigen Staats: 
ſchatzes ebenjo wie dieſe müßigen Gelder der-Staatzcajjen aus dem lau: 
fenden Dienst zu behandeln und fie durch Vermittlung einer Bank auszu⸗ 
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leihen. An der That ließen fich auf diefe Weije zwei der gewöhnlichen Be— 
denken gegen das Staatsſchatzſyſtem bejeitigen oder doch weſentlich beſchrän— 
fen: das finanzielle, daß der müßige Baarbejtand Feine Zinjen trägt, aljo 
umgefehrt fie Fojtet und das volkswirthſchaftliche, daß der betreffende Theil 
des Nationalfapitald „unproductiv” daliege. 77%) Indeſſen der Zweck des 
Staatsichaßes, daß man nämlich mit ihm im genaueften Sinne des Worts 
ſtets jeden Augenblic unerwartete Ausgaben, für melde andere De: 
ckungsmittel fehlen, bejtreiten kann, erlaubt gleihwohl nicht, einen erheb— 
lihen Theil des Schatzes auszuleihen. Die neuejte Erfahrung in Preußen 
bei dem plößlichen franzöjiichen Friedensbruch im Juli 1870 jpridt gewiß 
nicht für das Verwerfungsurtheil gegen den Staatsſchatz, das einjeitige 
öfonomijche Doctrinäre jo oft ausgeſprochen haben. 77%) Auch in creditwirth: 
ſchaftlicher Hinficht erhebt ſich aber gegen eine kurzfriſtige Augleihung des 
Staatsihakes das Bedenken, daß die raſche Einziehung der betreffenden 
Vorſchüſſe gerade in jenem Fritiichen Zeitpuncte, wo die Darlehensanjprüche 
ſich jteigern, vor ji) gehen mühte Die Creditnoth würde dadurch nod 
mehr gejteigert als durch die Maßregeln, welche die Zettelbanfen in Krijen 
zur Sicherung ihrer Noteneinlöjung ergreifen müfjen. Oder wenn eine Gens 
tralbant die Ruückzahlung an den Staat einjtweilen mit Noten leijtete, jo 
würde eben ihr Notenumlauf noch mehr anwachſen oder ihr Baarfonds 
ſich vermindern, als ohnehin in jolcher Zeit zu geichehen pflegt. 772) 

Die Annahme von Depofiten anderer öffentlicher Anjtalten 
u. ſ. w. hat ähnliche wirthichaftliche Vortheile und noch weniger Bedenken 
als diejenige der Staatsdepoſiten. Für Zettelbanfen möchte nur etwa die 
Annahme der Gelder der Sparcajjen aus ähnlichen Gründen zu wider: 
rathen jein, wie die Verwaltung des Staatsjchates durch eine ſolche Bank. 
Denn jene Gelder werden wiederum gerade in kritiſchen Zeiten den Spar: 

770, Freilich kann man überhaupt nur von der unbebingten Unprobductivität eines 
Staatsſchatzes von jenem engen, eimieitigen einzelwirtbicaftliden Standpunct aus 
fprechen, dev immer noch zu oft mit dem volFfswirtbichaftlichen verwechfelt wird. Da 
die Volfswirtbichaft für die Einzelwirtbicaften Rechtsſicherheit bedarf. leßtere nur 
durch den Staat zu beichaffen ift, ſo ift der müßig liegende Staatsſchatz volfswirtb: 
ſchaftlich doch durdaus productiv, wenn fein Vorbandenjein eine Bürgſchaft für die 
erfolgreiche Beihaffung der Nectsjicherbeit Seitens des Staats ift. Hier wird dann viel 
auf die Lage des Staats, feine Gefährdung, feine geograpbiiche Pofition, auf bie 
Möglichkeit der Ereditbenugung anfommen, An ben Verbältniffen Preußens, bez. Deutſch— 
lands „möchte ich den Staatsſchatz in diefem böberen Sinn auch troß aller Zınsverlufte 
probuctiv nennen. 

771) Ich bin zu diefer Anſicht Feineswegs erft jet befehrt worden, wo die preuß. 
4'/,%/, Papiere in wenigen Tagen von 93 auf 78%/, und darunter fielen, fondern babe 
die bedinate Rechtfertigung des Staatsſchatzſyſtems gerade auch noch in unjerer Periode 
des entwidelten öffentlichen Credits fchon früher feitgebalten. ©. Etaatswärterb, X, 18. 

772) Auch bierfür find die Verbältniiie im Juli 1870 illuftvativ. In den drei 
Wochen vom 7. bis 30. Juli ftieg der Notenumlauf der Preuß. B. von 164.9 auf 201. 
Mill. Thir., bei einem Baarfonds von refp. 85.97 und 93. Mill. Tblr. Wie ftörend 
wäre 08 aewefen, wenn ber preuß. Staatsſchatz von 30 Mill. Tbir. etwa von der Banf 
verwaltet worden und davon vielleicht "/, baar dagelegen, der Reſt mit ausgelieben ge 
weien wäre, Man fann ficher jein, daß im diefem Kal, da die Wediel u. f. w. fid 
außerdem ſchon vermehrten, ber Notenumlauf in kürzeſter grifl um 30 Mill. Thlr. 
oder eventuell nur um jo viel weniger gejtiegen wärt, als der Baarfonds ſich vermindert 
hätte, Ichteres theils wegen bes directen Bebürfniffes metallener Zablungsmittel des 
Staats, theils wegen der Einlöfung der Noten Seitens berer, welde vom Staate aus 
den Fonds des Schatzes mit Noten bezahlt wären. 
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caſſen ftark entzogen. Wenn lettere bei einer Bank Rückhalt zu haben glaus 
ben, jo werden fie um jo weniger jelbit Caſſe halten und um jo mehr bloß 
auf Hypotheken ausleihen. Die Beitimmungen in einigen deutſchen Zettel- 
bankitatuten find daher unpajjend. 779) 

Mitunter it den Zettelbanfen wohl die Verpflichtung auferlegt, von 
verjchiedenen öffentlichen njtituten, von Behörden, Gerichten müßige Gelder 
(3. B. gerichtliche Depofiten) zu einem bejtimmten Zinsfuße unbedingt an— 
zunehinen. Iſt der Zinsfuß relativ niedrig, jo hat man die Veranlagung 
jolher Gelder bei der Bank, wie in dem Falle der Preußiichen Bank, wohl 
als ein neues werthvolles Privileg betrachtet. Allein jelbjt diejes Pri- 
vileg hat gerade die Preußiſche Bank wiederholt nicht ala folches, fondern 
ala eine onoroje Verpfichtung anerfannt. Bei dem Zinsfuß von meift 
bloß 2 und 21/,%/, für die anzunehmenden Depofiten, gegenüber einem 
Disconto, welder nicht unter 49%/, herabgeſetzt zu werben pflegt, iſt diefe 
Auffaffung doch kaum jtatthaft. Bei der Annahmepfliht zu höherem 
Zinsfuße ift fie dagegen wohl begründet. Es jcheint ung, daß bei ber 
heutigen Entwidlung des Gredit: und Bankweſens eine Verpflichtung einer 
Bank joldhe Gelder: anzunehmen durch die Intereſſen der betreffenden Ans 
ftalten, bz3. deren Glienten nicht mehr gefordert wird. Dieje Intereſſen führ- 
ten wohl zu der Einrichtung bei der Preußiihen Bank. Die Annahme jelbit, 
die Höhe des Zinsfußes und die weiteren Bedingungen jollten jegt auch 
bier von ber freien Vereinbarung zwiſchen den Betheiligten abhängen. Bei 
der Reform des norddeutſchen Bankweſens könnten daher die bezüglichen 
Paragraphen der Preußiſchen Bankordnung aud für die Centralbank wohl 
fortfallen. 77*) 

?. Die Acceptirung von Girvanmweifungen. 

Diefes Geſchäft hatte früher, bis zur Erweiterung des Notengeſchäfts 
im Jahr 1856, bei der Preußiſchen Bank eine ziemlich bedeutende Aus: 
dehnung, ijt aber neuerdings jehr zurüdigegangen : * acceptirte Giroan⸗ 
weiſungen fungiren eben ganz ähnlich wie Banknoten, von denen ſie ſich 
eigentlich nur in untergeordneten Formpuncten unterſcheiden. Wo der Ver— 
mehrung der Noten keine geſetzlichen Hinderniſſe entgegenſtehen, wird die 
acceptirte Giroanweiſung denn auch meiſtens durch die Note, beſonders 
diejenige großer Appoints erſetzt werden. Dies wohl der Hauptgrund, 





713) ©. oben Anm. 764. Auch Leipz. Stat. $ 14 (bo bier nur das Recht, 
nicht die Verpflichtung, die Gelder der Sparcaffen anzunehmen). Mindeftens darf eine 
Verpflichtung ſich nur auf eine beftimmte Summe Sparcaffengelb erjtreden. 

774) S. o. Anm. 764. Preuß. B. DO. $ 21 ff. In den Landestheilen, wo bas 
allg. L. R. gilt, müffen die Gerichts: u. Vormundicaitsbehörden, die Verwalter von 
Kirchen, Schulen, Hoipit. u. and. mild. Stijtungen u. öff. Anjtalten nach wie vor 1846 
(dem Jahr d. B. DO.) die müßig lieg. Gelder bei ber Bank belegen u. bie B. fie an: 
nebmen u. verzinfen, wofür der Staat jpec. Garantie leiftet (Berorbn. v. 18. Juli 1768, 
31. März 1768, 3. April 1815). Zinsfuß 3 (nerichtt. u. pupill, Gelder), 2'/, (Kirchen, 
Schulen, fromme u. milde Stift.), 2%, (and. öff. Stift. u, Anftalten). Diejer Zinsfuß 
fann obne Zuftimmung d. Bankantheilseigner nicht erhöht werben, $ 26. Die Gelder 
find meift mit Btäg. u. Imonatl. Kündigung. Beträge unter 15 Thlr. werben nicht 
verzinsfich angenommen. Statiftiiches f. 0. Anm. 746. Die durchſchnittl. Verzinfung f. 
jämmt!. Depof. berechnet fih auf 2.590, in 1868 u. 1869 und 2,690, in 1863; bie 
Banf zahlte an Zinſen 1869 539,000, 1868 525,000, 1863 594,000 Thlr. Etwa bie 
Hälfte der Depof. ift zu 3, ungefähr je ein Biertel zu 2 und 2'/,0/, verzinslic. 
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weshalb fich auch bei ſolchen Zettelbanken, welche Girogejchäfte betreiben, 
die Acceptirung von Giroanweiſungen wenig ausbildet. 

Megen der nahen Verwandtichaft der acceptirten Giroanweiſungen 
mit den Noten verlangt e3 die Conjequenz, jie namentlid in Betreff der 
Deckung ebenjo zu behandeln wie die Noten. Sonjt können wenigſtens die 
Vorſchriften, welche für letztere gelten, leicht iluforijch werden. In der Mitte 
der 5Oger Jahre war es bei der Preußiihen Bank eigentlih einigermaßen 
jo geworden. 775) Mindejtend müjjen jene Anweijungen ebenjo wie ftets 
fällige Depofiten behandelt werden. Die Acceptirung den Zettelbanten zu 
verbieten erjcheint ebenjo wenig begründet, als ber Ausſchluß des Depo- 
fitengejhäfts. Sie bietet immerhin im Vergleich mit der Notenausgabe Fleine 
Bortheile für den Verkehr, 3. B. wenn die Girvanmweifung auf große Be: 
träge, auf nicht bloß runde Summen u. ſ. w. außgejtellt wird. 


y. Die Ausftellung von Wedfeln und Anweifungen, 


Auch dieſes Geihäft wird mehrfah in deutſchen und anderen 
Bankftatuten ausdrüdlich geitattet und von den Banken in verjchiedenem 
Umfange betrieben. 7— Nicht unbedeutend iſt bei der Franzöſiſchen 
Bank der Betrag der Billets à Ordre, welche von der Hauptbank auf 
die Succurſalen und umgekehrt gezogen werden, mit kurzen Terminen. 777) 
Eben ſolche Anmeijungen kommen bei der Ruſſiſchen NReichgbant 779) und 
Defterreihiihen Nationalbank 779) vor. Auch die Englijhe Bank 
jtellt jogen. Sieben-Tage: und Poſtbills aus. 7%) Solche Wechſel- und An- 


775) Der Durchſchnittsumlauf der Preuß. B. an acceptirten Girvanweifungen 

war z. B. in Mill. Thlr. 
1855 8.53 1860 2.» 1864 1,56 1868 1.87 
1856 6.78 1861 3,58 1865 2,05 1869 . 1.17 
1858 2.15 1862 3,56 1866 1,6% 
1859 3.14 1863 1.59 1867 1.31 

Eie find jekt nur bei der Hauptbanf in Berlin in Umlauf. 

776) Braunfchm. alte Stat. $ 10, Nr. 3 (Wechſel an Ordre ausftellen und in 
Umlauf jegen), Brem. $ 71 (Wechſel u. Anweif. auf fich felbft, auf ihre Zweigbanken 
u. Dritte), Darmſt. $ 12, N. 2 (Banlanweifungen auf Orbre, unflar in Zufammen: 
bang mit d. Notenausgabe in d. Stat. gebraßt), Dei. 5 IN. e (Wechſel auf Orbre 
ausitellen u. in Umlauf fegen), Franukf. Art. 26 (Bankanweif. auf fib u. ibre Fil. 
ausftellen), Gera $ 17 NR. 2 (Wechſel u. Geldanweif. an Ordre ausftellen, in Umlauf 
feßen), Homb. GI N.1 (Wechſel u. Geldanweij. auf and, Plätze ertbeilen, acceptiren), 
Lur $I2N.2 (Banfanweij. auf Ordre ausgeben; aud bier unklare Zufammenjtellung 
mit den Noten), Mein. $ 14 (Wechfel ausftellen, giriren, accept.), Thür. $13 N. 2 
(Wechſel u. Geldanweij. ausftellen, abgeben, accept.), dsgl. Weim.; Oldenb.$ 3 N. 
1 (Begeb. v. Wechſ. und Gelbanweil.), Bad. $ 15 (Anweiſ. auf fich u. ihre Zweig: 
niederlaſſ. ausitellen, j. u. Anm. 781), Preuß. B. DO. 52 u. 7 (Wechfel u. Bankan— 
weifungen ertheilen u. acceptiren, |. u. Anm. 781). — An ben Monatsausweijen und 
Sabresberichten findet fich felten etwas Näheres über diefen Zweig. Bei der Hauptb. in 
Berlin betrug d. Anweifungsverfehr in Einn. u. Ausg. 1869 35.2*, 1868 31.9* Mill. Thlr. 

7) Durchſchn. 1869 39.5 Mil. Fr. 

778) Am Betrag v. 15—20 Mil. R. durchſchnittlich. Es feinen ſich unter dieſer 
Rubrik oft andere Geihäfte zu verfteden. 

719) Stat. v. 1862, $ 20 e u. $ 26; bie Anweif. lauten auf ben Namen bes 
Uebernehmers ober deſſen Ordre. Sie laufen zwijchen dazu beflimmten Bankcaſſen ober 
von ber Gentralcafje in Wien auf fich ſelbſt, auf Sicht oder auf beftimmte Zeit. Reglem. 
F 54—56. — Das Geſchäft hat bedeut. Umfang, ausgeftellt wurden 1868 f. 186.*, 
1869 f. 259.7 Mill. fl., €. 1869 ftanden im Ausweis 2.57 Mil. fl. 

760) 1869 liefen um burchichnittl. f. c. Mill. Pib. St. folder Bill, in früs 
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weilungen, auf Sicht oder nad Furzen Terminen zahlbar, gleichen ala 
Paffiva betrachtet theild den Noten theil3 den ſtets- oder furzfälligen De- 
pojiten, wie denn 3. DB. die genannten Billd der Engliſchen Bank nad) alter 
Sitte von dem gejchäftlichen Publicum einfach zum Notenumlauf biezu ges 
rechnet werden. Haben jene Papiere eine bejtimmte Verfallgeit, wo fie ein— 
gelöjt werden müfjen (aljo wenn fie nicht auf Sicht lauten), jo läßt fich 
das Geſchäft in jolden Schuldurfunden zur Erleichterung des Bankbetriebs 
noch bejjer überjehen als es bei den Noten und Depofiten möglich ift, deren 
wirkliche Präjentation oder Nückziehung ja nit im Voraus feititeht. 

Ein Grund, das Geſchäft den Zettelbanken zu verbieten, bejteht nicht, 
nur muß es in Betreff ſeines Umfangs oder wenigſtens feiner 
Dedungen wiederum der Conjequenz wegen wie das Depoji: 
ten= b3. Notengejhäft behandelt werden. 7%) Da die Ausftellung 
von auf Sicht zahlbaren Anmeijungen unter gewiſſen Umftänden der 
Ausgabe von Noten fait ganz gleihlommt, jo muß in dieſem Falle die 
Dedung eigentlich ganz die gleiche wie für die Noten fein. Anweiſungen 
diejer Art haben vor den Noten voraus, daß fie auf beliebige, namentlich 
größere und nicht bloß runde Beträge nad dem Bebürfnig und Wunſch 
der Kunden ausgeftellt werden können. Das erleichtert die Geldrechnung 
und Geldverjendung, auch bieten jolche Anmeijungen für Reiſen, Verſendung 
u. j. m. oft dem Inhaber größere Sicherheit als die Noten. An ein ent= 
wickeltes Depoſiten- und Pajlivcontocorrentgejchäft der Banken knüpft ſich 
die Ausstellung von Anmeijungen auf Sicht und auf eine feitgejeßte Zeit 
gerne an. Man jollte hiergegen feine weiteren Hindernijje bereiten. 

Centralbanken vermitteln namentlich durch ſolche Anmeijungen der 
Hauptbanf auf die Filialen und umgekehrt und der Filialen unter einander 
bequem Zahlungen zwijhen verjhiedenen Plätzen ihres Ge: 
jhäftsgebiets. Es ift wohl gefordert worden, fie jollten ſolche Zahlungs— 
mandate unentgeltlich ihren Kunden auf Verlangen zur Verfügung 
jtellen. 79) Das ericheint jedoch nicht jtatthaft. Denn der reelle Dienft, 
welcher in der Vermittlung einer Zahlung von einem Orte nad) dem ans 
bern geleiftet wird, ift einer entiprechenden Vergütung werth. Gegen eine 
Provifion, deren Höhe durch die Concurrenz der anderen Banken und der 


beren Jahren meift mehr, bis 1 Mill., jo daß auch bier wie bei ben Noten eine Ber: 
brängung fichtbar ift. 

761) Meiftens werben ſolche Anweifungen baber denn auch nur gegen volle De: 
dung, bez. baare — Ind, Stat, iſt das aber nicht immer beſonders 
gejagt. In $ 26 d. Stat. d. Defterr. Nat. B. ift das Anweifungsgefchäft gleich jo definirt, 
daß es nur gegen volle Dedung — kann: „im Anweiſungsgeſchäft werden für die 
von ben Parteien erlegten Gelder.... Anweiſ. ausgeſtellt und eingelöſt.“ Correct 
iſt auch F 15 d. Bad. Bankſtat., wonach die Anweiſ. ebenſo wie die Depoſ. u. ſ. w. 
mit ſtatutenmäß. Wechſeln oder Baar beſonders (neben ber Notendedung) gedeckt fein 
müflen. Preuß. B. DO. $ 7: Wedel u. Gelbanweif. auf andere Pläge gegen ge: 
börige Dedung ertheilen. 

787) Meuerbings in db. franz. Bankenquöte, aber von ber B. v. gig abge: 
wiefen, ſ. Enqu. VI, 70. Namentlich hatte man es geforbert zu Gunjten ber Conto— 
correntgläubiger. rüber bat die B. zeitweife ſolche unentgeltliche Zahl. manbate gelie— 
fert. Die Praxis anderer Banken ift verjchieden. Die Preuß. B. bat Stempelfreibeit f. 
b. Anweif. u. Portofreib. ſelbſt j. Geldfendungen, was es möglich macht, unentgelt: 
lih Anweiſungen auszuftelen. Diefe Privilegien müffen aber bejeitigt werben, wie mit 
Recht aud U. Meyer in f. 3. Bankthefe verlangt, . 
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Privatbanquiers beſtimmt wird, übernimmt aber eine Centralbank mit einem 
ausgebildeten Filialenſyſtem recht paſſend die Ausftellung diejer Zahlungs— 
mandate. Mit Hilfe dieſes Gejchäftszweigs läßt jich mitunter aud die rich— 
tige Bertheilung des Baarfonds zwiichen der Hauptbanf und den Filialen 
leichter und ohne Transport des baaren Gelds, aljo auch ohne Koften da= 
für bewerkjtelligen. — Bei der Abgabe von Tratten und Anweijungen der 
Bank auf fremde, d. 5. ſolche Pläbe, wo jie fein eigenes Gomptoir hat, 
muß natürlich ebenfall3 die üblihe bankmäkige Dedung verlangt werben. 
Auch die Ausftellung jolder Papiere jollte zum marktgängigen Provijions- 
ſatze erfolgen. 


d. Der Berfauf frember oder Remeſſenwechſel und die Weiterbegebung 
oder Rebiscontirung discontirter Platzwechſel. 


Wenn eine Bank die durh Ankauf oder Discontirung erworbenen 
Wechſel vor Berfallzeit in Zahlungen oder gegen andermweite VBaluten mit 
ihrem Giro weiterbegiebt, jo haftet jie natürlich nad Wechſelrecht für die 
richtige Einlöjung diejer Wechjel Seitens des Ausftellers und Acceptanten 
und der früheren Indoſſanten. Durch diejes, wenn aud) entferntere Obligo, 
entjteht für die Bank aus dem bisherigen Activ- ein Pajjivgeihäft, das 
daher hier noch zu beſprechen ift, wie oben (5. 285) auch vorbehalten wurde. 

Bei dem ausmärtigen Wechſelgeſchäft ift e8 oftmald auf einen regel: 
mäßigen Wiederverfauf der Wechjel abgejehen, wobei die Bank auf bie 
Cursdifferenz jpeculirt. In den Statuten wird häufig neben dem Ankauf 
ausmärtiger (und inländijcher Nemefjen) Wechjel auch ausdrücklich der Ver: 
fauf gejtattet. 789) Jenes Speculationgmoment in dieſem Gejchäft bietet auch 
für die Zettelbanf bei Wechjeln, welde in Metallwährung zahlbar find, 
feine nennenswerthe Gefahr, denn die Cursdifferenzen find bier doch immer 
jelbft im äußerſten Falle innerhalb der größeren europäijchen Pläte auf 
eine jehr enge Grenze, im Maximum befanntlih auf das Doppelte ber 
Transports, Aſſecuranz- u. j. w. Koſten des Metalls beihränft. 7%) Es ift 
daher auch kein Grund dafür vorhanden, wie gelegentlich verlangt worden, 
den Berfauf ber auswärtigen Wechſel aus dem Gejchäftäfreije der Zettel: 
banken auszujchliegen, jomweit jenes jpeculative Moment in diefem Gejchäft 


763) Sp in ben Stat. d. Brem. $ 63, Darmft. $ 12 Nr. 3, Frankf. $ 23, 
Gotb. $ 14, Hannov. $ 13, 6 (implic.), Homb. $ 2 N. 7, Lüb, Priv. 8.89 
Eur $12N.3, Mein 514 N. 1, BPomm JUN. 1, Oldenb. $GIN. 1 
Bab. $ 10, Preuß. B. O. 5 4. 

784) Freilich in Kriſen und in Kriegszeiten, wo bie Gelbverfendung, zumal 
von Silber, erichwert, vertbeuert, gefährdet, zeit: und ortsweiie felbft unmöglich wer: 
ben kann, find die Schwankungen der Wedhjelcurie immerbin erheblich genug, 
um die Verlufte recht fühlbar zu machen. Aber auch in biefem Kall (wenn alio bie 
Wechſel nur überhaupt bezablt werden), wirb body fait immer nur ein Theil des 
Jahresgewinns darauf geben, ſchlimmſten Falls der Reſerveſonds angegriffen werden. — 
Ueber das Maaß ber Gursihwanfungen i. X. 1866 ſ. o Anm, 730, Die ftärfite Schwan: 
fung des Gurjes v. Hamburg 3. Mon. auf London innerhalb eines monatl. Zeit: 
taums war im Mai 1866 zwiichen 13 M. 3 Sch. und 12 M. 12 Sch. per Pd. Sı., 
alio ein Sinken um 3.39%, ; dsgl. Hamburg auf Berlin 2 Mon. Marimalihwans: 
fung ebenfalls im Mai 1866 154'/,—159 Thlr. p. 300 M. B. oder 2.99 0/, Gursfinten. 
— Im Juli 1870 bei dem franzöſ. Friedensbruch war es günftig für Deutichland, daß 
die Wechielcurie, namentlih die Berliner, von Anfang an ganz gut ftanden und einen 
Metallabfluß ins Ausland verboten. Der Kriegsausbrud und die Discontverhöhung 


’ 
— 
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entjcheidet. Wohl gerechtfertigt ift dagegen dad Verbot des jpeculativen Anz 
und Berfaufs von fremden Wechjeln, welde auf Bapiermwährung lauten 
(und umgekehrt ein analoges Verbot für Banken, welche in Bapiermährung 
zahlen, Hinfichtlic) des An: und Verkaufs von Metallmechjeln). Die Gründe 
liegen in den mehrfad von ung erwähnten ſtarken Schwankungen des Me— 
tallagios in PBapierwährungsländern. 795) 

Um des Obligo's Willen, welches eine Bank dur Weiterbegebung 
der angelauften Wechjel auf andere Pläße mit ihrem Giro übernimmt, 
dieje8 Gejchäft zu verbieten erjcheint auch nicht gerechtfertigt. Häufig wird 
der Ankauf jolcher Wechjel zum Zweck des reellen Metallbezug3 erfolgen. 
Dann fällt der Verkauf ohnehin fort, weil die Wechjel bis zur Verfallzeit 
rubig behalten werden. Mitunter ijt aber der Verkauf vor Verfall gerade 
in kritiſchen Zeiten das beſte Mittel, das jchon jet. benöthigte Wietall zu 
bejchaffen. E3 wäre unrichtig, den Verkauf bier zu hindern. In anderen 
Fällen ift der Verkauf vortheilhafter al3 die Eincaffirung und ſollte deßhalb 
geitattet jein. Vielfach wird überhaupt eine Beihränfung der Banf in Bes 
treff des Verkaufs nur die Folgen haben, daß der Ankauf von vorneherein 
der Preuß. B. von 4 auf 8°, vom 14. bis 18. Juli brachten aber doc folgende Aen— 
berungen der Wechielcurfe hervor: 


Tab. X. Wechſelcurſe Berlins im Zuli 1870. 


5. Juli, T. Juli. 9 Juli. 12. Juli, 14. Juli, 16. Juli. 19, Juli. Sinken 


rlin auf: v.9.—19. 
Berlin auf Zine. Curs. Curs. Curs. Eure, Cure, Curo. Gurd Juli, 


Amfterbam Thlr. f. 250 fl. 


tu; 31, 143%, — 143'/, 1423/, 14154, 1411, 1401, 1.9 
— — — 2 Mon. „ 1425, = 142", 142 141 140°), 139%, 2.9 
Hamburg Thlr. f. 300 M. 
B. kurz 3 1511, 1514 151%, = 15 0 151'/, 150 0.83 
— — — 2Mon. „ 10%, = = 10", 150/, 150 148 1.58 
London Thlr. f. 1 Pi. St. 
3 Mon. 3 6.223/, 6.221, = 6.128, 6.221, 6.201, 630 4,23 
Paris Thlr. f. 300 Fr. 
Mon. 2, 80%, 80), = HN, 9, — 78 5,38 
Frankfurt Thlr. f. 100 fl. 
2 Don. 3, 62 — = 56. — 5622 0 


Wien Thlr. 1.150 f.8 Tage 5 83%, 8, = 81%, 803, 78%, 72'/, 12.58 
_ — — 2 Mon. „ 831, 825, 82%, 80%, 79%, 771, 70%, 14.9 
Petersb, Thlr. f. 100 S. R. 
3 Woch. 6 858/ N, 85 84 82/ (76%,)(74%,)c.12.53 
— — — 3 Mon, » 845/, 8324 837/ 827/, 81 1/, 

Der Discont war in Amjterdam v. 9, Juli an 3, in Frankf. v. 14. Juli an 
4, in Hamburg am 19. Juli 7%,, ſonſt fo wie er für d. 5. Juli bei den einzelnen 
Plägen angegeben. Petersb. war am 16. u. 19. Auli nicht notirt, bie eingeflamm. 
Ziffer ift der Banfnotencurs. Die Bedeutung diefer Schwankungen für das Geſchäft des 
Wechſelankaufb und Verkaufs der Banken bedarf keines weiteren Commentars. 

765) S. bie coloſſ. Schwankungen des Wiener und Petersb. Wechſelcurſes in 
Berlin in vor. Anm. Beide Eure verjteben fih für Wechfel in Papierwähr. Ebenſo 
vartirte im Mai 1866 Hamburg 2 Mon. auf Wien f. 100 M. 8. zwiichen 84 und 
104 fl., alfo um 23,5 09/,, desgl. Petersb. 3 Mon. zwiſchen 25%, u. 21%, Sch. Banco 
p. R. © Hat eine Banf in einer Krife viele ſolche Wechſel im Portefeuille, fo wird 
ihr nichts übrig bleiben, als die Valuta beim Verfall einzuziehen u. fteben zu lafien, 
bis der Papiergeldcurs fich erbolt bat, was ftets rajch nad eingetretener Ruhe wenigſtens 
einigermaßen gefhiebt. So ftieg der Wiener Curs in Hamburg, nachdem er im Juni 
noch bis 114 fl. gefallen war, wieder auf 96.5 fl., war im Juli zwifchen 94 und 108, 
im Aug. zwifchen 96 und 101. 
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unterbleibt. An- und Verkauf müſſen daher als etwas Zuſammengehöriges 
betrachtet werden. Allerdings iſt es möglich, daß eine Bank dann einmal 
einen unbezahlt bleibenden Wechſel einlöjen muß. Indeſſen wird ihre Lage 
dadurch im Grunde faum anders als wenn jie den MWechjel im Portefeuille 
behalten hätte. Denn in diefem Falle hätte fie ja unter der angegebenen 
Boraujegung ihr beim Ankauf gemachtes Darlehen (in Noten oder Geld) 
auch nicht wieder rechtzeitig hereinbefommen. Beim Verkauf dagegen erbielt 
fie Baluta, welche fie nur bei der Einlöjung des Wechjeld wieder hergeben 
muß. Es ift nichts Weiteres zu verlangen, als daß eine Banf gute Wechſel 
allein anfaufe und auch nur ſolche verkaufe. Im Uebrigen jcheint mir der 
Berfauf der erworbenen Wechjel auf andere Pläte auch der Zettelbanf un: 
bedingt geitattet werden zu Können. 786) 

Dafjelbe gilt doch wohl von der Nücdiscontirung der discontirten 
Platzwechſel, obgleich eine ſolche Operation der regelmäßigen Praris der 
Zettele und Depofitenbanten nicht entſpricht und man aus der englijchen 
Erfahrung bei Heineren Banken auf Mißbräuche hinweiſt, welde jih an 
die Nüddiscontirung angefnüpft haben. Zu einem regelmäßigen Geſchäft 
wird die Nückdiscontirung gerade bei Zettelbanfen auch nicht jo leicht 
werden, da dieje Anjtitute von vornherein möglichft nur gutes Papier nehmen 
jollen und aus dejien Discontirung ihren Geihäftsgewinn beziehen. Aber 
gelegentlih Kann es doch für eine Zettelbank behufs früheren Eingangs 
ihrer Noten, alfo Verminderung ihres Notenumlaufs oder Verftärkung ihrer 
Eafje gerade in einem bejtimmten Zeitpuncte, vor Verfall der Wechſel, aud 
nothwendig oder erwünjcht werden, einen Theil ihres Portefeuilled mitteljt 
Rücdiscontirung zu realifiven. 787) Dies zu verbieten, wäre unpafjend. Die 
Rücdiscontirung von Platzwechſeln kann ſich jelbitverjtändlich der Controle 
der Gejchäftsmwelt nicht entziehen, das ift die beſte Bürgjchaft gegen etwaige 
bedenkliche Practiken einer Bank und ihrer Kunden. Wenn außerdem in den 
Monatsausweifen die Beträge der rücdiscontirten Wechſel und in den Jah— 
resberichten nähere Nachrichten über diejen Gejchäftszweig mitgetheilt werden, 
jo hat man aud in der Deffentlichfeit eine weitere Garantie. 799 

Bekanntlich discontiren große Gentralbanten, wie die Dejterreichijche, 
Franzöſiſche mitunter mit Vorliebe dag von anderen kleineren Banken bis: 
contirte und mit dem Giro diejer Anftalten verjehene Handel3papier. In— 
jtitute wie das Pariſer Discontocomptoir find mit zu dieſem Zwecke errich— 
tet worden, um Wechſel mit 2 Unterjchriften „bankfähig” zu machen. Aud) 
die vortreffliche Niederöfterr. Escomptegejellihaft in Wien, eine der größten 


786) Daß durch Discontirung oder Ankauf ausländ. Wechſel bei einer ſolchen 
Störung, wie fie der franzöf. Friedensbrudh im Juli 1870 plöglid in den Gefchäften 
bewirkte, ebenjalls eine wirfiame und mitunter faum entbehrliche Bankhilfe geleiftet 
wird, ergab fih auch in dem genannten Zeitpuncte. Die angef. Cursſchwankungen zeigen 
aber freilih das Rifico des Geichäfts. Die Danziger Kaufmannſchaft Fagte über Zu: 
rüdweifung engl. Wedel Seitens ber Preuß. B., welde letztere freilih fonjt ſehr 
coulant, gerade auch in Danzig discontirte, 

767) So jcheinen bie preuf. Privatbanken öfters rüddiscontiren laffen zu müſſen, 
um bie von ber Preuß. B. — immer gleich in größeren Poſten — ihnen zur Einlöjung 
prä. Noten coulant bezahlen zu können. Dies wird z. B. in Jahresberichten d. Köls 
ner Priv, B, erwähnt. 

768) In den Ausweifen der Franzöſ. und Ruff. B. fommen bie rückdiscont. 
Beträge vor, 
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deutſchen Depoſitenbanken, nimmt eine ähnliche Stellung zwiſchen der Ge— 
ſchäftswelt und der Nationalbank ein. Solche Banken können wegen dieſer 
ſyſtemiſirten Rückdiscontirung gewiß nicht für unſolid gelten. Vielleicht ließen 
ſich die kleineren Zettelbanken auch in eine ähnliche regelmäßige Geſchäfts— 
verbindung mit der Centralzettelbank ihres Landes bringen. Dadurch würden 
gewiſſe Vortheile der Centraliſation und Decentraliſation des Bankweſens 
vereinigt. Die kleinen Banken fungirten dann halb und halb wie Filialen 
der großen Centralbank und beſäßen doch die für manche Aufgaben ſo werth— 
volle größere Selbſtſtändigkeit des Handelns. Sie vermöchten den Ortsbe— 
dürfniſſen mehr entgegen zu kommen und fänden andererſeits in dem Rück— 
halt an der Hauptbank eine größere Stütze, aber auch eine wünſchenswerthe 
Controlinſtanz, da dieſe Bank das ihr zur Rückdiscontirung überreichte Pa— 
pier nach den gewöhnlichen Grundſätzen prüfen müßte. Bei der deutſchen 
Bankreform könnte eine ſolche Verbindung der kleinen Zettelbanken mit der 
Preußiſchen oder Norddeutſchen Centralbank und mit der Frankfurter, 
Dresdener Bank wohl in Ausſicht genommen werden. 


b. Die übrigen Activgeſchäfte der Zettelbanken. 


Die allgemeinen Grundſätze, welche für dieſe übrigen Activgeſchäfte 
der Zettelbanfen zu befolgen find, wurden jchon früher (S. 263—270) 
dargelegt und begründet. Danach jollen dieje Gejchäfte nur jubjidiäre 
Notendeckungen und Dedungen für die jonjtigen Paſſiva bilden (j. auch 
oben ©. 372). Was in leßterer Hinficht zu befolgen ijt, wurde im vorigen 
Abſchnitt a (von den übrigen Paſſivgeſchäften S. 372 ff.) behandelt. So: 
weit die anderen Activgejchäfte, bejonders etwa die Effectenanlage, zur Ver: 
anlagung des Stammkapital und Rejervefonds der Banken dienen dürfen, 
wird davon noch im nächſten Hauptabjchnitt 4 (von der Höhe und Veran 
legung des eigenen Kapital3 und des Reſervefonds der Zettelbanfen) die 
Rede jein. Die einzelnen übrigen Activgejhäfte, um die es ſich neben 
den eigentlich bankmäßigen, der Wechjeldiscontirung und Lombardirung, 
handelt, find oben gleihhfall3 bereit3 genannt (S. 266, 268) und in die 
Beiprehung der Bankbilanz und in dieje jelbjt aufgenommen worden (©. 
95 ff., 110). Im Folgenden haben wir nur noch die wichtigeren diejer 
einzelnen Activgejchäfte etwas näher zu beurtheilen. 

Was die principielle Frage anlangt, jo jei hier noch daran erinnert, 
daß die Zulafjung folder anderen Geſchäfte unter nicht zu erjchwerenden 
Bedingungen auch für Zettelbankfen jelbjt vom Standpuncte der materiellen 
Gejetgebung aus ihre Bedenken verliert, wenn die jpecielle Notendedung 
nur aus Baarem, Wechſeln und allenfalls Yombards beiteht und wenn den 
Noten ferner ein Vorzugsrecht der beſprochenen Art vor anderen Paſſiven 
der Bank und jpeciell auf jene Notendedungen gewährt wird. Die freiere 
Stellung auch der Zettelbanfen in Bezug auf diefe anderen Activgejchäfte 
bat dann mandherlei volfswirtbichaftliche Vortheile, injofern verſchieden— 
artige Ereditbedürfnijie, aljo noch andere als diejenigen des Wechſel- und 
Lombardereditnehmerg, befriedigt werden können. Ferner kann aud) von Ban— 
ten mit einem bedeutenderen Stammkapital das Zettelgejchäft betrieben 
und damit wieder die jubjidiäre Deckung der Noten verbefjert werden, wenn 
ed für eine Bank möglich ift, neben dem im Umfange und Ertrage ſchwan— 
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fenderen, oft bei niedrigem Zinsfuß wenig ventablen Wechjel- (und Lom— 
bard-) Geſchäft lohnendere oder in der Zeit der Flauheit wenigſtens über: 
haupt noch offen jtehende jonjtige Activgejchäfte zu betreiben. Die Liberale 
Zulaſſung der leßteren bei Zettelbanfen kann daher mitunter indirect jelbit 
für die Sicherung der Noten zweckmäßiger jein, als der principielle Aus— 
ſchluß. Denn der Anreiz zur Erzielung eines größeren Gewinns aus den 
Notenanlagen auch auf Koften der Solidität wird in diejem Falle jeden- 
falls geſchwächt. Vollends bei mehr oder weniger decentralifirtem Zettelge— 
ichäft, wo die fleinen Banfen regelmäßig mit relativ größeren Stammka— 
pitalen operiren, fommt dies in Betradt. Es gilt daher namentlich auch 
für die Eleinen deutſchen Zettelbanfen, welche ihre allerdings übermäßig 
hohen eigenen Kapitale zu ſchwer lucrativ machen Fönnten, wenn 3. B. Con— 
tocorrent= und Effectengejchäfte aus ihrem Wirkungskreiſe ganz ausgeſchloſſen 
wären. Wollte man aber dieje Kapitalien vermindern, jo würde doch wieder 
die Geſammtlage jeder einzelnen diejer Banken geſchwächt werden. Es folgt 
aus einer gewiſſen inneren Nothwendigkeit, daß bei den kleinen mittel- 
deutſchen Zettelbanfen die Effecten und diverjen Activa, eben wegen der 
großen Stammfapitale und der Bejchränftheit des Notenumlaufs, verhält: 
nigmäßig viel jtärfer als bei anderen deutſchen Banken find, wie die frühe: 
ren Tabellen V und VI (S. 340) zeigen. Bei gejetlic” gemwährter freierer 
Bewegung in diejen übrigen Activgejhäften muß der Grundſatz der Deffent- 
lichkeit und der genügenden Specialität der Ausweiſe nur wieder jtrenge 
inne gehalten werden. Dadurch wird die gehörige Einrichtung dieſer Ge: 
ſchäfte verbürgt. 

Die einzelnen jonjtigen Activgeichäfte, welche wir hier noch abhandeln, 
jind die folgenden fünf (j. o. ©. 112): 

1. Das active Eontocorrentgejhäft mit Privaten in feinen ver: 
ichiedenen ei aljo namentlih nad feinen verjchiedenen Dedungsver: 
hältniſſen (ſ. u. a). 

2. Das Hypothekengeſchäft ingbejondere in jeiner Verbindung 
mit der Pfandbriefemiſſion (aljo einem bejonderen Paſſivgeſchäft) (j. u. 9). 

3. Das freie Effectengejhäft, mit Unterjheidung der verjchiede- 
nen Arten von Effecten (j. u. y). 

4, Directe Darlehen an den Staat, aud ſolche, welche aus 
Gontocorrenten mit dem Staat entipringen (j. u. d). 

9. Sonftige AUctivanlagen (ſ. u. e). 

Das gejeglich regulirte Effectengejchäft zum Zweck der Notendedung 
u. j. w. iſt jchon früher bei Erörterung des americanijchen und englijhen 
Syſtems bejproden worden, weshalb e8 hier übergangen wird. Auch die 
obigen fünf Zmeige find hier nicht in ihrer jelbitjtändigen Bedeutung, jondern 
nur in ihrer Berbindung mit dem Zettelbankgejchäft zu behandeln, der 
unmittelbaren Aufgabe diejer Schrift gemäß. Für alle fünf Anlagen gilt 
der Sab, daß Verluſte in ihnen das Zettelgejhäft, die Noteneinlösbarkeit 
nicht direct gefährden, wenn außerdem bejondere bankmäßige Deckungen für 
die Noten vorhanden find und wenn die Noten ein Vorzugsrecht vor ben 
anderen Pajjiven genießen. Denn in diejem Falle können die übrigen Gläu: 
biger, 3. B. die Deponenten, Pfandbriefinhaber u. j. w., deren Kapitalien 
in Gontocorrentforderungen, Effecten, Hypotheken angelegt find, nicht auf 
die Notendecdungen zurüdgreifen. Berlufte in jenen fünf Anlagen Ihwächen 
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daher nur die jubfidiäre Dedung der Noten, was für die Noteneinlöfung 
erit von Bedeutung wird, wenn auch an den Wechſeln und Lombards, in 
denen die Notenkapitalien jteden, Verluſte erlitten werden. Dieje Bemerfun- 
gen find für alles Folgende zu beachten. 


e, Das active GContocorrentgeihäft mit Privaten. 


Dieſes Geſchäft findet fich bei engliichen, bejonders jchottifchen, 78°) 
ferner bei americaniijhen Banken häufig und wird von ihnen unter vers 
hiedenen Formen der fpeciellen Dedung, gelegentlih aud ohne ſolche 
Deckung, in bedeutenderem Umfange betrieben. Auch bei continentalen Banfen 
und jpeciell Zettelbanfen, jo namentlich bei den ſchweizeriſchen, 7?0) bei 
einzelnen, bejonder8 Fleineren deutſchen it es befannt und in den 
. Statuten zugelafjen. ?) Die Gejchäftsverbindungen zwiſchen verjchiedenen 
Banken und mit Privatbanquierd nehmen oft die Form diejer Conticorrenti 
an, wobei Xctiv- und Pajjivconticorrenti, Forderungen und Schulden der 
betreffenden Bank, abwechſeln je nah dem Stande der geſchäftlichen Be— 
ztehungen. 

Es ijt oben bei der Beiprehung des Depofitengejhäfts (S. 373) 
ihon auf den Zuſammenhang zwiſchen Paſſiv- und Activcontocorrent hin= 


769) Ueber die ſchott. —* credits, cash accounts, meiſtens gegen Bürgſchafis— 
ftellung zweier folventer Bürgen, f. Näberes in den Anm. 760 cit. Stellen. Auch Art. 
cash credit bei Macleod dict. L wo folg. Vegriffsbeftimmung gegeben wird: „Ein 
eash credit ober cash account ift eine von einer Bank einem Kunben gegebene Er: 
laubniß, auf fie für eimen beftimmten Betrag zu ziehen zu der Zeit und in ben Sum: 
men, welche ihm pafien. Er fann täglid Summen nad jeinem Belieben einzahlen und 
Zins wird nur für die tägliche Bilanz berechnet“ (aud andere Abmahungen find in 
biefer Beziehung möglich). „Ein Gaflencrebit ift daher einfach das Umgefehrte eines 
drawing account”, d. b. eben — vom Gtanbpuncte bes Kunden aus — ber erite ift 
ein Paifiv:, der letzte ein Activcontocorrent, umgefehrt vom Standpunfte ber Bank aus. 

790) Auch bier öfters Bürgſchaftsſtellung als Dedung, 2, mitunter 1 Bürge; 
ferner Contocorrent auf Grund von Werthpapierpfand, ſ. M. Wirth Bankweſ. ©. 
456, 461. Faſt alle Notenbanfen ber Schweiz haben Gontocorrentbebitoren, 1865 20 
Banken 42.! Mill. Fr. neben 72.7 Mill. Wechjel, 1868 18 Banken reſp. 59.8 u. 75.* 
Mill. Sr. nah Wirtb. 

791) Die Ausweije find nicht immer deutlich, auch die Namen verfchieben. Baier. 
B. $ 66 ff. Eontocorr. p. Diveri. E. 1869 0.5 Mil. fl. — Braunſchw. B. $ 10 
N. 4 E. Mai 1870: 2.1. Mill. Thule. Debitoren in Gontocorr. geg. Sicherheit, neben 
3. Mill. Thlr. Wechfel und 1.27 Mill. Thlr. Lomb. — Brem. B. wohl im $ 68 b. 
Stat. enthalten, Umfang unbedeutend. E. Auni 1870 117,000 Thlr. &. verfhied. Debit. 
— Darmſt. 3. E Mai 1870 0.5 Mil. fl. — Deii. 5,3 ff. — Ger. 8 $ 17, 
unbdeutl,, Umf. E. Mai 1870 1.9 Mill. Thlr., neben 2.16 Mill. Thlr. Wedel. — 
Goth. B. Art. 18: Erlaubnik, lauf. Recn. mit Banquiers und Banken zu balten, 
worauf die B. gutbaben u. ſchulden kann; eine ſolche Beltimm. fehlt in vielen Stat., 
gehört aber binein, Umtf. j. Anm. 800. — Thür B. E. Juni 1870 856,000 Tblr, 
Guth. in lauf. Rechn. (incl. Gut u. Fabr. Dallwitzl) Weim. 8.523 N. 8 (lauf. 
Rehn. mit Greditbewill. geg. angemeji. Sicherbeitsftell. neuerdings noch erweit.), dieſe 
Bank bat, wie and. thürig., bei. jeit 1866, wo der Notenumlauf dauernd janf, d. Con— 
tocorrentgeich. immer mebr cultiv.; im Durchſchn. v. 1869 batte fie darin zu fordern 
1.% und darauf zu fchulden O.“ Mil. Tblr. — Hannov. B. $ 13 g, wo f. tempor. 
gewährte Darleben d. Vermögen, — das Grundeigenth. der Debitoren verpfänd. werden 
kann. — Homb. B. 32M. — Oldenb. B. F 3 N. 7. — Leipz. B. $ 29, 
nn auf eig. Wechſel #3 gegen Wechſelbürgſch. v. 2 bis 3 Per. — Lüb. Pr. 

RR (Ausſchluß v. Blancocred., excl. an auswärt. Handelshäufer (?)). — - Sur. ® 

5., Mein. SG 2IN. 4. — Rot. 8. 8 18. — Preuß. 8.529). 
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gewieſen worden. Der erſtere geht gelegentlich, meiſtens nur für ganz kurze 
Zeit, in den zweiten über, wenn ein Deponent einmal ſein Guthaben über— 
zieht, z. B. indem er, bevor gewiſſe Eingänge aus Wechſeln, die er der 
Bank zur Eincaſſſirung gab, erfolgt ſind, über das demnach noch nicht ent— 
ſtandene oder nicht in der vorausgeſetzten Höhe vorhandene Guthaben ver— 
fügt. Hat es eine Bank mit regelmäßigen, ſoliden Kunden zu thun, von 
welchen ſie vorausſetzen kann, daß ſie ſofort ihr Guthaben ergänzen, ſo 
wird fie die bezügliche Anweiſung (z. B. den Check) meiſtens honoriren. 
Dann entſteht, wenn auch vielleicht nur auf Stunden, ein Activcontcorrent, 
ſogar ohne ſpecielle Deckung, der kaum begründeten Bedenken unterliegt. 
Hier zeigt ſich, daß ein unbedingter Ausſchluß eines ſolchen Geſchäfts nicht 
zweckmäßig iſt. Man würde dadurch auch das paſſive Contocorrentgeſchäft 
ſtören. Nur als Geſchäftsregel, die aber gewiſſe vom Ermeſſen der Bank 
abhängige Ausnahmen gejtattet, nicht als unverletzliche Statuten- oder 
Geſetzesvorſchrift empfiehlt ſich daher der Satz, Zahlungsanweiſungen der 
Deponenten u. ſ. w. nur bis zum Betrage des jeweiligen Guthabens zu 
bonoriren. 792) Die coulante Praxis der ſchottiſchen Banken hat bier von 
jeher große Vortheile geboten, indem nad der Beichaffenheit der Kunden 
mancherlei Erleichterungen, wie 3. B. die Erlaubniß, das Guthaben gelegent- 
li zu überziehen, gewährt wurde. 

Selbjt ein weiterer Schritt, den die jchottijchen, 799) 3. Th. englifche 
und americanijche, auch einzelne deutſche 7%) Banken gethan haben, erjcheint 
bier nicht unftatthaft: nämlich joliden Kunden, melde regelmäßig Wechjel: 
und Lombarderedit nehmen und andrerjeit3 Deponenten der Bank jind, auch 
in etwas bedeutenderem Umfang ohne fpecielle Dedung oder auf nicht 
ftreng banfmäßige, ein für allemal im Voraus beftellte Dedung, 3. B. durch 
Bürgen oder durch Hypothek, auch gegen Solawechſel bis zu einem bejtimm- 
ten Marimum Credit in laufender Rechnung zu eröffnen. Es iſt wiederum 
ein bejondrer Vortheil freieren Bankweſens, daß ſolche Einrichtungen leicht 
und ungefährlich getroffen werben Fönnen, weil die Verwaltung die bejon: 
deren Umitände, die allgemeine Creditwürdigkeit eines Hauſes zu berüd- 
fihtigen vermag. An den Statuten der materiellen Bankgeſetzgebung müfjen 
alle Ciht nur individuell zu entſcheidende Fälle ſchablonenhaft be— 
handelt werden, und das eben iſt das Bedenkliche. Credite dieſer Art kön— 
nen ganz unzuläſſig und wieder ganz ungefährlich und wünſchenswerth vom 
Standpuncte der Banf aus fein. Darüber vermag aber nur eine Bank— 
direftion jelbit zu entjcheiden, melde in der Deffentlichfeit aller ſolchen 
Geſchäfte (in den Ausweiſen wie im Jahresbericht) ihre beite Eontrole 
findet. Die Bank muß in der Lage fein, die Grebitwürbigfeit ihrer Kunden 
auch abgejehen von Wechſeln, Pfändern u. ſ. w., auf melde dieje für ge— 


792) Mehrfach in deutſchen Banfftat., z. B. Preuß. 8.0.87, Darmſt. 8 
12 N.5, Goth. 5 13 c. 

93) Hierher gehören neben den cash credits (ſ. Anm. 789) noch die ſchott. 
overdrawn accounts, Wctivcontocorrente der Banf (aljo Baffıv c. c. des Kunden), 
welche dem Kunden für eine beftimmte Unternehmung und Zeit eröffnet werben und 
worauf er mitteljt Checks (die bei den fchott. cash credits weniger üblich) zieben fann. 
Der Zinsfus pflegt "/,%/, böber als für cash credits zu fein, für welde er wieder 
J— höher als der Discont f, Lond. 3 Mon. Wechſel ift. S. Wolowski a. a. O. 


79%) Hdunov., Leipz. f. o. Anm, 791. 


_ 40 — 


woͤhnlich Credit erhalten, zu beurtheilen. Zu diefem Zweckezdient das De- 
pojitengejchäft wieder gut, wo derjelbe Kunde, welcher in der Disconti- 
rung Gredit nimmt, Eredit gibt. Die Negelmäßigkeit und Pünctlichkeit in 
feinen Zahlungen, die Natur jeiner Geſchäfte und Gejchäftsverbindungen 
mit Dritten, bie Bewegung in feinen Geldbedürfnifien (die Ereditbean- 
ſpruchung mittelft Discontirung, Lombardirung, Contocorrent und bie 
eigene Benußung jeiner Guthaben in der Banf) und diejenige in feinen 
Caſſen (die Einzahlungen im Depofitenconto) — das find die maßgebenden 
Puncte, auf melde eine Bank ihr Augenmerk zu richten hat.795) Bei be- 
friedigenden Wahrnehmungen wird fie jelbjt einen offenen ungedeckten Credit 
in laufender Rechnung geben dürfen. Wo dies bisher von deutjchen Zettel: 
banten geichieht, verlangt die Conſequenz der materiellen Geſetzgebung nicht 
eine Bejeitigung jolcher Gejchäfte um der Sicherung der Noten millen, 
jondern nur eine aparte jpecielle und ſtreng bankmäßige Dedung für bie 
Noten und ein Vorzugsrecht der letteren gegenüber anderen Paſſiven. 

Der vollsmwirthichaftlihe und banktechnijche Vorzug eines Activconto- 
corrents im Vergleich mit der Mechjeldiscontirung und auch der Lombardi— 
rung iſt ein ähnlicher wie derjenige, welcher oben (S. 373) der englijchen 
Methode, die auf Wechſel und Pfänder gewährten Credite gutzujchreiben, 
ftatt fie wie bei ung ſofort auszuzahlen, nadhgerühmt wurde. Der Grebit- 
nehmer wird immer nur möglichjit den Betrag und diefen immer nur mög» 
lihft zu der Zeit in Anſpruch nehmen, welchen er und wann er ihn wirt: 
lid gebraudt. Er wird ihn ferner, wie dies hierbei meiſtens geftattet iſt, 
immer möglichſt bald, jo wie er ihn nicht mehr bedarf, zurückzahlen. Beides 
hat für ihn den Vortheil, dat er möglichjt in feinem Augenblick unnüß 
Zinjen für entlehntes Kapital zahlt, während diejes müßig liegt. E3 fommt 
daher auch viel auf die Methode der Zinsberehnung an, wobei die 
alte jchottiiche täglich auf der Debet- und Ereditjeite Zinjen zu berechnen, 
begreiflicher Weiſe bejonders günftig wirkt. 796) Bei der Discontirung und 
3. Th. auch bei der Yombardirung iſt theilmeijes Müßigliegen niemals völlig 
zu vermeiden, mitunter fommt es in größerem Umfange vor. Denn bei 
beiden Gejchäften pflegt nach der Höhe des Wechſels und Pfandwerths ein 
Gredit aufgenommen zu werden, welcher dann öfters den wirklichen Bedarf 
überjchreitet. Das läßt ji nur mitunter bei entiprechender Theilbarkeit des 
Pfandwerths, aljo 3. B. bei der VBerpfändung einzelner kleinerer Werthpa- 
piere vermeiden. Dder wenn auf ein größeres Pfandobject, etwa auf einen 
Wechſel, nur der wirklich bedurfte Greditbetrag entnommen wird, jo entzieht 
fih dafür der Reſt des Pfandwerths für die Zeit des Darlehens der Ver: 
fügung de3 Eigenthümers. Außerdem kann in der Negel das Darlehen nicht 
früher abgezahlt werden, als bis der beitimmte Termin da iſt oder der 
Greditnehmer verliert menigjtend auch für den Reſt der Zeit bei früherer 
Zahlung die Zinjen. 777) 





795) In Schottland haben die Bürgen das Recht, jederzeit das Bankconto bes 
Caſh-Creditnehmers einzujeben, Auch das ıft cine gute Gontrole. 

796) S. meine Beitr. ©. 56. Diefe Methode ift übrigens im Paifivcontocorrent: 
geſchäft der ſchott. Banken feit 1863 nicht mehr ausichliehlih üblich, fondern es wird 
att ber tägl. Zinsberechnung auch die Berechnung für die Minimalbilang während 
des Monats vorgenommen. ©. Wolowski a. a. O. 

79T) Dies ift mitunter jelbft vorgejchrieben, 3. B. Baier. Stat. $ 65, wo bei vor 
Wagner, Zettelbanfen. 26 
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Für die ganze Volkswirthſchaft bietet der Activcontocorrent den Vor—⸗ 
theil, daß die Kapitalien der Bank, wie aus den vorauögehenden Entwick⸗ 
lungen folgt, immer nur im möglichit geringen Betrage und daher 
andererjeit3 möglichſt productiv verwendet werden, — nämlid von 
Demjenigen, von welchem, und für diejenige Zeit, wo fie veell beihäftigt 
werden. Die Bank kommt daher bier nicht jo leicht in die Lage, reelle Ere- 
ditbedürfnifje aus Mangel an Mitteln oder vielmehr weil ihre Mittel von 
Anderen in größerem Umfang und für längere Zeit als nöthig in Anſpruch 
genommen find, unbefriedigt lafjen zu müfjen. Der Notenumlauf wird ſich 
beim Syitem der Gonticorrenti, namentlih der combinirten Active und 
Pajjivconticorrenti, mithin aud) nicht jomweit ausdehnen oder der Baarvor: 
rath nicht joweit ablaufen als bei der gewöhnlichen. (deutihen) Disconti= 
rung und Lombardirung. Den jchlagenditen Beleg für alle dieje Säße lie- 
fert das ſchottiſche Banktwejen. 79%) 

Hiernah würde man dem ———— auch ſelbſt als ſpecielle 
Notendeckung den Vorzug geben müſſen, vorausgeſetzt, daß er als De— 
ckung die gleiche Sicherheit bietet, ebenjo leicht vealifirbar ijt und 
dad Darlehen darin nur auf eine bejtimmte kurze Marimalzeit ge: 
währt wird. Dieje Vorausjegung trifft zu, wenn eine Bank einen joldhen 
Eontocorrent für einen unüberjchreitbaren Betrag und auf eine gewijje Zeit 
eröffnet gegen Wechſel oder Pfanddedungen, für melde beide jie die 
früher erörterten Anforderungen ftellt. In diefem Falle verbindet fich zweck— 
mäßig das Active und Pajjivcontocorrentgejhäft und die Verhältniſſe ge: 
ftalten ji) jo, wie fie oben beim Depojitengejhäft (S. 373 ff.) jhon darge- 
legt wurden. Die Bank jtellt zunächſt den Betrag, welden fie auf die dis— 
contirten Wechjel oder belehnten Pfänder creditirt, in’8 Guthaben des Kun— 
den, belajtet alſo ſich jelbit (in ihrem Paffivum) damit. Darauf belajtet fie 
den Kunden mit jedem Betrage, melden er auf Grund dieſes Guthabens 
herauszieht oder über den er zu Gunjten Dritter verfügt, wodurd aljo für 
die Bank ein entjprechender Activpoſten entiteht. Bei der Einlöſung des 
Wechſels u. j. mw. zur Berfallzeit belaftet fie fih und entlajtet fie wieder 
den Kunden mit dem Betrage, jo daß ſich eventuell das ganze Gejchäft jo 
abmwicelt. Ohne Zweifel hat diefe Art der Geihäftsführung ihre weſent— 
lihen Vorzüge vor der in Deutjchland (und überhaupt auf dem Feſtlande) 
üblichen. Aber eine andere Dedung der Noten als mit Wechjeln und Lom— 
bards liegt bier gar nicht vor, nur eine formelle Berjchiedenheit der Bud): 
führung für dieje Dedfung. 

Ein Activeontocorrent ohne jpecielle oder mit anderer ala Wechſel— 
und Lombarddeckung für die Noten wird dagegen aus den früher darge— 
legten Gründen, nach melden bier doc für die Noten bloß Wechjel und 
Lombards zuläjjig find, auszuſchließen fein, troß der vorhin hervor ge= 
hobenen Vorzüge. 


ber Verfallzeit zurüdgenomm. Wechſeln u. Effecten an dem bereits in Abzug gebrachten 
Discont Feine Rücdvergütung erfolgt, — eine thörichte u Gleiche Vorſchriften 
f. d. Lombarbgeic. im Reglem. d. Defterr. Wat. B. a. 

798) 5, die neueren Daten bei Wolomsti.a. a. 5. u, in b. Commerce. hist. 
be8 Economist. Die 12 Banken batten €. 1866 c. 60, 1869 c. 63!/, Mill. Pfd. 
St. Depoſ., €. 1866 4.63 Mill, Pid. St. Noten (wovon —X unter 5 Bib. &t.) und 
2.76 Mil, Metall. 
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Hält man dagegen die ſpecielle Notendeckung ſeparirt und gibt man 
den Noten auf ſie ein Vorzugsrecht vor anderen Schulden der Bank, ſo 
darf das Activcontocorrentgeſchäft unter liberalen Bedingungen behufs der 
Veranlagung eines Theils des Stammkapitals u. j. w. und der De- 
pojiten auch bei Zettelbanfen zugelafjen werden. Die Quote des eigenen 
Kapitals und der Depofiten feitzujeßen, welche in diefer Weije angelegt 
werden darf, würde wohl die einfachite und am Wenigſten läjtige Beſtim— 
mung fein. Die Art der Dedungen für den Contocorrent, jelbit ob gar 
feine jpecielle Dedung verlangt werden joll, wäre der Bank zu überlafjen 
und nur wieder geeignete Vorkehrung für die Deffentlichkeit dieſer Gejchäfte 
zu treffen. Denn aud die Eröffnung eine Credits gegen Solawechſel oder 
eines joldhen gegen Bürgſchafts- und Hypothefenbejtellung wäre dann nad) 
dem oben Gejagten zuläjlig. Leichtjinnige® Vorgehen der Bank würde bei 
dem Princip der Deffentlichfeit nicht lange verborgen bleiben und eine ge= 
nügende Neaction bewirken. Die Deponenten hätten die ihnen mit Fug zu 
überlafjende Aufgabe, für ihre Anterefjen jelbit zu forgen. Indem aber nur 
ein bejtimmter Theil des Stammfapital3 in diejer Weije veranlagt werden 
darf, bleibt der Nejt immer noch auch im jchlimmften Fall als jubfidiäre 
Notendeckung gelichert. 

Statutenbejtimmungen und tehniihe Einrichtungen diefer Art jcheinen 
mir bejonder3 für Fleinere Zettelbanten, wie unjere deutſchen, empfeh- 
lenswerth nah dem Mujter mancher britiicher, americanijcher, vor Allem 
der ſchöttiſchen Banken. Bei mehreren der Kleinen mitteldeutjchen Zettel: 
banten haben jich auch neuerdings ähnliche Verhältnifje entwickelt, für welche 
man entjprehende Statutenabänderungen vorgenommen bat. 79) Dieß hat 
mancherlei Vortheile. Die größeren Stammfapitale, melde man theild in 
Verkennung der Aufgabe der Banken bei der Gründung fejtjegte, theild als 
fubjidiäre Notendeckung grade bei Fleinen Banken für geboten hielt, laſſen 
fi jo leichter fruchtbringend machen. Wechjel find für ſolche Banken ohne— 
bin nicht immer in gewünjchter Menge und Güte zu beſchaffen; es ijt aljo 
ganz gut, wenn wenigitens bloß die Notenkapitalien darin angelegt werden 
müjjen. Die Gelegenheit, vortheilhafte Contocorrentgeſchäfte zu madıen, 
dient als Anreiz zur Entwidlung des Depofitengejhäfts neben der Noten— 
ausgabe. Dadurch wird die Umbildung der kleinen Zettelbanfen mit velativ 
großem Zettel- und kleinem Depofitengejhäft in Banken, welche vorherrſchend 
Depojitenbanfen mit kleinem Notengeſchäft find, wie in Schottland, England, 
3. Ih. Nordamerica begünftigt. Die Banken lernen ihre Kundſchaft und 
deren Gejhäftsführung viel genauer fennen, was ein gar nicht oft genug 
bervorzuhebender Gewinn ift. Die innere techniſche Einrichtung des bejagten 
Geſchäfts muß fi jehr nach den Kocalverhältnifjen richten, insbeſondere mas 
bie Art der Dedungen, die rechtliche Form ihrer Beitellung u. j. m. ans 
langt. Die früheren Tabellen V und VI (©. 340) zeigen auch die relativ 
ftärfere Entwicklung der Netivconticorrenti bei den Heineren Zettelbanfen, 
namentlid denen Thüringen’s. 800) 


799) 3, B. bei ber Weim. B. 1868. 
800) Es hatten z. B. Ende 1869 bie Banken in Mill. Thlr. * 
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Endlich gewährt gerade ein freieres Activcontocorrentgejhäft, deſſen 
Dedungen je nad) Umjtänden verjchiebenartig jind und das in geeigneten 
Fällen jelbit ohne jpecielle Dedung betrieben wird, noch einen ganz bejon= 
deren volkswirthſchaftlichen Vortheil. Es ermöglicht den Zettelbanfen näm— 
lid aud) noh anderen Glajjen der Bevölkerung, u. U. namentlih den 
landwirthſchaftlichen, jelbjtwirthichaftenden Eigentümern und Päd: 
tern, Gredit zu gewähren. — Hierin liegt einer der großen Vorzüge des 
Ihottijhen Bankweſens.*09) Dadurd wird die Leiſtung der Zettelbanten 
eine vieljeitigere. Bekannte Angriffe auf dieſe Anjtalten Seitens des land— 
wirthſchaftlichen Intereſſes, des Immobiliarkapitals, daß die Notenausgabe 
nur dem mobilen Kapital nütze, fallen dann eher fort. Denn es iſt zwar 
nach dem Hauptgrundſatze alles Bankweſens, daß die Art der Activa von 
derjenigen der Paſſiva abhänge oder der aufgenommene Credit den zu ge— 
währenden bedinge, nicht zuläſſig, die immer wieder auftauchenden Wünſche 
der Landwirthe zu erfüllen und die Notenausgabe direct zu hypothekari— 
ſchen Darlehen zu verwenden. Aber mit den ſonſtigen Fonds, welche einer 
Zettelbank im eigenen Kapital und in den Depoſiten zur Verfügung ſtehen, 
kann wohl unter Umſtänden auch dem Landwirthe Perſonaleredit 
oder Betriebscredit gewährt werden. Dadurch würde ſicher ein weſent— 
licher Theil der heutigen Creditnoth des Grundbeſitzes und gerade derjenige 
Theil, welcher in der bisherigen Organiſation des ländlichen Credits bei 
ung noch beinahe gar feine Abhilfe findet, gelindert werden können. 802) 
Ein nad freieren Regeln eröffneter Activcontocorrent, verbunden mit einem 
regelmäßigen Depofitenconto des Landwirths in der Bant, böte bier erheb- 
lihe Vortheile. Die Blüthe der jchottijchen Landwirthfchafi erklärt ſich mit 
durch dieſe Gelegenheit, leicht und ziemlich billig landwirthſchaftlichen Be— 
triebscredit zu erlangen. Die Bank kann ſich dabei an die Notorietät der 
Vermögensverhältniſſe ihres ländlichen Creditnehmers halten, auch Bürg— 
ſchaftsſtellung zulaſſen, ferner diejenigen ſpäteren Werthprocente des Grund— 
beſitzes, welche regelmäßig für die Nealcreditbenugung nicht mehr dienlich 
find, als jubjidiäre Dedung annehmen, auch geeignetenfalle8 in weiterem 





Wechſel. Lomb. Gontocorr., Debit. 
u. div. tiv, 
Weimar GE N... 4,02 2.9 
Gh 2... 28 0.23 1.08 
Gera u Be ee 0.56 1.72 
Thüringen . . . . 19 0.08 1.13 
Braunihweig . . . 2.29 1.33 1.91 
Dagegen: 
Franffutt . . . .10.# 2.13 4.% 
Dresden . 2. 2... 858 2.92 3.72 
Leipzig..... 2.56 1.91 4,15 
Bremen . . 9,28 2.15 0.26 
Unter ber 3. Rubr. find bie Effecten ausgeſchloſſen, bei Weim. das mon 
bei der Landrentenb. Der größte Theil der Rubr. beftebt in Gontocor. ©. aud 


Anm. 79 
sn 5, Wolowski aa D., Macleod, Art. Scott. banks, cash credits 
u.a. m. im Dietion. Aud den Angehörigen der liberal, Berufe, beren Productiverebit 
jo wenig ausgebildet ift, 3. B. den Anwälten geben die ſchott. Banfen cash credit. 
502) ©, Rodbertus-Jagetzow, 3. Erflär. u. Abbilfe der heut. Creditnoth 
d. Grundbeſitzes, en. 1869, II, 265 f., Wolowsfia. a. O. p. 464 fi., 473 fi. 
(Interfcheidung v. credit foncier u. agricole.) 
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Umfange als im gewöhnlichen Lombardgeihäft landwirthſchaftliche Produkte 
beleihen und jelbjt Vorſchüſſe auf die nächſte Ernte gewähren. Alles immer 
unter der Vorausſetzung, day die gefammte Wirthichaftslage und Perjönlich- 
keit des Greditnehmers nad) der erfahrungsmäßigen Kenntniß der Bank die 
Eröffnung folder Credite ohne jtreng bankmäßige Pfandbeitellung geitatte. 
Gerade für MHeinere jelbitjtändige Banken, welche die Localverhältniffe 
- genau kennen, würde fi) hier auch bei und ein geeigneter Wirkungskreis 
finden. 

Man wird gegen das Vorausgehende vielleicht einmenden, daß Bank: 
Geſchäfte wie die angegebenen gewiß im Intereſſe der Landwirthichaft wün— 
ſchenswerth jeien, aber wenn überhaupt, jo nur von eigenen Depoſiten— 
banken und folden Anftalten, welche zu diefem Zweck in anderen paffen- 
den Formen Gredit aufnehmen, ausgeführt werden fönnten. Aber die Ueber: 
nahme jener Gejchäfte durch die Zettelbanken ift unter unſeren oft ges 
nannten Vorausſetzungen, daß die jpecielle Notendeckung ftreng bankmäßig 
jei und den Noten ein Vorzugsrecht vor anderen Pajjiven eingeräumt wird, 
doch jtatthaft. Sie iſt auch zweckmäßig, weil Zettelbanfen mit etwas größes 
rem eigenem Kapital und mit Depojitengeichäft, defjen Verbindung mit dem 
Zettelgejchäft jo wünſchenswerth ift, ſchwer in bloßer Wechjeldiscontirung und 
Zombardirung ihre Fonds alle unterbringen und jelbjt dann kaum eine genügende 
Rente erzielen. Bejondere Banken de Notenaudgabe) für die Gewäh— 
rung jenes landmwirthichaftlichen Perjonalcredit3 würden aber wieder nament- 
ih Anfangs mande Schwierigkeiten finden und jchwer genügend rentiren. 
Haben dagegen Zettelbanfen jene anderen Gejchäfte erſt einmal bedeutender 
entwicfelt und fließen ihnen allmählig durch die hierdurch gegründete Ver— 
bindung mit den ländlichen Klaffen größere Depofitenmafien zu, dann können 
fie auch daS Zettelgejhäft eher miffen. In Schottland war die Entwidlung 
ja im Ganzen auch jo. Namentlich Kleinere Zettelbanfen mit einem ausge— 
bildeten Filialſyſtem wie die jchottiichen, leijten hier Vorzügliches. 

Auch das kann noch als ein Vortheil der beiprochenen Einrichtung 
bervorgehoben werden, daß die Zettelbant, melde ſolche Activcontocorrente 
für den Landwirth eröffnet und von ihm wie vom Kaufmann und Gewerb— 
treibenden Depofiten annimmt, mit zweien Wirthſchaftsclaſſen verkehrt, deren 
ftärkere Creditbedürfniſſe oftmals zeitlih auseinander fallen und deren 
eigene Geldmittel auch vielfach nicht gleichzeitig in demfelben Umfange ges 
braucht werden. Daher kann die Bank mitunter zweckmäßig Fülle und Mans 
gel ausgleichen. In mercantilen Krijen wird z. B. mit den Depofiten der 
ländlichen Bevölkerung, welche indirect doch mit in Folge des Activconto= 
correntgejhäfis jich bei der Bank anjammelten, dem Handelsſtand unter 
die Arme gegriffen werden fönnen. Dann braucht die Bank die Notenaus: 
gabe nicht jo in Anſpruch zu nehmen. Analoge Fälle findet man in England 
und Schottland wiederholt. — 

Zum Schluß jei an die Bemerkungen erinnert, welche früher gegen 
die unpafjende Einreihung der Commandit- und Agenturdotationen in die 
Aetiveonticorrenti (ſelbſt ohme Unterjheidung der Summen) gemacht find 
(ſ. 0. ©. 99). Selbitverftändlich find jene „Forderungen an Commanditen“ 
u. j. w. durdaus etwas anderes als diejenigen aus dem Gontocorrent an 
dritte Private. Nur die bücherlihe Verrechnung in der Hauptbanf ruft eine 
äußerliche Gleichheit hervor. 
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Theorie und Praris ſchließen das eigentlihe Hypothekengeſchäft ziem- 
li allgemein aus dem Wirkungskreiſe der Zettelbanten aus. Am Ganzen 
nicht mit Unrecht, denn Darlehen auf ländliche und ſtädtiſche Grundjtüce 
fönnen zwar die gleihe Sicherheit und den vollen Darlehenswerth 
wie andere verjicherte und unverficherte Darlehen repräjentiven, aber jie 
find unvermeidlihd nicht leiht vealijirbar und die Darlehenszeit it 
vielleiht formell, aber nicht reell eine kurze. Beides Lebteres folgt aus 
der Natur der Kapitalverwendung im Grund und Boden und der wirth— 
Ihaftlihen Natur des letteren jelbjt, wodurch wieder die Natur des Real— 
credit3 bedingt iſt. 

Wenn der Grundbejiger zum Zweck von Meliorationen u. dgl. 
m. auf dem Wege des Nealcredits umlaufendes Kapital aufnimmt, jo ver: 
wandelt er dajielbe hierbei meijtentheild in jtehendes, wo e8 nad dem We: 
fen des leßteren erſt allmählig ratenweiſe wieder disponibel wird. Dajjelbe 
gilt von dem Kapital, weldes zum Hausbau aufgelieben wird. Die übli- 
hen halbjährlichen oder jährlichen Kündigungstermine für Hypotheken bes 
ruhen daher auf einer wirthichaftlihen Fiction, denn es ijt unmöglich, das 
Kapital im Falle der Kündigung aus dem Gejchäft wirklich herauszuziehen, 
wenigſtens in den eriten Zeiten der Verwendung, wenn es aus den Er» 
trägen noch nicht amortifirt ijt. Der Schuldner kann jolde Kündigungs: 
termine nur eingehen und halten unter der Vorausjegung, daß ihm ein ans 
derer Gläubiger das Kapital leiht oder er im Fall der Veräußerung jeines 
Grundſtücks (und Haujes) einen Käufer, d. 5. einen Befiger umlaufenden 
Kapitals findet. Diefe Vorausjegung ijt für eine Bank, melde jelbit nur 
furzen Gredit (auf Noten und im Depofitenconto) aufnimmt, zu precär. Nach 
einer inneren volkswirthſchaftlichen Nothmwendigkeit, nicht wegen vwermeint: 
liher parteiijcher Begünjtigung des mobilen Kapitals, Tann daher bie 
Zettelbanf mit ihren Noten feinen hypothefariichen Credit gewähren. 

Daſſelbe gilt in dem Falle, daß von einem Käufer eines Grundjtüds 
oder Haujes Kapital zum Zweck des Kaufs oder von einem Grund: 
oder Hauseigenthümer zum Zmwed der Auszahlung von Erbthei: 
len u. |. w. im Wege des Credits aufgenommen wird. Auch bier fann nad) 
der Natur der Pfandgegenjtände und ihrer Stellung im Produftionsprocek 
fein reales Kapital aus der Anlage alsbald wieder herausgezogen, jon: 
dern daſſelbe muß erit allmählig ratenweiſe aus den Erträgen wieder neu 
gebildet werden. In Hinficht der wirklichen Nückzahlbarfeit des Kapitals 
ns 3 das vorhin über Kapitalverwendungen zu Meliorationen Gejagte 
auch hier. 

Die Annahme des Annuitätenſyſtems bei den eigentlichen Hypothes 
fenbanfen entjpricht der Natur der Kapitalanlage im Boden. Aber da hier: 
bei der Gläubiger (die Banf) das Kündigungsrecht verliert und fich mit den 
vertragsmäßigen ratenweiſen NRüdzahlungen auf das Kapital begnügen muß, 
jo find hypothekariſche Darlehen, welde in Annuitäten getilgt werden, na: 
türlid vollends unzureichend für Zettel und Depofitenbanfen. 


803) Vgl. im Allgemeinen das in Arm. 802 genannte bedeutende Werf v. Rob: 
bertus-Jagetzow. 
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Daher müfjen Hypotheken al3 jpecielle Noten (und Depojfiten-) 
Dedung ausgeſchloſſen werben. 

Allerdings ijt die Kapitalanlage der Sparcafjen, melde ald Ban— 
ten betrachtet Depoſitenbanken mit jtet3- und furzfälligen Depofiten find, 
vorherrichend eine hypothekariſche. Aber gerade dies ijt eine keines— 
wegs gute und gefahrloje Ausnahme von dem erſten Grundſatz alles 
Bankweſens, zumal die Depofiten diejer Anftalten großentheild Eigenthum 
Pi a" paniſchen Mißtrauen bejonder3 zugänglichen Geſellſchaftsclaſſen 
ind, 9% 

Weniger Bedenken hat (j. S. 266), die Zulaſſung guter eriter Hypo= 
thefen als Theil der ſubſidiären Dedung, aljo zur Beranlagung 
einer Quote des Stammfapitals. Ob died wirklich geſchehen joll, 
hängt von der Auffaffung des Stammfapital3 als bloßer Garantiefonds 


804) Die Kapitalanlage der Sparcaffen in Hypotheken erflärt fi wohl vornehm— 
lich daraus, daß das Banfweien zur Zeit der Entftehung und erften Entwidlung diefer 
Anftalten beionders auf dem Gontinente noch wenig ausgebildet war und andere Anla— 
gegelegenheiten fehlten. Die Sparcaffen wurden zu einseitig als Wohltbätigfeitsanftalten 
für die unteren Glafien, zu wenig als Banken aufgefaßt. Das Mißliche, langen 
Eredit zu gewähren und nur furzen zu empfangen, ift bei ihnen in allen neueren Kriien, 
in Deutihland auch i. 3. 1866 deutlich genug bervorgetreten. Abhilfe tbut bier Noth. 
Das Richtige ift gewiß, daß bie eigentliben Banfen, insbeſondere die ſogen. 
Volks banken (j. u.) das Depofitengefhäft mehr ausbilden und dann durch An— 
nabme auch ganz Feiner Poſten oder Einzahlungen (wie die fchott. Banken) jelbit 
Sparcafien werden; ferner daß die Spargelber verfchiedene, theilweiſe auch längere 
Kündigungstermine haben u. 3. Tb. für längere Perioden unfündbar find (in der Weiſe, 
wie ed Engel vorſchlägt, wobei aber Mobificationen nötbig find, f. Preuß. Stat. 

tichr. „ein Neformprinc. f. Sparcaff., gleichzeitig ein Vorſchlag z. Abhilfe d. Hupotb. 

reditnoth“, Jahrg. 1867 ©. 31 ff.). Endlidy kann au durch Einführung v. Poſtſpar— 
cafjien, alſo Staats ſparcaſſen, wie in England tbeilweije eine Neform bewirkt werben, 
wobei nur zu verlangen ift, daß der Staat entiprecdhende Caſſe hält, Die Schulden, bie 
er auf diefe Art aufnimmt, find nicht principiell vom Standpuncte der Greditwirtb: 
ſchaft aus zu verwerfen, ſondern ähnlich wie Schatzſcheine zu rechtfertigen. Es if 
daher nur das Verlangen zu ftellen, daf die betreff. Gelder nicht zu ſtehen den Kapi— 
talanlagen bes ftaatlichen oder gefammtwirtbichaftlihen Productionsproceſſes dienen, noch 
im Staatsbausbalt einfadh mit verausgabt werben (wie ſ. Zeit die Depofiten in 
den russ. Banken, j. Goldmann, Ruſſ. Papiergeld, Riga 1866 ©. 60), fonbern daß 
mit ibnen oder mit einem Theile davon wie mit Anticipationen u. dal. m. Geldgeſchäfte 
gemacht werden, welde fi immer bald wieder abwideln lafien. — S. v. Mangolbdt, 
über d. Aufg. u. ſ. w. ber Sparcafien, Tüb. 1847 u. darüber meine Gedächtnißrede 
auf Mangoldt, Freiburg 1870 ©. 9 ff.; mein Art. Staatsjhulden im Staatswörterb. 
X, 7.23. — Die preuf. Sparcaffen batten 1866 v. 91.87 Mill. Thlr. Anlagen 
24.18 auf ftäbt., 29.9 auf ländl. Hypoth., 20.0 in Inhaberpap., 10.8 in Schuldicei: 
nen gegen Bürgſch. 4.26 gegen Fauſtpfand, 8.2* in Darlehen an dff. Inſtit. u. Corpor. 
angelegt. Die Anbaberpapiere verminderten fib im J. 1866 um 1.21, die Schuldjcheine 
um 0.6, die Kauftpiandforder. um 0.7? Mill. Thlr. während d. Anlage in ftädt. Hypoth. 
um 2.02, in ländl, um 0.69, die Darleh. an Inſtit. u. ſ. w. um 0. Mill. Thlr. ſich 
vermehrten. Offenbar find die Kündigungen in ber Krife (1866 4.19 Mill. Thlr. 
mehr als 1865) vornehmlich durch Realifirung der erftgen. Poften bewerfitelligt. ©. 
Preuß. H. Arch. 1867, II, 425. — Allerdings würde durch Verminderung ber bypoth. 
Anlage der Sparcafiengelder abermals dem Grundeigenthum eine Greditquelle geſchmälert, 
allein eben eine Quelle, aus der nur zum Theil ein für den Grundbeſitz paflender Grebit 
fließt, Diefe Quelle follte vielmehr durch die Depofiten: Volksbanken (Vorſchußvereine), 
wie mit Mecht geforbert worden ift, mebr für diejenigen Glaffen ber Meinen Unternebs 
mer, welche jelbft Sparcafiendeponenten find oder legteren focial u. wirthſchaftlich nahe⸗ 
ftehen, zugänglich gemacht werben, 
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oder als eigentlicher Gejchäftsfonds der Banf mit ab, wovon im folgenden 
Abſchnitt 4 noch zu ſprechen ift. Jedenfalls find ſolche Hypotheken in ihrem 
Kapitalwerthe nicht jo ſchwankend als jelbjt die beiten Effecten. Inſofern 
eignen fie jich für die Anlage bejjer als leßtere, weldhe in Krijen in großen 
Poſten aud nur ſchwer oder mit bedeutendem Coursverluſt zu realifiren 
find. Unbedingten Vorzug verdienen Hypotheken al3 Anlage für das 
Stammfapital aber vollends vor unrealijirbaren directen Darlehen an den 
Staat (. u. 6.). 

Ueber die gelegentlich vorkommende und unter Umſtänden ſelbſt in 
ausgedehnterem Maake ftatthafte Eröffnung von laufenden Red: 
nungen gegen hypothekariſche Dedung j. den vor. Abjchnitt «. 

Im Ganzen iſt demnach der in den deutjchen und jonftigen Banfita= 
tuten meiften3 zu findende Ausſchluß des Hypothefengeihäfts aus den Ge 
ſchäftskreiſen der Zettelbanten begründet. 80) Erfolgt die Zulafjung, jo muß 
fie nur jo bedingt gejtattet fein, wie wir eben angegeben haben. Im Inter— 
eſſe des Grunderedits Fönnte danad) vielleicht mitunter die Zulafjung etwas 
weiter gehen, als es üblich iſt. 

Etwas anders ſtellt jich die Sache, wenn für die Gewährung bypo- 
thefarijcher Darlehen von Seiten dev Bank jelbjt in der geeigneten Form 
Gredit aufgenommen wird. Dies gejhieht vornehmlid dur die Pfand: 
briefausgabe in Berbindung mit der Gewährung bypothefariicher Dar: 
leben, welche nad) dem An nuitätenſyſtem verzinit und getilgt werden. Die 
Bereinigung der Pfandbriefausgabe und des auf fie geſtützten Hypothefen- 
geſchäfts mit einer Zettelbank ift ähnlich, aber doch nicht ebenjo zu beur— 
theilen wie der Fall des Depofitengejchäfts bei Zettelbanfen. Im Principe 
ijt die Verbindung namentlih dann nicht zu verwerfen, wenn — nad) der 
Eonjequenz der materiellen Bankgejeßgebung — eine eigene Hypothe— 
farcreditabtheilung mit Pfandbriefausgabe und mit getrennten 
Activis und Paſſivis errichtet wird. Das erheiſcht aber eine be= 
ftimmte gejeßlihe Crmädtigung und Cremtion von jonjt geltenden allge= 
meinen Nechtsjägen, wenn die Anftalt in vermögensrechtlicher Hinfiht Ein 
Inſtitut bleiben ſoll. In dem Falle der bejonderen Hypothefarcreditabtheis 
lung der öſterreichiſchen Nationalbank bejteht eine ſolche volljtändige 
Trennung der Activa und Paſſiva nicht. Nur ift den PBfandbriefen 


805) Die meiſten beutichen Zettelbankftatut. fprehen ben Ausſchluß bes Hypo: 
thefengeihäits noch ausdrüdlich aus, ſelbſt wen fie im Allgemeinen alle nicht be: 
fonders genannten Geichäfte verbieten, legen aljo auf biefen Punct beſonderen Nadbrud. 
Beſchränkte Zulaffung, bez. Verpflihtung, in gewiſſem Umfang hypothek. Darleben zu 
geben, bei den in Anm. 808 genannten Zettelbanfen. Es fommen daher Hupotbefen 
bei den and. deutſchen Zettelbanfen nur als jubfid. Dedung f. andere Forderungen, 
aus Gontocorr. u. 1. w. vor, — Selbft die ſchweizer. Zettelbanten, deren Geſchäfts— 
kreis ein ausgebehnterer als anderswo ift, machen nur zum Theil auch hypothek. Ge: 
ichäfte, find aber eben als Zettelbanfen meiſt nur unbedeutend; von 18 batten 9 €. 
1868 gar feine oder faft gar feine Hypoth. Darlehen, nur 4 bebeut. ſolche Poſten 
(Soloth. Gantonald., Aarg. B., Waadtl. Cantonalb., B. in Baiel), ſ. M. Wirth, ©. 
494. — Dagegen fommen in Großbritanien, bei. in Echottland, aud bei 
der B. v. England felbft, hypoth. Darlehen vor, in bedeut. Maaß nur bei den ſchott. 
Banken, wo ein gutes Hypothekenrecht zur Seite ſteht. Diele Banken vertreten theilweiſe 
aud in biefem Punkte bie Stelle unferer Sparcafien. — Die B. v. Franfreic leiht 
nicht auf Hypoth. die americ, Banken nur bejhränft. 
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eine Priorität an den Hypotheken in den mit Geſetzeskraft publicirs 
ten Statuten eingeräumt. Außerdem haftet das ſonſtige bewegliche und un— 
bewegliche Vermögen der Nationalbank für die Pfandbriefe mit, — alſo 
eine Beitimmung, wie man fie etwa gerade für die Noten in Bezug auf 
deren jpecielle Dedungen erwarten würde. Die Noten find aber hier nicht 
bevorzugt. 806) 

Aud der einfache Hinzutritt der Pfandbriefausgabe zu den anderen 
Paſſivgeſchäften der Zettelbank, wie im * der Baieriſchen Hypotheken— 
und Wechſelbank, iſt ferner principiell ſtatthaft, wenn den Noten auf 
deren ſpecielle Deckung ein Vorzugsrecht eingeräumt iſt. Bei 
der Baieriſchen Bank beſteht ein ſolches aber nicht. 806") 

Für die Zwecmäßigfeit einer Verbindung des Pfandbrief- und Hypo- 
thetengejchäfts mit der Zettele und Depofitenbant könnte man auf die Er: 
Örterungen im vorigen Abſchnitt («) hinweiſen. Es ließe fich dann, möchte 
e3 ſcheinen, der Perſonal- und Realeredit des Grumdbefigers leichter 
gleichzeitig durh ein und daſſelbe Inſtitut fügen. Indeſſen hat die 
Gewährung des Wealcreditd doch nad dem vorhin Gejagten eine andere 
Natur. Die Ausgedehntheit und DVerjchiedenartigkeit der Immobiliar: und 
Mobiliar- und Handelscreditgeſchäfte läßt die thatjächliche Entwidlung, 
nämlic die weit vorherrigende Trennung von Grunderedite und Hans 
belscreditbanfen, doc ald das Richtigere erjcheinen. Banken erfterer Art 
können aud recht gut ſelbſtſtändig fich entwiceln und bejtehen. Die Gründe, 
welche für die Eröffnung von Activeontocorrenten an Landwirthe Seitens 
der Zettelbanfen jprechen, Iafjen ſich alſo hier nicht anführen. Werden Hypo: 
thekengeſchäfte in größerem Umfange von diefen Banken betrieben und 
Pfandbriefe emittirt, jo liegt e8 nahe, wie bei der Baieriſchen Bank, nod) andere 
verwandte Gejhäfte zu übernehmen, 3. B. Verficherungsgefchäfte. Allein 
dann entjtehen doch Anftalten, welche man faum zweckmaͤßig nennen kann. 


806) S. d. Stat. d. Hyp. cr. abth. v. 20. März 1856 (Anhang 3. $ 20 c ber 
neuen Stat. d. Nat. B. v. 1862) Art. 40, vgl. mit $ 74 u. 14 d, allgem. Stat. v. 
1862. €. 1869 betrugen bie hypoth. Darlchen d. Nat. B. 65.3, bie umlauf. Pfand— 
briefe 59.23 Mill. fl. Nah 5 44 des Regl. ber Hyp.cr.abth. darf die Banf ihre 
eigenen Pfandbriefe bedingt escomptiven, Vorſchüſſe darauf geben, fie vor Perfall: 
zeit einlöjen (d. h. au börſenmäßig anfaufen). 20 Mil. fl. folder ihr eigen gebör. 
Pfandbriefe, die z. Wieberveräußerung geeignet find, barf d. B. zu 2, bes Nennwerths 
als banfmäß. Notendbedung innerhalb der Schranke ber nicht metall, gebedten 
Noten (200 Mill. fl.) benugen; j. Stat. $ 14. 

sea) Baier. Stat. $ 48 fi, Gef. v. 1. Juli 1834 5 7. Die Bank muß %, 
ihres eigenen Kap. von 20 Mill. fl. zu Anleihen auf Grund u. Boden verwenden, nur 
der Reft ift f. andere B. u. Wechſelgeſch. verfügbar. Die offic. jpecielle Dedung 
f. d. frühere Emijjion v. 8 Mill, fl. Noten ift nad $ 13 d. Stat. bis zu 6 Mil. fl. 
Noten das Doppelte in Hypotb., außerdem muß aud, für diefe 3/, der Noten aber 
eine Dedung in leicht umzumandelnden Baluten vorhanden fein (danach ift Anm. 527 
zu ändern). Die jept geftatt. Mehremiffion von Noten bis 12 Mill. fl. ſoll ausſchl. 
im Wechſel- u. Lombardgeſch. verwendet werden. Durch Verordn. v. 4. März 1864 ift 
d. B. zur Emiſſ. v. Pfandbriefen ermächtigt worden, f. d. Stat. in ber Ztſchr. f. 
Kap. u. Rente II, 106 ff. Für die Pfandbriefe haften d. im Pfandbriefſyſtem vollzog. 
Darlehen u. d. gefammte Vormögen d. B. leßteres unbejchabet ber Verpflicht., die das 
&ef. v. 1. Juli 1834 anerfennt, worin aber Fein Vorzugsrecht der Noten gegeben. ©. 
auch d. Jahresber. j. 1869 im Actionär v. 20. März 1870 1. Beil. Es circul. €, 
1869 Pfandbr. j. 42. Miu, fl, d. hypoth. Forder. betrugen 63.32 Mill, fl. — 
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Die Baierifche Bank ift ein Beijpiel dafür. 807) Eine richtige Arbeits- 
theilung ift au im Bankweſen geboten. 906) 


y. Das freie Effectengeihäft. 


Dieſes Geſchäft, d. h. aljo der An- und Verkauf von Effecten auf 
eigene Rechnung, iſt den BZettelbanfen meiftens geitattet, zumeilen 
unter gewijjen Beſchränkungen hinſichtlich feiner abjoluten oder 
relativen Ausdehnung, der Gattung der Effeften, der Verwendung 
derjelben zur fpeciellen oder nur zur jubjidiären Notendedung, des 
Ankaufs eigener Actien.°) Wir haben oben jchon bei der Ausmahl 


87) S. Ztichr. f. Kap. IT., 113 ff., wo diefe B. mit Recht ein „Gonglomerat 
von allen mögl, Greditinftituten“ genannt wird, — auch ein Beifpiel der übermäß. Cen— 
tralifationstendenz gerade in ben unnatürl. Schöpfungen bes beutichen Mittelftaatentbume. 
Unter den Baffiven finden fie neben Noten, Depofiten, Pfandbriefen noch das Lebens: 
verfiherungsconto, E. 1869 mit 1.09, Leibrentenverfich. conto mit 0.29, Nent. Anft. conto 
mit 1.91, Sparcaffentontinen E. mit 0.17, Mobilienieuerverfih. E. mit 0.96 Mill. fl.! 

608) Einige Meine D. Zettelb. mußten ein Hypothekengeſch. eröffnen, als Preis 
f. d. Conceſſ. oder d. Privil., jo Gera, $ 25, im Fall d. Bedürfn. verpflict. als 
Landrent. B. zu dienen (nicht wirffam geworden), eim. $ 21, 22, welde Banf 
in Weim. u. in Reuß &. 2. als Landrent. B. f. Ablöſ. v. grundberrl. Abgaben u. ſ. w. 
dienen muß, wobei fie dort bis 1.*, bier bis 0. Mill. Thlr. Darlehen mit Annuitäten 
zu machen bat, aber dafiir Mentenbriefe ausgeben barf; aud f. andere Zwecke barf 
d. B. an Weim. Grundeigner hypoth. Darlehen, event. in Rentenbriefen, geben, doch 
ob und wieweit, bängt v. Staatszuftimmung ab ($ 23); getrennte Buchführung f. d. 
Nentengeih. (F 235). Bis €, 1869 waren im Ganzen nur f. 0,2% Mill. Thlr. folche 
Darl. f. Ablöf. gegeben, eine Emijfion v. Rentenbriefen ift nicht erfolgt, — Ausit. €. 
1869 0.236 Mil. Thlr. — Thür. B. $ 22, verpflicht. bis ?/, Mill. Thlr. Darl. auf 
Hypoth. mit Annuitätentilg. an Inländer zu geben, €. Juni 1870 0. Mill. Tblr. 
Hypotbefenbeftände. Lux. B. ebenjo $ 50, bis zu 0 des eig. eingez. Kap. aus eig. 
Mitteln, nicht über 1 Mill. Fr. auf einmal, fonft nur geg. Oblig. ausgabe (im Aus: 
weis fehlt diejer Poſten). 

809) S. oben ©. 269, bef. Anm. 530—534, bei. über die Zulaff. als fpec. u. 
als ſubſid. Dedung u. über den geftatt. Betrag ber Eff. Nadzutragen ift, daß 
die Stat. b. neuen Bad. B. v. 1870 d. Effecten als jpec. Dedung der Noten ganz 
ausichliegen, Art.23; fonft, alfo als ſubſid. Dedung, dürfen Eff. nur bis zu des 
eingez. Stammfapitald angefauft werben, $ 13 (mit db. müſſ. Zuſatz aus d. Stat. d. 
Frankf. B. F 23: zur zeitweif. nugb. Anlage müſſ. Cafjenbeflände). Die Oldenb. 
B. darf d. 2 Mill, Noten (jogen. Staatspapiergeld) dagegen neben Baar, 1, Wechſ. 
zu höchſtens '/, auch mit „leicht realifirb. Ef.” ſpeciell beden, Gef. v. 12. Auguft 
1868 Art. 28 2, Stat. $ 3. Die Baier. B. bat Feine Effectenanlagen, die Leipz. 
B. darf Staatspap., Pfandbr. fouver. d. Staat. u. eigene Actien (bis 1000 ©t.) bis zu 
/ des Actienfapitals erwerben $ 17; die Hannov. B. bat nad d. Stat. Fein Eff. 
anlage, doch nady einer Aender. db. Stat. 1863 barf f. bis 150,000 Thlr. Inbaberpap. 
v. Staaten u. Corpor. faufen; bsgl. Fein Effectengefch. bei d. Defterr. Nat. B., ab: 
gefeben von db. Erwerb eig. Prandbriefe j. Anm. 806. — Ueber bie Gattung ber zu: 
gelafjenen Eff. beftehen folg. Beitimmungen: Preuß. B. $2 j. o. Anm. 534; preuß. 
Priv. B. dief. Beft. wie f. Wertbpap. lomb. f. Anm. 667, im Allg. Ausſchluß von 
Namen:-Papieren; Brem. 8. $ 67 jchloß Handel mit auswärt. Staatspap. u. Ähnl. 
Eff. aus, fpäter aufgehoben; Darmſt. $ 12 N. 8, wie im Lomb, f. o. Anm. 666; 
Bear ff. Art. 23, wie im Lomb., anerf. folide Staatspap., bei. db. Bunbdesft., Oblig. 

oofe, hypoth. Part. jchuldverfchreib. v. deutihen Standesherren, garant. europ. Actien 
u. Oblig. induftr, Unternebm.; Gera 317 N. 9 Wertbpap. aller Art unter Zuftimm. 
d. Regier. commiff. faufen u. verfaufen; Gotha Schulddocum. u. Actien, f. b. von 
Staaten, Landesth. u. Städten d. beutjchen Bundes Zinszahl, garant., f. andere Pap. 
muß Verwaltungsrath auf Antrag d. Direct. Genehm. ertbeilen, $ 15; Homb. Gat: 
tung nicht beichränft; Lüb. Priv. 8. $ 11 Staatspap., Oblig., Actien, b. v. anerf. 
Eorp. ausgegeben; Braunſchw. Staatspap. u, Actien, $ 105 Lux. ähnl. wie bei 
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der zur Notendeckung geeigneten Activgeſchäfte die Bedenken biergegen aus— 
gelproden (S. 268— 269). Doch muß man grade in Betreff der Effecten 
wiederum die bejonderen Verhältnifje der einzelnen Banken und 
die einzelnen Gattungen der Effekten unterjcheiden. 

Volkswirthſchaftliche Gründe Hinfichtlih des möglichen Einflufjes der 
Notenausgabe auf den Curs der Effecten und die Nothmwendigkeit, daß der 
Betrag der Activa, welche für die Noten valediren, einen gleihen Werth 
behaupte, jpredhen dafür, im Allgemeinen Effecten von der jpeciel- 
len Notendedung ganz auszuſchließen. Diejeg Princip gilt indeſſen 
doch nicht gleich unbedingt für alle Länder, Zeiten und Banken und erlei: 
det aud) da, wo es im Ganzen ftreng aufrecht zu erhalten ift, wenigſtens 
in Betreff gewifjer Arten Effecten gelegentlid) Ausnahmen. 

An Volkswirthſchaften, wo e3 jehr accreditirte, wenig im Curſe ſchwan— 
fende Effecten gibt und der Geldmarkt jelbjt in anomalen Zeiten im Stande 
it, ohne all zu ftarken Eursdruc größere Poſten aufzunehmen, da werden 
Effecten jelbit von der jpeciellen Notendedung nicht ganz auszuſchließen 
fein. So ift die Lage in England, jpeciell für die Bank von England. 
Legtere hat daher auch immer große Poften Conſols, Schatlammerjceine 
u. a. m. gehalten. 8% Muß in Krijen etwas davon realifirt werden, jo hat 


Lomb,, body etwas weiter, F 12 N. 8, dbeutihe Staats-, Commun,, ftänd. Pap., Eiſenbahn— 
actien u. Oblig., Banfactien; Mein. $ 14 N. 6: GStaatspap., Oblig., Eifenbahnact., 
Act. induftr. Unternehm,, Sculdverichreib. v. Gorpor. u. „ſonſtige Wertbeffecten“ an: 
u. verfaufen; Roſt. F 16 deutſche Staatspap., Pfanbbriefe, Hypothekenſcheine, Prior. 
actien gut rentir. Eijenbabnen; Thür. und Weim $ 13 N. 4 wie im Lomb. 
Staatepap. u. mit Genehm. einer deutich. Negier. v. Corpor. oder Geſellſch. ausgegeb. 
volleingezablte Eff. zu faufen u, verfaufen; Oldenb. $ 3 NR. 5 Staatspap. u. Eff. 
deal.; Bad, B. Art. 13 wie im Lomb. f. Anm. 670. — Thatjähl. Umf. d. Effecten: 
*8 bei deutſchen Zettelbanken ſ. Anm. 815, 816. 

Die ihweizer Zettelbanken treiben meiſtens auch ein Effectengeſchäft auf eigene 
Rechnung, nad ber Bilanz v. E. 1868 zu fchließen 14 von 18, wovon aber nur 7 in 
etwas bedeutenberem Umfang. — Bei den brit, Banken ift das Effectengefchäft bedeu— 
tender, j. u. Anm. 810, ebenſo bei db. norbameric., wo neben ben gefeßlich vorge: 
fhriebenen Dedungen in Effecten auch noch ein freies Effectengefh. vorfommt, f. o. 
Anm. 494. — Auch die B.v. Frankreich bat Anlagen in Renten u. and. Bap., über 
deren Awedmäßigkeit im der Banfenquöte viel geftritten wurde, j. u. Anm. 810, 816. 

510) Die fog. Government Securities d. Banf betrugen 3. B. 1869 zwiſchen 
13.°' u. 15.9 Mill. Bid. St. meift 14—15 Mill. (ercl. c. 4 Mill. im Emiffionsdepart.), 
wohl auch jet noch wie früber meift Stods u. Annuit., 3. B. 1844 unter 14 Mill. 
12.92 Mill, ferner Ercheder Bills u. Bonds; and. Eff., wie City: Bonds, Eaſt.-Ind. 
Bonds zählten früher wenigftens zu den Privatſicherh. — Auch die andern engl. 
u. jhott. Banken haben regelmägig eine Rejerve von öffentl. Fonds, jo z. B. €. 1867 
bie engl. u. jchott. ZJoint:Stod Banfen neben 48.2 Mill. Pid. St. Baarſch. u. 193.9 
Mil. Privatſicherh. 22.8 Mill. öff. Sicherh. (f. Wirth ©. 351). Die jhott. Banken 
allein haben regelmäßig Conſols, B. v. England:Actien u. f. w., f. Wolowski ©, 
535; 08 fcheint in dieſen Anlagen in der Negel mehr als ber Betrag bes Stammfap. 
zu fteden. Wenn Wolowski damit jedoh bie Nentenanlage ber Franzöſ. B. 
rechtfertigt, fo überficht er die bier maßgebenbe Grunbdvericiedenbeit ber polit. Verhält— 
nijie beider Länder. Man denke an den Gursfall der Rente in wenigen Tagen beim 
franzöſ. Friedensbruh im Juli 1870: von über 73 auf 64—65. Ein despotiſch regiertes, 
berabgefommenes Land und Volk wie d. franzöſ. kann ſich auch in diefen Dingen nicht 
Dafielbe erlauben. S. Enquöte VI, wo bie Bank jelbjt die Anlage in Renten ver: 
tbeidigt ; bie Effectenbeftände der Franzdi. B. waren in neuerer Zeit, 1869—70, neben 
100 Mill. feftgelegter gefegl. Rentenrejerve c. 80 Mill. div. Pap. u. c. 13 Mill. Rente. 
Welche Verlufte bei der Realifirung folder Werthe unter Eurfen wie im Juli und 
Auguft 1870! 
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die Banf den eventuellen Verluft aus dem Jahresgewinn ober dem Reſerve— 
fonds zu deden. In Deutichland und anderen Ländern, vor allem aber in 
Frankreich (ſ. Anm. 810) liegen die Verhältnifje, für die Maſſe der Effecten 
wenigjteng, anderd und deßhalb find dieje Anlagen bier allgemeiner auszu— 
ſchließen. Nur etwa kurzterminliche Obligationen, wie die Schaticheine, 
bilden auch bier in nicht übermäßigen Beträgen eine pafjende Anlage, we— 
nigſtens al3 jubjidiäre Dedung (j. o. S. 305). 

Ganz jolide langterminliche oder Nentenpapiere, wie bejtimmte Staats— 
papiere, Pfandbriefe, Eijenbahnprioritäten können ferner in einzelnen 
Fällen zur Veranlagung eines größeren Theils des Stammkapitals und 
Rejervefonds wohl aud mitunter zugelafjen werden, ſoweit der Punet der 
Sicherheit und Nealifirbarkeit in Betracht kommt. Auch darüber müſſen die 
concreten Umjtände entjcheiden. Freilih find alle jolhe Papiere Curs— 
ſchwankungen unterworfen 811) und nur zur feiten Anlage, nidt 


sin) In ſolchen Dingen muß man die Erfahrung allein zum Prüfſtein nehmen, 
Die politifche Krife im Juli 1870 bat bier wieder ftatift. Material geliefert wie in einem 
fünftlihen Erperiment. "Darüber folgt bier eine Jufammenftellung nad den Gurien der 
Berliner Börfe, welde für die Frage der Effectenanlage der Banken lebrreich genug ift. 


Tab. XL Kriegsceurfe 1870. 


5. Juli, 8. Jufi. 9. Juli, 11. Juli. 13 Juli, 14, Juli. 16. Juli. 19. Juli. R *5 
Deutſche Staatspap. 
5%/, preuß. v. 1859 1023, 102 101% 101 9%, 96%, 96 87 14.0 


41, —  coniolib. 94 931, 9 89 91, 871, 8 7737, 19.6 
4! — ſonſt. div. 93%, 9" 32, 88, 91%, 87%, 8 773, 19.29 
4 —  biverie 3, 83 — 78 81 78, 76 72 13.25 
3, — Gtaatsih.fh. 80, 80%, = 77 80 77 75 12 10.28 
3, — Bräm. anl. 116'/, 116'/, 116%, 115’), 113 100 14,16 
4 Bab. Präm. 106 106'/, 105! Ti 103 = 10%, 8 (93'1,) 11.) 
4 Bair. Präm. 107, = 107 103, 103 102%, 9 (RR) (14.0) 
Deutide BIER u, PAIR 
4'/, Oftpreuß. Pf. br. 907% 90 88 8,87 8 8 10 
3 Pomm. — 739. —5 = 71 721 65 11,86 


87% 83%, 8 81%, 82° 80 79%, aA 108 
3% Berg. märf. Pr. III 76) 75, 75, 75 74 70, 71° (66) (13.59) 
41], — 


* — v 89, = 80 — 89 79 14.73 
4 Berl. And. Br. a1, 92 92, 9 (75)  (18.%) 
4 Berl. Magd. Lit. C 84°), 823, 8 82%, 83 78 75 9, 
4 Eöln Mind. IH 81, 819% 78 (76) (6.68%) 
4'), 9, 9% 901, 87 83 86", 
18 Oberfchtef. G 0, N 894 (c.78) (c.13.09) 

Deutihe Babnactien. 

Berg. märf. alte 1213/, 118 117%, 111 116'/, 102 = 9 417. 
Rheiniiche 115%/, 1131, 112 108 112 10 98 90 19. 
Eöln : Minden 134%, 131 14129 121 128 114'/, 110 104 19.38 
Berl. Anhalt 182'/, 180'/, 182 180 176 174 (162) (10.9) 
Berl. Stettin 1327), 131'/, 131 120 130 123 122 114 12.98 
Berl. Hamb. 156 155'/, 152 151 148 (150) («2.”) 
Berl. Magdeb. 206 202 200'/, 198 200% 192'/, 185 175 12.* 
Berl. Görlig 671%, 667%, 65%, 60 63 56 55 48 27.% 
Oberſchleſ. A u. C —** —* 169 160 1671, 152 147 139 17.75 
Thüringer alte 129 127 125 122 110 14.13 


Mainzetudwigshafen 1361, 134 131 126 129%, 115 114 10 23.6 
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zur Speculation auf den Curs ſoll eine Zettelbant fie erwerben. Die Ver: 
luſte und Gewinnſte an den Curſen gleichen fi aber oftmal3 aus. Was 
beim Verkauf in Krijen verloren geht, wird bei dem oft möglichen Wieder: 


v.9 
5. Jufi. 8. Juli. 9. Juli 11. Juli. 13. Juli. 14. Juli. 16. Juli. 19. Juli. Yuli, 
Deutſche Banfactien. 


Preußifche 12 141 = 140 138% 130 125 120 15. 
Sädftiche 130 129,19 1% = 120 (100) 22.81 
Weimar 1 0 — 88 86, 86, 82 (80) (12.0) 
Braunjchweig 15 = 151, 115 A114 113", 108 100 136 


Deutihe Grebitanft. actien ac. 
Discontogei. Berl. 143 139 136'/, 133 136%, 132 115 112 21.68 
Darmijt. Cred. 130 127°, 126 116 125°, 110 106 97 25.38 
Meining. Cred. 120%/, 119  118'/, 114'/, 114 106 100 90 25.26 
Fremde Staatspapiere, 
41/,0/, Oeſterr. Bap.rente 50'/, 491/, 49%, 45 48 42 38 36 27.66 
- —  GEilb.rente 58 57 56%, 53 56 50 46 46'/, 18,06 


5 Ital. Rente 581/,, 56 = 521, 55 49 48 47 16.07 
6 Americ. j. 1882 96 6% 6, 92, 9, 871, 831, 79 17.82 
5 Rufi. engl. 86, 86 86), 86 4, — 80 == 7.36 
5 Deflerr. 1860er Loofe 80°/;, 78°, 781, 73%, 76 68 64 60 23.56 
5 Ruſſ. Prämienanl. 

v. 1864 119 117'/, 1163, 111 114 105 90 = 22.91 

Fremde Babhnpriorit, 

3%,, Dejterr. Staatsb. 300'/, 292 235 290 275 230 21.9 
3 — Südbahn 245'/, 241), 230 240 225 (240?) 1% 19.25 
5 — Galic. B. Bir = Ui 84 0 79 — (WB) (7.9) 
5 Mosf. Rjäſan 89%, 89, 89% 86 87, 82 78 75 16.*3 
5 Riii.-Gosiow 86 85 841, 83%, 82 78, 7 71 15.98 
5 Gursf:Kiew. 85%, 85 Ba, 821, 82 80 731, 6 18.3* 


Fremde Babnactien. 
Deiterr. Staatsb. 209'/, 2011, 201 183 200'/, 174 165 162 49.0 
— Südbahn 1133%/, 105'/, 107° 97 1061, 90 891, 86, 19.16 


Böhm. Weitb, 1001, 973, 97 90 96 87 83 75 22,68 
eg Grebitanft. actien. 
Deiterr. Credit 148',, 141 140%, 124 136", 116'/, 112 98 30.37 


Wo ber Eurs nicht ausgefüllt ift, wurde an dem betreffenden Tage feiner notirt, 
bie eingeflamm. Gurje beim 19, Juli find bie eines ber nächftfolg. Tage, wenn am 19, 
feiner angegeben war. Die erjte Anregung ber ſpan. Sache in Paris berührt die Curſe 
ſchon etwas, fie halten ſich aber bis zum 9. Juli ziemlich feft, am 11. Juli, vor der 
Ablehnung ber fpan. Candidatur durch den Prinzen von Hobenzollern, erfolgt die erite 
ftarfe Baiffe, nad diefer Ablehnung am 13. wieder Steigen. Nach der Fortdauer ber 
Verhandlungen Benebettis mit König Wilhelm abermals Baifje,; nad der Quaſikriegs— 
erflärung im Pariier Gejeßgeb. Körper am 15. ftarfer Rud ber Eurje am 16,, nieberfter 
Stand am 19. (Eröffnung des Norbdeutichen Reichstags, Ueberreihung ber franzöſ. Kriegs: 
erflärung in Berlin), von da an wieder Steigen. Die Ueberficht gibt viel zu denfen, 
body würde ihre Erläuterung uns bier zu weit führen. Man überfehe nicht, daß die 
Procente des Sinkens ber Speculatiionseffecten eigentlich noch etwas höher find, 
weil die Papiere am 9. Juli meift ſchon etwas gejunfen waren. Am 19. Juli und in 
ben Tagen vor: und nachher waren die meijten Eurje nominell, die Schwanfungen an 
einer Börfe coloffal, für über die Hälfte aller notirten Papiere fehlt im Berl. Eurszettel 
in dieſer Zeit jede Notiz, weil gar feine Gefchäfte vorfamen. Von den oben aufgeführ: 
ten find die wichtigften Speculationseffecten, in denen regelmäßig Zeitgeihäfte gemacht 
werben: Berg. märf., Rhein, Köln-Mind., Berl.: Görl,, Mainz: Ludwigsh., Defterr. 
Staats: u. Südb. Actien, italien. Nente, american. Papiere, Oeſterr. Grebditactien. Bei 
den fremben Eff. ift zu beachten, daß die am jtärfjten gejunfenen auf Bapiergelbd 
lauten, wo aljo Gursfallen und Agiofteigen zufammen wirken (Deft. Papierrente, 60er 
Loofe, Böhm. Wejtb,, Oeſt. Ereditact., Ruſſ. PBrämienanl.). ' 
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einfauf Binterher häufig wieder gewonnen. Der Reſervefonds muß auch bier 
im Nothfall den Verluſt decken, aljo dazu groß genug jein. Eine beſchränkte 
Anlage in Papieren jener Art bietet aber jonjt neben dem Mißlichen auch 
Vortheile. Bei einem plößlichen Andrang der Noteninhaber und Deponenten 
und bei einem meiſtens gleichzeitigen jtärferen Anſpruch der Greditnehmer 
an die Bank kann man nämlich mitteljt Veräußerung der Effecten die Caſſe 
rajcher jtärfen und den Notenumlauf bejchränfen, während man fonjt erjt 
die Verfallzeit der Wechjel u. j. mw. abwarten muß. Ebenſo wird e3 dabei 
möglih, die Privatcreditgewährung weniger jtarf einzujchränfen. Große 
Gentralbanfen wie die Franzöſiſche und Preufijche mögen daher immerhin 
etwas Kapital in Effecten auch für die erwähnten Zwecke jtecten. 512) Nur 
muß der Betrag nicht zu groß werden (mie neuerding3 wieder bei der 
Preußiſchen Bank ſ. u. Anm. 816). In Krijen kann jelbjt der geſchickt aus— 
eführte Ankauf von Effecten ähnlich wie die Discontirung eine zweckmä— 
Bde Form der Unterjtügung des allgemeinen Gredit3 durch eine Central: 
bank jein. 819) Manden Gejchäftsleuten wird auf dieje Weiſe gut geholfen 
werden Fönnen. Denn die Schwierigkeit, jelbjt die beiten Effecten in jolchen 
Zeiten nicht verkaufen zu können, jteigert die Ereditnoth oft nod) bedeutend, 
wie ſich aud im Juli 1870 wieder zeigte. 91*) 

Am unbedingtejten bei den Zettelbanfen auszujchließen find dagegen 
Speculationgeffeeten, auch in normalen Zeiten jtarf im Curſe ſchwan— 
tende Papiere, wie viele auswärtige, bejonders wenn diejelben auf Papier: 
geld Lauten, ferner in der Negel Actien u. dgl. m. (j. Anm. 811). 

Im übrigen gelten für das Effectengefchäft, die Auswahl der einzel- 
nen Gattungen u. ſ. mw. im MWejentlihen die nämlichen Grundjäße und 
Regeln, welche oben (S. 321 ff., bei. 327 ff.) für den MWertbpapierlombard 
aufgejtellt wurden. Die Abweichungen find leicht erjihtlid. Da die 
Bank Effecten auf eigene Rechnung befitt, bei den beliehenen Papieren aber 
immer noch in der Berpflichtung de3 Schuldners eine weitere Dedung hat 
und durch den Unterjchied zwiſchen Beleihungscurs und Börjencurs gefichert 
iit, jo muß nur im Effectengefhäft mit nod größerer Vorſicht verfahren 
werden. 

Speciell für unfere deutſchen Berhältnifje würden wir dann etwa 
folgende Vorſchläge machen. 

Als jpecielle Notendedung werden Effecten bei allen Zettelbanten, 
auch bei der Gentralbanf ausgejchlojien. Als jubjidiäre Notendbedung, 
aljo zur Veranlagung eines Theils des Stammkapitals und Reſervefonds, 
ferner als Depofitendefung werden Effecten im Princip zugelaffen: für 


812) Leider fpecificiren die Ausweife ber Preuß. B. immer noch jo gar wenig 
bie einzelnen Poften. So wird zui. gefaßt „Staatspapiere, verichied. Forderungen u. 
Activa”, doch möchten die Aenderungen bdiefes Geſammtpoſtens während fürzerer Perio: 
ben vorzugsweife auf Aenderungen ber Effectenbeftände, welde regelmäßig den Haupt: 
theil davon ausmachen (/,—5/,), zurüdzuführen jein. In d. Kriie v. 1866 betrug ber 
often E. März 14.01, E. April 14.19, E. Mai 14.9, 15. Juni 16.23, 23. Juni 13.76, 
0. Juni 15.%, von ba an zwijchen 14—15 Mill, Thlr. Mitte Juni wurben alfo Ef: 
fecten aus db. Markt genommen, aber gleich wieber verfauit. 

813) Defters fo von ber Engl. B. gefheben; Breuf. 2. f. Anm. 812. 

814) Daher auch die Vereinigung großer Häuier, welde in Berlin, Frankfurt, 
Wien, Stuttgart z. Th. auf folidar. Haft gegen Wertbpapierpfand (ruff. u. americ. 
Pap. in Berlin, americ. in Franff.) von ben Banfen Lombarberedit nahmen. 
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letzteren Zweck unbedingt alle Arten und unbegrenzt, wenn die Noten ein 
Vorrecht vor anderen Paſſiven genießen; jonjt und für den erjtgenannten 
Zweck bedingt gewifje Arten und bis zu einer gewiſſen Quote des Stamm— 
kapitals. Ob und wieweit letzteres wirklich in Effecten angelegt werden joll, 
wird im Abjchnitt 4 (vom Kapital) erörtert. Auszufchliegen vom Ermerb 
durh die Zettelbanten würden nad deutſchen Verhältnijjen alfo auch die 
reinen Speculationspapiere, im allgemeinen die nit voll ein- 
gezahlten Bapiere (©. 327), nicht aber die Namenpapiere, von aus 
wärtigen wieder die auf Papierwährung lautenden jein. Daher könnte man 
von einzelnen Arten zulajjen: jolide verzinsliche Staatspapiere (incl. Looſe), 
ftändijche, Provincials, Kreise, Gommunalpapiere, Pfandbriefe, Eijenbahn 
und Banfactien, melde z. B. mindeſtens vier Jahre lang regelmäßig 4%, 
und mehr Zinjen getragen haben, aus dem Gebiete des Norddeutichen Bun— 
des und Zollvereins; ferner von auswärtigen Papieren jolide in Metall 
verzinslihe Staatsfonds (aljo etwa ruſſiſche, nordamericanijche [2], belgijche, 
bolländijche, engliſche, Franzöfiiche [?] ), ebenſolche Eijenbahnprioritäten. Alle 
anderen einzelnen ‘Bapiere blieben wohl bejjer ausgejchlojien, von inländi— 
ihen aljo namentlich Creditbank-, Dampfſchifffahrts- und anderen Actien 
und Obligationen indujtrieller Unternehmungen (Fabriken, Bergmerfe u. 
j. w.), welche unvermeidlich ſchwankendere Erträge oder geringere Sicherheit 
bieten und ſchon deßhalb im Eurje jtärker ſchwanken. Eine Vertheilung der 
Effectenanlage auf mehrere Gattungen kann mitunter wieder am Plate fein. 
Die Oeffentlichkeit des Gejihäfts, daher namentlich die gehörige Spe— 
cification der einzelnen Gattungen im Ausweiſe oder mindejtens im 
Sahresbericht wird die bejte Bürgichaft gegen unpafjende Anlagen bieten, 
— vielleiht auch ſchon gegen eine zu umfangreiche Anlage. 

Die deutihen Zettelbanten haben fajt durchweg eine geringere Kapi- 
talanlage in Effecten als ihnen ftatutenmäßig erlaubt ift und auch in den 
Fällen, mo Effecten zur jpeciellen Notendeckung zugelafien find, ijt lettere 
doch thatjächlich meiſtens die bankmäßige nur aus Baar, MWechjeln und Lom— 
bards. 815) Das iſt im Allgemeinen gewiß zu loben. Die Preußiſche 





815) ©, o. Tab. VII ©. 346. Ende 1869 waren die Noten vollftändig banf: 
mäßig gededt bei jeder einzelnen deutſchen Zettelb. Bei ſämmtl. preuß. Privat: 
banken war der Wechſelbeſtand allein böber als der Notenumlauf, ebenfo bei ber 
Brem., Ger, Gotb., Hannov., Lüb. Comm, Lur, Weim, Thür B. Bei 
faft allen anderen Fleineren blieb er nur wenig binter dem Notenumlanf zurüd. Baar: 
vorratb und Wechſelbeſtand zujammen war größer als ber Notenumlauf 
außer bei den genannten nod bei ber Braunihw, Darmft., Deif, Homb,, 
Mein, auch bei d. Leipz., Dresd., Jranff,, Baier. und Preuß. B., nahe zu 
fo groß bei der Oldenb. B. So dienten aljo die Lombards und vollends die Ef: 
fecten jo gut wie allgemein nur als fubjid. Dedung oder ald Anlage für Kap., Re: 
fervefonds, Depofiten u. ſ. w., gewiß eine günftige Lage. Bedeutend find die Effecten: 
beftände im Verhältniß zum Stammkapital außer bei d. Preuß. B. nur bei fehr we: 
nigen Banken, nämlich (abgeieben von ben etwaigen eig. Actien im Befit der 8.) bei 
Didenb. (!,, Mill. Thlr. eingez. Kap., €. 1869 437,000 Thlr. Eff.), Zur. (7.37 
Mill. Fr. Kap., 1.35? M. Fr. Eff. u. Reports); jonft noch über 20%/, v. eingez. Kap. 
bei Darmit. (E. 1869 3.26 M. fl. Kap., 12° M. fl. Eff), Frankf. (10 M. fl. Kap., 
2.16 Mill. fl. Effi. incl. bie des Nefervef.), Lüb. Comm. B. (2 Mil. M. C. Kap. 
0,5 M. Eff. incl. Refervef.); 10—20°%, bei Dresbd. (IM. Thlr. Kap., 0.5 Mill, 
Thlr.), Brem. (d M. Thlr. ©. Kap., 0.61 Eff.), Bresl. (1 M. Kap., 0.1! M. Eff.), 
Görlig (IM. Kap. 0. Eff.); unter 10%, v. Kap. bei Berl. Eajjenver, Danz,, 
Königsb., Stett., Poſ., Deff., Ger, Gotb., Leipz., Thür, Weim. Bei meh: 
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Bank hat ihre Effectenbeitände, melde nad) der Ermeiternng dieſes Inſti— 
tut3 im Jahr 1856 beträchtlich vermindert worden waren, jpäter wieder 
fehr vermehrt. Es jcheint ung beſſer, daß dieſer Poſten durchſchnittlich nie— 
driger gehalten wird. Uebrigens hängt die Frage von der Kapitalanlage 
in Effecten, beſonders was Centralbanken anlangt, mit der Frage von der 
Aufgabe des Stammkapitals zuſammen, wofür auf Abſchnitt 4 zu ver— 
weiſen ijt. 816) 

Dafjelbe gilt von der Kapitalanlage in eigenen Xctien, aljo vom 
An: oder Rückkauf von Actien. Mehrere deutjche Zettelbanken haben unter 
ihren Effecten jolche eigene Actien auch jet noch, die fie meiltens in Zeiten 
der Baijje billig erwarben, um ihr werbendes Kapital zu vermindern oder 
Unterbilanzen und Berlufte zu decken, und gelegentlich bei befjeren Curſen 
(über Bari) und bei größerem SKapitalbedarf wieder veräußern wollen, was 
andere ſchon gethan haben. 


reren bdiefer Banken find die Beträge ganz unbedeutend. Gar Feine Anlage in Eff. 
batten €. 1869: Bair,, Hannov., Braunſchw. (nad früheren großen Berluiten 
bei. an djterr. Staatsbahn: u. Grebitactien (!!) in dieſem Gejchäft durch Schaden Flug 
geworben), Magbeb. (?), Eöln (?). — Früber, in ben 50er und Anf. der 60er 
Sabre, hatten bef. die Meinen Zettelbanfen größere Effectenbeftände, theils weil es ibnen 
noch an anderen gewöhnl. Bankgeſchäften feblte, theild weil fie ibre Aufgabe fälichlich 
in credit:mobil. artigem Speculiren ſahen. Meiftens ift an bdiejen Anlagen viel verloren 
worden, in ben legten Jahren jelbit an guten Papieren bei ber finfenden Tendenz; der 
Gurie, weshalb fortwährend Abjchreibungen nöthig wurden, Jetzt haben bie meijten 
Banken enblih ein Haar in biefem Geſchäft gefunden. Auch jolide Banfen wie bie 
Bremer batten erbebl. Berlufte (u. a. an americ. Pap.), felbit die preuf. Privatb. 
mußten öfters abfchreiben. S. meine bankſtatiſt. Artikel im Brem. 9. Bl. 1864 und 
1865, auch Röppell ©. 30, u. D. Hübner’s ftat. Jahrb. 

Eine Specification der Gattungen ber Effecten findet fich leider ſelbſt in ben 
Sabresberichten nur jelten. Beifpiele der Anlage find: Frankf. B. eigene Eff. E. 1868 
um Bilanzwertb v. 647,144 fl. u. zum Gursw. v. 650,915 fl., näml, 122,000 fl. 
3'/2%/, Franki. Oblig. à 81'/,, 30,100 Thlr. 41/,%, Bad. zu 93%/,, 200,000 fl. 4%, Pfälz. 
Ludw. B. prior. zu 89, 100,000 fl. 4%, Pfälz. Nordbabnactien zu 83, 115,500 Thlr. 
4%), Zur. Oblig zu 80, 125,000 gr- 39), Baris:Luoner Eiſenbahnprior. zu 62, Fr. 100,000 
3%, Bar. Orleans Prior. zu 62, 50,000 Fr. 3%, Franzdi. Norbbabnprior. zu 62. Der 
Reſervefonds der Frankf. B. v. 1,495,339 fl. €. 1868 war in 16 verfchied. Arten Papieren, 
meift in deutfchen Staatspap. u. Eifenbahnprior. angelegt. — Der Darmſt. Jabresber. 
nennt zwar die Eff., welche das Eff. conto €. 1869 (1.217 M. fl.) bildeten, aber nur 
mit Namen, nicht mit Beträgen! (4%, garant. Rhein. Stammactien fit. B, 4 und 
5%, heil. Ludwigsbahnoblig., 5%, Heſſ. Staatsobl., 5%, Berl. Magdeb, Prior., 41/,%%, 
Oherſchleſ. Prior. G., 4'/,%/, Thür. Stammactien Lit. C.). 

816) Der Eff. beftand ber Preuß. B. €. 1855 9.+ Mill, Thlr., der ihr durch 
ben Bertr. von 1856 großenth. abgenommen wurde, war E. 1857 auf 1.6 M. Thlr. 
gefunfen, €. 1860 2.2 M. Thlr. Bon dba an ftien er bei ber damal. Baargeldfülle 
u. db. Mangel and. Iucrat. Geſchäfte auf 7.3 E. 1861, 17.3 €. 1862, 19,3 ©. 1863, 
verminderte fib dann zivar wieder, aber betrug doch jeitbem meift zwifchen 12 u. 15 
Miu. Thlr., alfo über die Hälfte felbit des jekigen böberen Stammfapitals, 
Reſervefonds u. Staatseinichußkap. v. zuf. c. 28 Mill. Thlr. Immer freilich noch ein 
günftigeres Verhältniß als bei d. B. v. Frankreich (Kap. u. Reſerven zuf. 215.5 Mill. 
Fr., Anlage in Renten u. Eff. in ben legten Jahren 150, Sonm, 1870 193.5 Mill. 
Fr. incl. 100 Mill. immobilij. Renten), u. d. B. v. England (Kap. 14,553 M. Pfd. 
St., Reſerve 3 Mill. öff. Sicherb, 14—15 Mill. im Bankfdepart., faft 4 Mill. im 
Emifjionsdepart. u. 11 Mill. Staatsjhuld, zui. c. 29—30 Mill.). Aber die Lage dieſer 
beiden Banken ijt in dieſem Punfte auch nicht mujtergiltig u. nur die Engl. 8, darf 
aus den oben erwähnten Gründen mehr Effectenanlage haben. 
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d, Directe Darlehen an den Staat, 


Diefelben können in drei Elajjen getheilt werden und erleiden danach 
eine verichiedene Beurtheilung. 

Darlehen im Eontocorrent: Vorſchüſſe an den Staat bis 
zu fejt begrenzter Höhe, mit bejtimmten kurzen Friften für die Rück— 
zahlung oder Liquidation. 

2) Größere ftehende oder doch für längere Termine gewährte 
(jo lange unfündbare) Darlehen aus den Notenfapitalien (eventuell 
auh aus den Depofiten), theils nad bejonderen einzelnen Verträgen 
gr Staat und Bank, theil3 nach dem Bertrage, durch welden einer 

anf das Recht der Notenausgabe (allenfalls auch andere Redte, 3. 2. 
Steuerfreihet, oder die Verfügung über die bei ihr als Depofiten nieder zu 
legenden öffentlichen Gelder) übertragen wird. 

3) Eben joldhe jtehende oder langterminlie Darlehen aus dem 
Stammfapital der Banf, ala eine der Formen der Bezahlung bes 
Notenprivilegs oder Monopols. Ueber diefe Art Darlehen wird im 
folgenden Abſchnitte 4 (von der Höhe und Veranlagung des Stammkapi— 
talö u. ſ. mw.) gehandelt, weshalb wir fie hier übergehen. 

Zu Wr. 1. (S. aud oben ©. 106). 

Solche Darlehen knüpfen ſich leiht an das öffentliche Depofitenge- 
ſchäft an (ſ. o. ©. 385 ff). Entjtehen fie zufällig und ohne vorhergehen— 
den Vertrag, jo gleichen fie den gelegentlich vorfommenden Weberziehungen 
der Guthaben Seitens der Privatdeponenten. Grundſätzlich unzuläſſig er: 
ſcheinen fie nicht, nur wird im ntereffe des geordneten Staatshaushalts 
und der Sicherheit und Unabhängigkeit der Bank befjer auch für alle ſolche 
Fälle im Voraus eine Marimalziffer und ein furzer Termin für einen 
jolden Vorſchuß feitgefeßt und die Gewährung des letteren jedes einzelne 
Mal in das Ermejjen der Bank gejtellt. Zweckmäßig wird e8 dabei immer 
fein, ſolche Vorjhüffe nit aus den Noten, jo daß fie deren jpecielle 
Defung wären, jondern nur aus den Depojiten und dem Stammfapital 
zu maden. 

Mitunter fommen für einzelne bejtimmte finanzielle Zmwede 
Verträge zwijchen einer Bank und der Finanzverwaltung des Staats vor, 
durch melde ſich letztere erforderlihen Falles einen Credit bei der Bank 
ausbedingt, oder e3 wird auch dem Staate ein für allemal vertragamäßig 
ein allgemeiner Credit im Contocorrent gewährt. Für den Staat fann bie 
Verfügung über einen ſolchen Bankeredit in jenen Fällen erwünſcht jein, 
wo die Einnahmen und Ausgaben einmal unerwartet jich nicht decken, 3. B. 
etwa ein Steuerausfall augenblidlih die Mittel zur Schuldzinszahlung 
verfürzt, oder eine beſondere Ausgabe plötlid zu machen iſt. Die Yinanz- 
verwaltung Hilft ji da wohl mit Anticipationen, Ausgabe von Schaß- 
ſcheinen, Staatswechſeln u. dgl. m., oft Kojtjpieligere, unbequemere Mittel. 17) 
In anderen Fällen übernimmt etwa die Bank die Verwaltung eines 
einzelnen Ausgabezweigs oder der öffentlichen Schuld, wie in England, oder 
eined Theil derjelben, wie der Schatzſcheine in Defterreih, und es kommen 


HT) Die Gentralbanfen haben in ſolchen Fällen öfters dem Staat Vorſchüſſe 
gewährt, indem fie Schaticheine u. dal. einjtweilen discontirten, jo d. Engl. B. in d. 
franzdf. Kriegen, die Kranz. ®. 1870 u. a. m., bier nicht ungefährlich. 

Wagner, Zettelbanken. 27 
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gelegentlih aus dieſem Titel Zahlungen vor, für welche Feine Deckung ba 
it oder da8 Guthaben des Schaßes nicht ausreicht. Wenn hier vertrags- 
mäßig die Bank Vorſchüſſe bis zu einer bejtimmten Höhe für einen 
furzen Termin leijtet, jo jteht dem Faum etwas entgegen. Derartig waren 
die Vorſchüſſe der Engliſchen Bank auf Deficitbill3 bei Gelegenheit der 
vierteljährigen Zinszahlungen für die Öffentliche Schuld, wo die Nückzah: 
lung in den eingehenden Staatsiteuern immer vajd) erfolgte. Aehnlich werden 
die Vorſchüſſe der Dejterreichiihen Banf aus dem lebterer übertragenen Ge— 
Ihäft der Verzinſung und Einlöfung der Schatzſcheine (Salinenſcheine, Hy: 
pothefaranweijungen) allmonatlih beglichen. 91%) Unter ungünftigen Um: 
ſtänden kann bier freilich einmal ein etwas großer Vorſchuß gegeben werden 
müjjen, wie man es im Herbſt 1869, im Juli 1870 zu befürchten hatte. 
Eine Grenze wäre daher immer erwünjcht. Auch dieje Darlehen jollten 
ferner bejjer nicht als fpecielle Notendeckung dienen. 

Auch bei einzelnen deutichen Zettelbanfen kommen ſolche ausbedungene 
Vorſchüſſe an den Staat vor, die aber mitunter wohl in die folgende zweite 
Glafje fallen. 919°) Bei der Preußiſchen Bank werden alle Gejchäfte mit der 
Finanzverwaltung und den Geldinjtituten des Staats entweder nad) den 
für den Berfehr mit Privaten geltenden Bejtimmungen oder im Fall einer 
Abweichung von leßteren nur mit Beijtimmen des Centralausſchuſſes oder 
der Deputirten dejjelben ausgeführt (B. O. F 91, j. o. ©. 147). Auch hier 
würde die Feitjeßung eines nicht zu hohen Marimalcredits und Furzen 
Maximaltermins doc pafjend fein. Im. Jahre 1866 joll die Banf dem 
Staate Papiere lombardirt haben. Daß die Verjchüffe hierbei nicht erheblich 
gewejen jein fönnen, geht jedod aus der Bewegung der Lombardbeſtände 
während der Kriegsperiode hervor (j. o. Anm. 724). 

Zu Nr. 2 (j. auch oben ©. 106). 

Größere directe Darlehen an den Staat find namentlid von 
Gentralbanfen in Finanznöthen wiederholt aus der Notenemij- 
jion gemacht worden. Selbſt wenn man bier beftimmte, nicht allzulange 
Kündigungs- bez. Nüczahlungstermine feitjeßt, jo vermögen dieſe nad) oft— 
maliger Erfahrung nicht eingehalten‘ zu werden oder fie werden nur der 
Form nach eingehalten, indem die Abzahlung des alten im Grunde nur 
mitteljt eines gleichzeitig neu bei der Bank aufgenommenen Darlehens er: 
folgt. Die Forderung an den Staat ftellt mithin meiftens einen für längere 
Zeit wenigſtens unrealifirbaren Ausſtand dar, der bei einer gewiſſen Höhe 
im Berhältnig zum Notenumlauf (und den übrigen ähnlichen Paſſiven) 
unter ungünjtigen Umjtänden beinahe vegelmäfig die Einftellung der Baar: 
zahlung nöthig macht. An dieje knüpft fich dann der Zwangscurs der une 
einlösbaren, bald entwertheten Noten und zwar meiſt der Zwangscurs für 





) 818) Defterr. Bankitat. $ 625 1—21/, Mill. fl. meiftens, €. Sept. 1869 3.08 
Mil, fl. 

»18a) Solche Darlehen an d. Staat find bei mehr. Meinen deutſchen Zettelbanfen 
das GSeitenftüd zu dem Schagcontocorrent, j. o. Anm. 764. Ger. B. muß der Regier. 
off. Cred. zu 4%, bis 150,000 Thir. eröffnen $ 26, Gotha dsgl. bis 1, Mill, $ 19, . 
Thür, deal. bis 80,000 Thlr. ohne weitere Eicherftellung $ 14, Weimar ebenio bis 
150,000 Thlr. $ 145 Büdeb. muß fogar umverzinsl. bis 2%, Mil. Thlr. f. Rechn. 
des Kammerfonds Leihen gegen Piand eines gleich. Betrags 4%, Oblig., wofür b. 2. 
Noten ausgeben darf. Lur. B. muß bis zu ’/, Mill. Fr. zu 4%, leihen $ 49, lauter 
„Zahlungen f. Eoncejfion ober Privileg.“ 
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den Nennwerth der Noten. 9) Die traurigfte, Alles zerrüttende Papiere 
geldwirtbihaft ift dann die umausbleiblihe Folge. Die Geldverhältnifje 
Englands von 1797—1819, 82%) Oeſterreichs feit 1848, 821) Ita— 
liens ſeit 1866, 929) aud Rußlands jeit dem Krimmfriege, bez. feit 
1859/60, 83) Frankreichs in 1870 52) und die Gejchichte der großen 
Banken diefer Länder bilden Beijpiele und Belege von größter hiſtoriſcher 
Bedeutung für die Nichtigkeit der vorausgehenden Säte Man muß fid 
danach im Allgemeinen gewiß gegen ſolche Darlehen ausſprechen, durch 
welche die unglüdlichfte und folgenſchwerſte Verquickung der Staatsfinanzen 
und der Bankgeſchäfte und in Folge deſſen der Geldverhältnifje des Landes 
herbeigeführt werden Tann. 

Selbſtverſtändlich hat nicht jedes jolches directe Darlehen einer Bank 
an den Staat joldhe Folgen. Bei einem bejchränften Betrage, bei guter Be: 
Ichaffenheit der jonjtigen Activa Tann jelbjt unter jchwierigen Verhältniſſen 
die Einlösbarkeit der Noten wohl aufrecht erhalten werden, vollends wenn 
etwa das Stammkapital der Banf in leicht realifirbaren Werthen angelegt 
ift. Im leßteren Falle, welcher formell, aber nicht reell jogar in der jegigen 
Drganifation der Engliſchen und Dejterreihiihen Bank vorliegt, ijt eben 
im Grunde nur dad Stammfapital immobilifirt, die Notendedung aber, 
foweit die Darlehen an den Staat nicht den Betrag jenes Kapitald über: 
jchreiten, eine bankmäßige, disponible und realifirbare (j. Anm. 827). Allein 
auch ein kleineres unkündbares Darlehen an den Staat aus der Noten: 
emiſſion ſchwächt die Lage der Bank immer, denn es beichränft für feinen 
Betrag die regelmäßige Rückſtrömung der Noten. Auch bleibt ein folches 
Darlehen jelten allein, es bildet oft genug den Anfang einer Reihe ähn— 
liher Gejhäfte zwijchen Staat und Banf, zumal in jchwieriger Finanzlage. 
Die Bankvermwaltung jelbjt, welche in jolhen Fällen die Schuld an ber 
eingeltellten Baarzahlung dem Staate zumälzen Tann, hat gar nicht immer 


819) Jleber die große pract. u. thedr. Bebeutung der Unterſcheidung zwiichen 
Nennwerth: u. Eurswertbzwangscurs ſ. meine Ruſſ. Papierwähr. ©. 51 ff.; über d. 
einjchlag. theor. dras meinen Art. Papiergeld, Staatswörterb. VIL . 

820) Toofe, hist. of prices, 1. B. d. Aſcher'ſchen Weberfeß., meine Beitr. 
©. 76 ff., meine Th. db. P. Acte S. 37 ff., meine Defterr, Val. Wien 1862, I, ©. 
53 fi., bef. in db. Arm. ©. 184, DO. Hübner, Banken, 346 ff., Juglar in Horn's 
ann. internat. du cr&d. publ. 1860, 1861, Wolowski, banque d’Angl. S. 1 ff., 
Macleod, diction. art. bank. in England. 

821) Zugfchwerbt, Bankweſ. u. Defterr. Nat. B. Wien 1855, Hübner, 
Banken E. 126 ff., meine Reform db. Nat. B., Wien 1860, Defterr. Val. I, Art. 
banque d’Autriche in Horn's Annuaire 1861, Art, Defterr. Finanzen im Staatswör: 
terbuch VII, 611 ff., dsgl. „d. neue Defterr. Bankfacte* in Uni. Zeit, 1863 ©. 235 fl., 
(Höfken) Defterr. Fin. probl., 2pz. 1862. M. Wirth, Bankweſ. ©. 246 fi. Die im 
Terte beband. Frage ift im Grunde biejelbe wie d. v. d. bankmäß. Deckung ber Noten, 
An meinen Arbeiten über engl., öfterr., ruſſ. Geld:, Bank: u. Finanzweſ. babe ich den 
Nachtbeil der großen Staatsichulden bei Banken immer bejond. nachzuweiſen gejucht, 
— ber pract. Kernpunct ber grage ©. o. Anm. 702. 

22) Wirth S. 297 fi. — 

823) (Goldmann) Ruſſ. Papiergeld, Riga 1866, meine Ruſſ. Papierwähr. 
bei. S. 121, 180, 223 ff., Horn in ſ. Annuaire, Balt. Monatjhr. I, 72 fi., TIL, 1 
f., Wirth ©. 305 ff. Wolowski, fin. de la Russie, Par. 1864 p. 30 ff., 180 ff. 

8238) Die Folgen der Zahlungseinftellung der Franzöſ. B. u. der Notenvermeh— 
rung für Kriegszwede lafjen fich im Augenblid (Anf. Sept. 1870) noch nicht überjeben ; 
mutbmaßlich werben fie [hlimm genug jein. 97 * 
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ein Intereſſe, die weitere Ausdehnung folder, oft für fie, d. 5. ihre Actionäre 
recht rentablen Geſchäfte zu erjchweren. Die traurige Gejhichte der Oeſter— 
reihijchen Nationalbank Liefert mehr als ein Beijpiel zum Beleg für dieſe 
Behauptung. 

Darum gerade hier: principiis obsta: man vermeide ſolche Ge- 
Ihäfte vollitändig, in ruhiger und vollends in bewegter Zeit. 

Kommt man aber in Staatönothlagen nicht ohne ſolche Anlehen bei 
einer Gentralbanf aus und muß man in diefem Falle jelbit die Baarzah- 
lung einjtelen und zum Zwangscurs greifen, jo ijt die Banfnotenemifjion 
zu Gunſten des Staats eben nichts Anderes als eine verhüllte Staat3- 
papiergeldausgabe. Lebtere hat nad djterreichiichen (auch wohl englis 
Ichen verglichen mit americaniichen) Erfahrungen immer noch einen relativen 
Vorzug vor der directen Ausgabe eigentlichen uneinlösbaren, mit dem 
Zwangscurs verjehenen Staatöpapiergeldg. Denn wegen des Zwiſchenglieds 
der Bank, mit der von Fall zu Fall zu verhandeln it, wird die Papier: 
geldvermehrung immerhin nicht leicht ganz jo jchranfenlos werden, al3 wenn 
bie Finanzverwaltung allein operirt. Dejterreih und England bieten bier 
ein günftigeres Bild als Norbamerica, auch Dejterreich ein befjeres in jeiner 
neueren Papiergeldepoche feit 1848, troß der nachgiebigiten Schwäde ber 
Banfverwaltung gegen alle Anjprüche der Finanzverwaltung, ald ehemals 
in der Periode der Bancozettel während der großen franzöfiichen Kriege. 
Selbit von Rußland gilt dies feit Gründung der jg. Reichsbank, d. h. der 
Mebertragung des Staatöpapiergeldwejend an die unter dem Namen „Reichs: 
bank“ errichtete getrennte Abtheilung der Finanzverwaltung, verglichen mit 
ehedem. Ferner bleibt für einen Theil der zu Papiergeld gewordenen Noten, 
welche zujammen doch nur ein einziges Girculationsmittel darftellen, mögen 
fie im gewöhnlichen Privatgefhäft oder im Staatsgejhäft der Bank aus: 
gegeben jein, die regelmäßige NRüditrömung bejtehen und damit das 
Hauptprincip für das Banknotenweſen, ein Vortheil, den man namentlich 
in England während der Bankreſtriction, ähnlich in Oeſterreich nad) der 
Eonverjion des Staatspapiergelds3 in Banknoten (1854—1866) ſchätzen 
lernte. Endlich ift auch das wohl von vorneherein wahrſcheinlich und ſpricht 
auch die Erfahrung (in Defterreih und England) dafür, daß auf Grund 
von Contracten mit einer Bank noch eher ald aus freiem Impulſe bei 
directer Staatspapiergeldausgabe ernitlihd Hand an die MWiederherjtellung 
ber Baluta mitteljt Abzahlung der aufgenommenen Anlehen de3 Staats 
bei der Banf gelegt wird. Die Balutafrage wird dadurch wenigſtens etwas 
den Parteieinflüffen der an der Fortdauer des beitehenden Zuſtands wirt: 
lich oder vermeintlich Intereffirten und dafür Wirkenden entrüdt. Der Vor: 
theil hiervon zeigte fih in England nad 1845, in Dejterreich wiederholt 
1854, 1855, 1858, bejonders 1862 unter der Plener'ſchen Acte, während 
die Nachtheile des entgegengejeßten Verhältnifjes in Oeſterreich jeit 1866, 
d. h. jeit der abermaligen Ausgabe eigenen Staatspapiergeld3 und in Nord— 
america jeit dem Schluß des Bürgerfriegd nur zu deutlich hervortreten. 
Es unterliegt wohl faum einem Zweifel, daß America bei feiner günftigen 
Finanzlage jeine Baluta bereit wieder hergeftellt hätte, wenn e8 die „An- 
lehen auf die Umlaufsmittel” dur DBermittlung einer Bank unter Felt: 
jegung wenn auch längerer Rückzahlungsfriſten, etwa in bejtimmten Termi— 
nen nad dem Ende des Kriegs, ftatt direct mittelft eigener Papiergeldaus⸗ 
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gabe angenommen hätte. Jetzt ift die Valutafrage auch dort Spielball ober 
Zankapfel der Parteien. 2) Muß aljo einmal eine Papiergeldausgabe er: 
folgen, jo betraue man immerhin lieber eine große Bank damit. 
Für jedes einzelne Anlehen bei letterer jollte dann nur womöglich gleich 
ein fundirtes Anlehen aufgelegt oder für die Zeit unmittelbar nach dem 
Kriege oder nah dem Ereigniß, welches jonjt etwa die zur Papiergeld- 
ausgabe nöthigende Urjade fein mag, in beſtimmte Ausſicht genom— 
men werden. Dann fann die Notenemijffon mie eine Anticipation dieſes 
Anlehens betrachtet und aus deſſen Ertrage gleih wieder eingezogen 
werben. 925) 

Sind einmal große Darlehen aus der Notenemijfion an ben Staat 
gemacht und dadurch Uneinlösbarkeit und Zwangscurs hervorgerufen wor— 
den, jo ift der erjte und michtigjte Schritt zur Heilung des Uebels und zur 
MWiederherftellung der Valuta die Rüdzahlung jener Darlehen. Nur 
nothgedrungen, wenn die Summen, welde aufzubringen find, die Fi— 
nanzen zu jehr belajten, wird man einjtweilen für einen Theil des Noten- 
umlauf3 die jpecielle Dedung mit ben Forderungen an den Staat zulafjen 
dürfen, — nidt ala etwas Gutes, jondern als das kleinere von zwei 
Uebeln. So liegt 3. B. die Sache wohl augenblidlih in Rußland, 926) 
vielleicht jetzt, nach 1866, auch in Oeſterreich. 

Stehende größere Darlehen an den Staat aus der Noten: 
emifjion, al3 Form der Vergütung oder Entſchädigung für bie 
Gewährung gewijjer Rechte, namentlich für die Uebertragung des Notens 
privileg3 find aus den dargelegten Gründen möglichjt zu vermeiden. Will 
fih der Staat durch ein (unverzingliches oder niedrig verzingliches) Dar— 
lehen bezahlen lajjen, jo follte baffelbe wenigftend nur aus dem Stammes 
Fapital erfolgen, aljo eventuell dejjen Höhe nicht überfteigen ®’N 
(j. den gleichfolgenden Abſchnitt 4). 


824) Val, Hod, Fin. Amer.s, ©. 543 ff., meine Ruſſ. Papierwähr. ©. 38 
(bei. 3. theoret. Erflärung, wie die princip. Vertbeidigung ber Papiervaluta in Pap. 
währ. ländern entſtehen kann). Es ift feit Hod’s Werk erichienen (1867) in Norbamer. 
in d. Balutafrage nicht bejier getvorden, wenn auc das Agio zeitweife jehr ſank. ©. 
auch M. Birth, Banfwei., bei. S. 331 fi. 

925) Wie gut jelbit unter den ſchlimmſten polit. u. finanz. Verbältnifien fejte 
Verträge zwifchen einer Banf und dem Staate über bie Abzahlung einer Staatsjhuld 
an d, Bank wirfen, beweift u. A. die bis zur Banfacte v. 1862 ununterbroden 
(aud 1848 fi.) fortgehende regelmäßige Tilgung dev Schuld, welche die öſterr. Finanz: 
verwaltung in Folge der Einlöfung des Wien. Währ. Papiergelds bei ber Nationalb. 
contrabirt hatte. Staatswörterb. VII, 613, 629. 

826) Auf einem ſolchen durch pract. Schwierigkeit ber Größe ber Operation ab» 
gebrung. Compromiß beruht mein Vorſchlag 3. Herftell. ber Ruſſ. Valuta, ſ. Pap. 
währ. ©. 258 ff. 

837) So war ed mit bem Darlehen von 80 Mill. fl., welches bie Defterr. Nat, 
B. nad) ber Acte v. 1862 während ber Dauer bes Privil. dem Staate zu geben bat. 
Der Bankfonds war 110'/, Mill. fl. u. ift auch jegt nad der Rebuction (Gef. v. 13. 
Nov. 1868 $ 1) noch 90 Mill. fl. Weil bei dieſen Größenverhältnifjen der 
beiden in Betracht fommenden Poſten, Stammfap. und ſtehende Staatsihuld, die volle 
bankmäß. Dedung ber Noten verbleibt, habe ich damals bied Darlehen an ben Staat 
vertbeidigt, — wiederum nicht als etwas an ſich Gutes, fondern als etwas, das ſich 
allenfalls angefichts ber ———— hinnehmen ließ; jo in mein. Oeſterr. Val. in d. 
Aufi. in Uni, Zeit 1863. Höfken (Anm. 821 und in Hildebr. Jahrb, 1863 I, 183) 
bat d. Weſen eines ſolchen Darlehens ganz verfannt. 
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Es handelt fich hier um nutzbares Grundeigentbum und beweg— 
lihe Güter, ferner um Banfgebäude und Inventar. 

Der Erwerb von Grundeigenthum und Gebäuden zum Zweck 
der ventablen Kapitalanlage liegt ganz außerhalb der Zwede einer Bant 
überhaupt und vollends einer Zettelbank. Er wird daher mit Recht meijtens 
thatjächlich und in der Negel ausdrüdlich in den Statuten ausgejchlojien. 92) 
Auch bei der Auffaffung des Stammkapital als Garantiefonds würde die 
Anlegung in Grundeigenthum unpafjend und wegen des ſchwankenden Werths 
des letteren unjicher jein. Hypothefen verdienten da durchaus den Vorzug. 

Der Erwerb von Grundeigenthum zu Zweden ber Speculation 
(Güter, Hauspläge, americaniſche Landlooje im Weſten u. ſ. w.) eignet ſich 
wegen des damit verbundenen Rifico’3 und der leicht eintretenden Unrealis 
firbarfeit folder Posten überhaupt faum für Banken. Unbedingt muß er 
aber bei Zettel: und Depofitenbanfen ausgeichlofjen werden. Solches Grund: 
eigentbum wäre eine ber ungeeignetiten jpeciellen oder jelbjt jubjidiären 
Notendeckungen. Americaniihe Erfahrungen beweiſen dies. 52? 

Mitunter muß Grundeigentum, Häufer bei Concurjen u. gl. m. 
als Dedung oder Zahlung übernommen werben. Das ift natürlich nicht zu 
verhindern, ein Verbot für eine Bank kann fich alfo nicht auf ſolche Fälle 
beziehen. 83%) Aber paſſend iſt e8 dann, ſolche Realitäten möglichſt bald 
wieder abzugeben. Bezügliche Beftimmungen fommen nicht mit Unrecht mit: 
unter in den Statuten vor. 891) Gegen die Verwaltung größerer, ald Deckung 
oder Entihädigung übernommener Feldgüter u. j. mw. mitteljt Selbſtbewirth— 
Ihaftung und auch mitteljt Verpachtung Seitens einer Bank jprechen jo 
ziemlich die nämlichen Gründe, melde gegenwärtig bei und im Allgemeinen 
mit Recht gegen das jtaatliche Beldgüterweien (Domänen i. e. ©.) ange: 
führt werden. Das bat man in einem befannten Vertrage zwiſchen der 
öſterreichiſchen Finanzverwaltung und der Nationalbauk vergeffen. °° 

Der Erwerb bewegliher Güter ala regelmäßiges Seigäft ift ein 


828) Defters mit ben Worten, daß eine B. nur für die Zwecke ihres Be 
triebs Grundeig. und Gebäude erwerben bürfe, ferner bei Concurſen z. Dedung v. 
Forber., f. u. Anm. 830. So rg in LE — z. B. Brem. B. 8 70, 

dranth F 25; aud in db. americ. Bankacte $ 2 

29) Die Speculation in western lands a. — war ein ſtark mitwirkender 
Factor zur Krije v. 1857 in Norbamerica, aud Banken barein verwidelt. 

630) In d. Stat. u. Gefeßen wird diefe Ausnahme auch meift ausbrüdl. gemacht, 
Brem. $ 70, Darmft. $ 12 Schlußf., Goth. Art. 22, Hannov. $ 13, Bab. Art. 
18 u. a. m. ebenfalls incorrect ift ed, wenn bie Stat. den Fall nicht erwähnen und 
doch nur Srundẽeigenth. f. Betrieb erlauben, jo Frankf., Gera. 

8, So Hannov. St. $ 131, Wicderveräuff. binnen Jahresfrift geboten; im 
norbamer. Gel. $ 28 binnen 5 Jahren. 

„Domänenvertr.“ v. 18. Oct. 1855, wodurd ber Bank f. eine unverzinsl. 

Saqulb v. 155 Mill. fl. ein gleichwerth. Domanencomplet überwieſen wurde, aus wel: 
chem ſie ſich durch Gutserträge u. Verkäufe ſelbſt bezahlt machen ſollte! Staatswörterb. 
VII, 630. Bis €. 1858 ſank dieſer Poſten dadurch nur auf 145.8 Mill. fl. S. auch 
Unf. Zeit 1863 ©. 237. Dieje Dedung in Domänen verblieb f. d. 100 Mill. fl. 1:fl.: 
Noten bei d, Wiederaufnahme der Baarzahlung durch Brud Anf. 1859! Vgl. die offic. 
Schr. „Staatsgüterverwaltung d, dfterr. Nat, B.“ Wien 1862 (interefij. f. Banffragen 
und Domän. fragen). 
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Zweig des Waarenhandels. Auch er liegt außerhalb der Aufgabe einer 
Bank. Letztere eignet jich auch erfahrungsgemäß nicht zur Führung jolcher 
Gejchäfte, in denen das jpeculative Moment jo vorwaltet. Daher denn auch 
faft allgemeiner factiſcher und jtatutarijcher *9) Ausichluß dieſer Gejchäfte, 
zumal bei Zettelbanfen. Müſſen Waarenvorräthe in Eoncurjen u. j. mw. über: 
nommen werden, jo bedingt jchon die Schwierigkeit der Aufbewahrung, die 
Verderbbarkeit und die Gefahr der Entwerthung der Waaren eine rafche 
Wiederveräußerung. 

So bleibt aljo nur der Erwerb von Grundeigenthum und Häufern 
für die Zwecke des Bankfbetriebs, aljo namentlid das Bankge— 
bäude (allenfalls einjchließlich Lagerhäufer für Waarenlombard), ferner 
der Erwerb beweglicher Güter für die innere Einrihtung (Anventar) 
der Bank übrig. Auch bier muß mit der nothwendigen, aber bejonders in 
Betreff des Hauptbankgebäudes nicht immer befolgten Sparjamfeit verfahren 
werden und Gebäude und Einrichtung im VBerhältnig zur Bedeutung und 
Größe der Bank ftehen. Die Erwerbung hat aus dem Stammfapital 
u erfolgen, wobei dann richtige, auch beim Inventar nicht zu langjame 
jährlihe Abjhreibungen aus dem Gewinn gejhehen müſſen (j. o. 
S. 107). In den Filialen wird oft durh Miethung für die geeigneten 
Zocalitäten gejorgt werden können. ®9) 


4. Die Höhe und Veranlagung de3 eigenen Stammfapitals und 
des Nejervefonds der Zettelbanf. 


Die in der Meberjrift genannten Puncte jtehen in engem Zuſam⸗ 
menhange unter einander. Einmal bilden eine beſtimmte Höhe und eine bes 
ſtimmte Beranlagung in der Art einen gegenjeitigen Erjat, daß das Kapi— 
tal unter ſonſt gleichen Umftänden um jo niedriger fein darf, wenn die 
Veranlagung binfichtlich ihrer Sicherheit, Nealifirbarkeit oder Disponibilität 
bejonders günitig ift und umgekehrt. Sodann fann eine bedeutendere Höhe 
de3 Stammkapital für fih oder verbunden mit guter Veranlagung einen 
Fleineren und weniger realijirbar angelegten Nejervefonds erlauben oder 
wieder umgekehrt muß letzterer um jo höher fein, je Kleiner -da8 Kapital 
ijt u. ſ. mw. 

Höhe und Veranlagung ded Stammkapital und Nerjervefonds hängen 
aber ferner eng mit der Größe, Beihaffenheit und insbeſondere aud mit 
der Art der Deckungen ber Paſſiva, der Schulden einer Bank an Fremde 
zufammen. Der richtige und wichtige Gejichtspunft gerade für Zettel- und 
Depojitenbanfen ijt bisher in der Gejeßgebung zu wenig beachtet worden, 
nämlih: die Normirung der Höhe (und implicite der Veranlagung) 

833) In Deutfchland meift implicite ausgeſprochen durch die Schlußclaufel, daß 
andere ald die genannten Geſchäfte verboten jeten; bei. genannt Preuß. B.D.$2 
„and. kaufm. Geſch, nam. Waarenbandel unterfagt.” Auch im engl. Bankweſen feites 
Prince, Waarenbandel auszufchliegen, 1. d. Fall mit d. auftral, Banken vo. Anm. 387. 

634) 3. 9. Preuß. B. Werth d. Grunbit. in d. Bil. €. 1867 1.09 M. Thlr., 
Frankf. E 1869 B. Gebäude im A nfaufspreis 64,000 fl., Franzöſ. ®. Gebäude 
u. Eigentb. d. B. u. ber Fil. 1870 9.1? M. Fr. Weim. 8. E. 1869 Ammob. 25,000, 
Mob. 6000 Thlr. Thür. B. Immob. u. Anvent. 1870 11,000 Thlr. Bei d. Preuß. 
B. müſſen v. d. B. plägen öfters Lofalitäten geftellt werden, — Weit, ftatift, Daten 
in mein. bankſtat. Artifeln im Brem. 9. BI. 1864, 1865. 
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des Stammfapital8 (und wiederum implicite aud) des Nefervefonds) 
mit den Bejtimmungen über die Höhe und die Dedungen des 
Notenumlaufs und der Depojiten in Verbindung zu bringen. 
Wir haben die Bedeutung dieſes Gefichtspuncts ſchon früher hervorgehoben 
und näher nachgewieſen (S. 184 ff.). E3 genügt, jegt darauf zu vermweijen 
und die Erörterung über einige Puncte, wie damald noch vorbehalten 
wurde, an dag Frühere anknüpfend hier zu Ende zu führen. 

—Die Entſcheidung über die practiihen Fragen, welde die Höhe und 
Beranlagung des Stammkapital® (und 3. Th. auch des Reſervefonds) be= 
treffen, hängt indefien wejentlih von der Beantwortung einer principiels 
len Borfrage ab, nämlih ob das Stammkapital nur als bloßer 
Garantiefonds oder als eigentliher Gejhäftsfonds der Zet— 
telbanf zu betradten jei oder ob und weldhe Vermittlung zwi— 
hen diejen beiden Auffajjungen pajjend erjdheine. Dieje Frage 
bat natürlich eine Bedeutung für alle Banken; bei ben Zettelbanfen wird 
fie bejonders für die großen privilegirten oder eines Notenmonos 
pols geniekenden Centralbanken widtig. Sie hängt auch mit der 
Frage von der begrenzten und unbegrenzten Haftbarleit der 
Banfeigenthümer (Actionäre u. j. mw.) zujammen. Neuerdings bat man 
ſich ſpeciell mit diefer Principienfrage in der franzöſiſchen Bankunterſuchung 
namentlich in Bezug auf die Bank von Frankreich beſchäftigt. Wir wollen 
fie, bevor wir zu den anderen angeregten Fragen und wenden, zuvor zu 
erledigen juchen. 


a. Das Stammfapital ber Zettelbanf als blofer Garantiefonds ober 
als eigentliher Gefhäftsfonds,. 


Faßt man die aufgeftellte Frage in ihrer practiſchen Bedeutung, 
jo wird e8 fih nit um ein Entweder — Oder, fondern nur um ein 
Mehr oder Minder handeln und in unferem Ergebniß werden wir ung 
mit diefer Antwort einverjtanden erflären. Aber auch bei dem Mehr oder 
Minder fragt e3 fich wieder, wie weit das Kapital als bloßer Garantie: 
fonds, wie weit es auch als Geſchäftsfonds in Betraht fommt. Die Nor: 
mirung der Höhe und Veranlagung des Kapitald hängt von der Antwort 
dieſes „Wieweit?“ mit ab. Lebtere Frage nun wird in ein Flareres Licht 
gejtellt, wenn man die theoretijche Seite in der Gontroverje, ob das 
Stammfapital Garantiefonds, ob es Geſchäftsfonds fein jolle, noch etwas 
Ihärfer zujpigt, ald es für die Zwecke der practiichen Entſcheidung allein 
nöthig wäre. 

Die gejhichtlihe Entwicklung und die heutige Natur unferer moder: 
nen Banken, zumal der Zettel- und Depofitenbanten, geben dem Stamm: 
fapital allerdings vorwiegend die Bedeutung eined? Garantiefonds zur 
Sicherung der * Solvenz und bei eingetretener Inſolvenz zur Siche— 
rung der Forderungen der diverſen Bankgläubiger. 8%) Freilich iſt das heu— 
tige Bankgeſchäft auf einen doppelten Urjprung, auf zwei Wurzeln zurüd- 
zuführen. Die Active und die Pafjivgejchäfte haben fich nämlich theilweife 


835) Bol. mit d. Folgenden meinen Art. Banken in Rentzſch Handwörterb. u. 
——— im Staatswörterb. XI. Einige Sätze im Text find dieſen Arbeiten ent: 
ehnt. 
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anfänglich apart entwickelt und erjt aus ihrer organischen Vereinigung find 
unjere jegigen Banken entjtanden. Bon den Wctivgejhäften ift namentlich 
das ältejte, das Lombardgeichäft, zuerjt wohl immer ausſchließlich mit dem 
eigenen Kapital des Bankiers betrieben worden, welches alſo bier recht 
eigentlid Geſchäftsfonds war. Aber dieje Bedeutung des Kapitals trat 
abjolut und relativ immer weiter zurück mit der Entwidlung der Paſſiv— 
gejchäfte, der Depofiten und Noten, welche der Bank das zum Geſchäftsbe— 
trieb, zur Lombardirung und Discontirung, erforderlihde Geſchäftskapital 
immer reichlicher zuführten. Selbſt im gewöhnlichen Privatbanquiergejchäft, 
bejonder3 wenn jich dafjelbe — freilich jelten — auf die genannten beiden 
Activgeihäfte beſchränkt, zeigt fich dies, vollends aber bei denjenigen öffent— 
lien Anſtalten, meiſtens Gejellihaften, welche nıan gegenwärtig „Banken“ 
nennt. Dieje Banken find jet wejentlid Creditvermittler, fie neh: 
men Credit auf, mit der Abjiht, ihn weiter zu begeben. 
Darin, in diefer Verbindung, melde fie zwijchen den Pafjiv- und 
Activgejhäften bemerkitelligen, nicht einjeitig in der Darlehengewährung 
liegt ihr Wejen, ihre voll3wirtbichaftliche Funktion. Dieje allgemeine Ent: 
wicklung des Banfmwejen läßt fih auch in der geographiſchen Gruppi- 
rung von Banken verfolgen, wenn Länder unausgebildeten, wie die des Con— 
tinent3, mit Ländern höher ausgebildeten Bankweſens, wie England, ver: 
glihen werden: dort relativ noch weit größere Bedeutung ded-eigenen Ka— 
pital3 wie hier. Diejelbe Beobachtung liefert die Entwicklungsgeſchichte der 
einzelnen Bankanjtalten: jüngere mit relativ größerem eigenem, weil mit 
feinem fremdem Kapital und ältere mit dem umgekehrten Verhältniß. Dies 
ergibt 3. DB. ein Vergleich der älteren und jüngeren Londoner Depofiten- 
banken und anderer mehr (j. o. Anm. 434 u. u. Anm. 838). 

Inſofern erlangen die entwicelten Banken aber in mander Hinficht 
die Natur von VBerjiherungsanftalten, woraus gerade für unjere 
Trage einige Conjequenzen folgen. Eine Bank verwerthet das ihr geliehene 
Geld (Depofiten, Noten) zu einem Sate, welcher den von ihr ihren Gläu— 
bigern (in eigentlichen Zinjen oder in mandherlei Dienjten, bei der Noten— 
ausgabe in der größeren Bequemlichfeit, leichteren Aufbewahrbarkeit, Ver— 
jendbarkeit diejes Girculationgmittel3 für den Inhaber) bezahlten Sat über: 
jteigt. Man kann diefe Differenz, 3. B. diefe 1, —31/%,, zu mwelder die 
Banken das fremde Geld theurer zu verleihen pflegen, 896) ala fie e3 leihen 
oder als es ihnen wegen des Verwaltungsaufwands zu jtehen kommt, ala 
die Belohnung für die Mühewaltung und gleichzeitig mit als die Aſſe— 
curranzprämie anjehen, melde der Kapitalift (Metallgeldbeſitzer) an die 
Bank für die Uebernahme des Riſicos der, Ausleihung Seiten? derjelben 


836) Die Differenz zwiichen bem Zinsfuß f. Dep. u. f. Darlehen ijt bei d. ein: 
zelnen Banken, bann nad ber Kündigung ber Depofiten u. nad der Gattung ber 
Darlehen ſehr verjchieden. 3. B. bei d. jchott. Banken im Febr. 1867 für feſte 
Depof. (die wenigftens 1 Mon. ftehen) 2'/,, f. Eontocorr, mit Berehn. db. Zinjen nad) 
db. monatl. Min, ftand 2, nad b. tägl. Bilanz 1'/, f. Wechſel auf London nad) b. 
Berfallzeit von 3, 3—4, über 4 Monat reſp. 3, 3"/,, 4, f. and. Wechfel begl. reſp. 
3/2, 4, 4'/2%o, 1. cash eredits 4'/,, f. overdrafts 5°/,, nah Wolowski b. d’Ecosse 
p- 531. Die Lond. %. Et. Banfen u. Discontohäufer geben meift 1%, f. ftetsfäll. 
Depof. (on call) weniger als der Disc. der B. v, England beträgt, f. Depof. mit 7 
n 14 Tage Künd. %/, u. '/,%/, weniger. Brem. B. f. Gontobücher 1%, unter ihrem 

iscont. 
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entrichtet. Das Stammkapital einer Bank ift hier wie das der Verlide: 
rungsactiengejellichaften und wie der Reſervefonds der Gegenjeitigfeitävereine 
in der That weſentlich Garantiefonds. Anjofern muß e3 nad ähn— 
lihen Grundjägen wie dag Kapital der Berjicherungsanitalten bejtimmt 
werden. Auch auf den Mejervefonds der Bank läßt jich dieſe Negel mut. 
mutand. anmwenden. Die Conjequenz diejer Auffafjung geht dann dahin, 
theoretijch wenigiteng auch die Möglichfeit von Banken ohne oder fait 
ohne eigenes eingezahltes Kapital zu jtatuiren; eine bloße rechtliche Haft: 
barkeit der Bankeigner oder die Hinterlegung von in gewiljen Fällen zur 
Zahlung verpflichtenden Garantiefcheinen der Betheiligten (in Wechſelform 
oder wie immer) könnte genügen. Mindeſtens ließe ſich die Sache wie bei 
Verſicherungsanſtalten einrichten: fleine Einzahlungen auf dag Kapital, bezw. 
die Actien und bloße Verpflichtungen für den Reit. 

Diefe aus dem Weſen der Sache abgeleitete theoretiiche Möglichkeit 
von Banken ohne eigenes Kapital oder mit einem jo geringen Kapital, daß 
dafjelbe als Geſchäftsfonds in der That nicht jehr in Betracht kommt, 
ift aber nach vorliegenden Erfahrungen mitunter jogar zur practilden 
Wirklichkeit geworden. Man denke nur an die Sparcafjen, melde oft 
ganz ohne oder faſt ohne eigenes (eingezahltes) Kapital gegründet wurden 
und gediehen find, nur verjehen mit der Garantie einer Gemeinde, Korpo: 
ration, eines Vereins u. ſ. w. Diefe Sparcafjen jammeln dann*erjt allmäh— 
(ig aus ihrem Neinertrage ein Kapital oder eine Reſerve und nicht einmal 
eine große an.°9”) Die Spareinlagen find zudem al3 Bankpaſſiva betrachtet 
durchaus Feine jo leicht zu verwaltenden Gelder, fie bieten vielmehr ganz eigen: 
thümliche Schwierigkeiten jchon wegen der Perjönlichkeit ihrer Eigenthümer, 
wegen der jteeten oder kurzen Kündbarkeit u. ſ. w. Inſofern fällt das 
Beifpiel der Sparcafien als einer wichtigen Form der Depofitenbanten, bei 
welchen die Anterefien der unbemittelteren Claſſen auf dem Spiele ftehen, 
in unferer Frage in's Gewicht. Eigenthümlich widerſpruchsvoll oder wenig: 
ſtens einfeitig erjcheint e3 dann nur, daß man fich bei den Zettel und 
3. Th. den jonjtigen Depofitenbanfen Seitens der Gejetgebung jo viel mit 
der richtigen Bemefjung der Höhe des Stammkapitals und des Reſervefonds 
befaßte, wejentlih um für die Sicherheit der Bankpaſſiva möglichjt zu ſor— 
gen, wogegen dieſer Punct im Sparcajjenwejen, wo die ftaatliche Fürjorge 
für fteete Solvenz und ſchließliche Sicherheit noch näher liegen mußte, jo 
viel weniger in den Vordergrund tritt. f 

Ein ähnliches, für und noch bedeutſameres Beijpiel der Praris, dab 
das eigene Kapital von Banken ala Geſchäftsfonds wenigitens ziemlid 
unwichtig fein kann, ift das engliſche Joint-Stock- und das ſchot— 
tiſche Bankweſen und zwar gerade in einer Anzahl ſeiner größten und 
befannteften Anftalten. Namentlich) gehören die Londoner Joint-Stock— 
Depofitenbanken hieher, deren eingezahltes Kapital in mehreren Fällen kaum 


87) Sp betrugen 3. B. in Preußen (int alten Umfang) die Einlagen in den 
Sparcafien — „Schulden an Fremde“ oder eigentl. Pafliva — E. 1868 104. M. 
Thlr., die Separationds (großentheils nur im R. B. Aachen u. Arnsb., jonft nur Meine 
Beträge in 5 anderen R. B.) 0.9, db, Reſervefonds 6.77 Mill, Thlr., alfo nicht 8%, der 
Einlagen. Und trogdem waren 106.°° M. Thlr. angelegt, aljo der Baarftand nur 5. 
M. Thlr. Preuß. H. Arch. 1869 IL, 381, 
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8—12 Procent der Paffiva und nocd weniger beträgt. 899) Allerdings weift 
man darauf Hin, daß für dieſe Banken nod die unbegrenzte Haftbar- 
keit der Theilhaber mit dem ganzen Vermögen für alle Schulden der 
Gejellihaft gilt und inſofern eine andere bedeutende Sargntie beiteht. 
Indeſſen läßt ſich doch die großartige Entwicklung jener Anftalten ſchwerlich 
vorzugsweiſe auf diejes vielbejprochene Rechtsprincip zurückführen. 599%) Dem 


836) So hatten Ende 1869 dieſe Banken folgende Bilanzdaten (Mill. Pfd. St.). 
Tab. XII. Londoner Joint:Stod-Banten. Hauptpoften der Bilanzen. 


Bründ, Eingez. Refervef. * Verh. v. Baar. Deffentl. Wechſel Divid 
2 jahr. Kup. ꝛc. Depoſ. Sicherh. und x. 1869 


3. Kap. Vorſch. 9% 
Lond. a. Weitminft. 1834 2,0 1.00 20. 1:102 2,72 3855 470 47 
Sond. I. &.®. 1836 1.20 0. 01056 41: 88 41.0 4.08 96 45, 
Lond. a. County 2. e 40 09 4133 4:1489% 20 419 443547 
Union ®. of Lond. 1839 1.20 0.0 10,8 1:91 19 27 ga 45 
Gity 8. London 1855 050 0.05 252 1:50 0m 08 98 7 
Summe 590 2,308 57.76 1: 98 890 856 49,28 
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6 and. Lond. J. St. 1862 
Banken, Limited —1866 2,97 69% (1: 2°) 1.90 ? 3—D 

Alle Banken, mit Ausnahme der London J. St. B., trennen mit Recht die De: 
pofiten (incl. Gircularnoten u. jederlei Geld on demand) von ben Accepten, für welche 
legtere die Banfen noch bejond. Dedung haben. Bei d. London J. St, B. ift dafür nad) 
d. Econ. (1870, 5. Febr.) oben 3 Mill. bei Depof. u. Wedi. u. Vorſch. abgezogen. 
Baarfonds begreift Cafe in d. Hand und bei d. Engl. B. Damit vereinen einzelne 
Banken d, „cash placed on notice“, bier richtiger zueben Ausleibungen geftellt, außer 
bei Eity B., wo es nicht zu trennen war. Deff. Sicherh, begreifen Conſols ꝛc. Schapf. 
a bei Lond. a. Weſtm. u. bei City B. auch etwas Oſtind. Pap. — S. Supplem. 

Econom. üb. Banken, 21. Mai 1870. And. ält. Daten ſ. in mein. Beitr, ©. 302, 
Birth ©. 355. ©. auch folg. Arm. 

539) Man fünnte dies durch die Daten d. vor. Anm. gerabe bejtätigt jeben, ba 
die 5 Älteren Banken unbegrenzte Haftbarfeit u. viel größere Depof. haben. Doch find 
es eben einmal bie Älteren, ferner hat 3. B. bie unter ben legten 6 be egriff. Conſo— 
lidated B., obwohl erſt 1863 gegründet, faſt ebenſo viel Depoj., 2.30, als bie City 
B. — Aud bie ſchott. Erfahrung ſpricht für den Sag im Text. Die drei erjten und 
älteften der folg. Banken find noch mit charter errichtet u. daher Actienbanfen wie bie 
unferen, ohne unbegrenzte Haftbarfeit. Sie haben aber mit am Meiften Noten und 
ebenfoviel Depofiten als die and. Banfen mit Lim. Liab. (Daten aus Econ, u, 3. Th. 
nah Wolowsfi f. aub Wirth ©. 341). 


Zab. XII. Schottiſche Banken. Hauptpoften der Bilanzen. 


Eingez. Reſ. Moten a Depof. Verh. Baar Def. Sid. Wechſ. Divid, 


Kap.  fonde, gefept. wirt v. Kap. Metall. u, Guthab. Vorſch. 
irc. dir. zu Not. u, in Lond. cash 
Depoſ. cred 
B. of Scotland 1.000 300. 343. 612, 8.052 1:87 371. 2,75 7668 42 
Roy. B. of Scotl. 2.000 400. 216. 600. 8.3 1:45 512, 2817 8301. 75%, 
Brit. Lin. Comp. 1.0 7 438. 519. 7.322 1:78 4194. ? ı 4 
Gommerc. B. of Sc. 1.000 354, 375. 674. 7.59 1:85 385. 2596 7,060 44 
Nation. B. of Sc. 1.00 322. 297. 516. 8.1768 1:87 317, 309 7,480 13 
Union B. of Sc. 4.000 290, 454. 637. 8,16 1:85 325. 2,10 7,7166 42 
Abord, Town etc Go. 182. 25. 70. 169. 1.45 1:89 125. 0.335 1.329 10 
North of Sc. B. Co. 320. 52. 154. 271. 1.818 1:65 148. c.406 1.722 10 
Clydesd. B. Co. 900. 275. 274. 442, 5.320 1:6* 132. c.1.407 4,09 11 
Gity of Glasg. B. 870. ? 73. 444. 4.46 1:56 433, 7 7 7 
Caledon. B. Co. 125. 7 53. 89. 702 1:63 44. 7 2 10 
Summe 9. 397 2, 149 4. 973 61. 572 1: —1. 2 3. bE6 


Die Daten f. d. Noten u. d. Baarbeftand betreffen den Durhfchnit f. d. 4 


ur 


ſei jedoch wie ihm wolle: jedenfall3 Liefern jene und in geringerem Maaße 
auch jehr viele andere Banken Grofbritanniend und Norbamericas den 
Beweis, daß ein höchſt großartiger Bankbetrieb nicht nothwendig eines 
irgend namhaften eigenen Kapitals als Geſchäftsfonds bedarf. Die vor: 
wiegende Bedeutung des Kapital als Garantiefonds wird dadurch we— 
nigjtens für gewiſſe und jehr wichtige Arten von Banken, welche in vieler 
Hinfiht Typen des modernen Bankweſens darjtellen, auch in den Verhälts 
nifjen der Praxis bemiejen. 

Ein niedriges Stammkapital, mindejtend eine nur theilmeije Ein- 
zahlung eines nominell höheren, bietet auch noch den weiteren Bortheil, daß 
e3 leichter auch im einfachen ſolideſten Bankactivgeſchäft rentabel zu od 
ift. Darin liegt wieder eine Bürgichaft für die Sicherheit und Güte 
ganzen Bankbetriebs. Namentlid in Deutſchland, wo eine einfeitige Ent— 
wicklung des Bankweſens aus verjchiedenen volkswirtſchaftlichen und politi— 
ſchen gründen eingetreten iſt, muß dieß recht beachtet werben. Auch unſere 
Heinen Zettelbanfen leiden mehr unter zu großen Stammfapitalien, welche 
ſchwer rentabel zu machen find, als etwa unter zu geringen, welde zu 
wenig Garantie böten, 89) 


am 1. Jan. 1870 endenden Wochen nad d. offic. Veräffentl. Die anderen Daten find 
ben Bilanzen v. 31. Dec. 1869 entnommen, außer bei d. Brit. Lin. Co., City of 
Glasg. B. u. Galed. B., wo mir bie neueſten nicht vorlagen u. fie fih auf d. Juni 
1866 (Divib. i. 1866) beziehen (nad Wolowsfi); wejentl. Aender. find gewiß bei diejen 
3 Banfen in diefen 3"/, Jahren jo wenig als bei d. anderen eingetreten, nur werben 
fih ihre Depof. ein wenig vermehrt haben. Außer ben Depof. führen bie Banfen 
meift noch einige andere verwandte Poften, Tratten auf fich u. ſ. w. zu einigen Hun— 
berttaufenden an; bie Accepte find oben wie bei db. engl. Banfen auögefchloffen. Die 
öff. Sicherb. find Conſ., Schatf. ſch., bei einigen Banfen B. v. Engl. Stod, Indiſche 
Pap. ꝛc., bie Guthaben cash u. furzfrift. Darleb, in London. — Das Verhältniß der 
Paſſiva zum Kapital ift im Ganzen doch ziemlich gleih, nur bei d. Royal B. of &c. 
niedriger wegen bes hoben Kap. derjelben u. bei ber City of Glasg. B. vielleicht wegen 
deren Zablungsfuspenfion in 1857. Rechnet man die ftarfen Refervefonds zum Kapital, 
fo ftellt fih das Verhältniß beider zu ben Noten u. Depof. bei den 8 jchott. Banken, 
bei weldyen fich dieſe Berechnung nach d. obigen Daten burhführen läßt, auf 1:5.6, 
ebenjo bei ben 5 großen Lond. %. Et. Banfen in Anm. 838.auf 1:7.* Durch Fufion 
mit d. B. of Scotland ift feit 1866 bie Eentral B. of Sc. mit damals 78, Ribd. 
St. Kap., 43,000 gejekl., 60,000 wirfl, Notenumlauf u. 835,000 Pfd. St. Depof. 
eingegangen, ſomit die Zahl dieſer Banken auf 11 gejunfen. 

5%) S. oben Tab. I ©. 182 (j. d. Drudfehlerverzeihnig am Schluß d. Werte). 
Nah d. Stand v. Ende 1869 war das Berbältniß bes eingezahlten Kapitals 
zur Summe ber Noten, Depofiten u. biv. Guthaben und die Dividende 
1. 1869 folgende (beim eingez. Kap. ift der Betrag ber v. einigen Banken befefj. eiges 
nen Actien abgerechnet). 


Tab. XIV. SKapitalproportion und Dividende deutſcher Zettelbanten. 


r — A un Des v. * gi v. * 
— +«4d,and, ap. bs * ap. b+ . 
Banken. Kap 44 3* 35 * 
— 1:0.55 5%, Leipzig 1:14.25 61/5 Gotha 1:2,08 a7 
eimar 0.98° 51%, Gera 1. 87 Bresl. 2.09 6. 
Königsb. 4.9 52), Deſſau 4.31 7 Darmit. 2.10 7 
Homburg 1# 7 Meining. 1.39 10 Eöln 232 6 
Poſen 4. 6'3/,5, Bremen 1.83 6 Frankf. 3.*2 6/.0 
Pommern 1.1 52/, Thüring. 1.5* (4) Sächſiſche 4.'9 9 
furemb. 1.72 12 Görlitz 1.66 Berl. C. V. 5.06 441, 
Magbeb. 1.13 br, Lüb. C. B.19 7 Preuß. 8,01 91%, 


Braunfhw. 1.3 7% Danig 285 6%, Sldenb. 12,62 
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Allein wenn man auf der einen Seite nun aud die Aüffaffung des 
Stammkapitals vorherrſchend als Garantiefonds der Banken billigt und 
fie für gewifje Banken zur Richtſchnur für die Beitimmung der Höhe diejes 
Kapital nimmt, jo muß man doc andererjeit3 wieder “die Vortheile nicht 
überjehen, welche ein nicht gar zu Fleines, disponibles Stammkapital als 
Geſchäfts fonds oder wenigſtens als im Banfgejhäft mit angeleg- 
ter Garantiefonds barbietet. Dieſe Vortheile nimmt man bei allen 
Banken wahr, bei den Zettelbanfen mitunter nur noch deutlicher. 

Die Garantie, welche durd) das eigene Kapital geleijtet werden kann, 
betrifft nämlich ein Doppeltes. Einmal kann und joll das Kapital ſchließliche 
Berlujte an den Ausftänden einer -Bank verhüten und bemgemäß den 
Gläubigern eine Sicherheit bieten. Sodann Tann e8 aud die jteete Sol: 
venz, aljo die Verhütung einer irgend einmal vorkommenden Einjtellung 
der Baarzahlung, verbürgen. ® PER 

In der Regel denft man nur an den erjten Zweck. Es iſt dies der 
Standpunct jener Theoretifer und Practifer und auch jener Gejeßgebungen, 
welche das Kapital jo ziemlich bloß als Garantiefonds betrachten. Dieje 
Auffafiung liegt 3. B. implicite der nordamerifanifhen und theilweie auch) 
der englijchen Peel’ichen Gejebgebung zu Grunde: denn in beiden Fällen 
wird bier da3 Stammkapital immobilifirt und in Staatsfonds und directe 
Forderungen an den Staat zum Behuf der fpeciellen Notendedung geitect. 
Aehnlich müfjen die Vertheidiger der Anlage des Kapitals der Franzöfijchen 
Bank in immobilifirten Nenten, die Anwälte eines für die Dauer des Pri— 
vileg3 gewährten Darlehens von 80 Mill. fl. an den Staat in dem be= 
fannten alle der Dejterreihifchen Nationalbank **) — auch wenn diejelbe 
bie Baarzahlung wieder aufnehmen würde — argumentiren. Die Gefahr 
einer wenigſtens vorübergehenden Einjtellung der Baarzahlung joll Hier durch 
das Stammfapital (und den Reſervefonds) gar nicht oder höchſtens 
indirect vermindert werden, nämlich injoweit, als die Erijtenz eines ſolchen 
Garantiefonde das Mißtrauen der Noteninhaber und Deponenten nicht 
leiht auflommen läßt, ein „Banfrennen“ daher feltener vorkommen oder 
nicht leicht bedenklich werden wird. Die Schiefheit eines jolchen Räſonne— 
ment3 haben wir jhon bei der Beurtheilung des nordamertcanijchen Noten= 
deckungsſyſtems hervorgehoben (j. o. ©. un), Denn man befämpft die ent= 


Zettelbanfen wie bie Baier u. Baup. können bier nicht verglichen werben, 
weil fie vornehml. Hypoth. B. find, ebenjo nur bedingt Grebdbitanftalten mit 
weiterem Activgeſch. freis wie fur. u. Mein. Beim Bergleih der Divid. diefer deut: 
ſchen Zettelbanfen mit ben in Tab. XII u. XIII gen, engl. u. ſchott. Banken ift nicht zu 
überjeben, daß das Verhältniß zwijchen Kap. u. and. Paſſ. noch viel ungünftiger wird, 
weil_f. d. Noten fo bebeut. Baarf. gehalten werben müſſen. Beim Vergleich der Kapit. 
proportion mit d. Divib. ift ferner zu berüdficht., daß bie Divid. bei d. deutſch. Banfen 
meift nicht unbedeutend Feiner als ber Reinertrag iſt wegen ber Dotat. des Reſerve— 
fonds (bei. bei d. preuß. Priv. B. ftarf) u. wegen der mebrfah vorfomm. Gew. antbeile 
bes Staats (be. bei ber Preuß. B., wo ber Reinertr. 1869 faft 13%, bes Actien- und 
Staatsfap., bei b. Dibenb. B. u. a. m.) Nur d. Berl. Eajf. Ver. näbert fi ben 
Verbältnifjen db. brit. Banken. Natürlich beftimmt bie Art d. Activgeſch. auch bie Höhe 
ber Divib. mit, weil die einzelnen Gejchäfte ungleich rentiren. 

N) In ben obigen Bemerf, Tiegt fein Widerfprud mit dem ©. 421 u. Anm. 
827 über d. Defterr. Nat. B. u. jenes Darlehen Gefagten, denn ausbrüdlich babe ich 
dieſes Darlehen nur als ein unvermeibl. Uebel angefehen, da8 man im Compromiß 
mit d. pract. Schwierigkeiten zulaſſen müffe. 
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ferntere Gefahr — definitive Verluſte an den klagt der Banfgläubiger 
— jtatt der näheren der Baarzahlunggeinjtellung, welche die Vorausjegung 
dafür ift, daß jene Verlufte überhaupt erjt eintreten Fönnen. Ferner benft man 
an den thatjächlich jelteneren und unrichtigeren Tall eines Bankrennens aus 
Miktrauen, das die Solvenz gefährde, ftatt an’ die gefährlicheren Ans 
ſprüche an die Bank und ihren Baarfonds, welche aus dem volkswirthſchaft— 
lien Bedürfniß nah Baargeld, 3. B. zu internationalen Zahlungen, hervor: 
gehen (j. o. ©. 

Das Einſeitige in der eben beſprochenen Auffaffung ift nun, daß die 
zweite Garantie, welche durch das Stammkapital geboten werden Tann, 
dabei ganz überjehen wird. Nachweisbar kann aber das disponible, im Ge: 
ſchäft mit arbeitende Kapital die ſteete Aufrechthaltung der Baarzahlung 
unter Umftänden nicht unweſentlich mit erleichtern. Und zwar alddann um fo 
mehr, je höher es im Verhältnig zu dan Paſſiven und je bejjer — 
jtreng banfmäßig in furzen Ausleihungen — es bei einer riscanten Natur 
diejer Paſſiva angelegt iſt. „Se nach der größeren oder geringeren Wahr: 
ſcheinlichkeit plößlicher mafjenhafter Kündigungen der den Banken gewährten 
Gredite müffen auch die Ausftände mehr oder weniger leicht und raſch ein= 
zuziehen fein. Um jo größer muß und um jo Keiner darf auch eventuell 
das eigene Kapital der Bank jein, um dag Rifico plößlider Unein: 
bringlidfeit vieler Ausftände mit Wahrſcheinlichkeit auszu— 
gleichen. Denn je relativ größer der Theil der nicht mit fremdem Kapital 
gemachten Ausleihungen ift, um jo günftiger ift die Chance, daß die Bank 
hinlänglich viel Kapital einziehen kann, um auch ſtarken Anforderungen ihrer 
Gläubiger gerecht zu werben.” 

Wendet man dieje Säge jpeciell auf die Zettelbanten an, jo ergeben 
fih aus einem gejhäftli angelegten Stammfapital folgende Bor: 
theile. (Im Depojitengejchäft ift die Sache mejentlich diejelbe, nur in ber 
Form gejtaltet fie ich etwas anders.) Die regelmäßige Nüdjtrömung ber 
Noten in der Abzahlung der Bankeredite wird verjtärft oder ftatt der Noten 
fließt Baargeld ein. Beides erhöht die Zahlungsfähigkeit der Bank, bejonders 
in Fritiihen Zeiten, fo dat das Stammkapital ald Garantiefonds für bie 
jteete Solvenz bier unmittelbar mitwirft. Ferner braucht eine Bank in jol- 
chen Fällen nicht in demjelben Maaße, als es jonjt nöthig mwürbe, ihre 
Greditgewährung einzujchränfen, jo daß das Stammkapital gerade in Kriſen 
die volkswirthſchaftliche Leijtungsfähigkeit der Bank fteigert. Bei Heinen und 
bei großen Zettelbanfen machen jich diefe Vortheile deutlich bemerkbar, es 
ijt Schwer zu jagen, bei welchen mehr. Bei allen ermeilt fich jedenfall eine 
gewifie Höhe des Stammfapitald oder der erfolgten Einzahlungen darauf 
und die Veranlagung im Banfgeihäft erwünfcht. Privilegirte und mono: 
polifirte, ferner überhaupt große Centralbanfen, welche die Edelmetallbehäl- 
ter ihrer VBoll3wirthichaften zu werden pflegen, werden eben deßhalb bei 
einem ftärferen Baargeldbedürfnig am Meiften und Schnelliten in Anſpruch 
genommen. Zugleich find fie am Beſten in der Lage, in Eritiichen Zeiten bei 
allgemein erſchwerter Creditbeſchaffung noch Eredit zu gewähren, worin ges 
rade eine ihrer wichtigſten Functionen bejteht. Ein bebeutenderes, geſchäftlich 
angelegtes Stammlapital wird daher doch namentlih für jolde Banken zu 
verlangen fein. Ihr eigener Erebit, ihre Sicherheit, ihre Leiſtungsfähigkeit 
wirb dabei wachſen. 


— 431 — 


Zieht man aus dem VBorausgehenden für die Beantwortung der ung 
beihäftigenden Principienfrage das Ergebniß, jo wird fich diefes etwa fol- 
gendermaßen faſſen laſſen. Das Stammkapital ijt allerdings vorwiegend 
al3 Garantiefonds zu betradhten, ein jehr hohes Kapital ala Ge: 
ihäftsfonds führt mehr Mißſtände als Vortheile mit ſich, weil es ſchwer 
rentabel zu machen ift. Ein Ertrem nah Oben, ein zu großes Kapital 
wird aljo gewiß zu vermeiden jein, die wirkliche Höhe ift nad) den concre= 
ten Verhältnifjen zu bejtimmen. Aber damit das Kapital insbejondere bei 
Zettelbanfen wirkſam als Garantiefonds diene, aljo auch die jteete Auf: 
rehthaltung der Baarzahlung mit verbürge, iſt doch wieder eine gewiſſe 
Höhe der Einzahlungen auf das Kapital — im Verhältniß zur Höhe, Be: 
ihaffenheit, Gefahr und Dedungsart der Paſſiva — zu verlangen und 
diejer Betrag des Kapitald als Gejhäftsfonds zu behandeln, eben wegen 
der Junction des Kapitals als Garantiefondse. Ein Extrem nad Unten, 
ein zu niedriges Kapital, muß aljo gleichfall8 vermieden werden. Es han- 
delt jich daher in der Praxis um eine richtige Mitte zwijchen beiden 
Ertremen. In ähnlicher Weije ift die Frage der Höhe, Anlage und Bes 
handlung des Nejervefonds zu entſcheiden. Auf dieſe Weiſe werden die fich 
entgegen ſtehenden Anjichten verjöhnt oder vielmehr unter einen höheren 
einheitlichen Gefichtspunet gebracht und dadurch beide berichtigt. 

Merfen wir einen Bli auf die Entjheidung der Fragen über das 
Stammkapital in der franzöfiihen Bankunterſuchung, 892) jo hat man bier 
die Verjöhnung der gegneriſchen Anfichten nicht ordentlich zu Wege gebracht. 
An Betreff der Höhe und der Anlage des Stammkapitals der Franzöſiſchen 
Banf waren die Anjichten ziemlich zu gleihen Hälften unter allen Theore- 
tifern, Practifern und Handelskammern getheilt. Die Einen vertheidigten 
den bejtehenden Zuſtand, hielten das Kapital für genügend, die Anlage in 
Nenten für gut, weil es paſſend fei, ein anderes Nifico als in der 
Wechfelanlage zu wählen und weil da3 Kapital nur als Garantiefonds 
gegen Zufälle, die das Mechjelportefeuille treffen könnten, diene. Die Bank 
von Frankreich jelbft hat ſich durch ihre Vertreter in der Enquöte ganz zu 
diefer Anfiht bekannt. Durchſchlagend waren die von ihr angeführten 
Gründe feineswegs. Namentlich bietet in Frankreich die Nentenanlage zwar 
ein anderes, aber bei dem dejultorijchen Character der franzöjiichen Staats— 
politif ein größeres Riſico als die Wechjelanlage! In wie fern das In— 
terefje der Actionäre bei diejer Anficht maßgebend war, jteht dahin. 

Die andere Partei legte mehr Gewicht auf die jteete Disponibilität, 
al3 auf die Höhe des Kapitald, auch wenn legtered vorwiegend ald Ga: 
rantiefonds aufgefaßt werde. Renten feiern aber gerade in Krijen in größe: 
rer Maſſe ſchwer zu realijiren. Die Mitanlage de8 Stammfapitals in 
Wechſeln und die gleichzeitige Behandlung des Kapitals als Geſchäfts fonds 
(nit nur, wie bei Ajjecuranzanjtalten, als Garantiefondg) biete ferner den 
Vortheil, daß die täglihen Cajjeneingänge aus ablaufenden 
Wehfeln in einem günjtigeren Verhältnig zur Notenemijjion 
ftänden, als wenn nur mit leßterer escomptirt wird; dadurd) 
aber werde die Einlösbarkfeit der Noten wieder ficherer verbürgt. Damit 
wird eben nur mit Recht der Nuten ftarfer regelmäßiger NRüdjtrömung 


842) Enqu. VI, 49 ff., Brem. H. Bl. 1870 N. 970 ©. 1%. 
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der Noten anerkannt. Es wurde ferner angenommen, daß bei einer jolden 
Anlage de3 Stammkapital im Bankgeſchäft jelbit die Sprünge im Dis 
conto etwas mehr vermieden werden Fönnten. In der That ijt dad nad 
unjeren obigen Entwicklungen mwahrjheinlid. — Folgerichtig von diejem 
Standpuncte aus hätte dann eine Erhöhung des für eine Gentralbanf etwas 
fleinen Stammfapital3 der Franzöfiihen Bank mindeſtens als recht wün— 
ſchenswerth bezeichnet werden müfjen. Dies ijt jedoch nicht jo allgemein ge: 
Ichehen, als man hätte erwarten jollen. 

Die Vereinigung diejer beiderlei Anfichten über die Behandlung des 
Stammkapitals ijt nad) dem Vorausgeſchickten nicht ſchwer. 


b. Die Höhe und die Veranlagung bes Stammfapitales. 


Ueber die gejeglichen und ftatutarifchen Beitimmungen Hinfichtlich der 
Stammfapitale, ingbejondere bei den deutjchen Zettelbanfen, jind ſchon 
früher in dem Abjchnitt von der Höhe des Notenumlauf3 Mittheilungen 
emacht worden, weil dieje Höhe in der Bankgeſetzgebung jo oft mit ber- 
enigen des Stammfapitals in Verbindung gebradt wird (j. o. ©. 173 fi.). 
Es handelt ſich jett darum, nad dem damals aufgejtellten vationellen 
Gefihtspuncte die Höhe und Anlageart des Stammfapitald mit 
der Höhe und Dedungsart des Notenumlauf3 in Zujammenhang zu 
bringen. 

Das Depofitengeihäft lafjen wir bier bei Seite, indem wir nach dem 
Früheren ein Vorzugsrecht für die Noten ftatuiren. Dabei fann dann 
die Regelung des Depofitenmwejens, namentlih auch die Beitimmung über 
ben Gejammtbetrag der Depofiten uud über deſſen Berhältnig zum Stamm: 
fapital (bezw. zu dem für die Noten nicht prioritätiich haftenden Theile des 
Kapitals) völlig der Bank allein überlafjen werden. Die Deponenten felbit 
werden in dieſer Hinficht ſchon ihr Anterefje zu vertreten wiſſen. Wollte 
man jedoch, ftatt ein Vorzugsrecht für die Noten einzuräumen oder felbit 
neben einem ſolchen, die Depofiten in Betreff der Dedung und des Ber: 
hältnifjes zum Stammkapital ebenjo behandeln wie die Noten, jo mürde 
dies nad) den oben ©. 183 ff. bereit3 entwicelten Grundſätzen geſchehen 
müfjen. Die practiſche, bezw. jtatutariiche Durchführung diefer Grundſätze 
würde im Weſentlichen in derjelben Weiſe vor fich gehen, wie es im fol- 
genden für die Noten gezeigt wird. Die jtetsfälligen Depofiten (d3gl. die 
GSirofapitalien, acceptirten Girvanmweijungen, etwa auf Sicht ausgeftellte 
Wechſel und Anweiſungen der Banken u. ſ. mw.) würden dabei folgerichtig 
fait ebenjo wie die Noten zu regeln jein. Zu den ftetsfälligen Depofiten 
wären für diefe Verhältnifje wohl die ganz furz fällign — etwa bis 5 
Tage Kündigung j. 0. ©. 383 — zu rechnen. Für die anderen Depojiten 
und die auf bejtimmte längere Verfallzeiten ausgeſtellten Wechſel und An: 
weilungen könnten die Bedingungen etwas weniger ftreng gefaßt werben, 
ſowohl in Betreff der Dedung als des etwa auch hier jtatutarijch zu be 
—— Maximalverhältniſſes des Betrags dieſer Paſſiva zum Stamm— 
apital. 

Wir gehen dann im Folgenden von der Vorausſetzung aus, welche 
mit der bisherigen deutſchen Praxis und Geſetzgebung ſchon ſo ziemlich über— 
einſtimmt und nad unſeren Erörterungen ſachlich begründet iſt, daß nämlich 
bloß Wechſel und eventuell Lombards für die ſpecielle Notendeckung 
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neben dem Baarvorrath dienen, dagegen als ſubſidiäre Deckung, alſo 
zur Veranlagung des Stammkapitals mitunter die übrigen Activgeſchäfte 
in dem Umfange und der Art zugelafjen find, wie e8 im vorhergehenden 
Abſchnitte (3 b) angegeben ward. Ferner ſetzen wir weiter voraus, daß es 
einer jeden Zettelbant, wie wir früher vorjchlugen und begründeten (j. o. 
©. 176) freijtehe, ohne dazu noch einer bejonderen jtaatlihen Ermädhti- 
gung zu bedürfen, ihr Stammkapital zu erhöhen (und, unter Umftänden, 
e8 auch zu vermindern, j. u. Abſchnitt 2). 

Die folgenden Vorſchläge beziehen fih dann jpeziell auf Deutſch— 
land, bezw. den Norddeutſchen Bund oder den Zollverein. Sie ge- 
ftatten aber eine analoge Anwendung auf jedes mehr oder weniger de— 
centralijirte Zettelbanfwejen anderer Länder. In Deutjchland müſſen 
wir jedoch, im Anhalt an das Beitehende, das bei der bevorjtehenden Re— 
form wohl umgeändert, aber mit Recht nicht von Grund aus umgeftaltet 
werden wird, bier zweierlei Banken unterjheiden: einmal die Mafje der 
vorhandenen und bei einer entſprechend Liberalen Gejeßgebung wohl noch 
neu binzufommenden Fleineren Zettelbanfen; jodann die Preußiſche 
Gentralbanf und doch auch noch einige andere größere, welche Gentralbanten im 
Heineren Maßjtabe find. Die Preußiſche, bezw. zur Norddeutſchen 
erhobene Gentralbant wird wohl ficher beitehen bleiben. Für fie müſſen be— 
fondere Bejtimmungen auch in Betreff ihre8 Stammkapital und des Ver: 
hältniſſes des leßteren zum Notenumlauf getroffen werden. Nicht gerade 
ebenio wie dieje „Hauptcentralbant”, aber doc ähnlich wie fie müffen die 
„Nebencentralbanten”, die Frankfurter, Dresdener (oder Leipziger?) 
und in Süddeutihland die Baieriſche Bank freier als die fleineren 
Banken bingejtellt werden. Das erheiſcht die billige Rückſicht auf die erlangte 
Bedeutung diejer Anftalten und namentlich auf die centrale Stellung, welche 
die Domicilpläte und Gejchäftsgebiete derjelben noch heute in der deutjchen 
Bolfswirthichaft, wenn aud in untergeordneterem Grade ald Berlin, ein- 
nehmen. Eine jo übermäßige Gentralijation wie in Frankreich werden wir 
in Deutihland aud auf diejem Gebiete vermeiden müjjen. 


«. Vorfhläge für bie Fleineren Zettelbanfen, insbefonbere 
Deutſchlands. 

Die Aufgabe iſt Hier nun, die Höhe und Anlageart des Stammkapi— 
tat3 mit der Höhe und Dedungsart des Notenumlauf3 in ein rationelles 
Verhältniß zu bringen; ferner, unbejchadet der Grundjäße der nun einmal 
angenommenen materiellen Bankpolitif, den Banken einen freien Spielraum 
zu geben, um nad) eigenem Ermefjen innerhalb gewifjer gejeglicher Normen 
oder nad) der Richtſchnur im Mebrigen frei zur Wahl ftehender Typen das 
Verhältniß von Notenumlauf und Stammkapital, Notendeckung und Ber: 
anlagung des eigenen Kapital3 zu bejtimmen. In dem früheren Abjchnitte 
über die Höhe des Notenumlaufs (S. 184 ff.) iſt bereit3 angegeben worden, 
wie fich dies durchführen ließe, wobei beijpielgmweije Typen aufgeitellt wurden. 
Solde Typen oder Normalverhältnijje zwiſchen den genannten Fac— 
toren des Bankgeſchäfts müßte auch die Gejehgebung aufitellen. Es iſt 
dabei freilich wieder die Willführ der zu mählenden Zahlenverhältniffe zu: 
zugeben. Dan kann eben nur etwas fejtjegen, was nah Erfahrung und 
Räfonnement im Ganzen zweckmäßig eriheint, ohne die einzelne nun 

Wagner, Zettelbanten, 28 
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wirklich gewählte Ziffer ala unbedingt richtig bezeichnen zu können. Allein 
diefe Sachlage beiteht für die Gejeßgebung in einer großen Menge ähn— 
licher Fälle; nur eine ungefähre ‘Proportion fann man begründen, eine 
jpecielle ziffermäßige darnah dann nur ergreifen. Für die Gejeßgebung auf 
unjerem in Frage ftehenden Gebiete, welche einmal ſachlich regulirend ein— 
greifen will, fann das fein Abhaltungsgrund jein, ſolche Verhältniſſe ziffer- 
mäßig zu firiren. Da e3 ji in unjerem alle au immer nur um bie 
Normirung von Proportionen, von relativen Maximis und Minis 
mis (3. B. Notenumlauf gleih dem Ein-, Zwei-, Dreifachen des Kapitals 
u. j. w.) handelt, innerhalb deren für die Bejtimmung nach den wirklichen 
Bedürfnifien freier Raum bleibt, jo hat die Aufitellung von Zahlenjägen 
auch ſtets viel weniger Mißliches, als z. B. die Beltimmung abjoluter 
Zahlengrenzen für die metalliſch ungedeckte Notenmenge wie in der Peel'ſchen 
Acte und dem nach ihr gebildeten Eontingentirungsprincip. 

Die Gejeßgebung muß dann zunächſt eine Normaltype aufitellen, 
über dasjenige Verhältniß der Notendedung, der Proportion zwi— 
hen Notenumlauf und eingezahltem Stammfapitalbei diejer 
beitimmten Notendedung, und der VBeranlagungsart des eige- 
nen Kapitals, welches fie für die Kategorie der Fleineren Zettelbanten 
als das richtige anfieht. Bei der Wahl diejer Normaltype muß man ſich 
natürli an die Lehren der Erfahrung und der Theorie halten. Wir legen 
bei den folgenden Vorſchlägen die Rejultate unjerer eingehenden Erörteruns 
gen zu Grunde. 

Darauf find die erlaubten Abweihungen von der Normaltype, 
namentlid) nad den beiden Richtungen: höhere Kapitalproportion zum 
Notenumlauf bei minder ftrenger Dedung und niedrigere Kapital: 
proportion bei jtrengerer Dedung, feitzuftellen. Verſchiedenerlei Kombi- 
nationen find hier möglich; der leitende Gedanke ift dabei, ſoweit es ſich 
um die gejeglihe Sicherung der fteeten Baarzahlungsfähigfeit durch Für: 
jorge für ein Marimum disponibler Mittel (Baargeld und Eingänge aus 
Ausleihbungen in ganz kurzen Seiteinheiten, ſ. u.) bandelt, der oben (©. 
185) ausgeſprochene: „daß gewiſſe numerijche Verhältniffe zwiſchen Stamm: 
Fapital und Noten einers und gewiſſe Dedungsverhältniffe der Noten an— 
dererſeits als Aequivalente gelten müſſen.“ Doch kommen aud nod 
andere Puncte in Betraht und das macht die Regelung jchwieriger, weil 
man ji darnach nicht mit der Herbeiführung gleicher Quoten disponibler 
Mittel begnügen darf. E3 wird hinreichen, ein paar ſolche Abmweichungen 
ald „Nebentypen” aufzujtellen. Die Gejeßgebung könnte deren noch 
in bilden, wobei dann für die freie Bewegung ein größerer Spielraum 
leibt. 

Unjere Vorſchläge wären dann folgende: 

I. Normaltype. 

A. Notendedung: mindejtens ein Drittel Baar, für den Reit der 
Noten ausſchließlich gute Wechſel von höchſtens 3 Monaten Verfallzeit und 
mit mindejtens 3 (eventuell auch nur mit 2, ſ. o. S. 289) Unterfchriften. 

Dieje Notendeckung entipricht jo ziemlich der bei uns geltenden Praxis 
und der Gejeßgebung. Sie läßt ſich auch, vorbehaltlich unjerer oft geäußer- 
ten Bedenken gegen alle materielle Bankgejetgebung, vom Standpuncte der 
legteren aus rationell begründen. Sie ijt eine ber pafjenditen Formen, 
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nach welcher im deutſchen Syſtem der Notendeckung die bankmäßige Deckung 
durchgeführt wird und ſie hat ſich im Ganzen practiſch durchaus bewährt. 

B. Veranlagungsart des eingezahlten Stammkapitaäls: 
nur in guten Wechſeln der beſchriebenen Art oder in Lombards von höchſtens 
90 Tagen Verfallzeit auf Edelmetall u. dgl. mehr bis zu etwa 95—98%,, 
deö reinen Metallwerths, auf jolide Werthpapiere der früher (S. 327) bes 
zeichneten Art bis zu höchſtens 66?/, bis 75%, des Curswerths und auf 
Waaren, bez. Lageriheine mit der nöthigen vorfichtigen Auswahl (j. o. ©. 
316) bis zu höchſtens 50 — 66/50), des tarirten Werths, ferner in allen 
Fällen mit den entſprechenden Nachſchußverpflichtungen der Schuldner. Das 
Verhältniß zwiſchen der Anlage in Wechſeln und in Lombards bleibt der 
Bank jelbit zu bejtimmen frei, was bei der ausſchließlichen Zulafjung der 
Wechſel zur jpeciellen Notendedung unbedenklich ift. 

Dieje Beranlagungsart des Stammkapital ift jtrenger al3 die meiſt 
in den Statuten geftattete und in der Praris übliche, indem die übrigen 
Activgeihäfte hier noch ausgeſchloſſen find. Troß der principiellen Zuläſſig— 
feit vieler der leßteren, welche wir oben (S. 397 ff.) abgeleitet haben, em: 
pfiehlt e3 ji für die Normaltype eine ſolche jtrengere Beitimmung zu tref: 
fen, um dann unter C um jo unbejorgter eine größere Notenemijjion ge: 
ftatten zu können. 

C. Höhe de3 eingezahlten Stammfapitals: das Dreifade 
des in der angegebenen Weiſe gebeten Notenumlaufs. Das vorgeichlagene 
Vorzugsrecht der Noten bezieht jih dann außer auf deren jpecielle Deckun— 
gen auf die Activa, welche aus der Anlegung des Stammkapitals herrühren, 
alfo mindeſtens auf 1331/,0/, des Notenumlaufs, wenn leßterer die erlaubte 
Höhe erreichte, und auf noch höhere Procente, wenn er nicht jo bedeutend 
ijt. Soll ein Theil des eingezahlten Kapitald von diejer prioritätiichen Haf— 
tung für die Noten ausgenommen werden, jo muß dies in den Statuten 
befonder8 angegeben jem, was auf den Wunjch der Bank gejhehen Fann. 
An diejem Falle wird aber die Notenausgabe auf den dreifachen Betrag des 
prioritätiich haftenden Kapitals beihränft. 

Diejer Spielraum für die Höhe des Notenumlaufs der Fleineren Ban 
fen wird vielleicht zu weit, „gefährlich“ oder „unfolid weit“ gefunden wer— 
ben. Ohnehin bejteht bisher bei den Fleineren deutihen Banken in der Re: 
gel nur die Erlaubniß eines Notenumlaufs bis zum einfachen Betrage 
ded Kapitals, nur in verhältnigmähig wenigen Fällen eine weitere Befug— 
niß, jo daß ein joldhes Zugeſtändniß mindeſtens als unnöthig erſcheint (ſ. 
o. Tab. I S. 182 u. ©. 174 ff.) ®#) Allein dafür haben wir nach Punct 
A und B dieje Banken auf einen engeren, für das bloße Zettelgeichäft 
zweckmäßigeren Gejchäftsfreis eingeſchränkt. Es ift gar nicht wahrſcheinlich, 
daß dieſe Anjtalten ihre Notenausgabe auf das Dreifache ihrer gegenwärtig 
meiftend zu hoben Sammtapitale im bloßen Wechſelgeſchäft auszudehnen 
vermögen, wenn vollends das eigene Kapital auch nur jo oder in Lombards 
angelegt werden darf. Die Gefahr einer übermäßigen Notenausgabe iſt aljo 
nur ſcheinbar; erhöht ſich aber der Umlauf einer Bank auf den angegebenen 


645) In neuejter Zeit bat d. Darmit. B. das Recht erhalten, nad Analogie b. 
Franff. u. d. neuen Bad. ®., ihre Notenemiifion auf das Dreifache, flatt wie bie- 
ber nur auf d. Dovpelte, des eingez. umlauf. Rap. zu erhöhen, d. b. auf 9,863,700 fl. 
(Reier. v. 20. Nov. 1869). 

28% 
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Betrag, fo ift dies unter den fejtgeitellten Bedingungen unbedenklich und be— 
weiſt das Vorhandenfein eines reellen, jolid begründeten Bedarfs. 

Eine gedeihliche Gejchäftsentwidlung und gemügende Itentabilität des 
Stammfapitals, welche lettere keineswegs bloß das Anterefje der Actionäre 
berührt, iſt aber nur zu erzielen, wenn man den Banken eine weitere Li— 
mite für die Notenausgabe gewährt. Sonſt ijt e8 unvermeidlich, den Activ: 
geſchäftskreis erheblich zu erweitern und im Wechſel- und Lombardgeſchäft 
minder jtrenge Anforderungen feitzuhalten. Beides erſcheint weniger gut, als 
jene Erlaubniß eines größeren Notenumlauf3 unter joliden Bedinguns 
gen, vollends bei reinen Zettelbanfen, welde wir zunächſt vor Augen 
haben. Eine Bank mit dem Einfachen des Stammkapital als Notenemiſſion, 
ja jelbjt mit dem Doppelten, und auf Wechjeldiscontirung und Yombardirung 
beichränft, kann bei einem Durchſchnittsdiscont von 3—4°/, in längeren 
Perioden nad) Abzug des nöthigen VBerwaltungsaufwands nicht rentiren, 
wenn jie eine nur etwas jtärfere Metalldeckung halten joll (j. u. Anm. 846). 

D. Als Zujaß zu Punct C empfiehlt jih dann nod, nad) Analogie 
der nordamerifaniihen Bankacte, 8?) folgende Beitimmung, um der Ent: 
ſtehung ganz Fleiner Zettelbanfen vorzubeugen : 

Das eingezahlte Kapital einer Zettelbant muß wenigjtens ?1/, Mill. 
Thlr. betragen (eventuell beim Frankenfuß 2 Mill. Fr.). 

Sollte das Bedürfniß Fleiner Localbanken, welche vornehmlich Depo— 
fitengejchäfte betreiben, die Befugnik zur Notenausgabe wünjchenswerth mas 
chen, jo dürfte man für gewijje Gegenden (z.B. hodinduftrielle, dicht: 
bevölferte wie Sachſen, Reg.Bez. Düfjeldorf) vielleicht die Ziffer de8 Mi— 
nimalfapital3 bis auf Mill. Thlr. oder ſelbſt 100,000 Thlr. ermäßigen. 

Eine Grenze nah Oben wird dagegen nicht eingeführt. Die jtrengen 
Deckungsvorſchriften für die Noten und der Ausschluß jonjtiger Activgejchäfte 
werden übrigens nicht leicht Banken mit jehr großen Kapitalien zu Stande 
fommen laſſen, weil die Rentabilität Feine genügende wäre. Die Preußiſche 
oder Norddeutiche und die anderen oben genannten größeren Banken hatten 
die Concurrenz jolder Anſtalten auch nicht zu befürchten, vollends wenn jie 
zuläjlige Privilegien hinfichtlich der Ausgabe von 10 Thlr.Noten (j. o. ©. 192) 
und der Annahme ihrer Noten an den Staatäcafien (ſ. o. ©. 46) genöjjen. 

I. Abmweihungen von der Normaltype. 

Wenn man fi damit begnügen dürfte, für die bejtändige Baarzah- 
lungsfähigfeit einer Zettelbant durch gejeglihe Normirung eines 
Minimums disponibler Mittel bei durchweg jonitiger bankmäßiger 
Notendekung zu jorgen, wie es jedod nur unter nicht genau zutreffenden 
Vorausſetzungen zuläffig wäre, jo könnte man für die erlaubten Abwei— 
Hungen von der Normaltype ein ganz fejtes arithmetijches Verhältniß be— 
ftimmen. Das leitende Princip dabei wäre, die Quoten der disponib- 
len Mittel für kurze Zeiteinheiten, 3. B. je 10 Tage (j. o. ©. 
188) in den verjhiedenen Fällen, dem normalen wie den Ab- 
weihungen davon, glei zu jtellen. Die disponiblen Mittel beitehen 
aus dem Baarvorrath und den Eingängen aus-den Ausleihungen während 


894) D. americ. Gef, v. 2. Febr. 1864 verlangte f. Banken in Orten bis 10,000 
Einw. minbeftens 50,000, in größeren mindejtens 100,000 D., die Acte v. 1864 erftere 
Summe in Orten bis 6000 &,, die zweite in größeren bis 50,000 €., u. über 200,000 
D. in Orten von über 50,000 Einw. $ 7. 
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diefer Zeiteinheiten. Dieje Eingänge find natürlich bei höherer Proportion 
des Stammfapital3 zum Notenumlauf und bei Fürzerer Verfallzeit der Aus: 
leihungen jtärfer (j. 0. ©. 187). Daher darf der Baarvorrath in diejen 
Fällen entiprechend verkleinert werden, wie er in den umgekehrten Fällen 
entiprechend zu vergrößern. ift. Für dad Maaß der Vergrößerung und Ver: 
Heinerung des Baarvorraths, um aus ihm plus jenen Eingängen immer 
eine gleiche Quote disponibler Mittel zu bilden, läßt ſich bei gegebenem 
rege, zwiſchen Notenumlauf und Stammkapital, gleicher Veranlagung 
beider (in Wechſeln, Lombards) und gegebener Verfallzeit eine Zahlenreihe 
berechnen, z. B. wenn jene Quote, wie in dem Fall obiger Normaltype 
44.*20/, (für 10tägige Zateinheiten und unter Annahme voller 90 Tage 
Verfallzeit) betragen joll. Ebenſo kann man bei gegebenen Baarfonds und 
Verfallzeiten die entiprechende Gapitalproportion finden u. |. w. Hier wer: 
den immer die oben erwähnten Nequivalente gewonnen, die man bei der 
gejeglichen Negelung für die Praris zu Grunde legen könnte. Die Sache 
läuft practijc darauf hinaus, daß ein Fleinerer Baarvorrath, dem gegenüber 
eine unregelmäßige Rüdftrömung der Noten (zur Präjentation behufs Ein- 
löjung) gefährlicher werden könnte, dennoch zugelafjen werden darf. Nur 
muß dann gleichgzeitig für die entiprechende Steigerung der regelmäßigen 
Rückſtrömung der Noten (behufs Abzahlung ber von der Bank gewährten 
Gredite) gejorgt- werden. 

Die gejhilderte Einrichtung hat, allein für ji) eingeführt, indefjen 
doch Mängel, derentwegen man in der Gejetsgebung fih nicht ausſchließ— 
lich mit ihr begnügen kann. Statt die Unbefannte aus den gegebenen Grö— 
Ben durch Nechnung zu finden, fann man doch nur annäherungsmweije 
Aequivalentverbältnijje zwiſchen verjchiedenen SKapitalproportionen 
zum Notenumlauf, Größen de3 Baarfonds, Verfallzeiten der Augleihungen 
und Qualität der lebteren jelbititändig bilden. 

Bei jener Berechnung laſſen fih nämlih nur die Größen- nicht 
auch die Artverhältnijje, nur die Quantitäten, nicht auch die Quali— 
täten berüdjichtigen. Man muß aljo 3. B. die Ausleihungen bei allen 
BVerfallzeiten und aus Wechjeln, Lombards u. |. w. für gleich jiher und 
daher ihren vechtzeitigen Eingang für gleich gewiß anjehen, was nicht 
ftatthaft it. Ferner kann bei nur wenig niedrigerer, vollends bei etwas 
höherer gejetlicher Baarfondsquote, zumal wenn gleichzeitig die Verfallzeiten 
gekürzt werden, und wenn man jene joeben abgewiejene Vorausſetzung macht, 
daß alle Ausleihungen gleich ficher find, die Proportion des Stammfapital3 
zum Notenumlauf erheblich verringert werden, ohne daß die Quote dis— 
ponibler Mittel Kleiner al8 in unjerem obigen Normalfalle wird. Ließe 
man dies zu, jo wäre die einfache Folge, daß Banken möglichſt nur mit 
ſolchem kleineren Kapital gebildet würden, da diejes bedeutend bejjer ren— 
tirte. 5) Damit würden die anderen Fälle wider den Willen des Gejeh- 


845) Beifpiele: Duote diop. Rohertꝛ 


Kap. Noten. Baar Zinstrag. Mittel. 4%, aus 
% abſol. Anlage. % Anlage. 
Normal 100 300 33.3 100 300 4.* 12. 
1. Abweich. 100 400 35. 140 360 45. 14.* 
100 500 35. 175 425 44.8 17. 


Die Verfallzeiten immer zu 90 Tagen angenommen. 
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gebers unpractiih. Endlich wird die durchſchnittliche ſubſidiäre Dedung 
der Noten dur das Stammkapital in dieſem Kalle allgemein leicht zu jehr 
verringert. In der obigen Einrihtung wird eben das Kapital nur nod 
als gejhäftliher Garantiefonds für bie fteete Solvenz, nicht 
auch als joldyer für die ſchließliche Siherung der Noteninhaber vor 
Verluſten bei etwa doch einmal eingetretener Inſolvenz (j. o. ©. 429) be: 
handelt: Das andere aber ebenfall3 einjeitige Extrem gegenüber der Be— 
handlung des Stammfapitald im americanijhen Gejeß. Dekhalb muß man 
aljo zwar eine ungefähre Gleichheit der Quoten bisponibler Mittel 
in den verjchiedenen zuläjligen Fällen herbeizuführen juchen, aber doch nur 
joweit, als nicht auß den drei anderen angedeuteten Nüdjichten grade eine 
Abweihung diefer Duoten jtattfinden muß. Namentlich find die unge: 
fähren Rentabilitätschancen in den einzelnen Fällen ebenfalld an— 
nähernd gleich zu jtellen. 

Demgemäß könnte man folgendes Schema vorſchlagen, in welchem die 
erlaubten Abweichungen von der Normaltype zujammengeftellt find. 


A. B. C. Demnach erhält man 
Notendeckung. Veranlagung Kapital⸗ Ducte di⸗⸗ Rohertrag 
des Stamm⸗ proportion ponibler e4°., Rente 

fapıtale. zum Roten Mittel für aus den 


umlauf. je 10 Tage. Ausleihungen 
s x % 


In — 
J. Normaltype Baar 331, Wechſel 1:3 44.3 12. 
Wechſel 662/, Lombards 
D. Statthafte Abweichungen. 
1. Höhere Kapitalproportion, minder ſtrenge Deckung. 
a. Erſter Fall Baar 30 Wechſel 1:25 422 11. 
Wechſel 55 Lombards 
Lombards 15 And. Activ⸗ 
geſchäfte 
b. Zweiter Fall Baar 25 Desg. 1:23 383 10.78 
Wechſel 55 
Lombards 20 
c. Dritter Zall Baar 20 Des. 1:2 34 10. 
Wechſel 55 
Lombards 25 
2. Geringere Kapitalproportion, ſtrengere Dedung. 
d. Vierter Fall Baar 40 Mediel 1:35 498 12. 
Wedjel 60 Lombards 
e. Fünfter Fall Baar 45 Desg. 1:37 541 12.3 


Wechſel 55 
f. Sechſter Fall Baar 50 Desgl. 1:4 58.3 42, 
Wechſel 50 


Die anderen Activgefchäfte, welche nad dieſem Schema in dem erjten 
biß dritten alle der ftatthaften Abweichungen zuläffig fein follen, find bie 
früher dargelegten im dort angegebenen Umfange (ſ. o. ©. 397 ff.). Die Ver: 
fallzeiten für alle Ausleihungen bleiben die gleichen wie bei der Normaltype, 
aljo 90 Tage. Ebenjo jollen die Bedingungen für das Wechſel- und Lom— 
bardgejhäft die nämlichen bleiben. Uebrigens könnte es in Trage kommen, 
ob man nicht auch in den Berfallzeiten und Bedingungen gemwijje Abwei— 
Hungen gejtattet, wobei fi dann wieder für die Kapitalproportion und die 
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Höhe des Baarfonds noch etwas andere Spielräume beſtimmen ließen. Ich 
würde indeſſen gleichwohl befürworten an der Maximalfriſt von 90 Tagen 
Berfallzeit feſtzuhalten. Die Quote disponibler Mittel, der wichtigſte Factor, 
von welchem die jteete Baarzahlungsfähigkeit einer Bank bedingt ift, ſinkt 
und fteigt in dem Schema mit der Proportion zwiſchen Capital und Notens 
umlauf, was zuläjlig und zweckmäßig erjcheint. Die Nentabilitätächancen 
ſchwanken um die nicht große Differenz von 2%). Dod wird ſich dies in 
der Wirklichkeit durch die verjchiedenartige Anlage de3 Stammkapitals und 
der Notenjummen, welde ben Banken innerhalb der angegebenen Schran— 
fen freigegeben ift, ziemlich ausgleichen lafjen, namentlich weil bei ber höhe: 
ren Kapitalproportion (II, 1 a bis c) die bejier rentirenden fonjtigen Activ— 
geichäfte 46) Hinzutreten. So wird man die Gejanmtlage von Banken, 
welde in ihren Gejchäftsverhältnijjen die Normaltype oder einen ber ſechs 
abweichenden Fälle darjtellen, im Ganzen wohl als gleich in den quantita= 
tiven und qualitativen Puncten betrachten können. 

Bedenken erregt dagegen vielleicht grade nad obigem Schema die hohe 
Rentabilitätschance in allen fieben aufgeftellten Fällen. Man wird danad) 
die Kapitalproportion von 1 : 2 bis 1 : 4 allgemein zu hoch zu finden 
geneigt jein. Indeſſen wird der Neinertrag muthmaßtich in den meiſten Fäl— 
len beträchtlich niedriger jein. Denn wir haben hier im Schema, entgegen 
der wahrjcheinlichen Wirklichkeit, immer annehmen müjjen, daß die geitattes 
ten Mariıma und Minima (de8 Notenumlaufs, Baarfonds u. f. mw.) jtets 
genau erreicht werden. Das wird keineswegs jo fein, jondern der Noten= 
umlauf wird in der Negel Fleiner bleiben, der Baarfonds größer werben, 
bei den jtrengen Anforderungen in Bezug auf die jpecielle und theilmeife 
jelbjt die jubjidiäre Notendedung (durd das Stammkapital). Bei jo vor: 
berrichender Wechjelanlage zumal möchte aud) jtatt der 4%/ tigen im längeren 
Durchſchnitte faum eine höhere als 3I—It/g"/otige Nente aus den Anlagen 
zu erzielen fein. Bon dem Rohertrage gehen ferner die Verwaltungskoſten u. ſ. 
w. erjt noch ab, welche bei Kleinen Banken relativ höher jind. Endlich find 
Verluſte, Abjchreibungen und die Dotation des Nejervefonds aus dem Roh— 
ertrage zu bejtreiten.. So möchte durdjchnittli nicht viel über die Hälfte 
bis zwei Drittel des berechneten Rohertrags, aljo c. 5—6 oder 7—8°/, 
als Neinertrag und Dividende anzujegen jein: nicht zu viel beim heutigen 
Zinsfuß für. bejte Staatspapiere und im Vergleich zur Rente anderer ins 


846) Die Rentabilitätsdifferenz der verfchiedenen Gefchäfte war z. B. bei ber 


Weim. B. V 
Ertrag des durchſchnittlich angelegten Kapitals 


Zinſen im 
Conto⸗Corrent und 

Wechſel. Lombard. Effelten. Provifion. 
1869 Prozent 5.09 5.13 41.99 8.2 
1868 ‚os 4.96 6.3 6.3* 
1867, 5,06 5.03 11.59 7.36 
1866 5 6.57 6.* 3.60 10.70 
1865 — 5.66 5,86 8,57 41.07 
1864 J 4.86 5,46 7.06 11.7 
1863 = 4,37 4.63 5.17 9,30 
1862 u 4,30 4.75 12,29 8.10 
Durchſchnitt 4,97 5,31 83 9,1 
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duftrieller Unternehmungen. Auch keineswegs jo viel, daß man bei libera- 
len Bejtimmungen über die Erridtung von Zettelbanfen etwa eine jieber- 
bafte Speculation auf diefem Gebiete entjtehen zu jehen befürchten müßte; 
andererjeit3 aber doc genug, um bei wirklich vorhandenem Bedürfnik die 
baldige Bildung von Banken erwarten zu dürfen. Webrigens wäre ein 
durchgehend und gleihmähig niedrigerer Anja der Kapitalpro: 
portion in allen fieben Fällen ja nur eine Frage der Umstände, nicht des 
Princips und injofern jtatthaft. Die Verhältniffe in allen jieben Fällen 
blieben dann doc) gleich und darauf kommt es ung an. 

"Dabei jind die vorgejchlagenen Beitimmungen viel weniger jtarr me— 
chaniſch als die üblichen, welche bei unjeren Banken in Kraft jtehen. Es 
fann ſich eine Bank daher bejjer den concreten Umſtänden anpajjen. 

Ferner bieten jene Bejtimmungen die erwünjchte Ausficht, daß jich die 
Fleineren deutſchen Zettelbanfen ihnen freiwillig fügen werden. Das 
ift aber bei der Reform unſeres Banfwejens durchaus nothwendig, denn 
über die mwohlermorbenen Rechte, welche auf Grund der geltenden Geſetze, 
Statuten und doch auch der Privilegien entjtanden jind, kann man durch 
ein neues Bundesgejeß nicht ohne Weiteres oder wenigſtens nicht unent— 
geltlih hinweg gehen, wenn man etwa Erpropriationsgrundjäße geltend 
machen wollte. Namentlich empfiehlt fich der Weg freiwilligen Uebereinkom— 
mens mit den einzelnen Banken doch aud, um einen Verzicht der letzteren 
auf die oft jo übermäßig lange Dauer der Eoncejjionen oder Privilegien 
zu erwirfen. Man muß deßhalb bei der Bankreform freili in erſter Linie 
die Anforderungen der Volkswirthſchaft und der Solidität und gehörigen 
Ordnung des Credit: und Bankweſens erfüllen, aber jomweit es zuläjlig er: 
jcheint für die vorhandenen Banken Bedingungen des Beitehend und der 
Wirkſamkeit aufjtellen, welche diejen Anitalten wirflid annehmbar find. Das 
läßt jih von unferen obigen Vorſchlägen erwarten. Dadurch wird das 
Wichtigſte erreicht: der Notenumlauf der Heinen Banken jolid fundirt, nicht 
um jeden Preis zu eng begrenzt. Der Ausſchluß unſicherer Activgejchäfte 
ift ung für die Solidität des Bankweſens werthuoller als die enge Schranke 
de3 Notenumlaufs. 


ß. Eapitalverminberung ber Fleineren Banfen, insbefonbere durch 
Ankauf eigener Actien. 


Die jtrittige Frage des An- oder Nüdfaufs eigener Actien zum 
Zweck dauernder oder zeitweiliger Berminberung des Stammfapital3 läßt 
fih nunmehr auch einfach enticheiden. Vielfach wird in Gejeken und Sta— 
tuten den Zettelbanfen ein folder Ans oder Rückkauf und etwa überhaupt 
jede Kapitalverminderung verboten 546°) oder letztere an die Staatsgenehmi— 


8460) Bei ber preuß. Priv. B. u. einigen and, 3. B. Brem., Hannov. folgt 
db. Verbot des Anfaufs wohl aus dem d. Beleih. d. eig. Act. Sonft ift es mehrfach in 
dem generellen Ausihluß aller nicht befonders gen. Geſch. enthalten. Bejonders ausge: 
ſprochen wird e8 z. B. bei der Frankf. B. Art. 25, Gotb. Art. 15, Lüb. Pr. B. 
$ 411, Lux. $12N.8, Thür KIIN. 7b, Weim. $ 13 (Kauf u. Verfauf eig. 
Actien nur bis 3. d. Betrag, den d. Verwaltungsrath mit Zuftimm. d. Regier. feftftellt). 
D. Leipz. B. | 17 darf nur bis 1000 St. ihrer eigenen Actien, & 250 Thlr., faufen 
(diefe Beſchränk. bezieht fih nur auf d. Kauf, nicht auf die Beleibung, wonach 0. 
Anm. 672 zu bericht.). — Uebrigens wollen dieje Verbote nicht viel bejagen, wenn fie 
wie bei Thür, Lur u. a. m. mit Zufliimmung ber Regierung aufgehoben werben. 
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gung geknüpft. Man iſt dabei oft noch ſtrenger als in Betreff der Beleihung 
eigener Actien im Lombard (ſ. o. S. 323, 328). Der Grund für das Verbot 
iſt ofſenbar, daß man die Lage einer Bank nicht auf ſolche Weiſe ſchwächen 
laſſen will, wobei man das Stammkapital vornehmlich wieder nur als 
Garantiefonds oder andererſeits zu ausſchließlich als den eigentlichen 
Geſchäftsfonds einer Bank betrachtet. 

Indeſſen iſt den kleineren Banken doch richtiger innerhalb gewiſſer 
Schranken und unter gewiſſen Bedingungen die Freiheit zu geben, nach 
ihrem Belieben das Kapital durch Rückkauf von Actien oder auch durch 
theilweiſe Rückzahlungen auf die einzelnen Actien 897) zu vermindern. Erſtere 
Modalität pflegt gewählt zu werden, wenn die Actien unter, lettere, wenn 
jie über Pari jtehen. Ebenfo ijt die weitere Freiheit zuläffig, nach eigenem 
Ermejjen die angefauften Actien jämmtlich oder theilweife mieder zu ver: 
äußern. Der Eurs, zu weldem Ans und Verkauf, und der Zeitpuntt, 
in welchem beide gejchehen, jind dabei ebenfalls der freien Beitimmung der 
Banken allein anheim zu geben. 

Bei voller Banffreiheit und bloß formellen Banfgejeten bedürfen dieje 
Säße feines weiteren Beweiſes. E3 muß bier nur dafür gejorgt werden, 
daß die betreffende Mafregel der Bank genau öffentlich befannt werde. 
Daraus folgen unjere oft betonten Anforderungen binfichtlich genügender 
Specialität und Publicität der Ausmweije u. j. w. Außerdem handelt 
es fih nur um die Innehaltung allgemeiner VBorjchriften, 3. B. bei theil: 
weiſer Rüdzahlung auf die Actien, derjenigen über die Minimalgröße einer 
Actie und einer Einzahlung darauf. 87°) 

Uber auch bei bejchränfkter Bankfreiheit und bei der vorhin vorgejchla= 
genen Regelung der Verhältniſſe zwiſchen Stammkapital und Notenumlauf 
ift eine Freiheit der Banker, eigene Actien anzufaufen und wieder zu vers 
faufen, principiell jtatthaft. Nur kommt hierbei einmal wieder die vollite 
und genauejte Deffentlichfeit der Operation in Betracht. In den 
Ausmweilen und Berichten muß daher die Anzahl, der Ankaufspreis der er— 
worbenen Actien, der Gejammtbetrag des Kapital3 und, wenn die Actien 
wieder veräußert werden jollen, der Curswerth diejes Activpojtens deutlich 
erſichtlich ſein (ſ. 0. ©. 88). Sodann müſſen natürlich auch hier die han 
delsrechtlichen oder jpecialgejetlihen Vorſchriften, 3. B. über Actiengejell: 
Ihaften, befolgt werden. Ferner darf dag Stammkapital nicht unter denjeni— 








— D. norbamer. Acte verbietet den Ankauf auch; wenn im Concurs u. f. w. Actien 
erworben werden müſſen, follen dieie zum Kojtenpreis binnen 6 Mon. wieder veräukert 
werden. Das Gleiche gilt v. den Actien anderer Nationalbanken, $ 35. — Charac— 
teriftifch tft, dag d. deutſch. Bankſtat. meift nur die etw. Erböbung, nicht auch die 
Vermind. dei Kapitals ins Auge faflen. 

847) Auf diefe Art erfolgte z. B. 1868—69 die Vermind. des Kap. der Oeſterr. 
Nat. B. von 110%, auf 90, der Defterr. Grebitanft. von 50 auf 40 Mill. fl. Auf jebe 
Nat. B.actie wurde 135 fl. Pap. zurüdgezablt (jeb. Nennwertb 600 fl.), auf jebe 
Greditanft. actie 40 fl. (von 200 fl.). 

8478) Das neue Gef. d. Nordd, Bundes über Command. gef. auf Actien und 
Actiengefellfh. v. 11. Juni 1870 beftinnmt in d. Zufakartifel 207 a (zu Art. 207 d. A. 
D. H. B.), dab auf Namen laut. Actien mindeftens auf 50, auf Inhaber laut, minbe: 
ftens auf 100 Thlr. auszuftellen find, Nach H. G. B. Art. 222 Ziff. 2 haftet befanntlich 
bev Zeichner einer Actie immer bie zu 40%, des Nom. betvags. Dies wirb demnach auch 
als eingezablt bleibender Minimalbetrag einer etwa durch Rüdzablung verringerten 
Bankactie gelten müſſen. 
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gen Minimalbetrag finten, welchen das Geſetz vorzeichnet. Endlich müjjen 
die Höhe des Notenumlaufs und die Art der Kapitalanlagen oder Deckun— 
gen dem verminderten Stammkapital entiprechend 8) in Gemäßbeit der 
Beitimmungen des Geſetzes, bez. unſerer obigen Vorſchläge, verändert wer: 
den. Die Conjequenz der legteren ijt eine jolche größere Freiheit der Banken 
hinſichtlich der Normirung ihrer Stammkapitale. 

Dieſe Freiheit wird durch unſere früheren Erörterungen über die Natur 
und Function des eigenen Capitals im modernen Bankbetriebe gerechtfertigt. 
Man verbietet den Rückkauf, weil man darin eine Schwächung der Bank, 
eine verminderte Garantie ihrer Gläubiger ſieht. Aber man vergißt, daß ein 
zu großes Kapital, für welches eine genügende Beihäftigung fehlt und daher 
feine ausreichende Rente zu erzielen ift, eine ſchlechte Garantie bietet. Denn 
unvermeidlich werden die Banken dann zu unjicheren Gejhäften gedrängt. 
Gerade die Gejhichte der Fleinen deutihen Banken liefert viele Beijpiele 
hierfür. Man verbietet den Rückkauf ferner, weil man Seitens der Staat3- 
gejeßgebung im Intereſſe der heimiſchen Volkswirthſchaft das ganze Stamm— 
kapital im Bankgeſchäft erhalten wiſſen will. Dieſer Gejihtspunct hat ge— 
wiß bei dem Verbot in den deutſchen Statuten mitgewirkt. Aber dabei wird 
die Bedeutung des eigenen Kapitals im heutigen Bankweſen verkannt. Die 
Pflege der Paſſivgeſchäfte, beſonders des Depoſitengeſchäfts, die volkswirth— 
ſchaftlich ſo erſprießliche Aufgabe unſerer modernen Banken, wird vollends 
unterbleiben, wenn ſchon das eigene Kapital nicht hinreichend beſchäftigt 
werden kann. Gewiß iſt die zu große Höhe der Stammkapitale unſerer kleinen 
Zettelbanken ein mitwirkendes Moment bei der ſo geringfügigen Entwick— 
lung des Depoſitengeſchäfts dieſer Anſtalten. Es bleibt dann wieder nichts 
Anderes übrig, als das Kapital, welches im ſoliden Disconto- und Lom— 
bardgejchäft feine Unterkunft findet, zu unfolideren Anlagen zu verwenden. 
Endlich verbietet man den Ruͤckkauf und den beliebigen Wiederverfauf wohl 
aud, weil man in biejer Operation ein unpaſſendes Speculationsgejchäft 
jieht, durch welches noch dazu in einzelnen Fällen die reellen Activa für 
die Paſſiva ftarf vermindert werden könnten. Sole Operationen find aller: 
dings an jich nicht unmöglid, in America früher wohl vorgefommen und 
muthmapli mit ein Grund des jtrengen Verbot3 in der jeßigen National« 
banfacte. 9) Allein die VBorjchrift eines bejtimmten Minimalkapitals einer 
Bank, der bankmäßigen, alfo eigene Actien hier ausjchließenden jpeciellen Deckung 
der Noten und der vollen Oeffentlichkeit aller An- und Verkäufe von Bank— 
actien (3. B. Angaben darüber in jedem Wocdenausweis) bieten auch gegen 
dieje Gefahr die genügende Sicherheit. Gegen die geheime Vornahme ver: 
botener Geſchäfte fichert ohnedem immer nur die jtrengite Verantwortlichkeit 
der Organe der Bankvermwaltung. 


85) Daber ift es 7 wenn > b. Thür. B. trog vermind. Kapitals die 
höhere Rotenemiffion behält, j. Anm, 

Man benfe z. B. daß eine B.direction mit Actionären unter einer Dede 
ftede, a Curs ber Actien ftarf treibe, viele Actien zu hohem Gurje anfaufe u. vielleicht 
bazu jelbft die Noten: u. Depoſ. Kapitalien mit verwende. Fallen bie Actien bann fpäter, 
jo kann allerdings ein Theil dev jpec. Dedungen ber Noten u. |. w. verloren geben. 
Aehnlich ift es im Fall der ftarfen Beleih. eig. Actien zu hohen Curſen, wie > B. im 
Wiener B.ſchwindel 1869. Algin Noten (u. re find gefichert, wenn bie eig. Actien 
m beren jpec. Dedung ausgefcloffen werben. ©. aud unten ben Schluß biejes Ab: 
ſchnitts. 


u 


Selbitverftändli ift e8 eine Mifleitung der volkswirthichaftlichen 
Kapitale, wenn in den Banken mehr Stammfapitale fejtliegen, als ordent— 
(id verwendet werden können. 

Die Gläubiger der Bank können ſich nicht beflagen, wenn für gehörige 
Oeffentlichkeit der Operationen gejorgt wird, wobei hier Ausmeije in kurzen 
Perioden nothwendig find. Denn e3 hängt ja von ihnen ab, ob fie der 
Banf bei vermindertem Kapital noch Credit ſchenken wollen. 

Der Rückkauf der Actien unter Bari bietet dann öfters ein pajjendes 
Mittel, etwaige Berlufte, Unterbilanzen zu decken und dazu hat er mehr: 
fach bei deutichen Banken gedient. Der Wiederverfauf über Pari oder we: 
nigjtens über dem Anfaufspreis verjchafft einen jtatthaften Gewinn, welcher 
namentlich zur Stärfung des Nejervefonds dienen kann. Will man durch— 
aus eine Beihränkung feithalten, jo wäre es etwa pajlend am Erſten noch 
die, daß Aftien nicht unter dem Anfaufspreis wieder verkauft werben dürfen. 
Ob nicht bisweilen auch bei einem Stande der Actien unter Pari eine 
partielle Kapitalrüdzahlung auf die einzelne Actie paſſend vorgenommen 
werben könnte, 850) bleibe dahin gejtellt. E3 ließen ſich dadurd die Verlufte 
mancher Actionäre, die theurer kauften, wieder etwas einbringen. 

Wenn ih eine Bank durch periodijhe Vermehrung oder Verminde— 
rung ihres Stammfapitald den veränderten Bedarf der Volkswirthſchaft 
anfchmiegt, jo fann auch das nur gebilligt werden. Mehr ald eine deutjche 
Bank iſt dadurd in eine gejundere Lage gekommen. 

Das neue Nectiengejelichaftsgejeg des Norddeutihen Bundes vom 
11. Juni 1870 verbietet allerdings in einem Zufagalinea zu Art. 215 des 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs die Ermwerbung eigener Actien Seitens irgend 
einer Actiengejellichaft, aljo eventuell Banken eingejchlofien. Die Unbedingt: 
heit eines jolchen Verbots bat für alle Arten Actiengejellichaften gewiß 
manches Bedenkliche. Die obigen Argumente dagegen treffen zum Theil auch 
bier zu. Die Beitimmung joll als Bürgſchaft gegen Unjolidität dienen und 
wird nur zu leicht die entgegengeſetzte Folge haben. Denn fie hindert, 
namentlih im Zujammenhang mit dem weiteren Berbot, daß Actien im 
Allgemeinen aud nicht amortifirt werden dürfen, einen etwaigen Irrthum 
bei der urjprüngliden Normirung des Stammkapitals ander als durch 
Rüdzahlungen auf die Actien (Anm. 850) gut zu machen. Für Banken 
jcheinen ung dieje beiden Verbote aber vollends unzweckmäßig zu fein. Denn 
bei ihnen hat eben das Kapital doch eine andere Bedeutung als bei allen 
anderen Aetiengejellichaften für jonjtige Zwecke. Selbſt Verſicherungsge— 
ihäfte ftehen in diejer Hinficht ander8 da. Dafür dürfen wir auf die frühe: 
ven Auseinanderjegungen verweilen. Kommt es aljo bei und zu einem all: 
gemeinen Bankgeſetz, jo muß dieje Beitimmung im Al. 3 des genannten 
Art. 215 modificirt werben. 850») 


850) Eine jolhe Rückzahlung ift burch bie Beflimmung in Art. 207 a bes neuen 
norbd. Gef. über Actiengef. (Anm. 8478), wonad „ver Nominalbetrag ber Actien 
u. Acttenantbeile während des Beftehens der Gefellfchaft weber vermindert noch erhöht 
werden darf,“ nicht ausgeſchloſſen. Diejes Verbot hat aber im diefer Unbedingtheit gewiß 
etwas Mißliches. 

50a) Die Amortifation eigener Actien bleibt nach Art. 215 Al. 3 verboten, „for 
ferne dies nicht durch den uriprüngl. Geiellihaftsvertrag oder durch einen, ben letzteren 
abändernden, vor Ausgabe ber Actien gefaßten Beihluß zugelafien iſt“ Ich geftche, daß 
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5. Vorſchläge für Gentralbanfen, insbejondere Für große (die Preußi— 
che, Norddbeutihe oder Deutliche) und Fleinere (die Frankfurter, 
Dresdener und Mündener). 


Die Eentralbanfen jollen im öffentliden Intereſſe größere Be: 
fugniſſe hinſichtlich des WVerhältnifies zwijchen ihrem Stammkapital und 
ihrer Notenausgabe erhalten. Ein joldes Zugeſtändniß hat für die betref- 
fenden Banken die Bedeutung eines lucrativen Privilegiumd. Es iſt 
daher nicht unbillig, daß diejem Privileg eine oneroje Berpflidtung 
entjpricht, welche wiederum im öffentlichen Intereſſe liegt. Dieſe Verpflich— 
tung bejteht pafiend darin, daß die Gentralbanten ihr Stammfapital in 
einer gewilien abjoluten Minimalhöhe halten müſſen. Daher kann 
ihnen auch nicht die Freiheit eingeräumt werden, nad) eigenem Ermeſſen 
ihr Kapital, jei es durch Müczahlung oder durh Actienankauf, bleibend 
oder vorübergehend zu vermindern. Die beliebige Vermehrung des 
Stammfapital3 widerjtreitet dagegen nicht dem öffentlichen Intereſſe. Sie 
darf daher zugeitanden werden, joweit nicht das „Notenrecht” einer der 
Fleineren Gentralbanfen, bei uns z. B. der Frankfurter oder Dresdener, in 
diejem Falle zu weit ausgedehnt werden würde. Dann genügt e8 aber, in 
diejem einen Puncte Beſchränkungen fejtzujeßen, 3. B. das „Notenrecht“ 
bei einer weiteren freiwilligen Vermehrung des Stammkapitals einer joldhen 
Bank, über den anfänglid zum Anhaltspunct genommenen Betrag hinaus, 
nicht mehr oder nicht in dem gleichen Maaße zu erweitern (j. u. Punct 4 
d. Vorſchl. f. die Heinen Gentralbanfen). 

Die Verpflichtung einer Centralbank, mindejtend ein eigenes Kapital 
in der umd der Höhe zu haben, ijt im öffentlichen Intereſſe gelegen, weil 





ich früher den An: und Wicderverfauf eigener Actien auch verworfen babe, doch glaube 
ich, durch das im Tert Geſagte die Berechtigung des Geſchäfts erwielen zu baben. — 
Serade bei den Eleinen deutſchen Zettelbanfen, Die vielfadh in fo tböricht großem 
Mapftabe angelegt find, bat die Kapttalveduction durch Actienrückkauf und die ſpätere 
Wiederausgabe der Actien do im Ganzen gute Folgen gehabt. ©. oben Anm. 330. 
Gegenwärtig (E. 1869, bez. in 1870) haben noch folg. Banfen eigene, zurüdgefaufte 
(zu unterjceiden von nod nicht emitt.) Achten in Befig. Sie führen legtere unter den 
Activis im Nennwertb auf, was eigentlich nur ftattbaft, wenn fie fie nicht wieder oder 


wenigſtens nicht unter Bari — was mitunter eine Bedingung der Zuſtimmung ber 
Seneralverf. u. ſ. w. zu dem Geſchäft — veräußern wollen (j. 0. ©. 88). 
Kapital Beſeſſ. eigene Befhäftds- 
1000 eingez. Actien. lapital. 
Weimar Thlr. 5,000 842.9 4,157.! 
Sera ° 2,500 340.8 2,159.2 
Thüring. „ 2,000 500 1,500 
Hannov. „ 5,420 1,420 4,000 
Darmft. fl. 4,937. 1,650 3,287.9 
Homburg „ 1,000 500 500 
Luremb, Fr. 10,000 2,630 7,370 


Die Hannov. B. läßt die 1.7? Mill. Thlr, Actien, die nach Beſchl. d. General: 
verfammlung v. 8. Nov. 1868 angefauft werben jollen, vernichten u. feßt d. Kap. fo 
definitiv auf 4 M. Thlr.; die Actien wurben zu c. 90%, zurüdgefauft, bis E. 1869 f. 
1.225 M, Thlr. Auch d. Kap. v. 4 Mill. Thlr., ferner bas der Weim. B. ift gewiß 
noch immer zu groß. Die Brem, (1858 f. 1 Mill. Thlr. G. Actien unter Pari ange: 
fauft, 1864 wieder al Pari den bish. Actionären überlaffen), Braunfhw. B. baben 
durch die Kapitalreduction in jchlechter und bie Wiedervermebr. im guter Gefchäftszeit 
weſentlich ihre Lage verbeſſert. Sehr paffend ift auch die Operat. d, Seſterr. Nat. B. 
und vollends ber Grebitanftalt (Anm. 847). 
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eine ſolche Bank in dieſem Falle unabhängiger von den Bewegungen 
auf dem Geldmarkte daſteht. Sie vermag alsdann ihre Aufgabe in großen 
Erſchütterungen des Credits beſſer zu erfüllen. Sie braucht nicht jo rück— 
ſichtslos zu ihrer eigenen Sicherung, wie die kleinen Zettelbanken, ihre 
Darlehen einzuziehen und kann vielmehr auch in ſolcher Zeit noch mehr 
Credit gewähren. Mitunter vermag ſie ſelbſt die Schwankungen und das 
Steigen des Disconts ein wenig zu beſchränken. Ein nicht zu kleines 
Stammkapital wirft hier in ſeiner doppelten Eigenſchaft gut, als Garan- - 
tiefonds und als Gejhäftsfonds. Die regelmäßige Rüdjtrömung 
der Noten oder die Zuftrömung von Baargeld wird relativ jtärfer, wenn 
ein nicht unbeträchtliches eigenes Kapital mit im Geſchäft ſteckt. Jede große 
Krije aber zeigt von Neuem, wie wichtig es in unjerer Zeit ausgebildeten 
Greditweiens ijt, einen Rückhalt an einer jtarfen Gentralbanf zu haben. 
Die Erfahrungen mit der Preußiſchen, in ähnlicher Weife, wenn auch 
in geringerem Maaße mit der Frankfurter Banf bei ung, mit ber 
Franzöſiſchen Bank in Franfreid in der Krije von 1870 haben vollauf 
alles das bejtätigt, was jo oft und auch in diejem Werke über die Function 
der Centralbank in Creditkrijen gejagt worden ijt. Das Maaß der Ber: 
pflihtung einer Gentralbant in Betreff der Höhe und allenfall3 auch der 
Anlage ihres Stammkapital läßt fi aber nur im Zuſammenhang mit 
den Befugnijjen in Hinjiht der Notenemijjion, welche einer jolden Bank 
gegeben worden, feititellen. 

Dieſe Befugnijje werden nun gegenüber den Kleinen Zettelbanfen in 
einer größeren Notenausgabe, vielleiht auch in einer anderen Noten: 
defung umd überhaupt in einem anderen Activgejhäftsfreiß beite- 
ben können. In Bezug auf die legten beiden Puncte fönnen den Central: 
banken aber aud wieder gleichzeitig Verpflichtungen auferlegt werben, 
welche etwa durch das öffentliche Intereſſe gerade bei einem umfafjenderen 
Notenrecht geboten ericheinen. 

Außerdem find den Eentralbanten für die gewinnbringende Ermeite- 
rung ihrer Gejhäftsbefugnijje au finanzielle Gegenleijtungen auf: 
zulegen (j. u. p. 9). 

Das Paſſende möchte in unjeren deutſchen Verhältnijjen unter Be: 
rüdjihtigung der bei ung und anderswo gemachten Erfahrungen etwa Fol: 
gendes jein. Wir unterjheiden die Preußiſche oder Norddeutjche (bei 
der Ausdehnung des Norddeutihen Bundes auf Süddeutſchland: Die 
Deutſche) Bank als Hauptcentralbant und die Frankfurter, Dres: 
dener und Baierijhe Bank ald Nebencentralbanken (j. o. ©. 433). 
Ob noch eine oder die andere weitere Bank an Stelle einer der leßtge- 
nannten oder neben fie treten joll, etwa eine in Hamburg zu gründende 
Zettelbanf, fann in Erwägung kommen. Es würden dann biejelben Grund: 
läge für fie gelten. Hier jehen wir davon vorläufig ab. 

Für alle vier genannten Banken, auch für die Baierijche als Zettel: 
bank, joll ein beitimmtes abjolutes Minimalfapital feitgejett 
werden. Nur die Hauptcentralbant aber erhält ein „unbegrenztes“ 
Recht der Notenausgabe, d. h. — nad unjeren früheren Erörterungen — ein 
Net, welches nicht durch eine abjolute Ziffer des Notenumlaufs oder 
des metalliich ungedecten Theil3 de3 Notenumlaufs (Peel'ſche Acte, Con— 
tingentirungsprincip), ferner nit durch eine Relativzahl, d. h. ein be- 
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ftimmtes unüberfchreitbares Verhältniß zwiſchen Notenumlauf "und einge— 
zahltem Stammkapital, jondern nur durch die Vorjchrift einer bejtimme 
ten Notendedung und eines bejtimmten Eleinjten Notenjtüdg, 
infofern aljo do immer recht wirkſam begrenzt wird. Auf dieje Weiſe 
joll die Hauptbank in einzelnen Zeitpuncten nicht gehindert jein, ihren No= 
tenumlauf beliebig, — in Krijen dem reellen Verkehrsbedarf gemäß, — aus 
zudehnen, vorausgeſetzt, daß fie die vorgejchriebene Notendeckung habe. 
Dagegen fteht nichts im Wege und erjcheint e8 vielmehr wegen der Function 
de8 Stammkapitals gerade bei der Gentralbanf zwedmäßig, ohne eine 
jtrenge arithmetijhe Proportion zwiſchen Notenumlauf und Stammkapital 
anzuordnnen, doch mit der allmäligen Vergrößerung der Banf, aljo mit der 
Ausdehnung der durchſchnittlichen Notenmenge und etwa auch der anderen 
Bankpajjiva (Depofiten .2c.), da3 Stammkapital zu erhöhen, den Minis 
malbetrag dejjelben zu jteigern. Das kommt mithin auf die Innehaltung 
einev ungefähren umüberjchreitbaren Proportion zmwijchen Kapital und 
Noten hinaus, — eine Borjchrift, die jedoch practiih anders mirft, ala 
eine genaue, auch in jedem einzelnen alle unüberjchreitbare Verhältniß— 
zahl zwijchen den genannten beiden Größen. Gerade eine jolde genaue 
PBroportion iſt zu vermeiden, nad) den Erfahrungen der Preußiſchen, Engli— 
hen, Franzöfiihen Bank: jie kann im einzelnen Zeitpuncte ähnlich ftören 
wie die mechaniſche Echrante der Peel'ſchen Acte und die Wirkſamkeit 
der Gentralbanf in Krijen zwecklos und jchädlich lähmen. 

Für die drei anderen großen Banken foll dagegen nur ein begrenz- 
tes Notenrecht gegeben, d. h. eine genaue Proportion zwijchen dem ein= 
gezahlten Stammkapital und dem Notenumlauf fejtgejtellt werben, melde 
nicht überjchritten werden darf. Der Umfang diejes Rechts joll jedoch ein 
weiterer al3 derjenige bei den Fleinen Banken jein. Allenfalls könnte man 
auch binfichtlich der Notendeckungen die Befugniffe erweitern, wovon mir 
jedod unten abjehen. Die genaue Ziffer der Proportion und die übrigen 
Einzelbeitimmungen find freilid wie immer in jolchen Dingen etwas will- 
führlid. Doch laſſen jich die unten folgenden Vorjchläge" wohl begründen. 
Mir vertreten dabei aud hier den Standpunct, wie in diefem ganzen Werke, 
daß bei allen Reformen neben den Forderungen der Theorie die gegebenen, 
gewordenen BVerhältniffe zu berüdjichtigen jind, aljo namentlich die Lage 
der Preußiichen Bank einer=, der drei anderen größeren andererſeits. Es 
fommt und daher hier auch bejonders darauf an, den Banken zu Frankfurt, 
Dresden und Münden eine richtige Mitteljtellung zwijchen den Fleinen 
Banfen und der Berliner Hauptbanf zu verjchaffen oder vielmehr zu er: 
halten, denn fie haben fie im Mejentlichen jett. (Dies gilt auch von der 
Baieriihen Bank, deren Notenumlauf freilich zu jehr beihränft ift). Es iſt 
nicht bloß ein richtiges politisches und allgemein volkswirthſchaftliches An: 
terefje, zu weitgehende Gentralijation aud auf dem Gebiete des Zettelbanf: 
mwejend gerade in der heutigen, an ſich jo beredtigten Strömung unferes 
Öffentlichen Lebens zu vermeiden. Auch ein jpecielles Anterejje der 
Greditwirtbj Halt liegt hier vor. Indem entſprechend der gegenwärtigen 
wirklichen Sachlage neben die Preußiſche Hauptbank die drei anderen Banken 
al3 Gentralbanten zweiter Orbnung treten, braucht die erjtgenannte in den 
Höhepuncten der Krijen nicht allein „vor dem Riß zu ftehen“, mie ihre 
Franzöſiſche und im Ganzen jelbjt ihre Engliiche Eollegin. Die Anjprüde 


u 


an die Banken in folder Zeit theilen jich daher etwas. Im völlig becen- 
tralifirten „Kleinbankweſen“ ijt dies unmöglih, weil feine der Anftalten 
genügend leiftungsfähig iſt. Beſteht ein ſolches neben der einzigen Haupt: 
banf, wie in England, jo wendet fi) im Augenblick der Krije doch Alles 
an dieſe eine Bank. Der Nachtheil hiervon iſt im Jahre 1866 jenjeit3 des 
Canals empfunden worden und hat zu der bemerkenswerthen Erörterung 
geführt, ob es nicht doch befjer ſei, die Metallrejerven zu theilen jtatt bloß 
eine einzige Reſerve in der jonjt doch jo hoch gehaltenen Engliihen Bank 
zu haben (j. o. ©. 172). In Deutichland find wir in der Lage, aud) hier 
wie in jo manden Dingen, eine richtige Mitteljtellung einzunehmen. Auch 
bat die Frankfurter Bank fhon im Jahr 1866, namentlich aber im 
J. 1870 bewiejen, daß fie der Aufgabe einer Gentralbant in kleinerem 
Maßſtabe wenigſtens Dank ihrer eigenen und der Bedeutung ihres Platzes 
gewachſen ift. Dies die leitenden Geſichtspuncte für das Folgende. Des Zu: 
ſammenhangs megen find darin auch die früher erörterten Puncte in Bes 
treff der Stücdelung der Noten, der Annahme derjelben an ben Staats: 
cajjen, der gegenjeitigen Annahme bei den Banken jelbit und der Einlöfung 
an verjchiedenen Orten jo gefaßt, wie fie jchließlich bei der deutſchen Bank— 
reform von der Geſetzgebung zu ordnen mären. Ebenjo werden am Pafjend- 
ſten in diefem Zuſammenhang zwei Fragen erledigt, welche in ſyſtematiſcher 
Hinfiht in den letzten Hauptabſchnitt (IV, von der Stellung des Staats 
zur Erridtung der Zettelbanfen) gehören: die Frage von den finans 
ziellen Vorrechten und der Beiteuerung (j. u. Ziff. 8) und von den 
finanziellen Gegenleijtungen der Banken (ſ. u. 3. 9). 


aa. gormulirte Vorſchläge für Gentralbanfen über Höhe und Anlage 

bes Stammfapitals, Motendedung, Stüdelung, Staatscafjenan: 

nabme, Einlöfung ber Noten, Befteuerung und finanzielle Gegen: 
leiftungen ber Banken. 


Wir formuliren dieje Vorjchläge in nachſtehenden Puncten, denen unter 
bb. Erläuterungen und Begründungen beigefügt werben. 

4. Das Stammfapital. 

a. Das abjolute Minimum de eingezahlten Stammkapitals, 
welches ohne Staatögenehmigung nicht vermindert werden darf, wird feſtge— 
jest für bie 

Preußiſche Bank auf 30 Mill. Thlr. 

Frankfurter Banf auf 10 Mill. fl. (oder bei der Einführung des 
Thalerfußes auf 6 Mill. Thlr.). 

Dresdener (Sähfische) Bank auf 5 Mill. Thlr. 

Münchener (Baierifche) Bank auf 8 Mill. fl. (oder bei Thaler: 
währung auf 5 Mill. Thlr.). 

b. Dieje3 Kapital beſteht ausſchließlich in Antheilen von Priva— 
ten, d. h. es ift Actienkapital. Das jetige Staatsactivfapital in der 
Preußiſchen Bank wird zurücdgezahlt. 

c. Das Kapital der Preußiſchen Bank darf während der Dauer des 
Notenreht3 gar nicht, weber durch theilmeife Nückzahlungen auf die Actien, 
noch durd Ankauf von Actien auf eigene Rechnung vermindert werben. 
Jeder der drei anderen Banken darf die Staatsgenehmigung zu einer ſolchen 
Verminderung des Kapital3 mährend ber Privilegiumsdauer nur in dem 


— 48 — 


Falle gewährt werden, wenn ihr Notenumlauf im Durchſchnitt dreier auf 
einander folgender Stalenderjahre weniger als das Dreifache oder wenn die 
Paſſiva (d. h. die Noten, Depofiten und anderen jofort oder fkurzfälligen 
Schulden) nad Abzug der wirklichen Metalldeckung in einem gleichen Zeit— 
raume weniger ald das Doppelte des eingezahlten Kapital betragen haben. 
Das Kapital darf hier auf den dritten Theil des wirklichen Durchſchnitts— 
umlauf3 oder auf die Hälfte der nicht metalliih gededten Paſſiva vermin— 
dert werden. Eine Vermehrung des Notenumlaufs über das Dreifache des 
alsdann nod vorhandenen eingezahlten Kapitals ift den drei kleineren Cen— 
tralbanken jedoch in dieſem — nur geſtattet, wenn ſie entweder die für 
die Heinen Banken feſtgeſetzten Deckungen annehmen (ſ. o. ©.438, 4.—6. Fall) 
oder ihr Stammkapital zuvor wieder auf den geſetzlich beftimmten Minis 
malbetrag erhöhen. 

d. Wenn der Notenumlauf der Preußiſchen Bank jo jehr ſinkt oder 
die Baardekung anhaltend jo hoch fteigt, daß die Dividende der Actionäre 
weniger als 6°/, beträgt, jo darf die etwa jonjt vorgejchriebene weitere Ver— 
ſtärkung des Mejervefonds unterbleiben und letterer auch zur Ergänzung 
der Dividende bis auf 6°/, in Anjprud genommen werben. 

e. Eine freiwillige Erhöhung des Stammkapitals bleibt jeder 
der vier Banken überlafjen. Diejelbe kann jederzeit nah dem freien Er— 
mefjen der Bank rücgängig gemacht werden, jo weit nicht aus Ziff. f. und 
g. in diefer Beziehung eine Einſchränkung folgt. 

f. Eine Erhöhung muß bei der Frankfurter, Dresdener und Münche— 
ner Bank erfolgen, wenn der wirkliche Notenumlauf mehr als das Fünf— 
fadhe oder die Summe der flüjjigen nicht metalliich gedeckten Paſſiva mehr 
als das Drei: und Ein-Drittelfache des eingezahlten Kapital überjteigt und 
der zu leßterem gerechnete Rejervefonds nicht die angegebene Minimalpro: 
portion zwijchen den eigenen Mitteln und den Noten, bez. allen genannten 
Pafjiven herjtellt. Die Erhöhung ſoll mindeſtens jo groß jein, daß dieſe 
Proportion erreicht wird (j. unten Ziffer 3, c, z.). Dieje Zmangserhöhung 
darf wieder bejeitigt werden, wenn die gejetgliche Proportion auch ohne ſie 
nach einem dreijährigen Durchſchnitt erreicht war. 

g. Auch bei der Preußiſchen Bank ſoll eine ungefähre Proportion 
zwiſchen den eigenen Mitteln und den Schulden innegehalten werden. Es 
ſoll daher eine entſprechende Erhöhung des Stammkapitals erfolgen, wenn 
dieſes mit Inbegriff des Reſervefonds weniger als den ſechſten Theil des 
wirklichen Notenumlaufs oder weniger als den vierten Theil der metalliſch 
ungedeckten Paſſiva, nach dreijährigem Durchſchnitt berechnet, betragen hat. 
Für die Wiederverminderung des demgemäß auf über 30 Mill. Thlr. er: 
böheten Kapitals gilt der Schlußjat der vor. Ziffer gleichfalls. 

2. Die Höhe des Notenumlaufß. 

a. Die Preußiſche Bank erhält allein ein „unbegr enztes“ Noten 
emiſſionsrecht (im früher feftgeftellten Wortjinn). Sie ift daher im einzelnen 
Fall auch nit an die Innehaltung dev Kapitalproportion unfer Ziff. 1, g 
gebunden. 

b. Die Höhe des Notenumlauf3 der drei anderen Banken wird in ein 
(auch im einzelnen Falle) unüberjchreitbares Verhältnig zum Kapilal, bez. 
zum Kapital einſchließlich des Reſervefonds gejett und gleichzeitig mit der 
Notendefung in Zufammenhang gebradt, nah 3. 3, c. Im Marimum 
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darf der Notenumlauf das Sechsfache des geſetzlichen Minimalkapitals 
(Ziff. 1, u. 3. 3, e, y) nit überjteigen. 

3. Die jpecielle Dedung der Banknoten. 

a. Die jpecielle Notendeckung ift für alle vier Banken die jtreng 
banftmäßige, jo zwar, daß fie ausjhlieglid nur aus Baar und 
ftatutenmäßigen Wechſeln beſtehen darf. 

b. Die Preußiſche Bank ift in der Beitimmung der abjoluten ober 
relativen Höhe ihres Baarbeftands (im Verhältniß zum Notenumlauf u. j. w.) 
und daher auch feiner Minimalhöhe ganz frei. 

(Siehe dafür unten die Begründung. Glaubt man dieje Freiheit nicht 
gewähren zu können, jo wäre dieſer Punct durch folgenden zu erjegen: 

b. Die Preußiſche Bank muß mindeſtens für den dritten Theil 
ihrer Noten immer Baardedung haben.) 

c. Für die Notendefung der drei anderen Banken gelten folgende 
Beitimmungen: 

a. Wenn der wirflihe Notenumlauf das Zweieinhalbfahe des Mini: 
malfapital3 nicht überjteigt, jo tritt die Befugniß zu denjelben Dedungen 
und Activgefchäften ein, welche den Kleinen Zettelbanfen bei einer höheren 
Kapitalproportion als 1:3 zufteht (j.»0. ©. 438, Fall 1—3), mit der 
Ausnahme, daß die jpecielle Notendedung auch hier nur in Wechſeln und 
Baar bejtehen darf. 
| 3. Der Notenumlauf darf bi8 auf das Fünffache des gejeßlichen 

Minimalfapitals fteigen, unter folgenden weiteren Bedingungen: 

aa. Wenn er mehr als das 21/g= und nicht mehr als das Afache des 
Kapital erreiht, muß die jpecielle Deckung mindeftens ein Drittel 
Baar, zum Reſt Wechjel fein. 

bb. Wenn er mehr als das Vierfache erreicht, jo muß die Baardeckung 
über das PVierfahe hinaus mindeſtens die Hälfte der Notenmenge be— 
tragen. 

y. Unter der letteren Bedingung (bb) darf dee Notenumlauf bis auf 
das Sechsfache des Minimalkapitald ausgedehnt werden, wenn dadurch 
da Fünffache des wirklichen eingezahlten Kapitald eventuell unter 
Miteinrehnung des Rejervefonds nicht überjchritten wird. Andernfalls muß 
zuvor eine Erhöhung des Kapitals erfolgen (Ziff. 1, £.). 

4. Die jubjidiäre Dedung der Noten (oder die Veranlagung 
des Stammlapitals). 

Das Kapital darf bei allen vier Banken in Wechjeln, Kombards, ge- 
nügend gejicherten Gontocorrentforderungen, Turzfälligen Effecten (Schab- 
jcheine, ausgelofte Papiere), in dem für den Gejchäftsbetrieb nöthigen Ge- 
bäuden und Inventar angelegt werden. Hypotheken find ausgejchlojjen, von 
anderen Effecten nur deutjche (d. 5. des Norddeutihen Bundes und der 
jüddeutichen Staaten) fichere Staat3papiere, Pfandbriefe und Eijenbahnpriori- 
täten und im Ganzen nur bis zur Hälfte des eingezahlten Kapitals zugelajjen. 
—5. Die Stüdelung der Noten. 

a. Das Notenreht aller vier Banken bezieht fih zunächſt auf Noten 
in Stüden von mindeſtens 25 Thlr. (bei den Guldenbanfen von 25 fl.) 
(j. o. ©. 73). Das Fleinfte erlaubte Notenftüd ift 10 Thlr. (10 fl). Von 
Noten in diejem Betrage dürfen im Ganzen nur circa zwei Drittel Thaler 
p. Kopf der Bevölkerung audgegeben werden (S. 73, 191) * 20 Mil, 
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Thlr. im Norddeutfchen Bunde, 5 Mill. Thlr. in Süddeutſchland, zufammen 
25 Mill. Thlr. 

b. Diefe Summe Hleinjter Noten wird auf die einzelnen Banken ver: 
theilt und dann in das allgemeine Notenreht mit eingerechnet. Die Heinen 
Banken erhalten das Necht, 7 Mill. Thlr. folder Noten auszugeben. Dieje 
Summe wird auf die Provinzen nad der Bevölkerung und auf bie 
Banken innerhalb der Provinz nad) Verhältniß des Stammfapitals vertheilt. 
Die Preußifhe Bank darf für 12, jede der drei anderen großen für je 2 
Mil. Thlr. diefer Heinjten Noten ausgeben (j. o. ©. 192). 

6. Die Annahme der Noten an den Staatscajjen. 

a. Die Noten aller vier Centralbanten werden an den Zollvereins-, 
Bundes: und Staatscafjen allgemein zum vollen Nennmwerth in Zahlung ans 
genommen, jomweit der Münzfuß, auf den fie lauten, dies nicht hindert. 
Daher werden die Thalernoten überall, die Guldennoten in den Gulden: 
Ländern, in den Thalerländern jedocd nur jomweit angenommen, als das ein 
zelne Guldennotenftüd in einen vollen XThalerbetrag aufgeht (aljo 3. B. 
die 174/, fl. Noten = 10 Thlr., 35 fl. = 0 Thlr.). 

b. Die Noten der Fleinen Zettelbanfen werden nur in derjenigen 
vollsmwirthichaftlichen Provinz an den Staatscajjen in Zahlung angenommen, 
in welder ihr Domicilort liegt (j. ©. 192). 

c. Die Verweigerung der Annahme an den Staatscafjen bleibt 
für alle Noten vorbehalten (j. o. ©. 47), kann jeboch für die Noten der 
Gentralbanten nur von der oberjten Behörde des Zollvereind oder Nord- 
beutihen Bundes (in den etwa apart ftehen bleibenden ſüddeutſchen Staaten 
nur von beren oberjten Regierungsbehörden, jomweit nicht Staatöverträge 
en ausgejprochen worden. 

. Die gegenjeitige Annahme ber Noten bei den Banken 
jelbjt und die Einlöſung an mehreren Orten. 

a. Sämmtliche, große wie Feine Banken, nehmen ihre Noten unbedingt 
gegenfeitig in Zahlung an und begleichen dieje Rechnung allwöchentlich. Zu 
dieſem Zweck bejtehen in Berlin und Frankfurt zwei Notenaustaujde 
anjtalten, melde dieſes Gejchäft vermitteln (j. o. ©. 55). 

b. An diejen beiden Pläßen find alle deutſchen Noten einlösbar, 
und zwar in folgender Weiſe. 

a. Die Noten der vier großen Banfen werden an bejonderen bier 
einzurichtenden Einlöjungsitellen oder eigenen Tilialen, oder bei der be- 
treffenden anderen Gentralbanf, morüber dann zwiſchen ben betheiligten 
Banken bejondere Verträge zu jchließen find, oder ebenfall® bei beiden No— 
tenaustaujchanftalten eingelöft. 

ß. Die Noten der Fleinen Banken werden außer bei ihnen jelbit aus- 
ſchließlich durch eine diefe Notenaustaufchanftalten eingelöft, weshalb ein 
Theil des Baarfonds bier ftehen muß. Die Berliner Anjtalt löſt alle 
Noten aus Preußen (ausſchließlich Nheinland und Hejjen-Nafjau), Sadjen, 
Thüringen und den übrigen Kleinen norddeutichen Gebieten, die Frankfurter 
aus den jübdeutihen Ländern, Rheinland und Hejien-Nafjau ein. 

c. Außer in Berlin und Frankfurt find die Noten der Preußifchen 
Bank noch in Hamburg, Leipzig, München (oder Stuttgart) und an wenig: 
ſtens zwei öftlih und zwei weſtlich von Berlin gelegenen Filialen einlösbar, 
bie Noten ber Frankfurter Bank noch in Münden, die der Münchener noch 
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in Stuttgart und Nürnberg, bie ber Dresdener noch in Leipzig. Weitere Einlö- 
jungsftellen zu errichten find die großen Banken berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

d. Dieje Berechtigung, ebenfalls ohne die Verpflichtung gilt aud für 
bie Meinen Banken, doch mit der Zufügung, daß die in Leipzig mit Filialen 
u. dgl. operirenden Banken jedenfalls auch hier ihre Noten einlöſen müſſen. 

8. Jinanzielle Vorrechte und Befteuerung. 

Meder die Central- noch die kleinen Banken genießen irgend jolche, 
al3 da find Freiheit vom Stempel, irgend welchen Steuern (auch Commu— 
naljteuern), denen jie an fich unterliegen, Porto u. j. w. Vielmehr bejteht 
im Princip für die Banken dieſelbe Steuerpflichtigfeit wie für andere Unter: 
nehmungen, wobei jedoch bei der Natur des Bankbetriebs mitunter Pauſch— 
abfindungen, bejonders für Stempel (jo aud in Betreff der Noten) 
zuläjlig find. 

9. Finanzielle Gegenleiftung der Centralbanfen. 

Für alle diejenigen erweiterten Befugnifje, welche die Gentralbanfen 
vor den Kleinen Banken voraus haben (Ziff. 2, vgl. mit 3, Ziff. 5 und 
6) ift dem Staate, bez. dem Zollverein oder Nordbeutjchen unde eine 
finanzielle Gegenleiftung von den Banken zu gewähren, in dem Maaße als 
dieje Anftalten von jenen Befugniſſen nachweisbar einen Gewinn haben. 
Dieſe Bezahlung der „Privilegien“ beſteht in der Hälfte desjenigen Rein— 
gewinns, welcher nad Entrichtung der allgemeinen Steuern, nad) ftatuten- 
mäßiger Dotation des Rejervefonds und nad einer Dividende von 6°/, an 
die Actionäre übrigbleibt. 

bb. Erläuterungen und Begrünbungen biefer Vorſchläge. 

Wir fügen jie.an die einzelnen Ziffern an. 

u 

a8 — Stammkapital der Preußiſchen Bank beträgt ge— 
genwärtig 20 Mill. nebſt 1,897,000 Thlr. Staatsactivkapital. Dieſes Ka— 
pital iſt bekanntlich erſt nad) dem Kriege von 1866 von 15 auf 20 Mill. 
Thlr. erhöht worden, als die Bank ihren Wirkungskreis auf die neuen 
Provinzen ausdehnte. 851) Zu dem Kapital tritt noch ber relativ bedeutende 
Rejervefonda von 6 Mill. Thlr. Schon beim jetigen Umfang der Gejchäfte 
ftehen dieje eigenen Fonds der Bank zu den Pajjiven (Depojiten und Gut: 
haben inbegriffen) und jelbjt zu den Noten allein in einem etwas ſchwachen 
Verhältniß, aud verglichen mit der Englijhen Bank, wenn bei dieſer nicht 
die Staatsihuld vom Stammkapital abgezogen wird. '652) Erlangt die Preu- 


851) ©, oben ©. 178. Das bloß berath. Votum der B. antbeilseigner ift in 
ein entſcheidendes verwandelt, in d. Vertr. v. 1856 $ 12, wonady ©. 178 zu be: 
richtigen. D. Staatsactivfap. betrug bei d. Neugeftaltung d. B. i. 3. 1846 999,345 Thlr. 
u, ag ne durch ſtatutenmäß. Zuwachs der Divid. bis 1856 auf 1,823,000 Tblr., 
B. 7. Im Vertr. v. 1856 wurde der Zuſchlag dieſer Divid, z. Kapital befeitigt, 
$ 8* Be Fleine weitere Vermehrung ift bad gen. Kap. jet auf d. im Text angegeb. 
Summe gewacien. Ueber d. Reſervefonds ſ. u, 

853) Es war im Durchſchn. v. 1869 


"Kapital u. Refervefonds Preuß. 8. Engl. 2. Franzöſ. 2. 
zu Paſſiven wie 15 6.0 2.' 7.8 8.8 34.3 
zu Noten F 5.3 1+ 588 6.2 24.3 
zu met. ungeb, Paſſiven 1: 2.9 15° 41 83 13,0 
zu Paſſ. nach Abzug bes 

gejegl. Min. baarf. 1: 4,3 2.' 5,1 
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ßiſche Bank die Stellung, welde wir ihr in unjeren Vorſchlägen zumeifen, 
jo darf man bei einem Depofitengejhäft aud) nur im bisherigen Umfang 
und ca. 180 Millionen Thaler Noten auf 200—210 Mill. Thlr. Paſſiva 
und etwa 100—120 Mill. Thlr. metalliih ungedeckte Paſſiva rechnen. 
Diejen Summen gegenüber wird ein eingezahltes Stammkapital von 30 
Mill. Thlr. nebſt 6 Mill. Thlr. Nejervefonds paſſend erjcheinen. Das Ver: 
hältniß der eigenen Mittel zu den Noten wäre dann wie c. 1: 5, zu den 
Baffiven wie e. 1: fait 6, zu den metalliih ungededten Pajjiven wie c. 
1:3 — 3.3 zu den Paſfiven nah Abzug bloß eines Drittel3 Baar für 
die Noten wie 1 : 4. Dies Verhältniß der eigenen Meittel wird ausreichen, 
wenn Kapital und Mejervefonds nicht fejtgelegt (in Darlehen an den 
Staat u. ſ. w.), jondern im Geſchäft ſelbſt angelegt werden; einerlei 
ob man das eigene Kapital u. j. mw. vorwiegend als Garantie= oder ala 
Geſchäftsfonds anfieht. Die Lage der Preußiichen Banf wäre dann befjer 
als diejenige der Englijchen und vollends als die der Franzöfiihen Bank, 
deren beider Kapital großentheild feſtgelegt iſt. Obiges Kapital der 
Preußiſchen Bank wird aber immer noch auf eine genügende Nente rechnen 
fönnen. Die Quote der disponiblen Mittel für 10 Tage bei blo3 ein Drittel 
Baar für die Noten und 90 Tagen Berfallzeit für die Ausleihungen ift 
dann c. 43%, der Noten (das Depofitengejchäft unberüdjichtigt gelaſſen). 

Die Innehaltung der ungefähren Proportion zwiſchen eigenen Mitteln 
und Noten oder Paſſiven, welche in Ziffer 1, g. verlangt wird, findet im 
Vorhergehenden zugleich ihre Begründung. 

Die Frankfurter Bank (j. o. ©. 178) hat bisher ein eingezabltes 
Kapital von 10 Mill. fl., das wohl als ausreichend gelten fann, auch für 
den größeren Notenumlauf, der unter 3. 2 und 3 als zuläffig. beantragt 
wird. Die eigenen Mittel (einſchließlich des Nejervefonds von 1.68 Mill. fl. 
€. 1869) entjprechen wohl in ihrem abjoluten Betrage einer Bank von der 
Bedeutung der Frankfurter und einer Gentralbanf zweiten Nangs, wie wir 
fie im Auge haben, zumal wenn das dem Staate geliehene Kapital von 
1 Mill. fl. zurückgezahlt und dem Gejchäfte zugeführt wird. 689) 

Die Sächſiſche Bank in Dresden hat jegt die Nefteinzahlung auf 
da3 emittirte Kapital von 5 Mill. Thlr. bewerkftelligt. Diejer Betrag reicht 
aus, ijt aber auch nicht, zu groß für die bereits erlangte Geſchäftsausdeh— 
nung diejer Banf und für die ihr zugedadhte Stellung, zumal der Nejerve: 
fonds noch Hein (E. 1869 79,000 Thlr.) und die Anjtalt noch jung, daher 
faum ſchon jo acereditirt ift als eine der älteren Inſtitute. 85%) 


Die zweite Reibe bei der Engl. u. Franzöſ. B. ift berechnet, indem vom Kapital 
und Reierveionds bie (in England ganz, in frankreich theilweife unrealifirbare) directe 
— an den Staat (11.01 Mil. Pid. St. bei d. B. v. E. u. 60 Mill. Fr. bei 

d. B. v. F.) und die immobil. Renten v. 100 Mill. bei der Franzöſ. B. abgezogen 
eig Betradytet man das Stammkapital als Geſchäfts fond und Sicherungsmittel für 
ie fteete Solvenz, jo ift dieje zweite Neibe bie maßgebende. 

683) Verhältniß von eingez. Kap. und Rejervefonds zu ben Paffiven wie 1: fait 
3, zu den Noten wie 1:2,%, zu den metallifch ungededten Raffiven wie 1 :1.2 zu ben 
Baifiven nadı Abzug bes gejeklichen RBaarminimums wie 1:2 im Dur bin. v. 1869. 
Das Guthaben des Nejervefondse war E. 1869 1,701, 749° fl., fein Effectenbeftand im 
Activum 1,681,408 fl. 

84). Das eingez. Kap. betrug noch bis 1869 nur 3, Ende 1869 4.23 Mill. Thlr., 
Notenumlauf im Durhichn, 1869 12.62, davon baarbededt 6.5, metallifch ungededt 


— 431 — 

Das Kapital der Baierifhen Bank in Münden beträgt zwar jchon 
20 Mill. fl. Davon follen aber jtatutengemäß 60%, dem Hypothekengeſchäft 
zugewendet werden. Diejes lettere bildet namentlich jeit der Pfandbrief— 
Emiſſion aud) den Schwerpunet der wirklichen Thätigkeit der Bank. Der 
Reit von 8 Mill. fl. ift aber audy groß genug für die Bank als Zettel: 
banf, jelbjt in dem Fall der von uns vorgejchlagenen Ermeiterung des 
Notenumlaufs. Der Nejervefonds, Ende 1869 1.5 Mill. ft., könnte auch zu 
40°/, für das Zettel- und eigentliche Handelsbankgeſchäft beitimmt werben. 955) 
Ob nicht eine völlige Abtrennung diejer leßteren Gejchäfte, vielleicht 
eine Theilung der Bank in zwei jelbjtjtändige Inſtitute ar Intereſſen 
beſſer entſpräche, möchte ich zur Erwägung geben (ſ. o. S. 409). 

Die ungefähr gleiche Höhe der Stammlapitale, nur die ein wenig 
jtärfere bei der Frankfurter Bank entſpricht in den gewählten Beträgen 
wohl den Verhältniffen und der in Ausficht zu nehmenden Stellung der 
drei Fleineren Gentralbanfen. 


u 2, b. 

2 jetige Staat3activfapital der Preußiſchen Bank ift ein Weber: 
bleibjel aus der früheren Zeit, wo dieſe Anſtalt eine reine Staats— 
bant war, (j. o.). Es liegt im politijchen und’ wirtbichaftlihen Intereſſe, 
ihr dieſen Character, der ihr gerade auch durch dieſe Kapitalbetheiligung 
des Staats noch theilweije geblieben it, völlig zu nehmen. Auch finanziell 
rechtfertigt jich dies, weil es unpafjend ift, eim jolches nur zu 31/2%/, vers 
zinſtes Kapital zu belafien, während die Staatsihulden auf über 41/9), 
zu jtehen kommen. Der jeßige bedeutende Gemwinnantheil des Staat? am Rein— 
ertrag der Bank wird doch nicht durch diejed Kapital, jondern nur durch 
die Brivilegiumsverleihung gerechtfertigt. Das Kapital von 30 Mill. Thlr. 
joll daher ganz in Privatantheilen bejtehen, die wirkliche Erhöhung gegen 
jegt beträgt aljo dann nur etwas über 8 Mill. Thlr. Es liegt kein Grund 
vor, dies Stammkapital der Preußiſchen Bank, wie es jetzt noch in einigen 
Runcten gejchieht, anders als reines Aetientapital zu behandeln, welches 
in rechtlicher Beziehung daher nach den handelsrechtlichen und den Beftim- 
mungen * Actiengeſellſchaften zu beurtheilen iſt. 

Zu 1, c und d. 

Die nur bedingt, bei der Preußiſchen Bank gar nicht zuläfjige Ver: 
minderung des Kapitals ift eine der ondrojen Verpflichtungen, welche den 
Gentralbanfen im öffentlichen Intereſſe aufzulegen iſt. Doc gilt es, Diele 
Verpflichtung mit dem Intereſſe der Actionäre in Hinficht der Rentabilität 
ihres Kapital3 immerhin möglichſt in Einklang zu bringen. Dadurd wird 
der Bankbetrieb Rn bleiben. 

3u 1, e und f 

Diefe Puneie hängen mit den Bejtimmungen unter 3. 2 und 3 zus 


6.99%; and. Pafi. E. 1869 3. Mill. Thlr. Kap. u. Reſervef. zu allen Paſſ. E. 1869 
wie 1:4.', zu ben metall. ungededten wie 1:2,7. Die Banf bat ftärfere Bejtände 
Staatepapiergelds (wohl ſächſ.) u. fremder Noten, E. 1869 0.76 M. Thlr. neben 5.3 
M. Thlr. Baar. 

855) Der Reſervef. bat mit 1.5 Mill. fl. die ftatut. Höbe, Daneben befteht ein 
EDEN von 484,000, ein Rej.conto f. Perfonalerigenz v. 234,000 fl. 
. 1869, 
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fammen, wonach ein genaues, unüberjchreitbares Verhältniß zwiſchen dem 
Kapital und den Noten aufrecht erhalten werden ſoll. Auch bier find aber 
wieder die Intereſſen der Actionäre zu berücfichtigen. 


3u 1, g. 
©. oben die Bemerkungen zu 3. 1, a. 


Zu 2, a. 
Damit die große Gentralbant in den Krijen allen Aufgaben gewachſen 
fei, ift die bier gegebene meite Befugniß nothwendig. Wenn daher aud mit 
der Ausdehnung der Geſchäfte eine Erhöhung des Kapital3 eintreten joll 
. 1, g), jo darf die Bank doch in einzelnen Nothfällen nicht gehindert 
jein, die im Allgemeinen fejtgehaltene Proportion nad ihrem Ermefjen bei 
Seite zu fegen. Die Nothwendigkeit einer freien Bewegung in dieſer Be— 
ziehung hat ſich noch in der Krije von 1870 jehr deutlich gezeigt, wo die 
Preußiihe Bank den Notenumlauf vom 7. Auli bis 6. Auguit von 164.6° 
auf 202.9 Mil. Thlr. freilich nur für jehr Furze Zeit ausdehnte. 
b 


Zu 2, b. 

Dieſe Freiheit kann aber in der materiellen Gejetgebung doch mohl 
nur Einer Bank gegeben werden. Bei den drei Heineren Gentralbanfen 
walten auch nicht diefelben Gründe, oder dieſe wenigſtens nicht in gleichem 
Maafe dafür ob. Daher jollen diefe in diefem Puncte ähnlich wie dic klei— 
nen Banken behandelt werden, nur weitere Befugnijje als dieje erhalten. 
Die Marimalproportion des Sechsfachen erſcheint nach Analogie anderer 
großer Banken und mit Rüdfiht auf die gute jpecielle Dedung zuläjfig. 
Mit einem Marimalnotenumlauf von 60 Mill. fl. bezw. 36 Mill. Thlr. 
bei der Frankfurter, von 30 Mill. Thlr. bei der Dresdener und von 48 
Mill. fl, bezw. 30 Mill. Thlr. bei der Münchener kann jede dieſer Banken 
alle einjchlagenden Greditbedürfnijfe ihres Wirthichaftägebiet3 befriedigen 
und der Preußiichen Bank in Krifen wirkſam zur Seite treten. Ein viel 
geringerer Notenumlauf wird die Regel bilden. 


u 3, a. 
Dice Forderung wird durch unſere früheren Erörterungen begründet. 
Bei der Preußiſchen Bank ift fie im MWejentlichen jhon in den Statuten, 
bei allen vier Banken practiich im Gejhäftsbetrieb bereit3 erfüllt. Die ab: 
mweichenden Beitimmungen in den Statuten der drei Fleineren Gentralbanfen, 
wonach theild Effecten, theild Lombards, theild Hypotheken als jpecielle 
— * zugelaſſen werden, ſind demgemäß abzuändern. 


ie Forderung, daß die Preußiſche Bank gar nicht unter eine ge— 
ſetzliche Beſtimmung, welche wenigſtens das Minimum des Baarfonds 
anſetzt, geſtellt werde, begegnet ſicher vielen Einwänden. Doch können letztere 
nicht als triftig bezeichnet werden. 

Die Gefahr einer Ueberemiſſion von Noten oder wenigſtens eines 
weniger ſoliden Betriebs und eines dauernd ziemlich kleinen Baarvorraths 
wird durch das Fehlen einer ſolchen Beſtimmung mit Nichten herbeigeführt. 
Gewiß ijt es wünſchenswerth, daß gerade die Hauptbank eine Erebit- 
ſyſtems eine ftarfe Baarrejerve, in der Regel mehr ala das übliche geje: 
lihe Drittel vom. Notenumlauf, halte. Aber das wird auch ohne jolche be: 
jondere Vorſchrift unter der Controle der Defientlichkeit gejchehen. Wenn 
außer der Baardeckung vollef Wech ſel deckung befteht und die Noten nicht 


— 55 — 


oder nur ganz beſchränkt in Heinen Stüden ausgegeben werden dürfen, jo 
bedarf e8 zur Sicherung der Noteneinlösbarkfeit gewiß Feiner weiteren Vor— 
Ichrift über dag Baarminimum der Hauptbank. Dagegen bat eine joldhe 
Vorſchrift leicht nachmeisbare nadhtheilige Folgen für die geſammte Cre— 
ditwirthſchaft und für die Leiltungsfähigkeit der Hauptbank bejonders bei 
gejpannter Lage des Geldmarft3 und in Creditkriſen. 

Jeder Zifferfag, wie das übliche „Drittel“, führt nämlich zur Bildung 
einer ſog. Notenrejerve, d. 5. zu einem Notenbetrage, welcher gleich der 
Differenz des nach dem jemeiligen Baarvorrath bemeijenen „Notenrecht3“ 
und der wirklichen Notenausgabe ift und mithin diejenige Notenfumme be= 
zeichnet, welche auf Grund dieſes Baarfond3 jtatutengemäß noch ausge— 
geben werden dürfte. Dieſe Notenreferve hat immerhin Wehnlichkeit mit 
derjenigen, welche durch die Peel’iche Acte bei der Englifchen Bank entſtan— 
den und befanntlich gleich der Summe des wirkliden- Baarfonds im Emij- 
fionsdepartement zuzüglid 15 Mill. Pf. St. metallic ungedeckt bleibender 
Noten nah Abzug des wirklichen Notenumlaufs ift (j. Anmerkung 857). 
Eine ſolche „Rejerve” veranlaßt den erheblichen Uebelſtand, daß nad ihr, 
melde doch nur auf einer ganz willkürlichen Yeitjegung durch beliebig 
gewählte abjolute oder Proportionalzahlen beruht, die jeweilige Leiſtungs— 
fähigkeit der Hauptbanf als Zettelbant bemefjen wird. Ihre Bewegung 
wird daher bejonder3 aufmerfjam, ihre Abnahme vor und in Krijen beſon— 
ders ängſtlich beobachtet (|. o. S. 370). Jedermann weiß das in Betreff 
der Engliihen Bank, Allein gerade diefer Umftand führt neue Störungen 
herbei. Die Thatſache der Verminderung der Reſerven an und für fich fteigert 
die Creditanſprüche an die Bank. Nicht reeller Bedarf allein, jondern die 
Befürdtung, die Reſerve bald ganz erſchöpft zu jehen, wirft nachtheilig mit. 
Die feite Zahlenbejtimmung hemmt dann in einem jpäteren Stadium aud) 
wirklich bald die nothwendige Ereditgemwährung, aud wenn leßtere nach der 
Gejammtlage der Bank und des Geldwerthes erlaubt wäre. Bei einer Banf, 
welche wie die Preußijche nur durch eine Broportionalzahl für Baar: 
fonds und Noten gehemmt ift, wird der Nachtheil der „Notenrejerve” nicht 
jo jchroff wie bei der Enälifhen Bank hervortreten, der durd eine abjo- 
lute Zahl eine Schranke gezogen ift. Aber immerhin Tann in Eritifchen 
Zeiten auch bei jener die Vorjchrift jehr empfindlid werden, ohne daß 
daraus Vortheile für den Betrieb hervorgehen. Daher wird in der That 
eine Hauptbanf, welche häufige und jpezielle Ausweiſe veröffentlicht, alſo 
leicht controlirt werden kann, beſſer ohne eine Vorſchrift jelbjt nur über 
eine Minimalq uote des Baarfonds vom Notenumlauf ausfommen. Die Be: 
jeitigung der Drittelvorjchrift ſchiene ung eine nicht unweſentliche Verbeſſe— 
rung in der Verfafjung und im Betrieb3mehanigmus der Preußiſchen Ban. 
Mit Recht fehlt fie oder irgend eine ähnliche bei der — Bank, 
für welche fie auch in der Enquôte verworfen wurde. 856 


856) 5, oben ©. 352. Die Zahlungsjuspenfion der Franz. B. im Auguft 1870 
wird wohl Niemand als Gegenbeweis gegen Obiges anführen wollen. Denn fe geſchah 
ja in frivoler Weiſe bei vollen Caſſen (noch 1000 Mill. Fr., doppelt ſoviel als die 
Engl. B. hat!), rein zu politiſchen Zwecken, und ſicherlich wäre eine „Peel'ſche Acte“, 
hätte ſie beſtanden, ebenſogut aufgehoben worden. 
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Will man gleihmwohl der Preußiſchen Bank eine ſolche größere Frei— 
beit der Bewegung nicht einräumen, jo lafje man es bei dem Drittel be— 
menden. Weil dabei nur durch eine Verhältnißzahl, nit durch eine 
abjolute Ziffer eine Schranke gezogen wird, bleibt der Betrieb ungleich be= 
quemer als bei der Engliihen Bank und die Nachtheile einer jolchen 
Schranke werben wenigſtens vermindert. Die Erhöhung des Drittels 
würden wir nicht empjehlen, denn jonjt würde in einzelnen Fällen die 
Leiltungsfähigkeit der Bank wieder gejchmälert werden. In der Pegel wird 
doch mehr Baar da jein. 857) 

ud, c. 

Die bier gemachten Vorſchläge für die jpecielle Notendedung finden in 
den früheren Crörterungen ihre Begründung. Der Geſichtspunct war dabei 
auch hier, den drei Fleinen Gentralbanfen weitere Befugnijje als den fleinen 
Zettelbanfen, aber doch beſchränktere als der Preußiſchen Hauptbanf, daber 
ihnen ee ach wieder eine Mitteljtellung zwijchen beiden zu geben. 

Zu 4. 

Auch dieje Vorſchläge jind eine Folgerung unjerer früheren Erörte- 
rungen. Sie bedingen mehrfah, aud was den Umfang der Effectenanlage 
betrifit, für die Preußiſche Bank eine größere Beſchränkung als bisher. 

Zu 5. 

Des Beantragte findet S. 61—73 jeine Begründung. Statt nad) dem 
Vorſchlag unter 5, b. auch die Eleinen Banken an der Ausgabe der 
fleinjten Notenjtücde zu betheiligen, was wir für gerathen halten, um Die 
Lage diefer Banken nicht zu erjchweren, könnte man die Ausgabe der Flein= 
ten Noten auch den vier Centralbanken vorbehalten. Die Preußiſche dürfte 
dann 16, jede der 3 anderen etwa 3 Millionen Thlr. in jolden Noten 
ausgeben. Nur wenn die Erjegung des Staatspapiergelds durch Fleine 
Noten der Hauptbanf (unter 10 Thlr.) erfolgte (S. 224), wäre es viels 
leicht einfacher, diefer Banf auch ein weiteres, jelbit das ausſchließliche Vor— 
recht für die 10 TIhlr.= Noten zu geben. Daß jelbjt Fleine Banken ihre Rech— 
nung bei der Ausgabe etwas größerer Notenjtüde noch finden, bemeijt ein 
jo mittelmähiges Inſtitut wie die Thüringiſche Bank in Sondershaufen, 
deren ——— Note 20 Thlr. iſt. 

Zu 6. 

Für die Begründung ift auf ©. 43—57 und 192 zu verweilen. Es 


ST) Bei der Engl. B. war 3. B. am 12. Jan. 1870 bie Berechnungsweiſe der 
Kotenreferve nach der Peel'ſchen Acte: 15 Mill. Pd. St. geſetzlich nichtmetalliich ge: 
dedte Noten, 18,298,790 Pfd. Gold im Emiff. Dep. — 33,298,790 Pid. „emittirte No: 
ten” ; davon ab die wirflide Notencireulation (Moten in britten Händen) mit 
23,589,790, bleibt 9,708,940 Pfd. „Notenrejerve” im Banfdep. — Der Paarfonds der 
Preuß. DB. war in ben politifchen Kriien von 1866 und beſ. von 1870 glüdlicher 
Weiſe hoch, jo daß die Notenrejerve auf Grund der Drittelvorjchriit immer noch bedeu— 
tend geblieben wäre, aber ihre ftarfe Abnabme bätte doc leicht einen fchlimmen Eindrud 
machen und dadurch einen fchäblihen Einfluß gewinnen fönnen. So war am 15. Mai 
1866 die Gajje (incl, einige Mill. Staatsrapiergeld) 65.1? Mill. Thlr., davon Staate- 
papiergeld u. Caſſe für Depoi. u. Girogeihäft mit c. 5 Mill. Thlr. ab, ergibt ein 
„Notenrecht“ auf Grund des Baarfonds von c. 180 Mill. Tblr. bei einem Notenum: 
lauf von 135 Mill., alfo noch 45 Mill, Thlr. „Notenreierve*. Immerhin hatte letztere 
jeit 30. April um c. 14 Mill. Thlr. abgenommen. Eine weitere erhebliche Vermin— 
berung dieſer Referve erfolgte nach Mitte Mai nicht mehr. 


— 467 — 


wird unter den obwaltenden Verhältniſſen und Gewohnheiten in Deutſchland 
ohne eine joldhe Annahme der Noten an den Staatscajjen nicht auszukom— 
men jein. 


u 7. 

Für die Begründung vgl. ©. 49 ff., CO ff. Die Einlöfung der Noten 
an den Hauptpläßen ift immer noch ein Hauptwunjch der Geſchäftskreiſe. 
Die Nothwendigkeit, in diejer Beziehung endlich ſelbſt Abhilfe gegen die 
Ihlimmften Unzufömmlichkeiten zu ſchaffen, haben die Verwaltungen einzel: 
ner der bejjeren Fleinen Banken auch erfannt. Sie handeln dabei im wahren 
eigenen Intereſſe. Freilich find leider immer noch die meiiten Banken fo 
furzfichtig und jo prellerijch geminnjüchtig geleitet, daß ohne einen ftarfen 
Drud von Außen doch jchwerlich eine Befjerung, d. h. vor Allem die Ein- 
Lösbarfeit der Noten in Berlin u. a. O., erzielt wird. Banfen mit Com— 
manditen in Berlin und mit einem relativ großen Notenumlauf wie die 
Meininger löjen immer noch nicht regelmäßig in Berlin ein! Als dur 
allerlei unlautere Manoeuvres die Noten der Heinen mitteldeutihen Banken, 
welche in Leipzig feine Einlöjungscajjen haben, im Beginn der politijchen 
Krije des Jahres 1870 um 4— 8%), unter Bari gedrückt wurden, machten 
dieje Banfen das vernünftige Zugejtändnig, daß jie auf Verlangen im Wege 
der Boltzujendung ihre Noten jofort einlöften. Nur die Thüringiſche Bank 
weigerte ji „ob der Conſequenzen“ dies zu thun. Durch jene Mafregel war 
der Curs bald wieder auf der alten Höhe (/,%, unter Pari in Berlin 
wegen der Remittirungskoſten). Man fieht aber, daß hier nothwendig Wandel 
geichaffen werden muß. 

Die Braunſchweiger Bank ergriff denn aud unter dem Druck ber 
Beſorgniß, daß die Beſchlüſſe des Norddeutihen Reichstags den Kleinen 
Zettelbanfen zu nahe träten, die Snitiative zu Vorjchlägen im März 1870, 
Sie forderte die anderen Kleinen Banken zu gemeinfamen Maßregeln für 
die Verbejjerung ihres Notenidejend auf und beantragte die Ausgabe einer 
allen diefen Banken gemeinjamen Note, für melde fie ſolidariſch 
haften jollten. 

Dieje Note jollte von einem Gentralbureau in Berlin unter Schuß 
und Gontrole des Norddeutihen Bundes im Gejammtbetrage der gegenwär— 
tigen Notenconcejjionen der beitretenden Banken (einjchlieglich eines ver— 
tragsmäßig fejtzuftellenden Quantum für die Banken mit unbeſchränktem 
Notenreht) ausgegeben werden und im Allgemeinen nur in Berlin einlög- 
bar jein. Jede Bank befäme für ihren Conceſſionsbetrag ſolche gemeinſame 
Noten, verzichtete auf eigene Emijjion, Hinterlegte ein Drittel Baar bei 
dem Banfbureau in Berlin und hätte für den Reſt bei fi) zu Haufe 
Mechjel „oder entiprechende Sicherheiten” vorräthig. 

Den UVebelftänden der Mannigfaltigfeit des Notenweſens der Fleinen 
Banken und des Mangel3 der Einlöjung an einem Hauptplat würde auf 
dieje Weiſe vorgebeugt. Auch die Annahme der Centralbureau-Note in Zah— 
lung bei den einzelnen Banken it ein Vortheil. Aber an der Durdführ: 
barkeit diejer Vorſchläge läßt fih zweifeln. Der Bund wird nit ohne 
Weiteres eine Controle übernehmen. Die Verhältniſſe der einzelnen Banken, 
dev Umfang ihrer doc bisher ganz willkührlich bejtimmten Notenrechte ijt 
zu ungleid. Wenn auch alle deutihen Banken ihre Solvenz bewährt haben, 
jo bleibt die Acereditirung ihrer Noten doch verſchieden. E3 haben daher 
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nicht alle Anſtalten gleiches Intereſſe, einem ſolchen Arrangement beizutreten. 
Endlich iſt der Vorſchlag gerade vom Standpunct der kleinen, die Decen— 
tralijation der Notenausgabe vertretenden Banken injofern bedenflid, als 
er ja, gegen die Preußiiche Bank und deren Suprematie gerichtet, doch jelbit 
eine Gentralnote jhafft, wo es dann einfacher erjcheinen fann, überhaupt 
nur eine ſolche Note, eben die der Preußiſchen oder Norddeutſchen Bank, 
zu belajjen. 

Das Braunſchweiger Promemoria meint, daß der Vorſchlag, die Pri— 
vatbanken jollen ihre Noten gegenjeitig zu voll in FE annehmen und 
fie an einem gemeinfamen Gentralpuncte einlöjen, ferner den Noten eine 
einheitliche —* Form geben, theils unausführbar ſei, theils nichts nützen 
würde. Die angeführten Gründe ſind nicht überzeugend, namentlich der 
Grund nicht, daß ein Austauſchſyſtem wie in Schottland wegen des viel 
größeren Gebiets Deutſchlands nicht durchführbar jei. Noch dazu handelt es 
jih ja vornehmlich um die räumlich nahe zujammenliegenden thüringijchen 
und einige andere Banken (Deſſau, Braunjchweig, Hannover, Oldenburg, 
allenfalls noch Büceburg und Homburg, wenn man von diefen beiden Duodez= 
Banken nicht abjieht; die preußijchen Privat: und die hanſeſtädtiſchen Ban 
fen find in etwas anderer Lage.) — immerhin wäre es erfreulihd, wenn 
die Initiative der Braunſchweiger Bank zu einer gemeinjamen freiwilligen 
DOrganijation der Annahme und Einlöjung der Noten der kleinen Banken 
führte. Sonft werden Octroirungen nicht ausbleiben. Bisher jcheint aber 
feine ra gelungen zu jein. 997°) 

u 8. 

Finanzielle Vorrechte und Unterftügungen durch Steuerfreiheiten, durch 
geringere Steueranjchläge und unentgeldlihe Benußung von Staatsanftalten, 
3. B. der Poſt, waren ein beliebtes Mittel früherer Wirthichaftspolitik, 
Banken und andere Unternehmungen Seitens des Staats im Intereſſe der 
Volkswirthſchaft zu begünftigen. Dieſes Mittel ift heute bei ung nirgends 
mehr nothwendig und mit Recht grundſätzlich verworfen, weil es ein Pri: 
vileg auf Kojten Anderer ijt. Die meijten Heinen Banken genießen aud) 
ſolche Vorrechte jet nicht mehr. 

Dagegen haben jich diejelben noch bei ſolchen einzelnen Banken erhal: 
ten, welde man bejonderg begünjtigen will, jo bei Centralbanken, 
zumal denen, bei melden der Staat fonjtwie nod näher betheiligt iſt 
(Staat3- und Quaſiſtaatsbanken). Sole Privilegien finanzieller Bedeutung 
genießen 3. B. noch die Preußifche, Pommer'ſche, Oeſterreichiſche National: 
bank u. a. m. 859) Die deutliche Tendenz, diefe Privilegien zu mindern und 


6570) S, das Promemoria u. d. Organifationsvorichlag ber Braunſchw. B. z. B. 
in Hirth's Annalen III, 119 ff. 

656) Preuß. B. DO. $ 116: die B. bat nebft ihren Gomptoiren,. Command, u. 
Agent. alle Rechte des Fiscus, nam. Stempel:, Sportel:, Bortofreibeit, nicht 
nur für Briefe, fondern au für Geldjendungen, Für Aufheb. mit Recht au 
A. Meyer's 3. Banktheſe. Pomm. $ 42 (Actien u. Noten ftempelfrei, inn. Verkehr 
wie bei Preuß. B. in Betr. ber Stempelfreib. zu behandeln, bsgl. in Betr. d. Sportel: 
freib., Portofreib. innerb. db. Prov. Pommern). $ 44 (in Betr. b. Befteuer. Gleichitell. 
mit db. pomm. Landſch, Gemwerbefteuerfreib.), Die preuß. PBriv.:Banfen baben 
Stempelfreib. der Noten. — Roftofer B. $ 33 (allg. Borto-Stempel:Steuerfreib. v. 
Gewerbes, Hand.«, Eink.⸗, Rentenfteuern). —Dejterr. Nat.:B, 1862er Stat, $63 (Steuer: 
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fie allmählig zu befeitigen, bejteht auch bier und ift 3. B. bei der Englischen 
Banf immer härter geworden. Sicherlich ift e8 die Aufgabe, dieſe Privile- 
gien ganz abzujchaffen. Selbjt wenn es ſich um Staats- oder Quajijtaats- 
banken handelt, aljo die betreffende Einnahme und Ausgabe im Grunde 
nur durch die Bücher läuft, iſt es den richtigen Grundſätzen des neueren 
Finanzwejend gemäß, daß Feine ſolche Steuerprivilegien, Portofreiheiten 
u. |. mw. gewährt werden. Leiſtungen und Gegenleijtungen laſſen ſich nur 
dann Far überjehen. Soweit wohlerworbene Rechte Dritter (dev Banken 
oder ihrer Actionäre) in Betracht fommen, wird freilich bei der Aufhebung 
eine Entijhädigung erfolgen müjjen. Da jedoch die Conceſſionen meiſtens 
nur auf eine bejtimmte Zeit lauten, jo kann bei deren Ablauf eine unent: 
geltlihe Aufhebung jener Privilegien erfolgen. Dies ift auch zu verlangen 
bei den in diejer Hinficht noch privilegirten deutſchen Banken, namentlich) 
bei der Preußiſchen von dem Zeitpuncte der neuen Conceſſion an. 

Someit die Natur des Banfbetrieb3 oder einzelner jpecieller Gejchäfte 
die gewöhnlichen Steuergejeße, insbejondere diejenigen über Stempel, auf 
die Banken nicht anmendbar erjcheinen ließe, müjjen entweder bejondere 
Erjagfteuern oder im vertragsmäßigen Wege Steuerpaujfhalien an- 
geordnet werben. Wo eine bejondere Bejteuerung der Actiengeſellſchaf— 
ten neben oder ftatt der gewöhnlichen Gewerbe- und Einkommen- (Nenten-) 
Steuer oder als eine bejondere Form der letzteren bejteht, find auch Die 
Bankactiengejelihaften nad diejen Steuergejegen zu bejteuern. Nichtiger 
Weiſe bleibt dann aber, wie es in ſolchem alle jtet3 fein jollte, dag Ein- 
tommen der Banfactionäre aus den Dividenden u. |. w. bei jenen jelbjt 
jteuerfrei. 

Steuerpauſchalien fönnen wie bei anderen Mctiengejellihaften - 
. BD. in Betreff der Actien eintreten. Ferner find fie öfters zweckmäßig 
* den Anweiſungsverkehr, wenn * Anweiſungen Stempelabgaben 
beſtehen. Die Pauſchalien dürfen aber nicht ſo niedrig ſein, daß ſie wieder 
eine theilweiſe Steuerfreiheit enthalten. Endlich können auch die Bank: 
noten der Zettelbanken an ſich keine Stempelfreiheit beanſpruchen, wenn 
nach dem geltenden Steuerrecht — wohl oder übel! — derlei Anweiſungen 
ſtempelpflichtig ſind. Die Verleihung eines „Notenrechts“ darf an ſich 
feine Verleihung der Stempelfreiheit für die Noten in ſich ſchließen. Wo 
die Noten wie bei der Bank von England bei der Rüdjtrömung vernichtet 
und immer wieder ganz neue Noteneremplare ausgegeben werden, läßt fi) 
die Stempelgejeggebung formell aud auf die Noten anwenden. Doch wird 
bie eigenthümliche Verwendung der Noten aud) hier Pauſchalien — 
laſſen, wie denn die Engliſche Bank ein Stempelpauſchale von bisher 
60,000 Pfd. St. entrichtet. Bei unſerer continentalen Sitte, dieſelben 
Notenexemplare längere Zeit in Gebrauch zu haben, ſo daß ein und daſſelbe 
Notenſtück wiederholt von der Bank ausgegeben und in Zahlung wieder 
eingenommen wird (ſ. o. ©. 58), kann eine ſpecielle Erhebung einer Stem— 
pelabgabe in jedem einzelnen Falle nicht wohl ſtattfinden. Daher entweder 


freih. für Vermögen u. Einkünfte der B. mit Ausnahme der Realitäten, der Effecten 
bes Reſervefonds u. der von der B. für die Actionäre zu entrichtenden Einkommenſteuer 
f. d. Dividende). $ 64 (allgem. Stempelfreib. für alle Bücher, Vormerkungen u. im 
Namen der Gefellih. in Ausüb, der ftat. mäß. Geichäfte ausgefert, Urkunden). 
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wieder eine Pauſchzahlung oder eine entjprechende Erhöhung der all: 
gemeinen finanziellen Gegenleijtung, welche eine Zettelbank für die Erthei— 
lung irgend welcher Privilegien zu übernehmen hat (j. Punct 9). 

Das Princip muß in allen Fällen jein, daß eine Settelbant in Bes 
treff aller Steuern gerade jo wie irgend ein anderes wirthicdhaftliches Un— 
ternehmen zur Tragung der öffentlihen Yajten heran zu ziehen ijt. Daher 
denn aud feine Freiheit von Communal- und dgl. Steuern, werhalb 
die Comptoire u. j. m. der Preußiſchen Bank mit Necht neuerdings zu den 
ſtädtiſchen Steuern herangezogen find. Someit wegen der tehnijhen 
Verhältnifje de8 Bankbetriebs irgend wo und wie ein Steuer minus in 
Vergleich zu der aus der allgemeinen Steuergejeßgebung folgenden veellen 
Steuerjchuldigfeit bleibt, muß entweder eine bejondere Pauſchabfindung 
eintreten oder bei der Normirung der finanziellen Gegenleiltung an den 
Staat u dieſer Umſtand berückſichtigt werden. 


u9. 

Eine finanzielle Gegenleiftung der Zettelbanfen im Allgemeinen für 
die „Gewährung des Notenrecht3” ftatuiren wir aud in der materiellen 
Bankgejeßgebung und in den Neformvorichlägen für Deutihland nicht. 
Es joll eben kein neues Finanzregal in einem jog. „Banfnotenregal” 
aufgeitellt werden (j. o. S. 2), jondern nur aus dem Gefichtspunct der 
Bolf3wirthichaftspolitif eine Negelung des Banfnotenwejens und injofern 
eine Ertheilung eines Notenrechtes auf Grund gemwijier allgemeiner 
Bedingungen, nicht einmal auf Grund einer jpecielen Conceſſion im 
tehniihen Sinn der „Gemwerbepolizei” erfolgen. Daher genügt e8 in jeder 
Beziehung an der gewöhnliden Bejteuerung der Zettelbanken, wie vorhin 
erörtert ward. 

Bon einer bejonderen finanziellen Gegenleijtung darf daher nur, 
muß aber auc) die Nede fein, einmal wenn eine Zettelbank aus irgend 
einem Grunde nicht die volle ihr zufommende Steuer trägt, ſodann wenn 
fie irgend welde befondere Privilegien vor anderen Zettel 
banfen genießt. Den erjten Fall haben wir oben beſprochen. Der zweite 
liegt bei den deutjchen Gentralbanfen nach unferen Vorſchlägen vor. Bei 
diefen Banken (und ähnlich in anderen Ländern, 3. B. bei der Engliſchen 
Banf) wird dann mitunter die Zahlung für die Vorrechte und die Steuer: 
zahlung, 3. B. das Stempelpaufchale in eine Gejammtleiftung der Bank an 
den Staat zujammengefaht werden. Doch empfiehlt es fi dann menigjtend 
wie e3 bei der Engliſchen Bank jet gejchieht, 5%) die Leiftungen aug den 





859) Die finanz. Leiftungen u, Gegenleiftungen zwiichen der Engl. B. u, dem 
Staat find verwidelt. Die mehrfach reduc. u. veränd. Entſchädigung f. d. Verwaltung 
ber Staatsfchuld bildete lange einen Einnabmepoften der Banf, der bei Erneuerung ber 
Bankcharte i. 3. 1833 um 120,000 Pib. vermindert ward. Lebtere Summe, der „Preis 
f. d. B. privileg“, wurde 1844 auf 180,000 Pid. erböbt, d. b. ſoviel warb von ber 
Provifion f. d. Verwaltung der Schuld abgegeben. In dieſen 180,000 Pib. find 60,000 
Pd. ald Stempelpaufchale eingerechnet, eine Summe, die jegt auch apart unter dieſem 
Titel erfcheint. Für d. Privileg wird alio 120,000 Pid. bezablt, jetzt c. 17,000 Pib. 
mebr ald Gewinn aus der metalliih ungebedten Emiſſion, welche von 14 auf 15 Mill. 
erhöht ward. Der 3%/yige Zinsfuß der Staatsihuld an die Banf ift danach reell nicht 
ganz 2%/,. Außerdem bat die Banf noch den Gewinn aus den befanntlich unverzins— 
lichen öfientt. Depo ſſ., ſoweit dieje zinstragend angelegt werden u. ben Reingewinn 
aus dem Gefchäft der Staatsfchuldverwaltung (c. 60—80,000 Pib. ?). 
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einzelnen Titeln (Privileg, Einfommenfteuer, Stempel u. f. w.) apart zit 
verrechnen, um ihre Höhe richtig zu bejtimmen. 

Erjt durch eine ſolche finanzielle Gegenleiftung werden die Sonder: 
rechte der Gentralbanfen gerechtfertigt. Eines bedingt nothwendig das andere. 
Die deutſchen Centralbanken haben nad) unjeren Borjchlägen (die Preußijche 
Bank insbefondere hat jett Schon) Vorrechte in Betreff der größeren Noten: 
ausgabe bei geringerem Stammfapital, der jtärferen oder alleinigen Ausgabe 
von Fleinen Notenjtüden, der allgemeinen Annahme der Noten an den 
Staatöcafjen. Dieſen Vorrechten jtehen die im allgemeinen Anterefje aufge: 
legten bejonderen Verpflichtungen hinſichtlich der größeren abjoluten Höhe 
des Stammkapitals und der Einlöjung der Noten an mehreren Orten 
gegenüber. Bei der Feſtſetzung der Giegenleiftung werben diefe Sonderrechte 
und Sonderpflichten zugleich zu berücjichtigen fein. In anderen Fällen 
fönnen noch weitere Puncte in Betracht fommen, 3. B. die Uebernahme von 
Geldgejhäften, Finanzzweigen Seiten der Bank für den Staat (Verwal: 
tung der Staatöjhuld, wie in England, Dienftleiftung als Staatsbanquiers 
und Gajjier), oder die Hinterlegung der Staatscafjengelder ohne Zinſen bei 
der Banf (Englijche, Franzöjiihe Bank). Die Höhe der Leiftung der Bank 
wird jih nad dem Allen bejtimmen. 

Die Gegenleijtung der Bank kann und wird auf verjchiedene Weije 
normirt. Entweder erhält der Staat ein directes Darlehen aus dem 
Stammfapital, unverzinglich oder niedrig verzinglih, während der Dauer 
des Privilegd gar nicht oder nur bedingt fündbar, jo im alle der Eng— 
Lifchen, ©) Franzöſiſchen, 8) Oeſterreiſchen, Frankfur— 
ter 69) Bank u.a. m. Oder er bezieht einen Antheil am Reingewinn, 
wie bei der Preußijchen, 86) Belgifhen National:,86) Olden— 





660) Die Statiftif des Wachstbums der engl. Staatsihuld bei d. B. v. England 
und dad Stammfap. der legteren j. in mein, Oeſt. Val. I, 184. Bon 1694 —1746 lieb 
d. B. dem Staate in 9 verjchied. Beträgen 14,961,828 Bid. St., worauf fie zurüdgezablt 
bekam (1727—38) 3,275.028. Später traten neue Darlehen v. 3 Mill. dazu. Die Staates: 
ſchuld betrug daher 14,686,800 Pfd., worauf dir Staat bei Erneuerung das Privil. 1833 
3/, abzablte. Daber der jetzige Betrag v. 11,015,100 Pid., 3%,ig, — „unrund“ wie alles in 
England u. es gebt doch! Das Stammkap. iſt buch Zuſchlag aus dem Rei. F. (1816) 
14,553,000 Bid. Die volle Abzahlung der Schuld an die B. iſt auch neuerdings mits 
unter angeregt worden ; es fteht ihr nichts entgegen u. viel fpricht dafür. 

861) Sie mußte fich ſchon i. 3. 1857 ihr Privileg, das bis €. 1867 Tief, bis €. 1897 
verlängern laffen, dafür ihr Kap. v. 91.23 Mill. Fes. verdoppeln u. d. Staate 100 Mill. Fee. 
leiben, wofür fie Renteninfcriptionen erhielt; Geſ. v. 9. Juni 1857. Außerdem bat fie feit 
1848 dem Staate ein ſteh. Darlehen von jegt 60 Mill. Fes. gegeben. ©. o. Anm. 276. 

662) Für d. Dauer des B. privil. (E. 1876, vefp. 1877) gibt d. B. dem Staate 
ein Darlehen v. 80 Mill. fl, für das eine bei Ablauf des Priv. zablbare Schuldver— 
Ihreibung ausgeſtellt it, das Darlehen ift nur bedingt verzinslich, nämlich bis zu 1 Mill, 
fl. Zins muß gezablt werben, foweit die Divid. der Actionäre nach flatut. Dotation 
b. Rei. F. dadurch bis auf 7%/, zu ergänzen ift. Mebereinf. zw, Staat u. B. v. 3. (10.) 
San. 1863 $ 4, 

863) Art. 79 d. Stat., 1 Mill. fl. unverzinsl., geg. Pfand 3'/, %, Obligat., 
Anm. 279, 

864) B. O. $ 36 (nad 31,9%, Verzinſ. des Staatsact. kap., ber Actien u, 
3,9 iger Dotat. db. Ref. Fonds ber Ertragewinn zur Hälfte an d. Staat; Bertr. v. 
1856 $ 9, wonad, dieje Theilung zur Hälfte eintritt, wenn die PBrivateigner 4'/,%/, er: 
balten haben. Nah Gej. v. 24. Eept. 1866 ijt außerdem der Ref. F. auf 30%, d. Priv, 
Kap. beihränft. 

865) Ein Sechstel des Reingewinns an ben Staat. 
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burger, ®6) Badiſchen 67) u. j. w. Banf und wie daneben auch bei der 
Englijhen Bank (j. Anm. 859). 

Der finanzielle Werth eines ſolchen Darlehens bemißt ſich in der 
Hauptſache nad dem Zinsgemwinn des Staats. Echwierigfeiten, ander: 
weit Staatsſchulden aufzunehmen, überhaupt Notbitände des Staatscredits 
erflären die größeren directen Darlehen von Banken an den Staat außer: 
dem. Lebterer würdigt dann neben dem etwaigen Zinsgewinn aud den 
Umftand überhaupt ein Darlehen zu erhalten. Die Verjhuldung des bri- 
tifhen und öſterreichiſchen Staats an ihre Gentralbanfen findet hierin 
ihre Erklärung mit. Schon dieje Thatjache jpricht nicht zu Gunften eines 
ſolchen Darlehens ald Form der Bezahlung des Bankprivilegs. Dazu kommt 
ber Uebelftand, daß das Stammkapital bis zum Betrage dieſes Darlehens 
feitgelegt, dem Banfgejchäft entzogen wird, aljo für die Aufredhthaltung der 
jteeten Solvenz fit feine Bedeutung behält und jelbjt als weitere jubji- 
diäre Dedung wenig nüßt. In Nothfällen, wenn e8 einmal nicht zu ver— 
meiden ijt, mag daher ein joldhes Darlehen gegeben werden (Defterreichijche 
Nationalbank |. o. ©. 421). Beljer bleibt es vermieden. Jedenfalls ijt 
zu wünjgen, daß es nur einen Theil des Stammkapitald in Anjpruch 
nehme, je mweniger, je bejjer. Beträgt e8 jogar mehr al3 das Stammkapital, 
jo erfolgt e8 eben aus ber Notenemijjion, — ein Fall, von dem oben ges 
handelt wurde, j. ©. 418. Aud muß die Forderung an den Staat wenige 
ſtens möglichen Falls realifirbar fein. Daher ſollten als Dedung Theil: 
Ihuldverjhreibungen in börjengängiger Form mit binterlegt werden, 
wie bei der Frankfurter und Franzöſiſchen Bank. Dergleichen fehlt 
bei der Schuld des englijhen und des öſterreichiſchen Schatzes an 
die Bank völlig (j. Anm. 859—863). 

Demnach wird die financielle Gegenleiftung der bevorredteten Bank 
pafjender in einem Antheil am Neingewinn bejtehen. Ihr wahrer 
Betrag ijt dann auch bejjer zu überjehen. Die Banf wird nicht jo leicht zu 
bedenkflicheren Gejchäften verleitet, wie in dem anderen Falle, wo es nicht 
immer ficher ift, eine genügende Rente für das Kapital zu erzielen. Der 
Staat befommt vielmehr nur dann etwas und nur joviel, als nachweisbar 
die Vorrechte einen financiellen Werth haben. Billige Rückſicht muß bei der 
Bemefjung des Gemwinnantheild des Staat3 auf das Intereſſe der Bankeigen- 
thümer genommen werden. Es handelt fich alſo in unjerem concreten alle 
darum, die Lage der Kleinen und ber bevorredhteten vier Centralbanken zu 
vergleichen. Nach diefem Geſichtspuncte erjcheint es nicht unangemejjen, erjt 
bei einem Reingewinn von über 6%, eine Gewinnbetheiligung des Staats 
eintreten zu lafjen. Mindeſtens 6%), muß eine Feine Banf auch abwerfen, 
jonjt wird fie für umrentabel gelten und ihre Actien werben gegenwärtig 
faum al Bari jtehen. Wenn eine der vier größeren Zettelbanten nicht mehr 


866) Vertr. zw. Negier. u. Gründern v. 238. Juli (1. Aug. 1868) $ 8: vom 
Neingew. 5%, Divid. an d. Actionäre, vom Rejt '/,, an ben Gefchäftsrefervefonds; von 
dem Berbleibenden ?/; an bie Regierung, ?/; Superbivid. an die Actionäre Die Noten 
ber Oldenb. Landesb. gelten als Staatspapiergelb db. Did. Staats. 

867) Geſ. üb. Verleih. d. Rechts d. Not. ausg. and. Bab. B. v.1870, Art. 14: 
außer d. gewöhnt. Steuer hat db. B. noch !/, besjen. Ueberſchuſſes v. jährl. Reingewinn, 
der nad Abzug 5%, Divid. an die Actionäre fowie nah flatut. Dotat. d. Ref. y. u. 
nach Abzug des Gewinnantheils f. d. B.:Beamten bleibt, an bie Staatscaſſe zu geben. 
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erträgt, jo zeigt fi, daß bleibend oder zeitweife der finanzielle Werth ber 
oben genannten Vorrechte nicht in's Gewicht fällt oder durch die in den 
Verpflichtungen übernommenen Laften aufgewogen wird. Das höhere Stamm: 
fapital, die jtärfere Baarcafje, die fich bei den Gentralbanfen anjammelt, 
find namentlich leiht Momente, weldhe die Nentabilität drüden. Die Thei- 
lung des 6°%/, überjteigenden Gewinns zwiſchen Staat und Banf zu gleichen 
Hälften wird der Eine zu günftig, der Andere zu ungünjtig für die Actio- 
näre finden. Es ließen ſich aud andere Theilungsmodalitäten befürmorten. 
Bei der Preußiſchen Bank bezieht der Staat gegenwärtig jhon die Hälfte 
des Reingewinns, mwelder bleibt, nahdem das Staatsactivfapital mit 31/, 
und das Privatfapital mit 41/,0/, vorweg verzinft wird. Wenn die von 
und vorgejchlagene weitere Erhöhung des lebteren erfolgt, jo wird mohl 
dieje jehr günftige Betheiligung de3 Staat? am Gewinn etwas gejchmälert 
werben müfjen. Ob ſoweit, wie wir beantragten, mag ftrittig fein. Vielleicht 
ließen ſich die beiden gegenüber jtehenden Anterefien jo vereinigen, daß der 
Antheil de8 Staat mit jedem Procent Dividende, dag die Actionäre ers 
halten, etwa3 wächſt. Jedenfalls wird es nicht jchwer fein, ein billiges Ver: 
hältniß feitzuftellen. Die Verminderung des Staatseinkommens aus der 
Bank rechtfertigt fich eben durch die vergrößerte Solidität des Inſtituts. 
Das etwa für den Staat eintretende lucrum cessans bildet dann gleich- 
ſam einen Ausgabepoften auf dem Conto der Volkswirthſchaftspflege. *68) 


e. Die Höhe und Veranlagung bes Rejervefonde. 


Für den Nejervefonds find zum Xheil diefelben Gejichtspuncte maß— 
gebend wie für dag Stammkapital. Er kann ald Gejhäftsfonds und als 
Garantiefonds und in lebterer Eigenjhaft wieder in mehrfacher Weije 
dienen. Auch bier ift zu beachten, daß die Lehre vom Bankreſervefonds nur 
ein bejonderer Theil der Lehre vom Mejervefonds und feiner Function in 
der einzelwirthiggaftlihen Unternehmung überhaupt ift. Nah den Bankge— 
jegen, Statuten und der obmaltenden Praris laſſen ſich folgende drei 
Zwecke eines Nejervefonds im Bankbetrieb deutlich unterjceiden. Doc hat 


868) Der Gewinnantheil bes Staats bei db. Preuß. Banf war Taufend Thlr. 
4858 1,115 1862 918 1866 1.982 


1859 1.24 1863 1.208 1867 1.912 

1860 19 1864 1.656 1868 1.388 

1861 720 1865 1.653 1869 1.624 
Rechnet man für bie nächſten Jahre bei der Erhebung der Preuß. zur Norddeutſchen 
Gentralbanf auf einen Durhichnittsnotenumlauf von 180 Mill. Thlr , auf 30 Mill, Thlr. 
Depofiten u. Gutachten u. 100 Mill. Thlr. Metallbeftand, jo bleiben 110 Mill. Thlr. zur 
zinsbaren Anlage übrig. Dazu treten Kap. u. Rei. $. mit 36 Mill. Thlr,, alfo im Ganzen 146 
Mill, Thlr. „Anlage zu nicht boch gerechnet) 4%, im Durhicnitt. Dies ergibt einen 
Bruttoertrag von 5.5 Mill. Thlr. Davon geht ab: 0.6 Mill. Thlr. Depof. zinfen, 0.7 Mill. 
Thlr. Verwaltungstoften (1867 3. B. 0.6'*, 1869 0.775 Mill. Thlr., aber bei ber Ausdehnung 
bes Geichäfts, ber Filialen, nach Aufbeb. der Stempel: u. Portofreibeiten bei —— 
Beſteuerung in Zutunft mehr), 0.6? Mill. Thlr. f. Verzinſ. u. Tilgung ber Staatsanl. 
v. 1856, zuſ. 2.12 Mill. Thlr., bleibt alſo ein Reingewinn von 3.7? Mil, Thlr. Die 
6%/, Div. der Actionäre f. 30 Mil. Thlr. macht 1.9 Mill. Thlr. aus, es bleiben alfo 
zur weiteren Vertheilung noch 1.9? Mill, Thlr., wovon bie Hälfte an den Staat, bie 
andere an die Actionäre. Dieje erbielten demnach nody 3.2%/,, im Ganzen 9.20), Div. 
Beide Theile können zufrieden fein. 
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man öfters alle oder mehrere diefer Zwecke gleichzeitig im Auge, nur daR 
der eine oder andere mehr hervortritt; 

4) Der Reſervefonds zur Erhöhung des Stammfapitals 
6: 1.8); 
— Reſervefonds zur Deckung von Verluſten im Bank— 
betrieb (j. u. 4). 

3) Der Rejervefonds zur Ausgleihung, bezw. Ergänzung 
der an die Bankfeigner (Actionäre) auszuzahlenden Jahres: 
dividende (j. u. y). 


a. Der Nefervefondbs zur Erböbung bes Stammfapitale. 


Der Reſervefonds joll hiermit als Gejhäftsfonds und 
als allgemeiner Garantiefonds, Daher eben jo wiedas Stamm: 
fapital dienen und legteres anſehnlich verjtärfen. Er wird des— 
halb aus dem Jahresgewinn allmählig angejammelt, erhält etwa bejondere 
Einnahmen zugejchrieben, wie 3. B. diejenigen, melde aus der Emiſſion 
neuer Bankfactien mit Agio 869) oder aus dem unter Pari erfolgten Ankauf 
zu amortifirender Actien hervorgehen, erreiht auf diefe Weile nah und 
nad eine bedeutendere Höhe (öfters 20—50%, des eingezahlten Stamm: 
fapital3) und vergrößert aljo daß eigene Vermögen der Bank mitunter 
beträchtlich Die Anjammlung des Reſervefonds, welcher übrigen? auch bier 
zu den weiteren Sweden zugleich mit zu dienen pflegt, ift in dieſem alle 
aljo nichts Anderes, als die Zurücdbehaltung eines Theiles des Jahresge— 
winns zu Gunjten der Anftalt (des in ihr jteefenden Gefammtvermögens 
der Bankeigner) anjtatt der üblichen Vertheilung dieſes Gewinns an bie 
Actionäre oder jonjtigen Eigenthüner. 

Ein jolcher Rejervefonds kommt bejonder3 in zwei Fällen in der 
Prariß vor: einmal bei Banken aller Art, welche urjprünglich mit einem 
fleinen Stammfapital gegründet wurden und für Geſchäftszwecke, be 
fonders aber al3 Garantie für ftarfe Pafjiva ein größeres eigenes Kapital 
für notwendig halten, ein jolches jedoch aus Rentabilitätsrückſichten oder 
anderen Gründen nicht durch Erhöhung des Stammfapitald oder neue Ein: 
zahlung auf Actien u. j. m. bejchaffen wollen oder fönnen; jodann, aller: 
dings eigentlich nur ein bejonderer Fall des vorigen, bei großen (Gen: 
tral=) Banken, welche ebenfall3 auf diefe Weiſe ſich einen ſtärkeren allge: 
meinen Garantiefonds jchaffen wollen. 

Banken der erjtgenannten Art find z. B. Sparcajjen (ſ. o. ©. 426), 
fog. Volksbanken, dann von eigentlihen Banken für mercantilen Credit 
die englijden Joint-Stock-Banken, bejonderd die großen Londoner, 
deren Nejervefonds wohl bis 50%), des eingezahlten Stammkapital erreichen 
(j. o. ©. 427 u. Tab. XI, London und Wejtminfter), ferner die jchottijchen 


869) 3. DB. wurden die neuen Actien der Franzöſ. B. bei ber Verbopplung bes 
Kapitals i. %. 1857 den bisher. Actionären zum Preile von 1100 Fes. für 1000 Fee. 
Nom, werth überlaffen und fo eine „neue Reſerve“ von 9.125 Mill, cs. gebildet, Sei. 
v. 9. Juni 1857 Art. 3, — Nach d. Vertr. zw. Staat u. Banf v. 1856 Art. 11 u. d. 
Gej. v. 24. Sept. 1866 fließt das bei Vermehrung des Einichußfapitals der Banfan- 
theilseianer einfommende Aufgeld bei d. Preuf. B. zum Reſervefonds. Es murbe bei 
ber legten Vermehrung i. X. 1866 auf 25%), feftgeießt, dadurch alio der Rei. F. um 
41% Mill, Thlv erhöht. — Ebenſo Raier., Frankf. Bad, B. ua. m. 


— 45 — 


Banken (ſ. o. ebendaf. Tab. XI). Die Anfammlung eines ftarfen Ne: 
jervefond3 ijt in dieſen Fällen jehr zweckmäßig. Sparcafjen und Volksbanken 
werden ohne oder mit einem nur ganz geringen eigenen Kapital gegründet, 
die Anjammlung eines jolhen aus dem Gewinn iſt daher dringend noth— 
wendig. Namentlih wenn Dritte eine Bürgfchaft übernommen haben, be: 
fanntlih ein häufiger Fall bei Sparcafjen, muß durch Anlegung eines Re— 
jervefonds der Anjtalt jelbjt die Gefahr, daß diefe Dritten bei Verluften 
u. ſ. m. in Anſpruch genommen werben, thunlichft bejeitigt werden. Achnlich 
verhält es fich bei den engliſchen Banken mit unbejhränfter Haftbar— 
feit der Betheiligten. Der ſtarke Reſervefonds joll hier die etwaige Inan— 
ſpruchnahme diejer Betheiligten mit Nachſchüſſen weiter hinaus rüden. Es 
iſt daher ganz gerechtfertigt, zu dieſem Zwecke einen größeren Theil des 
jährlihen Reingewinns zurüd zu behalten. Die Dividende der Betheiligten 
bejteht denn bier auch formell öfters in zwei Theilen, einmal in einer Gut— 
jhrift eines Geminnantheils, d. h. aljo eines Antheild am Nejervefondg, 
der nur bis zur Auflöjung der Bank ebenjo wenig als der Kapitalantheil 
berausgezogen werden kann, ſodann in einer auszuzahlenden Geldjumme, der 
eigentlihen Dividende. 

Auf dem Continente ift dieſe Art des Reſervefonds bei den kleineren 
Depofitene und Zettelbanfen wenig üblich oder, wo fie mitunter durch die 
Statuten vorgejhrieben ift, erjcheint fie nicht am Plate. E3 ift nämlich Klar, 
daß ein ſolcher wejentlih nur zur Verſtärkung des Stammkapitals dienen- 
der Nejervefonds nur zweckmäßig ift, mo diejes Kapital von Anfang an 
abjolut und relativ Hein ift und mit der Ausdehnung der Gejchäfte immer 
mehr zu Mein wird. Wenn aber nun die Banken von vornherein mit einem 
relativ großen Stammkapital angelegt werden, wie ingbejondere die Mehr: 
zahl unſerer deutjchen Zettelbanfen, wenn ferner daneben der Gejchäftsfreis 
eng gezogen und etwa die Ausdehnung der Paſſiva (die Höhe des Noten: 
umlauf3 und der Depofiten) noch beſonders beſchränkt ijt, wenn endlich in 
Folge aller diejer Verhältnifje die Banken ſchwach rentiren, jo ijt es offen= 
bar ganz unpajjend, auch noch auf der Anjammlung eines ſtarken Reſerve— 
fonds zur Erhöhung der eigenen Mittel der Bank zu bejtehen. 

In diefen Fehler verfiel man namentlich in den Bejtimmungen über 
ben Nejervefonds der preußiſchen Privatbanken. Dieje Anjtalten jollen 
einen jolchen Fonds bis zu 25%, des Stammfapital® (meift von 1 Mill. 
Thlr.) anfammeln und dazu vor jeder Dividendenzahlung mindejtens 2U°/, 
be3 Reingewinns verwenden und find doc jo außerordentlid bejchränkt 
binfihtlih der Ausdehnung ihrer Gejchäfte. 979%) Bei diejen Banken jollte 


870) Die Statuten aller Priv. B. find im Meientl. gleichlautend in dieſem Punfte: 
nad den älteren Statut. geht vom Reingew. zunädft die Tantieme des Verwaltungs— 
raths ab (nach deren Abrehnung, da jie nur einen bejonders berecdhn. Theil ber Ver: 
waltungsfojten bildet, richtiger erft vom Neingemwinn geiproden wird), Dann find 
mindeftens 20, in den neueren Statuten minbejtens 162/,°%, aus dieiem Reingew. 
zum Ref. F. zu legen, bis er 250,000 Thlr. beträgt. Mußte er einmal zur Dedung v. 
Berluften vermindert werden, jo darf einftweilen nur bie Hälfte des Reingewinne 
als Divid. vertheilt werden, bis mit der anderen Häljte d. Ref. 5. wieder auf jeine 
frühere Höhe gebracht ift. Beim Berl. Caſſ. ver. ift nur ein Rei. F. von 150), des Kay. 
verlangt, anzuſammeln aus d. Hälite des Ertragsreits, nachdem eine Divid, v. 5%, 
bezahlt it. — Pomm. B. Stat. v. 1849 auch 25%, Reſerve, aber weniger enge Vor: 

Wagner, Zettelbanten. 0 — 
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der Reſervefonds richtiger nur zur Deckung von Verluſten und zur Er— 
gänzung der Dividende u. ſ. w. mit dienen. In der vorgeſchriebenen Höhe 
iſt er zu letzteren Zwecken unnütz groß. Die niedrige Rente und die kümmer— 
liche Entwicklung der preußiſchen Privatbanken hängt auch- mit dieſen un— 
zweckmäßigen Vorſchriften über den Reſervefonds, welche eine übertriebene 
Aengſtlichkeit eingab, zuſammen. 

Sonſt empfiehlt ſich übrigens grade auch für unſere deutſchen und 
überhaupt continentalen kleinen Zettel- und Depoſitenbanken die Be— 
folgung des Princips, einen Reſervefonds zum Zwecke der Erhöhung des 
Stammkapitals anzuſammeln. Dan beginnt dann richtiger Weiſe mit klei— 
nen Stammfapitalen, vermeidet eine Menge Nachtheile der zu großen, 
vollends anfangs jchwer rentabel zu macenden -Kapitale und paßt den 
wirklihen Betrag der eigenen Mittel viel befjer der allmäligen Ausdehnung 
der Gejhäfte an. Der Umfang der etwaigen „Notenrechte“, melde nad 
unjeren früheren Vorjchlägen in der materiellen Bankgeſetzgebung zu geben 
find (j. o. ©. 438), fann dann nad der Höhe de eingezahlten Stammes 
fapital3 unter Zujchlag eines bejtimmten Theils de Nejervefonds zu diejem 
Kapital nad) den früheren Grundjägen bejtimmt werden. Ein anderer Theil 
des Mejervefonds wäre nämlich zur Tragung der Verluſte u. j. w. auszu— 
ſcheiden (ſ. u.). 

Hinſichtlich der Höhe auch dieſes Reſervefonds erſter Art brauchten 
die Statuten übrigens keinerlei weitere Beſtimmungen zu enthalten. Die 
Anjammlung an ji, die Normirung der Höhe wäre der Bankverwaltung 
ganz frei zu jtellen. Die in einzelnen deutichen Statuten zu findende Vor: 
ſchrift, daß der Reſervefonds überhaupt eine gewiſſe Höhe nicht überjchreis 
ten dürfe, 971) ijt ebenjo unpafjend, wie die obenerwähnte für die preußis 
ſchen Privatbanfen. Laſſe man das doch die Banken jelbjt bejtimmen. 

Tür die Veranlagung eines jolchen Reſervefonds gelten folgerichtig 
die nämlichen Bejtimmungen wie für das Stammkapital jelbjt. Im Uebrigen 
fteht auch in Betreff diejes Punftes nicht? einer freien Entſcheidung der 
Bank allein entgegen. Die Vorſchrift in Gejeken oder Statuten, daß die 
Activa eines jolden Fonds in ganz bejonderer MWeije, getiennt von 


ichriften in Betr, der Anfammlung. Daraus, daß ber Ref. F. der preuf. Priv. Banfen 
nur für die Dedung derjen. Verlufte dient, welche das Stammfap. felbft treffen, wäh— 
rend alle anderen zuvor aus ber Jabreseinnahme zu bejtreiten find, ergibt fich deutlich, 
daß die Auffajjung der Ref. Fonds der preuß. Priv. Banken im Tert richtig ift, ſ. u. 
Anm. 884. Die preuß. Priv. Banken haben jet auch meijt ſtarke Rei. F. angefanımelt, 
10— 20° ,, 3. ®. E. 1869 Brest. Stabtb. 106,000 (Dotat. f. 1869 16,768), Magd. 
136,00 (Dot. 11,330), R öIn 161,000 (Dot. 12,170), König sb. 159,000 (Dot. 11,338), 
Poſen 162,000 (Dot. 12,905 Thlr.), Pomm. 240,000 (Dot. 24,797), unnötbig viel, 
Daher d. beredit. Antrag in d. Gener.ver. der Magbeb. B. am W. Mai 1870: ben 
Rei. F. nur auf 15%, des Kap. durch jährl. Dotation v. 10%, aus dem Reingewinn 
zu bringen. Ob die Regierung dieſen Antrag genehmigte, ift mir nicht befannt gewor— 
den, ich fürchte nein. 

871), 3,8 Pomm. St. v. 1849 $ 3: nicht über 30%. — Preuß B.0O.$ 18: 
nicht über 50%, d. Einjchußfan.s. — Baier. Stat. $ 4: Re. F. 7',% Min. und 
Mar. — Deii. $ 64 10%, Mar., Braunſchw. dogl. u. a. m. Mehrfach beißt es in 
deutſchen Stat.: zum Ref. %. wird fo und foviel jährlich gelegt, bis er 3. B. 10%, 
bes Kap. beträgt, inplicite auch ein Verbot, ihn weiter zu erhöhen. Richtige Freiheit in 
biefem Puncte, db. b. in Betreff weiterer Erhöhung über 10%,, Brem. Stat. $ 81, 
Hannon, St. 
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allen anderen Geſchäften, angelegt werben ſollen, 872) iſt nicht angebracht. 
Das Richtige für die Bankpraxis ijt wohl, dieſen Fonds ebenſo wie die 
anderen geliehenen und eigenen Mittel anzulegen. 87°) Der Geſichtspunct, 
andere Riſicos zu wählen, daher etwa einen joldhen Fonds nicht in 
Wechſeln u. j. w., jondern in bejtimmten joliden Effecten (in England 
Eonjolö u. dgl., bei ung gute Staatspapiere, Eijenbahnprioritäten) zu pla= 
eiren, kann mitunter richtig fein. Aber er iſt es jedenfalls nicht unter allen 
Umjtänden, deshalb möge auch hierin die Entſcheidung der Bank jelbjt über: 
lajjen werden. 

Bei großen, indbejondere Centralbanken liegen die Dinge wieber 
anders. Ein abjolut hohes Kapital folder Banfen wird, wie wir gejehen 
haben (j. o. ©. 444), auch durd allgemeine Verkehrsintereſſen gefordert. 
Ein joldes zu halten, kann daher einer Bank wohl als Gegenleiltung für 
die Privilegien, welche fie genießt, auferlegt werden. Nehnlich jtellt jich öfters 
die Trage vom Reſervefonds. Bei der Engliſchen,“ Franzdji: 
ihen,®75) Preufijchen, 87% Dejterreihijchen ®7”) Bank und anderen 
mehr ijt daher mitunter nach der ausdrücklichen gejeßlichen und ftatutarifchen 
Behandlung und jedenfall3 nach der erfolgten Entwicklung der Reſervefonds 
auch unter dem Geſichtspunct zu betrachten, daß er als weitere Erhöhung 
des Stammfapitald diene, zu denjelben Zwecken mie leberes. Die wirklich 
vorkommenden Verlujte im Gejchäfte verlangten notorijch gerade bei diejen 
Banken durhaus Feine jo ftarfen Nejervefondg. 877°) Zur Ergänzung 


872) So bei db. Frankf. B., ſ. o. Anm. 815, obne beutlih zwingende Stat. 
beit., ganz in Effecten angelegt. Auch Oeſterr. Nat. B. 

873) Es wird natürlich befondere Rechnung über jeden Ref. F. in ben Büchern 
geführt, aber „er kann jonft zu allen Geſchäften der B., gleich den übrigen Fonds, ver: 
wendet werben u. bildet dbaber einen Theil des werbenden Kapitals ber Bank“, Preuß. 
B.D. 8 18, ähnl. Stat. d. preuß. Priv. Banfen, aber auch meiftens bei and. deutſch. 
Zettelbanfen, wo der Rei, F. nur zu geringerer Höhe zu fommen u. nur für Berlufte 
und Ergänzung ber Divid. verwendet zu werben braucht. 

874) Der ſog. Reft dieſer Banf, c. 3.! Mill. Pfd. oder c, 21-229), bed Stamm: 

fapitals, wird jegt im Allgemeinen nicht mebr vermehrt; er wächſt mur während bes 
Jahrs um ben laufenden Gewinn an u. vermindert fich entiprechend nach ber Zins: 
ablung. 
: 875) Die Banf batte nach d. Ausweis v. Quli 1870 22,105,750 Fes. Reierve 
„der Bank u. ihrer Succuri.“, 4 Mill, Fes. „neue Reſerve“, 7,044,776 8. „Gewinn, 
der 3. Kap. geichlagen wird“ (nämlich der Gewinn aus einem mehr als 6"/, betragen: 
den Disc. od. Lomb.zins, nach Art. 8 d. Gef. v. 9. Juni 1857). Zuſ. alfo 33.15 Mill, 
Referven oder c. 18%, des (auch großentb. immobil.) Kapitals. 

876) Preuß. B. O. $ 18, 36,38. Anſamml. db. Ref. F., indem nad Zahlung v. 
3',%, Div. an Staatsactiv- u. Priv.fap. 3'/,%, vom Üeberſchuß jährl. an Rei. F. 
fommen. Nach Vertr. v. 1856 $ 11, N. 1 fam 4A des Ueberſchuſſes, nachdem 3'/, auf 
d. Staatsactivfap. an d. Staat, 4,0%, an Private vertheilt, in den Rei. F. Durch Gef. 
v. 24. Sept. 1866 ift d. Mar. db. Rei. F. von 50 auf 30%, des Priv.fap.b., aljo jet 
auf 6 Mill. Thlr. normirt. Da er jeßt dieje Höhe erreicht, jo befommt er Feinen Zu: 
ſchuß, bis er burh Dedung von Berluften wieder gejunfen. ©. ©. 468. 

877) Stat. v. 1862 $ 11: Ref. F. ift nah Curswerth feiner Effecten auf 20%, 
des eingez. Bankfonds (110'/, Mill. fl.) zu bringen aus jährl. Gewinn und darauf zu 
erhalten. Betrag E. 1869 15.204 Mill. fl. oder 16.9%, des jetz. reduc. B. fonds v. 90 
Mid. fl. Nah $ 10 der Stat. jollen die Actionäre zunächſt 5%, Divid. erhalten, vom 
Reit ';, in den Rei. fonde. Durch Beichl. d. Gener.verj. u. Fin. min. erl. v. Dct. 1868 
ift dies dahin abgeändert, daß von dieſem Reft nur 10°, an d. Re. fonds kommen. 

8770) Deswegen ift es eigentlich unpaffend, wenn der Rei. f. 2 bei biefen Ban» 
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oder Ausgleichung der Dividenden können letztere bei großen Ban— 
ken öfters auch paſſend mit dienen. Denn der Ertrag dieſer Anſtalten 
ſchwankt leicht beſonders ſtark, indem fi in flauen Zeiten bei ihnen das 
baare Geld hoch anjammelt und die Darlehensanjprüde, zumal bei dem 
meijtend ganz mit Recht nicht unter ein gewiſſes Minimum rebucirten 
Zinsfuße (bei der Preußiſchen Bank nicht unter 4%/,), ſich jehr vermindern, 
während in Geldflemmen und vollends in Krijen vor allen diefe Banken 
vor dem Nik ftehen und zu hohem Disconto jtarf ausleihen. Der Reſerve— 
fonds der großen Banken wird nad den Statuten mitunter zu Ergänzun— 
gen der Dividenden benußt. 978) 

Die Höhe und Veranlagung diefes Fonds ijt demgemäß bier nach 
denjelben Geſichtspuncten wie diejenige de8 Stammkapitals zu beinefjen. 
Reicht letzteres allein Ihon aus und iſt e8 namentlich nicht immobililirt 
(wie großentheild bei der Engliichen, Franzöſiſchen und Oeſterreichiſchen 
Ban), jo kann auch der Nejervefonds Fleiner jein, mehr in Effecten placirt 
werden und umgekehrt. Die große Reſerve der Engliihen Bank wird durch 
die Feſtlegung von drei Vierteln des jonjt jo jtarfen Stammkapitals moti- 
virt (j. Anm. 874). 

Der Nejervefonds der Preußiſchen Bank war mit Net relativ (im 
Verhältniß zum Stammkapital) hoch und jollte früher noch weiter vermehrt 
werden, weil dad Stammkapital recht niedrig und noch dazu auch jtark in 
Effecten angelegt war und zur wadjenden Ausdehnung der Gejchäfte immer 
geringer wurde. Jetzt iſt der Betrag des Hefervefonds jeit der Erhöhung 
des Privatkapitals von 15 auf 20 Mill. Thlr. im Jahre 1866 auf 30%, 
diejed Kapitals oder 6 Mill. Thlr. firirt. Bei der mittlerweile erfolgten 
weiteren Gejhäftsausdehnung der Preußiſchen Bank, namentlich in Folge 
der Anlegung von Filialen u. j. w. in den neuen Provinzen, iſt Kapital 
und Reſerve zujammen immer noch ziemlih ſchwach, jo daß eine weitere 
Steigerung der eigenen Bankmittel durch fortgehende jährlihe Dotation des 
Rejervefonds nicht unpafjend erjcheint (j. o. Anm. 852). Wenn jedoch die 
Kapitalerhöhung auf 30 Mill. Thlr., wie wir beantragten, erfolgt und die 
Effectenanlage nicht über die Hälfte diejes Kapitals betragen darf (ij. o. 
©. 447 u. ©. 452), jo wird der jeßige Reſervefonds von 6 Mill. Thlr. 
ausreichend jein, jomweit der Geſichtspunct maßgebend ift, durch diejen Fonds 
die eigenen Mittel der Bank zu erhöhen. 

Die Beranlagung eines jolden Reſervefonds diefer erften Art wird 
auch bei den großen Gentralzettelbanten am Paſſendſten diejenige im allge 


fen zur Dedung v. Verluften u. Abjchreib. ichlechtweg beftimmt wird, Defterr. St. $11 
al. 1. — Die niedrige Firirung bes Nef.f. der Preuß. B. auf 30 jtatt auf 50%), bes 
Priv. fap.s wurbe mit Recht bei d. Verbanbl. i. %. 1866 mit ben niebrigen Berluften 
nach längerer Erfahrung begründet, im Disc. geſch. 2 Pig. p. 1000 Thlr. oder p. 
Mille. Aber indem dann doch ein jo hoher Rei. f. beibehalten wurbe, bat man offenbar 
noch ben anderen Geſichtspunct beachtet. 

87°) Defterr, B.$ 10: Ergänzung einer 5%, Divid. aus db. Ref. f., wenn dieſer 
dadurch nicht unter 10%, bes Bankfonds finft. — Preuß. B. O. $ 36: Ergänzung 
einer 3'/,%/, Divid. des eingeſchoſſ. Staats: u. Priv. fap. aus d. Ref.f. S. auch $ 38. 
Nah $ 9 d. Vertr. v. 1856 Ergänzung einer 4’, Div. d. Priv. fap. aus d. Rei. f. 
Die ftarfe Schwanfung im Ertrag der Preuß. B. ergibt fih aus dem Schwanken bes 
Sewinnantbeild des Staats, f. Anm, 868. Die Privaten erhielten 5. ®. 1858 1.1, 
1861 0.70, 1864 1.6, 1866 1.99, 1868 1,6, 1869 1.89? Mill. Thlr. 


meinen Banfgeihäft jein. Eine getrennte Veranlagung und Verrechnung 
ber Beitände dieſes Fonds befteht mit Recht auch meiſtens nicht. 879) 

Bei den deutſchen Gentralbanfen zweiter Ordnung zu Frankfurt, 
Dresden und Münden jheint und die Anjammlung eines Reſervefonds 
bloß zum Zweck, die eigenen Mittel der Banken dadurch zu vermehren, un— 
nöthig, wenn das Kapital dieſer Anftalten auf der beantragten (der jegigen 
entipredenden) Höhe erhalten wird, *80) 


ß. Der Refervefondbs zur Dedung von Verluften im Banfbetrieb. 


Ein folcher Rejervefonds iſt in vielen einzelmirthichaftlichen Unterneh: 
mungen, zumal in denjenigen, worin in größerem Umfange Credit ge— 
geben wird, zweckmäßig oder jelbit nothwenbig. Bei Banken ift er nad 
der Natur diejer Anftalten geradezu unentbehrlid. Seine richtige Function 
ergibt fih, wenn man die im Banfbetriebe vorkommenden Verlufte zer 

liedert. 

Dieſe Verluſte gehen vor allen Dingen aus den Creditgewährun— 
gen und den Effectenanlagen, in zweiter Linie auch wohl aus den 
Metallbeſtänden hevor. Dort handelt es ſich um gänzlich oder theil— 
weiſe, bleibend oder vorübergehend entſtehende Verluſte aus ausbleibenden 
Rückzahlungen von Schulden an die Bank; hier um Cursverluſte an 
Effecten und an Barren und Münzen (beſonders ſolchen der anderen 
Währung). 891) Neben diefen beiden Arten von Berluften find gerade im 
Bankweſen auch jene anderen von Bedeutung, welde aus Diebftahl, Brand, 
aus Betrug und Unterjchleif von eigenen Beamten u. |. mw. hervorgehen. 
Wir lafjen diefe Verlufte hier bei Seite, fie gehören übrigens, da auch fie 
doch nur unregelmäßig, dann aber leicht in größeren Beträgen vorkommen, 
auch zu denjenigen, melde pajjend auf den Reſervefonds genommen 
werben. 89?) 

Unter den Berluften an Anlagen oder Ausftänden kommen einige 
regelmäßig in jedem Gejchäftsjahr in Heinen Beträgen vor, indem kleine 
Poſten unbezahlt bleiben, Heine Cursverlujte bier und da abzujchreiben 
find. 889) Solche Berlufte können unbedingt aus dem Jahresgewinn gedeckt 
werben, fie gehören zu den laufenden Betrieb3foften der Bank. Für jie be— 


879) Die Engl., Franzdf., Preuß. B. legen im allgem. B.geihäft an, bie 
Defterr. u. Frankf. B. nidt. 

580) Frankf. St. $ 66 verlangt im Betr. des Rei.f. zu viel: '/, des Reingew. 
in db. Fonds, Einnahme aus d. Agio auf neue Actienemijfion, Zinfen b. Kap. anlagen 
db. Ref.f., bis d. letztere 20%, des emitt. Kap.s (alſo 2 Mill. fl.) erreicht. Später ift 
db. jährl. Zuſchuß berabgefegt werden (1869 111,100 fl. v. 744,100 fl. Reingewinn, 
Stand €. 1869 1,701,000 fl.). 

881) Mamentl. bei d. Preuß. B. auf Metallbezüge oft ziemlich bebeutenb, ſ. 
Anm. 259. 

862) Man benfe an db. Kal ber Eidbgendff. B. in Bern, ber durch ihren 
Zürder Caſſier Schärr über 3 Mil. Fes. veruntreut wurben —, mehr als ein Drittel 
db. eingez. Cap. v. 9 Mill. Fcb., fat das Doppelte der Notencirculation! Es wurden 
dovon 3 Mill. cs. gleih auf das Kapital, 0. Mill. auf d. vorhand. Ref. f., 48,843 
Fces. auf db. Gewinn bes %. 1869 abgefchrieben. 

663) Manche Meinere beutfche Zettelbanfen haben mitunter Jahre lang feine 
Berlufte in Wechfelgeich. gehabt, z. B.d. Darmt. B. Aber d. Effectengeich. nöthigte 
in ben legten Jahren der Baifje in ber Regel zu einigen Abſchreib. 
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darf es daher nicht nothwendig der Anjammlung eines Reſervefonds. Da 
legterer jedoch für die anderen Verluſte unumgänglid iſt und dieſe wieder 
von den Kleinen regelmäßigen nicht leicht unterjhieden werden, jo kann ein 
einmal vorhandener Reſervefonds pafjend überhaupt zur Dedung aller 
Berlujte dienen. Nach dem Wortlaut der Statuten und der Praxis vieler 
Banken gejchieht e8 auch jo. 8%*) 

Andere Berlujte fommen nicht jo regelmäßig, dann aber öfters gleich 
in größerem Umfange vor. Dahin gehören namentlich die Verluſte an ben 
Darlehen und Effecten während Ereditfrijen volkswirthſchaftlichen (mercan— 
tilen) Urjprungs, während der vollends gar nit voraus zu jehenden 
Krijen aus politiihen Urſachen und Verluſte aus einzelnen zufälligen grö— 
Beren Bankerotten von bisher für folid geltenden Firmen. 

Zur Dedung folder größerer unregelmäßiger Berlufte ift ein Reſerve— 
fonds nothwendig. Das wird in der Statutenbejtimmung anerkannt, daß 
der NRejervefonds für außergewöhnliche DVerlujte dienen joll (Anm. 884). 
Der Jahresgewinn reicht dazu nicht immer aus, jedenfall würde jonjt die 
Dividende jehr ſchwanken, wenn diejer Verluſt ftetS ganz aus dem Gewinn 
gedeckt werden mühte (j. Anm. 884 u. u. 7). 

Die Höhe eines ſolchen Fonds ergibt fich einfach aus folgender Er: 
wägung, durch welche —— die Function des Fonds im Bankweſen noch 
weiter erläutert wird. Die übliche Abrechnungsperiode bei Banken, wie bei 
anderen Unternehmungen, iſt das Jahr. Kämen die Verluſte Jahr für 
Sahr regelmäßig ungefähr glei; hoch vor, jo bedürfte es Feines Reſerve— 
fonds. Die „natürliche“ Periode für die größeren unregelmäßigen Berlujte 
it aber länger. Der Neingewinn des einzelnen Jahres muß aljo um einen 
Betrag verkürzt werden, welder dem durchſchnittlichen derartigen Ber: 
luft während einer Reihe von Jahren entipridt. Diejer, natürlid nur 
approrimativ, aber mit Berüctjichtigung der vorhandenen Riſicos und wo— 
möglid auf Grund vorliegender Beobachtungen zu bejtimmende Betrag iſt 
zu rejerviren. Aus ihm muß ein Fonds in folder Höhe angefammelt 
werben, daß alle irgend wahrjcheinlichen Ertraverlufte auf ihn genommen 
werben können. 

Jede nur einigermaßen jolide Bank wird daher freiwillig einen jols 
hen Reſervefonds anjammeln und deſſen Höhe nad dem hervorgehobenen 
Gefihtspunct beftimmen. Die Deffentlichfeit des Betriebs, der Ausweiſe 
bietet gewiß gerade in dieſer Beziehung eine genügende Garantie, denn 
e3 handelt jid um einen leicht verftändliden Punct, deſſen Bedeutung bei 
der Jahresabrechnung jofort hervortritt. Wie jehr die Natur der Dinge auf 
die Anlegung ſolcher Nejervefonds bindrängt, bemeilt ein Umftand aud im 


584) 3. B. Frankf. B. $ 68: Ref.f. zunähft zur Dedung v, Verluften be: 
flimmt ; ebenjo and. deutſche Zettelb, ftat., worin außerdem mitunter db. Verwendung 
bes Ref. j. Ergänzung ber Divid. vorgefeben, j. u. Aum. 893, Bei viel. and. Zettelbanken 
Fe jedoch nur „außergewöhnliche Berlufte” auf ben Ref. f. genommen werden, Braun 
ſchw. Brem, Deſſ., Thür, Mein. u. a, m. Nur in d. Statut. db. preuß. Priv. 
Banken ift der Rei. t. A gar nicht für die Beftreitung laufender Berlufte be— 
ftimmt, welche vielmebr joweit möglih ganz aus d. lauf. Einnahme zu beden find, er 
foll bier nur eintreten bei einem bilanzmäß. Verlufte am Stammfap., alfo wenn biefer 
Verluft höher ift als der Jahresgewinn. Das ift gewiß nicht paffend, ſ. o. ©. 46 u. 
zeigt, dab der Ref.f. hier feinem eigentlichen Zwecke entzogen wird, 


® 
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deutihen Bankweſen bejonders deutlih. Obgleih nämlich in unferer mates 
riellen Banfgejebgebung die Anjammlung eine allgemeinen Reſervefonds 
zur Dedung von Berlujten immer in den Statuten vorgejchrieben wird, jo 
legen doch mande Banken, aud Zettelbankten, daneben freiwillig wohl 
noch jog. Specialrejervefondgs, Delcrederefondß für einzelne be- 
ſtimmte Gejchäftszmweige an. 9%), Aus dem Jahresgewinn wird aljo ein 
größerer al3 der in den Statuten vorgejchriebene Betrag rejervirt und zu 
jolhen Fonds angejammelt, aus denen dann gewiſſe Verluſte in erjter Linie 
gedeckt werden. Wir halten zwar ein ſolches Vorgehen nicht für geboten, es 
verwidelt auch unnöthig die Dinge und wird häufig bloß durch unzweck— 
mäßige Statutenjaßungen für den allgemeinen Reſervefonds veranlaßt, 
indem leßterer danach etwa nur bedingt in gemifjen Fällen (wie bei den 
preußiſchen Privatbanken) aushelfen, möglichſt auf jeinem einmal erreichten 
Stande erhalten werden joll u. j. w. Aber jedenfall3 zeigt die freimillige 
Anlegung von Specialrejervefondg, daß mindeſtens unter gehöriger Deffent- 
lichkeit ſchon für eine ordentliche Einrichtung diejer Verhältnifje gejorgt 
werben wird. 

Daraus ergibt jih, daß man ji auch auf dem Standpuncte ber 
materiellen Gejeßgebung in Hinjiht des Details der Beſtimmungen über 
den Nejervefonds meit mehr bejchränfen kann, als es zu gejchehen pflegt. 
Namentlid unjere deutſchen Zettelbankſtatuten verrathen hier wieder allzu 
ſehr das Beitreben ängſtlichſter, übertriebenditer Bevormundung. Sie ver: 
langen eine zu große Höbe diejes Fonds, bemefjen diefe Höhe zu wenig 
nad dem Grade ber wahrjdeinliden Rificos in ben einzels 
nen Gejhäftszweigen und nad der erfahrungsmäßigen Größe 
ber VBerlufte und treffen zwecklos ober jelbit jchädlih enge Beſtim— 
mungen über die Anlage, Berwaltung und die Verwendung 
des Rejervefonds. Lebterer wird hierdurch öfters wieder ein Reſervefonds 
der zuerjt bejprochenen Art, zur Erhöhung des eigenen Kapital, was vol= 
lend3 bei unjeren deutjchen- Banken mit ohnehin jchon vielfah zu hohen 
Stammlapitalen unpajjend ift. 

Die Beitimmungen über den zur Dedung von Berluften dienenden 
Rejervefonds dürfen nicht zu gleihmäßig jehablonifiren, jondern müfjen für 
die Berückſichtigung individueller Verhältniffe den nöthigen freien Spiel: 
raum gewähren. Je nachdem eine Bank nur Wechſel- und Lombard- oder 
auch Eontocorrent= und Effectengejhäfte u. j. mw. macht, ijt die Gefahr, 
Verluste zu erleiden, jehr verjchieden. Ebenjo find die einzelnen Kundenkreiſe, 
die Dertlichkeiten, die Zeitverhältniffe von maßgebendem Einflufje auf bie 
Höhe der Verluste. Im Voraus, ehe die Bank Gejchäfte betreibt, läßt ſich das 
ſchwer überjehen. In den Statuten fann man daher auch Feine genügende 
Vorkfehrung treffen, indem man ein für allemal eine bejtimmte Minimal: 
höhe des Reſervefonds normirt. 896) Dabei wird man bald zu viel, bald zu 


865) So z. B. die Deſſ. (1869 8573 Thlr. auf Ref. f., 5000 Thlr. auf Spec. 

vej.f. gebracht, erfterer jegt O.', dieſer 0.0? Mill. Thlr.); Gotb. (Mei.f. E. 1869 68,802, 

Spec. ref.i. 34,206 Thlr.), Mein. (Rei,f. E. 1869 411,503, Spec. ref. f. 41,070 Thtr.), 

Rennen (Reif. €. 1869 127,554, Delered.f. 120,367 Thlr.) u. a. m.; bef. auch 
ejterr. Cred. anit. 

886) Weber einz. beutiche B. f. o. Anm. 870, 876, 880. — Viele Stat. verlan: 

gen, daß durch beftimmt angegebene Dotationen, namentlih durch genau bemeſſene 
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wenig fordern. Wirkſamer als alle die üblichen Statutenvorſchriften ift die 
eine erſt durch das deutſche Handelsgeſetzbuch zur Geltung gekommene Be— 
ſtimmung des Art. 217, daß nur dasjenige als Dividende an die Actionäre 
vertheilt werden darf, was ſich nach der jährlichen Bilanz und, wenn im 
Geſellſchaftsvertrage die Innehaltung eines Reſervekapitals beſtimmt iſt, nach 
Abzug deſſelben als reiner Ueberſchuß über die volle Einlage ergibt. Dieſer 
Artikel reichte allein aus, hindert Dividendenzahlungen bei Unterbilanzen 
und zwingt ſchon zur Anfammlung eined genügend jtarfen Reſervefonds. 
Er hat auch im deutjchen Zettelbankweſen ſchon gute Folgen gehabt. 887) 

Unjerer Anſicht nach darf aljo die Beitimmung der Höhe des Re— 
jervefonds den Banken überlafjen werden. In den Statuten fann man jich 
damit begnügen, unter Hinweis auf den genannten Artikel des Handelsge— 
ſetzbuchs und des norddeutichen Geſetzes über Actiengefrllihaften und auf 
die in letterem Gejeße gleichfalls gegebene Vorſchrift, Effecten nad dem 
Curs werth in der Bilanz anzufegen, 889) die Anjammlung eine NRejerves 
fonds für Verlufte anzuordnen. In Verbindung mit dem Princip der 
Oeffentlichkeit reihen dieſe Vorſchriften jiherlih aus, mährend die Bank 
dadurd nicht zwecklos gebunden und nicht zur Haltung eine übermäßig 
ſtarken Reſervefonds verpflichtet wird. 

Glaubt man indefjen, daß mwenigjtens ein Minimum eines jolchen 
onds jtatutarifch fejtgejett werden jollte, jo fajje man bafjelbe niedrig; 
bis höchſtens 10°%/, des eingezahlten Kapitald ijt bei Zettelbanten mit 

dem gewöhnlichen Activgejchäftstreis, aljo ohne jtarfe oder mit nur ganz 
jolider Effectenanlage fiherlid genug. Auch geitatte man dann die Mitbenus 
kung des Reſervefonds zur Ergänzung der Dividende (j. u. y) und er- 
zwinge nicht in einem Furzen Zeitraume die Anjammlung des Fonds bis 
zur ftatutarifchen Minimalhöhe mitteljt großer, die laufende Dividende jehr 
verfürzenden jährlicher Dotationen. 589) Se enger ber Activgejchäftäfreis 


Quoten des Reinertrags, der übrig bleibt, wenn bie Actionäre eine gewifie Minimal: 
bivid. (3'/,—5%/,) erhalten haben, ber Reif. bis auf 10%, des Kay. allmälig gebracht 
werben joll, 5. ®. Braunfhw., Brem., Darmft, Defj., Gera, Gotba, Han: 
nov,, geipz., Homb., Lux. Mein, Tbür,, Weim, Bab.; bis 15%, bei Roftod 
(v. urfprüngl, Kap.), bie 200, bei Lüb. Komm. b. €. 1869 war ber Stand bes Rei. f. 
u, in 1869 bejien Dotation aus bem Gewinn, 3. B. bei Brem. 132,000 Thlr. G 
ober 2.6*0/, db. Kap. u. 12,262 Thlr. ©. Dot., Lüb. Priv.b. 119,000 M. C. u. 9991 
M., Reim. 143,000 3.3, d. roulir, Kap.) u. 5908 Tblr.. Gera 79,000 u. 6746, 
Sidi. 79,000 u. 33,731, Zur. 600,000 (8.'%,) u. 205,258 Fes. ſ. auch Anm. 885. 

867) Art. 217 d. 9. G. B. madt nur eine Ausnahme f. den Zeitraum der Vor: 
bereitung bis z. vollen Betricb bes Geſchäfts, für den den Actionären Zinſen v. be— 
ſtimmter Höhe bebungen werben bürfen; wichtig für Bahnen, kaum f. Banken. Der 
Abänderungsartifel zu Art. 217 d. H. G. B. im nordd. Gef. über Actiengef. v. 11. Juni 
1870 enthält einen erläuternden, eigentlih müßigen Zuſatz. Die Braunſchw. B. bat 
in folge d. Art. 217 mebrere Jahre lang feine Divid. an ihre Actionäre vertbeilen 
können, fich dadurch aber wieder ganz confolidirt, während d. Thür. B. nod heute 
an db. Unterbilanz leidet, er fie nur allmälig in feinen Poſten biefe abſchreibt 
(1863—69 reſp. Tauſende: 39, 33, 20, 47, 47, 51) u. daneben 40/, Zins auf bie 
Actien fortzablt, 1.0.6. %, sg u. Anm. 233. 

Gef. üb. Act.gei. Art. 239 a 1) „cursbabende Papiere bürfen böcditens zu 
dem Gurswertbe, welchen dieſelben zur Zeit ber Bilanzauiftellung haben, angejegt wer: 
den“. Danach kann d. Preuß. ®. wohl vollends * länger mebr ihre Effecten zum 
Anfaufswerth in bie Bilanz ftellen, f. o. ©. 103, 

859) ©. o. Anm. 870 u. 884 über preuß. Fer banken, Frankf. Anm. 880. 
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gezogen, je ftrenger die Beitimmungen für die einzelnen Gejchäfte, je mehr 
die Effecten augsgejchlofjen, je höher ſchon das Stammkapital ift, dejto nie= 
— iſt die Höhe des Reſervefonds für Verluſte anzuſetzen und um— 
gekehrt. 

Für den Reſervefonds beſteht natürlich ein beſonderes Conto. Doc) 
iſt es wiederum nicht nöthig, die Activa dieſes Fonds ganz zu ſepariren. 
Die Art der Anlage wird paſſend ebenfalls der Bank freigeſtellt. In ein— 
zelnen Fällen, aber gewiß nicht allgemein, iſt die Anlage in Effecten ſtatt— 
haft. Sie bejonder8 zu verlangen, während doch jonft bei Banken mit kurz— 
fälligen, immer al Pari zu zahlenden Paſſiven die Effecten nicht eben be= 
vorzugt werden, ijt folgewidrig. Gerade in der jtatutarijchen und practiichen 
Behandlung der Reſervefonds haben ſich manche Grundjäße eingebürgert, 
Kalter vor einer unbefangenen Kritik und vor der Erfahrung nit Stich 
alten. 
Die Einfünfte ®; Reſervefonds wachſen mitunter nad den Statuten 
dem Fonds ohne Weiteres zu. *0) Nichtiger iſt es, fie zu den allgemeinen 
Einkünften der Bank zu jchlagen und über ihre Verwendung die Bank ebenjo 
frei bejtimmen zu lafjen, wie über die jährliche Dotation des Fonds. 

Auch die Verwendung des Vermögens des Mejervefonds darf der 
Bank möglichit frei überlaſſen werden. Alle Arten Berlujte kann 
diejer Fonds tragen. Die Vorſchrift, daß er dann unbedingt gleich wieder 
möglichjt bald auf feinen früheren Betrag gebracht werden muß, geht in 
diejer Allgemeinheit zu weit. 8) Auch fie ijt ein Ausflug der Anjchauung, 
da durch dem Nejervefonds eigenes Vermögen der Bank angefammelt werben 
joll. Dies führt ung auf den legten Punct. 


y. Det Refervefonds zur Ausgleihung, bezw. zur Ergänzung der an 
die Banfeigner auszuzablenden Jahresdividende. 

Aus dem Vorausgeſchickten folgt implicite ſchon, daß ein Reſervefonds 
zur Deckung von Verluſten pafjend zugleich als Fonds zur Ausgleihung ber 
Dividende mit dienen könne. Dies iſt in einzelnen Statuten mitunter aus— 

eichlofjen, 892) aber ohne Grund. Denn der Rejervefonds hat bei entjpres 
Rise Höhe des Bankkapitals nicht den Zweck, immer nur möglichit ine 
tact gehalten zu merden. Das Rifico der Ertragsijchwanfungen wegen 
flauen Gejchäfts, niedrigen Zinsfußes u. j. w. tritt in den Bankunternehm— 
ungen noch ſtärker als in anderen Unternehmungen hervor. Um daher die 
Dividende nicht allzu ſtark variiren zu laſſen, ijt es zweckmäßig, in guten 
Geſchäftsjahren einen etwas größeren Betrag aus dem Jahresgewinn zum 


Viele andere beutfche Zettelb. verlangen, daß "/,o besijen. Gewinns, welcher bleibt, nach— 
dent die Actionäre 4%, Div. erhielten, in d. Ref.f. fommt; io bei db. meiften in Anm, 
886 genannten. Das genügt in Berbindung mit der Beftimmung des Hanbelsgef. buchs 
wohl. 

89) Frankf. Bad. B. u. a. m. 

5) Preuß. Priv. banfen ſ. Anm. 870. Roft. B. 8 112. Darmſt., Deſſ., 
bedingt, u. a. m. 

592) Preuß. Priv. banfen Anm. 876, 884. Ausdrüdlic dient ber Rei. ir. 
nach d. Stat. mit 3. Ergänzung der Divid, u. N. bei d. Preuß. B. felbit, ſ. Anm. 
878, Defterr. B. eb, Frankf. f. Anm, 893, Goth. $ 36 (z. Ergänz. d. Div. bis 
auf 4%), Homb. $14 deal, Zur. 544 deal, Büdeb. Wo es nicht befonders gejagt 
it, kann d. Mei. f. kaum zu diefem Zwede benußt werben. 
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Reſervefonds zu ſchlagen und dafür in ſchlechten Jahren die Dividende aus 
dieſem Fonds zu ergänzen. Bei Eiſenbahnunternehmungen hat man befannt= 
lich neuerdings auch ſolche Reſervefonds angelegt. Für die Mafje der Actio- 
näre ijt es vortheilhaft, wenn die Dividende nicht zu ſtark ſchwankt. Die 
Actien werden dann ähnlich wie Papiere von feſtem Zinsfuße in meiteren 
Kreifen, auch im kleineren Kapitalijtenpublitum, zur fejten Anlage benußt 
und dadurch weniger bloße Speculationspapier der Börje. Der Staat hat 
aljo gewiß fein Intereffe, die Anjammlung eines Reſervefonds diejer Art 
ober die Benußung des MRejervefonds für Berlufte auch für dieſen Zweck 
zu bindern. Demgemäß find die Statuten zu fafjen. Wie weit eine Bank den 

onds zur Ergänzung der Dividende benugen will, fann ihr zu bejtimmen 

berlafjen werben. 899) Eine zu jtarfe Schwächung der Nejerve würde dur 
die Öffentlihe Controle ſchon verhütet werden. 

Nur bei den Gentralbanfen bedarf e3 ange einer Bejtimmung 
darüber, nah weldher Dotation und daher von welcher Höhe bes Re: 
fervefonds an der Reinertrag zwiſchen Staat und Bank zu theilen ift (j. oben 
©. 451). Wir würden vorjchlagen, daß es bei der Preußijchen Bank bei 6 
Mill. Thlr. Rejervefonds, d. 5. 30%, vom jegigen Privatfapital oder 20%, 
vom fpäteren Kapital verbleibt und bei den drei Kleineren Gentralbanfen zu 
Frankfurt, Dresden und Münden zum Zwed der Berehnung bed 
Gewinnantheils des Staats ein Rejervefonds von 10°), des Kapitals 
in Ausficht genommen wird. Bis dieje Höhe erreicht ift oder, fallö der Re= 
jervefonds einmal angegriffen wurde, bis fie von Neuem erreicht iſt, bliebe 
eö den Banken frei efelt ‚ aus dem Sahresgewinn (nad) Abzug auch ber 
Steuern u. j. m.) 10%, zur Dotation diejes Fonds zu verwenden. Der als—⸗ 
dann verbleibende Gewinn biente zuerjt zur Auszahlung einer Dividende 
von 6°), an die Actionäre. Der Reſt würde zwijchen Staat und Bank ge— 
theilt. Halten es jedoch die drei kleineren Centralbanken (allenfall3 auch die 
Preußiſche) nicht für geboten, einen jo hohen Reſervefonds anzujammeln 
oder wollen fie wenigſtens die Jahresdotation verringern, alfo den Fonds 
langjamer zujammenbringen, jo bleibt ihnen die unbenommen. Nur tritt 
aladann die Theilung des Gewinns mit dem Staate bereitö ein, wenn aud 
die Dotation ſchwächer ausfällt. 





893) Frankf. $ 68, wenn d. Ref. f. 5%, bes eingezahlten Kap. überfchreit., darf 
in außerord. Fällen ein Theil, body nicht über die Hälfte des Plus im Rei. f., zur Ergänz. 
b. Jabresbiv. benugt werben. Eine Beihränfung ber Benukung ift auch in ber Be 
ſtimmung enıhalten, daß bie Divid. nur bis auf 3. B. 4 oder 5%, aus d. Rei. f. er: 
gänzt werben darf, ſ. Anm. 892. 
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5. Die Reitung und Verwaltung der Zettelbant. 

An diefem Abjchnitte iſt dreierlei zu erörtern: 

1. Die Organifation der Leitung und Verwaltung, bejonders die 
Einrichtung der Bankbehörden einjhlieglid der Generalverjamm- 
lung der Xctionäre, jei es für die Gejhäftsführung, ſei es für die 
Gontrole (j. unten a). Ä 

2. Die wirklide Führung der Geſchäfte, namentlid die bank— 
techniſchen Grundjäße, nad denen dieje Gejichäftsführung erfolgen 
muß. Die meiften hieher gehörigen Punkte jind bereits bei den einzelnen 
Bankgejchäften erledigt worden, namentlich im 2. Abjchnitt von der Dedung 
der Banknoten (S. 239—371) und im 3. Abjchnitt von den übrigen Paſſiv— 
und Activgejhäften der Zettelbant (©. 371—423). Es bleibt nur noch 
ein wichtiger Punkt übrig, den man kurzweg als die Frage der Dis— 
contopolitif bezeichnen kann (j. unten b). 

3. Der Rechnungsabſchluß auf Grund der Aufjtellung der 
Bilanz und des Abſchluſſes des Gewinn: und BVerluftconto’8 am Ende 
der Gejchäftsperiode, aljo die Abrechnung über die Verwaltunskoſten, 
die Auszahlung des Gemwinnes an die Eigenthümer (der Dividende 
an die Actionäre) (j. u. c). 

Mas den erjten Punkt, die Organifationsfragen, anlangt, jo ijt des 
engen Zuſammenhangs wegen viele dahin Gehörige bereit3 im 2. Capitel 
bes 2. Theil, namentlich in dem Abjchnitte von der materiellen Controle 
des Staates über die Banken abgehandelt worden (S. 129 ff). Dies gilt 
insbejondere von der Organijation der Leitung und Verwaltung der großen 
&entralbanten (©. 144). Im Nahtrage zu letterem Abjchnitt ijt die 
Frage, ob die Leitung und Verwaltung einer ſolchen Bank eine private 
fein oder vom Staate ausgehen ſoll, mit Rüdficht auf die Preußiſche 
Banf bei deren bevorftehender Umgeftaltung noch einmal in Erwägung 
gezogen und weſentlich aus jocialpolitijhen Gründen zu Gunjten der 
Staats verwaltung beantwortet worden (j. Nadtrag N. 59). Es erübrigt 
aljo jest noch die Behandlung der Organijationsfragen für die Zettelbanten 
im Allgemeinen, namentlih für die mittleren und kleineren, welche etwa 
unter ein allgemeines Bankgeſetz gejtellt werden, ohne bejondere Privilegien 
oder Eremtionen vom gemeinen Rechte zu genießen. 

Auch in Betreff diefer Frage können wir und kürzer faſſen als in 
ben meilten anderen Abjchnitten. Denn die allgemeine Organijation der 
Leitung und Bermwaltung der Zettelbanten, die go. der einzelnen Bank— 
behörden, die Stellung und Gompetenz der Generalverfjammlung u. ſ. m. 
bieten faum thatjählich und noch weniger nothwendig aus inneren jadhlichen 
Gründen etwas Apartes im Vergleich mit anderen Banken. Bei der Zettel: 
banf ijt die Sicherheit und die Leichte Realifirbarkeit der Gapitalanlagen aller- 
dings fajt noch wichtiger al3 bei anderen modernen Banken, etwa mit Ausnahme 
der Sparkaſſen, z. B. bei Depojiten- oder Hypothefenbanten. Denn wegen der 
Eigenthümlichkeit der Paſſiva der Zettelbant, aljo wegen der Natur der Bank— 
noten, werden durch eine etwaige Anfolvenz oder jelbjt nur durch eine 
augenbliclihe Stockung der Baarzahlungen hier andere empfindlichere 
Släubigerkreife berührt als bei fonftigen Banken. Zumal wenn Noten in 
einen Stüden ausgegeben find, kann e3 auch für den Staat nahe liegen, 
dur bejondere Vorſchriften möglichſt für eine gute Leitung und Verwaltung 
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gerade der Zettelbank zu jorgen. Bezügliche Bejtrebungen traten auch 
in -der deutjchen wie in der fremden Geſetzbung und in den Statuten hervor. 
Jedoch in der Hauptſache läßt ſich hier wenig an derjenigen Organiſation 
der Behörden abändern, welche durch die Natur der Zettelbant als Banf 
überhaupt und namentlih als Metiengejellihaft geboten und zum Theil 
ihon im bürgerlichen Rechte bejtimmt ift. Derjenige Staat, weldher wegen 
der Banfnotenausgabe eine bejondere Fürſorge für die gute Leitung 
und Verwaltung dev Zettelbank jchaffen zu müjjen glaubt, wird dies am 
Liebſten durch die Einrichtung einer bejondern Controle von Staatsorganen 
über die private Leitung und Verwaltung der Bank thun, worüber oben 
eingehend gehandelt worden iſt (S. 129 if.) In einzelnen Fällen hat eine 
Bankgejellihaft auch freiwillig in ihren Statuten, um nad allen Seiten 
möglichite Bürgichaft für ihre Solidität zu bieten, oder veranlakt durd) den 
Staat, eine bejondere Bankbehörde eingerichtet, welche gerade über die als 
Deckung der Banfnoten dienenden Gapitalanlagen (Ausleihungen) noch 
bejondere Eontrole ausüben joll: die Cenſurbehörde, namentlich), aber 
nicht ausichlieglich, für die Wechſelcenſur. Auch dieſer Einrichtung iſt 
in den Abſchnitten von der Wechſeldiscontirung o. ©. 295 jf.) und 
Lombardirung (j. 0. S. 337) ſchon gedacht worden. Sie ijt übrigens jelbjt- 
verjtändlich nichts den Zettel banken ſpecifiſch Gigenthümliches, tommt viel- 
mehr auch bei anderen Banken ihon wirklich vor und iſt wohl ganz allge: 
mein für Disconto- und Yombardbanfen jowohl, als für jolde Banken, 
welde in Contocorrent Vorſchüſſe machen, auf Hypotheken leihen und 
Effecten kaufen, zu wünſchen. 

Der ſpeciellen Aufgabe dieſes Werks gemäß, welche ähnlich auch in 
dem 3. Abſchnitte von den übrigen Paſſiv- und Activgeſchäften der Zettel— 
bank ausdrücdlich Feitgehalten wurde (S. 372), genügt es alfo für unjeren 
Zweck, die genannten Punkte hier nur mehr curſoriſch zu behandeln. Dies 
iſt bei diejem Gegenftande auch aus dem weiteren Grunde pafjender, weil 
die Zettelbanfen bei uns meiſtens Actien gejellichaften ſind und in 
diejer ihrer Eigenjhaft eine bejtimmte Organijation der Leitung und 
Verwaltung, eine bejtimmte Einrichtung der Behörden bejigen und zum Theil 
nach dem geltenden Nechte bejigen müjjen. Es liegt auch Fein Grund vor, 
die Zettelbank-Actiengefellihaft in diefer Beziehung wegen des Zwecks 
und der Natur ihrer Unternehmung oder ihres Geſchäfts irgend 
weſentlich anders zu jtellen, als jie eben al8 Actiengeſellſchaft geftelft 
ilt. Die allerdings wichtige und interejjante, aber noch wenig behandelte 
Frage nad) der richtigen Organijation der Behörden der Actiengefellichaft 
und nad dev pajjenden Stellung der Generalverjammlung der Actionäre 
fann in t biejem Werke aber nicht Gegenjtand der eingehenderen Digcufjion jein, 

Diejenigen Punkte, welche jih auf die Verantmwortlidhfeit und 
Straffälligfeit der Organe der Bankverwaltung beziehen, find 
ihon früher berührt worden (j. o. ©. 120 u. bei. Nachtrag 52 
hierzu). 

Auch der zweite Punkt, die Frage der Discontopotlitit, betrifft 
nicht nur die Zettelbanten als jolde, jondern die Banken, namentlich 
die Handelsbanten im Allgemeinen, ähnlich wie viele der im 2. und 3. Ab: 
jchnitte diejes Capitels behandelten Einzelfragen fih nit ausichlieglih auf 
die Zettelbanfen beziehen. Aber die Frage der Discontopolitif der Zettel: 
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banf hat doch manches Aparte, was aus dem diefer Bank eigenthimlichen 
Gejhäfte der Bankfnotenausgabe folgt. Yon der Einrihtung der legteren, 
namentlich von der Monopolijirung oder von der Eentralifirung der Noten: 
emiſſion, welche durch die einer Bank ertheilten Privilegien und anderen 
Banken auferlegten Beſchränkungen bewirkt wird, hängt die Discontopolitit 
mit ab. Die Wünjche in Betreff einer bejtimmten Discontopolitif ſetzen 
daher zu ihrer Erfüllung eine bejtimmte Einrichtung des ganzen Zettelbant: 
wejend mit voraus. Die eine oder andere Art der Discontopolitif, 3. B. 
möglichjt jtabiler oder bejtändig. den Coursjhwanfungen folgender Bant: 
discont, Erhöhung des Disconts bei ſtarkem Andrang um Darlehensgejuche 
bei der Bank und bei Metallabfluß oder Neduction der Berfallzeiten der 
discontirten Wechjel, coulante Discontirung an jolvente Häufer in großen 
Krifen jelbjt mittelft größerer Notenausgabe oder Einziehung der Vor: 
ſchüſſe, Beihränfung der Bankeredite u. ſ. w, das find Mafregeln, von denen 
eine jede mancherlei verjchiedene Einwirkungen auf den Geldmarkt, die Gredit- 
wirthichaft, den Handel und Verkehr und überhaupt auf die ganze Volks— 
wirthihaft ausübt. Jede diefer Maßregeln hat aber auch wieder, wenn 
auch nicht zur ausjchlieglichen, unbedingten, jo doch zur wejentlich mitjpie= 
lenden Vorausjegung eine bejtimmte Gejtaltung des Zettelweſens eines 
Landes, z. B. eine mehr centraliftijche oder decentraliftiiche Zettelbankpolitif, 
Will man aljo eine bejtimmte Einwirkung der Zettelbanfen auf die Volks— 
wirthihaft durd) das Medium der Discontopolitit erlangen, oder vermeiden, 
jo muß man die eine oder andere Art der Banfpolitit wählen. Die Banf: 
note hat ferner, wie wir öfters betonten (j. bei. Thl. I, Cap. II), eine bejon- 
dere Junction vor den übrigen Ereditumlaufsmitteln in großen Credit: 
frifen voraus. Damit fie diefe Funktion erfüllen kann, iſt wieder eine 
bejtimmte Discontopolitit geboten. Xettere hängt aber mehr oder weniger 
wieder mit der Organijation, namentlich der gänzlichen, theilweije oder ganz 
fehlenden Gentralijirung der Notenausgabe zufammen und bis zu einem 
gewiſſen Grade davon ab. So ergibt ſich denn, daß die Frage der Disconto- 
politif eine generelle Bedeutung für einige der wichtigften in dieſem 
Werke behandelten allgemeinen Kragen des Zettelbankweſens und der 
Zettelbankpolitif befitt. 

Mandes auf die Frage der Discontopolitit Bezügliche ift indeſſen 
ebenfalls jhon in früheren Abjchnitten dieſes Werks zu berühren gemejen, 
namentlich in demjenigen, welcher von der practiichen Bewährung des conti- 
nentalen Dedungsiyjtems und von den Leiftungen der Centralbanfen in 
Krijen handelte Ä 0. bei. S. 357 ff., 364 ff.). 

Der dritte Punkt endlih, der Rechnungsabſchluß, betrifft 
wiederum Berhältnijje, welche der Zettelbanf ul3 ſolcher nicht ſpecifiſch 
eigenthümlich find. Hier fommen die allgemeinen Rechtsnormen und Gejchäfts- 
regeln theils für Banken überhaupt, theil3 und insbejondere für Actiengejell: 
ihaften in Betracht. Nur eine frage, welche mit dem Rechnungsabſchluß in 
Zujammenhang fteht, ob und wieweit nämlich der ganze Reingewinn als Divi- 
dende an die Actionäre ausbezahlt oder zur Dotation des Rejervefonds 
und zur Bermehrung der eigenen Mittel oder des Stammkapitals 
der Gejellichaft, wie 3. B. im Falle des Bonusſyſtems der engliihen Banken 
mit verwendet werden joll, hat eine bejondere Wichtigkeit gerade für alle 
Banken und fpeciell auch für die Zettelbanfen. Dieje Frag il aber jchon im 
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vierten Abſchnitt dieſes Capitels, bejonders in der Abtheilung von Reſerve— 
fonds (nam. S. 464 ff.), erledigt worden. Am Uebrigen genügt es, ebenjo 
wie bei dem erften Punkte, bei der Organifation der Bantvermaltung, die 
einzelnen ragen mehr nur curjorisch zu behandeln. Mandes auf den 
Rechnungsabſchluß Bezüglide mußte in dem Abjchnitt von der Publicität 
der Bankverwaltung und von der Bantitatiftit ſchon behandelt werden (j. 81 
fi. bei. 113 ff.). 


a, bie Organe für die Leitung und Berwaltung ber Zettelbanf (Banf: 
bebörden uud Generalverfammlung). 


Regelmäßig find die Zettelbanken in Deutjchland und in den anderen mo— 
dernen Eulturjtaaten Actiengeſellſchaften, oder, wie in Großbritannien 
als Soint:Stocd-Companies analoge Gejellichaftsgebilde, wenn aud auf 
abweichender civilrechtlicher Baſis. Cigentliche Privatbanquiergeichäfte haben 
jhon früher und geben vollends jegt nur noch ausnahmsweiſe Banknoten 
au, 3. B. in England. Für unjeren Zwed kann von diejem Falle abge- 
jeen werden. Soweit Zettelbanken nicht etwa Staats- oder Communal⸗ 
njtitute jind, wie Letzteres in Deutjchland die Breslauer und die Gör— 
liter Banf, oder jomeit fie nicht als große privilegirte oder förmliche Monopol 
banken eine auch in diejer Beziehung etwas abweichende Einrichtung haben, 
wie 3. B. die Preußiſche Bank (j. o. ©. 146), können wir e8 daher als 
den normalen, hier allein zu betradhtenden Fall anjehen, daß ſie Actien— 
gejelljhaften jind. 

Darauf geht auch die Entwicklung des pojitiven Bankrechts, in ſchon 
eltenden Beitimmungen und in Bejtrebungen für die ihm zu gebende Ge— 
alba hinaus, jenes in Nordamerika, ») dieſes in Deutjchland. Statt 
der Mctiengejellihaft Fönnte allenfalls nodh die Commanditactien- 
gejellihaft in Betradt kommen. Indeſſen liegt fein entjprechendes Be— 
dürfnig vor. In einigen Hauptpunkten würde die Organijation der Bank— 
behörden aber auch bei beiden Arten von Gefellihaften die gleiche fein. 

Auch in Deutfhland ijt endlih von Anhängern der Banffreiheit das 
alte britijche Princip der unbegrenzten Haftbarkeit der Actionäre mit 
dem ganzen Bermögen für alle Schulden der Gejellichaft jtatt unferes 
eigentlihen Actienprincipg mit der im Ganzen bloß auf die Vermögens: 
einlagen beſchränkten Haftbarkeit der Actionäre befürmortet worden. Manche 
haben die unbegrenzte Haftbarkeit jelbjt al3 unbedingte Vorausſetzung für 
die Banffreiheit und vollends für die Zettelbankfreiheit hingeftellt. Allein 
abgejehen davon, dak die britiichen Erfahrungen keineswegs ficher zu Gun: 
jten des genannten Princips jprechen und dafjelbe in Großbritannien auch 
für neue Banken nicht mehr geboten ift; ferner abgejehen davon, daß die 
neue Einführung dieſes Princips in unjer deutjches Actiengejellichaftsrecht 
erhebliche weitere Bedenken hat und, mie unſere Verhältnijfe ſich einmal 
entwickelt haben, die Actiengeſellſchaft mit beſchränkter Haftbarkeit den Vorzug 
verdienen möchte: die Organijation der Bankbehörden wird dur die An— 
nahıne oder Verwerfung dieſes Princips nicht jo erheblich beeinflußt, wenn 
auch die Eontrole der einzelnen Actionäre und der Generalverjammlung aus 





89) Nur eine Gefellfchait von mindeftens 5 Perfonen darf nad dem nor d— 
amerif, Geſetze v. 1864 eine Banf errichten, 


= 0 


practifhen Gründen des näherliegenden Intereſſes bei unbegrenzter Haftbar— 
feit jchärfer jein wird." Auch bei der gewöhnlichen Actiengeſellſchaft follte 
fie im allgemeinen wie im Intereſſe der Actionäre ebenjo wirkſam fein 
fönnen. Die Anforderungen in diefer-Beziehung jind alſo die gleichen. 
Für das Folgende kann daher die Frage der begrenzten ober unbegrenzten 
Haftbarfeit außer Betracht bleiben. 

Die meiften deutſchen Zettelbanfen find vor dem Erlaß des Allgemei: 
nen Deutichen Handelägejeßbuches, aile bis auf die Württembergifche vor dem 
Erlaß des norddeutichen, jetst als Reichsgeſetz geltenden Geſetzes v. 11. Juni 
1870 über Actiengejellichaften u. ſ. mw. errichtet worden. Im Handelsgeſetz— 
buch wie in diejem Gejete befinden ſich Beltimmungen über die Geſell— 
ihaftsorgane, insbejondere den Vorſtand und den Aufjihtsrath 
welche jetzt auch für die Zettelbanfactiengejellihaften maßgebend find. Dog 
find diefe Beitimmungen größtentheil® nur generell gehalten und ſetzen 
eine jpecielle Regelung der Berhältnijje der Gejellihaft3organe in den 
Gefellichaftäftatuten voraus. Die älteren Statuten find alfo no in allen 
Punkten maßgebend, wo nicht die beiden erwähnten Geſetze ausdrücklich 
andere Rechtsſätze zur Geltung gebradt haben. Die Beltimmungen ber 
Statuten über die Gejellihaftorgane mußten natürli” mit dem vor dem 
Handelsgeſetzbuche giltigen Recht der Actiengejellihaften in Einklang jein, 
jofern nicht der Staat bejondere Abweichungen genehmigte. 

Mit dem jetigen Rechte ftimmen die älteren Bantjtatuten freilich 
immer noch in Hauptpunften überein, da das Handelsgeſetzbuch und das 
Geſetz von 1870 an den privatredtlichen Verhältniffen der biäherigen 
Actiengeſellſchaft nicht jo viel geändert haben. Aber in anderen Punkten be: 
jtehen bemerfenämwerthe Abweichungen. Defter8 tauchen auch Zweifel auf, 
wie fi ältere Statutenbeitimmungen zu dem jetigen Rechte verhalten. 
Unter Anderem ift auch hinfichtlih der Gejellihaft3organe die Termino- 
log ie der Statuten und des jetigen Geſetzes meiſtens verjchieden. Jene pres 
hen von Direction, Verwaltungsrath, diefe von Vorſtand, Aufſichtsrath. 
Häufig, aber nicht immer und namentlich jelten vollftändig, decken ſich dieje 
älteren und neueren techniſchen Ausdrücke Die Direction ftellt meiſtens 
den Vorjtand im Sinne des Handelsgejegbuhs dar, aber nach einzelnen 
Bankftatuten erjcheint auch der Verwaltungsrath oder nod eine bejon- 
dere Behörde als Vorjtand, die Direction blos als abhängige Beamtenſchaft. 
Der Verwaltungsrath, mitunter eine andere Behörde neben ihm, übt die 
Ueberwachungsbefugniſſe des Auflichtärath3 der neueren Gejeße aus, Hat ° 
aber fajt immer einen weiteren Wirkungskreis, namentlid) einen Antheil an 
der Verwaltung. Die obere Leitung ift 3. B. oft ihm übertragen, der Direc- 
tion nur die fpecielle Ausführung. Im Folgenden handelt es fich nit darum, 
zu unterjuchen, wie ſich die Beftimmungen der Statuten über die Gejell 
Ihaftsorgane zum neuen WActiengejellichaftsrecht verhalten. Wir wollen hier 
mehr technijch al3 juriftiich die Organifation der Bankverwaltung betradten. 
Neuere Bankftatuten find natürlich auch in formeller Hinfiht, jo in der 
Terminologie, mit den Vorſchriften des jegigen Rechts in Uebereinjtimmung 
gebracht, jo daß Zmeifel über die rechtliche Stellung der einzelnen Organe 
ausgefchlofien find (alle feit 1862 errichteten Zettelbanf-Actiengejellichaften, 
dann ſolche, welche ihre Statuten erneuerten, 3. B. die Leipziger Bank). 
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Die unveränderten oder nur in einzelnen Paragraphen veränderten 
Statuten älterer Banken, die Mehrzahl, zeigen im Vergleich mit ganz 
erneuerten Statuten oder mit joldhen neuerer Banken im Ganzen eine grö— 
Bere Complicirtheit de3 Behörden-Organismus, ferner eine 
ariftofratifchere Gejtaltung, eine befhränftere Competenz der 
Generalverfjammlung der Actionäre, geringere Redte der le: 
teren der Verwaltung gegenüber, 3. B. in Betreff der Berufung auferor: 
dentlicher Generalverjammlungen oder des Cinbringend von Anträgen auf 
den Generalverfammlungen u. dgl. m. Eharacteriftiich ift, daß in einzelnen 
Fällen bei älteren Banken eine Generalverfjammlung der Actionäre ganz 
fehlt und durch einen Bankausſchuß der meijtbetheiligten Actionäre 
erjegt wird. Später werden die Verfaſſungen und Verwaltungen der Ban: 
ten meiſtens demokratischer und conjtitutionelle Grundſätze fommen mehr 
zur Geltung. Aber nirgends wuchert der Scheinconjtitutionalismus jo jehr 
wie in unjerem Xetiengejellichaftswejen und die Zettelbanten machen darin 
feine Ausnahme. Wielleiht ein wichtiges Moment für tiefgreifende weitere 
Umgeftaltungen dieſer beliebten neuern Gejchäftsform und — für den jpä- 
teren Uebergang der größten und ökonomiſch und jocialpolitifch einflußreichſten, 
geldoligardiichen Actiengejellichaften auf den Staat: Eijenbahnen 895), viel: 
leicht jelbjt andere große Transportunternehmungen außer den längjt Staats: 
injtitut gewordenen Bolten und ZTelegraphen, ferner aud große Banten, 
Verſicherungsanſtalten u. |. w. 

Die Beitimmungen über die Gefellichaft3vorjtände der deutjchen Zettel- 
banken laſſen ji ähnlich wie diejenigen über manche andere Punkte in 
einige ſich deutlich unterjcheidende Gruppen bringen. Apart jteht da die 
Bairiſche Bank, jelbjtverjtändlih die Preußiſche. Die Organifation 
der Leipziger Bank nad) den alten Statuten hat derjenigen der Noftoder 
zum Vorbild gedient. Die Pommer'ſche Bank hat einiges Cigenthümlide 
vor den anderen preußtichen Provinzialzettelbanten, welche Actiengejellichaf: 
ten jind, voraus. Die Statuten diejer Banken find jonft nad) einer Schab: 
lone entworfen, mit geringfügigen Abweichungen auch im Punkte der 
Gejeljhaftsorgane Nur beim Berliner Eafjjenverein find diefe Ab: 
weihungen etwas größer. Die Frankfurter, Bremer, Xübeder 
Privatbant haben jede etwas Apartes, doch gleicht die Organifation 
der Bremer Bank den üblichen anderen gleichzeitig entitandenen. Die 
Frankfurter hat in einigen Punkten, 3. B. im Inſtitut der Cenſoren, anderen 
Banken als Vorbild gedient. Die Statuten der ungefähr gleichzeitig Mitte 
der 50er Jahre während der Zettelbanfmanie entjtandenen Thüringiſchen 
und übrigen mittel- und Fleinftaatlihen Banken (Braunjchweig, 
Hannover, Darmitadt, Quremburg u. |. m.) zeigen unter einander viel Ueber: 
einftimmung, jcheiden ſich aber wieder etwa in zwei Wbtheilungen, von denen 
die eine die thüringifhen Banfen, Braunjchmweig, die anderen die meiften 
übrigen Zettelbanten umfaßt. Endlich kann man die neueren Banken im 
Großen und Ganzen als eine Gruppe zujammenfafjen. Längere Erfahrung im 


‚ 89) Für bie Staatseifenbabnen ftatt der Actiengeſellſchaft s-Bahnen 
plädire ih in Raus Wagner, Finanz⸗Wiſſ. $ 228 ff. bei. $ 240 im eingebenber 
Motivirung. 
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Actiengeſellſchafts- und Bankweſen, der Einfluß des neueren Actiengeſell— 
ſchaftsrechts zeigen jich bier von gleihmäkigem Einfluß. 

Regelmäßig finden fih nun nad den deutichen Banfitatuten fol- 
gende drei Organe der Zettelbank-Actiengeſellſchaften: 

1. Eine Direction, im Allgemeinen der rechtliche Vorſtand der 
Bank (j. u. e). 

2. Ein Berwaltungsrath, der theils ala Vorſtand, theils ala 
Aufjihtsrath im Sinne des neueren Rechts erjcheint (j. u. 2). 

3. Die Generalverjammlung der Actionäre (j. u. y). 

Bei einzelnen Banken kommt als weitered Organ und aud ala 
ftändige Behörde gelegentlich vor: 

4. Ein Bankausſchuß der Actionäre, der theild Befugnijje nad 
Art des Vermwaltungsrath3 haben kann, theils die Generalverjammlung ver: 
tritt oder jelbjt erjegt und dejjen in den Abjchnitten vom Vermwaltungsrath 
und von der Generalverfammlung erwähnt werden wird. 

5. Eine ftändige Revifionscommijfion mit ähnlichen Befug- 
nijfen wie ein Verwaltungsrath. 

6. Ein Inftitut der Cenſoren (Genjurbehörde), melde bie 
Greditwürdigfeit der Discontojucher u. j. m. zu beurtheilen haben. Darüber 
ift ichon früher (©. 293— 300) gehandelt worden. 

Eine einfahe Drganifätion der Bankbehörden, durch melde die 
Gompetenzen der einzelnen Organe zweckmäßig gejchieden und jcharf be- 
ftimmt, und- ein ordentliche8 Qneinandergreifen unter Vermeidung von Weit: 
läuftgfeiten verbürgt und für jtrenge Verantwortlichkeit jede Organs in 
feiner Sphäre gejorgt wird, erſcheint das Münjchensmwerthe. Dieſem Ber: 
langen entipridt die Organifation faum einer Bank volljtändig, mindeſtens 
nicht in allen Punkten, 3. B. in der Feſtſtellung der Competenzen zwiſchen 
den drei oben vorangeitellten Hauptorganen. Die neueren Statuten befriedi- 
gen aber mehr als die älteren. Die typifhen Organe find in unjerem 
Actiengejellihaftsreht ganz richtig im Vorſtand, für die Leitung und 
eigentliche Verwaltung (Gejhäftsführung), im Aufjihtsrath, bejonders 
auch für die Ueberwachung des Vorftandes, in der Generalverfammlung 
für die Vertretung der Actionäre auch gegenüber Vorſtand und Aufjichts- 
rath bingeftellt. Bei der Bank wird die Direction am Rafjenditen ge: 
wiſſe Rechte des Vorjtandes, die Vertretung der Gejellihaft nad) außen 
erhalten, handelnde3 und vollziehendes Organ werden, die jpecielle Geſchäfts— 
führung bejorgen, aber nicht nur jelbjtverjtändlih an die Annehaltung der 
Statuten und der giltigen Beſchlüſſe der Generalverjammlung gebunden, 
jondern auch in der Leitung jelbjt nicht völlig jelbitftändig, ſondern 
dem Bermaltungsrath als vorgejetter Directivbehörde wenigſtens für bie 
obere Leitung, die allgemeinen Gejchäftsreglements, für einzelne bejonders 
wichtige und folgenreihe Maßregeln und Gejchäfte untergeben fein. Die 
rihtige Stellung des Vermwaltuugsrathes der Bank ift einmal durd) 
diefe Function der oberjten Leitung, jodann durch die Thätigkeit als 
Vertreter der inneren Rechte der Geſellſchaft, namentlih al Aufſichts— 
und Gontrolerath angegeben. Die Generalverfammlung bedarf 
umfaſſender und leichter practiich wirkſam zu machender Rechte in Betreff 
der Wahl des Verwaltungsraths, eines weiter veichenden Zuſtimmungsrechts 
zu Statutenänderungen, namentlich zur Erhöhung des emittirten Stamm: 
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capitals, zur Aenderung des Zwecks der Unternehmung, endlich eines 
wirkſamen Reviſionsrechts gegenüber der Geſchäftsführung und ihren 
Ergebniſſen — eines Rechts, das durch beſondere Commiſſäre auszuüben 
fein muß. Darf man die Actiengeſellſchaft und Bank mit dem moder— 
nen Staate vergleichen, - jo müßte die Direction das Minifterium, der 
Berwaltungsrath den Staatsrath, an deſſen Zuftimmung in gemijien Fällen 
dag Minijterium gebunden ift, die Generalverfammlurg das Parlament 
darjtellen. Bemerkenswerthe Aehnlichkeiten finden ſich, — am Ungünjtigjten 
fällt der Vergleich für die Generalverfjammlung aus, jelbft wenn man fie 
mit unſeren auch nicht allmächtigen Parlamenten vergleiht. Da -tritt Die 
Schwäche unſeres Actiengejellihaftsmejend auch weiter in focialpolitifcher 
Hinficht hervor: der oligarchiſche und bureaufratiihe Character. 


a, Die Direction. 


A. Aus den Vorjchriften des Handelsgeſetzbuchs fei bier nurAtt. 227 
fpeciell hervorgehoben. Danach muß jede Netiengejellihaft einen Bor: 
ftand haben, durch den fie dann gerichtlih und aufergerichtlic vertreten 
wird. Er fann aus einem oder mehreren Mitgliedern bejtehen, welche bejol- 
det oder unbejoldet, Actionäre oder Andere fein können. Ihre Beitellung ift, 
unbejchadet der Entihädigungsanfprüce aus beftehenden Verträgen, jederzeit 
widerruflih. Die übrigen Artikel des dritten Abſchnitts des Actiengejell- 
IchaftstitelS enthalten die Bejtimmungen über die Rechte und Pflichten des 
Vorstandes (Art. 27—241). Durch das Geſetz von 1870 haben die Art. 
239 und 240 Aenderungen erfahren. Art. 239 a ift hinzugefommen. Die 
Art. 243, 244, 245, 247, 248, der abgeänderte Art. 249 und Zuſatzart. 
249 a enthalten weitere Beftimmungen über Verantwortlichkeit, eventuell 
Straffälligkeit des Vorſtandes. 896) 

B. Die Statuten deutfcher Zettelbanken, insbejondere derjenigen von 
Letzteren, welche Actiengejellihaften find, bejtimmen über die Direction 
Folgendes, in den einzelnen mwichtigeren, hier in Betracht kommenden 
Punkten, : 

1. Die Functionen der Direction (d. i. Stellung im Ganzen, Auf: 
gabe, Wirkungsfreis, Competenz). In der Regel wird mit dem Namen 
„Direction“ oder einem ähnlichen die oberfte Erecutivbehörde ber 
Bankverwaltung bezeichnet, welche ausdrüclich die Geſellſchaft nah Außen, 
gerichtlich und außergerichtlich, zu vertreten, die Bankgeſchäfte auszuführen, 
das Bankvermögen zu verwalten u. ſ. w., deren Mitglieder gerichtliche Eide 
zu leijten haben u. j. w. Im Einzelnen ift die Competenz verjchieden auch 
wohl nad der Zujammenjegung der Direction,. Mitunter ift dem Verwal— 
tungsrath ein Theil derjenigen Funktionen vorbehalten, die anderswo die 
Direction ausübt. Eine Analyje der Statutenbeftimmungen, wobei die 
einzelnen oben genannten Statutengruppen zu unterſcheiden find, über bie 
Direction ergibt Folgendes einmal im Allgemeinen, dann über einzelne 
Funktionen. 


#96) Vogl. über bie Actiengeſellſchaft nach d. A. D. H. ©. B., Thöl, Handels— 
recht, 4. Aufl., $ 47 a. Ueber die Einrichtung und Reform der Verwaltung bei ber 
Englifchen Bank, worauf bier näher einzugehen nicht nöthig, |. Toofe, Hist. of 
prices, V, 603 ji. 
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a. Stellung im Allgempinen. 89*) Bei den preußifden 
Privatbanken 7) vertritt bie Direction die Gefellihaft nad) außen, 
bringt die Banfgejhäfte zur Ausführung und bejorgt die Verwaltung des 
Bankvermögend. Sie handelt aber nur ſoweit felbftftändig, als die Statu- 
ten umd Inſtructionen fie nicht beſchränken und hat ferner die Vorfchriften 
und Anmweijungen des Verwaltungsrath3 zu befolgen. Kraft dieſer Befug- 
nifje bedarf e3 feiner weiteren Specialvollmacht jelbjt in Fällen, mo bie 
Geſetze fie fordern. 

Bei der Baierifchen Hypotheken: und Wechſelbank hat die den Na- 
men Banfadminiftration führende Behörde etwa die gleichen Befugniffe. 
(Stat. Art. 35.) Bei der Leipziger Bank befteht nach den urfprünglichen 
Statuten ein ſog. Directorium, das halb die Stellung eines Verwal— 
tungsrath3, halb die einer Direction hat. Ihm ift die Leitung der Bank— 
verwaltung, die Vertretung der Gejammtheit der Actionäre gegen Dritte 
übertragen. Die Ausübung dieſer Vertretung erfolgt aber durch einen 
Borfigenden und den vollziehenden Director. Der leßtere, der zu dieſem 
Directorium mit Sit und Stimme gehörende bejoldete vollziehende Director 
hat dann jpeciell die Gefchäfte einzuleiten und nach den Directorialbefchlüffen aus— 
zuführen, wobei ihm einer der fog. verwaltenden Directoren als journirender 
Director zur Hilfe und zur Controle beigegeben iſt (Stat. Art. 75, 77, 
78, 80). Bei der Roſtocker Bank führt diejelbe Behörde, welche bei ber 
Leipziger Bank Directorium heißt, bereit3 den Namen Vermwaltungsrath, 
der hier direct das handelnde und vollziehende Organ der Gejellichaft 
genannt wird und mit Zuziehung des Director8 die Gejchäfte und Angele- 

enheiten der Bank in allen Einzelheiten führt (Stat. Art. 75, 77). Die 
usführung der Gejchäfte erfolgt wie bei der Leipziger Bank durch den 
Borfigenden dieſes re und einen bejonderen Director, der 
Beamter ift (Stat. Art. 77, 78, 80). 

Dagegen ift wieder die Direction der Bremer Bank die Vertre- 
terin der Gefellihaft nah außen, die Verwalterin des Bankgeſchäftes (Stat. 
Art. 55). Ebenjo fteht e8 bei der Frankfurter Bank, nur daß bier die 
Competenz des Verwaltungsraths ſich mehr auf die Einzelheiten der Ge— 
ſchäftsführung erjtredt (Stat. Art. 47, 50); ferner bei der Lübeder 
Privatbank (Stat. Art. 35). 

Die Direction der Braunfhmweiger Bank hat nad den alten 
Statuten die ausführende Verwaltung ausjhlieglih in Händen (St. Art. 
31, 21). Im Ganzen ebenjo jteht e8 bei der Bremer (Art. 47), Go— 
thaer (Art. 43), Thüringer (Art. 39), Weimarer (Art. 42) Banf. 

Bei der Darmjtädter Bank hat zwar die Direction auch die übliche 
Stellung al3 handelndes und vollziehende8 Organ und Vertreterin nad) 
außen, doch nur die |pecielle Leitung der Gejchäfte und die Ausführung 


896 0) Mol. hiermit zur Ergänzung ben parallelen — über die Stellung 
bed Verwaltungsrathes im Allgem. ſ. u. unter 4 (Chiffre 1, a). 

E97) In ber Regel bei allen preuß. Privatbanfen, welche Actiengefellfchaften find, 
Er eg Beflimmungen, Er bei der Pomm. B. Bol. z. B. bie alten Stat, 
bes Berl. C. V. $ 39, Danz. $ 31, Cöln. $ 31 uam. Pomm. Stat. v. 1849 
$ 20. (Die beiden Directoren haben Betrieb unb Verwaltung ber Banfgeichäfte und 
bes gefammten Bankfonds mit benfelben Rechten unb Pflichten wie die Handlungs: 
bisponenten.) 
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der Beichlüffe der jog. Banfverwaltung, welcher hier ein weiterer Wirkungs— 
freiS gegeben iſt (Stat. $ 24, 21). Am Ganzen verhält es fich ebenjo, wenn 
auch die Direction mitunter etwas jelbitjtändiger dajteht, bei der Hannover: 
ichen ($ 23, 20), Luremburger Bank ($ 24, 17, 21), während bie 
Direction der Meininger ($ 27, 24), Homburger Bank ($ 24, 25, 
21) wieder unabhängiger ift, doc nicht jo weit als bei der Braunjchwei- 
ger und den anderen hierin gleichen Banken. 

Bei den neueren Zettelbanfen ift in der Regel der Verwaltungs: 
rath mehr auf die Kunctionen eines Aufſichtsraths bejchräntt und daher 
die Directoren jelbititändiger (3. B. Badiſche Banf Stat. Art. 56). 

Bei der Defterreihgifhen Nationalbank endlih iſt die Bank— 
direction wieder in der Doppelitellung einer Art Verwaltungsraths und der 
gewöhnlichen Direction. Das eigentlihe Erecutivorgan bildet Hier der 
SGeneraljecretär, 89) 

b. Bon einzelnen Nunctionen, bez. Rechten find zu erwähnen: 

a) Die Autorität über das gefjammte übrige Banktbeamtenper: 
fonal,s99) defjen Ernennung öfters, ganz ober theilmweije, won der 
Direction direct, unbedingt oder mit gewiſſen Beſchränkungen, 0) 
oder auf Vorſchlag der Direction duch andere Organe der Bank, na: 
mentlich durch den Verwaltungsrath erfolgt. 9%) Ebenſo hat die Direr: 
tion das Recht, Beamte zu fuspenfiren oder jelbit zu entlajjen oder 
darauf anzutragen, meilten® in dem Umfange wie dad Ernennungs- oder 
Vorſchlagsrecht. 9) Mehrfach erfolgt aber die Ernennung und Entlafjung 


898) Stat. v. 1862 $ 45, 46, 53, 54, 55, Reglem. $ 4, 5, 10, 11. 

539) 3. B. Berl. E. ſt. $ 4, — Baier. B. Stat. $ 33 (vollzieh. Director 
nächſte Vorgeſetzte ſämmtlicher Beamten), Leipz. alte Stat. $ 102 (bsgl.), Roſt. $ 
101 (deal.). — Frankf. Art 48. 

>00, Cöln. B. $ 34 (Ernennung aller Beamten ber Geſellſch, deren Ernen— 
nung nicht bem Verwaltungsrath vorbehalten, aber nad $ 27 g ilt die Wahl u. Be: 
ftellung des „übrigen B.Perſonals“ zu den ausichl. Befugniffen u. Pflichten des Ber: 
waltungsratbs geſetzt — Widerſpruch ?), ebenfo Königsberg u. Poſen (bief. $$.) 
— Leipz. a. St. $ 103: Caſſiere, Buchbalter, Correipondenten u. fonft. Gomptotr: 
gebilfen v. Directorium ernannt, wobei abfol. Majorität enticheidbet. Das Dir. der 
Leipz. B. aber balb PVerwaltungsratb; bei Roft. B. daher auch bieje Function an b. 
Verwrth. — Braunfhw B. $ 42 B.perſ. und Subalternbeamten durch Direction 
angeftellt, deren Bejoldung feſtgeſetzt. Auftellung des Gajlters nur mit Genebmig. dee 
Verwaltr. Diefe Genchmig. auch erforderlich bei Anftellung auf länger als 3 Jahre oder 
mit mehr als 500 Thlr. Befold. oder bei vertragsmäß. Penfionsbewillig. ; ähnlich 
Darmft. $ 25 (Limite 1000 fl.). Zur $ 25 (bis 2000 Fr.), Thür. $ 50, Bad, 
Art. 61, (f. Beamte, Gehilfen, Diener bis 1000 fl. Beiold.) n.a.m. Ebenſo wie Braunſchw. 
Gera 60. — Gotha Art. 48. Anftellung der ben Filialen vorjteb. Perf. durch Dis 
rection mit Zuftimmung des Verwr. Uebrige Beamte, Bureauperf., Diener durch Direc: 
tion, joweit ber jährl. v. Verwaltungsr. fejtzuftellende Befoldungsetat nicht überjchritten 
wird, Anftell. über 5 3. und über 1000 zu. nur mit Genebm. bes Berwaltungsr. — 
Hannov,. B. $ 24 Ernennung bes Banfperf. u. d. jubalt. Beamten, joweit nicht 
Vorbehalt f. Verwaltungsr. (bei Banfaffiftenten, Hauptcaffier, Vorfteher der Filialen, 
ie — Mein. B Ernennung ber fubalt. Beamten bis 600 Thl. und 

abre. 

91, Baier. B. 5238, N. 9. — Brem. $ 57 (Vorfchlagsredt f. d. unteren 
Beamten). Frankf. $ 48 (Vorſchlagsrecht f. d. Anftellungen). — Reim. 8. $ 51 
(Vorſchlagsrecht f. d. Bankperi., den Rechtsconſulenten, bie fubalternen Beamten). — 
Bab. B. Art. 61 (Vorichlagreht j. Gaffier u. Beamten mit über 1000 fl.) 

902) Eujpensionsreht obne Ernennungsrecht, Danz. B. $ 14, über Sue: 
pend, und Entl. dann Entfcheid, des Berwaltungsraths herbeizuführen, — Entlaffungss 
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aller Beamten, auch der unteren, direct allein durch den Verwaltungs: 
rath. 903) 

PB) In der Regel Recht und Pflicht, den Situngen de Verwaltung: 
rathes mit berathender Stimme beizumohnen, 9%) mit Ausnahmen, melche 
fih aus der Sache ergeben (perjönliche Verhältnifie); im Vermwaltungsrath 
Berichte über den Gejchäftsgang zu erftatten, Anträge zu ftellen, mitunter 
auch auferordentlihe Sigungen dieſes Raths zu berufen. 908) 

y) Bisweilen Recht und Pflicht, die Generalverfammlungen aus— 
zufchreiben, ?°6) hier Bericht über die Gejchäfte zu eritatten, Anträge 
zu jtellen. Meiſtens find bier die Befugnijje der Direction aber be— 
chränft, die genannten Functionen, befonders die Berufung der General: 
verfammlungen, die Stellung von Anträgen, 907), jeltener die Erjtattung des 
Beriht3 gehören dann zur Competenz des Verwaltungsraths. Nach Art. 225 
de3 H. G. B. und 225 a des Gejetes vom 11. Juni 1870 iſt die Bericht: 
erftattung über die Prüfung der Jahresrechnungen, Bilanzen und Vorjchläge 
zur Gemwinnvertheilung (oder die Berichterjtattung jelbft? — was der Wort- 
laut des Artifel3 in Zweifel läßt) jest eine obligatorijche Aufgabe des 
Aufſichtsraths. Wenn die Direction Vorſtand im Sinne des Handel: 
gejeßbuches ijt, jo muß jie die Anmeldungen behufs Eintragung in da3 
Handelsregifter für das Hauptetablifjement wie für etwaige Zweignieder— 
lajjungen bewirken; die Generalverfammlungen berufen, ſoweit nit nad) 
dem Statut aud) "andere Berjonen hierzu befugt find; jofort eine Gene— 
ralverjammlung berufen, wenn nach der Bilanz ich das Grundkapital um 
die Hälfte verminderte und dem Gericht behufs Eröffnung des Concurſes 
Anzeige machen, wenn dad Vermögen der Gejellichaft nicht mehr die Schul: 
den det (9. G. B. Art. 210a, 212, 236, 240). 

d) Die Führung der Firma, die Erwerbung von Rechten für die 
Bank und die Verpflichtung der letzteren durch die in der Eigenſchaft als 
Direction erfolgte Unterſchrift. Meiſtens müſſen zwei Directoren oder 
Directionsmitglieder unterſchreiben, »8) öfters ſtatt eines derſelben auch ein 


recht Cohen. 534, Suspenſionsrecht bei ben Beamten, die die Dir. nicht entlaſſen kann. 
Ebenſo and. preuß. Pr. B. — Die Entlajjung durch die Direction im Umfange des 
Ernennungsrets bei ben meiften in Anm. 900 gen. Banken. Suspenfionsredht mit Ents 
ſcheidung durch Verwaltungsr. in ber Regel bei ben Banken ber Direction beigelegt, 
wo legtere Fein Ernennungorecht oder in Betr. ber Beamten, bei welchen jie Fein 
Ernennungs=: ober nur ein PVorichlagsreht, oder auch diefes nit bat (3. B. 
Darmf. $ 25 u.a. m.). 
3. B. Berl. C. B. $ 36 g; Danz. 8. $ 278g 

so) Das Recht ift aber öfters auf ben erften — beſchräukt, z.B. Frankf. 
B. Art. 48, Dar mſt. Art. 28, Bad, Art. 59. Ausbrüdlic erwähnt wird eines ſol— 
chen Rechte auc nicht in allen Statuten. 

5) 3. B. Berl. B. St. $ 46 (Defugnib eines jeden Dir.:Mitgliebes in dring. 
gauen) Danz. $ 38 m. and. preuf. PrivzB 

9%) Goth. B. Art, 64; Berwaltungsrath bat ſelbſt f. außerorb. Gen.:Verjamm: 
lungen nur ein Berufungsrecht fubfid. Art. 59 e 

HT) Es findet fih auch die Beftimmung, daß Anträge der Direction an die Gen.: 
Berfammlung zurüdgewiefen werden bürfen, wenn fie nicht mindeftens 14 Tage vor 
bem Berfammlungstermin mitgetheilt wurden, Weim. Art. 60. Thür. Art. 

8) 3.8. Bab. B. Art. 75, Baier ®.$ 36, Frankf. $ 49 und viel 
anbere, mit fleiner Mobific. im Einzelnen, 3. 2. Darmft. $ 29 gilt. Unterſchrift bes Gen.: 
Bankdirectors, contrafignirt von zwei Banfdirectoren, oder Zeichnung durch zwei ber 
Segteren; ähnlich Hannov. $ 2). 
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Mitglied des Verwaltungsraths 909) oder ein anderer Banfbeamter (Ren: 
dant, Caſſier), 9) ein Procuraführer. Mitunter wird au in der Weife 
unterjchieden, dag zu Quittungen über Gelder u. ſ. w. und zur Ausftellung 
der Wechielgiri eine andere rechtägiltige Form der Unterichrift feitgefett 
wird, als bei Erklärungen, Urkunden u. dal. m. 1!) Auch wohl die Mit- 
unterzeihnung der Ausfertigungen des Verwaltungsraths durch Directoren 
fommt vor. ?1?) 

&) Die Vertretung der Bank vor Gericht und die Ablegung 
gerihtliher Eide, fat immer in den Statuten beſonders erwähnt. 

2. Die Bildung und Zuſammenſetzung der Direction. Die 
Direction bejteht, wenn aud nad den Statuten faft immer eine Perſon 
genügt, regelmäßig aus mehreren Perſonen, von denen etwa eine die erjte 
Stellung (als Vorfigender, Hauptdirector u. dgl. m.) einnimmt, die Ober: 
leitung hat, die anderen in den Directorialfitungen mit bejchließen, die ein: 
zelnen Zweige leiten. 93) Meiftens find die Dirvectoren bejonders angeftellte, 
nicht aus den Actionären gewählte Beamte, mit fefter Bejoldung, mwoneben 
Tantieme üblih ift. Doch kommen neben joldhen (den eigentlichen „vollzie— 
henden“) Directoren auch andere vor, welche aus dem Verwaltungsrath bin: 
ein gewählt find, Keine Bejoldung beziehen, einem Turnus des Austritts 
unterliegen. 9) Die Ernennung der eigentlihen Directoren erfolgt regel: 


9097 3. B. Leipz. B. $ 89 (Vorfikender des B.:Directoriums, b. b. bes Berw.: 
Ratbe und vollziehender Director), Roft. $ 89 (Director u. 1. Buchhalter, event. ftatt 
nn) ein Mitglied d. Verw.:Raths oder ein anderer Beamter mit Procura zu 
verjeben). 

90) Berl. C. ®. Director u, Rendant $ 42. ebenfo Danz. $ 33 u. and. 
preuß. PBriv.:B. — Gera $ 52, Reim. $ 44. 

9) Preuß. Priv.:B, wie im Terte angegeben. — Gera $ 12: Quittungen 
über empfang. Gelber u. ſ. w. Wechſelgiri von vollzieb. Director (oder Stellvertre: 
ter) und Gaifier, and. Ausfertigungen von erjterem unb einem ber übr. Directoren zu 
unterzeichnen. — Meim. 44 im 1. Falle ebenfo mit Wedyjelgiri; and, die Banf ver: 
pflicht. Erklärungen v. 2 Dir. ober 1 Dir. u. Chef ber Buchbalterei. — Lüb. Priv.:B, 
$ 36 für gewöhn!. 2 Dir., bei Actien (u. Banknoten) ſämmtliche. 

912) Frankf. B. Art. 49. Gontrafignirung der Ausfertigungen des Verw.-Raths, 
welde deſſen Präfident unterichreibt, von einem Director. 

913) 3. B. Baier. B. $ 33 (dirig. Oberbeamte ber vollziehende Divector ; dann 
Abminiftratoren als Dberbeamte der einzelnen Zweige. — Frankf. B. 1 ober mehrere 
B.:Directoren, bie erforderliche Anzgabl v. Subbir. $ 47. — Darmift. $ 23. 1 Generals 
banfbir. und 3 Directoren, — Gotb. $ 39 normal 3 Dir, wovon 1 der Vorfigende. 
— Hann. $ 22 1 B.:Dir., 2—3 Aififtenten. — Bab. Art. 56 1B.:Dir. 1 oder meh— 
rere Eubd. — Pomm. B. $ 20 2 gleichbefugte bejtellte Dir. u. d. Syndicus bilden 
die Direction. — Vorſchr. daß mindeftens 2 Dir. fid den Geſchäften der B. ganz u. 
ausschließlich wibmen bei Weim. $ 43 u. a. m. 

214) 3, B. preuß. Priv.:®. Direction befteht aus 1 angeftellten vollgiebenden 
Director u. 2 nad Anordn. des Verw.:R. aus deſſen Mitte von Zeit zu Zeit wechjelnden 
Mitgliedern (die nie einer Firma angehören bürfen). — Leipz. a. ©t.,$ 75 fl. 6 
aus den in Leipz. wohn. Actionären v. B.-Ausſchuß gewählte Actionäre bilden das DD. 
Directorium (mit 3. Th. verwaltungsräthlihen Befugniffen). Diefe wählen 1 Borfigen: 
ben nebit Stellvertreter. Der Vorſitzende und der angeftellte vollziehende Director ver: 
treten d. B.-Directorium, Aehnl. Roft. $. 75 fi. — Braunſchw. B. St. $ 32: Di: 
rection befteht aus 2 befold. vollzieh. Directoren und 4 unbefolb., weldye in Br. woh: 
nen müſſen; d. unbef. auf 4 Jahr v. Berw.:R. gewählt. Der Borfigende kann nur 
ein unbejold. Director fein. $ 34. — Gera $ 48, Direction beftehbt aus 1 ſtänd. voll: 
ieh. Dir. u. 2 nicht ſtänd. auf 3 J. ernannt; Borfik führt db. vollzieh. Dir. — 

hür. $ 40 Dir. befteht aus 2 befold. vollziehenden u. 2 unbefold. Dir. Auch Iegtere 
vom Berw.:R, gewählt auf 4 J., jährlich ſcheidet 1 aus. 
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mäßig durch den Verwaltungsrath, für welden im dieſem Falle mitunter 
aparte, von den jonft geltenden abweichende Beitimmungen über die zur 
Beſchlußfähigkeit erforderliche Anzahl von Anweſenden und über die größere 
Majorität für die Giltigkeit der Beichlüffe gegeben find. 9%) Diefelben Vor: 
ihriften gelten dann für die Sujpenjion und Entlafjung der Directoren. ?16) 
Sehr jelten hat das Recht der Ernennung und Entlajjung der Directoren 
direct die Generalverfammlung. 917) Gelegentlih hat die Regierung ein 
Beftätigungsreht für alle oder für den Hauptdirector (vollziehenden). ?*°) 
Bejondere Bedingungen in Betreff des Vorhandenſeins oder des Fehlens 
von Eigenjchaften derjenigen Perſonen, die Directoren werden jollen, kom— 
men vor. 99) ’ 

3. Perſönliche Stellung der Directoren. Nah dem Handels— 
Geſetzbuch iſt die Beftellung des Vorftandes jederzeit widerruflih (Art. 227). 
Dieje Beitimmung findet ſich für die Direction wie für andere Bankbeamte 
auch ſchon in manden Bankjtatuten. Es jollen im all der Entlafjung 
dann mitunter aber fogar die contractlihen Anſprüche der Directoren 
erlöjchen, weshalb in den Anjtellungsverträgen eine bezügliche Clauſel ent: 
halten jein ſoll 929) — eine der manchen zu weit gehenden Bejtimmungen im 


915) 3.8. Franff. B. Art. 44. Beſchlußfähigkeit des Verw.-R. gewöhnt. an 4 
Anweſende gebunden. Bei Befhlüfjen über die Anitell.-Berträge der Dir. u. Subbir, 
an 7 Anweſende, d. h. an bie Anwejenbeit aller Mitglieder. — Lur B. $ 23. Wahl 
ber Directoren nur bei Anweſenh. v. mindeftens 7 u. mit Majorität von 5 Perſ. Eon: 
ftige Beſchlußfähigk. bei 5 Anweſ. incl. VBorfig. von den 9 Verw.-Räthen u. abfol. 
Majorit. — Darm. $ 23 Wahl der Dir. bei Anweſ. v. mindeft. 12 (v. 18) Mitgl. des 
Terw.R. und Majorität von 10. Sonft Beichlußfäbigfeit bei 10 Anweſ. incl. Vorfig. 
und abiolute Major. — Bab. B. Art. 56. Bon 12 Miitgl. des Auffichtsraths 
müſſen bei Wahl der Dir. minbdeftens 8 (jonjt 6) anwej. fein, wovon mindeſtens 6 
für die Wahl. 

916) Entlaffung ber Dir, bei d. Darmft.B., wenn 12, bei d. ur. ®., wenn 
6 Verw.:Rätbe dafür, aljo %, Majorität. Ebj. Hannov. B. $ 22, %, ber Mitgl. bes 
Verw.:R. müſſen dafür jein. 

97) Lüb. Pr. B. $ 29. 4 Directoren v. Gen.-Verſ. aus Zahl der Actionäre 
zu wählen. 

986) Peipz. B. a. St. $ 97. Anftellung u. Entlafj. d. vollzich. Dir. mit 
Zuftimmung der vorgefeßten Staatsbehörbe. — Defter. Nat. B. $ 48 Beſtät. aller Dir. 
durch den Kaijer. 

919) 3, B. Erforderniß, am Domicilorte ober in beftimmten Orten ber Nachbar— 
ihaft zu wohnen. Thür. $ 40, 30. — daracterijtifch! Ausihluß von mebreren 
Perfonen derfelben Firma, preuß. Priv.“B. — Die allgem. und gute Beſtim— 
mung ber Stat. d. Frankf. B. Art. 55, daß Niemand Mitglied einer Bankbehörde 
fein fann, der bei einer anderen Banf oder auf B.-Princ. berub. Anftalt in anderer Eigen: 
daft denn als Actionär interejj. ift, oder deſſen Handelsgejellichafter eine ſolche Eigen: 
ſchaft bekleidet, bezieht j. auch auf d. Direction. Das ift gut, weil die Vorfchr. wegen 
Nichtbetreibens v. Nebengefhäften — ſ. Anm. 924 — ſich 3.8. nicht auf Auffichtsrathss 
ftellen bei anderen Banken beziehen würde. Das oligardhifche Geldeliquenwefen wird da— 
duch etwas gehemmt. — Die aͤhnl. Beftimmung bei db. Bad. B. Art. 64 ift leider 
dahin abgeſchwächt worden, daß nur die bei andren Notenbanken, nicht bei Banken 
überhaupt Betheiligten v. Bab. B.:Behörben ausgeſchloſſen find. 

920) So nam. Darmft. $ 23: „Die Directoren können jederzeit durch einen 
Beichluß der Verwaltung — f. Anm, 916 — entlaffen werben. In den mit denjelben 
abzufchliegenden Verträgen foll diefe Befugniß ausdrüdlih vorbehalten werben. Eine 
ſolcher Geftalt ausgeiprochene Entlaffung des Beamten bat zur Folge, baß alle demijelben 
tontractmäßig gewährten Anſprüche an bie Gejellihaft für bie un Tantieme, 
Entfhäbigungen und andere Vortheile vom Tage der Entlafjung an von jelbft erlöſchen.“ 
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„Arbeitsvertrage“, durch welche das Intereſſe der Angeſtellten verletzt und 
die Abhängigkeit vor den Vorgeſetzten (Verwaltungsrath) zu groß wird. 
Durch die in Anm. 916 angegebenen Beſtimmungen, daß eine größere als 
die abſolute Majorität der Stimmen des Verwaltungsraths für den Aus— 
ſpruch der Entlaſſung erforderlich iſt, wird zwar eine kleine Sicherung mehr 
gegeben, aber keine ausreichende. Der Art. 227 des H. G. B. verlangt die 
Widerruflichkeit nur unbeſchadet der vertragsmäßigen Entſchädigungs— 
anſprüche. 

4. Perſönliche Rechte und Pflichten der Directoren. Die 
erſteren betreffen den Bezug des Gehalts, der Tantième, worüber in 
den meiſtens vom Verwaltungsrath abgeſchloſſenen Dienſtverträgen das Nä— 
here beſtimmt wird. Gewöhnlich iſt in den Statuten die Gewährung einer. 
Tantieme an die Dirvection jchon vorgejehen, deren Marimalhöhe und Ber: 
theilung auch beſtimmt. 921) Ausdrücklich pflegt die Zuſicherung von Pen— 
fionen an Directoren und andere Beamten unterjagt zu jein, ?22) mit 
Unrecht, da ja die Penjion nur eine aufgejchobene Gehaltzzahlung ift, aljo 
bei ihr der Dienftgehalt niedriger fein kann und gewöhnlich fein muß. Die 
perjönlihen Pflichten anlangend, jo haben die Directoren regelmäßig eine 
Gaution zu ftellen, weldje meiftens in einer beftimmten Anzahl Bantactien 
bejteht, über die fie dann während ihrer Amtsdauer nicht verfügen kön— 
nen. 92) Regelmäßig bejteht die Vorjchrift, daß die bejoldeten vollziehenden 
Directoren feine Nebengejhäfte treiden, jondern ſich ganz der Bank wid: 
men müfjen. 92%) Gredit von der Bank dürfen fie gewöhnlich gar nicht neh: 
men 925) oder nur unter bejonderen Gautelen 926) oder etwa nur Lombard- 
credit. 927) Beeidigung auf jtatutenmäßige Gefhäftsführung fommt vor. 928) 

9. Verantwortlidkeit der Direction und der einzelnen Di: 
rectoren. Im Handelsgeſetzbuch und im Reichsgeſetz v. 11. Juni 1870 
über die Aectiengejellichaften findet ji eine Reihe von Beitimmungen über 
die civilrechtliche und ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit deg Borltandes, 


Ebenſo in $ 25 für die anderen, von der Direction angeitellten Beamten angeorbnet. 
Die gleibe Beſtimmung in d. Hann. Stat. $ 22, Zur. $ 23, Gotha Art. 51. 

92), 3. B. Bad, B. Art. 62: Dir.:Mitglieder und übrige Beamten erhalten 
Remunerationen von im Ganzen 5%, bes nad) Abzug ber 4%, Divid. ben Actionären ver: 
bleibenden Reingewinns. Vertheilung unter bie Einzelnen ift Sache des Auffichtsratbe. 
Tantiemen feit lange üblich, 3. B. Peipz. a. Stat. $ 101. 

»22) 3.9. Gotha Art. 49, Darmft. $ 25 u. a. m. 

923) 3. B. Darmfl. 8 23: Gen.:B.:Dir. 100, Directoren 50 Actien. — Dans 
zig $ 36: vollzieh. Director 5000 Thlr. Gaution baar oder in Staatspap. 

924 3,8, Frankf. Art. 47. 

95) 3. B. Bad. B. Art. 63: Dir.Mitgl. nob übr. Beamte dürfen weder 
mittelb. noch unmittelb. Geſchäfte f. eigene Nechn. bei d. Bank mahen. — Braunſchw. 
$ 40 u. viele andere. 

926) 3. B. bejond. Genforencomite ber Leipziger B. $ 9 bei Erebitverbält: 
niſſen ber Directoren (vollzichender bier nicht ausgeſchloſſen). — Ausbrüdlidhe Geneb: 
mig. bes Verwaltungsrarhs für Bankferedit eines Directors erforberlih. Z. B. bei 
Gotba $ AR. 

927) Magdeb. B. $ 47: f. vollgieh. Dir. nur Lomb.-Cred. u. auch biefen nur 
mit Zuflimmung bes VBerwaltungsrathe. 

928) Bei Goth. B. Art. 43, Beeidigung der Dir. auf gewifjenh. Erfüllung ihrer 
Berufspfliten bei. auf getreue Beobacht. ber Stat. durch bas herz. Juſtizcolleg., bei 
dem der Gerichtöftand der B. — Feierliche Angelobung Defter. N. B. $ 52. 
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In erjterer Hinficht beftimmt Art. 241, daß Mitglieder des Vorftandes, welche 
außer den Grenzen ihres Auftrags oder den Vorſchriften des 3. Titels d. 
H. G. B. (von den Actiengejellihaften) oder des Geſellſchaftsvertrags ent- 
gegen handeln, perjönlih und jolidariih für den dadurch entjtandenen 
Schaden haften. Dies gilt insbeſondere, wenn jie der Beltimmung des 
Art. 217 entgegen an die Actionäre Dividenden oder Zinjen zahlen oder 
wenn fie zu einer Zeit noch Zahlungen leiften, in welcher ihnen die Zahlungs: 
unfähigfeit der Geſeliſchaft hätte bekannt ſein müſſen. Ebenſo werden durch Art. 
245 Mitglieder des Vorſtandes (und Liquidatoren), welche den Vorſchriften 
über die Behandlung des Vermögens der aufgelöſten Geſellſchaft zuwider han— 
deln, perſönlich und ſolidariſch zur Erſtattung der geleiſteten Zahlungen ver— 
pflichtet. Nah Art. 248 find endlich die Mitglieder des Vorſtandes den Gläu— 
bigern der Gejellichaft perſönlich und jolidarifch verhaftet, wern unrechtmäßiger 
Weiſe eine Zurüczahlung oder Herabjegung des Srundfapitals jtattgefunden hat. 

In den Statuten deutiher Zettelbanken finden jich mitunter, nicht 
regelmäßig, einige Beltimmungen über die civilrechtliche Berantwortlichfeit 
der Direction und ihrer Mitglieder. 92) Im Uebrigen gelten die Sätze des 
bürgerliden und ſpeciell des Handelsrechts. Die Verantwortlichkeit für 
fahrläffige Unterlafjungen wird bisweilen für die vollziehenden (bejol: 
deten) Directoren bejonders usgeſprochen 20) In anderen Statuten wer— 
den diejenigen Mitglieder der Direction, welche an ſtatutenwidrigen Beſchlüſſen, 
Geſchäften u. ſ. w. und fahrläſſigen "Unterlaffungen Theil genommen, per: 
ſönlich für verantwortlich erklärt, fo daß jie deßhalb von der Verwaltung 
in Anſpruch genommen werden können, 93°) 

Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der Directoren haben wir 
früher (j. ©. 120) ſchon als ein Erfordernig der Solidität der Banken 
bezeichnet. Das neue deutjche Actiengejellihaftsgejet enthält einige bezügliche, 
aber noch nicht ausreichende Beitimmungen. Im 52. Nachtrage ift die Frage 
der Berantwortlichkeit der Bankorgane mit Rückſicht auf die neuefte Geſetz— 
gebung zujammenhängend erörtert worden. In den Statuten können jtraf- 
rechtliche Beltimmungen nit wohl enthalten fein. Die mitunter jehr all: 
gemein bingejtellte „Haftbarkeit” der Divection oder ihrer Mitglieder kann 
ih nur auf die civilrechtlihe Haftung, insbejondere für Schadenerſatz 
beziehen und iſt dann unter Umſtaͤnden ganz unpractiſch. Dies gilt wohl 
auch von der in den Statuten der Gothaer Bank fich findenden Beſtim— 
mung, daß die Mitglieder der Divection für die Nichtigkeit aller von 
denjelben ausgehenden Mittheilungen über die Geihäfte und Ver- 
hältniſſe der Bank perjönlid verhaftet find, aljo z. B. aud für die 
Bublicationen der Bilanz (Art. 43.). Eine an und für ji gute Vorjchrift, 
die aber ohme eine gejeglihe Strafbeftimmung ziemlich in der Luft ſchwebt, 
weil der Nachweis einer Bermögensbefhädigung durch faljche Ausweife 
immer jehr ſchwer zu führen jein wird und eine ſolche Beſchädigung oft 
auch gar nicht vorliegt. Die Nothwendigkeit von geſetzlichen Strafbeitim: 


929) Meiftens vage Ausbrüde, daß die Directoren u. ſ. w. für fatutarifche 
Geſchäfteführung „verantwortlich“, haftbar, z. B. Defterr. 8. $ 57, Baier. $ 35, 
Leipz. $ 93, .. Art. 60. 

B. Roſt. $ 92, Thür $ 48. 

sg . Darmit. $ 24, Hannov. $ 23. 
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mungen ergtebt ſich aus unferen früheren Erörterungen, weil in foldhen Be: 
ftimmungen eine Garantie des Princips der Deffentlichkeit mitliegt. 

Ueber dag jonjtige Beamtenperjonal unter der Direction enthalten 
die Statuten gewöhnlich Feine weiteren Bejtimmungen, al3 die oben jchon 
gelegentlih mit zur Sprache gekommenen. Das Verbot, Nebengeſchäfte zu 
betreiben, Bankeredit zu nehmen, die ausdrüdliche Verpflichtung auf Ge 
heimhaltung und Verſchwiegenheit kommen oft vor. Für einzelne höhere 
Beamte, 3. B. den Eajfierer, findet ji hie und da noch eine Special- 

bejtimmung. 
6. Anhangsweife mögen bier noch einige Bemerkungen über das Bank— 
beamtenmejen überhaupt Platz finden. 

Das Bankbeamtenperjonal, einschließlich der Directoren, bildet gegen: 
wärtig nah Anzahl und Bedeutung der Aemter eine der erheblichſten Grup— 
pen des Beamtenjtandes der großen Ermwerbägejellihaften und der letteren 
ähnlichen großen Privatunternefmungen. Die Beamten aller diefer Anſtal— 
ten bilden wieder den Haupttheil des immer größer werdenden Standes der 
Privatbeamten. Dieje Privatbeamten unterjcheiden ſich durch Anjtellungs- 
verhältniffe, Bildung u. a. m. von den unteren Arbeiterclajjen und werden 
immer mehr ein Analogon des Staat3- und Gemeindebeamtenjtandes, 
Es ift wahrjcheinlich und wünſchenswerth, daß nad und nad auch der 
Bildungsgang, die Einrihtung des ganzen Dienftverhältnifjes, 
die Sicherheit der Stellung, die Gehalts- und Benjionsverhält- 
nifje bei dieſen Privatbeamten noch mehr nad) der Analogie des Staats— 
dienftes gejtaltet werden. 992) Ein Bedürfniß hat ſich ſchon jet in dem wid; 
tigjten Zweige des Privatdienftes, im Privateifenbahnmejen gezeigt, 937) meil 
die Zahl der Beamten und die Anforderungen an ihre Eigenſchaften bejon- 
ders groß jind (Techniker u. ſ. w.). Auch im Bankfach wird das Bebürfnik 
mehr hervortreten, 

Einmal werden die Pflichten der Beamten im Privatdiente fteigen 
müffen, vor allem die Anforderungen an die allgemeine und berufs: 
mäßige auch fahmwijjenjhaftlide Bildung. Der jetige Bildungs- 
gang von Bank und ähnlichen Beamten ift meiſtens ein rein autodidactifcher 
practiſch routiniermäßiger, nachdem bloß Mitteljchulen (Realſchulen) oder 
diefen nicht einmal immer in den Leiſtungen ebenbürtige Handelsjchulen bis 
zum 15.—17. Jahre beſucht find. °*) In London find aber unter den 
Bankverwaltungen bereitS Bejtrebungen aufgetreten, beſſere allgemeine und 
fahmähige Vorbildung des Beamtenperjonal3 zu fordern, demgemäß Ein- 


32) S. Näheres über bie finanzielle Regelung bed Staatsbienftes, was Bier 
als Vorbild für den höheren Privatbeamtendienft 'zu brauden if, in Rau: Wagner 
Fin.Wiſſ 1.$ 53—65 b. 

933) Mit Perrot's paar aphoriſt. Bemerfungen in ſ. Gijenbahnreform 1871 
(ohne Jahreszahl — eine üble Sitte, zumal in einem fo raſch ſich verändernden Gebiete) 
©. 175 ff. ift bie Frage freilich nicht erlebigt. 

939), Die Practiker ſelbſt icheinen in Deutichland freilih von einem bejonberen 
Bebürfnig allgemeiner u. theoretifcher fachliher Bildung noch wenig zu fpüren. Nah 
Chriſtians Bankgeſchäft, Berl. 1872, 2. Aufl., ©. 24, jind —— Menſchenver⸗ 
ſtand, gründl. Praxis in ſeinem Geſchäft u. einige gute moraliſche und Charaktereigen— 
ſchaften für den Bankier Alles, was er an perſönlichen Erforderniſſen braucht. Wo ha— 
ben wir bei uns aber auch Männer von wiſſenſchaftl. Bedeutung wie die Ricardo, 
Gilbart, Tooke, Lord Overſtone, Grote u. a, m. unter ben Practifern 2! 
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richtungen zu treffen, Prüfungen zu organifiren. Unfer Handelsſchulweſen 
mittlerer, wie höherer Kategorie genügt nach feiner bisherigen Einrichtung 
Ihwerlid, um den Mangel gründlicherer allgemeiner und fachmänniſcher, 
namentlih auch volkSwirthichaftliher Bildung bei den jungen Kaufleuten 
und Aſpiranten des Bankdienjt3 und verwandter Branchen zu heben. 

Auf der andern Seite werden die Rechte der Privatbeamten zu 
vermehren jein. Hier wird der Privatdienjt mande Cinrichtungen des 
Staatsdienſts in Betreff der Sicherheit, Dauer der Anftellung, der Gehalts— 
und Penſionsverhältniſſe paſſend nachzuahmen haben. Dieje Dinge find 
einjtmweilen noch faum im Entſtehen. Uebergroße Abhärigigkeitöverhältnijfe, 
wie jie oben erwähnt wurden, find nicht zu wünjchen. Bielfah haben mir 
es hier doch mit Ähnlichen Webeljtänden bei höheren Arbeiterfategorien zu 
zu thun, wie ſie bei den unteren Arbeiterclaffen vorliegen und einen Theil der 
„Socialen Frage” bilden. Der Staat hat auch hier ein Intereſſe daran, 
daß ſich fuͤr die „Arbeiter“ ein günſtigeres „Arbeitsrecht“ bilde, als es 
jetzt vorläufig vorhanden iſt, wo die Beamten doch völlig vom Verwal— 
tungsrath, d. h. im Wefentlihen vom Großkapital abhängen. Solche Ab— 
hängigfeit wirkt auf beide Theile ungünftig und dient in Feiner Weiſe zur 
gefunden Gonfolidation unjerer focialpolitiichen Zujtände Ob aus der 
Initiative der Ermwerbsgejellihaften u. j. w. allein eine gute Einrichtung des 
Arbeitsrecht3 der Beamten hervorgehen wird, erjcheint bis jet mindefteng 
zmeifelhaft. 995) 

Nur vom Rechtsbeiſtand oder Syndicus der Bank, der öfters 
ein ftändiger Beamter ijt, wird bisher die Fachbildung verlangt. 


ß. Der Berwaltungsratb (Nuffihtsrath). 


A. Aus den Beftimmungen de3 deutſchen Actiengejellichaft3- 
rechts. Das deutſche Actiengejellihaftsgejeg vom 11. Juni 1870 hat in 
einer Amendirung des Art. 209 des A. D. H. G. B. die nad letzterem bloß 
facultative Beſtellung eines Aufſichtsraths ganz paſſend für obligato— 
riſch erklärt. Eine Actiengeſellſchaft muß hiernach einen Aufſichtsrath von 
mindeſtens drei aus der Zahl der Actionäre zu wählenden Mitgliedern 
beſitzen, worüber der Geſellſchaftsvertrag das Nähere zu beſtimmen hat. 
Fuͤr die deutſchen Zettelbank-Actiengeſellſchaften iſt dadurch keine weſentliche 
Veränderung nothwendig geworden, da dieſelben, meiſtens unter dem Namen 
Verwaltungsrath, regelmäßig ſchon nach ihren Statuten eine den Aufſichts— 
rath des H. G. B. vertretende Behörde beſeſſen haben. Die einzige Ausnahme 
bildete, ſoweit ich ſehe, die Lübecker Privatbank, bei der ein Verwaltungs— 
rath in den Statuten urſprünglich nicht vorgeſchrieben war. Doch fungiren 
dafür hier zwei ſtändige Reviſoren als Organ zur Ausübung einer 
Controle über die Geſchäftsführung und Verwaltung der Direction, mit 





995) Der große djterreidh. Beamtenverein umfaht auh Privatbeamte, 
In ber Zeitfchrift diefes Vereins ertönen ebenfalls Klagen über bie vollftändige Abhän— 
igfeit der Beamten von ber perfönlichen Macht der Vorgefegten bei ber üblihen An— 
Rellung auf ftete Kündigung unb wird bereits birect eine ftaatlide Beamten: 
ordnung für ben Privatdienft verlangt. ©. 3. B. d. Nr. 21 v. 1. Nov. 1872, Art. 
zur Beamtenfrage. 


Wagner, Zettelbanfen, 33 
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einigermaßen ähnlichen Befugniſſen wie ein Aufſichtsrath. 99%) Als noth— 
mwendiger Wirkungstreis waren jhon für den ehedem facultativen 
Auffihtsrath im urjprünglichen Art. 225 de8 H. G. B. die Ueber: 
wachung der Geihäftsführung der Geſellſchaft, Kenntnipnahme vom Gang 
der Geſchäfte, Einfichtnahme in die Bücher und Schriften, Unterjuhung 
des Beſtands der Geſellſchaftscaſſe, Prüfung der „Jahresrechnungen, Bilanzen, 
der Vorſchläge zur Gewinnvertheilung , furz im Wejentlihen Eontrole 
functionen bezeichnet. Dazu kommen dann noch die Berichterftattungen an 
die Generalverjammlung über die Prüfung der Rechnung, Bilanz und Gewinn: 
vertheilung, ſowie die Pfliht, eine Generalverfammlung zu berufen, wenn 
dies im Intereſſe der Gejellihaft nothmwendig ift. Für den nunmehr obli- 
gatorifchen Auffichtsrath ift diefer geſetzliche Wirkungskreis derjelbe ge 
blieben. Außerdem find durch Art. 225 des Gef. v. 1870 die Vorjchriften 
der Art. 191 u. 192 de8 H. G. B. über den Aufjichtsrath der Commanbdit- 
actiengejellichaften auch auf denjenigen der Actiengeſellſchaften ausgedehnt 
worden. Sie betreffen die Amtsdauer des erjten und der jpäteren Aufjichts- 
räthe und die Beitimmungen über die Vergütung der Mitglieder des eriten 
Auffihtsraths (j. u. Anm. 974). Die Vorſchriften der Art. 225 b und 
249 de3 neuen Geſetzes über die rivil- und jtrafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Auffichtsrath find im Nachtrage 52 angeführt, da es paſſend jchien, 
die ganze Frage über die Verantwortlichkeit von Verwaltungsorganen (auch 
der — im Zuſammenhange zu behandeln. 

Beſtimmungen der deutſchen Zettelbankſtatuten über 
den un, In den älteren Banfjtatuten hat der jogen. 
Verwaltungsrath regelmäßig aud die Functionen des Aufſichtsraths des 
H. G. B. Die Beftimmungen de3 lebteren find natürlich durch die Statuten 
nicht abzuändern, wohl aber darf der Wirkungskreis der genannten Behörde 
nad) mie vor dem Handelsgeſetzbuch erweitert werden. Faſſen wir in ähn⸗ 
licher Weiſe wie in dem Abſchnitte von der Direction die Statutenbeſtim— 
mungen über den VBermwaltungsrath zujammen, jo ergibt jich Folgendes, 
wobei indejjen mehrfach auf den vorgenannten Abschnitt zurückgewieſen mer: 
den fann, da in demjelben des Zuſammenhangs wegen jchon einiger Auf: 
gaben, die bald der Direction, bald dem Verwaltungsrath zufallen, erwähnt 
werden mußte, was jett möglichſt Üübergangen wird, um Widerholungen zu 
vermeiden, 

1. Die Funktionen des Verwaltungsraths (d. i. Stellung im Gan— 
zen, Aufgabe, Wirkungskreis, Competenz). In der Regel iſt die in den 
älteren Statuten den Namen Berwaltungsrath, in den neueren den des 
Aufſichtsraths führende, hie und da auch noch unter anderen Namen, 
aber mit wejentlich gleicher Stellung 7) vorkommende Bankbehörde einmal 


936) 5 54 fi. d. Lüb. Priv. B. Stat. fonft neben ber Generlaverf. nur bie Di: 

rection u. Beamte erwähnt. 
3.8. alte Leipz. Statut. tb. ber Bankausſchuß th. das Directorium an 

Stelle Berw.:R. — Baier. B., Bankdirectorium im Weſ. mit d. Wirkun * 
des Verw.:R. — Dogl. bei d. Bomm. B. das Bankcuratorium. — Berl. Cafl. 
neben bem übl. Ber, :R. ein Bankausſchuß mit einigen Auffichtsratbd: Ähnlichen une 
tionen u. a. m. ſ. u. — Bei d. Preuß. B. hat d.Centralausſchuß der Bank— 
antheilseigner, bez. deſſen Deputirte einen dem Verw.-“R. anderer Banken wenigſtens 
ähnlichen, nur engeren Wirkungskreis. 
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die oberſte Controlbehörde, alſo weſentlich der „Aufſichtsrath“ für 
das ganze Bankgeſchäft, insbeſondere für die Direction; ſodann gleichzeitig 
die Behörde, welche mit der oberſten Anordnung, Leitung, mit der 
Feſtſtellung der allgemeinen Geſchäftsgrundſätze, der Beſchlußnahme 
uͤber beſonders wichtige Geſchäfte und enduͤch mit der Vertretung 
der inneren Rechte der Geſellſchaft, namentlich wieder gegenüber der Di— 
rection, betraut iſt. Im Einzelnen iſt die Competenz wieder etwas ver— 
ſchieden beſtimmt, wobei ſich mitunter characteriſtiſche Unterſchiede in den 
oben genannten Statutengruppen ergeben. Manches war ſchon früher 
zu erwähnen, beſonders im vorigen Abſchnitt von der Direction. Bei be— 
ſchränkterer Stellung und Wirkungskreis der letzteren hat regelmäßig der 
Verwaltungsrath etwas weitere Competenz in Betreff der eigentlichen Ver— 
waltung, ſo im Allgemeinen in den älteren gegenüber den neueren Statu— 
ten, ferner etwa beſonders in der Darmſtadt-Hannover-Luxemburgiſchen 
Statutengruppe. Neuerdings pflegt ſich, unter ſichtbarem Einfluß des 
Handelsgeſetzbuchs und wohl auch vermehrter hierfür ſprechender Erfahrun— 
gen der Wirkungskreis des Verwaltungsraths mehr auf die Functionen des 
Aufſichtsraths einzuengen, woneben nur die ganz generelle oberſte Leitung 
bleibt. Von Einzelheiten ſei Folgendes hervorgehoben: 

a. Stellung des Verwaltungsraths im Allgemeinen. 99) 
Bei den preußiſchen Privatbanten, welche Actiengejelliaften find, beſteht 
ein VBerwaltungsrath, welcher gewöhnlich die obere Xeitung der Sejellichaft 
fowie die Vertretung derjelben in allen Beziehungen hat. 999) Beim Berl. 
Gajienverein hat der Verwaltungsrath gleichfall3 die Anordnung, die 
oberjte Leitung und die fpecielle Controle de8 ganzen Gejchäftsbetriebes 
($ 29), während der hier außerdem vorhandene, bei den anderen Privat: 
banken fehlende Bankausſchuß die genaue Befolgung der Statuten zu 
überwaden und demgemäß cine Reihe von jpeciellen Obliegenheiten hat 
($ 22). Das Guratorium der Pomm. Bank übt die Controle und obere 
Leitung wie der VBerwaltungsrath bei den anderen Banken aus ($ 17). 

Bei der Baier. Bank hat das Bankdirectium die Oberleitung und 
Gontrole in näher fpecificirter Weife ($ 29). Der nad den alten Statuten 
der Leipz. Bank bejtehende Bankausſchuß Hat theil3 dem Directorium 
gegenüber die Control» und Revijionsbefugnijje des jonft üblichen Verwal 
tungsrath3, theild auch in einigen bejonderen Punkten Zuſtimmungs- oder 
Beſchlußrechte, welche eine Theilnahme an der Oberleitung der Bank dar: 
jtellen ($ 55, 59), während im Uebrigen hier das Directorium neben 
jeinem Wirfungätreis als Vorſtand einige jonjt dem Verwaltungsrath zuge: 
wiejene Functionen ausübt ($ 75 ff.). Im Ganzen hiermit ziemlich 
übereinjtimmend ift die Einridtung bei der Rojtoder Bank, wo aud) 
ein Bankausſchuß und daneben, jtatt de3 Leipziger Bankdirectorii, ein Ver: 
waltungsrath bejteht ($ 50, 56, 60, 75 ff.) 

Auch die Bremer Bank hat einen Bankausſchuß und einen Ber: 
waltungsrath. Eriterer hat gewiſſe Control» und Prüfungsbefugniffe 


gr. Vgl. hiermit ben ergänzenden parallelen Abfchnitt über bie Direktion, 
oben ©. 483. 


9) Bgl. Danz. Stat. $ 21 u. übr. Banken. 
33* 
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($ 45, 46) und muß in beſonders genannten, kann in allen Angelegen— 
heiten vom Verwaltungsrat um jein Gutachten angegangen werden, zu 
welchem erjteren Zweck gemeinfame Situngen beider Behörden jtattfinden 
($ 44). In einem Falle hat er ein Mitabftimmungsreht bei der in gemein: 
jamer Sitzung erfolgenden Abjtimmung ($ 47, Errichtung von Zweigbanken). 
Im Mebrigen hat der Bermwaltungsrath allein die obere Leitung, Ueberwa— 
hung der Geihäftsführung, Prüfung der Rechnungen u. ſ. w. ($ 33). 
Am Ganzen ähnlich ift dag Verhältnig des bei der Frankfurter Bant 
bejtehenden größeren Bankausſchuſſes und des Verwaltungsraths; 
doch hat —— eine größere Competenz als bei der Bremer Bank und 
und nimmt mehr eine verwaltungsrathartige Stellung in Betreff ſeiner 
Theilnahme an der Oberleitung der Bank ein (Art. 37), jteht deutlich über 
dem Verwaltungsrath und beräth und bejchließt in eigener Verſammlung 
(Art. 33—40), während der Verwaltungsrath der Frankf. Bank wieder 
ipecieller an der Gejchäftsführung Theil nimmt und Functionen ausübt, in 
denen ſonſt die Direction jelbjtjtändiger ift (Art. 41—46). 

Der Bermwaltungsrath der Braunfhweiger Bank ift der Bertreter 
der inneren Rechte der Gefellihaft und zugleich controlirende Aufſichts— 
behörde, insbefondere der Direction gegenüber (a. St. $ 20, 21). Wejent- 
lich diefelbe Stellung hat der Verwaltungsrath bei der Geraer ($ 35, 36), 
Thüringiſchen ($ 29), Weimarer Bank ($ 32). Bei dem Vermaltungs: 
vath der Gothaer Bank fteht die Function der Controle nod) etwas mehr 
im Vordergrund ($ 59). 

Bei der Darmftädter Bank hat die jog. Bankvetwaltung, eine Be: 
hörde, welche die Stelle ded Verwaltungsraths einnimmt, neben der Leber: 
wachung die obere Leitung der Bank und zwar mit weiterem als dem übli: 
chen Wirkungstreis, jo daß die Bankverwaltung mandfah Functionen 
ausübt, welche jonft der Direction vorbehalten find ($ 17, 21). Im Gan: 
zen Steht e8 cbenjo bei der Hannoverjhen ($ 17, 20), Luxemburger 
($ 17, 21), und ähnlich, mit nit ganz jo ins Specielle ji) ausdehnenden 
Befugnifien ift der Wirkungskreis des Verwaltungsraths der Meininger 
($ 17, 24) und Homburger Bank ($ 21, 23) normitt. 

Bei den neueren Banken hat der Vermwaltunggrath regelmäßig vor: 
nehmlich aufjichtsräthliche Functionen, aljo Controle und Ueberwahung, das 
Recht, der Direction Grinnerungen zu machen, der Aufficht, daß die Rechte 
und Intereſſen der Gejellichaft gehörig wahrgenommen, die Gefchäfte jtatuten- 
mäßig geführt werden (insbejondere hinfichtlic der Notenausgabe) u. ſ. w., 
3. B. bei der Bad. Bank (Art. 51). Aehnlich iſt die Stellung des Auf- 
ſichtscollegiums, welches bei der Dldenburger Bank den Vermaltungsrath 
vertritt ($ 20). 

Der Centralausſchuß der Bankantheilgeigner vertritt die letteren 
der Verwaltung gegenüber bei der Preußiſchen Bank und mählt zur 
fortlaufenden —— Controle über alle Operationen der Bank drei De 
putirte ($ 68). Er befommt, ähnlich wie der Verwaltungsrath anderer 
Banken, Gejhäftsnachmeije regelmäßig vorgelegt, muß in einzelnen und kann 
in anderen Fällen um fein Gutachten angegangen werden ($ 75—79) und 
bat unter Umftänden, nämlih menn ein Deputirter des Ausſchuſſes die 
Borlegung der Sade bei letterem verlangt, jeine Zuftimmung bei ſolchen 
Geihäften ber Bank mit der Finanzverwaltung und den Geldinftituten des 
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Staat zu geben, welche nach anderen als den allgemein geltenden Bebin- 
gungen des Bankverkehrs behandelt werden jollen ($ 91). 

Die Defterreihifhe Nationalbanf Hat neben der Direction, deren 
Wirkungskreis zum Theil der eines Verwaltungsrathes ijt, einen Ausſchuß. 
Letzterer hat einige Prüfungsbefugnifie, welche jonft dem Verwaltungsrath 
ertheilt jind, und nimmt auch an den Berathungen über einige Gejchäfts- 
sachen mit entjcheidender Stimme Theil (Veränderung des Zinsfußes, An— 
age des Reſervefonds u. ſ. w.). (Stat. $ 44, 43, 11.) 

b. Die einzelnen Functionen des Verwaltungsraths find natür- 
lich verichieden nad der Stellung, welche derjelbe einnimmt. Doch giebt e3 
viele Punkte, welche bei den meilten Banken gleihmäßig oder ähnlich vor- 
fommen. Wo ein Ausihuß oder dgl. Behörde neben dem Verwaltungs: 
rath befteht, hat derjelbe einzelne Functionen ftatt des Vermaltungsrathes 
oder gleichzeitig mit demjelben auszuüben. Die hauptſächlichen einzelnen 
Functionen, bez. Rechte, laſſen jich in folgende Gruppen bringen: 

a. Ausübung der Oberaufjiht, GControle, Prüfung, Re: 
vifion. 

ß. Bertretung gewiſſer innerer Rechte der Gefellichaft. 

y. Anjtellung der Beamten, einjchließlidh der Directoren. 

d. Oberjte Normirung und Leitung der Gejhäfte. 

&. Theilnahme an der fpeciellen Leitung der Gejchäfte. 

Der erite Punct («) betrifft Functionen, welche man im engeren Sinne 
diejenigen eines Aufſichtsraths nennen kann, und findet ſich daher auch 
in den handelörechtlihen Beltimmungen unjerer neueften Gejeßgebung in 
eriter Linie berücichtigt. Der zweite Punkt (3) bezieht ſich auf verwandte 
Ihätigfeiten und wird aud im Handelsrechte in den Grundzügen normirt. 
Auch der dritte Punkt (y) läßt ſich noch zu den Thätigkeiten eine Auf: 
jichtsrathes vechnen, doch kann hier die Direction (j. 0.) oder ſelbſt die 
Generalverfjammlung neben oder jtatt des Aufjichtsrathes gewiſſe Nechte 
ausüben. Die beiden legten Punkte (d und e) betreffen dagegen Functio— 
nen eines Verwaltungsrathes im engern Sinn, wobei aber bie fünfte 
Function (2) ganz wohl der Direetion überlaffen bleiben kann und in 
Deutichland bei den Zettelbanken auch nur ausnahmsweiſe in größerem Um: 
fange Hinfichtlic der Einzelheiten der Verwaltung dem Verwaltungsrathe 
übertragen ift. 

Zu @ Eontrole u. j. w: Hierher gehören namentli 1) die Kennt: 
nignahme vom Stande der Gejhäfte, daher die Verpflichtung der Di: 
rection, dem Vermwaltungsrath periodiſch oder auf fein Verlangen die bezüg— 
lichen Ausweije vorzulegen, oder das Recht des Verwaltungsrathes, Aufſchlüſſe 
zu verlangen, jelbjt Kenntniß zu nehmen, 99) eventuell Deputirte für ſolche 
Zwede zu ernennen. 9) — 2) Die Vornahme von periodijchen umd 
außerordentliden Reviſionen der Bücher, der Activa, insbeſon— 


9) 3.8. Berl. E:Ber. $ 36 b, Da n}; $ 27 b und and. preuß. Priv. 9. 
— Preuß. B. GRecht des Gentralausich. (o.) $ 75. — Baier. $ 29. Nr. 2. 

1) 3.83. Braunſchw. 8. $. 21 Nr. 4 (Vorfigenber bes Verw.:R. ober deſſen 
Stellvertreter fann mit Zuziehung eines Directors vom Geſchäftsgang jederzeit Kenntniß 
nehmen). Ebenjo (oder ein Delegirter db. Verwalt.), bei d. Darmit. B. $ b1. Gera $ 
36 u. a, m, Gotha Art, 59, 
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dere der Caſſe, eventuell ebenfalls durch Deputirte 92) — 3) Die Prü— 
fung der Bilanzen, Rechnungsabſchlüſſe, bejonders am Jahresſchluß, behufs 
der Gemwinvertheilung u. ſ. m. °#) 

Zu 8. Vertretung innerer Redte u. j mw. Hierher gehören: 1) 
gemwijje Rechte gegenüber der Direction, 3. B. das Recht, letztere zu 
juspendiren oder deren Beichlüffe in der Ausführung durch Einſpruchsrecht 
aufzuhalten, wenn e8 das Gejellihaftsinterejle zu fordern jcheint, darüber 
j. den folgenden Punkt (>). — 2) Recht, bez. Pflicht, die Generalverjamme 
lungen 344), auch wohl die etwa bejtehenden Ausjhüfie °) zu berufen, 
vor jenen Bericht zu erjtatten, über die Gejchäftslage, die Rechnungs— 
abſchlüſſe u. ſ. w., oder über die Ergebnijje der Prüfung der Bilanzen, 
Rehnungsabichlüfie u. ſ. w., Anträgg zu ftellen u. dgl. m. ) 

Zu y Anjtellung der Beamten u. ſ. w. SHierhin gehören: 1) die 
Ernennung (Wahl) der Directoren, nad einem mitunter näher vorge- 
jchriebenen Modus, der Abſchluß der Anjtellungsverträge mit denjelben, die 
—— der Gchalis⸗ Tantième⸗, Qualifications-, Gautionsverhältniffe 
u. ſ. m. N) Wo neben dem Berwaltungsrath ein Ausſchuß beſteht, iſt die— 
ſem biöweilen die Anftellung der Directoren übertragen oder eine Mitwir- 
fung dabei eingeräumt. 9) 2) die Anstellung anderer höherer oder 
Specialbeamten, wie des Syndicus, 9) des Caſſiers, 5%) Die Wahl 
der Mitglieder von Specialbehörden, z. B. der Eenjoren. *1) — 3) Die 


992) In den meijten Stat. ausbrüdlich erwähnt, mitunter mit näberer Beſtim— 
mung ber Form, 3. B. Berl. C. Ber. $ 36 d u. e monatl. und außerord. Gaffarev. 
durch Deputirte des Verw.“„R., Danz. $ 27 du. eu. und preuß. Priv. B. ebenfo — 
Beiwohnen der Deputirten des Gentralausich. bei der Gaffenrevif. Bei der Preuß. 8. 
$ 83. — Einfihtnahme in Bücher und Script. durch 2 Mitgl. db. Ausſchuſſes bei dem 
Berl. C. Ber. $ 22 e. — Bair. B. $ 29. Theilnabme am Gaflenftur; und an 
Vifitation des Depofitorii durch Mtgl. bes B. Directorii. — Vraunſch. $ 21 Nr. 2, 
außergewöhnl. Gaffenrevii. durch 1 oder mehrere Mitgl. bes Verw.:R., deflen Vorfigen: 
der oder Stellvertreter * ohne Weiterts befugt. — Darmſt. $ 21 ebenio, aber 
jähıl. mindejtens zweimal. — Gotha Art. 59 Nr. 6. dgl. (dur Delegirte), Bad. 
Art. 51 u. a. a. m. Im Einzelnen mande Abweichung in ber Form, wie die Revifio: 
nen u, f. w. vorzunehmen. 

3) 3. B. Berl. C. Ber. $ 36 f. durch Berw.:R. u. $ 22 d Prüfung der 
Jahresabſchlüſſe durch Ausſchuß, der Verwaltungsrath und Direction entlaftet. — 
Bair. B. 29 Nr. 6. — Leipz. B. $ 55 Nr. 3 (Ausſchuß). — Bremer B. $ 33 
(Berw.:R.) u. 8 45 (Banfausj uß). Ueberhaupt haben bie etwa neben dem Berw.:R. 
beftebenden Ausichüffe gerabe bei biefem Puncte (Jahresabſchluß) mitzuwirken, jo auch 
bei d. Frankf. B. Art. 37 Nr. 3. — Bab. Art. 51 u. a. m. 

) ©. Art.2336 d. A. D. H. G., wornad die Generalverfammlung durch ben Bor: 
jtanb berufen wird, ſoweit nicht nadı dem Gefellfchaftsvertrage auch andere Berionen dazu 
befugt, was eben meiftens mit dem Verwaltungs: oder Auffichtsrath der Fall, 3..® Berl. 
C. Ber. 38 47, Danz. $39, Brem. B.$21, Frankf. 859, Darmſt. $4Onm.a.m. 

5) S. Frankf. Art. 40. Sonſt verſammelt ſich der Ausſchuß auch wohl pe— 
riodiſch oder auf Einlabung feines Vorfigenden, z. B. beim Berl. E. Ber, Brem. 
B. — Gemeinfame Situngen des Ausſchuſſes und des Verw.:R. geben von letzterem 
aus bei d. Brem. B. Art. 52. 

96) S. oben ©. 485. 

97) Diejer erjte Punct wird mit allen Details in den Statuten regelmäßig erwähnt. 

98) Ernennung der Mitglieder ber Bankdirection durch den größeren Ausſchuß 
bei der Frankf. B. Art. 37. 

9) Preuß. Priv. Banken. 

950) Genehmigung bes Berw.:R. für den durch die Direction angejtellten Caſſier 
bei ber ‚oraunf bw. B. $ 42 (nit in Betr. der anderen Beamten). 

5) Frankf. Art. 37 Nr. 1. 


- 
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Anſtellung der übrigen Beamten, *2) wenn nicht die Direction das 
bezüglihe Recht ausübt, (ſ. o. ©. 484) oder die Genehmigung der dem 
Verwaltungsrath von der Direction in diejer Beziehung zu machenden Vor- 
ſchläge — 4) Die Ausübung der Controle und Disciplinargemalt 
über die Directoren #9) — 5) Die Entlafjung und die Suspenfion 
der Directoren und anderer von ihr angeftellten Beamten, 9%) letzteren 
Falles etwa auf Antrag der Direction.— 6) Die Suspenfion oder die 
Aufbebung von Verfügungen, Beſchlüſſen u. ſ. mw. der Direction, 
wenn diejelben gegen die Statuten oder gegen die Intereſſen der Geſell— 
haft find. 5) Mitunter haben beftimmte Mitglieder des Verwaltungsraths 
ein Einjpruchsrecht gegenüber der Direction mit Appellation an den ganzen 
Verwaltungsrath behufs endgiltiger Entſcheidung. 956) 

Zu d: Oberjte Normirung und Leitung Wo ein Ausfhuß 
befteht, Hat diejer gerade hier öfterd neben oder vor dem Vermwaltungsrath, 
welder etwa dem Ausihuß die betreffenden Angelegenheiten zur Entſchei— 
dung vorlegen muß, jeinen hanptſächlichen Wirfungdfreis. Won einzelnen 
Sunctionen des Bermaltungsrathes oder Ausſchuſſes auf diefem Gebiete finden 
ji in den Statuten namentlih: 1) Die Feſtſtellung der oberften Grunb: 
jäße für die Gejhäftsführung, die Anordnung der zur guten Führung 
nöthigen Mafregeln, demgemäß die Ertheilung der Anftructionen an 
die Direction, 9) — 2) Die Aufftellung und Abänderung der allgemeinen 
und der für einzelne Zweige bejtimmten Gefhäftsreglements, #7) — 
3) Die Beihlüffe über etwa ftatutarifch zuläffige Errichtung von Filia- 
len. 9589) — 4) Die Beichlüffe über eine Erhöhung de3 emittirten 
Acttencapital3 oder über weitere Einzahlungen auf letzteres und 
über die Bedingungen dabei, 5?) jomeit nicht — gewiß beſſer — hierüber 
die Generalverfammlung competent ift, wo dann deren Beſchlüſſe bloß nad 
den Beltimmungen de3 Berwaltungsrath3 auszuführen find. — 5) Die 
Beichlüjje über Anfauf der zum Betrieb des Geſchäfts erforderlichen Lie— 
genjhaften (Bantgebäude).?%) 6) Mitunter geht die Beröffentlihung 


952) Preuß. Priv. Banfen; Frankf. B. Art. 42, Brem. N 33 u. a. m. 

953) Erfterer Punct regelmäßig, Ießterer faum erwähnt, folgt aber aus ber 
Etellung beibe: Behörden zu einander. 

954, Nicht immer aber dfters neben der An ftellung erwähnt, aber auch erfte: 
ren Falls unzweifelhaft. — Ueber Suspenfion 3. B. nähere Beitimmungen bei 
Gotha, Art. 50; event. Suspenfion dur Vorſitzenden bes Verw.-R. und Entſchei— 
bung barüber burdy legteren. 

5) 3, B, Gotha, At. 59 d. Bad. Art. 51 c. 

956) Wal. ebendafelbft (vor. Anm). 

957) Meiftens erwähnt. 3. B. Berl, C. Ber. $ 36 a u. c und and. preuß. 
Priv. B. Baier. $ 29 1 u. 10. — Frank. Art 42 1 u. 2, Mitwirkung bes Aus: 
ichufles Art. 37 4. — Darmſt. $ 21 un. a. m. Vierteljähr. Revifion des Betriebe: 
reglem. durch Auffihtsrath u. Vorlegung bei db. Regieruug Bab. B. Art. 51. 

955) So Franff. Art. 42, Darmft. $ 21. Bei der Brem. B. Perw. u. 
Ausſchuß gemeinfam $ 47. 

959), Frankf. Art. 42, — Baier. $ 29 Nr. 4. ©. übrigens unten ben Abſatz 
von ber Generalverfjammlung u. das ipätere Gap. IV. (Errichtung der Banken), ferner 
oben ©. 178—180. 

960) Defters bei. erwähnt, z. B. bei den preuß. Priv.:Banfen (Genehmig. bes 
Ausſchuſſes f. Grundſtückkauf nötbig bei Berl. C. Ber.) — Frankf. Art. 42e, ebeni. 
Mitwirf, des Ausjchufies. 
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des Monats- oder Wochenausweiſes vom Verwaltungsrath aus. 96%) 
Eventuell iſt hierher auch noch zu zählen: 7) Die Aufſtellung des Etats 
der VBerwaltungsausgaben. 962) 

Zu e: Theilnahme an der jpeciellen Leitung. Etwas allge 
meiner findet fich hier nur die Beitimmung, 1) daß der Bermaltungsrath 
über einzelne „wichtige“ Gejchäfte entjcheidet, „wichtige“ Berträge ſchließt 
und überhaupt über alle Angelegenheiten der Gejellihaft Vergleiche u. ſ. w. 
ſchließen kann. 96) Sonſt kommen von ‚Einzelheiten hie und da vor: 96) 
2) Beſchlüſſe über die Ausgabe, Einziehung, jelbit die Deckung der Bank— 
noten; 3) über die Anlegung des Fonds überhaupt; 4) des Reſerve— 
fond3 jpeciell; 5) über die Marima der den einzelnen Geſchäftszweigen zuzu— 
wendenden Fonds, 6) über die Bedingungen (auch den Zinsfuß) von Depo: 
fiten i.w. Sinn. 7) über die Ausführung des Discontogeſchäfts, insbejon- 
dere auch über die Feſtſetzung des Bankdisconts; »86) 8) über die zu beleihender 
Effecten, dad Marimum der Vorſchüſſe darauf, die Bedingungen 
(auch den Zinsfuß) dafür; 9) über die Anlage mükiger Gelder u.dgl.m, 
— Die meiften Banfjtatuten überlafjen diefe wie die übrigen Gejchäfte der 
Direction, wodurch wohl die Verantwortlichkeit der letzteren geftärft wird 
und die Beweglichkeit des Gejchäfts gewinnt. Nur die Regelung des Dis— 
contojates, und was damit zufammenhängt (Feſtſeſtung der Marimal- 
verfallggeiten u. |. m.) möchte an und für ſich mohl pafjend durch den 
Vermwaltungsrath oder unter dejfen Mitwirkung erfolgen. Jedoch bietet die 
gewöhnliche Zujammenjegung des Bermwaltungsraths aus den Chefs oder 
Mitgliedern großer Bankfirmen bier nicht immer eine volle Garantie 
für die Unbefangenheit der Berathungen über diefen wichtigen Gegenjtand. 
* bei den großen tonangebenden Centralbanken ergeben ſich in dieſem 

uncte leicht Conflicte zwiſchen den Privatintereſſen der einzelnen Verwal— 
tungsräthe und dem öffentlichen und Bankintereſſe. Die Entſcheidung jol- 
her Dinge durch die Direction oder durch eine außerhalb der Gejchäfts- 
interefjen jtehende Verwaltung, wie bei der Preußiſchen Banf, hat daher 
unter Umftänden doch ihre Vorzüge (vgl. Anm. 966). 
2. Die Bildung und Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes und 
des VBermwaltungsratheg. Ein mit verwaltungs- oder aufjihtsräthlichen 
Functionen befleideter Ausſchuß kommt, wie erwähnt, bei mehreren beut= 


9%) = anff. eb. (Verdff. duch Berw.:R. folgt aus bem Jufammenbang.) — 


Brem. S 
' 9) Frankf. eb. Darmit. $ 21. 

963) 3. B. Darmift. eb. 

964) Die folg. Puncte nam. bei Darmft. $ 21, Zur. 21, Hannov. 20, meift 
aud bei Frankf. Art. 42, Einiges bei Leipz. Roftod. Mein, (wo in $ 24 weitere 
Beſtimm. wegen bes crebitmobilierartigen Gefchäftsfreifes dieſer Bank), fonft felten auch 
nur Einzelnee bei and. Banken. 

965) Außer bei den meiften in vor. Anm. gen. Banken u. U. aud bei Baier. 
B. F 29 Nr. 5 (alle 6 Moden auf Borfhlag d. Banfabmin.) — Bei d. Preuf. 8. 
erfolgt nah $ 87 d. B.:D. bie fo wichtige Beitimmung Über ben Discont.: u. Zinsſatz 
(legtere f. Lombard) in Berlin un. bei ben Provinz.:Comptoirs v. Hauptbanfdirectorium 
mit Genehmigung des Chefs der Banf. Doh muß vor jeber Veränderung bed Dis: 
conts, vor ber Verfürzung ber Verfallgeiten der Wechiel und ber zeitweifen allgemeinen 
Beihränfung ber Grebite eine Berathung im Gentralausihuß erfolgen, $ 88. — Bei 
b. Dejterr. Banf nehmen die Mitglieder des Ausſchuſſes an allen Berathungen ber 
Direction über eine Veränderung bes Zinsfuhes mit entjcheidender Stimme Theil. $ 43. 
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ſchen Zettelbanken vor. 9%) Seine Bildung und Zuſammenſetzung gleicht 
im Wejentlihen derjenigen des Verwaltungsrathes jolher Banken, melde 
feinen bejonderen Ausſchuß haben. Der Werwaltungsrath von Banten 
mit einem Ausſchuß wird dagegen dann gewöhnlid durch den Ausschuß 
gebildet. 

a. Der Ausſchuß. Er beiteht regelmähig aus einer etwas größeren An- 
zahl Mitglieder, welche gewöhnlich Actionäre ſein müſſen und von der Ge: 
neralverfammlung oder der legtere vertretenden Nepräfentation der Actionäre 
gewählt werden, meistens nad) dem Modus geheimer Abftimmung (mit Stimm: 
zetteln) und nad dem Princip der abjoluten Majorität der beſchlußfähigen 
Verjammlung. 7) Die Erneuerung des Ausſchuſſes erfolgt meiſtens jo, 
dak nad) dem Looſe oder fpäter nad einem Turnus gemäß der Zeit 
des Eintritt3 ein oder einige Mitglieder ausjcheiden und für diejelben , Die 
wieder wählbar zu fein pflegen, eine Neuwahl erfolgt. 76%) Kür das paſſive 
Wahlrecht oder die Wählbarfeit finden ſich einige bejondere Vorſchriften 
oder Bedingungen, welche die zu wählenden Ausihurmitglieder erfüllen 
müſſen, wie 3. B. Wohnſitz am Domicil der Bank, Selbititändigfeit in Be: 
treff der Vermögensverwaltung, Nichtverfallenjein in Goncurs, ohne day 
die Gläubiger vollftändig befriedigt, 96%) Nichtangehören an eine Firma, die 


96) Sp bei Berl. C. Ber. Frankf. Brem. Feipz, Roſt. B. Ueber die 
O eiterr. u. Preuß. B. ſ. o. S. 146 ff. Ueber db. Franzöſ. B. ©. 132. In ber 
großen Banfenquöte ift die Frage nach der Zufammenfegung des Conseil de rögence 
(Berwaltungsrath) biejer Banf auch mehrfach erörtert worden. Man bat eine ftärfere 
Berüdfihtigung des Fauimännifchen Elements von manden Seiten gewünicht. Be: 
fiimmungen über die Vertretung gewiſſer Wirtbichaftsberufe in der Bankverwaltung, 
wie. bie bei ber B. v. Frankreich beftebenden (S. 152), fehlen bei den beutichen Banfen 
allgemein. Bei Gentralbanfen erfcheinen fie ganz paſſend. Die Handelsfammern u. ähnl. 
Inftitute Fönnten bier etwa Vorſchlags- oder ſelbſt Wahlrechte mit befommen. 

HT) Berl C. Ver: Acht Nctionäre, in eriter Gen.Verſ. mit relat., im den 
päteren mit abfol. Majorität gewäblt, $ 24. — Frankf. Gröferer B.:Ausjhuß mit 
0 Actionären, v. Gen.:Beri. geheim gewählt, Art. 33. — Brem. I Mitgl., ber erſte 
Ausihur durch auferord. Gen.:Berf. zu wäblen, die Ergänzung durch ſpät. Gen. Verſ. 
$ 50, 35. — Leipz. B. St. $ 49, 50. 20 Mitglieder aus den Actionären mit relat. 
Stimmenmehrheit von wenigftens 6 Stimmen zu wählen. — Roft. $ 50, 51 ebenſo. 
— Defterr. N. B. Ausſch. v. 12 Mitgl. v. jährl. Gen.-Verſ. ans ihrer Mitte mit 
abſol. Stimmenmehrheit zu wählen, $ 40. 41. — Preuf. B. Die Verſammil. ber 200 
Meiftbetheiligten vertritt bier die Gen.:Verj. Jene wählt ben Gentralausfhuß von 
18 Mitgl. aus gewiffen Banfantheilseignern mit geſchrieb. Stimmmzetteln mad) relat. 
Mehrbeit. — Ber Ausicheiden eines Mitgliedes im Laufe des Jahres meijt Gooptations: 

recht bis zur Gen.:Beri. 

965) Berl. C. Ber. von den erften 8 Mitgliedern ſcheiden 2 jährl. nad Loos 
aus, dafür Neuwahl; der Neugewäblte jcheidet nah 4 J. aus. Sofort Wiederwählbar— 
feit $24. — Franff. Art. 36. Wahl auf 5 Jahre, jährl. fcheiden 4 von den 20 aus, 
anfängl. nad Loos, dann nach Amtsalter, Wieberwäblbarkeit. — Brem. Später treten 
alle 2 3. 3 von ben 9 nady Amtsalter, event. Loos aus. Wiederwählbarkeit — Leipz. 
$ 52, Roft. $ 53 ähnl. — Deiterr. B. $ 41. Der ganze Ausſchuß immer auf 1 N. 
gewählt, fofort wieder wählbar. — Preuß. B. $ 68. Die Mitglieder des Cent.Aus— 
Ichuffes treten jährl. zu "5, jept mach Amtsalter, aus. Wiederwählbarkeit, 

969) Sp Berl. E. Ver. $ 25. Jurift. Perſ. Frauen nicht wählbar, So auch 
Frankf. $ 33. Brem. $ 36. Specieller Leipz. $ 51, Roſt. 352. — Preuß. $ 66. 
notbwendig für Gentralausfhun: Mitglieder Wohnfig in Berlin, Befik von 5 Banf: 
antheilen, 
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eines ihrer Mitglieder ſchon im Ausſchuſſe oder Vermwaltungsrath hat, 97°) 
Nichtangehören an eine Behörde einer anderen Banf. ?”') Die GCompetenz 
eines ſolchen Ausſchuſſes ift vorhin bei den Functionen des Verwaltungs: 
rathes mit dargejtellt worden, 

b. Der Bermaltungsrath von Banken ohne jolden Aus: 
ſchuß. Er wird im Wejentlichen ganz ebenjo gebildet, zufammengejegt und 
erneuert, mie diejer Ausſchuß. Die Bedingungen für die MWählbarkeit 
zum Berwaltungsrath pflegen gleichfalls diejelben zu jein, 972) Bei der eriten 
Erridtung von Banken haben ſich öfters geldoligardiihe Tendenzen 
herausgejtellt, indem der Vermwaltungsrath durch die Gründer, auch wohl 
fajt oder ganz ausjchlieglid aus denjelben und für eine längere als die 
ſonſt normale jtatutariiche Periode gebildet, außerdem den Mitgliedern des 
Berwaltunggraths etwa im Boraus bejondere erhebliche Vergütungen für 
die Ausübung ihres Berufs zugefichert worden find. 973) Gegen ſolche Miß— 


9°) Bei Frankf. Brem. B. eb. — Bei Leipz. u. Nojtod. aud Erforber: 
niß der Nichtverwandticd. in beftimmtem Grade mit Mitgl. des Directorii (Berw.:R.) 
oder des Ausſchuſſes, $ 51, Art. 52, 

sm, Frankf. B. 8 55. Aehnl. Bad. B. ſ. 0. Anm, 919. 

972) Beifpiele. Preuß. Priv. B., 3. B Danzig. $ 21: 10 Mitgl. bes 
Verw.«R., 5jähr. Function, jäbrl. icheiden 2 aus, anfangs nad Loos, ſpäter nad 
Turnus, jofort Wiederwählbarkeit. — Köln. 12 Mital., 6jäbr. Function, jührl. Aus: 
Iheiden von 4, fonjt ebenſo. Beiondere Bedingungen der Wählbarkeit außer Actien: 
beponirung, meiſt bei preuß. Priv. B. nicht angegeben. Wahl geheim durch Gen. :®eri. 
in Gegenwart eines Notare, — Baier. B. 8 26—28, B.:Directorium aus 7 Mitgl. von 
in München wohnh. Actionären, Wahl durch Banfausfhuß (der Gen.:Berf. bier ver: 
tritt), Austritt, nachdem die B. im Gang, jährl, 3, nad Amtsalter, Wiederwählbark, 
Erforderniffe außer ben oben gen. gewöhnt. noch einige weitere, wie Fähigkeit zur 
Befleid. öffentl. Ehrenämter, nidyt nähere Berwandtichaft mit dem vollziehenden Direc: 
tor, — Darmit. $ 18: 18 Mitgl. gewählt in Gen.Verſ. der Actionäre, müſſen deutſche 
Staatsangehörige fein, in den d. Bunbdesjtaaten wohnen, 6 davon jollen Heflen jein, 
Erneuer. alle 2 5. zu "/,, Austritt anfangs nad Loos, dann nad Alter, ſ. aud ſol— 
gende Anm.). — Gera $ 37, 38: 11 Mitgl. in Gen.Verſ. geheim mit relat. Stim- 
menmebrh. gewählt, mindejtens Vorſitzender und bejfen Stellvertreter müjfen in Gera, 
2 andere Mitgl. in Neuß j. 8. wohnen, Wahl aus flimmberechtigten Actionären. Erfor: 
derniß Unbeſcholtenheit, Bejiß der bürgerl. Ehrenrechte, Ausihluß von GCompagnond, 
gew. Verwandten; Austritt jäbrl. "/,, zuerft nach Loos, dann nad Alter. — Ueber ben 
Verw.⸗R. der Goth. B. ſ. o. ©. 137 ff.; von den 9 Mitgl, werben 7 von d. Gen. 
Berf. aus den flimmmführenden Actionären gewäblt, wovon 3 in Gotha wohnbafte 
goth. Staatsangeh. fein müſſen. Dienftzeit 6 3, nah 2 u. 4 J. treten 2, nad 6 9. 
3 Mitgl. aus. Wiederwählbarf. Art. 53, 54. — Bon ben 12 Mitgl, d. Verw.:R. der 
Thür B. müffen 10 in bei. gen. Städten wohnen, $ 30. — Bad. B. Art. 47, 48. 
Aufſ.“R. aus 12 Mitgl., von denen mindeftens je 3 in Mannh. u. Garler., von ben 
übr. 6 nur 2 aufßerb. Badens wohnen dürfen, Wahl v. Gen.-Verſ. Amtsdbauer 6 J. 
alle 2 J. icheidet !/, aus, anf. nach Loos ; von einer Firma fann nur 1 Theilbaber 
Mitgl. fein; Zahlungseinſtellung, rechtskräft. Straferfenntniß wegen entebrender Hand: 
lungen bedingt Ausſchluß. — DOldenb. B,, das Auffichtscollegium berjelb. beftebt 
aus 5 Mitgl., wovon 2 von ber oldenb. Regierung (Minijterium) 2 von d. Actionären 
gewählt, das fünfte durch die anderen 4 Mitgl. unter Berftändigung mit ber Regierung 
beftimmt wird. Wahl, bez. Anjtellung auf 5 J., die von den Actionären zu wäblenden 
müſſen jelbjt wenigitens 20 Actien bejigen. $ 18. 

973), Beifpiele. Namentlib bei ben in Mitte der 50er Jahre aus blopen 
Speculations-Gründen errichteten Zettelbanfen mebrfah vorgefommen. So bei ber 
Darm. B. f. Süddeutſchland (gegründet von G. Meviffen u. A. Oppenheim in 
Cöln). Erfter Verw.:R. auf jehs J. aus in $ 18 d. Stat. gen. Perjonen, worunter 
die Gründer, beſtehend. Tantieͤmeverh. ſ. u. Anmerk, 981. — Luremb, B. Die 3 Gräns 
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bräuche bei Actien- und Commanditactiengejellichaften haben ſich die Actio- 
näre nicht immer ſelbſt zu helfen gewußt, fondern die Gefeßgebung mußte 
einjchreiten, wie jie es im Art. 191 und 192 des H. G. B. und Art. 225 
de3 neuen Gejeges v. 11. Juni 1870 mit Recht gethan hat. 97) Andrer: 
jeit8 hat man in ſolchen Rechten der Gründer hinſichtlich der Ernennung 
des erſten Verwaltungsraths mitunter auch Pflichten derſelben oder eine 
Garantieleiſtung für die gute Einleitung der Geſchäfte ſehen wollen. 
Doch möchte dieſer Geſichtspunkt ſeltener als der andere von wirklicher Be— 
deutung geweſen ſein. 

c) Der Verwaltungsrath von Banken mit einem Ausſchuß. 
Derjelbe wird mehrfah vom Ausſchuß gewählt, 97%) vorbehaltlich etwaiger 
abweichender Bejtimmungen bei der erjten Errichtung der Bank, Dod kommt 
auch die directe Wahl durch die Generalverjammlung vor. 976) Die Beſtim— 
mungen über die Anzahl, Wahlmodus, ZJujammenjegung, Erneuerung, über 
die Bedingungen der Wählbarkeit find im Ganzen diejelben, welche vorhin 
aufgeführt wurden. 

3. Perjönlide Rechte und Pflihten der Mitglieder des 
Ausſchuſſes und Verwaltungsraths. Zu den erjteren — die 
ſtatutariſchen Beſtimmungen über die Vergütung, welche dieſen Mitgliedern 
zu Theil werden ſollen. Solche Beſtimmmungen erfahren durch Art 192 
des 9. ©. B. nur in Betreff des erjten Aufjichtsrathes eine Beſchränkung 
(j. Ann. 974). Eine feite Bejoldung erhalten die Mitglieder regelmäßig 
nicht, wie öfters bejonders in den Statuten ausgejprochen ijt. 977) Da: 
gegen haben jie Anjprud) auf Erjat ihrer Unkoſten, Auslagen, 979) wofür 
mitunter eine PBaujchalentihädigung in Ausficht genommen tjt; 977) ferner 


ber, darunter die beiden chen bei ber Darmfl. B. Genannten, dann R. Erlanger bil: 
den mit 6 and. Mitgl., die fie jich felbit zugeiellen dürfen, wovon aber mindeſtens 2 Luxem— 
burger fein mußten, auf 6 Jahre ben 1. Berw.:R.; die Gründer beftimmen auch gleich 
nambaft gemachte 3 Subjtitute für fib $ 18. — Homb. B. $ 21: f. d. erften 3 
Sahre ber Berw.:R. von ben Gründern im Ginverftändnig mit d. Regier. beftellt. — 
Gera 5 39. Auch eine Anzahl Perjonen f. d. erften 6 3. in ben Verw.-R. gejept, 
nicht gewählt. — Gotha Art. 77. Zuerft wählt die Kaufmannſch. in Gotha 3 Mitgl. 
aus gotb. Staatsangehörigen, die beiden auswärt. Gonceljtonäre desgl. 2 aus d. Actio⸗ 
nären; dieſe beiden bleiben im Amt bis nach Ablauf des 3. J. nach Eröffnung. — 
Meining. B. $ 17: Die Hälfte der gewählten Mitgl. des 1. Verw.-R. beftimmen bie 
Gründer. — Thür. B. $ 30 die Eonceffionäre der B. find als ſolche Mitglieder des Berw.- 
R. u, and. Banken mehr, 3. B. Weim. Oldenb. B. — Aehnl. Tendenzen erregten 
Anſtoß bei d. früheren Project der Bad. B. Im J. 1870 wurde dal. vermieden. Hier 
hatte das aus der Mitte der Gründer gewählte proviforiiche Gomite von 10 Mitgl. nur 
bis zur 1. Gen.Verſ. zu fungiven, die bald berufen werben mußte und dann ben 1. 
Aufſichts-R. wählte. — Uebrigens fommen jolche befondere Ernennungen der Mitglie: 
der bes 1. Verw.R. auch bei db. preuf. Priv. B. vor, z. B. Berl. C. V. $ 30, 
Göln. $ 22. 

314) Wahl des 1. Auffichtsratbs nur auf ein Jahr, längere Wahl ohne recht. 
Wirkung, Art. 191. Den Mitgliedern bes 1. Auffichtsrathe darf eine Vergütung für 
die Ausübung ihres Berufs nur durch einen nach Ablauf des 1. Geſchäftojahres einzu: 
holenden Beſchluß ber Gen.Verſ. bewilligt werden. Art. 192, 

975) Berl. C. V. Franff. 2. (Wahl aus d. Mitte des Ausfchuifes, Art. 37.) 

9156) Brem. B, Defterr. Nat. 8. 

*2) 3. B. Darmit. $ 22, Gotha Art. 60, 

76) 3.3. Darmit. ob, 

>) 3,8 Beim B. 8 4 
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fait allgemein auf Tantiemen vom Reingewin. 99% Die Berechnungsweife, 
inöbejondere welche Abzüge vom Nohertrag zur Berechnung der Tantieme 
gemacht werden jollen, auch dig Quote der Gefammttantieme vom Nein: 
ertrag, mitunter die Wertheilung diefer Summe unter die einzelnen Mit: 
glieder des Verwaltungsraths find wohl ſchon in den Statuten bejtimmt. 
Hie und da bleibt die Normirung der Höhe der Tantieme auch der Gene: 
ralverjammlung und die Vertheilung dem Vermaltungsrath zu bejtim- 
men überlafien. 9) Die Bertheilung erfolgt mehrfach nad Anmejen- 
heitSmarfen, 99?) mit etwaigen Vorzugsrechten des Vorjigenden. Der bloße 
Ehrenamtscharacter der Stellen im Verwaltungs: oder Aufjichtsrathe ift 
demnach nur in ganz einzelnen Fällen zu finden. Ob nit aud bei den 
deutichen Zettelbanfen dieſe Posten öfters reine Sinecuren oder wenigſtens 
weit überzahlte Stellungen find, mag dahin geftellt bleiben. Das richtige Prin— 
cip, welches den QTantiemen zu Grunde liegt, nämlich die Theilnahme der 
„Arbeiter” am Neingewinne der Unternehmung, paßt für den Verwal— 
tungsrath nicht immer, weil es dahin fteht, wie weit diejer den Gewinn 
wirflih mit hat „verdienen“ helfen. Die Anwendung des Tantiemeprincips 
auf die Directoren und womöglich auf die ſonſtigen Beamten iſt unbeding: 
ter zu loben. *9) Bei einer Staatövermwaltung, wie 3. B. derjenigen der 
Preußiſchen Bank, kommt man ohne dieje Zahlungen aus. Darin tritt, 
ähnlich wie bei Staats- gegenüber Privatbahnen, ein Vorzug der ftaatlichen 
vor der privaten Verwaltung hervor. Uebrigens jind die Tantiemeverhält: 
nifie bei den Zettelbanken nicht jo bedenklich, als bei den creditmobilier: 
artigen jogen. Greditbanfen und manden anderen Actien- und bejonders 
Gommanditactiengefellfchaften, wo eine geringe Leiftung öfters ganz über: 
mäßig vergütet oder wirklich eine bloße Sinecure dotirt wird, 

Zu den Pflichten des Verwaltungsrathes kann man die Erfüllung 
der oben (©. 499) genannten Bedingungen für die Wählbarkeit rechnen. 
Ferner gehört dahin, wie bei der Direction, die regelmäßig ſich findende 
Verpflichtung eines Mitgliedes des Ane ques oder Verwaltungsrathes, eine 
Anzahl Actien der Bank während der Dauer des Amts zu deponiren, 98°) 


950) Eine Ausnahme machte eine Zeitlang die Danz. ®., in beren Statuten 
nur der Erſatz der Auslagen erwähnt war. 

9) Beifpiele Berl. C. V. $ 65. Von d. nah Abzug der Unkoſten fid 
ergeb. Reingewinn 8%, als Zantieme an Verw.:R. (jedes Mitgl. H/,0) u. vollziehenden 
Director (/,). Doch entiprechende Verminderung ber Tantiöme, wenn Divid. der Actien 
unter 4%, ſinken würde. — Edln $ 29. Verw.:R, bezieht 60%, v. Reingewinn, Ber: 
theil. bleibt ihm überlafien. Ebenio Magdeburg $ du am — Brem. 77. 
10%, vom Reingewinn, nachdem die Nctionäre zunächſt 4%, Divid, erbielten, an Berw.: 
R., wovon der Vorfipende 2/,,. and. Mitgl. Yo — Ebenfo Darmit.$22, 10%,. we: 
von Präf. u. Vicepräf. '/,, die and. Verwalter zuſ. 24. — Hannov. $ 21, Berw.:R. 
erbält 100% v. Reingewinit , der bleibt nad) Zahlung v. 5%, an Verw.:R. und Doti: 
rung des Refervef., davon F— an Vorſitzenden, /,, an deſſen Stellvertreter, ?/;, an bie 
3 Mitgl. des a de ul. 5/0, an bie übrig. Ditgl. bes Verw.:R. zu gleihm. Ver: 
theil. — Weim. 5%/, vom Reingewinn, der 4%, des Ein Hetienfapitale 
überfteigt, an —— Rs Vertheil. nach Prãafenzliſte in Verſamml. — Bad. B. $ 52 ebenio. 

52) Frankf., Bad. B. u. a. m. Bei db. Frankf. B, beftimmt ein Reglement 
ben Wertb der Anwejenbeitsmarfen. 

#3) S. oben Direction S. 488. Bei d. Bad. B. Art. 34 Teilnahme der übr. 
Beamten we d, Directoren an db. Tantieme. 

3.8. Berl. C. V. $ 33 10 Actien, Franfi. B. Art. 33, 6 A. Darmit. 

$ 17, 29 U, Bad. Art. 47, 10 Actien u, jo meiſtens. 
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— ein Punkt von ziemlich untergeordneter Bedeutung, da das hierdurch 
bedingte Intereſſe an der Anjtalt dur andere Umftände, 3. B. den Ein- 
fluß, den die Stellung gibt, die erleihterte Möglichkeit, wegen der genaueren 
Kenntniß der inneren Berhältnijfe der Bank in Bankactien zu jpeculiren, 985) 
meiſtens aufgewogen werden wird. Auch Verpflichtung zur Bewahrung des 
Geheimniſſes über die Bankſachen kommt vor. 996) 

4. Sejhäftsführung des Vermwaltungsrathes oder Ausjchuj- 
ſes. Beide Behörden pflegen ſich vegelmäßig periodiſch oder auf beſondere 
Einladung des Borjigenden zu verfammeln. Etwaige Delegirte haben öfters 
auch das Recht, eine Verſammlung anzuberaumen. Auch die Direction kann 
mitunter eine jolche verlangen. Die Behörde wählt ihren Vorſitzenden (nebjt 
Stellvertreter), der bei Stimmengleichheit dann den Ausſchlag gibt, bejtimmt 
meiſtens felbjt ihre Geſchäftsordnung. Weber die zur Beſchlußfaſſung noth— 
wendig anmejende Minimalzahl der Mitglieder enthalten die Statuten eben 
jo mie über die Zahl der Mitglieder, welche den Ausſchuß oder Verwal: 
tungsrath überhaupt bilden, nähere Vorjeriften. Defter heißt eg, daß alle 
Mitglieder eingeladen und mindeftens jo und jo viel erjchienen jein müſſen 
(Ya, Ya, Ya 3 B.). Die Abjtimmungen erfolgen dann gewöhnlich nad) ab- 
joluter Rehrheit Für einzelne Beihlüffe und Maßregeln, z. B. die Ernen— 
nung, Suſpenſion und Entlaſſung der Directoren wird öfters eine größere 
Minimalzahl Anweſender und eine ſtärkere, als die einfache Mehrheit, ver— 
langt (ſ. o. S. 487 und Amn. 915). Beſtimmungen über die Führung der 
Situngsprotofolle u. j. mw. fommen oft vor. Solche Protofolle fönnen u. 
A. bejondere Wichtigkeit für die civil: und criminalvechtliche Verantwort— 
lichkeit der Mitglieder de3 Verwaltungsrathes erlangen, wenn das Abjtim- 
mungsverhältnig mit Namensangabe bezeichnet wird. Die Unterzeihnungen 
des Verwaltungsrathes erfolgen gewöhnlich durch zwei Mitglieder, worunter 
der Vorſitzende. Der Präjident, dejjen Stellvertreter, ein oder mehrere ein- 
zelne Mitglieder des Vermwaltungsrathes und Ausſchuſſes werden mitunter zur 
Wahrnehmung beſonderer Funetionen in der Bankverwaltung delegirt oder 
die beiden erſten dazu ſchon durch ihr Amt berechtigt, z. B. zu gewiſſen 
Control⸗ und Reviſions-Thätigkeiten. 997) 


985) Klage hierüber neuerdings bei. bei „Creditbanken“ (Finanzeompagnien 
der Engländer, Gredit:Mobiliers). Speculieren ber Aufſ.-R., Directoren , ebenfo gut 
& la baisse wie à la hausse der Acitien. 

6) 3. B. Berl. C. V. 66 u. a. m. — Strenge Vorjchriften überb. u. auch 
für Mitgl, u. Deputirte des Gentralausfchufles, bei d. Preuß. B. $ 113, 80. idee: 
ftaatl. Gelöbniß der Geheimhaltung, NRemotion bei Verlegung. 

987) Beijpiele von Statutenbejtimmungen über die unter Nr. 4 aufgeführten 
Puncte außer jchon früher vorgefommenen Einzelheiten: Berl. C. Ber. Ausſchuß bat 
ale 3 Mon. mit Mitgl. des Verw.-R. eine Gonferenz, wo dieſe Mitgl. Bericht 
über die Geſchäfte in d. legten 3 Mon. erflatten. Bei Meinungsverichiedenb. Abjtimm. 
nah Stimmenmehrb. Bei Stimmengleichbeit entjcheid. Vorlißender. Außer diejen regel: 
mäß. fönnen außerord. gemeinjchaftl. Conferenzen mit d. Berw«R. v. Ausſchuß jeder: 
eit berufen werben. Ausſch. verhandelt mit Direction nur durch Verw.“„R. Die Aus: 
Epußmitglieder wählen jährl. nad Stimmenmebrbeit ihren Vorſitzenden, deſſen Stell: 
vertreter. Bei Bacanzen können fie Eriagmitgl. bis z. nächſten Gen.Beri, wählen. 
Vorfigende des Ausſchuſſes beruft die Sitzungen. Zu gilt. Beſchluß Anwelenbeit von 
5 Mital. db. Train nöthig. Ueber alle Sisungen Protofoll, das vom Berfigenden 
u. 2 and. Mitgl. zu unterjchreiben. $ 22, 27, 28. — Ganz analoge Beitimmungen über 
Berw.:R., ber Ya auch auf Antrag eines Dir.-Mitgl.,, minbejtens alle Monate zu ver- 
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5. Die Verantwortlichkeit der Mitglieder des Ausſchuſſes 
und des Verwaltungsrathes. In den Statuten findet ſich wenig hier— 
über, nur etwa die Beſtimmung, daß die beiden Behörden oder die conſen— 
tirenden Mitglieder für ihre Beſchlüſſe verantwortlich, alſo namentlich für 
Statutenwidrigkeiten haftbar find. *6) 

Dieſe ohnedem ſchwer practiſch geltend zu machende civilrechtliche 
Verantwortlichkeit reicht, wie wir mehrfach zu bemerken hatten, nicht 
aus. Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit muß in wirkſamer Weiſe 
hinzu kommen, was natürlich nur durch die Geſetzgebung, nicht durch 
Statutenbeſtimmungen herbeigeführt werden kann. Die neuen Vorſchriften 
im Handelsgeſetzbuch und Geſetz v. 11. Juni 1870 ſind noch zu mild und 
genügen auch jonjt noch nicht, wie im Nachtrage 52 gezeigt wird, mo gleich: 
zeitig zweckmäßige Ergänzungen vorgeſchlagen werden. Gmpfehlen möchte 
jih namentlich, eimer Perſon, welche als Mitglied einer Behörde einer Actien— 
oder Commanbditactiengefellichaft eine Strafe erlitten hat, bleibend oder zeit: 
weije das pajjive Wahlrecht oder die Wählbarkeit für Aufſichts- oder 
Berwaltungsrathsitellen irgend einer Art zu entziehen, zumal bei Banken, 
wo Vertrauenswürdigkeit erjte Bedingung ift. Ferner jollte der Gumula- 
tion von foldhen Stellen auf eine Perſon durch Vorjchriften über ein Ma— 
yimum gleichzeitig zu führender Aemter vorgebeugt werden. 


y. Die Genceralverfammlung. 


A. Bejtimmungen des deutihen Actiengefellihaftsrcht3, 
Die Vorſchriften des deutſchen Handelsgeſetzbuchs und des Gejeges vom 11. 
Juni 1870, welches auch über diefen Punkt einige Abänderungen getroffen 
hat, enthalten über die Generalverfammlung der Netiengejellihaften eine 
Reihe von Beitimmungen, die wir im Kolgenden etwas jpecieller behandeln, 
denn fie find auch für unſern Gegenftand von bejonderer Wichtigkeit, mehr 
als die oben nur kurz berührten VBorjchriften über den Vorjtand und die 
Direction, 

Nah Art. 209 N. 9—11 muß der Aetiengejellichaftsvertrag die Form, 
in welder die Zujammenberufung der Actionäre geſchieht, ferner bie Bedin— 
gungen des Stimmrechts der Actionäre und die Form, in der dafjelbe ausgeübt 
wird, endlich die Gegenjtände bejtimmen, über welche nicht ſchon durch einfache 
Stimmenmehrheit der auf Zufammenberufung erichienenen Actionäre, jondern 
nur durch eine größere Stimmenmehrheit oder nad) anderen Grforderniffen 
Beſchluß gefaßt werden fann. Die Gefammtheit der Aetionäre übt in der 
Generalverfammlung diejenigen Rechte aus, welde den Actionären in 


jammeln bat, $ 35. — Große Nebnlichk. in diefen Puncten in allen Stat. Abweichun- 
gen ergeben ſi aus einzeln. Verſchiedenh. der Organiſ. einfach. Vgl. Frankf. B. Art. 
37—40, 43 -44. — Bad. B. Art. 49—51. U. A. jollen in die Protokolle nur die Ge: 
genjtände der Berathung und die gefaßten Vefchlüffe eingetragen werden, ein Votum 
eines Mitgliedes nur auf deſſen Verlangen. 

95) Beim Berl, C. V. heißt es, daß die Mitalieder des Ausichufies und des 
Fe * * der Geſellſchaft bei Ausübung ihrer Functionen nur für grobe Verſehen 
haften. 
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den Angelegenheiten der Geſellſchaft zuftchen, wobei jede Actie dem Inhaber 
1 Stimme gewähren joll, wenn der Sejellichaftsvertrag nichts anderes feit: 
jegt (Art. 224). Danach ift aljo 3. B. die Zufammenjegung der General- 
verjammlung bloß aus einer bejtimmten Anzahl meiftbetheiligter Actionäre 
(Baierifche, Preußiſche Bank) nicht ausgejchlojjen. Die Generalverjammlung wird 
durch den Vorſtand berufen, jomweit nicht nach dem Gejellichaftsvertrage auch 
andere Perjonen dazu befugt find (Art. 237). Die Generalverjammlung 
ift in beftimmten, im Gejeg genannten, dann in den im Gejellichaftsver- 
trage ausdrüdklid” angegebenen Fällen, außerdem, wenn e8 eine bejtimmte 
Anzahl Actionäre verlangt und endlich, wenn es im Intereſſe der Gejellichaft 
erforderlich erjcheint, zu berufen (vgl. Art. 237). 

Das Handelsgejeßbuch, bez. das Gejeg vom 11. Juni 1870 verlangt 
die Berufung und überträgt zugleich der Generalverfammlung bejtimmte 
Functionen in folgenden Fällen: . 

1) Nach der Zeichnung des Grundfapitals hat eine Generalverjamm: 
fung auf Grund der ihr vorzulegenden Beſcheinigungen durd Beſchluß feſt— 
zuftellen, dar das Grundkapital vollftändig gezeichnet und daß mindejteng 
10%, auf jede Actie (bei VBerficherungsgejellichaften 20%,) eingezahlt find. 
Nur wenn der Gejellihaftsvertrag zwiſchen ſämmtlichen Actionären abge: 
ichlofjen und darin die Erfüllung jener Erfordernijje auerfannt it, hat es 
dabei jein Bewenden (Zujatart. 209 a des Geſetzes von 1870.) 

2) Ebenſo hat nad) der Zeichnung des Grundkapital eine General: 
verjammlung den Geſellſchaftsvertrag in dem alle mit einer Mehrheit von 
mimdejtend einem Biertel der Zahl der jämmtlichen Actionäre und einem 
Viertel des Grundkapital zu genehmigen, wenn ein Actionär auf das 
Grundkapital anzurechnende Einlagen in anderer Weije ald in baarem 
Gelde macht oder Anlagen oder Vermögensſtücke von der zu errichtenden 
GSejellihaft übernommen werden. Im Geſellſchaftsvertrage ijt dann der Werth 
der Einlage oder des Vermögensſtückes feftzufegen und die Zahl der Actien 
oder der Preis zu bejtimmen, welche für diejelben gewährt werden. Ebenſo 
muß jeder zu Gunjten eines Actionärs bedungene bejondere Vortheil im 
Geſellſchaftsvertrag feitgejeßt und mit obiger Majorität genehmigt werden. 
Bei der Abjtimmung hat der betheiligte Actionär Fein Stimmrecht. Dieje 
Vorſchriften des neuen Zuſatzartikels 209 b haben vornehmlich die neuer: 
dings in jo großem Umfange betriebene Umwandlung von bejtehenden Pri— 
vatgejhäften in Aetienunternehmungen im Auge. Außer mit Fabriken u. dgl. 
gewerklihen Anjtalten erfolgt eine jolde Umwandlung aud öfter mit 
Bankgeſchäften. Der Bereinigung eines Privatbanquiergejchäftes mit einer 
Zettelbant würde nad den Statuten mander deutjhen Banken nichts im 
Wege ftehen. Der genannte Artikel ift aljo aud für unſere Frage 
von Wichtigkeit. Bewährt hat er ſich, joweit aus den Beobachtungen des 
letzten Jahre zu ſchließen ift, nicht ausreichend, da die Vorjchrift durch 
fictive Geſchäfte Leicht illuſoriſch gemacht und die Abjtimmung künſtlich arran- 
girt werden kann. 

3) Die Beftellung eines Aufjihtärathes, der aus der Zuhl der Actio- 
näre zu wählen ijt, wird zwar in dem neuen Geſetz von 1870 für obliga- 
torisch erklärt, nicht aber die Wahl in einer Generalverfammlung der 
Actionäre, jelbitverjtändlid außer in dem Falle, wenn der Gejellihafts- 
vertrag die Wahl hier vorjchreibt (vgl. Zuſ-Art. 210 Nr. 3). Dagegen 
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bedarf die Vergütung für die Mitglieder des Aufſichtsrathes eines nach 
Ablauf des eriten Geſchäftsjahres einzubolenden Beſchluſſes der General: 
verjammlung (Art. 225 u. 192). 

4) Der Umfang der Befugnik des VBorjtandes, die Geſellſchaft zu ver⸗ 
treten, beſtimmt ſich der Geſellſchaft gegenüber (nicht Dritten gegen— 
über). außer nad) dem Gejellichaftsvertrage, nad Beſchlüſſen der General: 
verjammlung (Art. 231). 

5. Die Generalverfjammlung hat auch, wenn fie Procefie gegen den 
Auffichtsvath zu führen bejchliegt, die Bevollmächtigten zu wählen, welche 
jie hierbei zu vertreten haben (Art. 226, 195). 

6) Die Generalverjammlung hat über die Fortſetzung der Gejell- 
ichaft (über die im Statut anberaumte Zeit hinaus) und über Abände- 
rungen des Gejellichaftsvertrags zu bejchliegen. Hierbei verlangt eine Abän- 
derung des Gegenſtandes der Unternehmung die Stimmeneinhelligkeitt, 
wenn nicht ausdrüdlid aucd für dieſen Fall die Stimmenmehrheit im 
Sejellichaftsvertrage für ausreichend erklärt ift. Dafielbe gilt, wenn eine 
Geſellſchaft durch Uebertragung ihres Vermögens und ihrer Schulden 
an eine andere Actiengejellihaft gegen Gewährung von Actien der legteren 
aufgelöjt werden ſoll (Art. 214, 215, nicht verändert durch das Gef. von 
1870). Gegenüber Banken ift «8 namentlich in einem Puncte zweifelhaft, 
ob dieje Vorjchriften genügen. Was heißt nämlich „Abänderung des Gegen: 
jtandes der Unternehmung”? Bei Fabriken u. dgl. iſt daS wohl meiftens 
leicht zu bejtimmen, bei Banken nicht. Nimmt man bier dag Wort „Bank: 
geihäft” in dem umfajjenden Sinne, in welchem e8 öfters gebraucht wird, 
\o liegt z. B. gar feine Veränderung des Gegenftandes der Unterneb: 
mung vor, wenn eine Bank zu ihren bisherigen Activgeſchäften, wie dem 
Disconto- und Lombardgeichäft, noch andere, namentlich aud) das Hupotheten-, 
das Effectengeſchäft binzufügt. Und doc) üft es unbejtreitbar, daß hierdurh 
der ganze Character der Unternehmung eine tiefjtgreifende Umgeſtaltung 
erfährt. Hier bedürfte es alſo, wenn die Vorſchrift überhaupt eine Garan— 
tie auch demjenigen Actionär bieten ſoll, welcher gerade wegen des ſpeciellen 
Gegenjtandes der Unternehmung Vermögen dauernd in ihr Hat anlegen 
wollen, einer näheren Definiton des Ausdrucks „Abänderung de3 Gegen: 
flandes“. Selbſt die Erhöhung des Actienkapitals, ein bei Banken beſon— 
ders practiſcher Fall, kann unter Umſtänden einer Abänderung de3 Gegenjtan- 
des der Unternehmung in den Folgen ganz gleich kommen, denn das erhöhte 
Kapital kann zu jeiner gehörigen Beihäftigung und Zinsbarmadjung leicht 
eine Ausdehnung der Anjtalt auf andere als die bisherigen Bankgeſchäfte 
unvermeidlich machen. 

7) Eine theilweiſe Zurückzahlung des Grundkapitals an die 
Actionäre oder eine Herabſetzung deſſelben (letzterer Punkt ein Zuſatz des 
Geſetzes v. 1870) kann nur auf Beſchluß der Generalverſammlung erfol⸗ 
gen (Art. 248). Es iſt gewiß auch bei Banken zu billigen, daß eine ſolche 
eingreifende Beränderung in den Berhältniffen der Gejellichaft an einen 
Beſchluß der Generalverfammlung, nit nur an einen ſolchen des Verwal⸗ 
tungsrathes, ausdrücklich geknüpft wird. Nur könnte mit Rückſicht auf die 
Tragweite ber Maßregel aus den unter der vorigen Nummer angeführten 
Gründen auch in diefem Falle ebenjogut wie bei der Veränderung des Ge— 
genftandes der Unternehmung Stimmeneinhelligteit verlangt werden. 
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Gerade bei Banken ergibt ſich ferner noch leichter als bei anderen 
Unternehmungen das Bedürfniß, die Höhe des geſchäftlichen Actienkapitals 
nach der Lage des Geldmarktes verändern zu können. Das iſt bei Ban— 
ken, deren Capital nicht in feſten Anlagen fixirt zu werden pflegt, auch un— 
ſchwer auszuführen. Das einfachſte Mittel hierzu bietet ſich im Ankauf, 
bez. Wiederverkauf eigener Actien. Ein ſolcher wird jedoch durch den 
Zuſatz des Geſetzes vom 11. Juni 1870 zu Art. 215 des H. G. B. ver: 
boten. Ebenſo darf die Geſellſchaft eigene Actien nicht amortiſiren, falls dies 
nicht durch den urjprünglichen Gejellihaftävertrag oder durch einen dieſen 
abändernden, vor Ausgabe der Actien erfolgten Beihluß gejtattet ift (eb). 
Erſtere Bejtimmung ir gerade mit Rüdfiht auf Ereditanftalten und auf 
die vorgefommenen Mißbräuche der Speculation in eigenen Actien getroffen 
worden. Sie läßt ſich jedoch nicht nur gerade bei Banken leicht umgehen, 
3. B. indem zwei Banken gegenfeitig ihre Actien kaufen u. ſ. w., jondern fie hat 
auch, wie früher jchon bemerkt wurde (j. o. ©. 443), ebenjo wie das zweite 
Verbot Hinfichtlih der Amortifation ihre erheblichen Bedenken, weil die 
zwedmäßigjte Form einer Reduction de Capitals dadurch jehr erjchwert 
oder unmöglich gemacht wird. Died um jo mehr, weil nad) Zufagart. 207 a 
des neuen Geſetzes auch ein Veränderung (Verminderung oder Erhöhung) 
des Nominalbetrages der Actien während des Beſtehens der Gejellichaft 
unzuläjlig ift. Uns jcheint, dag das erwähnte Verbot eine Beichränfung 
für den Fall erleiden darf, wenn eine Veränderung des Capital durch An— 
oder Wiederverfauf — eventuell im legteren Fall nicht unter Bari oder nicht 
unter dem Ankaufscours, falls die Differenz nicht aus anderen Mitteln, 
3. B. dem Reſervefonds, gedeckt werden kann — an den Beſchluß der 
Generalverfammlung gebunden und in den Bilanzen (aud den Mo: 
nat3- oder Wöchenausweien) immer jpeciell erfihtlih gemacht wird. 

Ebenjo wie die Zurückzahlung könnte pajjend ausdrücklich auch bie 
Ausgabe des emittirten Gapital3 über den urjprünglid in den Statuten 
beftimmten Betrag hinaus an den Beſchluß der Generalverfammlung 
gebunden werden, was jegt nach Statutenbeftimmungen nicht immer der Fall 
ift (j.u.), während eine ſolche Maßregel auch nicht nothmwendig immer unter 
die Vorjchrift fällt, dag Abänderungen des Gejellichaftsvertrages einen Be: 
ſchluß der Generalverfammlung vorausjegen. In den Statuten von Actien— 
gejellichaften, au von Banken, wird nämlich mitunter von vorneherein dag 
Emiſſionskapital auf eine höhere Ziffer gejeßt und von demjelben 
einjtweilen nur ein Theil, 3. B. die Hälfte wirklich emittirt, worauf dann 
wieder vorerjt nur gewiſſe ‘Procente, 3. B. 50, eingezahlt werden. Nicht 
nur die Cinforderung der ausſtehenden Cinzahlungsquote wird hier der 
Direction, bez. dem Berwaltungsrath überlajien, was den Actionären gegen- 
über ſchon ein jehr meitgehendes Recht fein Fann, jondern auch die Aus: 
gabe der Actien für den zweiten Theil des Emiſſionscapitals. Mindeſtens 
dieſe letztere Maßregel follte immer auch an einen neuen ausdrücklichen 
Beſchluß der Generalverfammlung gebunden werden. Die Vorſchrift des 
Art W0I Nr. 4, daß die Höhe des Grundcapital® im Gejellichaftsvertrage 
bejtimmt werben muß, aljo eine Vermehrung dieſes Grundkapitals eine 
Statutenänderung in fich jchlöffe, fteht Beitimmungen der genannten Art über 
dag Emijjionscapital nicht entgegen. 

8) Eine Gentralverfammlung muß vom Vorſtand unverzüglich einbe- 

Wagner, Zettelbanfen. 34 
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rufen und diefer Anzeige gemacht ıwerden, wenn fi aus der letzten Bilanz 
ergibt, daß jich das Grumdcapital um die Hälfte vermindert hat (Art. 240). 
Eine Vorſchrift, die gerade auch für Banken bejondere Billigung verdient, 
aber ohne nähere gejeliche Beftimmungen über die Anjegung von Forderungen 
(3. B. Wechſel), welche über die Verfallzeit rücjtändig geblieben find, doc 
nicht ausreiht. Die Vorjchriften des Art. 239 a über die Aufjtellung der 
Bilanz enthalten über diejen Punct nichts. Es bedarf einer genauen, un— 
zweideutigen Bejtimmung, wie fie jih im nordamerifanijchen Bantgejeg und 
jeßt auch in den Statuten der Badiſchen Bank befindet, daß nämlich Forde— 
rungen, die über eine gewiſſe furze Zeit nad Verfall unbezahlt geblieben 
find, vorläufig, auch wenn ihre fpätere gänzliche oder theilweiſe Zahlung 
wahrjcheinlich erjcheint, unter die Activa der Bilanz nicht gejeßt werben 
dürfen. Alsdann wird 3. B. in Zeiten nad Krijen eine baldige Einbe- 
rufung der Generalverjammlung erfolgen müffen, wobei etwa pajjend gerade 
bei Banken die Verpflichtung zur Einberufung ſchon an eine Kleinere als 
die 5Oprocentige, 3. B. eine 25= oder ſelbſt 10procentige Unterbilanz ge- 
fnüpft werden könnte ine Generalverfammlung zu ſolcher Zeit hat die 
Ausſicht, mehr als die gewöhnliche bloße Formalität zu jein. 

) Die Auflöfung einer ar a muß, außer in dem Fall 
des Ablauf3 der im Gejellichaftsvertrag bejtimmten Seit oder wegen Er: 
Öffnung des Concurſes, durch einen Beſchluß der Aetionäre, aljo in 
der Generalverfammlung erfolgen (Art. 242), eine gewiß zu billigende 
Vorſchrift. 

10) Die Beſtimmung des Art. 237 des H. G. B. daß eine General: 
Verſammlung unter gewiſſen Bedingungen auf Verlangen von Actio— 
nären einberufen werden muß, bezeichnet auch gegenüber manchen Bankſtatu— 
ten, welche keine ſolche Rechte der Actionäre kennen, einen erfreulichen 
Fortſchritt. Ein Actionär oder eine Anzahl Actionäre, deren Actien den 
zehnten Theil des Grundeapitals darſtellen, können danach in einer von 
ihnen unterzeichneten Cingabe unter Angabe der Gründe und des Zwecks 
eine Einberufung der Generalverjammlung verlangen. Mit Recht haben nicht 
die Sejellihaftsorgane (Direction, Verwaltungsrath) über die Stichhaltig— 
feit der Gründe zu befinden, wie dies in Statuten vorfommt. Die genannte 
Gapitalquote, welche das erwähnte Recht gibt, ift natürlich, wie jede ſolche 
Zahlenbeftimmung, einigermaßen willkührlich, aber nicht unpafjend. Dagegen 
iſt der Schlußſatz des Art. 237 anzufechten, wonach es bei den etwaigen 
jtatutariichn Beltimmungen, melde das Recht, die Berufung der General: 
verjammlung zu verlangen, an den Beſitz eined größeren oder geringeren 
Antheil3 am Grundcapital Enüpfen, fein Bewenden hat. Im erjteren Falle 
fönnte vielmehr recht wohl die Quote von 10%, für unbedingt ausreichend 
erflärt werden. 

11) Außer in den genannten Fällen kennt das Handelsgeſetzbuch und 
das Gejeg v. 11. Juni 1870 nur die Nothmwendigkeit zur Berufung einer 
altjährlichen Generalverfammlung, in welcher der Auflichtsrath Bericht erjtattet 
über die Jahresrechnung, die Bilanzen und die Vorjhläge zur Gewinn: 
vertheilung macht (Zuſatzart. 225 a). Ueber das Maß der Rechte, melde 
die Generalverfammlung hierbei ausübt, beftimmt das Gejetz nichts Näheres. 
Im Urt. 224 find nur beifpieldweije, ohne nähere Specialifirung, die 
Rechte in Bezug auf die Führung der Gejchäfte, die Einfiht und Prüfung 


der Bilanz, die Beſtimmung der Gewinnvertheilung hervorgehoben. Alles 
Meitere haben aljo die Statuten zu bejtimmen, womit auch Art. 209 Bunct 
7 (früher 6) in Einklang ijt, daß nämlich im Gefellichaftsvertrage die Art 
und Weiſe feitzuftellen ift, wie die Prüfung der Bilanz erfolgt. An den 
Statuten fönnen demnach diefe Rechte jehr eng begrenzt werden, was nicht 
immer gut erjcheint. Nicht einmal die Entlajtung des Vorſtandes bei 
Legung der Rechnung muß gejeglih Sache der Generalverfammlung oder 
eigens zu diefem Zweck von ihr bejtellter Organe fein. Denn wenn aud) 
in Art. 239 bei diefer Entlajtung Perjonen ausgeſchloſſen find, welche auf 
irgend eine Weife an der Gefchäftsführung Theil nehmen, jo wird die prac- 
tiihe Bedeutung diefes Verbots im legten Satze de8 Art. 239 gleich wieder 
wejentlih abgeſchwaͤcht. Denn danach joll das Berbot ji nicht auf die 
Perjonen beziehen, welchen die Aufficht über die Gejchäftsführung hebt 
aljo nicht auf den Auffichts- oder Verwaltungsrath. 

12) Ueber die Zeit der Berufung der jährlichen Generalverjamm: 
lung bejtimmt das Gejet nichts, ebenjomwenig über den Ort. An erjterer 
Hinfiht pflegt jelbit bei Bankgefellihaften der Zuſammentritt der General- 
verjammlung in Deutjchland unnöthig weit in dag neue Jahr hinausge- 
ihoben zu werden (2—4 Monate). In England ift das gewöhnlich) anders, 
Gerade bei Banken, deren Gejchäftslage und Rechnungsführung es geitatten 
müjjen und meijtend, wenn Alles in guter Ordnung tft, auch gejtatten, 
gleih nach Jahresſchluß die Rechnung für die abgelaufene Gejhäftsperiode 
zu legen, wäre ein moͤglichſt baldiger Zujammentritt der Generalverfamm- 
lung pajiend. Der Fall Liegt nach der. Natur der Sache bei Unternehmun: 
gen, welche mit einem großen firen Capital verjehen find, meitläufigere 
Rechnungen haben, Abjchreibungen machen müffen, 3. B. bei Eijenbahnen, 
Bergwerken, Fabriken anders. — Was den Ort des Zufammentritted der 
Generalverjammlung anlangt, jo follte nicht unbedingt derjenige gewählt 
werden müjjen, wo die Bank ihr Domicil hat. Sn Kleinen, abgelegenen 
Drten wird die Generalverfammlung jonjt noch leichter zu einer Farce herab» 
ſinken. Erwägung verdient der Vorſchlag, den Actionären ein Recht zu 
geben, bei der Wahl des Orts mitzujpreden, 3. B. in der Weife, daß in der 
vorausgehenden Generalverfammlung die Vertreter der jtärkften Quote des 
Capitals entjcheiden. Freilich liegt dann wieder die Gefahr vor, die Macht 
von geldoligarchiſchen Cliquen zu ftärfen. 

13) Bon Wichtigkeit ift endlich noch die Beitimmung des Handels— 
geſetzbuchs, melde ſich übrigens in den Statuten ſchon vordem zu finden 
pflegt, daß bei der Berufung der Generalverfammlung immer der Zweck 
der letteren befannt gemacht werden muß. Ueber Gegenstände, welche nicht 
jo angekündigt worden find, können dann folgerichtig auch Feine Beſchlüſſe 
gefakt, wenn auch darüber verhandelt werben (Art. 238, mit einem Aus— 
nahmefall hinſichtlich des Beichluffes zur Berufung einer auferordentlichen 
Generalverfammlung). Eine gewiß feftzupaftenbe Beitimmung, melde frei- 
lich thatſächlich ebenſo, wie viele andere Vorſchriften über die Generalver- 
jammlung oft nur auf eine Formalität mehr hinausläuft. — Die in den Sta— 
tuten der Actiengefellichaften, auch der Banken, oft vorkommende Bejtim- 
mung, 99) daß über Statutenveränderungen überhaupt. oder über einzelne 
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wichtigere namhaft gemachte Puncte nur in einer Generalverfammlung, in 
welcher eine bejtimmte (Höhere) Minimalquote des Gapital3 vertreten it, 
und auch etwa nur mit größerer Stimmenmehrheit (2/,, /,) entichieden 
werben fann, beruht nicht auf einem gejeglidhen Grunde. Ebenſo bietet 
das Geſetz aber auch fein Hindernik dafür, dar auch diefe Vorjchrift nur 
die Bedeutung einer Formalität oder die Tragweite, einen kurzen Aufjchub 
zu bewirken, bejitt, indem eine nachfolgende außerordentliche Generalver- 
jammlung in gemwöhnlicher Weije ohne Rückſicht auf die Quote des ver: 
tretenen Capital3 und jelbjt, wenn auch nicht immer, nad) einfaher Mehr: 
“ heit auch über Statutenänderungen u. dgl. m. beſchließen kann, wenn jie 
nad) einer ordentlichen Generalverfammlung, der jene Erforderniſſe hinjicht- 
lih de8 Umfanges des vertretenen Capitals fehlten, zufammen berufen wird. 

63 mag an diefen Beijpielen vorläufig genügen, um zu zeigen, daß 
unfer bejtehendes Actiengejellihaftsrecht wie bei anderen Puncten, jo aud 
bei der Ordnung der Berhältnifje der Generalverfammlung noch mande 
Lücken bietet. Der unjere heutige wirthichaftliche Rechtsordnung beherrjchende 
Grundſatz, den materiellen Inhalt der Verträge den betheiligten Privaten 
möglichſt allein bejtimmen zu laſſen, zeigt auch bier feine nicht immer unbe: 
dentlihen Conjequenzen. Diejer Grundjag wird als Folge aus dem immer 
abjoluter hingeſtellten Eigenthumsbegriff abgeleitet. Er gilt als gegeben 
dur ein „abjolutes Eontractreht”, da ein Bejtandtheil des abjoluten 
Eigenthums ſei. Er wird daneben als Folge des ebenjo abjolut hingejtell- 
ten Rechts der perjönlichen Freiheit betrachtet. Der Staat joll ji nur 
darauf beſchränken, die formellen Bedingungen für die Giltigfeit der 
Berträge zu bejtimmen, was dann aud) auf den Actiengejellihaftsvertrag und 
ipeciell auf das Verhältnig der Generalverjammlung zur Gejellichaft und 
auf die einzelnen Rechte der erjteren angewendet wird. Wie diefer Behand— 
lung gemäß die Generalverfammlung in den Zettelbankjtatuten geſtellt 
wird, ergibt ſich aus der folgenden Darjtellung der bezügliden Statuten: 
puncte. 

B. Beftimmungen der deutſchen Zettelbanfftatuten über 
die Generalverjammlung. 

1. Bildung und Zujammenjegung derjelben Die Ge 
neralverfammlung bejteht in jeltenen Fällen aus einer bejtimmten Zahl 
meiftbetheiligter Aectionäre, welche dann nocd eine oder die andere weitere 
Bedingung erfüllen müſſen. 9%) In der Regel bildet eine beliebige An: 





990) So früher bei db. Deiterr. Nat. B., wo nad) dem älteren Stat. die Banf- 
gejellfchaft dur einen Ausſchuß repräfentirt wird, ber alfo bier die Generalverjamm 
ung erjegte und von dem oben befprodhenen Ausſchuß neben oder ftatt des Verw.-R. zu 
unterſcheiden ift. 100 meijtbetheiligte Actionäre, die 6 Mon. vor u. bis zur a ber Ein: 
berufung bes Ausjchuffes die meiften Actien in den Banfbüchern befaßen, ferner öſtert. 
Unterthanen fein mußten, bildeten ben Ausſchuß für bas Jahr. Stat. v. 1817 8 2 —%. 
An den neuen Stat. v. 27. Dec. 1862 ift biefer Ausſchuß durch eine Gen.-®eri. 
erfegt worden, an ber alle Actionäre, die mindeſtens 20 Actien auf ihren Namen haben 
u. öſterr. Untertbanen find, Theil nehmen dürfen. $31 jf. — Aud bei db. Baier. 
B. $ 25 jf. bilden die 60 größtbetbeil. inländ, Actionäre unter Ausihluß von Frauen, 
Gorporat,, Staatsfafjen, bejoldeten Banfbeamten den Ausſchuß — Bei db. Preu ß. B. 
nimmt die Berfamml. der Meiftberbeil. die Etelle der Gen.:Berf. ein. Zu ihr gebören 
biej. 200 Bankantbeilseigner, bie am Tage ber Berufung die größte Anzahl Antbeile 
nad ben Bankbüchern haben und in Preußen wohnen (alfo nit Erforberniß der 
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zahl von Actionären, welche gewiſſen ftatutenmäßigen Anforderungen ent: 
Iprehen und einen beliebigen Theil des Bankcapitald vertreten, bie 
Generalverjammlung. ”) Nur für befondere Fälle, namentlich für Sta- 
tutenveränderungen, für Beſchlüſſe über die Auflöſung der Ge— 
jellihaft u. dgl. m. pflegt das Vertretenfein einer beftimmten Minimalquote 
des Bankcapital3 wenigſtens für bie erjte Generalverfammlung, die dar— 
über bejchliegen fol, verlangt zu werden. 9?) Die Actionäre, welche 
in der Generalverjammlung ein Stimmredt ausüben wollen, müſſen 
regelmäßig eine beftimmte Zeit vor dem Zuſammentritt der Verſamm— 
lung ihren Actienbejig bei den Gefellihaftsbehörden nachmweifen. 9) Sie 
bedürfen gewöhnlich, doc nicht immer, einer beftimmten eine Actie über- 
fteigenden, mehrfach einer ziemlich großen Minimalzahl von Bankactien zur 
Erlangung des Stimmredhts.?*) Der größere Actienbefik gibt nicht immer 
ein in gleihem Verhältniß größeres Stimmredt, jondern öfters nimmt dag 
Stimmrecht progreſſiv von einer bejtimmten Anzahl Xctien an ab. 99) 
Außerdem pflegt vorgefchrieben zu jein, daß fein Actionär über ein beftimm- 
tes Marimum Stimmen führen darf. 86) Mitunter dürfen auch nur dieje— 
nigen Actionäre, melde auf ihren Namen lautende Actien in dem Xctien- 





Staatsangehörigkfeit). Diefe Verfaſſungen find im Vergleich mit ben gewöhnlichen fehr 
ariftofratifch, allein die Abftimmung erfolgt wieber nad dem bemofrat. Grundſatz, baß 
jedes Mitglied ohne Rüdficht auf feinen Actienbefig gleiches Stimmredt bat. Die Ber: 
tretung durch Bevollmächtigte ift bei d. Baier. u. Oeſterr. B. ausgeſchloſſen ($ 27, bez. 
$ 27 d. alten u. $ 37 d. neuen öfter. Stat.), nicht unbebingt (näml. f. Frauen, Cor: 
por. u. Anftalten nicht, daher wohl f. andere Perfonen ? $ 63) bei b. Preuß. 9. 

9) Die fümmtlihen übr. D. Zettelbanfen, die Actiengeiellfchaften find. Auch bie 
Beihlupfähigkeit der gewöhnlichen Gen.: Verf. wird nicht an das Erforderniß einer 
a ae des Gapitald oder ber Zahl ber amwelenden Actionäre gebunden, 
j. u. sub, 4, 

f 992) Findet ſich ſehr regelmäßig. Beiſpiele f. unten sub 4 v. d. Beſchluß— 
faſſung. 

993) Bei Banken, welche nur Namensactien ausgeben, haben gewöhnlich bie zur 
Zeit ber Einberufung oder des Zuſammentritts ber Gen.-Verſ. oder eine beftimmte Zeit 
vorber in dem Actienbuche der B. eingezeichneten Actionäre bag Recht ber Theilnahme 
an d. Gen.:Berf., 3. B. Danzig $ 40; Edln $ 40 (bier nah Eintrag. 2 Mon. vor 
Beruf. gegangen), Brem. $ 26 (mindeft. 2 Act. auf Namen, 4 Wochen vor ber Gen.: 
Berſ. im Actienbuch eingetrag. ©. aub Franff. Art. 57. Darmft. 32 u. ſ. w. Mebr: 
jach d. Nähere nicht in den Stat., fond. in Reglem. u. in ben bej. Erlajfen bei Ein— 
berufung beftimmt, 3. B. Frankf. Bab. 8. 

9) Beifpiele: Der Befig von 1 Actie gewährt bereits ein Stimmrecht beim 
Berl. E. Ber. u. and, Preuß Priv. B. bei d. Leipz. Eigenthümlich ift bie Beftim. 
ber Preuß. B. $ 64, daß jeber Befiger eined Banfantbeild der Verſammlung ber 
Meiftbetheiligten beimobnen fann, ohne mit zu berathen oder”zu beichlieken. — Die 
Brem. 3. verlangt mindeſtens 2 Actien f. db. Stimmredt ($ 26), die Fraukf. 4, 
die Hannov. 4, bie Braunjhw. Gera, Gotha, Thür, Bab. u. a. m. 5, bie 
Darmit. 20. 

995) Für je 5 Actien je 1 Stimme, 3. B. bei Berl. C. V. Danz. B. Bab. 
B., — Actien 1 St. bei d. Frankf. B. für je 20 bei d. Darmft. B. u.a. m, 
Aber 3. B. Bremer 3. 2-5 9. 1, 6—10 2, 11—20 3, 21-30 4, 31—45 5, 
46—60 6, 61—85 7, 86—110 8, 111—160 9, 160 u. mehr 10 Stimmen; Goth. 2. 
5—20 2. 1, 20-50 2, dann je I—50 Nctien immer 1 Stimme mehr. Aehnliche Ab: 
A Stimmrechtes bei der Geraer B. $ 64 ff., auch Thür und Weim. 
B. 

9) 3. B. Berl. C. V. 10, Danz. 20 (aud nicht in Auftrag oder Vollmacht 
mebr), Brem. 10, eig. und fremde Stimmen (j. Abwefende) zuf. 15, ebenfo Gera 
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buch der Banf eingetragen haben, nicht die Actionäre, weldhe bloß Inhaber: 
actien beiten, das Stimmrecht ausüben. 97) Gewiſſe Perſonen (Frauen, 
Minorenne, juriftiſche Perſonen u. ſ. w.) ſind gewöhnlich von der perſönli— 
lichen Ausübung des Stimmrechts ausgeſchloſſen. Für jte regelmäkig, 79°) 
mitunter aber auch nur für fie allein, 99°) öfters jedoch allgemein für an- 
dere abmejende Actionäre "9 ift eine Vertretung gejtattet, der Regel nad 
nur durch andere Actionäre oder jelbjt nur durch andere ſtimmberech— 
tigte') Actionäre. Die Legitimationsformen der Benollmädtigten finden 
fi mitunter in den Statuten angegeben, ebenjo_ wer der Vertreter in 
gewiffen Fällen, z. B. bei Minorennen, fein ſoll. 2) Kür das Stimmrecht der 
Vertreter gelten dann die obigen allgemeinen Beftimmungen. Namentlich 
darf Fein Actionär für fich felbjt oder in Vertretung mehr als eine gewiſſe 
Anzahl Stimmen ausüben.) Bei einzelnen Yunctionen der Generalverfamm: 
lung it die Ausübung des Stimmrechtes gewiſſer Actionäre, welche in 
einem Dienftverhältniffe zur Bank jtehen, wohl ausdrücklich ausgeichlofjen.*) 

An den Grundzügen find alle diefe Borjchriften über die Bildung der 
Generalverjammlung der Banfen mie anderer Aectiengejellfhaften ſich ſehr 
ähnlich. Sie find auch an ſich ganz rationell und ergeben ſich aus der Na- 
tur der Sade. Wan fann nicht einmal jagen, daß jie den geldoligarchiichen 
Tendenzen des Großkapitals abjichtli bejondere Rechnung trügen. Das 
Gegentheil ergibt jih aus den erwähnten Beichränkungen des Stimmredta. 
Aber troßdem haben fich dieje Borfchriften von ſehr geringem Werthe 
exwieſen und es nicht verhindert, daß die Generalverſammlungen in der 
Regel eine leere Formalität, oft eine bloße Comödie ſind. Im Voraus ge— 
faßte Beſchlüſſe werden dabei einfach durch Majoritäten, welde die Ber: 
mwaltung und damit das Grofcapital in der Hand hat, legalifirt. Eine 
ihlimmere Form des Scheinparlamentarismus ala unfere meiften General: 
verjammlungen gibt es nicht. Zu wirklicher Selbftftändigfeit gelangen 





Frankf. 20, Darmft. 40, Goth. 10 incl. fremde 20, Thür. in beiden Fällen 24, 
MWeim. dsgl., Bab. bogi 20. 

a) Darmſt. $ 32 vol. mit $ 9, Weim. u. Thür. $ 53. 

998) Eine Ausnahme bildet wohl bie Beftimmung des $ 27 ber Baier. 9. 

99) Ausihluß von Bevollmädtigten bei d. Defterr. Nat. B. $ 37. 

1000) Defters beſ. bemerkt, 3. B. Frankf. Art. 57, Gotb, 63. Bei db. Bab. 2. 
wirb eine Ifache Ausübung des Stimmrechtes unterſchieden: perſönlich, durch Vertretung 
(geſtattet für Handelsfirmen durch regelmäßige Procuraführer, f. Minderjähr. durd 
Vormund, für Frauen durch Bevollmächtigte, Staats: und Gemeindebehörben burd eines 
ihrer Mitglieber, Inftitute und Corporationen burh ein Mitglied ihrer Vorſtände), 
enblich durch Mebertragung (wohl für Abweſende, was aber nicht beſonders be: 
merft wirb). 

) (Bon bier an beginnen bie en wieber mit Nr. 1). Dies die Negel, 
fo 3. B. Sranff., Bremer, Goth. Weim. u. a. m. Der vertretende Bormunb, 
Ehemann M ſ. w. braucht nicht Actionär zu fein. Bei Gera fann nad dem Wort: 
laut db. Statut. (vielleicht nur in Folge unpräcifen Ausdruds) auch ein nicht ſtimmbe— 
rechtigter Actionär in Vollmacht flimmen, $ 

S. Anm. 1000, Bad. B. Gera, $ 65. Eine einfache fchriftlihe Vollmacht 
genügt gewöhnlich. 

ß Beiſpiele in Anm. 996. Durch dieſe Beſtimmung ſoll am Meiſten die An— 
ſammlung von Stimmen in einer Hand verhütet werden, — doch auch nur mit geringem 
Erfolg, ba leicht Strohmänner aufgeftellt werben. 

+) Weim, $ 57. 
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letztere nur etwa, wenn Verluſte eingetreten ſind, alſo oft genug, wenn es 
zu ſpät iſt, das Geſellſchaftsvermögen unvermindert zu erhalten und es nur 
etwa gilt, noch größeren Ruin zu verhüten. 

In der That würden die in der dargelegten Weiſe gebildeten General— 
verſammlungen nur unter Vorausſetzungen genügen, welche ſich auf der 
Grundlage des heutigen Actiengeſellſchaftsrechts und der heutigen Entwick— 
lung des Actiengeſellſchaftsweſens nicht erfüllen laſſen. Die Beſchränkung 
der Haftbarkeit auf den Actienbetrag bedingt ſelbſt bei einem ſtärker be— 
theiligten Actionär eine nur theilweiſe Deckung des eigenen und des Geſell— 
ſchaftsintereſſes. Die Mobiliſirung des Vermögens in der Actienform, ziem— 
lich einerlei, ob die Actien auf den Inhaber lauten oder auf den Namen 
ausgeſtellt ſind, wo dann doch meiſtens eine ſehr einfache, formloſe Ueber— 
tragung rechtsgiltig zu ſein pflegt und dieſe ſelten die Beiſtimmung anderer 
Actionäre oder der Geſellſchaft erheiſcht, — die Beweglichkeit des Actiencurjes 
ferner ermöglichen und bewirken, daß ein erheblicher Theil der Actien nur als 
vorübergehende Gapitalanlage für Speculationszwede dient. Hier kommt es 
dem Inhaber der Actie nicht auf möglichit dauernden Bezug einer möglichit 
hohen Rente an, fondern auf eine ſolche Rente oder ſolche Manipulationen 
mit dem Metiencapital (3. B. die Ausgabe neuer Actien, wofür die 
alten Actionäre das Bezugsreht al Pari erhalten), welche zeitweije eine 
Haufje der Actien zu Wege bringen. Für den Aetionär liegt hier der Ge: 
mwinn weniger in der Rente, al3 in der Gursdifferenz. Actionäre diejer 
Art, kurzweg Speculanten, haben unter gewöhnlichen Verhältnijjen wenig 
Intereſſe, jih überhaupt an den Generalverfammlungen zu betheiligen und 
bilden ſonſt nur Jaſager zu allen, oft für die dauernden Intereſſen nad): 
theiligen Beſchlüſſen, welche den Speculationszweden dienen. Die vorge: 
jchriebenen Formalitäten hinſichtlich des Stimmreht3 und der Vertretung 
in der Ausübung deſſelben lafjen ſich wörtlich leicht erfüllen und doc dem 
eigentlichen Sinne nad) umgehen. Ein anderer Theil der Actionäre beab- 
fihtigt allerdings wohl eine dauernde Gapitalanlage in den Actien. Er 
bildet ſich aus eigentlichen Nentiers, welche nad} einer höchſtmöglichſten dau— 
ernden Rente ftreben und eine ſolche durch Bereinigung von Unternehmer: 
gewinn und Zins erzielen wollen, weshalb jie die Actien den Obligationen 
u. ſ. w. vorziehen. Aber ſolche Actionäre bilden wiederum fein jonderlid 
großes, noch jachverjtändiges und tüchtiges Contingent von Mitgliedern 
einer Generalverfammlung. Sie ſcheuen in der Regel die weitere Mühe der 
Aufficht, welche die wirthihaftliche Gegenleiftung für den Bezug eines Theils 
des Unternehmergewinns iſt. Sie wollen wennmöglich auch als Actionäre 
nur die Unternehmerrechte im Bezuge der Dividende, aber nicht die Unter— 
nehmerpflichten der Sorge, Controle u. ſ. w. auf ſich nehmen und im Uebrigen 
einfache Rentebezieher ſein. Solange das Unternehmen entſprechend rentirt, 
iſt ihnen eine Betheiligung an der Generalverſammlung gleichgiltig, ja Läftig. 
Sie üben ihr Wahlrecht nicht aus. Die Erfahrungen beim politiihen Par: 
lamentarismus kehren in verftärftem Maße bei dem Parlamentarismus der 
Actiengejelljhaften wieder. Geht einmal etwas jhief, jo wiſſen dieſe 
Actionäre meiftens nur nachträglich zu lamentiren. Kurz, thatſächlich iſt troß 
der ſchönen papierenen Verfaſſungen des Actiengeſellſchaftsweſen die Verwaltung 
theils eine den Generalverfammlungen gegenüber fait unabhängige, theils find 
die Generalverfammlungen einfach das Puppenjpiel der Verwaltung und der 
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mit diefer unter einer Decke jpielenden Actionäre, insbejondere der verſchie— 
denen geldoligarchiſchen Cliquen, Banquierjippen und Speculantengruppen. 

Darin liegt die tiefe Schwäche und die innere Unmahrheit und Hohl: 
heit unjered geſammten Actiengejellihaftswejend. Es wird nicht zu läug- 
nen fein, daß eben wegen diefer Schwächen und der wenig oder nichts 
bedeutenden Gontrole der Generalverjammlungen immer wieder die Frage 
nad) einer andermweitigen Eontrole, eventuell de3 Staats, auftaudhen wird. 
Andererfeit3 wird der Uebergang der jetzigen actiengejellichaftlihen Unter: 
mungen an den Staat mwenigjtens in einer wichtigen Beziehung kaum mehr 
als eine jo übergroße Schwierigkeit erjcheinen, wenn man bedenkt, daß aus 
den Actionären leicht auch rechtlich blofe Rentiers, Nentenbezieher gemacht 
werden Könnten, nachdem ſie thatſächlich doch großentheild nichts Anderes 
mehr find. Die jpecufativen Actionäre aber erjcheinen überhaupt ala etwas 
Ueberflüffiges. Diejenigen Nationalölonomen und Socialpolitifer, welche 
theilweife jchon in der Griegung des Kleinbetriebs durch den Groß— 
betrieb und vollends der Privatunternehmungen durch die Actiengejell- 
ſchaften überhaupt einen Entwicklungsproceß jehen, deſſen Teste Phaje 
der Webergang diefer Gejchäfte an den Staat jein würde, können ſich nicht 
ohne Grund auch auf die Untauglichkeit der Generalverjammlungen mit 
berufen, während doch eine Reform diejer Berfammlungen feine wejentliche 
Verbeſſerung verſpricht. 

Bei denjenigen Zettelbanken, welche Actiengeſellſchaften ſind, fehlen nun 
dieſe dem Actiengeſellſchaftsweſen inhärenten Mängel auch nicht. Nur wer— 
den ſie regelmäßig gemildert durch den engeren ſtatutariſchen Geſchäftskreis 
und beſonders durch die Vorſchriften über die Notendeckung. Die Rentabili— 
tät der Zettelbanken iſt in Folge deſſen durchſchnittlich eine niedrigere und 
namentlich eine gleichmäßigere als die von Creditbanken (Credttsmobiliers), 
ebendeßhalb der Curs immerhin ſtabiler, das Papier (die Actie) weniger 
Speculations- als feſtes Anlageeffect. Auch die Generalverſammlungen der 
Zettelbanken werden daher leicht bei der Apathie der Actionäre eine bloße 
Formalität, aber dies führt weniger Gefahren als bei anderen mehr ſpecu— 
lativen Actienunternehmungen mit ich. 

2. Berufung der Generalverſammlungen. Die Geſell— 
ſchaftsorgane, von denen die Berufung ausgeht, ſind gewöhntlich der Ver— 
waltungsrath, beziehungsweiſe der neben demſelben ſtehende Ausſchuß, 
jeltener die Direction (ſ. o.) Mitunter hat auch ein Regierungs— 
commiſſär ein Berufungsrecht.5) Die betreffende Statutenbeſtimmung 
wird durch das neue Geſetz vom 14. Juni 1870 nicht aufgehoben ſein, da 
durch daſſelbe die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach denen das Unterneh— 
men wegen des Gegenſtandes der ſtaatlichen Genehmigung unterliegt, nicht 
berührt werben (Art. 249 S 3). Auch ſchon früher hatte in einzelnen 
Bankitatuten, wie jetzt allgemein nad dem Handelsgeſetz, eine beitimmte 
er Aktionäre, welche eine beftimmte Quote des Actienfapital3 vertre- 
ten, dag Recht, beim Verwaltungsrat auf die Berufung einer 
Generalverfammlung zu dringen. 6) Dieſes Recht hat nur Werth, 





5) 3. B. Reim. $ 52, wenn d. Verw.:R. feinen besfallfigen Antrag abgelehnt 
bat, ebenfo Thür., ferner Gera $ 68. 

°) Danz. $ 47 (auf jchriftl. Verlangen ber Befiger von 500 Actien). Mag: 
beburg, $ 25 (außerord, Gen. : Derf. a ſchriftl. Antrag von 30 Actionären mit 


— 5) — 


wenn der Verwaltungsrath diejem Geſuch unbedingt willfahren muß. 7) Die 
erjte ordentliche Generalverfammlung wird mitunter in den Statuten bis zu 
einem beftimmten Termin nad) Eröffnung der Bank hinausgeichoben. 8) Die 
ordentlie Jahresverfammlung findet gewöhnlich im zweiten bis vierten 
Monat nad dem Jahresſchluß ftatt, unnöthig fpät. ?) Die Berufung zu 
den ordentlichen und auperordentlihen Generalverfammlungen muß regel: 
mäßig eine gemwiffe Minimalfrift (4 Wochen 3. 8.) vor dem Zuſammen— 
tritt in den für die Kundmadhungen der Bank gejeglich oder ſtatutariſch 
vorgejchriebenen öffentlichen Blättern erfolgen. 19) Die Verhandlungs— 
gegenjtände müffen nad) den deutſchen Bantjtatuten, abweichend von den 
jpäteren Beftimmungen des Handelsgeſetzbuches, nicht allgemein, fondern 
gewöhnlich nur in bejonderen Fällen, wenn fie die Auflöfung, Fortſetzung 
- über den anfänglich bejtimmten Zeitraum, Statutenänderungen u. dgl. m. 
betreffen, bei der Berufung kundgegeben werben. 11) Der Ort der Gene: 
ralverjammlung iſt regelmäßig der des Domicil3 der Bank. Mitunter 
würde e3 ji) bei Banken in Fleinen Orten empfehlen, neben oder jtatt 
diefem einen anderen Ort in den Statuten vorzubehalten oder die Be: 
ftimmung de3 Orts dem Verwaltungsrath zu überlaffen. (©. 0.) 

3. Gejhäftsführung in den Generalverfammlungen. 1?) Die Art 
und Weile der Kegitimation der in der Generalverjammlung ericheinen- 
den Actionäre bejtimmt die Verwaltung. Sie ftellt dann Einlaßkarten 


mindeſtens 100 Actien). Brem. $ 23 (außerord. Gener.verf. muß berufen werben auf Antrag 
von 50 Actionären mit 1000 Stimmen Namensactien in ben Bankbüchern, unter fpec. 
Angabe des Zwedes und ſchriftl. Motivirung). Gera $ 63 (Provoc.:Recht bat eine Anzahl 
Acttonäre mit minbeitens 200,000 Thlr Cap.) — Hannov. $ 28 (dgl. 100 Actionäre 
mit minbdeftens 2000 Actien). — Bab. Art. 40 (Berufung, wenn 1 oder mehr’ Actio: 
näre, bie ben 10. Theil des eingezahlten Gapitals repräf., e8 unter Angabe von Zwed 
und Gründen jchriftlich verlangen.) Sonſt fehlt ſolches. — Provoc.:Rebt in ben alten 
Statuten fajt immer, aber durch das Handelsgeſetz ift e8 auch f. jolde Banken begründet, 
welche es in ben Statuten wicht erwähnen. 

) In ben alten Leipz. Statuten $ 67 haben 3. B. 30 Actionäre mit 150 Ac— 
tien das Recht, den Banfausfhuß zu veranlafien, beim Directorium eine Gen.-Verſ. 
zu beantragen, wenn b. Gegenftand bes Antrages ber Actionäre auf die gewöhnlichen 
Gegenftände d. Verhandlung d. Gen, Berfammlung ($ 69) ob. auf Beichwerben 
üb, die Verwaltung ſich bezieht. Hiernach würde d. Directorium (VBerw.:R.) üb. ben 
Antrag zuvor zu entjcheiden haben. 

8) B. Lu x. B. im 3. Geihäftsjabre erſt! $ 32. 

9) Bad. B. Art. 40 fogar Frift: 1. Hälfte eines jeden Jahres. — Bei 

d. Preuß. B. Jahresverfammlung d. Meiftbetheiligten im Jan. od. eb. $ 61. 
0) Dieje Beftimmung findet ſich meiftens, die Frift von mindeſtens 4 Wochen 
ift auch üblih. Für die 1: Verfammlung nah db. Errichtung mitunter andere Beftim: 
mungen, ebenjo f. die außerorbentlihen Berjammlungen, bejond. f. diejenige, welde 
nad einer nicht beſchlußfäh. Verf. üb. Statutenänd. u. dgl. entjcheiden joll. Hier ift 
bie Frift dann wohl länger, die neue Verſammlung darf umgefehrt nur innerhalb 
einer Marimalfrift nachfolgen. 3. B. 6 MWocen bei d. Bab. B. Art. 45. — Bei db. 
Brem. 3. 3 monatl Frift d. Ankündigung bei Gen.Verſ., in denen Abänd. d. Statu— 
ten, Erhöhung bes Grunbdcapitals, Auflöſung db. Geſellſch. bejchloffen werben ſoll, 522. 
— Bei d. Preuß. B. erfolgt neben d. öffentlichen Bekanntmach. auch noch eine Ein: 
ladung burdy Briefe p. Poſt. $ 62. 

11) So z. B. beim Berl. €. B. $ 48 u. öfters. Aber auch allgemeine Angabe 
b, — re Tate fo bei d. Bab. B. Art. 40, gemäß den obligat. Borfcr. d. 
Art. 238596. 2. 

Et 12) Die folgenden Puncte wejentlih übereinſtimmend in den verſchiedenen 
tatuten. 
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aus, in denen der Umfang des Stimmrechtes angegeben if. Darüber wird 
ein Protokoll aufgenommen, das in der Generalverfammlung vorgelegt wird. 
Die Leitung der leßteren (Borfig) pflegt in den Statuten dem Vorjigen: 
den des Verwaltungsraths oder dejjen Stellvertreter übertragen zu jein. 19) 
Derjelbe hat dann eventuell aud das Recht, Stimmenzähler zu ernennen. 
Ueber die Verhandlungen und Beichlüffe wird ein Protocoll geführt vom 
Rechtsbeiſtand der Gejellichaft oder von einem Notar. Nähere Beitimmun- 
gen über die Protocollführung, die dag Protocoll Legalifirende Unterjchrift 
u. dgl. m. fommen vor. Die Berhandlungsgegenftände (j. u. Nr. 5) wer: 
den wohl in vorgejchriebener Reihenfolge erledigt. Anträge der Actio- 
näre, über welde verhandelt werden joll, müjjen öfters, jolche über 
welhe Beſchluß gefakt werden joll, gewöhnlich eine bejtimmte Frift vor 
dem Zufammentritt der Generalverfammluug dem Vermwaltungsrath in einem 
motivirten Gejuche mitgetheilt worden fein,. wobei es dann auch an weiteren 
Bedingungen nicht fehlt (Antragftellung dur) eine Minimalzahl von Actio- 
nären u. dgl. m.). 1) Aehnliche Beitimmungen hinſichtlich der Anträge der 
Direction an die Generalverſammlung kommen vor. 

4. Beſchlußfaſſung der Generalverfammlung. Beſtim— 
mungen über eine zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Minimalzahl an- 
weſender Actionäre oder auch nur über eine Minimalquote de3 vertretenen 
Actiencapitald fehlen für die gewöhnlichen (ordentlichen) Generalverfamm- 
lungen in den Statuten in der Negel. 16) Demnad Tann aljo eine belie- 
bige Anzahl Actionäre, allenfall8 ein einziger und die Vertreter einer 
beliebigen Quote des Stammcapital3, allenfall3 der Inhaber der zur 


13) Bei Stimmengleihheit hat ber Vorfigende mitunter die Entſcheidung, z. B. 
Beim. $ 58. Das Loos würde in einigen — z. B. bei Wahlen d. Berw.R. das 
Richtigere ſein. So iſt es bei d. Bad. ®. 

ui ‚Einzelne ältere Statuten, daun fe v. Banken, welche aus Specul:Zweden 
„gegründet“ find, beſchränken bier die Actionäre zu ſehr. Es ift nicht einzufchen, warum 
außer ber Bedingung, baß die Anträge eine gewiffe Frift vorber angemeldet jein müſ— 
fen, was ohnehin wegen der Angabe bes Gegenjtandes bei ber Berufung jet nötbig 
ift, noch weitere Beihränfungen vorkommen. Die Anträge Fönnen ja abgelehnt werben. 
Auch ſolche eines einzigen Befigers einer Actie follten aber wenigftens gehört werben. 
Der Berl. C. V. verlangt f. Anträge der Actionäre Anmeld. 14 Tage vorber, — 
durch mindeſtens 5 Actionäre, die mindeſtens 5 Actien beſitzen. Ebenſo Gera $ 72, 
Thür. $ 60, Weim. $ 60 (Hier Befig v. 10 Act. geford.), Brem. B. $24 verlangt 
nur vorber. Anmelb. er Tage) Seitens eines ſtimmberecht. Actionärs, was auch ge 
nügt. Bei db. Goth. B. kann jofort defin. befchloffen werben nur über bie Anträge ber 
Actionäre, bie 14 T. vorber angemeldet ober wenn fih d. Verw.-R. mit fofort. Be: 
ciußnahme einverſtanden erflärt. Art. 71. Mein. $ 44 verlangt Anmeld. 2 Tage 
vorher u. Unterftüg. in Verf. ſelbſt durch 10 Actionäre. Biel zu ” ijt d. Beftimm, b. 
Bad, B, Art. 45, daß Anträge einzelner Actionäre nur vor d. Gen.Verſ. fommen, 
wenn fie 14 Tage vorher angemeldet u. v. Auff.: Rath f. zuläifig erachtet werben! 
Nur Anträge mit Unterfchr. v. wenigſtens 25 Action. mit 500 Actien werben ber 
Gen.:Berf. z. Kenntniß gebracht, die dann entſcheid., ob jie beratben und in nächſter 
Gen.:Berj. der Beſchlußfaſſ. unterzogen werben follen. Bei Darmf., fur, Franfi. 
u. a. m. feblen die betr. Bejtimm. 

5) Weim., Tbür. $ 60, Gera $ 73 u.a. m. 

16) Eine Ausnahme madt 3. B. die Preuß. B., wo die Beichlußfähigk. der 
Berf. d. Meiftbetheiligten an die Anweſenh. v. 30 Mitgl. (von 200 Berufenen) geknüpft 
ift. Fehlte dieie Beſchlußfähigk, jo darf in 8 Tagen eine neue Berf. auch bei geringerer 
Anzahl Stimmen bejchliegen. 
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Erlangung des Stimmrechts nöthigen Anzahl Actien, bejchließen. Die Be— 
ſchlußfaſſung erfolgt hier in der Pegel bei den gewöhnlichen Verhandlungs— 
gegenftänden und bei den Wahlen für den VBermwaltungsrath, Ausſchuß, die 
Reviforenpoften u. ſ. w. nad) abjoluter, bei den Wahlen mitunter aud nad) 
relativer Stimmenmehrheit. 7) Für beiondere, in den Statuten dann ge 
nannte Gegenjtände, mozu mitunter jede Statutenänderun g, regelmäßig 
aber ein Beſchluß über die Auflöjung ber Geſellſchaft gehört, werden 
jedoch meiſtens weitergehende Anforderungen wie an die Zuſammenſetzung 
und Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung, ſo auch an die beſchließende 
Majorität gejtellt. 1) Es muß wenigſtens in der erſten, darüber 
beſchließenden — — eine höhere Minimalgquote des 
Bankcapital3 vertreten und der Beſchluß mit größerer als der bloß abſolu— 
ten Majorität der anmefenden Stimmen (2/, ‚/,) gefaßt fein. Wird dieje 
Bedingung in der erjten Verſammlung nit erfüllt, fo muß eine zweite 
einberufen werden, die dann ohne Ruͤckſicht auf dag vertretene Gapital, 
aber doch mitunter auch nur mit größerer als der abjoluten Majorität der 
anwejenden Stimmen enticheiden darf. 1) Der Redtsjat, daß die giltigen 
Beichlüffe der Generalverjammlung alle Actionäre binden, wird in den Sta- 
tuten öfters noch bejonders ausgeſprochen, was überflüffig ift. Dagegen 
würde der Art. 215 de8 H. ©. 8. bei Zeltelbanken meiſtens Anwendung 
finden, daß nämlich die Abanderung des Gegenſtandes der Unternehmung 
nicht durch Stimmenmehrheit erfolgen fann, falls dies im Gejellichaftsvertrage 
nicht ausdrüdlich geftattet ift. Denn ein ſolcher Vorbehalt findet ſich kaum 
vor. Bei der Zweifelhaftigkeit des Begriffs „Abänderung des Gegenſtandes 
der Unternehmung” gerade bei Banken (ſ. o. ©. 506), will freilich eine ſolche 
Elaufel wenig bejagen. Die notarielle oder gerichtliche Beurkundung ber 
Beichlüffe, melde das Handelsgeſetzbuch in bejtimmten Fällen für die Gil- 
tigkeit verlangt (Art. 214), wird in den Bankftatuten mitunter allgemein 
vorgejchrieben. Die ftaatliche Genehmigung ift in ns des Notenregals 
oder des Conceſſionsprincips regelmäßig für Beichlüffe über Statutenände- 
rungen, Vermehruug des Capitals, Auflöfung der Gejellihaft erforderlich, 
was durch das Geſetz v. 1870 nicht befeitigt ift. Daffelbe gilt von dem 


1) 3.8 Weim. $56. — Bei den Wahlen öfters gebeime Abftimmung, fo 
bei db. preuß. Br.b. 

18) Beifpiele Berl. C. V. $ 54: Auflöj.beihluß während ftatut. Dauer 
verlangt zwar feine höhere Quote bes vertret. Kap.s., aber eine ?/, Major. d. Anweſen⸗ 
ben, — Gonft fehlen bezügl. Beftimm. bei b. preuß. Priv.banfen , jo daß alio bier 
feine größere Kap.quote u. Majorit. verlangt wird. — Brem. B. $ 32 wie Gafj.ver., 
doch — — Major. f. Beſchl. d. Auflöſ., wenn 5 J. feine Divid. gezahlt. — 
Frankf. B. Art. 72, 74: Stat.änder. u. Auflöſ. verlangt Vertret. ber Hälfte des 
Gap. und bann n 33. Kam ſolche Verſ. nicht zu Stande, ſo entſcheid. in einer 

seiten bie 3, Major. ohne Rückſ. auf d. Größe des vertret. Kap. 8 — Ebenfo Darmft. 
$ 38 (auch f. Erhöh. d. Grundkap. üb. 40 M. fl). — Gera $ 74. 76 Stat.änder. 
mit %/, Ma ajor., Auflöſ. bei Vertretenjein v. 2/, d. Actien auch °/, Maj., event. in folg. 
Verf. bloß %, Mai. — Gotha $ 70 Stat.änd, in ber 1. bezügl. Berf. verlangen f. 
Beſchlußfähigk. Bertretenfein, v. "5 db. Actien, dann abjol. Major. Auflöiung $ 72 in 
d. 1. Gen.veri. Cap. u. 3%, Maior., in ber zweiten nur letztere. — Weim. und 
Thür. $ 61 %, Major. f. Stat.änd., Auflöf. wie bei Gera. — Bab. B. Art. 45, 
wie Gotba. 

9) ©, vor, Ann, 3. B. Frankf., Gera, Gotha, Weim, Bab. 
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Nechte des Staats, eine Auflöfung der Bank in gemijjen Fällen, nament- 
fi bei größeren Gapitalverluften, vorzunehmen. 20) 

5) Functionen und Rechte der Generalverfammlung. *) Die 
letztere ijt regelmäßig 

a) da3 oberjte Leitungsorgan der Gejellichaft über die Ge: 
ſammtverwaltung einſchließlich des Verwaltungsrathes; ferner 

b) die geſetzgebende Verſammlung in den Angelegenheiten der 
Geſellſchaft; endlich 

ce) die Behörde, welche gewiſſe andere Organe der Geſellſchaft wählt 
oder ernennt. Dieſe drei Functionen kommen in den einzelnen Gegen— 
ſtänden, welche ſtatutengemäß der Generalverſammlung zur Kenntnißnahme, 
Berathung und Genehmigung vorzulegen ſind, zum Vorſchein. 

Zu a. So iſt der Generalverſammlung regelmäßig der Geſchäftsbericht 
und Rechnungsabſchluß vorzulegen, ſie wählt Reviſoren oder einen 
Reviſionsausſchuß zur Prüfung der Rechnungen, eventuell auch zur 
Entlaſtung der Direction 2): Alles weſentlich Controlbefugniſſe. 

Zu b. Ueber die Abänderung und Ergänzung der Statuten, 
über die Auflöſung der Gefellihaft, mit Recht (j. o. ©. 507) in der 
Regel ausdrücklich auch über die Vermehrung des Stammcapitald hat 
die Generalverfjammlung zu beihließen: wejentlih normirende, legis— 
lative Befugnijje. 

Zu ec. Die Wahl des Vermwaltungsrathes, des neben ihm jtehenden 
Ausſchuſſes, mitunter, aber jelten, auch anderer Geſellſchaftsorgane oder ein: 
zelner Banken ift endlid) ebenfall3 regelmäßig ein Recht der Generalver: 
jammlung. 29) 

Nicht ſowohl eine Erweiterung diefer Functionen und Nechte, ala 
nur eine bejjere Garantie dafür, daß fie gut und unabhängig von der 
Verwaltung ausgeübt werden, thut noth. Die nicht wohl zu überjehenden 
Schwierigkeiten hiebei jind ſchon oben erwähnt worden. 


b. Die Discontopolitif, 


Unter den Angelegenheiten, welche ji auf die wirkliche Ausführung 
dev Banfgejhäfte und auf die etwaige Einflugnahme de3 Staats darauf 
beziehen, haben wir in diefem Abjchnitte nach den früheren Erörterungen 
(j. o. ©. 476) nur noch die fogen. Discontopolitif der Zettelbanken zu 
behandeln. 

Unter diefem techniichen Ausdrude werden bier die Grundſätze zu: 
jammengefaßt, nad) welden die Bank ihr Ausleih-, insbejondere ihr 
Wechſeldiscontir- und aud ihr Lombardgeihäft mit fteter Beachtung 
des doppelten Geſichtspuncts führt, in Hinfiht ihrer Baarzahlungs: 


20) 3.9, Weim. B. $ 63, wenn f. d. eingezablte Kap. auf %,, Thür. $ 63, 
wenn es fih auf vermind. hat. 

2!) Die einzelnen Stat. hier in großer Webereinftimmung, weßbalb es genügt, 
auf bie prall Stat.abjchnitte überhaupt hinzumeijen. 
ar ee: b enn näml. d. Entlaſſung nicht durch d. Verw.rath erfolgt; ſ. z. B. 

r. 
— je ©. bie vor. Abſchnitte v. d. Direction u. d. Berwalt.ratb, bei. S. 484 

u. ©. 5 
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fähigkeit möglichft gefichert zu bleiben, und, ſoweit dies mit biefer 
erjten maßgebenden Rückſicht vereinbar ift, dem Gejhäftsverfehr den 
jemweilig möglichſt richtigen Bankcredit zu gewähren. Die erjte 
Aufgabe kann man die privatwirthſchaftliche, die zweite die vohks— 
nd nennen. In Betreff beider Aufgaben hat man wohl aud) 
verſucht, durch ſtaatsgeſetzliche Borjchriften namentlich es große Gentral- 
banken eine bejtimmte Discontopolitit vorzuzeichnen. Die Theorie hat ſich 
gelegentlich auch mit derartigen Vorſchlägen befaßt. Ebenjo finden ſich in 
den Bankſtatuten mitunter einige bezügliche Beſtimmungen, durch welche die 
Discontopolitik in einer gewiſſen Richtung gehalten werden ſoll. 

Die Erfüllung der erſten, privatwirthſchaftlichen Aufgabe der Bank 
in der Discontopolitik, das Ausleihgeſchaft ſo zu reguliren, daß die Baar— 
zahlungsfähigkeit der Bant immer möglichjt ſicher verbürgt ſei, iſt natürlich 
von beſonderer Wichtigkeit bei dem Syſteme der bankmäßigen Notendeckung 
und bei deſſen Durchführung im continentalen oder deutſchen geſetzlichen 
Notendeckungsſyſtem. Denn hier liegt der Schwerpunkt nicht im Baarfonds, 
ſondern in denjenigen anderer Activen, welche neben demſelben als ſpecielle 
Notendeckung zur Ermöglichung der regelmãßigen Rückſtrömung der Noten 
in der Abzahlung der Bankkredite oder zur Anfüllung oder Wiederergän— 
zung des Baarvorraths auf dieſem Wege dienen (ſ. o. ©. 241, 252.). Des- 
halb muß bei dem genannten Notendedungsiyiten — in höherem Maaße 
als bei irgend einem anderen und in gleicher Weiſe wie bei dem Depoſiten— 
bankweſen für die Sicherheit, die leichte Realiſirbar keit und daher 
für die kurze Friſt der Ausleihungen gejorgt werden. Die Grundfäte, 
die zu dieſem Zweck befolgt werden müfjen, bilden auch einen Theil der 
Discontopolitif. Sie find bereits in dem früheren Abjchnitte von der Noten: 
defung, namentlid in den —— von der Wechſeldiscontirung und 
Yombardirung, entwickelt worden (©. 

Durch die Befolgung diejer —8 werden gleichzeitig Bedin— 
gungen für die Erlangung des Credits bei der Zettelbank ge: 
jtellt, Jede diefer Bedingungen und jede Modification derjelben, 3. B. eine 
Abweiſung von Wechſeln von der Discontirung, auf welchen Banquiers 
und Banfen Trafiant und Acceptant find, oder eine Verkürzung der üblichen 
Berfallzeit der zur Discontirung zugelajjenen Wechjel u. dgl. m., übt einen 
Einfluß auf die beiden erwähnten Aufgaben der Bank, ihre privat: und 
ihre volkswirthſchaftliche Function, aus. Außer diejen oben jchon erörterten 
Bedingungen kommt dann namentlich noch die weitere für die Disconto: 
politit in Betraht: um melden Preis, d. 5. zu welchem Discontojage 
oder Zinsfuße, die Bank ihre verſchiedenen Arten Credit, auf Wechſel, 
Fauftpfänder, in Contocorrent mit diefer oder jener Deckung u. ſ. m. ge 
währt. Von der Höhe des Discontojakes, bejonder auch von dem Verhält: 
niß des Banfdiscontos zu demjenigen am offenen Geldmarkt (im Privatver: 
fehr, im Banquiergeſchäft) hängt es namentlid) mit ab, in welchem Make 
der Banferebit überhaupt und ftatt anderen Credits von der Geſchäftswelt 
in Anſpruch genommen wird. Dadurch wird die Regulirung des Discontos 
ſo außerordentlich wichtig für die Lage der Bank, als eines Inſtituts der 
Creditvermittlung, und zwar bei der Zettelbant der Greditvermittlung 
zwijchen der Notenerebit im Discontogefhäft u. ſ. m. ſuchenden Geſchäfts— 
welt und dem Notencredit in der Annahme der Noten in Zahlungen ge: 
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mwährenden PBublicum. Ferner wird die Regulirung des Disconts deshalb 
auch jo bedeutjam für den Gejchäftsverfehr, welcher auf den Bankeredit 
angemwiejen ift, und dadurch wieder für die ganze Volkswirthſchaft. Der 
Preis des Bankeredits oder der Discontoſatz wird mitunter jo jehr als der 
Hauptfactor für die innere Lage der Bank und für die volkswirthſchaftliche 
Junction der letteren betrachtet, daß unter der Discontopolitif ſchlechtweg 
die Regelung des Bankdisconts verjtanden wird. Dieje Auffaffung geht zu 
weit, denn alle anderen Bedingungen, unter welchen die Banf Credit ge- 
währt, haben auf beide erwähnte Puncte doch auch mehr oder weniger Ein: 
fluß und einige davon, wie ji unten zeigen wird, ebenfall3 einen erheb- 
lichen. Aber richtig ift, daß die Regelung des Disconts der widtigite 
Punet der Discontopolitif ift, bei der Zettelbant und dann wieder bei der 
großen, den Geldmarkt beherrichenden Gentral- oder Monopolbank zumal. 
Die oben hervorgehobene zweite Aufgabe für die Discontopolitif der Bank, 
der Gejchäftsmwelt den jeweilig möglichſt rihtigen Bankecredit zu ge: 
währen, bezieht ſich zwar auch nicht ausſchließlich — denn ein mefentlicher 
Punet ift befonder3 aud der Umfang der gefammten Creditgemährung 
und daher aud der Notenemiffion, ferner die Zeitdauer des Credits —, 
aber doch vornämlich auch die richtige Höhe des Discontofakes. 

Eine eingehende Erörterung der Discontopolitif liegt außerhalb der 
Aufgabe dieſes Werks, da diejer Gegenftand mehr die Technit des Bank: 
betrieb8 al3 die Gejeßgebung über Banken betrifft. Indeſſen befteht, mie 
wir bereit3 hervorhoben (©. 477), zwiſchen Banfreht und Discontopolitif 
doch allgemein ſchon ein indirecter Zuſammenhang, injofern eine bejtimmte 
Geftaltung des erfteren, wie die Gewährung der Bankfreiheit und die De: 
centralijation oder umgekehrt die Gentralifirung oder Monopolifirung der 
Notenausgabe aud für die Discontopolitit von Einfluß find. ‘Ferner 
äußern bejtehende und vorgejchlagene gejetliche Beitimmungen für die innere 
Einrichtung der Bank und für die Gejhäftsführung, 3. B. die Trennung 
einer Bank in zwei Abtheilungen, eine für das Noten, eine für das De- 
pojitengejchäft, wie bei der Banf von England, oder die abjolute Firtrung 
der metalliich ungededten Notenmenge (Peel'ſche Acte, Eontingentirung) oder 
die jog. Dritteldedung u. a. m., auch einen Einfluß auf die Discontopolitif 
der Banf, diefer Einfluß ſei nun einfach die begleitende Folge jener geſetz— 
lihen Vorjhriften oder auch der beabjichtigte Zweck der letzteren. Deshalb 
iſt es auch für uns hier geboten, die ragen der Discontopolitit wenigſtens 
in der Kürze zu berühren. *) 


29) In meinen früheren Schriften über Banfwefen wird der Gegenftand mebr: 
fach behandelt. Vgl. Beiträgen. j.w. ©. 237, 247, 35, 268, 272 fi., 283 fi. — 
Gelb: u. Ered. Theor. d. Peel'ſchen Acte, 148, 173, 181 ff. u. paflim öfters. 
©. ferner meinen Art. Disconto in Rentzſch' Hanbwörterb., eb: Art. Krifen. 
Von den neueren Schriften über Zettelbanfen bat bie v. Geyer Theor. u. Prar. d. 
Zettelbanfwei., Münch. 1867, gerade die Discontofrage eingehender, aber höchſt einfeitig 
u. unrichtig behandelt. In diefer im ziemlich grobem polemifhen Ton und mit etwas 
fomijch wirfender Selbftüberbebung aeichrieb. Schrift wird das Hanptaewiht auf bie 
Notenftüdelung gelegt, ein wichtiger Punct, ben ich in meinen Bankſchriften u. 
den Arbeiten üb. djterr. u. ruf. Papiergeld auch nicht überjeben babe. Geyer über: 
treibt die Bedeutung dieſes Puncts aber auf das Aeußerſte, indem er die Abnahme bes 
Baarfonds in Zeiten der Ueberjpeculation nicht auf Metallausfırhr, jondern auf den 


— 51 — 


An Betracht kommen aber namentlich folgende einzelne ragen für ung: 

1. Das Berhältnif der privatwirthichaftlidhen zur volfs- 
wirtbihaftliden Aufgabe (im obigen Sinne des Worts) bei der 
Discontopolitit der Zettelbanf, j. unten «. 

2. Die widhtigeren einzelnen Mafßregeln der Disconto— 
politif, durch welche beide genannte Aufgaben zu verwirklichen gejucht 
werden, |. unten ß. 

Hier find zunächſt allgemein verſchiedene Lagen des Geld— 
marft3 2°) zu unterfcheiden, nämlich die im Ganzen ruhige oder nor: 
male Lage, wo Feine jehr tiefgreifenden Bewegungen zum Borjchein kom— 
men, und der bewegte Zuſtand, der entweder ein jpeculativer oder ein 
fritifher it: Speculationsperioden und Krijen verjchiedener 
Antenfität. Für den jpeculativen wie den Fritiichen Zuftand des Geldmarkts 
macht es ferner einen wichtigen Unterjchied aus, ob nad dem Stande der 
Wechjeleurfe eine ftärfere Ein: oder Ausftrömung von Edel: 
metall zwijchen der heimiſchen und fremden Volkswirthſchaften 
ftattfindet oder die Bewegung fih im MWefentlichen auf das Inhand be: 


Mangel Heinerer Notenftüdelung zurüdführt. Lebtere ift fein Hauptbeilmittel, bie trif: 
tigen Gegengrünbe der verſchiedenſten fonft von einander abweichenden, bier zuſammen— 
jtimmenden Theoretifer und Practifer bes Banfwejens gegen Fleine Noten werden 
ignorirt. Der Verf. verlangt, ähnlih wie manche Speculantenjtimmen in ber franzöj. 
Bankenquôte, möglichſt jtabilen Discont u. ein Maximum von 4%, für denfelben. 
©. bei. S. 85 ff., 139 ff., 218 ff., 231 ff, 293 u. a. m. Die Gurrenchtheorie wird 
durch Schriften wie die von Geyer fo wenig als durch die Tellfampfs wijjenjchaft- 
lich haltbarer, — ®eionders eingehend ift die Discontopolitif in d. franzöf. Bank— 
enquöte behandelt, die in den bezügl. Fragen eigentlich ihren Ausgangspunct hatte, 
©. das große 6 bänd. Werl: Enquöte sur les principes et les faits generaux, qui 
regissent la circul. monet. et fiduciaire. Par. 1867—69. Die Aeußerungen der Gut: 
acıter gehen weit auseinander. Das ganze Material it haotifh. M. Wirth im 3. 8, 
f. Nat.öf. (Handb. d. Bankweſ.), 1871, &. 152—227 bat Auszüge aus den ſchriftl. u. 
münbl. Gutachten gegeben, die ebenfalls noch einer weiteren Verarbeitung bedürfen, 
wenn fie in einzelnen Fragen, wie z. ®. der der Discontopolitif, nicht mebr verwirren 
als aufklären ſollen. Eine gute Weberficht iiber das Enauetematerial gibt der Bericht, 
in welchen ber Generalcommifjär der Enquöte, de Lavenay, die Nejultate der Zeu— 
genausjagen f. d. Oberen Rath bes Aderbaues, Handels u. d. Induſtrie zufammenge: 
ſaßt bat, daj. VI, 1—74. Einen furzen, aber vollitändigen Auszug aus diejem Be— 
richt bringt mein Artikel im Brem. 9:81. Nr. 970 v. 14. Mat 1870. Ach komme 
auf die Beantwortung der Discontofrage in d. Enquete im Tert zurüd. Die Theorie 
bes ftabilen, von dem Stande ber Wechſelcurſe unabhängigen Bauldisconts, wonach 
insbefond. eine Erhöhung des legtern als Mittel zur Erhaltung des Baarvorraths 
abgelehnt wird, hat doch nur wenige und nicht ſehr vertraucnswürbdige Stimmen ge: 
funden, bie ber Pereire's und anberer Börienleute. Unter den Anbängern ber 
Currencytheorie u. d. Peelſchen Acte ragt in db. Enqu. Wolo woki bervor, obwohl aud) 
er kein weſentl. neues Moment vorzubringen weiß. Seine Anfichten in der Disconto- 
frage find auch im f. Schon oben mehrfach gen, jelbitftänd. Werfen enthalten ; vol. u. A. 
auch deſſ. le change et la circulation, 1869 pass., worin auch bie Ausjage W.s über 
ben Zinsjuß vor d. Enquäte, p. 437 fi. — Aus d. engl. Lit. ift am meijten auf 
Toote's Geſch. d. Preife zu verweif., bei. vol. V, 555 ff. Der Aufl. v. v. Sivers, 
Beitt. 3. Geſch. d. Disconts in Hildebr. Jahrb. XIX, 64 ff., enthält wenig auf bie 
Discontopolitif Bezügliches. 

235) S. darüber meine Theorie d. P. Acte S. 149 ff., 157 ff. mit Tooke's und 
3. St. Mill’s Lehren Über dieſe Puncte. Vgl. überh. zum Xerte d. ganzen Abjchnitt 
ber erwähnten Schrift E. 128 — 164, dann ©. 247 — 257; u. bas Schluffapitel D 
(Wirkſamk. verichiebenartiger Crebitſyſteme in Spec.per. u. Handelskriſen) S. 257—318, 
Auch Gap. 10 Abſchn. II meiner Beiträge. — 
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ſchränkt. Dieſes Ab- und Zuftrömen des edlen Metalls pflegt in erfter 
Linie die großen Nejervoirs des Goldes und Silbers, d. h. eben in umjerer 
heutigen creditmwirthichaftlichen Entwidlung die Banken zu berühren. 
Zwiſchen diefen Banken der einzelnen Volkswirthſchaften entjteht daher in 
ſolchen Zeiten ein Antagonismus, ein Kampf um bie Erhaltung oder 
Verjtärtung des Baarfonds, ber wiederum nicht nur für die innere Lage 
der Banken, jondern für die betheiligten Volkswirthſchaften von großer Be— 
deutung it. Ja, diefer Kampf wird in der That auch gemöhnlih nicht 
ſowohl für die Banken geführt, weil fie gemijle Bewegungen des Gelb: 
markts und der Edelmetalljtrömung verurjadht hätten, ala vielmehr von 
den Banken, ald den natürlichen Functionären der Volkswirthſchaft in 
dieſem alle, für die Boltswirthigaften, in deren inneren Verhält— 
nifjen jene Bewegungen und Strömungen ihren urjächlichen Ausgangspunct 
zu haben pflegen. Die Discontopolitif muß die Wahl ihrer einzelnen Maß— 
vegeln und die jedesmalige Geſtaltung jeder Mafregel mit maßgeben— 
der Rückſicht auf diefe verfchiedenen Zuftände des Geldmarft3 und auf die 
Beichaffenheit der Edelmetallbemegung einrichten. Bon bejonderer Wichtig⸗ 
keit und Schwierigkeit wird die richtige Discontopolitik freilich im beweg— 
ten Zuſtand des Geldmarkts. Im jpeculativen Zuſtande iſt die zu große 
Begünftigung der Speculation durch zu umfänglichen und zu billigen Bank: 
credit zu vermeiden, damit die Speculation nicht noch mehr angefacht, daher 
der jpätere Rücichlag, die Krife, nicht noch verfchlimmert werde durch die 

Schuld der Bank, zur Gefährdung der letzteren und zum Nachtheil der 
Bolkswirthichaft. Am fritifchen Zuſtande und bei einer ftärferen Ab— 
ftrömung des Metall3 aus der Bank und aus dem Lande ift die 
mit der Sicherheit der Bank, der Baarzahlung und damit der metallijchen 
Grundlage des Geld: und Greditwejend der Volkswirthſchaft irgend verein: 
bare Erhaltung oder jelbjt Ausdehnung de Bankeredit3 im volkswirth— 
ſchaftlichen Intereſſe wünſchenswerth. Von einzelnen Maßregeln der Dig: 
contopolitif, welche für unjeren Zweck zu erwähnen jind, müſſen daher 
namentlich diejenigen für den bewegten ‚Zuftand des Geldmarft3 und für 
Zeiten der Abjtrömung des Edelmetall in Betracht gezogen werden. Gerade 
in diefem Falle erweiſen ſich auch die gejeglichen Bejtimmungen über die 
Bankpolitik und über die innere Einrichtung der Banken wichtig und find 
ſolche für diefe Zeiten zum Zmwed einer bejtimmten Disconto— 
politik befürmortet worden. Folgende einzelne — ſollen hier zur 
Sprache fommen: 26) j 


26) Diefe Mafßregeln bildeten einen der Angelpuncte, um den fich die franzdi. 
Bankenquöte drehte und wurden theils mehr allgemein, theil8 mit jpec: Rüdficht auf 
die franzöſiſche Bank behandelt. Neben letzterer wird in diefer Enquôte vornemlich nur 
die Engliſche Bank eingehender betrachtet, die Oeſterreichiſche und Preußifche nur ges 
legentlich. Bei dieſen beiden Banken find die Fragen der Discontopolitif in den letzten 
Jahren aber ebenfalls in den Vordergrund getreten. Die Suspenfion der Baarzablungen 
ber Defterr. Banf bedingt freilich weſentliche Abweichungen fir bie letztere. Die Die: 
contopolitit der Preuß. Bank ift namentlih im J. 1872 bei der 2, gehenden Börjen: 
fpeculation („Sründungen“ u. ſ. w.) Gegenftand eifriger u. 3. Tb. fehr leidenfchaft: 
licher Discuffion geworden, beionbers im Herbit, als die Bank ganz richtig Neftrietiomen 
im —— gegenüber ben Rittwechſeln der großen Gruͤnderfirmen eintreten 
ließ. Im Dec. 1872 fam der Gegenjtand auch im Preuß. Abgeorbnnetenbaujc zur 
Sprade, wo ber Banfpräfident v. Dechend durchaus ſachgemäß und richtig die einge: 
ſchlagene Discontopolitif ber Banf begründete. ©. u. 
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a. Die Prüfung der Darlehens-, befonder3 der Disconti: 
rungsgejude nicht nur mit Rückſicht auf die Sicherheit der Darlehens- 
nehmer und auf baldigen Rüdzahlungstermin des betreffenden Darlehens, 
wovon oben die Rede war (S. 270 ff.), ſondern aud mit Rüdfiht auf 
den gejhäftlichen Urjprung des Geſuchs, bei Wechjeln aljo namentlich auf 
die Gejchäfte, aus denen fie entjprangen und zu deren Führung fie dienen. 
Dur diefe Prüfung wird die Bank in Speculationgzeiten in den Stand 
gejegt, Papier, namentlich Rittwechſel der Speculanten, wenn aud) viel- 
leicht großer und ficherer Firmen, die jih an „Gründungen“ u. dal. m. 
ſtark betheiligten, von der Discontirung ausſchließen und jo in einer für 
die Mäßigung der Speculation heiljamen Weije ihre Ereditgemährung und 
Notenemifjion einjchränfen zu können. Ebenjo vermag die Bank in Seiten 
des Metallabfluſſes bei jchledhten auswärtigen Wechjelcurjen dann -jolche 
Discontogejhäfte zu erjchweren und auszumerzen, durch welche ihr nur 
Metall für den Erport entzogen werden joll. ©. unten aa. 

b. Die allgemeine weitere Beſchränkung der Ereditge- 
mwährung, insbejondere der Discontirung, in Zeiten, wo in Folge 
jtarfer Speculation oder in Folge von Geldflemmen, Metallausfuhr und 
Krijen der Eredit der Bank ungewöhnlich ſtark beanjprucht wird. Hier 
kann eine größere Beſchränkung des Marimalcredit3, welcher jeder einzelnen 
Firma direct oder durch zmeite, dritte Obligos (aus Wechſelgiros) ge= 
währt wird, in Betradht fommen. ©. unten bb. 

c. Die Verkürzung der VBerfallzeiten der Darlchen, insbe: 

wjondere der Wechſel unter die übliche dreimonatliche Krift, allgemein oder 
für gewiſſe Wechſel (Bankwechſel, Wechjel aus Handelsgejchäften in ge- 
wijlen Waaren, mit gewiſſen Ländern). Eine Mafßregel, melde gleichfalls 
in den joeben (unter b), bei ihrer Anwendung auf gemwijje Arten Wechſel 
u. ſ. w. auch in den unter a erwähnten Fällen zum Zweck der Sicherung 
der Bank, der leichteren Realifirbarkeit der Ausjtände, jomwie zur Dämpfung 
der Lieberjpeculation und zur Erjchwerung de3 Metallabzug3 vorgenommen 
werden kann. ©. unten cc. j 

d. Die Regulirung des Discontoſatzes (ähnlich des Lombard— 
zinsfußes und des Darlehenszinsfußes in anderen Activgefhäften), einmal 
allgemein, auch bei ruhiger Gejchäftslage und normalem Zuftande 
des Geldmarkts, jodann namentlich bei bewegtem Geldmarkte, in Spe— 
culationäzeiten, jowie vor, während und nad Krijen. Dieje Regelung 
des Discont3 hat für die Lage der Bank, die Ausdehnung des Bankeredits 
und daher auch der Notenemijfion, für das Verhältnig der einzelnen Arten 
Activa, melde die jpeciele und die generelle Notendeckung bilden, unter: 
einander, namentlich des Baarfonds zum Wechſelbeſtande, daher für die 
Sicherung der fteten Baarzahlungsfähigkeit und für die Beeinflufjung des 
Geldmartts, der Volkswirthſchaft durch die Ereditgemährung der Banken 
die größte Bedeutung. Sie verlangt daher auch eine eingehendere Prüfung, 
al3 die drei vorangejtellten Maßregeln. ©. unten dd. 

Begreiflicher Weije tritt die Frage, ob und welche Mafregel der 
Discontopolitif ergriffen werden joll, auch für die Praris vornemlich bei 
bemegtem AZuftande des Geldmarkt und hier am Häufigften bei heran- 
nahender Kriſis (Geldflemme) und während einer ſolchen hervor. Hier 
handelt e3 fi dann um die Sicherung der Bank einer- und die möglichſte 

Wagner, Zettelbanfen, 35 


— MU — 


Unterftügung des legitimen Gejhäfts, dem alddann der Credit auch jonft 
erjchwert oder entzogen wird, andererſeits.“) Deßhalb werden die Prü- 
fungen der Discontirungsgejuche verjhärft, gewiſſe Wechjel abgemiejen, die 
Marimalcredite der einzelnen Firmen, die Verfallzeiten der Wechjel ver: 
kürzt, der Disconto erhöht. Die Gejhäftswelt interejjirt ſich für die ein: 
zelnen Maßregeln der Discontopolitif meiſtens nur in jolcher bemegter 
Zeit und vermag Sie, perjönlich betheiligt, natürlich vollends dann nicht 
unparteiiſch zu erörtern. Auch die Theorie hat die Fragen gewöhnlich nur 
für dieſen practiſch wichtigſten Fall, den kritiſchen Zuſtand des Geldmarkts, 
unterſucht. Die Fragen verlangen und geſtatten jedoch immerhin eine allge- 
meinere, principiellere Behandlung, die jih dann nur nad) dem Zuftande 
des Geldmartis zu ſpecialiſiren hat. 


a. Das Verhältniß der privatwirthſchaftlichen zur volkswirth— 
Ihaftlihen Aufgabe in der Discontopolitif. 


Dieſes Verhältniß ijt bereit3 oben in dem einleitenden Vemerkungen 
zu diejem Abjchnitte (Nr. b ©. 519) in der m. E. allein richtigen Weife 
bingejtellt, d. h. es ijt der privatwirthſchaftlichen vor der volkswirthſchaft— 
lihen Aufgabe der Borrang ertheilt worden. Am Grunde jollte dies 
faum eines näheren Nachmeijes bedürfen, wenn man die Natur des Bank: 
credit3 und der modernen Bank, als eines Inſtituts der Greditvermittlung, 
und die Gomjequenzen, welde die entgegengejegte Auffafjung haben würde, 
betrachtet. Aber im Bublitum, d. h. hier in der Geſchäftswelt, welche Bant-w 
credit verlangt, iſt dieje legtere entgegengejegte Auffafjung noch vielfach, 
mehr oder weniger Klar empfunden, verbreitet. Den großen privilegirteu 
Gentral= Zettelbanten gegenüber tritt fie oft jehr bejtimmt hervor und in 
Fritiichen Seiten, wo anderer Credit ſtockt, verwirrt fie ſelbſt klarere Köpfe 
nicht jelten. Auch in den Statuten finden jih ferner mitunter einzelne 
Redewendungen oder jelbjt pofitive Beitimmungen, deren Conjequenzen zu 
einer Billigung diejer andern Auffafjung führen würden. 

Vergefien wir nicht, day eine Monopol: oder Centralbant jo gut als 
eine Zettelbank eines decentralifixten Vielbankſyſtems immer ihre Aus- 
leihungen vornemlich mitteljt ihrer Notenausgabe macht, nicht mittelft ihres 
eigenen Stammfapitals; daß ferner die Banknote nur bei fteter Cinlös- 
barkeit auf Berlangen ihren Character als gute Creditumlaufsmittel, das 
man freiwillig annimmt, bewahrt. Es ift alsdann Elar, daß nur eine ſoiche 
Creditgewährung irgend einer Zettelbank aus Notenkapitalien gebilligt wer: 
den kann, welche mit der unbedingten Sicherheit der teten Baarzahlung 
vereinbar ift. Am entgegengejegten alle würden Gredite, wenn aud) viel⸗ 
leicht voltswirthichaftlic erſprießliche, aus Mitteln gewährt, welde Dritten, 
den Noteninhabern, widerrechtlih entzogen werden. Denn diefe D Dritten 
nahmen die Noten nur in Zahlung an unter Vorausjegung der Einlös- 
barkeit und des dadurch allein ficher verbürgten Gleichwerths mit Münze. 
Wird die Einlösbarkeit gefährdet oder gar, wenn auch nur vorübergehend, 
eingeftellt,, jo erfolgt ein Bruch der Bedingungen, unter denen die Credit: 


27) S. meine Theorie d. P. Acte ©. 164 ff., 187 L. er meine Art. Krifen 
in Rentzſch' Hanbwörterb. Abfchn. III. 6. Daun oben beſ. ©. 364 ff. 
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gewährung an die Bank in der Notenannahme geſchah. Vor einer Crebit: 
gewährung der Bank jelbit, im Disconto- oder in anderen Gejchäften, 
welche irgendwie eine ſolche Gefahr der Zahlungseinftellung mit ſich führt, 
ift daher aufs Ernjtlichjte zu warnen. Damit wird die Forderung, daß die 
Bank, insbejondere eine Gentral- oder Monopolbank, eine förmlihe Pflicht 
habe, unter allen Umftänden zu discontiren und zu lombardiren, womög— 
lich noch mit der weiteren Bedingung: zu niedrigem oder doc „mäßigem“ 
Zinsfuße, abgewiejen. 

Statutenjäge, wie der im $ 87 der Preußifchen Bankordnung, daß 
der Chef der Bank darauf zu jehen habe, den Discont- und Zinsſatz mög- 
lichſt gleichmäßig zu erhalten, find nicht unbedenklich, weil fie gegen- 
über einer rationell vejtringivenden Discontopolitif Leicht zum Anhalts- 
puncte faljcher Forderungen, wie der genannten, dienen. Der Grundjag 
jelbjt ift zwar in gewiſſen Grenzen haltbar (j. u. S. 538), aber feine 
Formulirung in einer Statutenvorjchrift nicht paſſend. 

Bejonders naiv ijt regelmäßig in Geldflemmen in Defterreich, 
wo die unglüdjelige Bapiervaluta und die plößliche Ausdehnung der 
Papiergeldmenge in politijchen Katajtrophen fait mit Nothwendigkeit Ueber: 
jpeculation und Kriſe periodijch erzeugt, 2°) die Anforderung an die National- 
banf herangetreten, willfährig zu discontiven. Die ausjchweifendften Wünſche 
der Börje haben von der Journaliſtik der Börjenprefje, kaum immer bona 
fide, dann oft nod eine Art theoretiicher Rechtfertigung erfahren. Man 
hat gerade auf die Thatſache der Suspenjion der Baarzahlungen hinge: 
‚wiejen, derenthalben die Bank in bejonderer Lage ſei und nicht ängftlich zu 
rejtringiren brauche. Allein wenn man aud aus diefem Grunde in der 
gegenwärtigen Lage der Dinge in Oeſterreich die hier vollends nachtheilig 
und zwecklos die Thätigkeit der Bank lähmende Gontingentirung des me— 
talliſch ungedeckten Notenumlaufs verwerfen darf, jo vergißt man im der 
genannten Forderung, dar eine Beihränfung dev Menge des uneinlög- 
baren Papiergeldes zur leidlichen Erhaltung der Bapiergeldwirthichaft 
dringend geboten ift.23) Mehnlich liegt die Sadhe in anderen Papier: 
— — An Rupland??) find ganz gleiche Forderungen wie in 
Dejterreich aus der Geſchäftswelt aufgetaucht. 

Stellt man die privatwirthichaftliche Aufgabe der Bank, die freilich 
wegen der nur jo zu erreichenden Sicherung des Geldweſens eine eminent 
volfswirthihaftlihe ift, voran, fo folgt daraus jchon, daß die 
nachjtehend erwähnten Forderungen der Gejchäftsmwelt , insbejondere der 
Börjenjpeculanten, WMtetallerporteure u. j. mw. verwerflih find. Denn fie 
widerjprechen direct dem aufgeftellten Grundjaße. Namentlich gilt dies gleich 
von dem nächſten Puncte. 


8. Die wihtigeren einzelnen Mafregeln der Discontopolitik. 
aa. Die Prüfung der Darlehen, bejonders ber Discontirungsgeiucde, 


In den Statuten finden fi regelmäßig Vorſchriften darüber, welden 
formellen Bedingungen in Betreff der VBerfallzeit, der Beichaffenheit und 

28) Darftellung des eigentbümlihen Mechanismus bierin f. in meiner Rujl. 
Pap.währ. Abſchn. TV. Papiergeld und Grebitwirthich., bef. ©. 69 ff. 

29) Eb. ©. 76. Aehnl. Eridein. 1872, —* 
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Zahl der Unterfchriften u. ſ. w. die Mechfel entſprechen müffen, um „bank— 
fähig” oder discontirbar zu fein (j. oben ©. 285 ff.). Seitens der Bank— 
credit begehrenden Gejhäftswelt ift nun für Central: oder Monopolbanfen, 
weldhe doc eine öffentliche volkswirthſchaftliche Function, die Folge ihres 
Privilegs, auszuüben hätten, öfters in Geldflemmen der Grundjag procla= 
mirt worden: eine folhe Bank habe jtet3 nur nad der Erfüllung jener 
Bedingungen bei den ihr zur Discontirung vorgelegten Wechſeln zu jehen. 
Seien dieje Bedingungen vorhanden, aljo die Unterjchriften nach gewiſſen— 
hafter Prüfung „gut“, die Verfallzeit nicht über die fejtgejegte hinaus u. ſ. w., 
jo hätte die Bank dann auch den Wechjel ohne Weiteres zu Ddiscontiren. 
Durch die Beftimmung des Discontojates habe die Bank e8 ja in Händen, 
dem übermäßig ftarten Andrang um Discontirung und dadurd der Ber: 
mehrung der Noten oder der Verminderung des Baarfonds in wirkjamer 
und unparteiiicher Weiſe entgegenzutreten. So argumentirt wenigſtens die 
gemäßigte Partei, während ein anderer Theil noch weiter geht und wo— 
möglih auch die unbedingte Discontirung zu einem „mäßigen“ Zinsfuße 
(3. B. 4%/,) verlangt. Bon diefem Anſpruch indejjen abgejehen: ein Recht 
oder gar eine Pflicht der Bank, unabhängig von der Erfüllung jener 
formellen Bedingungen, über die Annahme oder Zurückweiſung der Dis- 
contirung3gefuche zu entjcheiden, wird wenigjteng einer Gentral= oder gar 
einer Monopolbant abgejprocden. Die Bank komme dann, heißt es, ihrer 
öffentlihen Aufgabe nicht nach; der Willführ und Parteilichkeit fei außer: 
dem auch Thor und Thür geöffnet, der Urjprung des Wechſels, die Ge— 
ihäfte, aus denen er hervorgegangen oder zu deren Fortführung der Bank— 
vorihuß diene, gingen die Bankverwaltung nichts an, entzögen ſich aud) 
einer jichereren Beurtheilung der leßteren immer mehr oder weniger, kurz 
die Bank befinde ſich mit einer jolchen Discontopolitif entichieden auf dem 
falichen Wege. 

Auch diefer Gedankengang ift meines Wiſſens nirgends jo draftifch 
zur Ausſprache gekommen, al3 in verjchiebenen etwas kritiſchen Zeiten des 
Geldmarkt an der Wiener Börje. Hier findet ſich viclleiht mehr ala 
anderswo, ſelbſt Paris faum ausgenommen, eine corrumpirte Speculanten= 
gejellichaft und eine ihrer mwürdige Börfenprefje und Börfencorreipondenz- 
ſippe, die es in ſophiſtiſcher Beweisführung zur Meiſterſchaft gebradht haben. 
Die zerrütteten Geld», Credit-, Finanz und politifchen Verhältnifie Oeſter— 
reichs haben dieje Entwicklung noch begünjtigt. Die omnipotente Stellung 
der Nationalbank, deren frühere Verquickung mit einzelnen großen Banquiers, 
die bedenkliche Ausdehnung namentlich des Werthpapierlombard3 bei diejer 
Banf, die zweckwidrige Unterſtützung der Staatsanleiheemijfionen durch 
willfährigfte Yombardirung 9) haben ebenfall3 das Ahrige zur Entjtehung 
einer ſolchen Anficht beigetragen. An Frankreich, jpeciell in der Bank— 
enquete der jechgziger Jahre, laufen die Ideen der Pereire und Con: 
forten auf ganz ähnliche forderungen hinaus.) Auch in England jind 
jolde in Krijen oder Klemmen wohl aufgetaudht, vor wie nad der 
Peel'ſchen Gejeßgebung von 1844, wenn auch, vielleiht unter dem Einfluß 


30) Eingehend oe u. verurtbeilt in meiner Reform ber Nation.banf. 
Wien 1860, Abſchn. V, ©. F 
20) S. M. Wirth, Bankweſ. ©. 159 ff. 
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der leßteren, neuerdings faum mehr fo offen und naiv. Das wäre dann 
eine der wenigen günftigen Folgen des Gontingentirungsprincips dieſes 
Geſetzes, die aber auch auf andere Weije zu erreichen und für diejen Preis 
zu theuer erfauft ift. Characteriftiih und beweijend für den Sat, daß 
gleiche Urjachen immer wieder gleihe Wirkungen trogß der Verſchiedenheit 
jonftiger Verhältnifje erzeugen, ift es jedoch, da in neuerer Zeit, nament- 
li bei der ſchwindelhaften Meberjpeculation und Gründungsära im %. 1872 
auh an der Berliner Börje gegenüber der rejtringirenden Disconto— 
politit der Preußiſchen Bank biefelben oben gekennzeichneten Anfichten 
lebhaft hervorgetreten find. Das ift leider zugleich ein nicht mehr allein 
jtehenber Beleg — daß unter dem Einfluß der großartigen Geldver— 
"Hältniffe der neueſten Zeit auch die Berliner Börſe mit ſchlimmen wirth— 
ſchaftlichen Grundſätzen inficirt wird. 

Man wird ji imdejjen nicht verhehlen dürfen, daß jih in jolchen 
Meinungen zugleih auch eine der ſchwachen Seiten des Central: 
und Monopolbankiyftems zeigt. Kür bankpolitifche Fragen ift dies 
zu beachten. Bei Freibankſyſtem und Decentralifation der Notenausgabe, 
wie in Schottland, Nordamerika, Liegt faum eine ſolche Gefahr vor. Die 
alljeitigfte Prüfung der Discontirungsgefuhe, namentlich auch auf jene 
Buncte hin, melde nad der vorhin dargejtellten Meinung die Bankver— 
waltung nichts angehen follen, gilt hier als jelbjtverjtändlich. 92) Es wird 
faum zu läugnen jein, daß bei einem reinen Staatsbankiyitem, mie es 
in Deutjchland neuerdings mehrfach empfohlen wird, ſolche Forderungen 
auf möglichjt unbedingten Bankeredit noch Leichter entitehen und ſcheinbar 
für berechtigt erklärt werden können. Dann hätten wir den ſchönſten An— 
fang in der Verwirklichung ſocialiſtiſcher Ideen der Staatshilfe zu Gunften 
derjenigen Kreife, die ſonſt nicht genug, und meijteng vecht einfeitig und 
fritiflos, über die Forderungen der Arbeiter, der Grundbeſitzer nad) Staats: 
hilfe das Verdict fällen können. Die Abweijung der erwähnten Forderung 
der Geſchäftswelt ijt daher gerade beim Gentral= oder Staatsbankſyſtem 
bejonders wichtig, aber aud nicht allzu ſchwer. Sie erfolgte von einem 
Theil der unabhängigen Prefie in Berlin, 3. B. von dem Börfenberidt: 
erftatter der Nationalzeitung, ferner von dem Bankpräfidenten von Dechend 
im December 1872 in durchaus zutreffender Weije. Folgendes find die 
weſentlichſten Gründe, die mir gegen die angefochtene Anficht und für 
das Recht und die Pfliht der Banf und zwar gerade aucd einer 
großen Centralbank zu jprechen jcheinen, die Prüfung der Wechſel in 
der umfajjenditen Weife vorzunehmen und unabhängig von der 
unmittelbaren Bonität de3 einzelnen Wechſels über die Discon- 
tirungsgefuche zu entjcheiden, 

1) Einmal ift es durchaus unzuläjfig, bei der Prüfung 
der Wechſel jih auf die vorgejhriebenen Außerliden Puncte 
zu beſchränken. Das wäre ein ganz falſches mechaniſches Vorgehen, 
welches aud dem Sinn und Geift der betreffenden Statutenbejtimmungen 





92) Bortreifl. Darftellung, wie bei den Newyorker Banken die Discontirungs: 
aefuche behandelt werben, bei Gibbons, banks ofN. ch. II. Mancher gute Fingerzeig 
ift dem zu entnehmen. 1. U. zeigt fich die Verbindung des paffiven Gontocorrentge: 
ſchäfts mit ber Discontirung auch hier gut. ©. u. 
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widerſpräche. Ja, eine ordentlihe Prüfung der Wechſel auf ihre Credit— 
würdigkeit, jelbjt wenn letztere nur nad) jenen Puncten beurtheilt werden 
jollte , ſezt unvermeidlich eine Prüfung der Gejchäftstransactionen, denen 
der Wechſel entiprungen ift, voraus, Die früher bejprocdene und empfohlene 
Einrichtung von Genfurbehörden hat gerade für ſolche Prüfung ihre Be: 
deutung (S. 295). Bei der Beuriheilung der Unterſchriften auf den 
Wechſeln fann man ſich unmöglih nur an den Nuf der Firmen halten, 
um die Bonität des Wechſels fiher zu beurtheilen. Wie oft hat ſich in 
Greditfrifen gezeigt, daß die renommirteften, bisher acereditirteften Firmen 
nicht nur fallirten, ſondern auch jeit Lange fein eigenes Vermögen mehr 
befaßen. Ob eine Firma „aut“ ift und daher ihre Mechjel discontirbar, 
das ift vielmehr von den Geſchäften abhängig, welde fie macht. Die Ein: 
fiht in diefe Gefchäfte, welche durch die der Banf im Discontogefchäft zur 
Kenntnig kommenden Wedjeltransactionen wenigitend einigermaßen ge: 
mwonnen werden kann, ift ein gutes Mittel, die Richtigkeit des Rufs und 
Credits einer Firma zu beurtheilen. Jede tüchtige Bankverwaltung iſt im 
eigenen Intereſſe verpflichtet, deßhalb dieſe Einſicht möglichſt vollſtändig zu 
gewinnen. Dadurch übt ſie eine durchaus erwünſchte heilſame Controle über 
die Firmen aus, welche bei ihr Credit nehmen. 

2) Der Einwand ferner, daß eine Bank, zumal eine große Central— 
banf, ein bejjeres Mittel habe, ih zu ſichern, als die Reſtriction der 
Credite mittelſt Abweiſung oicher Discontirungsgefuche , welde aus der 
Bank verdädtigen Geſchäften entiprungen jeien, nämlih die Disconto- 
erhöhung, trifft nicht immer zu. Dafür hat gerade die deutſche Specu: 
lationsperiode im X. 1872 und die richtige Politit der Preußiſchen Bank 
einen guten Beweis geliefert. Es hat ſich dabei von Neuem die Richtigkeit 
der oben (©. 521) von uns vertretenen Anjicht gezeigt, daß die —— 
Maßregeln der Discontopolitik ſehr weſentlich mit Rückſicht 
auf die verſchiedenen Zuſtände des Geldmarkts gewählt wer— 
den müſſen. Allerdings ift die Discontoerhöhung das Hauptmittel einer 
reftringirenden Discontopolitit, aber dasjelbe wirkt nicht immer gleichmäßig, 
hat mitunter nad anderen Seiten ohne Noth nachtheilige Folgen und mird 
gelegentlih durh eine Reftrietion mitteljt ftrengerer Prüfung 
der individuellen Discontirungsgejude pajjend erjegt. Die 
Erhöhung des Discont3 kann eine Dämpfung der Speculation zur Folge 
haben und wird im diejer Hinficht felten ganz einflußlos fein. Aber es 
gibt — befonders in Perioden ſtarker Wertbpapieripeculation und neuer 
Gründungen von Actiengejellihaften, jeltener und nicht in gleihem Maape 
in Waarenjpeculationen — Zeiten, mo jo bedeutende Gewinne in Ausſicht 
ftehen oder fo ſtarke Engagements unbedingt erfüllt werden müflen, 3. B. 
in Betreff der Einzahlung auf Actien, daß die Discontoerhöhung nicht er: 
beblih, eine Heine jo gut wie faſt gar nicht auf die Speculation einmwirft. 
Wenn diefe Mafregel dann nicht wegen des Abfluſſes des Metall ins 
Ausland, aljo wegen des Standes der Wechſelcurſe geboten it, 3. B. bei 
einer im Wejentlichen auf das — ſich beſchränkenden Speculation 
oder bei einer aus anderen Urſachen günſtigen internationalen Zahlungs: 
bilanz (wie im J. 1872 in Deutichland wegen der franzoͤſiſchen Kriegs⸗ 
gelder), ſo wird Ttatt der Discontoerhöhung oder etwa neben einer mäßigen 
eine Rejtriction der Darlehen in der gejchilderten Weife wirkfjamer und 
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doch nicht nach anderen Seiten fo empfindlich fein. Denn dann werben bert 
eigentlihen Speculantenfreijen die Mittel entzogen oder jchmerer zugäng- 
lih gemadt, während dem übrigen Geſchäftspublikum nicht unnöthig nod) 
fein ihm au jetzt recht wohl gebührender Gredit ‚vertheuert. wird. So 
lagen die Dinge im Herbſt 1872 in Berlin und demgemäß beſchränkte ſich 
die Preußiiche Bank, wie ihr Präfident im Abgeordnetenhaufe ganz richtig 
begründete, auf eine mäßige Discontoerböhung (auf 5%.) und auf die Bor: 
nahme von Reſtrictionen der angegriffenen Art. Die Discontoerhöhung, 
welche damals vielleiht noch etwas ſtärker hätte jein dürfen, ift in folhem 
Fall kaum ganz zu vermeiben wegen des zumal in der Gegenwart beftehen: 
den nahen Zuſammenhangs zwiſchen dem MWaarenhandel, dem Fabrikgeichäft 
und der Fondsbörſe. Eine Bank, wie die Preußiſche, welche gerade durch 
ihre Einrichtung auch den mittleren und kleineren Firmen regelmäßigen 
Bankeredit gewährt, wird mit vollem Rechte alſo nicht immer nur zur 
Discontoerhöhung als Reftrietiongmittel greifen. Die im Herbft 1872 ein: 
geichlagene Politik Hat fih im Ganzen entichieden bewährt und der Specu— 
lation einen Dämpfer aufgejegt. Vielleicht hätten die Reftrictionen in Ber: 
bindung mit einer etwas höheren Discontofteigerung nur noch etwas ſtren— 
ger ausfallen fönnen, wenn man bie Ziffer des enorm angejchwollenen 
Rortefeuilles und Notenumlaufs in der zweiten Hälfte 1872 erwägt. 

3) Endlich verlangt die ganze Stellung einer großen 
Gentralbanft eine eingehende Prüfung der Discontirungs- 
gejude mit Rückſicht auf alle in Betraht kommenden Um— 
ftände, namentlih aud auf den Einfluß der mehr oder weni: 
- ger willfährigen Discontirung auf den Geldmarkt im Gan— 
zen. 63 ift einmal eine unvermeidlihe Folge des Centralbankiyitems, daß 
die Notenausgabe einer großen Bank einen jehr erheblichen Theil des 
flüſſigen, zu kurzfriſtigen Darlehen dienenden Kapitals eines Landes bildet. 
Uebt der Geldmarkt einen Einfluß auf die Lage der Bank, ſpürt letztere 
jede Veränderung des jogen. Marktſatzes des Disconts, jo wirkt umgetehrt 
auch die Bank mit den Mafregeln ihrer Discontopolitit jehr weſentlich auf 
den Geldmarkt und auf die Bewegung des Marktdisconts ein. Dieje jo 
oft in volkswirthſchaftlichen Verhältniffen vorhandene Wechjelwirkung ift 
in den engliihen Bankenqueten häufig zur Sprache gekommen und in Eng: 
land auch am deutlichſteu wahrzunehmen, 3. B. darin, daß die großen 
Joint-Stock-Banken Londons den Depofitenzinsd nach dem Discontojaße der 
Engliſchen Bank variiren laſſen. Man fann nicht im Allgemeinen jagen, 
von welcher Seite die Einwirkung größer if. Das wechſelt aud in ein- 
zelnen Perioden. Aber eine große Bank muß fich ſtets bewußt jein, daß 
ihre jeweilige Discontopolitif weit über die Kreije derjenigen, die unmittel- 
bar davon berührt werden, hinaus einwirkt. Ihre Stellung rührt daher in 
gewillem Umfange zu einer Eontrole des Geldmarkts. Das hat man 
oft und mit Recht als eine nicht unbedenfliche, aber einmal unvermeidliche 
Gonjequenz des großen Gentralbantiyitems bezeichnet. gür ji jelbjt, d. h. 
für die Sicherheit, jtet3 baarzahlen zu können, braucht eine Solche Bant 
jelten ernftli bejorgt zu fein. Sie kann ſich, wie Lord Ov erftone, der 
Begründer der Gurrencytheorie, einmal jagte, immer noch im leßten Mo- 
mente durch eine energiiche Mafregel jalviren. Aber fie muß berücjichtigen, 
daß von der rehtzeitigen Wahl richtiger Mittel die Lage des 
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Geldmarkts, der Gang der Geſchäfte, der Speculation und damit Wohl 
und Wehe zahlloſer einzelnen Unternehmungen abhängt. Der großen Bank 
liegt aljo eine große Verantwortlichkeit ob. Wer das nicht will, 
muß das ganze Syftem verwerfen. Dieje Verantwortlichkeit und die ihr 
entiprechende richtige Controle über den Geldmarkt fett aber nothwendig 
wieder jene eingehendere Prüfung der Discontirungsgejuhe voraus, die wir 
hier vertheidigen. Mit der Redensart von der Bevormundung ber Ge: 
ſchäftswelt dur eine ſolche Discontopolitif weiſt man die Forderung, 
welche eben eine nothwendige Folge des Syſtems ift, nicht ab. Es iſt dabei 
ein Vortheil, daß eine Gentralbant durd die Größe ihrer Geſchäfte und 
dur die Ausdehnung ihres Filialnetzes, wie namentlih im alle der 
Preußiſchen Bank, in der richtigen Löjung der ſchwierigen, ihr hier ge— 
ftellten Aufgabe weſentlich unterftügt wird. 

Dies wird fie noch mehr dur eine Verbindung des Depofiten-, 
paſſiven Gontocorrent=, Bucheredit: und Chedgejhäfts mit dem Disconto- 
und Vorſchußgeſchäft. Durd die Methode, die gewährten Darlehen nicht 
baar oder in Noten gleid) von vorneherein auszuzahlen, jondern fie nad) 
englijch-americanijcher Sitte gutzufchreiben und die Anweiſungen des Kun: 
den darauf zu honoriren (j. 0. ©. 373 ff.), ferner durch die Annahme von 
Depofiten in Contocorrent erlangt die Banf einen vortrefflihen Einblic 
in den Gejchäftsbetrieb der mit ihr verfehrenden Firmen, wie faum auf 
irgend eine andere Weife. Auch aus diefem Grunde ift die in Deutſchland 
nicht feltene Anfiht, daß die Verbindung des Depofiten- und Noten- 
geihäfts beſſer unterbleibe, zu verwerfen. An die Preußifche. Bank als 
Reichsbank wird gerade die Anforderung zu ftellen jein, daß ſie ſich mehr 
wie bisher dem Faufmännijhen Depofitengeihäft gleih ihrer 
englifhen und franzöſiſchen Collegin widme. Die Ausbildung freier Depo- 
fitenbanten braudt dadurd jo wenig als in England gehindert zu werden. 
Die Eentralbant bildet nur für die übrigen Depofitenbanfen ebenjo wie 
für die übrigen Zettelbanfen da8 Complement. Sie kann vornemlich wieder 
al3 Bank für andere Banken und Banquiers dienen, welche einen Theil 
ihrer Gafje bei ihr halten, wie die Stellung der Bank von England es 
ebenfall® mit jich bringt. Dann verliert auch die Discontirung von Wechſeln 
der Banquiers, die Deponenten der Bank find, Manches von ihren Bedent- 
lichkeiten. Die Eentralbant wird volljtändiger die Controle über das ganze 
Bankweſen ausüben können. 


bb. Die allgemeine weitere Beſchränkung der Discontirung 


Diefe Mafregel unterliegt einer ähnlichen Beurtheilung wie die vor- 
hergehende. Sie bejteht eigentlih nur in einer Werallgemeinerung ber 
legteren, nämlih in der Beſchränkung der den Firmen zu gemwährenden 
Marimalcredite im Wechjel:, eventuell auch in anderen Geſchäften oder in 
der Annahme eines Maximalbetrags von Wechjeln im Ganzen per Gejchäfts: 
tag, wo dann etwa für die Discontirung die Neihenfolge der Geſuche ent: 
jheidet oder der Betrag auf die einzelnen Gefuche ratenmweife vertheilt wird. 
Bei den Wechſeln kann in Betreff des Marimalcreditö einer Firma unter: 
ſchieden werden, ob die letztere als Acceptant erfter Schuldner oder als 
Ausjteller, Indoffant eventuell Haftender Schuldner iſt. Beſchränkungen der 
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Discontirung in der angegebenen Weife find bei der Franzöfifchen Banf 
vorgefommen. In der Enguete war man im Ganzen gegen dieſe Maßregel 
und mehr für die Discontoerhöhung. Tür die leßtere pflegt man geltend 
zu maden, daß fie nicht nur wirkjamer jei, jondern aud gleihmäßiger 
und unparteiijcher wirke. Wer durchaus Geld brauche, werde den 
höheren Zins bezahlen und dadurch vielleicht vor großem Berlufte, fein 
Geichäft vor Stodung, vor Ruin felbjt bewahrt werden. Bei der Zurück— 
weijung von Discontowechſeln könne dagegen leicht Jemand getroffen wer: 
den, der durchaus Credit verdiene und nun ohne Noth jehr übel fahre. 
Allerdings wird aus folden Gründen in der Regel die Discontoerhöhung 
den Vorzug verdienen. Indeſſen gibt es wie in dem vorhergehend behan: 
belten Falle, wenn aud noch jeltener, Lagen des Geldmarft3, in welchen 
die allgemeine Beſchränkung der Discontirung doch bejjer fein möchte. 
Wenn nämlich) wiederum fein Metallabfluß bei dem beftehenden Disconto- 
fage zu fürdhten ift, die Hochgehende Speculation aber einen höheren Dis: 
contojag zu ertragen weiß, und für eine jchärfere Prüfung der Wechſel, 
wie fie vorhin in ſolchem alle befürwortet wurde, die genügenden An: 
baltspuncte fehlen, um Papier aus bedenklichen Geſchäften und bloße Ritt: 
wechſel auszuſcheiden oder wenn die Geſchäftswelt zu allgemein in Die 
Speculationen verwidelt ijt, dann wird die Maßregel der Abweiſung von 
Wechſeln doch zu empfehlen fein. Durch fie wird dann der Speculation der 
wirfjamfte Zügel angelegt werden, mehr als dur die Discontoerhöhung. 
Es verlangt aber allerdings eine jehr eingehende und vorjichtige Prüfung, 
ob die Verhältnifje wirklich jo liegen, um der Maßregel den Vorzug zu 
geben. Die Bermuthung jpricht nicht dafür, jondern für die Räthlichkeit der 
Discontoerhöhung, nur daß dieje Bermuthung den Gegenbeweis zuläßt. 


ec. Die Verfürzung ber Berfallzeiten ber Darlehen, befonders 
ber Wechſel. 


Diefe Maßregel kann für alle Darlehen oder Wechſel gleihmäkig 
oder für befondere Arten verfhieden angewandt werden, 3. B. es 
werden für die verfchiedenen Lombards (Waaren-, Effectenlombard, Kate: 
gorieen des letzteren) und für Banquiers- und gewöhnliche kaufmänniſche 
Wechſel, für die Wechſel aus Handelsgeſchäften mit verjchiedenen Ländern 
(Nachbarländer , überfeeiiche) verſchiedene Marimalverfallzeiten fejtgejtellt. 
Dergleihen gejchieht wohl bei engliihen und nordamericaniihen Banken 
ſchon für gewöhnlich, bei continentalen Banken jcheint e8 weniger üblich zu 
jein. Al3 Mafregel der Discontopolitif fommt die Beitimmung vornemlich 
wieder unter den Reftrictionsmitteln in Speculationgzeiten und Krijen in 
Betracht. Hier wird fie dann meiſtens gleihmäßig für alle Discontirungen 
oder auch zugleich für die Lombardirungen eingeführt, 3. B. die übliche 
Marimalfrift von 90 Tagen auf 75 oder 60 herabgejegt. Auch ohne aus— 
drüdliche ftatutarifhe Erwähnung hat eine Bank jedenfall3 immer das 
Recht, die Berfallzeiten jo zu verkürzen. Dad muß aud für große 
Eentral: oder Monopolbanten feftgehalten werden. Denn die Ziffer von 90 
Tagen, 100 Tagen, 3 Monaten in den Statuten legt der Banf nur eine 
Beihränfung nach oben auf. Das Gefhäftspublicum kann fi alſo nicht 
beſchweren, wenn eine Gentralbant jo verführt, obgleih auch dag unter 
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dem Hinweis auf die „öffentlichen Pflichten” der Anstalt vorgekommen iſt. 
Zum Ueberfluß wird im Art. 88 der Preußiſchen Bankordnung übrigens 
ausdrüclic; neben den Beränderungen des Discontofages von der Even: 
tualität der Verkürzung der Berfallzeiten der Wechjel und Lombards und 
der zeitweije allgemeinen Bejchränfung der Höhe der zu bewilligenden 
Gredite geiproden. Auch diefe Maßregeln verlangen eine Mitberathung 
Seitens de3 Centralausſchuſſes. Die Verkürzung der VBerfallzeiten ift bei 
der Preußiſchen Bank aber nicht üblich. j 

Dagegen hat die Franzöſiſche Bank in einzelnen Fritiichen Zeiten, 
namentlic) in den Jahren 1855 —57, von diefem Mittel der Rejtriction 
Gebrauch gemacht. Sp verkürzte fie die Verfallzeit der Wechjel vom 5. Oct. 
1855 bis 4. Febr. 1856 auf 75 Tage, vom 6. Det. big 25. Dec. 1856 
auf 60, von da bis 26. Febr. 1857 auf 75 Tage. Damals zeigten jich die 
Nachwehen des Krimmkriegs, der Getreidetheuerung, der ſchwindelhaften 
Börjenipeculation, welche nad dem napoleonifchen Staatsjtreih mit Hilfe 
des Gredit= mobilier und einer liberalen Discontirung der Franzöſiſchen 
Banf, namentlih auch durch ftarfe Rombardirung von Rente und Eijen- 
bahneffecten, angefacht worden war. Im Herbft 1856 brad eine jehlimme 
Gffectenfrifis auf den überfüllten Börjen Europa3 aus, ein Jahr vor der 
großen MWelthandelzfrifis von 1857.39) Am October 1856 war der Baar: 
fonds der Bank auf 166 Mill. Franken neben 865 Mill. Noten (621 Mill.) 
und Depofiten, aljo auf wenig über der Paſſiven, '/, der Noten ge: 
junfen. Der Disconto wurde auf 6%, erhöht (25. Sept. 1856). Die jtar: 
ten Goldanfäufe der Bank, für 609 Mill. Fes. vom 1. Auli 1855 bis 
9. Oct. 1856, hatten nicht verhindert, daß der Baarvorrath ſich trogdem 
jeit Jahr und Tag noch um einige 60 Mill. Fes. vermindert hatte. Be— 
weis genug, daß die Mafregel der Goldanfäufe neben dem relativ niedri- 
gen Disconto von nacheinander 4, 5 (5. Oct. 1855), 6 (19. Oct. 1855), 
wieder 5 (31. März 1856) und 6%, (25. Sept. 1856) eine Danaiden- 
arbeit war. Die intereffante Periode von 1856 #) und die frage der Ber: 
fürzung der BVerfallzeit haben auch einen Gegenjtand der Discujjion in der 
franzöfiichen Enquöte gebildet.) Am Allgemeinen wurde auch diefer Maß— 
‚regel die Discontoerhöhung principiell vorgezogen. 

Dieſes Urtheil ift in der Negel gewiß zu billigen. Denn gerade die 
Veränderung der für discontirbare Wechjel üblichen Berfallzeiten bei den 
Banken jtört die Gejchäfte, welche davon plößlich überrafcht werden, leicht 
empfindlich. Es werden dann oft die jolideiten, aller Speculation der Börfe 
fernftehenden Gefchäfte getroffen, die mit Recht in ihren gejchäftlichen 
Transactionen die Möglichkeit, Wechjel in einer bejtimmten Zeit discontiren 
lafjen zu fönnen, in Rechnung ziehen dürfen. In den verjchiedenen Arten 
der Handelägeihäfte, beionders in den einzelnen Zweigen ded ausmärtigen, 
zumal des überfeeiihen Ein- und Ausfuhrhandels, pflegen die Termine, 
in welchen die Gejchäfte ſich abwideln und auf welche die Wechjel gezogen 


3) &, meine Beiträge, Cap. 10 Abſchn. 9. 

24) ©. eb. Abihn. 6 ©. 355 mit ſtatiſt. Daten über die Bauf v. Frankreich, 
3. Tb. nah Toofe a. Newmard VI, 85 ff., wo bie Lage des franzdi. Geldmarkts 
näher aejchildert wird. 

3), S. M. Wirth, Bankweſen, 180 u, pajjim. 
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werden, eine verſchiedene uſancemäßige Länge im Zuſammenhang mit der 
Dauer der Zeit, während deren die Waaren unterwegs ſind, zu haben. 
Auch wo Tratten auf 4—6 Monate und mehr, wie 3. B. im indijchen 
Geſchäfte wenigſtens vor noch nicht langer Zeit, vorkommen, werden dieje 
danır discontirbar bei den Banken, jobald ein Theil ihrer Verfallzeit abge- 
laufen iſt. Kür die Regelmäßigkeit der Operationen ift es jehr wichtig, auf 
diejen Tall rechnen zu können. Die plößliche Berfürzung der Verfallzeiten 
übt daher begreiflich den ſtörendſten Einfluß gerade auf ſolche Geſchäfte 
aus, — zwecklos für die Lage des Geldmarkts und der Bank im Ganzen 
und” zum Schaden, ja mitunter zur ernten Gefährdung der jolideften Häufer 
im Waarenhandel. Eine allgemeine dauernde Verkürzung der für die Dis- 
contirbarkeit feſtgeſetzten Marimalverfallzeiten wirft nicht jo nachtheilig als 
eine plöglide Verkürzung in einem kritiſchen Zeitpuncte des Geldmarkts. 
Denn auf die erftere Maßregel kann ſich das Geſchäft rechtzeitig und ein 
für alle mal einrihten, auf die leßtere nicht. Dieſe daher zu unterlaffen, 
wenn es irgend geht, ift wohl räthlid. 

Glaubt man trogdem ohne Verkürzung der Verfallzeiten nicht auszu 
fommen, wenn 3. B. gewiſſe Rittwechſel für die Geldbeihaffung zur Bären 
fpeculation , zum Netienzeichnen und zu Cinzahlungen auf Actien- oder 
auf Anleiheemiffionen auf längere Termine gezogen werden, fo wird es 
bejfer fein, jolhe Papiere durch die oben erwähnte ftrengere Prüfung von 
der Discontirung auszufchließen. Einer allgemeinen Beitimmung wegen Ab- 
weiſung langjichtiger, 3. B. 2—3 Monate laufender Wechjel, bedarf es dunn 
faum. Jedenfalls mühten die Umftände ganz bejonders liegen, wenn dieje 
Mapregel unbedingt nothwendig erjcheinen fol. Denkbar wäre das in einem 
ähnlichen Falle wie in demjenigen, welcher vorhin bei der Abweiſung einer 
bejtimmten Menge Wechfel u. ſ. w. erwähnt wurde, aber noch unwahrſchein— 
liher und jeltener werden die Dinge in der Wirklichkeit jo liegen. 

Eine verwandte, aber doc ander wirkende und im Ganzen mohl 
eınpfehlenswerthe Mafregel ilt die Abſtufung des Discontojakts 
nach der Länge der Verfallzeiten. Sie wird von englijchen und 
nordamericaniihen Banken, in Deutihland u. U. von der Bremer 
Bank angewandt, wenn Wechſel, welche die übliche ſtatutariſche Verfallzeit 
von 3—4 Monaten überichreiten, discontirt werden. Für ſolche Wechſel 
erhöht ſich der Satz um 1.—10/0. Ebenſo kann aber auch eine Abſtufung, 
‚mm wohl in geringerem Betrage, 3. B. von 1, —1/2%/,, für Wechjel bis 

1, 2,3 Monate Termin jtattfinden. Eine ſolche Mapregel kann allgemein, 
auch in gewöhnlichen Zeiten, erfolgen. Hier entſpricht fie ganz den 
üblichen Grundjägen des Banfgeichäfts und ſchließt ſich an die Abjtufung 
des Depofitenzinjes an, welcher auch nad der Länge der Kündigung zu 
fteigen pflegt. Die Mafrggel fann aber auch als ein Mittel der Reftriction 
in Speculationgzeiten und Krifen angenommen werden. Hier ift fie gewiß 
der Abmeijung langfichtiger MWechjel vorzuziehen, fällt aber ſonſt mit unter 
die im Folgenden zu berührenden Geftchtöpuncte. 


dd. Die Regulirung bes Discontojages. 


Sie ift nad dem Voraudgehenden doch von allen einzelnen Maß— 
regeln der Discontopolitik die wichtigjte, namentlih im bewegten, jpecu- 
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lativen oder kritiſchen, Zuftande des Geldmarkts. Die rihtige 
Regulirung des Disconts muß daher als eine der Hauptaufgaben einer 
Bank bezeichnet werden. Folgende einzelne Puncte kommen hierbei in 
Betradt: 

1. Unterfheidung von Wedjeldisconto, Lombard: und 
Zinsfuß in anderen Xctivgefhäften. Boran fteht auch Hier die 
Regulirung des eigentliden Discontojakes, d. h. des Satzes bes 
vorweg in Abzug gebraditen Zinſes, welcher für daS bei der Annahme 
(Ankauf) eines Wechſels erfolgende Darlehen berechnet wird. Von diefem 
eigentlihen Discontofa pflegt der Zinsfuß für andere Ausleihge: 
Ihäfte der Bank, namentlich aud für dag Lombardgeſchäft unterjchieden 
zu werden. In der Regel erheben die Banken für Lombardgefhäfte einen 
Zins, der den Wechjeldiscontofag um /— 19, übertrifft, jo namentlich 
auh in Deutjchland. Dies ift befonder8 bei der Preußiſchen Bank 
ftehende Praris. Der Lombardzins derjelben ift gewöhnlich 1%/, höher ala 
der gleichzeitige Disconto. Banken, melde auch noch andere Activgejchäfte 
machen, 3. B. Vorſchüſſe oder Darlehen in Contocorrent mit verfchiedener 
Ipecieller Dedung oder jelbjt ohne ſolche, gegen Bürgſchaftsſtellung (j. o. 
©. 399 ff.) geben, wie die engliſchen, ſchottiſchen, americanifchen, wie auch 
manche deutſche, namentlich Kleinere Zettelbanken, 3. B. die verſchiedenen 
thüringifchen, pflegen für ſolche Gejchäfte ebenfalls einen höheren Sat als 
denjenigen de3 Disconts, oft au al3 den Lombardzins zu berechnen. 3°) 
Der höhere Sat für Lombards und andere Activgefchäfte ift im Banfge: 
ihäft aud ganz gerechtfertigt. Er enthält einmal gegenüber dem Wechjel: 
disconto eine höhere Affecuranzprämie, da die Sicherheit der Darlehen auf 
Yombard3 und vollends in laufender Rechnung in der That Hinter ber: 
jenigen der Wechſel oft zurücteht. Sodann aber ift die Nealifirbarkeit, 
der rehtzeitige Cingang der Darlehen im Wechſelgeſchäft megen der 
Strenge des Wechſelrechts notorisch geficherter, ein für Banken mit ſtets— 
fälligen Pafjiven, mie die Banknoten, und auch mit ftet3- oder doch kurz— 
fälligen, wie die meiften Depofiten, befonders weſentlicher Punct. Bei den 
einzelnen Arten der Lombards und der übrigen Activgejhäfte wird bie 
Höhe des Zinsfußes dann wieder nach der Beichaffenheit der Dedungen, 
aljo abermal3 nad einem Sicherheit3moment normirt. Am Contocorrent: 
geihäft wird mitunter neben dem Zinſe noch eine Provijion unterſchieden, 
die aber im Weſentlichen nur ein Zuſchlag zum Zinfe ift, mit etwas ab: 
weichender Berechnungsweiſe. Neben den angeführten Gründen ift bei den 
deutſchen Zettelbanfen und mitunter auch bei anderen Banken für die Be: 
rehnung eines den Discontofag überfteigenden Zinsfußes im Lombardge- 
ſchäft u. ſ. w. auch wohl noch die Abſicht maßgebend, diefe Geſchäfte in 
geringerem Umfange als das Discontogeſchäft zu betreiben. Als Noten: 
deckung find die Activa aus ſolchen Geſchäften (Mit Anbegriff der Lombarb- 
forderungen) meiftens ausgefchloffen. Die Depofitenfapitalien und das eigene 
Stammkapital merden ebenfall3 öfters gern im MWechjeldisconto mit ange: 
legt, um jämmtliche Mittel der Bank möglichſt zur Dispofition zu haben, 


36) Bal, — DINGE ber einzelnen Activgeſchäfte bei d. Weimarer 
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was bei diejer Anlage doch immer am Meiften der Fall ift. Der Werth: 
papierlombard und die Darlehen in Contocorrent, bei den deutjchen Zettel- 
banken gewöhnlich neben der MWechjeldiscontirung die beiden bedeutendften 
Activgeſchäfte, können auch im Allgemeinen einen höheren Zinsfuß ertragen 
als das Wechjelgefhäft. Bei dem Gejchäfte mit verzinslichen Depofiten be- 
fteht ferner eine gemifje Wechjelbeziehung zwijchen der Zinshöhe hier und 
in den Xetivgefchäften. 

Im Uebrigen ift der laufende Discontojag für Wechſel gemöhnlic) 
auch ziemlich genau maßgebend für den Zinsfuß im Lombard-, in den an— 
deren Nctivgefhäften und im Ganzen auch für die Höhe der Zinjen im 
Depofitengefhäft: alle diefe Zinsfüße pflegen den Bewegungen des Wechjel- 
discontos ziemlid genau in dem üblichen Abjtande zu folgen. Selten wird 
eine Veränderung des Discontojages allein vorgenommen. Kaum häufiger 
wird der Lombard= und Gontocorrentzinsfuß allein geändert und auch nur 
jelten die Differenz gegen den Discontojat verfchoben. Das ift auch pafjend, 
da die Urjachen, welche eine Veränderung des Discont3 und des genannten 
Zinsfußes veranlafjen, in den verjhiedenen Xetivgejhäften ziemlich gleich— 
mäßig hervortreten. Der Depofitenzind wird nad den Kündigungsfrijten 
abgeftuft, ſonſt aber da, wo fich in jelbititändigen Banken oder in Zettel: 
banken, wie den ſchottiſchen, engliſchen, nordamericaniſchen, in Deutjchland 
namentlich in der Bremer Bank, das verzingliche Depofitengefchäft ſtärker 
entwicfelt hat, im Ganzen nad) den Veränderungen des Discontojages eben- 
fall3 verändert, wenn aud nicht immer ganz genau nod) bei jeder Fleineren 
Schmankung In Ländern, wo eine Gentralbanf den Geldmarkt einiger: 
mafjen beherrſcht, normiren die anderen Banken ihren eigenen Discontojat 
und faſt genauer noch ihren Depofitenzind nad) dem Disconto der Haupt— 
bank, jo bejonders in England, 3. B. die Londoner Yoint-Stod-Depofiten- 
banfen. Bei ungewöhnlich jtarfer Discontoerhöhung folgt indejien der 
Depojitenzind nicht immer volljtändig, und zwar ganz mit Net nit, da 
jolhe hohe Disconti meiſtens nicht lange währen und es aud) vom Stand» 
puncte einer joliden Bank aus nicht zweckmäßig erſcheint, durch ungewöhn— 
lich hohe Zinfen Depofiten, zumal ftetzfällige (on call), heranzuziehen und 
der Speculation durch mwillfährige Digcontirung, wenn aud zu einem hohen 
Sate, immer neue Nahrung zuzuführen. In einer ſolchen Politit, wo die 
Speculation den hohen Disconto veranlakt, diejer den hohen Depofitenzing 
ermöglicht und bewirkt, Ießterer wieder neue Kapitalmajjen der Specula- 
tion zuführt und dadurch abermal® einen höheren Disconto hervorruft 
u. ſ. w., liegt notorifch eine Gefahr, melde in England in den neueren 
Speculationsperioden und Kriſen mehrfach hervorgetreten ift, namentlid) 
1857.97) Indeſſen fei auf diefen Zufammenhang zwiſchen Disconto und 
Depofitenzind nur im Vorbeigehen hingewiefen. Jedenfalls ergibt ji aus 
dem Allen die große Bedeutung der Discontoregulirung, da jie auch ent- 
Icheidend für die Normirung des Zinsfußes in den anderen Activ- und 
Paſſivgeſchäften wird. Im Folgenden brauchen wir dann nur den eigent- 
lihen Wechjeldisconto zu betrachten. 


TS, meine Theor. d. he Hcte, S. 2361. Mein Artikel Depofiten in 
Rengih’ Handwörterb. S. 213, auch über bie ganze Frage bes Depof.zinfes, 
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Die Bankſtatuten fordern übrigens nebenbei bemerkt die Verſchieden— 
heit des Discontoſatzes und der Zinsfüße für andere Geſchäfte nicht. Es 
iſt dieſe Einrichtung eine freie Angelegenheit der Bankverwaltung. 

2, Die Discontoregulirung, beſonders in ruhiger Lage 
des Geldmarfts. Für die Negulirung des Disconts ift num namentlich 
der normale und der bewegte Zuſtand des Geldmarkts (S. 521) zu 
unterjcheiden. Am bewegten Zuftand ift die Discontoregulirung bejonders 
wichtig, ſchwierig und jtrittig (j. u. Punct 3). Indeſſen auch im normalen 
Auftande erheben ſich Streitfragen binfichtlic der richtigen Regelung, be: 
ſonders bei großen Gentral: oder Monopolbanfen. ES frägt ji 
nämlich hier, ob der Discontofaß nicht unter ein gewiſſes, nit zu 
tiefes Minimum gejtellt, ferner ob er überhaupt mehr jtabil ge— 
halten werden oder möglidhjt genau den Schwanfungen des 
markttgängigen Discontojages folgen joll. 

Beide Fragen haben bei Eleineren Banken, aljo bei einer Decen- 
tralifation der Notenausgabe und bei Depofitenbanfen, nur eine unterge- 
ordnete Bedeutung Man wird bier im Allgemeinen die Regelung des 
Disconts nad) dem Marktſatz empfehlen können. Unter ein jehr niedriges 
Minimum des Disconts, 3. B. von 1—2%,, welde Sätze am Markte in 
Hamburg und London vorgefommen jind,?*) wird zwar eine Dißcontobanf 
auch nicht Leicht gehen, in joldem Fall lieber Papier zweiter Häufer dis: 
contiren. Indeſſen im Princip ijt faum etwas gegen eine Discontirung zu 
einem beliebigen Minimaldiscont, der einmal am Markte bejteht, Seitens 
kleiner Banken einzuwenden. 

Wichtiger und ſchwieriger ſind jene beiden Fragen aber wie geſagt 
bei den großen Centralbanken. Sie hängen hier auch wieder etwas mit der 
Organiſation, namentlich mit der vorgeſchriebenen Notendeckung zu— 
ſammen. Je mehr nämlich hier eine geſetzliche oder ſtatutariſche Vorſchrift 
über die Deckung die freie Entſcheidung der Bankverwaltung hemmt oder, 
vielleicht vichtiger gejagt, vorweg nimmt, deſto conjequenter ift es, das Dis: 
contogejhäft nun auch ganz jo wie das einer anderen Bank leiten zu laſſen. 
Denn jene Beltimmungen wollen ja eben durch eine mechaniſche Bor: 
jchrift, 3. B. über die abjolute Höhe der Notenmenge oder des Betrags der 
metalliſch ungedeckten Noten, die erforderliche Garantie gewähren, die in 
anderen Fällen in der Vorſicht und Gejchäftsfenntnig und Tüchtigkeit der 
Verwaltung gefunden wird. Es war daher nur folgerichtig, dak bei der 
Einführung der Peel'ſchen Acte von 1844 für die Bank von England, 
aljo m. a. W. bei der Annahme de3 jogen. Contingentirungsprincipg für 
den metalliih ungededten Notenumlauf, die Verwaltung jener Bank jich 
ihrer bisherigen Praxis, nit unter einen gemijjen Discontoſatz zu gehen 
und nicht unbedingt am Geldmarfte ftet3 in Goncurrenz mit anderen Dis— 
eontivern zu treten, jofort entihlug und im Ganzen den jeweiligen Schwan- 
fungen des Marktjates folgte.) Das Bankdepartement wurde eben jet 


36) S. Sötbeer, Mater. 3. Geld» und B.frag., 1855, S. 125; meine Reitr. 
©. 278. In Hamburg fand der Discont i. 3. 1849 mehrfah °%, u. 1%,, in London 
1844 1%, u. 20%, 

9), Eingebendbe Darlegung und Prüfung diejer Puncte, worauf id mich bier 
ausbrüdlic beziehe, um dem Vorwurf zu entgehen, ben Beweis für meine Behaup- 
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ganz wie ein anderes Bankinſtitut angeſehen. Die Bank wollte bei flauem 
Geldmarkt und niedrigem Disconto wenigſtens jo viel Geſchäfte machen, 
als es unter jolden Umständen möglich ift, ging aljo ungenirt mit ihrem 
Disconto herab, da jonft ihr Portefeuille oder ihre jogen. ‘Privatjicherheiten 
abgelaufen wären. Dies entſprach durhaus dem Sinne und Zweck der 
Peel'ſchen Acte und der Theorie und den ausgejprochenen Forderungen der 
Vertreter der Eurrencydoctrin, auf welcher befanntlic die Peel’jche Acte 
“ beruft. Man wird jich auch in Deutjchland über diejen Einfluß des Con— 
tingentirung3= oder eines ähnlichen, vein mechanischen Princips auf die 
Discontopolitif einer Gentralbanf Klar jein müjjen. In England haben fich 
aber freilich zumal in den jahren 1844 — 47 ſchädliche Kinflüffe diefer 
neuen, durch die Peel'ſche Acte bewirkten und inaugurirten Discontopolitit 
gezeigt. Man hat die Engliihe Bank nit von einer nadtheiligen Be— 
günftigung der MWeberjpeculation freiſprechen können. Später wagte die 
Bankverwaltung nicht mehr jo jtrict den Tendenzen zu folgen, melde die 
Acte von 1844 an die Hand gab. Das Princip der Selbjtverantwortlic- 
feit gewann neben diejer Acte, aber eigentlich troß ihrer, wieder mehr Ge— 
wicht. Jedoch ift die Discontopolitif der Engliihen Bank jeitdem eine 
andere geblieben. Die Bank hat, wenn auch vorjichtiger als in der Zeit der 
Eijenbahnmanie, den Discont viel beweglicher gehalten, ihn tiefer herab: 
gejegt als früher: erjteres freiwillig aud in ruhiger flauer Zeit, — 
denn in bewegtem Zuſtande, namentlich bei der Abnahme des Metall- 
vorrath8 und der jogen. Notenrejerve ift die Bank ohnehin gezwungen, 
in Folge des Mechanismus der Acte den Discont jtarf zu variiven, bez. 
zu jteigern, eine bejonderd üble und unnüge Wirkung des Gejeges (ſ. u. 
Punct 3). Sedenfall3 hat ſich die mechanische Beſtimmung des Contingen- 
tirungsprincips im Hinficht auf die Discontopolitif einer Centralbank nicht 
bewährt und am Wenigjten eine Garantie für die rihtige Regulirung 
des Disconts geboten. Man kann aljo nicht jagen, daß die Discontoregelung 
bei jenem Prineip feine offene Frage mehr jei und darf in dem leicht mög- 
lihen nachtheiligen Einfluß des Princip8 auf die Discontopolitif einen 
Grund mehr gegen dafjelbe finden. 

Wünſchenswerth erjcheint e8 vielmehr, auch einer Centralbank eine 
jolde Organijation zu geben und joldje Beitimmungen über die Noten: 
defung für fie fejtzujegen, daß die Bankverwaltung nad ihrem eigenen 
beiten Ermefjen und auf ihre eigene Berantwortlichkeit hin die Disconto- 
regelung in ruhiger wie in bemwegter Lage des Geldmarf3 vornehmen muß 
und kann, darin aljo durch eine mechanijhe Beltimmung nicht gehemmt 
nod auf unrichtige Fährte gelockt wird. Das bekannte VBerdict Lord Aſhburton's 
über die Peel'ſche Acte gilt noch ganz bejonders für die Discontoregelung 
einer Gentralbant: es gibt nichts Ihörichteres, al3 in ſolchen Dingen das 
menjchliche Urtheil durch einen Mechanismus zu erjegen. 

Im Allgemeinen jcheinen mir die beiden oben aufgemworfenen ragen 
über das Minimum und die Stabilität oder Beweglichkeit des Disconts 


tungen fhuldig geblieben zu fein (ſ. Faucher's Ztſchr.) in meinen Beitr. ©. 180 fi. 
über die neue Discpolitif d. Banf nah Einführ. der Acte. Sept. 1844 (Disc. auf 
ah) ei bie nachtbeiligen Folgen davon; dann meine Theor. d. P.ſchen Acte 
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gerade für Centralbanken und vornemlich bei ruhigem Geld— 
markte etwa ſo beantwortet werden zu müſſen: die Bank hat mit ihrem 
Disconto den Bewegungen und einigermaßen auch den Bewegungstendenzen 
des Disconts zn folgen. Bei jehr niedrigem Discont joll fie aber lieber 
nicht ganz jo tief gehen, um nicht Gefahr zu laufen, die Speculation künſt— 
ih anzufadhen. Ein Minimum, weldes in den einzelnen Ländern und Zeit— 
räumen etwas verjchieden fein kann, wird daher doch paſſend feitzuhalten 
und ald Norm nicht gar zu niedrig anzufegen fein, etwa auf 3%, in Eng: 
land, auf 4%, gegenwärtig in Deutihland, nad Eintritt wieder normaler 
Verhältnijfe auch in Frankreich. Diejer Sak wird nad) bisherigen Erfah: 
rungen gut um 1%/, über einem ſchon jehr niedrigen, aber noch öfter® vor- 
fommenden Marktſatz ftehen, was zu rechtfertigen ift. Nur ganz ausnahms— 
weiſe jinft der Mearktdiscont noch tiefer, jo daß fich die Differenz gegen 
den Bankdiscont noch vergrößerte (f. vor. Anm. 38). Ebenjo wird umge- 
fehrt bei 4 hohem Discont der Bankſatz cher noch etwas über dem 
Marktſatz jtehen dürfen, um gerade in ſolcher Zeit nur die dringenditen 
Greditanijprüde der Bank zuzuführen und die Mittel der leßteren zu— 
jammen zu halten. Innerhalb der Grenzen jenes Minimums und des nad 
den Zeitumftänden ich richtenden Marimumg, das in neueren Krifen nicht 
nur in London, wo die Peel'ſche Acte erjchwerend einwirkt, jondern aud) 
in Bari und Berlin 8%, und mehr (in London 10%,) betragen bat, 
braucht die Gentralbant nicht jeder Nüance des Marktſatzes zu folgen, 
jondern kann mit Recht den Discont etwas ftabiler zu halten ſuchen. 
Aber als Princip darf der ftabile Bankdiscont nicht hingeftellt werden, 
Ir lange nit eine ganz andere Geftaltung unferer volkswirthſchaftlichen 

echtsordnung befteht, jo lange namentlidy nicht: die Zinsſätze im Verkehr 
gejeglih normirt werden, ſ. u. Unter den jegigen Verhältniffen darf die 
Bank daher auch nit um der Stabilität- ihres Disconts Willen reellen 
jtärferen Bewegungstendenzen des Marktjates entgegentreten, jondern muß 
denjelben im Weſentlichen folgen. Denn dieje entjpringen dann doch aus 
tieferen Urſachen, die au) die Bank am Beten berüdfichtigt. 

Sm Ganzen entſpricht die Praxis der großen europätichen jolventen 
Gentralbanfen diefen Grundjägen, wenn aud hie und da Nebenrüdfichten 
zu einer Abweihung führten. Banken, melde nicht baar zahlen, wie bie 
Dejterreihifche, die Ruſſiſche Reichsbank und feit 1870 die Fran— 
zöſiſche Bank, können ſich freilich unbeſchadet ihrer Sicherheit von ſolchen 
Grundjägen losjagen. Aber das Intereſſe, den Umlauf des Papiergeld — 
und jolches find die uneinlösbaren, mit dem Zwangscurs verjehenen Bant: 
noten — nicht gar zu übermäßig zu vermehren, muß eine ähnliche Rege— 
lung des Disconts eingeben, wie bei jolventen Banken die Rüdficht auf 
die Metallbewegung. Die Engliſche Bank weicht gegenwärtig von jenen 
Grundſätzen aud nicht mehr jo erheblich mie Mitte der 40er Jahre ab, 
wenn fie aud) wohl, in Folge des erwähnten Einfluffes des Peel'ſchen 
Gejeges, den Discont jelbjt in ruhiger Zeit zu oft ändert und ihn mitunter 
zu weit und zu raſch dem weichenden Marktjat folgen läht. Die Fran: 
zöſiſche Bank hat fih unter dem zweiten Kaiferreich öfters, nament: 
lich in den 50er Jahren, in ihrer Discontopolitif und fpeciell in der 
Regelung des Discontoſatzes politiihen Zwecken hinſichtlich des Gangs 
der Speculation und der Lage des Geldmarkts dienſtbar erweiſen 
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müffen.) Nah der Gründung des Kaiſerreichs war die Anfachung der 
Speculation und die Hinleitung der öffentlichen Intereſſen auf das wirth- 
ihaftliche Gebiet notoriih ein wichtiger Geſichtspunet der Napoleonijchen 
PBolitif. Die Unterftügung des Eiſenbahnweſens mit feinen großen Finanz: 
operationen und diejenige der Staatsanleihen nöthigten mehrfach zu Map- 
regeln der Discontopolitit, welche der jonjtigen tüchtigen und foliden 
Praxis der Franzöfiihen Bank nicht entſprachen. Aber jo weit nicht ein 
Drud folder fremdartiger Rückſichten vorlag, hat die Franzöjiihe Bank 
obigen Grundjägen doch auch unter Napoleon II. im Ganzen ziemlich 
Rechnung getragen, namentlich nicht gern Disconto und Yombardzins unter 
ein gewiſſes Minimum herabgejegt, den Disconto mehr ftabil, hie und da 
etwas zu jehr, erhalten, in Geldflemmen ihn jedoch erhöht, wenn auch 
etrvad zaghaft, nicht immer raſch und jtark genug. Auch dazu mag fie 
durch politiiche Gründe genöthigt worden fein. Sin den 60er Jahren war 
die Bank bereit3 wieder bejjer als in den 5Oern geleitet, die erfolgloje 
Operation der Goldankfäufe hatte eine Lehre gegeben. Die von einem Theil 
der Gejhäftsmwelt jo angefochtene vejtringirende Discontopolitif der Bank 
bejonders in 1864, welche den Anſtoß zu der Enquete gab, ijt im Ganzen 
eine durchaus richtige gewejen und hat in der Enquete bei dem maß- 
gebenden Theil der Gutachter und vernommenen Zeugen ihre Rechtfertigung 
gefunden. Die forderungen eines ganz oder faſt ganz jtabilen Disconts, 
3. B. von 4%,, und eines gejeglihen Marimums von 3. B. 5%,, ander: 
jeit3 eine8 unbedingterr Herabgehens des Bankdisconts auf das beliebige 
Minimum des Marktjates jind von der Bankverwaltung und von ber 
Mehrzahl der gewichtigeren Stimmen abgemiejen und aud bis 1870 nicht 
Praris der Kranzöjiihen Bank geworden. Ueberhaupt ift die Enquöte für 
die franzöſiſche Banfgejeßgebung, wie nicht zu verwundern war, ohne Ein- 
fluß geblieben und für die Praxis diejer Bank begreiflicher Weije bei der 
gegneriichen Stellung der Bankverwaltung zu den agitivenden Gejchäftz- 
freifen, welche die Enquete angeregt hatten, ebenfall3. 

Die Preußiſche Bank ift durch eine jhon in anderem Zuſammenhange 
berührte (5.525) nicht ganz unbedenkfliche und jedenfalls beſſer zu bejeitigende 
VBorjchrift der Bankordnung von 1846 angemwiejen, darauf zu jehen, daß 
der Discont- und Zinsjak möglichſt gleihmäßig erhalten 
bleibe. Der Chef der Bank joll darüber wachen ($ 87). Der Sinn und 
Zweck diefer Beitimmung geht indefjen kaum weiter al3 die in den obi- 
gen Grundjägen gebilligt ift. Auch die Praris der Bank entipridt den 
legteren. Die Stabilität des Discont3 war nicht größer, als es jich bei 
Eleineren Schwankungen des Marktjages rechtfertigen läßt. In Geld- 
Hemmen, Krijen und bei Metallabflug ijt die Bank jeit 1857 in der Regel 
rechtzeitig und genügend mit dem Discont in die Höhe gegangen und hat 
doch in den ſchweren Zeiten von 1866 (j. o. ©. 364 9 und 1870 jede 
irgend zu verlangende, mit ihrer und damit mit der Sicherheit des preußiſch— 
deutſchen Geldweſens noch vereinbare Hilfe geleiſtet. In Speculationszeiten 
hat ſie, mit Ausnahme des Jahrs 1856 gleich nach der Erlangung des 





20) S. Tooke a. Newmarch VI, 16 ff., meine Beitr. ©. 247 ff., 2355 ff. 
Herabſetzung des Disconts der Bank am 3. März 1852 und zu langes Halten dieſes 
niedrigen Satzes; ferner Lombarbirung von Eijenbahnpapieren. 
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Rechts der nicht ziffermäßig begrenzten Notenemiſſion, wo ſie entſchiedene 
Fehler beging,“) ſonſt immer in der Hauptſache richtig operirt, nicht zu 
willfährig und nicht zu mohlfeil discontirt. Ahr Verhalten im J. 1872 
haben wir jchon oben (S. 529) gebilligt, mit dem wohl richtigen Beifügen, 
daß der Discont vielleiht pafjend ſchon etwas früher und nod etwas höher 
hätte gejteigert werden dürfen, wenn auch jonjt die andermeiten Reſtrie— 
tionen richtig waren. In flauen und in Seiten großen Geldüberfluffes, 
hohen Boarftands günjtiger Wechſelcurſe und niedrigen Marktdisconts 
hat die Preußiſche Bank endlich bisher an der vorhin von uns grundjäglid 
empfohlenen Praxis, nit unter 4%, mit dem Discont herabzugehen, feit: 
gehalten. Der Ablauf oder die Abnahme des Wechjelbejtands und daher 
die Verringerung der Nentabilität haben die Bank nicht hiervon zurüd- 
gebradt. Ein Belegfall, wie fie manchfach bei diefer Banf vorhanden jind, 
daß die Staat3verwaltung den Vortheil mit fich bringt, das Geldinterefle 
in der Discontopolitif zurücd treten zu lafjien. Die Praris der Bank, nicht 
unter 4%, herabzugehen, ilt übrigens in der preußiſchen Gejchäftsmwelt, aud 
in den Berichten der Handelgfammern, obwohl man hier fajt immer des 
Lobes der Bank voll ijt, angefochten worden. Man hat verlangt, da die 
Bank dem Marktſatz nach weiter abwärts folge und dies mohl als eine 
Maßregel bezeichnet, welche daS nothwendige Gorrelat der hohen Disconto- 
fäte in Krijen u. j. w. ſei. Indeſſen jcheinen dieſe Wünjche bei der Ver: 
mwaltung der Bank Fein Gehör gefunden zu haben, unjere8 Erachtens mit 
Necht nicht. — Angefichts diejer im Ganzen correcten, ja mujtergiltigen 
Discontopolitit und jpeciell Discontoregelung iſt es vollends pajfend, eine 
Redewendung — denn weiter ift e8 doch nichts — wie die in $ 87 zu 
bejeitigen, da fie zwar die Politif der Bank nicht Leicht falſch beeinflufien 
wird, aber doch im Publikum falſche Anſprüche wachrufen kann. 

Die oben für normale Zeiten aufgeitellten Grundſätze der Disconto— 
regelung finden aljo in der guten Praxis der europäischen Gentralbanten 
ihre Beltätigung und damit jhon ihre bejte Begründung. Sie haben fid) in 
der That auch bewährt, wie gerade die Gejchichte diefer Banken zeigt. Es 
mag daher hinſichtlich der theoretiichen Begründung jener Sätze genügen, 
hier noch hinzuzufügen, daß eine noch größere oder gar volljtändige 
Stabilität des Disconts der Bank gegenüber der thatjächlichen Beweg— 
lichfeit de3 Disconts am Geldmarkte unhaltbar fein würde. Iſt letzterer 
Sat dauernd niedriger, jo würde die Bank jchlieklih ganz aus dem 
Discontogefhäft ausjcheiden oder vollftändig auf Papier zweiten oder drit- 
ten Rangs angewiejen jein. Die erjte Eventualität ift unnöthig und dem 
Zweck des Inſtituts entgegen, die zweite mißlich für die Sicherheit defjelben. 
Auch unjre obige Forderung, daß die Bank im Allgemeinen bei und nidt 
unter 4%/, herabgehe, hat zur Vorausſetzung die bisherige Erfahrung, mo: 
nach ein länger dauernd jehr viel niedrigerer Discont, der für die Bank 
jene zwei Eventualitäten mit ſich brächte, nicht leicht anzunehmen it. 
Sollte fich dies, etwa in Folge der ſeit 1870 eingetretenen Veränderungen, 
in Zukunft anders geftalten, 3. B. der Sab von 3'/, oder 3°, die Bedeu: 
tung bei uns erlangen, wie bisher derjenige von 4%,, jo würde in diejem 





4) Meine Beiträge ©. 266 ff. 
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Falle auch eine Reduction des Bankdiscont3 auf diefe neuen normalen 
Minimaljäge ftatthaft und pafjend jein. 

St auf der andern Seite der Discont am offenen Markte vauernd 
höher als der principiell fejtgehaltene jtabile Bankdiscont, jo werden na— 
türlih alle betreffenden Creditanſprüche an die Bank geleitet. Letztere 
müßte dann entweder ohne Scheu discontiren, alfo ihre Noten vermehren 
oder ihren Baarvorrath ablaufen jehen, woraus endlich die Gefahr der Jah: 
lungsjuspenfion hervorginge. Oder fie müßte die Koftipielige und doch zweck— 
oje Danaidenarbeit, durch Goldanfäufe im Auslande den entleerten Baar: 
fonds immer wieder zu füllen, im Intereſſe der Speculanten, Arbitrageure 
und Metallerporteure übernehmen. Der endlich die Bank müßte andere 
Rejtrictiongmittel, fo die früher befprochenen, befonder3 die Abweiſung von 
Wechſeln und die Beſchränkung der Discontirung auf einen Marimalbetrag 
pro Tag, anwenden, Mittel, welche für gewöhnlich weder jo wirkſam find, 
noch jo gleihmäßig und unparteiiih wirken, als die Discontoerhöhung. 
Alle drei Eventualitäten, die bei einer Feſthaltung des ftabilen Disconts 
ſich hier bieten, find alfo abzumeijen. Soll vollend3 der jtabile und etwa 
auch zugleich mäßige Discont in kritiſchen Zeiten, bei ungünjtigen Wechjel- 
curjen und ſtarkem Metallabfluß ins Ausland feitgehalten werden, wie e8 
in der Conjequenz der Doctrin vom ftabilen Discont läge, fo müßte von vorn— 
herein die Eventualität der Zahlungsjuspenjion und des Zwangscurſes, 
mindeftens für eine Zeitlang, in Ausjiht genommen merden. Vereinzelte 
Stimmen in der Barijer Bankenquôte haben das auch gethan, j. u. Bunct 3, 
Bon unjerem Standpuncte aus bedarf diefer Vorſchlag nicht erſt der 
Widerlegung. ' 

Anders Täge die Trage der nad) größeren oder der volljtändigen 
Stabilität des Bankdisconts und jelbjt einer gejeglihen Regelung deſſel— 
ben, an die man in Frankreich aud) bie und da gedacht hat, wenn der 
Discont an der Börfe und der Zinsfuß überhaupt gejeglih ge: 
regelt oder gar firirt wäre. Diejer Eventualität ift aber gegenwärtig 
faum aud nur zu gedenken, wenn fie aud in der Conſequenz gewiſſer 
„balbjocialiftiicher” Forderungen — und nicht der unhaltbarften noch der 
unrealifirbarjten, unjere® Erachtens — läge. Sedenfall3 aber jtchen die 
Anhänger eines folchen jtabilen Bankdiscont3 auf einem ganz andern Stand- 
puncte Cine Stabilität de Zinsfußes im freien Verkehr haben jie nicht 
im Auge, wenn fie auch wohl meinen, daß rückwirkend die Gleichmäßigkeit 
des Bankdisconts eine größere Gleichmäßigkeit des Börjenzinzfußes verur: 
fachen werde. Ammerhin ift e8 der principielle Fehler der Anhänger des 
ftabilen Bankdisconts, daß fie nicht beachten, wie leterer nur im Rahmen 
einer allgemeinen Realijirung, Regulirung und Fixirung des Zinsfußes 
Pla hätte, unter den obwaltenden Berhältnifjen aber vollends unhalt- 
bar iſt. 

Das Berlangen endlich, daß die Bank in Zeiten des Geldüberflufjes 
und billigen Zinjes mit dem Discont unter ihr normales Minimum 
herabgehe, wird aus dem Grunde befjer abgewiejen, weil diejenigen, welche 
Eredit begehren, fi ja dann ander8 moher ihn leicht bejchaffen Können, 
mährend die Bank lieber vermeidet, ihrerjeit3 durch ihre wohlfeile Discon- 
tirung noch weiter auf den Zins zu drüden. In jolchen Zeiten bereiten 
fich oft Speculationgtendenzen vor, denen eine Bank immer — Vorſicht 
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Borihub leiften darf. in ungewöhnlich niedriger Discont und Zinsfuß 
hat feinen unbedingten Vortheil. 

3. Discontoregulirung, bejonders in bewegtem Zujtande 
des Geldmarft3. Die vorhin aufgeftellten Grundjäge bezogen ſich aud 
auf dieſen Zuftand des Geldmarkts mit, verlangen bier jedoch noch eine 
nähere Prüfung und Rechtfertigung. Denn gerade über die Discontorege- 
lung in Speculationgzeiten und Krijen, bejonders bei einer Abnahıne des 
Baarfonds, jind die Anfichten getheilt. An der franzöjiihen Enquete ift 
über dieſen Punct, der den Ausgang der ganzen Debatte bildete, cbenfalls 
eifrig gejtritten worden. Unjere eigene Meinung ergiebt ſich aus den 
früheren Bemerkungen. Zur Orientirung über die verjchiedenen Anfichten 
in diefer Sache mag hier de Lavenay's Bericht über die Ergebnifie der 
franzöfiichen Enquôte benußt werden, an welchen einige weitere Erörterungen 
angefnüpft werden Fönnen. * 

An der Enquöte — ſich in der Frage der Discontoregulirung 
und zwar ſpeciell für die Fälle, wo eine Erhöhung des Disconts meiſtens 
für angezeigt gilt und zur übliden Bankpraris gehört, drei Hauptan- 
jihten geltend, 

Nah der einen ift die Erhöhung des Discont3 unter gewiſſen Um- 
jtänden nicht nur eine Nothmwendigkeit, jondern zugleich eine Wohlthat, und 
zwar aus den bekannten Gründen, um die Gejchäftswelt rechtzeitig und 
wirkſam zu warnen, Die —— “ und die Preiſe zu drücken u. ſ. w. 
Eine ſolche Erhöhung de8 Disconts entjpricht der herrſchenden Praxis. 
Dieje ſoll nicht nur nicht geändert, jondern conjequent durchgeführt, und 
das Publikum ſoll über die Nothwendigkeit und wohlthätige Wirkung be: 
lehrt werben. 

Eine zweite Anſicht ift diefer erjten grade entgegengejegt. Danach ift 
die Erhöhung des Disconts, welche die Gejchäfte jo jtört, grade zu ver: 
meiden und ein unveränderlicher Discont fejtzubalten. Eine privilegirte 
Bank hat aber hierzu die Pflicht und vermag ſich die nöthigen Mittel durd 
Goldankäufe, Wechjeloperationen u. |. m. zu verichaffen. Daher der Bor: 
\hlag | in Frankreich, der Franzöſiſchen Bank ein unüberjchreitbares Marimum 
des Disconto vorzujchreiben, 3. B. 5%. #) Einige, allerdings jehr ver: 
einzelte Vertreter diefer zweiten Anjiht waren es, welche jelbjt vor 
der zeitweilen Aufhebung der Einlösbarkeit und der Einführung des 
Zwangscurjes nicht zurückſcheuten. Sie glaubten darin ein Mittel 
zu finden, um zu ſchwieriger Zeit jenen gleihmäßigen Zinsfuß 
im allgemeinen Intereſſe erhalten zu können. Das war wenigjtend conjequent 
gedacht. Zum Beleg dafür, daß eine ſolche Maßregel ohne tiefere Störun- 
gen des Geld: und Creditweſens abgehen könne, berief man ſich auf bie 
günftigen franzöjiihen Erfahrungen im Jahr 1848 u fi., wo bei aller: 
dings jehr bejchränfter Notenemijjion (geſetzliches ee 350 Mill. Fr. 





x) 89 folge bier meinem Auszuge aus dieſem Berichte im Brem. H. Bl. 1870 
Nr. 970. ©. auch M. Wirth, Bankweſ. bei. S. 223 fi., 226. 

#3) Auf dem Standpunkte biefer zweiten Anficht fteht im Wefentl. auch Gever 
in d. gen. Schr. Hier jollen die Landesbanken, welche v. d. Gentralbanf beliebig 
viel Noten (!!) für ibre Metallbeitände erhalten, ben Ueberſchuß ber Noten über ben 
abgelieferten Metallbetrag aber mit Prima-Wechſeln deden müſſen, 9* den Discont 
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über 4%, erhöhen!! Und dies neben beliebiger Notenmenge!! ©. 


während jener Periode) trok der Suäpenfion der Baarzahlung und troß 
des Zwangscurſes ji kaum ein Metallagio zeigte. #) Indeſſen ift in ber 
Enquöte mit Recht auf Grund der viel allgemeineren entgegengejegten Er: 
fahrungen ein ſolches Hilfsmittel zur Erhaltung des jtabilen niedrigen 
Disconts faſt allgemein verworfen worden. Nach den neuen, biöher im 
Ganzen günftigen Erfahrungen mit dem Zwangscurs uneinlösbarer Noten 
in ranfreich jeit dem Kriege von 1870, wo bisher ein erheblicheres Agio 
jogar troß der großen Gontributiongzahlungen an Deutichland nicht hervor: 
trat und Heine Berjchlechterungen des Wechſelcurſes bald wieder faſt 
ganz verihwanden, werden die freunde de3 Zwangscurſes wieder Fühner 
ihr Haupt erheben. Indeſſen beweist die bisherige kurze Zeit auch nicht 
mehr, al3 was jhon vordem fejtftand: daß nämlich ein ſolches Papiergeld 
unter günjtigen Umſtänden al pari oder fajt al pari bleiben und nament: 
lih aus inneren, im Wejen der Papiergeldwirtbichaft liegenden Gründen in 
der erjten Periode der Papiermährung das Disagio unbedeutend bleiben 
fann. Dafür liegen jogar aus Rufland interefjante Erfahrungen vor. #5) 
Allein jpäter pflegt jich das Bild erheblich zu ändern, und zwar nicht nur 
zufällig, jondern in folge einer der Papierwährungswirthſchaft immanenten 
Entwidlungstendenz #), die muthmaßlich auch in Frankreich zum Durch— 
bruch kommt, wenn nicht noch vorher eine Abzahlung der Schuld des Staats 
an die Bant — auch hier in banktechniſcher Hinficht die Urſache der Zah: 
lung3juspenjion — erfolgt. — Zudem aber iſt es immer etwas Anderes, 
in der höchſten Staatsnoth zum Zwangscurs greifen, wenn aud in Krank: 
reich Zweifel erlaubt find, ob diejer Kal im Jahr 1870 ſchon vorlag, als 
zur momentanen Erleichterung eines Theils der Gejchäftsmwelt diefe Map- 
regel annehmen. — Auch die Erklärung der Noten der Franzöfiichen Bank 
während voller Einlösbarkeit zum gejeßlichen Zahlungsmittel, nad) eng: 
liſchem Vorgang (legal tender), hat in der Enqu&te nur wenige Vertreter 
gefunden. 

Endlih wird eine dritte vermittelnde Anficht aufgeftellt, welche de 
Lavenay al3 die des richtigen Discont3 bezeichnet. Danach ift die zeit: 
weile Erhöhung des Disconts zwar eine Nothmwendigkeit, wie nad) der erjten 
Anjiht, aber eine ſchmerzliche. Die Erhöhung foll daher dur gute 
Bankeinridtungen und ein gutes Syſtem der Gejhäftsführung 
möglichſt befhränft werden. Auch in diefer Hinficht bot die Franzöſiſche 
Bank nad; der Meinung Vieler ſchon in ihrer beftehenden Einrichtung die 
beiten Garantieen, was gewiß im Ganzen richtig ift, namentlich im Hin: 
blif auf die zwecklos jchwerfällige Einrihtung der Engliſchen Bank unter 
der Peel'ſchen Acte. Andere hielten übrigens auch bei der Franzöſiſchen 
Bank noch einige weitere Verbejlerungen für möglid. Unter diejen murbe 
eine andere Zufammenfegung des Verwaltungsraths der Bank (conseil 
de regence) vorgejhlagen, u. A. auch eine größere Berücdjichtigung des 
taufmännifchen Elements in dieſer Behörde (j. 0. ©. 499). Damit die 


*) Bol. meine Darftellung in meiner Defterr. Valuta J., 60 fi., Anh. ©. 66. 

#5) ©. d. Tabelle in meiner Rufl. Papierwähr. ©. 122. Das Disagiv war 
nad dem Krimmfriege längere Zeit ganz unbedeutend. Grflärung j. ebenda, 

#6) S. d. eingeh. Entwidlung barüber eb. ©. 55 ff. u. 65 ff., dann bie Ab: 
ihnitte: Theorie d. Papiergeldwertbs S. 77 fi. u, Agiotheorie 85 fi. 
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Bank nicht in eigennügigem Intereſſe den Zinsfuß zu jehr und zu lange 
fteigere, hat man aud die ZJutheilung des Gemwinned aus einem ein be- 
ſtimmtes Maximum überfteigenden Discontojage an den Staat nad bel- 
giſchem Borgange befürwortet, — aud die Verwendungen des Gewinns aus 
der höheren metallifch ungedecdten Notenemijjion bei Gelegenheit der zeit- 
weifen Suspenfion der Peel’ichen Acte in England bieten ein Analogon. 
In den Minifterialverordnungen, duch melde die Suspenſion der Acte 
unter Vorbehalt jpäterer Andemnität durch das Parlament genehmigt wurde, 
ward der Geminn aus der etwaigen Mehrausgabe der Noten über 14, 
bez. 15 Mill. Pfd. St. hinaus für den Staat vindicirt. Schon jetzt bejteht 
für die Franzöſiſche Bank die Vorfchrift, daß der Gewinn aus einem 6°/, 
überfteigenden Disconto und Lombardzinje dem Rejervefonds zufällt (Gel. 
vom 9. Juni 1857 Art. 8). Die Anſichten über die Vor: und Nachtheile 
einer jolhen Mafregel waren getheilt. Mit Recht hat man hervorgehoben, 
daß der Bankzinsfuß nicht —— ſei, ſondern ſelbſt wieder vom markt: 
gängigen Satze abhänge, wenn er auch zeitweiſe auf dieſen einen gewiſſen 
Einttuß ausübt ). Die Feithaltung eine übermäßig hohen Zinsfußes 
rein aus gewinnjüchtiger Abjicht iſt alſo nicht Leicht zu befürchten. 

Dies dag Reſumé über die Anfichten, welche in der Enquete zur 
Geltung gekommen find. Weber die zweite Anficht brauchen wir uns mohl 
nicht mehr zu äußern. Sie wird durch die vorausgegangenen Erdrterungen 
über den ftabilen Discont gleichzeitig mit widerlegt. Ein unüberjchreitbares 
Marimum für den Bankdiscont ift ohne eine ähnliche geſetzliche Beſtimmung 
für den Marktjat, welche den jett zur Herrihaft gelangten Anjhauungen 
ſchnurſtracks widerjpricht, vollends unhaltbar. Die erjte und die dritte An- 
jicht gehen in Betreff der einzuſchlagenden Politik eigentlih kaum außein- 
ander, Auch die Vertreter der erjten Anficht können ſich damit einverjtan- 
den erflären, daß die Erhöhung des Zinsfußes nicht ftärfer und 
nit länger erfolge, al3 es durchaus nothwendig ift, und daß 
diefe Nothmwendigkeit durch pajjende Vorkehrungen möglidit 
beihränft werde, Umgekehrt Können die Vertreter der dritten Anjicht 
nur jolde Vorkehrungen billigen, welche die Lage der Bank und des Geld: 
und Creditweſens nicht gefährden. Ob die Nothmendigfeit der Disconto- 
erhöhung eine wohlthätige oder jchmerzliche genannt wird, ift am Ende 
ziemlich gleichgiltig, wenn auch das Erjtere richtiger fein möchte. 

a Indem man das Richtige in der dritten Anjicht anerkennt, wird man 
daher vor Allem ſolche Einrichtungen einer Bank, namentlid einer Central: 
bank, verwerfen müjjen, welde unnöhig oder länger und ftärfer, als 
es geboten ift, Discontoerhöhungen erzwingen. Daher fällt aud 
vom Gejihtspunct einer richtigen Discontopolitit das Verdict gegen die auch 
für uns in Deutſchland empfohlene Einrihtung und Deckungsvorſchrift der 
Englifchen Banf aus. 

Das Gontingentirungsprincip und die Peel'ſche Acte nämlich, melde 
die Bank in zwei Abtheilungen für das Noten: und für das Depojiten: 
geihäft (Emiſſions- und Bankfdepartement der Engliſchen Banf) trennt, 
erweist ſich hier wieder nadhtheilig, weil die Gafje beider Abtheilungen nad 


#7) ©. darüber bie Bemerkungen von Lord Overſtone u. Mill in meiner 
Th. d. P. Acte, S. 182, 
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einem willfürlichen Princip getrennt wird, ma3 Sprünge de3 Discontd 
und eine abrupte Erhöhung im al eines Metallabfluffes oder einer 
Notenvermehrung häufiger und jtärfer, als nöthig wäre, herbeiführt. Die 
Anhänger jenes Princips und der genannten Acte haben bei einer Anfor- 
derung an die Banf um Metall meiftens nur den Fall im Auge, daß aus 
Mißtrauen Noten zur Einlöfung präjentirt werden („unregelmäßige Rück— 
jtrömung” der Noten zur Bank im Fall eines „Bankrennens“ — run —) #), 
Allein erfahrungsgemäß und aus befannten, dem Wejen des fich vollziehen: 
den Procefjes entnommenen Gründen ift diefer Fall eines „Bankrennens“ 
aus Mißtrauen, zumal bei einer großen Centralbank, der jeltenere und un 
gefährlichere. Vielmehr erfolgt der häufigſte, gefährlichſte und wichtigſte 
Andrang um Metall bei einem Bedarf für Zahlungen ind Ausland bei 
einem ungünftigen Stand der Wechjelcurje, d. h. wenn ein fog. Drain, in 
ber engliihen Kunſtſprache, vorliegt. Diefer Drain wirft aber notorifch 
wieder nicht ſowohl auf das Notengejchäft, d. h. e8 werden nicht Noten aug 
der Eirculation genommen, um fie zur Bank zur Einlöfung zu bringen und 
Metall zu erhalten, jondern der Drain wirkt auf das Depofitengefchäft oder 
auf die in Edelmetall — gemünztem oder ungemünztem — beftehenben bi3- 
poniblen Kapitalien, welche in einer Volkswirthſchaft vorhanden find und die 
Mittel zur Metalleinfuhr in erjter Linie bieten (jog. Horte, hoards). In 
England, Nordamerika, z. Th. in Frankreich liegen aud) diefe Summen mei: 
jtens in den Banken, in erjterem ande in der Bank von England. Durd) 
die dem Gontingentirungsprinzip entſprechende Trennung diefer Bank in zwei 
Abtheilungen wird nun die Caſſe des Depojiten- oder Bankvepartements — 
die in England jog. „Notenreferve”, weil der Baarvorrath des Depojfiten- 
geichäfts, abgefehen von einer Kleinen Handcafje von /;—1 Mill. Pf. St., 
gegen Entnahme de3 gleichen Betrags Banfnoten in das Emiffionsdeparte: 
ment überführt wird — abgetrennt. Sobald eine Abnahme des Baarvorrath3 
aus den genannten Haupturjachen eintritt, vermindert ſich daher dieje Caſſe 
des Bankdepartement3, die Notenrejerve, jofort pro tanto, während die 
Caſſe der Emijjiongabtheilung wie die Notencirculation ſelbſt faft unberührt 
bleiben. Natürlih muß dann der Disconto raſch und ftarf erhöht werben, 
weil der Betrag derjenigen Mittel, welche nad der mechaniſchen Beitimmung 
der Peel’ihen Acte allein „disponibel” find, eben die Notenrejerve, fich re— 
ducirt und in einem richtigen Verhältnig zur Summe der Paſſiven und zu 
den anderen Activen (öffentliche und Privatficherheiten) erhalten werden muß. 
Der wirklich disponible Betrag it aber die Gejammtcafje beider Ab- 
theilungen und grade der Baarfonds des Notengefhäfts darf in folchen 
Zeiten eines Metallabfluffes theilmeife dem Depofiten- oder Bankgeſchäft 
ungefährdet mit zur Verfügung gejtellt werden, weil er für das Notenge: 
ihäft nicht gebraudt wird. An dem Maaße, wie die Schwanfung, bez. 
Verminderung des gejammten Baarfonds im Verhältnig zu den Noten und 
den Depojiten ſchwächer iſt, al3 diejenige der „Notenreſerve“ zu den 
Depojiten allein, worauf die angegebenen Momente von Einfluß find, 
fann und darf die Bariation, bez. die Erhöhung des Discont3 im 


%#) ©, auch oben ©. 277 ff., dann bie theoret. Entwidlung bes Folgenden 
jpecieller in meiner Th. db. P. Acte ©. 94 ff. 173 fi. Auch meine Beiträge Cap. 3, 
Abſchn. 3. Die im Texte gerügte Einfeitigkeit in jchrofifter Weiſe auch bei Geffcken, 
D. Reid und Banfirage, 1873. 
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erſteren Falle geringer ſein als im zweiten. Demgemäß muß auch, der 
obigen dritten Anſicht in der franzöſiſchen Bankenquête gemäß, im Intereſſe 
einer richtigen und nit unnöthig drüdenden Regulirung des Bankdis— 
conts die Peel'ſche Acte und das Contingentirungsprincip verworfen werden. 
Dies hat man ganz mit Recht in jener Enquete hinfichtlih der Franzö— 
ſiſchen Bank gethan, deren Einrihtung unbedingt den Vorzug vor derje- 
nigen der Englijhen Bank aud grade in diefer Beziehung verdient. 
Aber wenn man auch von einem etwaigen umfajlenden Privatdepojt- 
tengejchäft einer großen Centralzettelbank abjieht, aljo Verhältnifje annimmt, 
wie fie annod) bei der Preußiſchen Bank bejtehen, jo erweist fich auch bei ei- 
ner jolchen „reinen“ Zettelbant das Contingentirungsprincip für die Disconto- 
regelung nachtheilig, veranlaßt ein unnöthig ſtarkes Schwanfen des Disconts 
und zwingt namentlich zu einer nicht immer nad) der wirklichen Sadlage gebo- 
tenen zu rajchen und zu ftarfen Steigerung des Disconts. Dies läßt fich leicht 
an einem zwar fingirten, aber den wahrjcheinlichen Verhältnifien der Preußiſchen 
Bank entſprechenden Beifpiel zeigen. Bei der jet erreichten Entwicklung 
diefer Banf und unter Vorausfeßung einer ebenjolhen Stüdelung der No: 
“ten wie bisher — ein einflußreicher, aber meijt überjehener Punct in diejer 
Frage — wird man wohl mindeſtens die Summe von 150 Mill. Thl. als 
Betrag der „contingentirten“ metalliich ungebedten Noten annehmen dürfen. 
Wenn dann der Baarfonds 200 Mill. Thl., der Notenumlauf 300 Mill. 
Thlr., in Gemäßheit der Verhältniffe im Winter 1872—73, erreicht, jo it 
die „disponible Caſſe“ der Bank, melde der Notenrejerve der Eng— 
liſchen Bank entſpricht, 50 Mill. Thl. ine Verminderung derjelben 3. B. 
um 25 Mill. Thlr., ſei e8 durch Abnahme des Baarfonds oder Zunahme 
des Notenumlaufs (in Folge größerer Discontirung), wird dann ficherlid 
zu einer jtarfen Discontoerhöhung führen. Die Thatſache einer ſolchen Ab: 
nahme der disponiblen Caſſe wird wieder an und für ji, unabhängig von 
der Lage der Gefchäfte und des Geldmarkts, Sorge verbreiten und den 
Marktzing unnöthig fteigern. In eigentlichen Krijen aber wird eine ſolche 
Abnahme der disponiblen Mittel der Bank eine Panique bewirken und 
wahres Unheil ftiften. Die Erjcheinungen in London 1847, 1857 und 1866 
werden ficher ganz ähnlich bei uns wiederfehren. Ganz anders iſt e8, wenn 
die Preußiſche Bank auch als Reichsbank ihre bisherige Dedungsvorjchrift 
(mindeftens ?/, baar, der Reſt Wechjel) behält oder wenn bejjer noch, nad) 
unjerem oben (S. 454 ff.) begründeten Vorjchlage, bei ihr ganz von einer 
gejeglihen Beltimmung einer baaren Minimalquote abgejehen wird. Am 
eriten Falle wird ja ftreng genommen aud eine „disponible Caſſe“, aber 
eben mit viel weiteren Grenzen gebildet: bei 300 Mill. TH. Notenumlauf 
und 200 Mill. Thl. Baarfonds beträgt jie 100 Mill. baar, bez. 300 Mill. 
Thl. in Noten. Selbſt wenn der Baarfonds hier um 25 Mill. Thl., wie 
im obigen Beijpiel, abnimmt, ift die disponible Caſſe bei gleichem Noten: 
umlauf nad 75, bez. 225 Mill. Thl., — eine lange nicht jo beunruhigende 
Ziffer, bei der die Banfverwaltung ganz nad) ihrem bejten Ermefjen allein 
die richtige Discontoregelung vornehmen Tann. Bei unjerem Vorſchlage 
wird aber der Vortheil erzielt, daß gar keine ſolche willfürliche „disponible 
Caſſe“ durch mechanische Dedungsvorjhriften hergeftellt wird. Die Ber: 
waltung wird hier ganz nad der Lage des Geldmarkts und mit 
Rückſicht auf die Gejammtlage der Bank den Disconto reguliren. 
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Sie kann dann gewiß öfters von einer Erhöhung abjehen, wenn auch Ver: 
änderungen in den Bankpoften, wie die vorhin angenommenen, eingetreten 
jind. Das aber ijt jedenfall das Ziel, daß nicht nur dur relativ un— 
bedeutende Veränderungen in den einzelnen Poften der Activa und Paſſiva 
der Bank eine Discontoerhöhung und ein Drud auf den Geldimarft bewirkt 
wird. Inſoweit ijt die in der Enquête hervorgetretene dritte Anficht 
ganz berehtigt und muß für jede Centralbank zumal, einerlei ob fie wie 
die Engliſche und Franzöfiiche ein bedeutende Depofitengefhäft mit der 
Notenausgabe verbinden oder wie die Preußiſche mehr reine Zettelbank find, 
dad Contingentirungsprincip verworfen werden. Denn es ift grade 
eine Einrichtung, welche den berechtigten, in jener dritten Anficht aufgeitell- 
ten Wünſchen widerſpricht. Wenn z. B. eine Erhöhung der Notenemijfion 
im oben angegebenen Beijpiel um 25 Mill. Thl. oder eine Verminderun 
de3 Baarvorrath3 um diefe Summe erfolgt, jo ftehen im erſten Fall 325 
Mill. THl. Noten 200 Mill. Thl. baar gegenüber, eine Baardefung von 
über 61%,, im zweiten Fall 300 Mill. Thl. Noten gegenüber 175 Mill. 
Thl. Caſſe, eine Dedung von über 58%,. Bei einer jolchen Lage kann die 
Verwaltung es ganz von dem AZuftand des Geldmarft3 abhängen lajjen, ob 
und melde Discontoerhöhung fie trifft, während fie bei dem Gontingen- 
tirungsprineip ohne irgend welche Rüdjiht auf den Geldmarkt zu einer 
ſtarken Discontoerhöhung genöthigt wird und die oben in Ausjicht gejtellten 
ungünftigen moraliſchen Folgen der reducirten „disponiblen Caſſe“ eintreten 
werden. Grade bei einer Gentralbant, die öffentliche Funetionen in der 
Volkswirthſchaft hat, ift daher eine folhe Einrichtung vollends unpajjend. 

b. Unter den Einrichtungen der Bank und den Mahnahmen der Ge— 
ſchäftsführung, welche dazu dienen jollen, die Reftrictionen der Bank im 
Discontogeihäft und die Erhöhung des Discont3 in zuläfjiger Weiſe auf 
die Fälle wirklicher, nicht nur durch die Lage der Bank, jondern durch die: 
jenige des Geldmarkts gebotener Nothmwendigkeit zu bejchränfen, find na: 
mentlid folgende zu erwähnen und 3. Th. mehrfah in der franzöſiſchen 
Enquete zur Sprade gefommen: a) die Verſtärkung des eigenen 
Kapitals der Bank und die Mitanlage defjelben im gemwöhn- 
lihen Bankgeſchäft (in der Discontirung); 8) die Anlage eines 
Theils der Mittel der Banf in ſicheren Fonds, die dann in Geld: 
flemmen zu veräußern wären; y) die Rüddiscontirung von Wedjeln 
im Bortefeuille der Bank; d) die regelmäßige Haltung eines 
Portefeuilles ausmwärtiger Wechſel, eventuell aud auswärtiger 
Fonds und Effecten; &) eine tiefer greifende Notenjtücelung, 
aljo die Ausgabe kleiner Noten, wenn die großen zurüdjtrömen und 
Baargeld abfliekt; I) die Verbindung eines entwidelten, eventuell aud) 
verzinslihen Depojitengefhäfts und Gejhäfts pajjiver Conti— 
correnti mit der Notenausgabe; n) regelmäßiger Handel der Bant 
in Edelmetallen; 9) Verabredungen und gegenjeitige Aushilfen 
zwiſchen den großen europäifhen Gentralbanten. Die Beurthei- 
lung diejer Vorſchläge fällt verjchieden aus. Mehrere derjelben jind von 
uns früher ſchon berührt worden, weßhalb wir uns bei diejen kurz fallen 
fönnen. Die Frage der Ausgabe Eleiner Noten verlangt eine eingehendere 
Erörterung. 

a) Die VBerftärfung des Stammfapitals der Eentralbanten und 


a 


die Mitanlage defjelben im Discontogefhäft hat entjchieden ihren Nuten 
und ermöglicht der Bank, manche ſonſt nöthige Sprünge im Disconto und 
zu raſche und zu hohe Steigerungen defjelben zu vermeiden. Das aljo an- 
gelegte größere Stammkapital dient hier als Garantiefond für die größere 
Sicherung der fteeten Einlösbarkeit der Noten und gejtattet eine Milderung 
der ſonſt jofort erforderlichen Reftrictionen. Der entgegengejegte Standpunct 
der Franzöfiihen Bank in der Enquäte ijt unrichtig. Dieje ganze frage 
wurde oben (S. 430 ff.) eingehend behandelt. Es ijt den dortigen Erör- 
terungen, aud wenn bie frage, wie jet, nur für die Discontopolitif im 
Betracht gezogen wird, nichts hinzuzufügen. Auf Grund der hier vertretenen 
Anfiht muß für die Preußifche Bank ſchon in ihrer heutigen Entwidlung, 
vollends aber wenn jie Reichsbank werden foll, ein bedeutend größe 
res Kapital, ala das bisherige, und, wie biäher, deſſen Mitanlage haupt 
jählih im Discontogejhäft grade im Intereſſe einer richtigen, 
niht unnöthig reftringirenden Discontopolitif verlangt werden. 
Diefe Forderung ift daher von uns oben (©. 447, 451) und in dem Nach— 
trage Nr. 126 hierzu geftellt und begründet worden. Ein Kapital von 40, 
lieber noch 50 Mill. Thl. ftatt des bisherigen von c. 22 (mit dem Reſerve— 
fonds 28) ift zu verlangen. 

P) Die Anlage eines Theils der Mittel der Bank in jiheren 
Fonds iſt nad) den unmittelbar vorausgehenden Bemerkungen im Allge 
meinen mindeſtens jehr zu beſchränken. Denn Wechjel bilden eine bejiere 
Anlage für eine Bank; nur dabei ift die regelmäßige ee ordent= 
(ih im Gang. Auch die jüngften Erfahrungen in Frankreich 1870—71 
zeigen wieder den Vorzug einer Wechjelanlage vor einer Rentenanlage, zus 
mal unter politifchen Wechfelfällen wie in Franfreid. Doch kann es jid) 
empfehlen, um grade die PBrivatdiscontirung in Geldflemmen etwas mehr in 
Gang zu halten, einen kleinen Theil des eigenen Kapital3 der Bank in 
Fonds anzulegen. entralbanten mögen die mit Rüdjiht auf ihre öffent- 
lihen Pflichten thun und müfjen dann eben den Eursverluft tragen als 
Theil der bei ihnen vorfommenden Ausgaben. Die Bank von England 
hat regelmäßig jtärfere Anlagen in Fonds, was unter engliihen Verhält— 
niffen auch zuläfiig tft. Die großen continentalen Banken werden ji) da— 
bei mehr beichränfen müſſen. Bei der nahen Verbindung zwijchen Fonds— 
börje und Gefchäftswelt kann ferner auch der durch Realijationen der Bank 
bewirkte Cursdruck unter Umftänden nachtheiliger als eine Reftriction im 
Discontogefhäft und als jpeciell eine Discontoerhöhung wirken. Im Ueb— 
un in über dieje Frage den früheren Abſchnitt vom freien Effectengejchäft 
© 4 
y) Die Rüddiscontirung, welde als allgemeines Bankgeſchäft 
ebenfall8 oben jhon beiprodhen wurde (©. 394 jf.), kann für Eentralbanten 
in Krijen ihr Bedenkliches haben, weil fie der Bank Obligos zuführt. Den- 
noch ijt jie hier und vollends in Kleineren Geldflemmen nicht principiell zu 
vermwerfen und kann gelegentlich ein ganz paſſendes Mittel jein, den Drud 
auf dem Geldmarkte zu mäßigen. Die allgemeinen Einwendungen ber 
Franzöſiſchen Bank in der Enquete, durd die Nücdiscontirung werde un: 
nüß dad Geheimniß der Bankoperationen Preis gegeben, die Banquiers 
würden dann nur reeöcomptiren, ftatt direct zu eScomptiren u. dgl. u, 
jind wenig ftihhaltig und paſſen namentlih nicht auf den Fall, wo die 
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Rückdiscontirung als Mittel zur Beichränktung von Reftrictionen im Dis— 
contogeihäft dienen joll und fann. Die Mapregel kann nämlih dann 
nüßen, wenn der Andrang um Discontirung bei der Bank durch zu ängjt- 
lihe Reftrictionen der Privatdiscontirer und kleineren Banken, aud der 
Depofitenbanfen, veranlaft oder viel jtärfer geworden ift. Die mit der 
Unterfehrift der Bank verfehenen Wechjel werden dann gerade bei dieſen 
Discontirern und Banken leichter genommen werden, wodurch ſich der Drud 
auf den Geldmarkt in der That ermäßigt. Die Discontirung und Redis— 
contirung einer großen Gentralbanf hat bier eine ähnliche Bedeutung wie 
die Bildung jogen. Discontogarantievereine, welde in Klemmen und Krifen, 
3. 2. 1857 in Hamburg #), wenn auch nicht immer mit bebeutendem Er: 
folge, gebildet worden find. 

d) Das regelmäßige Halten eines PBortefeuilles fremder 
Wechſel ijt oben ©. 276 jf. bereit eingehend, für den Zweck der Anle- 
gung eines Theils des Baarfonds auf dieſe Weije, betrachtet worden, worauf 
bier ganz verwiejen werden kann. Dies gilt auch von der Behandlung der 
Frage in der franzöfiihen Enquete (Anm. 553 ©. 279 jf.). Für ein 
jolches Portefeuille hat ſich hier eine ziemliche Anzahl Stimmen außgejpro- 
hen. Beſonders als Erjab bei dem von vielen Seiten gewünjchten Wegfall 
bes Werthpapierlombards und bei einer Veräußerung der Renten Seitens 
der Kranzöjiihen Bank, ferner als Mittel, den Baarfonds mehr in gleich 
mäßiger Höhe zu erhalten und den Discont regelmäßiger zu machen, Eönne 
eine jolhe Anlage in Wechjeln auf fremde Pläße dienen. Kleinere Schwie— 
rigfeiten des Geldmarkts ließen ſich dadurd) leichter überwinden, auch eine 
genauere Gejchäftstenntnig erlangen. Die Franzöſiſche Bank erklärte ſich, 
wie gewöhnlich allen Neuerungsvorichlägen gegenüber, durchaus im entgegen= 
gejegten Sinne in jolches Portefeuille jei unnüg und ſchädlich wegen des 
gleihartigen Vorgehens der großen fremden Banken, und weil e8 grade, 
wenn die Bank die MWechjel immer bis zum Verfall behalte, den fremden 
Wechſelcurs zu Ungunften des Anlands jtellen, aljo die Einfuhr von Gold 
verzögern werde. Meines Erachtens urtheilen Anhänger wie Gegner der 
Maßregel zu einfeitig, indem ſie nicht die verjchiedenen Fälle, melde in 
Betracht kommen, unterjcheiden. Dies habe ih auf S. 280 zu thun ver: 
fuht. Danach halte ich ein Portefeuille Fremder Wechjel für ein paſſen— 
des Mittel einer theilmweijen Kructificirung des Baarfonds und 
geeignet für den Fall eines Metallbedarfs zu auswärtigen Zahlungen. 
Aber eine Verminderung der Nothwendigkeit, Reftrictionen und Disconto- 
erhöhungen bei ungünftigen Wechjelcurfen vorzunehmen, wird dadurch un- 
mittelbar nicht erzielt und auch richtiger Weiſe nicht beabſichtigt. Ein 
höherer Baarjtand hätte diejelben Folgen für die Lage der Bank, wie ein 
ſolches Portefeuille. Das fremde Wechjelportefeuille repräfentirt jedod) einen 
Theil des Baarfonds. Lebterer wird im Ganzen dann leicht größer jein 
können, weil eben Zinſen Lucrirt werden. Mittelbar find aljo die für 
das inländiiche Discontogefhäft verfügbaren Mittel der Bank muthmaßlich 
größer bei einem fremden Wechjelportefeuille, jobald dieſes realijirt wird. 
Inſofern liegt darin ein Mittel, Rejtrictionen zu mäßigen, aber nur unter 


9) Meine Theorie d. P. Acte ©. 294; Aiber in d. Ueberſetzung v. Tooke's 
Geſch. d. Preife II. 817 ff. 
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der Vorausſetzung, daß der feſt gehaltene Baarfonds ſammt den fremden 
Wechſeln größer iſt, als der ſonſt gehaltene ohne ſolches Geſchäft ſein 
würde. 

Die Anlage in fremden Fonds empföhle ſich auch nur in derſelben 
Weiſe wie ein Portefeuille fremder Wechjel, hat aber größere Bedenken hin: 
ſichtlich der Sicherheit, verluftlofen Realifirbarkeit. Für den Einfluß ſolcher 
Anlagen auf die Neftrictionen der Banf im Discontogejchäft gilt dafjelbe, 
was eben vom fremden Wechfelportefeuille gejagt wurde. 
| e) Die Notenftüdelung in ihrem Einfluffe auf die Discontopolitif 
einer großen Bank ift ebenfalls in der franzöfiihen Enquete beſprochen 
worden. Die Anfichten über den Einfluß der Fleinen Notenftüde auf den 
Baarfonds gingen auseinander. Die Einen jahen leßteren durch die Kleinen 
Noten mehr, die Andren, im Ganzen richtiger, weniger gefährdet al3 durch 
die großen. Es fommt bier nämlich offenbar wieder auf die verfchiedenen 
Urſachen der Rüdftrömung der Banknoten an. Die Gegner der Fleinen 
Noten denken meiſtens wieder an den Fall des Mißtrauens, das bie 
Noten zur Präjentation zurückführe und argumentiven dann, mie gewöhn— 
(ih a priori, die Fleinen Noten würden leichter in übermäßiger Menge 
urückjtrömen, weil fie in Händen des großen Publikums, jehr Kleine Noten- 
—* auch in denen der unteren Claſſen ſeien, wo das Mißtrauen am 
Leichteſten jedes Maaß überſteigen könne. Allein einmal iſt notoriſch ſolches 
„Mißtrauen“ in die Sicherheit der Banknoten die viel ſeltenere und 
die weniger ſtark auf den Baarfonds wirkende Urſache der Rückſtrömung 
der Noten, da vielmehr der Bedarf nach Baargeld für Zahlungen ins 
Ausland (external drain) die Haupturſache iſt (ſ. auch S. 276). Die Noten 
fommen aljo gewöhnlich gar nicht zurück aus Mißtrauen der Inhaber, jon: 
dern weil der Verkehr Baargeld ftatt Noten für ein concretes 
Bedürfniß braudt. In diefem Hauptfalle find es aber begreiflih und 
notoriich grade die großen Notenftüce, mit denen Metall aus der Bank 
gezogen wird, weil fih dieſe Noten in den Geſchäftskreiſen befinden, 
überhaupt mehr „disponibles Capital“ repräjentiren, während die kleinen 
Noten „Umlaufsmittel” find. 9%) Sodann ift jene die Fleinen Noten der 
größeren Gefährdung des Baarfonds zeihende Anficht auch noch in der andren 
Beziehung falſch, dat dabei überſehen wird, wie bei entwidelter, eingebürger: 
ter Banfnotencireulation diefe Kleinen Noten viel mehr durch das Verkehrs: 
bedürfniß in den niederen Umjabfreijen gebunden find, eben weil dieſe 
Noten hier wefentlih nur ala „Umlaufsmittel“ fungiren. Die großen 
Noten find leichter entbehrlih. Selbſt bei einer Nüdjtrömungstendenz aus 
Mißtrauen werden die großen Noten eher gefährlich werben, weil mit 
ihnen in größerem Umfange auf einmal Metall aus der Bant ezogen 
merben kann und dies von den Inhabern jolcher Noten in jolcher Zeit auch 
aus Speculationsgründen leicht gefchehen wird. Die allerdings leider 
immer no nur fehr unvollftändig veröffentlichte Statiftit der Notenſtücke— 


50) ©, über dieſen wichtigen, von beutjchen Theoretifern mitunter überjeb. Um’ 
terſchied Tooke, nu b. Preiſe, Aſher's Ueberſetz. I, 666 fi, meine Tb. b. 5 
Acte ©. 94 fi. 152 ff., def. meine Ruſſ. Bay. währ., Abſchn. I, S 7 ff. 
— bei A. zu eine gewiſſe Erfenntniß dieſes Unterfchieds, J. Stelle 

oote a. a. O. 
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fung, bei welcher namentlich jelten die für diefe ragen fo wichtigen Bewe— 
gungen der verjchiedenen Notenſtücke in — Zeiten genauer, womöglich 
Tag für Tag oder wenigſtens Woche für Woche, erjehen werden können, 
liefert immerhin ſchon den erfahrungsmäßigen Beweis für die Nichtigkeit 
der vorausgehenden Argumentation. Es zeigt ſich insbeſondere eine regel: 
mäßig bedeutend längere Umlaufgzeit der Eleinen verglichen mit den 
grogen Noten, dann aud) eine im Ganzen gleihmäßigere Bewegung 
der erjteren. In kritiſchen Zeiten, bei einer Rüdjtrömung der Noten be: 
hufs Erlangung von Metall, fommen die großen Noten zuerjt und 
zumeijt zurüd, wie umgefehrt in einer Zeit des Aufſchwungs der Gejchäfte, 
bei einer Vermehrung des Notenumlaufs die großen Noten ech und 
zumeijt zunehmen und erjt nad) und nad) bei dem id dann allmälig voll- 
ziehenden Procefje der Umjegung von Geldfapital in Umlaufsmittel auch 
die kleinen Noten abſolut und relativ ſich vermehren. Auch an der Sta— 
tiſtik der Stückelung des eigentlichen Papiergelds läßt ſich dies verfolgen. 51) 

Aus dieſen Thatſachen kann man den Schluß ableiten, daß gewöhn— 
(ih Eleine Noten den Baarfonds einer Bank weniger gefährden als große. 
Wenn man trogdem mit Recht, wie wir eö früher wiederholt gethan, zu 
Heine Noten vermieden, dag niedrigfte Notenjtüd auf eime nicht zu niedrige 
Ziffer und Die Menge jolher Noten auf einen mäßigen Gejammtbetrag 
firirt haben will, jo gejchieht die nicht jowohl, um die Bank dadurd mehr 
zu fihern, al3 um einmal unter allen Umftänden dag Kleine Publikum der 
nichtgeijchäftlichen Kreife vor etwaigen Verluften zu bewahren, die aus einer 
— grade wegen der Rüdjtrömung der großen Noten leichter erfolgenden 
— Zahlungsſuspenſion auch dieſe Kreije treffen Könnten. Und ferner ge- 
ſchieht «8, um in der Volkswirthſchaft einen gewiſſen nicht zu niedrigen 
Metallgeldbetrag im Umlaufe zu erhalten, auf den man in Nothfällen im— 
mer noch zurüdgreifen kann. Bei Goldwährung ift zudem dad aus Be— 
quemlichkeitägründen entjtehende Bebürfniß nad Kleinen Noten auch geringer, 
wenngleich nicht in dem Maape, wie einjeitige deutiche Gegner der Silber: 
währung öfter behaupteten. Auch im der franzöfiichen Enqu&te hielt man 
es nicht für practiih, unter da8 Minimum von 50 Fr. herabzugehen. 
Selbjt die 50Fr.Noten haben fi längere Zeit hindurd in Frankreich nicht 
ſtark verbreitet, was nebenbei bemerkt ein Beleg mehr für die Uebertrieben- 
beit der gleich zu erwähnenden Anjicht ift. 

Aus unferen Auseinanderjegungen über die geringere Gefährdung des 
Baarfonds durch Fleine Noten kann man nemlih und hat man auch den 
weiteren Schluß abgeleitet, daß eine größere Emiffion fleiner Noten 


51) Specielle flatiit. Beweisführung für diefe Säße in meinen u 
©. 130 ff. an brit. Material, zum Beleg der Toofe’ihen Lchren; auch S. 112 if.; 
die Arbeiten von Toofe u. Gilbert bier citirt u. benupt. Dögl. über dern. Verb. 
die Tab. D u. E in d. offic. Schr. D. öfterr. Nat. b. Wien 1861 u. meine öſterr. 
Val. L, 158 ff.; über ruſſ. Verb. meine Ruſſ. Pap. wäh. ©. 62 fi., 65, mit No: 
tigen über b. Engl. B. in 1866. Ueber bie er der Umlaufszeit der er dieſer 
Bank in 1792 u. 1819 ſ. M. Wirth, Bankweſ. 101, Ei Noten von, 2, 5 Bi. 
St. 147—148, v. 10 Pf. 137, v. 20 Pf. 121, v. 50 Pi. 72, v. 100 49, v. 00 18, 
3. 1000 Pf. 13 —* in Umlauf, i. %. 1819; bie — beliebten Zwiſchengröben 
zwiſchen * runden — jedesmal nur kürzre Zeit. S. auch d. Auszüge aus 
d. Enquete v. 1847 eb, 
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ein pafiendes Mittel der Discontopolitif fein fönne, fonft 
nöthige Reftrictionen und Discontoerhöhungen zu vermei- 
den oder zu mäßigen Es iſt namentlih Geyer, der in jeinem 
früher genannten Buche der Emifjion Heiner Noten das Wort jpricht 
(j. o. ©. 520 Anm. 24). Seiner Empfehlung diefer Maßregel jucht er 
dadurch noch größeres Gewicht zu geben, daß er die Abnahme des Baar- 
fonds der Banken vornemlih auf eine Haupturfache, nämlich auf eine un: 
genügende Motenjtücdelung und bejonders auf den Mangel Hleiner 
Notenjtüce zurückführen will. Es mag nun ganz dahin geftellt bleiben, ob 
in der That in einzelnen neueren Perioden, wo 3. B. der Baarvorrath der 
Franzöjtichen Bank abnahm, nicht die Ausfuhr von Metall nad England 
oder ſonſt ind Ausland ftattfand, jondern das Anland nur mehr Fleine 
Umlaufsmittel brauchte und dieje in der Korm von Münze aus der Bank 
309, da es die erforderlichen Noten nicht erhalten fonnte. Es mag ebenjo 
ununterfucht bleiben, ob die Kranzöfiiche Bank den Discontobewegungen und 
bejonders den Erhöhungen der Englifchen Bank zu felavijch folge und über: 
haupt oftmal3 die großen europäiihen Banken wegen der im jpeciellen Falle 
gar nicht vorhandenen Gefahr eines Abſtrömens de3 Metall3 in’d Ausland 
falihe Mafregeln der Discontopolitif und unnütze Erhöhungen des Dis- 
conts ergriffen. Die Beweisführungen Geyers haben ung davon jo wenig 
überzeugt, wie Diejenigen feiner Gemährsmänner in der Enquete, der 
Bereire und Eonjorten, die in ähnlicher Weiſe die Neftrictionen und 
Discontoerhöhungen der Franzöfiihen Bank angegriffen haben. Dem jei 
jedoch wie ihm wolle, die Frage läßt fi ohne Rückſicht auf ſolche einzelne 
jtreitige concrete Fälle ganz generell und principiell behandeln und dabei 
ift namentlih Geyer die Lücke und der Trugſchluß in feiner abſpre— 
chenden und im die Form unnöthig heftiger Polemik gefleideten Beweis— 
führung leicht nachzumeifen. 

Die Abnahme des Baarfonds einer Zettelbanf, mobei wir jetzt von 
dem oben bejprochenen Falle der Verbindung des Depojitengejhäfts mit der 
Zettelemijfion abjehen, läßt jih auf drei Urſachen zurücdführen: auf einen 
Banif aus Miftrauen, auf ein Bedürfnig nad Baargeld für 
Zahlungen im Auslande und auf ein Bedürfniß vermehrter 
Heiner Zahlungsmittel im Inlande. 

Einmal wird nämlich mit Noten Baargeld aus der Bank genommen, 
aljo Noten fliegen im Wege der unregelmäßigen Rüdjtrömung zum Zweck 
der Präjentation an die Ausgabeftätte zurüd, meil ein Mißtrauen ge 
gen die Noten, daher gegen die Sicherheit (jtete Baarzahlungs- 
fähigkeit) der Bank beſteht. Dieſes Mißtrauen kann aus inneren, in der 
Lage der Bank liegenden Gründen oder aus äußeren, in der Lage der Volks— 
wirthſchaft (geſchäftliche Ereditkrife) oder des Landes und Staats (politiiche 
Krijis) entjprungen, e8 kann begründet, unbegründet, mehr oder weniger 
begründet jein. Wie erwähnt, bildet ein jolches Miktrauen eine jeltenere 
und im Allgemeinen eine weniger gefährliche Urjache des Andrangs an 
den Baarfonds der Bank, al3 häufig angenommen wird. Fälſchlich haben 
die Erörterungen über Bank: und jpeciell über Discontopolitif diefen Fall 
als Hauptfall im Auge, ja ald typijchen all, was er entichieden nicht 
ift. Kleine Noten bieten bier ferner ebenfall3 mehr nad der apriorifti: 
ſchen Deduction ald nad) der Erfahrung eine höhere Gefahr in ſolchem Falle 
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des Mißtrauens al3 größere. Wenn aber einmal da3 Miftrauen in die 
Solvenz der Bank die Urſache der Forderung baaren Gelds für die Noten 
ift, jo fann offenbar die Abhilfe gegen reftringivende Discontopolitif, durch 
welche die neue Ausgabe (oder bez. die Wiederfortgabe) der im Banfge- 
jchäft bei der Abzahlung der fälligen Wechjel u. ſ. w. und der bei der Ein- 
löſungskaſſe zur Präjentation zurückehrenden Noten möglichjit vermieden 
werden ſoll, nicht in der entgegengejeßten Politik liegen, nun grade Noten 
und zwar etwa Noten in Heinen Abjchnitten durh willfährige Dis- 
contirung — denn ander wäre e3 unter diejen Umftänden ja von vorn- 
herein unmöglihd — auszugeben. Denn dadurch göjje man nur Del ing 
Feuer, verrichtete Danaidenarbeit. Die in ſolchem Falle ausgegebenen 
Heinen Noten würden ebenjo wie die großen jofort zurückkehren zur Ein: 
löjung. Das einzige probate Mittel gegen einen derartigen „Panik aus 
Mißtrauen“ in die Solvenz der Bank Ai vielmehr die coulante Auszah— 
lung oder Einlöjfung der Noten mit Baargeld, aljo in Folge dejjen 
die Abnahme des Baarfonds. Durch diefe Maßregel jtopft man die Quelle 
de3 Miktrauend am beiten und damit die Urſache des Rückſtrömens der 
circulirenden Noten. Mit diefer Bolitif verbindet fich in ſolcher Zeit jelbit- 
verftändlich eine ſtarke Reftriction, namentlich auch mitteljt Discontoerhöhung, 
im Discontogejhäft, um den Notenumlauf nicht noch zu vermehren, viel- 
mehr ihn au auf diefem Wege, dur regelmäßige Rüdjtrömung der 
Noten, zu vermindern. 

Der zweite Fall einer Abnahme des Baarfondg, wenn ein Bebürf- 
niß nad) Baargeld für Zahlungen im Auslande vorliegt, läßt fich nicht immer 
nad) einem und demjelben Necepte behandeln. Es kommt auf die Ver: 
Ihiedenheit der obwaltenden Urjadhen mit an. Danach kann es lm: 
jtände geben, unter denen eine größere Ausgabe Eleiner Noten jonjt nöthige 
Rejtrictionen und Zinserhöhungen im Discontogefchäft zu mäßigen erlauben 
würde. Aber jelten werden die Dinge jo liegen, Irrthümer in der Er- 
kenntniß der einjchlagenden Factoren find leicht möglih und dann jehr 
nachtheilig, weil die Urjache ded Uebel, dag Abfliegen des Baargelds ins 
Ausland, länger und ftärfer wirkt und die Lage der Bank durch Verjchlech- 
terung des Verhältniſſes zwiſchen Aetiven und Paſſiven noch bedenklicher 
wird. Leicht wird dann auf eine kurze Verjchiebung der Reftrictionen eine 
um jo jtärfere Anwendung letzterer ftattfinden müſſen. So darf man in 
der Regel gewiß die gefetlichen oder jtatutarijhen Hindernijje einer Aug: 
gabe oder größeren Ausgabe Eleiner Noten rechtfertigen und diefe Maßregel 
nicht zu den zuläfjigen Mitteln einer pajfenden Ermäßigung der Reſtrie— 
tionen rechnen. 

Im Einzelnen würden wir folgendermaßen unterfcheiden. Die Urfache 
eines Metallabflujjes ins Ausland, der auf die Bank wirft, kann einmal 
ein beftimmtes Greigniß in der — Belt im politijchen Leben eines 
Volks und Staat jein, eine Thatjache mit bejtimmt begrenzten Wirkungen 
für die Edelmetallbewegung und ohne directe Abhängigkeit von der zeit: 
mweiligen Lage de3 Geldmarkts und der Gejchäfte Die Urſache kann jo: 
dann zweitens auch liegen in einer bejtimmten Lage des Geldmarft3 und 
der Gejhäfte, einer bejtimmten Höhe der Waarenpreije, Fonds, Effecten- 
und fremder Wechſelcurſe, des Dieconts und Zinsfußes. Am erjten Falle 
fann die Ausgabe Heiner Notenjtüde ein Mittel einer Mäfigung der 
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Reſtrietionen werden, aber Vorſicht iſt auch hier ſehr nöthig und anderen 
günſtig wirkenden Factoren, welche durch ſolche Reſtrietionen und Disconto— 
erhöhungen zur Wirkſamkeit gebracht werden, wird dadurch leicht nachtheilig 
entgegengearbeitet. Im zweiten Falle bietet die Ausgabe kleiner Noten 
unbedingt directe Gefahren und iſt aus denſelben Gründen wie in dem un— 
ten beſprochenen Falle eines inländiſchen Bedarfs vermehrter Zahlmittel 
zu vermeiden, nämlich weil ſie die Speculation noch mehr anfacht oder 
erhält und jo die Urſache des Metallabfluſſes noch verſtärkt. 

Ein Ereigniß mit bejtimmt begrenzten Wirkungen für die Edelmetall: 
bewegung ijt 3. B. in einem Lande mit jonjt normalen Handelsverhältnifjen 
oder mit einer regelmäßig in dem und dem Umfange vorkommenden Ge: 
treideeinfuhr (England) eine jtarfe Mißernte, welche einen ungewöhnlich 
hohen Import zu theuren Preiſen nöthig madt. Ein anderes Beiſpiel ift 
eine jtarfe Staatszahlung an dag Ausland für Subjidien (England in 
den franzdjiichen Kriegen) oder für Kriegsentihädigungen (frankreich 
gegenwärtig). Aud die einmalige ſtarke Kapitalinveftirung im Auslande, 
3. B. Englands in Indien für Eiſenbahnbauten (mo nur wegen der für 
gewöhnlich ſchon paſſiven ZJahlungsbilanz die Verhältnijje ji) etwas com: 
pliciren) fann angeführt werden. Das typiiche Beiſpiel ift das erjte von 
der Mipernte. Hier muß die vermehrte Einfuhr vorläufig in der Regel 
größtentheild3 mit Edelmetall beglichen werden, weil ji die Waarenausfuhr 
Mangels entiprehender Nachfrage des Auslands oder aud Productions: 
jean des Inlands nicht gleichzeitig jo fteigern läßt. Diejes Metall wird 

en Banken, ald den großen Gdelmetallbehältern, entzogen. Wenn dann 
auch im Webrigen die Lage der Banken und des Geldmarkts eine ganz nor: 
male ijt, jo müjjen doc Nejtrictionen und Discontoerhöhungen eintreten, 
weil das PVerhältnig der Activen und Paſſiven der Bank ji ungünjtig 
verändert. In einem ſolchen alle Fann die Ausgabe Kleiner Notenjtüde 
nun allerdings die Lage der Bank erleichtern und fomit die Nothwendigfeit 
der Reftrictionen etwas vermindern: es fann dadurch nämlih im Umlauf 
in den Verkehrskreiſen befindliche Münze hier durch kleine Noten erjegt, aljo 
disponibel gemacht umd in die Bank getrieben werden, jo daß deren Baar: 
fonds ſich auf diefem Wege wieder füllt. Dies ift recht wohl möglich, 
wenn, unjerer Annahme und den öfter8 jo vorkommenden Thatſachen gemäß, 
der Credit der Banf und ihrer Noten völlig fejtiteht. Discontirt die Bank 
dann etwas coulanter trotz der Abjtrömung des Metalld ind Ausland mit 
fleinen Noten, jo wird davon ein größerer oder geringerer Betrag im Um: 
fauf bleiben. Bei der Abzahlung der discontirten Wechjel wird ein ent- 
Iprechender Betrag Münze in die Bank jtatt jener Noten jtrömen und ſich 
jo der Baarvorrath heben, das Verhältnig zwiſchen ihm, den anderen Activen 
und den Pajjiven günftiger werden. ine Discontirung mit großen Noten 
wird in joldher Lage nicht denjelben Erfolg haben, weil dieje nicht jo geeig: 
net find, die Münze als Umlaufsmittel zu erjegen, jobald einmal der ge 
jammte Notenumlauf in bisherigen Notengrößen den Sättigungspunct er- 
reiht hat. Indefien wenn jich die Verhältniffe jelbit jo günftig gejtalten, 
wie bier angenommen wurde, und in Folge deſſen die Reftrictionen gelinder 
ausfallen, jo wirft Letzteres eben doc leicht indireet auf Verftärfung des 
Metallerport3 hin. Denn alle diefe Reftrictionsmaßregeln, bejonders die 
Discontoerhöhungen werden in jolcher Zeit die internationale Zahlungs: 
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bilanz für das Inland günjtig beeinjlujien, etwaige Speculation dämpfen, 
die jonftigen Einfuhren außer dem Getreide wegen des Stand der Wed: 
jelcurfe vertheuern, daher vermindern, die inländiihen Preife und Curſe 
drücken, daher und wegen des Stands der Wechjelcurje die Waarenausfuhr 
begünftigen. Ob nicht dieje Wirkungen einer etwas jtärferen Rejtriction 
für die Bank und das Land wichtiger und günftiger find, als die Erleich- 
terungen, welche die Ausgabe Eleiner Noten verſchaffen kann, bleibt minde- 
jtens eine offene Frage, die ich geneigt wäre, in der Regel zu bejahen. 

Den Fall ber Ausgabe Heiner Noten‘ bei einem Metallabfluß ing 
Ausland, welcher aus einem bejtimmten Juitande des Geldmarkts 
und der Geſchäfte hervorgeht, können wir in Verbindung mit dem drit- 
ten oben unterjchiedenen Hauptfalle einer Abnahme des Baarfonds der Bank 
bejprechen, wenn nämlich ein Bedürfniß vermehrter kleiner Zahlmit— 
tel im Inlande vorliegt (gewifjer Fall eine internal drain). Diefen 
Sal hat Geyer bei jeiner Empfehlung der Ausgabe Kleiner Noten beſon— 
ders im Auge. Er kann ſicher vorliegen und liegt öfters thatfächlich vor, 
wenn es auch eine große Webertreibung tft, bei einer Abnahme des Baar- 
vorraths immer dieſes Bedürfnig des Inlands als den urſächlichen Factor 
zu betrachten. Man kann auch weiter zugeben, daß in jolchem Falle, unter 
der zuläfjigen und gemwöhnli richtigen Vorausſetzung feſtſtehenden Ere- 
dits der Bank und ihrer Noten, die Ausgabe Heiner Notenjtücde ein brauch: 
bares Mittel ijt, die Nothmendigkeit von Reftrictionen, Discontoerhöhungen 
wenigjtens zeitweije viel weniger dringend zu machen. Denn in der That 
wird der inländijche Verkehr bei fejtem Credit der Bank die Fleinen Noten’ 
ebenjo gern, wenn nicht noch Lieber als die Münze als Umlaufsmittel ver: 
wenden und fejthalten, ohne jene Noten jofort der Bank zur Einlöjung zu 
präjentiren. Die Ausgabe Kleiner Noten in dem genannten Falle entjpricht 
auch einer oben ſchon erwähnten Entwidlungstendenz des Notenweſens und 
jeiner Stüdelung: bei aufjteigender Speculation und größerem nachhaltigen, 
Geſchäftsaufſchwung erfolgt jene Verwandlung von Geldfapital in, Umlaufg- 
mittel, welche im Banknoten und Papiergeldweſen in der theilmeijen Er- 
jegung von großen durch mittlere und Fleinere Noten zum Ausdruck fommt. 
Wird für leßtere ein höherer Minimalbetrag und eine beſchränkte Summe 
folcher kleinſten Noten fejtgehalten, dann muß in der Fortentwiclung jenes 
Procejjes auf Münze zurücdgegriffen werden. In diefem alle ift aljo in 
der That die Beſchränkung der Ausgabe Heiner Noten die Urjache einer 
Abnahme des Baarvorrathd. Someit ijt die Polemik gegen dieje Beichrän- 
fung gerade auch) aus dem Gefichtspunfte der Discontopolitif ganz richtig und der 
Vorſchlag conjequent, diefe Beſchränkung zu bejeitigen und Kleine Noten auszu— 
geben, um den Baarfonds zu conjerpiren und Reftrictionen u. |. w. zu vermeiden. 

Der Trugſchluß in der Empfehlung diefer Maßregel und die Lücke 
der Beweisführung liegen anderswo. Die Fortdauer coulanter Discontirung 
zu mäßigem Zinsfuße, welde dur die Ausgabe Kleiner Noten ermöglicht 
werden joll und eine Zeitlang auch dadurch ermöglicht werden Kann, ijt in 
dem bejprochenen Falle nur das Mittel, die Speculation, melde in diejem 
Stadium Heine Zahlmittel für Löhne u. ſ. w. gebraucht, noch andauern zu 
lafjien. Darin liegt jedoch gerade das Bedenkliche, dejjentwegen beſſer auf 
die Mafregel verzichtet wird. Sie würde ohnehin nur eine Zeitlang wir: 
fen und dann wegen noch ftärker engagirter Speculation einen um jo hef— 

Wagner, Zettelbanten. 37 


— 566 — 


tigeren Rückſchlag bedingen. In der Nöthigung, ſich die metallenen 
Zahlmittel für den größeren Bedarf des Inlands an Umlaufsmitteln in 
den unteren Verkehrskreiſen zu beſchaffen, eventuell durch Metallimport, liegt 
eine gute Schranke, ein Correctiv der Speculation. Die letztere wird 
dann eher in dem früheren, volkswirthſchaftlich heiſſamen Stadium enden, 
wo eine Menge wichtiger, vieleicht lange verjchobener Unternehmungen ins 
Leben gerufen find, ohne in das bedenklihe Stadium zu vieler, wenn auch 
vielleicht noch folider Unternehmungen auf einmal, oder in das noch ſchlim— 
mere Stadium — jehmwindelhafter Unternehmungen zu verfallen. 59) Die 
Ausgabe Fleiner Noten in ſolchen Zeiten wäre auch nur, vom Standpunfte 
der ganzen Volkswirthſchaft betrachtet, ein Zehren vom Kapital, von jenem 
mit Mecht für bejondere Nothzeiten zu erhaltenden nationalen Edelmetall- 
geldfonde. Nährt man mit Hilfe der Discontirung mittelft Kleiner Noten 
die Speeulation noch länger, jo werden ſich die Factoren, welche in ſolcher 
Zeit allgemad immer einen ungünftigen Stand der Wechjelcurje durch die 
Erhöhung inländiiher Waarenpreije und Fonds: und Effectencurje und in 
Folge davon wieder durch die Begünftigung des Imports und die Hemmung 
des Erport3 hervorzurufen pflegen, nur noch mächtiger zeigen. Der Metall: 
abfluß ind Ausland wird hinzutreten und die Lage der Bank, melde ihren 
Notenumlauf mittlerweile jo vermehrte, vollends kritiſch machen. Eine Pa- 
nique wird aber dadurch leicht befördert und ſchließlich bleibt nichts übrig, 
ald um jo energiſcher die Discontofchraube anzujegen oder — die Baar- 
zahlung im Intereſſe der Speculation zu juspendiren, wie jene Stimmen in 
der Parijer Enquöte wenigften® conjequent genug waren zu befürmorten. 
Iſt der auswärtige Metallabfluß in dem früher befprodjenen Falle aus der 
Lage de3 Geldmarkts jchon vordem hervorgegangen, jo muß jede aud nur 
furz vorübergehende Begünftigung einer längern Fortdauer der Speculation 
durch die Ausgabe Fleiner Noten vollends von vornherein verworfen werben. 
Mit Recht haben die englifchen Nationaldtonomen, wie namentlih J. St. 
Mill, jhon länger darauf hingewiejen, daß gerade die Ausgabe kleiner 
Noten mandfady anders als die jonjtige Notenausgabe zu beurtheilen ift. 89) 
Die theoretiihen Lehren Fullarton's und Tooke's, welche letzterer durd) 
ftatiftiiche Erfahrungsbemweife erhärtet hat, find im Allgemeinen und nament: 
lih für den ruhigen Zuftand des Geldmarkt3 durchaus aufreht zu erhalten. 
Danach fann die Lehre der Eurrencytheoretifer und das damit übereinjtim- 
mende Vorurtheil des Publicums, u. A. auch fo vieler deuticher Bankbro— 
ihürenverfaffer, nicht jtihhaltig genannt werden; die Preisſchwankungen 
gehen erfahrungsgemäß den Bewegungen ded Notenumlaufs für an 
voraus, die Aenderungen im Notenumlauf find daher hier Wirkung, 
nicht Urſache von Preisſchwankungen, die Banken der pafjive, das Publikum 
der active Theil, die behauptete „Macht“ der Banken zur willfürlihen Be: 
einfluffung der Gejchäfte, Preife, Eurje in der angenommenen Weiſe nicht 
vorhanden, die Waarenpreije namentlich nicht abhängig von der Geld- und 
Notenmenge, jondern lettre beiden von den Preifen. Allein unbeſchränkt 


52) Genauere Untericheibing diejer 3 Phaſen ber Speculation in meinen PBeitr. 
©. 229 ff, Roſcher, Anfihten d. Bolfswirtbih. S. 359 ff. 

53) ©, o. Anm. 51 ©. 551 Mill, Polit. Oekon. IH. Bud, Kap. 11 u. 12, beri. 
im Rep. on bankacts v. 1857, nam. in db. in meiner Th. d. P. Acte S. 149 ff., 160 
allegirten Stellen. Ueber die ganze Frage ebendaſ. S. 135 —162 u. meine Beitr. ©. 127 ff 
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gilt dieſe Tooke'ſche Theorie nur für den ruhigen, nicht unbedingt für den 
ſpeculativen Zuſtand des Markts, ferner in der Hauptſache für größere 
Notenſtücke, die mehr als Geldkapital fungiren, nicht ebenſo für kleine 
Noten, die unmittelbar als Umlaufsmittel zu Lohnzahlungen u. dgl. m. be— 
nutzt werden können. In gewiſſen Stadien der Speculation wird die Ber: 
mehrung der Eleinen Noten daher bejonders bedenklich fein und eben deß— 
halb muß auf diejes Hilfsmittel einer weniger rejtringirenden Disconto- 
politif verzichtet werden. 

Somit fommen wir zu dem Ergebnif, daß unſere frühere, den meiften Ge- 
jeßen und Statuten entjprechende Forderung des Verbots ganz kleiner Bankno— 
ten und der Beſchränkung der Menge der als Minimaljtüc zugelafienen Bant- 
noten au Rückſichten der Discontopolitif nicht aufgegeben werden muß. 

Anders Liegt die Sade in großen Krijen des Staatslebens, wo 
aus finanziellen Gründen eine jtarfe Mehrausgabe von Noten oder 
Staat3papiergeld erfolgt. Dieſe Umlaufsmittel werden in jolchen Zeiten 
ohnehin uneinlösbar und mit dem Zwangscurs verjehen, aljo zu eigentlichen 
Bapiergelde werden. Selbſt wenn man dann im nterefje einer Leidlichen 
Eonjervirung des Geldweſens an größeren Notenſtücken fefthalten wollte, 
wie öfters in jolcher Zeit verjucht worden, jo erweist jich dies bald unmög— 
lich. 9) Denn gewöhnlid tritt ein Disagio des Papiergeld ein und jelbjt 
ein kleines Disagio genügt, um die vollwichtige Währungs: Münze aus dem 
Umlauf zu treiben. Hier muß man nothgedrungen zu Heinen Notenjtücen 
greifen, weil der Verkehr ſolcher Umjagmittel bedarf, Dies läßt ſich aber 
in joldher Lage auch rechtfertigen und zwar jogar in dem jelteneren ‘Falle, 
wenn die Einlösbarkeit der Noten erhalten bleibt. Denn gerade mit den 
tleinen Noten wird dann das Kapital, welches im Münzumlauf eines 
Landes ſteckt, gleihjfam ein großer nationaler Nejervefonds, flüſſig gemacht 
für den höheren Zwed, die Krije des Vaterlands zu bewältigen, Eine 
ftärfere Zerrüttung des Geldweſens ijt dann auch feine nothwendige Folge 
der Ausgabe Fleiner Noten, jo lange der Gejammtbetrag der letzteren nur 
moͤglichſt auf den Betrag der erjegten, flüjjig gemachten Münze beſchränkt 
bleibt. In Frankreich Lage ſeit 1870 3 B. iſt die Ausgabe kleiner Noten, 
mit — ohne Zwangscurs für dieſes — ——— eine ganz 
gerechtfertigte Maßregel. 

L) Die Verbindung des Depojiten- und pajjiven. Conto— 
correntgeſchäfts mit der Notenausgabe haben wir früher (ſ. o. ©. 373ff.) 
überhaupt, fajhen Vorurtheilen gegenüber, in Schub genommen. Genügende 
Cautelen für die Noten laſſen ſich leicht einführen, namentlich ein Prioritätsan- 
recht der Noteninhaber auf alle oder gewiſſe Activa der Bank (ſ. o. ©. 382). 
Aber grade auch vom Gefichtspunft der Discontopolitit aus, bejonders, um die 
Reftrictionen und Discontoerhöhungen auf ein mögliches Minimalmaaß beichrän- 
fen zu können, empfiehlt fich die Verbindung diejes Geſchäftszweiges mit Zettel- 
banten, Heinen wie großen, vielleicht ſogar am meiften mit Gentralbanten. Eine 
Bank befommt dadurd einmal die ihr jo wünjchenswerthe und nütliche nähere 
Einſicht in die Gejhäftsverhältnifje ihrer Kunden, beſonders, wenn die Ere: 


54) Ueber die Unvermeiblichkeit der Ausgabe Fleiner Stüde uneinlösb. Bapier: 
gelds, ala einer Wirkung, nicht Urfache, des Verſchwindens der Heinen Münze und 
folgl. der Scheidemüngze in der reinen Papiergeldwirthich. j. meinen Art, Papiergeld 
in Bluntſchli's u, Brater's Staatöwörterb, VIL, 666. 970 
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dite, welche fie in der Digcontirung u. |. w. gewährt, in Contocorrent gut- 
geichrieben, mitteljt Checf3 behoben werden (j. o. ©. 530), Eine Bank erlangt 
ferner auf diefe Weife größere Summen zur Verfügung und ihr Credit 
wird thatjächlich nicht immer in demjelben Umfange in Anſpruch genommen, 
wenn jie die Darlehen ftatt mitteljt Notenausgabe mitteljt Eröffnung eines 
Bucheredit3 macht: für die Zeit nämlih, wo die im Credit ausgezahlten 
Noten vom Ereditnehmer und Noteninhaber nicht wirklich benußt, jondern 
müfjig liegen gelaffen werden, Tann die Bank beim Buchereditſyſtem wieder, 
wie über eigens bei ihr eingezahlte Depofiten, über dieſe „Buchereditdepo- 
fiten” nad) den befannten Grundjägen des Depofitengejhäfts unter Reſer— 
virung eines gewiflen Kaffenbeftands für neue Ausleihungen verfügen (j. 0. 
©. 374). Das ift aber namentlich in Geldflemmen wichtig und ftärft dann 
die Lage der Bank jehr. In ſolchen Zeiten werden nämlid” mehr Credite 
auf Wechjeldisconto genommen, als unbedingt nöthig wäre, weil fi) die 
MWechjelbefiger und Ereditnehmer für alle Fälle die Verfügung über Geld- 
jummen fichern wollen, auch vielleicht denken, noch zu einem billigeren Dis— 
contofag Eredit zu erlangen. Später drohen die Reftrictionen dag Eredit- 
nehmen noch mehr zu bejchränten. Werden nun ſolche „anticipirte“ oder 
„vorzeitige“ Ereditgefuche durch Notenausgabe befriedigt, jo muß die Bank 
wegen der Notenvermehrung die Rejtrictionen noch verſtärken. Werden jene 
Geſuche durh Eröffnung eines Bucheredit3 auf Depofiten: oder Conto- 
correntconto befriedigt, jo vermehrt fich zwar die Summe der Paſſiven 
ebenjo wie im vorigen Fall durch die Notenausgabe. Aber über jene Bud): 
credite wird vielfach gar nicht verfügt, vielfach nur durch eine Anweiſung, 
welche eine Webertragung vom Conto des einen auf das Conto de andern 
Kunden in den Bankbüchern bewirkt, während die Banf bei den Noten mehr 
auf ihrer Hut fein muß. 

Noch erheblicher tritt, namentlich wieder bei großen Centralbanten, 
der Vortheil einer Verbindung des Depofitengeichäfts mit der Notenausgabe 
ferner in einem andern Falle hervor. An Creditkriſen fteigert ſich befannt: 
li die Noth beſonders dadurh, daß nicht nur die Ereditanjprüde, die 
Nachfrage nad) Eredit, wachen, jondern auch die Ereditangebote ſich wegen 
der Wengftlichkeit eines Theil der gewöhnlichen Privatdiscontirer (aud) 
Heiner Banken) vermindern. Um jo größerer Andrang zur Bank, um jo 
mehr Noten ausgegeben oder Baargeld abfließend. Haben nun, wie 3. B. 
bei der Bank von England, jene Privatdiscontirer u. ſ. w. ein Depojiten- 
conto bei der Bank, jo fließen in ſolcher Zeit, jobald die Summen nicht ‚für 
die Ausfuhr ing Ausland erforderlich find, jene fich anfammelnden Kaſſen— 
vorräthe, theild Baargeld, theils vielleicht Noten, im Depofitengejchäft ber 
Gentralbant zu. Dieje kann dann auf ihre Gefahr jehr wohl mit einem 
erheblichen Theile dieſer Mittel discontiren, aljo durd ihre Vermittlung 
diejelben Summen dem Verkehr wiederzufließen laſſen, welche ihm durd) 
die Aengftlichfeit ihrer Cigenthümer entzogen find. Die Bank dient bier 
recht eigentlich als Ajjecuranzanftalt. al diefe Weife hat die Engliſche 
Bank in den neueren Krifen die energifchite Hilfe grade vornemlich mit ſol— 
hen Depofiten geleiftet, ohne oder nur mit viel geringerer Steigerung ihres 
Notenumlaufs, 9) während anderswo entweder bei Ermangelung von 


55) S. meine Beitr, ©. 210 f. db. Krife v. 1847; Econ. v. 5. Dec. 1857, 
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ordentlichen Banken (1857 in Hamburg!) 86) oder bei großer Aengſtlichkeit 
und nicht hinlänglich gefeitetem Notencredit der Banken gar feine Hilfe oder 
eine ſolche nur mittelft jtark vermehrter Notenausgabe geleiftet wurde 
(Preußiſche Bank 1866 und 1870). 37) Man kann aljo hier recht eigent- 
ih die Verbindung des Depofitengejhäfts mit der Zettel- 
bank als ein jehr probates Mittel bezeihnen, die Reftric- 
tionen und eventuell aud die Discontoerhöhungen zu 
mäßigen. Gefetliche Verbote des Depofitengefjhäfts find daher auch vom 
Standpunete der Discontopolitif der Zettelbank aus zu verwerfen. 

Endlich ermeist fich die mechanische Trennung der Bank in zwei Ab- 
theilungen nad der Art der Peel'ſchen Acte nah unfrer früheren Beweis- 
führung auch gegen das Anterejje guter und nur ſoweit ndthig re 
jtringirender Discontopolitit. Denn grade die gegenjeitige Aushilfe, 
welche beide Abtheilungen mit ihren Kaflen fich Leiften können, wird dadurd 
zwecklos gehindert oder gejchmälert, während in dieſer Hilfeleiftung ein 
Hauptvortheil liegt. Da öfters die Anforderungen an das Noten: und 
Depofitengefhäft, d. bh. dort die Präfentationen zur Einlöſung, bier bie 
Nücforderungen der Depofiten, zeitlich verſchieden hervortreten und aus 
verjchiedenen volkswirthſchaftlichen Urſachen entftehen, fo ijt ein ſolches Sich— 
Aushelfert beider Gejchäfte principiell durchaus ftatthaft und entjpricht der 
Solidarität in der Grebitwirthichaft. 59) 

Auch gegen die Verzinſung der Depofiten ift grundjätlich nichts 
einzumenden. Die in der Enquöte von der Franzöſiſchen Bank vertretene 
Anficht, die Verzinsung der Depofitengelder made der Anduftrie nur zweck— 
108 Concurrenz und verführe eine Bank Leicht zu gefährlicheren Unterneh 
mungen, entbehrt einer tieferen Begründung Wenn die Engliihe Bank 
gleich der Franzöfiihen an der Unverzinslichkeit der Depofiten fejthält, jo 
thut fie e8 der überfommenen Gemohnheit wegen, nicht aus principiellen 
Gründen, wie neuerdings öfters zugejtanden wurde. Da die Verzinjung 
3. Th. andere Geldfapitalien in das Depofitengefhäft führt, als die unver: 
zinglichen Gelder find, und auch jene Kapitalien bei entſprechender Erhöhung 
des Zinsfußes der Bank nicht entzogen zu werden brauden, jo Tann bie 
Berzinfung recht wohl ala "Mittel, die Reftrictionen zu mäßigen, mit gelten. 


Darlegung der Banfgouverneure über d. bamal. Suspenfion d. P. Acte, Not.umlauf 
(Circ.) v. 19.8 auf 21.6 im Mar., discounts a. advances v. 10.3 auf 21.8, v. 24. Dct.- 
21. Nov., Depof. v. 16! auf 20° M. Pf. St. ©. auch meine Th. d. P. Acte 
©. 303 ff., 313 ff, M. Wirth, Bankweſ. S.142 (aud über 1866), über 1866 nam. 
b. Artikel d. Econ. im Mai un. fe Vom 25. Aprit— 16. Mai 1866 Zunahme d. 
Not.umlaufs v. 222—26.7, d. Depof. v. 17.7248, d. Priv,fih. v. 18.5 mit 30,9, 
©, aud unten Anm. 64. 

36) Mer die Vorgänge in Hamburg im %. 1857 in Erinnerung bat, wie fie 
Alber in Tooke's Gef. db. Preiſe II, 816 fchildert u. wie fie objectiv in meiner 
Th. d. P. Acte S. 2779-303 dargelegt find, der begreift allerdings jchwer, daß grade 
von Hamburgern (Kämmerer, Geffcken u. a.) gegenwärtig wieder eine fo ſehr 
einfeitige Polemik genen alles Banknotenweſen — denn geſetzlich metallifch voll ges 
defte Noten find eben Feine Banknoten, fondern Depofiteniheine — ausgeht. Die ge: 
priefene Girobanf wurde bamals zu einem Darlehen auf Wertbpapiere genöthigt, aljo 
zu einer modernen Grebitbanf gemadt, — an fid ohne Gefahr, aber doch ein reiner 
Rechtsbruch! 

21) S. oben S. 367, 454 u. Statiſt. Anhang über bie Zeit von 1870. 

56) ©, meine Th. d. P. Acte S. 206 ff., 199 ff, u. unten Anm. 64, 


n. Der Handel der Banf in Edelmetallen ift im Ganzen zu 
empfehlen, wie dies auch in der franzöjiichen Enquete die überwiegende An- 
fiht war. Aber ein mwejentlihes Mittel, die Neftrictionen und Disconte: 
erhöhungen zu mäßigen, bietet jich darin nicht. Am Wenigften Fönnen for: 
cirte fortgefegte Edelmetallfäufe im Auslande bei ungünftigem Stande der 
Wechſelcurſe helfen. Sie werden diejen, wie die Kranzöfiiche Bank mit Redt 
betont, nur noch verichledhtern. Die mehr erwähnten Goldanfäufe diejer 
Bank in den DOer Jahren jpredhen gegen jede joldhe Operation. Nur in 
einzelnen kritiſchen Zeitpuncten, namentlich wenn Noteneinlöjungen und De 
pojitenrücforderungen aus Mißtrauen erfolgen und wenn die Verminderung 
des Baarfonds ſelbſt wieder ein Umjtand ift, der Mißtrauen erzeugt, 
empfiehlt ji der Metallbezug aus dem Auslande. Denn er ermöglidt 
dann coulante Auszahlung, welche in jolchen Zeitpuneten, wie wir jahen, das 
Hauptmittel der Beruhigung if. So hat aud die Preußiiche Bank 1866 
und 1870 gehandelt. 59°) 

I) Verabredungen und Aushilfen zwiſchen den großen 
europäijhen Zettelbanfen. Hierüber läßt jih vom principiellen 
Standpuncte aus nicht viel jagen. Die großen Banken find doch gar jehr 
mit politijche Gebilde und politijche Antereffen werden daher über etwaige 
VBerabredungen u. j. mw. wejentli mit entjcheiden. In großen allgemeinen 
politijhen und mercantilen Krijen find die Banken, aud) wenn ihre be 
treffenden Yänder ſich nicht feindlich gegenüber ſtehen, meiſtens ziemlich gleid; 
mäßig berührt. Jede iſt jich ſelbſt die nädjite, hier wird Verabredung und 
Hilfeleiftung nicht in Frage kommen. Beſchränkt ſich die jchmwierige Lage 
auf ein Land und fpeciell auf dejjen Bank, jo Fann von Fall zu Fall 
eine Hilfeleiftung erfolgen, wenn die andre Bank ungefährdet fie zu gewäh— 
ren im Stande ijt. Aber nur der VBaarfonds von Banken, welche ihre 
Zahlungen eingeftellt haben, wie jett 3. B. die Oeſterreichiſche, Franzö— 
ſiſche, teht für ſolche Fälle unbedenflih zur Verfügung. 9) Als Mittel 
weniger rejtringivender Discontirung find ſolche Hilfeleiftungen daher kaum 
mit in Betracht zu ziehen. 

Hiermit haben wir alle Ginrichtungen und Mafregeln der Zettelbant, 
welche für eine Mäßigung an ſich nothwendiger Neftrictionen und Disconte- 
erhöhungen im bewegten Zujtande des Geldmarkts in Betracht kommen 
können, durchgefproden. Es hat fich daraus ergeben, daß in erfter Linte 
die Berftärfung des Stammfapitals und deſſen Hauptjädhlide 
Anlage im Discontogefchäft jowie die Verbindung des Depojiten 


584) Die Preuß. B. kaufte edle Medalle 1865, 66, 67: 11.53, 44,05, 2,68 Mill. 
Thl., verkaufte dsgl. 1.03, 29.92, 36.15 Mill. Thl., Verluſt 1865 0.168, 1866 0.*, Gr 
winn 1867 0,173 Mill, Thl.; 1870 u. 71 kaufte fie 26.9, 34.'*, verfauite fie 1., 
13,7 Mi. Thl., Gewinn 1870 0.0063, Berfuft 1871 0.223 Mill. Thl. — , 

59) Die Oefterr. Nat. ®. lieb im %. 1857 nah Hamburg 10 M. M. B., bi 
ibrer Lage obne Schwierigkeit, während die Preuf. B. damals fehr natürl. die ge 
wünjchte Hilfe ablehnen mußte. Am neuefter Zeit (1871—72) war öfters von einct 
Hilfeleiftung der Frauzöſ. an d. Engl. B. die Rebe, die erfterer natürl. auch Fein Opfet 
foften würde. Im März 1873 hieß e8, daß die Franzöſ. Banf der Regierung, zur 
Durdführung der legten Krienszablungen an Deutjchland ibren Baarfonds auf einige 
Zeit leihen wolle oder jolle. Das wäre prinzipiell ganz wohl zuläffig. — Im 3.189 
nahm die Engl. B. einen Gredit v. 2 Mil. Pi. St. in Wechſeln auf 12 erſte Partler 
Häuſer. ©. Toofe, Ueberſetz. I., 437, ein ähnl. Fall, 
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efhäfts mit ber Zettelbank probate Mittel einer zuläfjigen Be 
chränkung folder Rejtrictionen find. Die Rüddiscontirung kann 
mitunter auch Bortheil gewähren. Die Anlage eines Theils der Bank: 
mittel in fiheren Fonds, in auswärtigen Wedjeln, der Edel- 
metallhandel find räthlich, aber Helfen kaum oder nur mittelbar für den 
in Rebe ftehenden Zweck. Berabredungen zwiſchen den Banken können 
jelten vorfommen. Die Ausgabe Eleiner Noten endlih Fann zwar, 
möglicherweife dauernd bei einem auswärtigen, zeitweije bei einem inländi- 
chen, nit aus Miktrauen entjtandenen Metallabfluß für den bejprochenen 
Zweck etwas nützen, aber hat leicht jelbjt im erften — mehr gegen ſich 
und muß unbedingt im zweiten Falle als in andrer Beziehung überwiegend 
jhädlich vermieden werden. Demgemäß find denn auch die etwaigen gejeß- 
lichen oder ftatutarifchen Beftimmungen zu treffen, fomeit darüber nad) Rück— 
ſichten der Discontopolitif zu entjcheiden ift. Ir der Hauptfache, was die Höhe 
und Anlage de3 Stammfapital3, die Führung von Depofitengejhäften, die No- 
tenſtückelung betrifft, find die früheren Anforderungen alle aufrecht zu halten. 
4. Begründung der Discontoerhöhungen im bewegten 
Zuftande des Geldmarkt. Es ergibt fih aus dem Voraus: 
gehenden, daß bie Discontoerhöhung günftigiten Falles immer nur 
eines nah Grad und Zeitdauer beſchränkt werden kann. Sie muß 
im Webrigen beim bewegten Zuftande des Geldmarkts doch fehr oft, ſtark 
und andauernd erfolgen. Die Begründung hierfür und die einzel: 
nen Aufgaben, welche dabei vorliegen, find jett zum Schluß dieſer Er: 
örterungen über die Discontopolitit der Banken noch ind Auge zu fallen. 
Die Discontoverhöhung ift das wirffamfte und widtigite 
Mittel der Discontopolitif der Zettelbanfen im jpeculativen 
wie im kritiſchen Zuſtande des Geldmarkts. Im erfteren entwicelt ſich 
leiht Weberfpeculation, d. h. zunäcdt nichts Andres, ald ein Mißver— 
hältniß zwijchen den für neue Unternehmungen oder die Erweiterung alter 
verlangten und verfügbaren Kapitalien. Daran knüpft fi ſodann noch 
leiter |[hwindelhafte Speculation. Das beſte Eorrectiv liegt Hier 
im Steigen bed Zinsfußes und Discont3, der natürliden Wirkung der 
Tapitalabjorbirenden Speculation, weil dadurch die Bedingungen für Die 
Fortdauer der übermäßigen oder ſchwindelhaften Speculation erjchwert wer: 
den. Anfofern wird dur das Steigen des Zinsfußes den Urſachen des 
anomalen Zuftands de3 Geldmarfts und der Geſchäfte entgegengewirkt: die 
überfpannte Kapitalnadhfrage ermäßigt fih. Gleichzeitig aber wird für 
den Fortgang der gewöhnlichen Gejchäfte, auch der bereit3 begonnenen neuen 
Unternehmungen, durch die Steigerung des Zinsfußes, weil diefe auf die 
inländijchen — * Fondscurſe und auswärtigen Wechſeleurſe einzu— 
wirken die Tendenz hat, die internationale Zahlungsbilanz, der 
Kapitalienverkehr und beſonders der Verkehr in Geldkapital günſtig 
beeinflußt: d. h. eine Verminderung der etwaigen Ausfuhr und eine Ver— 
mehrung der Einfuhr von baarem Gelde hervorgerufen. Dadurch entſteht 
für das Inland, direct oder indirect, eine Vermehrung, oder allgemeiner 
ausgedrückt, eine günſtigere Geſtaltung des Kapitalangebots. So 
erfüllen ſich dann Bedingungen dafür, daß nach wiederhergeſtelltem Gleich— 
gewicht auf dem Geldmarkte der Discont und Zinsfuß wieder auf feine 
normale Höhe herabgehen kann. In diefen nothwendigen und heiljamen 
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Entwicklungsproceß nicht ſtörend einzugreifen, ihn vielmehr durch richtige 
Normirung des eigenen Discontoſatzes in ſeinem Fortgang zu unterſtützen, 
iſt die Aufgabe der Zettelbanken, zumal der großen Centralbanken: auch ſie 
müſſen die Speculation dämpfen und zu dieſem Zwecke dem Steigen des 

darktdisconts im Ganzen folgen, im Einzelnen noch etwas voraus ſein. 
Dieſe ihre volkswirthſchaftliche und ſpeciell creditwirthſchaftliche Funetion iſt 
aber zugleich auch durch ihre banktechniſche, eingehwirthfchaftliche Function 
als Anſtalten der Creditvermittlung geboten, denn ſonſt wird der Andrang 
um Bankeredit immer größer werden, zumal wenn der Bankdiscont unter 
dem Marktſatz bleibt. Dadurch vermehrt ſich der Notenumlauf oder die 
Paſſivſumme im Conto der Buchereditdepofiten oder es vermindert ſich ber 
Baarfonds oder es tritt Beides zugleich ein: jedenfalls verjchlechtert jich die 
Lage der Bank. Die Speculation erhält immer neue Nahrung, die Zah: 
lungsbilanz und die Wechjeleurje ftellen ſich wegen der hochbie denden Waa⸗ 
renpreiſe und Fonds- und Effectencurſe, der Begünſtigung der Einfuhr, der 
Erſchwerung der Ausfuhr immer mehr gegen das Inland. Schließlich kann 
die Bank leicht gezwungen werden, Zahlung zu ſuspendiren oder es iſt dies 
nur vermeidlich durch doppelt starte, plößliche Reftrictionen und Disconto- 
erhöhungen, die dann um jo mehr einschneiden. Die Krifis wird wegen der 
vorausgegangenen ſtärkeren Ausichreitung der Speculation um jo jehli 
werden. Beijpiele einer ſolchen unrichtigen Discontopolitif mit zu jpäter 
oder zu geringer Discontoerhöhung und mit mehr oder weniger jchweren, 
den eben geſchilderten gleichenden Folgen liegen auch aus der Geſchichte der 
großen Centralbanken mandfad) vor, jo in Betreff der Bank von Eng: 
land vor wie nad) der Peel’ihen Acte, die grade aud) eine Garantie rich— 
tiger Discontopolitif bieten jollte und in diefer wie in allen andren Bes 
sichungen die Illuſionen ihrer Anhänger täujchte. 

In den Jahren 1835 —1837, 1839 u. 1844 ff. bejonder8 1847 wurden 
von diefer Bank erhebliche Fehler "gemacht, 6°) ebenfo, unter dem Einfluß der 
erwähnten politiichen Aussichten, von der Franzöſiſchen Banf 1852 ff., 61) 
dann auch von der Preußiſchen im J. 1856.69) Es muß aber aner: 
kannt werden, dak die großen Banken — und im Ganzen aud) die Kleinen 
deutichen und übrigen continentalen — jpäter erhebliche Fortſchritte in der 
richtigen Discontopolitif gemacht haben, jo bejonders in der Periode um 
1864. Darauf waren nicht gejetliche Veränderungen oder neue Statuten: 
vorſchriften von Einfluß, jondern die durch Erfahrung und Umficht erlangte 
Uebung in der Beurtheilung der Lage des Geldmarkts und der Bank felbft 
jowie das Gefühl der eigenen Verantwortlichkeit, — lettre Moment aller: 
dings Dank der Peel'ſchen Acte am Wenigften bei der Engliſchen Bant. 

Am kritiſchen Zuftande zeigt ſich vor allen Dingen eine ftarfe 
Verminderung des Angebot8 von Kapital (Geld) zur Discontirung und zur 
Kreditgewährung überhaupt. An Folge davon jteigt der Discont und 
jonjtige Zinsfuß, während die Waarenpreife und Effeetencurje ſinken. Fer: 
ner wendet ji die Nachfrage nad Kapitalien zur Discontirung u. f. m. 
an die Banken in dem Maaße verftärkt, wie die gewohnte Discontirung 


60) ue Ueber 1835—37 Toofe, Ueberfeß. I. ©. 338 ff., meine Beitr. ©. 244 fi, 
über — —— eb. ©. 178—212. 
©. 247 ff., 255 ff. 
sa) 33 S. 266 f., 272. 
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auf andren Seiten zurückgezogen wird. Ye nad) den Urfachen des kritiſchen 
Auftands geftalten fich diefe Dinge mehr oder weniger jchmwierig für die 
Banken. Tritt plötzlich aus politiſchen Urſachen ein folder Zuſtand ein, 
mitten in einer normalen Lage des Geldmarfts und der Gejchäfte, jo wer: 
den zu den Banken, namentlich zur großen Gentralzettelbant zum großen 
Theil jene Discontirungsgejuche fommen, welche bisher aus andren, jett 
ftocfenden Greditquellen befriedigt wurden. Iſt der Eritiiche Zuſtand aus 
einer Speculationdzeit hervorgegangen, gewißermafjen deren Abſchluß, jo 
werben, ſchon bevor es fomweit gekommen, ſtark vermehrte Engagements 
ſchweben, mehr und unſolideres W chfelmaterial wird ſich am Discontomarkte 
befinden, weßhalb der Andrang um Discontirung bei der Bank ſchon vor— 
dem wächst. Bricht nun vollends die Kriſis aus, jo wird ſich das Privat: 
discontofapital und 3. Th. dasjenige der einen Banken um jo mehr zurück⸗ 
ziehen, weil das erſtere für die eigenen Geſchäfte der Eigenthümer in größe— 
rem Umfange gebraucht werden wird und weil alle dieſe Discontirer ange— 
ſichts der ihnen bekannten Lage der Geſchäfte doppelt ängſtlich ſein werden. 
So wächſt der Andrang um Discontirung bei der großen mächtigen Cen— 
tralzettelbank in zweifachem Maaße: wegen ſtark vermehrter Nachfrage um 
Discontirung und ſtark verminderten Angebots alles andren Discontokapitals. 
Hier können nun Seitens der Bank, um ſich ſelbſt geſichert zu erhalten, 
jene früher beſprochenen ſonſtigen Mittel der Reſtriction angewendet wer 
den. Aber das wirkſamſte und befte Mittel ftatt oder neben jenen andren 
ift auch bier die Discontverhöhung. 

Diefe muß dem Steigen de3 Marktdisconts cher vorauseilen und leß- 
teren noch etwas übertreffen. Dadurch fol und wird eine möglichſt raſche 
Abwicklung aller noch aus der politiich ruhigen Zeit oder aus der Specula= 
tionsperiode ſchwebenden Engagements begünjtigt, alſo dag Discontomaterial 
bald erheblich vermindert und damit die eine Duelle der Ereditnoth und des 
hohen Discont3 geftopft: ein richtiger Kampf gegen die Urſachen des 
Uebels. Der hohe Zins, den jetzt auch die Bank für ihre Darlehen 
fordert, treibt die nicht unbedingt dringlichen Discontirungsgefuhe von der 
Bank zurüd. Diefer Zins, den ſelbſt die Banf und zwar auch für 
beftes Papier berechnet, nöthigt manche Perjonen, fich den ihnen bisher 
vielleicht zu hoch fcheinenden Forderungen andrer Discontirer zu fügen, wo— 
durch effectiv dad Angebot von Discontofapital fteigt. Endlich führt der 
hohe Bankſatz, welcher die Norm für den Discont beim Wechfelcurs zu fein 
pflegt, von anderswo, befonder3 aus dem Auslande Kapital und zwar baa= 
res Geldfapital herbei oder, mas denjelben Effect hat, bewirkt Ankäufe in— 
ländiſcher Wechſel oder Anlagen darin Seitens des Auslands, um von die— 
ſem hohen Discont zu profitiren. Das Inland ſucht dagegen ſeine Wechſel 
auf das Ausland, ſolange hier noch ein niedrigerer Zinsfuß beſteht, zu ver⸗ 
kaufen, oder das Baargeld beim Verfall dafür zu beziehen. So steigt der 
Wechſelcurs fremder Pläte auf das Inland und fällt umgekehrt derjenige 
de3 lands auf fremde Pläte: beibe Veränderungen hemmen den Metall: 
abfluß ins Ausland und befördern die Metallzufubr. Dadurch gejtaltet ſich 
dad Angebot von Discontofapital günftiger im Inlande oder m. a. W. es 
vollzieht ſich nun aud auf Seiten des andern mahgebenden Factors der 
Discontobewegung diejenige Veränderung, welche vollends im Zuſammenhang 
mit der Verminderung des Discontopapiers ein Sinken des Disconts her— 
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beiführen muß. Der Druck der inländiſchen Waarenpreiſe und Gffecten- 
curje, welcher gleichzeitig durch die Discontoerhöhung ausgeübt wird, hat 
auch im kritiſchen, wie vorher im jpeculativen Zuſtande des Geldmarkts, 
einen günftigen Einfluß auf die internationale Zahlungsbilanz und daher 
auf den Stand der auswärtigen Wechſelcurſe. So muß die Diäcontoer: 
höhung und die Reaction auf die Wechjelcurje als das probate Hilfsmittel 
gelten, zu dem man in bewegtem Juftande des Geldmarkts troß der Klagen 
der Gejchäftswelt greifen muß. Die Discontopolitif der großen Zettelban- 
fen war in der neueren Zeit hierin in Krifen fait immer eine ganz 
correcte, 

Sn der franzöfiichen Bankenquête ift über die Nothwendigkeit und 
Eriprieglichkeit der Discontoverhöhung lebhaft geftritten worden. 69) Kinige 
Stimmen, wie die der Pereire's und Conforten, ähnlid Geyer in fei- 
ner genannten Schrift haben dieſe Nothwendigkeit verneint und nur den 
Nachtheil für die Geichäfte, die bei hohem Discont nicht ordentlich gehen 
könnten, betont. Aber von befjeren Autoritäten und mit ſchwerer wiegenden 
theoretijchen ‚Gründen und practiihen Bemweismitteln ift die gegentheilige 
Anficht, in Mebereinftimmung mit der herrichenden Bankpraxis und mit un: 
jerer obigen Motivirung, feftgehalten worden. Das Einzige, was man allen- 
falls der anderen Partei zugeben kann, ift, daß vielleicht in einzelnen Zeit: 
puncten die eine große Bank, 3. B. die Franzöſiſche, nicht immer der andren, 
3. B. der Englifchen, ganz genau Schritt für Schritt in der Discontopolitik 
zu folgen braudt. Dies kann namentlid in einem ber früher ermähnten 
Fälle unterbleiben, wenn nämlich ein bejtimmtes Ereigniß mit begrenzter 
Wirkung für die Metallausfuhr in dem andren Lande, 3. B. eine ftarte 
theure Getreideeinfuhr in England, den Metallerport, die Abnahme des 
Baarfonds und die Discontoerhöhung bedingt. Aber einmal wird ein foldes 
Greigniß, 3. B. grade das erwähnte, auch in andren Ländern ähnlicher Lage 
einen gewiſſen ähnlichen Einfluß zeigen. ‘Ferner wird die Discontoerhöhung 
drüben, zumal bei der heutigen fosmopolitiichen Geftaltung des Geldgeſchäfts, 
immerhin bie Tendenz haben, direct oder indirect, durch die Arbitrage in 
Wechſeln und befonders auch in „internationalen“, an verjchiedenen Böͤrſen 
gehandelten Fonds und Effecten, da3 Ausland in Mitleivenjchaft zu ziehen, 
jo daß hier „Abwehrmaßregeln“, wenn nicht fofort, jo doch bald nöthig 
werden. Wenn 3. B. in London der Discont fteigt und die Englijche Bank 
demgemäß ihren einflußreichen Discontofaß auch erhöht, fo ae, der Curs 
jolcher internationaler Effecten ebenfo, ja meift noch etwas mehr, al3 der: 
jenige der bejjern inländiichen Papiere weichen. Dies führt zu englifchen 
Berkaufsordres auf dem Gontinent, zu continentalen Kaufordres in London, 
um an der Gursdifferenz zu gewinnen. Daraus geht eine größere Nad; 
frage nach Londoner Wechjeln auf dem Feſtlande und ein größeres Angebot 
von Wechjeln auf continentale Plätze in London hervor, aljo ein Steigen 
des MWechjeleurjes auf London u. ſ. w., was Alles ſchuehlich auf eine Lon⸗ 
don günſtige, dem Continent ungünftige Bewegung des Edelmetallſtroms ein: 
wirkt. Die „Abhängigkeit“, 3. B. der Franzöfiihen Bank von den Bene 
gungen des Londoner Discont3 befteht alſo an und für ſich wohl. Wie 





3) ©. die Auszüge bei M. Wirth, Banfıwef. S. 159 ff., bei. d. Gutachten 
ber Pereire's, bie Berechnungen über d. Wechſelcurs; Geyer, Zettelb.wei. 5.53 ff. 


— 


— 565 — 


weit ſie ſich im concreten Falle von Einfluß zeigt, iſt eben dann feſtzuſtellen 
und danach ſind die Maßregeln der Discontopolitik einzurichten. 

Dieſe enge Verbindung der Börſen, Geldmärkte, Banken in der Ge— 
genwart hat aber auch, neben manchem Unbequemen für ein einzelnes Land, 
uͤberwiegende Vortheile. Dank dieſer Solidarität wirkt jede Störung 
im einzelnen Lande auf ein viel weiteres Gebiet, daher aber viel ſchwächer: 
mit der Ausdehnung des Umfangs der Wirkung vermindert ſich die Inten— 
fität der legteren. Man kann ein oft gebrauchtes Bild auch auf dieſe Ver: 
hältnifje wieder anmenden: der in's Waſſer gemorfene Stein, welcher in 
Heinem Beden die Wellen überjchlagen macht, bewirkt nur eine weit id) 
ausdehnende Kräufelung einer großen Waſſerfläche. 

5. Die Zuläfjigfeit erweiterter Discontirung in Kri— 
jen. Die fpecielle Function der Zettelbanfen und zumal der großen 
Gentralzettelbanfen in Krijen haben wir wiederholt berührt: jobald einmal 
die Wechſelcurſe „umgejchlagen” find und daher feine weitere Herausnahme 
von Metall für die Ausfuhr in's Ausland mitteljt der Rüdftrömung der 
Noten oder der Kündigung der Depojiten zu befürdten ift, fann und 
darf eine jolde Bank zur Hebung der Ereditnoth, welche durch angjtuolles 
Zurüdziehen des jonjtigen Discontofapitals mit entjtanden it, unter Felt: 
haltung eines hohen Disconts ihre Discontirung weiter aus— 
dehnen. Die Mittel hierzu findet jie theil3 in den größeren Depoſiten— 
maſſen, welcde ihr grade in jolcher Zeit zuftrömen, der früher (©. 558) in 
jeiner principiellen Bedeutung dargelegte Fall; theil3 in der vermehrten 
Notenemijjion. Letztere hat unter den hier geftellten Vorausſetzungen, aljo 
bei einem Umſchwung der fremden Wechjelcurje und bei unerjchüttertem 
Gredit der Bank und ihrer Noten, durchaus keine Bedenken, wohl aber jehr 
mejentliche VBortheile. Die Discontirung mit Banknoten verdient in ſolcher 
Zeit vor der mit Depoſiten inſofern noch den Vorzug, als letztre bei wie— 
der aufwachendem Vertrauen leichter entzogen werden als die Noten zurück— 
ſtrömen. Hier liegt eine bejondere, der Note ſpecifiſch eigen— 
tpümlide ereditwirthfgaftliche Function vor (I. bei. 0. ©. 7), 
die thatſächlich vorhanden, wie die Erfahrung oft genug gezeigt hat — 
1825, 1847, 1857, 1866 in England, 1866 und 4870 in Preußen u. i. 
at. m —, die ferner wiifenihaftlic durchaus begründet iſt. Dieſe 
Function wird aber zwecklos und nachtheilig durch abſolute Begrenzung 
des Notenumlaufs oder durch Contingentirung des metalliſch unge— 
deckten Theils der Noten — Peelſche Acte —9 geſtört, gehemmt und 


64) Am Economiſt, jedenfalls einem „practiſchen“ Blatte, findet ſich im 
J. 1866 genau die von Tooke, Fullarton, Mill, von mir a. a. O. vertretene 
Beweisjührung zu Gunften ber Discontirung in gewiſſen Phaſen ber Krijen und ſpe— 
ciell gegen die Peelſche Acte, welche diefe Discontirung ſchädlich hemmt. Weil euer: 
dings in Deutfchlandb ber alte Streit wieder lebhafter entbrannt it, möge aus dem 
Econ. bier Einiges mitgetbeilt werden. So wird z. ®. in dem Art. über d. Krife v. 
1866 in Nr. 1191 (23, Juni 1866) von der PB. Acte gefagt, daß fie ben Schreden 
am „Doerends Freitag” vergrößert babe. Es fei damals notbwenbig geweſen, anf 
bie primären Grebitumlaufsmittel, die Banknoten, zurüd zu greifen. Bgl. biermit 
meine —— oben S. 7 (neue Ausgabe) Econ. Nr. 1195, „neue Thatſachen über 
db. Acte v. 1844 ff.” : Feine tbeoret., fondern eine practijche Unterfuchung wolle der 
Berf. anftellen, Das tbeoret. Näfonnement der Acte ſei falih, wie Fullarton ſchon 
vor 20 Jahren nachgewieſen (vgl. hiermit die hautänen Angriffe auf diefen, Tooke, 
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vollends durch die neuerdings wieder in Deutjchland mit viel Pathos, aber 
mit wenigen und ſchwachen und keineswegs neuen Gründen geforderte voll— 
ftändige Baardedung) der Noten gänzlich paralyjirt. Um eine ridh- 
tige Discontopolitit in Krijen durchführen, eine „Bankerottepidemie” , die 
fih dann auch auf an ſich jolvente, ganz jolide Häuſer ausdehnt, verhüten 
zu können, find daher abermals alle ſolche Einrichtungen bei Zettelbanten 
zu verwerfen. Das ift keineswegs nur eine Forderung in einem einjeitigen 
„Slafjenintereffe”, denn die Milderung der Kriſis berührt zahlreiche andere, 
allgemeine Intereſſen, der Fabrifanten, Landwirthe, ihrer Arbeiter, welche 
alle bei einer möglichſten Beſchränkung des Ruins der Kaufleute u. ſ. mw. 
intereffirt find, Auch Tann man bei der heutigen unvermeidlichen Verket— 
tung der Greditbeziehungen nur wünſchen, daß nicht Gerechte und Unge— 
rechte zujammen geworfen werden. Die Hilfe durch die Discontirung der 
Bank darf aber um fo mehr in Schu genommen werden, da fie unter den 
geftellten Vorausfeßungen für Niemanden Nachtheile bewirkt und hier jo we— 
nig als freilich auch fonft von einer „Beſteuerung“ des Publikums durch 
die Notenausgabe geſprochen werden kann. ine Beftenerung läge doch nur 
vor, wenn Jemand, ohne fpecielle Gegenleiftung zu erhalten, eine Ausgabe 
tragen oder eine Einfommenverminderung erleiden mühte. Der Geminn ber 
Zettelbanken aus der metallifch unbedeckten Notenausgabe wird auf Kojten 
feines Andren gemadt. Er ift, volfswirthichaftlih aufgefaht, nur der ganz 
gerechtfertigte Gewinn aus dem durch diefe Notenausgabe für Productions: 
zwecke disponibel gemachten Theile des nationalen Edelmetallfapitald. Die 
PBerjonen, welche die Noten in Zahlung annehmen, in Krijfen oder ſonſt — 
ohnehin rechtlich freiwillig und unter unjeren — Vorausſetzungen 
(ſ. o. ©. 34 ff.) auch thatſächlich freiwillig, vollends in Kriſen! — erlei— 
den keine Einbuße und haben noch den Vortheil eines bequemen Umlaufsmittels. 

Die ſonſtigen Bedenken, denen eine willfährige, wenn auch theuere 
Discontirung in Kriſen außerdem mitunter noch begegnet, habe ich ſchon 
vor Jahren in folgender Weiſe zu widerlegen geſucht. Ich wüßte dieſer 


Mill, Naſſe, mich in der Vierteljſſchr. f. Volkswirthſch. Seitens eines Berliner 
Volkswirths 1866, XIV. 2421). Aber die Acte hätte während ber Baumwollnoth das 
Bullion in England hoch gehalten, 186165, was inſofern eine gute Wirkung gewe— 
ſen. Indeſſen hätten ſelbſt in dieſer Periode geringre Weitläufigkelten genügt. Seit 
dem Mai 1866 (ber Verf. ſchrieb im Juli) ſei aber wieder endloſes Uebel durch 
die Acte entftanden, wie Sir Cornwall Lewis mit Recht geſagt babe: bie Acte bat 
einige Vortheile in gewöhnlicher Zeit, aber in ein paar Tagen der Krife ſchadet fie mehr 
als fie in Jahren fonft nützt. Die Wirkung fei 1866 noch jchlimmer als 1857 gewes 
fen, der Panik bedeutend erfchwert, nachtheilig feien auch die Mißverſtändniſſe über die 
Acte auf dem Gontinente (Verwechslung der Suspenfion ber Ncte mit der Zahlungs— 
juspenfion); Ichädlich werde die Page bei. beim inländifchen Drain (Metallabzug) und 
Panik, den die Acte gar nicht berüctfichtige (d. h. fie denkt immter nur an auswärtigen 
Drain; den Mangel der Unterfcheidung der Urfachen eines Metallabzugs babe ih auch 
in diefem Werke öfters hervorgehoben). Der damals übermäßig lang bochgebaltene 
Discont, nach Ablauf der Krifis, eine nachtbeilige Folge der Acte. Aebnliche Anfichten 
in d. Artifeln in Nr. 1197, 1198. Soldye Stimmen gebildeter und gewiegter „Prac— 
tifer” Fönnten doch wenigitens auf einige Beachtung bei unferen dogmatijchen Anbän— 
gern des Gontingentirungsprincips rechnen, wenn wir Theoretifer uns Fein Gehör ver 
ſchaffen fünnen. 

65) Auch die während des Druds mir zugehende Brofhüre von Geffden, b. 
Deutſche Reich u. die Bankirage, Hamb. 1873 begründet diefe übertricebene Forderung 
nicht überzeugender als andre neuere Bankſchriften. 
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Auseinanderfegung nichts hinzuzufügen und brauche nicht3 davon zurückzu—⸗ 
nehmen. 66) 

„Der Kern des Uebel3 in den Höhepuncten der Krijen Liegt in dem 
an die Stelle des bisherigen, in der Speculationsperiode zu weit gehenden 
Vertrauens tretenden maaßlos übertriebenen Miftrauen der Befiter 
des baaren Gelds als des gejeglichen Zahlungsmittels. Auch der gewöhn- 
lie Credit ſchwindet völlig, allgemeine Ereditlofigfeit tritt ein, 
Hier gibt e8 nur einen Weg zur Abhilfe: dem wirklich folventen 
Kaufmann muß Gelegenheit oder vielmehr mindejtens doch die Ausſicht 
auf Gelegenheit, ſich Geld zu verichaffen, — was oft jchon ausreiht —, 
eröffnet werden. Die Gefahr dabei ijt, hierdurd) das jo wichtige Gefühl der 
Selbjtverantwortlichkeit zu ertödten oder doch zu lähmen und den ver: 
dientermaaßen der Kriſis zum Opfer Fallenden zu retten. Die prac- 
tiſche Schwierigkeit liegt aljo darin, zwijchen diefem und dem wirklich ſol— 
venten Gejhäftsmanne zu unterjcheiden, welcher geeignete Bermögensobjecte 
befist, um allen Verbindlichkeiten gerecht werden zu Können, aber wegen 
ausbleibender Zahlungen, verweigerten Credits, Unrealijirbarkeit der Activa 
die baaren Mittel zur Bezahlung feiner fälligen Schulden im Augenblice 
nicht beſitzt. Dieſe Unterſcheidung zwiſchen Schuldigen und Unjchuldigen 
fann aber und ift erfahrungsgemäß auch mitten im Trubel der Krijen von 
gutgeleiteten Banken richtig getroffen worden. Das berühmtefte Beifpiel 
bilden die Operationen der Bank von England im October und November 
1857. Hier hat die bloße Eröffnung der Ausjiht, zu einem, 
wenn aud noch jo hohen Zinsfuße (damals 10%, Minimalſatz) 
Geld erhalten zu fönnen, wejentlih zur Bejeitigung des 
Panik beigetragen. Die Bank jtüßte hier nicht, wie behauptet worden, 
die Anfolventen, jie füllte mit ihrem Credite nur die Lücke aus, 
welche in der gewöhnlichen, gegenwärtig jtet3 nothwendigen Creditbenutzung 
durch das gänzliche Zurücziehen des Privatkapitals entitanden war. Hier 
tritt wieder der Ajjecuranzanftaltscharacter der Banken Elar hervor. 
Dean kann diefe Function der Bank und die daraus hervorgehende Gejtal- 
tung der Discontopolitif auch nicht aus dem Standpuncte einer jcheinbar 
abjoluten Gerechtigkeit wie die Times im %. 1857 damit angreifen, daß 
die ohne ein Dazwilchentreten der Banken noch größere Steigerung des 
Zinsfußes (Disconts) und das noch tiefere Fallen der Eurje und Preije 
nur eine gerechte Entſchädigung der Geldbefiger und der Conjumenten über: 
haupt für lange Zeit zu hohe Preife und zu niedrigen Zinsfuß jei. Denn 
in der Krifis erfolgt nicht nur ein gerechtfertigter, jondern gleich ein Rück— 
ichlag ins andre Ertrem. Die bisher Beihädigten können doch meijt nicht 
wieder entichädigt werden. Das jett eventuell jtärfere Steigen des Dig 
cont3 und Fallen der Eurfe und Preije iſt injomweit, wie e8 nur durch die 
allgemeine Ereditlofigkeit bewirkt worden, Fein verdienter Gewinn, jon: 
bern nur ein unverdiente3 Glück der Geldbefiter (und Conſumenten, mel- 
chen letteren freilich die niedrigen Engrospreije auch felten in joldem Fall 
zu Gute kommen). Beide können fi) über die Hilfe der Banf jo wenig 


65) Nach meinem Art. Krifen in Rentzſch' Handwörterb. ©. 537. ©. auf 
meine Th. d. P. Ace S. 164—173, wo bie in Anm. 64 erwähnten Anfichten bes 
Econ. i. 3. 1866 faſt wörtlih von mir anticipirt find nad ben Erfahrungen v. 1857, 
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beſchwerden, wie Maurer und Zimmerleute über die Löſchung eines Brands. 
Uebrigens zeigt ſich eben hier, wie mehrfach erwähnt, unleugbar die Glanz— 
jeite der großen, aud) der Monopolbanfen. Ein gutes Vielbankſyſtem, 
wie das Newyorker, kann zwar auch, doc nur in bejhränfterem Maaße 
ähnliche Dienjte mitten in Krijen leiten. Der Credit der Newyorker Stadt= 
banten blieb allerdings im J. 1857 troß der Zahlungsjuspenfion der Ban 
ten faft ungejchmälert.“ 67) 


c. Der Rechnungsabſchluß. 


a. Bejtimmungen des Deutfhen Actiengefelihaftsredts, 
Sole finden fih im Handel3gejegbuh und im Geſetz v. 11. Juni 1870. 

Art. 209 Nr. 7 (früher 6) jchreibt vor, daß der Gejellihaftsvertrag 
die Grundjäge bejtimmen muß, nad) welchen die Bilanz aufzunehmen und 
der Gewinn zu berechnen und augzuzahlen ijt. Jeder Actionär hat, jolange 
die Geſellſchaft bejteht, nur einen Anjprud auf den reinen Gewinn, jomeit 
diefer nad) dem Gejellichaftsvertrage zur Vertheilung ımter die Actionäre 
bejtimmt ijt (Art. 216). Zinjen von bejtimmter Höhe dürfen dabei für die 
Actionäre nicht bedungen, noc ausgezahlt werden; nur das darf vertheilt 
werden, was ſich nach der jährlichen Bilanz und, wenn im Gefellihaftsver: 
trage die Annehaltung eines Nejervelapitals bejtimmt it, nad) Abzug dei: 
jelben (j. u.) über die volle Einlage ergiebt. Die Actionäre können bis zur 
Niederergänzung des durch Verluſt verminderten Sejammbetrags der Ein- 
lagen Dividenden nicht beziehen (Art. 217, mit Zuſatz durch das Gejeh 
v. 1870). Jedoch Fönnen für den in dem Gejelljchaftsvertrage angegebenen 
Zeitraume, welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis zum Anfange 
des vollen Betriebs erfordert, den Actionären Zinjen von bejtimmter Höhe 
bedungen werden (2. Alinea des Art. 217), — eine vornemlid für Eijen: 
bahnen, neue Fabriken u. dgl. m. berechnete und hier ganz paſſende Erlaub: 
niß, von der bei Banken kaum irgend Gebrauch gemacht werden muß. Die 
in Art. 224, 225a und 225b fejtgejtellte Gompetenz der Generalverfamm- 
lung, des Aufjihtsrath8 binfichtlich der Einfiht und Prüfung der Bilanz 
und der Beitimmung der Gemwinnvertheilung ift in den früheren bezüglichen 
Abjhnitten dargelegt worden. Unter den Beftimmungen des neuen Zuſatz— 
artifel3 225b befindet jich auch die, daß die Mitglieder des Aufjihtsraths 
perjönlid und jolidarijch zum Schadenserjag verpflichtet find, wenn mit 
ihrem Willen oder ohne ihr Einjchreiten Zinſen oder Dividenden gezahlt 
find, welche nad Art. 217 nicht gezahlt werden durften. Zu den Pflichten 
des Vorſtands gehört nach Art. 239 die Vorlegung einer Bilanz des ver: 
flofienen Gejchäftsjahrs jpäteftens in den erjten 6 Monaten des neuen Ge: 
ſchäftsjahrs, — für Banken eine unnöthig weite Friſtbeſtimmung. Die 
Art. 240 und 241 enthalten Vorjchriften über die Verpflichtung des Vor: 
Itands zur Berufung der Generalverfammlung, wenn ſich nad) der Bilanz 
das Grundkapital um die Hälfte vermindert hat, und zur gerichtlichen An- 
zeige, wenn das Vermögen der Gejellihaft nicht mehr die Schulden dedt 


67) S. meine Th. d. P. Acte S. 268-279. 
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Die Mitglieder des Vorftands haften ferner ebenfall3 perſönlich und folt: 
darijch für den Schaden, wenn jie entgegen dem Art. 217 an die Actionäre 
Zinjen oder Dividenden zahlen oder noch Zahlungen leiten, zur Zeit, wo 
ihnen die Zahlungsunfähigkeit der Gejellichaft hätte befannt fein müſſen. 
Beide Fälle können grade bei Banken wegen der Schwierigkeit eines ficheren 
Werthanſchlags der Activa leichter vorkommen, aber im zweiten all wird 
ber Nachweis des Vorwiſſens des Vorſtands jchwer jein. 


Das Wichtigſte für Actiengejellichaften und jpeciell wieder für Banken 
find die Grundjäge für die Aufftellung der Bilanz. Darüber 
enthält der Titel von der Xctiengejellihaft im Handelsgeſetzbuch keine wei— 
teren Bejtimmungen, jo dag aljo Alles dem Gejellihaftsvertrage überlafien 
war. Der Zujagartifel 239a des Geſetzes v. 11. Juni 1870 hat dagegen 
bier einige Vorſchriften getroffen, von denen namentlich die erjte für Banken 
bejonder8 wichtig if. Mit den folgenden Grörterungeu ift der Abjchnitt 
über die Activa der Bilanz oben (©. 95 ff.) zu vergleichen, 


41. Eur3habende Papiere dürfen danach höchſtens zum Curs— 
werthe, welden diejelben zur Zeit der — Se haben, angeſetzt 
werden. Eine Beſtimmung, die einen Fortſchritt gegen die hie und da uͤblich 
gewejene Praxis bezeichnet, im Curs gejunfene Werthpapiere nach dem An- 
faufspreije oder unter Bari gejunfene nad dem Nennwerth anzujegen, jo 
daß ein Theil der Activa nur fictiven Werth hat (j. o. ©. 104). Indeſſen 
genügt die neue Beſtimmung auch nicht für alle Falle Mit Rückſicht auf 
jie koͤnnen Cursmanoeuvres eintreten, um den Curs zur Zeit der Jahresbilanz 
zu fteigern und jo den Gewinn zu vergrößern. Im Lauf mehrerer Jahre 
läßt ſich dies Manoeuvre freilich kaum durchführen, da ein Sinten des Eur: 
je8 und eine fpätere Veräußerung bei dem niedrigeren Curſe kommende 
Sahregrehnungen mit Verluften belaften würde. Aber für ein einzelnes 
Jahr kann auf diefe Art wohl eine zu hohe fictive Dividende vertheilt wer- 
den, was für die Speculationdzwede gewiſſer Actionäre von Intereſſe fein 
fann. Ein gewiſſes Eorrectiv liegt auch hier in der Specialiät der 
Bilanz, indem jede einzelne Effect aufgeführt werden muß, woraus man 
dann ſchon eher die Berechtigung der Dividende erkennen fann. Kerner iſt 
der Curs von Effecten an der Börſe oft nur ein nomineller oder fic- 
tiver, indem zu demjelben ein irgend bedeutender Theil des Effectenbeftands 
einer Gejellfchaft, Bank u. ſ. mw. nicht realijirt werden kann. Eine ſolide 
Anftalt wird dann den Poften mit einem entjprechenden Abjchlage am Eurfe 
in die Bilanz jtellen, wozu das Handelsgeſetz die Ermächtigung gewährt, 
da es den Curswerth nur als Maximalanſatz bezeichnet. Cine unfolide, 
eine nur auf momentan hohe Dividende und Actiencurs ausgehende Anjtalt 
wird wiederum nur durch genaue Specialität ihrer Gffectenbeftände 
bier einigermaßen controlirt werden fönnen. Deshalb empfiehlt jich min- 
dejteng für Banken, namentlich für jolche mit bedeutendem Effectengejchäfte 
(Sreditanftalten i. e. ©.), am Beſten aber für alle Netiengejellichaften fol- 
ender Zufaß zu der erwähnten Bejtimmung des Geſetzes: „Kurshabende 
Wapiere dürfen höchſtens zum Curswerthe .. . . angejegt und müſſen 
nad den einzelnen Pojten getrennt in der Bilanz aufgeführt wer: 
den.” Dur diefe Vorjchrift laſſen ſich manche bedenkliche Gejchäfte der 
Ereditanjtalten mindejtend erjchweren. Der Einwand, daß dann das Ge- 
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heimniß der Operationen Preis gegeben werden muß, wiegt nicht ſchwer 
genug. 9%) 

2. Die Koften der DOrganijation und Berwaltung dürfen 
nicht umter die Activa aufgeführt werden, müſſen vielmehr ihrem vollen 
Betrage nad) in der Jahresrechnung als Ausgabe erjcheinen. Val. 0. ©. 96. 
Eine Bejtimmung, die einigen Schwindeleien unjolider Gejellichaften einen 
Riegel vorjchiebt, indeffen auch umgangen werden kann. Sie hat bei unjo- 
liven Unternehmungen ihre Berechtigung. Eine genauere Angabe, was zu 
den Organijations: und Verwaltungskoſten gehört, wäre jedoch wieder er: 
wünſcht. Selbjt im guten Glauben kann ſonſt Leicht eine Umgehung der 
Vorſchrift jtattfinden. Es müßten dabei die einzelnen Hauptgattungen von 
Unternehmungen mohl nad etwas verjhiedenen Grundjäßen behandelt wer: 
den. Im Einzelnen bieten fi” manche Zweifel hinfichtlih der Tragweite 
der neuen gejeglihen Bejtimmung, zum Theil deihalb, weil legtere, jo be 
rehtigt fie ihrem wahren Sinne nad bei unjoliden Unternehmungen 
ift, doc ein nicht unbedingt richtiges Princip für alle Fälle ſanctionirt. 
Ein Theil der Organijations- und jelbjt einzelne Posten der in einem Jahre 
vorkommenden Verwaltungskoſten gehören in der That zu den Verwendun— 
gen, welde dauernd oder für längere Zeit dad Unternehmen fundiren 
und daher wirklich auch in jpäteren Jahren noch ein Activum bilden, 5. B. 
bei Zettelbanten die Kojten der Notenfabrication, welche nad dem Wort: 
laut des Gejetes jett wohl auf einmal abgejchrieben werden müffen 6°); bei 
Verſicherungsgeſellſchaften manche Theile der Agentenprovifionen, über deren 
Verrechnung auch Meinungsverjchiedenheiten bejtehen; bei verjchiedenen Ge- 
jellihaften die Koften der erjten Organijation der Filialen u. a. m. Unter 
Umständen wird alfo durch die erwähnte Vorſchrift der Neingewinn eines 
einzelnen Jahres eigentlich zu ſtark reducirt. Dadurd) wird das Unterneh: 
men zwar jolider fundirt, aber die Erträge der einzelnen Jahre jehr un 
gleich, was wieder einige mihliche Folgen hat. 

Denjelben Effect hat die oben ſchon angeführte Zujaßbeftimmung im 
Art. 217 durch das Gejeß von 1870. Daraus ift nämlich abzuleiten, daß 
in einem einzelnen Jahre vorgefommene Verluſte jofort gänzlich abge 
jchrieben werden müſſen und nicht zur allmäligen Abſchreibung in fünf 
tigen Sahren als Aetivum vorgetragen werden dürfen. Dieſe Beitimmung 
fann für Banken bejonders bei größeren Berluften in Kriſen von Bedeu: 
tung werden. Sie jteht mit der mitunter vorgefommenen Praris der Ban- 
fen, 3. B. der Norddeutihen Bank in Hamburg i. & 1857 ff., nidt in 
Einklang, verdient aber doch wohl den Vorzug, obgleich auch fie nicht un 
bedingt principiell richtig ift (1. auch oben ©. 9). Schwierigkeiten 
macht nur wieder der Begriff „Verluſte“, befonders bei Banfen. Wenn 
hier nicht, in der früher ſchon von uns befürworteten Weife, nad) Analogie 
des nordamerikaniſchen Bankgeſetzes und der Statutenvorjhrift der Badiſchen 


6%) S. 0. ©. 104, Anm. 274. Die wie Pilze in ber Speculationsära 1871-72 
in Wien, Berlin entftandenen Börfen-, Wechſel-, Mafler:, Baubanken zc. veröffentlichen 
meistens Bilanzen, die ein Spott jeder Publicität find, oft 3/, und mehr ber Activa 
in 1 Poſten „Effecten.” 

68a) Es geſchieht übrigens nicht immer, f. z. B. ben Ausweis ber Sächſ. Banl 
für Ende 1872, wo die Banfnotenfoften mit 20,648 Thlr. ftehen, wovon bloß 10%/, ab’ 
geihrieben für 1872. 
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Bank, 69) Forderungen, die eine gewifje Zeit über Verfall ausgeblieben find, 
einftweilen ganz als Activum gejtrichen werden müjjen oder nur nach einem 
näher zu begründenden Taxwerthe angejegt werden dürfen, jo laſſen ji 
Berlufte oder uneinbringliche Forderungen Jahre lang als gute Activa in 
der Bilanz fortführen. Jeder Bankerott einer Bank pflegt Fälle joldhen 
Vorgehens offenkundig zu machen. Hier ijt aljo eine nähere gejetliche Be— 
ftimmung nothwendig, die vieleicht am Bejten als Punct 3 in dem Zujaß- 
artikel 239a de H. G. DB. Platz fünde. 

3. Der Betrag des Grundfapitals und des etwa im Gejell- 
ſchaftsvertrage vorgejchriebenen Reſerve- oder Erneuerungsfonds ift 
unter die Pajliven aufzunehmen. Eine Beitimmung, melde jchon früher 
von uns behuf3 formeller Vervollitändigung der Bilanz verlangt worden 
ift (j. o. ©. 87). 

4. Der aus der Bergleihung jämmtliher Activa und jämmtlicher 
Paſſiva fich ergebende Gewinn oder Verluſt muß am Schlufje der Bi: 
lanz bejonder8 angegeben werden, — wie wir gleichfalls früher jchon im 
Intereſſe ordentlicher Pubicität verlangten. 

Unter den Einſchränkungen, welche fih aus den vorausgehenden Be— 
jtimmungen ergeben, hat die Actiengejellichaft aljo die Freiheit, die Grund 
Jäge für die Aufitellung der Bilanz, der Gewinnberehnung und Geminn- 
außzahlung felbjt zu normiren. Sie muß aber darüber im Statute 
(Gejellihaftsvertrage) Beitimmungen treffen (Art. 209 Nr. T), welde dann 
jedenfall3 auch für die Gejellihaftsorgane und die Generalverjammlung jo 
lange maßgebend find, als fie nicht rechtsgiltig abgeändert worden. Zweifel 
über ben Umfang ber Nechte jener Organe und der Generalverjammlung 
in Betreff der Feitjtellung der Dividende können fich gleichwohl ergeben und 
find neuerdings hervorgetreten. 7%) Namentlih wird ſich fragen, ob der 
Actionär dag Recht hat, zu verlangen, dag ihm die Dividende in einer 
Höhe ausgezahlt werde, welche ſich aus dem Ertrage nad) Abzug der gejeßs 
lihen oder ſtatutariſchen Abjchreibungen und Dotationen des Reſervefonds 
ergiebt: m. a. W., ob umgefehrt die Gejellihaftsorgane oder wenigſtens die 
Generalverfammlung, — in mwelder nad Art. 224 des H. ©. B. die Ge: 
jammtheit der Actionäre die Nechte der Actionäre in den Angelegenheiten 
ber Gejellihaft, insbejondere auch in Beziehung auf die Prüfung der Bilanz 
und die Beitimmung der Geminnvertheilung ausübt, — dag Recht haben, 
größere als die gejeßlich oder jtatutarijch verlangten Abjchreibungen und 
Reſervirungen vorzunehmen. Ein ſolches Recht ift im nterejje der Soli- 
bität bes Unternehmens zu wünſchen und in den Händen einer tühtigen 
Gejellihaftäverwaltung werthvoll. Ein Widerſpruchsrecht des einzelnen 
Actionärd gegen die Beichlüffe der Generalverfammlung würde hier jehr 
mißlihe Eonjequenzen haben können. Aber jenes Recht führt anderjeits 
leicht zur Wiliführ, gegen welche die Actionäre grade durch das Geje und 
den Gejellihaftsvertrag gejhütt werden follen. Auch kann die Handhabung 


9) Bad. B. St. Art. 33: Werthpap. nad) Tagescurfe, zweifelhafte Forderungen 
nah muthmaßl. Werthe anzujegen. Forderungen, bie iiber 12 Mon, nad Verfall nicht 
berihtigt, bürfen in db. Bilanz des betreff. Jahres nicht aufgerechnet werben, 

0) So in einem intereff. Proceß, den ein Actionär des Norddeutſchen Lloyd im 
3. 1872—73 wegen ber durch ftarfe Abichreibungen rebucirten Dividende gegen bie 
Gefelih.organe anjtrengte, wobei er ini, Inſtanz abgewiejen wurde, in 2ter Recht erhielt, 

Wagner, Zettelbanfen. 38 
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des Rechts von der Verwaltung wohl zu privaten Zwecken, für gewiſſe 
Speculationsmanoeuvres, welche durch zeitweilige Reduction oder Vergröße— 
rung der Dividende begünſtigt werden, erfolgen. So bieten ſich bei jeder 
Entſcheidung Schwierigkeiten. Dieſen begegnet man außer durch weitgehende 
Oeffentlichkeit und durch Specialität des Rechnungsweſens vielleicht noch 
am Beſten dadurch, daß das Syſtem der Reſervefonds in der früher be— 
ſprochenen Weiſe (S. 463 ff.) weiter ausgebildet wird. Zu dem Behufe 
wären die drei oben genannten Zwecke des Reſervefonds zu unterſcheiden, 
für den Fonds zur Erhöhung des Stammkapitals und für denjenigen zur 
Ausgleichung oder Ergänzung der Dividende?9 in der jetzt in den Statu— 
ten üblichen Weije eine Marimalziffer im Ganzen und ein Maximalzuwachs 
im einzelnen Jahre (in einer Marimalquote des Reingewinns) fejtzufegen, 
worüber die Verwaltung und die Generalverjammlung nicht hinausgehen 
dürften, dagegen die Bejtimmung der Höhe des Reſervefonds zur Dedung 
von Verluften im Betriebe an freie Bejhlüffe der Generalverfammlung zu 
binden. Auch für erjt noch drohende Verluſte einen ſolchen Rejerves 
fonds (Delcrederefonds) anzulegen, müßte auf den Antrag der Verwaltung 
der Seneralverjammlung zufjtehen. Die dabei noch verbleibende Gefahr ei- 
ner MWillführ der Verwaltung wird kaum anders als durch meitgehende 
Publicität zu verhüten fein, und aud dadurch nicht immer genügend. Hier 
liegt wieder ein dem Aetiengejellichaft3mejen inhärenter Mangel vor. Eine 
Entiheidung durch eine abminiitrative Staatsbehörde über Streitig— 
feiten der Actionäre mit der Verwaltung oder über Protejte der Actionäre 
gegen Bejchlüjfe der Generalverjammlung und ebenjo eine gericdhtlide 
Entiheidung bieten große Schwierigfeiten bei der Bedeutung des technijchen 
Moments, das dabei in Betracht fommt. Ein jchiedsrichterliches Verfahren, 
wo Sacdverjtändige entſcheiden, empfiehlt fih nod am Eriten. Ein Gericht 
fann nur fejtitellen, was nach Geſetz und Statut Nechtens ift, aber nicht, 
ob da3 genaue Befolgen der VBorjchriften z. B. über die Marimalhöhe der 
Abjchreibungen und Reſervirungen nicht jehr nachtheilig für die Geſellſchaft 
ijt, während eine größere Rejervirung durch die Sachlage gerechtfertigt würde. 


ß. Beftimmungen ber deutſchen Zettelbanfjtatuten über den 
Rechnungsabſchluß. 


Für dag meiſte und wichtigſte hierher Gehörige kann auf frühere Ab— 
ſchnitte verwieſen werden. 

1. Ueber die Oeffentlichkeit und Specialität des Jahresberichts 
und des Rechnungsabſchluſſes und die in dieſen Beziehungen zu ſtellenden 
Anforderungen ſ. oben ©. 113 ff. 

2. Ueber die Functionen der Banfverwaltungdorgane und 
der Generalverfammlung beim Rechnungsabſchluß j. oben S. 485 
(Direction), 496 u. Anm. 943 (Bermwaltungsrath), S. 518 (Generalver: 
jammlung). 





) Bei d. Weim. B. ſteht neben dem ſtatut. gewöhnt, Nef.fonds in d. Bilanz 
f. 1872 eine Specialrejerve für „Aufbefferung der Dividende in minder ertrags- 
reihen Jahren“ (18.746 ThL). 
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3. Zur Prüfung der Rechnungen, eventuell zur Entlaftung ber 
Direction oder des Vermwaltungsraths werden regelmäßig Revijoren von 
der Generalverfammlung gewählt. 7?) Die Zahl diejer Mitglieder (oft 3) 
pflegt in den Statuten bejtimmt zu fein. Sie müfjen Actionäre jein, mit- 
unter, wie die Mitglieder des Verwaltungsraths, während ihrer Amtsdauer, 
3. B. für das laufende Gejhäftsjahr, Actien deponiren. An der Aufitel- 
lung der Bilanz wirken fie gelegentlich) neben Direction und Verwaltungs: 
rath mit, erjtatten auch wohl mit dem leßteren gemeinjchaftlic Bericht in 
der Generalverfammlung, die daraufhin dann Decharge ertheilt. 73 

4. Das Gejhäftsjahr iſt faſt allgemein das Kalenderjahr, nur 
bei neu errichteten Banken dauert die erjte Gejchäftsperiode gewöhnlich big 
zum Schluß des dem Jahre des Beginns der Gejchäfte folgenden Kalender: 
jahre. Die Bilanz wird aljo für den 31. December aufgeitellt. 

5. Die Statuten der nach dem Erlaß des Handelsgeſetzbuchs errichte- 
ten Zettelbanken oder die nad) diejem Zeitpuncte revidirten Statuten älterer 
Banken jchließen ſich auch in formeller und terminologiicher Hinficht genauer 
den neuen handelsrechtlichen Bejtimmungen über den Rechnungsabſchluß an. 
Der Ueberſchuß der gejelich oder ſtatutengemäß aufgemadten Activa über 
die Paſſiva bildet dann den zur Verfügung jtehenden Reingemwinn be 
Sabre. In den älteren Statuten finden ſich mitunter etwas abweichende 
Beitimmungen, namentlich in Betreff der Puncte, auf melde ji der Art. 
217 des 9. ©. DB. und der Zuſatzart. 239a beziehen (j. 0.).”) Das 
Handelsgeſetz geht jett hier natürlich vor. 

Ueber den NRejervefonds ſ. oben S. 463—474. Die Art der 
Berehnung der jährlihen Dotation des NRejervefonds iſt mitunter ver: 
Ihieden, namentlich von welchem „Reingewinn”, vor oder nach Abzug der 
Tantièmen und eines Minimalzinjes der Actien, er berechnet wird (j. u. 
Nr. 8). Die Vorjchrift, dag der einmal in Anjpruch genommene Reſerve— 
fonds erſt wieder auf jeine jchon erreichte Höhe gebracht werden muß, bevor 
eine Dividende an die Netionäre gezahlt werden darf, daß aljo m. a. W. 
unter normalen Verhältnijjen — von ganz außergewöhnlichen Verluſten ab- 
gejehen — eine Ertradotation neben der ſonſtigen ftatutariihen in einem 
Jolden Falle aus dem Reingewinn des Jahres erfolgen muß, beruht zwar 
auf einem joliden, aber einjeitigen Grundjage Denn die verjchiedenen 
Zwecke des Nejervefonds, von denen einer grade die Ergänzung der Yahres- 
dividende jein kann, werden dabei confundirt. 75) 

7. Die Aufftelung de8 Gewinn: und VBerlufteonto8, der Ein- 


72) 3, B. Danz. $ 4 Nr. 4 EdIn, eb. — Darmſt. neue Statut. von 1863 


$ 41. 
— 73) Alle dieſe Puncte in d. neuen Darmſt. Stat. $ 41. Deponirung v. 25 
ctien. 

79) Dieſe ſtrengeren Beſtimmungen des Handelsrechts waren > Theil ſchon in 
ben Statuten ber preuß. Priv.banfen enthalten. In Betreff des Werthanſchlags ber 
Effecten finden fih mitunter noch befondere Beftimmungen, 3. B. daß biejelben 
nicht zu einem höheren als dem Erwerbscurfe, wenn ber Börjencurs aber 
niedriger, nur zu biefem angejeßt werden bürfen. Danz. $ 44. Cöln eb. 

75) Die firengiten Banane wieberum in db. Stat. ber preuß. Priv.banfen. 
Danz. u. Edln Art. 44. Uebrigens auch neue Darmſt. St. Art. 44, wo bad im 
Tert erwähnte Princip aufgejtellt wirb. 9g* 
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nahmen und Ausgaben (Unkoſten) läßt allgemein in Betreff der 
Specialität der Publicationen zu wünſchen übrig (ſ. o. ©. 119). 
Hier wären dieſelben Grundſätze wie in den Rechnungsabſchlüſſen der 
Finanzverwaltung anwendbar und leicht durchzuführen. Bei den Einnah— 
men wird allgemein das richtige Prineip befolgt, anticipirte Beträge, 
wie ſie bei der Discontirung vorkommen, als Einnahme des nächſten 
Jahres vorzutragen, alſo von der laufenden Einnahme abzuſetzen: ſog. 
überhobener Discont. Bei den Ausgaben ſind jetzt die oben erwähn— 
ten Vorſchriften des Handelsgeſetzes maßgebend. Um den Actionären eine 
ordentliche Controle zu ermöglichen, ſollten die in der Generalverſammlung 
mitgetheilten und zu veröffentlichenden Ueberſichten der Unkoſten u. A. auch 
die Beſoldungen und Tantiemen nad) den Individuen des höheren 
Verwaltungsperſonals (Berwaltungsrath, Direction, Oberbeamte) jpecialifi- 
ren. Die Tantiemen gehören natürlich zu den eigentlihen Ausgaben 
oder Unkoften, aud wenn fie von dem fie noch einjhließenden Reingemwinn 
berechnet werden (ſ. u. Nr. 8 u. o. ©. 119). Um die verhältnigmähig 
große Kojtjpieligkeit der oberen Verwaltung der Banken mie anderer Actien- 
gejellihaften und das oft beitehende Mißverhältniß zwiſchen perjönlicher 
Leiſtung und Gehalts und Tantiemezahlung, 3. B. bei den Verwaltungs: 
räthen, deutlich für Jedermann erjichtlich zu machen, wäre eine joldhe jähr: 
liche Ueberficht nad) einzelnen Berjonen und einzelnen Einnahme 
titeln geordnet (Bejoldung, NRemuneration, Reijefoftenentihädigung, Ans 
weſenheitsmarken, Tantiemeantheil) belehrend. Auch ein wichtiger Punct 
zur unparteiiihen Vergleihung von Privat: und Staatöverwaltung. — Die 
gewöhnlihen Steuern gehören zu den laufenden Unkoſten der Ban. Die 
geieglihen Gemwinnantheile des Staats find im Weſentlichen nicht 
Steuern, jondern Gegenleijtungen der Bank für die gewährten Privi- 
legien, für die Verleihung des Rechts der Notenemijjion, wo 
einmal ein Notenregal beiteht (ſ. o. ©. 460). Sie werden daher aud, 
gleih den Tantiomen, nad dem jo und fo berechneten Reingewinn be: 
mejjen. Vom Standpuncte der Banf als eines jelbjtändigen Erwerbs: 
injtitut3 aus erjcheinen diefe Gewinnantheile des Staat? aber ebenjo mie 
die Tantiemen ald Unfojten, nad deren Abzug erft der wirkliche, 
den Actionären verbleibende Reingewinn fich ergibt. Alle dieſe Verhältnijie 
jollten Klar und a aus dem Bericht und Rechnungsabſchluß Ber- 
vortreten (ſ. Anm. 76 u.). 

Die Vertheilung bes Reingewinnes. In ber Regel be 
ziehen die Mitglieder der Direction (ſ. 0. ©. 488), des Verwaltungs: ober 
Aufſichtsraths (S. 502), mitunter aud) andere Beamten (3. B. bei der 
Badiſchen Banf) Tantiemen vom Reingewinn. Die Methode der 
Berechnung biejer Tantiemen iſt verjchieden. Gewöhnlich erhalten bie 
Actionäre aus dem Reingewinn, vor, mitunter aud nad jtatutenmäßiger 
Dotation des Nejervefonds, einen Minimalzins Die Tantiömen wer» 
den dann von dem hiernach verbleibenden Ueberjchuß berechnet, wiederum 
bald jo, daß auch erjt die Dotation des Reſervefonds vorweg geht oder jo, 
daß diejelbe erjt von dem nad) Abzug der Tantiemen reftirenden Ueberſchuß 
erfolgt oder jo, daß die Dotation des Reſervefonds und die Tantieme von 
demjelben Reingewinn abgehen. Was dann noch bleibt, fällt an die Actio- 
näre al3 Dividende (Superdividende), vorbehaltlih der pafjenden Abrun- 
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dung ber letzteren. Der nicht aufgehende Reſt wird auf neue Rechnung 
vorgetragen. 7%) Die Auszahlung der Dividende erfolgt meift kurze Zeit 
nad) der ordentlichen Generalverjammlung, welche die Rechnung genehmigte, 
mitunter von Terminen an, melde die Statuten nennen, ?”) gewöhnlich an 
ber Bankcafje im Domicil der Hauptbank und an den „Filialen u. j. mw. 
Zahlung aud an andren Orten zu bejtimmen, ift biömweilen dem Verwal— 
tungsrath ausdrüdlich vorbehalten. 7) Abſchlagszahlungen auf die Divis 
bende, melde in älteren Statuten deutjcher Actiengeſellſchaften öfters ala 
fefter Zins firirt find, werden gelegentlih im laufenden Geſchäftsjahr jchon 
gezahlt: eine Statutenbejtimmung 7°) und Prariz, welche durch dad Verbot 








16) Beifpiele: Berl. Caſſ. Ber. $ 65. 4%, Zins vorweg an bie Actionäre, 
von bem biefe 4%, mit enthaltenden Reingewinn nad Abrehnung aller Unkoften 8%, 
als Tantieme an db. VBerw.r. u. vollzieb. Director (woran nur bie nothwendige Ber: 
fürzung erfolgt, wenn bie Actionäre jonft nicht 4%, erhielten). Bon bem Reit bes 
Reingewinns, nachdem bie Actionäre 5%, Divid. erhalten haben, kommt bie Hälfte in 
b. Reſ.fonds, bis biefer 25%, des Stammkapitals oder '/, Mill. Thl. erreicht bat, ber 
Reſt als Dividende an bie Actionäre. Die Beftimmung des $ 36 f. iſt durch d. H. G. B. 
als aufgehoben anzujehen, — Göln $ 44: vom bilanzmäß. Reingewinn zu näch ſt bie 6°, 
Tantieme an ben Verw.r. ($ 29), vom Reſte 20%, in den Refervefonds, bis diefer 25%/, bes 
Capitals, dann erft der Üeberſchuß als Divid. an d. Actionäre. Wenn fpäter einmal der 
Reſ.fonds angegriffen, fo muß er erft burch Reduction d. Divid. auf d. Hälfte auf feine frühere 
Höbe gebracht werben. — Baier. B. $ 39: vorweg 3%, Zins an d. Actionäre, vom 
übrigen (?) Reingewinn nad Abzug aller Unkoften, Berlufte, zweifelh. Forber. 3/4 als 
Euperdiv. an db. Actionäre, 1/, in den Rei.fondse, bis biefer auf 7'/, %, des Kapital: 
ftods. — Brem. 8. $ 77, 80, 81: zu nächſt aus dem NReingew. 4%, Zins an d. Ac- 
tionäre, vom Ueberſchuß 10%, an ben zur Deckung außergewöhnl. Verluſte beflimmten, 
auf 10%, bes Actienfap.s. fir. Refervefonds, 10%, Tantiöme an db. Verw.r., Reft als 
Superdiv. an Xctionäre oder, foweit es angemefien z. Abrund. d. Divid.betrags, in d. 
neue Yahresrechn. Hat d. Nei.f. 10%, v. Kap. erreicht, fo bejtimmt db. Gen.verf. eine 
etwaige weit. Zuwendung. — Franff. B. Art. 65—69: vom Reingewinn (mie es 
fcheint nad Abzug der Vergütungen an d. Verw.r. nad d. Syſtem db. Anweſ. marken) 
1/, in d. Ref.fonds, bis biefer 20%, des emitt. Act.fap.s, erreicht, der Reſt als Divib, 
an bie Actionäre, Reif. z. Erſatz v. Berluften beitimmt, bei gew. Höhe eventuell mit 
zur Ergänzung ber Divid. (Art. 68). — Darmft. neue Stat. $ 41: vorweg 4% 
Zins v, Reingewinn an b. eingezahlte Actienfap., vom Reſt wenigftens 10%, an d. 
Reſ.f., folange er nicht '/,, des Actienfap.s., auf welcher Höhe er zu erhalten, bann bie 
ftat.mäß. Tantiemen (10%, biefes Reſts an Aufi.r., $ 22, im Mar. 5%, an Direction, 
$ 26); der Ueberſchuß Superdiv. — Goth. B. $ 36, 37. 4%, zunädhit als Zins an 
d. Xctionäre, v. Reſte 10%, in d. Refi.fonds (ber z. Ded. v. Verluſten u. z. Ergänz. d. 
Divid. auf 4%, dient), jolange der Rei.f. nicht 10%, des Nominalbelaufd ber emitt. 
Actien beträgt (wenn eine Vermind. des Reſ.f. eingetreten, ift bie Dotation jährl. 20%, 
bis bie frühere Höhe erreicht if); ferner im Mar. 5%, des Reſts vor Abjegung ber 
Referve an d. Dir, wenn Gen.verf. nicht höheren Betrag bewill., u. 5%, an Berw.r. 
als Tantiè me. Der Ueberſchuß Divid. — Gera $ 30: zunächſt 4%, aus db. Gewinn 
an b. Act., v. Reft 10%, in d. Ref.f. (f. Verlufte, Mar. deſſ. 10%, d. Kap.s., N 33), 
dsgl. 10%, an Berw.r. als Tantieme, Ueberfhup Divid. — Bad. $ 34—36: 49), an 
b. Act., v. Reft '/,, in db. Reif. (f. Verluſte, ihm fließen auch die Zinfen feiner Eap.: 
anl. zu, ferner d. Gewinn aus db. Ausgabe neuer Actien über Pari), folange er nicht 
10%, des Act.fap.s. beträgt, ferner je 5%, f. d. Tantiemen bes Aufj.r. u, ber Dir. incl, 
Beamte; v. Ueberſchuß zunächſt 1 weitres %, an db. Actionäre; von bem dann bleiben: 
ben Refte '/, an db. Staat, *%, an db. Act. als Superdivid. — 22. auh Oldenb. B. 
$ 27. — Preuß. B. ſ. o. ©. 467 Anm. 876. Bol. auch d. Anm. auf ©. 464 ff. 
über andere Banfen, 

N) 3,8 Darmft. 1. Apr, Gotha 1. Mai, Gera 1. Juli. 
„ . B. Gotha $ 37. 
9) 3,8, Gotha eb, Oldenb. $ 27. 
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bes Art. 217 des H. ©. B. nicht getroffen werben. Die nicht eingeliefer- 
ten Zins- oder Dividenbencoupond verjähren in ber üblichen Friſt G. B. 
4 Jahre in Preußen) zu Gunjten der Gejellihaft. *0) 


y. Rechtfertigung ber Gewinne ber Zettelbanfen. 


Die Gemwinne der Zettelbanken find im Princip viel gerechtfertig— 
ter, d. h. öfonomijch verdienter, ferner au) viel mäßiger, als einjeitige 
Gegner aprioriftiih anzunehmen und aus willtührliden Zahlen heraus: 
zurechnen pflegen. Darin haben deutſche Bankbroſchürenſchreiber neuerdings 
Großes geleijtet. Es iſt ſelbſtverſtändlich unzuläjlig, hierfür etwa von ber 
Ziffer der Notencirculation nad Abzug des gejeglichen oder jtatutarijchen 
Dritteld oder Viertel3 Baar auszugehen und unter Anlegung eine will- 
führlichen Zinsfußes einen fictiven NReingewinn zu berechnen, der dann etwa 
ald Geſchenk an die Actionäre oder gar als Beiteuerung de Publi— 
fums zu Gunjten der Actionäre bezeichnet wird. Letztre Auffafjung ift nicht 
mehr und nicht weniger richtig als die jocialdemocratijhe Theorie von der 
ökonomischen Unverdientheit des Kapitale und Unternehmergewinnd über: 
haupt. Ansbejondre verhält es fi mit dem Gewinn der Zettelbanken nicht 
ander8 wie mit demjenigen der Depofitenbanfen. Auch die legteren führen 
in ihrem Contocorrent:, Giro: und Chedgeihäft und in Verbindung mit 
dem Ausgleihungshaus (Clearing-Houſe) zu einer Verdrängung, bez. Er: 
jparung des baaren Geldes, der Münze, als Umlaufsmittel” Sie maden 
daher ebenjo wie die Zettelbanfen durch die Notenemijfion einen Theil des 
vorhandenen, in dem circulivenden Metallgelde angelegten National: 
fapital3 für andre Zwecke disponibel, oder fie benehmen die Nothwendigkeit, 
für den eintretenden Mehrbedarf an Circulationsmitteln neue Metallgeld 
u beihaffen, aljo einen Theil der nationalen Kapitalien in dieſer Weije 
ale Beides die volkswirthſchaftlich günſtige Wirfung der Erebit- 
wirthichaft. 8) Die Heritellung guter, ficherer und bequemer Zahlungsein— 
rihtungen durch die Depofitenbanken und die Beihaffung eines guten Cir— 
eulationsmitteld für die Zahlungsvermittlung in den Banknoten durch die 
Zettelbanken find in der That zwei ganz analoge Dienftleijtungen, welche 
ihr Aequivalent in dem Gemwinne aus diefen Gejchäftszweigen finden. Bei 
Banffreiheit und formeller Banfgejeßgebung in dem von uns gebrauchten 
Sinne des Worts werden dieje Gewinne in der gewöhnlichen Befteuerung 
genügend getroffen. Bei Feithaltung der Notenregalität und der Privilegi— 
rung der Notenausgabe rechtfertigt jih im Princip allerding3 eine 
bejondere Gegenleijtung der Zettelbanf an den Staat, welde 
am Beiten in einem Gewinnantheil feftgeftellt wird (j. o. ©. 462), 
aber nur jomweit eben ein Ertrageminn über den in verwandten Geſchäf— 
ten üblichen Betrag hinaus befteht und dieſer Ertragewinn wirklich die 
Folge des Privilegd, namentlich des Ausſchluſſes der Eoncurrenz 
Dritter ift. Der ganze Gewinn der Zettelbank ift durchaus nicht auf das 


50) Frankf. B, Art. 7L: verfall. Divid.beträge in d. Ref.f., jolange biefer 
unter ftat.mäß. Höbe, dann 3. b. allg. Einnahmen db. Banf. — Könnte nicht nach ber 
Analogie des berrenlofen Guts in allen ſolchen Fällen, zumal bei Coupons von Inhabern: 
papiere, ber Anfall an ben Staat geredtiertigt werben? S. barüber unten im Gay, IV. 

1) ©, meine Ruſſ. Pap.wäh. ©. 60 if. 
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Privileg zurückzuführen, nicht ein dieſem zu verdankendes Geſchenk an bie 
Inhaber der Bank (die Actionäre), jondern in der That großentheilg, 
nämlich von jenem Ertragewinn abgejehen, ökonomiſch verdient durch 
die Herjtellung guter Banknoten für den Verkehr und durch die Dienfte 
ber Zettelbanfen ala Creditvermittler. Die Herjtellung von Banknoten ver: 
Yangt die Widmung eine® Stammkapital al3 Garantie: und Geſchäftsfonds 
(j. o. ©. 431) an das Notengejchäft, ferner die Führung dieſes Geſchäfts 
nad eigenthümlichen joliden Grundjäßen, deren Innehaltung allein gute, 
ftet3 einlösbare Noten verbürgt, aber keineswegs eine bejonders hohe Nente 
ermöglicht. Die Heritellung ſolcher Banknoten ijt daher eine volkswirth— 
ſchaftliche Leiſtung, welche in dem Gewinne der Zettelbanf ihre ökonomiſch 
verdiente Gegenleiftung mit demjelben Rechte findet, wie dies bei andren 
Banken und bei.allen Gejhäften überhaupt für deren Leitungen der Fall 
it. Ungemöhnlic groß ilt diejer Gewinn aus dem Zettelgejhäft meiſtens 
nicht, wo nicht jehr umfajjende Privilegien oder ein Monopol vorliegen. 
Selbit mo er aber, abgejehen von leßterem alle, ungemwöhnlih groß ift, 
ift feine Höhe nicht nothwendig durch das Privileg bedingt, fondern oft 
mehr die Folge eines factiſchen Monopols in einem Verkehrskreiſe. Dies 
rechtfertigt jedenfalls die Anfechtung dieje8 Gewinns ebenfalls nicht mehr 
als diejenige jedes Ähnlichen Gemwinnd aus andren Bank» und jonjtigen 
Geihäften, 3. B. der Nctiengejellihaften, mo ebenfalls die Vortheile des 
Großbetriebs, des factiichen Monopol3 mitjpielen. Entweder find alle 
ſolche Gewinne wenigiteng — um nicht zu jagen: die Kapitale und Un: 
ternehmergewinne überhaupt — ökonomiſch theilmweije unverdient, 
und dann freilich unter Umitänden ber gewöhnlich mäßigere Gewinn der 
Zettelbanfen gleihfall3: dann bejteuere man fie alle noch apart, eine 
Conſequenz, vor der ich mich nicht jcheuen würde: fie geht in die Forderung 
be3 Progrejfivitenerprincipg aud. Oder diefe Gewinne gelten, nach ber 
berrichenden Wirthſchaftslehre und dem pofitiven Privat: und Beſteuerungs— 
recht, als bei freier Goncurrenz dfonomijch ganz verdient: dann Fann 
man auch den nicht durch Privilegien Fünitlich gefteigerten Gewinn der 
— nicht verwerfen, er iſt dann ganz derſelben Natur wie der 

ewinn andrer Geſchäfte, namentlich gar nicht ſpecifiſch verſchieden von 
demjenigen andrer Banken, und eine aparte Beſteuerung dieſes Gewinns 
der Zettel banken allein iſt unzuläſſig. 

Die übliche Herausrechnung eines großen Gewinns aus dem Noten: 
geſchäft iſt aber außerdem von Grund aus verfehlt. Nicht die geſetzlich 
oder ſtatutariſch zuläſſige Minimalhöhe des Baarfonds entſcheidet für die 
Rente aus dem Notengeſchäft, ſondern die thatſächliche Höhe, die keineswegs 
nur in der Macht der Banken liegt und regelmäßig die geſetzliche überragt. 
Das Notengefhäft verlangt ferner ein eigenes nicht zu Kleines Stamm: 
fapital, das mit den Notenklapitalien in ficheren, mäßigen Zins bietenden 
Anlagen, vornemlih in Discontowechſeln, zu belegen ijt, während es in 
andren Gejchäften ſich leicht höher verzindt. Der ganze jonjtige Activges 
ſchäftskreis der Zettelbank ift ein enger und gewährt feine große Gewinns 
hancen. Die jonjtigen Paſſivgeſchäfte liefern auch oft nur mäßigen Gewinn. 
Die Vermaltungskoiten find nicht unbedeutend. Wenn auch weniger als 
bei andern Banken, bejonderd den jog. Ereditbanfen und bei manden an— 
dren Gejhäften, jo ſchwankt doch die Dividende der Zettelbanken nach all: 
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emeinen politiſchen und wirthſchaftlichen Conjuncturen ebenfalls nicht un⸗ 
—— Die viel bekrittelten kleineren deutſchen Zettelbanken, die eben 
zu den nicht beſonders privilegirten gehören, ferner die preußiſchen Provinzial⸗ 
banken haben im Durchſchnitte überhaupt und vollends aus dem Zettelgeſchäft 
allein eine ſo mäßige Rente gegeben, daß die Widmung eines Stammkapitals 
an dieſes wenig lucrative Gejchäft gegenüber ſonſt ſich bietenden Gewinnen eher 
als ein Opfer der Actionäre, (Efreilich nicht der Gründer) für volks— 
wirthſchaftliche Intereſſen erſcheint, denen dieſe Banken trotz Allem weſentlich 
dienten. Vgl. darüber die Rentabilitätsdaten im Statiſtiſchen Anhange. 82) 


IV. Beſtimmungen über die Stellung bes Stants zur Errichtung ber Zettelbanken. 


Die Grundfäge, nad welchen ſolche Beitimmungen zu normiren find, 
ergeben ich als Eonjequenzen der Rejultate unſrer vorausgehenden Erör— 
terungen. 9) Sie geftalten ſich verjchieden nad) dem maßgebenden banfpo- 
litijchen Standpuncte, den man in der Zettelbankfrage einnimmt. Die Zu: 
läſſigkeit ſolcher verjchiedenen Standpuncte haben wir wiederholt betont. 
Unter der Vorausfeßung, daß bejtimmte Gautelen je nach den verjchiedenen 
Eventualitäten getroffen werden, was jehr wohl möglich ift, kann man die 
Zettelbankfreiheit, daS Conceſſionsſyſtem, die Decentralijation, die Gentrali- 
jation, da3 Monopol der Banknotenausgabe u. |. w., zwar niemals abjolut, 
aber je nad den Umſtänden relativ rechtfertigen. Jedes Bankſyſtem hat 
dann feine jpecifiihen Borzüge und Nachtheile. Entſcheidet man fi für 
da3 eine oder andre, jo gilt e8, durch die richtige Wahl der Maßnahmen 
und gejeglichen Vorſchriften die ihm anklebenden Nachtheile möglichjt zu be: 
jeitigen oder, da das in der Regel nicht völlig geſchehen kann, zu vermin- 
dern, ferner die Vortheile andrer Syſteme damit thunlichſt zu verknüpfen. 
Auf welche Weije hierbei vorzugehen ift, das haben wir in den bisherigen 
Theilen diejes Werks darzulegen geſucht. Bon einzelnen Hauptpuncten find 
namentlich folgende in Betracht zu ziehen. 

1. Wie auch immer die Entjheidung in Betreff de3 Bankſyſtems aus: 
falle: eine Reihe von Beitimmungen über die Behandlung der Bank: 
note durd die Gejeggebung und über die Controle der Zettelban- 
fen, inöbejondre über dag Princip der Publicität, muß im Wefent- 
lien gleihartig getroffen werden (©. 11, 34, 455), Die entjcheidende 





82) Nur ein paar Beifpiele bier. Selbft d. Darmſi. Zettelb,, die ſchon cin 
größeres Verkehrsgebiet für fih hat, gab 1862—71 im Durbihn. 6.7250, Dividende, 
bie Frankf. B. bei ihrem fact. Monopole in einem wicht. Theile Sübbdeutichlands 6,63, 
die Hannov. B. 5,02, die Braunſchw. (1864—66 O wegen IUnterbilanz) 4.39, b. 
Goth. 6,#, die Weim. 5,%%, bie Geraer 7,375 (wobei bie andren Geſchäfte ben 
Ausihlag gaben, nicht bie Notenausgabe), die im Ganzen rentabelfte preuſßiſche 
Priv.b., die Danziger, bei der das Depof.geich. größer, 6,5%%,. Der Berl. Gaff.:ver. 
bezieht bekanntl. feine höhere Rente (1862—71 9,97®,,) a. d. grofart. Depoj.: u. Girogeſchäſt. 

#3) Es ift für das Folgende zunächſt befonders zu verweilen auf ©. 15 A 
u. fi. bis ©. 3, dann auf Thl.I. Gay. 2 ©. 3 ff. bei. ©. 11 ff., 17 ff. endlih nam. 
auf S. 155—160, ben einleitenden Abſchnitt des 3. Gapitels des Thls. IT. 
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Bedeutung diefer Puncte überfehen zu haben, war der Fehler der bisherigen 
Banftheorie, dem aber auch die Praxis der Geſetzgebung vielfach anheim 
gefallen ift. Wir Haben uns hier ganz auf die Kapitel I. und II. des zwei— 
ten Theils dieſes Werkes (nebſt den Nachträgen dazu) und was die Reform 
des deutjchen Zettelbanfmwejend anlangt auf die dafür oben ©. 450, 457 
aufgejtellten Vorſchläge zurückzubezichen. 

2. Die Frage, ob die Ausgabe von Banknoten, bez. die Errid; 
tung von Zettelbanfen aud dem Privaten, 3. B. einer Handelsfirma 
oder ber gewöhnlichen offenen Handelsgejellihaft zuftehen foll; ob 
neben diejen oder unter deren Ausſchluß die Actiengeſellſchaft 
und eventuell die Commanditgejellihaft auf Actien; ob ferner Ge- 
nojjenjhaften oder ähnliche Gebilde mit beftimmt firirter privat- 
rehtliher Stellung, 3. B. mit dem Princip der unbegrenzten Haftbarkfeit 
der Gejellihafter mit dem ganzen Vermögen für die Schulden der Gejell- 
Ihaft; ob endlih andre Eorporationen, die Gemeinden, Kreije, 
Provinzen, ob der Staat jelbft Banknoten auszugeben und Zettelbanken 
zu errichten das echt haben jollen, — mit einem Worte die Frage nad) 
dem Rechts- und Wirthſchaftsſubjeet, das die Banf errichtet, und 
nad den Bedingungen, unter denen diefe Errichtung dann jtattfindet, 
. Frage ſpecialiſirt jih im Weſentlichen doch nad dem Bank— 
ſyſtem, das einmal gewählt wird, wenn ſich auch einiges Gemeinſame 
darüber ſagen ließe. Wir behalten die Beantwortung, ſoweit ſie im Vor— 
ausgehenden noch nicht erfolgt iſt und überall hierher gehört, den einzelnen 
Abſchnitten unten vor. 

3. Ein beſonders wichtiger Punct iſt beim Bankweſen überhaupt und 
auch beim Zettelbankweſen die Herftellung einer organiſchen Ver— 
bindung unter den verſchiedenen ſelbſtändigen Bankanſtalten 
(„Bankindividuen“) und die Errichtung von Filialen u. dgl. m. Sei— 
ten3 der einzelnen Banken. Auch in diejer Beziehung gejtalten fich die Ver— 
hältniffe vornemlihd nad den Bankiyftemen verſchieden. Beim 
Monopol wie in Frankreich, Defterreih, Rußland und in der Hauptſache 
au bei vorwiegender Gentralijation der Notenausgabe, wie in 
England, Preußen, liegt der Schwerpunct der Frage in dem Filial- 
ſyſtem. Durch diefes werden eine Menge einzelne Bantftellen an verſchie— 
denen Orten geihaffen und hierdurch die Ereditgewährung mit den durch die 
Notenausgabe disponibel gewordenen Kapitalien gleihmäßiger nad dem 
Verkehrsbedürfniß räumlich vertheilt. Ein gutes Filialen 
neg ijt ein unentbehrlihes Gomplement des Monopol= und 
Centralbankſyſtems. Dadurch wird die obige Forderung erfüllt, die 
dem Syſtem der Decentralijation und Banffreiheit eigenen Vortheile durch 
bejondere Einrichtungen möglichft auch mit dem entgegengejeßten Syſtem zu 
verbinden und die dem eigenen Syftem auflebenden Mängel jo möglichſt zu 
vermindern. Nothwendig ift in diefem Falle ferner die Kürjorge für die 
Einlöfung der Centralbantnoten auch noch an anderen Bank— 
ftellen al3 am ©ike der Hauptbank. Umgekehrt Liegt beim Syſtem 
der Banffreiheit, der Decentralifation und des letere begünjtigen: 
den Conceſſionsſyſtems der Schwerpunct der Frage in der Ver: 
fnüpfung der einzelnen felbftändigen Banken unter einander, 
daher in der gegenjeitigen Annahme und dem regelmäßigen Aus 


taufh der Banknoten, ferner in der Einldjung der Noten an 
Hauptorten des Verkehrs, um die Eirculationsfähigkeit der Noten zu 
heben, fodann in der Erridtung von Ausgleihungshäufern 
(Clearing: Houfe) an beftimmten Orten für die verjchiedenen hier do: 
micilirten Banken und in der an folche Häufer fi anfnüpfenden Organi: 
fation eines Eorrejpondenzdienftes, um Zahlungen zwiichen Banken 
und ihren Runden an verjchiedenen Orten leicht zu vermitteln. Die Noten: 
austaufcheinrichtung und dag Ausgleihungshaus find das nothmwendige 
Gomplement des Syſtems der Decentraliiation, wodurch defien Mängel 
möglichft vermindert und die Vorzüge des andren Syſtems möglichft herüber 
genommen werden. Die Errichtung von Filialen ift auch für Kleine Banken 
wichtig, man braudt nur an Schottland zu denken, wo ein vollendete 
Bankiyftem auf den Grundfäßen der Decentralijation des Bankgeſchäfts 
(auch der Notenausgabe) in eine mäßige, übrigens, abgejehen von der No: 
tenausgabe feit 1845, nicht gefetslich beſchränkte Zahl jelbftändiger Banten, 
ferner des Notenaustauſchs und der Abrechnung unter einander und endlid 
des entwideltiten Tilialenneßes beruht. Nur wird bei der Decentralifation 
des Bank- und Notenweſens mehr ein provincielles, bei der Eentralija- 
tion ein interprovincielle3 oder das ganze Staat3gebiet umfa‘: 
ſendes Filialennet in Betracht kommen. 

Ein Eentralbankiyftem mit engem Filialenne und ein decentralifirtes 
Syftem mit Notenaustaufcheinrichtung und Ausgleihungshaus bieten viel: 
fache große Aechnlichkeiten in ihren Leiftungen für den Verkehr, fomohl in 
Betreff der Jahlungsvermittlungen ala der Greditgewährungen. Sind beide 
Syſteme gut organifirt, hoch entwickelt, die einzelnen Banken und Filialen 
tüchtig geleitet, die Einlöfung der Noten unferen früheren Anforderungen 
gemäß eingerichtet, fo iſt es ſchwer zu entjcheiden, weldhem Syſtem man den 
Vorzug zugeftehen joll. Auch diefer Umſtand wird den unbefangenen Beur: 
theiler wieder beftimmen, den „Abjolutismus der Löſungen“ auch in dieſer 
Frage zu verwerfen und die Nelativität aller Argumente anzuerkennen 
(©. 19 A). Es wird daraus ferner der Schluß abgeleitet werden Fönnen, 
dak man im concreten Falle der Praxis vollends vorſichtig fein muß, 
dad eine oder das andre, einmal bejtehende und gut bewährte Syftem zu 
Gunften des andren zu bejeitigen oder nur wefentlich zu ändern. Das i 
für die gegenwärtige preußiſch-deutſche Zettelbanffrage gewiß ebenfalls zu 
bedenken. Bei der Enticheidung für oder wider dag eine oder andre Syſtem 
muß man eben an die gegebene Geftaltung anfnüpfen. Das iſt muthmah- 
(ih das richtigfte Verfahren und zugleich dasjenige, welches man megen der 
Relativität der Vorzüge und Nachtheile der verfchiedenen Bankſyſteme 
empfehlen darf. 

Die Ordnung der Einlösbarkeit der Banknoten der Gentralbant 
und einer Vielheit von Banken an mehreren Orten, ferner die Rege 
lung der gegenfeitigen Annahme der Noten bei den Banken umd 
des Notenaustauſchs im einem decentralifirten oder gemifchten Bankſyſtem 
find bereits früher allgemein (Thl. UI. Cap. 1, Abſchn 5 Wer. b ©. 60 fi. 
u. 4 ©, 49 ff.) und auch jpeciell für die jegige Sachlage in Deutſchland 
(auf S. 450) beſprochen worden. Im Folgenden handelt es fich daher nur 
no um die Frage der Filialen. 

4, Die Frage der freiwilligen oder zwangsweiſen Auflöfung der 
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Zettelbanf gejtaltet fich wiederum nad) den verjchiebenen Bankſyſtemen ver- 
ihieden. Sie ift daher in den einzelnen Abjchnitten unten zu berühren. 

E3 find demnah im Folgenden befonder8 noch drei PBuncte zu 
erörtern: 1. Das Rechts: und Wirthſchaftsſubject, welches die Zettel: 
bank errichtet und verwaltet, fowie die Bedingungen, unter welchen ein 
ſolches Rechtsſubject, insbeſondere eine Geſellſchaft, Fünftlich gebildet werden 
fann und unter welchen es die Zettelbanf erridtet. 2. Das Filialen: 
mwejen. 3. Die Auflöſung der Zettelbanf, 

Für alle weiteren Puncte, insbeſondre die Höhe und Anlage des 
Stammfapital3 und des Reſervefonds, die Höhe und Dedung der Noten: 
ausgabe, die Stüdelung der Noten, die Annahme der letzteren an öffentlichen 
Kafjen, die ſonſtigen Puncte Hinfichtlich der Behandlung der Noten, bie 
Beiteuerung und die finanziellen Gegenleiftungen der Banken ift ganz auf 
frühere Abſchnitte zu verweiſen, namentlich auf die jpeciellen Vorſchläge für 
Deutihland S. 433—463. Um jedoh zum Schluß eine Weberficht über 
alle in Betraht kommenden Momente und damit ein abgerundetes Bild der 
rationellen Geftaltung jedes einzelnen Bankſyſtems zu geben, jollen in jedem 
der folgenden Abjchnitte die jpeciell dahin gehörigen Nejultate der früheren 
Grörterungen kurz zufammengefaßt werden. 

Die Zettelbanffyfteme, welche hier vorzuführen find, können in 
der auf S. 15 A angegebenen Weije aufgeftellt werden, wo wir dann zum 
Zweck diejer abſchließenden Unterfuhungen drei Syfteme unterjcheiden. 

1. Syjtem der Zettelbanffreiheit auf Grund eines allge 
meinen Zettelbankgeſetzes mit Normativbedingungen. Die thatjädhliche 
Entwidlung wird hier eine gewiſſe Decentralijation fein. ©. u. Abtheil. 1. 

2. Syitem des Notenmonopol3 auf Grund eines jpeciellen Ge- 
ſetzes über ein ftaatliheg Notenregal und defien Berleihung. Die 
thatjählihe Entwicklung ift bier die völlige Gentralijation ©. 
unten Abtheil. 2. 

3. Gemifhtes Syftem: eine oder mehrere, gleihmäßig oder 
wieder verjhieden privilegirte Gentralbanfen neben einer klei— 
neren ober größeren Anzahl Eleiner Zettelbanten j. u. Abtheil. 3. 

Diejes Syitem kann ſich rechtlich und thatjächlid bald mehr dem 
Syitem de3 Monopol3 und der Gentralijation, jo in Preußen nad) der bis— 
herigen Zettelbankpolitit, ferner in England in der neueren Zeit, bald mehr 
dem Syſtem der Bankfreiheit und Decentralifation nähern, jo in Deutjch- 
land, diejes jchon bisher al3 ein Ganzes aufgefaßt. Will man das Erftere, 
jo wird man die Notenausgabe gern auf die bisher beitehenden Banken be: 
Ihränten, deren Eingehen oder Vereinigung (Fufion) begünftigen und für 
etwaige neue Banken am Goncefjionsprincip im einzelnen falle, 
womöglich, wie nad) dem neuen deutjchen Gejege von 1870, an der Con— 
cejjion durch Geſetz fefthalten. Will man mehr auf das zweite Ziel 
hinaus, aber anderjeits eine oder mehrere Gentralbanten neben fleineren 
haben, jo wird man ein allgemeines Banfgejek mit Normatinbe: 
dingungen vorziehen, woneben eine oder einige größere Banken beſon— 
dere Privilegien erhalten. 

In Deutichland Handelt es fich gegenwärtig wohl im Ernſte nur um 
eine Reform in ber Richtung des thatfächlich beitehenden gemijchten 
Syſtems. Die Zettelbankfreiheit, obwohl unter den von uns 
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aufgeftellten Cautelen (f. den folg. 1. Abjchnitt) wiſſenſchaftlich und 
practifch haltbar und manche fpecifiiche Vorzüge bietend, hat jetzt feine Aus: 
ſicht auf reichägefetliche Anerkennung. Wirken hier auch viele Vorurtheile 
und eine oft kaum glaubliche willkührliche Auslegung der Thatſachen ein,®*) 
polemifirt man bei ung auch ganz faljch mit Hinmeifen auf die Mängel des 
Zettelbankweſens der Kleinftaaten gegen die Zettelbankfreiheit, die doch durch 
dieſes Bankweſen nicht dargeftellt, jondern höchſtens carricirt wird, — 
jo muß man eben einmal mit diefen Anfichten großer Elaffen rechnen. Das 
Syftem ded reinen Notenmonopols andrerſeits hat den gegebenen 
Berhältniffen gegenüber bei und auch kaum Ausficht einer baldigen oder 
vollend3 fofortigen Verwirklichung, obgleich e8 mehr Anhänger zählen möchte. 
Die ſpecifiſchen Vorzüge dieſes Syſtems brauchen nicht geläugnet zu werden, 
feine Mängel darf man aber auch nicht fo einfeitig verfennen, wie es Geg— 
ner der Zettelbanffreiheit und des gemifchten Syftem3 öfters thun. Noth- 
wendig, um die Vorzüge einer gemiffen Gentralifation des Notenweſens 
hervortreten zu laſſen, ift das Monopol aud) nit (ſ. o. ©. 13—15). Wir 
glauben daher, daß man das gemifchte Syitem, welches unſren Berhältnifien 
am Beten entipricht, mit Net dem Monopolſyſtem vorziehe. Bei der 
Durhführung des erjteren Stehen fich dann jene vorerwähnten zwei Ten: 
denzen gegenüber. Zwiſchen denfelben ift weder allgemein noch im concreten 
Falle der deutſchen Bankpolitif leicht zu enticheiden, da das Gemicht der 
Gründe und Gegengründe auf beiden Seiten nicht weſentlich verſchieden ift. 
Mir würden indeffen do ein allgemeined Bankgeſetz mit Norma: 
tivbedingungen neben der fpectellen Privilegirung einiger 
Banfen in der früher ſchon angegebenen und näher begründeten Art 
(S. 433—463) vorziehen. Daffelbe entſpricht auch mehr als das Gon- 
ceffionsprincip dem Character unjerer neueren Wirthſchaftsgeſetzgebung, To 
namentlih dem Actiengeſellſchaftsgeſetz v. 11. Juni 1870. Es läßt ſich 
ferner auf die bereit3 beftehenden Banken leichter anwenden. Vollends das 
einjtweilen angenommene Princip reihsgefegliher Conceſſion neuer 
Zettelbanfen würde die geſetzgebenden Factoren des Reichs in unerwünſchter 
Weiſe in das immer mißliche und von einer geſetzgebenden Verſammlung 
noch ſchwieriger als von einer Verwaltungsbehörde richtig auszuübende Con- 
ceſſionsweſen hineinziehen. Oder, wenn wenig oder keine neuen Conceſſionen 
ertheilt würden, ſo erhielten die beſtehenden Banken nur um ſo mehr ein 
factiſches Monopol, das man grade beſeitigt wünſcht. Beide Fälle, Bank— 
geſetz und Normativbedingungen wie Conceſſionsprincip, werden indeſſen im 
Folgenden erwogen werden. 


1. Das Syſtem der Zettelbankfreiheit auf Grund eines allge— 
meinen Bankgeſetzes mit Normativbedingungen. 


Eine mehr oder weniger weitgehende Annäherung an ein ſolches Sy— 
ſtem Liegt im ſchottiſchen Bankweſen bis 1845, im engliſchen in den 30er 
Jahren, im früheren Bankweſen der Staaten Nemyork und Maſſachuſetts 
vor. Das nordamericanifche Nationalbankfiyitem bietet in der Anerkennung 


. 9) Zahlreiche Beiipiele davon finden fih im allen neueren zettelbankfeindl. Bro‘ 
[hüren von v. Unrub, Kämmerer, Geffden u.a. m. 
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des Prineips der Decentralifation der Notenausgabe und in der Regelung 
der Berhältnijje durch ein allgemeine Bankgeſetz wenigſtens mande Ana— 
logie. Im Folgenden handelt es jih nur darum, alle haltbaren Con— 
jequenzen aus dem Prinzip der Zettelbankfreiheit jchärfer zu ziehen und 
die auch hier nothwendigen, aber auf das unbedingt Nöthige zu bejchrän- 
enden gejeglihen Cautelen näher zu bejtimmen. Fuͤr mande noth- 
wendige Beitimmungen eines Bankgeſetzes nah dem Prinzip der Zettelbant- 
freiheit bietet die ältere Newyorker, die jpätere nordamerifanijche und auch 
die engliiche Bankgeſetzgebung, ferner die engliſche Geſetzgebung über bie 
Soint-Stod-Companies und die deutſche über Actiengejellichaften und Ge: 
noſſenſchaften Anhaltspuncte, 3.8. in den Vorſchriften über Anmeldung und 
Regiftrirung, Eontrole, Publicität, Errichtung, Auflöfung u. ſ. w. ©. auch 
oben ©. 122 fi, 141 ff. 


a. Das Rechts- und Wirtbihaftsfubject ber Zettelbank diejes 
Syſtems. 


Das Rechts- und Wirthſchaftsſubjeet, welches die Banknotenausgabe 
betreibt oder die Zettelbank errichtet, Tann Hier im Princip „Jedermann“ 
jein, der überhaupt zum Betriebe von Geſchäften und mithin von Banfge- 
ſchäften rechtlich befähigt ift. Zunächſt — es bei dieſem Syſtem daher 
keiner andren Beſchränkung, als daß die Banknotenausgabe, welche eben ein 
Bankgeſchäft iſt, von Banken oder Banquiers allein vorgenommen 
werden darf. Wer aber und unter welchen Bedingungen „Jemand“ Bank— 
geſchäfte betreiben, bez. eine Bank errichten darf, darüber hat das bürger— 
lide oder dag Handelsrecht die näheren Beitimmungen zu treffen. Aus 
legteren ergibt sh namentlich, unter melden Bedingungen neben der jelbjt- 
jtändigen rechtsfähigen menſchlichen Perſon ein künſtliches Rechtsſubjeet, 
eine Geſellſchaft, Genoſſenſchaft, Corporation, überhaupt „ſelb— 
ſtändig Rechte und Pflichten als ſolches haben“, daher mit rechtsgiltiger 
Wirkung in Verkehrsgeſchäfte eintreten, wirklich juriſtiſche Perſon werden 
kann. Das Princip der Bankfreiheit im Allgemeinen und der Zettelbank— 
freiheit ſpeciell verlangt nur * nicht wegen des Gegenſtands der 
Unternehmung, alſo der Bankgeſchaͤfte oder der Notenausgabe, ganz 
andre Rechtsſätze als bei anderen Unternehmungen für das Recht zum Ge— 
ſchäftsbetriebe und für die Bildung von Geſellſchaften u. ſ. w. zu dieſem 
Zweck in Anwendung kommen. 

Demgemäß wird vom Standpunkte der Zettelbankfreiheit aus das 
Recht zur Banknotenausgabe zu vindiciren fein, wenn man ſich hier auf die 
Hervorhebung der practifch wichtigen Fälle beſchränkt: 1) für das Privat: 
banquiergejhäft, das nad den Grundjäßen des bürgerlichen und Han— 
belöreht3 von einem einzelnen Menſchen unter bejtimmter Firma betrieben 
wird; 2) für jede Bankgejellichaft, welche nach den Grundſätzen dejjelben 
Rechts in der Form der offenen, der Commandit-, der Actiengejell- 
Ihaft, der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaft, de Vereins 
mit unbegrenzter Haftbarfeit der Mitglieder für den Verein mit 
ihrem ganzen Vermögen (englifche Zoint-Stod-Companie älterer Art) oder 
in einer andren vom pofitiven Rechte des Landes anerkannten Form errich- 
tet werben darf; 3) für eine Corporation und eigentliche juriſtiſche 
Perjon, wie 3. B. eine Gemeinde, ein Kreis, eine Provinz (commus 
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talftändiicher Verband), wie dev Staat jelbft, wenn und ſoweit diefen 
Perſonen die Errichtung von eigenen jelbitändigen Ermwerbsunternehmun: 
gen oder der Betrieb von Ermwerbsgejhäften unmittelbar auf ihre Rechnung, 
daher auch von Bankgejchäften überhaupt rechtlich geſtattet ift. 

Bejondere Gründe, das Bankgeſchäft und in diefem wieder das Ge: 
Ihäft der Notenausgabe im bürgerlichen und Handelsrechte principiell 
anders zu ftellen und zu behandeln als andre Unternehmungen, 
liegen eben nicht vor. Erlangen insbeſondre nad dem pojitiven Rechte ne= 
ben den jelbitändigen rechtsfähigen menjchlichen Andividuen Geſellſchaf— 
ten, u. ſ. m. Rechtsfähigkeit und daher die Fähigkeit, wirthichaftliche Unter: 
nehmungen zu errichten, jo darf die Errihtung von Bank: und Zettel: 
bankgejellihaften auf derjelben Rechtsbaſis zugejftanden werden. Die 
practijch beſonders wichtige Frage der Errihtung von Actiengejellidaften 
im continental⸗rechtstechniſchen Sinne des Worts, aljo mit begrenzter Haft: 
barkeit der Actionäre für den Betrag der Einlagen, iſt gleichfall3 für 
Bank: und Zettelbankactiengejelliaften Eeine andre als für Actienge- 
jellichaften, deren Gegenjtand der Unternehmung ein andrer ift. 

Dies hat man durch eine faljche Auslegung von Thatjachen der eng- 
liſchen und ſchottiſchen Bankgeſchichte zu beftreiten gejucht. Anhänger der 
Bank- und Zettelbankfreiheit haben wohl jelbjt das Zugeſtändniß gemacht, 
daß dieje Freiheit das Prinzip der unbegrenzten Haftbarkeit der Theilhaber 
(aud bei einer größeren Bankgejellihaft) zur Vorausſetzung habe. Und 
umgefehrt haben Gegner diejer Freiheit, namentlih unter Hinweis auf 
Schottland 89), behauptet, daß diejelbe, zumal für die Notenausgabe, wenn 
überhaupt, jo jedenfall nur auf der Bafis jenes Rechtsgrundſatzes statthaft 
jet. Beide Barteien find im Irrthum. Das Princip der unbegrenzten 
Haftbarkfeit Hat ich weder bei anderen Unternehmungsgegenftänden noch bei 
Banken jo bewährt, daß man e8 dem continentalen und dem neueren eng- 
liihen Actienprincip vorziehen müßte Die neuere Entwidlung des eng: 
liihen Rechts ijt daher auch zu billigen (j. o. ©. 4 A). Dem jei jebod), 
wie ihm wolle: das Princip hat bei Banken ohne und mit Notenausgabe 
weder in England noch in Schottland die ihm zugejchriebene Bedeutung ge: 
habt. Auch in Schottland find die drei älteften noch bejtehenden Zettelban- 
fen incorporirte. Neben denſelben ift allerdingS nur eine begrenzte Zahl 
Banken nad) dem Prineip der unbegrenzten Haftbarkeit entjtanden, die ji 
nad und nach, meijtens durch Fuſion, unter gleichzeitiger Entwidlung ihres 
Filialennetzes noch vermindert hat. Aber daß der genannte Grundjag an 
diefer maaßvollen Benugung des Rechts, Banken und früher bis 1845 aud 
Zettelbanten zu begründen, nicht das ihm allein zugemefjene Verdienft hat, 
eigt ein Blick auf die engliſche Bank: und Zettelbankgeſchichte in den 
30er Jahren. Hier find Koint-Stod-Banken mit demſelben Princip da— 
mals in furzer Zeit in einer Zahl errichtet worden, die anderswo kaum 
ihres Gleichen findet, meiftend als Notenbanten 8%). Namentlich vermehrte 


5) Warum Geffcken, Deutfches Neih und Bankfrage, ©. 35 das Princip 
ber unbegrenzten Haftbarfeit als bejonberes Characteriftifon grade des jhott. Bank: 
—— während es bekanntlich ein allgemeines brit. Princip iſt, iſt un— 
erfindlich. 

86) S. nach den Daten im Rep. on banks of issue 1840 meine Beitr. ©. 242. 
Bom Aug. 1833 bis E. Det, 1836 entftanden in England 61 neue Privatzettelbanten, 
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ſich die Zahl dieſer Banken damals viel ſtärker als je in Deutſchland die der 

ettelbanken trotz des Grundſatzes der begrenzten Haftbarkeit unſeres Ac: 
tiengeſellſchaftsrechts, z. B. als ſelbſt in der Zeit der „Zettelbankmanie“ 
von 1853—57. Wenn man dieſe Thatſachen wegen des nebenher gehenden 
Conceſſionsprincips für nicht beweiskräftig genug hält und etwa behaupten 
ſollte, bei Zettelbankfreiheit mit Actiengeſellſchaftsrecht würde eine noch viel 
größere Zahl Zettelbanken errichtet worden jein, jo darf man aber ohne 
Zögern auch auf die deutſche „Bankmanie“ 1871—73 nad) dem Xctienge- 
jelljchaftsgejeß vom 11. Juni 1870 hinweiſen. Hier ift das Princip der 
begrenzten Haftbarkeit ja auch feitgehalten, das Conceſſionsprincip aufgege- 
ben, mafjenhaft find bei den zunächſt in Ausficht ftehenden großen Gemin- 
nen creditmobilierzartige Banken „gegründet“ morden. Aber die englijche 
Periode in den 30er Jahren hält ſelbſt mit diefer Gründungsära den Ver— 
gleih aus, obgleich die Haftbarfeit der Theilhaber unbegrenzt war und die 
Gewinne der Notenbanken, wie immer, fih in viel mäßigeren Schranfen 
al3 bei den neueren deutichen Banken halten mußten. Dad Princip der 
unbegrenzten Haftbarkeit bietet aljo weder eine Garantie maaßvollerer Be- 
nußung der — z. B. der Freiheit vom Pe tn 
noch dasjenige der begrenzten Haftbarkeit eine an ſich größere Gefahr eines 
Mißbrauchs diefer Freiheit. 

Daffelbe Rejultat gilt für die Beichaffenheit der Verwaltung 
der Unternehmungen. In Deutjchland iſt ein Banterott, jelbjt eine Zah: 
lungsjuspenfion einer Bankactiengejellihaft faſt und einer Zettelbankactien: 
gejellichaft ganz unerhört, obgleich wir ſchlimmere Krifen als feit lange Eng— 
land und Schottland zu beftehen hatten (1866!). In England find in je- 
der der neueren Greditfrijen Joint-Stock-Banken gefallen, in Schottland 
1857 ebenfalls, noch mehrere haben Zahlung juspendirt, und die fauljten 
Verhältnifje der Verwaltung und des Betriebs find dabei zum Vorſchein 
gekommen 97), mehrfach, wie fich namentlich bei Bankfallifjementen im Jahre 
1857 zeigte, unter indirecter Mitwirkung des Princip der unbegrenzten 
Haftbarkeit: weil jolide und vermögende Perjonen ſich ſcheuten, Theilhaber 
von Gejellichaften, welche immer ſchwer genau zu controliren find, zu wer: 
den und weil in Folge deffen die Verwaltung vollends unfoliden Perfonen 
in die Hände fiel. Die damaligen Wahrnehmungen haben zur Modification 
der englifhen Gejeßgebung über Gejellihaften und zur Berallgemeinerung 
des Grundjages der begrenzten Haftbarfeit (limited liability) beigetrugen 
(ſ. o. S. 4 A). 

Die Banknotenausgabe als ſolche, als eigenthümliches Bankge— 
ſchäft, bedingt keine anderen Schlüſſe als die vorhin für Banken überhaupt 
gezogenen. Es iſt eben eine aprioriſtiſche, haltloſe, mit den Thatſachen in 
Widerſpruch befindliche Behauptung, daß bei der Notenausgabe ganz außer— 
ordentliche, „unverdiente“ und leicht zu erzielende Gewinne locken, derent— 
wegen vollends bei Zettelbankfreiheit eine „Unmaſſe Banken“ entſtehen und 


54 Joint⸗Stock-Zettelbanken; in den erſten 11 Monaten von 1836 allein 42 J.St.⸗ 
Banken in England, 8 in Srland. Demnad auch ganz Übertriebene Anflagen einer 
Denfihr. Preußens im %. 1856 über die deutſche Zettelbanfmanie., ©. ebenbai. 

ET) Meine Theorie d. P. Acte S. 305 fi. Über bie 3 falliten u. 2 juspenbiren- 
ben Banfen Englands und Schottlands im 3. 1857. 
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diefe den Verkehr „maaßlos mit Noten überſchwemmen“ würden. Lüge 
dieje Gefahr wirklich vor, jo würde man cher zugejtehen Können, daß im 
Prineip der unbegrenzten Haftbarkeit ein Correctiv enthalten jei. Denn 
Denen als Geſellſchaften, nicht ala reine Privatgejchäfte oder ala 
Gorporationsunternehmungen, werden auch bei Bankfreiheit jih am Meiſten 
verbreiten, von den unten noch zu erwähnenden Cautelen (Publicität, Mi- 
nimalfapital) abgejehen, die ſich am Beſten auf Uctienunternehmungen an- 
wenden lafjen, Allein die Borausjegung ift falſch. Die Banknotenaus: 
gabe, bei der eben wahre Noten, nicht Papiergeld, in Rede ftehen, ift 
fein jo ventables Gefchäft, wie a priori behauptet wird, unter der hypo— 
thetiichen Berechnung einer den Baarfonds 3, 4 mal überfteigenden Noten: 
emijjion und unter Abjehen vom Stammkapital. Sie verlangt zum ordent: 
lihen Betrieb ein genügendes, nicht Fleineg eigenes Capital unter allen 
Umftänden. Sie liefert endlich einen ebenjo rechtmäßig, aber auch ebenjo 
ſchwer verdienten, in der Regel, wenn nit ein ausjchliegliches oder jehr 
umfajjendes Privileg vorliegt, einen mäßigeren Gewinn ald andre Bank: 
geihäfte und als andre Unternehmungen überhaupt (j. o. ©. 576 fi). 
Grade die Concurrenz der Banken untereinander, die hier vorausgejegte ge 
genjeitige Annahme der Noten bei einander und der regelmäßige Notenaus: 
tauſch nach ſchottiſchem Vorgange, die Einlöjung der Noten an verjchiedenen 
Orten, die auch bei voller Zettelbankfreiheit paſſende gejegliche Feſtſetzung 
eines nicht zu niedrigen Eleinjten Notenjtüds, die Nichtannahme der Noten 
bei den öffentlichen Caffen (ſ. u.), das find wirkſamere Momente, ala bei 
irgend einem anderen Bankiyiteme, um die Noten nur im größeren gejchäft: 
lihen Verkehr zu erhalten, ſie möglihjt ganz jede papiergeldartigen Cha- 
racter8 zu entkleiden (©. 5, 9.), ſie immer wieder raſch der ausgebenden 
Dank zuzuführen: mit einem Worte, jede Gefahr einer „Zuvielau®: 
gabe” jhon im Keim zu erjtiden. 

So wird man aud) bei der Zettelbankffreiheit an dem maßgebenden 
Grundprincip unjeres Actiengefellihaftsrechts, an der begrenzten uch 
barfeit, fejthalten dürfen. Actiengeſellſchafts-Zettelbanken miürden dabei, 
wie gejagt, wohl die Negel bilden. Andrerjeit3 liegt Fein Grund vor, nur 
ſolche zuzulaſſen. Die andren obenerwähnten Gejellihaftsformen, ferner 
in der That auch Privatbanquiers und Corporationen find nicht auszu— 
ſchließen. Nur müſſen jich alle gewiſſen Grundjägen des Actiengejellichafts- 
rechts, ſo dem Princip der Publicität, und den unten zu erwähnenden 
Normen, welchen ſich Aetiengefellihaften allerdings wohl am Leichtejten acco- 
modiren, unterjtellen. Ein ausſchließliches Recht grade der Actien- 

ejellihaft, wie es 3. B. neuerdingd von einem der Bankfreiheit wenig— 
Feng ji) annähernden Standpuncte aus eine Anzahl deutſcher Zettelbanten 
in einer Denkſchrift zur deutjchen Bankreform 89) vorgeſchlagen haben, ift 
aljo nicht nöthig und mit dem neueren Grundfat der Freiheit in der Wahl 
der Unternehmungsform im Widerjprud. orporationen können 3. B. jehr 
wohl und mitunter bejonders pafjend Banken, auch Zettelbanten, errichten. 


86) „Zur Bankfrage”, 1873 ©. 12. Nur Actien- oder Comm.actiengejellichaften 

nen Zettelbanfen errichten dürfen. Staatsbanfen ganz, Gemeinde, Gorpor.d.= u. |. w. 

anfen in der Regel bier verworfen, mit nicht genügenber Motivirung. Ebenſo offene 
Handelsgejellichaften, die der Ausihuß des D. Hanbelstags hatte zulafien wollen. 
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Der Fall der Sparfaffen ift ein bekannter. Die Städtifche Bank zu Breg- 
(au und die communalftändifche Bank der preußijchen Laufig zu Görlig find 
Beifpiele von Corporations-Zettelbanken neben den übrigen preußtichen ſo— 
gen. „Privatbanken“, welche Actiengeſellſchaften find. 

Rechtfertigt man das continentale Actienprincip bei Zettelbankfreiheit 
auch für Zettelbanken, ſo folgte daraus noch nicht nothwendig, daß das 
ganze poſitive Actiengeſellſchaftsrecht, wie es bei uns z. B. im Handelsge— 
ſetzbuche und im Geſetz vom 11. Juni 1870 formulirt iſt, ſich unmittelbar 
auf Zettelbanken überhaupt und zumal bei Zettelbankfreiheit anwenden läßt. 
Es würde z. B. eine Ergänzung in einzelnen Buncten oder eine Abänderung 
von foldhen in Trage kommen können. Indeſſen liegt meined Erachtens die 
Frage einer Veränderung oder jelbjt einer tiefer gehenden Reform unferes 
Actiengeſellſchaftsrechts, welche mir allerdings grade nad) den Erfahrungen 
mit unjerem neuen Geſetze eine offene zu fein jcheint 89), bei Zettelbanffrei- 
heit im Wejentlihen nicht anders als bei Conceſſionsſyſtem, bei Zettelbanfen 
nicht ander3 al3 bei andern Banken und bei diefen, als bei andren Actien— 
gejellichaften überhaupt. Nur werden, wie man neuerdings mit Recht mehr 
anerkennt, die etwas zu jchablonenhaften Beltimmungen des Actiengejell- 
ichaftsgejeges in einzelnen Puncten nad den Kategorieen der Unternehmun: 
gen zu jpecialifiven fein. Die Erfahrungen bei den Banken geben aud) 
Fingerzeige für die Richtung einer allgemeinen Reform oder Modification 
des Nctiengejelihaftsrehts an. Unſere weiter‘ greifenden Forderungen hin: 
fihtli der Publicität gelten 3. B. mit leichten Abweichungen nach den Ar: 
ten der Unternehmungen für alle Actiengejellihaften. Die Cautelen hin— 
fihtlih der Minimalhöhe des Stammcapital3 und der gejeglichen Behand: 
lung der Banknoten, welche uns bei jedem Bankſyſtem geboten erjcheinen, 
(j. d. folg. Abſchn. b), ließen ſich auch anhangsweiſe in ein Gejeß über 
Actiengefellichaften bringen in Verbindung mit ähnlichen Vorſchriften, welche 
die Natur des bejonderen Gegenjtands der Unternehmung, 3. B. im Ber: 
ſicherungs⸗, Eiſenbahnweſen, in andren Fällen bedingt. Auf die generelle 
Frage der Reform des Actiengeſellſchaftsrechts ift hier nicht der Ort ein- 
ugehen. 

— ie formellen Beitimmungen über die Errichtung der Actien- und 
anderen Gejellichaften jomie der Genojjenihaften, ferner über die Verleihung 
von Gorporationsrechten find aud auf die Erridtung von Geſellſchafts-, 
Genoſſenſchafts- und Corporations-Banken und -Zettelbanken anmendbar. 
Das Syitem der Bankfreiheit oder des Conceſſionszwangs bedingt darin 
ebenfall3 Feine mwejentlihen Veränderungen. Es genügt daher hier, auf bie 
Darjtellung in der dritten Abtheilung unten (vom gemijchten Bankſyſtem) 
binzumeijen. Gin gut eingerichtete NRegiftrirungdverfahren, wie es 
im neueren engliihen und deutjchen Rechte, namentlich für unfere Actien— 
gejellichaften und Genoſſenſchaften, bereit3 befteht, ift auch bei voller Bank— 
freiheit nothwendig und bedarf grade hier. wohl nocd einer Erweiterung in 
Nebenpuncten. Das Actiengeſellſchafts- oder das bejondre Zettelbankgeſetz 
muß das Erforderliche hierüber anordnen. An das Regiftrirungsverfahren 
kann ſich ein auch bei Banffreiheit zuläffiges und zweckmäßiges Control- 


89) Ich theile hier durchaus ben Standpunkt Lasker's in feiner Nebe im D. 
Reihstage am 4. April 1873 u. ſtimme meiftens jeinen Vorjchlägen bei. 
Wagner, Zettelbanten, 39 
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amt für Banken paſſend anknüpfen, worüber auf frühere Abſchnitte zu ver— 
weiſen ift. ©. 121 ff. und unten auf Abſchn. c. e. 


b. Bedingungen unb Cautelen für bie Erridtung von Zettelbanfen 
im Syftem ber Banfireibeit. 


Einige befondre Bedingungen oder Cautelen grade für Zettel- 
banken find aber auch bei der Zettelbankfreiheit nothwendig. Sie beziehen 
ſich auf Zettelbanten jeder Art, einerlei ob dieje von Privaten, Gejellidaf- 
ten, Corporationen gegründet find und betrieben werden. In dem Normal: 
fall der Actiengejellichafts: Zettelbanf würden grade fie gleich als Anhangs— 
bejtimmungen, welche fi nad) der Gattung der Unternehmungen ſpecialiſi— 
ren, in das allgemeine Actiengejellichaftsgejeg kommen können. Sonſt ge 
hören fie in das allgemeine Banfgejeß, welches auch bei dem hier beſprochenen 
Syitem die Rechtsbaſis für die Entwicklung des Zettelbanfwejens bildet, 
Mit Ausnahme der erjten Bedingung zählen alle anderen zu den von uns 
früher näher gewürdigten PBuncten, in welchen der Staat zur Banknote ald 
jolher und zur Gontrole der Zettelbanfen bei jedwedem Bankſyſtem Stel: 
lung nimmt. 

1. Das eigene Stammfapital, mit dem eine jelbjtändige Zettel: 
bank anfänglich gegründet wird oder auf Grund deflen ein Banquier oder 
eine Bank die Notenausgabe betreibt, wird auf eine nicht zu niedrige 
Minimalziffer geftellt. Diejer Betrag muß dem Regifter: oder Eon: 
trolamte (eventuell dem Gerichte) als frei für dieſes Geſchäft verfügbar, 
daher bei Actiengejellichafts- und ähnlichen, ferner bei Corporationzbanten 
als baar eingezahlt nachgewieſen werden. Das gejegliche Minimum des 
Kapitals betrifft diefe eingezahlte Summe Gin höheres Emiſſions— 
tapital ift jtatthaft. Eine Verminderung des eingezahlten Kapitals unter 
jenes Minimum oder eine Verwendung ii Kapital zu anderen ald 
Bankgeſchäften ift während der Dauer der Notenausgabe unzuläffig. SI 
das Kapital durch Verluſte reducirt, jo muß big zur Ergänzung bderjelben, 
ebenjo wie nad) dem Princip unfres Aetiengejellihaftsrechts, die Auszahlung 
von Gemwinnjten (Dividende) unterbleiben. Eine Erhöhung des eingezahl- 
ten Kapital über dag gejegliche Minimum hinaus hängt dagegen vom Er: 
mejjen der Bank ab. Die Höhe der * des Minimalkapitals wird nach 
den Landes-, Orts- und Zeitverhältniſſen zu beſtimmen ſein. Man kann 
dabei dag Princip des nordamericaniſchen Bankgeſetzes annehmen, die Mi— 
nimalfapitalien nad der Ortsgröße in gewiſſer Stufenfolge fteigen zu laj- 
jen (j. 0. ©. 436 Anm. 844). Für deutjche Verhältniffe würde 3. B. bei 
einem Syſtem der Bankfreiheit das Minimalkapital für Orte bis 10,000 
Einwohner etwa auf 50,000 Thl. oder bei der neuen Währung auf 
100,000 Mark, in Orten von 10—50,000 Einwohner auf 100,000 Thl. 
oder 250,000 Mark, in Orten von 50—100,000 Einwohner auf 200,000 
Thl. oder 500,000 Mark und in größeren Orten auf 500,000 Thl. oder 
1 Mil. Mark in abſichtlich der Weberficht wegen abgerundeten Ziffern 
zu firiren jein 90), 


0) Die oben erwähnte Denkſchr. deutſcher Banken ichkägt ein Minim.fapital ber 
Actienzettelbanfen von 1 Mill. Thl. vor. 
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In diefer Forderung eines Minimalkapital8, mit dem das Nlotenge: 
fhäft betrieben werden joll, liegt eine Einſchränkung de oben aufge- 
ftellten Pojtulat3, daß beim Syſtem der Zettelbankfreiheit das Recht der 
Notenausgabe „Jedermann zu gewähren jei. Zugleich wird dadurch ein 
„ „Borrecht” des großen Kapitald begründet, jo wird man einmwenden, und 
Manche werden durch dieje Forderung die ganze dee der Zettelbankfreiheit 
al3 aufgegeben betrachten. Eine Modification deffen, was man abjo- 
lute oder radicale Zettelbankfreiheit nennen könnte, liegt allerdings in 
diefem Berlangen eines Minimalfapitald. Allein einer ſolchen Freiheit 
kann aud) hier jo wenig al3 auf andren Gebieten der Volkswirthſchaft das 
MWort geredet werden. Gegen diefe abjolute Freiheit habe ich mich jchon 
im Beginn diejes Werks erklärt, wo die Erörterung der Eventualität einer 
„wiſſenſchaftlich und practijch haltbaren” Zettelbankfreiheit in Ausſicht ge— 
ftellt wurde, bei der jcharf bejtimmte Pflichten des Emittenten feinen 
Rechten gegenüber jtänden (©. 15 A). Unter diefen Pflichten fteht num 
die, das Gejchäft mit einem beftimmten eigenen Minimalfapital zu betreiben, 
voran. Dajjelbe dient als Garantie: und Gefhäftsfonds zugleih (S. 431) 
und verknüpft das Intereſſe de8 Emittenten mit der Anſtalt. Dadurd) 
fteigt die Sicherheit de3 Gejchäftsbetriebd und der Banknoten, auch wenn 
nit, wie in unjeren Vorjchlägen für dag gemischte Bankſyſtem (S.436), 
das Recht der Notenausgabe in eine unüberjchreitbare Proportion zum 
Stammkapital gebracht wird, was bei dem Syftem der Bankfreiheit eine zu 
weitgehende Beihränfung wäre. Jene Vorſchrift ſoll nur die rechtliche 
Möglichkeit des Entjtehend ganz Fleiner oder gar nicht fundirter 
Zettelbanten bejeitigen, die freilich auch ohnedies thatſächlich nicht nahe 
liegt. Erſt Banken von der hier vorausgeſetzten Minimalgröße können als 
Creditinſtitute Bedeutung haben. Die Form der Acctiengeſellſchaft bietet 
auch dem kleinen Kapital die Möglichkeit der Betheiligung. Die Ueberſicht— 
lichkeit des Bankweſens, den Ideen gemäß, welche dem Princip der Publi— 
eität zu Grunde liegen, gewinnt ebenfalls, wenn gar zu kleine Banken feh— 
fen. Die bier in Ausficht genommenen können dagegen alle Vortheile der 
Zettelbankfreiheit und der Decentralifation des Zettelmejend für den Ver— 
fehr, d. 5. für die Beihaffung von Circulationsmitteln und für die Eredit- 
gewährung aus Notenkapitalien bieten. Die Forderung eines Minimal- 
fapital3 und dadurch einer Minimalgröße einer Zettelbant ift der auch bei 
der ein di ebenfall3 begründeten eines Minimalftüds der Banknote 
analog. 

2. Unter den Puncten, welche die gejeglihe Behandlung der 
Banknote betreffen, find die folgenden wichtig und in nachſtehender Weije 
im Syftem der Zettelbankfreiheit zu reguliren, weſentlich nad) dem früher 
für diejen Fall von ung aufgeftellten Gejihtspuncte (S. 10): 

a. Das niedrigfte Notenftüd wird gejeglid firirt auf einen 
nicht zu niedrigen Betrag, 3. DB. in Deutihland auf 50 Marf, dag 
zweithöchite deögleichen, 3. B. auf 100 Mark. In jenen erjten Noten darf 
eine Bank nur eine bejtimmte Quote ihres eingezahlten Stamm: 
tapitals, 3. B. 10 oder 20 Procent ausgeben, von den 100-Mark-Noten 
eine beliebige Menge. Die jonjtige Stüdelung bleibt der Bank 
überlafjen, ebenjo unterliegt die Menge der Noten feiner abfolu- 
ten Begrenzung und Feiner feiten Proportion ee 
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ten Kapital, den haltbaren Principien der Zettelbanffreiheit gemäß. Die 
Duotifirung nad) dem Stammkapital jtatt der abjoluten Bezifferung der 
Menge der niedrigjten Notenjtüde ift eine Folge dieſes Unterbleibens der 
abjoluten Begrenzung der gejammten Notenmenge Vgl. im Uebrigen zur 
Begründung Thl. IL, Cap. I, Abtheil. 6, ©. 66 ff. nebjt Nachträgen; auch 
©. 450, 550—557. 

b. Die Annahme der Noten in Zahlung an den öffentli-. 
hen Eajjen erfolgt in der Regel nit, namentlih nicht bei den 
eigentlihen Steuerzahlungen. Nur bei Berfehrsanftalten des 
Staats, wie Poſt und Eifenbahnen, wird die Note nnter Vorbehalt jeder: 
zeitigen Widerrufs diefer Begünftigung angenommen, am Bejten wohl in 
der Weije, dat die an den Gafjen eingegangenen Beträge in Eurzen Berio- 
den, 3. B. wöchentlich, der Bank oder der Einlöfungsanjtalt zur Einlöjung 
übergeben werden (mie es jet 3. B. die Preufiiche Bank mit den Noten 
der preußifchen Privatbanfen madt, |. o. ©. 52). Vgl. oben S. 43—49. 

e. Die ſämmtlhichen Banken müjjen ihre Noten gegenjeitig 
in Zahlung annehmen und an Hauptpuncten des Verkehrs Anjtalten 
zum regelmäßigen Notenaustaufd, 1—2 mal in der Woche, ein- 
richten, in der Art, wie es oben Thl. IL, Cap. I, Abtheil. 4, ©. 49—57 
dargelegt worden ift. 

d. Die Noten müjjen fofort auf VBerlangen außer am 
Hauptjige der Bank an großen Berfehrsplägen, namentlich etwa 
bei den Notenaustaufhanftalten, gegen gejeglide Münze ein- 
gelöst werden; außerdem bei den Filialen, womöglid fofort, unbe— 
dingt binnen 3 Tagen 1), Nähere Vorjchriften in der früher angegebenen 
Weiſe über das Geld, in dem, die Orte, wo, die Zeit, in der, die Modali— 
täten, unter welchen die Einlöjfung erfolgen muß, gehören aud in das 
ER beim Syjtem der Bankfreiheit. ©. U, Gap. IL, Abtheil. 5, 
©. 57—66. 


e. Selbftverjtändlich erhalten die Noten feinen Zwangscurs für 
Zahlungen unter Privaten. Am Banfgejeg kann man, braucht man aber nicht 
erjt die völlige Freiwilligkeit der Annahme hervorzuheben. ©. 35 ff. 

3. Das PBrincip der Publicität muß in der umfajjenden 
Weiſe, wie e8 früher von uns begründet wurde, durdgeführt 
werden: jomwohl in Betreff der Banfverfajjung, der ſtatutariſchen 
—— über Notendeckung u. ſ. w. als der Reſultate des Be— 
triebs, der Bilanzen, Geſchäftsberichte. S. o. Thl. J. Cap. IL, Abſchn. 1, 
©. T—1%0. Dafür find eingehende geſetzliche Vorſchriften nothwendig. 
Ebenjo muß dieſes Princip bei der Errihtung der Banken, namentlid 
wenn es Actiengejellichaften find, zur volljten Anerkennung kommen, jo daß 
alle wichtigen Thatjachen betreffend die Höhe des eingezahlten Kapitals 
u. j. mw. ficher feitgeftellt werden. Die Beltimmungen 3. B. unſeres Deut- 
ſchen Actiengeſellſchaftsrechts über die Publicität würden vollends bei 


9) Die Denkſchr. D. Zettelbanfen v. 1873 macht einen ähnl. Vorfchlag, ver: 
langt nur auch eine eventuelle Frift von 3 Tagen für die Einlöſung an einem Haupt: 
verfebrsplag, wenn die Bank nicht ſchon daſelbſt domicilirt. A. a. DO. ©. 16. Aber 
es joll eben ein erbebl, Theil des Baarfonds in dem Hauptplaße, 3. B. bei der Ein— 
tauſchanſtalt, jtehen, wie im Newyorker Clearing-Houſe. 
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Zettelbankfreiheit noch weſentlicher Erweiterungen bedürfen, Ginzelnes 
fann aus der norbamericaniichen Gejetgebung herüber genommen mer: 
den (ſ. o. ©. 123, 141). Das Princip der "Publicität muß ferner 
in ftrengen und wirklich auszuführenden Strafbeftimmungen 
jeine Garantie finden, morüber ebenfall8 auf Früheres zu verweilen 
it (S. 120 ff. und Nadtrag 52). Ein Bankcontrolamt hätte die Auf: 
fiht in diefer Hinficht zu üben und fein Vorjtand als öffentlicher An: 
fläger zu fungiren. Die Beitimmungen unſres Actiengejellichaftsrechts 
genügen auch in diefer Beziehung nicht. Namentlich Fehlt die Fürſorge, fie 
practifch geltend zu machen. 

Die übrigen Beitimmungen der materiellen Bankgeſetz— 
gebung, namentlich über die Einridtung und Geſchäftsfüh— 
rung der Banf, über das Verhältniß der Notenausgabe zum 
Stammfapital, die Notendedung u. ſ. w. fallen im Syftem der 
Zettelbanffreiheit fort. Alles Bezüglide muß die Bank aber in 
ihrem zu publicirenden Statute anordnen. 

Doc bietet ſich hier die Gelegenheit, wenn volle Zettelbankfreiheit 
geſcheut wird, einige alsdann pajjende Einfhränfungen durch Herüber: 
nahme von Principien der materiellen Bankgeſetzgebung eintreten zu laſſen, 
ohne dabei in ein ganz andres Bankſyſtem hinüber zu lenken. 

a. Selbjt bei voller Bankfreiheit empfiehlt ſich wohl die geſetzliche 
Beftimmung eines Vorzugsrechts der Noten auf die Activa der 
Bank, worüber fi andre Gläubiger der Bank, wie die Deponenten nicht 
bejchwerden Fönnen, da fie ja unter Kenntniß diefer Clauſel mit der Bank 
in das Verhältniß des Gläubigers freiwillig eintreten 99). 

b. Sonft werden am Meijten Beftimmungen über ein Marimal- 
verhältniß der Notenausgabe zum eingezahlten Stammkapi— 
tal und über die Notendedung (Minimalquote Baar, Reſt Wechſel 
oder ähnlih) zu billigen fein, etwa in der Art, wie wir es früher für die 
Kleinen deutjchen Banken vorſchlugen ?). Dadurch erfolgt noch die relativ 
geringite Einſchränkung der freien Bewegung, und zwar jo, wie eine folide 
Bankverwaltung fie ohnehin ſich jelbjt in den Statuten auferlegen und wie 
fie freilich durch die unter Nr. 2 foeben aufgeftellten Einrichtungen von 
jelbjt nothwendig werden wird (ſ. auch o. ©. 157). 

5. Die Befteuerung der Zettelbanken im Syitem der Bankfreiheit 
ift die allgemeine. Alſo weder befondere Eremtionen (aud) nicht 
von einmal bejtehenden Stempelabgaben, 3. B. auf Anmeijungen, Noten), 
nod bejondre Ertrabelaftungen, wie fie in Geminnantheilen 
u. dgl. m. in den anderen Syjtemen vorkommen und hier berechtigt find. 
Hier gilt dag oben ©. 451, 458 ff. Gejagte. 

Mit diefen Cautelen bietet die Zettelbankfreiheit nicht die ihr oft 
nadhgejagten Gefahren und hat amdrerjeits erhebliche Wortheile Ihre 
Schwächen und Vorzüge verglichen mit dem Monopol: und dem gemijchten 


92) Ohne Grund nennt Geffcken a. a. O. S. 34 einen ſolchen priorität. Anſpruch 
ungerecht gegen bie Deponenten. Die Trennung der Banf von England hat bie ihr 
bier beigelegte civilrechtl. Bebeutung auch nicht. 

=) S ff. Auch bie Denkichr. deutſcher Zettelbanken fchlägt Zfache Noten- 
emiffion im Verb. z. eingezablten Kay. bei Y/, Baar u. 2/; Wechfeln vor; darüber bins 
aus volle Baarbedung. ©. 14. 
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Syſtem werben unten noch einmal in Verbindung mit der Frage von ber 
Eentralijation und Decentralijation beſprochen (j. Abth. 3, a). Auf der 
Baſis eines ſolchen Geſetzes wird die Entwidlung, wie oben jchon be 
merft wurde, eine gewifje Decentralijation der Notenausgabe oder die 
Entjtehung einer größeren Anzahl jelbftändiger Banken im Lande und 
ſelbſt in einzelnen bebeutenderen Orten fein. Aber thatjächlich möchten 
fih die Dinge 3. B. in einem Lande wie Deutichland doch auch bei diejem 
Su — nicht viel anders als beim gemiſchten geſtalten. S. auch 


e. Die Errichtung von Filialen. 


Die unbedingte Freiheit, aaa mit ftatutengemäß näher zu be 
ftimmenden Functionen in beliebiger Zahl und an beliebigen Orten 
zu errichten, ift unſeres Erachtens ſelbſt beim gemiſchten Syſtem, vollends 
bei der Zettelbankfreiheit einer Bank zu gewähren. Durd) die Filialen wird 
die creditwirthichaftliche Function der Banken erft zur vollen Wirkſamkeit 
gebradt. Eine Bank hat unter der Controle der Deffentlichkeit weder 
Intereſſe noch Möglichkeit, Filialen über ihre Kräfte hinaus zu errichten. 
Zu verlangen und im Bank- oder Actiengefellihaftägejeg vorzujchreiben ift 
nur, da die Errihtung jeder Filiale mit Angabe des Wirkungskreiſes 
berjelben bei dem Regifteramte (Gericht) des Domicilß der Haupt: 
banf und bei demjenigen, in dbejjen Sprengel die Filiale er 
richtet wird, angemeldet werden muß *). Ferner ift eine Filiale an die 
felben gejeglichen Beftimmungen, namentlich hinfichtlic der Publicität, und, 
wenn ſolche Beitimmungen aus der materiellen Gejeggebung herüber genom: 
men find, über die Notendeckung u. dgl. m. gebunden wie die Hauptbant ®). 
Eine Specialifirung der Geſchäfte der einzelnen Filialen in den Ausweiſen, 
Bilanzen ift geboten (j. o. S. 99). Die Ginlöjung der Noten an jeder 
Filiale wird nicht unbedingt fofort, aber mindeftens, nach dem obigen Bor: 
—5 — in kurzer Friſt, binnen 3 Tagen, unter allen Umſtänden erfolgen 
müffen. 


d. Die Auflöfung ber Zettelbanf. 


Hier ift die freiwillige und die gezwungene zu umterjcheiden. 
Für die erftere können im Wejentlichen die Grundſätze des bürgerlichen und 
jpeciell des Actiengejellichaftsrecht3 gelten. Das Notenmejen bedingt aber 
geſetzliche Specialvorihriften über die Einrufung der Noten, am Beiten 
fo, ei; für die bis zu einem gewifjen Termine nicht zurückgekommenen No: 
ten die baaren Einlöfungsmittel gerihtlih mindeftens für mehrere 
Jahre hinterlegt werden müſſen, falls die Bank die übrigen Activa früher 


9) Das A. D. H. B. verlangt nur die Fintragungen ber Zmeignieberlaffungen 
ber Actiengejellfchaften bei demjen. Handelsgericht, in deffen Bezirk die Zweignieberlafl- 
erfolgt. 

s 95) Die Denfr. D. Zettelbanfen verlangt, daß bie hr feine andren Ge— 
ſchäfte betreiben jollen, als die Gentralftelle, — was fo abjolut hingeftellt zu weit geht. 
Warum joll 3 B. die Filiale einer Meinftädt. Bank in einem Hauptorte nicht bad De 
pofitengeihäft mit Checks betreiben, was am Domicilorte ber Gentralftelle vielleicht ganz 
unbefannt ift? 


vertheilen will. Die nad Ablauf des feitgefekten Zeitraums nicht zurück 
gefommenen Noten können durch vrichterlihen Sprud für werthlos er- 
klärt oder „präcludirt” werden, aber, wie uns bei dem Character der 
Noten als Eirculationdmittel ala billig erfcheint, nit zu Gunjten der 
Bank, fondern des Staats (Fiscus). Die hinterlegten Activa würden alfo 
nad) Ablauf des Präclufivtermind dem Staate al3 herrenlojes Gut an- 
heim fallen ®%). Ebenſo kann die Einrufung der Noten zum Zweck deö 
Umtaufh3 gegen andre Noten oder im Falle des Aufgebens des Notenge- 
ſchäfts beim Fortbeftehen der Bank behandelt werden. 

Die gezwungene Auflöfung einer freien Zettelbant hat einmal nad 
ben allgemeinen Rehtsjägen über den Concurs zu erfolgen, a” 3. B. bei 
Actienbanken in der bei und vorgefchriebenen Weife (H. ©. B. Art. 240 
AL. 2), wenn dad Vermögen nicht mehr die Schulden der Gejelichaft dedt, 
— eine Lage, bie nit nothmwendig fofort zur Uneinlösbarfeit der Noten 

eführt haben muß. Sodann nad) gejekliher Vorſchrift, die in das 
anfgejeg aufzunehmen ift: wenn die verlangte Noteneinlöfung mit Aus⸗ 
nahme des Falls höherer Gewalt (3. B. bei feindlicher Invaſion, bei ſtaats— 
gejeglicher Erlaubniß) am Hauptfite der Bank, an den vorgefchriebenen 
Noteneinlöfungsplägen und an den Filialen nicht gewährt wird und binnen 
einer kurzen Friſt, 3. B. von 3 Tagen, die Bank nit im Stande ift, die— 
jer ihrer Verpflichtung nachzukommen. Im Wiederholungsfalle erfolgt die 
Auflöfung unbedingt, auch wenn die Bank nad ſolcher Friſt wieder zahlen 
tan. Jeder Gläubiger und Actionär der Bank müfjen das Recht 
erhalten, in diefem Falle beim Gericht den Antrag auf Auflöfung zu jtellen, 
dem das Gericht nah richtig befundenem Thatbeitand ſtatt geben muß. 
Außerdem ift ein Einfchreiten des Gerichts von Amtswegen, aud 
ohne folchen Antrag, oder auf den in ſolchem Falle unbedingt zu gebieten- 
den Antrag des Banfcontrolamts, das auch hier fich pafjend ermeilt, 
zu verlangen. Die Auflöfung erjt von der Entiheidung ber Verwal 
tungsbehörde (3. B. des Eontrolamt3) abhängig zu machen, wie bie 
Denkſchrift deutjcher Zettelbanfen vorjchlägt, märe vollends im Syſtem 
ber Bankfreiheit nicht räthlich. 
Für die Einrufung der Noten im alle der Zwangsliquidation 
elten Seren Vorſchriften wie bei der Freiwilligen Auflöfung. Haben die 
—* ein geſetzliches Vorzugsrecht auf die Activa, ſo ſind ſie aus 
letzteren zuvor gänzlich oder ſo weit die Activa ausreichen, einzuziehen. Be: 
fteht ein ſolches Vorzugsrecht nicht, jo merden die Noten in der Ziffer 
de3 ausgegebenen Betrag3 neben den anderen Paſſiven verhältnikmäßig aus 
den vorhandenen Activen eingelöst. Ein entiprehender Betrag der Activa 
ift auch hier nad) der Einrufung mehrere Jahre zu hinterlegen. Erjt nad) 
Ablauf dieſes Termins darf er zur Deckung der jonftigen Paſſiva oder zur 
Rüdzahlung an die Actiogäre verwendet werden. Richtiger und ganz con- 
fequent dem obigen Vorſchlage ſchiene mir auch Hier der Heimfall diefer 
Activa an den Fiscus, felbjt wenn die anderen Gläubiger ober die Actio- 
näre Berlufte an ihren Forderungen erlitten oder leer außgingen. 


9), Das Unberechtigte eines Gewinns ber Banken aus nicht zurückkehrenden 
Toren erkennt auch die Denkſchr. D. Zettelbanfen S. 19 an. 
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2. Das Syitem des Notenmonopols. 


a. Die Wahl zwiihen ber reinen Staatsbanf und ber privaten 
Monopolbanf (Actienbanf). 


Das Syftem des Notenmonopol3 fett zu feiner genügenden rechtlichen 
Begründung ein Geſetz voraus, durch welches ein Notenregal geſchaffen 
wird (©. 1 A). Das Rechts: und Wirthichaftsjubject, welches auf Grund 
dieſes Regals die Zettelbank errichtet und durch jie das Notenmonopol aus— 
übt, kann dann entweder der Staat jelbjt jein, wodurch daß reine oder 
eigentlihe Staatsbankſyſtem entjteht, oder e8 kann eine einzige dritte 
rechtsfähige Perfönlichkeit, eine phyfiiche Perſon, 3. B. ein Banquier, eine 
Corporation, 3. B. eine Gemeinde, eine Gejellichaft, z. B. eine Actiengefell- 
haft, fein, mwelder der Staat die Ausübung des Notenregald dur eine 
von ihnen zu errichtende Monopolzettelbanf überträgt. So entfteht das 
Syitem der privaten Monopolbant. In der Regel wird in dieſem 
Tale eine Aetiengefellfhaft die Bank errichten, wodurd man aljo zur 
privaten Actienbanf gelangt, die freilich auch unter Kapitalbetheiligung 
des Staats errichtet werden und in enger finanzieller Verbindung mit dem 
Staate jowie unter feiner meitgehenden Gontrole jtehen fann und, was leg- 
teren Punct betrifft, zum Theil jtehen muß. Gin wichtiges Beiſpiel einer 
reinen Staatsbank in der Gegenwart ift die Ruſſiſche Reichsbank, 
die beiden bedeutendften Beijpiele von Actien-Monopolbanten find die 
Franzöſiſche und die Oeſterreichiſche. Dieſen reihen fich als gleich 
artige, wenn auch nur als ftarf privilegirte Gentralbanfen die Eng- 
liſche und die Preußiſche an. Bei lebterer ift der Character des 
Staatsinftitut3 im Ganzen vormwaltend, wenn auc die private Kapital: 
betheiligung den Namen einer Staatsbank für dieſes mächtige Inftitut 
nicht zuläffig erjcheinen läßt. Val. über dieje Banken, ihren Charakter und 
ihre Verwaltung oben Thl. IL, Cap. II, Abtheil. 3, d, ©. 144 ff. 

Die Hauptfrage in dem Syſtem bes Notenmonopols iſt dann auch 
die, ob man die reine Staatsbank oder die private Actienbank vor: 
ziehen joll. Entjcheidende allgemeine Gründe für und wider, welche aus der 
Natur ded Staatsbetrieb3 und des Bankgeſchäfts zu entnehmen wären, fin: 
den jih faum vor. Die reine Staatsbank und die große private Actien- 
centralbanf werden beide im Wefentlichen ganz auf diejelbe Weije verwaltet. 
In banktechniſcher Hinficht zeigt ſich feine Schwierigkeit für die Verwaltun 
dur Staatsbeamte, wofür die Preußiiche Bank ein ſprechender Beleg h; 
(j. o. ©. 145 ff). Ein bedenklicher Umſtand ift allerdings, daß die Staats: 
bank als Staatsinftitut in gefährliche Beziehungen zum Finanzweſen treten, 
namentlich für Finanzzwecke de3 Staats, zumal in politiichen Krijen, aus: 
gebeutet werden Fann. Daraus geht dann leicht die Uneinlösbarkeit der 
Banknoten hervor, weil die Bank dem Staate Mmittelft vermehrter Noten: 
ausgabe Gredite gewähren müßte, welche letztere ein lange Zeit ganz un: 
realifirbares Activum zu bilden pflegen. Die zerrüttende Papiergeldmwirth: 
Ihaft, die ſchwankende Valuta ift die ſchlimme Folge davon, unter der wie— 
der rückwirkend die Finanzen ſelbſt jehr leiden. Aber ein ausjchlaggebendes 
Argument gegen die Staatsbank liegt in dieſen Verhältnifien dennoch nicht. 
In gewöhnlichen Zeiten kann eine Staatsbank ebenjo ficher als eine private 
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GSentralbant durch eine richtige Organijation und die Gewährung einer 
felbftftändigen Stellung, ſowie durch gejetliche Borjchriften über die Be: 
ziehungen und Gejchäfte zwiſchen Banf und Finanzverwaltung vor Ausbeu— 
tung zu Staatszwecken behütet werden, namentlich in einem conftitutionellen 
Staate (j. u. sub ce). In Krijen des Staatslebens aber vermag die Pri- 
vatbanf gewöhnlich auch nicht den hier regelmäßig an fie herantretenden 
Aniprühen des Staat3 um Gredithilfe zu widerftehen und die Folgen find 
dann die gleihen. Das beweist, von minder wichtigen Beijpielen zu jchmei- 
gen, die Geſchichte der Englifchen, Oeſterreichiſchen, Franzöſiſchen, Stalieni- 
hen Banf zur Genüge Die Erjhmerung, die Mittel der Bank zu be: 
nügen, welche in der Form der Privatverwaltung und in der Nothmwendig: 
feit Liegt, von Fall zu Fall immer erft über die Darlehen an den Staat 
mit den Berwaltungsorganen der Banf verhandeln zu müfjen, wollen wir 
zwar nicht in ihrem Werth für die Conjervirung des Geldweſens unterſchätzen. 
Selbft die Geſchichte der Defterreihiihen Bank zeigt in diefer Hinficht den 
Bortheil, daß zwijchen der Notenprefje der Bank und den leeren Caſſen der 
Finanzverwaltung in der Bankvermwaltung eine Barriere jteht. Auch das 
pflegt ein Vortheil zu fein, daß über die Rückzahlung der dem Staate ge: 
währten Darlehen in diefem alle Leichter Stipulationen erfolgen, wofür 
die Gejhichte der Englifchen Bank während der Rejtriction und wiederum 
ſelbſt diejenige der Defterreihiihen Bank Belege liefert. Defter3 werben 
diefe Darlehen etwa in die Formen der gewöhnlichen Banfgejchäfte gefleidet, 
ein kurzer Rüdzahlungstermin bejtimmt, felbjt eine halbwegs realifirbare 
Deckung, 3. B. in Schabjcheinen, gegeben. Dabei bleibt dann auch nad) der 
Suspenfion der Baarzahlungen die regelmäßige Rüdjtrömung der Noten 
zur Bank mehr gewahrt, — ein Umjtand, auf welchen Fullarton nicht mit 
Unrecht die relative Eonfervirung des engliſchen Geldwejens in der Zeit der 
Reftriction mit zurücdführt. Aber die Bedeutung aller diefer Puncte darf 
man aud) nicht zu hoch veranjchlagen. Entſcheidend bleibt hier für den 

ortgang und die Abwicklung der Gefchäfte zwiſchen der Bank und der 

inanzvermwaltung immer die Yage der Politik. Das zeigt fi aud in 
dem neueften Beiſpiel der Franzöfiichen Bant wiederum. Die ökonomijchen 
Gefihtäpuncte werden hier immer unvermeidlich den politiihen untergeord: 
net werden, was auch jeine Berechtigung haben Tann. Selbft die Decen- 
tralifation des Zettelbankweſens bietet hier keine viel größere Bürgjchaft 
dafür, dag die Verquictung von Banken und Staatsfinanzen unterbleibe. 
Das hat die Geſchichte Nordamericas im Bürgerfriege und die Entwidlung 
des Syſtems der Nationalbanfen unzmweifelhaft bemwiejen, wonach ein früher 
gern, auch von mir ſelbſt gemachter Einwand gegen das Centralbankſyſtem 
al3 widerlegt gelten muß ?”). Andererſeits jpricht beim Monopoljyften auch 
wieder ein jocialpolitiicher Grund für die Staatöbanf, daß nämlich über: 
haupt die Ausübung eined Regald durch Private und daher das Zufallen 
von Gewinn aus einem foldhen Regal an Private etwas Bebenftidet hat, 


7) Mit Unrecht in db. Denkſchr. D. Zettelbanfen wieder beſonders zu Gunſten 
ber fleineren Privatbanfen betont, ©. 8. In großen Staatsfrifen fennt eben Noth 
fein Gebot. Entweder würden bie einen Banken aud Darlehen geben müffen ober 
der Staat gibt, wie ebenfalls in Norbamerica, Staatspapiergeld aus, was dann aud) 
zur Einftellung der Metallzahlungen ber Banken zwingt. ©. auch u, Anm, 102. 
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ſelbſt wenn das Princip des Gewinnantheils für den Staat beſteht. Das 
entgegengeſetzte Bedenken, durch das Staatsbankſyſtem Macht und Einfluß 
der Regierung abermals zu ſteigern, muß freilich auch nicht überſehen wer— 
den, ſo wenig als das andre, den Staat für die Bankpolitik directer ver— 
antwortlich erſcheinen zu laſſen. Indeſſen kann grade eine Monopol-Actien— 
bank auch nicht ohne weitgehende Beaufſichtigung durch den Staat bleiben, 
ſo daß ſich ähnliche Bedenken wie die beiden letztgenannten auch hier zeigen. 
Endlich kann man zugeben, daß die Staatsbank bei feindlicher Occupation 
für ihre Fonds, 3. B. diejenigen in den Filialen, mehr Gefahr laufe, als 
die Privatbank. Mber auch letztere ift in ſolchem Falle nicht völlig gefichert, 
weil dem Inſtitut der Character eines öffentlichen anflebt und dieſes Pri- 
vateigenthum nicht viel mehr als das von Privateifenbahnen gejchont wer— 
den wird. Schließlich hängt doch Alles vom Ausgang des Kriegd ab, da— 
nad) entjcheidet fich die Entichädigung. 

Kurz, die Entjcheidung für die Staat3banf oder für die private Ac— 
tienbanf ift in der That ſchwierig, meil ji) die Gründe für und gegen jo 
ziemlich die Waage halten. Im concreten Falle wird man fich daher um 
jo mehr an die gegebene gejchichtliche Entwidlung und an die übliche Ge— 
jtaltung auf verwandten wirthſchaftlichen Gebieten (Verſicherungsweſen, 
Transportanftalten) in dem betreffenden Staate halten dürfen, wenn nicht 
jehr ſchwer wiegende Gründe für einen Webergang zum anderen Syſtem 
ſprechen. Dies würde und auch in Preußen und Deutjchland, fall bier, 
wie gejagt, zunächſt unwahrſcheinlicher Weife, da3 Notenmonopol durchge: 
führt werden follte, die Beibehaltung des bisherigen Verhältniſſes bei der 
Preußiſchen Bank für die aus ihr hervorgehende Reichsbank räthlich erjchei- 
nen laſſen. Aber wir geben zu, daß die Rüdzahlung des Privatfapitals 
an die Bankantheildeigner und die Dotirung der Reichsbank ausſchließlich 
mit Neich3fapital, aljo der Uebergang zur reinen Staatsbank auch feine 
jo große Bedenken gegen fich hat, daß wir ung nicht mit ihm befreunden 
könnten 98), 


b. Allgemeine volkswirthſchaftliche und banktehnifhe Anforberun- 
gen an bie Monopolbanf binfihtlih ber Stellung, Drganifation 
und Ginrihtung, ſowie bejonders ihres Filialwefene. 

Wird einmal das Syftem des Notenmonopol® gewählt, jo find an die 
vom allgemeinen Interejfe der Boltswirthihaft verlangten creditmwirtb- 
ſchaftlichen Leiltungen und an die demgemäßen Einrichtungen der 
Monopolbant im Wefentlichen die gleihen Anforderungen zu jtellen, mag 
man nun eine reine Staatsbanf oder eine Privatbank mit dem Monopol 
betrauen. Es ift ein vorfommender, aber ein vermeidlicher Uebeljtand, wenn 
die Privatbank zu einfeitig ihr Privatintereffe zum Nachtheil ihrer volks— 
wirthſchaftlichen Function, 3. B. in der Errichtung der Filialen (ſ. u.) oder 
der Regelung der Noteneinlöfung zur Geltung bringt. Damit läßt ſich 
nicht zu Gunften des Staatsbankſyſtems argumentiren. Es müfjen nur die 
nöthigen und recht wohl möglichen Vorkehrungen im Bankgeſetz und ber 


) Hiernad) ift die von mir noch in ben früheren Abſchnitten vertretene Anficht, 
die ausfchliehlicher zu Gunften der’ Privatbank war, bef. ©. 144 ff. zu mobificiren. 
S. auch die Darftellung ber Frage in Rau-Wagner Finwifl. I. $ 208, 209, viel- 
leicht der Staatsbank noch etwas zu ungünftig. 
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Eonceffionsurfunde getroffen werden, um das Öffentliche über das Privat: 
interefje der Bank zu ftellen. 

Die allgemeinen Anforderungen, welche an die Staatd- wie an die 
private Monopolbant gleihmäßig zu erheben find, und nur in einigen ein- 
zelnen Puncten nach diejen beiden Syjtemen etwas verjchiedenartig formulirt 
und garantirt werden müffen, jind die folgenden: 

1. Die möglichſte Selbftändigfeit der Bank als Ereditanftalt, na- 
mentlich die vollite Unabhängigkeit von der Kinanzvermwaltung 
des Staats, aber zugleich eine wirkſame, doch nicht ftörende Gontrole 
der Staatäverwaltung über die Bank, welche durch die Uebertragung der 
Verwaltung auch der Privatbank an Staatöbeamte ausgeübt werden kann 
(j. Nadtrag zu ©. 144 ff). ©. unten Abſchnitt c und d. 

2. Die vollftändigfte Deffentlihkeit in allen Verhältniffen, in der 
Verfafjung, den Reglements, dem Betriebe und feinen Reſultaten, in der 
früher für alle Banfen von uns verlangten Weiſe. Bei der bedeutfamen 
Stellung der Centralbank ift cher mehr al3 weniger wie bei anderen Ban- 
fen zu verlangen, 3. B. hinfichtli der kurzen Periode und der Specialität 
der Ausweiſe (Bilanzen), Es genügt auf die Abtheil. Th. IL, Cap. II. 
Nr. 1 S. 77 ff. zu verweifen. 

3. Die möglichſt befte Organifation der oberſten Leitung und 
gejammten Verwaltung der Bank, wofür oben auf ©. 144 ff., was 
die großen europäijchen Gentralbanten anlangt, und auf ©. 475 ff., was 
die Yeitung und Verwaltung der Privatbanfen überhaupt betrifft, zu ver- 
weiſen ift. Die Staatsverwaltung hat fi bei der Preußiſchen Bank 
trefflih bewährt. Sie verdient beibehalten zu werden im gemifchten, voll: 
ends im Monopolbankiyjtem. S. unten Abth. 3 c. a. 

4. Cine rationelle, dem Grundgedanken des Notenmonopolfyftems con- 
jequente Behandlung der Banknoten im Banfgejeß. Bei der Staat3- 
wie bei der Privatbank ift daher: 

a. Der Zwangscurs aud für die einlöäbare Note nicht zu ge: 
währen, vielmehr fann, muß aber nit ausdrücklich die Annahme der 
Noten im Privatverfehr für rein freiwillig im Bankgeſetz erklärt 
werben, denn auch ohne jolche Beftimmung ift diefe Freiwilligkeit ſelbſtver— 
ftändlid. ©. o. ©. 35 ff. 

b. Die Annahme der Noten an den öffentlichen Gaffen, insbeſon— 
bere des Reichs oder Staats, erfolgt ganz allgemein. Bei der Staats— 
bank ift das eigentlich felbitverftändlich, bei der Privatbank, die eben nur 
ein Staatsregal ausübt, ebenfall3 conjequent. Hier kann fi der Staat 
aber eine Beihränfung oder zeitweife Aufhebung der Annahmepflicht vorbe- 
halten. Allerdings erlangt die Banknote durch diefe regelmäßige Annahme 
an den Staatscaſſen etwas vom Character des Staatspapiergeld8 mit und 
neben der jonftigen, 3. B. der banfmäßigen Fundirung eine Art „Steuer: 
fundation“. Allein, wenn bie auch feine Bedenken hat, jo iſt e8 doch wie- 
der nur eine Conjequenz des Syſtems. Uebrigens kann und ſoll unter 
Umftänden der Staat in feinen Caſſen befindliche Notenſummen bei der 
Bank zur Einlöjfung präfentiren. ©. o. ©. 43 ff., auch zum Vergleich die 
Vorſchläge für Deutichland beim gemijchten Syftem S. 450. 

e. Für die Einlösbarkeit der Noten der Monopolbant gelten 
durchaus die bei allen Zettelbanken erforberlihen allgemeinen Bejtimmungen 
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über die Einlöfung an jeden Inhaber, an mehreren Orten, in geſetzlicher 
Münze, unter bequemen Modalitäten u. ſ. w. ©. o. ©. 57 ff., ud 
©. 450. Neben der unbedingten Einlöfung am Sige der Eentralftelle muß 
eine möglichjt unbedingte, in einer Frift von 3 Tagen ganz unbedingte Ein: 
löſung auch an den Filialen, eventuell mit Unterſcheidung zwiſchen den 
Hauptfilialen oder denen in Hauptpläten und den Nebenfilialen hinſichtlich 
der Länge diefer Frift, gefetlich beitimmt werden ?°). 

d. Für die Stüdelung der Noten gelten gleihfall3 die erörterten 
allgemeinen Vorſchriften. ©. 66 ff., S. 450 u. Nachträge. Unter deutſchen 
Berhältnifjen der Gegenwart empfiehlt ſich aud für eine etwaige Monopol: 
banf das Minimum von 50 Mark, und eine Beſchränkung der darin 
auszugebenden Summe in einer abjoluten alt 3. 8. 120—150 Mill 
Mark, außerdem die Feſtſetzung des zweitniedrigſten Notenſtücks auf 100 M, 
aber ohne Begrenzung der Menge. 

e. Die Monopolbanf unterliegt anderſeits der gejeglihen Verpflich— 
tung, Jedermann auf Verlangen Banknoten gegen Edelmetallgeld 
und Währungsmetall zu geben, und zmar fo, daß fie für Währungs: 
münze unbedingt nach dem Nennwerth, für Barrenmährungsmetall unter 
Abzug eines Kleinen, die Prägekoften höchſtens um den Zinsverluſt bis zur 
vollendeten Prägung überjchreitenden Betrags Banknoten geben muß. Aud 
wenn die Prägung für Private im Münzgeſetz nicht zugelaffen wird, jollte 
der Monopolbant wenigitens das Necht, zu einem beftimmten Sage Münze 
des MWährungsmetall3 prägen zu Lafjen, ertheilt werden 109), 

5. Eine Dotation der Bank mit einem angemejjen hoben, im 
Bankgeſchäft mit anzulegenden eigenen Stammfapital, dejien 
Verminderung bei der Staats- und bei der privaten Monopolbant nur 
mit geſetzlicher Ermächtigung erfolgen kann. Diefes Kapital joll in er 
ner ungefähren Proportion zu den Paffiven, namentlich zu den metalliid 


99) Die Beitimmungen ber Preuß. Banforbnung $ 32 (ji. o. ©. 61) genugen 
ſchon jegt faum und müſſen bei einer etwaigen Verwandlung ber Bank in eine Deutſche 
Reichsbank auch im gemiſchten Bankſyſtem ſchärfer beftimmt werden. Beim Monopol 
bankſyſtem wäre die Verpflichtung der Filialen eher noch zu erweitern, Debatten bei d. Er: 
richtung einer Filiale der Preuß. ®. in Bremen in 1872. S.Brem. Gef. v.17. Nov. 1872. 
Auch in der franzöf. Banfenquete ift über die Franzöf. Bank die Klage gefühtt 
worden, daß fie an ben Filialen theil® gar nicht, theils nicht prompt genug bie Noten 
einldie (wonach die Bemerk. S. 61 oben zu berichtigen iſt). E. Pereire bat nicht 
ungeſchickt nachzuweiſen geiucht, daß dadurch unter Umftänden Baargeld in Privat: 
kaſſen bleibt, ftatt dev Bank zuzuflichen (f. die Auszüge bei Wirth, VBankıwef. ©. 164). 
Die Sachlage jcheint die zu fein, daß die Filialen in ber Regel prompt einlöjen, aber 
in Grenzplägen in Zeiten des Gelderports wegen ber Größe der Summe und der 
Transporikoften des Baargelds Schwierigkeiten maden (Straßburg, Marjeille)., DT 
Verpflichtung zur Einlöfung entzieht fi die Bank auch dann nicht, verlangt aber einen 
kurzen Termin, der eben gefeglich zu firiren wäre, und zwar auf eine möglie 
Furze Zeit; 3 Tage genügen jetzt in Frankreich oder Deutſchland gewiß. Die Trank 
portfoften hat bie Banf mit Recht zu tragen. ©. Wirtb, eb. S. 195—1%. S. 
übrigens auch unten Anm. 105. i 

00) Nach ben Grundſätzen ber Müngorbnung werben fich diefe Beftimmungen 
im concreten Fall etwas verjchieden geftalten müffen. Wo unentgeltliche Prägung put 
Private befteht, wie in England, fällt die Anrehnung von Prägefoften Seitens bet 
Banf bei der bier gejeßlich vorgeichriebenen Verpflichtung ber Bank, Noten gegen Yullion 
abzugeben, fort und wirb nur eine Feine Zinsverluftdifferenz angerechnet: 3 Bi. 17 ©. 
Id. ſtatt 3 Pf. 17 Sh. 101, d. p. Unze nad bem Münzgeſetz. 
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ungedeckten Paſſiven — nach längerem, z. B. Zjährigem, Durchſchnitt be— 
rechnet — gehalten, alſo eventuell erhöht werden müſſen. Unſere Vor— 
ſchläge S. 447 für die Preußiſche Bank ſind auf eine eigentliche Monopol— 
bank anwendbar. Danach ſollte die ungefähre Proportion des Kapitals 
zum Notenumlauf nicht über 1:6, zum metalliſch ungedeckten Notenumlauf 
nicht über 1:4 auf die Dauer ſteigen. Eine Deutſche Monopolbank 
würde gegenwärtig wohl mindejtend mit einem Kapital von 6O— 70 Mill. 
TH. zu dotiren fein, höher als die etwaige Reichsbank im gemifchten Sy- 
ftem, weil jene eben auch an Stelle der EHleineren Banken träte. Das ei- 
gene Kapital der Franzöſiſchen Bank war jchon jeit längerer Zeit vor 
1870 zu Klein, zumal es zum Theil dem Staate geliehen it. Dasjenige 
der Englijhen Bank wäre groß genug, wenn es nicht größtentheild in 
der Staatsjhuld fejtgelegt wäre (ſ. o. ©. 452 Anm. 852). Die Defter: 
reichiſche Nationalbank hätte wohl auch jet noch nach der Neduction 
ihre3 Kapitals auf 90 Mill. fl., zumal neben ihrem ftarfen Reſervefonds, 
jelbit nach Wiederaufnahme der Baarzahlung ein genügendes Kapital, wenn 
nur nicht außerdem jo große Mafjen Staatspapiergeld circulirten, für das 
die Bank indirect mit auflommen müßte Das eigene Kapital nebjt Re— 
jervefonds der Ruſſiſchen Bank (1868 20.5 M. R.), aljo der betreffende 
Staatseinſchuß ift gänzlich unzureichend. Die Befugniffe der Eigenthümer 
(Actionäre) der Privatbank in Betreff der Verminderung de Stamm: 
kapitals jind demgemäß zu bejchränfen. Auch die Erhöhung wird beim 
reinen Monopoljyitem von gejeglicher Ermädtigung mit abhängen müſ— 
jen, weil dadurch der Gemwinnantheil de3 Staats jich verkleinern kann. Sie 
ijt aber im Allgemeinen zu begünftigen. Im UWebrigen ſ. über die Function 
des Kapital ©. 423 ff. 

6. Die Anlegung eines Reſer vefonds vornemlich nur zur Dedung 
von Berlujten im Bankbetriebe, nicht zur Erhöhung des Bankcapi— 
tal, das befjer von vornherein oder durch neue Einzahlungen auf die er: 
forderliche Höhe gebracht wird; auch bei der Privatbank in der Regel nicht 
zur Ausgleihung der Yahresdividende. Die Höhe des Rejervefonds für den 
erjten Zweck braucht feine bedeutende zu jein. inige, höchſtens 5 Procent 
des Kapitald werden völlig ausreichen. Der Rejervefonds ift ebenfalls im 
Bankgejchäft mit anzulegen. ©. im Uebrigen oben ©. 463—474. 

Die Höhe des Notenumlaufs der Monopolbank ift abgejehen 
von den obigen Beitimmungen über die Stüdelung nit weiter und 
niht anders zu begrenzen, als es durch die unter der folgenden Num— 
mer zu erwähnenden Deckungsvorſchriften wirkſam genug geichieht. Daher 
bat ſowohl eine gejeislihe Vorjchrift über ein abjolutes Marimum des 
Notenumlaufs (j. o. ©. 164 ff.), als über ein abfolutes Marimum 
des metallifh ungededten Theils des Notenumlauf3 (jog. „Gontin= 
ee} Peel'ſche Acte, ſ. o. ©. 229 ff, 242 fi, 353 ff.) zu unter: 

leiben, aus Gründen, welde an den angegebenen Stellen und in dem 
Abſchnitt von der Discontopolitit (S. 544 ff. 565 ff.) grade für den Fall 
der Gentralbant dargelegt find. Brauchbare Anhaltspuncte aus der Er- 
fahrung, d. 5. aus der Statiftif der Minimalmengen der Noten oder der 
metalliich ungededten Noten in der Vergangenheit, fehlen ohnedies zur Feſt— 
jegung folder ziffermäßigen Grenzen für die Zukunft, zumal in einem Yande 
mit noch nicht gejättigtem Notenumlauf und mit veränderlicder Noten: 
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ſtückelung 19). Von der noch weiter gehenden, ganz übertriebenen und nur 
die Volkswirthſchaft mit einem zwecklos großen Wtetallfapital belaftenden 
Forderung gejegliher voller Baardedung der Noten braudt auch beim 
Monopolſyſtem nicht die Rede zu fein. Nur bei der Staat3banf wäre 
eine jolhe Forderung, die die Noten: wieder zu Depofitenjcheinen machte, 
ohne irgend größere Sicherung in Krijen, überhaupt durdführbar 192), 
Ebenjo wenig joll im einzelnen Falle die Monopolbant an die Inne— 
haltung eines unüberjchreitbaren Verhältnijjes de3 Notenum— 
laufs oder des metalliijh ungededten Notenumlauf8 zum ein 
gezahlten Stammfapital gebunden fein. Daraus würden ähnliche In— 
convenienzen wie in den beiden anderen Fällen der Begrenzung des Noten 
umlauf3 entjtehen. E38 genügt vielmehr, daß durch eine die Ausdehnung 
des Notenumlaufs in längeren ‘Perioden begleitende Vermehrung des Stamm= 
fapital3 eine ungefähre Marimalproportion des Notenumlaufg zu dem Ka— 


1) Die Ziffer von 14 Mill. Pf. St., welche in der Peel'ſchen Acte von 1344 
für bie Englifhe Banf als Marimalbetrag ber metalliih ungededten Noten feitgeiept 
wurde, berubt auch feineswegs auf einer wirklichen Erfahrungsthatſache, betreffend bas 
vorgefonmene Minimum, jo oft man bies auch behauptet bat. ©. o. ©. 232, 353. 
Bon 1834—38 z. B. — früher noch höher — war ber Notenumlauf nad Bierteljabrs- 
durhichnitten faft immer 18—19 Mill., Minim. 17.2, Nach ben Wochenausweiien von 
1840—44 ift das feltene Minimum 15.5; gewöhnlich war ber Umlauf über 16, jeit 
1842 immer über 18 Mill. und jpäter noch höher, troß der Goncurrenz der Landbanf: 
noten. ©. Tooke-Aſher L, 775 fi. Bei ber vollends feit 1870 eingetretenen Ent: 
widlung der Preuß. Banf eine Gontingentirungsziffer berehnen zu wollen, wäre 
rein unmöglich; man Fönnte fie nur erfinden. Die Ziffer ift aber ſchließlich eben 
der practifche Punct in ber ganzen Streitirage. Da in England das Stammfapital 
etwa eben jo groß, mit bem Refervefonds („Neft“) noch erheblich größer ift, als bie 
nunmehrige Gontingentirungsjumme von 15 M. Pf. St., fo ift die Wirfung bes Prin— 
a u eine andre, als fie es ohne ein entjprechend ebenjo hobes Kapital bei d. Preuß. 

, wäre. 

102) Die Logik ber abjoluten Gegner ber metallifh ungebedten Banknoten, 3. B. 
Geffden’sa. aD. ©. 39, faffe ich allerdings nicht. Hier wird v. Unrub in ber 
Berwerfung ber bankmäß. Defung zum Theil mit Wechfeln beigeftimmt, dann heißt es: 
„Die Borficht (sic! es war bei der Anihwellung bes Baarvorraths in ber Franzöſ. Banf 
1866—70 gar nicht von jpontaner Thätigfeit ber Bank die Rebe, was in jolden Fra— 
gen auch meiltens überjehen wird, ſ. o. ©. 207, Arm. 401) könne faum weiter geben, 
als es 1870 bei ber B. v. Franfreih ber Fall war, wo 1297.35 M. Fr. baar gegen 
1447 M. Noten ftanden u. doch (!) mußte bie Baareinlöfung jofort nach dem eriten 
Kriegsunglüd eingeftellt werden.” M. a. W. damals war ber ideale gern ber Boll: 
befungsmänner ja faft erreicht, zeitweile noch etwas weiter ald nad obigen Ziffern. 
Und doch Zahlungsfuspenfion, freilich bei 7—800 Mill. Fr. Eafje! Denken wir uns, 
in Franfreih hätte gejeblich die volle Baardedung beftanden, jo würde man in ber 
damaligen Noth und Kopilofigkeit eben auch dieſe geſetzliche VBorfchrift aufgehoben haben 
u. das Resultat wäre bafjelbe geweien. In großen Krifen bes Staatslebens, wo allein 
Suspenfionen großer Banken vortommen, fennt eben leider immer wieder Notb kein 
Gebot. Aber die Banfverjafjung ändert daran nichts. Nöthigenfalls hätte man 
über bie Bank hinweg Staatspapiergeldb ausgegeben, wie in Norbamerica, unb 
abermals bafjelbe Rejultat gehabt, die Bank wegen des unvermeiblihen Zwangscurſes 
dieſes Papiergelds dann auch doch zur Suspenfion gezwungen. Bielleicht find bie Geg— 
ner dann noch confequenter u. verwerjen wegen ber Gefahr, daß die Volldedung und 
Baarzablung fuspendirt worben, jebe auch voll gebedte Note. Aber aud das gewährte 
feine Sicherheit in Staatskrijen, weil man eben alsdann ganz neues uneinlösbares 
Papiergeld ausgeben würde. Die Voldedung mit Rüdficht auf ſolche Krije verlangen, 
wo fie doch feine Garantie gewährt, fcheint mir daher ganz unlogiſch. Sonſt aber ift 
fie vollends unnüg und jchabet nur. 
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pital innegehalten werde, wie es oben S. 48, 452 für die Preußiſche Bank 
verlangt wurde. Jede der erwähnten weiter gehenden Beſchränkungen der 
Bank lähmt nur die ereditwirthſchaftliche Function der letzteren in Kriſen 
und damit den relativ ſtichhaltigſten Grund für das Notenmonopol, ſteigert 
ſogar die Schwierigkeiten in Creditkriſen noch mehr, wie wir oben nachge— 
wieſen. Das Fehlen ſolcher Beſchränkungen hat dagegen bei guter Noten— 
deckung, beim Ausſchluß kleiner Noten, bei Fürſorge für ſofortige, an ver— 
ſchiedenen Stellen mögliche Noteneinlöſung, endlich bei umfaſſender Publi— 
cität auch bei der Monopolbank keine beſonderen Bedenken. 
| 8. Die Notendedung der Monopolbanf joll ebenfall® die ftreng 
bankmäßige aus Baarfonds und kurzfälligen Forderungen, am Beften nur 
Wechſeln, in richtiger, der Bankverwaltung unter der Gontrole der Deffent- 
lichkeit frei zu bejtimmen überlajjener Combination fein. Die Gründe find 
die eingehend früher für alle Zettelbanfen entwicelten, fie haben bei der 
Monopolbant noch größeres Gewidt; |. o. ©. 239 ff., 252 ff. Daher 
unterbleibt bejjer, nach der bewährten, auch in der Enquöte gebilligten 
und jeitdem bis zum Kriege von 1870 beibehaltenen Praxis der Franzöſi— 
ſchen Bank eine Vorjchrift über einen Minimalbetrag, insbefondre über 
eine Minimalqupte des Baarfonds vom Notenumlauf, wie ed aud) 
oben ©. 449, 454 ff. für die Preußiiche Bank befürwortet wurde. Jede 
ſolche Bejtimmung wirkt fonjt in Krijen wieder zwecklos hemmend auf die 
Function, Die Beiftungafähigteit der Bank. Ihr Mangel hat aber wieder: 
um, wie die Erfahrung mit der Franzöſiſchen Bank auch zeigt, feine Be— 
denken. Unter der Controle der Deffentlichkeit, welche notorijch grade bei 
einer Gentralbank jehr rege und wirkjam ift, wird wenigſtens beim heutigen 
Stande der Kenntniß der Banktechnik, des Einfluffes der internationalen 
Zahlungen u. ſ. w. eine große Bankverwaltung von freien Stüden einen 
genügend, in der Regel einen ziemlich Hohen Baarvorrath halten 198), 
Stricte Vorſchriften über die Noteneinlösbarkeit an den — zwingen 
ebenfalls zur genügenden Hochhaltung des Baarfonds. Soll jedoch trotzdem 
eine geſetzliche Beſtimmung über die Minimalhöhe des Baarvorraths getrof— 
fen werden, ſo verdient die übliche Drittelvorſchrift immer noch den Vorzu 
vor jeder anderen ähnlichen, z. B. vor der Contingentirung. Denn ſie it 
nicht willkührlicher als dieje und jchmiegjamer, jo daß durch fie die Func— 
tion der Bank nit jo unterbunden wird. Bei der Preußischen Bank 
brauchte aljo eventuell wenigjtens Feine Veränderung einzutreten, ©, 449. 
Für die Bankfähigkeit der Wechjel wird an der Marimalfrift von 3 Mo: 
naten und an 2, eventuell 3 guten Unterjchriften fejtzuhalten fein. In allem 
Uebrigen haben wir ung auf die Erörterungen über die Wechjeldiscontirung 
©. 270 ff. zu beziehen, die auch für die Monopolbant Geltung behalten. 
Ein Unterſchied zwiſchen der Staats und der privaten Monopolbant braucht 
binfihtlih der Notendekung nit gemacht zu werden. Bejondre Cautelen 


‚0, Mit ben gern citirten eblern der Politif der Engl. Banf in ben 30er 
Sabren (Tooke-Aſher L, 338 ff. 424 ff., meine Beitr. ©. 241 ff.) follte man in 
diefer Frage doch nicht immer wieder fommen. Die Frauzöſ. u. Preuß. Bank ha— 
ben ji na Gontingentirung u. dgl. niemals jolche Fehler zu Schulden kommen laj- 
fen, denn mit 1848 u. 1870 it aus ben in Anm. 102 erwähnten Gründen überhaupt 
bei d. Franzöſ. B. nichts im biefer Frage zu beweijen. Sicher würde auch ohne Peel'ſche 
Acte die Engl. Bank die ehemaligen Fehler nicht wieberholt haben, 
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find für die Discontirung von Staatswechjeln und Schatjcheinen bei beiden 
Banken, in erhöhten Maaße bei der Staatöbanf geboten, ſ. o. S. 300 ff. 
u. unten Abſchn. c. 

9. Die übrigen Gejhäfte und die Veranlagung des Stamm 
capital3 der Monopolbant. Zweckmäßig erſcheint auch bei der Monopol— 
banf die Einräumung eines geſetzlichen Vorzugsrechts der Noten auf 
die Activa, weil auf diefe Art am Einfachften und ohne Präjudiz für die 
gedeihliche Entwicklung anderer pajjender Bankgeſchäfte der jonjtige Activ- 
und Paſſivgeſchäftskreis der Monopolbant zu regeln ift, ſ. o. ©. 385. 

a. Unter der Borausjegung, daß die jpecielle Notendedung in der obi- 
gen Weiſe gefetlich beftimmt wird, empfiehlt e8 jich, den Activgeſchäfts— 
freiß der Bank auf das Yombard-, Contocorrent= und auf ein be- 
ihränftes Effectengejchäft auszubehnen. Für die beiden erjteren gel- 
ten aud) hier die Erörterungen oben ©. 306 ff. und 399 fi. Das Eiffec- 
tengeſchäft jollte auf einen mäßigen Umfang der Kapitalanlage in Effecten, 
3. B. auf ein Fünftel oder ein Viertel des Stammkapitals, ähnlich wie bei 
einzelnen Deutjchen Zettelbanfen (Frankfurt und andere ſüddeutſche), ferner 
auf bejtimmte Arten Effecten bejhränft werden. An letztrer Beziehung 
wird eine Gautel zu treffen jein, daß die Monopolbank nicht zu viel 
Staatspapiere erwerbe und dadurch in nähere Beziehung zum Staatscre- 
dit trete. Bei der Staatsbanf ift diefe Cautel noch jorgfältiger als bei der 
Privatbank zu ziehen, j. u. Abſchn.e. Das Hypothefengejhäft bleibt beſſer aus: 
geſchloſſen, da es erwünjcht ift, dak die Monopolbank im Antereffe ihrer ere— 
ditwirthichaftlichen Function ihre Mittel möglichjt leicht und ſchnell vealifir- 
bar anlege, was beim Hypothefengejchäft nicht der Fall jein kann. Andere 
als Bankgeſchäfte, 3. B. gewöhnliche Handelsgeichäfte, bleiben felbjtverjtänd- 
lich unterjagt. 

b. Zur Anlage in den genannten Activgejhäften, dann in der Wed): 
jeldiscontirung dient dag Stammkapital, der Nejervefondg und die Summen, 
über welche die Bank aus anderen Paſſivgeſchäften als der Noten: 
emiffion, verfügt. Von jolden Paſſivgeſchäften ift namentlih daS Depo- 
ſitengeſchäft in allen feinen Hauptformen (unverzinsliche, verzinsliche 
Girokapitalien, Depoſiten in Contocorrent, „Checkdepoſiten“, auf die mittelft 
Checks gezogen wird, „Buchereditdepofiten”, die aus der Guͤtſchrift der von 
der Bank gewährten Credite beſtehen u. ſ. mw.) nicht nur bei der Monopol- 
bant è uzulaſſen, ſondern ſeine Entwicklung auch möglichſt zu begünſtigen. 
Die Gruͤnde dafiir jind in dem Abjchnitte vom Depofitengeihäft ©. 373 fi. 
und von der Discontopolitif (befonder® S. 545, 557 ff.) und zwar zum 
Theil grade ſchon mit Bezug auf die Gentralbant dargelegt worden. Die 
Sramölloe Engliſche, Ruſſiſche Bank können hierin der Preußiſchen und 

ejterreihijchen oder einer eventuellen Deutſchen Reichsbank zum Vorbild 
dienen. Namentlich wird die Monopolbanf, die Staats: wie die Privat- 
banf, das Öffentliche Depojitengejchäft gehörig entmwiceln müflen, aljo dem 
Staate- und der Finanzverwaltung u. j. w. ald Bangquier dienen. Eine 
ſolche Gejchäftsverbindung zwijchen Staat und Bank, wo erjterer Ereditor 
ift, hat feine finanziellen Bedenken und erhebliche voltswirthichaftliche Vor: 
theile. ©. o. ©. 385 ff. (Öff. Depoi.gefhäft). Die Ausftellung von Giro: 
anmweilungen und von Wechjeln und Anweifungen überhaupt ift der Mono- 
polbank zu gejtatten, aber fo weit es ſich um Sichtpapier handelt unter 
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denfelben Deckungsvorſchriften wie die Notenausgabe, im Uebrigen mit den 
gleihen Dedungen wie das Depofitengefhäft, aljo mit dem obigen Activ— 
geſchäftskreis. ©. o. ©. 391 ff. Auch die Rüddiscontirung von Platz— 
wechſeln und der Verkauf fremder Metallwährungswechſel ift der Bank zu 
erlauben. ©. o. ©. 394 ff., 548, 

Die weitgehende Specialität der Geſchäftsberichte und der Bilanzen, 
mindefteng der jährlichen Hauptbilanz muß bejonderd aud) die übrigen Paſ— 
five und Activgejhäfte und Anlagen der Monopolbank leicht und ſicher zu 
überjchauen gejtatten. 

10. Möglihfte Entwidlung eines Filialnetes über das ganze 
Staatögebiet. In diefer Beziehung find der Monopolbant umfasjende 
gejeglihe Verpflichtungen aufzulegen. Das Filialneg iſt, wie wir 
Er jahen, das nothwendige Complement des Centralbankſyſtems. Durch 
ajjelbe werden die volkswirthfchaftlichen Mängel dieſes Syſtems thunlic) 
vermindert. Je mehr die Gentralijation der Notenausgabe durch Privilegien 
begünjtigt wird, aljo am Meiſten bei der Monopolijirung der Notenaus- 
gabe, dejto weiter muß die Verpflichtung der Bank zur Erridtung von Fi— 
lialen gehen. Es läßt jih nun nicht wohl im Bankgeſetz für die Mono: 
polbank oder in der Conceſſionsurkunde für die private Monopolbant im 
Voraus genau einzeln jeder Drt bezeichnen, wo die Bank eine Filiale er: 
rihten muß und melden Ranges dieje Filiale fein fol. Aber gemiffe 
Grundjäge über das Filialwejen und einige generelle Beſtim— 
mungen, wie es mit der Verpflichtung der Bank zur Errichtung von Fi— 
lialen gehalten werden ſoll, gehören unbedingt in das Bankgeſetz, um einen 
gejeglihen Anhaltspunet für in dieſer — an die Bank zu ſtellende 
Anforderungen zu gewinnen. Das iſt bei der Staats- und bei der Privat— 
bank nothwendig, wie die Gefchichte der großen Banken auch zeigt. Die 
Errichtung von Filialen erjten Rangs in Hauptplägen liegt gewöhnlich im 
finanziellen Intereſſe der Bank, weil letztrer dadurch Geſchäfte zugeführt, 
den Noten ein erweitertes Umlaufsgebiet gejchaffen wird, jo daß ſich hier 
die Koften jchon bezahlt machen. Aber in Pläben zweiten und dritten 
Rangs, geſchweige in noch Kleineren macht ſich die Errichtung der Filialen 
durch die Zuführung von Gefhäften oft nicht oder nicht genügend bezahlt, 
zumal in der erjten Zeit. Je ftrenger die Verpflichtung zur Noteneinlöjung 
an den Filialen ausgeſprochen wird, dejto mehr kann die Errichtung von 
Tilialen eine Lajt für die Bank werden. Eine Staatsbant wird daher mit- 
unter aus fiscalifchen, eine Privatbank aus ähnlichen Rückſichten auf 
ihre Rentabilität abgeneigt fein, ihre Filialen entfprechend zu vermeh— 
ren. Man darf ed der Preußiſchen Bank zum Ruhme nachſagen, daß 
fie dieſe Rüdfichten kaum gekannt hat, obwohl die gejetlihen Beſtim— 
mungen über die Verpflichtung zur Erridtung von Filialen auch bei ihr 
nicht ausreichen, j. u. Die Franzöſiſche und Oeſterreichiſche Bank 
haben aber oft ihr Privatinterefie gegen die Vermehrung der Filialen gel- 
tend gemacht und find denn auch noch heute gegen die Preußiſche Bank in 
der Entwicklung des Filialneßed weit zurüd. Die Engliſche Bank hat 
auch nur wenige (13) Filialen, aber das Bedürfniß nach jolchen iſt hier 
auch wegen der Entwiclung des jonjtigen Bankweſens nicht jo groß. Die 
Ruſſiſche Reichsbank hat dagegen verhältnigmäßig zahlreiche Filialen, 
wenn man die geringe Bedeutung der ruſſiſchen Städte und ihrer Geſchäfte 

Wagner, Zettelbanten. 40 
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außer den wenigen großen Handelsplätzen berückſichtigt. Die geſetzliche Ver— 
pflichtung der Bank zur Errichtung von Filialen kann nun etwa in fol: 
gender Weile im Monopolbankſyſtem geregelt werden: 

Die Handel: und Gemerbetreibenden jeden Orts, in welchem eine 
gewifje Minimalzahl Faufmännijcher, Fabrik- und größerer Handwerksge— 
ihäfte eines etwa nad) der Gewerbejteuer zu bemefjenden Mintmalumfangs 
vorhanden find, haben das Recht, durd die Handelskammer, zu der der Ort 
gehört, bei der Regierung auf die Errichtung einer Filiale anzutragen. Die 
Regierung ijt verpflichtet, der Staats- und der Privatbank die Errichtung 
einer Filiale vorzujchreiben, wenn die Antragfteller einen mäßig gegriffenen, 
nad dem Ermefjen der Regierung im einzelnen Fall zu bejtimmenden Mi- 
nimalbetrag de8 Wechſel- und Lombardgeſchäfts garantiren oder ji an- 
heiſchig machen, anderenfall® zu den Unterhaltskoften der Filiale einen eben- 
fall3 von der Regierung zu bemefjenden Beitrag zu liefern. Diejer Tann 
3. B. in der unentgeltlichen Stellung eines Gejchäftslocal3 bejtehen. Jeden: 
fall3 darf die Entjcheidung über Größe und Art des eventuellen Beitrags 
und über die Leijtung eines folchen überhaupt nit allein vom Willen 
der Bank abhängen, jondern muß eine gejeßlihe Bajis haben 
und danach auch bei der Staatsbank von einer unabhängigen Verwal— 
tungsjtelle ausgehen. Bei der Preußiſchen Bank haben fich Hier 
mitunter Unzuträglichfeiten gezeigt, indem den Anforderungen de3 Handel: 
ſtands Kleiner Pläße etwas weitgehende und willführliche Gegenforderungen 
der Bank gegenüber traten 19). Cine jolche Bermaltungäfielle bat aud 
über den Rang, die Befugnifje und den Gejhäftsfreig der Filiale 
zu enticheiden, falls zwijchen der Bank und dem Handelgjtand des Orts ein 
Diſſens hierüber bejteht. Nicht ausreichend ift die vorkommende Beitimmung, 
daß die Bank auf Verlangen der Regierung Filialen errichten müſſe 19), 


104) ©, über d. Preuß. B. u. ihre Provincialbanfcomptoire d. Bankordnung 
$ 39, 40, 100-111, über die Commanbiten u, Agenturen $ 112. Die Errichtung, 
Aufhebung oder Verlegung beider legteren bleibt bem Chef der Banl, die ber Gomptoire 
dem König überlafien, — eine zu ausjchließlihe Befugniß. 

105) Defterr. Nat.b. Stat. v. 1862 $ 3: d. Bank bat das Recht, an andren 
Plägen der Monarchie Filialanftalten f. einen oder mehre Geſchäftszweige zu errichten. 
Eie ift verpflichtet, „in Folge des im Einverftändniß mit der Bankfdirection von 
der Staatsverwaltung erfannten Erforderniſſes“ — eine fehr verclaujulirte Bejtim: 
mung! — filialen f. db. Escompte-, Leih- u. Anweilgeihäft zu errichten. Die Auf: 
löſung beftebender Filialen fann vor Ablauf ber Eoncefjionsdbauer der Bank nur mit 
Auftimmung der Finanzverwaltung erfolgen. — Vielfach ift die Frage der Filialen in 
ber Franzöſiſchen Banfgejepgebung behandelt. Hier beftimmen bie Statuten v. 
1808 in Art. 10, daß Discontocomptoire in demjenigen Departementsjtäbten, wo bie 
Bebürfnifie des Handels die Nothwenbdigfeit fühlbar machen, errichtet werben follen. 
Der Generalrath der Bank entjcheidet über die Organifation, weldye ber Regierung zur 
Billigung unterbreitet wird. Das Decret v. 18. Mai 1808 enthält Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen bierüber. Nad Art. 2 biejes Decrets bezeichnet der Generalrath ber Reihe nad 
die Stäbte, in benen Comptoire errichtet werden jollen, letztres geichieht nur mit Kaii. 
Zuftimmung im Staatsrath. Der —— jedes Comptoirs wird durch den Generaltath 
beſtimmt. Das Decret enthält außerdem nähere Vorſchriften über die Geſchäfte, die 
Leitung und Verwaltung der Comptoire. Nah Art. 6 bes Gef. v. 30. Juni 1840 
fönnen Gomptoire ber Bank mur errichtet oder aufgehoben werben mittelft einer auf 
Berlangen des Generaltaths der Bank —— Kön. Ordonnanz, in der Form der 
Reglements der öffentl. Verwaltung. Eine Ordonnanz v. 25. März — 17. April 1841 
enthält ein Neglement über die Gomptoire. Durch das Decret der provifor. Regierung 
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Denn bier hängt die Befriedigung des Creditbedürfniſſes der Geſchäftswelt 
wieder vom einjeitigen Ermeſſen der Regierung ab, was bei der Staat3- 
bank wegen leicht mitjpielender fiscalijchen Ruͤckſichten feine Bedenken hat. 
Gegenüber der privaten Monopolbank wird aber eine den Wünfchen des 
Publicums jelbjt geneigte Regierung nicht immer leicht mit ihrem Verlangen 
durchdringen, falls nicht bejtimmte Grundjäße gejelich Fejtjtehen, nach denen 
über den Anſpruch eines Orts auf eine Filiale entſchieden werden kann. 
n Franfreih wie in Defterreih haben ſich hier Schwierigkeiten gezeigt. 
S. Anm. 105.) 

Die Bertheilung ihrer Fonds auf die Filialen, die jogen. Do- 
tation der Filialen, fowie die Bedingungen, unter melden die Bank. 
Geihäfte macht, aljo namentlich discontirt, müſſen in der Hauptjache der 
Bankverwaltung überlaffen werden, wie dies auch bei der Franzöſiſchen 
Bank mit Recht dem Generalvath (conseil general) zufteht (Anm. 105). 
Die Bankverwaltung hat hier eben die richtigen Grundjäge der Disconto- 
politit anzuwenden, welche oben ©. 518 ff. dargelegt wurden. Ein gefet- 
liher Eingriff oder eine Regelung diejer Verhältniffe durch eine Staat 3- 
behörde wäre mit der nothwendigen Unabhängigkeit und Verantwortlich 
keit der Organe der Bankverwaltung für die Solvenz der Bank unvereinbar. 
Gegen Parteilichkeit zu Gunjten einzelner Pläße jichert wieder die Deffent- 
lichkeit am Beiten. Borftellungen Seitens der Aufſichtsbehörde bei der 
Bank, 3. DB. in Folge von Klagen des Handelsſtands eines Platzes, find 
außerdem zuläffig und 3. B. in Dejfterreih und Ungarn nicht felten gegen- 
über der Nationalbant. 

Die Monopolzettelbant entnimmt ihre Mittel zur Greditgemährung 
vornemlich aus der metalliich ungedecten Notenausgabe, jodann aus den 
anderen Paſſiven (Depofiten), auß dem Stammkapital und Rejervefonds. 
Soweit nicht durch die Vermehrung der Filialen, ſei e8 durch Ermeiterung 
des Notenumlauf3 oder durch dad Giro» und Depofitengefhäft, die verfüg- 
baren Mittel der Bank in größerem Umfange wachſen als die Anjprüde an 
fie und die wirkliche Ereditgewährung, bedingt natürlich die Ausdeh— 


vom 27. April 1848 wurben in der damaligen Bank: und Finanzfrifis die en en 
jelbftändigen Departemental-Zettelbanken zu Rouen, Lyon, Havre, Lille, Touloufe, Or: 
leans, Marjeille ald GComptoire mit ber 88 Bank vereinigt, welche ſeitdem und 
bis zur Annexion von Savoyen, wo eine ſelbſtänd. Bank in — beſtand das 
Notenmonopol in ganz Frankreich hat. Durch das Geſetz v. 9. Juni 1857, welches das 
Privileg ber Banf um 30 Jahre, von Ende 1867 bis E. 1897 verlängert, erlangte bie 
Regierung das Recht zu verlangen, baß die Bank 10 Jahr nad Erlaß dieſes Gefehes, 
aljo zur Zeit des Ablaufs bes alten Privilegs, eine Succurfale in ben Departements 
errichte, wo dann noch feine beftehen würde (Art. 10). Im der Enquäte wurde über 
die Frage der Filialen auch verhandelt. Das Bebürfniß einer Vermehrung ber Filialen, 
eventuell ber Errichtung von Filialen 2. Range, welde biscontiren, ohne Noten einzu: 
löſen, wirb meiftens anerkannt. Die Beftimmung des Gejeßes v. 1857 ift aber aud 
gegenwärtig noch durchaus nicht vollftändig erfüllt. Am 1. Jan. 1871 waren 61 
Suceurfalen in Thätigkeit, 3 gingen im %. 1871 durch ben Gebietsverluft ab (Meß, 
Straßburg, Miülbaufen), 2 neue famen hinzu, jo daß Anfang 1872 60 beftanden, ber 
Eröffnung nahe waren damals 4, in Vorbereitung. begriffen 3, bas gäbe im Ganzen 
72, während die Zahl ber Departements auch jegt mod 86 beträgt. Die Defterr. 
Nat. Bank hatte freilich 1872 nur erjt 24 Filialen in gang Oeſterreich-Ungarn, bie 
Preuß. Bank auf ihrem auch jetzt noch immer bedeutend Feineren Gebiete (nur Bres 
men u. Eljaß-Lothringen außer Preußen) 1873 166 Bantjtellen — Rangs. 
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nung des Filialneßes eine Verringerung der Durchſchnitts— 
dotation der einzelnen Filiale In ſolchem alle begreift ſich, dag 
bie älteren Filialorte und der Hauptort auf die Errichtung neuer Filialen 
oft jcheel jehen, obwohl fie wegen des Remeſſenwechſelgeſchäfts wieder ein 
Sntereffe daran haben Fönnen, j. u. Jener Umftand darf aber von der 
Errichtung ſonſt erwünjdter Filialen nit abhalten. Grade da3 Noten: 
monopol bedingt, einerlei ob eine Staats- oder Privatbank es ausübt, daß 
die Bortheile de Bankinſtituts allen Landestheilen möglichſt gleich 
mäßig zufommen. 

Der Umfang der Discontirungsfapitalien, welche der Bank aus dem 
Notengeſchäft zufließen, richtet ſich natürlih auch mit nad den gefeßlichen 
Vorſchriften über die Höhe des Notenumlaufs, die Notenftücelung und Die 
Notendeckung. Unfere obigen Borichläge geitatten bier eine weitere und 
gleichwohl ungefährliche Ereditgewährung, als das Gontingentirungsprincip 
und ähnliche Beftimmungen. Bon befonderer Wichtigkeit ift entjchieden aud) 
die Notenftüdelung für diefe Frage. Wird 3. B. das Fleinfte Noten- 
ſtück auf 100 Mark gejegt, wie man gegenwärtig in Deutſchland mit Vor— 
liebe, unſeres Erachtens darin unnöthig hochgreifend, verlangt, ftatt auf 
blog 50 M. nad) unferem Vorſchlag, jo hat die Volkswirthſchaft nicht nur 
den Nachtheil, mit einem größeren circulirenden Edelmetallfapital zu arbei- 
ten, als die Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs irgend verlangt, 
jondern die Greditgewährung der Bank verringert ji) — Das 
iſt nicht nur ein Nachtheil für die handeltreibenden Claſſen, denen der Bank: 
fredit zunächjt und zumeift zu Gute fommt, ſondern auch für die übrigen 
ereditbedürftigen Claſſen mittelbar mit. Der Einwand gegen dieſe Verthei— 
digung von Notengrößen zu 3. B. 50 M., daß nemlich mit demjelben Grunde 
noch fleinere Noten verlangt werden Könnten, trifft dagegen nicht zu, 
weil gegen ſolche Noten eben andre überwiegende Rückſichten ſprechen, die 
unſeres Erachtens bei 50-M.-Noten nit vorhanden find. S. aud 
©. 550-557. 

Ein Beijpiel dafür, daß durd die räumliche Ausdehnung der Ge: 
ihäfte und des Filialneges der Notenumlauf einer Centralbant jehr zuneh- 
men und dadurch mit vermehrten Creditanſprüchen aud vermehrte Mittel 
zur Greditgewährung ſich einfinden, liefert die Entwidlung der Preußifchen 
Bank jeit 1866 und 1871: die ſtarke Vermehrung des Notenumlaufs iſt 
jedenfalls zu einem großen Theile auf die Ausdehnung der Geſchäfte nad 
den neuen Provinzen, Bremen, Elſaß-Lothringen zurüdzuführen. (S. Stat. Anh.) 

Die Entwicklung des Yilialneges einer Central- oder Monopolbant 
hat übrigens neben der unmittelbaren creditwirthichaftlichen auch noch eine 
erhebliche allgemein=zwirthichaftlidhe und dadurh jocialpolitifche 
und culturlide Bedeutung. Durch das Filialſyſtem werden Wechſel auf 
Kleine Plätze begebbar ohne Verluft, dadurd) die Creditfähigkeit der Gejchäfts- 
leute ſolcher Pläge und die Concurrenzfähigkeit Ietrer gegenüber den grade 
im Creditweſen jo manchfach begünftigten Hauptpläßen vergrößert und es 
wird der ftark centraliftiichen Tendenz unjere modernen Wirthichaftälebeng, 
welcher font dag Eentralbankiyftem noch Vorſchub leiſtet, wenigſtens etwas 
entgegengearbeitet. Auch in dieſer Hinſicht verdient die Politik der Preußi— 
ſchen Bank Hohes Lob. Das decentraliſirte Bankweſen leiſtet auch bei gu— 
ter Verbindung unter den Banken und bei der Einrichtung der Aus— 
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gleihungshäufer kaum daffelbe in diefem Puncte, MWechfel auf Heine Orte 
ohne Verluft begebbar zu machen, wenn gleich e8 fonft in feiner focialpoli= 
tiichen Wirkung dem Centralbankſyſtem überlegen ift. 

11. Die Rentabilität und die finanzielle Seite der Monopol- 
banf. Das Banknotenregal, welches im Monopol ausgeübt wird, ift fein 
Finanzregal im eigentlichen Sinne, durch welches eine Steuer oder fteuer: 
artige Einnahme bezogen werden joll, jondern es ift ein Hoheitärecht, das 
im volf3- und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſe befteht 19%). Daraus folgt, 
daß eine einjeitig fiscaliihe Ausnugung, ebenjo wie 3. B. bei dem Poſtre— 
gal, unterbleiben muß. a a, iſt die Staatsbank zu verwalten und 
find bei der privaten Monopolbank gefetliche Vorkehrungen nothwendig, um 
einer einjeitig privatwirthichaftlichen, bloß auf die Nentabilität jchauenden 
Bankpolitif vorzubeugen. Die öffentlihen Functionen im Intereſſe der 
Volkswirthſchaft müſſen daher immer voran jtehen, aud anf die Gefahr 
bin, daß dabei eine Verminderung der fonft möglichen Rente eintrete 1%a), 
Demgemäß jind die obigen Forderungen in Betreff der Einlöfung der No— 
ten an den Filialen, aljo der Webernahme der Transportfoften für das 
Metallgeld, ferner in Betreff der Haltung eines genügenden Baarvorrathg, 
einer die Reftrictionen nit in gewinnfüchtiger Abſicht übertreibenden Diss 
contopolitif, der Errichtung von Filialen u. a. m. zu rechtfertigen. 

Anderjeit3 gehört der Bankbetrieb zu den Erwerbsgeſchäften, bei denen 
der privatwirthihaftlihe Gejihtspunct der höchitmöglichen Rente maßgebend 
ift. Diefer Gefihtspunet darf und ſoll auch fomweit zur Geltung kommen, 
al3 die Rüdficht auf jene Öffentlichen, richtig erfaßten Zwecke und Functio— 
nen nicht eine Einjhränfung verlangt. Nach diefem Princip wird im mo— 
dernen Staate die Bolt, die Telegraphie, mehr und mehr auch das Eifen- 
bahnmejen, ferner von dem alten Domanialeigentbum das Forſtweſen mit 
Recht verwaltet 197), Die Staatsbant würde fich hier, als Einnahmequelle 
aufgefaßt, anreihen. Die private Monopolbant ſoll möglichjt ebenjo finan- 
ziel behandelt werden. Da die Monopolbant grade um ihre öffentliche 
Functionen, 3. B. in Betreff der Discontopolitit di 0. ©. 430, 548), or: 
dentlih wahrzunehmen, unbedingt ein ſtarkes eigenes Kapital braucht, jo 
muß nur für dieſes zuvor die übliche Verzinſung erlangt werden, ebenjo 
wie 3. B. bei den Eijenbahnen. Aber eine darüber hinausgehende Rente 
ift mindeftend nicht nothwendig, wenn auch mit Recht mitzunehmen, falls 
nur die Öffentlichen Zwecke der Bank nicht darunter leiden. Diefe Rente 
ift dann wejentlicd eine Mitfolge des Monopols und gebührt eben deßhalb 
möglichft ganz dem Staate. Mit Recht bezieht der letztere daher bei der 
privaten Monopolbank aud einen Gewinn 109), entweder in der Form des 

106) S. Rau:-Wagner, Finanzwifieniä. 1872, 1., $ 86 ff., 96 ff., 101 fi., 
namentlich über den verfchiedenen Grunb ber Regalifirung u. die Unterfcheibung ber 
priv. wirtbijh. Einnahmen, Gebühren, Finanzregale, Steuern. 

1068) Deßhalb läßt fih $ 1 der Preuß. B. DO. billigen: bie B. ſei beſtimmt, 
den Gelbumlauf des Landes zu befördern, Kapitalien nugbar zu maden, Handel u, 
Gewerbe zu unterftügen. Nur ber weitere Sag: „und einer übermäßigen Stei- 
gerung bes Zinsfußes vorzubeugen“ erregt Bedenken, wegen ber ©, 525, 
939 bargelegten Gründe. 

7) Ebenbaf. $ 224 fi., $ 167 fi., 176, 261. a 
s 210 a S. aud die Behandlung bdiefer Frage in Rau: Wagner Finanzwiflenid. 
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eigentlichen Gewinnantheils — das Beſte — oder in derjenigen eines Dar: 
lehens der Bank aus dem Kapital oder auf andre Weiſe. ©. o. ©. 451, 
458 ff. Diefen Gewinn für den Staat möglichjt zu erhöhen, aljo für bie 
Eigenthümer der Privatbanf möglichjt zu verringern, iſt ebenfalls ein ganz 
gerechtfertigtes Beſtreben, das z. B. bei der Engliichen Bank immer mehr 
verwirklicht worden ift (1. o. ©. 460 Anm. 859). Wird indeffen überhaupt 
einmal jtatt der Staatsbank eine Privatbank zur Ausübung des Notenmo— 
nopol3 gewählt, jo muß immerhin eine Rente des Privatfapital® über die 
nothwendige Minimalverzinfung (3. B. 41/%,—5°/,) hinaus im PBrincip 
für zuläffig erflärt werden, m. a. W. die unbedingte Einjtreihung des 
ganzen überihießenden Gewinns für den Staat in diefem Falle ginge zu 
weit. Denn die Wahl der Privatbank wird bier eben wieder erfolgt 
fein, weil dieje Bank größere Garantieen für die Wahrnehmung 
der öffentlichen Intereſſen, 3. B. binfichtlich der Unabhängigkeit von 
den Staatäfinanzen zu bieten jchien, al8 die Staatsbank. Nur dieſer Ge 
fihtspunct rechtfertigt überhaupt die Uebertragung des Notenmonopol3 an 
die Staatsbank 19) und wird er im concreten alle mit Recht gebilligt, jo 
ift au) eine die gewöhnliche Verzinſung überjteigende Rente des Privat: 
fapital8, das hier eben etwas Bejondres leijtet, zu billigen. Nicht über 
diefe Plusrente an fi, nur über ihre Höhe Äh daher alddann zu ftrei- 
ten und bier gilt freilich mieder der privatwirthichaftlide Satz, dat ber 
Staat fein Notenmonopol möglichft theuer an die Bank „verfaufen“ jolL 

Ob Staats- oder Privatbank: die von der Banf zu zahlenden Staat3- 
fteuern vermindern den Reingewinn im erften falle direct, im zweiten in- 
direct für den Staat, denn bei dem Contract zwijchen dem Staate und der 
Privatbank wird letztere natürlich diefen Steuerbetrag in Anjchlag bringen 
und danad) eben weniger für dad Monopol zu zahlen, bez. den procentiwei- 
jen Gemwinnantheil des Staats herabzudrüden fuchen. Am Effecte wird es 
aljo gewöhnlich einerlei fein, ob die Steuern bejonder8 berechnet werden 
oder nicht. Erſteres verdient jedoch jelbjt bei der Staatsbank den Vorzug, 
um die wahre Rente richtig zum Vorſchein fommen zu laſſen, wie ſich 
dies auch bei den Domänen und anderen Staatserwerb3anftalten empfiehlt. 
Die Privatbank wird ferner doch bei der formellen Herbeiziehung zur Steuer, 
namentlich auch zu den Stempelabgaben, ficherer richtig getroffen werden, 
al3 bei dem anderen Verfahren 110), Ent find die oben für die deutfchen 
Eentralbanten aufgejtellten Grundjäße auch auf die Monopolbanten anzu: 
wenden; ©. 451, 459 ff. 


109) Ebendaf. $ 209, wo aus biefen Gründen ber Privatbanf doch noch ein re: 
lativer Vorzug gegeben, aber ebenfo wie im obigen Abſchn. sub a ©. 594 ff. die aufer: 
ordentf. Relativität ber Gründe für und wider zugeftanden wird, 

110) ©. über bie Engl. B. oben ©. 460 Anm. 859. Die Defterr. B. bat 
Steuerfreiheit f. db. Vermögen ber Banf u. bie Einfünfte, bie bie Gejellih. im ftatuten: 
mäß. Wege bezieht, mit Ausnahme der Realitäten, ber Effecten des Reiervefonds und 
ber von ber Bank für die Actionäre errichtenden Eink.ſteu. Die Bücher, PVormer: 
ungen ber Bank und bie in ihrem Namen in Ausübung der fiat.gemäßen Gejchäfte 
ausgeftellten Urkunden find ftempelftei. $ 63, 64. In ben Ausweiien fommt ein Ge 
bübrenpaufchale f. d. Darlehensgefhäft vor. Nah d. Gef. v. 30. Juni 1840 werben 
bie Stempelgebühren für die Noten der Franzöſ. B. nah dem Jabresdurchſchnitt ber 
circul. Noten (u. Billet8 A Ordre) bemeſſen. Ueber d. Preuß. 8. f.o. S. 458 Anm. 
858, Aufhebung der Stempel: und Sportelfreiheit bei ihr mit Recht zu verlangen. 
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12. Die Auflöſung der Monopolbank kann wie die Errichtung 
nur durch Geſetz erfolgen, einerlei ob es ſich um eine Staats- oder um 
eine Privatbank handelt. Letztren Falls ſind alſo die Befugniſſe der Eigen— 
thümer (Actionäre) einzufhränfen. Das Nähere ift in der Conceſſionsur— 
funde feftzuftellen. Die Einrufung der Noten und die Bräclujion 
nad Ablauf der Einlöfungsfrift ift im Wejentlichen bei allen Banken gleich- 
mäßig zu regeln. Daher gelten hier die Grundſätze, melde oben S. 593 
für das freie Zettelbankſyſtem aufgeftellt worden find. Der etwaige Ge— 
winn aus präludirten Noten gebührt beim Notenmonopol vollends dem 
Fiscus allein, nicht der Privatbank. Einige weitere Bemerkungen über die 
Auflöfung in den folgenden beiden Abjchnitten, 


© Einige befondbere Buncte bei ber Staatsbanf, 


Entjcheidet man ſich für die Ausübung des Notenmonopol3 durch eine 
reine Staatsbank, eine auch von den Anhängern dieſes Monopols in 
Deutjchland neuerdings gern ind Auge gefaßte Eventualität, jo handelt es 
fih vor Allem darum, die Selbftändigfeit und Unabhängigkeit 
der Bank mit den möglid ftärfften Bürgjhaftenzuumgeben. 
Letztere werden fich nad) der Staatsform mitrichten müſſen. Im abjolut 
monarchiſchen Staate find fie von vorneherein mehr nur formaler Art und 
mäßigen Werth. In der conftitutionellen Monarchie und in der modernen 
Repräſentativ-Republik laſſen fie fih jedoh für normale Zeiten gemü- 
gend ficher heritellen. Auch dafür kann hier wohl unter allen Umftänden 
gejorgt werden, daß die Bankverfaffung nur auf gejeglihem Wege ver: 
ändert, nur dur Geſetz befondre Mittel der Bank für außerordentliche 
Finanzzwecke des Staats zur Verfügung gejtellt werden fönnen. Aber Klar 
muß man jich gleich zum Beginn darüber fein, daß durch die jorgfältigften 
Gautelen eine Ausbeutung der Bankmittel, aljo namentlich der Notenemij: 
fion, zu Finanzzwecken in großen Krijen des Staatslebens, wenn andre 
Mittel ſchwer oder gar nicht zu beichaffen find, nicht ficher verhütet werden 
fann. Deßhalb unterlafje man die Einrihtung folder Eautelen nicht. Sie 
werben für gewöhnlich nicht den Dienjt verfagen und nüßlich fein. Selbſt 
in ſolchen Kriſen bilden fie ein momentane Hindernik, dag erjt auf gejeb- 
lihem Wege bejeitigt werden muß und haben, wenn feinen anderen, jo doch 
den Vortheil, nochmals zur Prüfung der Richtigkeit oder Unerläflichkeit des 
einzujhhlagenden Wegs, der zur Papiergeldwirthichaft führt, zu veranlafjen. 
Aber man täufche fich nicht über die gewünſchte größere Tragweite diejer 
Gautelen: ſie haben in ſolchen Zeiten Feine weitere. Wie indefjen jchon 
oben bemerkt wurde, läßt fich diefer Sachverhalt kaum gegen das Staat3- 
bankſyſtem verwerthen, denn bei der privaten Monopolbant machen fich die 
Dinge regelmäßig auch nicht anders, Ja, wie gejagt, jelbjt die Decentrali- 
jation der Notenausgabe oder das Princip der vollen Baardeckung, aljo der 
Ausgabe von Depofitenicheinen ftatt von Banknoten oder endlich das Fehlen 
ſelbſt jolher Scheine verhütet in ſchweren Krifen des Staatslebens nicht 
ficher, daß der Staat zur Papiergeldprefje greife. Nicht in gejeßlichen Cau— 
telen gegen dieje Gefahr, jondern im Staatsſchatzſyſtem und in vorher 
in Friedenszeit vorbereiteten, raſch ergiebig zu machenden Extraſteuern 


— 610 — 


Yiegt die „practifche” 119 Abhilfe, um hier nur von finanziellen Hilfs: 
mitteln zu reden, wie in der Erkenntniß der unfäglichen Nachtheile der 
Papiergeldwirthichaft die beſte Warnung vor einer ſolchen Finanzpolitik 
liegt 112). Eine gefeglide, etwa gar verfajjungsmäßige Beſtim— 
mung, daß der Staat niemals zu Finanzzweden die Bank benugen oder 
Papiergeld ausgeben oder Einftellung der Baarzahlung und Zwangscurs 
decretiren dürfe, ift natürlich werthlos und ein jtaatsrechtlicher Nonſens, 
wie jede geſetzliche Vorſchrift, die ſich ſelbſt als unaufhebbar bezeichnet 143), 

Nur unter dem vorausgeſchickten Vorbehalt find aljo die folgenden, 
an ſich fonft nothwendigen Bedingungen und Cautelen für eine 
möglichft gut functionirende Staat3= Monopolzettelbant von Werth. 

1. Die Staatsbant muß ein jelbjtändiges AInftitut mit dem 
Rechte der juriftifhen Perſon fein, nicht etwa nur eine Abtheilung 
eines Minifteriumd, einer Behörde. Das Gejeg muß diejen rechtlichen 
Character bei der Staatsbank ebenfo genau wie bei der privaten Monopol: 
bank präcijiren 11), 

2. Als ſolches jelbjtändiges Anftitut muß die Staatsbank möglichft 
unabhängig von der Verwaltung, inäbejondere von dem Finanz: 
minifterium bingeftelt werden. Im concreten Fall wird ihre Stellung 
nah dem Staatsrechte der verſchiedenen Staaten etwas verjchieden fein. 
Unbedingt follte die Bank nur niemald zum Finanzminifterium, wenn über: 


111) ©. Rau: Wagner, Fin wiſſ. I. $ 83—83e. 

112) Ohne jene practifchen Vorkehrungen nützt freilich biefe Erfenntniß nicht viel; 
barüber täuſchte man ſich auf dem volfswirtbich. Congreffe in Hannover 1864 
in d. Papiergelbbebatte wie gewöhnlich. Ach vertrat bereits damals ben anderen Stand» 
punct, obwohl id in Defterreich die befte Gelegenheit gehabt, bie jchlimme Seite der 
Papiergeldwirtbich, zu erfennen. Dieje babe ih in meinen Schriften über öfterr. u. 
ruſſ. Pap.geld u. Finanzen u. im Art. Papiergeld im Staatswörterb. B. VII. gewiß 
lebhaft genug geſchildert. ©. o. ©. 17 A Anm. 15. 

>) &8 balf denn auch in Newyork i.%. 1857 nichts, daß daſelbſt die Staats: 
verfaffung v. 1846 Art. VIII. Sect. 5 ber Legislatur die Macht abgeiprodhen bat, ir: 
gend ein birect ober indirect eine Zahlungsfuspenfion der Banken fanctionirendes Geſetz 
zu erlaffen. Die Banken fuspenbirten doch u. die Gerichtshöfe interpretirten zu ibren 
Gunften. Das gelseh fogar bei becentralifirtem Banfweien u. in einer bloß wirtb: 
ſchaftl. Krifis! eine Th. d. P. Acte ©. 268. 

1) Kür die wegen ihres Zwitterdharacters als halb Staats-, halb Privatinſtitut 
auch bier zu erwähnende Preuß. B. f. o. ©. 146 ff. u. B. O. v. 1846 5 39: „Die 
Hauptbanf in Berlin bildet mit ihren jegt ſchon beftebenden u. noch künftig zu errich: 
tenben Gomptoiren, Gommanbiten u, Agenturen in b, Provinzen ein gemeinfchaftliches, 
von ber Finanzverwaltung bes Staats unabhängiges Inſtitut.“ Ferner $ 114. — Die 
Stellung der Ruſſ. Reihsb. f. in db. Reglement v. 31. Mai 1860. Dieje Stellung 
bietet Feine genauere Analogie zu wefteurop. Verbältniffen. Die Bank wurbe bamals 
aus ber Reihscommerzbant unter bem neuen Namen organifirt u. mit ihr die Erpe 
bition ber NReichscrebitbillete, unter ben Obliegenbeiten bes Patents v. 1. Juni 1843, 
vereinigt. ©. auch ben bie Reform einleitenden Ukas v. 1. Sept. 1859 u. über b. 
Geihihtlide Goldmann, Ruff. Pap.geld u. meine Ruſſ. B.währ. Ueber bie Ber: 
waltung ber Banf f. db. 2, Cap. bes gen. Reglemente. Die nädfte Leitung bat das 
Finanzminiſterium, die Auffiht das Gonfeil der Reichscrebitanftalten. In welchen 
Fällen die befondre Genehmigung bes Finanzminifters nothwenbig, beftiimmt das Re: 
glem. $ 124. An ber Spige ber Verwaltung ſtehen ein Dirigirender u. beffen College, 
beide vom Kaifer ernannt; dann 6 Directoren, vom Dirigirendben vorgeichlagen, vom 
Finanzminiſter ernannt, dann 3 Delegirte bes Conſeils ber Reichscrebitanftalten, dieſe 
mit berathenber Stimme; $ 126—163, 
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haupt zu einem einzelnen Miniſterium fo noch am Beſten zu dem Handels— 
minifterium (volkswirthſchaftlichem Minifterium), noch bejjer zum Staats: 
oder Gejammtminijterium reffortiren. - In Preußen iſt der Handeläminifter 
Chef der Bank. Den Vorzug vor allen joldhen, wenn aud) gejegli genau 
geregelten und beſchränkten Dependenzverhältniffen möchte aber die Einrich- 
tung verdignen, daß die oberfte Leitung der Banf ganz unabhängig von 
anderen StaatSbehörden jteht, nur und direct dem Staatsoberhaupt und der 
Volksvertretung verantwortlich ift und daß der Vorftand (Chef oder Prä- 
fident) der Bank als Vertreter der lebteren in gewiſſen näher zu bezeich— 
nenden, die Bank jelbjt, das Geld- und Münzweſen, gewiſſe Finanzangele— 
genheiten, namentlich das Staatsſchuldenweſen betreffenden Saden Sit und 
Stimme im Gejammtminifterium hat. 

3. Ein eigenes Bankgeſetz hat die Erridtung, Stellung, Orga- 
nifation, Einrichtung, Gefhäftsführung u. j. w. der Staatsbanf nad den 
im vorigen Abjchnitte für die. Monopolbant aufgeftellten Grundjägen zu 
normiren. Genau muß dabei auch grade hier das Gebiet de Verord— 
nungsrechts abgegrenzt werden. Endgiltige Abänderungen des Bankge— 
ſetzes ſind natürlich nur auf dem Wege der Geſetzgebung zuläſſig. Für die 
proviſoriſche Aufhebung oder Abänderung einzelner Beſtimmungen des Bank— 
geſetzes im Verordnungswege muß eine Verordnung des Staatsoberhaupts 
unter Contraſignatur und Verantwortlichkeit des Geſammtminiſteriums, ein— 
ſchließlich des Präſidenten der Bank, erfordert werden und der nächſten 
Seſſion der Volksvertretung iſt die Indemnitätsforderung vorzulegen. Eine 
Zeitdauer für die Staatsbank braucht zwar im Bankgeſetz nicht noth— 
wendig enthalten zu fein, ebenjo wenig als Beitimmungen über die Auf: 
löjung. Die gejegebenden Factoren haben hier wie bei anderen Staats— 
anftalten freie Hand in jedem Augenblide. Da es jedoch für alle Fälle 
erwünſcht ijt, eine eventuelle Veränderung in der Organijation der Bank 
oder im ganzen Bankſyſtem nicht allzu jehr zu erjchweren, und die Regie— 
rung bier leicht befondre Oppofition machen mwird, anderjeit3 eine gewiſſe 
längere Stabilität der Verhältniffe räthlich ift, jo empfiehlt es ſich 
dennod, die Bank auf eine beftimmte Zeitdauer zu jeßen, ebenjo 
wie die Privatbant, j. u. Bor Ablauf einer jolchen Seil wird dann bie 
Bolfsvertretung unabhängiger über die frage der Fortdauer und eventuell 
der Organijation der Bank entjcheiden können. Eine 10—1djährige Periode 
empfiehlt fich 149). Unbedingt würde eine folche Frijtbeftimmung 3. B. bei 
einer deutſchen Reichs-Monopolbank zu geben fein, da die Erfahrungen . 
doch Leicht Abänderungen des Bankgeſetzes oder ſelbſt Bejeitigung der Bank 
wünſchenswerth machen können. 

4. Der Staat übernimmt für die Staatsbank und ihre Paſſiven 
jelbjtverftändlih die volle Garantie wie für jede andre Staats— 


) Bol. Breuß. B. DO. $ 15, 16. Fall ber Auflöfung der Bank durch ben 
König berüdfichtigt. Die Zurüdzahlung bes eingezahlten Kapitals der Privaten zuerft 
nad Ablauf von 15 Jahren (aljo von 1861 = bann alle 10 Jahre auf jedesmal. 
einjähr. Kiindigung vorbehalten, alfo bis 1871: m. a. W. fo lange die Dauer ber 
Bank zugeftanden. Seitdem fteht die Banf nad d. Reichsgefeß unter ähr. Kündigung. 
S. en $ 12 de8 Vertrags v. 1856 u. $ 2 d, Gef. v. 17. Mai 1856 (im Nach— 
trag . 
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inftitut #6). Er dotirt außerdem die Bank mit einem während ihrer Dauer 
nicht entziehbaren, hinreichend hohen eigenen Stammfapital, da3 mit 
dem Rejervefonds in erjter Linie haftet 17), Für diejes Kapital gelten 
ganz die im vorjgen Abjchnitte aufgeftellten Bejtimmungen, namentlich hin: 
jihtlich etwaiger Erhöhung. Das Kapital mug baar flüffig der Bant 
übergeben und mit im Bankgeſchäft angelegt werben. Es darf, aljo nicht 
etwa in Staatspapieren, Realitäten, oder gar in einer einzigen Staats: 
jchuldurfunde beftehen. Der Rechnungsabſchluß und die Bilanz wird 
nach den gewöhnlichen Faufmännifchen und handelsrechtlichen Bejtimmungen 
jährlih aufgemadt. Der Reingemwinn, welcher fich nach gejetlicher Dotation 
des Reſervefonds ergiebt, fließt al3 „Einnahme aus der Staatsbank“ in die 
Staatscaffe und wird nad) ftattgehabtem Rechnungsabſchluß dem Staate in 
jeinem Conto gutgejchrieben und zur beliebigen Verfügung gejtellt. 

5. Me Geſchäfte zwiſchen der Staatsbank und der Ft 
nanzverwaltung, in melden die legtere Schuldner der Bank mird, 
ferner alle Gejchäfte der Bank, durch welche diefe auf andre Art Gläu- 
bigerin des Staat3 und feiner Anjtitute, Erwerbsunternehmungen, Behör: 
den u. ſ. w. wird, unterliegen einer genauen Regelung im Banfge 
jet und zwar auf folgende Weiſe. 148 

a. Stehende, während der Dauer der Bank unfündbare oder 
überhaupt über !/, Kahr hinaus unfündbare directe Darlehen, 
darf die Bank dem Staate oder der Finanzverwaltung oder einzelnen jelb: 
Ständigen Staatsanftalten nicht gewähren, einerlei welches ihre verlangte 
Höhe jei, ob fie demnad) aus dem Stammkapital ober bei einer diejes über: 


1) Bei d. Preuß. B. haftet der Staat f. db. Depofiten ber Gerichte, Bor: 
munbjch.behörden, Stiftungen u. f. w., welche gejeglich bei der Banf zu beponiren find, 
nad älteren Verordnungen aber aud nur fubjibiär, f. folg. Anm. ; ſ. B. ©. $ 21. 
In wiefern man in ber Annahme ber Noten an allen Staatscaffen (B. O. $ 33) eine 
Garantieübernahme des Staats jehen will, wie z. B. Richter, preuß. Staats: 
Ihulden, ©. 104, dba doch auch den Staatscaffen gegenüber Fein Zwang zur Annabme 
von Noten für die Privaten beftebt, ift mir nicht Mar. Unpractifch wäre die Garantie 
obnehin fo gut wie immer, dba bie Zablungsfuspenfion bob nur durch Staats: und 
Finanzkriſen bewirkt zu werben pflegt und bann ber Zwangscurs unvermeidlich wird. 
&, auch folg. Anm. 

7) Letzteres ausbrüdlich in $ 20 der Preuß. B. DO. anerkannt. Reſ.f., nächſt 
biefem bie eingefchofl. Rapitale des Staats u. der Privaten haften für fämmtl. Ver: 
- bindlichfeiten ber B. gleich wie ein eigenthüml. Vermögen; u. zwar auch vor ber 
Spec.garantie des Staats für die Depof. (Anm. 116). — An $ 17 db. 8. D. behielt 
fih der Staat das Redit vor, das Staatseinfhußfapital, dem bis zum Gefeße v. 1856 
auch die Dividenden zumwuchfen, aus dem Gewinnantheil des Staats ($ 36 Nr. 4) u. 
aus and. Staatsmitteln zu vermehren; ebenjo nach $ 11 jeberzeit, „Jobalb das Bedürf— 
niß eintritt” das Privatfapital zu verdoppeln, unter Anhörung, feit d. Geſ. v. 1856 
unter Zuftimmung ber Eigner. — Auch d. Rufi. R.b. ift mit einem unentzichbaren 
Grundfap. v. 15 M. R. dotirt, das bei Verluften, bie ber Ref.fonds nicht beden Tann, 
aus and. Mitteln des Finanzminifteriums zu ergänzen. Reglem. $ 2 u. Einf, 

9) Die Vorichriften bei d. Preuß. B. ſ. o. ©. 147, 418. Sie reihen nidt 
vollftänbig aus, ba bie erforderliche Zuftimmung des Eentralausschuffes nicht ſchon 
alle bier wünjcenswertbe mögliche Garantie bietet. Die Ergänzung wird für die 
Preuß. Banf als Gentralbanf im Deutihen Reiche, aljo im gemiſchten Bankſyſtem, u. 
für eine event. Reichs-Monopolbank in der im Terte angegebenen Weiſe geicheben Fön: 
a F Ueber d. Oeſterr. u. and. Centralbanken j. ebenf. o. ©, 150 ff., 417, 
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fteigenden Höhe effectiv aus der Notenemiffion gemacht würden. Das 
Stammkapital darf nicht jo feitgelegt werden. ©. o. ©. 417 ff. 461 ff. 

b. Wechſel der Finanzverwaltung, einjchließlich der Staatsjchulden- 
verwaltung, darf die Banf nur mit den ftatutenmäßigen Erforder: 
nifjen in Betreff der Zahl der Unterfhriften und der Berfall- 
zeit und nur bis zum Betrage des z. B. fünften oder eines nod) 
kleineren Theils des Stammfapitals discontiren 119). Ebenjo darf 
fie nur in diefem Umfange Schatzſcheine mit nit über dreimonat- 
licher Verfallzeit kaufen. Wechjel von Staatserwerbsanftalten, 
. B. den Berg: und Hüttenmwerfen, und von Staatsbehörden, 5. 2. 

er Verwaltung von Marine-Werften, fall3 dieje Behörden überhaupt Wed): 

ſel ausftellen dürfen, darf die Bank ebenfall3 nur unter den ftatutenmäßi: 
gen Vorſchriften für Wechſel und nur im Gefammtbetrage einer 
mäßigen Quote des Stammfapitals discontiren. Zur Vertheilung 
dieſes Betrags ift der Marimalbanferebit der einzelnen Anjtalt zwijchen 
der Bankvermwaltung und der Finanzverwaltung feitzuftellen. 

c. Lombardceredit darf die Bank der Finanzverwaltung und Staat3- 
anftalten gleihfall8 nur unter den ſtatutenmäßigen VBorausfegungen und für 
einen ähnlichen Gefammt-Marimalbetrag gewähren. Die Lombardirung von 
noch nit begebenen Schuldverfchreibungen des Staats wird dabei am 
Beften ganz ausgefchloffen, jedenfall3 auf eine ganz Fleine Quote des 
Kapitals angeſetzt. Sonft wird fehr leicht aus der Banknotenausgabe ver: 
hüllte Papiergeldausgabe, wie mehrfady in Oefterreih, Rußland 120). 

d. Offener, ungededter Contocorrentcredit an die Finanz-, 
Staatsfhuldenvermaltung oder an Staatsinftitute bleibt am Beſten 
ebenfall3 unterfagt, bis auf den Ausnahmefall, daß ein momentanes Ueber: 
siehen im Conto der öffentlichen Depofiten bis zu einem niedrig (3. B. auf 
/s des gewöhnlichen Depofitenftands) anzufetenden Betrage erlaubt wird; 
aber unter der Bedingung, daß jpäteften in 8 Tagen eine Begleihung 
erfolgt 121). 

e. Der Erwerb von Staat3papieren im freien VBerfehr (an der 
Börfe) zur Kapitalanlage, wird noch mehr als der Erwerb von Effecten 
überhaupt beſchränkt, etwa auf den 10, Theil des Kapital3, mit der Bei: 
fügung, daß auf diefe Art disponible Kapitalien nur zeitmweije angelegt 
werden dürfen 122), 








1) S. Stat. d. Defterr. NR.b. $ 62, o. ©. 150. Ferner allgemein über b. 
Discontirung v. Staatswechſ. u. Schagicheinen S. 303 ff. Die geltenden Stat.vor— 
ſchriften u. d. Praxis der Banken haben den Mangel, daß fie den Gredit. welchen bie 
Bank eventuell bem Staate geben darf, nicht nach feinem Marimalumfang begren: 
zen. An dieſem Puncte jcheinen mir einjchränfende Beftimmungen am Nöthigiten. 
Die im Terte vorgeihlag. Ziffer: oder Quotenſätze bezeichnen natürlich nur ein unge: 
fähres Maaf ber Einfhränfung. 

120) Ueber db. Defterr. B. f. meine Ref. db. Nat.b., 1860, ©. 64 ff., über 
Rußland meine Ruß. Pap.wäbr. ©. 136. 

21) Bei db. Engl. Bank beftand feit lange das Syſtem ber Vorſchüſſe auf fogen. 
deficieney-bills bei Gelegenbeit der vierteljährl Zinszablungen auf die Staatsſchuld. 
Legtere wird befanntl. v. db. Engl. B. verwaltet. Die Vorſchüſſe wurden aus den in 
bie Bank fliehenden Staatseinnabmen immer gleich wieder gededt. 

22) S. oben ©. 410 über b. Effectenanlage ber Banken. Die Preuß. B. bat 
neuerdings ihre Effectenbeftände jehr rebucirt, zeitweife ganz realiſirt, was zu loben if. 
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f. Alle genannten Geſchäfte und Kapitalanlagen, durch welche die Bank 
jo direct oder indireet Gläubiger des Staat3 oder jeiner Anftalten wird, 
müffen im Bankausweiſe einzeln, in 2 Boften, d. 5.3.8. „Lombarderedit 
an die Finanzverwaltung”, d8gl. „an andere Staatsinftitute und Behörden“, 
veröffentlicht werden. 

6. Die Staatsbanf fungirt als Banquier für die Finanz-, bie 
Staatsfhuldenverwaltung, die Gerichte, die Behörden und Grwerbsanftalten, 
indem te ihnen im „&onto der dffentliden Depofiten“ ein Baj: 
fiveontocorrent eröffnet, ſ. 0. ©. 385 ff. Auf demfelben werden die 
Einlagen und Einzahlungen gutgejchrieben, die Auszahlungen belaftet. Eine 
Verzinſung diefer Gelder und ebenfo der Zinsbezug von Vorſchüſſen, 
welche die Bank gewährte, iſt wenigitend der Finanzverwaltung gegen: 
über nicht nothmendig, da gezahlte und empfangene Zinjen jchließli Einen 
Beutel, den der Staatscaſſe, betreffen. Die Verzinſung der Gelder ber 
Gerichte und Öffentlidher Anftalten u. ſ. mw. fann der Vereinbarung 
vorbehalten bleiben. Eine Verpflichtung ber Banf, gerichtliche Depofiten 
und ähnliche Gelder anzunehmen und zu einem Minimaljag zu verzinjen, 
ericheint heute wenigſtens nicht mehr unbedingt nothwendig; ein aus: 
ſchließliches Recht der Bank darauf, daß folche Gelder zu einem mäßi- 
gen Zinsfuße ihr allein übermwiefen werden müjjen, noch meniger (I. o. 
©. 391). Es kann aber immerhin zu den VBerpflidtungen der Mo: 
nopolbanf, zumal der Staat3banf zählen, ſolche Gelder zu einem mäßi— 
gen, aber für die Eigenthümer nicht zu ungünftigen Zinsfuße (3—4"/,) 
annehmen zu müflen, während den Gerichten u. ſ. w. die Wahl des Anlage 
orts frei fteht. Im Ausweiſe find auch die Depofiten (Contocorrentjaldi) 
de3 Staats, d. i. der Finanzverwaltung, und der übrigen Anftalten u. |. w. 
in zwei Poſten aufzuführen. 

7. Die Herbeiziehfung unabhängiger Privatperfonen aus der 
Geſchäftswelt, etwa aus Wahlen der Handel3- und Gemwerbefammern, 
ift auch bei der Staatsbank zwedmäßig, zur Controle über die Annehal- 
tung der jtatutarifchen Notendeckung, der Grundſätze für die Gefchäfte zwi: 
ihen dem Staat und der Bank und zur Berathung über einzelne 
Geſchäftsmaßregeln, jo die Erridtung und Dotation der Filialen, bie 
Maßnahmen der Discontopolitif, von der au anderen Gründen erwünſch— 
ten Theilnahme folder Perſonen an der Wechfelcenfur abgefehen 129). 


d. Einige bejondbre Buncte bei ber privaten Monopolbant. 


Auch hier ift es die Hauptaufgabe, die Selbftändigfeit und Um 
abhängigfeit der Bank gegenüber der Staats- und fpeciell 


123) S. o. ©. 144 Anm. 381. Bei b. Ruff. Reichsb. follen zu den Jahres 
verfamml., wo ber Bericht erftattet wird, Perſonen mit Fachkenntniſſen binzugezogen 
werben. Zum Wachen über b. Innehaltung des Regl.s. werden v. Gonfeil b. Reiche: 
ered.anftalten 2 Perjonen aus db. Petersb. Adel u. der Kaufmannſch. gewählt. $ 110. 
Sm Disc. u. Darleh.gejhäft werden 4 von d. Kaufmannſch. gewählte Vertreter hinzu: 
gezogen. $ 167 ff. — Ueber den Gentralausfchuß, befien Deputirte bei d. Preuß. B. ſ. B. 
D. 5 68—85; fie repräfentiren doch mehr eine Art Berwalt.: u. Auff.rath u, fommen 
oben in d. bezügl. Abſchn. S. 491 ff. vor. S. auch ©. 147. Ueber db. Provinc.aus: 
Ihüffe u, Beigeordneten ſ. $ 104—111: alles doch Vertreter ber Bankantheilseignet. 
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ber Finanzverwaltung mit möglidhft ftarfen Bürgfhaften zu 
umgeben. Dies wird im MWefentlichen auf dieſelbe Art, wie bei der 
Staatsbank, zu gejchehen haben. Durh die private Kapitaljtellung und 
Verwaltung wird dazu ſchon eine befondre Handhabe geboten. Indeſſen die 
Clauſeln über den Werth der zu treffenden Cautelen, welche wir der Staats- 
banf gegenüber machten, gelten im Ganzen auch gegenüber der Privatbank: 
in den großen Kriſen des Staatslebens verjagen diefe Gautelen regelmäßig 
den Dienft. Das hat die Geſchichte der privaten Monopol: oder Quafi: 
Monopolbanken von England, Defterreih, Frankreich zur Genüge gezeigt. 

Auf der anderen Seite Liegen bei der Privatbank im Vergleich mit 
der Staatsbank einige bejondre Schwierigkeiten vor. Jene muß einer be: 
jondren Beaufjihtigung und Controle de8 Staat? im volf3wirth- 
Seil Intereſſe unterliegen, da fie dur ihr Monopol eine Ausnahme— 
tellung einnimmt. Dieſe Beaufjihtigung ift nicht leicht ganz zweckentſpre— 
chend einzurichten, wie wir früher in Betreff der Gontrole des Staats über 
die Banken überhaupt fahen, und doch bei der Monopolbank unentbehrlich. 
Für die ganze Trage kann auf ©. 129 ff. bei. 144 ff. und unten Abſchn. 
c, a, wo die Beibehaltung der Staatsverwaltung der Preufiihen Bank 
namentlih aus focialpolitifchen Gründen befürmortet wird, verwiejen 
werden. 

Eine weitere Schwierigkeit bietet fich in der nothmwendigen, aber nad) 
der Natur eines privaten Erwerbsunternehmens nicht leiten Unterorb: 
nung bes Privatinterefje3 der Bank unter das öffentlide 
volfswirthihaftliche. Das Bankgeſetz, die Concefjionsurfunde und der 
Vertrag mit der Bank müſſen bier die im Abfchnitte sub b S.596 ff. ange: 
gebenen Berpflichtungen der Bank Hinfichtlich der Noteneinlöfung, der Filia- 
len u. ſ. w. jowie die unten aufgeführten Puncte ſcharf bejtimmen und der 
Regierung die Handhabe geben, über die Innehaltung diefer Borfchriften 
zu machen. 

Endlih muß dad Finanzintereffe de Staats gegenüber dem Ren: 
tabilitätsinterefie der Privatbank gehörig wahrgenommen werden, was nicht 
fo leicht ift. Hierfür ift gleichfalls auf Früheres (S. 451, A60 ff. und 
©. 607) zu vermeijen, aber außerdem noch die im Folgenden angegebene 
Cautel zu treffen. 

Bon einzelnen bejonderen Puncten, welche grabe bei der privaten 
Monopolbank eine aparte Regelung erheifchen, kommen hier noch folgende 
in Betradt: 

1. Die Beitimmung de8 Rechts- und Wirthfhaftsfubjects, 
welches die Bank errichtet. Am Geeignetjten und der europäiſchen Praxis 
entjprechend ift die Bildung einer Actiengeſellſchaft zu dieſem Zwecke. 
Dieje Gefelihaft Tann als ſolche unter die gewöhnlichen Rechtsſätze des 
Handels- und fpeciell des Actiengeſellſchaftsrechts gejtellt werden. Etwaige 
Abweichungen hiervon, welche fi) als nothmwendig ermeijen, werben jpeciell 
gelestig genehmigt. 

. Mit der Gefellihaft fchließt die Regierung einen Vertrag ab, 
durch welchen der Bank unter gewiſſen Bedingungen das Notenmonopol 
übertragen wird 1%). Diefer Vertrag bafirt auf dem ausdrücklich voraug- 


20) Aehnliche Verträge mehrfach zw. d. Defterr, Regierung und ber Banf, fo 
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zufeßenden Gejete über dag Notenregal und wird pafjend, we— 
gen der hohen Wichtigkeit der Sache, der Bolf3vertretung zur Genehmigung 
vorgelegt. Unterbleibt Letzteres, jo jollte bereit3 in dem Geſetze über das 
Notenregal der Regierung die ausdrüdliche Ermächtigung nit nur, jondern 
Vorſchrift gegeben jein, an eine Privatgejellichaft ein Notenmonopol 
zu verleihen — was ja nicht die unbedingt nothwendige Conjequenz des 
Regals ijt, da auf Grund defjelben audh mehrere Banken mit der Noten- 
ausgabe concejjionirt werden könnten. Ferner follte dann das genannte 
Geſetz auch die Grundſätze und generellen Bedingungen feitjtellen, 
nad) welchen die Negierung auf ihre Verantwortlichkeit den Vertrag über 
die Verleihung des Notenmonopol3 mit der Gejellihaft abſchließt. Auf 
Grund dieſes Vertrags wird dann eine dag Notenmonopol gewährende 
Eoncejjiongurfunde ausgeftelt und danah Statuten entworfen, 
welche gleihfall3 der Genehmigung der Regierung durh Verordnung be— 
dürfen. Diejenigen Puncte des Vertrags, der Concejjiondurfunde und der 
Statuten, melde Abweihungen vom geltenden Privatrecht oder Steuer- 
recht enthalten, müſſen jedenfalls bejonders geſetzlich, aljo aud von der 
BolfSvertretung, genehmigt werben 128). 

3. Der wejentlihe Anhalt des Vertrags, der Conceſſionsurkunde 
und der danad) zu entwerfenden Statuten ergiebt ſich aus den Anforderun- 
gen, welche oben im Abjchnitte b an die Monopolbanfen überhaupt geftellt 
worden find. Dazu treten zum Theil weitere Anforderungen derjelben Art, 
wie diejenigen, welde an die Staatsbant zu ftellen waren (Abſchn. c). 
Indem für dad Nähere hierüber auf diefe Abjchnitte verwieſen wird, jollen 
hier nur die Puncte kurz zujfammengeftellt werden, welche bei der Privat- 
bank noch eine aparte Beachtung erheijchen. 

a. Das Notenmonopol darf unbedingt nur für eine mäßige Anzahl 
Jahre, das erjte Mal höchitens für 15—20, jpäter für 10—15, verliehen 
werden, Erneuerung der Verleihung vorbehalten 126). ine Anwartſchaft 


auch 3. B. der v. 3. Jan. 1863; zw. ber Preuß. Regierung u. ber Bank v. 28, Jan. 
1856, durch db. Gefek v. 7. Mai 1856 genehmigt. 

22) Namentl. im Lombarbdgeihäft, im Eoncursproceh fommen wohl folde 
Abweihungen vom gemeinen Rechte vor, die ein Privileg der Bank bilden, fo auch bei 
manchen Fleineren deutſchen Banken, j. o. ©. 333, bef, Anm. 688. Preuß. B. O. 
$ 117, 118. Defterr. $ 73. 

) Ueber d. Preuß. 2. f. o. Anm. 115. Das erfte ausichliefl. Privileg ber 
1817 gegründ. Defterr. Nat.b. lief 25 Jahre bis 1842 (Stat. 658), es wurde durch d. 
Privil. v. 1. Juli 1841 auf weitere 25 Jahre bis Ende 1866, durch d. Geſ. v. 27. Dec. 
1862 bis Ende 1876, event. 1877 (Stat. $ 1, Uebereinf. $ 13), mit Recht aljo nur 
auf eine viel kürzere Periode verlängert, — Das erfte ausjchließl. Privileg d. Franz 
351. B. wurde nad Gef. v. 24. Germinal XI (1803) Art. 28 auf 15 Jahre v. 
1. Vendem. XII. an ertbeilt, ſchon durch Gef. v. 22. Apr. 1806 Art. 1 aber um wei- 
tere 25 Jahre, über jene 15 Jahre hinaus, durch Gef. v. 30. Juni 1840 Art. 1 bis 
Ende 1867, durch Geſ. v. 9. Juni 1857 gleich um weitere 30 Jahre, bis E. 1897, 
verlängert; ſehr characteriſtiſch für franzöſ. Verhältnifie, unter allen Regierungsformen 
eine ungemefjene Bindung ber fernen Zukunft! Nur das Gef. v. 1840 bebielt eine Beendigung 
oder Veränderung bes Privilegs zu Ende 1855 durch ein in d. beiden vorhergeh. Sej- 
fionen zu erlafjendes Gejeß vor. — Die Privilegiumsdauer ber Engl. B. ſtand an- 
fangs in enger Verbindung mit ber VBerfhuldung des Staats an bie Bank, die Ber: 
längerung ber Gonceffion wurde durch neue Darlehen erfauft oder die Dauer bes Pri- 
vilegd von ber vorausgehenden Abzahlung ber Staatsſchuld abhängig gemadt. Das 
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darauf, daß derſelben Bankgeſellſchaft die Verlängerung des Privilegs 
gewährt werde, bleibt im volkswirthſchaftlichen und finanziellen Intereſſe 
beſſer vermeden. Gegen dieſe Regel iſt mehrfach gefehlt worden, was dann 
unvermeidlich eine bedenkliche Stärkung des reinen Brivatintereffes der 
Bank bewirkt. Sollte die Bildung einer Bankgejellihaft an diefem Puncte 
der Monopolsdauer jheitern, jo muß wenigſtens, wenn andere überwiegende 
Gründe gegen die reine Staatsbant ſprechen, womöglich eine periodijche 
an de8 Vertrags vorbehalten bleiben (j. Anm. 126). 

Während der Dauer des ausjchlieglichen Notenprivilegs darf die 
Bankgeſellſchaft fih aus eigener Initiative nur aufldjen oder ihr 
Stammfapital vermindern mit Einwilligung des Staats kraft 
ir Yen, bezüglihen Beſchluß der Gefellichaft3organe genehmigenden Ge— 
jeßle3 

-c. Eine Auflöfung der Deal: bez. eine Entziehung des Noten 
monopol3 während der Periode der Berleihbung gegen den Willen 
der Gejellihaft durch den Staat darf gleichfall3 nur mittelft Geſetzes und 
gegen volle Entſchädigung der Gejellihaft nad) den Grundjägen des 
Erpropriationsverfahreng oder eine analogen Rechtsverfahrens, aber unter 
diejen Vorausjegungen allerdings, geſchehen. Der Staat jollte jedenfalls 
auf die eventuelle Ausübung eines ſolchen Rechts nicht ausdruͤcklich verzich— 
ten, vielmehr letzteres mindeſtens in beitimmten Fällen, namentlich wenn die 
Bant ihren übernommenen Verpflichtungen nicht nachkommt und behauptet 
nicht nachkommen zu können, vor Allem in Betreff der Noteneinlöjung, ſich 
ausdrüclich vorbehalten. 

d. Die Geſellſchaft Hat insbeſondere auch die Verpflidtung zu 
übernehmen, während der Dauer des Privileg ihr Stammkapital in 
einer im Voraus zu bejtimmenden Durhihnittsproportion zum 
Notenumlauf, bez. zum metalliih ungededten Notenumlauf zu 
erhalten, aljo — der practiiche Fall — e8 durch Ausgabe neuer Actien 
zu erhöhen, wenn die Ausdehnung der Geſchäfte dies jenem Princip ge: 
mäß mit fich bringt 128), 





erfte Privileg v. 1694 war 1jährig, mit Bedingung einjähr. Kündigung u. Rüdzablung 
ber Schuld, 1695 wurbe es auf 15 3. bis 1710 verlängert, — auf 22 J. bis 1732, 
1713 ſchon bis 1742, alio ähnl. Politik wie bei d. Franzdi. ‚ 1742 auf neue 223J. 
bis 1764, ebenſo 1764 bis 1786, in 1781 bis 1812, in —84 bis 1833, immer unter 
dem Einfluffe von Finan maßregeln, in 1833 auf 2 J., aber unter Vorbehalt 1jähr. 
Kündigung nah 10 J. bez. Mobification. Darauf bin wurde bie Peel'ſche Bankacte 
v. 1844 durchgeſetzt, in der das Privileg bis 1855, vorbehältlich 1jähr. Kündigung von 
ba an verlängert wurbe. Vgl. Hübner, Banken, 34 (mit manden Drudiehlern 2c.); 
Jugl ar in Burns Annuaire du cred. publ. 1860, 61. 
z. B. Stat. d. Oeſterr. N.b. v. 1841 $ 58: Aufldf. vor Erldfchen bes 
Privilegs A "ei. Zuftimmung, wenn wenigftens 3/, ber anweſ. Stimmen bes B.aus- 
ſchuſſes e8 beichließen. Aehnl. $ 75 ber Stat. v. 1862: 3%, der Stimmen ber Gen, 
verj. erforderl. u, ——— der geſ.geb. Gewalt. Verminderung des Stammkap.s. 
dieſer Bant v. 110%, auf 90 M. fl. durch Gef. v. 13. Nov. 1868 geſtattet. 
'") Eine principielle Beftimmung diefer Art findet fih nur in db. Preuß. 
B.D. $ 11, ganz mit Ned, R 9. Anm. 117. Eine Berbopplung bes Kapitals ber 
Franzdf. B. dur Gef. v. 9. Juni 1857 (bisher 91'/, M. Fr.) war wefentlich eine 
— ———— da bie Bank den Erlös dem Staate zur Rentenanlage überweiſen mußte, 
— ber Preis für die Verlängerung des B.privilegs. Das Stammkbapital ber 
Sranıdf, ® . ift ganz unzulänglid. 
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e. Am letzten Jahre vor Ablauf de3 Privilegs beichließt die Bank— 
gefellichaft über ihre Kortdauer und die Bedingungen dafür. Wirb 
erftere begehrt, jo fell die Gejelljchaft den bezügliden Antrag an die Re— 
gierung, dem wiederum nur nah geſetzhicher Genehmigung unter Mit: 
wirkung der Volksvertretung ftattgegeben werden darf 18a). Das Privileg 
einer bereit3 länger beftehenden Bank braucht nur auf fürzere Zeit, 3. B 
Adjährige Perioden und mit der Bedingung ſtillſchweigender Fortdauer als- 
dann immer auf 1 Jahr, wenn nicht 1 Jahr vorher Kündigung erfolgt, 
verlängert zu werden. — Einer eventuellen Fortdauer der Bank ohne 
Berlängerung des Notenprivilegs ift Seitens der Staatögemwalt Fein Hin- 
derniß in den Weg zu legen, alfo m. a. W, die Auflöjung in diefem Falle 
nicht zu erzwingen. 

f. Für die Geſchäfte zwiihen der Bank und ber Finanzver— 
waltung oder einzelnen Behörden und Anftalten des Staats 
gelten mejentlich diejelben Normen, weldhe oben ©. 612 für die Staatsbank 
aufgejtellt worden find. Insbeſondere muß auch bier wieder betont werden, 
daß ein ftehendes unfündbares Darlehen der Bank an den Staat aus dem 
Stammfapital oder gar, falls e8 die Höhe des letzteren überjchreitet, im 
Effecte theilweiſe aus der Notenemifjion eine ſchlimme, zu vermeidende Form 
der Bezahlung des Bankprivilegs ift, weil dadurch die Leiſtungsfähigkeit der 
Bank in Krijen, die regelmäßige Rüdftrömung der Noten zur Bank gemin- 
dert und unter Umjtänden jelbjt die fteete Baarzahlungsfähigkeit gefährdet 
wird. Die Lage der Engliſchen und Franzöſiſchen Bank kann ebenſo 
wenig al3 diejenige der Defterreihijhen für die Preußiſche oder 
Deutſche Monopol: oder Gentralbanf in diefer Hinfiht als Mufter die- 
nen. Kommen aber einmal ſolche Darlehen der Monopolbant an den 
Staat vor, jo ift eine möglichſt niedrige Verzinſung derfelben zu 
erjtreben. Daffelbe gilt von etwaigen Darlehen in Eontocorrent 
u. dgl. m. 129) ©. o. ©. 417 ff., 461 ff. 

g. Als Banquier und Schuldner in Eontocorrent fungirt die 
Privatbank ebenfall pafjend für den Staat und unter denjelben Bedingun- 
gen wie die Staatsbanf, jo namentlih die Englifhe und Franzöſiſche 
Bank, Wird bei der Bewerthung des Bankprivilegs im Bertrage nicht auf 
die Gewinne der Bank aus der Benußung der dffentlihen Depofiten Rüd: 
ficht genommen 130), was wenigſtens bei der erjten Erridtung der Banf 


128) S. z. B. Stat. db. Defterr. Nebk. v. 1841 $ 60; v. 1862 $ 40 u. Ueber: 
einf. v. 3. Jan. 1863 $ 13: 3 J. vor Ablauf des Privilegs foll bie Frage der Er: 
neuerung v. d. Gener.verj. beratben u. barüber bejchlofien werden, 2 3. vorber muß 
das Anjuhen um Verlängerung an bie Regierung gejtellt werden. Wenn d. Enticeib. 
darauf nicht vor E. 1875 erfolgt, ift das Privil, ftillfchweigenb um 1 J., bis €. 1877 
verlängert, aber nicht weiter. 

»’) Die Schuld an die Engl. B. wirb mit 3%, verzindt, was fi aber durch 
Gegenrehnungen reducirt. Das fteh. Darlehen d. Defterr. B. v. 80 M. fl. nur 
eventuell mit 1 M. fl. (Uebereink. v. 3. San. 1863 $ 4) Eontocorr.jhulden bes 
Franzdf. Schapes noch Discont, Mar. 3%, Geſ. v. 9. Juni 1857 Art. 11. 

130) Dies ift bei ben neueren finanz. Stipulationen zw. ber Engl. B. u, dem 
Etaate bei ber Bemefjung ber Zahlungen der B. f. d. Privil. u. ſ. w. immer conie 
quenter gefchehen, obgleich die Öffentl. Depofiten nicht direct verzinsliche geworden find. 
Eine Berehnung ſ. 0. ©. 460 Anm. 859 u. betaillirter nach d. Angaben bed B.gouver: 
neurs Weguelin in meiner I. Schr. d. Mobifice. d. Uebereinfommens zw. Staat 
u. (Defterr.) B. Wien 1862 ©. 16 fi. 


— 619 — 


mangel3 thatjähhlicher Anhaltspuncte feine Schwierigkeit hat, fo ift der Vor— 
behalt eines Zinjes für den Staat, z. B. nad) dem Duͤrchſchnitlsſaldo des 
Jahres berechnet, paſſend. 

4. Die Controle des Staats über die private Monopolbank erfolgt 
entweder ſo, daß der Staat die um der Bank ſelbſt übernimmt, 
wie bei der Preußiſchen Bank; oder jo, daß die Bank in der üblichen 
Weiſe und Rechtsform der Actiengejellihaft von gemählten Organen aus 
der Privatmwelt geleitet und verwaltet wird, der Staat aber ſich etwa bie 
Beftätigung ober jelbjt dag ausſchließliche Ernennungsredt 
der oberften Beamten (Präfident, Directoren, Vorſitzender des Auf: 
ſichtsraths) vorbehält, oder zur laufenden Controle Commiffäre 
in die Banfverwaltung mit dem Recht, hier eine Stimme zu führen, oder 
neben die Bankverwaltung jegt mit dem Recht des befinitiven oder ſus— 
penfiven Veto — mit Apell an dad Gejammtminifterium — bei Beihlüf- 
fen, welche fie den Statuten für miderjpredend halten. Die Gonfequenzen 
und die manchfachen Bedenken jolcher Eontroleinritungen haben mir 2 
hervorgehoben, ©. 129 ff., 144 ff. Beim Monopolfgttem muß man ich 
aber unvermeidlich für eine diefer möglichen Arten der Controle entjcheiden 
und die mißlichen Folgen davon für die Verantwortlichkeit des Staats u. f. m. 
als gleichzeitig Folgen des ganzen Syſtems in den Kauf nehmen. Der 
Volksvertretung wird paſſend alljährlich ein Bericht der Negierung auch 
über die private Monopolbank vorgelegt werden. Eine ausbrüdliche civil: 
rechtliche Garantie ded Staats für die Bank, die übrigens, zumal 
bei der gewöhnlichen VBerurfahung der Zahlungsjuspenfion durch Staats- 
und Finanzkrifen, einer reellen Bedeutung meiſt ganz entbehrt, braucht ber 
Staat nur in dem Falle, wenn er die Verwaltung der Bank übernimmt, 
im Geſetze auszuſprechen und Kann fie au dann auf die Banknoten 
beſchränken. Natürlich ift diefe Garantie nur eine jubjidiäre: nad ben 
eigenen Activen und dem Stammkapital der Banf, |. o. Anm. 117. Was 
die Stellung der privaten Monopolbant zu den Minifterien anlangt, fo 
wird das Handelminifterium bie handels- und gemwerbetreibenden Clafien, 
3. B. in Betreff der Forderungen nah Filialen, am pafjendften vertreten, 
Wird die Bank durch Staatäbeamte verwaltet, jo Tann dieſe Verwaltung 
wieder unmittelbar unter dem Gefammtminifterium ftehen, ferner die even— 
tuelle Controle durch Commifjäre von Delegirten des Gefammtminifteriums 
ausgehen. 

i . Weber die ee et Suspenjion von Beftimmungen des 
Bankgeſetzes, der Conceſſionsurkunde oder der Statuten durch die Regierung 
— dann regelmäßig im Einvernehmen mit oder auf Antrag der Bankver— 
waltung — haben bdiefelben Normen mie bei der Staatsbank zu gelten, 
ſ. o. ©, 611 Nr. 3. 


3. Daß gemiſchte Zettelbankfyftem. 


Das Weſen dieſes Syſtems liegt nad) der früheren Characterifirung 

(S. 581) darin, daß bier eine oder mehrere, gleihmäßig oder ver: 

ſchieden privilegirte Centralbanken neben einer größeren 

ober geringeren Anzahl Kleiner Zettelbanten bejtehen. Alfo 

rehtlid: eine Verbindung von Gentralifation und Decentras 
Bagner, Zettelbanten. 41 
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Yifation der Notenaudgabe; darauf hin eine entſprechende thatjäd- 
lihe Entwicklung, mit mehr oder weniger Vorwalten der einen oder ande- 
ren Richtung, jo in Preußen, England der Eentralijation, in ganz 
Deutſchland, Preußen inbegriffen, und im ganzen Bereinigten Kö- 
nigreid, England inbegriffen, zwar aud ein Vorwalten der Gentralija- 
tion, aber doc in geringerem Maaße, als in den genannten Theilen allein. 

Die Wahl des gemiſchten Syſtems läßt ſich ſelbſt principiell redt- 
fertigen: man will dabei die Nadhtheile und Schwächen, welche dem Syſtem 
der Zettelbankfreiheit und des Notenmonopol3 anhaften, möglichſt vermeiden, 
die Vortheile beider Syfteme möglichjt zur Geltung bringen und combinirt 
zu diejem Zwecke die Centralifation und die Decentralifation. Diejes Ziel 
ift an und für fich gerechtfertigt, und muß jedenfalls bei dem gemijchten 
Syjtem das leitende fein, wenn e8 ji) auch immer nur annäherungsweife 
erreichen läßt. Im concreten Fall werden es aber weniger joldhe prin- 
cipielle theoretijche Gründe fein, welche jpontan zur Wahl dieje8 Syſtems 
führen, als gejhihtlih überfommene gegebene Berhältnijje, 
welche auf dag gemiſchte Syftem hinweiſen und aus practiihen Gründen 
zum Ausgangspuncte einer Neform genommen werden müfjen. Dies war 
die Sachlage in England bei der Peel'ſchen Bankreform im Jahre 1844, 
im ganzen Vereinigten Königreich bei der im Jahre darauf, 1845, er- 
folgenden Ausdehnung der neuen Bankgejeßgebung auf Schottland und 
Arland. Die nemlide Sachlage beſteht gegenwärtig im Deutſchen 
Reihe, wo eben factiſch, Deutihland als Ganzes aufgefaht, ein ge 
mijchtes Zettelbankſyſtem bereit3 vorhanden ift (©. o. ©. 22 ff.), an wel- 
ches anzufnüpfen aud die politifche Geftaltung des Reichs mindeftens 
gejagt nahelegt. Wenn ſolche concrete Berhältnifje die Wahl des gemijch- 
ten Syſtems dann wirklich herbeiführen, jo kann es dabei zur Beruhigung 
der unbefangeneren Anhänger und Gegner der beiden anderen Syiteme ge= 
— *— w immerhin auch principiell die Wahl eines ſolchen Mittelmegs 
tatthaft iſt. 

Wir haben in der Einleitung (S. 13 ff.) ſchon hervorgehoben, daß 
eine abjolute Entjcheidung über die Gentralijation oder Decentralijation des 
Zettelbankweſens unthunlich je. Man könne gewiſſe jpecifiiche Vorzüge und 
Nachtheile auf beiden Seiten nachweiſen, aber fajt immer jedem Vorzug des 
einen Syſtems einen Nachtheil dejielben und wieder einen Vorzug des ans 
deren gegenüber ftellen, und umgekehrt. Wenn überhaupt einen, jo gebe e8 
aber nur einen Bunct, worin die Gentralijation noh am Erjten überlegen 
ſei, nemlich die fejtere Stellung der Centralbank in Ereditfrijen. Selbſt in 
diefer Hinficht jtehe die Sache aber jo, daß die zu diefem Zwecke nothwen— 
dige größere Eentralijation der Notenausgabe nicht unbedingt dur) Mono— 
polijirung erreicht werden müſſe. Kurz, die Relativität aller Argu— 
mente für und wider ſei in der That jo unzweifelhaft, daß eben deß— 
halb eine Bankpolitif, melde auf Grund gegebener Verhältniſſe Compro- 
miſſe mit den Anforderungen einer doch nur relativ richtigen Theorie her- 
beiführe, jich rechtfertigen lafje (S. 17 ff.). Auf diefe Erörterungen oben 
ſei zur — wiederum freilih nur relativen — Empfehlung des gemijchten 
Syſtems hingemwiejen. 

Geht man zum Abſchluß diefer Fragen nad der Wahl des Zettel- 
bankſyſtems auf die wichtigeren einzelnen Gründe für und wider noch näher 
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ein, jo gelangt man zu folgenden Grgebniffen, melde für bie practiiche 
Bankpolitif im gemijchten Syftem, daher muthmaßlich für die deutſche Bank— 
reform, zu verwerthen find 1°9), 


a. Nähere Bergleihung ber Decentralijation und Eentralifation 
ber Notenausgabe. 


a, Borwürfe gegen bie Decentralifation und Borzüge berfelben. 


A. Der Decentralijation der Banfnotenausgabe und der Zettel: 
banffreiheit machen die Gegner im Wefentlihen nachjtehende allgemeine 
Vorwürfe. 

1. Die Decentralifation, welche fi) nad) dem Banfrechtsprincip der Zettel- 
banffreiheit „unvermeidlich“ entwidle, führe durd die Concurrenz der 
emittirenden Banken „unvermeidlich“ zur „Zuvielausgabe von Bank— 
noten“, zur ‚„Ueberſchwemmung'“ des Verkehrs mit denjelben, zu maaß- 
LojenUeberjpeculationen und Preisfteigerungen, zu ebenfo ſchlimmen 
plögliden Rückſchlägen davon, aljozu den ärgjten Krijen des Ver— 
kehrs zur Bertreibung desbaaren Geldes aus dem Lande, ſchließlich 
zur Einjtellung der Baarzahlungen der Banken, zur Zerrüttung 
der, Baluta(!); zu den ungeredtfertigtiten Gewinnen der Ban 
fen und einiger Speculanten, dann aber zu den unverdienteften Ver: 
lujten des joliden Kaufmanns, wenn durch die willführliche „Eontraction 
der Umlaufsmittel” die Preife und Curſe wieder ſänken, und vollends zu 
ſolchen Berluften des Publicums an den entmwertheten Noten. 

In diefer Weiſe argumentiven oder declamiren vielmehr die abjoluten 
Gegner der Zettelbankfreiheit und Decentralifation, 3. B. jene zahlreichen 
Bankbroſchürenſchreiber, welde in neuejter Zeit in Deutſchland, wie früher 
bei ähnlicher Gelegenheit, bei bevorjtehenden Gejeßgebungsacten, in anderen 
Ländern, England, Nordamerica, der Schweiz, aufgetreten find ?9). Die 
Beweisführung ijt jo gut wie durchweg eine aprioriſtiſch-deductive. 
Zum Beleg wird nur ganz im Allgemeinen auf die „weltbefannten Erfah: 
rungen“ in England, Nordamerica u. ſ. w. 13°) hingewieſen, höchſtens 
werden noch ein paar vereinzelte Thatjachen willkührlich herausgeriſſen und 
als unwiderleglich citirt, was man dann eine „hiſtoriſche“ oder „hiftorijch- 
ſtatiſtiſche“ Beweisführung zu betiteln beliebt. Bon irgend einer genauen 
exact-ſtatiſtiſchen Unterfuhung ift feine Rede. Wo diefelbe aber, wie 
von Toofe für die jo oft citirten Verhältniffe der engliſchen Land— 
banken, und nad und neben ihm von Anhängern feiner Schule in Eng: 
land, Frankreich, Deutſchland geliefert worden ift und zwar zum Gegen 


2 Das Folgende ift eine betaillirte Ausführung des Abjchnitts über dieſe 
Frage in meinem Aufl, Zettelbanken im Staatswörterb. XL, 330—335, (ge: 
Ihrieben Ant. 1868), mit Verüdjichtig. mander Ausfagen in d. franzdf. B.enquäte 
u. neuer thatſächl. Erfahrungen auch in Deutichland. 

132) Die Routiniers nnd bie theor. Dilettanten ber engl. u. beutjchen Gurrency- 
fhule räfonniren faſt Alle fo u. unterjcheiben fih nur im ftärferen oder ſchwächeren 
en Bol. in Deutſchland die mehrfach gen. Brojhürenliteratur, 3. B. o. ©. 4 
Anm. 18. 

135) Bol, Gefficken a. a. D. ©, 36. 


41* 


—_— 69 — 


beweis gegen die Anlagen oder zur Zurücführung der letzteren auf ganz 
Heine Dimenfionen, da ignoriren die Gegner die einfach) oder berufen ſich 
dann um jo mehr auf die nordamericanifhen Erfahrungen. Kür dieje 
fehlen jolche zuverläffige Unterſuchungen, taufenderlei Andres wirft in Nord: 
america mit ein. Wie im Bank- und Zettelbankweien, jo find in der Union 
auf vielen anderen Gebieten, im Verſicherungs-, Eifenbahnmejen, im Handel 
und jelbft in fo manden hochwichtigen Verhältnifien des ftaatlichen und 
Eulturlebeng, 3. B. in den Gerihtszuftänden, Erjcheinungen zum Borjchein 
gefommen, welche ung mit Necht erjchredien, aber aud den Beweis liefern, | 
daß in unjerer großen Colonie jenjeit3 des Dceand ganz generelle Ur | 
ſachen jolchen Uebelftänden zu Grunde liegen. Ebenſo mwilltührli werben 
neuerding® wieder, wie bereitö in den 50er Jahren, die Thatjachen des 
deutſchen Zettelbanfwejens ausgelegt. Ohne irgend nähere Unterjuchung, 
bloß nad der Zunahme des Notenumlaufs wird von einer „Ueberjchwem: 
mung des Verkehrs mit fictiven Zahlmitteln”, von der „unbegrenzten 
Schaffung fictiven Kapitals” geſprochen 19). Die in England fo vielfad 
erörterte Frage über den Zuſammenhang zwilchen Notenumlauf und Preis: 
bewegung wird gar nicht einmal aufgejtelt: ohne Weitere wird felbftver: 
ftändlich in der Vermehrung de Notenumlaufs die Urſache der Preisfteigerung 
gefunden, während das Verhältniß nad den zuverläffigften Unterſuchungen, 
die es gibt, denen Tooke's in England, das umgekehrte war und bei uns 
jedenfalls zum Theil auch ift (j. o. ©. 556). 

Es iſt nicht nothwendig, auf die Widerlegung obiger Anklagen bier 
näher einzugehen, denn das it in genügender Weije an anderen Orten ge 
hehen 1%). Es wäre nur längjt Gefagtes und Bewieſenes zu wiederholen. 
Dadurch, daß die Gegner einfach jolche Widerlegungen ignoriren und immer 
wieder auf ihre alten Behauptungen zurüdtommen, werben dieſe nicht be- 
gründeter und jene nicht umgeftoßen. Es reiht hin, hier nur nochmals 
hervorzuheben, daß alle jene Anklagen viel zu vage, zu allgemein gehalten, 
durch die Thatjachen nicht genügend unterjtütt find oder daß die Thatfachen 
willführlich interpretirt werden. In theoretiiher Hinficht find e8 immer 
wieder die früher erwähnten beiden Grundirrthbümer der GEurrency 
Doctrin, auf welchen jene Anklagen ebenjo wie diejenigen gegen Bant: 
noten überhaupt, beruhen: die theils ganz faljche, theils ganz über: 
triebene Gleihftellung der Banknoten mit dem eigentlichen 
Bapiergelde und umgekehrt die eben jo faljche oder übertriebene 
Unterfheidung der Banknoten von anderen Ereditumlaufs- 
mitteln und Einrihtungen der Zahlungsvermittlung, der Bet: 
telbanten von anderen modernen Banken, als creditvermittelnder Anftitute, 








) ©, oben d. Abſchn. v. d. Entwidl. d. Banknotenumlaufs in Deutjchland 
©. 200 ff., u. f. d. neuefte Zeit Tab. A im Statiſt. Anh. 

»») Das Hauptwerk für alle diefe Fragen, mit reihem flatift. Material aus 
England, Scottl., ift befanntl. Tooke's b-bänd. Geſch. b. Preife. Ach ſelbſt darf 
mid wohl auf meine Beiträge (vgl. u. N. db. graph. Darftell. d. ſchott. Not.um: 
laufs daſ. ©. 307) u. meine Gelb: u. Cred.theorie d. P. Acte berufen. Ich babe 
in der Deutſchen beclamator. Brojd.literatur nicht bie geringfte Wiberlegung unferer 
Beweisführung gefunden. 
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wie namentlich von den modernen Depofitenbanfen mit laufenden Rechnun— 
gen, Checks, Clearing-Houſe u. ſ. mw. 196). 

Was fpeciell das Princip der Eoncurrenz im Zettelbankgeſchäft 
anlangt, jo bewährt jich dafjelbe, jobald nur einigermaßen die von 
uns verlangten Cautelen in Kraft find, wenn irgendwo fo hier 
heilfam. Denn die Concurrenz unter Banken, melde in kurz-periodiſcher 
Abrehnung mit einander ftehen, ihre Noten gegenfeitig in Zahlung anneh- 
men und austaufchen, Depofitengejchäfte neben der Notenausgabe betreiben 
— mogegen fi ja aud jo mande Stimmen bei ung aussprechen —, diefe 
Eoncurrenz ift gleichzeitig daS beſte Correctiv, jeden Verſuch, in der 
Notenaudgabe leichtſinnig zu verfahren, ſchon im Keime zu erftiden. Das 
bemweist glänzend die Gejchichte des ſchottiſchen Banfwejens vor 1845. 
Diejenige der engliihen Landbanken liefert, richtig analyfirt und ausge: 
legt, namentlich unter Beachtung des ungünftigen Einfluffes, melden bie 
Privilegien der Bank von England auf die Entwicklung dieſer Banken lange 
Zeit ausüben mußten, gar nicht einmal ein fo mejentlich verfchiedeneg Er: 
gebniß. Soweit fie e8 aber thut, liegt der Grund darin, daß die verlang- 
ten &autelen, welche die ſchottiſchen Banken großentheild freiwillig einführ: 
ten, fehlten. Die nordamericaniſche Bankgefchichte ift im Einzelnen 
viel zu wenig ſicher und unparteiiſch durchforſcht und beweist überhaupt 
wie gejagt wegen der aparten Verhältniffe des Landes für uns in Europa 
wenig. Bor Allem fehlte es hier aber früher fo gut wie ganz an den 
Gautelen, melde bei jedem Bankſyſtem Hinfichtlid der Behandlung der 
Banknote getroffen werden müflen 137). Jenes GCorrectiv, welches in der 
Concurrenz der Banken liegt, findet fi) bei der Central- und vollends 
der Monopolbanf niht. Zumal wenn deren Noten an den Öffentlichen 
Gafjen in Zahlung angenommen werden, liegt die Gefahr einer momentan 
zu willfährigen Notenausgabe hier näher. Man muß fich bei einer folchen 
Bank mehr als bei den mit einander concurrirenden Kleinen Banken auf 
die Tüchtigkeit der Verwaltung verlaffen. 

ür die practifhe Bankpolitik, melde das Syſtem der Zet- 
teibantereigen oder das gemifchte Bankſyſtem annimmt, kommt e3 daher nur 
auf die ftrenge Durchführung unferer oft genannten Hauptforderun: 
gen an, um allen obigen Anklagen von vorneherein den Boden zu entziehen: 
Garantie der umfafjendften Publicität, Fuͤrſorge für genügende Notenein- 
löfung durch formale Vorſchriften, wie die früher erwähnten, namentlich 
Berlangen der Noteneinlöfung an Centralpuncten, der gegenjeitigen Annahme 
der Noten bei den Banken felbft, Einrihtung von Notenaustauſchanſtalten, 
endlich Verbot Keiner Noten, in welchem Buncte die americanichen und 
zeitweife und theilmeije auch die engliichen Verhältniſſe Mißſtände zeigten, 
und mo in der That unter Umftänden die Gefahr einer momentanen Zu: 
vielausgabe vorhanden fein kann (S. 556). Die betreffenden Puncte find 
alfo in die Gefeßgebung über das gemiſchte Syftem aus derjenigen über 

Zettelbankfreiheit herüber zu nehmen. 
2. Abgejehen von jenen mehr generellen Anklagen, welche gegen bie 


RB. 0.65 fl. ©. auch Naſſe, Bankanweiſ. u. B.noten, Tüb, Ztſchr. 
1872 (28. 3.) ©. 487 ff. 
>) Bol, meine Beitr. S. 20, 21 hierüber. 
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Zettelbankfreiheit und die auf dieſer Baſis ſich entwickelnde Decentraliſa— 
tion der Notenausgabe erhoben werden, iſt die Decentraliſation an und für 
ſich noch manchen anderen Vorwürfen und Bedenken ausgeſetzt, 
und zwar ſowohl diejenige, welche auf Grund allgemeiner, keine privilegirte 
Centralbank kennender Bankgeſetze, wie in Nordamerica, als diejenige welche 
auf Grund ſpecieller Conceſſionen allein oder, wie im gemiſchten Syſtem, 
neben Centralbanken wie bisher in Deutſchland, zugelaſſen wird. Zum 
Theil zeigen ſich hier in der That einige Mängel, die bei der vollſtändigen 
oder theilweiſen Decentraliſation wegen anderer Vortheile mit in den Kauf 
genommen werden müſſen, zum Theil ſind dieſe Bedenken aber auch wieder 
kaum begründet oder ſehr übertrieben oder laſſen ſie ſich unſchwer durch 
einige geſetzliche Vorſchriften beſeitigen oder weſentlich beſchränken. 

a. Die Note des decentraliſirten Bankſyſtems und daher der kleineren 
Bank gilt vielfach auch bei guten Statuten und bei ſolider Geſchäftsführung 
für nicht ſo ſicher, in Betreff ihrer ſteeten Einlösbarkeit und, bei et— 
waiger Solvenz, in Betreff ihrer Einziehung al Pari aus den Activen der 
Bank, als die Note der großen, mächtigen Gentral= oder vollends Wtonopol- 
bank, zumal eine® großen Staats. Soweit hier nicht wieder rein a priori 
deducirt wird, beruft man fich wohl auf die nicht feltene Wahrnehmung, 
daß die Noten der Kleinen Bank durchſchnittlich keine jo ftarfe Baardeckung 
haben, als diejenigen der Centralbank (S. 205, bei. ©. 338 ff.). Allein 
hier läuft eben wieder der oft gerügte Fehler unter, in Verfennung der 
geichichtlihen Entwicklung der Note und ihres durchaus berechtigten heuti- 
gen Eharacters, in der Note den alten Depofitenichein zu jehen. Neben der 
Baardeckung fommt ja die jonjtige, namentlich die leicht realijirbare Deckung 
mit Wechſeln u. ſ. m. jehr wejentlich in Betracht. Dieſe ſonſtige Dedung 
ijt bei kleineren Zettelbanken jehr oft bedeutend größer als bei Gentral: 
banken, nicht nur weil jene Banken vielfach in ftärferem Umfange als die 
großen andere Paſſivgeſchäfte, Depofitenannahme u. j. m. betreiben, deren 
Activa wenigjtend mitunter momentan für das Zettelgeſchäft mit benukt 
werden können, jondern vor Allem, weil das eigene Kapital der 
tleinen Banken relativ größer zu jein pflegt. So fommt eine 
ftärfere Quote Activa auf die Noten, deßhalb ift die regelmäßige 
Rüdftrömung größer und die Lage der Bank gefiherter. Dies 
zeigt ſich namentlich auch bei einem Vergleich der Eleineren deutſchen mit der 
Preußiſchen und anderen europäiſchen Gentralbanten 198), Es ift nebenbei 
bemerft auch ein Punct, der für die Discontopolitit von Einfluß if. Un- 
jere frühere Anforderung eines jtarfen Stammfapital3 der Centralbank ift 
bei den kleinen Banken vielfach erfüllt. 

Das relativ höhere Kapital gleicht aljo die etwaigen Gefahren einer 
eringeren Accreditirung der Noten Heiner Banken, daher eines leichteren 
ückſtrömens in unruhigen Zeiten aus. Daraus folgt für die practifche 

Bankpolitit, bejonder3 im gemijchten Syſtem, der Schluß, daß auf ein 


135) ©. d. Tabellen ©. 340 ff., au d. Denkſchr. db. D. Zettelbanfen ©. 6, 
wo berechnet wird, dab nad Abzug ber diverfen Raffiva von ben Activis die Noten 
immer noch gebedt find durch d. Activa bei d. norbbeutichen Privatzettelbanken incl. 
Frankf. u. ercluf. Sächſ. B. mit 183, bei d. Sächſ. B. mit 119, der Preuß. mit 111'/,, 
ber Engl. B. mit 115%, %. S. auch Stat. Anh. Tab. A. 
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hohes Kapital und eine mäßige Maximalproportion des Noten— 
umlaufs zu demſelben Werth zu legen iſt und in dieſem Puncte daher 
die relativ paſſendſten Einſchränkungen der Zettelbankfreiheit durch 
ſachliche Eingriffe der Geſetzgebung (©. 591) und Beſchränkungen der 
fleinen Banken im gemiſchten Bankſyſtem, den großen gegenüber (©. 
4353 ff.) erfolgen. 

b. Auch die Anlagen der Hleineren Banken gelten oft als weniger 
ſicher und realifirbar, aber keineswegs allgemein mit Grund. Die Kor: 
derung mehrerer Einlöjungsftellen, des Notenaustaufhs u. j. w. nöthigt 
unvermeidlih auch bei der Zettelbankfreiheit, wo feine bejtimmte Noten- 
defung und Activanlage vorgejchrieben ift, zur bankmäßigen Dedung (ſ. o. 
©. 157); bei dem gemiſchten Syſteme gleichfalls. - Außerdem bietet fi in 
der Bublicität, namentlich der Verlufte, wieder ein Controfmittel. Im 
gemiſchten Bankſyſtem kann man aber, den Grundfägen einer rationellen, 
ſachlich eingreifenden (materiellen) Politit gemäß, für die Notendeckung und 
für den Activgeſchäftskreis die früher namhaft gemadten Vorfchriften auf: 
jtellen. Dann werden vollends die Anlagen ebenjo fiher und realifirbar 
als bei großen Gentralbanten fein. Einige Angaben über die Verluſte ent: 
halten die Jahresberichte Deutſcher Zettelbanken. Es ergibt fich daraus, 
daß faft allgemein die Verlufte 3. B. im Discontogefhäft minimale find, 
oft Jahre lang gar nicht vorkommen, 3. B. bei der Darmjtädter Bank. 
Die Heinen Banken halten hier meiftend den Vergleich mit der Preußiſchen 
Bank, die nur jehr Heine Berlufte zeigt, aus. Wenn ſich hie und da, nad 
englijchen, jchottijchen und vereinzelten deutichen Beifpielen, Kleine Banfen 
in Wecjelreiterei haben verjtriden laſſen oder Iocalen Schwindel: 
firmen zu viel Eredit gaben, jchließlich vielleicht immer prolongirten Eredit, 
um nur den Sturz des Haujes zu verhüten, weil die Bankvermwaltung die 
Verſtrickung zu jpät merkte, jo find jolche Fälle einmal auch bei Central: 
banken nicht unerhört und durch ſtatutariſche Lorfchriften überhaupt nie ganz 
zu verhindern; jodann aber liegt die andre, ebenjo jchlimme Gefahr bei 
Gentralbanfen doc etwas näher, als bei Fleinen Banken, durch größere, 
vielleicht auch immer prolongirte Darlehen an den Staat jhon in ruhigen 
Zeiten einen Theil der Activa feitzulegen, jo daß in — der Kriſe von 
einer Realiſirung ſolcher Poſten vollends nicht die Rede ſein kann. 

e. Die kleineren Banken, heißt es ferner, müffen in ſchwierigen Zeiten, 
in politiichen und mercantilen Krifen, um fich ſelbſt zu fichern, auch weil 
die weniger accreditirten Noten in ftärferem Umfange zurücd kommen (um: 
regelmäßige Rüdjtrömung, auch ftärfere regelmäßige, weil mehr Noten als 
Baargeld im Bergleih zur Centralbank zurücdtommen bei den Zahlungen 
an die Bank), ihre Notenausgabe fjpontan, daher ihre Vorſchüſſe mehr 
einihränten. So fteigern fie die Ereditnoth im ſchlimmſten Augenblice 
noch, die fie, der Behauptung nad, durch zu willfährige, die Weberjpecula= 
tion begünftigende Discontirung eigentlich mit verjchuldet haben. Die ge— 
ringere Leiftungsfähigfeit der kleineren Zettelbanten in Krijen haben mir im 
Allgemeinen wiederholt zugegeben. Es ift jogar nicht zu läugnen, daß mehr: 
fach kleine Banken, um nicht zu ſcharf reftringiren zu müfjen, ja mitunter, 
um jich ſelbſt baarzahlungsfähig zu erhalten, die Hilfe der Gentralbanf be: 
anſpruchen mußten, wofür mehr als ein Beifpiel aus der Geſchichte der 
englifhen Landbanfen, jelbjt der jchottifchen Banken vorliegt, Aber man 
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darf anderſeits bie geringere Leiftungsfähigfeit der Heinen Banken auch nidt 
zu jehr übertreiben noch die Bedeutung einzelner Vorfälle zu ſehr verall- 
gemeinern. Werden die oft genannten Gautelen getroffen, jo ift eine Ber: 
mehrung der Noten der Kleinen Banken vorher jchwieriger als diejenige 
der Noten der Gentralbant, daher auch die jpätere Einſchränkung nit jo 
bedeutend. In der Schweiz 3. B. klagt man grabe die Decentralijetion 
des Zettelbankweſens an, daß fie eine ftärfere Notencirculation nicht auf: 
kommen laſſe. Das iſt ein Uebel (ſ. folg. Punct d), deſſentwegen jedod 
die Gefahr einer ftarken Einſchränkung des Notenumlaufs in Krijen wieder 
geringer wird. Was aber den Verlaß der Kleinen Banken auf die Hilfe 
der Gentralbant anlangt, fo iſt das eben doch mehr eine bedenkliche Wir: 
fung de8 Centralbankſyſtems, indem die beherrichende Stellung dieſer Ban- 
fen die Verwaltung der Heinen Banken zu einer ſolchen Hoffnung auf Hilfe 
faft hinweist. Im gemiſchten Bankſyſtem werden zweckmäßige Vorſchriften 
über die Notendefung, die Höhe des Banfkapital® und die Proportion zwi— 
ſchen diefem und dem Notenumlauf in Verbindung mit den Beitimmungen 
über PBublicität, Noteneinlöfung und Notenaustauich die Gefahr einer ftar- 
fen Einjhränfung des Notenumlaufs der Kleinen Banken in Kriſen vollends 
jehr vermindern. Die größere Höhe des Stammfapitald (j. o. Punct a) 
fommt gerabe in ai Zeiten der Discontopolitit der Kleinen Banken zu 
gute. Die ungünftigen Erfahrungen mit den kleineren mitteldeutjchen Ban- 
fen im 3. 1866, in einer doch ganz abnormen, in diefer Weije kaum ; 
jo wiederkehrenden politiichen Lage (S. 358 ff), haben ſich im J. 1870 
durchaus nicht in gleihem Maaße gezeigt. Bleibt in Deutſchland eine Een: 
tralbanf beftehen, jo werden deren Baarvorräthe allerdings, wie in Eng: 
land und wie ſchon bisher in Deutjchland diejenigen der Preußiſchen Bank, 
den Anſprüchen der Kleinen Banken in Krifen mit ausgelegt fein. Allein 
eine bejondere Hilfeleiftung mittelft neuen Eredit3 braucht nicht gemährt zu 
werden. Wenn die Heinen Banken Gentralbanfnoten zur Ginlöjung pra- 
jentiren, jo fann man das feine agree an fie nennen, denn fie ma: 
hen nur von einem allgemeinen te jedes Noteninhaber8 Gebraud, von 
einem Rechte, deſſen Geltendmahung die große wie jede andre Bank allzeit 
gewärtigen muß. 

d. Der Decentralifation der Notenausgabe wird endlich die Unbe— 
quemlichkeit zum Vorwurfe gemacht, welche die Ausgabe aller möglichen 
Arten Banknoten von zahlreihen Banken für den Verkehr mit fich bringe. 
Das hindere aud) eine gehörige Entwicklung des Notenumlaufs, ber ji zu 
jehr localifire, die Noten bürgerten fich nicht recht im allgemeinen Vertrauen 
ein, die Creditwürbigkeit jo verjchiedener Banken fei viel ſchwerer, vom ge: 
möhnlihen Publicum gar nicht zu — Faͤlſchungen würden erleich⸗ 
tert u. ſ. w. Auch dieſer Vorwurf wirb namentlich mit dem Hinweis auf 
Nordamerica vor ber Geſetzgebung Newyorks und einzelner Neuengland— 
ſtaaten, was die anderen Staaten anlangt vor derjenigen der Union, ferner 
durch die Berhältnifje des ſchwei zer und nicht zum Wenigften auch unfered 
deutſchen Zettelbankwejens begründet: wie die Dinge lagen und bei 
ung liegen vielfad ganz mit Redt. Dem gegenüber wird ber Bor: 
theil der Einheit der Note beim Notenmonopol gerühmt, ebenjo wie ber: 
jenige der Einheit der Münze und nur eine Confequenz davon. Wenn bie 
heutigen deuiſchen Banknotenverhältniffe nothwendige, nicht zu bejeitt- 
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gende Folgen der Decentraliſation wären, ſo fiele dieſer Vorwurf ſchwer, 
faſt entſcheidend ins Gewicht. Allein die Vorausſetzung iſt irrig: im 
bisherigen deutſchen Zettelbankweſen, ebenſo im früheren nordamericaniſchen, 
im Ganzen auch im ſchweizeriſchen, trotz einiger Verſuche ſpontaner Abhilfe, 
fehlen eben grade die Vorſchriften und Vorkehrungen, auf welche im de— 
centraliſirten Bankweſen Alles ankommt: gegenſeitige Notenannahme, an 
mehreren Hauptorten ſtattfindende Noteneinlöfung, Notenaustauſch u. ſ. w., 
(u. A. etwa auch die Beſtimmung, daß auch bei höheren Apoints nur ge— 
wiſſe runde Stüde, 3. ®. 100, 250, 500, 1000 bei allen Vanken gleich) 
mäßig ald Stüdelungsgattungen gewählt werden dürfen). Im fchotti- 
ſchen Bankweſen beftebt auf viel Eleinerem Raume eing relativ viel größere 
Anzahl Zettelbanten (11) und Mannigfaltigfeit der Banknoten, aber mit jenen 
Vorkehrungen haben ſich Feine Nachtheile der genannten Art gezeigt. So- 
gar 1 Pf.Noten circuliren ftarf und troß des hoch entwickelten Depoſiten— 
bankweſens ift der Banfnotenumlauf auch relativ jehr bedeutend, — alſo 
bie Klage in der Schweiz nicht begründet. Nach nordamericaniihem Vor— 
gange kann ferner auch bei und im gemiſchten Bankſyſtem eine gemifie 
Ginheitlihkeit der Notenihemata (S. 156) eingeführt werden, bie 
dem Weſen ber vollen, gejchweige der partiellen Decentralijation nicht wi- 
derſpricht. So läßt ſich grabe der in Deutichland begründetiten Klage 
am Leichtiten abhelfen, — von den anderen Vorwürfen, namentlich der Un: 
jolidität der Notenausgabe, kann aber bei ung kaum die Rede fein, wenn 
nicht Declamationen über „Notenüberſchwemmung“ ftatt des Beweijes durch 
Thatſachen gelten. 

B. Auf der anderen Seite werben der Decentralifation der Noten: 
ausgabe, theil3 weil die erjtere die Folge der rechtlichen Zettelbankfreiheit 
fein könne, theild wenn fie jonft vollftändig oder theilmweife, wie im gemijch- 
ten Bankſyſtem beftehe, folgende jpecififhe Vorzüge nahgerühmt: 

1. Die einzelne, auch die Fleine, Zettelbant ſei felbjtändig, daher 
Leicht” beweglich, Tonne fi den Local bedürfniſſen vortrefflih anpafjen. 
Darin liege ihr unbedingter Vorzug vor der Filiale der Centralbank, aud) 
wenn das Filialſyſtem noch jo gut organifirt ſei. Denn dieſe Filiale fei 
immer an AInftructionen gebunden, werde unvermeidlich mehr nach allgemei- 
nen Reglement3 und Schablonen geleitet. Schottland, England, Nord: 
america, troß der Mißbräuche in letzterem Lande, auch im ganzen 
Deutſchland zeige den Vortheil Hleinerer fjelbftändiger Banken, welche die 
localen Berhältnijfe beſſer kennten, der Pflege der Iocalen wirthichaftlichen 
Snterefien, der Entwidlung namentlih des Depofitengeihäfts (j. folg. 
Punct 2) fi emjiger widmeten, ald die ferner ftehende Gentralbant mit 
ihrer immer etwas bureaufratiichen Verwaltungsform und als zumal die 
Monopolbank, welche ihr Monopol der Nothwendigkeit einer jolhen Pflege 
ber jelbjt berechtigtiten Iocalen Ereditinterefjen überhebe. Bei voller Zet— 
telbanffreiheit Fönne freilich die den Landesverhältnijien am Beſten ent: 
ſprechende — der Decentraliſation allein vollſtändig zur Geltung 
kommen. Hier brauche man trotzdem eine gar zu große Zerſplitterung des 
Bankweſens durch die Entſtehung einer Ueberzahl ſelbſtändiger, aber deß— 
halb auch meiſt gar zu ſchwacher Banken in jedem kleinen Orte nicht zu 
fürchten, am Wenigſten in unſerer Zeit und im Bankgewerbe, wo die ſpon— 
tane Entwicklung ohnehin auf Gentralifation hinſtrebe, die man gar nicht 
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mehr künſtlich zu begünſtigen brauche (ſ. o. S. 15). Das Wahrſcheinlichſte 
ſei, wenn nicht wie in der Schweiz und Nordamerica der ganze geographiſche 
und politiſche Character eine noch weitergehende Decentraliſation begünſtige, 
bei voller Bankfreiheit ein Zuſtand wie in Schottland, wo eine mäßige 
Anzahl (jet 11) ſelbſtändiger Banken beſteht und jede wieder ein ganzes 
Net von Filialen hat. Inſofern jei gar nicht Einheit und Vielheit ber 
Banken, Monopoliftrung, Gentralijation und Decentralifation der Noten- 
ausgabe, jondern unmittelbare und mittelbare Decentralijation und 
Ginheit und Vielheit der Filialjyfteme der Gegenſatz. Theils durd 
dieſes Filialneg der Kleinen Bank, das auch beſſer fungire und viel engere 
Maichen haben, als dasjenige der Eentralbant, theil3 durch die Verbindung 
der concurrirenden Banken mitteljt de3 Syſtems de3 regelmäkigen Noten: 
austauſchs (Schottland) und des Clearing-Houſe's (Newyork) werde dem 
Bedürfniß nad Einheitlichkeit der Credit: und Bankorganijation und ber 
Greditumlaufgmittel jpeciell auch bei einem ganz decentralifirten Localbank— 
weſen auf der Rechtsbaſis der Zettelbankfreiheit Rechnung getragen. Auch 
bei einer anderen Banfgejeßgebung, namentlih im gemiſchten Bankſyſtem, 
ließen fich jedoch dieſe VBortheile wenigſtens partiell erreichen. Danach ſeien 
die Vorkehrungen einzurichten, namentlich aljo die volle Monopolijirung 
mindeſtens zu bejchränten zu Gunften der Privilegirung von Eentralbanten 
neben Fleineren. Die Schlüffigkeit diefer Beweisführung jcheint uns richtig, 
die Erfahrungen der oben genannten Länder bejtätigen ji. Auch wenn 
man wieder einige bejondere Vorzüge des Filialſyſtems der Centralbank zu— 
gibt (j. u.), jo Ipricht das Vorausgehende mindejtend dafür, neben etwaigen 
Gentralbanten die Entwidlung Eleinerer Zettelbanken von mehr provinziel- 
ler und localer Bedeutung nicht zu jehr zu erjchweren. 

2. Eine bejondere Hervorhebung verdient no das Depojitenge- 
ſchäft der Hleineren Bank. Die Verbindung dieſes Geſchäfts mit der No— 
tenausgabe liege bei joldhen Banken, fo heißt es, näher als bei Eentral- 
und vollends Monopolbanten. Denn je jchwieriger die Ausdehnung des 
Notenumlaufs für eine Fleine Bank fei, aljo namentlich wieder bei den oft 
erwähnten Einrichtungen des Notenweſens und bei der ſcharfen Concurrenz, 
welche jich die verſchiedenen Banken um den Notenumlauf machten, dejto 
mehr jeien jie darauf angewiejen, das Depofitengejhäft mit allen Mitteln 
zu pflegen, um ihre fremden Fonds, dadurch ihre Ausleihungen und ihre 
Rente zu vermehren. Bei ſolchen Banken trete eben deßhalb der Noten- 
umlauf niemal3 jo in den Vordergrund, jei und werde die Notenausgabe 
immer mehr nur das Gomplement des Depojitengejhäfts, erfolge daher eine 
jtärfere Vermehrung nur periodijch eine kurze Zit wenn grade Zahlungen 
an Kreiſe und Perſonen und unter ſolchen vorkämen, welche mit den Ban— 
ken nicht in ſo naher Berbindung ſtänden (Schottland im Mai und No— 
vember 199). Bald kämen die Noten bei der Emiſſionsbank oder bei ande— 
ren Banken im Contocorrent wieder zurüd und durch den Austaufch und 
die Ausgleihungshäufer auch leßteren Falls zur eigenen Banf. Die Ent- 
widlung der Zettel-Depofitenbanfen in Schottland, zum Theil auch in 
England, in einzelnen, namentlid) den wirthichaftlich vorgejchrittenen 


29 S. meine Beiträge ©. 141, 303 u. die Curven bes Notenumlaufs in ber 
graphiſchen Darftelung. Neuere Daten im Statift. Anh. 
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Theilen Nordamericas, befonderd Newyorks, Maſſachuſetts liefer— 
ten den Beleg für diefe Gejtaltungstendenz. Letztere habe ſich ſchon vor den 
ftaatlihen Eingriffen, 3. B. in Schottland lange vor 1845, in berjelben 
Weiſe gezeigt. Auch bei Kleineren deutjchen Banken, namentlich ſeit der 
ftärkeren Goncurrenz der Noten der Preußiſchen Bank, ſehe man bereits 
eine doch etwas bedeutendere Pflege des Depofitengejhäfts und des in enger 
Berbindung ftehenden Activ: und Paſſivcontocorrents. 


Ganz anders dagegen die Lage der Central-, vollends der Monopol: 
banfen und die Geftaltung ihres Notenumlaufs, Dank ihrer beherrjchenden 
Stellung könnten dieſe Banken viel leichter ihre Notencivculation ausdehnen, 
begegneten einer geringen oder gar Feiner Concurrenz hierbei, erlangten da= 
durch leicht die größten Mittel zur Ereditgewährung und wären daher auf 
die Pflege des Depofitengefhäfts, zumal des verzinslihen, gar nicht ange: 
wieſen. Am Gegentheil, fie vernadläffigten es abfichtlih, als unficherer, 
da die Depofiten leichter auf einmal in großen Beträgen zurückgezogen wer: 
den Könnten, al3 minder Iucrativ. Namentlich in der erjten Zeit der Ent: 
wiclung de3 Notenumlauf3 in einem Lande fei die Vermehrung der Noten 
leicht, da ein großer Betrag Baargeld durch die Noten verdrängt werden 
fönne und die Noten jo viele Bequemlichkeit im Vergleich mit der Münze, 
vollends mit der Silbermünze böten. So lange der Sättigungspunct des 
Verkehrs für die Notenciveulation, gut accreditirte Noten vorausgeſetzt, 
nicht erreicht fei, was wejentlih mit der Notenjtücdelung zufammenhänge 
und bei einer tiefer hinabgehenden Stüdelung immer ziemlich lange dauern, 
babe eine Centralbank in der Vermehrung ihrer Noten, jelbft bei ſtarker 
Baardefung, practijch gejprochen faft unbegrenzte Mittel zur Verfügung. 
Beweis namentlich die Entwicklung des Notenumlaufs der Franzöſiſchen 
Bank in den legten Jahrzehnten bis 1870, der Preußiſchen Bank jeit 
1856 bis zur Gegenwart, bejonders feit 1866 und 1870. Der Notenum- 
lauf trete daher hier leicht ganz in den Vordergrund, mie bei der Preußi— 
hen, oder das Depofitengejchäft bleibe wenigſtens gegen ihn unverhältniß— 
mäßig zurüd, wie bei DM Franzöfiichen Bank. 


Sei einmal der Sättigungspunct des Verkehrs mit Noten bis herun— 
ter zum Minimalftüc erreicht, jo ginge allerdings, auch ohne weitere gejeß- 
liche Hinderniffe, die Vermehrung nicht mehr jo raſch vor jih, hänge von 
ber Zuftrömung edlen Metall3, von der allmäligen Steigerung des Bedarfs 
an Zahlmitteln in Notenform ab. Die höhere und feinere Ausbildung der 
DOrganijation der Zahlungsvermittlung in der Creditwirthſchaft vermindere 
jelbjt den Notenbedarf, wie eine Zeitlang bei der Bank von England. Aber 
wenn au dann die Pflege des Depofitengejhäfts für die Gentralbant eben: 
fall8 wichtiger werde, jo ſei eine ſolche Bank doch durch ihre ganze Drga- 
nifation, Stellung, Geichichte und durch den Umſtand, daß jelbit das jtabile 
Notengefhäft immer noch jehr große Mittel. für die Discontirung liefere, 
wenn nur dad Princip der bankmäßigen Dedung geblieben fei, auch jetzt 
noch viel weniger geneigt und geeignet, das Depofitengejchäft zu entwickeln 
al3 Fleinere Banken von vorneherein. Kurz, der Schwerpunct der Mo: 
nopol= und Gentralbanfen liege im Notengefchäft, der Eleinen 
Treibanfen und ſelbſt zum Theil der Eleineren concefjionirten 
Banken im Depojitengejhäft, das indeſſen zu feiner befjeren Führung 
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und namentlich in der erjten get zur Rentabilität der Bank einer Ergän- 
zung durch die Notenausgabe bebürfe. 

Aus diefer Sachlage gingen auch wieder Verſchiedenheiten in der 
Fundirung der Noten und zwar eine bejjere Fundirung der Noten 
Heiner Banken hervor. Denn legtere trieben die Discontirung mehr mit 
den Mitteln des Depofitengefhäft3 und mit dem eigenen Kapital, die Dis: 
contoanlage ſei alſo im Verhältnig zur Notenausgabe größer als bei ber 
reinen Zettelbant, namentlich der großen Monopolbanf mit Fleinem Depo: 
ſitengeſchäft und kleinem ober immobilifirtem Stammfapital. Deßhalb 
fönne die regelmäßige Rüdjtrömung der Noten zur Bank im Wege 
der Zahlungen an die Bank für gewährte Eredite mächtiger und injofern 
jelbjt bei kleinem Baarfonds die Note einer ſolchen Bank die bejjer fundirte 
fein. Ein folder Vorzug fomme 3. B. den ſchottiſchen, in geringerem 
Maaße den engliihen Landbanken im Vergleih mit der Bank von 
England, den preußifhen Provincials (Berliner Caffenverein!) und 
den Fleineren deutjchen Banken im Vergleich mit der Preußiſchen 
Bank, im Ganzen aud den Fleinen nordamericanifchen gegenüber 
den europäiſchen Gentralbanfen zu und würde erfteren noch mehr ei- 
gen fein, wenn ihre Activanlagen beffer wären und das Gejeß von 1864 
nicht irrationell die Immobilifirung des Stammkapitals in Staatsfonds ald 
gejegliche Notenfundirung erzwänge. Die Banknote werde eben ihrem We 
jen entjprechend bei ſolchen Depofitenzettelbanfen mit vormwaltendem reinen 
Discontogefhäft am deutlichiten bloß das zeitweilige Erjagmittel des Wed: 
jel3 im Verkehr: die „Creditſcheidemünze“ des Wechſels. 

Die Schlüffigfeit auch dieſer Bemeisführung zu Gunjten der Decen- 
tralifation ift richtig und ftimmt mit den Erfahrungsthatfachen überein. 
Man wird daraufhin wiederum die oben aufgeftellte, mit rationellen Gau: 
telen verjehene Zettelbankfreiheit billigen, anderjeit8 dem gemifchten Syitem, 
wo e3 einmal- bejteht, das Wort reden dürfen: alſo der Combination zwi: 
ſchen GEentralifation und Decentralifation. 

Mebertreibungen der vorausgehenden Verſchiehenheiten der kleinen und 
der Gentralbanten find freilich wiederum vorgefommen. Man hat der ge 
ihilderten Verhältniffe wegen den Unterfchied zwiſchen der Note der Heinen 
‚und der Monopolbanf zu einem ganz fpecifiichen emporfchrauben mollen, 
mobei dann die Keine Bank allein im Xichte, die Monopolbanf im Schatten 
jtünde al3 „Papiergeldfabrit”. Dabei ift der Irrthum untergelaufen, bie 
Activa aus dem Depofitengefchäft der Kleinen Banken ala definitive, 
immer mit verfügbare Dedungsmittel der Noten anzufehen, mo dann 
3. B. bei einer Bank mit jehr Eleinem Notenumlauf und jehr großem De 
politenftand, wie den jchottijchen oder wie dem hierbei oft genannten Ber: 
liner Cafjenverein, die Fundirung der Note allerdings eine außerordentlich 
viel bejjere al8 die der Gentralbanfnote, der Engliſchen oder gar ber 
Preußiichen Bank fein würbe: die täglich fälligen Zahlungen an die Bank 
aus dem Ausleihgeſchäft können bier leicht jo bedeutend fein, daß der ganze 
Notenumlauf auf diefem Wege in wenigen Tagen zurückkommen kann, ohne 
der Banf ein Stüd Münze zu entziehen. Allein e3 wird bier überjeben, 
daß dann eben die Einlöfung der Noten mit den Mitteln des Depofiten- 
geihäfts geſchehen wäre und für den Betrag ber rüdlaufenden Noten ein 
gleicher Schuldpoften im Depofitenconto unbedeckt bliebe, In einem ein 
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zelnen Moment, wenn gerade die Mittel des Depofitengefhäfts nicht 
für dieſes gebraucht werden, Tann in dieſen Berhältnifjen allerdings, wie 
wir oben zugaben, eine Hilfe liegen, 3. B. wenn aus jpeciellen Gründen 
gerade plößlich einmal Noten im Verkehr unbeliebt find oder nicht gebraucht 
werden, während die Depofiten u. j. w. unbenüßt bleiben Seiten? der 
Eigenthümer. Aber der eigentlide Grund der beſſeren Fundirung der 
Kleinbant-Noten Liegt im größeren Stammfapital. 

3. Terner rühmt man der Decentralijation der Notenausgabe nad), 
daß fie größere Sicherung der Banken vor finanzieller Ausben- 
tung biete al3 die Gentral- und Monopolbank, die in näherer Verbindung 
mit dem Staat oft von vorneherein ſtehe. Darin liege auch eine größere 
Bürgihaft vor dem inreigen reiner Papiergeldwirthihaft in großen 
Staats- und Finanzkrifen. Die relative Richtigkeit dieſes Arguments haben 
wir, in Uebereinftimmung mit manden gefchichtlihen Erfahrungen (Eng- 
liſche, Defterreichijche, Brampöfliäe, Italieniſche Bank) oben ©. 595 bereits 
zugegeben, wo wir die reine Staat3= und die private Monopolbanf ver: 
glichen. Aber unbedingt ſchützt notorifch auch die Decentralifation nicht vor 
diefen Uebeln, fie bietet nur eine Barriere mehr, die erjt vor dem Ein: 
brechen der Papiergeldfluth in Staatskriſen niedergeriffen fein muß. Seit 
dem norbamericanijchen Fer ah. darf man in dieſer Hinficht, wie wir 
* jener Stelle ſchon zugaben, die Decentraliſation nicht mehr allzu ſehr 
rühmen. 

4. Endlich wird von manchen Seiten die Decentralijation auch noch 
bejonderg gelobt, weil bei ihr eine directe Uebernahme der Keitung 
und Verwaltung der Banken auf den Staat oder eine jehr ein- 
greifende Eontrole durch ihn niht wohl ausführbar, aud 
nicht nöthig jei, während eine Central: und vollendg Monopolbant dem 
Staate zur Verwaltung oder doch zur unmittelbarjten Beauffichtigung fo 
leiht anheimfalle und zum Theil anheimfallen müſſe. Die Thatſache ijt 
richtig, fie hat, wie jede immer weitere Ausdehnung der Staatsthätigkeit, 
auch ihre Bedenken, die und indefien kaum fo jchwer in dieſem Falle ing 
Gewicht zu fallen fcheinen. Im Gegentheil werden Andere wieder geneigt 
fein, die Centralifirung und jelbjt die Monopolifirung zu billigen, weil jie 
die Webertragung der Notenauögabe an Staatsbanken ermögliche oder jogar 
dazu nöthige. bg entjcheibet eben wieder der allgemeine wirthſchaftspolitiſche 
Standpumet und die principielle Auffaffung der Banknote. 

“ In einigen weiteren Beziehungen werben die Nachtheile und Vorzüge 
der Decentralijation der Notenauggabe noch im Folgenden berührt. 


ß. Borwürfe gegen bie Gentralifation ber Notenausgabe und Vor— 
züge berjelben. 

Menden wir und nunmehr noch zu einigen bejonderen Nachtheilen 
und Vorzügen, welche der Gentralifirung, namentlih, wenn auch nicht 
ausjhlieplih, der Monopolifirung, zugeichrieben werden. Eine Reihe 
der wichtigſten Momente in dieſer Hinficht iſt ſchon im Worhergehenden 
berührt worden. Es laffen fi) der Frage aber noch ein paar neue Seiten 
abgewinnen oder zu ben berührten noch aus einem anderen Geſichtspunete 
einige Bemerkungen Hinzufügen. Gerade hier wird fich wieder zeigen, daß 
Mängel und Vorzüge Punct für Punet meift fehr eng zufammenhängen. 
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A. Don Nachtheilen und Mängeln werden u. W. noch folgende 
von den Gegnern der Gentralbanten hervorgehoben: 

1. Eine jolhe Bank, namentlich wieder eine Monopolbant, hat eine 
geringere Selbſtverantwortlichkeit, weil die einzelne Maßregel und 
jogar eine länger fortgejeßte faljche Politik fie jelbjt bei ihrer machtvollen 
Stellung und ihren großen Mitteln, ihrem fejten Credite nit jo leicht ge— 
fährdet, von Staatähilfe zu ihren Gunften ganz zu jchweigen. Die jcharfe 
Controle durh die Concurrenz fehlt ihr. Die Fortjegung einer faljchen 
Discontopolitif 3. B., jo wirft man mit Recht ein, jei aber Seitens einer 
jolhen Bank etwas jehr Bedenkliches. Dadurch werde 3. B. eine Weber: 
peculation länger und wirkſamer al3 im decentralifirten Bankweſen unter: 
—* werden können. Hiergegen jei es fein Troſt, daß die Bank ſchließlich 
nicht jelbjt in die Brüche gehe, jondern ſich dur energiſche Maßregeln 
fihern könne, ferner daß auf der anderen Seite in den durch fie mit ver: 
jchuldeten Krijen die Gentralbank wieder mehr Hilfe leiften könne und ge- 
woͤhnlich leiſte als Kleine Banken. Bejonders die Geſchichte der Englijchen 
Bank vor und nad) 1844, der Preußiſchen Bank (bejonder8 1856) biete 
ichlagende Beiſpiele jolcher falſchen Politit und der nachtheiligen Wirkungen 
davon, Die zu lange aufgeihobenen Reftrictionen, zu denen eben Kleine 
Banken durd) ihre ganze Lage früh- aljo rechtzeitiger gezwungen würden, 
werden dann auf einmal ſehr plöglic und ſtark vorgenommen, dadurch 
aber Geldmarkt und Geſchäftswelt vollends in Mitleidenſchaft gezogen. 

Die Triftigkeit diefer Argumente ift nad jo mandem Beifpiel aus 
der Geſchichte nicht zu beftreiten. Aber die Abhilfe liegt hier auch wieder 
näher als bei Kleinen Banken. Die Eontrole durd die Deffentlid- 
feit ijt bei der Central» und der. Monopolbant vollends eine jchärfere, 
wirfjamere, weil die Ausmweife und die Politif eines ſolchen Inſtituts die 
Aufmerkfamkeit viel mehr auf fich ziehen, auch leichter zu verfolgen find, 
als bei Heinen Banken; ferner weil der Monopol: und der Staat3bant 
befonder8 jcharf auf den Dienjt gepaßt zu werden pflegt. Die Leitung 
und Verwaltung der Eentralbant kann meiter eine beſonders quali— 
fieirte, eminent tüchtige werden, die von den Erfahrungen Iernt, 
während die Fleine Bank doc oft genug jehr mittelmäßige Perfonen an 
ihrer Spige haben wird. Die Wichtigkeit tüchtigjter Verwaltung der Een- 
tralbant macht es in unjeren Staaten wenigſtens gewiß, daß mit ber 
größten Energie tüchtige Leute dafür ausgefucht werden. Die neuere Ge- 
Ihichte aller großen europäijchen Centralbanken zeigt ung denn aud) allge 
mein große Yortjchritte in der Verwaltung, jo daß, je mehr neue Erfah: 
rungen gewonnen werden, deſto mehr Bürgichaft bejteht, frühere Fehler, 
wie die oben erwähnten, vermieden zu jehen. 

2. Größere Gefahr für die Gentralbant, mit den Staatsfinanzen 
zu verquiden, in die Finanznöthen zur Me von Staatskriſen hinein= 
gezogen zu werden und jomit auch größere Gefahr, von der Banknote zum 
eigentlichen Papiergelde zu gelangen. Wir haben den Punct mehrfah und 
noch vor Kurzem unter den relativen Vorzügen der Decentralijation ber: 
vorgehoben. Er it bedingt richtig. Aber neben den obigen Einſchränkungen 
dieje8 Argument? mag bier noch auf eine nicht unmichtige andere Seite 
der Srage bingewiefen werden. Wo eine ſolche Centralbank bejteht, die in 
Finanznöthen dem Staate mit Banknoten Darlehen gibt, da ift wenigjtens 
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eine geringere Gefahr vorhanden, in die reine Staatspapiergeld— 
wirthſchaft zu gerathen, welche meiſtens noch jchlimmer als die Bank: 
papiergeldwirthichaft ift. An Oeſterreich hat es ſich z. B. als ein rela- 
tiver Bortheil erwiefen, wie früher in England, jet aud in Frankreich, 
die Papiergeldausgabe für Staatszwede durd Vermittlung der Bank vor- 
zunehmen, jtatt direct durch den Staat, wie e3 in Defterreih in der Banco- 
zettelperiode (1796 ff.) und in einzelnen Zeitpuncten nad) 1848 (1849 ff., 
aud wieder 1866) geſchah. Die zu Papiergeld gewordene Banknote behält 
auch nad der Aufhebung der Einlösbarkeit und verjehen mit dem Zmwangs- " 
cur3 einige Vorzüge vor dem reinen Papiergeld. 

3. Bei der Gentralbanf bejteht öfter eine ſchwächere, regel- 
mäßige Rüdftrömung der Noten zur Bank, weil dad Stammtapital 
relativ Kleiner ift. Diefen Mangel — und ein folcher ift e8 ohne Zweifel — 
haben mir oben unter den Vorzügen der Kleinen Banken ſchon zugegeben. 
Er wird indeffen durch die regelmäßig jtärferen Baarvorräthe zum 
Theil compenfirt und muß und fann im Uebrigen durch möglichſte Er- 
höhung der allerdings oft ungebührlich niedrigen Kapitale der großen 
— thunlichſt ausgeglichen werden, unſerer wiederholten Forderung 
gemäß. 

4. Der Gentralbant wird auch mitunter eine parteiifchere Lei: 
tung des Discontogejhäftg vorgeworfen und es wird auf das miß— 
liche Abhängigkeitsverhältniß der Geihäftswelt von der Bank hin- 
gemwiejen. Nicht immer ohne Grund, die Sache kann aud) ihre politifchen 
Bedenken haben. (Sehen auf die politiiche Geſinnung der Wechjeleinreichen- 
den u. ſ. m.) Aber anderſeits zeigt ſich 3. B. aus den Erfahrungen mit 
der Preußiſchen Bank, daß dur ein folches von Localcliquen unab- 
hängiges Inſtitut die Anterefien der mittleren und Kleineren Firmen mit: 
unter bejjer wahrgenommen werden al3 durch eine den Platz beherrichende 
Localbank, melde unter dem ausſchließlichen Einfluß der Geldgrößen 
des Orts zu jtehen pflegt. 

B. Bon ſpecifiſchen Vorzügen der Central- und zum Theil 
namentlih der Monopolbant machen deren Anhänger immer am Mei: 
jten geltend: 

1. Die Einheit. der Banknote. Dieje Note entſpreche allein dem 
volkswirthſchaftlichen Intereſſe, fungire allein ordentlih und ohne Störun- 
gen an Geldes jtatt und neben der Münze. Solle e3 überhaupt Banknoten 
geben, die dann unvermeidlich trog aller theoretiichen Freiwilligkeit der 
Annahme Niemand im Verkehr in Zahlung zu empfangen und auszugeben - 
vermeiden könne, jo müßten es wenigjtens jolche Noten fein, melde für 
gewöhnlih in jeder Hinfiht wie haare Münze cireulirten. Solche Noten 
fönne aber allein eine Gentral:, am Bejten eine Monopolbank liefern. Es 
Liegt diejer Argumentation, gegenüber der vorkommenden ungünftigen that- 
fählihen Gejtaltung des decentralifirten Notenweſens, viel Wahres zn 
Grunde. Kein Wunder, daß in Deutjchland faft nur die Note der Preußi— 
Then Bank populär iſt. Wie wir aber oben ſchon bemerkten, liegt bie 
Schuld an diefen Verhältniffen nicht im Wejen des decentralifirten Syſtems, 
jondern an den jehr wohl abjtellbaren Mängeln befjelben. Alsdann ift der 
Vorzug der Einheit der Note der Gentralbant nicht mehr jo erheblid. Die 
Steicftellung diefer Note mit dem baaren Gelde hat aber auch ihre zwei 
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Seiten. Die Note nimmt dadurd in der öffentlichen Meinung zu leicht den 
Gharacter des Pagier gelds, eines eigentlichen Geld8 an, was fie doch 
nicht iſt und im volfswirthichaftlichen Intereſſe nicht werden joll. Sie ift 
ein Ereditpapier, ein Greditumlaufsmittel, diefer Character 
bleibt ihr bei den Hleineren Banken mehr gewahrt. Das Moment der Ein: 
heit der Note wird man daher doch auch nur zu den bedingten Vor: 
zügen rechnen dürfen. 

2. Das Filialfyftem der Gentralbant vereinige die Vortheile der 

Centraliſation und Decentralifation in ganz befonderem Maaße. Die Ein- 
heit des Geſchäfts gejtatte eine großartige Ausdehnung - deg Remeſſen— 
wechſelgeſchäfts, in meldes ſich alle Plätze mit Bankitellen hineinziehen 
lafjen. So fänden allein die Wechjel auf Heine Pläte Nehmer oder doch 
Nehmer ohne wefentliche Verluſte. Wir haben diefen Vorzug oben bereitä 
(S. 606) anerkannt. Eine große Bank, jo argumentirt man weiter, Eönne 
jeldjt einzelne Filialen mit Verluft erhalten, indem Uebertragungen zwifchen 
Gewinn und VBerluft der verfchiedenen Stellen möglid find, — ein ähn— 
licher Gefichtspunct, wie er für ein großes Staatseiſenbahnſyſtem ftatt der 
Privatbahnen nicht mit Unrecht geltend gemacht wird. Endlich biete das 
Tilialneg der Gentralbant aud mehr Bürgichaft für die Sicherheit ber 
Anlagen, beſonders des Discontogefhäfts. Denn eine jolde Bank mit ihren 
* en könne die Wechſelunterſchriften durchs ganze Land viel beſſer 
ennen, als viele kleine unabhängige Zettelbanken, die nichts von einander 
wüßten (Gouin in der Pariſer Enquête). Dadurch werde namentlich die 
größte Gefahr im Discontogeihäft, in jchlimme MWechfelreiterei verwickelt 
zu werden, jehr vermindert. Die Triftigkeit dieſes Arguments ift nicht an- 
zufechten. 

3. Endlih der von uns oft betonte Hauptpuncet, in welchem am 
eriten ein wirflih entjheidender Vorzug der Centralbank vor dem 
becentralifirten Zettelbankweſen gefunden werden kann: Die madtvollere 
Stellung und die größere Leiftungsfähigfeit der Gentralbant 
in Krijen, weil ihre Noten allein oder vorzugsweiſe geeignet find, die 
Lücke im Creditſyſtem auszufüllen, der richtigen Function der Banknote 
unter den Ereditumlaufsmitteln in foldhen Zeiten gemäß. Wir brauchen 
und nad den früheren Auseinanderjegungen hierbei nicht mehr aufzuhalten, 
wollen indeſſen auch einmal auf die Kehrfeite diefes Verhältniſſes hin- 
weiſen, um Licht und Schatten nad allen Seiten möglichft gerecht zu ver- 
theilen. Dabei kommt noch ein Punct von allgemeiner Bedeutung in ber 
Zettelbankpolitif zur Sprade. 

Eine Zettelbant muß die erjte Regel alles Bankweſens befolgen, nur 
ähnlichen Eredit zu geben, als fie felbft nimmt, alfo in diefem Falle kurz— 
friftigen. Daraus folgt die principielle Nothwendigkeit der bantmäßi: 
gen Dedung durch eine Combination von Baarfonds und Turzfrijtigen 
Forderungen, namentlid Wechſeln. Die unvermeiblide Folge dieſer 
Natur des Zettelbanferebit3 ift, daß die Bank vornemlih nur dem mit 
umlaufendem Kapital arbeitenden Gejhäften, daher in erfter Linie den 
handeltreibenden Clafjen Credit aus den Notenfapitalien gibt. Von einem 
Brivileg diefer Clafjen auf den Notencredit, wie die landwirthſchaftliche 
Intereſſenpartei e8 oft darſtellt, ift jelbjtverftändlich Feine Rede. Nicht aus 
irgend einer parteiifchen Abficht der Staatsgewalt, fondern nad) der Natur 
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des ganzen Geſchäfts kommt daher auch der Eredit der Central: und Mo— 
nopolbant vorzugsweije den Handeltreibenden zu Gute Wechſel aus an— 
deren Gejchäftskreijen werden ebenjo gut discontirt, wenn fie den Bedin— 
gungen in Betreff der Sicherheit entſprechen, finden fi nur thatjächlich 
jeltener. Das Lombardgejhäft iſt allgemeiner zugänglid und kommt ja 
3. B. bei der Preußiſchen Bank durch die Beleihfung von Schafwolle den 
Zandwirthen zu Gute. Außerdem nüßt die Befriedigung des Greditbedürf- 
nijje8 der SHandeltreibenden indirect auch den anderen Kreifen, denn es 
vermindert ſich dadurch die Concurrenz bei anderen Kapitalverleihern und 
Banken. Aber trogdem bleibt die Thatjache bejtehen, daß der Zettelbant- 
eredit zunächſt vornemlih einer Claſſe zu Theil wird, die Zettelbant in- 
jofern einem Claſſenintereſſe dient. Bei der Zettelbanffreiheit hat das 
nun faum weitere mißliche Conjequenzen, wohl aber bei der privilegirten 
und vollends der Monopolbant, ferner aud beim Syſtem der Notencon- 
cejjionen. Darauf Hin ijt nicht jelten, auch in Deutjchland neuerdings, 
gegen das Zettelbankweien agitirt worden, namentlid) von denen, welche 
jih, wenn auch mit Unrecht, für verlegt halten, von den Landwirthen und 
Grundbejigern. 

Die Hilfe der Centralbank in Krijen kommt nun wiederum zu- 
nächſt allein den handeltreibenden und verwandten Glaffen zu Gute, — 
auch in diejem Falle indirect jehr mit zum VBortheil anderer Glaffen, der 
Tabrilanten, der Arbeiter. Aber die Bankhilfe erjcheint doch dabei noch 
mehr al3 eine einjeitige Intervention für eine Glafje, und wenn die Staats: 
oder private Monopolbank fie leijtet, als Staatshilfe zu Gunften einer 
vermeintlid ohnehin ſchon ſehr begünftigten Claſſe. Man braucht ſich durch 
dieje Auffaffung nicht irre machen zu laſſen, aber läugnen läßt ſich nicht, 
daß ſie von manden Seiten zu Agitationszweden ausgebeutet werden 
kann und wird. Jedenfalls muß man fie beachten, um die ganze Frage der 
Bankfreiheit und des Monopol oder Privilegs, der Decentralijation und 
Gentralijation mit allen ihren Conjequenzen zu überfehen. 

Hiermit haben wir die eingehende Vergleihung der Gentralifation und 
Decentralijation des Zettelbankweſens beendigt. Das Ergebniß ift in der 
That das in Ausſicht geftellt gewejene: beide Syfteme haben jpeci- 
filhe Vorzüge und Nachtheile, jedem Borzug des einen fann 
man einen Nahtheil und wieder einen Vorzug ded andern 
gegenüber jtellen. Eine allgemeine abjolute Entſcheidung ift faum mög— 
lid. Im concreten Falle mögen ſich die Vorzüge und Nachtheile weniger 
genau ausgleichen, aber auch das zu beftimmen ift nicht leicht. Bei der 
wirklihen Entſcheidung für die practiiche Bankpolitif eines Landes werden 
daher um jo mehr die gejhihtlih überfommenen beftehenden 
Verhältnijje und die Principien der gefammten Wirthſchafts— 
politik des Landes zu berüdjichtigen fein. Das find die Erwägungen, 
die zur Beibehaltung des gemiſchten Syſtems in Deutjchland für 
jetzt wenigftend wohl mit Recht führen. 

b. Grundzüge für bie la des gemifhten Zettel: 
bankſyſtems. 


Die rationelle und conſequente Durchführung der Grundgedanken dieſes 
Syſtems wird in folgender Weiſe vorzunehmen ſein: 
Wagner, JZettelbaulen. 
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1. Ein allgemeined Bantgefeg ftellt die Grundſätze feſt, nad 
weldhen das Recht der Banknotenausgabe von beftehenden Banken weiter 
ausgeübt, von neuen erworben werden kann. Es gibt der Regierung die 
Ermädtigung, mit einer oder mehreren größeren Banken über die Erwer— 
bung eines re a ke Rechts oder eines bejonderen Privilegs 
der Notenausgabe Verträge zu jchließen und normirt dafür die generellen 
Bedingungen. Dieſe Verträge find der Volksvertretung zur Genehmigung 
vorzulegen. Alsdann erfolgt die Verleihung des Notenprivilegs und bie 
Feitftellung der Statuten der einen oder mehreren Centralbanken durd 
Verordnung des Staatsoberhaupts, aljo nah dem Goncejjiongprineip. 
Das Geſetz bezeichnet ferner die allgemeinen Bedingungen, unter denen 
andere, nicht bejonders privilegirte Banken das Recht der Notenausgabe 
erhalten können. Die Grundjäge, welche für die Behandlung der 
Banknoten maßgebend fein jollen (Annahme im Privatverkehr, an den 
öffentlichen Caſſen, Einlöfung, Stüdelung u. ſ. w.), die Durdführung des 
Princips der Publicität werben ebenfall® in dem Bankgeſetz normitt. 
m Deutihland muß das bezügliche Gefeß ein Reichsgeſetz fein umd 
die Functionen der Regierung werden vom Kaijer, Reihstanzleramt 
oder einem befonderen Reichsbankamt ausgeübt. Ein Beiſpiel jolder 
allgemeinen Bankgeſetzgebung ift die britifche vorm 1844—45, die nord: 
americanijhe von 1864. 

2. Eine große Bank mit dem Domicil in der Hauptftabt erhält als 
Hauptbant eine privilegirte Stellung Hinfihtlid ihrer Notenausgabe; unter 
ihren Verpflichtungen namentlid) auch die, im ganzen Lande ein Ne von 
Filialen zu errichten: in Deutſchland die in eine Reichsbank zu ver 
wandelnde Preußiſche Bank in Berlin. S. unten Abſchnitt c sub a. 

3. Eventuell, wenn es die wirthichaftlihen und politiſchen Verhält- 
niffe des Landes erheifchen, bekommen eine oder mehrere Banken mittlerer 
Größe mit dem Domicil in anderen großen Plätzen durd Privilegien be 
ſchränkteren Umfangs eine Zwijchenftellung zwijchen der Hauptbant 
und den Kleineren Banken al8 Eentralbanten zweiten Rangs: in 
Deutſchland nad der Sadlage wohl die Frankfurter, Dresdener, 
Münchener, mögliden Falles — jedoch befjer nicht — noch eine oder 
einige weitere Banken. Kaum in Großbritannien, eher dagegen in 
Italien möchte eine jolde Errichtung von Hleineren Eentralbanten eben: 
fall3 am * ſein. ©. unten Abſchnitt c sub 4. 

4. Die übrigen beftehenden und nad gewiſſen Normen aud neu 
entftehende Zettelbanten erhalten keine bejonderen Privilegien hinſichtlich 
der Notenausgabe, fondern nur das Recht der Notenausgabe im bejtimmten 
mäßigen Umfange und unter den beftimmten Bedingungen des allgemeinen 
Gefetzes. Ihre Errichtung erfolgt entweder auf Grund von Normativbe: 
dingungen, deren Erfüllung den Anſpruch auf ein Notenreht mit jid 
bringt, oder nad ausdrüdlicher Concejfion der Regierung, wobei die vom 
Gejeg allgemein aufgeftellten Grundſätze für die Errichtung, Einrichtung 
und Verwaltung der nicht bejonders privilegirten Banken für ben ein 
zelnen Fall durch Verordnung, bez. durch Statutengebung oder Statuten 
genehmigung beftimmt werben: in Deutjchland die übrigen beftehenden 

anten außer ben genannten und weiter neben ihnen ſich bildende. In 
Großbritannien hat man, getrennt für England, Schottland und Jr 
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land, durch die Gefebgebung von 1844 und 45 die Notenausgabe auf die 
bejtehenden Banken beſchränkt und das Notenrecht diefer Banken ſcharf, 
aber ganz willführlich begrenzt. Es ift weder nothmwendig noch zweckmäßig 
bei ung, die Entjtehung neuer Zettelbanken ganz zu unterjagen. ©. unten 
Abſchnitt c sub y. 

5. Eine organijche Verbindung unter den Zettelbanken des ge- 
miſchten Syftems ift durch das Geſetz anzubahnen, indem Vorfchriften 
über die zwangsweiſe gegenfeitige Annahme der Noten bei den 
Banken und über die Erridtung von Notenaustaufhanftalten 
in Gentralpuncten erlafjen werden: in Deutjhland in Berlin und 
Frankfurt. ©. unten Abſchnitt c sub d. 

6. Eventuell wird ein oberſtes Controlamt zur Ausübung der 
Staatöcontrole über die Banken eingerichtet. Dies ijt entweder nur für die 
formelle Controle bejtimmt, in der früher dargelegten Weije (f. o. 
©. 121 ff.), oder es erhält, dem Character des gemiſchten Syſtems folge- 
recht entjprechend, erweiterte Befugnijje, dur welde ein näheres 
Reguliren und Eingreifen angeorbnet wird, 3. B. in Betreff der 

egiftrirung der nicht privilegirten Banken, oder der Conceſſions— 
ertheilung an diejelben, ferner der Aufſicht über ihre Geſchäfts— 
führung: in Deutſchland ift zu ſolchen Zwecken ein eigenes jtändiges 
Reiss-Bautcortrolamt zu verlangen. ©. unten Abſchnitt c sub e. 

Died die Grundzüge einer Zettelbankpolitit, welche dag gemijchte 
Syitem durchführen will. Einzelnes richtet ſich natürlich mit nach * Ver⸗ 
hältniſſen des betreffenden Landes. Für Deutſchland, das hier übrigens 
als typiſches Beiſpiel dienen kann, dürfen wir uns für eine Reihe der 
wichtigſten Puncte auf die früheren Vorſchläge (im Abſchnitte vom Stamm— 
kapital S.433—463) beziehen, in welchen die Durchführung des gemiſchten 
Syſtems verfolgt wird. Die Stellung und Einrichtung der Preußiſchen 
oder Reichsbank iſt Kata in der Hauptſache ähnlid wie diejenige einer 
Monopolbank zu beftimmen, mit Abweichungen, welche ſich einfach er- 
geben, wenn man das Notenmonopol durch ein umfaflendes Notenprivileg 
erjeßt. Ebenſo find die Verhältnifje der Kleinen Banken im Ganzen ähn— 
ih wie diejenigen der Banken im Syftem der Zettelbankfreiheit zu regeln, 
mit gleichfalls Leicht zu beftimmenden Abweichungen, namentlid was die 
Freiheit der Erridtung und die Grundfäge der Geihäftsführung, Noten- 
deckung, Proportion zwijchen Notenumlauf und Kapital anlangt. Das 
Mähere in Betreff der meiften im Folgenden nur kurz berührten PBuncte, 
namentlich die Begründung des Einzelnen ift daher in den voraudgehen- 
den Abtheilungen vom Notenmonopol und der Zettelbankfreiheit zu erjehen. 
Hier follen nur, um zum Abſchluß der Frage der Zettelbankpolitit noch 
eine zufammenhängende Weberfiht über die Geftaltung der Berhältniffe im 
gemifhten Syfteme zu geben, unfere früheren Vorſchläge kurz refumirt, 
in einigen Puncten wegen ber jeit ihrer Formulirung eingetretenen Ereig- 
niffe (Gründung des Deutjchen Reichs, bez. Erweiterung des Norddeutſchen 
Bundes auf Sübdeutfchland, Uebergang zur Goldwährung und zum Marf- 
fuß) ſoweit nöthig modificirt und in Betreff einiger Fragen, welche fpeciell 
mit der Errichtung der Zettelbanfen zufammenhängen , ergänzt werden. 
Die folgende Darftellung behandelt die Banken in den drei Gruppen der 
Haupt-Eentralbant oder, mad Deutichland N. der eichs⸗ 
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bank zu Berlin, der kleineren Gentralbanten und der übrigen 
Banken. 


c. Die fpecielle Durhführung des gemiſchten Zettelbankſyſtems, 
insbejondere in Deutſchland. 


«, Die Haupt: Gentralbanf, in Deutfhland insbejondere bie 
Preufifhe Banf oder die Deutſche Reichsbank. 


Die Stellung, Organifation. und Cinrihtung der Hauptbant wird 
hier folgendermaßen zu ordnen fein, mobei der jpecielle Fall Deutjchlands 
zum Anhaltspunct auch für die principielle Erörterung dient. (S. aud d. 
Statijt. Anhang.) 

1. Wählt man das gemiſchte Syſtem einmal, jo kann die Herjtellung 
einer Hauptcentralbanf mit einem umfajjenden Notenprivilegium, 
in Deutſchland aljo die Errichtung einer Reichsbank nicht weiter in 
Frage ftehen. Wie die Dinge liegen und nad) der Analogie anderer Inſti— 
tutionen des jungen Deutfchen Reiches ift e8 dann dag Natürlichjte und 
Ginfachfte, die beftehende und im Ganzen trefflih bewährte Preußiſche 
Bank durd Erweiterung ihres Wirkungskreiſes auf ganz Deutjchland zur 
Reichsbank zu erheben. Die Preufifche Bank hat die Tradition für fid, 
fie umfaßt mit Preußen bereit den größeren Theil Deutjchlands mit ihren 
Filialen, ihre Einrichtung geftattet einfach eine Ausdehnung auf das außer: 
preußiſche Deutſchland, welche durch die Errichtung von Filialen in Eljaß- 
Xothringen und Bremen ohnehin jchon begonnen hat und von anderen 
deutſchen Pläten (Leipzig, Braunfchweig u. a. m., aud in Hamburg find 
Stimmen dafür aufgetreten) Tebhaft gewünſcht wird. Webrigens find es 
natürlih nur Opportunitätsgründe, welche für die Ausbildung der 
Preußiſchen Bank zur Reichsbank ſprechen. Alle principiellen ragen 
find im Weſentlichen doc die gleichen, ob man nun eine eigene neue Reid 
banf errichte oder die Preußiiche dazu erhebe, wenn auch letzteren Falls 
die Entſcheidung in einer bejtimmten Richtung etwas präjudicirt wird. 
Gebunden ift man indefjen jelbft in diefer Beziehung nicht, wie fi) gleich 
aus dem Folgenden ergibt. 

2. Hinfihtlih der Haupteentralbant des gemiſchten Syſtems und 
dev Deutihen Reichsbank in unferem concreten alle find dann zwei 
principielle Fragen zunächft zu beantworten, nämlich ob die Reichs— 
banf eine reine Staatsbank oder eine private Centralbant werden, 
ferner ob letzteren Falles die Leitung und Verwaltung in Händen 
des Staat3 oder der Privateigenthümer liegen fol. Die Preu— 
ßiſche Bank ift durch die hervorragende Betheiligung von Privaten mit 
Kapital in diefer Beziehung eine private Bank, das Privatfapital ver: 
hält fich gegenwärtig zu dem Staatseinfhuß wie 10 — 11: 1. Sie fteht 
aber unter Staatsverwaltung. Wird fie zur Reichsbank erhoben, jo fragt 
fih alfo, ob das beftehende Verhältniß verbleiben joll oder nicht. Da das 
Privileg der Preußiſchen Bank jet unter einjähriger Kündigung fteht 
und das Privatfapital dann zurücgezahlt werden Tann, wie dies in $ 16 
der Bankordnung ausdrücklich vorbehalten ift, jo find keine formellen recht⸗ 
lichen Schwierigkeiten zu überwinden, wenn man die Preußiſche Bank als 
Reichsbant, auch was die Kapitalſtellung anlangt, zu einer reinen Staat 
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banf machen wollte. Die Modalitäten der Rüdzahlung des Kapitals ber 
biäherigen Bantantheildeigner können zwar, wenn Billigfeitgrücfichten ge— 
nommen werden, eher einige Schwierigkeiten bereiten, aus melchen ſich 
jedoh ſchon ein Ausweg finden laſſen mwird. 4%) Die Frage der Staats: 
oder Privatbank und Ietteren Falles der Staats- oder Privatverwaltung 
ftellt jich daher nicht irgend mwejentlich verjchieden, ob man eine ganz neue 
Bank errichte oder die Preußiſche ermeitere. 

a. Die Wahl zwiſchen der Staat3= oder privaten privile— 
girten Centralbank ift nicht anders zu entjcheiden als die Wahl zwi— 
ihen der Staats- oder privaten Monopolbant. Für die ganze Frage ift 
daher einfah auf den früheren bezüglichen Abſchnitt S.594 ff. zu vermeijen. 
Die allgemeinen und die etwa fpeciell in Deutfchland vorhandenen Gründe 
für und wider halten ſich fo jehr die Waage, daß und die Entjcheidung 
für die eine oder andere Bank eigentlich fajt irrelevant erjcheint. Ebendeß— 
halb hätten wir nichts gegen die Beibehaltung des beftehenden Verhält— 
niffes in der Preußiſchen Bank Die gleichzeitige Betheiligung von Privat: 
fapitalien und daher von Privatperfonen, welche dann auch an der Con— 
trole betheiligt werden, hat aus finangpolitiihen Gründen immer etwas 
für fih. Wir Lönnten ung indefjen bier im gemijchten wie früher im 
Monopolfyftem auch mit dem Plane befreunden, die Preußiſche oder die 
neue Deutjche Reichsbank zum reinen Staatsinftitut zu machen. Un- 
bedingt müßte dann aber im Intereſſe der Sicherheit und einer guten Ge: 
ihäftzführung der Banf der Staat oder das Reich ein eigenes Kapital 
von wenigſtens 40 — 50 Mill. Thl. von vorneherein als unentziehbaren 
Geſchäftsfonds im diefer Bank anlegen, ſ. u. Nr. 4, e. In finanzieller Be- 
ziehung käme daher nur der Ertra= Gewinn über c. 41/,%/, hinaus gegen- 
über dem bisherigen Zuſtande in Betraht. Das ijt nicht zu überjehen, 
da das Hauptmotiv für die Bejeitigung des Privatlapital® ein finan- 
zielles tft, nämlich dem Staate die bisherige Dividende der Privaten zu 
Gute kommen zu laſſen. 

b. Die Wahl zwiſchen der Staat3- oder Privatvermal: 
tung. Wird die Hauptcentralbant‘, alfo bei uns die Preußiſche oder 
Deutihe Reichsbank, Staatsinftitut, jo fteht fie ſelbſtverſtändlich unter 
Staatäleitung und Verwaltung. Das ift für Mande ein Grund mehr 
gegen die Staatsbank, aber mit Unrecht. Denn jelbjt in dem anderen 
alle, bei der Betheiligung des Privatlapitals, hat die Staat s verwaltung 
doch wohl ihre Vorzüge, wenigftend heutzutage bei und. 

Isch Habe allerdigd oben (©. 148) bei der Beurtheilung der Ver— 
waltung der Preußifchen Bank in diefer Hinficht noch überwiegende Bedenken 
eäußert. Indeſſen neige ich mich nach neueren Erfahrungen und im Hin— 
lit auf unfre ohnehin jo unerfreulih wachſende Herrihaft des großen 





0) Da eine Verlängerung bes Privilegs und Fortbauer ber privaten Betbeili: 
gung gewöhnlich nicht erntlich bezweifelt wurde, bat fi ber Gurs der Bankantheile, 
der Rente gemäß, bedentenb über Pari erhoben (April 1873 185). Auch find bie 
neuen Gmiifionen über Bari erfolgt (25%,), zur Dotation des Mefervefonds von jekt 
6 Mill. Thl. Die Anwendung bed $ 19 d. B.D. (ber übrig bleibende Reſ.fonds zur 
— an den Staat u. an bie B.antheilseigner) wäre bei der Auflöſung unbillig 
ür leßtere, 


en 


Kapitals, dem ſonſt die Verwaltung der Reichsbank doch zufallen würde, 
jet mehr als zur Zeit, wo Obiges gejchrieben wurbe (1869), zur Beibe 
haltung der Berwaltung der Bank durd vom Staate er: 
nannte Staat3beamte Es jpreden eben aud bier überwiegend 
focialpolitijde Gründe mit, die ſchwerer ala rein ökonomiſche, 
techniſche u. finanzielle ins Gewicht fallen. Grabe eine Central— 
bank von der Stellung der Preußiſchen und einer ber andren großen 
europäifchen wird pafjend vom Staate verwaltet: nicht, weil biejer bazu 
techniſch geeigneter — man Tann nur, aber freilich auch, jagen, daß er ted- 
nifch nicht ungeeigneter dazu ift —; auch nicht allein, weil auf dieſe Weile 
die Controle über eine techniſch richtige Führung der Bankgeſchäfte ge» 
fiherter wäre — was bedingt der fall ift, aber anderjeitö in immerhin mih- 
liher Weije, wie früher gezeigt wurde, die unmittelbare moraliſche, jelbit 
civilrechtliche Verantwortlichkeit des Staats für die Bank bedingt —; auf 
nicht wegen ber finanziellen Vortheile und ber Beziehung zwijchen Finanz 
verwaltung und Banf, denn im Gegentheil jpricht dieſes Moment eher da— 
gegen und muß mit in den Kauf genommen werden. Vielmehr liegt ber 
Hauptgrund für die Beibehaltung der Staatöverwaltung, welcher die jon: 
jtigen berechtigten Bedenken aufwiegt, in dem Umſtande, dab die enorme 
Macht einer jolhen Bank beſſer Privaten nicht überlafjen,, jondern vom 
Staate am Sicherſten im allgemeinen Intereſſe gehandhabt werden 
wird. Die biäherige Geſchichte der Preuß. Bank ſpricht wahrlid nit ger 
gen dieſen Satz, aud wenn man die Bemerkung auf S. 150, daß in ber 
Staat3leitung der Preußiſchen und ber Privatleitung der Deiter: 
reihijhen Bank ſchwerlich die Urſache der jo verſchieden erſprießlichen 
Wirkjamkeit beider Banken liege, im Ganzen aufrecht erhält und nur dahin 
mobdificirt, daß dieſes Moment nicht allein dabei in Betracht kommt. Die 
Erfahrungen im J. 1872 bei der großen Ueberfpeculation find ebenfalls günftig 
für die Staat3verwaltung der Bank, Die Vornahme von Reftrictionen im 
Discontogefhäft, auch ohne Erhöhung des Disconts, Tann eine jo unab- 
bängig daſtehende Verwaltung am Beiten ausführen. In ber Haupts 
Jade würde daher die heutige Organijation ber Leitung und Verwal- 
tung der Bank, bie fi vollfommen bewährt hat, beizubehalten fein. Wir 
haben in der Preuß. Bank jhon ein bedeutendes Stüd wirthfchaft 
lider Organijation direct durd den Staat, das aufrecht erhal» 
ten zu werben verbient, die abjtracten Freihändler practijch Lügen ftraft 
und und „Katheberfocialiften” deshalb von beſondrem Werthe jein darf. 
Ich ſcheue mich nicht, offen dieje Anficht zu vertreten, auch gegenüber ben 
Bemerkungen auf ©. 155, bie allerdings vollftändig begründet find, wenn 
man — die focialpolitifhe Machtfrage, die frage der Herrſchaft 
des großen Privatkapitals unbeachtet läßt. Bei Decentraliiation der Noten 
ausgabe und bei Bankfreiheit verzichtet man mit Recht auf materielle Staats 
controle und vollends auf Staatäleitung und Staatövermaltung. Die 
Möglichkeit, dies zu thun, ift ein wichtiges Argument für Bankfreiheit und 
Vielbanken. Aber bei gänzlicher ober doch überwiegender Gentralijation 
des Bankweſens iſt die Staatsleitung vorzuziehen, während die Mebertragung 
entſprechender Privilegien an privatlapitaliftiiche Gejellichaften vollends bie 
wirthſchaftliche und jociale Herrichaft der Geldoligardhie mit ihrem Satelliten 
thum einer corrumpirten Prefje begünftigt, alſo die häßlichſte Form der 
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Claſſenherrſchaft, die e8 gibt. Man denke an Wiener AZuftändel Die 
ganze Frage iſt ein gutes typiſches DBeijpiel jo mancher wichtiger Fragen 
der Vollswirtbichaftspolitif, deren Beantwortung bei der neueren berechtig— 
ten Beadhtung der focialpolitifhen Seite erheblich anders ausfällt, ala 
wenn man allein nah ganz richtigen rein-ökonomiſchen, finanziellen und 
ſelbſt politiſchen Gründen entjcheibet. 

Die rechtlichen, namentlich Brett Formalitäten hinſichtlich 
der Erridtung einer Hauptcentralbanf oder, bei ung, der Reichsbank find 
diefelben mie im Monopoliyjtem Hinfichtlih der Errichtung der Staats- 
oder privaten Monopolbanf. ©. o. ©. 609 ff. 

3. Die Stellung der Hauptbanf des gemijchten Syſtems im Allge- 
meinen ergibt ſich aus folgenden Privilegien und Verpflichtungen. 

a. Die Privilegien. Die Bank erhält zwar Fein ausſchließliches Recht 
der Notenausgabe, wie die Monopolbant, aber allein das Recht, Noten 
mit einer vorgejhriebenen Dedung in nit weiter begrenzter 
Menge auszugeben, jedoch mit der Bedingung, daß auch bei ihr eine 
ungefähre ‘Proportion des Notenumlauf3 zum Stammkapital inne ge— 
halten, aljo eventuell Teßtereß bei weiterer Notenvermehrung erhöht werden 
muß; ferner kann fie hinfichtlih der Stüdelung das Privileg erhalten, 
Noten des zugelafienen kleinſten Betragd allein ober in ftärferer 
Menge als die anderen Banken auszugeben; ihre Noten werden jodann 
allein oder wenigſtens nur mit denen der kleineren Gentralbanfen an 
allen öffentliden Cafjen in Zahlung angendömmen; fie dient dem 
Staate, bei ung dem Reiche und Preußen, jomwie den übrigen deutjchen 
Staaten auf deren Wunſch, als Banquier und empfängt daher namentlich 
die disponiblen Staat3gelder als Depofiten in Contocorrent („öffentliche Depo: 
fiten”); weitere finanzielle Privilegien, ingbejondere was Stempel, Sporteln, 
Taren u. ſ. w., Porto betrifft, erhält auch die private Centralbank nicht. 

b. Die Verpflichtungen betreffen die jtärfere abjolute Höhe, 
melde da3 Stammfapital mindejtend erreihen muß; die Erridtung 
möglichſt vieler Filialen; die Theilnahme an der Notenaus— 
tauſcheinrichtung jämmtlicher Banken, wofür die Hauptbanf ein Mittel- 
punct der Organijation jein kann; die Gewährung einer angemejjenen, 
möglihjt hohen finanziellen Gegenleiftung aud Seitens der priva= 
ten Hauptbant an den Staat (das Rei) für die Ertheilung des um: 
fafjenden Notenprivilegs, eine Gegenleiftung, welche auch hier am Belten 
in einem ſtarken Antheil des Staats an demjenigen Gewinn bejtehen kann, 
welcher eine mäßige Rente überfteigt. ' 

4. Im Einzelnen können dieſe Verhältniſſe faft durchweg nad 
den Principien geregelt werden, melde wir oben für die Monopol— 
banken aufjtellten,. nur daß einige Anforderungen, 3. B. in Betreff der 
Errichtung von Filialen, nicht immer ganz ſoweit werden gehen Fönnen, 
gemäß dem Unterjchieb zwiſchen Monopol und Privileg, In Deutjchland 
gelten für die Preußiſche oder Reichsbank die Vorſchläge auf ©.597 ff., 609 ff. 
Wir recapituliren daher hier nur in der Kürze und bringen dabei die Fleinen 
Abmweihungen zur Sprade, welche im gemijchten verglichen mit dem Mio: 
nopoligftem und in Folge der neuelten beutjchen politiichen und volks— 
wirthihaftlihen Verhaͤltniſſe ra des Goldmarkfußes) gegenüber 
den früheren Vorſchlägen auf ©. fi. nothwendig erſcheinen. 
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a. Die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit der Central— 
bank, mag fie Staat3- oder private Bank fein, muß in berjelben Weije 
mit möglichft wirffamen Bürgihaften umgeben werden, wie diejenige ber 
Monopolbant. Der Werth diefer Bürgſchaften unterliegt den früher ber: 
vorgehobenen Einſchränkungen natürlid aud hier. ©. 0. ©. 609. Die 
Reffortverhältniffe und die oberjte Leitung können ebenjo eingerichtet 
werden, wie e8 oben vorgejchlagen wurde. ©. o. ©. 610. 

b. Die Gejhäfte der Bank mit der Finanzverwaltung und 
einzelnen Staatsinftituten u. ſ. w. unterliegen genau den oben für bie 
Monopolbant, insbejondere die Staatsbank anfgefteilten Regeln. Die leßteren 
tönnen in das deutſche Bankgeſetz unmittelbar herüber genommeu werden. 
©. o. ©. 612. 

c. Wird die Reichsbank eine reine Staatsbank oder die Preukifche 
in eine folche verwandelt, jo wird im Bankgeſetz paſſend eine Zeitdauer 
von 10—15 Jahren für fie feitgeftellt, mo fie aufgelöft werden muß, falls 
nicht vorher ihre Fortdauer durch die Gejehgebung beftimmt morben  ift. 
©. o. ©, 611. 

d. Wird die Reichsbank unter der Betheiligung von Privat: 
Tapital errichtet, wie bei der Preußiſchen Bank, jo erhält auch dieſe Banf 
ihre Privilegien nur auf eine mäßige Anzahl Jahre, 10—15, nad deren 
Ablauf die Verlängerung gejeßlih genehmigt werden muß. Dem Staate 
(Reihe) fteht alsdann die Rückzahlung des Kapital3 der Privaten frei. 
Mährend der Dauer des Privilegs gelten für die Auflöfung und Kapital- 
verminderung diejelben Beſchränkungen der betheiligten Privatperjonen, wie 
bei der privaten Monopolbant, ſ. o. ©. 617. Am Uebrigen empfiehlt es 
ji, die private Centralbank in der juriftiichen Form der eigentlichen Actien- 
gejellfchaft zu errichten. Das Bankgeſetz bejtimmt die Abweichungen, welche 
3. B. in Betreff der Organifation der Verwaltung vom Gejege über Actien- 
geſellſchaften jtattfinden jollen. 

e. Die Gentralbant muß, ebenjo wie die Monopolbant, mit einem 
binreihend hohen eigenen, während ihrer Dauer ihr nicht ent- 
ziehbaren Stammfapital dotirt werden. Dafjelbe wird bei der reinen 
Staat3banf ganz und baar vom Staate, in Deutſchland vom Reiche, ge 
liefert, wozu jeßt die Mittel aus der franzöfiihen Gontribution entnommen 
werden können. Bei der privaten Centralbant haben die Actionäre diefes 
Kapital zu liefern und zwar vollftändig allein, jo daß z. B. bei der Preußiſchen 
Bank das Fleine Staatsactivfapital von 1. Mill. Thl. zurückgezahlt wird. 

Ferner muß das Kapital der Centralbank ebenfall® in einer unge— 
fähren unüberfhreitbaren Proportion zum Notenumlauf ge: 
halten werden, jo dat im einen Fall das Reich, im andern die Privaten 
das Kapital nöthigenfalld erhöhen müfjen. Eine bezüglihe Vorſchrift 
gehört gleih von vorneherein in das Bankgeſetz, um Weiterun— 
gen zu verhüten. An den früher (©. 448) vorgefdhlagenen Proportionen 
de3 Stammkapital3 (incl. —— wie 1:6 zum Notenumlauf, wie 
1:4 zu den metalliſch ungededten Pafjiven wird feftzuhalten fein, ebenjo 
an der Beitimmung, daß die Ueberfchreitung diefer Proportion im einzelnen 
Tall geftattet, nur in längeren Durchſchnitten vermieden werden, alfo dann 
eine Kapitalvermehrung jtattfinden foll. 

Speciell für die Preußiſche Bank ſchon in ihrer bißherigen 
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Stellung ift bier nun bie thatfächliche neuere Entwicklung zu beachtert. 
Seit dem Kriege von 1870 — 71 unb ben ihm folgenden wirthſchaft— 
fihen und politiihen Ereigniffen haben die Gejchäfte ber Preußiſchen 
Bank eine große Ausdehnung erfahren. Der Notenumlauf ift durd) 
die Ausdehnung der Bankgeſchäfte auf außerpreußiſches Gebiet (Elſaß— 
Lothringen, Bremen), durch vermehrte Discontirung u. |. m. jowie durch 
Einlage von Edelmetall gegen Entnahme von Noten bedeutend gewachſen 
und überjtieg Ende 1872 zeitweile ſchon 300—310 Mill. Thl. bei einem 
Baarfonds von 160—180 M. THl. u. mehr, jo daß die Summe der nicht 
metallifch gedeckten Noten öfters 100—120 Mill. Thl. überjteigt. Auch die 
Depofitenkapitalien find feit 186970 geitiegen (27 M. Thl.) und die 
„verichiedenen Guthaben” der Staatscafjen, Inſtitute, Privaten (incl. Giro: 
verkehr) Haben mehrfach den Betrag von 40 Mill. Thl. überjchritten, wohl 
vornemli wegen der großen Geldbeitände des Staatd. So waren im 
Herbit 1872 330—350—370 Mill. Thl. meift ſofort fälliger Paſſiva und 
nah Abzug des Baarfonds c. 170—180—190 Mill. Thl. Paſſiva vorhan: 
den, b 4 11—12—13, bez. 6—7 mal jo viel ald das eigene Kapital der 
Bank betrug. Dieſes Verhältnig ift ungünftig und wenn die Summe 
der Paſſiva ungefähr diefe Höhe behielte, jo muß unbedingt eine namhafte 
Erhöhung des Stammfapital3 der Bank erfolgen, wohl mindejteng auf 
40 Mil. TH. (Statt auf 30 M. Thl., wie wir früher annahmen), lieber 
auf noch mehr, 3. B. 50 Mill. Thl. oder 150 Mill. Mark. Indeſſen läßt 
id gegenwärtig die dauernde Geftaltung der Geſchäfte noch nicht jicher 
überjehen. Die Finanzoperationen während und nad) dem Kriege (franzöſ. 
Eontribution), die Vorbereitungen des Uebergangs zur Goldwährung, die 
erwähnte Ausdehnung der Geſchäfte der Preuß. Bank auf andre deutjche 
Länder find neue Factoren, welche Unregelmäßigkeiten im Notenumlauf, in 
ber Discontirung, in der Bewegung bed Baarfonds und ber Staatsgutha— 
ben mit ſich bringen. Am März 1873 hatte fich der Notenumlauf jchon 
auf über 340 Mill. Thl. zeitweife erhoben, während in Folge der franzö- 
ſiſchen Zahlungen die Staatsguthaben ebenfalls jehr hoch waren (über 
50, jpäter fogar 120 Mill. Thl., unter gleichzeitiger Abnahme der 
Noten). Sobald die Preußiſche Bank als Reichsbank Filialen im übri- 
gen außerpreußiſchen Deutjchland errichtet haben wird, kann die Ziffer 
des Notenumlaufs Leicht noch bedeutend fteigen, jelbjt bei der Goldwährung. 
Denn von den mit Goldftücden unmittelbar concurrirenden 10 Thl.- Noten 
gibt die Bank nur 10 Mill. Thl. aus und jelbjt, wenn man 100 Mark 
zum kleinſten Notenftüd machte, würde die neue 100-Mark-Note etwa die 
Stelle der bisherigen 25 Thl.:Note bei den neuerlichen Preisfteigerungen 
einnehmen, und der Umlauf der Noten diefer Größe jchwerlich unter der 
Goldmährung leiden. Die 25°THl.- Noten betrugen Ende 1872 57.2 Mill. 
Thl. oder 18.* 9, des Notenumlauf3 der Preußiſchen Bank. Cine weitere 
Vermehrung des Stammfapital3 der Bank möchte daher von vorneherein 
in Ausficht zu nehmen fein. ©. Statift. Anh. über d. Preuß. B. 

f. Bon Reſervefonds braucht auch die Gentralbanf nur einen jolchen 
zur Dedung von Berluften im Bankbetrieb, höchſtens von 4— 5%, 
de3 Kapitald. ©. o. ©. 469. 

g. Das Recht der Notenausgabe iſt ein jogen. unbeſchränk— 
te3, wie gegenwärtig jchon bei der Preußiſchen Bank: aljo abgejehen von 
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ber Innehaltung einer ungefähren Proportion zum Kapital (sub e) und 
von den Beitimmungen über die Stüdelung (f. u. sub n) nur burd bie 
vorgejhriebene Dedung beſchränkt. Diefe Dedung ift die bank— 
mäßige, am Beſten ohne Feſtſetzung der Minimalquote de Baarfondg, 
jonft mit /, im Minimum, wie bei der Preußifhen Bank, im Uebrigen 
mit bankfähigen Wechſeln. Alles, was gegen meitere Beichränfungen bei 
der Monopolbant gejagt wurde, gilt auch hier. ©. o. ©. 454 ff. u. ©. 599. 

h. Den Noten wird ein Vorzugsrecht auf die Activa ber 
Bank gegeben. Sonft werben diejelben Activ: und Paffiugejhäfte 
wie bei der Monopolbant zugelajjen, namentlid das Geſchäft 
mit Privat: und Öffentliden Depoſiten begünftigt und wo— 
möglich das Syftem der Gutfhreibung der gewährten Eredite in 
dem Depofiten-&ontocorrent jtatt der Hinauszahlung in Noten eingeführt, 
fall die Kunden e3 wollen. In diefer Hinfiht muß bei uns die Preußijche 
oder Reichsbank in der Entwicklung des Depofitengejhäfts viel mehr ala 
— Engliſchen und ſelbſt der Franzöſiſchen Bank nacheifern. S. o. 
S. ff. 


i. Für die Errichtung ber Filialen gelten bei der Centralbank im 
Wejentlihen ganz diejelben Grundfäge wie bei der Monopolbant. In 
Deutichland muß die Reichsbank dad Recht erhalten, wo fie will Filialen 
zu gründen, und die Verpflichtung, die auf Verlangen ber betheiligten 
Geſchäftskreiſe zu thun, nad den obigen Vorjchlägen. Doch können bie 
Bedingungen für die Erlangung des Rechts eine Filiale zu erhalten, etwas 
erſchwert werden, verglichen mit der Monopolbanf, z. B. was die Größe 
des Orts und feiner Gejchäfte anlangt. Möglichſt umfafjend follten 
die bezüglichen Verpflichtungen der Bank aber bleiben, denn dies iſt eine 
Eonjequenz ihrer privilegirten Stellung. 11) Das fiscalifche Antereffe einer 
etwaigen reinen Staats- oder das Nentabilitätsinterefje einer Actienbant 
muß zurücdtreten. ©. o. ©. 603 ff. 

k. Hinfihtlih der Rentabilität und der finanziellen Seite 
gilt ebenfalls ganz das früher Gefagte S. 451, 458 u. ©. 607. Mit Rüd- 
fiht auf den feit 1870 geſunkenen Zins könnte die Geminnbetheiligung 
des Staat3 bei der Breusiichen oder Reichsbank, fall das Privatlapital 
verbleibt, auch wohl |jon bei 5%, oder ſelbſt wie bisher bei 41), %, ein- 
treten ftatt erſt bei 6°%/, Dividende nad) dem früheren Vorſchlag (S. 462). 

l. Für die Auflöfung der Bank, für die Bedingungen, unter denen 
fie bejchlofjen werden fann bei der privaten Bank, die Modalitäten bei der 
Ausführung (Noteneinziehung, Pläclufion) gelten durchaus die für die Mono- 
pol- und 5. Th. für die anderen Banken aufgeftellten Grundſätze. ©. 609, 593. 

m. Hinfihtlih der Publicität find an die Reichsbank unſere 
früheren Anforderungen noch beſonders fpeciell zu ftellen. ©. o. ©. 77 ff. 

n. Ebenfo werden die Noten der Hauptbant nad den früheren 
Grundjägen und unſeren Vorſchlägen für die Monopolbant behandelt. Aljo 
fein Zwangscurs im Privatverfegr — , Annahme an allen öffentlichen 


1) Für bie event. Reichsbank reichen bie Beſtimmungen über Filialen in b. 
Preuß. BD. $ 39 (u. 9. Errihtung neuer Gomptoire nah K. Entfcheibung 
„nach den Bebürfniffen des Hanbels und Verkehrs"), $ 112, (f. o. Anm. 104 ©. 604) 
nicht aus, mag fie Monop.b. oder nur privil, Gentr.b, fein. 
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Gaffen, die auch für die Noten der privaten Bank nur durch Kaiferliche 
Verordnung in Deutſchland juspendirt werden kann — anderſeits feine 
Uebernahme einer Verpflichtung de3 Staats, die Noten nit zur Einlöfung 
zu präfentiren, was im Gegentheil mitunter paſſend gejchehen wird — Ein- 
Lösbarfeit an den Filialen und namentlid an Hauptplägen nah ben 
früheren jpeciellen Vorſchlägen ©. 450 u. ©. 598 —, Verpflichtung der 
Bank, auf Verlangen’ Noten gegen Münze 9— gegen Goldbarren hinzu= 
geben” unter den ebenfall3 oben geftellten — S. 598 —, endlich 
hinſichtlich der Stüdelung in Deutſchland mit Rückſicht auf die Ein— 
führung des Goldmarffußes folgende, von ben früheren (©. 449) 
etwas abweichende Beltimmungen: das Roienrecht auch der Hauptbank be— 

ht ſich zunächſt auf 100 Mark-Stücke und höhere. Das kleinſte Noten- 
—* ck auch bei ihr bleibt 590 M. Hiervon dürfen im Ganzen 120 Mill, M. 
auögegeben werben, d. h. c. 3 M. ober 1 Thl. p. Kopf ftatt nad) dem 
früheren Vorihlage 2/, Thl. an 10 THl-Noten. Die Erhöhung rechtfertigt 
fih durd das größere Minimalftüc von 16%, Thl. Wird dad Staat3- 
papiergeld (ſ. Nadtrag 67) fofort ganz befeitigt, d. h. auch nicht durch 
Heinere Noten erjeßt, jo würde dieſe Summe er FOM-Noten jelbft auf 
160—200 Mill. M. erhöht werben können. Die Vertheilung diefer Summe 
erfolgte dann etwa, nad dem im Nachtrag Nr. 66 gemachten Vorſchlage, 
zur Hälfte auf bie Reichsbant, zu A anf pie 3 anderen größeren Banken 
mit je 1/4, und zu 1/, auf alle übrigen Banken nad) Bankprovinzen und 
— 

o. Die Frage der CEontrole wird ebenſo wie bei ber Mo— 
nopolbant entidieden. ©. 0. ©. 614, 619. Für Deutihland wird fie bei 
der Reichsbank durch die Webertragung der Verwaltung an den Staat 
am Beſten ausgeübt, aud bei der privaten Gentralbant, moneben 
aber wieder eine Controle der Staatdorgane dur) Privatperjonen er: 
mwünjdt ift. 

Eine in dieſer Weiſe organifirte und eingerichtete Gentralbanf wirb 
im Wejentliden ebenjo gut wie eine Monopolbanf fungiren, ohne die 
Mängel der leßteren zu bieten. Wird die Deutſche Reichsbank nad diefen 
Vorſchlägen eingerichtet, jo hält fie jeden Vergleich mit den beiten en 
Centralbanken, der Gnglijcen und der Franzoͤſiſchen, aus, ja jie ift dieſen 
überlegen. Denn fie Hat wie die erjtere ein ſtarkes Stammkapital, das aber 
nicht in Darlehen an den Staat wie bei dieſer größtentheils immobiliſirt 
iſt; fie beſitzt ferner eine der Engliſchen Bank überlegene Leiſtungsfähigkeit 
in Kliſen und Klemmen, weil fie nicht in die Zwangsjacke des Contin— 
gentirungsprineips eingefchnürt ift. Ebenfo hat fie verglichen mit der Fran— 
zöſiſchen Bank, auch von deren augenblicliher nur durd den letzten Krieg 
verjhuldeter Lage abgejehen,, ein größereß eigened und ihr ganz zur Dis— 
pofition ftehendes Kapital. In der Tüchtigkeit der Verwaltung nahm es 
bie — Bank ſchon bisher mindeſtens mit jeder anderen großen 
Bank auf und in der Entwicklung des Filialnetzes übertraf ſie bei Weitem 
alle. Durch die vorgeſchlagene Reform wird ſie noch mehr an die Spitze 
der europäiſchen Centralbanken treten und das Muſter für andere Länder 
werden, welches lange Zeit mit weniger Recht die Engliſche Bank geweſen 
iſt. Indem die Deutſche Reichsbank endlich mit den uͤbrigen Zettelbanken 
organisch verbunden wird, erlangen wir ein. wirkliches Zettelbankſyſtem, 
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von welchem man z. B. in Großbritannien nicht im eigentlichen Wortſinn 
reden kann. 


ß. Centralbanken zweiten Ranges, in Deutſchland insbeſondere 
zu Frankfurt, Dresden und Münden '’a) 


A. Die Zuläſſigkeit folder Banken überhaupt und 
jpeciell in Deutjhland. Am gemiſchten Bankſyſtem laſſen ſich Heinere 
Gentralbanfen, welche für größere volfswirthichaftlihe Provinzialgebiete 
eine ähnliche Stellung und Function mie die Hauptbant für das ganze 
Volkswirthſchaftsgebiet erhalten, auch principiell rechtfertigen. Sie fügen 
ſich als Glieder zwiſchen der Hauptbanf und den Fleinen Banken öfters nicht 
unpafjend ein, indem fie verhüten, daß die Gentralifation der Notenausgabe 
der Monopolifirung fich zu jehr nähere, da fie von der Hauptbank nicht jo 
leicht erdrüctt werden, als die Heineren Banken. Sie bieten den neuerdings 
mehrfach, aud) in England zur Sprache gekommenen Vortheil (f. o. S. 172) 
die großen Baarrejerven der modernen Creditwirthſchaft nicht zu ausſchließlich 
an einem Orte oder in einer Hand zu concentriren und leiten den Andrang 
um Hilfe in Zeiten dev Krifen ganz erwünſcht etwas von der Hauptbant 
ab, wie man dies in Deutſchland z.B. mit der Frankfurter Bank bereits 
wahrgenommen hat und ohne die zu große Beihränfung derjelben im Jahr 
1870 noch mehr bemerkt haben würde, mit der Sächſiſchen wohl eben- 
fall3 wahrnehmen wird. ‘Kurz, jelbft wenn man einen vollftändigen Neubau 
des Zettelbanfwejens in einer größeren Volkswirthſchaft, wie derjenigen 
der europäiſchen Großftaaten, vorzunehmen hätte, und einmal dag gemijchte 
Syſtem wählte, jo verdiente die Frage der Errichtung einiger ſolcher kleinerer 
Eentralbanfen mwenigftens eine reiflihe Erwägung. 

Indeſſen wird man zugeftehen müffen, daß die Entſcheidung nicht Leicht 
ohne eine bereits vorhandene ähnliche thatſächliche Geftaltung für 
jolde Banken ausfallen wird. Sp liegen die Dinge heute in Deutſchland, 
lagen fie mehr oder weniger ähnlih in Jtalien nad der Gründung des 
italieniſchen Einheitsſtaats. Die Frage ift auch bier noch nicht endgültig 
entjhieden, aber die Italienische Nationalbank hat doch bereit3 ganz die Prä— 
ponderanz und dem Character des romanischen Staatsweſens gemäß wird 
wohl die immer größere Gentralijirung, wenn nicht, wie in frankreich, die 
Monopolifirung der Abſchluß einer Entwicklung fein, welche ohnehin durch 
die Verquidung von Banken und Staatäfinanzen und durch die Papiergeld: 
wirthichaft nahe gelegt wird. (S. Stat. Anh. Ital. Banken.) 

Nicht ebenjo braucht der Gang der Dinge in Deutſchland zu jein. 
Wenn aud in engem ZJujammenhange mit der bisherigen politiichen Ent— 
wicklung haben ſich relativ jelbftitändigere volfswirthichaftliche Provinzial- 
gebiete bei uns gebildet und noch heute einigermaßeu erhalten. Dieje Ge- 
biete find hinſichtlich des Credit- und Bankweſens wie gejhaften für ſolche 
Gentralbanfen zweiten Ranges, zumal nachdem fie fie thatjächlich zum Theil 
ſchon haben. 

Bor Allem gilt dies von Krankfurt, dejjen bisherige Stellung als 
feitender Geldplag Süddeutichlands allerdings mit dem aparten Guldenfur 


1914) Vergleiche zum Folgenden den Statift. Anhang, Tab. A, nebit Bemerk. 
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zuſammenhängt und ohne dieſen wohl noch mehr als ohnehin ſchon — und 
zwar bereits vor 1866 — an Bedeutung gegenüber Berlin eingebüßt hätte. 
Die Einheit der Währung und des Münzfußes bedroht inſofern Frankfurt 
ähnlich, wie es die politiſche Annexion gethan hat. Aber um ſo weniger 
iſt es nothwendig, nachdem alle berechtigten wirthſchaftlichen und politiſchen 
Intereſſen an größerer Centraliſation in Deutſchland erfüllt ſind, durch neue 
Maßregeln Frankfurts wichtige Function noch weiter herabzudrücken. Dieſer 
Platz immer noch der ſüdweſtdeutſche Hauptgeldplatz und ein europäiſcher 
Geldplatz erſten Ranges. Daß er eine kleinere Centralbank, welche ev in 
der vortrefflichen Frankfurter Bank aus den Tagen der Unabhängigkeit ſchon 
beſitzt, auch behalte und nicht etwa als preußiſche Stadt verliere, weil 
Preußen ſeine große Centralbank habe, erſcheint uns kein particulariſtiſches, 
ſondern ein allgemeines deutſches Intereſſe. 

Zweifelhafter kann man hinſichtlich des Anſpruchs anderer Orte oder 
der Mittelſtaaten auf den Fortbeſitz oder die neue Erlangung einer ſolchen 
kleineren Centralbank ſein. Wir haben früher Dresden und München, 
Sachſen und Baiern, die Sächſiſche und die Baieriſche Hypotheken— 
und Wechſelbank neben Frankfurt genannt. Richtiger: hinter Frankfurt, 
denn fie ſtehen in ihren Anſprüchen dieſer nicht gleich. Bei der Sächſiſchen 
Bank haben wir indeſſen eine wenn auch jüngere, doch ebenfalls bedeutſame 
Stellung als vollendete Thatſache; dieſer Bank, welche wie die Preußiſche 
ein „unbegrenztes“ Notenrecht hat, iſt ſeit 1870, verglichen mit der Frank— 
furter, Münchener und anderen Banken das Reichsgeſetz vom 27. März 1870 
zu Gute gefommen, daß ja in Betreff des Notenrehts den Status quo 
feithielt und leßterer war eben günftiger für fie als für die anderen Banken. 
So hat e8 die Sächſiſche Bank bereit3 auf einen Notenumlauf von 25 
bi3 30 (Durchſchnitt in 1872 24.9) Mill. Thlr. gebracht. Sie nimmt hier: 
nad die erjte Stelle nah der Preußifhen Bank ein. Es mag bemerkt 
werden, daß fich die Notenmengen beider Banken ungefähr jo verhalten, 
wie die Bevölferung3mengen ihrer Gebiete. Mit diefer thatlächlichen Stellung 
der Sächfiſchen Bank wird man daher jetzt bei uns rechnen müſſen. Die 
politiihe Stellung Sachſens im deutjchen Reiche wird ein Uebriges thun, 
um dies zur Nothmwendigkeit zu machen. Wir bedauern dies in diefem Falle 
nicht, hätten nur gewünſcht, daß nicht in der üblichen deutjchen Mitteljtaatg- 
politif der Bank in der Reſidenz dag Uebergewicht gegeben wäre, jondern 
die Leipziger Bank oder eine neue Bank in Leipzig, diefer volfgwirth- 
ſchaftlichen Hauptftadt Sachſens, die Stelle der Dresdener einnähme, 

Nach der factiſchen Bedeutung ald Zettelbant hat die Baieriche 
Bank nicht den Anſpruch, neben die Frankfurter und Sächſiſche gejtellt zu 
werden. hr geſetzlich jehr beichränkter Notenumlauf (12 Mill. fl.) wird 
neuerdingd von der Notencirculation der mit weiteren Befugnifjen ausge: 
jtatteten, obgleich noch ganz jungen Württembergiſchen Bank in Stutt- 

art (Ende 1872 14,3 Mill. fl. Noten) und Badifhen Bank (E. 1872 
39 56 M. fl. Noten) in Mannheim, ja jogar von der Darmjtädter Bank 
„für Süddeutſchland“ (1) (E. 1872 18.27 M. fl. Noten) überragt. Dieje drei 
Banken haben die Befugniß, dreimal jo viel Noten als ihr eingezahltes Kapital 
beträgt, auszugeben, die Stuttgarter biß zum Marimum von 15, die Darmit. 
bis auf 29. Mill. fl. Andefjen befit die Baierifche Bank das Notenmonopol 
für Baiern, fie ijt eine jehr jolide geleitete und gut accrebditirte und die 
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politiſche wie volkswirthſchaftliche Stellung Baierns berechtigt ebenfalls zu 
dem Anſpruch, auf eine eigene Centralbank zweiten Ranges, der bei der be— 
vorſtehenden Deutſchen Bankreform ſicher erhoben und mit beſſeren Gründen 
als andere baieriſche particulariſtiſche Wünſche geſtützt werden kann. 

Auch dieſe drei Banken zu Frankfurt, Dresden und München wünſchten 
wir aber die etwas weiteren Befugniſſe kleinerer Centralbanken beſchränkt 
zu ſehen. Allerdings hätte kein deutſcher Platz neben Frankfurt einen ſo 
begründeten Anſpruch auf eine ſolche Bank als Hamburg. Aber dieſes 
hat einmal auch hier ſeine Zeit verpaßt und ohnehin bei den noch immer 
daſelbſt ſtark verbreiteten kurioſen und vorurtheilsvollen Antipathien gegen 
Zettelbanken und zum Theil gegen alles moderne Bankweſen kaum den ernft- 
lien Wunſch nad) einer eigenen Zettelbanf. So wird es bei der factijchen 
Lage jein Bemwenden haben können. Bremen aber mit jeiner tüchtigen 
eigenen Bank kann für diefe kaum mit Zug größere Rechte, als fie dem 
Gros der Zettelbanten zu Theil werden, beanſpruchen. Viele preußiſche 
Plätze könnten dies font eben jo gut. 

Bedenklicher Liegt der Tall mit den drei übrigen ſüddeutſchen Banken 
zu Stuttgart, Mannheim, Darmjtadt, weil hier die relativ bedeu- 
tende thatſaͤchliche Entwicklung und die Stellung der drei Staaten im Reiche 
weiter gehende Anſprüche wachrufen werben, vollends wenn Frankfurt, Dres 
den und München Kleine Gentralbanfen erhalten. Indeſſen Liegt eine innere 
volkswirthſchaftliche Berechtigung gleicher Anjprüche wie bei den drei 
leßtgenannten Banken nicht vor und das wird hoffentlid) das Entjcheidende 
fein. Bleiben jenen drei andern ſüddeutſchen Banken ihre weiten bisherigen 
Befugnifje mit der Heinen im folgenden Abjchnitte erwähnten Beſchränkung 
rg jo ijt dies ſchon ein genügendes Zugeſtändniß. Es fällt doch auf 
ind Gewicht, daß in ganz Preußen, auch wenn die *5* Bank Reichs⸗ 
bank wird, ebenfalls keine Centralbank zweiten Rangs außer der Frankfurter 
beſteht und kuͤnftig beſtehen ſoll, obwohl es zahlreiche Plätze von viel gr 
Berer Bedeutung als die Domicilorte jener drei Banken beſitzt. 

B. Die gefegliden Beftimmungen über die Stellung, Or 
ganijation und Einrihtung, über die Vorredte und befonderen 
Verpflichtungen der Hleineren Gentralbanten find in einer Reihe von Haupt: 
— nad unſern frühern Vorſchlägen ©. 444 ff., 447 ff., zu normiren, 

ir vecapituliven hier diefe Puncte nur kurz zur Meberfiht und ergänzen 
fie durch einige weitere Vorjchriften über die Erridtung u. |. m. 

4. Die Heinen Centralbanken beftehen, den thatſächlichen Verhältniſſen 
in Deutjchland entjprechend, al Actiengeſellſchaften und unter pri- 
vater Verwaltung Würde man eine oder die andere von ihnen als 
Staat3banf Hinjtellen oder unter en nehmen, eine 
immerhin mögliche Eventualität, jo würden Anterefjenconflicte zwijchen der 
Reichsbank und jolden particularjtaatlihen Banken zu leicht drohen. Auch 
jetzt iſt dieſe Gefahr nicht ganz vermieden. 

2. Die Rechtsverhältniſſe diefer Banken richten fi) nach dem 
Aetiengeſellſchaftsrecht, vorbehaltlich einiger Abweichungen, welche das Banl- 
geieh binfihtlih der Höhe und Erhöhung des Stammkapitals und der 

uflöjun Fre 

3. Die Privilegien der Banken beftehen in einem verglichen mit 
ben Fleineven Banken erweiterten, aber ebenfall® durch eine unüber: 
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fhreitbare Proportion zum eingezahlten Stammkapital be 
grenzten Notenrecht, ferner eventuell aud in dem Mechte, eine ver: 
hältnißmäßig ftärfere Quote vom Gejammtbetrage der im Lande geftatteten 
Fleinften Note auszugeben, als die Kleinen Banken; endlich in der An- 
nahme ihrer Noten an den öffentlichen Eafjen des ganzen Reihe, 

4. Die Berpflitungen der Banken beziehen ſich auf die Haltung 
eines eigenen eingezahlten Stammkapitals von einer bejtimmten abſo— 
luten Minimalböhe, die jet bei allen drei Banken auf rund 20 Mill. 
Mark gefeßt werden könnte (Kleine Abänderung gegen ©. 447); auf Theil- 
nahme an der Notenaustaufheinridtung und auf eine etwaß ge- 
tinger als bei der Hauptbanf bemeijene finanzielle Gegenleijtung 
für die Privilegien. Sie ift im Mebrigen ebenfo wie bei der Hauptbank 
— (Antheil der Reich s kaſſe an dem z. B. 51/9, überſteigenden 

winn). 

5. Im Einzelnen ſind die Beſtimmungen über die Privilegien, 
Verpflichtungen und die ſonſtigen in Betracht kommenden Verhältniſſe faſt 
durchaus nad) den früheren Vorſchriften und nach Analogie der Satzungen 
für die Reichsbank zu normiren. ©. 0.©.447ff. u. S.642 ff. Wir heben daher 
nur noch Einzelnes beſonders hervor: 

a. Die Conceſſionsdauer der Banken, bezw. die Ertheilung des 
Notenprivilegs erfolgt auf dieſelbe Periode von 10—15 Jahren wie bei 
ber Reichsbank, Verlängerung unter denjelben Bedingungen mie bei diefer 
vorbehalten. Während diejer Periode darf die Agiengeſellſchaft ſich nicht 
auflöjen, noch ihr Kapital unter das gejegliche Minimum vermindern, außer 
mit vreich3gejeglicher Genehmigung. Sie muß auch die Verpflichtung über: 
nehmen, ihr eingezahltes Kapital eventuell zu erhöhen, wenn fie den Noten- 
a weiter ausdehnen will und die gejeliche Proportion dann überſchritten 
mwürbe. 

b. Das Stammfapital muß entweder in dem auf ©. 448 an- 

egebenen Verhältnig gehalten werben oder, um die Sache zu verein- 

Fachen 48) e3 wird beftimmt, daß der Notenumlauf im Marimum auf das 
Sechsfache des Minimalkapital3 (aljo 120 Mil. M.) fteigen dürfe, 
doch nur unter der Bedingung, daß nad dreijährigem Durchſchnitte das 
wirklich eingezahlte Kapital mindeſtens ein Drittel des metalliih un- 
gedeckten Notenumlauf3 betrage. Demgemäß muß die Bank verpflichtet 
werben, bei einer größeren Notencirculation das Kapital zu vermehren. 
Wird das Hleinfte Notenftük auf 100 Mark gejegt, jo darf der Marimal- 
notenumlauf da3 Fünffache des Minimalfapital3 von 20 Mill, M. nicht 
überjteigen. 

c. Die Notendedung ift die ftreng bantmäßige, in der Weiſe, 
wie e8 auf ©. 449 gefordert wird oder vereinfacht jo, dak die Notenſumme 
bi8 zum Vierfahen des Minimalkapitals mit mindeftend einem 
Drittel, darüber hinaus mit mindeftend der Hälfte baar, der Reſt mit 
Wechſeln gedeckt fein muß. 


142) Selbftverftändlich find bie oben S. 447 fi. und die bier fpecialifirten Puncte 
nur dazu beftimmt, die Art und Weife der Einrihtung ungefähr zu zeigen. Aus 
Dpvortunitätsgründen fünnen Fleinere Abweichungen biervon beliebt werben. Deshalb 
werben bier kleine Barianten der Vorſchläge gegeben. 
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d. Die Noten erhalten ebenfalls ein Vorzugsrecht auf die Activa. 
Die jonftigen Activ- und Paſſivgeſchäfte, namentlid das Depo- 
ſitengeſchäft jind den Banken in derjelben Weiſe gejtattet wie der Haupt- 
bank, Effectenanlage in ficheren Papieren bis zur Hälfte des eingezahlten 
Kapitals (S. 449.) 

e. Die Erridtung von Filialen jteht den Banken im ganzen Reiche 
frei, aber eine Berpflidtung dazu wird ihnen nit, wie der Haupt: 
bank, aufgelegt. 

f. Ebenjo haben die Banken keine Berpflidhtung, aber wohl das 
Net, Noten gegen Münze auszugeben. Sie dürfen dann gegen voll- 
jtändige Baardedung des Betrags Noten aud) über die obige Marimal- 
ziffer hinaus emittiren. 

Andem die drei Keinen Gentralbanken zujammen jo mit einem Mini- 
malfapital von 60 Mill. Mark und mit einem in Wirklichkeit wohl nicht 
immer erreichten Notenumlauf von pr. pr. 250—300 Mill. M. arbeiten 
(gegen c. 160 Mill. M. jett, Noten zu 10 fl. und 10 Thlr. eingefchlofien, 
wobei aber eben die Notenrechte der Frankfurter und Baieriſchen Bank zu 
eng begrenzt jind), vermögen fie allen Legitimen Intereſſen ihres Verkehrs— 
gebiet3 nachzukommen und von der Hauptbanf die Creditanſprüche paſſend 
etwas abzuleiten. In der Stellung und Bedeutung der Sächſiſchen Banf 
würde ſich durch diefe Neform kaum etwas ändern, obwohl ihr „unbegrenz- 
tes“ Notenrecht beſchränkt würde. Für die Detroirung einer Abgabe an 
das Neid) in Form der Weberlafjung eined Gewinnantheild erlangen die 
Banken das Notenreht Im Neiche jtatt bloß im Einzelftaate und die An- 
nahme ihrer Noten an den öffentlichen Caſſen des ganzen Reichs, 


y. Die übrigen, nidt bejonders privilegirten Zettelbanfen, ins: 
bejondere bie Frage ber Fleinen deutſchen Zettelbanfen, !*a) 


A. Die Zuläffigfeit folder Kleinen Banken im ge— 
miſchten Syjtem. Die AJulaffung Kleiner Zettelbanfen neben der Cen— 
tralbant erfolgt im gemijchten Syftem wegen der Bortheile der Decentrali- 
jation, welche auf diefe Weife mit denen der Eentralifation vereinigt werden 
jollen. Solche Banken können die Kocalbedürfniffe befjer aufſuchen und be- 
friedigen, das Depofitengefhäft mehr pflegen und die Notenausgabe in or- 
ganijcher Verbindung mit demfelben betreiben. Sie laſſen ſich durch dag 
Notenaustauſchſyſtem unter einander und mit der Gentralbant in eine Be: 
ziehung bringen, welche weſentlich als gute Eontrole wirkt. In der mate- 
viellen Bankgejeßgebung können fie einer Reihe von Vorfchriften über die 
Höhe des Notenumlaufs, deſſen VBerhältnig zum Stammkapital, über die 
Notendekung unterjtellt werden, welche vollends in Verbindung mit den 
Beftimmungen über die Noteneinlöjung, den Notenaustaufh, die Publicität 
ausreichende Garantie für die Sicherheit und fteete Einlögbarkeit der Noten 
wie für eine erſprießliche volkswirthſchaftliche Wirkfamkeit diefer Banken 
bieten. In der Einfügung folder Heinen Zettelbanten in bag Credit- und 
Bankſyſtem de3 Landes liegt aljo ein relativer Vorzug des gemifchten vor 


· 
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23) ©. auch hierzu den Statiſt. Anhang, Tab. A. nebſt Bemerk. 
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dem Monopolſyſtem, deſſentwegen man auch bei einer erjten Schaffung des 
Zettelbanfwejens in einem Lande das gemijchte Syftem wählen könnte. 

Auch hier werden jedoch die gefhihtlih überfommenen beſte— 
henden Verhältniffe mehr als jolche theoretiihe Erwägungen von Ein- 
fluß fein. 

41. Diefe fpreden in Deutſchland wie 1844—45 in Großbri- 
tannien mindejten® für die Shonung der vorhandenen Hleineren 
Banken, die jih nun einmal wohl oder übel unter dem bisher geltenden 
Bankrechte gebildet haben. In Deutichland kommt außerdem der politifche 
und wirthichaftliche Character des Landes noch bejonder3 in Betracht, der 
auch im Deutfchen Reiche doch nur modificirt, nicht von Grund aus geändert 
ift. Auch für das Bankweſen wäre das nicht einmal unbedingt wünſchens— 
werth. Man wird aljo unter allen Umjtänden aus een Dpportuni- 
tätsgründen, aus Billigkeitsgründen gegenüber den einmal beftehenden Banken, 
die leßteren in der Reformgejeßgebung erhalten dürfen, zumal die aud aus 
allgemeinen volkswirthſchaftlichen Gründen gerechtfertigt werden kann. 

Dieſe Fleinen deutſchen Banken find allerdings vielfah in der Ge- 
jhäftswelt und im großen Publitum unpopulär. Der Grund dafür 
liegt aber in den bejeitigbaren und nothwendig zu bejeitigenden Mängeln 
in Betreff der Girculationsfähigkeit der Noten diefer Banken, nicht in der 
Natur der Banken ſelbſt. Die Anjchuldigungen gegen die Solidität der 
letteren find bei ung, mindeſtens gegenwärtig, ohne daß eine Bank aus- 
genommen werden mühte, unbegründet. Zum großen Theil find nur ein: 
‚gefleifhte Vorurtheile hier im Schwange, welche die Banken allerdings 
durch ihre ſchweren Unterlafjungsfünden, für Einlöfung an Hauptplägen 
zu forgen u. dgl. m., ſelbſt mit verjchuldet haben. Alles in Allem gehören 
auch unjere Kleinen Zettelbanfen zu den beftfundirten der Welt. 

Dagegen ift die eigentlihe Recht s frage in Betreff der deutjchen 
Banken der Reformgejeßgebung gegenüber allerdings ſchwierig und in man- 
chen wichtigen Puncten mindefteng jtreitig. Die Banken find ſämmtlich 
durch eine befondere Eon cejjion der Regierung, mitteljt deren da3 Recht 
der Notenausgabe als Privileg verliehen wurde, gegründet; jelten durch 
Geſetz, meijteng durch Verordnung. Dieſe Privilegienertheilung ftand zwar den 
einzelnen Staaten nad dem in ihmen geltenden Rechte zu, war inbejjen 
thatjächlich Seitens der Kleinen Staaten, welche ihre Banken doch eigentlich 
mit für die Gefhäftsführung und die Notenemijfion im „Auslande” con= 
cejfionirten, ein Souveränetätsmigbraud. Die wohl oder übel ein: 
mal gewählte Bankpolitit der größeren Staaten wurde dadurch abjichtlich 
durchkreuzt. Wenn aber auch troßdem die ertheilten Conceſſionen und Privi- 
legien vom Reiche al3 rechtsgiltig anerkannt werden, jo gelten jie jedenfalls 
doch nur für den Staat, der fie gewährt hat. Allerdings haben 
dieje Banken-vielfady Filialen, Agenturen, Commanditen in anderen deutjchen 
Staaten und dieje Zmweiganftalten „im Auslande” arbeiten mitunter auch 
mit den Notenfapitalien der Mutterbank. Die Noten find auch notorifch 
„im Auslande” verbreitet. Wie follten 3. B. die 8 Mill. Thl. Banknoten 
einer Meininger Bank im Staate Sahjen-Meiningen-Hildburghaufen Unter: 
funft finden! Nah diejer thatſächlichen Geftaltung läßt ſich aber 
der Werth der Notenprivilegien der Kleinen Banken nicht berechnen. Jm „Aus: 
Lande” find die Noten auch gegenwärtig noch meiſtens verboten, insbeſondere 

Wagner, Zettelbanfen, 43 
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in Preußen. Diefe Verbote haben wenig genütt, find factiſch kaum irgend 
mehr wirkſam, aber formell nicht aufgehoben. Unmöglich können die Kleinen 
Banken aljo beanjprucden, daß man den Werth ihrer Notenprivilegien im 
Deutſchen Neiche nun danach bemißt, dat es ihnen möglich gemwejen ilt, die 
Berbote der anderen Staaten illuforiih zu machen. Der Werth des Privi- 
legs läßt fih vielmehr nur ftrict nah der Concejjiongurfunde 
bemefjen und ift daher bei den Banken der Kleinftaaten keineswegs 
bedeutend, 

Diefe Sadjlage erleichtert eine Bankreform jehr. Bejhränfungen, 
welche den Kleinen Banken, jelbjt ohne deren Zuftimmung, durd die Reichs— 
gejeggebung auferlegt werben, find Feine Recht sverletzung, aud wenn 
fie ohne weitere Entihädigung erfolgen, jobald fie nur den rechtlichen 
Umfang des Notenreht3 nicht verlegen. Das läßt fich aber jehr wohl aud 
bei einer ftärferen Beſchränkung vermeiden. Die Kleinen Banken haben 
jedoch anderjeit3, um in ihrer factiſchen Entwicklung möglichſt wenig Ein- 
buße zu erleiden, das größte Intereſſe, fih Freiwillig billigen Beſchrän— 
fungen zu unterwerfen, wenn fie dadurch jozujagen die rechtliche Aner: 
fennung im ganzen Reiche, aljo in Preußen und den größeren Staaten, 
wo ihre Noten bisher meift verboten waren, erreihen. Es wird jich daher 
auch hier wieder um Compromijje zwiſchen den verjchiedenenen Anjchau- 
ungen handeln, wie bei ſolchen geſetzgeberiſchen Neformen jo oft und wie 
namentlid in Deutſchland bei der Hinüberführung der Particularrechte in 
ein allgemeine Reichsrecht. 

Einfach über die ertheilten Rötenprivilegien der kleinen 
Banken fih ganz hinwegſetzen, wie hie und da gewünjcht wurde, Fann 
man aljo nicht. Dagegen ſprechen Rechtsgründe und Billigkeitsgründe, auch 
politiiche Opportunitätsrüdlichten. Es gilt hier das jchon oben bei unfern 
Reformvorichlägen (S. 440) Geſagte. Aber indem die Reichdgejeßgebung 
den rehtlihen Umfang des Notenrehts mit Rüdficht auf die Bedeutung 
de8 Staatögebiet3, für welches das Necht allein ertheilt werden konnte und 
wurde, zu voranſchlagen juht und ihn zum Ausgangspunct nimmt, gelangt 
man in die Lage, den Banken Reformen aufzulegen, denen ſie ſich nicht 
werden entziehen Können, und die doch zu Feiner Klage wegen Rechtäver: 
legung Anlaß geben. Namentlich werden jo aud) die ungebührlid langen 
Eoncejfionsperioden einiger Banken vernünftig bejhränft werden können, 

Auf ein anderes Moment, das in der Frage der Zettelbantreform bei 
ung öfters benußt worden ift, um die Zuläffigfeit von einjeitigen reichs— 
gejeglihen Beſchränkungen der Heinen Banken zu begründen, ijt hierbei Feine 
Rücjicht genommen: nemlich auf den bevorftehenden Wechſel der Wäh— 
rung und des Münzfußes. Mean hat gejagt, die Notenprivilegien be- 
zögen fih nur auf Noten in Thalern, Gulden, zum Theil in- den und den 
Stüden. Mit dem Währungswechſel müßten bier nothmwendig Aenderungen 
eintreten, Privilegien, die wie die genannten ohne nennendwerthe Gegen: 
leiftungen erlangt jeien, wären ftrict zu interpretiven, bezögen ſich jedenfalls 
nicht oder nicht ohme Weiteres auf das Net, Noten im neuen Goldmarkfuß, 
auf welchen Ente Noten allein lauten dürften, auszugeben. So biete bie 
Münzreform von jelbft die beſte Handhabe zur Zettelbankreform und zur 
Dctroirung von neuen Vorschriften über die Notenausgabe. Aud in der 
Debatte des deutjchen Reichstags über das Münggefeg im April 1873 ift 





— 653 — 


von einem Redner ein ähnlicher Standpunct vertreten worden. Diefe Ar: 
gumentation hat für die Anhänger der Centralifation etwas Lockendes, weil 
fie über alle Schwierigkeiten leicht hinweg zu helfen jcheint. Indeſſen halte 
ich jie für fophiftiih und geeignet, zu den bedenklichſten Rechtsverletzungen 
den Weg zu bahnen. Bei dem Wechjel der Währung und des Münzfußes 
kann e8 jih nur um formelle, vehnungsmäßige Regulirungen han— 
deln, aljo 3. B. wie es mit der Umrechnung der älteren Schulden in die 
neue Währung und Münze gehalten werden joll, demnach bei den %ettel- 
banfen, wie und von wann an die auf den Silberthaler: oder Guldenfuß 
lautenden Noten in Goldmünzen eingelöst. werden müſſen; von wann an 
die alten Noten einzuziehen, bezw. durch neue auf Mark lautende zu erjegen 
find; ferner wie der nothmwendigen Abrundung wegen künftig die 
Stüdelung der Noten jein joll, wobei die aus einem anderen Grunde 
erfolgende gejeglihe Erhöhung des Meinften Notenftüces über den nur 
der Abrundung wegen feitzufeßenden Betrag hinaus al3 ein Eingriff in ein 
mwohlerworbenes Recht mir jchon unzuläffig ericheint. Das richtige moderne 
PBrincip bei Veränderungen der Währung und des Münzfußes iſt befanntlich, 
die bejtehenden Vermögensrechte jo weit nur irgend möglich ganz unverändert 
zu lafjen. Vollends aber das Recht der Notenausgabe überhaupt durch den 
MWährungsmechjel als verwirft anjehen, wäre nicht? Anderes als die Aus— 
beutung diejer Maßregel zu einer gefeglichen VBermögensconfiscation. Sollen 
etwa aud Pfandbriefinftitute das Recht der Pfandbriefausgabe verloren 
haben, weil die neuen Pfandbriefe auf die neue Währung ausgejtellt werden ? 
Mit einer ſolchen Auslegung der Bedeutung des Währungswechſels Ließen 
ji alle möglichen VBermögensrechtsverhältniffe unter der Hand verwiſchen. 

Nebenbei bemerkt wird in der Behauptung, daß die Notenprivilegien 
jo gut wie unentgeltli erworben feien, neben den mehrfach vorfommenden 
Greditgewährungen an den concejfionirenden Staat, Gemwinnantheilen für 
denjelben und anderen Laften überjehen, daß die betreffende Bank die wahr- 
li oneroje Berpflidtung übernommen hat, da3 Zettelbank— 
gejhäft mit dem und dem eigenen Minimalkapital und meiſtens 
auch die weitere, gleichfall3 oneroje Verpflichtung, nurverhältnigmäßig 
wenig lucrative Gejhäfte (MWechjeldiscontirung u. ſ. m.) zu betreiben. 
Dur diefe Zumendung von Kapital wird das Zettelbankgeſchäft erjt 
ordentlich fundirt, zum Theil überhaupt erjt möglid. Die Rente der Bank 
ift aljo auch gar nicht, nad) der üblichen Berechnung, auf das bloße Noten- 
privileg zurüczuführen, jondern auf die Benugung dieſes Privilegs mit 
einem eigenen Kapital. Die Baieriſche Bank hebt in ihrem Gejchäft3- 
bericht für 1872 nicht mit Unrecht hervor, daß ihr Privileg unter der Be— 
dingung der Anlage von des Bankfonds in 4%, Hypotheken erlangt 
jei, aljo auch nicht ohne oneroje Verpflichtung. 

2. Es fragt fih dann weiter, ob bei einer Reform, wie der in 
Deutichland — nur die vorhandenen Banken erhalten 
oder auch noch die Errichtung neuer kleiner Zettelbanken geſtattet wer— 
den ſoll. Wir haben uns oben ſchon für Letzteres entſchieden, im Gegenſatz 
zur britiſchen Geſetzgebung von 1844—45. Will man allerdings die 
Gentralijation der Notenausgabe immer mehr begünftigen, vielleicht die Mono— 
polifirung als Ziel ins Auge faffen, jo bietet dazu die Beſchränkung des 
Notenreht3 auf die Banken, welche letzteres einmal — einen 
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nähern Weg. Die Peel’fche Gejeßgebung hat, ohne endgiltig die Frage su 
entjcheiden, der jtärferen Gentralijation die Bahn geebnet, wie die Erfahrung 
gezeigt hat mit Erfolg (j. auch den Statift. Anhang). Allein ung jcheint dieje 
Tendenz zu weit zu gehen, weil wir eben das gemijchte dem Gentralijations- 
und vollends dem Monopoliyitem vorziehen, Ertheilt man nur die Gewäh— 
rung des Notenreht3 der neuen Banken auf nicht zu lange Termine, fo 
hindert man eine jpätere Veränderung der Bankpolitik nicht, präjudicirt aber 
der künftigen Entjcheidung auch nicht im Voraus, indem man die Decentralija- 
tion gewaltſam auf eine einmal erlangte Entwidlungsjtufe beſchränkt und that- 
jächlich, mie man in England ficht, daſelbſt auch noch durd einige bejondere, 
darauf hinzielende Beltimmungen bezwedt hat, auf den Auäfterbeetot zu 
bringen ſucht. Ohnehin hat die privilegirte Gentralbant im Kampfe mit 
den anderen Banken viel voraus. 

Die Beſchränkung der Notenausgabe auf die einmal bejtehenden Banken 
hat aber auch noch eine mihliche Folge, welche ji) in Großbritannien, be 
jonders in Schottland, gezeigt hat, in Deutjchland bei der eigenthümlichen 
Geſtaltung unjeres Zettelbankwejens noch deutlicher zeigen würde. Unver: 
meidlich wird nemlich der Werth der Notenprivilegien durch eine jolde 
Beihränfung gehoben, einzelne Banken, die etwa in der Nachbarſchaft keine 
Goncurrentin haben, erlangen eine Art factiſchen Monopols und von 
der Gefammtheit der Banken gilt dies gleichfalls. Schon das Reichsgeſet 
vom 27. März 1870 hat in diefer Richtung gewirkt. Es iſt entſchieden 
ein innerer Widerſpruch, das bejtehende Zettelbankweſen anzuflagen und für 
veformbedürftig zu halten und doch dafjelbe durch eine Beftimmung, wie die 
genannte, möglichjt vor Concurrenz zu ſchützen. Ein zufällig und mwilltühr: 
lich gebildeter, manchfach ungünftiger Zuftand wird dadurch gerade confervirt. 
Ein höchſt mechanisches Verfahren, wie man e8 allerdings in England öfters 
beliebt hat. 

In Deutfhland verbietet die Lage aber vollends, nur die einmal 
beftehenden Banken zu erhalten. Diefe Anftalten vertheilen fih in 
Folge ihres Zuſammenhangs mit der zufälligen Gejtaltung der politijchen 
Karte Deutichlands über unfer Volkswirthſchaftsgebiet ganz zufällig und 
jehr wenig zweckmäßig. Die Reichsbank bringt mit ihrem Filialſyſtem bier 
Abhilfe Aber eine eingreifende Correctur des Webelftandes erfolgt mur, 
wenn neue Local und Provincial:Zettelbanken zugelaffen werden, u. 4 
namentlih in Preußen. Dadurch kann das oft übermäkig ausgedehnt: 
Umlaufsgebiet der Noten der thüringifhen und anderer kleinen Banten 
ordentlich beſchränkt werden, auch noch wirkſamer als durch die Notenaus 
taufcheinrichtungen und die Einlöſung an Hauptplägen, wodurch allerdings 
in derjelben Richtung gewirkt wird. Daß die Concurrenz ſelbſt einer mächtigen 
Eentralbant mit Filialen das Umlaufsgebiet der Noten Heiner Banken nod 
nicht immer ausreichend zu bejchränfen vermag, zeigt die Erfahrung in 
Deutſchland mit der Preußiſchen Bank (f. Tab. A. im Statift. Anhang). 

So würde aljo in der Deutjhen Reformgefebgebung dit 
Entjtehung neuer Fleiner Zettelbanten neben den bisherigen 
zuzulajjen fein. Die Grundſätze und materiellen Bedingungen dafür 
brauchen nicht ganz diejelben wie für die alten Banken zu fein, da man 
bei letzteren mehrfach die geltenden Statuten, welche vielleicht etwas weiter: 
Befugniſſe geben, als für die neuen Banken nothmwendig ift, wird zu 
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berücfjichtigen haben. Aber mejentlich mehr ala die alten Banken dürfen 
die neuen doch auch nicht beſchränkt werden, um ihre Errichtung und die Con— 
currenz mit den alten Banken nicht unmöglich zu machen. In formaler 
Beziehung wird eine etwas verjchiedene Behandlung der beftehenden und 
etwaiger neuen Banken ſich von ſelbſt ergeben. Für die Erjteren wird 
das Reichsgeſetz den Fortbeſtand für eine gefeßlich zu bejtimmenbe Zeit 
von der Erfüllung einer Neihe den Banken aufzulegender Berpflichtungen 
abhängig machen müſſen. Am Uebrigen hat e3 bei den Vorſchriften der 
Conceſſionsurkunden und Statuten jein Bemwenden. Für neue Banken 
normirt das Gejeß in umfafjender Weile die Bedingungen der Errichtung 
und die Art der Gefhäftsführung und legt ihnen alle nöthig ericheinenden 
Verpflichtungen auf. Nah Ablauf der Concejjiongzeit der alten Banken 
haben jich dieje dann ganz unter die Vorjehriften für die neuen Banken zu 
ſtellen. Schon jest alle Banken in jeder Hinjicht gleich zu behandeln, jo 
daß die beftehenden auch in weniger weſentlichen Puncten fih umgeftalten 
müßten, erjcheint nicht nothwendig und kaum zweckmäßig. Der nordamerica= 
nische Präcedenzfall in der Gejetgebung von 1864 über dag Nationalbank: 
ſyſtem ift fchwerlich verlocdend genug und das damalige faſt gewaltſame 
Verfahren gegen die beftehenden Banken auch vornemlich dur fiscaliſche 
Rüdfichten mitbedingt gemefen. 

B. Die gejeglihe Regelung des Kleinen Zettelbant: 
wejens 1. Die Hauptfrage in Betreff der neuen und derjenigen alten 
Banken, deren Conceſſionszeit abgelaufen ift, bezieht fih auf die Wahl 
zwijhen Eoncejjionsprincip oder Freiheit der Erridtung nad 
allgemeinem Geſetz mit Normativbedingungen. Die bejtehenden 
Fleinen deutſchen Zettelbanten beruhen allerdings auf fpecieller Conceſſion 
und Verleihung des Notenprivilegd in diejer.) Dieſe Geftaltung jtand 


193) Nol. 3. B. f. d. erfien Gonceffionen preu ß. Pr. Banken K. Verorbn. v. 
15. April 1850 f. db. Berl. Eaff. = Ber., v. 24. Aug. 1849 f. d. Pomm. B., v. 10. 
uni 1848 f. db. Bresl. B., v. 16. März 1857 f. d. Danz. B., v. 13, Oct. 1856 f. d. 
Königsb. B., v. 30. Juni 1856 f. d. Magd. B. u. ſ. w. Ferner d. Conc. Urf. bes Bür: 
germeifters und Mathe d. Fr. St. Frankfurt vom 11. April 1854 f. d. Franff. B.; 
Senatsbeihluß v. 30. Ran. 1856 f. db. Bremer Bank (Ertbeil. de8 Rechts b. jurift, 
Perion); K. Verorbn. v. 22. Juli 1856 f. d. Hannov, B. (Ertbeil. d. Rechts d. juriſt. 
Perſ.); landesherrl. Beftät.:Urf. vom 11. Mai 1853 f. d. Braunfhw. B.; landesherrl. 
Eonceffionsertbeil. v. 20. Sept. 1847 f. d. Deſſ. B.; fürftl. Beftät. » Der. v. 17. Juli 
1854 f. d. Geraer B. (Corpor.Rechte); berz. Conc.-Ark. v. 24. Juni 1856 f. d. Goth. 
B.; 8. Beftätigungs:Decret vom 12. März 1839 f. d. Leipziger B.; Beſtät. v. 8. 
März 1857 f. d. Lux. B.; berz. Gonceffionsertbeil. v. 29. Febr. 1856 f. b. Mein, B.; 
fürftl. Eonc. v. 12. September 1856 f. db. Büdeb. B.; großh. Beft.-Urf. v. 27. Febr. 
1850 f. d. Roftofer B.; landesfürftl. Gonc.:Urk, v. 17. Sept. 1853 f. db. Weimarer B.; 
Vertr. zw. d. oldenburgiihen Reg. und dem Bankhauſe Erlanger über Gründung ber 
Oldenburger B. v. 28. Juli reip. 41. Auguft 1868, oldenb. Gef. über Etaatspapiergelb 
v. 12, Auguft 1868; 8. Beſt.Decret f. d. Sächſ. B. vom 18. Juli 1865; Geſetz vom 
1. Juli 1834 f. die Bai. Hypoth. und Wechſel-B., Stat.-Genehm. durdy K. Verorbn. 
vom 18. Juni 1835; landesherrl. Belt. für die Darmit. B. vom 5. Nov. 1855; Ge: 
jeg vom 16. März 1870 die Verleihung des Rechts der Ausgabe von Banknoten 
an eine bad. B. betr.; Staatögenehmigung zur Gründung einer Actiengeiellihaft zur 
Errihtung einer B. in Mannheim vom 2%. März 1870; Geſetz vom 24. Juli 1871 
betr. die Errichtung einer Notenbank, K. Genehmigung zur Errichtung einer Actiengeſ. 
Württemb. Notenb., Stat. v. 1. Sept. 1871. — In ben bezügl. Verordnungen, Beftäti- 
gungen, Conceſſtons-Urkunden u. f. w. werden regelmäßig die (eingereihten) Status 
ten genehmigt. Beränderungen ber Iegteren daber auch nur mit landesherrlicher 
Genehmigung giltig. 
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mit dem früher allgemein giltigen Princip der Actiengeſellſchaften, in wel- 
her Unternehmungsform faſt alle Zettelbanfen errichtet wurden, in Weber: 
einftimmung. Seitdem aber unjere Gejeßgebung einmal das Conceſſions— 
princip für Actiengejellichaften, einſchließlich Actienbanken, verworfen und 
die Errichtung der legteren im Geſetz vom 11. Juni 1870 bloß an die Erfül- 
lung von — allerding3 mangelhaften und nicht ausreichenden — Norma 
tivbedingungen geknüpft hat, Liegt Fein bejonderer Grund mehr vor, 
Zettelbanten wegen des Gegenſtands der Unternehmung anders 
zu behandeln. Someit Zettelbanken in der Form von Nectiengejellichaften 
errichtet werden, jedenfalls auch in Zukunft der Hauptfall, können auf fie 
diefelben, nur allgemein für alle ſolche Gejellihaften zu verbejlernden Be 
ftimmungen des Actiengejellichaftsrehhts zur Anwendung fommen. Ein Reichs— 
Zettelbanfamt hat dann nur als Regiſter- und Controlamt für bie 
Zettelbanken diejenigen Befugniffe auszuüben, welche ſonſt den Handels— 
gerichten bei den Xetiengejellihaften zufallen. (S. u.) Soweit Zettelbanfen 
aber das Geſchäft der Notenausgabe betreiben, laſſen jih eigene Nor: 
mativbedingungen grade für fie als Zettelbanken aufftellen, melde jie 
ſämmtlich, in welcher Form fie auch errichtet werden, zu erfüllen haben. 
Auch darüber hat dann dad Reichsbankamt zu wachen. Am Princip der 
individuellen Conceſſion bei den Zettelbanken feitzuhalten, ſcheint uns daber 
nicht geboten und wegen der unnöthigen, durch den Gegenjtand der Unter: 
nehmung nicht bedingten Nechtsungleichheit unpafjend, man müßte denn bei 
allen Actiengefellichaften u. j. mw. wieder auf das Goncefjionsprineip zurüd: 
fommen. Das ijt aber jelbft nad den ungünftigen Erfahrungen mit dem 
neuen Syjtem in Deutjchland während der „Sründungsära“ von 1871-73 
ſchwerlich zu wünſchen, weil das frühere Syftem noch mehr Mängel und 
Bedenken hat. Die Erfahrungen mit dem Eifenbahnconcejfionsmefen, jogar 
in Deutſchland, find nicht derart, um die Wiedereinführung des Conceſſions- 
zwang3 bei anderen Unternehmungen, wo derjelbe fachlich nicht ebenjo wie 
bei Eijenbahnen gefordert wird, räthlich erjcheinen zu laſſen. 

Soweit würden wir und aljo für ein Zettelbanfgejeg mit 
Normativbedingungen für die fleinen Banken bei und entjcheiden, jo 
dag das Goncejfionsprincip nur als Ausnahmefall für die Gentralbanten 
bejteht. Für die Errihtung der Heinen Banken in Gemäßheit diejes 
Geſetzes muß dann ein Regiftrirungsverfahren eingerichtet werden, 
anı Bejten wohl bei einem beſonderen Reichs-Zettelbankamte, 
j. u. sub. e. Letzteres Tann gleichzeitig im Namen der Regierung die 
Vorverhandlungen über die vom Reiche mit der oder den Gentralbanten 
zu jchliegenden Verträge führen und die Conceffionsurkunden entwerfen. 
Außerdem hat es als Eontrolamt über die Innehaltung der auf bie 
Publicitätundaufdie Behandlung der Noten (Einlöjung, Noten: 
austauſch u. ſ. m.) bezüglichen, ferner der die Gejchäftsführung betreffenden 
gejeglihen und ftatutarischen Vorſchriften Seitens jämmtlidher Eentral: 
und kleinen Banken zu dienen. . 

Will man gleihwohl am oncejjionsprincip auch für die Kleinen 
Banken feithalten, der bisherigen Praris und dem Grundſatz des doch mur 
provijoriichen Reichsgeſetzes vom 27. März 1870 gemäß, jo jollte wenigjtens 
unbedingt von dem Erfordernig reihsgejegliher Conceſſion oder Er- 
theilung des Notenreht3 in jedem einzelnen Fall abgejehen werden. Die 
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ganze Sache wäre vielmehr dem genannten Reichs-Bankamte zu über: 
tragen, welchem allgemeine Normen für fein Berfahren im Bankgeſetze vor: 
zujchreiben wären. Eine jolde techniſche Spectialbehörde, die dabei 
unter Gontrole der Deffentlichkeit jteht, ijt geeigneter als eine Abtheilung 
einer allgemeinen Negierungsbehörde, 3. B. eineg Minifteriums, und ungleid) 
geeigneter als ein Parlament, die richtige und unparteiiiche Entjcheidung 
über einen Conceſſionsantrag zu treffen. Die Eoncejfionsertheilung erfolgte 
dann auf Antrag des Reichsbankamts dur) Verordnung des Gtaats- 
oberhaupt3. 

2. Befondere VBorredte und demgemäße VBerpflidtungen 
wie die Gentralbanfen erhalten die bejtehenden und die neuen Fleinen Zettel- 
banken im Allgemeinen natürlich nicht. Das Recht der Notenausgabe wird 
den erjteren vorbehaltlich gewifjer Veränderungen der bisherigen Conceffiong- 
urfunden und Statuten noch ferner Seitens des Reichs auszuüben erlaubt 
und den neuen Banken unter gewiſſen Normativbedingungen übertragen. 
Ein kleines Vorrecht der bejtehenden Banken auf alleinige Theilnahme 
an der Ausgabe von Fleinen Noten (50 Mark) neben den Gentralbanten 
wird indefjen unten befürmortet aus practijchen Gründen, um die feite 
Gefammtjumme ſolcher Noten (120 Mil, Mark) gleich Anfangs auf die 
Banken vertheilen zu können. Ein weiteres Fleine Privileg ift die Annahme 
der Noten an öffentlichen Gajjen immer je in gewiſſen Reichsprovinzen. 
Der Gewährung des Notenrechts entjpricht die Verpflitung, an der Noten— 
austaufcheinrihtung Theil zu nehmen. ine finanzielle Gegenleiftung für 
das Notenreht überhaupt it kaum geboten. Kür die Ausgabe Kleiner 
Noten und die Annahme an den öffentlichen Eafjen in der genannten 
Beſchränkung kann fie zwar gefordert werden, aber jedenfall3 nur in Eleinem 
Ausmaaße. 

3. Im Einzelnen werden die Verhältniſſe der beſtehenden kleinen 
Zettelbanken, alſo ſämmtlicher deutjchen mit Ausnahme der Preußiſchen, 
Frankfurter, Sächſiſchen und Baieriſchen Bank, etwa in folgender Weiſe durch 
ein Reichsgeſetz zu reguliren fein, wobei für das Detail und die Begrün— 
dung einiger Puncte auf die früheren Vorjchläge, die den, jegigen politiſchen 
Berhältnifjen und der Goldwährung gemäß in Einzelheiten etwas zu mo— 
dificiren find, ©. 433 ff. verwieſen wird. 

a. Die Organijation diefer Banken bleibt im Wefentlichen die 
bisherige, jo daß die Banken, welche Actiengejellihaften find, al 
jolde und die, welhe Corporationsbanken find, wie die Breslauer und 
Görliger, als joldhe fortdauern. Auch diejenigen Banken aber, welche auf 
längere und bekanntlich zum Theil jehr lange Zeit Concejjionen und Noten: 
privilegien Seitens ihres Particularjtaat3 haben, werden auf eine mäßige 
Zeitdauer, womöglich auf dieſelbe Periode, wie die Centralbanfen (10 
bis 15 Jahre) geſetzt, nad) deren Ablauf die Notenprivilegien als ſolche 
erlöichen, gejegliche Verlängerung vorbehalten. Die Auflöjung der Bant 
an diefem Zeitpuncte oder die Fortdauer ohne das Necht der Notenausgabe 
fann den Eigenthümern jelbjt zu beftimmen überlafjen bleiben. 

b. Der Umfang des Notenrehts, welches ſich zunädit nur auf 
Noten von 100 Mark und darüber bezieht, wird für jede einzelne Bank 
feftgejtellt und zwar alfo: 

a. Für jede Bank, auch für diejenigen mit unbegrenzter Emijfion 
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(Leipzig, Gera, Gotha, Bückeburg), wird ein Marimum des Notenumlaufs 
firirt, und zwar bei denjenigen, welche außerhalb des vor: 66=er Preußen lie: 
gen und vor 1866 bereitß gegründet nnd in voller Wirfjamfeit waren, nad 
dem abzurumdenden Durchſchnitte des wirklichen, aus den Monatöbilangen 
fich ergebenden Notenumlaufs in den Jahren 1867—72 incl. (wo fih gün= 
ftige und ungünftige Zeiten ziemlich ausgleichen) 1%); bei den andern außer: 
preußiſchen Banken, wohin namentlich die Badifche und Württembergijcde 
gehören, welche erſt in jüngfter Zeit ihr Notengejchäft ausdehnten, wird unter 
billiger Berüdfihtigung der thatjächlichen Verhältnifje des Notenumlaufs 
und der Notenredhte eine Ziffer gejetlich firirt, die wir für beide eben 
genannte Banken auf 25 Mill. Mark, d. h. auf faſt die Summe, welde die 
MWürttembergifhe Bank gejeglich emittiren darf (15 Mil. Guld.) und beide 
(die Badiſche zeitweije jchon mehr) bereit3 ungefähr in Umlauf haben, für 
die Oldenburger Bank auf 5 Mill. M. (jtatt 2 Mill. Thl. nad) dem 
jeßigen Gefege), für den Leipziger Caſſenverein auf 3 Mill. Mark 
anjegen würden; endlich für die beftehenden preußifhen Provinzial: 
zettelbanfen wenigſtens etwas höher, ala nad) ihrem bisherigen Nechte, um 
fie den anderen deutjchen Banken gegenüber nicht zu jehr zurückzuſetzen, auf 
6 jtatt auf 3 Mill. Mark (1 Mil. Thl.) d. h. auf den Marimalbetrag 
der neuen Zettelbanken (j. u.). 

Durch diefen Vorſchlag wird der beftehenden thatfächlichen Geftaltung 
im außerpreußiſchen Banknotenweſen, wie man einmenden wird, allerdings 
eine große Concejjion gemacht, aber eine mehr jcheinbar als wirklich bedeu— 
tende. Denn die in Kraft tretenden Cautelen beſchränken muthmaßlich den 
Notenumlauf gerade mancher Kleinen Bank in Thüringen u. ſ. w. jehr er- 
heblich, aber ohne daß ein jo willtührlicher Eingriff ftattfindet, wie er in 
der Anjegung eines niedrigen Marimums immer liegt. Wir würden bie 
Beitimmung irgend eines Marimumg auch im gemifchten Syftem für ent: 
behrlich, die Bemefjung des Notenreht3 nad einer Proportion zum Kapital 
für ausreichend balten, da jenes Marimum für die wirkliche Geftaltung 
de3 Notenumlaufs einer Bank nur von untergeordneter Bedeutung ift. Aber 
in Deutichland werden folche Anſchauungen gegenwärtig kaum durchdringen. 
Den beftehenden preußichen Provincialbanfen und etwa je einer neuen in 
den Provinzen, welche Keine Zettelbank haben (Schleswig-Holftein, Hejien: 
Naſſau), ferner in Baierifch- Franken Fönnte mit Rüdfiht anf die Größe 
der jüddeutihen und einiger norbdeutichen Banken wohl eine bedeutende 
Erweiterung ihres Notenrechts zu Theil werden, 3. B. auf ebenfalls 25 Mil. 
Mark. Doch würde dadurd das bejtehende Necht zum Nachtheil der Preu- 
ßiſchen Bank, die eben in Preußen einmal die Stelle der Heinen Banken 
mit einnimmt, zu jehr verändert. 
ß. Innerhalb jener Marimalgrenze richtet fi der Umfang des Noten- 


149) Nur bie Leipz. B. würde in Folge ihres zeitweifen Rückgangs nach 1866 
bier etwas zu furz fommen. Es früde fi, ob man ihr eine etwas höbere Ziffer ale 
bie bes Durchſchnitts geftattete. Die Darmit. B. bat unverhbältnifmäßige Schwan: 
fungen in ihrem Notenumlauf. Es ift ganz billig, daß fie ein Notenreht im Betrage 
ihres neuerdings wieder ftarf vermehrten Umlaufs in Folge der Zugrundlegung bee 
Durhichnitts nicht erhält. Die Darmit. B. bat im Sommer 1870 ihren Notenumlauf 
wieder, wenn auch ſchwächer als 1866, rebucirt, feitdem auf das faſt Dreifache gefteigert, 
März 1873 12,25.M, Thl. ©. Anhang. 
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rechts nad einer unüberjchreitbaren Proportion des Notenum- 

laufs zum eingezahlten K apital und nad) der Ssunehaltung einer 
beftimmten Notendedung. Für das Nähere, wenn eine möglichit 
rationelle und nicht ſtarr mechaniſch wirkende Ginrichtung getroffen werden 
joll, können wir auf die früheren VBorjchläge über dieſe Puncte (S. 454 ff.) 
verweilen. Eine Marimalproportion des Notenumlaufs zum eingezahlten 
Kapital wie 3: 1, eine Notendecdung mit mindejtens einem Drittel 
Baar, zum Refte nur mit Wedfeln dürfen jedenfalls zugeftanden 
werden und find nothmendig, wenn Zettelbanfen als privatwirthichaftliche 
Unternehmungen prosperiren und auf die gewöhnlichen mäßig ergiebigen 
Activgeſchäfte, wie dies erwünscht it, beſchränkt werden jollen. Danad) 
würde jedenfall das normaltypiiche Verhältnig, welches wir in den früheren 
Grörterungen über das Kapital befürworteten, gejetzlich einzuführen u 
Viele deutiche Banken haben freilich nur eine beichränttere Befugniß, 3. 

die, den Notenumlauf auf den einfachen oder höchitens den doppelten * 
des eingezahlten oder emittirten Kapitals auszudehnen (ſ. o. ©. 174 ff.), 
die Erweiterung dieſer Befugniß könnte alſo Bedenken erregen, mindeſtens 
unnöthig erſcheinen. Allein eine Anzahl und darunter grade die bedeutend— 
ſten kleineren deutſchen Banken haben bereits ein Notenrecht im Umfange 
des Dreifachen des eingezahlten Kapitals, wie die Badiſche, Wüuͤrttembergiſche 
(auch bisher ſchon die Frankfurter), ähnlich die Darmſtädter, oder ein unbe— 

grenztes Notenrecht, wie Gotha, Gera, Leipzig. Die erſteren Bauken noch weiter, 

als hier vorgeſchlagen wird, einzufchränen, wird jeine Schwierigkeiten haben, 
die anderen wejentlic) ungünftiger zu jtellen, ift nicht zwecmäßig. Die 
Banken mit engeren Befugnifjen haben ferner mitunter andere Deckungs— 
vorjchriften, in welcher Beziehung Veränderungen (rein bankmäßige Dedung 
mit Baar und Wechjeln, mindeſtens %/, Baar, ftatt wie Deſſau u. A. 4/,) 
pajiend ſſind. Die Marimalgrenze des Notenumlaufs hindert eine Aus- 
dehnung des letzteren bi8 zu dem Betrag, den die Proportion zum je— 
weiligen eingezahlten Kapital geftatten würde, ebenfalls. Endlich iſt die 
rechtliche Macht der Fleineren Banken vollends von Feiner wejentlichen prac- 
tifchen Bedeutung in einem nad unjeren Grundjäten über die Notenein- 
löjung u. ſ. w. reformirten Bankſyſtem. 

Am Einfachſten wird die Sache, wenn die Geſetzgebung bloß ein 
bejtimmtes Verhältniß der Kapitalproportion und der Notendedung, wie }. 
B. das oben vorgeſchlagene normaltypijche, ftatuirt. Das wird bei der 
deutichen Banfreform mohl auch gejchehen. Aber die Geftattung von Ab: 
weichungen in diefen beiden Factoren, wie wir fie o. ©. 433 vorjchlugen, 
würde gerade in unferen Berhältnifien bejonders pafjend jein, weil jih dann 
das Gejet der concreten Yage der einzelnen Bank mehr anjchmiegte, ohne 
daß die Sicherheit der Noten darunter litte. 

Merden Banknoten unter 100 Mark geftattet, daher von 50 Mark 
insbefondere, und die Ausgabe diejer Fleinen Noten nicht ganz der oder 
den Gentralbanten vorbehalten, jo wäre nach dem früheren Borjchlage 
(S. 645) ein Viertel des Sefammtbetrags diefer Noten oder 30 Mill. M. 
für die Kleinen Banken vorzubehalten, auf dieſe nach Bankprovinzen in 
Gemäßheit der Bevölkerung (S. 192) und nad) den Stammfapitalen unter 
Ausschluß etwaiger neuer Banken zu vertheilen. Dieſe Summe Kleiner 
Noten wäre ferner bei jeder Bank in das Maximal-Notenrecht einzurechnen 
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Alsdann verlangt es die Billigkeit, daß die bejtehenden Zettelbanten für bie 
Gewährung diejes Rechts, Feine Noten allein auszugeben, eine Fleine 
Zahlung an die Neichskafje leiſten. 

ec. Die Normirung der Höhe ihres Kapitals bleibt der Banf jelbft 
überlaſſen, mit folgenden Einihränfungen: 

a. Unter den zur Zeit der Neform beitehenden Betrag darf das ein- 
gezahlte Kapital einer Zettelbant während der Dauer des Notenrehts nicht 
vermindert werden. 

3. Einer Vermehrung des Notenumlaufs big zu der geftatteten Maximal— 
grenze muß immer erjt eine Vermehrung des eingezahlten Kapitals vorangehen, jo 
daß die gejeliche Broportion zwijchen Kapital und Notenumlauf erhalten bleibt. 

Dagegen ift namentlich eine beliebige Vermehrung des Kapital3 der 
Bank jederzeit geftattet. 

d. In Betreff des Reſervefonds behält es bei den ftatutarifchen 
Beitimmungen fein Bewenden. 

e. Die Noten erhalten ein gejegliches, daher unzweifelhaft rechts— 
giltiges Vorzugsrecht auf die Activa.) Sonſtige Activ- und 
Paſſivgeſchäfte können alsdann den Kleinen Banken in derjelben Weiſe 
wie den großen gejtattet werden. Someit die geltenden Statuten nod 
weitere Befugniffe geben, 3. B. hinſichtlich des Hypothekengeſchäfts oder 
des Effectengeſchäfts, behält e8 dabei fein Bewenden, was unter Voraus: 
jegung eines Vorzugsrechts der Noten und der guten banfmäßigen Noten 
deefung wenigitens feine durchichlagenden Bedenken erregt. Eine weitere 
Beſchraͤnkung trifft ohnedem nur jehr wenige Banken, für die wir freilich 
durchaus nicht Partei nehmen (Meiningen, Thüringiiche; die Yuremburger 
wird leider von unferer Gejeßgebung nicht erreicht). Aber ohne ein ſehr 
ſpecielles Eingreifen iſt dieſe Beſchränkung ſchwer durchzuführen und unter 
der genannten Cautel nicht wichtig genug, um ſie trotzdem vorzunehmen. 

f. In der Errichtung von Filialen, wo und wie viele jie will, ift jede Bank 
ganz frei.1%) Alle Zweiganftalten einer Bank dürfen aber in der Regel nur 
diefelben Gejchäfte machen wie die Hauptbanf und jedenfalls nur ſolche andere 
(3. B. Erweiterungen des Depofitengejhäfts, Checkgeſchäft), welche in den Sta- 
tuten ausdrücdlich für Filialen in Ausſicht gejtellt find. Die Betheiligung mit 


145) Die Statuten einzelner Banfen ſetzen jetzt bereits ein folches Vorzugsrecht 
feft, aber mit zweifelhaiter rechtlicher Wirfung. ©. o. ©. 261. Auch die in ben 
Statuten dfters vorfommende Beitimmung, daß bei einer Auflöfung ber B. zunädfi 
die Noten aus ben Xctiven einzuziehen find, ijt wenigitens beim Goncurs und bei 
Ueberichuldung einer B. faum rechtlich wirkſam, wenn nicht ein geſetzl. Vorzugsrecht 
unzweidentig feſtſteht. ©. o. ©. 383. 

,„. 16) Die Befchränfungen, welche in diefer Beziehung vielfach in deutfchen Bank— 
itatuten vorfommen, jind baber zu befeitigen. Sie laffen fi vollends bei fo engbe- 
grenztem Notenrecht, wie e8 die preuß. Prov.-Banfen baben, 1 Mill. Thl., faum 
verftiehen. Ein Nachtheil aus der Erridtung von Filialen fanı doch böchftens für 
die Bank ſelbſt entiteben, und deßhalb ift fie allein competent, zu entfcheiden. Die 
preuß. Prov. B. baben mit Ausnahme ber Görl. erit bei der Statutenerneuerung 
tbeilweile das Recht befommen, Filialen zu gründen, und zwar nur innerbalb ibrer 
Provinz. 3. B. die Edlner B. im Stat. von 1865 für die Rhbeinprov. In and. b. 
Stat, iſt die Genehmig. der Regier. zur Errichtung von Filialen nothwendig, 3. B. 
Thür $ 2. — Freibeit darin 3. B. Darmſt. $ 12 Nr. 1, Bab. $ 21 (in Karlsrube 
mußte fofort mit ber Hauptbanf eine Filiale eröffnet werben. Dann follten vor: 
zugsweiie berüdjichtigt werden: Freiburg, Heidelberg, Piorzheim , Labr, Gonftanz, 
Lörrach, Villingen). 
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einem Gommanditfapital in einem fremden Gejchäfte, wie fie bei deutjchen 
3Zettelbanfen vorfam (3. B. bei der Braunjchweiger, Darmitädter, Geraer 
Banf) und noch vorfommt (bei dev Meininger, Braunjchweiger, Luxemburger 
Bank) ift daher durchaus unftatthaft. In den Ausweijen müfjen ferner. die 
Activen und Paſſiven der Filialen nad einzelnen Posten erjcheinen. Durch— 
aus unzuläjlig ift es, die Dotation der Filiale Furzweg - als Activum der 
Hauptbank in die Bilanz zu jtellen. ©. 99. 

g. In der Beiteuerung werden die Zettelbanfen ebenfo wie andere 
Banken behandelt. Eine bejondere finanzielle Gegenleijtung für das 
Notenreht an und für fich ijt bei diejen Banken, zumal diejelben die Con— 
ceſſion bereits bejiten, nicht wohl jtatthaft. Sie kann auch bei der Gewäh— 
rung des Rechts, Kleine Noten zu 50 M. auszugeben, mit Ausjchlug neuer 
Banken, und ihre Noten in einzelnen Neichstheilen an den öffentlichen Caſſen 
angenommen zu jehen, höchitens in einem geringen Bruchtheil des 3. B. 6%, 
überfteigenden Gewinns bejtehen. Denn die Leiltung de3 Staat3 an die 
— iſt nicht bedeutend genug, um eine größere Gegenleiſtung zu recht— 

ertigen. 

h. Die Vorſchriften über Publicität find in Gemäßheit unſerer 
Anforderungen einzurichten und demnach die Statutenbejtimmungen u. |. w. 
zu ergänzen. 

i. Die Behandlung der Noten der beftehenden Kleinen Banten 
erfolgt nach den früheren Grundjfägen und Vorjchlägen, daher, kurz zuſam— 
mengefaßt, aljo: 

a. Die Annahme der Noten im Privatverkehr iſt natürlich ganz 
freimillig. 

8. An den öffentlichen Caſſen werden die Noten nur im Eon: 
cejfionftaate und in der Bankfprovinz, worin das Domicil der Bank liegt, 
angenommen, vorbehaltlich der Verweigerung Seitens der Reichsregierung 
(Reichskanzleramt). Es wird nemlich doch conjequent jein, dieje Befugnik 
nur der Meichsregierung, nicht den Regierungen der Einzelftaaten vorzube- 
halten, um Einheitlichfeit der Behandlung zu bewirken. 

y. Unter den Banfen ſelbſt, einſchließlich die Centralbanten, 
müffen alle Noten gegenjeitig in Zahlung angenommen werden, jo 
lange fie ſtriet einlösbar find. Außer auf bejonderes Verlangen eines 
Kunden werden jie hier nicht im Geſchäft ausgegeben, fondern in Furzen 
Berioden eingetaujcht. 

d. Alle Banken haben die Berpflihtung, fi an den zu diejem 
Zwecke in Berlin und Frankfurt bejtehenden Notenaustauihanjtalten 
zu betheiligen. 

e. Die Noten müfjen außer jofort bei der Hauptfajje am 
Domicil der Bank ſpäteſtens binnen 3 Tagen an allen Filialen einer 
Bank und bei den Notenaustaujhanjtalten zu Berlin oder Frank— 
furt eingelöst werden, zu welchem Zweck hier ein Theil des Baarvor— 
raths ftehen muß. ©. o. ©. 450 Wr. 7, b, 8 Näheres. Verweigerung 
der Einlöfung, joweit nicht höhere Gewalt im Spiel (3. B. bei durch Krieg 
unterbrochenem Berfehr) involvirt ipso jure Verluſt des Notenredt3, ohne 
dak darüber erjt eine Verwaltungsbehörde entjchieden. #7) 


147) Letztres will d. Denkſchr. dev Zettelbanfen ©. 16, 17, Die Auffichtsbehörde 


L. Rede Banf hat das Necht, aber nicht die Pflicht, auf Verlangen 
Noten gegen Münze über das geftattete Marimum hinaus, dann aljo 
nur mit voller Baardeckung auszugeben. 

Für die Stüdelung gelten die oben erwähnten Bejtimmungen. 

k. Die Auflöfung fteht einer jeden Bank unter den allgemeinen 
gefetslichen und ftatutarijchen Beftimmungen jederzeit frei, auch während der 
Conceſſionszeit ohne Staatägenehmiqung.#) Es müſſen alsdann, dem 
Princip des Vorzugsrechts der Noten gemäß, zunächſt dieſe aus den 
Activen eingelöst werden. Hier kommen die Grundſätze zur Anwendung, 
welche wir für das freie Zettelbankweſen oben aufftellten (S. 592). Für 
die Zwangsauflöſung gelten ebenfalls die gemeinrechtlichen, bez. die Han: 
deld- oder actiengejellichaftsrechtlichen Beltimmungen. Die Nichteinlöjung 
der Noter braucht zur Nechtsfolge nur die Verwirkung des Noten 
rechts und die Einziehung der Noten unter Aufficht des Reichs-Zettel— 
banfamts, nicht nothrwendig die Liquidation der ganzen Bank zu haben. Die 
Auflöjung einer Zettelbank mitteljt Vereinigung mit einer andern bejtehenden 
oder neuen ift zuläſſig. Auch braucht das Notenrecht nicht, wie nad den 
englijchen Beltimmungen für die Landbanken, alsdann verloren zu gehen, 


folle bei nicht erfolgender Einlöfung nur die Befugniß haben, die Liquidation ber Bank 
anzuordnen, weil die Banf obne ihr Verichulden an der Erfüllung ibrer Verpflichtungen 
gebindert fein Fönne. Indeſſen bie Ausnahme bei vis major fann das Geſetz ftatuiren 
und nur der Richter hat dann zu entjcheiden, ob ein ſolcher Fall vorliegt, 

148) Ueber die Auflöfung, die Modalitäten, unter welchen fie erfolgen 
kann u. ſ. w. enthalten bie Statuten regelmäßig nähere Vorſchriften. Der-Auflöfunge 
beſchluß jelbit pflegt an eine größere Majorität der Generalverfammlung. in welder 
leßterev dann meist auch eine größere Quote des Kapitals vertreten fein muß, gebunden 
zu fein. ©. o. ©. 517. Die handelsrechtlichen Beftimmungen in Betr, der Actien— 
gejellichaften j. im A. D. H. B. Art. 242—248. In die Stat.-Vorfchriften mögen fol: 
gende Beifpiele einen Einblid geben. Preuß. Priv.:Banken, 3. B. Berl. €, Ber. 
Dauer auf 10%. befchränft (jpäter verlängert); wenn innerh. diefer Zeit die Bankorbn. 
v. 1846 aufgchoben wird, erliicht die Gonceffion 6 Mon. nad Publ. d. Geſetzes, ohne 
Entſchäd.anſpruch der Bank, $ 67. Für die Auflöfung fommen (vor Erlaf d. 9. 6. 
B.) die Vorichriften bes $ 29 des Gef. v. 9. Nov. 1843 über Actiengej. in Betradt. 
Bal. $ 68-70. Bel. Beftimm. über Noteneinziehung. — Frankf. B. Art, 72—74: 
Außer bei Ablauf der Staatsgenehmig. löst fich unter folgenden jehr verclauful. Be: 
dingungen die B. auf: wenn ber Antrag 3.Aufl. vom VBerw,r. geftellt, v. größe 
ven B.ausihuß aenchm., oderv. ?/, ber Actien geftellt, 5. Berath. darüber 
eine außerord. Gen. Verf. einberufen, ber Beratb.-Gegenftand in d. Einberuf.fchreiben 
angegeben; in diej. Gen. Ber. wenigftens d. Hälfte ber Actien vertreten, u. in ibr eine 
3/, Majorität d. Auflöf. beichloffen! Art. 72, Nr. 2. Nur wenn in einer 1. Gen.ver. 
die Actien nicht mit '/, vertret., kann eine folgende obne Nüdf. auf die Zahl ber vertr. 
Actien, aber auch nur mit %/, Major. entſcheiden, Art. 74. Aus d. Activen jollen zuerfl 
d. B.anweif. und die Bankicheine (Noten), ſodann db. anberen Paſſiven getilgt werben, 
Art. 73. — Weim. B. $ 63—65. Megier, hat d. Necht z. Auflöſ. bei Vermind. b. 
Kapitals auf 9, Gin Auflöf.= Beihluß d. Gejellfh. verlangt eine zu dieſem Zwed 
anberaumte Sen.verj,, zu ber alle Beſitzer v. Namens:Actien einzuberufen, u, worin 
jede Partialactie eine Stimme führt. 2/, d. Namens-Actien müſſen vertreten fein, dann 
3/4 Majorit,, oder, wern bie Zahl ber Actien nicht flarf genug vertreten, eine 2, Gen. 
Berl. entſcheidend mit 3/, Major., aber ohne Rüdf. auf d. Zahl d. vertret. Stimmen. 
Alsdann noch Tandesherrl. Genehm. db. Aufldj.beichlufles, $ 63. Aus db. realii. 
Activen zuerft Einlöf, aller Noten, dann Tilgung db. and. Paffiven. Ebenio Thür. 
$ 63 fi. (Recht der Regier. z. Auflöf. bei Reduction d. Kap, auf 34). Gera $ 76 fi. 
2: nr Sotba $ 72. Darmft. $. 48, 49, u. a. m. — Bad. Art. 66, 67, 
J A i. 3, 
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aber das Statsoberhaupt, bez. der Kaiſer hat auf Antrag des Reichsbank— 
amts die Höhe der Notenemiſſion der neuen oder der durch die Vereinigung 
vergrößerten Bank zu genehmigen: eine nothwendige Beſchränkung um der 
Cumulation von Notenrechten zur Herſtellung einer die Centralbanken an 
Größe überragenden Bank vorzubeugen. 

J. Die Eontrole endlich über die Durchführung der Reform 
und über die Gefhäftsführung danad) übt das Neichs = Zettelbant- 
amt aus. 

Werden die Fleinen deutjchen Banken in diejer Weije behandelt, jo 
ift die fichere Ausficht vorhanden, daß die bisherigen Mängel verihwinden 
und die im Ganzen gar nicht zu beftreitende erſprießliche volkswirthſchaftliche 
Wirkſamkeit diejer Anftalten noch gefteigert wird. Wenn durch einzelne 
unjerer Reformvorſchläge eine oder die andere Bank gegenüber ihrem bis— 
herigen „Rechte”, 3. B. in Betreff der Goncejjionsdauer, des Umfangs des 
Notenreht3, der Ausgabe Kleiner Noten, der Notendedung ſtärkere Ein: 
Ihränfungen al3 andere Banken erfahren, jo iſt das eben unvermeidlich. 
Die reihsgejegliche Anerkennung ftatt der bloß territorialrechtlichen, die Ein: 
fügung in ein geordnetes Bankſyſtem find aud wieder Vortheile, welche 
den Nachtheil jener Einſchränkungen compenfiren. Wenn in einzelnen Fällen 
aber wirklich durch die Reformgejeßgebung ein bejonderer vermögensrechtlicher 
Schaden conftatirt werden jollte, jo wird die Gewährung einer Entſchädigung 
im Prineip nicht ganz unftatthaft jein. Die betreffende Bank hätte ſie im 
gerichtlichen Wege gegen ihren Heimathsſtaat geltend zu machen und diejer 
Ihlimmften Falles auf das Neid Regreß zu nehmen. 1) 

. Für neu zu errichtende Zettelbanten * Normen aufzuſtellen, 
welche den nach der Reformgeſetzgebung für die beſtehenden geltenden mög— 
lichſt anzunähern ſind. Wir können uns alſo auf das Vorausgehende zurück— 
beziehen nnd haben hier vornemlich nur noch einige nothwendige Vorſchriften 
zur Er gä änzung hervorzuheben. 

a. Die Frage, wer das Recht haben joll, eine Zettelbanf zu er— 
richten umd ihr Rechts- und Wirthihaftsfubject zu werden, ift 
mit Rückſicht auf unſere bisherige Entwiclung auf dieſem Gebiete etivas 
abweichend von unjeren Vorſchlägen für das freie Zettelbankweien (S. 583) 
dahin zu beantworten, daß in Zukunft nur Actiengejellidaften, 
eigentliche Genofienidaften und gewijje Eorporationen, wie 
Gemeinden, Kreije, Provinzen, Zettelbanken errichten dürfen. _ Eine 
Ausdehnung bieſes Rechts ijt fein Beduͤrfniß für unſer gemiſchtes Syſtem 
(S. 478) und wäre daher eine grundloſe Neuerung. Wir haben einmal nad) un— 
ferer geſchichtlichen Entwicklung nirgends den Betrieb des Notengejhäfts durd) 
Private, 3. B. Privatbanquierdg. Die Form der Commanditgeſell— 
ſchaft auf Actien iſt hier ebenfalls entbehrlich Dagegen kann man daran 
denken, Genoſſenſchaftsbanken mit dem Recht der Notenausgabe aus— 
zuftatten, wobei dann das Prinzip der unbegrenzten Haftbarfeit zur Geltung 


199) Vorbehalten iſt eine Veränderung der Privilegien u. f. w. ohne Entſchädig. 
leider nur felten, aber z. B. doch ſchon im Beftät. Decr. d. Leipz. B. vom 12. März 
1839, in preuß,. Priv. B. ftat. im Fall der geſetzl. Aufbeb. d. Bankordn. v. 1846 
während db. Goncef.zeit, 3.8. Berl. C. V. $ 67, Bad. B. Conc.urf. v. %. März; 1870 
Nr. 1 (Verpfliht., d. Stat. u. ſ. w. mit fpäteren gejegl. Bejtimm. über Actiengei., B. u. 
Münzweſ. in Einklang zu bringen; Entſchäd. Frage nicht erwähnt, aber wohl zu verneinen). 
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käme, deſſen unbedingte Einführung aus den früher (S. 584) angegebenen 
und auch für das gemiſchte Syſtem geltenden Gründen nicht geboten, auch 
nicht zweckmäßig erſcheint. Solche Genoſſenſchaftsbanken müſſen dann aber 
von vorneherein ein beſtimmtes unentziehbares Minimalkapital dem Zettel— 
geſchäft widmen und im Uebrigen ſich allen Vorſchriften des Bankgeſetzes 
ebenſo wie die Actiengeſellſchaften fügen. Letztere werden muthmaßlich gleich— 
wohl die Hauptform für Zettelbanken bleiben. 

Corporationen, wie die genannten, ganz von dem Rechte, ſelb— 
tändige Zettelbanfen zu errichten, auszujchliegen, und den Actiengejellichaften 
diefes Recht ausſchließlich vorzubehalten,*5%) dafür iſt anderſeits auch kein 
Grund vorhanden und entipricht das auch nicht der bisherigen Entwidlung 
bei und. Es müfjen für folde Banken nur einige ähnliche Gautelen wie 
für Staatsbanken getroffen werden (jelbitändige Stellung, Dotation mit 
einem unentziehbaren Minimalkapital, jtrenge VBorjchriften über die Beziehung 
der Gorporationgfinanzen zur Banf u. dgl. m.) Eine Haftung der Cor: 
poration außer mit dem Dotationsfapital der Bank ift nicht nothwendig, *) 
jie wäre hier dafjelbe Princip wie die unbegrenzte Haftbarkeit bei Gejell- 
ichaftsbanten. 

Den einzelnen deutjhen Staaten jollte dagegen die Errichtung 
eigener Staatszettelbanfen unterjagt werden, um nterefjencollifionen zu 
vermeiden. 

b. Für die Aetiengeſellſchafts- und eventuell Genoſſenſchafts— 
Zettelbanfen gelten im Uebrigen in der Hauptjahe die Grundjäge des 
Actiengeſellſchafts- und Genoſſenſchaftsrechts, vorbehaltlid einzelner Ab: 
weichungen, melde das Bankgeſetz in Webereinftimmung mit den für die 
beftehenden Banfen vorhin aufgeftellten Neformgrundjägen bejtimmt. Die 
formalen Grundfäße für die rehtsgiltige Erridtung können 
für Zettelbanfen ganz diejelben wie für Aetiengejellichaften, welche anderen 
Zwecen gewidmet find, fein. Die wichtige und dringliche Frage einer Ber: 
bejierung unſeres geltenden Actiengefelihaftsrechts, wie es im Handels— 
gejeßbuh und im Geſetz v. 11. Juni 1870 feftgeftellt ift, Fönnen wir daher 
bier übergehen, weil fie eine generelle für alle Aectiengejellichaften ift. Bon 
Einzelheiten mögen nur folgende drei Puncte hervorgehoben werden. 

a. Die Beihaffung des Kapitals kann bei der Actiengejellihaft 
durch Actien beliebiger Höhe, jedody etwa, der biöherigen deutſchen 
Praris der Zettelbanken gemäß, nicht unter 200 THl., welde auf den 
Namen oder auf den Inhaber lauten, erfolgen. Für diefe verjchiedenen 
Actien beftimmt Art. 207a des Geſetzes v. 1870 verſchiedene Minima von 
resp. 50 und 100 Thl. (bei Verficherungsgejellihaften allgemein von 
100 THl.). Es liegt Fein Grund vor, in der beliebigen Wahl zwiſchen 
Ausstellung auf Namen oder Inhaber Zettelbankactien anders als die übrigen 
Actien zu behandeln. In den Statuten unferer beftehenden Zettelbanken‘#) 


150) Gegen bie Notenausgabe von Gemeinden, Gorporationen erflärt fi bie 
Denfihr. D. Zettelb. ©. 12. Die Gründe paffen aber nicht für ben Fall der Errid- 
tung von Zettelbanfen durch ſolche jurift. Perjonen. j 

151) Die Beflimmung in $ 1 d. Stat. der Brest. Stadtbank (die Stadt bar: 
tet mit ihrem ganzen Vermögen f. d. Erfüllung aller Verpflichtungen dieſer B., prin— 
cipaliter haftet das Stammkap. u, d. Activa d. B. $ 11) ift daher nicht geboten. 

152) Die Höhe der Actien und die Beflimmungen, ob fie auf Namen ober 
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ſind Namens-Actien öfters bevorzugt, z. B. in Betreff des Stimmrechts in 
den Generalverſammlungen. Allein alle ſolche Vorſchriften haben geringen 
Werth und meiſtens ebenſo viel gegen als für ſich. Die Uebertragung von 
Namens-Actien müßte an weitläufigere formelle Bedingungen, wogegen aber 
wieder andre Gründe ſprechen, gebunden ſein, ſtatt bloß an die Blanco— 
girirung (die allerdings dem Inhaber der Actie noch kein Stimmrecht in 
der Generalverſammlung giebt), wenn der Unterſchied zwiſchen dieſen Actien 
und Inhaber-Actien ſchwerer ins Gewicht fallen ſollte. 

. Das Handelsgeſetzbuch beſtimmt ferner, daß der Zeichner der Actie 
für die Einzahlung von 40%, des Nominalbetrags der Actie 
unbedingt verhaftet jei, jo daß er von diejer Verpflichtung auch Sei- 
tens der Geſellſchaft nicht entbunden werden kann (Art. 222 Nr. 2). Bei 
einer Reform unſeres Wetiengejellihaftsreht3 wird bejonders zu erwägen 
fein, ob dieſe Verhaftung nicht erhöht, vielleiht biS auf die vollen 100%, 
ausgedehnt werden joll, entweder allgemein oder für bejondere Arten von 
Unternehmungen, nemlich etwa folchen, bei welchen dad Stammkapital nicht 
ſowohl Geſchäfts- als Garantiefonds ift, wie bei Verficherungsanitalten, 
den wichtigjten Arten der Banken, einſchließlich der Zettelbanken, kurz, bei 
Unternehmungen, welche im Gegenjat zu Fabriken, Bergwerken, Eiſenbahnen 
hauptjächlich mit umlaufendem und fremdem Kapital arbeiten, größere Engage- 
ments für eine zum Theil fernere Zukunft übernehmen und die Kapitalien, 
über welche fie verfügen, nit in eigenen Realitäten anlegen. Die 
Zweckmäßigkeit einer Erhöhung der Verhaftung bei allen Actiengejellichaften 
möchte ic im Allgemeinen bejahen, bei den genannten Unternehmungen noch 


Inhaber ausgeſtellt werben follen ober in beiden Formen ausgegeben werben dürfen, 
weihen bei ben einzelnen Banken vielfadh, in Deutichland bei den Baufgruppen 
haracteriftifh von einander ab. Die Actien der Franzdi. Bank lauten auf den 
Namen und auf 1000 Fr., der Defterr. Nat.b. auf den Namen, find untheilbar u, 
repräjentiren nad den Stat. von 1862 p. Stüd den 150,000ften Theil des Bankfonds 
von 110,250,000 fl.. d. b. den Betrag von 735 fl. ö. W. (in Folge früherer Ver: 
änderungen des Nomin. Betrages und des Münzfußes). Durch die neuefte Rüdzablung 
auf die Actien iſt ber nunmehr. Betrag 600 fl. Die Banfantbeile der Preuß. 8. 
lauten auf 1000 Thl. und auf den Namen Auf denjelben boben Betrag und 
ebenfalls auf ben Namen find die Actien des Berl. C. Ber. ausgeftell. (Hier darf 
nach $ 3 fein Einzelner mehr als 5U Uctien befigen oder erwerben: undurchführbar; 
nur die Redte aus dem Actienbefig an d. Theilnahme an d. Gen.verf. u. j. w. laſſen 
fi fo beichränfen). Die Actien der übrigeu preuf. Priv. Actienbanfen lauten aui 
500 Thl., unverbältnigmäßig hoch (mur O Actien) u. den Namen. — Frankf. B. 
Namen, 500 fl, Brem. B. 250 Thl. G. nah Wunih auf Namen oder Inhaber, 
nur db. Eigner v. auf ihren Namen in db. Bankbüchern eingetrag. Nctien baben d. Recht, 
an db. Gen.verf. Theil zu nebmen. — Braunſchw., Inhaber, 200 Thl. Deif. desgl. 
Hannov. 250 Thl., eg Darmit. 350 fl., nah Wunjd auf Namen od. Anbaber, 
auch belieb. Umwandlung der einen in d. and. Gattung (Detail $ 8—11 des 1. Stat.). 
Die Befiger der Inhaberactien baben fein Recht, an d. Gen.verj. Theil zu nehmen; 32, 
bie db. Nam.actien, wenn fie mindeftens 4 Mod. vor Gen.veri. eingetragen (Minim, 
20 Stüd.); Gotb. Anb., 200 Thl., Sera beögl,, Mein. And. u. 100 TH. — Thür. 
200 Thl. und nah Wunjch auf Namen od. Inh., mit belieb. Umwandl. und Beidränfung 
der Theiln. an db. Gen.verf. wie bei Darmit.; Weim. ebenjo, nur zerfällt jede Actie 
in 2 Bartialactien Lit. A. und B. à 100 Thl. — Leipz. Inhaber u. 250 Thl.; Roft, 
Namen u. 200 Thl.; Olbenb. desgl.; Sädhf. B. 200 Tbl., Namen ober Anbaber. 
Baier. Namen (ausdrüdl. durch bloßes Indoſſem. ohne gerichtl. Dazwifchenfunit über: 
tragb.), 500 fl., Bab. 350 fl. (200 Thl.) auf Inbaber ; können aber auf Berlangen 
in Namenactien umgewandelt werben (Art. 7), ebenjo Würt. 
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ganz beſonders. Hier wäre ferner die Frage aufzuwerfen, ob man nicht 
bei Unternehmungen wie Banken und Verſicherungsanſtalten (der Sitte 
bei leteren gemäß) gejeßlich bejtimmen jollte, daß die Actien 3. B. bloß 
zur Hälfte eingezahlt werden dürfen und die andere Hälfte als Verhaftung 
der urjprüngliden Zeichner oder beſtimmt genehmigter Rechtsnachfolger ver: 
bleibe, aljo nicht in das Geſchäft gezogen werde, um darauf bei Verluiten 
oder beim Bankerott zurücdgreifen zu können: eine Theilung des Riſicos 
binfichtlih de8 Kapitals der Geſellſchaft; denn auch der nicht eingezahlte 
Betrag gehört ſchon zum Kapital und wird 3. B. bei Verſicherungsgeſell— 
jchaften durch deponirte Solawedhjel, die nur unter den im Statut voraus 
gejehenen Fällen zur Zahlung präjentirt werden dürfen, dargejtellt. In— 
deſſen wird es pafjender jein, alle jolche oder ähnliche Veränderungen für 
eine allgemeine Reform des Actiengejellfchaftsrechts vorzubehalten. Sie find 
für Zettelbanfen allein nicht dringend genug, um das allgemeine Redts 
princip durch ein Specialgeſetz zu durdlödern. , 

y. Dagegen gehört in ein Deutiches Bankgeſetz nach dem Früheren 
(S. 436). ſchon jegt eine Beltimmung über ein Minimum des einge 
zahlten Kapitals einer neuen Zettelbank. Wir würden, um der Entjtehung 
ganz Kleiner Zettelbanten, welche ung bisher ohnehin fehlen und dem Cha— 
racter de8 gemischten Syſtems nicht entſprechen, vorzubeugen, nach dem neuen 
Münzfuß ein Minimum von 2 Mil. Mark vorichlagen, daß bei Corps 
rationsbanfen mit Bewilligung des Neihsbanfamts auf 1 Mill. M. reducirt 
werden darf. 19) Die Erhöhung des eingezahlten Kapitals über diejen Be 
trag hinaus jteht der Bank frei. 

e. Der Umfang des Notenrehts wird für jede neue Zettelbanf im 
Marimum auf 6 Mill. Mark angejeßt, die geſetzliche Proportion zwiſchen 
Notenumlauf und eingezahltem Kapital auf 3:1, die Notendeckung auf 
mindeſtens 4/, Baar, zum Reſt nur Wechſel, wie bei den bejtehenden 
Banken. 

d. In allen andern Puneten erhalten die neuen Banken dieſelbe 
Stellung, Einrichtung, Befugniſſe und Verpflichtungen, ferner die gleiche 
Dauer des Notenrechts (1O—15 Jahre) wie die alten in Gemäßheit der 
vorausgehenden Ausführungen. Nur nehmen fie nicht Theil an dem Rechte, 
50-Mart:Noten auszugeben, das Hypothekengeſchäft wird ausgeſchloſſen und 
das Effectengeſchäft auf eigene Rechnung auf eine Anlage von höchſtens 
der Hälfte des eigenen eingezahlten Kapitals in deutſchen StaatSpapieren, 
Pfandbriefen und Gijenbahnprioritäten beſchränkt, ferner wird eine Verei— 
nigung mehrerer Banken zwar gejtattet, aber ohne daß das Notenrecht über 
6 Mill. M. wachſen kann. 

Es iſt durchaus nicht wahrſcheinlich, daß auf dieſer Baſis aus rein 
ſpeeulativen Gründen Zettelbanken errichtet werden. Das reelle 
Verkehrsbedürfniß wird entſcheiden. Die geſchäftlichen Beſchränkungen, die 
ſtrenge Notendeckung, die Einlöſungs- und Notenaustauſchverpflichtungen, 
die Controle des Reichsbankamts wirken genügend darauf hin. Andere 
Banken mit mehr jpeculativem Activgefchäftstreife find heute viel lockender 
für das Kapital und für die Speculation. Aber unjere Normativbedingungen 


53) Der Vorfchl. der Denkſchr. D. Zettelbanfen v. 1 Mill, Th. Minimalfapi: 
tal normirt dieje Ziffer auch im gemifchten Spftem zu hoch. 
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hindern anderſeits auch nicht die Bildung neuer Zettelbanken, wo ſie ein 
wahres Bedürfniß iſt und bieten dem Kapital die dazu nöthige Ausſicht auf eine 
zwar mäßige, aber feftere Rente, um ſich in folden Banken zu invejtiren. Vor: 
nemlih zur Ergänzung unjerer bejtehenden Zettelbanken würden mohl 
in den preußijchen Provinzen und in Baiern, Hamburg einige neue entjtehen, 
was in mander Hinfiht erwünjdht if. Wir würden jo ein gemijchtes 
Zettelbankſyſtem erhalten, welches dem englifchen überlegen: ift. 


d. Die Berbindbung ſämmtlicher Zettelbanfen unter einander. 


Den größten Werth müfjen wir zum Schluß nochmal3 auf die orga= 
niſche Verbindung aller Zettelbanfen unter einander zu einem 
eigentlichen Bank ſyſtem legen. Sie erfolgt durch die beiden Verpflichtungen, 
gegenjeitig die Noten in Zahlung anzunehmen und Notenaus— 
taufhanftalten in Berlin und Frankfurt zu erridten. Diefe 
Anjtalten können unmittelbar mit der Reichsbank und der Frankfurter Bank 
in Verbindung gebracht werden oder felbjt unter deren Leitung jtehen. 
Dadurch wird die wirkſamſte gegenjeitige Controle gefhaffen. Ferner werden 
in größerer Entfernung von ihren Emiſſſons- oder Einlöjungsplägen circus 
livende Noten der kleinen Banfen immer wieder jofort in ihre Heimath 
fpedirt, alſo der Hauptjächlichjte bisherige Uebelſtand am Wirkjamjten und 
fiher viel wirkſamer ald durch die bisherigen einzeljtaatlihen Verbote, 
bejeitigt. Die meniger tüchtigen Banken jcheuen daher dieje Einrichtung 
bejonders. Eigenthümlicher Weiſe find aber auch die größeren, namentlich 
die Centralbanken, leicht einer ſolchen Anftitution abgeneigt und verwahren 
fi mohl gegen den Zwang, die Noten ihrer Concurrenten in Zahlung 
anzunehmen. Völlig mit Unrecht, denn jie haben davon eigentlich den 
meiſten Bortheil, können die Noten jeden Augenblick wieder [08 werden in 
der Austaufhanftalt und üben ihrerjeit3 eine befonders jcharfe Eontrole über 
die feinen Banken aus, Das Verhältnig der Reichsbank zu den anderen 
würde ähnlich werden mie dasjenige der Preußiſchen Bank zu den preußijchen 
Privatbanken, deren Noten jene annimmt, aber immer gleich zur Zahlung, 
bez. zum Austaufch präfentirt (ſ. 0. ©. 52). Dieje Einrichtung ift von den 
Privatbanken angefochten worden, aber mit Unrecht. Sedenfall3 ijt fie je- 
doch für fie oft unbequem, nicht für die Hauptbanf. 1°) Was die Einrichtung 
des Notenaustaufhes anlangt, jo ift hier einfach auf den früheren Abſchnitt 
S. 53—56 u. 450 zu verweiſen. 

An die betreffende Anjtalt kann ſich die Anftitution eines allgemei- 
nen Ausgleihungshaufjes (Elearing:Houfe) knüpfen oder aus ihr jelbjt 
hervorgehen, nicht nur für die beiden Orte Berlin und Frankfurt, jondern 
mit Hilfe eines bejonderen Correſpondenzdienſtes für dieBanten und Banquiers 
aller wichtigen deutſchen Pläte, nad Analogie des Landbank-Clearing-Houſe's 
in London. Dadurch würde aud eine Fortentwicklung unjeres gejammten 
Bankweſens in der Richtung des Depofiten-, Contocorrent: und Chedbanf- 
weſens begünftigt und ein natürlicher Verdrängungsproceh der Banknoten 


154) Meuere Daten über die Annahme v. Privatbankfnoten bei ber Preuß. 8. 
> * Ueberreichung zur Einlöſung ſ. im Stat. Anh.; z. B. auch in Betreff der 
rankf. B. 
Wagner, Jettelbanken. 44 
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al3 Creditumlanfsmittel und Geldfurrogate wie in England, Schottland, 
Newyork angebahnt werden. Ein folcher Proceß'ss) entwickelt ſich in der 
modernen Creditwirthſchaft organiſch aus den Verhältniſſen des Geld- und 
Bankweſens und führt in Betreff der Banknoten zu einem bejjeren Ergeb: 
niß, als die thörichte rückſichtsloſe Vertreibung der Banknoten mitteljt eines 
ganz mechaniſch wirkenden, volkswirthſchaftlich nachtheiligen Verbots der 
Noten überhaupt oder der metalliich nicht voll gededten Noten, wie «8 
dilettantiſche Heißſporne bei und verlangen. 


e Ein Bankcontrolamt im gemijhten Syſtem, insbefondere ein 
deutſches Reichs-Zettelbankamt. 


Die Befugniſſe, welche bei den beſtehenden deutſchen Zettelbanken, 
großen und kleinen, in Betreff der Conceſſionsertheilung, Statutengenehmi— 
gung, Controle u. ſ. w. die Regierungen der Einzelſtaaten oder beſonders 
ernannte Staatscommiſſäre ausüben und am welchen auch in Hinſicht auf 
die Actienzettelbanken das Geſetz vom 14. Juni 1870 nicht? geändert hat 
(Art. 249a $ 3), müfjen nach der reichsgeſetzlichen Regelung der Banfreform 
an das Neich übergehen. Dafjelbe gilt von den Aufgaben und Befugnifien, 
welche nach unferen obigen VBorjchlägen der Regierung bei den verjchiedenen 
Kategorien von Zettelbanfen vorbehalten worden find. Zu diefem Imed 
eignet fi aber eine gewöhnliche Regierungsabtheilung, auch 3. B. eine Ab 
theilung des Reichskanzleramts nit. Vielmehr ift eine befondere, jelbit 
ftändige Centralbehörde zu verlangen, die unter dem Namen Reid 
Zettelbanftamt oder Reichsbankamt oder einem ähnlichen alle June 
tionen der Regierung im Zettelbankweſen auszuüben hätte und eine unab- 
hängige Stellung unter dem Reichskanzleramt einnähme. in jolches Ban 
amt würde ein Glied in der Kette ähnlicher Anftitutionen, 3. B. von Eiſen— 
bahn, Actiengeſellſchafts- (oder einzelner Arten deſſelben), Verſicherungs— 
ämtern u. j. m. fein, deren Errichtung in neuerer Zeit mehrfach bei und 
angeregt worden ift und in Betreff der erftgenannten ſchon in Ausficht fteht. 

Die Organifation und die Junction folder Aemter und au 
eines Bankamtes find zum Theil noch offene Fragen. Die Aufgabe, melde 
fie erfüllen jollen, ift kurz gejagt die, Erjak für das mangelhaft, ja viel: 
fach jchlecht bewährte Conceſſionsſyſtem und das bisher bejtandene Control: 
und Oberaufſichtsſyſten des Staat3 den genannten Unternehmungen 
gegenüber zu bieten, nachdem die Webertragung der einfachen Grundjätt 
der Gemwerbefreiheit, mo fie erfolgt ift, nur andere fchlimme und zum Theil 
ſchlimmere Folgen gezeigt hat oder aus Furcht vor foldhen und megen der 
Natur der Unternehmungen (mie bei den Eifenbahnen) nur in Ermangelung 
befjerer Einrichtungen nicht erfolgt ift. Ohne Zweifel bewegt man fid 
mit jolchen Aemtern auf dem Boden des Erperimentd. Kein Einfichtiger 
wird ſich von ihrer Einführung die Abftellung aller bisherigen Mißſtände 
verjprehen oder die Möglichkeit, ja die Wahrfjcheinlichkeit beftreiten, daß 
unter ihrer Aera wieder andere Nachtheile hervortreten. Allein die Anfänge 





155) ©. die Analyfe befielben in meiner Theor. d. P. Ace S. 111-121. 
Ueber das Clearing-Houſe u. die Jablungsvermittlung in England u. Nordamerica, 
j. audy ben Statiſt. Aub. in d. betr. Abſchn. 
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folder Inftitutionen in England und beſonders in Norbamerica, bier 
namentlich im Controlamt für die Nationalbanken, find immerhin nicht un— 
günftig. Auf Grund der gemonnenen Erfahrungen bei den einzelnen Unter: 
nehmungen lafjen ſich joldhe Aemter zweckmäßig einrichten und ihre Fune— 
tionen beftimmen. Cine Reform des Inſtituts ift jeden Augenblick möglich), 
wenn fich dazu das Bedürfniß zeigen jollte, und muß dann natürlic) erfolgen, 
um die ganze Einrichtung einer relativen Vollkommenheit zuzuführen. 

Die Organijation eined BankcontrolamtS und die Yunction eines 
ſolchen, wenn es fich auf eine mwejentlich formelle Controle bejchränft, find 
oben ©. 125 ff. auch mit Rückſicht auf deutſche Bedürfniffe Schon beſprochen 
worden. Weber die Organijation werden die Anfichten leicht auseinander- 
gehen. Jedenfalls muß das Bankamt eine ftändige jelbftändige ted- 
niſche Specialbehörde fein, in der das practifch und theoretijch jach- 
verjtändige Element vertreten ift. Die oben in Vorſchlag gebradjte Organi— 
jation ift in einigen Puncten derjenigen des nordamericanifchen Bankamts 
(comptroller of the currency) nadhgebildet. Sie erjcheint vielleicht zu 
bureaufratiich für ein deutjches Bankamt, welches wejentlich über die formelle 
Eontrole hinausgehende Befugnifje und Pflichten erhält. Erwägung möchte 
dann der Gedanke verdienen, aus Vertretern der Banken jelbit 4.8. 
bei und aus 2 Vertretern der Reichsbank, 1 der drei Fleinen Gentralbanten, 
2 der anderen Zettelbanfen) und der Handelsfammern einen Beirath 
de Bankamts zu bilden, der in allen Fällen von letzterem um fein Votum 
angegangen werden kann, in bejtimmten Fällen werden muß. 

Die Functionen und die Competenz des Amts richten ſich weſentlich 
nad) dem Character der Banfgejeßgebung. Am Syftem der Zettelbankfreiheit 
beſchränken fie ji auf die formelle Eontrole in der oben dargelegten 
Weiſe. (S. 125 ff.) Im gemiſchten Bankiyftem und fpeciell in demjenigen 
Deutichlands erſtrecken fie fih außerdem, — d.h. alfo außer auf die die 
Publicität controlirende und jihernde, Thatjahen conftati: 
rende, Beriht erjtattende, die Innehaltung der gejegliden 
Behandlung der Banknoten überwahende Thätigkeit, — aud) auf 
eine er von Puncten, welche theils, in Gemäßheit der gejeglichen Nor: 
mativbedingungen, bei den Actiengejellihaften den Gerichten (Han- 
belögerähten) zu regijtriren, verificiren, controliven und publiciren über- 
ragen, und theil nach den obigen Vorſchlägen für die Durchführung des Syſtems 
in Deutſchland, dem Character einer rationell eingerichteten materiellen Bank— 
gejeggebung gemäß, und daher nah dem Bankgejet vom „Staate” 
überhaupt zu controliven find. Das Reihsbanfamt muß und kann jo un- 
abhängig hingejtellt werden, daß es nicht gewagt erjcheint, den Gerichten, vor 
denen e8 eben die Eigenjchaft einer technijch-jachverständigen Behörde voraus 
hat, die bezüglichen Zunctionen abzunehmen. Nöthigenfalls bleibt aber auch 
noch der Mittelweg übrig, das Banfamt als Zwiſcheninſtanz zwiſchen 
die Zettelbanten und die Handelsgerichte zu ftellen, indem nur auf jeinen 
———— daher nach ſeiner Prüfung die bezüglichen Eintragungen 
in das Regiſter des Gerichts u. ſ. w. erfolgen dürfen. Durch eine Mit— 
wirkung des Bankamts ſtatt oder neben den Gerichten bei der Errichtung, 
inneren Organijation, Auflöfung der Zettelbanfen werden fich menigjtens 
eher Mißbräuche vermeiden laſſen, wie fie bei und zwar nicht grade bei 
Zettelbanten, aber bei anderen Actiengeſellſchaften, beſonders * Gruͤndungs⸗ 
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ära von 4871—73 vorgekommen find und nad Beſeitigung des andere 
Uebelftände mit fich führenden Conceſſionszwangs auch bei den Zettelbanten 
vorkommen könnten: Scheinzeihnungen, Scheinverträge, ſchmutzige Gründer: 
prellereien, Berhüllungen von Thatſachen u. j. w. u. ſ. w., kurz jene jchlim: 
men Dinge, welde Lasker in feinen beiden berühmten Reden dem großen 
Bublitum bekannt gemacht hat, nachdem jie für eingemweihtere Kreije lange 
ein offenes Geheimniß gemwejen. 

Unter den befonderen Functionen eines ſolchen Bankamts Könnte jih 
auch noch die befinden, auf Antrag einer bejtimmten Anzahl der eine be 
ftimmte Quote des Kapitals vertretenden Actionäre eine amtliche Revi— 
fion einer Bank vorzunehmen, wie im englijchen Geſetz über Actienge 
ſellſchaften vorgeſehen ift. 

Durch die Ausübung der umfaſſenden Functionen, welche wir hier in 
Ausſicht nehmen, hat ein deutſches Bankamt auch noch die beſondere Gele 
genheit, Erfahrungen über die Mängel nnd Lüden der Gejek- 
gebung zu jammeln und ähnlich wie der norbamericanifche Eontrollor 
zwefmäßige Reformen in diefer Beziehung in feinem Jahresbericht an 
die Regierung und die Volksvertretung in Anregung zu bringen. Alle das 
Bankweſen betreffenden Geſetze, von welchem Factor der Gejetsgebung fie 
auch ausgehen, müfjen jedenfall® auch zuvor zur Begutadhtung dem Bank— 
amte mitgetheilt werden, welches dabei das Urtheil des oben genannten 
Beirathes einzuholen hätte. 

Im Uebrigen muß das Banfamt in feiner ganzen Gejchäftsführung 
möglichit den Grundjaß der Deffentlidfeit, den e3 vor Allem im Bank: 
weſen zur Geltung bringen foll, jelbft Nechnung tragen. Seine Jahres 
berichte follen und können die umfafjendften und detaillirtejten ſtatiſtiſchen 
Documente über das geſammte Zettelbankweſen und zugleich die beiten 
Denkſchriften über alle damit zufammenhängenden volkswirthſchafts-politiſchen 
— —— Fragen ſein. Sie müſſen natürlich auch veröffentlicht 
werden. 
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Wenn der Staat zur Errichtung der Zettelbanken in der Weiſe, wie 
wir es in dieſem vierten Capitel (S. 578 ff.) bezeichnet und für das practiſche 
Bedürfniß der Geſetzgebung zugleich im Einzelnen dargelegt haben, "Stellung 
nimmt, ſo wird jedes der drei bejprochenen Syſteme, dasjenige der Zettel: 
banffreiheit, de8 Notenmonopol3 uud das gemifchte Syftem, ſich als haltbar 
bewähren. Auch jo haften einem jeden noch bejondere Vorzüge und Mängel 
an, doch jind die erjteren durch unfere Vorſchläge möglich auch mit jedem 
der beiden anderen Syfteme verbunden und die Mängel deögleichen möglidit 
befeitigt oder vermindert worden. Der nur relative Werth de3 einen oder 
andern Syſtems ergibt ſich daher nunmehr noch deutlicher. Bei der bevor: 
ftehenden deutjchen Banfreform follte das von den verjchiedenen Parteien in 
der Bankfrage nicht vergeſſen werden, am Wenigften von den Vertretern der 
Wiſſenſchaft. Ich Halte am gemijchten Syfteme feft, weil dasjelbe wiſſen— 
ſchaftlich und practiih durchaus haltbar ift, den Vergleich mit den beiden 
anderen nicht zu ſcheuen hat und bei uns einmal befteht, aber ich überſchätze 
jeinen Werth darum ebenjo wenig. 


Nacdträge. 


Theil I. 
Gap. I. 
Gejeglihe Behandlung der Banknoten und des Staats: 
papiergeldß. 
Gap. L, Abtbeil. 1. 


S. 35 fi. Annahme inländbifher Banknoten und bes Staats 
papiergeldbs im Brivatverfebr. 

1. ©. 35, Anm. 82. Auch im norddeutſchen Gefeß über die Ausgabe von 
Darlehbenscafjenfheinen des Norddeutſchen Bundes v. 21. Juli 1870 heißt es 
in$2uM.:... „im Privatverfehr tritt ein Zwang zu deren (ber, genannten Scheine) 
Annabme nicht ein.“ 


2. ©. 36, Anm. 85. Auch bei den norddeutſchen Darlehenscaffenicheinen 
v. 1870 fehlte bie Einlösbarkeit. Ein bedenfliher Punct, zumal thatfächlich die— 
fes Papiergeld zeitweilig für die Yinanzbebürfniffe des Bundes in ftarfem Maaße 
benugt wurbe. ©. Motive z. Kriegsfoftenanleihe v. 26. Apr. 1871 bei Hirth, An: 
nalen IV., 684., u. meinen Auf. Reihsfinanzen, in v. Holgenborff’s Jahrb. b. 
beutjchen Reiche L., 634. — Durch den Wiener Münzvertrag v. 24. San. 1857 
Art. hatten fich die deutſchen Staaten verpflichtet, unbedingt „fein Papiergelb mit 
wangskurs auszugeben ober ausgeben zu laſſen, falls nicht die Einrichtung getroffen 
z daß ſolches jederzeit gegen vollwerthige Silbermünze auf Verlangen der Inhaber 
umgewechſelt werben könne.“ Beſtehende Ausnahmen ſollten längſtens bis 1. Jan. 1859 
bejeitigt werben, eine befanntlich damals auf Defterreich abzielende Beſtimmung, in 
Folge beren Anfang 1859 jo ungenügend vorbereitet bie Aufnahme ber Baarzabhlung 
erfolgte. S. meine Defterr. Baluta, Wien 1862 ©. 50 ff. Nach 1866 bat ſich Defter: 
rei von dem Münzvertrag entbinden laffen, ber jedoch für die andren Gontrabenten 
noch in Kraft fieht, jo daß auch obiger Artikel noch gilt. 


3. ©. 37,, Anm. 87. Ueber bie Caſſenanweiſungen bes preußiſchen 
Staats vgl. namentlih bie E. O. v. 21. Dec. 1824, durch welde neue Scheine an 
Stelle ber nach Verordn. v. 4. Febr. 1806, 4. Dec. 1809 u. 15. Febr. 1816 curfirenden 
traten. Alle nicht beſonders aufgebobenen Vorichriften gelten auch für das neue Pas 
piergeld. Dieſes wirb mit ben in Anm. 87 angeführten Worten bezeichnet (itatt „Mes 
tallcourant“ muß e8 heißen: „Metallcourantgeld”, Art. I. d. gen. 6. D.). Die Caſſen⸗ 
anmeifungen werden an allen Staatscaffen „als baares Gelb in Zahlung angenommen 
und gegeben”, bei dem Realifarionscomptoir in Berlin aber ebenjo wie bie bisheri— 
gen Scheine „gegen baares Geld zum vollen Nominalwertb, ohne Aufgeld umgefegt 
(realifirt),“ Art. III. eb. Diefe etc find in Kraft geblieben auch für bie 
jpäteren Emiffionen, f. ef. v. 19. Mai 1851 $ 6. Die in Anm. 87 angeführte vage 
und zweideutige Beftimmung über bie Darlehenscaſſenſcheine kehrt wörtlich ebenfo im 
nordbbeutfhen Gejeg v. 21. Juli 1870 wieder, Die Worte: „Diefe Scheine ver: 
treten in Zahlungen die Stelle bes baaren Geld“ jagen entweder gar nichts ober Zu 
viel und find wegen ber folgenden Worte ganz überflüſſig. 
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Gap. I. Abtheil. 2, 


S. 37 ff. Annahme frember Banknoten und Gtaatspapiergelbs 
im Brivatverfebr. 

4. ©. 37. In Elſaß und Deutſch-Lothringen curfirten auch nach dem 
Kriege noch viele Noten ber Franzöſiſchen Bank, ungeachtet dieſelben unein: 
lösbar geworden waren, Schon legtrer Umjtand rechtfertigt, neben der abnormen 
Sachlage überhaupt, das Verbot ber Zablungsleiftung mittelft franzöſ. Banf: 
noten im Reichslande i. %. 1871. 

5. ©. 40. Mitte. Bol. Gef. betr. die Beihränfung der Zablungsleiftung mit: 
telft fremden Papiergelds u. ähnlicher Wertbzeichen in den neu erworbenen Randestbei: 
fen v. 22. Apr. 1869. 


* 


6. ©. 41. Neuere Urtheile über das Staatspapiergeld, bie Roten 
ber Fleinen Banken u. f. w. Die Klagen und Bemerkungen der Handelsfam: 
mern find auch feit 1869 wefentlich diefelben wie bie im Texte berührten. Neues Liegt 
faum vor. Am Häufigften u, Stärkften find die Klagen nicht über Noten u. Staats: 
papiergeld, fondern über CGouponscirculation (Coupons u. Dividendenfcheine, bei. 
v. Actiengefellihaften, Kreifen u. Meinen Eorporationen). Vgl. über diefe u. verwanbte 
Puncte (Bankreform u, f. w.) 3. B. bie 9. 8. Ber. f. 1869 in db. Samml. b. 
Preuß. H. Arch. 1870, Cottbus ©. 240, Erefelb ©. 261, Hagen ©. 318, Arne: 
berg 345, Slabbad 376, Solingen 419, Cöln 506, Bielefeld 678, Mübl: 
hauſen i. Sahlen ©. 703 (Klage über Staatspapiergeld), Emden 737 (Noten, Gou: 
pons), Halle 754 (Staatspapiergeld, Noten, Coupons), Leer 1049, Danabrüd 
1088, ferner Berichte f. 1870, Sammlung v. 1871, Bielefeld ©. 81 (Vorfjcläge f. 
folide Bereinigung d. Zettelbanfen zur Noteneinlöfung), Breslau ©. 103 (Erbaltung 
ber Preuß. B. als Reichsbanf, Bankffreibeit aber ercl. Notenausgabe verlangt, gegen Staats: 
papiergeld), Hannover 162 (Klage über wilde Noten, Coupons; gegen Gentralbanf), 
Gladbach 205, Eöln 265 (Befeitigung bes Staatspapiergelds ; Zahlungsleiftung im 
Goupons folle verboten werden), Magdeburg 310, 316. Danzig 32 Mün: 
fter 412 (fremde Caſſ.anw., Coupons), Hagen 437 (gegen Reihsbanf, Klagen über 
Goupons, ſelbſt Rumänifche feien al pari in Umlauf gebradt), Dfterode 508, 
Efien 569 (Coupons), Halle 613 (Klagen über bie Noten d. fleinen Banken, das 
Papiergeld, Bildung eines Garantievereins zur Einlöfung im Kriege; degl. Klage 
über Coupons, das Hanbelsminifterium babe aber ben Wunſch nah Einlöfungscafien 
für db, Coupons als unausführbar bezeichnet), Hildesheim S. 693 (wilde No» 
ten) u. a. m. — Gottbus Ber. f. 1869 ©. 240 erwähnt bes vielen fremben Ba: 
piergelbs, beifen freier Curs aber zu wünfchen fei, wogegen über Coupons geflagt 
wird. Lüneburg eb. ©. 566 u. Wiesbaden eb. S. 1002 u. Ber. f. 1870 ©. 776 
erwähnt der Erfolglofigkfeit des Verbots bes außerpreuß. Papiergelbs in ben neuen 
Provinzen. Bol. au d. Aufſ. v. Hand; k. jecr. C. Roſcher (Zittau) üb. Zinscoupons 
u. Divib.fcheine in Nr. 45 u. 46 db. D. Hanbelsbl. 1872. 


7. ©. 43. Schluß ber 2, Abtbeil.. Einige ber bier ftehenden Säge find durch 
die Gründung bes Deutihen Reichs antiquirt. zent fann es fi, ber Competenz bes 
Reichs gemäß, nur noh um gemeinjame Regelung jämmtlichen d. Staatspapiergelbs 
banbeln. S. Theil II. Cap. III, ©. 193 ff. 


Gap. I. Abtheil. 3. 


S. 43 fe Annahme der Banknoten u. bes Staatspapiergelbs an 
ben öffentliben Eafien. 


8. ©. 43. Die Annahme ber Noten ber Preuß. Bank an den öffentl, Kafien 
ift, auſgetauchten Zweifeln gegenüber, noch ausdrüclich durch die C. D. v. 9. Juni 1847 
unter Hinweis auf ben $ 33 ber B, D. eingefchärft worden. Auch bie gerihtl De 
pofitalcasfen follten fie annehmen. Und zwar Annahme immer im vollen Nenn: 
wertb. Bon Antereffe ift das neue Bremiſche Geiek v. 17. Nov. 1872 über d. Com: 
manbite db. Preuß. B. in Bremen, ji: Preuß. 9. Arch. 1872 IL, 621. Solange j. b. 
Noten db. Preuß. B. die geſetzl. Einlöf.verpflictung befteht und erfüllt wird (db. b. fteete 
Einlöfung bei d. Hauptb.cafie zu Berlin, bei den Preuß. B.comptoirs, joweit es beren 
jedbesmalige Baarbeftände u. Geldbebürfnifie erlauben), follen d. Noten an d. brem. öff. 
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Gaffen in Zahlung ſtatt baaren Gelds angenommen werden. Man batie in Bremen 
eine unbedingte Einlöj.pflicht f. b. dortige Filiale anfangs verlangt, aber bei d. Bank 
nicht durchſetzen können. ©. aud u. Nachtr. 20. 


9. ©. 47. Einige Bemerkungen’ hier mobificiren ſich jeßt wegen ber Ausbehnung 
der Reichscompetenz auf das Papiergeldweſen. Sollte das Gtaatspapiergeld nicht zu: 
feih mit dem Notenwejen regulirt werben, jo würben Geparatabfommen einzelner 

taaten vorerſt immer noch erwünfcht fein, ähnlich wie 3. ®. dasjenige zwiſchen 
Se und Sachſen über Doppelbefteuerung, bevor das betreff. Bundesgeſetz zu 
tande fam. 


10. ©. 47. Anm, 123. Ueber die Zwangszahlung in Staatspapiergelb an 
Staatsfafien in Defterreich früher j. meinen Auff. 3. Geſch. u. Krit. db. öfterr. 
Bancozettelper. I. Tüb. Ztichr. 1861 ©. 583. Auch in Preußen beftanden aber ähn— 
liche Vorfcriften, jo in den Verorbn. v. 7. Sept. 1814, 1. März u. 7. Apr. 1815, 
15. Febr. 1816. Die C. DO. v. 21. Dec. 1824 bejtimmt, daß alle Zahlungen, welche 
in Eilbergeld an was immer für Staatscaffen zu leiften find, bei Summen von 2 Thl. 
und darüber zur Hälfte in Gaff,anweij. zu entrichten find, falls nicht ſchriftl. Ver: 
träge etwas Andres über bie Zahlungen anordnen. Für jeden hieran feblenden Tha— 
ler, welcher nicht in Papiergeld gezahlt wurde, jollte ein Strafagio von 2 Sol. 
(61290!) eintreten, das burh C. O. v. 14. Oct. 1827 auf 1 Sal. ermäßigt wurde. 

ind diefe Beftimmungen ausbrüdlich aufgehoben worden oder niht? Ich babe Feine 
darauf bezügliche Verordnung gefunden, An ſpäteren Gefeßen über Erneuerung ober 
Bermehrung ber Caſſenanweiſungen werden die früheren Vorſchriften regelmäßtg für 
gurig erflärt, foweit nicht eine ausbrüdliche Abänderung erfolgt (3. B. Geſ. v. 19. Mai 
851 $ 6). Eine foldhe wird binfichtlich des Strafagios nicht erwähnt. Nur durch bie 
Erklärung ber preuß. Banfnoten zum hr Zahlmittel an ben öffentlichen 
Caſſen bat jene Beftimmung jedenfalls eine Einfhränfung erfahren. Thatſächlich ift fie 
außerdem außer Uebung. 


11. ©. 48. 49. Auch bier find einige Bemerkungen feit ber Gründung bes 
Deutihen Reichs antiquirt. Ebenio fallen bei ber heutigen Finanzlage die finan- 
ziellen Schwierigkeiten ber Regelung bes kleinſtaatlichen Papiergelds weniger 
ins Gewicht, fehlen indeſſen noch nicht ganz (Cob. Gotha u. A.). Durd das in Aus: 
führung begriffene einbeitliche beutfche Münzſyſtem ift bie Gemeinjamkeit eines etwaigen 
Reichspapiergelds ermöglicht u. die S. 49 erwähnte Schwierigkeit, weldhe aus dem 
Guldenfuß hervorging, befeitigt. 


12. ©. 48. Auch in neuefter Zeit ift der Stanbpunct der Handelsfammern 
in ber frage des Staatspapiergeldes ziemlich unverändert geblieben. Soweit nicht eine 
gänzlihe Bejeitigung alles Staatspapiergelds gewünfcht wird, wird gern einem gemein: 
famen Reihspaptergeld das Wort geredet. ©. die Stellen in dem jechsten Nach: 
trage (zu ©. 41) und im Texte ©. 193 ff. 


Gap. L, Abtheil. A. 


©. 49. Gegenfeitige Annahme ber Noten bei ben Banken ſelbſt 
und Erridtung von Notenaustaujdanftalten. 


13. Zu ©. 49 ff. Die bier gemadten PVorjchläge haben für eine beutjche 
Reichs: Bankpolitif nur noch größere Bedeutung. Eine völlige Gentralijation ber 
Notenausgabe ift weder crebitwirtbichaftlich noch politifch erwünjicht, noch bat fie bei dem 
Character des deutſchen Reichs und ben bier einmal berechtigten Intereſſen der Ginzel: 
ftaaten die Wahricheinlichkeit bes Erfolgs für fih. Um fo nothmwenbiger find Einrichtungen 
wie die im Terte gefchilderten. ©. aud ©. 667. Mehrfach find neuerdings in den Handels: 
fammern ähnliche Vorſchläge gemadıt. Val, } B. bie Berichte f. 1869 aus Hagen, 
1870er Samml. ©. 317, u. Ber. f. 1870 ©. 439 (bier für geregelte Bankfreiheit mit 
Abſchaffung aller Privilegien, die deutſchen Banfen hätten fih bewährt; gegen Reiche: 
banf. project), Göln ſ. 1869 S. 500 (für große Gentralbanf mit Filialen, daneben 
fleine nad Normativbebingungen, äbnlih wie in meinen Vorſchlägen ©. 447 fi. 
biejes Werks, Notenmenge aber nur gleih eingezabltem Stammkapital), ähnlich Vieles 
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feld ©. 678 (u. Ber. f. 1870 ©. 81), aub Eſſen ©. 788; Danzig f. 1870 S. 392 
(weientlich übereinftimmenb mit meinen Vorſchlägen) Lüneburg f. 1869 ©. 566 
(Zuftimmung zu bem Braunfchweiger Plan, ſ. S. 457 biejes Werls). Auch bie 
Plauener H. KR. äußert ſich ähnlich wie ih. Nähere Kormulirung und Begründung 
ber Vorfchläge der Abtheil. 4 für unfre heutigen beutfhen Verhältniſſe j. im 
Terte ©. 447 ff.; eb. auch über die Braunfchweiger Einwürfe und Vorſchläge S. 458. 


14. ©, 53. Anm. 132. Ueber das Londoner Bankfwefen u. Clearing: 
Houfe f. auch Seyd, London banking, Lond. 1872. Bol. auch beif. Berf.s. „Die 
Münz⸗, Währ. u, Banffragen in Deutfchland“, Elberf. 1871. Ferner Stat. Anh. Tab, Yu.Z. 


Gap. I, Abtbeil. 5. 


©. 57. Einlösbarkeit der Banknoten. 


15. ©. 57. Anm. 147. In bie befinit. Statuten der Bab. Banf v. WB. März 
1870 Art. 25 ift bie bier angegebene Formulirung aufgenommen worben. 


16. ©. 59 oben u. Anm. 154. Behandlung abgenugter Noten u. ſ. w. 
Die bier angeführte Beftimmung ſteht auch im Art. 26 der Bab. B.ftat. v. 1870. In 
Preufen beftimmen bie Geſetze über abgenuptes, zerftüdeltes Staatspapiergelbd 
(Caff.anweif.) Folgendes. Die C. O. v. 4. Dec. 1824 Art. 9 fagt: beihäbigte ober 
unbrauchbar gewordene Gafien:Anweifungen werben eingetaufcht, wenn auf benfelben 
bie gebrudte Litera u. Nummer berfelben, fowie bie dabei gefchriebene Namensunter: 
ſchrift vollftändig noch vorhanden u. fichtbar if. Die E. DO. v. 9. Apr. 1825 fügt dazu 
noch als britte Bedingung für ben Umtaufh, daß auch noch ber unbedrudte Äußere 
Rand, welcher dur das Wafferzeichen zugleich den Werth ber Gaffenanweifung andeu— 
tet, nicht abgefchliffen fein darf. Die C. O. v. 14. Nov. 1835, wegen Anfertigung und 
Ausgabe neuer Eaffenanweil,, verlangt in Art. 5 das vollftändige Erbaltenfein ber ge: 
brudten Serien: u. Folienzabl, der gebrudten Litera, der gefchriebenen Nummer, ber 
neben berjelben ſtehenden Namensunterfchrift, u. beftimmt dann noch: baß ganz ober 
zum Theil bejchnittene Gaffenanweifungen in ben öffentl, Gaffen u. überhaupt in Zah— 
lung, nicht angenommen, fonbern angebalten u. an bie Hauptverwaltung ber Staats: 
Ihulden eingefandt werben follen. Ein Erfag foll nur geleiftet werben, wenn nad: 
gewieſen wird, daß das Beichneiden zufällig erfolgt fei. Das Gef. v. 19, Mai 
1851 $ 5 wiederholt wörtlich diefe Bedingungen, enthält aber noch ben Zufaß: „ob in 
andren Fällen ausnahmsweiſe ein Erfag geleiftet werden kann, bleibt dem pflidtmäßi: 
gen Ermeffen ber Hauptverwaltung der Staatsihulben überlaffen.” Bedenkt man, baf 
bas preuß. Staatspapiergeld aus fo niedrigen Stüden wie 1: u. b-Thlr.ſcheinen beitebt, 
von denen natürlich zumal bie erjten fehr abgenußt werden, fo ergeben fih gewiß bei 
ber Anwendung biejer Vorfchriften viele Mipftände u. Ungercchtigfeiten. Die Thaler— 
ſcheine ſehen oft nicht viel beffer als bie thüringer aus. An Klagen bes Hanbelsftands 
fehlt es auch,nicht. Ein-Thalerfheine find überhaupt unpractifch Mein. 


17. ©. 59. Mitte. Einziehung u. Außercursfegung von Noten 
u. f. w. In bie Statuten ber Bab. Banf v. 1870 Art. 27 ift leider boch bie furze 
Präclufivihrift „von wenigftens 6 Monaten“ liber angen, bod) mit folgendem wichtigen 
Aufaß: „Für die innerbalb ber beftimmten Stift nicht eingelieferten Banknoten bört 
die ordentliche Einlöſungspflicht (täglich gegen baares Geld, Art. 24) auf, fie verlieren 
ihre Eigenſchaft als Banknoten, behalten jedoch bie Kraft einfacher Schuldicheine auf 
Inhaber. Das Forberungsrecht aus benjelben verjährt in fünf Jahren, von bem 
Tage an gerechnet, an welchem bie orbentlidhe Einlöjungspflicdt aufgehört bat.“ Hier: 
nah würde alfo u. U. für die präclubirten Noten bie vorgeichriebene Dedung fort: 
fallen. — Für das Etaatspapiergelb Preußens ift Folgendes beftimmt. Durd 
C. O. v. 21. Dec. 1824 erfolgte bie Erſetzung ber älteren Treſor- u, Thalerjceine u. 
ber von Preußen übernommenen 8. Sächſ. Caffenbillets durch neue Gaffenanweifungen. 
Hierbei wurde in Art. 13 eine zweimalige, in angemejjenen Zwifchenräumen erfolgende 
Aufforderung bes Publicums zum Umtaufh mit einem Präclufivtermin von minbeftens 
6 Monaten unter ber Verwarnung u. mit ber Wirkung angejegt, daß mit Ablauf bei: 
jelben alle Anſprüche an den Staat aus biefen Papieren erlöſchen follten. Anmelbun: 
gen zum Schug gegen bie Prächufion jollten nicht ftattfinden, die Scheine nad Eintritt 
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bes Termins werthlos fein. Diefe barten Beflimmungen find bei ben fpäteren Emiſ— 
fionen zunächſt wenig verändert. Nach der C. D. v, 14. Nov. 1835 Art. 4 foll die 
zweimal. Bekanntmachung in den gelefenften, von ber Hauptverwaltung ber Staats: 
Ihulden zu beftimmenden öffentl. Blättern erfolgen. Sechs Wochen nach db. lebten Ber 
fanntmahung ſoll ein Präclufivtermin von mindeſtens 6 Mon. eintreten. Dariiber 
weitre Befanntmahung in ben Amtsblättern und in gelefenen Provinzzeitungen. Die 
nah Ablauf des Termins nicht eingelieferten Scheine werben für werthlos erklärt, fol- 
Ien vorfommenden Falls „angehalten“ u. an die Hauptverwaltung der Staatsfchulbeu 
— (alſo einfach weggenommen?) werden. Das Geſ. v. 19. Mai 1851 $ 3 fegt 
3 Bekanntmach. in Zwifchenräumen von 3 Mon,, durch Amtsblätter, Zeitungen aller 
Provinzen u. mehrere auswärt. beutfche Zeitungen (bemerfenswertber, durch die Ent: 
widlung bes deutſchen Verkehrs bedingter Fortfchritt) fei. Dann nah Ablauf von 3 
Mon. eine bmon. Präclufivfrift, die monatl. durch die Blätter zu verfünden, Die 
übrigen Borfchriften find die alten. Dagegen wird in bem Gef. v. 7. Mai 1856, durch 
welches die Einziehung von 15 Mill. Thl. Caſſ.anweiſ. beftimmt wird, zunächſt von ber 
Beftimmung eines Prächufivtermins abgejeben. Die andern Beitimmungen blieben in 
Kraft. Die Älteren Eaffenanweifungen von 1835 u. die Darlebenscaffenicheine von 1848 
waren inzwifchen nad ben Geſetzen v. 19. Mai 1851 und 7. Mai 1855 präclubirt 
mworben, aber das Gef. v. 15. Apr. 1857 bob die Präclufion auf, beftimmte Erſatz und 
behielt der Staatsregierung bie Feſtſetzung einer Endfrift für ben Erſatzanſpruch vor. 
Ebenfo fehlt ein Präclufivtermin in d. Gef. v. 29. Febr. 1868, welches die Einziehung 
kurheſſ. Papiergelds u. Noten ber naſſ. Landesbanf verfügte. Diefe milderen Beftim: 
mungen find gewiß zu billigen. Ende 1867 waren v. urjprüngl. 17,242,347 Thl. 
Anweif. v. 1835 noch 235,347 Thl. oder 1.37%, u. von 1848er Darl.cafi.ih. noch 
38,875 Thl. rüdftändig (j. Richter, preuß. Staatsfhulden, Bresl. 1869 S. 326). 
Auch die Vorſchriften über Einziehung und Umtaufh von Banknoten find ähnlich 
zu mildern. Es läßt fich fehr wohl rechtfertigen, daß ber baare Betrag für bie noch 
nicht eingegangenen Noten von der Bank gerichtlih deponirt werben müſſe. Daraus 
gebt für die Bank fein damnum emergens hervor, ſondern nur ber billige Verzicht 
auf unverdiented lucrum, In neuefter Zeit (1871) find u. A. behufs Liquidation die 
Noten ber Königsberger Privatbank mit Präcluf.termin einberufen worden. 
Der Termin mußte im März 1873 wegen eines Formfehlers in d. Publication ver: 
längert werben. Bon 1 Mill. Thl. waren noch 12—15,000 Thl. ausftehend, — viel 
für bie kurze Zeit bes Umlaufs, 


18. ©. 59 unten u. ©. 60 Anm. 156. Die Behauptung, daß allgemein ber 
Gewinn aus präcludirten Noten jowie aus verloren gegangenen ber 
Banf zufalle, ift unridtig. In den Stat. der preuß. Priv.banfen wird beftimmt, 
baß ber —— der präclud. Noten zu mildthätigen Zwecken verwendet wer— 
ben ſoll. Vgl. d. 4. Cap. Abſchn. v. d. Auflöſung d. Banken, beſ. ©. 593. 


19. ©. 60, Anm. 158. Die Verhältniſſe Rußlanbds zeigen bie große Schwie— 
rigfeit einer richtigen, für ben gutgläubigen Befiger nicht unbilligen und doch dem 
Faͤlſcher jein Treiben nicht erleichternden Behandlung der Frage ber Papiergeld: 
fälſchung. Antereffante Auffchlüffe in dem ruſſ. Notenfälfhungsproceh in d. Schweiz 
im Gept. 1872. 


20. ©. 60. lan der Noten an mehreren Drten. Eine Be: 
fanntmahung bes Hauptbankdirectoriums der Preuß. Bank v. 17. a 1857 erklärt 
übrigens, baß nicht nur die Hauptbankkaſſe, ſondern auch ſämmtl. Banfcomptoire 
u. Gommanbiten zur Erleichterung bes Geldverfehrs angewiefen find, ſoweit die 
eigenen Beftänbe bazu ausreihen, Banknoten gegen Silbercourant ohne Weitere 
Koften u. gegen Silber in Barren zu bem beftimmten Preife umzutauſchen. ©. 
auch Nadıtrag 8. Auch im %. 1870 find mir feine Klagen befannt geworben. Die 
große Goulanz ber Bank wird allgemein in jeder Hinficht gerühmt. Bebarf nach Baar- 
gelb zum Erport lag damals allerdings auch nicht vor. Nur die H. K. von Saar 
brüden (Ber. f. 1870 ©. 858) klagt über bas kopfloſe eilige Wegſchaffen der R. 
Caſſen und ber Banfagentur beim Kriegsausbruch, bie benachbarten franzdf. Banf: 
filialen jeien ganz anbers verfahren, — bei ber anfängl. Lage wohl begreiflich. 


21. ©. 62. Die angeführte Beftimmung für die Badiſche Banf ift in bie 
definit. Stat. v. 1870 Art. 24 übergegangen. — Bemerfenswerth in Betr. der Mängel 
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in ber Einlöſung ift ein Borgang aus d. 3. 1870 in ber erſten Kriegspanique. Die 
Meininger B. erflärte fi damals bereit, ihre Noten bei franfirter Einfendung 

egen '/,%, Brovijion mit preuß. Sceinen oder Berl. Wechfeln umzutaujchen! 
0 C. Ber. f. 1870, Hildbesbeim ©. 694). Aehnliche Gonceffionen madten ein 
paar andre Meine Banken; andre, z.B. die Thüringer, weigerten fih „wegen ber 
Conſequenzen“ (!) jelbit biergegen, |. auch S. 457. 


22. ©. 63. Anm. 166. Auch bie Lüb. Eomm.b. bat ihre Leipg. Einweche: 
lung 1871 wieber eingeftellt. Die Entwidlung der Sächſ. B. in Dresden und ber 
allmälige Aufihwung des Local geſchäfts am Domicil bat wohl bie Fleinen Banfen 
aus Sachſen verdrängt und ihnen das Geſchäft fern vom Domicil nicht mebr fo notb- 
wendig gemadt. Die Weim. B. klagt in den Jabresberichten öfters über die erfchwerte 
Goncurrenz für ihre Noten in Sachſen. 


23. ©. 63, Anm. 167. Die neueften Hanbdelsfammerberidte wiederholen nur 
bie Älteren Wünſche. ©. die Gitate oben im Nachtrag Nr. 6. 


24. ©. 64, Anm. 171. Die preuß. Gafl.anweil. find nur in Berlin beim 
Realifationscomptoir (Kafle der Gontrole der Staatspapiere) einlösbar, C. DO. v. 
21. Dec. 1824 Art. 3. Die Einlöfung foll fo gut wie gar nicht in Anſpruch genom— 
men werben, Aber die Annahme an ben Staatscaflen u. an ber Preuß. Banf macht 
fie auch bei der heut. relativ Fleinen Summe Papiergelds eher entbebrlih. Weber bie 
Einlöfung des Bad, Staatspapiergelds ſ. S. 218 Anm. 466. 


235. © 64. Tägl. Einlöfung in binlängl. langer Zeit, Art. 24 ber 
befin. bad. B.itat.: in Mannheim jeden Werktag fünf Tagesjtunden lang, bie öffent: 
ih befannt zu machen. Ebenjo Würt. B. 


26. ©. 65. Einlöfung in gefeglidem Gelde. Im Deutſchen 
Reichsgeſetz Über Ausprägung von Golbmünzen v. 4. Dec. 1871 wirb ben 
„Selb: u. Greditanftalten u. Banken“ neben den öffentl. Gaffen eine wichtige 
Pflicht in Betr. der Gontrole ber Goldmünzen aufgelegt. Goldmünzen, welche das 
Paffirgewicht nicht erreichen u. von folhen Anftalten an Zablungsftatt angenommen 
wurben, dürfen von ibnen nicht wieder ausgegeben werben ($ 9). Wird fi diefe Bor: 
Ichrift ausführen lafjen ? 


27. ©. 65. Durd die bevorftehende er hie ber Golbwährung in Deutſch— 
land beben fich die meiften bier angebeuteten Schwierigkeiten. Das definit. Münzgeſetz 
wird nur Webergangsbeftimmungen für bie Banken u. ihre Einlöfungspflidt in Gelb 
ftatt bisher in Silber enthalten müflen. Dem Bernehmen nad baben bie deutſchen 
Zettelbanfen, die Preuß. B. voran, ſchon große Summen Silber ibrer Baarfonds in | 
neue Goldmünzen umgeſetzt, was auch deren noch immer fpärliche Verbreitung erflären 
würde. Ende 1872 joll der balbe Baarfonds der Preuß. B. aus Gold bejtanden haben. 
Für die Einlöfung der Noten in Silber gelten dann fpäter die Beftimmungen, welde 
bag Münzgefeß Über die Beichränfung ber Eigenſchaft ber neu zu prägenden Silber: | 
münzen als gefeßliches Zahlmittel (vielleicht bis 50 Mark?) überhaupt ben Spftem ber | 
Soldwährung gemäß wie in England u. Franfreih wird treffen müſſen. | 


28. ©. 66. Die Ausftellung von Noten u. Bapiergelb in andrer als Sil: 
ber- und als in der geſetzlich beftehbendben Landeswährung tft durch Art. 
22 des Wiener Münzvertrags verboten worden. 


Gap. L, Abtbeil. 6. 
& 66 ff. Stüdelung ber Noten u. f. w. 


29. ©. 67, Anm. 182. Auch in Frankreich muß man wohl ober übel bie 
Gonjequenzen ber PRapiergelbwirtbichaft hinnehmen und Seitens bes Staates oder ber 
Bank kleine Noten ausgeben ; je nad) ber Entwidlung bes Agios vieleicht ſelbſt bis aufi Fes. 
icheine herab (die neueren 1: u.2 F8.:Stüde haben 7.2204 Silber zu wenig — 835 ftatt 
0 1000ftel, das Agio braucht alfo nicht ſehr boch zu fteigen, um auch fie aus dem 
Umlauf zu verdrängen u, Einfchmelzung ventabel zu machen), S. Stat. Anh. Franzöſ. B. 
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30 © 68 Notenminimum bei ber Bad. B. von 1870 u. ber Würt. 
v. 1871 (mwürt. Geſ. v. 24. Juli 1871 u. Stat. v. 1. Sept. 1871) auch 10 fi. 
©. folg. Nachtr. 


31. ©. 68. Limitirung der Notenmenge in Fleinften Stüden. 
Bei d. Preuß. B. beträgt die Summe v. 10 Mill. Thl. Zehnthlr.noten vom Noten: 
umlauf ber Gegenwart (c. 250-300 Mill. u. mehr) nur noh 3—4%,. Eine Er: 
höhung biefer Summe, vollends nah Befeitigung des Staatspapiergeldbs, bat feine 
Bedenken; um fo weniger, wenn bas niebrigjte Stüd demnächſt auf 50 oder 100 Mark 
erböbt wird. Die Erlaubniß zur Ausgabe v. 10Thl.Noten erfolgte erit durch d. Gel. 
v. 7. Mai 1856; nad der B. O. v. 1846 Art. 29 war 25 Thl. der niebrigfte Betrag. 
©. aud ben folg. Nachtrag. Die Bad. B. u. die Würt. B. haben für das Noten: 
minimum von 10 fl. noch weitere Vorſchriften. Die erjte darf in folhen Stüden nur 
bie Hälfte des Notenumlaufs, der auf das Dreifache des eingezahlten Actienfapitals 
beſchränkt it, die andre Hälfte in Stüden nicht unter 35 fl. (20 Thlr.) ausgeben. Bei 
ber Würt. B. barf bie wer des ebenfalls auf das Dreifache des Nctienfapitals, im 
Marimum auf 15 Mill. fl. feftgefegten Notenumlaufs aus Stüden unter 35 fl. 
(20 Thl.) befteben. 


30. ©. 69. Ueber die Stüdelung unb ben Betrag bes früheren 
preuß. Staatspapiergelbe Das bis 1824 vorgefommene Papiergeld lautete auf 
1, 5, 50, 100, 250, 500 Thl. Die neuen Gafjfenanweifungen v. 1824 (E. O. v. 
21. Dec., 11,242,347 Thl.) und 1827 (E. O. v. 22. Apr. 6 Mill. Th.) beftanden 
aus 1, 5 und 50 Thl.sicheinen. Dieje Stüdelung wurde bei der Gonverfion v. 1835 
(€. D. v. 14. Nov.) beibebalten. Dazu traten durch C. D. v. 5. Dec. 1836, gegen 
Einziehung ber Bank» und Seehandblungsiheine und der Pommer’ihen 5Thl.Bank— 
fcheine, neue 5',, Mill. Thl. Gaff.anweif., wovon '/,, Mill, Thl. in 5Thl.Scheinen für 
bie Bommer’fche Bank, welche biefe Scheine noch gegenwärtig in Händen bat, 5 Mill. 
Thl. zur Hälfte in 100: u. zur Hälfte in 500 Thl.-Stüden. Die €. O. v. 9. Mai 1837 
fügte weiter 3 Mill. Thl. hinzu, wovon '/, Mill, einftweilen noch nicht in Curs fam. 
Davon waren je 1 Mill. 1Thl.- u. 5Thl.:, je /, Mill. 50 Thl.- u. 100 Thl.icheine. 
Bon der damaligen Gefammtjumme von 25,742,347 Thl. follten nach der Bankreform 
von 1846 6 Mill. Thl. eingezogen werben, was bis 1850 aber nur mit 4.7 Mill. Thl. 
geſchah. Diefer Sachlage entiprechend normirte das Gef. v. 7. Febr. 1850 ben Ge: 
fammtbetrag auf 20,842,347 Thl. Dazu waren aber 1848 10 Mill. Thl. Darlehens: 
caſſenſcheine, 6 Mill. in 1Thl.:, 4 Mill. in 5Thl.Icheinen, getreten (Gef. v. 15. Apr. 1848) 
Diejelben wurden durch Gel. v. 30. Apr. 1851 zu ben Gajfenanweifungen binzugejchla: 
gen u. erfuhren biefelbe Behandlung. Das Gef. v. 19. Mai 1851 bat dann ben fo 
erreichten Betrag v. 30,842,347 Thl. beibehalten u. beftimmt, daß davon je 7’, Mill. 
Thl. in Apoints zu 100 u. zu 50 Thl. 5 Mill. in folchen zu 10, 41, Dil. in ſolchen 
zu 5= u. 6,342,347 Thl. in 1 Thl.jcheinen beftehen jollten. Durch bas Geſ. v. 7. Mai 1856 
wurde dann die Einziehung v. 15 Mill. Thl. 100: u. 50THl.fcheine verfügt, als bie 
Preuß. Banf das Recht der weiteren Notenausgabe u. der Emiifion von 10 Mill, Thl. 
10:ThlL:Noten erbielt; ferner wurben die 5 Mill, Thl. 10-Thl.-Scheine tb. in 1-Thl., 
tb. in 5-Thl.Scheine convertirt, jo daß bie auf S. 69 genannten Beträge entitanden. 
Das Weitere |. ebendaj. Die Behandlung ber Stüdelung war fo feit längerer Zeit 
mit bem traditionellen preuß. Tact in ſolchen wichtigen, aber anderswo oft faum beach: 
teten Puncten erfolgt. Bol. v. NRönne. preuß. Staatsreht, 3. A. $ 479 (MI. 2.); 
aud €. Richter, preuß. Staatsfhulden, S. 245 ff., 250 ff., 326. 


31. ©. 70. Mitte. Die finanz. Schwierigkeiten ber Regelung oder jelbft der 
Befeitigung bes Staatspapiergelds beftehen 1872—73 aus befannten Gründen nicht mehr 
in bemfelben Maaße wie 1869-70. 


32. ©. 70 unten. Normirung bes niebrigfien Notenſtücks nad 
bem neuen Golbmarffuß. Durch bie inzwiſchen erfolgte Annahme bes Gold— 
markfußes (D. Reichsgeſ. v. 4. Dec. 1871) erweist fih eine andere Fixirung bes 
Notenminimums nothwendig. Wegen ber Einfügung in das Münz- und Rechnungs: 
ſyſtem fommen wohl zumeift die Beträge von 50 u. 100 M. in Betracht, vielleicht auch 
der von 40 M. Höchſtens — beſſer nit — ein beſchränkter Betrag von 20 M. 
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Noten wäre zu geftatten. Dann etwa fir bie Reihsbanf. Wir würden fonft 50 M. 
zur Wahl empfehlen, eine Riffer, die auch mit Rüdficht auf bie Wahl des nähftnie 
brigften Notenftücds als die paſſendſte erfcheint. Die Erhöhung von 10 fl. u. 10 TH. 
auf 16%, Thl. ift immer bebeutend genug. Die Erhaltung ber Golbmünze in genü— 
aendbem Mafe im Verkehr wird auch babei erreicht, ein zwecklos großer Golbumlauf, 
ber volfswirtbichaftlich natürlich ein Opfer ift, vermieden. Mebhrfach ift inbeflen, 3. 2. 
auch auf dem Hanbelstage zu Leipzig i. J. 1872, bie 100-M.:Note als Minimum be 
fürmwortet worben, alfo etwa berfelbe Betrag wie in England (5 Pf. St.). Schottland 
befinbet fich mit feinen 1:Pf.e Noten recht gut und bat beren troß ber Golbwährung 
eine anfehnlihe Maſſe in Umlauf. 


33. ©. 71. Die Beweisführung zu Gunften Feinen flatt großen Staate: 
papiergelbs fcheint mir durchaus aufrecht zu erhalten, obwohl fie im Widerfprud mit 
dem Reichsgefeß v. 16. Juni 1870 (f. 0. ©. 12A) gefunden werben Fönnte. Dieſes 
verbietet die Erfeßung von Papiergeld höheren durch folches geringeren Werths. Diele 
Maßregel bat jeboch wohl nur ben Statusquo möglichft erhalten wollen in Betr. ber 
Papiergeld: u. Münzverbältniffe. 


34. ©. 72, 73. Die bier ftebenden Erörterungen find burd bie Grünbung bes 
D. Reichs, durch deſſen Competenz in ber Banf: u. Papiergelbfrage u. durch bie Ein: 
führung bes Goldmarkfußes in einigen Puncten antiquirt. Wird das Staatspapiergelb 
nicht bald ganz befeitint (1. S. 193 fi.), fo fchiene uns ftatt ber 1: u. 5-ThL: u. fl. 
jcheine die ausichlieklihe Annahme von 10-Markſcheinen, allenfall® auch biejenige von 
10: u. von 20:M.fcheinen das Paſſendſte. Höhere Stüde beſtänden dann aus Banl: 
noten. Der Gefammtbetrag ber 50:Marf:Noten wäre für das ganze Reich etwa auf 
3 Marty. Kopf ober rund auf 120 Mill. M. zu firiren. Die Vertbeilung bieler 
Eumme auf die Banken ſ. S. 192, 450 u. d. Nachträge zu dieſen Stellen. Das zweit: 
niebrigfte Notenftüd wird dann paffend auf 100 M. normirt. Wählt man biele 
Ziffer ſchon für das niedrigfte Stüd (f. Nachtrag 32, auch 66), fo würbe bie fpecielle 
Feſtſetzung der abfoluten oder relativen Menge folder Noten faum angeben. Dat 
weitniebriafte Stück würde dann wohl gleih 500 M. fein, ber Notenumlauf babe 
unnöthig flark eingeichränft, ber Münzumlauf verſchwenderiſch ftark bleiben. 
[) 


Gap, II 


Eontrole der Zettelbanken. 


35. ©. 74. Einleitung Das PBrincip ber Publicität, das Regt 
trirungsverfabren, bie Verantwortlichkeit der Gejellihaftsporftänbe 
find Grundſätze, welde nicht nur im Bankweſen, fondern überhaupt bei ben mober: 
nen Erwerbsgejellihaften u. verwandten Unternehmungen in Gejellichaftsiorm 
(Actien:, Gommanbit:Actiengeiellihaften, Genoffenfhaften, Joint-Stock-Companies 
u. j. w.) und bann auch wieder, wegen bes Zweds ber Unternehmung, be 
befonderen einzelnen Unternehmen u. Gejellichaften dafür, neben ben Banken namen! 
lich in Berfiherungsgeihäften, Bergbau u. A. m, ihre anerkannte große Bedeu: 
tung haben. Diefe Grundjäße find daher insbefondere im neueſten Gejellihaftsredt 
Großbritanniens, Nord-Americas u. andrer Staaten zur Geltung gelangt, für Deutid: 
land in bem wichtigen Bunbesgejeß v. 11. Juni 1870 über Commanbitgefellichaften 
auf Actien u. Actiengefellihaften, durch weldes eine Reihe von Artikeln des Allg. D- 
Handelsgeſetzbuchs erjegt worden find. Die Beftimmungen biefes Gejeßes gelten auch 
für Banken. Sie entiprechen aber, was Publicität und Verantwortlichkeit ber Geſell— 
ihaftsvorftände anlangt, auch nicht allen Anforderungen, bie in Betreff von Geſellſchaf⸗ 
tem überhaupt zu ftellen find. Speciell für Banfen u. namentlich für Zettelbanfen find 
diefe Anforderungen auferbem noch etwas zu erweitern, was Art, Inbalt, Umfang der 
Verbffentlichungen, Verantwortlichkeit der Geſellſchaftsvorſtände für legtre und für ben 
Gejchäftsbetrieb anlangt. Einige Beſtimmungen bes gen. Gejeges v. 1870 find jedoch 
den En Terte für Banken noch vor Erlaß biefes Geſetzes geftellten Forderungen 
gemäß. 
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Gap. IL, Abtbeil. 1. 


S. 77. Bublicität. 


36. ©. 77 fi. Publicität der Bankfverfafjung. Das D. Hanbele- 
geſetzbuch u. d. Gejeß v. 11. Juni 1870 treffen binfihtlih der Regiftrirung beim 
rg ern f. Actiengejellihaiten u. binfichtlih der Bublicationen einige bieber 
gebör. Beftimmungen, bie aber noch nicht ganz für unferen Zweck ausreihen. Nach 
Art. 208 muß über bie Errihtung und ben Inhalt des Geſellſchaftsver— 
trags (Statuts) eine gerichtliche oder notarielle Urkunde aufgenommen wer: 
den. Art. 209 beftimmt, was ber Gejellichaftsvertrag insbef. enthalten muß. Art. 210 
verordnet die Eintragung des Geſellſchaftsvertrags bei dem Handelsgeridht, 
in deſſen Bezirk die Gejellfhajt ihren Sig bat, in bas Hanbelsregijter und die 
Berdifentlihung biejes Vertrags im Auszuge Diefer Auszug muß fol: 
gende Puncte enthalten: Datum des Gejellichaftsvertrags, Firma u. Sit ber Geſell— 
ſchaft, Gegenftand und Zeitdauer bes Unternehmens, Höhe bes Grundfapitald und ber 
einzelnen Actien ober Actienantbeile, Eigenſchaft derjelben, ob fie auf Inhaber ober auf 
Namen geftellt, Form, in der die von ber Gejellichaft ausgehenden Befanntmachungen 
erfolgen, jowie Öffentl. Blätter, in die jie aufzunehmen. An Betreff letzterer zwei 
Buncte find beftimmte Borfhriften des Staats felbft mehr angebracht. it ferner im 
Gefellihaftsvertrage eine Form beftimmt, in der der Vorſtand feine Willenserflärungen 
fundgibt und für bie Gejellfchaft zeichnet, jo ift auch diefe Beftimmung zu veröffent: 
lichen. Der Art. 209 führt noch andere Puncte an, welche im Gefellfchaftsvertrag ent: 
halten fein müffen, jo nam, Nr. 7: die Grundſätze, nad denen die Bilanz auf: 
zunehmen u. der Gewinn zu berechnen u. auszuzahlen ift, fowie die Art, wie bie Prü- 
Jung ber Bilanz erfolgt. Für die Aufftellung der Bilanz trifft übrigens Art. 

39a ar Borfchriften, die audy für Banken fehr wichtig find, j. u. Nachtrag Nr. 38, 
39, 47, 49 u. ben Abſchn. v. Rechnungsabſchluß im Terte. 


37. ©. 81 ff. Publicität der Banfverwaltung und ihrer Ergeb: 
nifie. Im Gef. v. 11. Juni 1870 bat der Art. 239 des U. D. H. B. eine Ergänzung 
in biejer Richtung erfahren. Der Vorſtand mußte vor Erlaß diejes Gefepes ben Ac: 
tionären fpäteftens in den erften 6 Mon. jebes Geſchäftsjahrs eine Bilanz des verfloj- 
jenen Gejchäftsjahrs vorlegen. Dieje fol er nad db. Geſ. v. 11. Juni 1870 in der 
Form und in ben Öffentl. Blättern, welde für die Bekanntmachungen ber Ge- 
jelihaft in d. Gef.vertrage bejtimmt find, — noch nicht genügend! — veröffent— 
lihen. Bei Banken vollends, aber auch bei Nctiengejellichaften überhaupt wird 
paſſend über bie Korm ber Ausweife vom Staate Näheres beſtimmt. Auch bei Ac— 
tiengejellihaften könnte ferner eine öftere Periodicität der Bilanzpublication nicht 
jhaden. Nah Art. 38 der bad. Bankſtat, wo monatliche Bilanzveröffentlihung 
ri wird, fol Iegtere nach einem von ber Regierung genehmigten Schema 
eriolaen. 


38. ©. 87. Inhalt und Form ber Bilanzen. Der Zujakartifel 239a 
bes Gel, v. 11. Juni 1870 trifft hierüber einige auch für Banfen wichtige Beftimmun: 
en. Es ift nur nad bem Zuſammenhang u. nah dem Wortlaut fraglich, ob biejel- 
en fi nur auf die Jabresbilanz (für den Gefhäftsabfhluß) oder, wie zu wünſchen 
wäre, auch auf bie monatl. u. wöcentl. Bankbilanzen beziehen. ebenfalls find bie 
Veröffentlihungen über biefe, insbef. auch bei ber Preuß. Bank, nicht fo vollftändig, 
wie Art. 239a die Bilanz verlangt. Bei der Preuß. Bank kann e8 auch zweifelhaft 
erfcheinen, ob fie unter dieſe Beftimmungen fällt, dba fie Feine reine Actiengefellichait 

it (ſ. 0. S. 6A). 


39. ©. 87 u. Anm. 226. In dem eben gen. Art. 239a wird in P. 3 bie Auf: 
nahme der Schulben ber Bank an ſich jelbft in die Bilanz angeordnet: Betrag 
bes Grunbfapitals, bes etwa im Statut vorgeichriebenen Rejerver u. Erneuerungsfonde, 
Ebenfo fol nah P. 4 der aus ber Vergleihung ſämmtl. Activa u. Paſſiva fich erge: 
bende Gewinn ober Berlufi am Schluß der Bilanz bejonders angegeben werben. 


40. ©. 88 u. Anm. 230 (aud 233). Die Erwerbung eigener Actien 
ift durch den Zufag bes Geſ. v. 11. Juni 1870 zu Art. 215 b. 9. ©. B. ben Actien— 
gejellihaften untergggt, jo daß aud für Bankactiengeſellſchaften bie im Text 
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behandelte Frage müßig wird, fo practiſch fie bisher war. Das Verbot gebt aber grade 
für Banfen zu weit, j. barüber ©. 443. 


41. ©. 89, Anm. 233. Die Unterbilang ber Thür. B. ift jegt bejeitigt, 


42, ©. %, Anm. 238. Die Notenemiffion ber Braunihm. 8. ift 1869 auf 
45 Mil. Thl. firirt. 


43. ©. 9 u. Anm. 240. g" Kriegsfommer 1870 zeigte fich die Firirung dei 
Notenumlaufs der Frankfurter B. auf 30 Mill. fl., woburd bie Hilfsleiftung dieſer 
Bank in unliebjamer u. unnöthiger Weile geichmälert wurde, als ſehr realer Kader 
für den Bankbetrieb u. als entſchieden nachtheilig. ©. die Klagen der 9. 8. 
von Wiesbaden in d. Berichten f. 1870 im Prß. H. A. ©. 777. 


44, ©. 92 u. Anm. 246. Beridtigung. Die gewöhnt. ſchott. Bant- 
ausweije entbalten”ben Notenumlauf ungetrennt, nur bie irifchen getrennt. 


45. ©. 93 Anm. 249. Bol. die vujf. Meberfegung meiner Ruff. Papier: 
währung von Staatsrath v. Bunge, Kiew 1871, ©. 67. 


46. ©. 93 oben. Die Preuß. B. veröffentlicht neuerdings in ben Jabre® 


berichten eine Stüdelungsftatiftif, ©. Stat. Anb. Tab. B. 


47. ©. 95—96. Fingirte Activa. Der Zuſatzartikel 239a zum 4. D. 9.8. 
im Geſ. v. 11. Juni 1870 beftimmt unter Nr. 2 mit Recht, daß die Koften der Orge 
nifation u. Verwaltung der Actiengefellihaft nicht unter die Activa aufgeführt werden 
dürfen, ſondern ihrem vollen Betrage nah in der Jahresrechnung als Ausgak 
erfbeinen müſſen. Dadurch ijt Mißbräuchen aucd grade im Banfgefchäft ein Riegel 
vorgejhoben. Die Einftellung dieſer Poften in die Activa der Monatsbilangen wird 
dadurch natürlih nicht werbindert und gehört fich nad buchhalteriichen Grundfägen, de 
mit die Lage der Banf genau überfeben werden fann. — Der Art. 17 d. H. ©. 2, 
ber die Zahlung von Dividenden bei Unterbilanz unterfagt, ift im Gg. v. 11. Juni 1870 
noch etwas bejtimmter präcifirt. 


48. ©. 97. Baarvorratb. Die Trennung von Golb und Silber in der 
Bilanz wäre jegt in Deutjchland bei der Münzreform bejonders intereffant, ſcheint aber 
noch bei feiner Bank vorzufommen. Scheut man Epeculationsmanoeupres, derentwe— 
gen Gebeimbaltung erfolgt? — Seit den großen Bewegungen bed Gelbmarfts u. der 
öffentl. Caſſen nach d. franzöſ. Kriege erweifen fich die jo wenig ſpecialiſ. Ausweiſe ber 
jest vollends jo großartigen Preuß. B.noch ungenügender, ©. Statiſt. Anh. 


49. ©. 101. Nothleidende Wechſel. Die Ausweife der Franzöſ. Banl, 
die allerdings während und eine zeitlang nad dem Kriege nicht veröffentlicht wurden, 
enthalten bie Daten über folhe Wechſel. In der fritiichen Zeit 1871 ein ſehr wichtiger 
und für Bankfragen intereffanter Poften, deſſen doc immer raſche Abwicklung wieder 
die Vorzüge der bantmärigen Dedung (©. 240, 252, 337 fi.) deutlich zeigt 
Nicht die ausbleibenden Wechjeljahlungen, die höchſtens eine furz vorübergehende 
Suspenjion von Baarzahlungen notbwendig gemacht hätten, jondern bie enormen 
Borihüffe an den franzdf. Staatsihasg auf Schatzſcheine (11—1200 M. Fr.) 
baben die andauernde Jnjolvenz der Franzöſ. B. bewirkt. Denn biejer Poſten 
iſt einſtweilen ein unrealijirbares Activum. Es gilt alſo von ber yranzd). 
Banf das auf S. 106 von der Dejterr. u. Engl. Gefagte. Die Einziehung ber Vor 
ſchüſſe auf Schatzſcheine in das „Portefewille” (der Wechſel) 3. B. in den fummar. De 
ten, welche der Telegraph über den Franzdf. Banfausweis bringt, ift daher aud um 
ftatthaft, weil täujchend. S. auch Nachtr. 86 u. Statift. Anh, über d. Franzöſ. B. 


50. ©, 1038-10. Bertbberehnung der Effecten in ber Bilanı 
Der Zuſatzartikel 239a des Gef. v. 11. Juni 1870 zum 9. G. B. beftimmt für Achen 
geiellichaften mit Recht, daß cursbabende Papiere höchſtens zu dem Gurswertbe, welder 
biefelben zur Zeit der Bilanzaufftellung haben, angejegt wegen. Dies bezieht jih aber 
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wobl mur auf bie Jahresbilang, nach welder der Gewinn u. Verluſt berechnet wird. 
Auch die Preuß. B. handelt jeßt nad) diejer Beftimmung. ©. Nachtr. 38. 


51. ©. 119 u. Anm. 294. Behandlung unfiherer Forderungen. 
Eine richtige Beſtimmung babe ich für die Bad. Bank angercat, die auch in Art. 33 
der Statuten übergegangen ift: Forderungen, welde über 12 Mon. feit dem Verfalltage 
unberichtigt geblieben And, dürfen in ber Bilanz bes betreff. Jahrs nicht aufgerechnet 
werben. Aebnliche, vielleicht noch ftrengere Bor) 
Deutſches Bankgejek. 


52. ©. 120. Berantwortlihleit der Bankvermwaltung. 
Anfänge eine richtigen Syſtems der civil- und criminalrechtlichen 
Verantmwortlichkeit für das Verwaltungsperſonal der Netiengejellichaften 
u. j. m. enthält da8 D. Gel. v. 11. Juni 1870. Dod wird darin noch 
zu wenig Gewicht auf die Verantwortlichkeit für die Nichtigkeit 
ber Publicationen gelegt u. wenigſtens für Banken, Verſicherungsan— 
ftalten u. a. m. müſſen noch jpeciellere Bejtimmungen wegen des Gegen: 
jtands der Unternehmungen diejer Geihäfte getroffen werden. Vgl. nam. 
Art. 209, wo jeßt die Beſtellung eines Aufſichtsraths von mindeſtens 
3 aus der Zahl der Actionäre zu mwählenden Mitgliedern für obligatorifch 
erflärt wird. Vgl. ferner Art. 209a, 209b, 210a, 211, 212, 215, 217, 
225, 225a. Nah Art. 225b find die Mitglieder des Aufſichts— 
raths perfönlid u. jolidbarijh zum Schadenserjat verpflid- 
tet, wenn mit ihrem Wiſſen u. ohne ihr Einjchreiten Einlagen 
an bie Actionäre zurüdgezahlt oder eigene Actien der Gejellihaft erworben 
und amortifirt worden find (Art. 215 Abjat 3); wenn unerlaubter Weije 
(Art. 217) Zinfen oder Dividenden gezahlt find; wenn ‚ohne Beachtung der 
gejeglichen Beitimmungen (Art. 245 u. 248) die Vertheilung des Gejell- 
ſchaftsvermögens oder eine theilmeije Zurüdzahlung oder Herabjegung des 
Grundfapitals erfolgt if. Nach Art. 239 d. H. G. 2. ift der Vorſtand 
(Direction) verpflichtet, Sorge zu tragen, daß die erforderlichen Bücher der 
Sejellih. geführt werden. Er muß jpätejtens in den eriten 6 Mon. des 
Geſchäftsjahrs den Actionären eine Bilanz vorlegen und nach dem neuen 
Geſetz dieje veröffentlichen (ſ. o. Nachtrag Nr. 37). Nah Art. 241 des 
9. ©. B. haften die Mitglieder des Vorſtands, melde außer den 
Grenzen ihres Auftrags oder den Vorjchriften diejes 3. Titeld des H. G. B. 
oder des Gejellihaftsvertrags entgegen handeln, perjönlih u. ſolida— 
riſch für den dadurch entitandenen Schaden; nam. auch, wenn fie dent 
Art. 217 entgegen Dividenden oder Zinjen an die Actionäre zahlen oder 
wenn fie zu einer Zeit noch Zahlungen leijten, in mwelder ihnen die Zah— 
lung3unfäbigfeit der Gejellichaft hätte befannt jein müfjen. Nach Art. 240 
d. 9. ©. B. muß der Vorftand dem Gericht behufs Eröffnung des Con: 
curjes Anzeige machen, wenn fich ergibt, daß das Vermögen der Gejellichaft 
die Schulden nicht mehr deckt. 

Das neue Gej. v. 1870, welches die Staatögenehmigung bejeitigte, 
bat nun noch folgende Strafandrohungen ausgejproden. Nach Art. 
249 werden die Mitglieder des Aufjihtsrath3 und des Vor: 
ftands mit Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft, wenn fie 1) 
vorjäßlic behufs der Eintragung des Gejellichaftsvertrags in das Han- 
delsregiſter faljhe Angaben über die Zeichnung oder Einzahlung des 


hriften gehören in ein allgemeines 
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Grundkapitals machen; 2) durch ihre Schuld die Geſellſchaft länger ala 3 
Monate ohne Auffichtsrath geblieben ift oder in letzterem die zur Beſchluß— 
fähigfeit erforderliche Anzahl von Mitgliedern gefehlt Hat; 3) in ihren 
Darjtellungen, inihren Ueberſichten über den Bermögengitand 
der Gejellihaft oder in den in der Generalverjammlung gehaltenen Bor: 
trägen wijjentlich den Stand der Verhältniſſe der Gejellihaft unmwahr 
darjtellen oder verjhleiern. Bei mildernden Umftänden tritt im 2. 
u. 3. Falle Geldjtrafe bis 1000 Thl. ein. Nah Art. 249a trifft die 
gleiche Gefängnißftrafe die Mitglieder des Vorſtands, wenn fie, gegen At. 
240, dem Gerichte die Anzeige zu machen unterlaffen, daß das Vermögen 
der Gejellihaft nicht mehr die Schulden dedt. Die Strafe tritt jedoch nit 
ein, wenn von ihnen nachgewiejen wird, daß die Anzeige ohne ihr Ver: 
ſchulden unterblieben ift. 

Die nothwendige Bervolljtändigung dieſer Beitimmungen, für 
Geſellſchaften überhaupt, für Bankgeſellſchaften noch bejonderg, finde ic in 
folgenden Puncten: 

a) Die Berantwortlichkeit des Vorſtands und des Aufſichtsraths muß 
noch genauer ausgejprochen werden für die Richtigkeit alles That- 
jählichen in den publicirten Ausmweijen, Beridten, Status 
u. ſ. w., jomwie für die Regelmäßigkeit der Publicationen. Hierbei 
ift aber nicht nur für dolus, ſondern auch für grobe Fahrläſſigkeit 
einzuftehen u. ſolidariſch civilrehtlih, namentlich aber criminalredtlid 
zu haften. Anhaltspuncte hierfür gibt die britiſche u. nordameric. 
Gejeßgebung in den auf ©. 122 u. 123 dargeftellten VBorjchriften. 

b) Die Perjonen (die „Gründer”), von melden die Proſpecte 
zur Metienzeihnung u. j. w. ausgehen, müfjen ebenjo in Betreff der Rich— 
tigfeit der von ihnen angeführten Thatjachen, alſo namentlich derer, aus 
welchen auf die Nentabilität gejchlofjen werden fol, jtreng . verantwortlid 
fein, und zwar in der eben angegebenen Ausdehnung, civil« und ftrafredt- 
lid. Die fchreienden Mißftände, welche fi) bei den „Gründungen“ ber 
Sahre 1871—72 gezeigt haben, rechtfertigen dies Verlangen. Bei ber Ber: 
anlagung der neuen Gejellihaften zur Einkommenfteuer in Berlin, mwobel 
die Einihätungscommiffion fi an dieſe Projpecte hielt, ift es dem Ber: 
nehmen nad) vorgefommen, daß die Geſellſchaftsvorſtände reclamirt haben, 
die Einſchätzung jei zu hoch, die Angaben im Profpecte feien unrichtig, fie, 
die fie nicht unterzeichnet hätten, feien dafür nicht verantwortlich. Wie viel 
Prellerei der „Kleinen“ hat hierbei wieder Seiten? der „Großen“ ftattge 
funden, — vielfah wieder eine verderbliche und betrügerijche Vermögens 
übertragung vom kleinen auf das große Eapitall 

ce) Die Freiheits- und Geldftrafen find Höher anzuſetzen, als 
im Gejeß vom 11. Juni 1870. Auch follte für Mitglieder des Aufjihts- 
raths und des Vorjtands, welde für ſchuldig befunden worden find, In 
alfen Fällen die zeitweilige oder bleibende Unfähigkeit, ſolche Stellen bei 
Actiene, Commanditactiengejellihaften, Genofjenihaften zu befleiden, vom 
Gericht ausgeſprochen werden können und in bejtimmten Fällen verhängt 
werden müſſen. Insbeſondere würde fih in dem folgenden alle grade 
dieje Strafe empfehlen, wenn die Beitrafung auf andre Weiſe nad unjeren 
heutigen eriminalrechtlichen Anſchauungen unthunlid gefunden wird. 

d) Die civile und criminalrehtlide Verantwortlichkeit des Vor: 
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ftands und des Aufjichtäraths für grobe Yahrläffigfeit (lata culpa) 
bei der pflihtmäßigen Ueberwahung, Reviſion, Controle der Bücher, der 
Caſſe jollte ebenfall8 ausgejprocdhen werden. Art. 249, welcher nur dolus 
im Sinne hat u. Art. 225a gehen Hier nicht weit genug, vollends für 
Banken nah der Natur bed Vermögen? der letteren. In Art. 225a 
Abſchn. 1 jollte es heißen: der Aufſichtsrath muß .. . die Bücher u. ſ. mw. 
einjehen, den Beitand ber Gef.cajje prüfen (nicht nur: fann). Ich erinnere 
an den jcandalöjen Fall des Caſſiers Scherr bei der Filiale der Berner 
Eidgenöſſ. Banf in Zürich, j. ©. 469 Anm. 882. Die jtrengere Verant— 
wortlichkeit nam. auch des Auffichtärath3 hätte das Gute, die Leute beim 
Eintritt in einen ſolchen vorfichtiger, bei ſolidariſcher Haftbarfeit gute Aus: 
wahl der Mitglieder wahrjcheinliger zu machen und auch dadurd der 
Gründungsmuth zu fteuern, nam. im Zuſammenhang mit folg. Puncte. 

e) Wegen der unvermeibliden Gollifion der Pflihten, des Weber: 
maßes ber Arbeit, die daher nicht ordentlih ausgeführt werden würde, 
und meines Erachtens außerdem auch megen einer wichtigen jocialpoli- 
tiſchen Rüdfiht, die Vermögens u. Einkommensungleichheiten durch halbe 
Sinecuren des großen Capitals nicht noch mehr zu vergrößern, empfiehlt e8 
ih aud, die Anzahl Stellen, melde Eine Perſon und die Mitglieder Einer 
Firma in Auffihtsräthen verjchiedener Gejellichaften gleichzeitig befleiden 
dürfen, auf eine Fleine Ziffer zu beichränfen, ferner die gleichzeitige 
Uebernahme folder Stellen bei Gejelihaften ein und deſſelben ober 
nabe verwandter Unternehmen zu verbieten, 3. B. bei Bank- unb 
Grebditgejellichaften, bei diejen und Verſich.geſellſchaften. Aehnliche Beſtim— 
mungen fehlen jhon bisher nit gänzlid, |. ©. 298 Anm. 592, ©. 487 
Anm. 919, aud Bad. B.ftat. v. 1870 Art. 64. 


Gap. IL, Abtheil, 2. 


©. 121 fi. Formelle Staatscontrole, Controlamt. 
j 53. ©. 1%. Ieptift ein Bankcontrolamt als Deutiche Reichsbehörde 
in Ausficht zu nehmen, ©. ©. 668. 


54. ©. 126. Die Beftimmungen bes A. D. H. B. und bes Geſetzes vom 
11. Juni 1870 über die Eintragung der Actien- u. Gommanbditactiengefellichaften ins 
Handelsregifter bieten Anbaltspuncte für die Anmeldungen und Eintragungen ber Ban 
fen bei einem öffentliben Eontrolamte Doch iſt für ein foldhes einiges Weitere 
erforberlih und die Natur des Bankgeſchäfts bedingt Beſonderheiten vor andren Unter: 
nebmungen, worüber ©. 127 fi. u. ©. 668 ff. das Nöthige enthalten. 


Gap. IL, Abtheil. 3. 


55. ©. 124 fi. Materielle Staatscontrole An biefer wirb burdh bie 
Bejeitigung ber ee u. Staatsbeauffihtigung bei Actiengeſellſchaf— 
ten ben Zettelbanf:Uctiengejfellichaften gegenüber durch das beutiche Geſetz vom 
411. Juni 1870 nichts geändert fein. Denn wenn auch in Art. 249 $ 2 für bie bereits 
beftebenden Gefellihaften diejenigen Beitimmungen ber Statuten, welche die ftaatliche 
Genehmigung und Beaufjichtigung betreffen, aufgehoben find, jo fallen dic Zettel: 
banken unter ben $ 3 bed Art. 249, nad welhem die ftaatliche Genehmigung 
u. Beauffichtigung ba bleibt, wo fie wegen bes Gegenftands ber Unternehmung 
Kan Verbindung mit befondern ber Geſellſchaft bewilligten Privilegien 
beitebt. 


56. ©. 130. Eontrole burh Staatscommiffäre „Weit einfacher als 
Wagner, Zettelbanten, 45 


— 


bei früheren Zettelbanken u. als im bad. B.project v. 1864 (S. 136, 138) iſt bei ber 
Bab. B. v, 1870 das Verhältniß des Staats zur Gontrole ber Banf normirt. Nah 
Art, 65 überwacht die Negierung die Einhaltung des geſetz- u. ftatut.mäß. Zuftands ber 
Bank ſowie die Erfüllung der bejond. Bedingungen ber Staatsgenehmigung. Auf Ber: 
langen bat die Bank ben Beauftragten ber Regierung Auskunft über ihre Verwaltung 
u. ihren Gejchäftsbetrieb zu ertheilen, ihnen Einfidht in ihre Bücher u. Schriften zu 
—— auch ihre Beſtaͤnde an Banknoten u. Werthpapieren aller Art vorzuweiſen. 
enſo bei der Würtemb. B. 


57. ©. 135 Anm, 352. Die Deſſ. age bat fich feit 1869 wieder geho— 
ben durch Geſchäfte, bie freilich 78 meift nit in den Bereich ber Zettelb. gehören. 
Ihre Actien ftehen 138 (Anf. 1873). 


578. ©. 144. Peitung und Verwaltung ber Brivatbanfen dburd 
Staatsbeamte. Pal. auch bie an in meiner neuen (6.) Ausgabe von 
Rau’s Finanzwiſſenſch., Leip. 1872, I. $ 208 ff. 


58. ©. 146. Anm, 382. Aud die neueften Urtbeile des Hanbelsftands über 
die Preuß. Banf, namentlich in der polit. Krije von 1870, find fo gut wie aus: 
nahmslos höchſt günftig, mögen bie Urtbeilenden Anhänger oder felbft Gegner 
ber Gentralifation des Bankweſens fein. Faſt jeder einzelne ae Ollier f. 
1870 hebt ausdrücklich das Verdienſt ber B., ihre Coulanz, ihre nützliche Hilfe im 
Sommer 1870 rühmend hervor. ©. 3. B. Berlin, Ber. S. 2 u, o. Nachtrag 6. 


59. ©. 148. VBermaltung der Preuß. Bank. Die im Texte 
angeregte Frage wird bei der deutſchen Bankfreform allerdings jorgjam zu 
unterſuchen jein. ©. Weiteres darüber im Texte bes Schlußfapitels. ©.639 ff. 


Cap. II. 


Geſchäftsführung der Zettelbanfen. 


60. S. 156. Einleitung. Die gute Meinung von ber genügenden Gontrole 
ber Ööffentliden Breffe in Bei u. Mitteleuropa bedarf wohl nach fo vielen trau: 
rigen neueren Erfahrungen der Einfhränfung. Durch bem Uebergang der Zeitungen 
an Netiengejellfchaiten oder gar an Banken und Banquiersconjortien, durch das Re- 
clamewejen ber Börjenblätter und jelbft bei noch unabhängigen Organen durch bas 
Annoncenweien ift ben Zeitungen mindeftens ber Mund vielfach verfchlofien, oft genug 
wird direct die Wahrheit gefälfcht, bie Lüge erfauft, die Unlauterfeit vertuſcht. Kurz, 
bie Garantie für eine unparteiiſche Gontrole fehlt in ber Praris vielfach ganz. 
Auch das ift grabe in ber Banffrage zu beachten, 


Gap. IT. Abtheil. 1. 


©. 160 fi. Höhe bes Notenumlaufs. 
61. ©, 168-170. Nordbamericanifhe Zettelbanfen. Neuere Sta 
tiftit Sf. im Statift. Anbang Tab. Z, AA, BB. 


62. ©. 170-172. Engliſche Landbanfen, f. darüber ebenfalls ben 
Statift, Anhang Tab. R, 


63. ©. 174—175. Beränderungen im Umfang ber Notenrehte deutſcher 
Banken u. f, w. ſ. im Statift. Anhang in ben Erläuterungen zur Tab. A. 


64. ©. 178. Berihtigung. Das bloß berathende Votum ber Bank— 
antheilseigner bei der Preuf, Banf in Fällen ber Abänderung der Banfordnung und 
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daher auch bei einer Nüdzablung oder weiteren Erhöhung bed Stammfapitals ift durch 
$ 12 des Vertrags zwilchen Staat und Banf v. 1856 u. durch $ 2 des Gefekes vom 
7. Mai 1856 bis Ende 1871 in ein entjcheidendes verwandelt worden. Seitbem 
fiebt die Bank unter einjähriger Kündigung, 


65. S. 178—182. Emiffionen von unb Einzahlungen auf bie 
Stammfapitale beutjher Banken jeit 1869—70 f. im Statiſt. Anhang, Bemerf. 
zu Tab, A. In Tab. A findet bie Tab. I. auf S. 182 ihre Vervollitändigung und 
Erneuerung bis zur neuejten Zeit. 


66°. ©. 183. Vorſchläge für die Beffimmung eines Marimums 
bes Notenumlaufs: f. die fpeciel für Deutſchland formulirten Vorfchläge auf 
©. 447 ff. (nebjt Erläuterungen u. Begründungen), dann d. Schlußfap. S. 649, 658, 666, 


66. ©. 191 -192. Feſtſetzung der Menge Fleinfter Noten. Das bier 
Geſagte mobificirt fih etwas durch die Gründung des Deutſchen Neidhs 
und die begonnene Einfübrung bs Goldmarkfußes. ©. oben Nadtrag 
Nr. 32 u. 34. Wird die Meinfte Note, wie wir bier befürworteten, auf 50 Marf und 
ber Gejammtbetrag bderjelben auf 120 Mill. M. für das Reich feftgejeßt, fo Fönnte ben 
privilegirten Banken, d. b. ber zur Reihsbanf erhobenen Preußiſchen und den 
Gentralbanfen zweiter Ordnung zu Frankfurt, Dresden und Münden die Aus: 
gabe diejer Noten, wie auf S. 192 vorgeichlagen, ausihlieglih vorbehalten 
bleiben. Die Preuß. B. könnte etwa 84, jede ber drei andren 12 Mill. M. dieſer 
Fleinften Noten iüberwiejen befommen. Sollen bie andren Fleineren Banfen an ber 
Befugniß, 50:M.: Noten auszugeben, tbeilnehmen, wofür auch nicht unerbebliche Gründe 
fpreben (©. 192, 450, 456), jo könnte die Repartion ber 120 Mill. M. in folgender 
Weife gejcheben: 60 Mill. M. auf die Neichs:, je 10 Mill. auf die drei andren größeren 
und 30 Mill, auf alle übrigen Banken, letztre Summe vertheilt auf die Bankpro— 
vinzen (S. 192) nad beren Bevölkerung und bann auf die einzelnen Banken 
nad beren Stammlapital, ©. aud S. 645, 


67. ©. 193 -229: Die Regelung des Deutſchen Staats— 
papiergeld3. 

Bol. hierzu noch: v. Dandelmann (Herausgeber der Zeitichr. f. 
Cap. u. Rente), ein Beitrag zur Löſung der Staatöpapiergeldfrage im 
Norddeutichen Bunde, Leipz. 1870. Der Verf. hat meinen dritten Plan, 
da3 Staat3papiergeld durch Banknoten zu erjeßen (0. ©. 218) aufgenom- 
men und in etwas andrer Weije durchzuführen geſucht. Doch jcheint mir 
der Plan durch diefe Modificationen nicht verbefjert zu werden. ebenfalls 
müßten lettre wieder Aenderungen erfahren. Näheres darüber in meinen 
2 Aufl. 3. Papiergeldfrage im Brem. Hand.bl. 1870 Nr. 963, 964. — 

Bol. ferner Hirth in deſſen Annalen, IV., 1103 ff., „die Conjoli- 
dation des deutjchen Staatspapiergelds”, der, ähnlich wie nad) meinem 
zweiten Vorſchlage (j. 0. ©. 214), die Einziehung des vorhandenen ein= 
zelftaatlihen Papiergelds gegen ein neues Neichgpapiergeld im Betrage von 
4%/, Thl. p. Kopf befürwortet. Zwiſchen den Ginzeljtaaten joll eine all- 
mälige Außgleihung ftattfinden, wonach die mehr als 11/, Thl. p. Kopf 
Staatöpapiergeld befigenden Staaten jährlich 25 Jahre lang 4%, dieſes 
Plus an die Reichskaſſe abzuführen, die andren Staaten diejen entſprechen— 
den Betrag zu erhalten hätten. Die Frage der Einlösbarkeit diejer 
neuen Scheine ift gar nicht behandelt, was um fo bedenklider ift, da ber 
Berf. größre Stüde im Auge hat (1/, in 100, 1/, in 50, je 1/, in 25 
u. 10:Thl.itücken) und vollends inconjequent bei jeiner einjeitigen Befehdung 
aller nicht voll metallifch gebeten Noten’ erjcheint. Se Motivirung 
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kommen die unklaren Ideen der einſeitigen Eiferer gegen (einlösbares) Pa— 
piergeld und Banknoten vor, wonach durch beide Umlaufsmittel die Bevöl— 
kerung beſteuert werden ſoll (vgl. o. ©. 576 ff.). Die Beibehaltung des 
Staatspapiergelds in größeren Stücken iſt bei dem Mangel einer bank— 
mäßigen Deckung und bei einer muthmaßlich doch nur kleinen Baardeckung 
gewiß unzuläſſig, ſ. o. S. 224. 

Durch die inzwiſchen eingetretenen Ereigniſſe, die Gründung des 
Deutſchen Reichs, die Einführung des Goldmarkfußes und die veränderte 
Finanzlage, erleiden die Erörterungen und Vorſchläge auf S. 193 ff. einige 
Aenderungen, die ſich jedoch ſehr einfach ergeben. Im Ganzen iſt die Be— 
handlung der Staatspapiergeldfrage jetzt weniger verwickelt und ſchwierig 
als vor 1870. 

Die drei im Text aufgeſtellten Pläne können auch jetzt noch befolgt 
werden. Doch geſtattet die Gründung des Reichs es jetzt, von dem erſten 
Plane, wonach das einzelſtaatliche Papiergeld als ſolches noch 
beſtehen bleibt und nur einer gemeinſamen Regelung unter— 
zogen wird (©. 210 ff.), womöglich ganz abzuſehen. Will man dad 
trogdem nicht, jo würde ich die im Texte gemachten Borjchläge aufredt er: 
halten. Die Converſion jämmtlichen Staatspapiergeld3 in 1 oder 2 Stüde, 
3. B. von 5 und 10 oder von 10 und 20 Mark oder nur von 10 Marl 
erjcheint dabei pajjend, wenn das niedrigite Bank notenjtüd auf 50 Marl 
normirt wird. 

Biel bejjer und jet dod auch aus jtaatsrehtlichen Gründen leichter 
durchführbar iſt einer der beiden andern Pläne Den Vorzug würde id 
auch jet noch dem letten (dritten) geben, wo das Staat3spapiergeld 
dur Fleine Banknoten erjeßt werden joll. Aber auch die Eins 
ziehung jämmtlichen einzelftaatlichen Papiergeld gegen ein Reichs papier— 
geld wäre ein großer Fortichritt. Die Modalitäten können im Welentli- 
hen die im Text bezeichneten fein (S. 214 ff.). Eine Summe von rund 
55—60 Mill. Thl. oder 160-180 Mill. M., welche durch den gegenmär: 
tigen Betrag faft erreicht wird, — als Stüde ausjchlieglid A0M.s oder 
je die Hälfte 1OM.- und WM.-Scheine, jedenfall aber Feine großen 
Scheine, jondern Vorbehalt der Apoints von 50 M. an für die Banknoten 
— jelbftverjtändlih Annahme an allen Reichs-, Staats-, Communalcafjen, 
— fein Zwang bei der Annahme für Private, — Sorge für leichte und 
an verjchiedenen Hauptorten an Staatscaſſen und durch Vermittlung der 
größren Banken erfolgende Einlöjung, ebenjo wie bei den Banfnoten, — 
regelmäßige jährlide Tilgung im Betrage von mindeſtens 5%, p. Jahr, 
wenigſtens jo lange, al3 das gejammte Papiergeld nicht big auf höchſtens 
die Hälfte feines anfänglichen Beſtands vermindert it, — Regelung diejer 
Tilgung in der Weiſe, daß die Staaten mit jtärkerer Papiergeldjchuld zus 
nächſt oder ftärfere Amortifationsquoten zu liefern hätten — das find die 
Hauptpuncte, welche bei einer Regelung in Betracht kommen, 

Dieje Vorſchläge befinden fich allerdings in einem Puncte im Wiber: 
ſpruch mit einem Amendement, welches im Reichstage bei der Berathung 
des neuen Münzgefeges Ende April 1873 angenommen worden ift. Danad 
joll die Ausgabe von Noten und von Staatspapiergeld unter 100 
Mark jpätejtend nach dem 1. Januar 1875 unzuläfjig fein. Die einer gan 
einjeitigen mercantiliftiichen Ueberihägung des Werths einer großen Gold 
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eirculation entſprungene Beſtimmung des niedrigſten Stücks auf 100 M., 
ſtatt auf 50 M., was vollkommen in unſeren Verhältniſſen genügen würde, 
haben wir im Texte mehrfach berührt. Indeſſen iſt das immerhin ein 
Differenzpunct untergeordneter Art. Staatspapiergeld aber, wenn 
überhaupt, jo nur in größeren Stücken zuzulaſſen, verräth eine ſehr ge— 
ringe Einfiht in die Noten und Papiergeldfrage. Vielmehr umgefehrt: 
wenn überhaupt, jo nur in Eleineren Stüden ijt e8 zuläjlig, da nur 
jolde Stüde den Mangel bankmäßiger Deckung ohne allzu große Gefahr 
ertragen. Die Gründe find im Texte öfters erwähnt, |. 3. B. S. 550 ff. 

Der dritte Plan verdient in meinen Augen aud jet noch den Vor— 
zug, weil für die Sicherheit der Einlöjung de3 Staatspapier— 
geld8 nit jo gut als für diejenige von Banknoten gejorgt 
werden fann. Denu ber ohnehin meiſtens Kleine Baarvorrath jteht beim 
Staatöpapiergeld vereinzelt da, während er bei der Banknote jeine Stüße 
und Wiederergänzung in den übrigen bankmäßigen Deckungen findet. Dies 
iſt im Terte ja vielfach beiprocdhen worden. Die Modalitäten der Durch— 
führung diejes Plans können in der Hauptjache die im Terte ©. 218 ff. 
angegebenen und näher begründeten bleiben. Es empfiehlt ji, als Stücke 
auch hier 10: und 20-Marficheine, wenn nicht erjtre allein, zu wählen. 
Bei der Erhöhung der niedrigiten jonjtigen Banknote von 10 fl. u. 10 Thl. 
auf 50 oder gar auf 100 Mark findet ſich für den Betrag von 150—180 
Mil. M. jolcher Fleiner Noten ganz gut Unterkunft. Raum für eine ſtarke 
Soldeireulation bleibt außerdem ſchon noch. Es wird aber wenigjtens nicht 
gleih für den Anfang der Uebergang zur Goldwährung noch mehr ver: 
theuert. Man erjpart einjtweilen (dur die Gewinne der Banf) noch Zins 
jen. Die Emijjion diejer Heinen Noten, welche an die Stelle des ‘Papier: 
gelds treten jollen, wäre jet doc wohl am Beſten ausſchließlich der Reichs— 
bank oder etwa zu °%, dieſer und je zu !/a den Banken zu Dresden, 
Frankfurt und München zu übertragen. Die Anleiheoperation (S. 226) 
vereinfacht fich jetzt, indem der Betrag aus der franzöjiihen Gontribution 
entnommen werden kann. Das finanzielle Opfer bleibt natürlich dennod) 
beitehen, denn es kann dann jet nur eine entiprechende Summe Geld weniger 
zur Tilgung verzinzlicher Schulden verwendet werden. Die ganze Opera- 
tion kommt aber wegen des niedrigeren Zinsfußes, der jet der Rechnung 
zu Grunde zu legen ijt, etwas billiger, vielleiht 1% —/, %,, als nad) der 
früheren Berehnung. Eine allmälige Verminderung der Kleinen 10= und 
20:M.:Noten würde übrigens auch jet noch beizubehalten fein. Das Recht 
zur Emijjion von 50:M.-Noten könnte dann juccejjive erweitert werben. 
Wenn vollends die Reichsbank auch im vermögensrechtliher Hinſicht ein 
reines Staatsintitut werden follte (j. oben ©. 639), jo würde bie 
zeitweilige Converſion des Staatspapiergelds in Heine Noten diejer Bank, 
mit der Norm einer etwas weniger jtrengen Dedung, jih am Meijten 
ernpfehlen. 

Noch Lieber al3 die Ausführung eines diejer beiden Pläne wäre mir 
freilich ein vierter Plan: die möglichjt baldige gänzlidhe Einziehung 
des Staatöpapiergeldg, ohne daß ein neues NeichSpapiergeld oder Kleine 
Noten an feine Stelle träten. Diejer jhon im Terte S. 194 ausgeſpro— 
chene Wunſch läßt jih nun gegenwärtig aus Mitteln der franzöfiichen 
Kriegscontribution nicht allzuſchwer erfüllen. Eine ſolche Berwendung einer 
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Theil3 diefer Gelder wäre gewiß zu billigen, troß de8 Lucrum cessans an 
Zinjen. Auch wenn man nicht ohne Weitres die Papiergeldſchuld der Ein: 
zeljtaaten wegen ber ungleihen Höhe, melde fie bei dieſen erreicht, als 
Reichsſchuld betradhten will, jo ließe ſich ſchon ein Abrehnungsmobus zwi⸗ 
ſchen dem Reich und den Einzelſtaaten finden. Ein für alle Staaten glei: 
cher Betrag, den man freilich wohl wieder nad) dem an und für jich höchſt 
mangelhaften, aber von der Neichögefeßgebung einmal allgemein für ſolche 
Berechnungen angenommenen Princip der Kopfquoten bejtimmen müßte, 
wäre jofort als Neihsjchuld zu übernehmen und aus ber franzöjiichen Eon: 
tribution abzutragen. Der darüber hinausgehende Betrag der jtärfer mit 
Papiergeld belegten Einzeljtaaten würde ebenjo getilgt, aber er wäre in eis 
ner beitimmten Reihe von Jahren (c. 10) von diejen Staaten dem Reiche 
mäßig zu verzinfen (etwa zu 4%,) und jährlich mit 10%, zu tilgen. Auf 
dieje Weife würde jofort Naum für eine noch größre Geldeirculation geſchafft, 
was zwar nicht durchaus nothwendig, aber doch ganz zweckmäßig wäre. 
Das finanzielle Opfer des Reichs und indirect der Einzelſtaaten bei einer 
ſolchen gänzlichen Einziehung des Staatspapiergelds läßt ſich ohne Schaden 
für die Sache noch etwas ermäßigen, wenn etwa noch für eine Anzahl von 
Jahren der Reichsbank oder diejer und den brei andren größren Banken 
eine ftärfere Emifjfion von 50 M.:Noten gejtattet würde, al3 ſonſt beab- 
jihtigt war und erwünjdt ift (j. Nachtrag Nr. 32, 34, 122). Die 50:M; 
Noten könnten ftatt auf 3 auf 4 M. oder 4-5 M. p. Kopf, alio ftatt 
auf 120 auf 160—200 Mill. M. firirt werden. Dadurch näherte 14 
diefer vierte Plan in einem Puncte dem vorhin beiprochenen dritten. Der 
Mehrgewinn aus der größeren Girculation von 30-M.Noten (c. bei '; 
Baardeckung 1—2 Mill. M. jährlich) bildete für das Reich einen theilwel: 
jen Erjag für die Koſten der gänzlichen Einziehung des Papiergelds. Auch 
wenn dieſer Gewinn zunächſt den genannten Banken zuftele, hätten bielt 
die Mittel, dem Reiche einen größeren Preis für das Notenrecht zu zahlen. 

Mir vermuthen, daß die finanziellen Rückſichten auch jet es nod zu 
feiner jofortigen gänzlihen Einziehung des Staatöpapiergeld3 kommen 
laſſen. Dann möge wenigſtens der dritte, oder, wenn es jein muß, ber 
zweite unjrer Vorjchläge in der angegebenen ober doch in einer ähnlichen 
Meije ausgeführt werden. Eine große Berbefjerung unjerer Girculationd 
mittel würde auch dadurch erreicht werben. 

Im Statiftiiden Anhange Tab. Q findet fi eine Erneuerung 
der Tab. IL auf S.196. Die Darftellung der Entwidlung des Banknoten 
umlaufs in Deutihland und die zu diefem Abjchnitte F 200 ff.) geho⸗ 
rigen Xabellen III. u. IV, finden ebenfalls im Statijt. Anhang ib 
Fortſetzung bis 1872. Auch in den legten Jahren kann nad) Tab. A. L u. M 
die Notenvermehrung, bejonders der Fleinen Banken, nicht fo ungejund und 
unjolid gefunden werden, wie dies oft behauptet wird: ein ähnliches 
Rejultat, wie das aus Tab. IIL für fee Perioden abgeleitete (©. 202). 


68. ©. 235, Anm. 479. Das Verhältniß der gejegl. zur wirkl Ne 
tenausgabe bei den fchott. u. irländ. Banken ſ. in den Daten im Statif. 
Anbang Tab, S u. T. 


69. S. 236, Anm. 482. Bank von Frankreich. Durch die im Kriege d. 
1870 geſetzlich erfolgte Einftellung ber Baarzahlungen iſt dieje Bank im bie 
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felbe Lage wie ſchon 1848—50, wie bie Englifche B. von 1797—1819, bie Defterr, 
B. feit 1848 verfegt: ihre Noten find eigentlihes Papiergeld geworben, unein: 
lösbar und mit Zwangscurs verfehen. Borjcriften über bie Deckung ber Noten find 
nicht eingetreten, thatſächlich ift für einen erheblichen Theil der Noten nur die Dedung 
durch die dem Staate biscontirten Schaßfcheine vorhanden — ein einftweilen unreali— 
firbarer Poften. Dagegen ift bem Notenumlauf gefeglih eine Grenze gezogen, aller: 
dings eine ſehr weite, bie bei entprechender Geftaltung ber Zahlungsbilang — ber 
maßgebende Punct für das Agio, wie ih in meiner ruf). Pap.währ. bef. Gap. VI. 
Agiotbeorie, S. 85—97 nachzuweiſen geſucht habe — ein ftarfes Metallagio nicht ver: 
. wird. Die Grenze war anfangs 2400, neuefter Zeit (Juli 1872) 3200 Mill. Fr., 
etztre Ziffer ift aber noch nicht ganz erreicht. An Mafregeln zur Herftellung der Ban fehlte es 
bisher und bis zur Abzahlung ber Gontribution an Deutſchland werben diefelben auch 
wohl umnterbleiben, um den Baarvorratb ber Banf intact zu erhalten und ben Anleihe: 
crebit nicht noch weiter anfpannen zu müflen. Das Hauptmittel zur Herbeiführung ber 
Solvenz der Bank ift natürlich auch bier die Abzahlung mindeftens des größten Theils 
ber Vorſchüſſe, welche bie Banf dem Staate machen mußte. Statiftifches über die Banf 
von Frankreich f. im Statift. Anhang, bef. Tab, DD. 


Gap. IIL, Abtheil. 2. 


S. 239 fi. Dedung ber Banknoten. 


70. ©. 240. Theorie ber Notendbedung. Die neueren Vorſchläge von 
Kämmerer, Augspurg, Perrot, Krüger u. a. m. für ganz oder faft voll: 
ffändige Baarbedung ber Noten entbebren ebenfo fehr wie Ähnliche frühere einer 
wirflich wiflenjchaftlihen Begründung. Die Argumentation ift immer bie alte, oft 
wiberlegte ber englifhen GurrencyDoctrin, ohne daß auf bie frühere Behandlung biefer 
Theorieen und ber fih baran knüpfenden Streitfragen und gegneriihen Gründe auch 
nur bingedeutet wird. Ich bin nicht im Stande, irgend etwas Neues in diefen unb 
andren verwandten, wenn auch nicht ebenjo weitgehenden Brofhüren von v. Unrub, 
Geffcken u. A. m. zu finden. Sie bringen feine neuen Gründe unb widerlegen feine 
alten Gegengründe, Deßhalb halte ich mich nicht bei benfelben auf. 


71. ©. 250. Neuere Statiftil ber norbamericanifden National: 
banfen f. im Statifl. Anhang, bei. Tab, Z. 


72. ©. 254. Baarvorrath. Nach bem beutfchen Münzgeſetz v. 4. Dec. 1871 
baben die neuen Reihsgoldmünzen bie Währungseigenichaft ober die Zahlfraft von 3',, 
und 62/, Thl. Silber. Seitdem können natürlich auch bie beutfchen Zettelbanken ihren 
PBaarvorratb in folhen Goldmünzen Fa und damit rechtsgiltig auch unabhängig 
von ber Einwilligung bes Befigers ihre Noten einlöfen. Es befteht eben vorläufi 
Doppelwährung. Später, wenn bas bisherige Eilbergeld ber Währungseigenicha 
entlleidet und das neu zu prägende nur bis zu einem beftimmten Betrage (3. 8.50 M.) 
gefegliches Zahlmittel ift, muß die Einlöfung der Noten ganz in Golbmünze erfolgen, 
alfo der Baarvorrath größtentheils aus foldhen beftehen. Das befinit. Münz- ober das 
Bankgeſetz wird darüber wohl einige Beftimmungen treffen müſſen. Ein analoger Fall 
liegt in Hamburg bei der Ende 1872 geſetzlich beftimmten Befeitigung ber Marf: 
Banco- Währung und beren Erjegung durch bie neue beutiche Reihsgoldbwährung vor. 


73. ©. 259, Anm. 511. Auch d. Stat. der Bab. B. v. 1870 Art. 15 ver: 
ordnen, daß bie Schuldbeträge aus Anweifungen, weldhe bie Banf auf fih unb ihre 
Zweigniederlafjungen ausftellt, ferner aus Geldern, welche fie gegen Anweif. auf ihre 
Filialen, gegen Schuldjcheine, Darlehensbücher ober in lauf. Rechnung aufgenommen 
bat, ſtets apart (neben der Notendedung) durch einen entiprechenden Borratb von 
Wechſeln von ftat.mäß. Eigenſchaft (Art. 10) oder an baarem Geld ober Barren gebedt 
jein müſſen. — Die Würt. B. darf unverzinsl. Gelder in Rehnung nehmen, bie aber 
ebenio wie bie Noten gebedt fein müſſen. 


74. ©. 260, Anm. 514. Die Bab. B. v. 1870 muß bie Noten mindeftens zu 
/, mit Silbergeld oder Silberbarren, die Würt. 9. ven. mit groben Münzen ber 
Landeswährung, die Oldenb. B, dsgl, mit einem Drittel Baar beden, 
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75. ©. 263, Anm, 524. Die Vierdritteldefung ift in bie Statuten ber Bab. 
8, v. 1870 nicht übergegangen. 


76. ©. 266, Anm. 5235. Auch bie Bad. u. etwas mehr noch bie Würt. B. 
gehören zu ben Zettelbanfen mit ſehr engem Gefchäftsfreis (bei. Ausichluß oder große 
Beichränfung des Effectengefchäfts, des activen Contocorrents). 


77. ©. 266, Anm. 527. Bei Bad. u. Würt. B. Hypoth.-, Grundeigentb.: 
geſchäft — abgefehen von Erwerbung von Grundftüden f. d. Banfgebäube und zur 
Eicherung u. Realifirung von Forderungen — ebenfalls ausgefchlofien. — Berichtigung 
der Notiz über d. Baier. B. |. ©. 409 Anm. 8064. 


78. ©. 267, Anm. 528. Bei d. Bad. B. neben dem gejegl. Sifberminimum 
nur MWechiel oder Gold, bei d. Würt. B. nur Wedel oder Silber: u. Goldbarren 
als fpec. Notendedung geftattet. Bei d. Oldenb. B. (Gef. v. 12. Aug. 1868 Art. 2) 
barf die Dedung neben dem Metalldrittel in Wechſeln oder leicht realiſirb. Effecten 
beitehen, leßtre höchitens bis zu 1/, der Noten. 


79. ©. 269, Anm. 531. Ws fubjid. Notendefung find, ebenſo wie bei der 
Frankf. B., zur zeitweijen nußbaren Anlage müßiger Gafjenbeftände, Werthpapiere, welde 
fefte Zinfen tragen u. nad) Art. 12 Iombarbdirbar find, auch bei db. Bad. B. zugelafien, 
body nur bis zu des eingezablten Grunbcapitals, Art. 13. Die Würt. B. bat dieſe 
Befugniß nicht, die Oldenb. B. dagegen unbejchränft. 


80. S. 275, Anm. 548. Die Bab. B. v. 1870 barf fchlehtweg „MWechiel”, 
alfo auch auswärtige, discontiren, Faufen, Art. 10. Ebenjo db. Würt. B,, die Ol: 
benb. B. Wechſel u. Geldbanweifungen jeder Art. 


81. ©. 276, 277. Anlegung bes Baarfonds in auswärt. Wechſeln. 
Seit 1870 ift bie tar 5A B. durch die Einftellung ber Baarzablung in die Kate: 
gorie ber Defterr., Ruſſ. B. u. ſ. w. getreten. Ihre Lage f. im Statift. Anbange. 
Die Defterr. B. (Anm. 554) hat längere Zeit fortgefabren, ein ftarfes Portefeuille 
ausmwärtiger Metallwechfel zu balten. Ihre Lage f. im Statift. Anhang. Für bie 
Politif der Ruſſiſchen Reichsbank, Gold aufzufaufen, welhe ih in Anm. 554 nad 
den Erörterungen meiner „Ruff. Pap.währung“ unbedingt verworfen babe, nimmt 
Bunge, Prof. d. Nat.:Def. in Kiew u. Director der dortigen Filiale der Reichsbank, 
in feiner Ueberfegung biejer Schrift (Kiew 1871) Partei. 


8. ©. 289, Anm. 567. Zahl ber Wechſelunterſchriften. Bad. 8. 
v. 1870: nicht weniger ald 3 notorifch gute Unterfchriften, ftatt der 3. Unterfchrift aber 
auch ein von ber Bank genügend erachtetes Pfand. — Würt. B. in ber Regel 3, nie 
weniger ald 2 notoriih gute Unterfchriften. — Durch eine Statutenveränberung im 
3%. 1869 find bei d. Weim. B. jetzt auch Wechſel mit 2 Unterjchriften zugelaffen. 


83. ©. 29%, Anm. 569. Marim.verfallzeit 3 Mon. auch bei der Bab. 
u. Würt. B. Bei der Englifchen B. 95 Tage. 


84. ©. 296, Anm. 581. Auch im J. 1870—71 waren die Erfahrungen mit 
dem Wecielportefeuille der Franzöſ. B. günftig. Die große Summe der in 
Folge des Moratoriums unbezablt gebliebenen Wechiel hat ſpäter rajch abgenommen u. 
find dieſe Operationen ganz gut abgewidelt worden. 


8. ©. 297—299. Genfurbebörden Sie beftehen auch bei den neuen 
Banken v. Baden u. v. Württemberg. Bei erftrer (Art. 33—35 der Stat.) wählt 
ber Aufſ.rath (12 Mitgl.) die Genjoren, mindeſtens je 2 f. Mannbeim u. Garlsrube, 
je 2 f. and. Filialen, f. je 1 Jahr. Sie müſſen an dem Plage, wo fie ihre Functie— 
nen ausüben, wohnhaft jein. Mitglieder des Auff.raths, der Direction u. andre Beamte 
ber B, find nicht wählbar. Die Cenjoren haben das Beleihungs: u. Discontirunge: 
geih. u. die Ankäufe fremder Wechſel zu prüfen u. zu begutachten, find nicht befoldet, 
erhalten aber Anweſenh.marken, deren Wertb das Betriebsreglement bejtimmt. Ganz 
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ähn!. Beftimm. bei der Würt. B. Den im Tert aufgeftellten Anforderungen entfpre: 
hen dieje Einrichtungen nicht vollftändig. 


86. ©. 303. Discontirung von Staatswechfeln u. Schatzſcheinen. 
An größtem Umfange im letzten Kriege 1870—71 bei ber Franzöſ. B. erfolgt, bie 
daran injolvent wurde, ſ. Statift. Anhang. Die fummar. Zuſ.ziehung biefer Staats— 
u. ber Privatwechjel im „Portefeuille“ ber B. ift unftattbaft, dba bie einen nicht, bie 
andren regelmäßig in Kurzem reell ablaufen. Bei letztren alio die für die Banfjolvenz 
jo wichtige regelmäßige, bei erfiren höchſtens eine gelegentliche unregelmäßige Rüd: 
frömung ber Noten zur Banf. 


87. ©. 305, Anm. 618. Eine große Rolle haben die Schatzſcheine bei ber 
Grebitbenugung des Nordbeutichen Bunds im Kriege v. 1870—71 gefpielt. ©. 3. 8. 
meinen Art. Reichsfin. in v. Holtzendorff's Jahrb. db. D. Reichs 1872 L., ©. 632. 


88. ©. 306, Die Anlage eines Theild des Baarfonds ber Banken in 
fremben Schaßfcheinen u. dgl. ift jedenfalls eher zuläſſig als bie gelegentlich befür— 
wortete, ben Staatsjhak fo anzulegen. ©. Rau:Wagner, Fin.wifl. $ 212. 


89. ©. 309, 310, Anm. 624, 625. Hamburger Banco:Baluta u. 
Hamb. Bank. Wie lange voraus zu ſehen, find denn auch einmal ernftlide 
Schwierigfeiten für die Hamb. Bank aus dem Belchnungsgeichäft, welches mit dem 
Weſen dieſer Anftalt als alter reiner Girobanf, in Wiberfprucd ſteht, erwachien, 
nämlih im Sommer 1872, im Zuſammenhang mit ben Ebelmetallbewegungen u. bem 
Devifengeichäft, welche bie franzöſ. Contributionszahlungen mit fi führten. Das 
mußte jchlieglih in Hamburg auf Bejeitigung ber Banco-Währung u. auf Einführung 
ber neuen Reichsgoldbwährung drängen, wobei die Banf beitehen bleiben fonnte. Sie 
fol jest nur ihre Eonten in Goldmünze u. Silbertbalern führen und Barren belch- 
nen, alfo umgefebrt wie bisher. Auch dies widerfpricht dem Princip der reinen Giro: 
ober reinen Hinterlegebanf, bei welcher die beponirten Summen nicht nur in bemfelben 
Werthquantum, ſondern flreng genommen aucd in berfelben Species vorhanden jein 
müſſen. Schiwierigfeiten fünnen alſo aud in Zukunft für bie Bank erwachſen. 


9%. ©. 310, Anm. 626. Ebelmetalllombarb auch bei der Bab. u. Würt. B. 


9. ©. 311, Anm. 630. Die Bad. B. v. 1870 darf auch Gold: u. Silber: 
geräthſchaften belchnen. 


92. ©. 314, Anm. 641 u. ©. 316, Anm. 644, Die norddeutſchen Dar: 
leb.caffen v. 1870 (Gef. v. 23. Juli) batten denſelben Geichäftsfreis wie die preuß. 
v. 1866. Sie wurben noch weniger benußt als legtre, an vielen Orten gar nicht, Danf 
ben deutihen Siegen, aber ihren günftigen moral. Einfluß rühmen aud 1870 bie 
gi wieder. — Die Bab. B. v. 1870 darf Waaren beleiben, welche 
te jelbft unter ihren Berihluß nimmt. 


93. ©. 318. Maarenlombard, Bemerfenswertb — eine Art. Mittelver: 
hältniß zwifchen eigentl. Waarenverpfändung u, Verpfändung von Lagericheinen — ift 
eine Beitimmung im norddeutſchen Gef. v. 1870 über die Darlebenscaffen. Nad 
$ 6 Fonnten Waaren, Bodens, Bergw.erzeugnifle, Fabricate, welde nidıt wohl bem 
Pfandgläubiger Förperlic übergeben werben fönnten, ausnahmsweife, ohne Rückſ. 
auf etwa entgegenfteh. Beftimmungen der Landesgejege, auch durch ſymboliſche 
Uebergabe verpfändel werben. 


94. ©. 320, Anm. 656. Im Art. 12 Nr. 5 bes Bad. B.ftat. v. 1870 iſt ge: 
fiattet bie Beleihung gegen Verpfändung „von Niederlagfcheinen der bad. Zoll: u. Eijen: 
babnftellen, jowie anerfannt jolider Privatlagerhäufer”. Die Facturen über die ber 
Bank zu verpfändenden Waaren u. die Yeuerverfich.policen müſſen beigelegt werben, 


9. ©. 322, Beleibung v. Werthpapieren Die Würt. B. barf an: 
erfannt folide, volleinbezahlte Wertbpapiere beleiben. Der Minifter des Innern if 
aber befugt, bejtimmte Werthpapiere zeitweilig hiervon auszuſchließen. 
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96. S. 329. Werthpapierlombard. Aus dem hier angegebenen gerecht: 
fertigten Geſichtspuncte, Unverkäuflichkeit oder übermäßige Goursbaifie ber 
Effecten zu verhüten, ift der gen. Lombard auch ben Darlebenscafjjen geftattet wor: 
ben, |. d. Geſ. v. 1870, $ 4, b. 


97. ©. 331, Anm. 31. D. Norddeutſchen Darleb.caffen v. 18 
durften Waaren in d. Negel bis 3. Hälfte, ausnahmsweiſe bis %/, des Schätzungswerthe 
nach Verſchiedenh. der Gegenftände u. ihrer Verfäuflichkeit, Wertbpap. nur mit einem 
Abjhlag vom Eurs oder marftgäng. Preife beleiben. 


9%. ©. 336-337. Prüfung bes Urfprungs von Mecfeln u. bet 
Zweds von Darlehbensgefudhen Seitens der Banf, Die Berehtigung, ja 
die Pilicht der B. hiezu ergibt fih aus den Grörterungen bier u, auf S. 293—300. 
Es gehörte die ganze Naivetät des in unfauberen Gejchäften verftridten Börienmanns 
dazu, der Banf ſolches Recht zu beftreiten, wie es 3.8. in der Schwindelperiode v. 1872 
in Berlin gefhab, als Ende Sept. bie Preuß. 2. ganz mit Recht den Discont u. 
Lombardzins erhöhte, „Reftrictionen” eintreten lieh, gewifie Wechſel abwies u. überbaupt 
bem Urjprung der zur Discontirung eingereichten Wechſel nachforſchte. Mit Rei 
nimmt ber Börfenbericht d. Nation. tg. v. 28. Sept. 1872 die Mafregel der Banl 
gegen die „Vorwürfe“ (!) der Speculanten in Schuß, da die Frage nad ber Bonität 
mit derjenigen nach bem Urſprung der Wechſel eng zul. hänge Solche Wedel 
müßten zurüdgewieien werben, welde das „Geldmachen“ u. mittelft befielben die 
Conſervirung großer Effectenbeftände zum Zweck bätten. Bon ber Unterjuchung de 
Urfprungs ber Wedel abjehen follen, heiße nichts Anderes verlangen als die Aut: 
nugung der Notenprejfe zu Gunften ber Ausjchreitungen ber Speculation, ©. auch 
oben d. Abſchn. v. db. Discontopolitif ©. 525 fi. 


9, ©. 340 Tab. V, u. VI. finden im Statifl. Anhang ihre Vervoll— 
ftändigung, bef. in Tab, A u, O. 


100. ©. 348 u. Anm. 700. Franzöſ. ®. in 1870 ff. f. im Statiſt. 
Anbang. 


101. ©. 350 u. Anm. 706. Banfliteratur. Der Vorwurf, bie wiflen: 
ichaftlihe u. pract. Behandlung der Banffragen u. insbefond, ber Zettelbankffrage in 
England, Frankreich, Deutfchland nicht zu kennen oder zu ignoriren, während bod im: 
mer nur mit benfelben alten abgetbanen Gründen oder vielmehr Behauptungen 
argumentirt wird, iſt namentlich auch den zahlreihen neueren Bankbroſchüren von 
v. Untub, Kämmerer, Perrot, Augspurg, Krüger u. a. m. zu machen, 
Es ift gewiß ſehr erwünſcht, wenn auch bei uns in Deutfchland Practiker u. nid 
nur Theoretifer, Profefforen u. dal. m. fih mit der theoret. Behandlung practiſchet 
Fragen ber Volfswirtbichaft, in wiffenichaftlicher oder in populärec Form, bejichäftigen. 
Aber dann müſſen fie auch nicht bloß auf ihre wenigen ifolirten perjönlichen Er: 
fabrungen, bie fie in unwiſſenſchaftlicher Weije -verallgemeinern, pochen u. alte Borur: 
theile und Jrrlehren von Neuem aufwärmen, ſondern fidh zuvor umſehen in ber Yıte 
ratur u. Gejchichte des Banfweiens. So haben es die großen engliſchen Praciiker, 
welche fich einen bauernden Namen in ber Wiflenfchaft erworben, aemadt, die Ri— 
carbo, bie Toofe, bie Gilbart, bie Overjtone, die Göſchen u a. m. In 
ber jo zablreihen neuen deutſchen Münze und Bankliteratur ſucht man jolde Prac 
tifer vergebens. 


102. ©. 353—356 u. Anm. 715. Das Contingentirungsprincip für 
bie Preuß. oder Deutſche Reihabanf, das zu ben Dogmen ber beutfchen Are: 
banbelspartei gehört und in A. Meyer neuerdings feinen eifrigften Anwalt gefunden 
bat, ift mit Recht in der Gefchäftswelt, welche jener Partei nicht mehr blindlings folat, 
meiften® verworfen worden. Die Handelsfammern haben fich noch nicht viel direct mil 
biefer Specialfrage in unfrer Banfreform beichäftigt, find wohl meiftens mit Recht gegen 
die Eontigentirung. 
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103. ©. 357. Bewährung bed continentalen Dedungsiuftems im 
J. 1870. Bol. nam, die Tab. A im Statifl. Anhbange. 


104. ©. 363, Anm. 719. Eine Ergänzung ber Tab, VIII. bis 1871—72 
erfolgt durch die Daten im Statifi. Anbang, bei. Tab. A u. P. 


105. ©. 364. Bewährung ber Gentralbanfen, insbejondre ber 
Preußiſchen Banki. 3.1870. ©. Statifl. Anhang, bei. Tab. A u. H. 


Gap. IIL, Abtbeil. 3. 


S. 371 ff. Uebrige Paſſiv- u. Activgefhäfte. 


106. ©. 377, Anm. 742, Depoſitengeſchäft u. dgl. Neuere Daten über 
den Berliner Eafjjenverein im Statifl. Anhang; j. Bemerf. zu Tab. A, bei. Nr. 2. 


17. ©. 379, Anm. 7590. Die Würt. B. barf feine Zinfen auf Guthaben 
gewähren. Auch muß fie die Guthaben ebenso wie die Noten deden. 


108. ©. 385 fi. Deffentlide Depofiten. Einen großen Auffhwung bat 
das bezüglide Gefhäft (Guthaben der Staatscaſſen u. ſ. w.) feit den großen Finanz: 
operationen u. ben franzöſ. Zahlungen der J. 1871—72 bei der Preuß. B. genom: 
men. Die Summen, welde bier zeitweilig bei ber Banf als Guthaben des Staats 
hinterlegt werden, werben zur Nüdzahlung der Anleihen oder zu Anfäufen der Obliga: 
tionen an ber Börſe u. a. dgl. m. der Bank immer wieder bald entzogen u. müſſen 
daher ganz ähnlich wie die Noten gebedt werben. ©, Statift. Anhang, Tab. A. 


109. ©. 390. Die hier im Zufammenhang mit bem dffentlichen Depofitenge: 
ſchäft ber Banken berührte Frage bes Staatsſchatzes habe ich mittlerweile näher be- 
handelt in Rau: Wagner, Finanzwiſſ. 6. Aufl. 1872 L, $ 83b, wo ber Staates: 
ſchatz im Syftem des GStaatshaushalts primcipiell gerechtfertigt wird, wie ähnlich 
aud von Hermann in d. ftaatswirtbich. Unterfuhungen, 2. Aufl 228. 


2 
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110. ©. 394, Anm. 783. Auch die Würt. B. darf das Geſchäft des Wech— 
jelverfaufs betreiben. 


111. ©. 399 u, ©. 404, Anm. 800, Active Eontocorrenti der Banfen. 
An ben legten Jahren bat fich diejes Iucrativere Geſchäft bei Fleineren beutichen Zettel: 
banken, 3. B. mander thüringifchen, ziemlich erheblich entwidelt. Durch die Concurrenz, 
welche dieſe Banken für ihren Notenumlauf an ben großen Banken fanden, find fie 
mehr auf jenes Gejchäft hingewiejen worden und haben das Discontogeichäft ftatt defien 
vermindert. Bei der muthmaßlich bevorftehenden reftringirenben beutichen Bankpolitif 
wird dieſe Entwidlung wobl noch mehr bervortreten. Selbſt ber Verluft bes Noten: 
rechts fcheint einigen Banken nidyt mehr fo ihlimm zu bünfen, ba fie alsdann freiere 
Bewegung im Activgefchäftsfreis erhalten können, — eine nicht im jeder Hinficht gute 
Geitaltung der Dinge. Neuere Daten über die in Anm. 800 gen. Banken im Statift. 
Anbang, Tab. A. 


112. ©. 404. Rodbertus, Shubmader u. a. hervorragende Landwirthe 
betonen ganz mit Recht, daß ber Erebit in Eontocorrent bie einzige Form bes 
Bankferebits ift, welche ber Landwirth nad der Natur feines Geſchäfts als Betriebs: 
crebit brauchen kann. S. auch bie Debatten über d. Bankfrage im Congreß Deuticher 
Landwirthe i. J. 1872, im amtl. Bericht. 


113. ©. 410, Anm. 809. Ausſchluß bes Effectengefhäfts bei db. Würt. 
B., Zulaffung bei der Oldenb. ©. 415, 416. Neuefte Effectenanlage Deuticher 
Banken j. im Statiſt. Anhang, Tab. A, 
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114. ©. 419. Vorſchüſſe der Franzdi. B. an ben Staat, f. im 
Statift. Anhang. 


115. ©, 492. Geſchäfte in Grundeigentbum. Die nenefter Zeit wie 
Pilze emporſchießenden Baubanfen u. dgl. m., in Berlin u. anderdwo, ipeculiren 
vornemlih in Grunbeigenthbum u. Häufern. Ihre volks wirthſchaftliche Nützlichkeit 
fteht dahin, joctalpolitifch jchaben fie. Ihre Nentabilität auf irgend etwas 
längere Zeit ift höchſt zweifelhaft. Als Banken erfheinen fie vollends bedenflich, jo: 
fern fie nämlich fremde Gelber, außer ihrem Actiencapital, vertvenben, 


Gap. III, Abtbeil. 4. 
©. 423 fi. Stammfapital u. Refervefond®. 


116. ©. 427 u. Anm, 838. Neuefte Daten über bie Londoner Joint: 
Stod:Depojitenbanfen u. bie [hottifhen Banken f. im Statift. Anhang 
Tab. T, U, W, 


117. ©. 436. Nach bem neuen Münzfuß würben bie —— —— 
kapitale * feinen Zettelbanfen etwas zu verändern fein, ſ. v. ©. 


118. ©. 439. Nothwendige Rentabilität ber Meinen Zettelbanfen. 
Gegenwärtig, 1872, könnte man gegen 1869—70 wohl 1%, weniger als nöthig erflä: 
ren, aber bas find body audh nur vorübergehende Schwanfungen bed Zinsfußes. 


119. ©. 440. Ankauf u. Beleibung eigener Actien, auch bei b. 
Bad. u. Würt. B. verboten. 


120. ©. 444. Anm. 850 a. Befig eigener Actien bei deutſchen Zet— 
telbanfen, f. im Statiſt. Anhang, Bemerk. zu Tab. A. 


121. ©. 447. Formulirte Borfäräge für bie deutſche Banfre: 
form. Die in biefem Abichnitt vorfommenden in Thalern angefegten Wertbbeträge 
fünnen nach dem jeften Verbältniß von 1:3 in Marf umgerechnet und allenfalls dann 
etwas abgerundet werden. Ueber das eventuelle Kapital der Reichsbank ſ. d. betreff. 
Abſchn. im Terte S. 643. 


122. ©. 449, Punct 5. Stüdelung. Wegen bes neuen Münzfußes müſſen 
bier etwas andre Zahlen feftgefegt werden. ©. den Text im Schlußfapitel. 


123. ©. 450 Punct 6. Annahme an ben Staatscajfen Nah der 
Einführung bes Golbmarkfußes, auf den die künftigen Noten natürlich allein lauten 
dürfen, erfolgt die Annabme der Noten aller vier Gentralbanfen bei allen Reichs und 
Staatscaffen. — Die Verweigerung der Annahme an ben genannten Gafien (Punct 6 c) 
fann nur von der Reichsregierung durch Katjerliche Verordnung ausgeiprohen werben. 


124. ©. 4%, Punc 7. Noteneinldfung an verfdbiebenen Orten. 
Nah ber Einführung des Goldmarffußes braudt auf die Verfchiedenbeit der Münzfuße 
in biejer Frage feine Rüdficht mehr — zu werben. Es entſcheidet jetzt bie 
Bedeutung ber Plätze für die Wahl ber Einlöſungsorte allein. Die im Tert ge: 
machten Vorſchläge können beftehen bleiben. 


125. ©. 451. Capital der — Bank. S. auch den Sta— 
tiſt. Anhang, Tab. A u. d. Abſchn. über d. Preuß B., ferner oben im 
Terte des Shlußtapitelg ©. 643. 
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126. ©. 462. Geminnantheil des Staats. Auch bei d. 
Würt. Notenbank bezieht der Staat einen jolden u. zwar 1/, des Gewinns, 
der nad ſtatut. Dotation ded Reſ.fonds u. nah Zahlung von 5%, Divid. 
an die Actionäre übrig bleibt. — Bei d. Oldenb. B. erhält der Staat 
jogar ?/, des Weberjchufjes, der nad Zahlung einer Dividende von 5°%/, auf 
da3 Capital, nah Zahlung etwaiger Beamtentantiemen u. nad Verwendung 
von 10%), des Reſts für den Reſervefonds verbleibt. ©. Bem. z. Tab. A 
im Statijt. Anh. sub Oldenb. 2. 


Statiftifcher Anhang. 


Die folgenden Tabellen und Ueberſichten, nebſt Erläuterungen und begleitenden 
Bemerkungen, jollen feine vollftändige Statiftif des Zettelbanfweiens geben, welche außer: 
halb des Zwecks diejed Buches liegt und auch einen größeren Raum beanfpruchen würbe, 
als und noch zur Verfügung fteht. Sie jollen wejentlih nur zur Ergänzung bes im 
Terte des Werks enthaltenen ftatiftiihen Materials, das wir zum Zwed ber Be: 
weisführung in ben fragen ber Bantpolitit benugten, ferner ald Grunb: 
lage banfftatiftijher Unterfudungen über einige befondere Puncte (Noten: 
ftüdelung, Notendefung, Leiftung der Banken in Krijen u. a. m.) dienen und zugleich 
bie wichtigiten Daten bis auf die Gegenwart, db. 5. bis Ende 1872 und Schluß bes 
erften Quartals 1873, fortführen, 

Folgendes ift eine Meberficht bes im Werfe enthaltenen tab ellariſch— ſta— 
tiſtiſchen Materials, mit Angabe der Ergänzungen, welche es in dieſem An— 
hange findet. 

Tab. I, ©. 182. Notenrecht und Notenumlauf ber Deutihen Zettel: 
> nten, 1868. ©. u. Tab. A, nebft ben Bemerkungen über bie einzelnen 
anfen 

Tab. I, ©. 1%. Staatspapiergelb: und Banfnotenumlauf in Deutſch— 
fand um 1868/69. ©. Tab. A, L,M,Q. 

Tab. II, ©. 202. Deutſcher Banfnotenumlauf 1846—68. ©. Tab. L und M. 

Tab. IV. ©. 205. me ber liquidben Shulben ber Deutſchen 
Banken, 1857—68. ©. Tab. 

Tab. V, ©. 340. Bilanzen a Dedungsverbältnifje verſchiedener 
Zettelbanfen (Gentralbanfen von England, Franfreih, Preußen, — 
v. 1869; decentraliſ. Zettelbankweſen, 1867, 68, 69). ©. Tab. A und O 

Tab. VI, ©. 341. Bilanzen und Dedungsverbältnif der Gruppen norb- 
deutjchen Zeteibanfen (Preuß. Banf, andere preuß., mitteldeutſche Banken 1867 —69) 

Tab. Au. O 

Tab. VII, ©. 346. es verjchiedener kleiner beutjcher 
Zettelbanfen, 1865, 69. ©. Tab. A u. O. 

Tab. VII, ©. 363. Notenumlauf — deutſcher Zettelbanken, 1862—69. ©. 
Tab. A u. P. 

Tab. IX. S. 369. Disconten, Wehfelcurfe, Banktbewegung i. 3. 1866. 

Tab. X, ©. 39%. Wedhjelcurfe Berlins im Juli 1870. Vgl. u. Tab. H 

Tab. XI, ©. 412. Kriegscurfe Juli 1870. 

Tab. XI, ©. 427. Londoner Joint-Stock-Banken, Bilanzen 1869. ©. ı. 
Tab. W. 

Tab. KIT, ©. 477. Schottifche Banken, Bilanzen 1869, ©. u. Tab, R, S, T,U, 

Tab. XIV, ©. 428. ERREIREULIRDEINDR und Divibenbe beuticher Zettel- 
banken, 1869. ©. u. Tab, 

Außerdem finden ſich im — einige andere ſtatiſtiſche Ueberſichten, 
zum Theil ebenfalls in tabellariſcher Form, welche nicht unter bie obigen nummerirten 
Tabellen aufgenommen worden find. Auch fie erhalten theilweife in dieſem Anhang 
ihre. Ergänzung unb Fortführung: 

1. ©. 9. REIHE ORESDIEN der Frankfurter Banf €. 1868. ©. u. 
Bemerf, über db. D. Banken, Nr. 2 
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2. ©. 116. Bewegung bes Banknotenconto ber Frankf. Bank in 1868. 
©. u. ebenda]. 
3. ©. 140. Durchſchnitisumlauf der Goth,, Weim,, Geraer 2. 185768. 
©. u. Tab. P. 
4. ©. 171. Notenreht und Notenausgabe ber engliſchen tan d banken 1869, 
©. u. * R. 
5. S. 172. Notenumlauf der B. v. England u. der engl. Landbanken 
1845, 1869. ©. u. Tab. Ru. S. 
6. S. 19. Provincielle a, ber Banfen u. ihres Notenumlaufs in 
Deutſchland E. 1868. ©. u. Tab. 
7. S. 198. Beränderung * Staatspapiergeldmenge in den deut— 
ſchen er uppen 1850-69. ©. u. Tab. Q. nebſt Bemerf, 
09. Banktnotenmenge auf den Kopf ber Bevölkerung in veridie 
denen europ. Staaten um 1868. ©. u. Bemerf. zu Tab, Q. 
9. S. 235. Notenreht und Notenausgabe ber ſchott. u. irijchen Banken, 
1845—69. ©, u. Tab. T u. U. 
10. ©. 250. Stand ber Nationalbanfen Nordbamericas Oct. 1868 
(in — ig “re ber Poften). ©. u. Tab. Z. 
. &, 251. Vergleich der Bilanzen und Dedungsverhältniffe der morbbdeut: 
ſchen — 1869 und ber nordamericaniſchen 1868. ©. u. Tab, AA u. N. 
— 2. ©. 346. Stüdelungsjtarftif der Preu ßiſchen Bank €. 1869. €. u. 
a B. 


13. ©. 359. N ee verjchiedener einer mittelbent: 
jder Ver in 1866. ©. u. Tab. A (1870). 

14. ©. 392, Durdiänittsumlauf ber Preuß. B. an acceptirten Giro: 
ME 1855—69. ©. u. Tab. K. 

15. ©. 404. Anlage in Wechſeln, Lombard, Contocorrent u. ſ. w. bei einigen 
fleineren ne. mit einigen größeren beutfchen Zettelbanfen. ©. u. Tab. A. 

439. Rentabilitätsprocent verſchiedener Activanlagen ber Beim 

B. 1862-_69. 

17. ©. 444. Beſitz eigener Actien u. Gefhäftsfapital verfciedener 
fleiner ar Banken 1869/70. ©. u. Tab. A u. Bemerf. 

18. ©. 451. Kapital und Reſervefonds ber Preuß., Engl. u. Fran; 
Bank im Verbältnig zu ben Paifiven, 1869. 
—— 19. ©. 463. Gewinnantheil des Staats bei ber Preuß. Bank 1858—69. 

ab. K. 


L 
Deutſches Zettelbankweſen. 
Hierzu Tabelle A. 


Statiſtiſche Zuſammenſtellungen über bie Deutſchen Zettelbanken erfolgen in 
mehreren öffentlichen Blättern nad den Monatsausweiſen, welche jetzt jämmtlice 
deutiche Zettelbanfen mit Ausnahme ber 2 M. ſächſ., dem Leipz. Caſſ. Ver. u. der 
Bautz. Bank (ferner, wenn fie hierher gezählt werben fol, der Chemnitzer Stabtbanf), 
der Roftofer, Bückeb. und Baier. B., veröffentliden. Die Grundlage für bie 
folgende große Tab. A. über die Deutihen Banken bildet die monatl. Ueberficht im 
Frankfurter Actionär. Die legtere ift, foweit irgend die amtlichen Beröffentlihungen 
zu Gebote jtanden (in Annoncen), revidirt und vervollftändigt worden, ba Druds und 
andere Fehler fib öfters ftörend in fie einjchleihen. Abweichungen ber Tab. A. von 
anderen Zuſ.ſtellungen beruben auf dieſer Revifion. Ein Heiner Mangel der Tab. bes 
Frankf. Actionärs liegt in dem Zuf.werfen des Baarvorraths. ber fremden Noten und 
Caſſ. anweiſ, wozu mitunter felbft Heine Beträge eigener Noten kommen. Uchrigens 
trennen auch nicht alle Banken bieje Pojten im Ausmweife In Eol. 50 und 51 iſt f. 
ben Durchſchnitt von 4872 bieje Trennung foweit als möglih nad ben Tab. bet 
Brem, Handels Bl. vorgenommen, Auch die „Depofiten, Guthaben, Girofapitalien” 
find nah db, ANctionär in einen Poften zuſ.gezogen, was bei dem unſicheren Sprachge— 
brauch u. dem willkührlichen Verfahren der Banken in Betr. diefer Gelder indeſſen für 
eine folde generelle Weberficht Fein wefentlicher Mangel if. Im Uebrigen leidet die 





— 
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Tab. A. unvermeidlich an ben Mängeln ber beutjchen” Zettelbankftatiftif, die wir oben 
(S. 81ff.) betonten. Erft wenn bas Reichsgeſetz beftinmte, genügend jpecielle Bilanz. 
fchemata vorgefchrieben haben wird, ift dem abzubelfen. 


Unter den ftatifl. Zuf.ftelungen der beutjhen Zettelbanfen verdienen fonjt bie 
jenigen, welde im Bremer Handelsblatte feit einigen Jahren regelwäßig erſchei— 
nen, beionders hervorgehoben zu werden. Gie liefern auch Durchſchnitte für ge 
wifje Perioden, diejen. f. 1872 wurden in ber Tab. A. benugt. Auch Vergleiche mit 
anderen europ. Gentralbanfen jchließen fih wohl an. Auch diefe Tabellen find wegen 
Mangels der Monatsausweije einzelner Banken nicht ganz vollftändig, die Ergänzung 
nad den Jahresbilanzen ber fehlenden Banken, bie in Tab. A. verfucht wurde, unter: 
bleibt dabet. Ein andrer, größrer Mangel ber Bremer Tabellen ift die etwas willführ- 
liche Gruppenbildung. Es werben nämlich, mit Ausnahme der Preuß. B., die fämmtl, 
im beut. Preußen befindl, Zettelbanfen als eine Gruppe zufammengefaßt. Allein 
nicht nur nach der Entftehung in ben ehemals ſelbſt. Bartic.ftaaten, fonbern auch nad 
ihrer beftehen gebliebenen Einrihtung und Function find die 3 Banfen aus ben ans 
nectirten Gebieten beffer anders zu vertheilen: Franffurt und Homburg als Gulden: 
banken zu ben jübbeutichen, Hannover zu einer nordweſtdeutſchen Gruppe von Banten, 
mit etwas jelbftänd. Verfehrögebiet. Eine andre Gruppe bildet bie Bremer Tabelle aus 
ben Banfen unferer 5. Gruppe nebft ber Sächſ., Leipz, Darmit., Bad. B. Uniere 
Gruppirung it wohl zwedmäßiger. Endlich faßt die Bremer Tabelle die 3 banfeat. 
Zettelbanfen (Bremen, beide Lübel) mit den 3 Hamburger Banfen, ber Norbbeutichen, 
Vereins- und ber alten Girobanf, alfo mit 3 Nicht: Zettelbanfen, zufammen, was unpaf- 
fend ift, zumal dba andere Depof.banfen nicht berüdjichtigt werden. Die Hamb. Giro- 
bank, in der wieder Gaffenbeftände ber beiden anderen Hamburger, — ihres ganz 
verſchiedenen Characters wegen ſolche Einreihung gar nicht. Dieſe Momente ſchmälern 
die Brauchbarkeit der Bremer Tabelle, die auch ‚Ar an Drud- und dgl. Fehlern leidet. 
Die Monatstabelle in ber Berl. Börj. Zeitg. fpecialifirt zwar etwas mehr als bie 
bes Franff. Actionär (Met. vorr. und Gaffenanweif. u. j. w., dann Depof. u. Giro- 
nebft ſonſt. Grebit.), enthält aber nicht jo viele Banken als d. Actionär, allerdings aber 
bie Baugener B. dafür mehr. Sie wurde zum Vergleich benugt. Die Bremer Tabelle 
wirb öfters reprodbucirt in anberen Blättern und bat auch ber graphiſchen Daritellung 
in Hirth's Annalen, 1873 Heft 5, zur Grundlage gebient. In den Annalen findet fich hier 
©. 723 ff. einiges ftatift. Material Über die jüdbeutichen, die Preuß. und ſämmtl. dbeutjche 
Zettelbanken, u. A. eine fonft nicht public. Monatsüberficht der Baarbeftände ber Baier. 
8. 1871—72. Die Daten bier über bie Darmft. B. bedürfen der Berichtigung. Die 
begleitenden Bemerkungen in ben Annalen find werthlos, der Vergleich der Kopfquote 
an Noten und ui in Deutidland, Franfreih und Großbritanien ©. 726 Teitet 
nur irre. Die Zahlen find ben jehr oberflählihen „Motiven z. Entwurf eines Gei. 
über die Ausgabe von Banknoten“ entnommen, wo 3. B. eine Vergleihung mit ber 
B. v. Franfreih u. mit db. englifchen Banken in einem ganz re — einzelnen 
Zeitpuncte hohen Baarftands bdiejer Banken vorgenommen wurde, die natürlich gar 
nichts beweist (f. o. ©. 352 Anm. 710). 

Brauchbarer ift in ben Annalen ebenda. ©. 740 bie approrimative Berehnung 
bes Wechielverfehrs aus dem Ertrag ber Reichswechſelſtempelſteuer. 

Die möglichfte Bervollftändigung ber Daten in Tab. A und in ben folgenden 
Bemerfungen über die einzelnen Banken wurde erzielt durch die Benutzung des Origi— 
nalmaterial®, der Jahresberichte, welhe uns von vielen und ben widtigiten Banken, 
vorlagen. Außerdem wurde mandes Detail zur a entnommen: ber 
v. Dandelmann’iden Ztſchr. f. Kapitalu. Rente, ber Börfenballe ber 
BalNationalzeitung, bem Franff.Actionär, Saling's Börjenpapieren 
3.9. 1870—71, I, 1 u. and. BI. mehr. Die Berichte ber Preuß. B. find neuerdings 
in ben von uns gewünfchten Puncten noch etwas vervollftändigt worben. 

Erläuterungen zu Tab. A finden fih in ben folgenden Abjchnitten über bie ein— 
zelnen Banken. 

Für bie u Tabelle ift noch zu bemerken: In der Tabelle ift die Chem: 
niger Stabtbanf, bie bis 1874 300,000 Thl. Eintbaferfcheine ausgeben barf, nicht 
mit aufgeführt, ſ. 0. S. 29 Anm. 80. Die Königsb. Banf bat 1871 an 
liquidirt und fehlt baber fpäter. Die Babifhe u. Württemb. Bank find erfi 187 
bezw. 1872 eröffnet. 

Gründungsjahr: f. die Preuß. B. ift wohl mit Recht das J. ber Bank: 
reform 1846 angegeben, f. bie Lüb. Gomm. B. das des Beginns ber Notenausgabe, 1865. 

Wagner, Zettelbanter, 46 
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Gonceffionsbauer: f. bie preuß. Priv.banfen ift fie noch Tänger, j. u. S. 712, 
aber maßgebend ift die Dauer bes Notenrehts. Aehnlich kann jedoch auch ber 
Leipz. Württemb., Bad. B. ohne Entihäd.anfpruch zugemutbet werben, ſich Verände— 
rungen ber Banfgejeßgebung zu fügen. 

Eingezabltes Kapital. ©. die Veränder. bei einigen Banken unten. In 
ber Tab. Angabe des Stande 31. Dec. 1872, auch wenn binterher Aenderung. 

Notenrecht. Soweit daſſelbe nad dem eingezablten Kapital normirt ift, ift in 
ber Tabelle A das €. 1872 eingezablte Kapital zum Anbaltpunct für bie Berehnung 

enommen. Das Marimum wird dadurch nicht immer bezeichnet, da eine Bank 
jenes Rapital erhöhen fann. ©. u. 

Reſervefonds: mehrfach incl. der etwaigen Delcreberefonds u. ſ. w. 

Dividende: Berehn. nah Durchſchnitt v. 1856—71 oder, wenn die Banf 
fpäter eröffnet, vom 1. Jahre an big 1871. Nur bei einigen Banken, wo uns voll- 
ftändige Angaben nicht vorlagen, ift die Divid. aus einem fürzeren Zeitraum berechnet: 
Görlitz (Ertrag für die Gomm.ftände) 68—7L, Leipz. 59—71, Leipz. C. V. 69—71, 
Frankf. 64—71, Baier. 65—71. Der Durchſchnitt bezieht fih auf die f. d. Jahr dbecla= 
rirte Dividende und würde auf ein u. bajjelbe gleiche Kapital während der ganzen 
Periode bezogen etwas anders ausfallen. 

Depofiten, Girofapitalien, Guthaben u. j. w. in Summe ange 
nn. Durdfchn. für 1872 getrennt: Depofiten — andre Grebitoren (inc. Giro— 
ap.) ſ. o. 

Notenumlauf: möglichſt der wirkl. Umlauf, nicht nur bie Emiſſion 
angegeben, was indeſſen nicht bei allen Banken (z. B. Mein. Baier.) durchführbar. 
S. u. die einzelnen Abſchnitte. Doch im Ganzen nur ein unweſentl. Febler. Für 
ben Kriegsſommer 1870 Angabe der monatl. Bewegung, um die Leiſtungsfähig-— 
feit der einzelnen Banken und Gruppen in Krifen zu zeigen. 

Caſſa: Baarfonds (Münze u. Baaren) plus Eajj.anmweif.u, fremben 
Noten, bei einzelnen Banken auch incl der Meinen Beträge eigener, am Termin 
grade nicht in Umlauf befindl. Noten. Trennung im Durhidn. f. 1872 ſ. o. 

Diverfe Activa: neben div. Forder., Grunbdeigenth. namentlid bie Forde— 
rungen im activen Gontocorrent Bei ber Bautz. und d. Baier. B., bie 
vorwiegend Hypotb.banken, find bie Activen und Paſſiven des Hypotb.geihäfts u. 
Verwandtes fortgelafien. 

Alle Währungen find in d. Tab. A auf Thaler rebucirt. 

Um bie Angaben der Tab. A möglichſt zu vervollftändigen, find bei den Banken, 
welche Feine Monatsausweife veröffentlichen und bei einigen fleineren (Lüb. Priv.b., 
Noft., Leipz. C. Ver, Baug., Bildeb.), von benen uns nicht f. alle Termine ausrei- 
hendes Material vorlag, bie Daten in folgender Weile ergänzt worben: 

Bei d. Lüb. Priv.b. find im 3. 1870 die Ziffern v. €. 1869 in d. betreff. 
Colonnen geftellt. 

Bei db. Roftofer B. ift bie regelmäßig faft ganz in Umlauf befindl. Summe 
ber emittirten Noten eingefegt, bei ben and. Poſten find die wirfl. Zahlen v. E. 1869 
wiederholt worden in d. folg. Jahren; jedenfalls liegen bier nur Meine Differenzen gegen 
bie Wirklichkeit vor. 

Bein Reipz. Eaif. Ber, ift die meift ganz in Gircufation befindliche Noten: 
fumme eingejegt, bei den Anlagen eine jhäßungsweile Summe Baar, Wechſel u. j. w. 
f. d. Noten und ben ungefähren Betrag ber Girofapit. 

Bei der Landſtänd. B. in Baugen, im Mejentl. einer reinen Hypotb.b., ift f. 
b. Notenemiffion ebenfalls eine Baarbedung und Dedung in biv. Activen jhäßungs: 
weije angefegt, wo Angaben f. d. einz. Termine jehlten. 

Bei db. Mein. B., bie nur die Daten f. db. Notengejhäft (Emiffion u. Baar: 
u. Wechſeldeckung) monatlich veröffentlicht, find die anderen Daten aus ben Jahres: 
fhlußbilangen genommen u. dann f. db. Zwijchentermine bis zum Ende ber nächiten 
J. B. wiederholt. Caſſe und Wechſel find daher an ben Jahresſchlüſſen größer 
als nad db. Daten im Notenrealij.fonde. 

Bei db. Büdeburger Bank fehlten einige Daten f. unwicht. Gejhäftszweige, 
bie Notenjumme zu Ende db. Jahres ift f. d. Zwifchentermine wiederholt, ebenfo bie 
Baar: und Wechſeldeckung dafür. 

Bei db. Baierifhen Bank, bie überwiegend Hypothebank, ift den Verbältnifien 
entfprechenb in d. Eol. Kapital u. Rej.fond nur 40%, des Betrages, als etwa f. d. Zet— 
telgeichäft gehörig, angefegt. Die übrigen Daten find aus db. halbjähr. veröff. Bilanzen 
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enommen, Hppoth. u. act. G.corr.geich. ausgeichloffen. Wiederholung ber legten Zif— 
* f. d. Zwiſchentermine. Emiſſion meiſt gleich Circulation der Noten. Im Baar— 
fonds eigene Noten incluſive (ſ. u. N. 32) 

Ale geihägten oder nur wiederholten Zahlen find eingeflammert. 

Die Summenzablen ber Tab. A und ihrer einzelnen Rubrifen enthalten bemge- 
mäß bie und da Feine Fehler, doch nur von fehr untergeordneter Bedeutung. Jeden— 
falls find die Summenziffern berj. Tabellen, welche die fehlenden Banken einfach weg- 
lajjen, für Schlußziehungen unzuverläjfiger. 


Bemerkungen über bie einzelnen Deutſchen Banfen in Tab, A. 
I. Die Preußiſche Bant. 


Der reiche, gut und überſichtlich georbnnete Inhalt der Jahresberichte dieſes ge- 
waltigen Inſtituts liefert für theoretiiche Fragen bes Geld: und Bankweſens und für 
banfpolitiiche Fragen ebenfo interefjantes Material, wie über bie großartige Entwidlung 
ber Bank in ben legten Jahren, Wir ftellen bier einige Daten aus dieſem Material 
vornemlidy für den erfteren Zwed zujammen, um dadurch neue Beweismittel aus ber 
Erfahrung für einige im Terte behandelte Puncte zu gewinnen und beichränfen uns 
babei in Betreff des Details auf die 4 legten Jahre, die durch den franzöfifchen Krieg 
ein jo eigenes Gepräge erbalten haben. 

Die Stüdelung des Notenumlaufs Der Notenumlauf ber 
Bank fegte fih am Schluß der 4 lebten Jahre aus folgenden Stüdelungsfategorieen 
zufammen: 


Zab. B. Gtüdelung des Notenumlaufs der Preuß. Bant 1869—1872. 


Stücke zu Thl. 
Anzahl 10 25 50 100 500 Summa. 
Ende 1869 957,360 1,430,340 343,286 741,551 31,197 3,503,734 
„ 1870 944,840 1,850,452 316,474 893,771 69,137 4,074,674 
„ 1871 953,450 1,970,800 227,540 1,306,865 82,748 4,541,403 
„ 1872 945,600 2,240,840 171,940 1,527,320 166,950 5,052,650 
ober— 1872 :69— 11,760 + 810,500—171,346 + 785,769-4135,753-4-1,449,916 
oder— in, — 1.2 — 56.7 — 49 + 106.0 435.0 + 41. 
Werthbetrag Th. 
Ende 1869 9,573,600 35,758,500 17,164,300 74,155,100 15,598,500 152,250,000 
„ 1870 9,448,400 42,261,300 15,823,700 89,377,100 34,568,500 195,479,000 
„ 1871  9,534,500 49,270,000 11,377,000 130,686,500 41,374,000 242,242,000 
1872 9,456,000 57,271,000 8,597,000 152,732,000 83,475,000 311,531,000 
+ oder— 1872:69 — 117,600 + 21,512,500 — 8,567,300 + 78,576,900 + 67,876 500 + 159,281,000 
+deögl, in 9, 12 + 56. — 29. + 106.° + 135, + 104,* 


Werthbetrag in 9%, 


Ende 1869 6.° 23. 113 48.7 10.2 100. 
„ 1870 4.8 21.0 8.1 45,8 17.7 100 
„ 1871 3.3 20. 4.7 54.0 17.0 100 
„ 1872 3.3 18.0 2.0 49,0 26.7 100 


Dieſe Ueberfiht ift anßerorbentlih intereffant und belebrend. Sie zeigt, daß 
uniere Forderung einer Rublication ber Stüdelungsjtatiftit, der die Preußiihe Bank 
feitdem nachgekommen ift, in ber That ihre Berechtigung batte, benn nur biefe Da— 
ten, nicht die der Bewegung des Notenumlaufs überhaupt, gewähren bie gewünjchten 
Aufichlüffe Über die großartigen Veränderungen in unferem Geldwefen und in ber 
Stellung der Preußiſchen Bank bazu. 

Wie man fofort fieht, fällt die Verbopplung bes Notenumlaufs ganz überwiegend 
auf bie großen Stüde zu 100 und 500 Thl, in voller Mebereinftiimmung mit den 
Wahrnehmungen bei anderen Banken und in anderen Ländern während einer Geichäfts:- 
entwidlung wie berjenigen ber legten Jahre und ebenfo in EN mit ber 
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Theorie bes Geld: und Notenumlaufs, welde in dieſem Werke vertreten wurde. Im 
ſtark fpeculativen Zuftande des Geldmarfts vermebrt ſich regelmäßig vor: 
nemlich zunädhit die Menge ber grofen Noten. Die Preußiſche Banf bat in den Ie- 
ten Jahren, wie dieſe Stüdelungsftatiftif zeigt, eine etwas veränderte Stellung erhal: 
ten, ift mehr Banf für das Großgefhäft und bie Finanzverwaltung geworden, ähnlich 
wie ed bie Engliihe und Franzöftihe Bank fhon länger find. Das ift im Ganzen 
auch eine richtige Entwidlung. Die Banknoten circuliren jetzt verhältnißmäßig 
mebr im Großverfehr als früher, ihrem Wefen entſprechend. Sie find injofern 
weniger als früher ein papiergeldartiges Grebitumlaufsmitte. Vom Notenumlauf be: 
trugen bie Fleinen Noten (unter 100 Thl.) €. 1869—72 reip. 41.', 36.3, 29.0, 24.30), 
bie großen Noten v. 100 u. 500 Thl. reſp. 58.9, 63.5, 71.0, 75.7%,. Grabe umge: 
Tehrt war bie neufte Entwidlung des franzöſiſchen Banfnotenumlaufs (f. u. 
Zab. EE.). Auch die Durchſchnittsgröße ber Wecjel bei unjerer Banf ift erbeb- 
Tih gewachſen, was mit diejer Geftaltung des Notenumlaufs übereinftimmt: 
Discwehiel. Inländ. Remeſſen- Wechſel. 3. Einzieb. 


wechſel. auf fremde Rechn. 
1869 673 Thl. 468 Thl. 83 Thl. 
1870 711 501 - 90 
1871 735 560 242 
1872 869 703 388 


Unter den Wechſeln Iegter Art im J. 1872 waren 1945 Stüd, welche für die 
Reihshauptlafie eingezogen wurben, von einer Durchſchnittsgröße von 4020 Thl.; der 
Reit hatte eine jolde von 114 Thl. 

Die befonders ftarfe Vermehrung ber großen Noten ftebt auch ſonſt mit unter 
dem Einfluß der Einlage von Metall auf Rechnung bes Staats und Reis in bie 
Bank, wofür dann bie Entnahme von großen, alfo für größere Zahlungen 
bequemjften Noten erfolgte, Ebenſo find vermutblih von —* im Giroverkehr 
und durch direkte rg ferner bei der Abzablung der Wechſel und jonftiger Cre— 
bite relativ mehr Heine Noten, bez. Metall (Münze) in die Bank gefloffen und dafür 
als Giroguthaben und im Discontogefhäft mehr große Noten herausgenommen. Die 
in 1871 und 72 jo ganz bejonders ſtarke Vermehrung ber großen Noten zu 100 und 
im legten Jahre noch mehr zu 500 Thaler deutet übrigens in Verbindung mit anderen 
Wahrnehmungen (j. u.) doch wohl barauf bin, daß bie Grebitgewährung ber 
Banktdem großen Bank- und Börfengejchäfte neuerdings in etwas ftärferem 
Maaße als früher zu Theil geworben if. Man erkennt aus der Stüdelungsita- 
tiftit erſt vollends die Nothwenbdigkeit der Reftrictionen im Herbſt 1872, wodurch biejes 
Gefhäft am Meiften getroffen wurbe. 

Bemerfenswerth ift bie ganz analoge Entwidlung, welde der Notenumlauf 
ber an !und für fih ja freilid viel Feineren Frankfurter Bank binfichtlich ber 
Stüdelung zeigt, ſ. u. bei Nr. 29. 

Leider enthalten bie jonft vielfach muftergiltigen Berichte der Preußiſchen Bank 
feine Angaben über bie zur Einlöfung gegen Baar gefommenen („unregel: 
mäßige Rüdftrömung”) und zur Abzablung ber Banfcrebite, im Girover: 
febr, Depofitengefhäft u. |. w. („regelmäßige Rüdjtrömung”) an bie Banf 
gelangten Noten, was weitere wichtige Einblide gewährt. Ebenfo fehlen Angaben 
über die gegen Baar auf Verlangen binausgegebenen Moten. Die Frank: 
furter Bank und einzelne. andere geben ſolche Daten. Die betreffende Stati— 
fit müßte aber wieber die einzelnen Notengrößen unterfcheiden, damit man 
bie größere ober geringere Xendenz ber einzelnen Gattungen, zur Bank zurückzu— 
fehren und zwar zur Einlöjung gegen Baar ober zur Ku, mejjen könnte. 
Daten biefer Art, ferner Berehnungen über bie Umlaufsdauer ber einzelnen Noten: 
größen fehlen meines Wiffens noch allgemein bei uns. Einen Anbaltspunct gewährt eine 
Angabe der Danziger Bank über die Einlöjung ihrer Noten Seitens ber Preußiichen 
Bank. S.u.Nr.4 S.713. Jedenfalls ift nach anderen Erfahrungen und nad zuläjfigen 
bebuctiven Schlüffen anzunehmen, baß die gro fen Noten eine fürzere Umlaufszeit 
haben und auch leicht der Bank mehr Baargeld entziehen, als die Meinen Noten, ſobald 
die Wechſelcurſe ungünftig ftehen (ſ. o. 551). Daraus folgt, baß ceteris paribus ein 
Notenumlauf, in weldhem die größeren Stüde ftärfer vorwalten, als in einem an: 
beren, ſowohl einer tärferen Baarbedung als einer noch raſcher und jiherer 
realijirbaren fonftigen Dedung bebarf. 

2) Die fpecielle Dedung der Noten. An unb für ſich ift die Dedung 
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bei ber Preußiſchen Bank auch in ben letzten Jahren eine vortreffliche geweſen, 
ſowohl was die Baardeckung als bie Wechſeldeckung nad der Verfallzeit und 
Sicherheit anlangt. Die Depofiten ftehen bei ber Preußiichen Banf theils auf 
längere Kündigung, theils find fie wenig veränberli im Beftand, fo baß für fie fein 
großer Baarbetrag zu rechnen if. Die Noten bleiben aber ſehr gut gebedt, auch wenn 
bie neuerdings ftarfen, wohl zum Theil in baarem Gelbe eingelegten Girogutbaben 
ber Privaten und Guthaben ber Staats» und Reichscaffe, als ein leicht ent— 
ztehbarer Poften, zur Notenmenge hinzugefügt werben. Zu ſchwach ift nur wegen bes 
geringen eigenen Kapitald ber Banf die fubjibiäre Notendedung. Die neuerdings 
ftärfere Baarbdedung ift bei ber erwähnten IUmgeftaltung ber Stüdelung redt 
erwünfdt. Die Verfallzeiten ber Wechſel im Portefeuille müßten nur ebenfalls 
aus Iegterem Grunde womöglich noch kürzer als früher werben. In einer an polis 
tifhen Wechfelfällen reihen Zeit ift dies doppelt geboten. Man kann hier die Regel 
aufftellen, je größere Notenapoints und je ſtärkeres Vorwalten berfel- 
ben im Gejammtumlauf, befto Fürzere Berfallzeiten ber zur Dedung 
bienenden Wechſel find nothbwenbig. 

Am Zahresihluß 1869—72 ftellten fih bie Deckungsverhältniſſe bei ber 
Preußiſchen Bank folgendermaßen, wobei wir auf ber Baftiv feite bie Depofiten unb 
biverfen Forderungen nebft den Gewinncontos, auf ber Activfeite dafür die Caſſen— 
anweifungen und Privatbanfnoten, Lombard-, diverfe Forderungen und bie Effecten 
zur Berehnung ber fpeciellen Dedung weglafjen. 


Tab. C. Sperielle Dedung ber ftetsfälligen Paſſiven ber Preuß. Bant 
1869—72. Wbfolute Zahlen. 


I. Stetsfällige Baffiva Mill. Th. 1869 1870 187 1872 
1. NRotenumlauf 152.25 196.88 242.24 311.53 
2. Guthaben v. Staatscafjen 0.30 ‚ ? 
3. — ber Girointerejfen 3.19 0.13 1086 31.50 
4. Unbezahlte Anweifungen 0.54 0.88 1.49 0.84 


Summa: 156.28 198.01 254.77 346.35 


Mill. Thl. M. Thl. M. Thl. M. Thl. 
II. Specielle Dedung dafür: 


1. Gold und Silber 7540 8.75 15810 184.34 
2. Plaß: u. inländ. Remeffenwechiel verfallend 
a. in 15 Tagen 32417 3250 42.82 58.16 
b. „ 16-30 „ 15.75 19.38 20.36 33.02 
c „31-60 „ 2324 26.69 28.43 52.95 
„u... 61-90 „ 18.65 19.9 20.81 36.46 
Summa: 89.83 98.47 11242 180.59 
3. Ausländ, Wechſel 2.90 2.10 2.65 3.12 


Summa: 16813 188.32 273.17 368.05 


Die Zfer des Notenumlaufs f. 1870 in biefer Tab. C flimmt nicht mit ber 
früheren in Tab. B. Den Grund fann ich nicht angeben, im amtl. Bericht finden fidh 
beibe Zahlen. Muthmaßlich ift die Ziffer in Tab. B irethüml. um 1.4 M. Thl. zu 
flein, aber bie Summirung ber Stüde ergiebt feine andre Zahl (Ber. ©. 6). 

Die Summe ber ftetsfäll. Baffiva war baber durch dieſe Activa folgender: 
maßen gebedt; ferner vertheilten fih dieſe Activa auf bie einzelnen Poften und bie 
Wechſel auf bie Verfallgeiten in nachſtehenden Quoten: 


ME m 
Zab. D. MRelativzahlen für die fperielle Dedung der ftetsfülligen Pafſſiva 
der Preuß. Bank. 
1869 1872 


—— — — — — — — — 
Act. in 9%, ber %, der Act. in 84 ber 9%, ber 
0, d. Paſſ. Act. Wechſ. Y,d. Paſſ. Ad. Wechſ. 


Gold und Silber 48.3 44.8 — 53.2 50.0 — 
Platz- u. inl. Rem.wechſel, verf. 
in 15 Tagen — 35.8 16.8 — 32.2 
„16-30 „ 10.1 _ 17.6 9,6 — 18.3 
„si—60 „ 14.8 — 25.9 15.3 — 29.3 
„HA-R „ 11.9 — 20.7 10.5 — 20.2 
Summe 57.4 53.5 100 52.2 49.1 100 
Ausländ. Wechiel 1.8 1.7 — 0.9 0.9 — 
Summe 1075 100 — 106.3 100 — 


Der Giroverkehr hat beſonders in 1872 eine bedeut. Vermehrung erfahren 
(Eingang 1869—72 reſp. 36.81, 69.38, 127.22, 364.78 M. Thl.). Er findet faſt nur 
bei ber Hauptbanf in Berlin ftatt. Die früberen Girvanftalten ber B. zu Breslau, 
Königsberg, Magdeburg, Poſen und Stettin find am 1. Jannar 1870 wegen fehlenden 
Bedürfniſſes eingegangen. Nur in Danzig beitebt noch eine ſchwach benußte Giro: 
anftalt, dbesgleihen in Mülbaufen im Eias mit ganz geringem Verkehr (Met und 
Straßburg benugten bie Anftalt gar nicht). Girvanweifungen werben jeit 1. Jan. 
1870 nicht mehr acceptirt, ſondern jofort ausbezahlt, weshalb fie aus ben Ausweiſen 
verſchwunden find (i. 0. ©. 392). Das Guthaben ber Staatscaffen zerfiel €. 1872 
in 0.724 ber Königlichen und 1.754 Mill. Thl. der Reichs bauptcafie. 

Der Baarfonds wird in ben Berichten u. in der Bilanz nidt vollftändig 
fpecificirt, weder nach feiner Zuſ.ſetzung noch nad jeiner Vertbeilung auf Hauptbant 
und Filialen. €. 1869 waren unter ben „Gold: und Silberbeftänden” nur 165,000 ThL 
„Silber in Baaren und Sorten”, €.1870 besgl. 8.35 und „Gold in Barren und Sorten“ 
17.51, €. 1871 refp. 8.88 und 37.18, E. 1872 „S. in Baaren“ 8.13 und „G. in Barren 
und Sorten“ 38.20 Mill. Thl. Aber wie viel Gold in heimifcher, jet insbeſondere 
in Reichsmünze vorhanden, ferner wie fi der Metallvorrath (alſo ercl. eigene Noten: 
ana auf die Hauptbanf u. die Filialen vertheilt, darüber fehlen Angaben, vielleicht 
abſichtlich. 

Die Wechſel zerfielen E. 1872 in 80.22 M. Thl. Platzwechſel, wovon 11.22 
bei ber Hauptbank (incl. Brandenburg) und 69.00 bei den Comptoiren, und 100.37 
M. Thl. inländifche Remeſſenwechſel, wovon 23.96 bei ber Hauptbanf, 76.41 bei ben 
Eomptoiren. Die ausländiſchen Wechfel Tauteten größeren Theils auf ſächſiſche Plätze 
(2.45 M. Thl.), dann auf London (0.49), kleinere Beträge auf Amfterdam, Hamburg, 
Belgien, baierifche Plätze. 

Die fpecielle Dedung unb danach bie Lage der Banf nah Tab, C und D ift 
vortrefflih und, wenn man das Depofitenbeihäft der Englifhen Bank mit Recht zu 
ihrem Notengeihäft zum Vergleich binzufchlägt, gegenwärtig befier, als bei irgend einer 
anderen großen Bank. Die Statijtit der Wechjelbeftände nah den Verfallzeiten, bie 
wir ebenfalls früber verlangten, macht es Jedermann verftändlich, wie wichtig neben 
dem Baarfonds die bankmäßige Wehfeldedung if. So waren Ani. 
Yan. 1873 nah obiger Ziffer 3. B. täglih fait 4 Mill, Thl. Wechfel bei der Bant 
fällig, wofür Noten „regelmäßig zurückſtrömen“ — was damals auch geihah — ober 
Baargeld in die Bank fließen mußte. In folder Dispofition der Fonds Tiegt bie 
Stärfe einer Banf, worüber man mit einer Phraſe wie der von Unruh's ober 
Geffcken's, daß bie Dedung ber Noten mit Wechfeln nur die Dedung bes einen 
Zahlungsveriprechens mit einem anberen fei, nicht hinweg fommt. Uebrigens, jo gün— 
ftig jene Statiftif ber Verfallgeiten der Wechiel ift: bei dem jepigen Borwalten 
ber größeren Notenapoints muß wenigftens in Zeiten ungünitiger 
Wechfelcurje wohl ein Bortefeuille mit noch kürzer laufenden Wed: 
ſeln er werden. Wie Tab. D, zeigt, find bie kurz laujenden Wechſel 
(bie Tage) doh Ende 1872 ſchwächer vertreten gemwefen als in ben früheren 


Jahren, 
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In Ermangelung bejonderer Daten über bie regelmäßige und unregelmäßige 
Rückſtrömung ber Noten zur Bank fann man die Beträge ber wieder eingegange 
nen Disconto= und inländbijhden Remeſſenwechſel und fombarbbars: 
leben zu einer Berehnung benugen, bie die Bedeutung ber banfmäßigen Notendedung 
erfihtlih maht. Es war nemlich in Mill. Thl. ’ 


Tab. E. Rüfzahlungen an die Preuf. Bant und Verhältniß bes 
Rotenumlaufs dazu, 


1869 1870 1871 1872 


Abgang an Disc.wechſ. 250.39 289.61 289.23 371.94 
Eingez. Remefl.w. 413.20 455.91 543.29 850.78 
Abgang an Lomb. Darl. 126.39 146.11 193.91 266.89 


Summe 789.98 891.63 1026.43 1489.61 


Durchſchnittl. Not.uml, 145.10 163.26 202.35 253.18 
Berbältn. des Not.umlaufs 

j. Rüdzahlung wie 1: 5.44 5.46 5.07 5.88 
Regelmäß. Rüditröm. p. 

Geihäfstag (300) 263 2.97 342 4.96 


Hiernah ging ber Notenumlauf alfo 5—6 mal im Jahre bei ben Rüdzahlungen 
der Credite in den Hauptgefhäften burch bie Banf, obne daß ein Thaler Metall beshalb 
abfließen mußte. Blieben Noten außen, fo floß um fo mehr Baargeld in bie Bank. 
Das Verhältniß bes Notenumlaufs zur Rüczahlung ift im Jahr 1872 am Günftigften, 
was auf etwas kürzere Wechſel- und Darlehensfriſten jchließen läßt. So weit ber 
Bericht darüber Daten enthält, ergab ſich eine Berfallzeit in Tagen: 


Tab. F. Wechſelverfallzeiten der Preuß. Bank. 


1869 1870 1871 1872 
Durhichn.verf.zeit ber Disc. Wechſ. 
bei d. Hauptb. 50 45 44 
Degl. bei d. Comptoiren 36—81 41—84 34—80 42—79 
Dsgl. im Ganzen 58 59 59 ? 
Degl. der inländ. Remeſſenwechſel bei 


A d. Hauptb. 20 24 22 24 
Dogl. bei d. Eomptoiren 16-73 18—81 18—67 17—61 

Degl. im Ganzen 29 31 29 ? 

Durhichnittsdisconti %/, 4.24 4.90 4.16 4.29 

— Lomb.zinsfup %, 5.22 5.89 5.16 5.29 


Auch dieſe Verhältniffe find durchweg fehr günftig, da bie Verfallgeit ber Diss 
contowechjel durchſchnittlich nur %/,, ber Remeſſenwechſel nur '/, ber ftatutarifhen Mari: 
malfrift zeigt. 

Die einzige Schwäche der Bank in Betreff ihrer ftetsfälligen Paſſiva Tiegt 
in bem geringen Ueberſchuß ber jpeciellen Dedung (mit Baar und Wech— 
feln) über bie Summe biefer Paſſiva: 1869 war bie Proportion wie 1: 1.075, 
1872 nur wie 1: 1,063, €. 1870 war gar fein jolcher Meberfhuß vorhanden, aljo feine 
ganz vollftändige banfmäßige Dedung da. Der Grund dafür ift theil® bie zu nied— 
rige Höhe des eigenen Kapitals der Bank, tbeils, bef. 1870, die Betreibung von 
Lombard- und Efjectengeihälten neben dem Wecfelgeihäft. An Folge bavon hat 
die Banf eine ſchwächere Widerftandsfraft befonders gegen die ungünftigen Bewegungen 
bes Geldmarfts. Dies ergiebt fih noch mehr, wenn man ihre Gefammtlage 
betrachtet. 

3) Die Gefammtlage ber Banf (Gefammtbedung) in Rüdfiht ihrer Sol: 
venz ergiebt ji aus folgender Ueberſicht, welche ſämmtliche Schulden an Fremde 
(inch. der auszuzablenden Gewinne) und fämmtliche Activa enthält; 
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Tab. G. Dedung der Geſammtpaſſiva der Preuß. Bank. 


1869 1870 1871 1872 
Il. Sämmtlide Paſſiva. 


1. Stetsfäll. Paſſiva ſ. Tab. C 156.28 198.01 254.77 346.35 
2. Depofiten a, neml. 3%/,ig 8.72 5.67 7.03 12.88 
b. — 21/,0/ig 6.82 5.42 6.06 7.27 
c. — 20/ mit 8 T. Künd. 3.89 3.63 4.52 6.32 
d. — 2/00, begl. „ 045 _ _ 0.37 
e, — 20), mit3m. Künd. 0.98 0.83 0.95 0.87 
Summa verzinsl. 20.55 15.55 18.56 27.70 
f, — ———— 0.07 0.22 2.02 0.003 
g. — ſchuld. Zinſen darauf 0.25 0.19 0.21 0.31 
Summa im Ganzen 20.87 15.97 20.79 28.02 

3, Diverfe Forderungen a. db. 8. 0.9 6.48 0.26 0.59 
4, Gewinnconto f. db. Staat 0.94 1.45 1.56 174 
5. Divid. u. Gemw.conto f. db. Priv. 1.12 1.64 1.76 2.01 
Summa: PBafliva 18012 2355 27915 378.75 

U. Activa, 

41. Spec, Ded.b. ftetsfäll. Baff. Tab. C 168.13 188.32 273.17 368.05 
2, Caſſ.anweiſ., Priv.b.noten 1.56 2.83 2.96 3.53 
3. Lomb. Darl. a. auf edle Met. 0.017 0.021 0.066 0.015 
— b. — Waaren 3.05 4.39 2.40 3.44 

— ce. — inl. Wechſel 0.48 0.56 0.68 0.58 

— d. — ausl., 0.51 0.03 0,58 0.34 

— e. — Staatspapiere, 

Pfandbriefe 10,21 12.37 9.23 12.13 

_ f, — Eijenb.pap. 7.36 10.85 10.66 15.17 
Summa 21.63 28.22 23.62 31.67 

4. Effecten 12.24 21.22. 3.78 0.34 
5. Div. Forder. (abzügl. zweifelh. Act) 2.94 8.85 2.42 2.15 
6. Grundftüde 1.70 1.60 1.44 1.70 
Summa: Activa 208.21 251.04 307.39 407.45 

Plus ber Act. über d. Paſſ.: 28.09 27.49 28.24 28.70 


Der Ueberfhuß ber Activa über bie Paffiva fommt auf das Stammfapital des 
Staats und ber Privaten, der Reſervefonds (der durch Anrehnung ber Effectenbeftände 
nach bem Gurswerth jtatt wie bis babin nad bem Anfaufswertb im 3. 1870 vorüber: 
gehend von 6 auf 5.49 Mill, Thl., incl. das Schstel des Reingewinns, rebucirt war), 
endlich auf die überhobenen Zinjen und Erträge. Bei ben diverjen Forderungen unter 
ben Activen find die Abjegungen für zweifelhafte Wechfel und Lombarbdarlchen in Ab: 
zug gebracht worben. 

Auch diefe Gefammtlage der Bank ift vortrefflih, was ben Punct ber Sicher: 
beit und Realifirbarfeit der Activa anlangt. Die faft völlige Befeitigung von 
Effectenanlagen (der Reſt betrifft meiftens discontirte verlooste Effecten) ift gewiß eine 
Berbefierung. Der Lombarb bat im Ganzen nicht zu ftark zugenommen. Weniger 
erwünfcht ift es, daß feine Zunahme fat nur auf den Wertbpapierlombarb 
und bejonders auf Eifenbahbnpaptiere zurüdzuführen ift, woburd ber Effeltenbörſe 
mehr als notbwendig gedient wird. Die Verminderung ber Depofiten im J. 1870 
wird im Banfberichte wen auf bie Rebuction bes Minoritätstermins von 24 auf 21 
Jahre (Gef. v. 9. Dec, 1869) zurüdgeführt. 

Die Shwädhe ber Bank tritt nur auch bier wieder in bem zu geringen 
Veberfhuß der Activa über bie eigentliden Paſſiva hervor, worin feit der 
großen Vermehrung ber letzteren noch eine weitere Verſchlechterung eingetreten if. Da: 
durch erhalten bie —8 nicht nur eine geringe Garantie, ſondern die Bank wird auch 
von allen Bewegungen des Geldmarkts, namentlich den Abflüſſen des Baargelds ab— 
hängiger, was ſelbſt bei dem gegenwärtigen hoben Baarfands und ber eminent realifir: 
baren Anlage immer ein Nachtheil bleibt. Die Preuß. Bank braucht kein ſo hohes 
Kapital, wie die Engliſche, Franzöſiſche oder Oeſterreichiſche, weil fie es nicht in Staats: 
barlchen feftlegen mußte, aber das jegige ift zu Hein, Die ———— Paſſiva verhielten 
ich zu den Activis E. 1869—72 wie 100 zu 115.6 — 112,3 — 110.1 — 107.6, — 
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Unſere Darſtellung der 


Preuß. Bank in der politiſchen Kriſe von 1870. Für 
1866er Periode (ſ. o ©. 364) wird dadurch ergänzt. S. auch Tab, X ©. 395, Wed 


ür bie fpecielle Frage der Eontingentirung ift die Lage und bie 
ber Banf in biejer Krife von befonderem Äntereffe. 


en unb f 


4) Die 
felcurfe Berlins im Juli 1870. Bon günftigem Einfluß auf bie Caſſe zeigte fih auch 


(S. 643), das Kapital ber Bank zu erhöhen, zuftimmen müffen, vollends wenn bie 
wohl bie Ausfhüttung bed Staatsichages bei der Mobilmadhung. 


eine entihieben zu ſchwache Proportion. Demgemäß wirb man unferer Korberung oben 
Preuß. B. Reihsbanf wird. 


Banffrag 
Dperation 


Zab. H. Die Preuß. Bank im Kriegsfommer 1870 und bie Berliner Wechſelcurſe. 


Münze C.Anw. Wed. 
Barr. Pr.not. 
Darl.c.ich. 

87.37 227 97.77 
8715 1.90 98.01 
85.97 2.47 105.15 
86.78 1.59 121.72 
93.40 1.837 121.15 
92.58 1.80 116.35 
99.08 2.06 112.32 
9943 2,57 109.11 
98.77 2.99 106.23 
9813 2.68 103.55 
784 2.93 99.47 
91.65 2.98 96.71 
9,31 3,30 94.02 


Lomb. St.pop. Not. uml. Depoſ. Guth. v. 


20.14 
17.70 
18.10 
30.81 
22.07 
22.55 
23.29 
22.70 
23.76 
23.12 
22.90 
22.54 
25.50 


biv. Ford. 
13.92 167.97 
13.72 164.69 
1451 171.00 
16.94 189.79 
19.99 201.46 
26.15 202.49 
19.78 19.98 
18.65 19.05 
18.48 19.77 
18.35 190.92 
1843 191.61 
18.36 182.64 
18.68 183,55 


21.72 
21.62 
21.10 
20.26 
20.16 
19.77 
18.99 
18.53 
18.29 
17.72 
17.20 
16.99 
16,86 


St.caff., 
Priv. 
3.04 
2.93 
4.49 
8.67 
11.51 
9.27 
12.29 
9.01 
6.45 
7.10 
2,49 
1.86 
0.16 


Wechſel Amfterd. Hamb. 


aus. IM, 
4. VII 142.5 
11.— — 
18. — 1407, 
28. — 138°, 
3.VIII „7 
12. — 141'% 
19. — u" 
26. — 142 
3, IX ” a 
0.— ,% 
17, — PV 
27. — , 

4. X 


t 


151%, 


" !a 
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Die Banf, die das J. 1870 mit 5%, Discont und 6%, Lombardzinsfuß betreten 
und dieſe Säte am 15. Kebr. auf 4 und 5%, ermäßigt hatte, gieng am 15. Juli auf 
6 und 7. am 18. Juli auf 8 u. 9%,, am 19. Auguft aber fchon wieder auf 6 u. 7, 
am 5. Sept. auf 5 und 6%, berab. Wie man fiebt, wichen die Wechſelcurſe beim 
Ausbruch der Krife ftarf und binderten ben Metallabfluß, wie in 1866 (f. 0. ©. 370). 
An ber erfien Panique wuchs der Andrang um Grebit bei ber Bank jehr, Ichtere be= 
friedigte ben Bebarf coulant und mit dem beften Erfolge. Sie aab außerdem fogar 
offenbar dem Staate Vorichüffe oder übernahm Wertbpapiere Ende Auli vorübergebend 
in nicht unbebeutenbem Betrage. Schon vor den entſcheidenden Kriegsereignifien in 
den erften Augufttagen war ber Gulminationspunct ber Panique überfchritten, wie auch 
obige Banfausweiie zeigen. Daraus erfiebt man, daß bie Politif der Banf richtig und 
nicht nur, wie behauptet worben, durch bas Kriegsglüd janctionirt worden. 

Wie bätte nun in ber damaligen Lage bie Eontingentirung gewirft? Sicher 
ebenfo nachtbeilig als noch jedesmal in England! Sie würde ohne — die Panique 
maßlos geſteigert haben, weil man bie ‚Reſerve“ raſch ablaufen ſah, und ebenſo ſicher 
hätte das Geſetz ſofort ſuspendirt werden müſſen, was vollends in der damaligen Zeit, 
wie noch jedesmal fogar in England, leicht mit ber Suspenfion ber Baarzahlung ver: 
wechfelt worben wäre und dadurch nachtbeilig gewirkt hätte. Nimmt man z. B., ber 
Lage vor dem Kriege nach ber Ausdehnung ber Banf auf die neuen Provinzen ent: 
ſprechend, die Gontingentirungsziffer der metalliih unbebedten Noten auf 100 iM. Thl. 
an — eher zu hoch als zu niedrig, 1865 hatte man an nur 60, ſpäter an 80 M. gebacht — 
fo wäre, auch wenn man von jedem Metallvorrathef. d. Depoſ. u. Girogeſch. abſiebt, 
die Bank am 7. Juli mit einer Reſerve von 22.46 M. Thl. in die gewaltige Kriſe ein— 
getreten. Dieſe Reſerve verminderte ſich bis 15. Juli bei gleicher Gefhättefübrung 
ſchon auf 14.97, am 23. Juli wäre fie fhon erſchöpft, mit 3 Mill. „negativ* geworden! 
Die Bankfhättealfo, für Niemanden zuNupen, mit ber Discontoerböbung 
viel ftärfer vorgeben, aub ſtatt ber coulanten Discontirung bie 
ftirengften Reftrictionen vornebmen müflen, um, muthmaßlich bob obne 
Erfolg, das Geſetz aufrecht zu balten. Der Zweifel über bie Suspenfion befielben bätte 
bis babin bie Creditnoth außerorbentlich gefteigert, während jetzt bie Banf 
energifh Hilfe Ieiften konnte, ohne daß bie zeitweife Vermehrung metallifh ungebedter, 
aber immer einlösbarer Noten irgenb ſchadete. Nie Note ber Preuß. Bank bat 
bamals, wie fo oft biejen. der Engl. B., ihre erfprießlice Function als primäres Gre« 
bitumlaufsmittel bewährt (j. o. ©. 7, 546 ff.). 

Bemerfenswertb ift in ber bamaligen Krife bie —— der Guthaben 
des Staats und ber Privaten incl. Giroverkehr bei der Preuß. wie bei einigen anderen 
Zettelbanfen mit Giro: und ähnl. Depof.geihäft. So war in M. Thl. 

30.VI. 31.VII. 31.VIII. 30.IX. 


Preuß. B. Guthab. 3.04 11.51 6.45 0.16 
Berl. C. Ver. dogl 4.54 13.65 826 3.49 
Brem. B. Depof. 5.82 6.69 720 664 
Frankf. B. Guth. 3.27 9.98 8.04 6.00 


Summe 16.67 41.83 29.95 16.29 


Eine ganz analoge Erſcheinung wie in England bei ber Engl. B., in Newyork, 
Hamburg (1857): es ergiebt fih baraus ber Vortheil ber Verbindung bes Depoj.: u. 
Sirogeihäfts mit der Zettelbanf, weil bie aus Mißtrauen der Privatleute und kleinen 
Banken in folhen Zeiten dem Verkehr entzogenen Summen ber großen Banf zujtrömen 
und von ihr zur Grebitgewährung ohne Vermehrung des Notenumlaufs mit benust 
werben können (f. o. ©. 557). 

5) Das Filialweſen. Die hervorftehende Bedeutung ber Preufifhen Bant 
im Vergleich mit jeber anderen Gentralbanf liegt in bem Filialnetze (ſ. 0. ©. 603). 
Die Bankberichte enthalten über die Gefchäfte ber Hauptbanf in Berlin und der Filialen 
ebenfalls ein reiches, gut geordnetes ftatiftifches Material, aus welchen bier jeboch nur 
beihränfte Mittheilungen erfolgen können. Die Zabl jämmtlicher Bankſtellen bat ſich 
aud, in den Jahren 1869—72 noch vermehrt von 156 auf 166. Nah Provinzen 
und nah ber Rangorbnung und dem Gejhäftsfreis gruppirt beftanden Ant. 
1873 folgende Bantitellen: 
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Comptoirs u. Commanbiten in birecter Davon bepenbir. 
Abrehn. mit d. Hauptbanf, Gommanb., Agen= 
turen, Reg.caff., 
Waarendepots. 
Preußen 7 (Königsberg, Danzig, Memel, Tilſit, Grau: 
benz, Elbing, Thorn 31 
Poſen 2 (Poſen, Bromberg) 17 
Schleſien 5 (Breslau, Gleiwitz, Glogau, Görlitz, Liegnitz) 10 
Pommern 2 (Stettin, Stralſund) 23 
Branbenburg 3 (Berl. Haupt., Frankfurt a. d. D., Lanbsberg) 7 
Sachſen 3 (Magdeburg, Halle Nordhauſen) 8 
Weſtfahlen 5 (Bielefeld, Dortmund, Münſter, Minden, 
Siegen) 6 
Rhein 7 (Köln, Aachen, Coblenz, Grefeld, Düffeldorf, 
Elberfeld, Efien) 13 
Hannover 3 (Hannover, Osnabrüd, Emden) 1 
Schlesw.:Holit. 2 (Altona, Flensburg) 2 
Heſſen⸗Naſſau 2 (Frankfurt a. M., Caſſel) 1 
Elſaß-Lothringen 3 (Straßburg, Metz, Mülhauſen) 2 
Bremen 1 (Bremen) — 
Summa 45 121 


Die dependirenden Bankſtellen eines Comptoirs oder einer größeren Commandite 
gehören nicht immer derſelben Provinz, wie die letztere, an. 3. B. ſteht die Agentur 
zu Harburg unter der Commanbite zu Altona, die zu Wiesbaden unter ber zu Gob: 
lenz, bie zu Saarbrüden und die Regier.bauptcaffe zu Trier jegt unter ber Gomman- 
dite zu Metz. (An Elſaß-Lothringen beftehben aljo nur die 3 oben genannten Banf: 
ftellen). Auch mehrere der dependirenden Banfkjtellen haben den Rang ber Bankcomman— 
biten, jo Köslin, Inſterburg, Stolp. Ueberhaupt führt die Teßtjährige Lifte auf 
1 en aan zu Berlin. 
1 Bankfdirectorium Breslau. 
7 Banfcomptoirs, Eöln, Danzig, Königsberg, Magdeburg, Münfter, Poien, 
Stettin, alfo in jedem Hauptorte ber alten Provinzen (Oft: und Wejtpreußen 
etrennt). 

40 Duni: in ben übrigen oben genannten Orten. 

86 Banfagenturen. 

3 Regierungshauptcafien als Bankſtellen (Erfurt, Trier, Marienwerber, letzteres 

auch Waarenbepot). 

28 Waarendepots (meift in Preußen und Rommern). 

Die ftärfere Beſetzung der öſtlichen Küftenprovinzen Preußen und Pommern mit 
Banfitellen, wenn auch vielfah nur mit Fleinen Agenturen und Waarenbepots, tritt 
aus ber erjten Weberficht hervor. Sie hat mitunter ben weftlihen Provinzen zur Klage 
über Zurüdfegung Anlaß gegeben. Kaum mit Recht, ba es gerade wieder eine Funcz 
tion der großen Gentralbanf ift, den ärmeren, weniger mit Grebditanftalten verfebenen 
Provinzen Banfcrebit zu vericaffen, deſſen die reicheren, bevölferteren Seitens ber Gen: 
tralbanf eher entrathen fünnen. Eine ſolche Banf wirft daher wieder bie provinciellen 
Wohlſtandsdifferenzen ausgleihend, was eber ein Vorzug if. Die relative gejchäit: 
liche Bedeutung ber Orte der Filialen wird man am Belten aus bem Umfange bes 
Wechſelverkehrs entnehmen. Der Lombardverfehr ift nach dem Localcharakter des 
Geſchäfts fehr verfchiedbenen Umfangs, z. B. in Orten wie Breslau, Königsberg, PRoien, 
Halle unverbältnigmäßig groß. Der Anweifungsverfebr variirt ebenfalls ftarf unter 
zufälligen Ortsverbältnifien. Der Depofitenverfebr fommt nur bei den Filialen in ben 
Provinzialbauptitädten vor. „Ueberſchüſſe Königl. Caſſen“ finden fich auch nur bei 
einzelnen Banfftellen. Zur Charakteriſtik des Geſchäfts der verichiebenen Plätze ift bie 
Bertbeilung des Wechſelverkehrs auf bie einzelnen Arten (bPlatzwechſel, 
inländifche Remeſſenwechſel, ausländiiche) ebenjo wie ber Umfang des Lombardge— 
ſchäfts recht intereſſant. Wir müfjen für die Fleineren Stellen aber auf die Berichte ber 
Bank jelbit verweijen und begnügen uns mit folgender Leberficht, welche den Gefammt: 
umjat in Einnahme und Ausgabe (alfo im Allgemeinen das Zweifache ber Gre 
ditgewährung) und ben gejammten, Wechſelverkehr (jener 3 Gfaflen, nebft den für 
fremde. Rechnung eingezogenen, ebenfalls in Ein: und Ausgang) für die jelbftänbigen 
Bankftellen, incluſ. bes Verkehrs ber von einer jeden reſſortirenden, barjtellt, in ber 
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Reihenfolge, welche ſich aus der Größe bes Geſammtumſatzes im J. 1872 ergiebt. Außer: 
dem fügen wir für bie Hauptſtelle allein den Betrag ber einzelnen Wechſel— 
und Lombarderebite (alfo einfach gerechnet) hinzu. 


Zab. I. Verkehr der Bankfilialen. 


In d. Hauptftelle allein (ercl. 


Geſ. umſat davon reſſortirende Stellen) Dogl. 
Wechſel ⸗ gelaufte J gewährte Geiammt- 
verkehr diocont. inländ, ausland. Lomb. umfc® 
Nummer, M, TH. = ã. Th. Plapmwechiel Rem. wechiel Darl. 183 
Berlin 1. 21432 7186 78.0 269.7 5.2 107.6 6335 
Breslau 2. 414.0 308.8 35.0 43 07 41.0 2488 
Cöln 3. 344.9 320.9 6,1 61.4 0.8 22 184.8 
Frankfurt a. M. 4 20.1 226.2 8.5 53.9 0.6 2.3 — 
Königsberg 5 216.1 1338 14.4 20.9 0.3 55 1468 
Elberfeld 6 171.4 152.3 4.0 22.9 0.8 0,4 83.8 
Altona 7 155.4 135.4 5.4 20.6 1.2 2.1 57.2 
Magdeburg 8, 153,8 131.7 16.0 19.6 0.6 5,3 109.3 
Stettin 9, 151.3 125.1 10,3 20.2 1.1 40 126.3 
Poſen 10. 143.3 109,0 18.1 14.8 0.1 14.5 9.3 
Dortmund 11, 141.6 134.9 6,6 13,7 0.2 0.4 69,7 
Halle 12, 131.4 108,7 11.2 14,3 0.3 8.4 54,8 
Grefeld 13. 99,4 94.6 6.4 16.9 0.4 0.3 58.6 
Düffeldorf 14, 9.7 90.5 11 10.6 0.2 0.7 57.4 
Danzig 15, 89.3 77.4 6.9 17.4 0.7 0.9 75.9 
Straßburg, Elf. 16. 87.4 71.4 11,9 10.9 02 0.6 — 
Eſſen t3, 83.1 77.4 4.5 20.1 0,3 0.7 55 
Hannover 18. 78.2 61.7 3,3 10.9 0.2 5.7 29.5 
Bremen 19, 75.0 72.2 95 9.3 0.4 0.7 — 
Frankfurt a. d. O. 20. 65.6 61.5 2.4 40 02 1.41 43.3 
Gleiwitz 21, 62.3 65.8 6.5 13,5 0.2 0.3 551 
Aachen 22. 60.0 56.2 2.4 14.2 05 0.3 29.9 
Metz 28. 59,6 45.6 1.3 50 02 0.1 — 
Mülhauſen Elſ. 24. 55.7 47.3 6.5 10.3 1,9 2.3 — 
Glogau 25, 55.4 51.4 2.7 17 0.1 1.3 36.7 
Bielefeld 26. 52.5 48.5 4,0 9,3 0.1 1.7 28.2 
Görlik 27. 51,7 48.2 3.6 8.2 0.3 12 53.6 
Memel 28. 47.9 37.9 2.5 8.7 0.8 4.2 34.6 
Gajjel 29. 45.7 37.2 7.1 4.9 0.2 3.2 18.0 
Liegnitz 30. 36.9 28.5 2.9 3.0 0.1 3.5 — 
Nordhauſen 31. 35.1 33.4 4,8 51 0.03 0.5 23.83 
Coblenz 32. 34.4 30.4 0.75 5.12 0.29 0,83 13.0 
Müniter 33. 33.5 26.9 3,30 413 0.08 0.43 22.0 
Elbing 34. z13 a6 37% 54 009 057 34 | 
Bromberg 35. 30,9 26.8 4.54 2.94 0.01 1.01 238.08 
Thorn 36. 26.8 22.5 4,81 3.12 0.02 1.56 235.33 
Landsberg 37. 25.5 21.5 4.51 3.75 0.07 129 20.89 | 
Dsnabrüd 38. 22,3 19,8 2,76 3.38 0.18 0.793 1256 
Eiegen 39, 21.7 20.8 0.59 5.70 0.42 0.03 9.54 
Stralfund 40, 15.4 12.4 2.37 1.63 0.36 0.30 16.53 
Minden 4. 14.4 13.6 2.66 159 0,04 0.24 15.69 
Emben 42, 13.5 11.5 1.74 213 0.11 0.81 7.81 
Graubdenz 43, 11.2 10,6 3.12 0.79 0002 049 115 
Tilfit 4. 10,7 9,5 1.46 0.95 0,01 0,42 16.53 
Flensburg 45, 6.5 T 0,98 0.65 0.45 0.12 5.8 
Summa Prov.anft. 3,448.3 2,244, — — — — 2010.39 
Geſ.umſatz 5,991.6 2,962.7 — — — — 


Die verfchiebene Rangordnung im Jahr 1872 gegen 1869, dann in ben einzelnen 
Wechſelgeſchäften ift befonders bemerfenswerth, In erfterer Hinficht hat die größte Zunahm: 
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boch bei ben Plägen mit ftarfem Effecten-Geſchäft (Berlin, Breslau, Cöln, wozu jet 
Franfjurt am Main tritt), dann im Plätzen des Yabrifatenerports (Altona) und ei: 
nigen Fabrik- und z. Th. Bergwerksorten (Elberfeld, Dortmund, Halle, Düjfeldorf, Effen, 
Hannover, Nahen Bielefeld) ftattgefunden. Die Waarenbandelspläge find nicht fo 
in ben Bordergrund getreten. Eine größere Zuwenbung bes Banfcreditsg 
= Fondsbörſe ift aljo auch bier wahrzunehmen, was mit anderen Beobadhtungen 
bereinftimmt. ’ 

Bon dem Geſammtumſatz ber Provinzialbankanftalten fommen auf diejenigen ber 
neuen 1866er Provinzen nnd außerpreußiichen Pläße im 3. 1872 889.4 Mill. Thl. 
ober ca, 15%, des Gejammtumfaßes (incl. Hauptbanf); von dem MWechfelverfehr 734 
Mill. Thl. oder ca. 25%,. Das find Daten mit zur Erklärung der ftarfen Ausdehnung 
des Notenumlaufis. Bei der Jujammenfegung des Gefammtumfates aus fehr verjchie- 
benartigen Geſchäften haben bie Ziffern biefes Umſatzes allerdings nur eine untergeorb- 
nete Bebeutung. Noch mehr gilt bies von ber in ben Banfberichten vorfommenden 
Ziffer des Gefammtumfages einſchließlich bes Verkehrs zwiichen der Hauptbanf und 
den Filialen u. ſ. mw. Sie ftieg von 43735 in 1869 auf den riefigen Betrag von 
9283.9 Mill. Thl. in 1872. 

6) Sejammtverfehbr nah Hauptrubrifen. Zur UWeberfiht über bie 
Entwidlung ber Preußifhen Bank unb ihrer Hauptgefhäite, fowie über ibre 
Rentabilität gebe ich jchließlich nod folgende Daten für eine längere Reihe von 
Jahren in Mill. Thl. 


Zub. K. Geſchäft der Preuß. Bant 1858—1872. 


Geſ.umſatz Durchſchnitte — — 
Hauptb. Filial. Summa. Not.uml, Depoſ. Giroguth. Giro.anw. 

1858 391.2 10194 1410.6 67.7 205 0.29 2.75 
1859 4706 10498 1520.4 75.3 19.0 0.53 3.14 
1860 362.1 1013.6 1376.7 81.4 20.7 0.37 2.25 
1861 349.1 10506 1399.7 50 24.0 0.64 3.58 
1862 515.83 11742  1690.0 1065 24.9 0.58 3.56 
1863 457.3 1424.0 1881.3 1128 26.3 0.29 1.89 
1864 4789 149413 41902 11641 24.2 0.21 1.56 
1865 621.5 16521 2273.6 1192 21.9 035° 2,05 
1866 735.0 15694 23044 14126 181 0.33 1.64 
1867 564.3 1480.0  2044.3 128.1 19.0 0.49 1.31 
1868 651.9 1727.0 23789 139.9 20.2 0.28 1.87 
1869 638.5 20104 2648.93 145.1 20.8 0.26 1.17 
1870  1090.3  2243.1 3333.4 163.3 19.7 1.55 — 
1871 14375 234.4 3978.9 202.4 16.8 2.37 — 
1872 2143.22 33848.3 59915 253.2 241 23.31 — 


Zahlung 

Metall — — Durchſchnittsanlage — Drchſchn. Rente and, 

Metall Ber: Gewinn Disc. Anl. Aust. biec. f. d. Staat. 
Ende Ankf. werth. babei Verluft wechſ. Rem.wedhi. Lomb, 9% Priv.d/y M.Thl. 
45.3 39 13 — 001 328 2041 05 121 ? 74 1441 
56.1 193 154 — 00 33.9 196 07 1421 ? 6.75 1.02 
716.7 18 110 06 — 74 17414 07 82 ? 52 0.79 
89 03 17 005 — 2359 168 14 72 2 47 072 
73.2 0,1 986007 — 37 213 07 641 ? 6.025 0.92 
62.4 3.1 1.0 002 — 361 278 08 83 ? 79 1.20 
63.4 693 05° — 008 386 2383 20 105 5.31 10,95 166 
598 11.5 10 — 017 45 2398 18 12.6 4.96 10.933 1.65 
69.3 40 299 — 047 429 276 26 13.6 6.21 13.125 1.98 
27 21 81 017° — 63 45 36 143 4, 81 1.41 
849 10 23 00 — 374 262 36 179 4. 8. 1.39 
754 141 09 ° — 00 44 34 34 177 424 9.167 1.62 
87.7 58 12 01 — 485 395 22 200 490 11.75 2.13 
1581 341 137° — 02 474 464 24 203 416 12,3 2.25 
184,3 10 07 — 007 597 7041 27 220 429 135 2.46 
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m Durchſchnitt von 1869—1872 betrugber Metallvorratb 85.5, 86.3, 
120.7, 172.9 M. Thl. oder, wenn man ihn ganz als Dedung ber Noten bebanbelt, 
fo waren biefe ducchichnittlih mit 59, 52.85, 59.66, 68.28%, metalliih gebedft, in 
MWirffichkeit etwas weniger, befonders in 1872 wegen ber jtarfen Girogutbhaben (Dedung 
ber Noten und bdiefer Guthaben, obne Rückſicht auf die Depoi. in Metall in 1872 
62.5%/,). (Die abweidh. Angaben bei Hirth, Ann. 1873 ©. 731 f. 1872 irrig). 

Am %.1872 jtellte fih Einnahme u. Ausgabe der Banf wie folgt: Bruttoein- 
nabme 7.066 M. Thl., neml. v. Plabwechſ. 2.512, int. Rem.wechſ. 3.006, ausl. dẽgl. 0.155, 
zuf. v. Wechſ. 5.674, Lomb. 1.163, Provifionen 0.147 (wovon auf ausgeftellte Anwei— 
fungen 0.044), Effectenzinfen 0.004257 (in den Jahren vor 1871 meift zw. 5—800,000), 
der Reft aus biverjen Fleinen Poften. Die Ausgabe war 2.468 Mill. Thl., neml, 
Verw. Koften 1.101 (davon Gentral:Berw. Kojten 0.289, Spec. VBerw.foften der Hauptb. 
0.09, dsgl. ber Filialen 0.717, — die enormen Tantiemen der Privatbanfeu feblen 
eben bier!), Depoſ. Zinfen 0.623, Kojten f. Banfnotenanfertig. 0.050183, Berluft an 
Eilber 0.071, Zahlung an den Staat nah d. Vertr. v. 28. Jan. 1856 f. d. Verzinſ. 
u. Tilgung der Anleihen von 1856 (f. o. ©. 221) 0.621910 Thl. — NReingewinn 
4.598 Mill. Thl. Da ber Ref. fonds bie ſtat. mäß. Höhe v. 6 M. Thl. hat, jo ver: 
theilt jich diejer Gewinn ganz an die Actionäre und den Staat, Lepterer erbält 3',,%, 
f. jein neuerdings um einige 1000 Thaler erhöhtes Activfapital (1.906.800 Thaler) 
in ber Banf, erſtere 41,%, F. 20 M. Thl. B.antheile. Vom Refte geben einige Be- 
träge f. zweifelbafte Wechfelfordberungen u. f. d. Neubau des B.gebäudes zuf. 0.086 Mil. 
Thl. ab, der Ueberſchuß von 3.545 M. Thl. fällt balb an ben Staat, balb an bie An- 
theilseigner. Die in Tab. K. letzte Kol. angegebene Ziffer enthält die Verzinfung u. f. w. 
ber 5ber Anleihen u. des Etaatsactivfapitald mit, Die Nente bes Preuß. Staats aus 
bem Notenregal ift demnach bedeutend, aber die bobe Rente bes Priv.fapitals zeigt 
baf fie bei der neuen Entwidlung ber Banf unter allen Umſtänden erheblich gefteigert 
werben fann, indem ber Staatsantbeil am Gewinnft über 4'/,%, ftark erhöht wird. 
(S. o. ©, 607, 644.). 


DI. Die preußiſchen Privatbanken. 


Eine eigentlihe Entwidlung biefer Banken ald Zettelbanfen bei ber engen 
Begrenzung des Notenrechtes auf 1 Mill, Thl, natürlich nicht möglid. Auch fonft find 
biefe Banfen mit Ausnabme bes Berl, Caſſenvereins verbältnigmäßig unbedeutend. 
Die Tabelle A entbält daber faft alles erforderliche Material, 

Die urjprünglih meift 10jähr. Conceſſionen biefer Banken find beim Ab: 
lauf meiftens um 10 oder 15 Jahre verlängert worden (Gafi. Verein 10 J. bis 1830, 
Danzig 15 bis 1882, Göln bis 1881, Pomm. 1869 bis 1880, Poſen 1867 bis 1882, 
Magdeburg 1865 bis 1880 u. f. w.). Die Notenrechte ſtehen aber nach wie vor 
unter 6:monatlicher Kündigung obne Entihädigungsanfprud, jobalb das Privileg ber 
Preußiſchen Bank erliicht, das jetzt jährlich gefünbdigt werden Fann. 

2. Berliner Eaffenverein. 

Seine Entwidlung ale Girovanftalt der Berliner Börfe ift in den letzten 
Sabren vollends eine großartige geweien. Er bient als eine Art Au sgleihungs- 
baus (GlearingeHoufe) wie das Londoner und Newyorker (j. u. Brit. u. nordam. 
Bankweien Tab. X u. CC). 

Die Geſchäftsordnung des C.V.s f. bei Saling, Börfenpap. IT, 1, 177. 

Der Giro: u. Incaſſoverkehr war 1868 17175, 1869 2229,3, 1871 4228.7, 
1872 8881.6 Mill, Thl.! In den letzten beiden Jahren ergaben fich folgende Ziffern 


in M. Thl. 
1871 1872. 
Sefammtverfehr 4296.2 9013,3 
Movon Bankverk. 67.6 131.6 
— Giro: u. Inc.verf, 4228.7 8881.6 
Bei d. B. eingelief. Wechſ. u. Rechn. 2194.8 4477.8 
Durchſchn. p. Tag 7.22 14,63 
Mar.tag 60.37 89.36 
Min.tag 2.18 5.22 
V. d. eingelief. Summen durch Abredn. 
georbn, 1627.0 3445.2 


oder in Pen 74.17 76,94 
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1871 1872 
Darunter Ultimoeinlief. 408.82 903.50 
p. Ultimo drehſchn. 34.07 75.29 
Den Girointereſſ. gutgeſchrieb. 1245.7 2081.9 
Davon erhoben 1225.6 2050.8 
Dechſchn. d. Giroguth. 7.28 15.01 
Stand 31. XII. 13.02 24.33 
Dechſchn. d. Not. umlaufs 0.833 0.759 


Diefe Daten ergänzen die früheren über die Preuß. B. u. zeigen den Einfluß 
ber franzdj. Gontribution ebenfalls. 

. Städtiſche Bank zu Breslau. Noteneinlöf. Seitens ber Preuß. 2. 
1871 u. 72 6.06 und 8.93 M. Thl., Portovergütung 673 Thl. (f. u. Dany. B.). 
Neuerdings auch bier nicht unbebeut. entwideltes Girogefhäft: Uebertrag ins Vorjahr 
plus neuer Zugang 1871 16.9, 1872 47.07 M. Thl., Saldo 1. Jan. 73 2,19 M. Thl. 
— An die Stadtcajfe nah Abzug der Dotat. ber Rej.fonds (19.020 Thl.) für 1872 
76.105 Thl. oder 7.61%, des Kapitals. 

4. Danziger Bank. Im Jahresbericht berfelben für 1872 wird bereits bie 
Eventualität einer Aufhebung bes Notenrechts durch die Reichsgefeggebung 
ins Auge gefaßt, wonach bie Auflöfung der Bank nicht eintreten, fondern ber Banf 
ein erweiterter MWirfungsfreis durch vermehrte Befugniffe zu Theil werden müſſe: m. 
a. MW. die engen Feſſeln der bisherigen Banf als Zettelbanf jollen dann abgeworfen 
werben. Dieſe wahrſcheinlich allgemeine Folge einer etwaigen Befeitigung der Noten: 
rechte der Heinen Banken bat auch volfswirtbichaftlich Feineswegs unbedingt nur gün— 
ftige Seiten — in bem bie bisher. Discontobanfen mehr und mehr dann creditmobilier: 
artige Speculations: (Eredit:) banken werben, — auch ein PBunct, der in ber Banf: 
reform zu beachten. " 

Bemerkenswertb (ſ. o. S. 702) find im Berichte der Danziger Banf folgende 
Angaben über das Notengefhäft. Beim Durhichnittsumlauf von reip. 925.384, 
949.008 und 954,484 Thl. in 1870—72 betrug die Noteneinlöjung Seitens ber Preuß. 
Bank bei der Danz. Bank reip.: 5.292, 4.527, 4.139 Mill. Thl. oder 573, 477. 434°/,. 
Im Jahre 1872 vertbeilte fih die Einlöfungsziffer in folgender Weile, durchaus in 
Beitätigung unferer Lehrjäße Über die Stüdelung im Texte: 


Durch d. Preuß. Berbältn. legtrer 
B. 3. Einlöfung Noten: bei Gejammt: z. Einlöj. 
überreicht ftüde emiſſ. 100: 
156.000 Thl. in 10 Thl. Not. 100.000 156 
725.000 20 300.000 242 
738.000 50 200.000 349 
2.520.000 100 400.000 630 
4.139.000 allen 1.000,000 414 


M. a. W. Die großen Noten ftrömen aus dem Großverfehr raſch zurüd, 
in regelmäßiger wie unregelmäßiger Rüdftrömung. Sie bieten aljo unter allen Um— 
fänden größere Schwierigkeit. 

Die Danziger Bank bat im %. 1872 zur Abnahme obigen Poftens ihrer Noten 
von ber Preußiſchen Bank biefer legteren 912.000 Thl. Baar (? auh Preuf. Noten 
wobl?), dann furzfichtige Wechiel im Gejammtbetrag von 7.57 Mill. Thl. übergeben, 
worauf fie 9424 Thl. Zins vergütet. Gie wie die anderen Privatbanken müſſen jeit 
41872, feit dem Wegfall der Portofreiheit der Preuß. Bank, diefer bie Porti für bie 
Notenjendungen an bie Filiale des Domicilorts, hier Danzig, vergüten, 1872 1087 Thl., 
wenn fie ferner bie Annahme ihrer Noten bei der Preuß. B. beanjprucden. Indem 
fie fich diejer Forderung fügen, zeigen fie, dai fie Werth genug auf diefe Annahme 
legen, — ein bemerfenswertbher Bunct für bie Deutfche Bankreform nad unjeren Vorſchlägen 
(j. aber unten Magbeb. 3.). Geſchäft in verzinsl. Depoſiten etwas bedeutender. 

9. Königsberger Bank. Trotz ber freilih unter Proteft von Actionären 
erfolgten Berlängerung der Dauer ber Banf im %. 1866 auf 15 Jahre und nachdem 
ein Proceß jener Actionäre mit Abweiſung geendigt hatte, wurbe die Banf im Jahr 
1871,72 freiwillig aufgelöst und das Bankvermögen verteilt. Ein bemerfenswertber 
Vorgang, an dem freilih das Interefje der Verwaltungsräthe, welde über ?/, bes 
Kapitals bejaßen, feinen Antbeil hatte, Reſervefonds, der dazu wohl mit lodte, Ende 
1870 173,262 Thl., Divid. 1866—70: 7.7, 6.1, 4, 5.67, 7%. 
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6. Poſener Bank. Agenturen in Prov. Poſen dürfen errichtet werben.” 

7. Pommerſche Bank. Bankfonds 1,899.000 Thl. Langſame Amortif. ber 
vom Staate gegen Hinterlegung von Mill. Thl. Staatsfhuldiheinen erbaltenen ',, 
Mil. Thl. 5 Thl.-Gafjenicheinen, jährl. 1%. ©. $ 8 d. Stat. v. 1849, jest noch 
309,000 Thl. St.id.ich. deponirt, wofür dieſelbe Summe 5 Thl.fheine in Umlauf neben 
ben Noten. Bedeutende Berlufte am Concurfe einer Zuderfabr. im J. 1867, bie b. 
Bank deshalb übernehmen mußte, Abſchreib: f. 1871 noch 49.000 Thl. darauf. Der 
Ausweis giebt Noten und Depof.iheine in Umlauf zufammen ini Poſten an. Geſchäft 
in verzinsl. Depof. (E, 1872 1.45 Mill. Thl.). 

8. Görlitzer Bank (Gommunalftänd. B. ber Oberlaufik). Agenturen in 
Bunzlau, Zmwidau, Hoyerswerda, Waldenburg. Lombardverkehr ber ftändig. Eparcafie 
zugewiefen. An die Landſteuercaſſe abgeführt Reingewinn 1868 77.995, 1869 78.708 
1871 85.466 Thl. Im J. 1871 Betheiligung an Emiff. div. Wertbpapiere mit 
Gewinn. Active Eontocorr.geihäft. 

9. Magdeburger Bank. Proceß von Actionären gegen ben Gen.verf.beichluk 
vom 19. Dez. 1865 in Betr. der Fortdauer ber Banf über den urjprüngl. 10jährigen 
Termin binaus in 1. u. 2. Inftanz gewonnen, in 3. verloren. — Recht, Agenturen in 
Prov. Sachſen zu errihten, — Notenannabme bei ber Preuß. B. verbeten, 
um bie Präfentation biefer Noten Seitens biefer Bank zu vermeiden. Zroßbem bält 
fi) der Notenumlauf, wie die Tabelle A. zeigt, in gleiher Höhe wie ber ber anberen 
Privatbanfen. 

10. Kölner Bank. Recht zur Errihtung von Agenturen in Rheinprovinz. — 
Berzinslihe Depof. etwas ftärfer. 


II. Nordweſtdeutſche Banken. 


11. Die Hannoverfhe Bank bat die Kapitalreduction v. 5.42 auf AM. ThL 
in 1869—70 durchgeführt. Notenrecht gleich Betrag des eingezahlten Kapitals plus 
bed Refervefonds. Trotz ber unmittelbaren Eoncurrenz ber Preußiſchen Bant 
und der Hannoverſchen Filiale berjelben bat fie ihren Notenumlauf in ber Ießten Zeit 
relativ nicht unbeträchtlih auszudehnen vermodt. Sie gehört zu den deutſchen Zettel: | 
banken, weldhe bas active Eontocorrentgefhäft in verbältnigmäßig bedeutender | 
Ausdehnung betreiben. Weber die jchlimmen Berlufte aus ber Betheiligung an der 
Commanditgefellfhaft C. Hartung u. Comp. in Magdeburg 1865 ff. j. Salina, 
Börfenpap. 1870—71 II, 1, ©. 231. — Filiale in Harburg, Agentur in Leer, Ber: 
tretung in Berlin. 
. Die Bremer Bank bat bei bem llebergang Bremens zur Reichsmarkwäb— 
rung bereits ihre alten Noten (24. April 1872 3.265 Mil. Thl. ©.) bis auf 48,00 
Th. ©. zu Ende 1872 eingezogen und neue auf Marf lautend emittirt (E. 1872 
10.097.000 M.). Notenredt gas eingezabltem Kapital plus Reſervefonds. Der 
MWährungswechiel bat ihr 146.399 Mark Verluft gebracht, der auf 1873 vorgetragen 
und theils vom Reſervefond abgejchrieben,, theil® dur ben Gewinn aus verloren ar 
gangenen, bz. nicht zurüdfommenden Noten gebedt werben folltee Die Bank fteht mit 
ber Filiale der Preufiichen Banf in Bremen im regelmäfigen Notenaustaufch, der 
Sp Juli bi8 December 1872 reihlih 14 Mill, M. betrug. Es war in ben legten 
abren: 


ö Verf. 

Ver: eit d. 

Durchſchn. Durchſchn. haunißz echſel 

not.uml. caſſe beider Durchſchn. auf Brem. 

Mill. M. Not.deck. Disc. — 
1868 8.63 7.66 88.8 3.07 8 
1869 9,07 5.92 65.3 4.31 71 
1870 9,31 6.92 74.3 4.37 76 
1871 14.52 9.11 67.7 3.75 81 


1872 14.76 9.79 66.4 3.75 80 
1872 Mar. 16.88 N 
— Min.11.98 (2%), 


Bei diejer Metalldedung ift indejjen nicht zu vergefien, daß die Bank ein ftarfet 
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Depofitengefchäft bat, aus welchem ein bedeutender Theil bes Baarvorratbs berrührt 
und für defien Dedung die Caſſe mit beftimmt if. Die Baardbedung muß von allen 
Paffiven ein flärfere Quote ausmachen bei der ziemlich langen Durdjchnittsverfallzeit 
der Wechſel, verglichen z. B. mit der Preußiſchen Banf (ſ. o. ©. 705). 

13. Lübeder Privatbank. Notenrecht gleih dem Doppelten des Grund: 
kapitals von 1 Mill. M. Eour.; Minimum bes Baarfonds '/,, Goncefjion 1865 bis 
€. 1890 verlängert. 

14. Lübeder Commerzbanf. Im J. 1856 als Credit- und Verſicherungs— 
banf in Lübeck gegründet, mit Notenrecht im Betrag bes eingeſchoſſ. Grundfapitals 
(3 Mil. Thl. nah urjprüngl. Beftimmung), in Stüden nicht unter 20 Thl., mit min— 
beitens '/; Baarbedung. Notenrecht aber nicht ausgeübt. Umgeftaltung im J. 1865 
als „Sommerzbanf in Lübeck“, jeitdem Ausjcheibung der früher mit Verluft begleiteten 
Spreculgefhäfte, Kapital 2 Mill. M. our. oder 0.8 Mill. Thl., Notenreht deffelben 
Umfangs jest auch ausgeübt, Noten eine Zeitlang (bis 1870) in Leipzig einlösbar. 
Dritteldedung. Im Dec. 1871 gründete bie Gommerzbanf in Verbindung mit and. ' 
Firmen eine „Lübeder B.“, eine Erebitanftalt mit weiterem Geſchäftskreis, mit ber bie 
&omm.b. in ergänz. geihäftliher Verbindung bleibt (ähm. wie die Braunihweiger 
Bant |. daſ.). 

14. Noftoder Banf. Sie gehört noch immer’zu ben nur jehr wenigen 
Banken, die feine Monatsausweife —2 Verlängerung der erſten 10jährigen 
Conceſſion (1850) im Jahr 1860 auf 25 Jahre. Erhöhung des Actienkapitals Bee 
nur 1 Mill. Th.) im 3. 1865 von 1'/, auf 2 Mill. Thl, des Notenredhts 1867 
von 1 anf 1'/, Mill. Thl. (mit einer Bedingung, welche in Verbindung mit der Ausgabe 
von Papiergelb bes Staats fteht). — Agentur in Schwerin, Vertretung ber B. aud in 
Berlin, Hamburg, Leipzig, Dresden. — Paſſives u. actives Eontocorrentgeih. — 15%, 
vom Reingewinn an „den Großherzog“. Divid, für 1872 (1. März 1872/73) 61/,%/,. 

16. Oldenburger Bank. Aufihr ſchwaches Emijfionsfapitalvon 1, M. Th. 
find nur 40%, eingezahlt. Im 3. 1873 erfolgte die wenig Töbliche Operation einer 
Ausgabe neuer Actien, ebenfalls mit nur 40%, Einzahlung, für cine weitere balbe 
Million, ohne daß aljo die alten Actien zuvor vollbezahlt find. Die Banf hat bie 
Berwaltung bes Didenb. „Staatspapiergeldbs* von 2 Mill. Thl., das aber 
eben ganz paflend in Banknoten mit banfmäßiger Dedung befteht u. feit 1869 immer 
faft ganz in Umlauf ift. Gemwinnantheil des Staats 2, bes Reingewinns (jo f. 1869 
7012, für 1871 42,598, f. 1872 55,218 Thl.), der nad Bezahlung von 59%, Divib,, 
Dotat. des Reif. und Tantiemen verbleibt. Depojitens und paſſ. u. act. C.corr.geſch. 
relativ nicht unbebeutend, 


IV. Sächſiſche Banken. 


17. Sächſiſche Bank in Dresden. Erſte Eonceifion von 1865 auf 25 Jahre. 
Nach einem Beihluß der Generalverf. im 3. 1870 follte damals ſchon um Verlängerung 
berjelben um weitere 20 Jahre nachgefucht werden, die dann auch gewährt wurde, doch 
muß fih die Banf wenigftens von 1890 ab ohne Entihäbdigung einer etwaigen bundes- 
gejeglihen Regulirung unterwerfen. Sogen. unbegrenztes Notenrecht. Drittel: 
dedung mit Geftattung von '/s; Lomb.dbedung ftatt ber Wechjel. Kapital v. 5 Mill. Thl. 
Anf. 1870 vol eingezahlt, im Jahr 1873 auf 10 Mill. Thl. erböht, wovon E. März 
1873 75 Mill. Thl. eingezahlt. Die Baardedung beträgt factifh regelmäßig immer 
etwas über 50%, der Noten, jtatt des ftatut. Drittel (Durhichn. Noten 1867—72 
8.41, 10.76 12.62, 14.31, 17.95, 24.80, Baar 4.96. 5.62, 6.16, 7.44, 9.86, 12.83 
M. Thl.). Filialen im Leipzig (mo auch Noteneinlöjung), Chemnig, Zittau, Meerane, 
Reichenbach i. ©., Annaberg. Dividende 1866—72: 69/5, 7’/ag, 7°/g, 9, 9, 10, 12%/,. 

18. Leipziger Bank, Eogen. unbegrenztes Notenredt, jegt Drittel: 
bedung (ſ. o. ©. 26). Neues Statut v. 1870/71. Agentur in Dresden, wo ebenfalls 
Noteneinlöfung feit 1868. Bemerfenswerther neuerer Wiederaufihwung ber Bank 
nad längerem Rüdgang wohl beionders unter ber Concurrenz ber Sächſ. Bank, was 
fih Alles in der Bewegung des Notenumlaufs am Deutlichften abfpiegelt. Günftiger 
Einfluß ber Dresd. Agentur, Früheres Geſchäftsjahr endete E. Febr. ſeit dem neuen 
Statut E. Dec., weshalb Geſch.J. 1870 nur 10 Monate (März— Dec.) 

19. Leipziger Caſſenverein. Monatsberichte fehlen. Notenredt 
4 Mil, Thl., Noten regelmäßig faft ganz in Girculation, Stüde nur v. 100, 200, 
500 Thl. Auf d. Act.fap. von 1 Mill, zuerfl eingezahlt 6.4 Mill, feit März 1870 voll, 

Wagner, Zettelbanten. 47 
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Giroverfehr 1871 141 Mill. Thaler, Dividende 1871 6%,, 1872 7149, ©. Ltr. t. 
Kap. III, 276 ff. WER: 

20. Landſtändiſche Bank der ſächſ. Laufig in Baugen. Im Weſentl 
eine Hypothekenbank, Notenreht 1 Mill. Thl. Stüde nur zu 10 Thl., Einlöjung jest 
nur noch in Bauten, bis 1865 auch im Leipzig burd bie Leipz. B. Das Motenredt 
diefer Hypothekenbank bietet in Ermangelung genügender bankmäßiger Dedung für die 
Noten Bedenken. Wechielgeihäft fehlt nemlich, ftatt deſſen Lombard, Effecten, Hupe: 
thefen (E. März 1873 5.97 M. Tbl.). Unter den Paffiven neben ben Noten Spar: 
caffengelder (3. beri. Zeit 4.62 M. Thl.) und Piandbriefe (1.91 M. Thl.) nebſt ſonß. 
Eredit. (0.9 M. Thl.) 

20a. Chemnitzer Stabtbanf mit 300.000 1 Thl.fcheinen Notenrecht, bie 
1874; in d. Tab. A fehlend, was im Gejammtrejultat bei ber mebrfahen Einſetz. be 
Emiifion ftatt ber Circul. irrelevant. 


V. Kleinjtaatlide (mitteldeutfhe) Banken. 


21. Deffauer Banf (Anhalt-Oeſſ. Landesbank). Neues Stat. v. 1867, A: 
änderung v. 1872. Geit ihrer Reorganifation hat die Banf eine bedeutend günftiger 
Entwidlung als früher genommen, in neuefter Zeit jeboch wieber Gejhäfte begonnen, 
bie beſſer ausgeichlofien blieben. Notenreht 1 Mill. Thl., faſt alle Noten immer 
in Girculation, Bierteldefung, wenig oder gar feine Präjentation zur Einlöfung wirb betont. 
Stüdelungsrebt 1, 5, 10, 20, 50, 100, 500. 1000 Thlr., bie 1: u. 5:Chaler-Noten 
dürfen %, Mil. nicht überfchreiten. Kapital durch bie Beichlüffe v. 1872 wieber von 
1 auf IM. Thl. erböht, wovon 1872 1 Mill. Thl. ausgegeben, jo daß das cine 
zahlte Kapital jegt 2 M. Thl., ohne Bermehrung des Notenrehts. Die ermeiterten 
Geſchäftsbeſugniſſe (u. A. Anleiben u. Geldgeih. im D. Reih vermitteln und über: 
nehmen, Effecten faufen u. verkaufen, Realcred.gejchäfte betreiben) ſ. Ztichr. j. Kar. 
VII, 733. Divid, 1870-72 9, 11%, 14%, 

22. Braunfhweiger Bank. Sie hat fi von ben früheren Berluften, der 
Unterbilanz u. |. w, wieder ganz erholt. Neues Stat. v. 1865. Notenrect am 
2. Aug. 1869 v. 3'/, Mill. Thl., dem Betrage des Kapitals, auf 4, Mill. Thl. er— 
höht. Noten jegt meift immer ganz in Umlauf. BVierteldedung. In neuerer Zeit im: 
mer ftärfere Vermehrung des activen Gontocorrentverfebrs,. Gründung einer „Braunidw. 
Grebitanjtalt” als nahe verbundenes Grebitinftitut f. andre, dem Wirfungsfreis ber 
Braunſchw. Zettelbanf —“ Geſchäfte im J. 1871. In den Geſchäftsberichten ber 
guten Reſultate der Command. Betheil. bei Frege u Comp. erwähnt, ohne näheres Detail 
Im Ausweile barüber auch nichts zu erjeben, ein wejentl, Mangel. Das ganze Comm. 
Kap. ftedt im Pojten des allgem. Activcontocorrents., Im Bericht für 1872 die Regel 
mäßigfeit bes Notenumlaufs gerühmt, Realijationen fänden faft feine jtatt, was bewicie, 
daß die Noten ba circulirten, wo fie zum Nennwerthe als Zahlmittel dienten (folgt daraus 
nicht unbedingt). Divid. 1859—62 du, 1863—65 0, 1866—72 6.4, 7, 7.5, 8.5, 85. 

23. Weimarer Bank. Sie hat im J. 1872 ihre früher zurüdgefauften 
Actien, 842,900 Thl. zu Gunften der alten Nctionäre zum Eurje von i 15 wieder be 
geben, wovon der größere Theil bezogen, der Reſt veräufert werden wird, Kap. baber 
wieder zu 5 M. Thl. anzuſetzen. netenrent bemnah 5 M. Thl. Der Ber. f. 1872 
erwähnt, baß die wieber eingetretene Steigerung des Notenumlaufs nicht auf künſil. 
Mittel, jondern auf die allgemeine Vermehrung der Gejchäfte zurüdzuführen jei. Auf: 
ihwung bed Depofitengefhäfts (vorwiegend 6 u. 12mon. Depoj.), Einführung bet 
Checkſyſtems, Ausdehnung des Activcontocorrents. Mebrfadhe Veränderungen in den 
Filialen. Greizer Filiale aufgelöst, Zittauer u, Chemniger an ſächſ. Iocale Ereditbanfen 
abgetreten, in Berlin und Stuttgart dagegen Filialen errichtet. 

24. Gothaer Bank. Durch Wiederausgabe alter, bj. Ausgabe neuer Actier 
ift das eingezablte Kapital von 1.4 auf 1.8 Mill. Thl. (bei 4 M. Emiſſ.kap.) erböbt. 
Sogen. unbegrenztes Notenreht, wie die Erfahrung audy bier zeigt „ungefäbr: 
lich’. Mäpige neuere Wiedervermehrung des Notenumlaufs. Ebenfalls wie bei 
Weimar pajlives und actives Contocorrentgefhäft in Aufihwung. 

. Geraer Bank, Die referm. Uctien find wieber begeben worden mit 
Agio in 1871. Demnad einge. Kap. 25 M. Thl. Sogen. unbegrenztes No: 
tenrecht, v. practiich gleichfalls jchr mäß. Vebeutung. Command. in Berlin, Plauen, 
Agenturen mit Noteneinlöj. in Leipzig, Dresd,, Chemnig, Glaudau; Command. Betheil. 
bei Frege u. Comp. in Hamburg. x 
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%. Meininger Banf (Mitteldeutiche Crebitbanf in M.). Ein großes, 
crebitmobilierartiges Grebitinftitut f. Effectenemijfion u. f. w., wie die Darmſt. Eredit: 
anftalt, die Berl. Discontogef., nur mit dem für eine ſolche Anftalt ſehr ungeeigneten, 
wenn audı getrennt gehaltenen Notengeſchäft. In ganz unzuläffiger Weiſe befchränfen 
fih die Monatsausweiie auf die Notenabtheilung, führen bier die Notenmenge auch 
immer nur in der runden Emiſſions-, ftatt in der Circulationsſumme auf. 
Der Betrag der in Gafje befindlicheu Noten muthmaßlich in dem Poften „Caſſe“ ber 
Jahresbilanz enthalten. Bedeutende Bergrökerung des Stammkapitals in neueſter Zeit. 
Das Kap. von 8 Mill, Thl. war früher auf die Hälfte durch Rückkauf eigener Nctien 
vermindert worden. 1869 und 1870 erfolgte eine Erböhung diejes „circulivenden“ 
Kapitals um je 4 Mill. durch Wieberbegebung ber alten Actien, 1871 um ben Reft 
ber 2 Mill. (au Gunjten ber alten Actionäre zu 112%,). Diejes Kapital von 8 Mill. 
Thl. wurde 1872 auf 16.3 Mill. Thl. erhöht, theils zu Gunften der Actionäre, theils 
zu denen ber Gründer (!!). Von bdiefer Erhöhung des emitt. Kapitald war bis €. 1872 
bie Hälfte realifirt, jo daß in der Bilanz das „circulirende* Kapital mit 12.15 M, Thl. 
fteht. Reſervefonds 1.651 (meift aus bem Agio der Actien), Spec.rei.f. 0.041 M. Tbl. 
Das Notenrecht, zuerft nicht vorhanden, dann auf "/, des eingezahlten Kapitals ge: 
jet (2%, Mill. Thl.), wurde von ber Regierung nod 1868 auf die Höhe des circul, 
Kapitals erweitert, und betrüge demnach jegt 12", Mill. Thl.!! Denn das Reichsgeſetz 
v. 1870 wird gegen bieje Vermebrung gemäß eines früheren Privilegs faum ein 
Hinderniß bieten. In der That ift die Notencirculation, 1867 22/,, 1868 auf 4, dann 
auf 5, 6, feit 1871 auf 8 Mill. Thl. erböbt, weiter indeffen noch nicht. Kaum eine 
beutiche Zettelbank verdiente eine Beichränfung ober Befeitigung des Notenrechts fo 
febr wie diejer große Meininger Gredbitmobilier, der auch mit dem Privilegium odiojum 
der Gründervorrecte u, dal. m. ausgeitattet ift. (Tantieme f. d. Gründer, außer 
bem Gewinn an ber Actienemiiftion, 1872 121.590 Thl., ebenioviel der Verwaltungs— 
rath!!) Hauptaeihäft in den Berliner und Frankfurter Filialen (Emiſſionsgeſchäft), 
dann in Leipzig, Hamburg. Nicht einmal bie Jahresbilanz trennt die Commanbitfapis 
talien von den diverſen Debitoren! Uebrigens würde eine unjern Vorichlägen gemäße 
ftrenge Verpflichtung der Mein. Bank zur Noteneinlöfung an ben Filialen und aljo 
auch in Berlin und Frankfurt die Notencireulation wirffam genug eindämmen. 

27, Thüringiihe Bank in Sondershauien. Sie bat fih von ben 
früheren Berluften und ber Unterbilanz erholt, auch endlidy bie Fabrik Dallwig nad) 
größeren Abjchreibungen veräußert, 1871. Kapital Ende 1872 zu verboppeln befchlojfen, 
von 3 auf 6 Mill, Thl. was Anfang 1873 ausgeführt. Die neuen Actien mit 15%, 
Agio begeben, Ref.fonds dadurch auf 750.000 Thl. neben einer Spec.reſ. v. 30.000 Thl. 
Schon vor ber neuen Nctienausgabe waren bie früher zurüdgefauften Actien wieder 
begeben worden. Notenrecht bei bloß Biertelbedung gleich dem Betrage des einge: 
zablten Kapitals, troß der Jahre langen Unterbilanz im Umfange des emitt. Kapitals 
ausgeübt, jeßt aber ber Notenumlauf noch nicht über 3 Mill. Thl. erhöht, Stüde & 
20 Thl. Neueſter Zeit wieder Geſchäftsausdehnung, die nicht eben der Zettelbanf ent: 
ſpricht. Ziemlih entwideltes Filialwelen, jo in Arnſtadt, Barmen, Nordhauſen, 
Eisleben, Göttingen, Berlin. Durch ordentl. Beſtimmungen über die Noteneinlöfung 
an ben Filialen unb in Berlin würde ber Notenumlauf dieſer Bank wohl ebenio 
F derjenige der Meininger reducirt werden. Desgleichen durch das Notenaustauſch- 
ſyſtem. 

28. Niederſächſiſche Bank in Bückeburg. Gehört noch immer zu den 
Banken, welche feine Monatsausweiſe verbffentlichen. Eingezahltes Kapital 2 Mill. Thl., 
feit 1872. Sogen. unbegrenztes Notenrecht, mit Dritteldeckung, aber Zulaſſung 
von Effectendedung neben den Wechfeln. Auch Recht, die Noten in den vericiebenjten 
Währungen und Münzfüßen auszuftellen (j. 0. S. 66)! Hauptgeſchäft ind. Command. 
in Bremen, bie mit 08 M. Thl. dotirt, dann feit 1. Juli 1872 auch Comm. in Berlin 
(0.5 M. Thl. Kap.) Die neuerdings auffällig ftarle Notenvermebrung (Thalernoten) 
würde muthmaßlih durch die bei ber Thüring. B. genannten Mafregeln auch ſtark 
rebucirt werben. 


VI. Süddeutihe- (oder Gulden-) Banken. 


29. Frankfurter Bank, Diefes tüchtige Inftitut des fübbeutichen Gentrals 
gelbplages ift buch die Beihränkung feines Notenrehts auf das Dreifache bes eine 
gezablten Kapitals oder auf 80 Mill, fl. in feiner Entwidlung als —— gehemmt. 
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Die Bank hat in Folge biefer Beſchränkung, bie die preuß. Regierung zu bejeitigen fi 
weigerte, auch mehr als es jonft wohl ber all wäre, unter ber Goncurren; ber PBreuf. 
Bank mit ihrer Frankfurter Filiale und der neuen beiden fübbeutfhen Banfen, jo 
ber Darmftädter Banf gelitten, wenngleih nur wenig. Das Darleben ber Bank von 
5.747.000 fl. an ben Frankf. Staat v. 20. Juli 1866 ijt am 15. Mai 1869 von ber 
preuß. Regierung zurüdgezablt worden. Das für das Privileg gewährte Darleben r. 
4 Mill, fl. beiteht no, in Tab. A bei Effecten inbegr. In den legten Jahren baben 
bie großen franzöfifhen Geldoperationen und Gontributionszablungen bie Frankfurtet 
B., wie die Preuß., mehrfach ſehr bemerflih beeinflußt, die Saldi der Girofapitalien 
zeitweife jebr emporgeichraubt, desgleichen die Baarcaffe, den Notenumlauf rebucirt. Der 
Giroverfehr, ben bie Banf in Frankfurt Ähnlich vermittelt, wie der Caſſenverein in 
Berlin, bat fi noch immer weiter vermehrt, gegen 1871 im 3. 1872 um 486.36 
Mil. fl. Im Giro: und Eincafj.geihäft wurden 1872 1930.39 M. fl. gutgeichrieben, 
1930.47 M. fl. abgejchrieben, Saldo Anf. 1872 17.46, Ende 1872 17.38 M. fl. Für 
176 Folieninhaber wurden 289.129 Stüd Wechſel und Anweiſ. u. 166.341 Stüdf Efte- 
tenpoften in 1872 eincaffirt. Die Filiale der Preuß. B. nimmt die Noten der Franfi. 
B. an, löst fie aber wöchentlich ein, Weſentlich dadurch haben fih die Einlöjungs- 
fummen in 1872 gegen 1871 jehr erhöht. Es war nemlih in M. fl. 


1871 1872 
Durchſchn. Not. uml 26.74 23.32 
Eingeldst 28.23 99.51 
Noten gegen Baar abgegeben 7.03 11.10 
Mar. d. Umlaufs (*/,0) 23.05 
Min, „ 20.68 


Die Bewegung auf d. Banfnotenconto war 1872: 


Stand 1. Jan. 72 26.323.000 
Ausgegangen 215.611.000 
Summe 241.934.000 
Rüdgeftrömt 217.259.000 
Reſt 31. Dec. 72 24.675,000 


Der Durchſchnittsumlauf der Noten ift aljo über 9 mal durd bie Caſſe ge 
gangen, wozu neben dem Wechſelgeſchäft u. j. w. das Girogefhäft weſentlich bei— 
getragen bat. 

Bei. interefjant ift bie Stüdelungsftatiftif u. die barin feit 1868 einge 
tretene Veränderung ganz analog berjenigen der Preuß. B., in voller Uebereinftimmung 
mit unſrer Theorie. Bei d. Frankf. B. ijt die Bewegung um fo bemerfenswertber, 
weil die Notenmenge im Ganzen Fleiner geworben. 


Stüd 

zu fl. €. 1868 —= Werth M. fl. = 9%. Stüd €. 1872 = Werth M.fl. — 9, 

500 22.472 11.236.000 38.6 28.683 14.340.500 58.0 

100 59.439 5.943.900 20.4 38.776 3.877.600 15.7 
50 10.208 510.400 4.7 1.268 63.400 0.2 
10 1.135.085 11.350.850 39.0 641.434 6.414.340 26.0 
5 15.976 79.880 0.3 3.583 16.755 0.1 


Summe 1.243.180 29.121.030 100. . 713.744 24.675.000 100, 


M. a. W. Die Frankfurter Banknote ift wie die Preußifche immer mehr bei 
Großverkehrs Zahlmittel geworben. Ende 1863 betrugen von 25.46 M. fl. bie 500 fl. 
Noten fogar nur 41, bie à 100 24, a 50 4.5, & 10 dagegen 48.2, à 5 fl. 2.3%,. 

Eine nit wünſchenswerthe Beränderung hat 1872 ber $ 55 mit Staatsgenchm. 
erlitten: Danach Fonnte bisher Mitglied einer Behörde ber Frankfurter Banf nicht 
fein, wer bei einer anderen Bank in anderer Eigenjchaft denn als Actionär betheiligt 
war; jest nur (wie bei der Badiſchen Banf), wer bei einer anderen Notenbantf 
betheiligt. 

30. Die Heififhe Landesbank zu Homburg. Eigenes Kapital 1 Mill IL, 
wovon aber die Häljte zurüdgelauft und die Actien im Befiß ber Banf, Notenredti 
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gleich dem eingezahlten Grunbfavital, aljo doch wohl jegt nur 1/, Mill. fl. Notenuml. 
erreicht dieſe Ziffer faum. Die Bank ift demgemäß bie Fleinfte beutfche Zettelbanf. 

31. Bank für Süddeutſchland (!) in Darmftabt. Gie hat in Betreff 
ihres Kapitals und ihres Notenrehts in den legten Jahren wefentl. Erweiterung 
erfahren. Durch Rüdfauf u. ſ. w. war bas Nctienfapital rebucirt geweſen und 
betrug 1869 noch 3.287.900 fl. (eingezablter Betrag), Das Notenredt, ur 
iprünglih nur das Doppelte diejer Summe, wurde am 20. November 1869 auf bas 
Dreifade oder 9.863.700 fl. erweitert. Das einge. Kapital iſt dann 1871 und 72 
auf 13.060.250 fl. €. 1872 erhöht und das Notenredt auf das Doppelte bes Betrags 
ber fpäter eingezahlten Actien, gemäß ben alten Statuten, neben bem erwähnten Drei: 
fachen bes früheren Kapitalbetrags firirt worden. Demnad berechnet fich die Bank jetzt 
ein Notenreht von 29.408.400 ft. ! Die ganze, für die Dimenfionen der Darmft. 2. 
unverbältnigmäßig große Kapitalvermebrung möchte mit Rüdficht auf die bevorftebende 
deutſche Bankreform gefheben fein; um größre Anfprüche zu begründen. Dieje Politik 
barf mit Recht durchkreuzt werben (j. 0. ©. 658). Am Bericht für 1872 thut fich die 
Banf noch etwas darauf zu Gute, ben Notenumlauf nicht gleih im Verhältniß bes 
größeren Notenrechts gefteigert zu haben. Eine recht ftarfe Vermehrung bat gleichwohl 
ftattgefunden (j. Tab. A), während ber Notenumlauf innerhalb des Jahres bebeutenb 
verürt und auch im Sommer 1870, ähnlich wie im J. 1866, mehr als bei anderen 
Banken zurüdgieng. Das Minimum und das Marimum war in ben 3 J. 1870—72 
teip. 5.46 u. 8.53 — 7.05 u. 12.37 — 10.88 u. 19.32 Mil. fl. Andrerjeits ift von 
ber Darmft. B. die Entwicklung ber Filialen u. bie Einlöfung ber Noten an ben: 
jelben, insbef. feit längrer Zeit auch in Frankfurt, zu vrühmen In Mainz, Worms, 
Gießen, Offenbach beftehen Agenturen. 

32. Baierifhe Hypotheken- und Wechſelbankin Münden. Das 
alte, folide und gut geleitete, wenn auch eine wunderbare Zufammenfafjung von Ge- 
ſchäften bildende Inſtitut veröffentlicht leider noch immer feine Monatsausweile. Doch 
ift die emittirte Notenfumme im Betrage des im J. 1866 von 8 auf 12 M. fl. erweiterten, 
nocd immer jehr mäßigen Notenrehs (Motenmonopols, f. o. S. 9 A) meiftens 
faft ganz in Umlauf. Im Uebrigen ift bie Banf vorwiegend Hypotbefenbanf. 
Filialen in Augsburg, Kempten, Linbau, feit 1872 Betheilig. an d. Commanbd.gei. 
Lederle, pfälz. Prov.banf in Rubwigsbafen. Im Bericht für 1872 Klage über ben 
Vertrieb fremder Noten in Baiern Seitens Feiner deutfcher Banken. 

33. Württembergifhe Banf in Stuttgart. ©. Ztidr. f. Kap. VII, 
265. Gef. vom 24. Juli 1871 über Erricht. einer Notenbanf, Stat. v. 1. Sept. 1871. 
Actienkapital 5%, M. fl. (IM. Th). Notenrecht gleich dem Dreifadhen des einge: 
zablten, in db. Bilanz noch nachgewieſ. Kap., Mar. 15 M. fl., Notenminimum 10 fl, 
nur die Hälfte der Noten barf in Stüden unter 35 fl. (20 TH.) befteben. Dauer 
25 Jahre. Die Banf bat fih im %. 1872, nad Beginn mit db. Notenausgabe am 
20. Dec. 1871 (31. Dec —= 420.000 fl.) fehr raſch entwidelt, das ganze Actienfapital ift 
eingezablt, der Notenumlauf bat das Marimum von 15 Mill, Rio erreicht. 

34. Babifhe Banfin Mannheim. Gef. über bie Verleih. bes Notenrechts 
an eine Bad. B, v. 16. März 1870, Stat. v. 5. März 1870. Dauer 25 Jahre. Actien— 
fapital 10, M. fl. (6 M. Thl.), wovon zunächſt im 3. 1870 die Hälfte emittirt 
wurde. Notenreht das Dreifache des emitt. Kapitals. Beginn mit ber Emiffion von 
10 fl.:Noten im Jan., von 50 fl.:Noten im Aug. 1871. Gmiffion ber 2. Hälfte bes 
Kapitals nad Beſchluß der Gen.verf. vom 27. Nov. 1871 zu Gunften ber alten Actios 
näre 10%, über Pari, was bem Refervefonds zu Gute fam. Das emitt. Kapital ift 
im Laufe des Jahres 1872 vollftändig eingezahlt worben, beträgt alfo 6 Mill. Thl. 
Der Notenumlauf ber Bank hat ſich in ben beiden Jahren des Beftehens ber Bank faft 
ununterbrochen ausgedehnt, was bei der Goncurrenz ber andren fübbeutichen Banken 
und REN bemerfenswerth ift, Filialen f. o. ©. 660, bejonbers in 
Garlörube. 


35. Internationale Bank in Luremburg, ein crebitmobilierartiges 
Unternehmen mit dem Necht ber Notenausgabe gleich ber Meininger Bank, in gran 
kenwährung rechnend, hat durch Wiederausgabe alter Actien u. ſ. w. in neuefler 
Zeit fich wieder ausgebehnt. Im J. 1869 wurden zunächft 10,000 Stüd Actien zu 
20 Fr. mit 5%, Agio zu Gunften des Ref.fonds an bie alten Actionäre begeben, 
weitere 10.000 Actien mit 15%, Agio im Juli 1871, Dadurch war bas Kapital 


— ID — 


wieder auf f. urſprünglichen Betrag v. 10 M. Tr. gebracht. Am Ian. 1872 wurde, 
„um dem gefteigerten Gejchäftsverfebr der Banf zu genügen“, das Kapital durch Aus: 
gabe von 40.000 neuen Actien mit Bezugsrecht ber alten Actionäre und mit 20°, 
Agio zu Gunften bes Rei.fonds, verdboppeltauf 20 M. Fr. Die neuen Actien mußten 
bis &. 1872 vol eingezablt fein. Dieſes Kapital war bis dahin größtentbeils® emittir 
und eingezahlt, jo daß bie Bilanz E. 1872 mit 19.649.350 Fr. Kapital fchlieht, we 
neben ein Rei.f. von 3.721.000 u. ein Delcrederefondsv. 1 M. Fr. Das Notenredt 
beträgt das Doppelte des eingez. Kapitals, alſo jegt 40 M. Fr., jedoch ift der Noten: 
umlauf nicht über 10 M. Fr. ausgedehnt worben. Filialen jeit 1871 in Meg und 
Brüffel. Offenbare Speculation auf Fotbringen. Die Bank ift nah ihrem Kapital u. 
Rei.tonds gut fundirt, aber der größte Theil d. Activa (42.78 M. Fr. E. 1872) Het 
in Gffecten und Reports (10,7 Mill, Fr.), Comm.kap. (7.14), E.corr, Debit. und font 
Act. (9A M. Fr), neben 41 M. Fr. Caſſe u. 10.79 M. Fr. Wechſel. — Es iß 
durchaus zu mwünjhen, daß bie Banf unter das beutiche Reihsbanlgefeg mit ae 
ftellt werbe. 


Ergebnifje der Tab. A. 


Faflen wir einige Hauptergebniffe ber Tab. A zuiammen, um ein Urtbeil über 
das beutfche Zettelbanfweien in feiner Gejammtbeit und namentlich über bie viel ae: 
tabelte „maßloje neuelte Notenvermehrung“ zu gewinnen. Das Urtbeil fann wit 
anders als über die frühere Periode ausfallen (f. o. S. 202 ff). Im Ganzen ti 
das beutfche Zettelbankweſen, was Solibität, Sicherheit, Fundirung, 
was insbefondere die Sicherheit der Noteneinlösbarfeit anlangt, 
bas befte ber Welt und bat fih in ber Kriſe von 1870 wie jeitbem 
wieber vollftändig bewährt. Auch die neueſte Notenvermebrunmg ericeint, 
unbefangen und im Zujammenbang mit ber großartigen volfswirtbichaftlihen Entwid: 
fung und mit ben franzdf. Zahlungen betrachtet, burhaus nicht jo übertrichen, 
wie man bebauptet bat, felbit im Deutſchen Reichstage. Sie ift fiherlihd viel mehr 
Wirkung ald Urſache der eingetretenen wirtbichaftlichen Bewegung, ber Epeculation, 
ber Preisgeftaltung. ebenfalls ift fie bei den Feineren Banfen durchaus nicht fo mat: 
los und bält bier den Vergleich mit der Preuß. Banf vollftändig aus Alles in 
Allem: auch bie neueiten Erfahrungen mit dem beutichen Zettelbanfweien flimmen mit 
ben früberen barin überein, baß nur eine Banfreform, fein Umfturz bes beſte 
henden Zettelbanfwejens erwünſcht if. Werben bie von uns befürworteten Gautelen 
getroffen (S.657 ff., 661, 667), jo werben die verhältnigmäßig nur fleinen Mißſtände leict 
bejeitigt werden und das Bewährte wird erhalten. Es gebört Tellkampf' ſche Pbantafı 
oder Unfenntniß der wirklichen Berbältniffe bazu, dieſes deutſche Zettelbanfwejen mit 
bem altzamericanifchen zufammen zu werfen. 

Aus Tab. A läßt fich die frühere Tab. III. und IV. ©. 202 unb 205 folgenker: 
maßen für bie neueite Zeit ergänzen, bie Luremburger Bank inbegriffen und unter 
ben preußifchen Banfen bie bes vor 66er Preußens verftanden. 


Tab. L. Deutſcher Rotenumlauf 1865/73. 


Deutih. Not.uml, Preuß. Not.uml 

bavon DavonaufPreußen, aufübr. Deutſchl. vom 
baar un: baar baar überb.v. unge 

überh. gebedt d. i. unge bi. unge: b.i. beutjch. bedt. 

Ende M.Thl. M.Thl. %, überh. dedit 9%, überh. decht % 9% 0, 
1865 191.6 106.4 55.5 132.4 699 52,8 592 365 61.6 691 67 
1868 226.4 99.0 43.7 155.4 63.0 40.6 71.0 36.0 50.7 68.7 654 
1869 2378 1195 503 160.7 777 484 7741 4.8 542 67.6 650 
187030, 2594 122.0 47.0 1767 80.9 458 827 41.1 497 681 66.3 
1870 283.7 1441 50.8 205.4 1082 52.7 782 359 45.9 724 751 
1871 352.9 122.6 34.7 2%498 77.9 31.2 103.1 44.6 433 708 62, 
1872 450.141 167.5 37.2 3188 107.8 33,8 131.3 59.7 45.5 708 614 
187331/, 482,2 183,9 381 343.9 110.4 32,1 1383 735 532 713 601 


Die Tab, L berubt auf denjelben Berehnungsgrundfägen, wie bie jrüber: Tab, III, 
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b. h. es iſt der üblichen, aber auch bei uns trotz wenig entwickelten Depoſitengeſchäfts 
nicht genau richtigen Weile gemäß ber ganze Baarbeſtand als Notendeckung vor: 
weg berechnet. Der dadurch involvirte Fehler bleibt in Tab, L auch nicht ganz berfelbe, 
fondern wird in ber jüngften Zeit etwas größer, weil ſich bier das Depofitengefhäft 
(befonders Girogutbaben) etwas ftärfer entwidelt bat. M. a. W. die Quote ber 
baar ungebedten Noten ift etwas größer als in ber Tab. L, und zumal in ben 
fetten Zeiten. Ferner ift ber bemerkte Fehler bei den preußiſchen Banfen einer: und 
ben übrigen beutichen Banfen anbderfeits nicht ganz derfelbe und bleibt auch nicht in 
ben einzelnen Zeiträumen relativ ganz glei, weil das Giro: u. Depofitengeichäft bei 
beiden Gruppen etwas verfchiebenen Umfangs war und neuerbings noch mehr geworben 
if. Namentlih erfcheinen bie Daten der preuß. Banfen in leßter Zeit etwas zu 
günftig, bie Procente ber baar ungebedten Noten etwas zu nicbrig, weil das 
Girogeſchäft u. f. w. der Preuß. B. u. des Berl. Caſſ. Vereins die Gaffen mit 
füllt (befonders €. 1872 und März 1873) und doch dieſe ganze Caſſe ald Noten: 
bedung gerechnet wurde. Aber immerbin werben durch biefe Momente die Zahlen und 
Procente nicht wefentlih verfhoben. Die Trennung ber Gafle für das Noten: und 
Depoſiten⸗ ——— Geſchäft wäre zu willkührlich. Zum Vergleich iſt nur auf die fol— 
gende Tabelle N zu verweilen. bie die Baardeckung aller liquiden Paſſiva berechnet 
und bemgemäß bie Verhältniſſe beider Banfgruppen etwas verändert erfcheinen läßt. 

Gin andrer Fehler der Tab. L ift der oben fihon erwähnte, daß zum Metall: 
vorratb mehrfach auch ber Vorrath von Staatspapiergeld, fremben und mitunter auch 
von Heinen Poften eigener Noten gerechnet und demgemäß die Summe ber metallifch 
ungebedten Noten etwas zu niedrig veranfchlagt wurde. Es iſt dies ein durch bie 
ganze Periode ziemlich gleihmäßig burchlaufender, inſofern unweſentlicher Fehler, ben 
unfer ſtatiſtiſches Material nicht ganz genau eliminiren Tief. Man kann approri: 
mativ anfhlagen, baß ber Notenumlauf im Ganzen etwa 2—IM. Thl. Fleiner 
als in Tab, L ift, wenn man bie in Caſſe befindlichen eigenen Noten abziebt und 
war verringert fih um biefe Ziffer nur ber Notenumlauf der außerpreuß. Banken. 
Dicht man von ber Eafje außer diefem Poften eigener Noten auch den Vorrath frember 
Noten und Staatspapiergelbs ab, fo wird fih annäbernbdb ber Gefammt: 
baarftand (Metall) gegen Tab. A unb bemnad ber metallijh ungebedte 
Notenumlauf gegen Tab. L bei allen Banken zufammen fowie bei den zwei Gruppen 
folgendermaßen Derausftellen (in Mil, Thl.): 


Zab. M. Metallbetung ber deutſchen Noten. 
1865 1868 1869 1870 1870 1871 1872 1873 


Notenumlauf 190 225 235 257 281 350 448 480 
Davon preuß. Banfen 132 155 160 176 ° 205 249 318 343 

— and. db. Banken 58 70 75 81 76 101 130 137 
Metallvorrath 82 122 113 132 132 218 259 280 
Davon preuß. Banken 59 87 79 92 9 161 190 218 

— and d. Banfen 23 35 34 40 41 57 69 62 
Met. ungededteNot. 108 103 122 125 179 132 189 200 
Davon preuß. Banfen 73 68 81 84 114 88 128 125 

— and. db. Banfen 35 35 41 4 35. 44 61 75 
Met.ungedb.Y, im®. 56.8 458 51.9 486 530 377 422 458 


Gegen Tab. L: 555 4837 503 470 508 347 372 381 
Dsgl. preuß. Noten 53 439 506 47.7 556 353 403 36.4 
Gegen Tab. L 28 406 484 48 527 312 338 321 
Dsgl. and. d. Noten 604 506 546 506 46.0 43.6 46.9 54.7 
Gegen Tab. L 64.6 507 42 497 59 433 455 532 
Preuß. ungebedte Noten 

%/, u. v. allen 67.6 66.0 660 672 765 66.7 677 62,5 


Die Daten biefer Tab. M find die relativ rihtigeren verglichen mit denen 
ber Tab. L. Wie man fieht, ift die Differenz der Quoten der metallifch ungebedten 
Noten ziemlich unwefentlih bei den außerpreußifchen, bebeutender, namentlich in 
ben 3 legten Terminen bei ben preußifhen und dadurch bei allen zuſammen. 


Es erklärt fih dies aus dem Abzug von 2—3', M. Tb. Gaffenanmweif. und frember 
Noten bei der Preuß. B. vom Gaflenbeftandb, ber in Tab. A angegeben und ber Be 
rehnung in Tab. L zu Grunde liegt; dann mehr noch, befonders in ben legten Xer- 
minen, buch Abfegung bes großen, faft ganz aus Noten ber Preuß. Banf beftebenben, 
ohnehin aus dem Girogeſchäft herrübrenden Gafienbeftands des Berlin. Eajjenvereine, 
Am Ganzen zeigt Tab. M eine ftärfere BVBerringerung ber Metallbedung verglicen 
mit der Baarbedung in Tab. L bei ben preuß. als bei den anderen Banfen. Mu 
Rückſicht auf die großen Poften Guthaben u. ſ. w. bei der Preuß. B. in ben letter 
Terminen, ift die wirflihde Metalldedung ber Noten in Preußen auch noch ge— 
ringer als nad Tab. M, da die ähnlichen Gurbaben ber Franffurter, Bremer B. u. a 
nicht ebenfo fchwer bei der anderen Gruppe ins Gewicht fallen. So iſt alfo aud ü 
Betreff ber Metalldeckung trog der Weberlegenbeit der preuß. Banken, bie übrigen 
ganz auf die Preuß. Banf zurüdzuführen, die Differenz beider Gruppen nicht j> 
groß, als es zuerſt den Anſchein bat. 

Tab. L und noch deutlicher Tab. M zeigen, daß bie Entwidlung bes Notenun: 
laufs bei beiden Gruppen von Banfen eine fat ganz gleiche geweien iit, ob man nın 
ben ganzen ober nur ben baar: oder metalliih ungebeften Noteuumlauf ine Au: 
faffe. Die Quote der preuß. Noten von ber Gefammtzahl variirt wenig u. if fet 
langen Jahren ziemlich biefelbe (f. Tab. III, S. 202). etwa zwei Drittel Ent 
1870 hat fie fih etwas erhöht, was der mächtigeren Hilfeleiftung der Preuß. Bank i: 
der Krife v. 1870 zuzufchreiben ift. Anf. 1873 ift fie niebriger als meiſtens, wa 
nicht gleich auf eine nachtheilig übermäßige Notenausdbehnung ber außerpreuß. Banfeı 
fchließen läßt, fonbern großentbeil® in der bedeutenden Berftärfung ber Caſſe der Pra: 
Bifhen B. durch bie Giroqutbaben u. ſ. w. feine Erflärung findet (j. Tab. A). I 
Summa: Die Geljammtentwidlung kann nicht als eine des „ungelunden Papiergeld: 
ſchwindels“ bezeichnet werden, jeßt fo wenig als früber (S. 203). Eie ift aus ben 
ganz unabhängig von den Banken erfolgten Vorgängen, ans dem Einfluß des Friedent 
ſchluſſes v. 1871, des fiegreihen Kriegs, der franzöltihen Kapitalguflüffe ausreichend zu 
erklären und zu rechtfertigen. Die Notenvermehrung und aud die Vermehrung ber 
metalliich ungededten Noten war, wie aelagt, die Wirfung ber burd jene Vorgänge 
in unſrer Volkswirthſchaft verurfachten Bewegung, wenn fie fie bann auch zeitweife wed- 
ſelwirkend wieder unterftügt bat, — wie es aber in andren Ländern das Depofitenbant: 
weien u. f. w. ebenfo thut wie die Notenausgabe bei uns Namentlih aber kann dem 
Gros ber Heineren Banken nicht irgend wie ein befonbrer Vorwurf gemacht werben, 
baß fie bie Speculation durch ihre Notenausgabe übermäßig unterftügt hätten Jekt 
wie früher (Tab. IIT S. 217) gab die Preußiſche Banf den Tact an, bie anderen 
marfchirten nad, Das laſſen auch Tab. L und M wieder gut beobachten. 

Die folgende Tab. N führt bie Daten ber früheren Tab. IV (S. 205) bie auf 
bie Gegenwart (1873) weiter, Unter Depofiten auch Giroguthaben u. f. w. Die amt: 
li bei uns fo gen. Depofiten bekanntlich meift auf 1 oder mehrmonatl. Kündigung 
Die Daten f. 1865 und 1868 beziehen fich auf einige Fleinere Banfen nicht mit (. 
©. 205 Anm. 458), db. fpäteren 9 alle Banken ber Tab. A. Beim Baarbeſtand wie 
ber Staatspapiergelb, frembe Noten u. |. w., bier ohne Bedenken mitgerecdhnet. 


Tab. N. Boardedung der liquiden Schulden deutſcher Zettelbanten. 


Enbe 1865 1868 1869 1872 1873 Mär; 
Preuß. Banken. 
Noten M. Thl. 132.4 1554 ° 1607 3188 343,9 
Depofiten, Girok. ꝛc. M. Thl. 34.4 37.1 36.77 98.29 101.92 
Summa: Schulden M. Thl, 166.8 192.5 19747 417.09 445.82 
Baarfonds M. Thl. 68.0 92.4 82.938 211.02 233.48 
— in %,d. Schulben 40,8 ' 48.0 42.0 50.6 52.1 


And. dbeutfhe Banken. 


Noten 51.4 64.5 77.4 131.3 138.3 
Depofiten ac. 16.4 19.7 29.15 51.78 48.2 
Summe: Schulden 67.8 84.2 106.25 183.08 186.5 
Baarfonds 241 32.9 35.28 71.04 64.85 

P in d. Schulden 35.6 39.1 33.2 38.8 34.8 


— 
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@nbe 1865 1868 1869 1872 1873 Mär;. 
Alle Banken. 


Noten 183.8 219,9 237.8 450.1 482.2 
Depofiten x. 50.8 56.8 65.9 150.4 150.1 
Summe: Schulden 234.6 276.7 303.7 600.2 632.3 
Baarfonbe 92.1 125.3 137.4 282.7 298.3 


Ri in %/, db. Schulden 39.3 45.3 45.2 47.0 47.2 


Auch diefe Tabelle zeigt, daß fich in den Dedungsproportiomen nicht jehr 
viel geändert bat. Die größeren Baarmittel feit dem franzöfiichen Kriege dienen 
nur, wie immer in ſolchen Fällen, ale Hebel ber Grebitausbehnung. Die Banfeu find 
auch babei mehr bie in Bewegung gelegten, als bie jelbit bewegenden Factoren und 
als die inneren Verurſacher einer wirtbichaftlichen Bewegung. 

Tab. N wie die.beiben vorausgehenden Tabellen zeigen übrigens, wie vortreffs 
Lich bie Lage unfrer Banken if, auch wenu man fib nur an bie Baardeckung hält, 
einerlei ob man das Zettelgeſchäft allein oder die andren Paſſivgeſchäfte mit betrachtet. Kein 
andres becentralifirted Bankweſen, geſchweige das norbamericaniiche (ſ. u. Tab. Z u. AA), 
felbft faum eine andre Gentralbanf bält den Vergleich mit unferem Zettelbanfweien aus, 
fogar an ber Baardeckung gemeflen, bie regelmäßig ber ſchwächre Punct bes becentralii. 
Bankweſens ift: lauter Thatiachen, bie einen Umfturz unferes Bankweſens fehr frivol 
erfcheinen ließen. 

Die Materialien der Tab. A geftatten es leicht, die Dedungsverhältniffe der 
einzelnen Gruppen von Banken und dev einzelnen Banken ſelbſt zu be 
rechnen, in ber Weife, wie es für frübere Perioden in Tab. V u. VI (&. 340) geſche— 
ben if. Es gemügt bier, eine folche Berehnung für die Gruppen €. 1872 durchzu— 
führen. In den andren Zeiträumen ftellen fih bie Verhältniſſe nicht mejentlich 
verjchieben, 


Zab. O. Dedungsverhältnifie der Gruppen deutſcher Zettelbanten für bie 
liquiden Schulden Ende 1872. 


Preuß.B. 8pr. Pr.b. 6 nordweſtd. 4 ſächſ. SHeinftaatl. 6 ſüdd. 
I. Paſſiva. M. Thl. 


1. Notenumlauf 311.53 7.27 14.42 33.99 26.81 53.42 
2. Depof., Giro xc. 63.44 34.85 13.52 6.23 16.42 13.35 
Summa I. 374.97 42.12 27.94 40.22 43.23 66.77 
II. Activa M. Thl. 
1. Baarvorr. 187.87 23.15 6.74 16.89 11.61 35,31 
2. Wechiel 183.71 18.96 18.92 20.14 28.78 37.55 
Summe 1u.2 371.58 42.11 25.66 37,03 40.22 72.86 
3. Lombarbs 31.67 8.50 7.63 7.87 5.99 14.30 
4. Effecten, biv. Activa 3.04 3.70 7.76 5.57 34.27 8.84 
Summa II. 406.29 54.31 41.15 50.47 80.48 96.00 
Kapital u, Reif. 27.91 10.69 13,43 10.50 35.29 29.86 
II. Dedung all. Paſſ. 
1. Dur Baar 9%, 50.1 55.0 24.1 42,0 26.1 52,9 
@2, Wechſel 49.1 45.0 67.7 50.1 66.6 56.3 
— Gumme 1u.2 9.2 100.0 91,8 92.1 92.7 109.2 
3. — Lombarb 8.0 20.2 213 19.6 13.8 21.4 
— GSummei—3 1072 120.2 119.1 1337 106.5 130.6 
4. — Eff., div. Ad. 0.8 8.9 27.9 13.9 79.8 13.2 
— Gummei—4 108,0 129.1 147, 125.6 186.3 143,8 
IV, Ded, d. Not. allein. 
1. Dur) Baar 9%, 60.3 318 46.7 49.7 43.4 66.1 
2. — Wechſel 59.0 261 131.2 59.2 107.4 70.3 
— Gummei u. 2 119.3 579 177.9 108,9 150.8 136.4 
3. — Lomb 10.2 117 52,9 23.1 22.3 26.8 
— G&umme 1—3 129.5 696 230.8 132,0 173.1 163,2 
4. — Eff. div. Act. 0,9 52 53,8 16.4 127.8 16.5 


Summe 1-4 130.4 748 284.6 148.4 300,9 119.7 
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In Rubrif TV ift bier wieder die übliche Berechnung angeftellt, bei ber bie 
Activa vorweg für bie Noten als Dedung bebanbelt werben. Es zeiat fich bier ma: 
mentlich dei d. preuß. Banken ans der enormen Höbe ber Dedungsprocente, wie fehler: 
baft diefe Berehnung in jedem Kalle wird, in welchem eine ftarfe Gafle und Anlagen 
aus dem Devoi.geichäft herrühren. (Hier find die Roften bes Berl. C. Vereins von be 
fondrem Einfluſſe.) 

Die Tab. O beftätigt vollftändig, was oben ©. 342 ff. über bie Dedungeverbält: 
niffe von Gentral: und Fleineren Banfen gefagt wurbe,. in Erläuterung der Tab. V 
und VI, wo die Banfen anders zuiammengefaßt waren. Die Preuf. Bank bat einen 
relativ ffärferen Baarfonds als bie meiiten, aber nicht einmal als alle Meineren 
Banfen. In allen andren Beziehungen find Iegtere wegen ihres boben Stammtapitals 
beſſer fundirt. Die Lage aller Banken ift aber eine ſehr gute, wieberum faum irgend 
wo ſonſt zu findende. Die auferordentlihe Stärke unirer Banken Tiegt neben ber 
hoben Baardedung in ber Wed ſeldeckung, welche beide Poſten zufammen bei jeber 
Gruppe weit die Notenfumme überfteigen und bei jeder faft der Noten: und Depofiten 
ſumme gleihfommen oder fie überfteigen, — obgleih unire amtlich fog. Depofiten meiſt 
auf längre Kündigung fleben. Diefe gute „bantmäßige“ Dedung erhält burd bie 
Lombards und andre meift auch leicht realifirbare Dedung noch ihre Ergänzung. So 
find unire Banfen in ber That im Puncte ber jeberzeitigen Baarzablungs: 
fäbigfeit, dem body unbedingt entjcheidenben, über jeden Argwohn und Tabel erbaben. 
An einer folden Sachlage bedarf es wahrlich feiner Peel'ſchen Acten oder norbamericas 
niſcher Bankgeſetze als Mufter für unfre Banfreform, 

Um zum Schluß die Entwidlung des Notenumlaufs einzelner Banfen 
noch etwas genauer zu zeigen, find in Tab. P einige Angaben vom Durchſchnittsum⸗ 
lauf bemerfenewertber Banken zuiammengeftellt worden. Vgl. bamit bie Daten über bie 
Preuß. Banf in Tab. K oben. Der Durchſchnittsumlauf ber preuß. Privat: 
banfen ſchwankt jährlich nur wenig, zwiihen 0.9—1 Mill. Thl., derjenige einiger ande 
ren (Defiau, Roftod, Oldenburg, Baiern) ift jo eng begrenzt ober beläuft ſich ſtets je 
jan gen auf den Betrag bes Emijfionsrechts, daß befondre weitre Angaben un 
nöthig find, 


Zab. P. Durchſchnitisnotenumlauf einiger deutſcher Zettelbanten 


Hannov. Brem. Sächſ. Braun: Weim. Gotha Gera Mein. Frankf. Drmf. 
ſchweig M. fl. 


1864 1.53 2.08 —_ 17 348 245 230 267 24.38 4.75 
1865 1.91 2.15 — 2.55 361 2837 296 267 25.70 609 
1866 183 247 2.59 2.36 222 215 1.4 224 — 48 
1867 240 278 8.41 2.21 1.87 1.64 172 2607 — 527 
1868 240 288 10.76 3.31 1.78 1.26 1.72 4.00 26.17 591 
1869 238 3.02 12.62 347 186 1.37 1.89 5.00 27.77 6.8 
1870 2.19 3.10 14.31 3.936 245 1.61 210 6.00 26.70 6.60 
1871 252 4A 17% 415 230 182 256 8.00 26.74 98 
1872 412 492 2480 4.46 338 260 330 8.00 23.72 144 


Man fieht, daß bie Ziffern der Meinen thür. Banken am Anfang nnd Ende dei, 
Periode ein Marimum zeigen, in der Zwiſchenzeit ein Minimum. Cine auch abjolut 
erhebliche Ausdehnung des Notenumlaufs erfolgte nur bei der Sächſ. und ben 
fübbeutichen Banfen (j. Tab. A), in deren Gebiet offenbar noch ein bebeutender Spiel 
raum für Banfnotencirculation war. Die Säch ſ. B. und bie éte (ſüddeutſche) Gruprt 
der Tab. A, incl. ber ftabilen Frankf. Baier. u. Homb. B., zeigen von E. 1868 bit 
E. 1872 zulammen eine Vermehrung des Notenumlaufs von 41.44 auf 78.15 M. Til. 
wonceben die Vermehrung ber ſtets am Meiften angegriffenen mitteldeutichen Fleinitaal: 
lihen Banfgruppe (Nr. V in Tab. A) von 18.54 auf 26.81 M. Thl. nicht viel bejagen 
will. Abjolut bemeſſen find aber auch die Vermebrungen bei den fübdeutfchen und der 
Sächſiſchen Bank unbebeutend, verglichen mit ber Preuß. B.: in bderfelben Periede 
von 152.25 auf 311.53 M. Tbl. Angefichts folcher Thatfahen muß man bie üb— 
üblichen Angriffe auf die „maßlofe Bapierüberjhwemmung“ der Meinen Banken bob alt 
— rordentlich übertrieben, eigentlich als ziemlich leere Declamationen 
sezeichnen, 


— 3 — 


Deuticher Staat3papiergeldumlauf. 


Zum Schluß enthält Tab. Q. in Fortfegung ber früheren Tab II, ©. 196, eine 
Weberficht über den Stand bes beutfhen Staatspapiergeldbumlaujs, für Nord: 
deutſchland meiftens nach den Daten, weldhe bem Reichstage im J. 1870 mitgetheilt worden 
find. Bon den Darlehenscaſſenſcheinen Preußens u. (1870) des Norddeutſchen 
Bundes ſehen wir bier ab, fie find meiftens bereits wieder eingezogen ober im ber 
Einziehung begriffen. Das Oldenb. Staatspapiergeld, d. b. bie Noten ber Dlbenb. 
Landesbanf, ift ebenfalls abgejegt, unb oben bei den Banken angeführt. Beide 
Medlenburg und Braunschweig geben etwas mehr Papiernelb aus als früher, 
Baiern und Württemberg haben bas ihre während und nad dem Kriege von 
1870 vermehrt. 


Tab. Q. Deutſcher Stantspapiergeldumlauf 1870/73. 





Baum (10.4 M. E. 5 Thl.-, 7.85 M. Thl. 1 Thl.fcheine 18.250.000 
achſen 12.000.000 
Medlenburg- Schwerin 1.000,000 
Medlenburg:Strelik 800.000 
Braunſchweig (Leihbausicheine) 1.000.000 
Sachſen-Weimar (0.24 M. à 5, 0.36 & 1 Thl.) 600.000 
— ‚Meiningen 600.000 
— Altenburg 398.800 
— :G&oburg und Gotha 600.000 
Anhalt (1 Thl.ſch.) 950.000 
Schwarzburg:Rubdolftadt 200.000 
— Sondershauſen 150.000 
Reuß Ältere Linie 130.000 
— jüngere Linie 320.000 
Waldeck 210.000 
Schaumburg=fippe 372.000 
Summa: Norbbeutichland: 37.570.800 

Baiern 21.000.000 fl. = 12.000.000 
Württemberg 6.000.000 3.428.571 
Baben 6.500.000 3.714.288 
Hefien 4.300.000 2.457.142 
Summa Sübbeutichland 37.800.000 21.600.000 

Summa Deutihland 59.170.800 
Stadt:Hannov.Kämmereifcheine (no in Eirc. ?) 90.000 
Leipzig: Dresdener Eijenb.fcheine (1 Thl.) 500.000 
Chemnitzer⸗Etadt⸗ Bankſcheine (I. 0.) 300.000 


Summa: Staats: u. Priv.pap geld 60.060.800 


Diefes Staatspapiergelb ift, außerdem, daß es an ben Staatscaſſen in 
Zahlung angenommen wird, faft alles mach befonderen Verordnungen (j. o. ©. 36, 
über Preußen bei. Nachtr. Nr. 3,16, 17) auch ausbrüdlih auf Verlangen, ebenſo 
wie bie Banfnoten, einlösbar gegen Münze Notoriih wird bavon, 
zumal bei feinen Stüden, aus denen bas norddeutſche meiſtens befteht, wenig 
Gebrauch gemacht. Daten über die Einlöfungsfonds ber größeren Staaten liegen 
nicht vor. Mit 10%, der Papiergeldfumme werden biefelben wohl ihon eher zu hoch 
als zu niedrig veranſchlagt, ſo daß mindeſtens wohl 54 Mill. Thl. obiger Summe 
„metallifch ungebedt“ find. Zu beachten ift aber, daß die betreffenden Banken ber 
Länber, jo namentlih die Preußifche, Sächſiſche das Papiergeld ihres Staats auch in 
Zahlung annehmen, wie benn die Preußiſche meiftens ein paar Mill. davon in Caſſe 
bat. Inſofern dient die Baardedung dieſer Banken effectiv auch für 
das Staatspapiergelb mit, — feine günftige Seite unferes Geldweſens. 

Summirt man die Noten und bie Bapiergeldmenge, fo erhält man f. Enbe 1872 
einen ungefähren Betrag von 500-510 M. Thl., wovon — nach der üblichen, wie gezeigt 
nur bedingt flatthaften Berechnung — c. 243 Mil. Thl. „metalliſch unbebedt”, 
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gegen c. 226 M. Thl. Noten und Papiergeld, wovon 141 M. Thl. ‚ungedeckt“ Ende 
1865 (ſ. Tab, M u. oben ©. 198). Die Ziffer f. 1872 ergiebt p. Kopf im Deutſchen 
Reiche c. 12.3 Thl. überhaupt und c. 5.9 Thl. metalliih unbededt, gegen c. 6.1 unb 
3.8 Thl. in 1865: m. a. W.: wir baben buch Vermittlung der Banfnoten und bed 
Staatöpapiergeldes in ben letzten 7—8 Jahren einen Betrag v. c.2 Tbl. per Kopf me: 
tallener Umlaufsmittel erfegt, d. b. entweder von unierem bisherigen Münz— 
fonds entbebrlih gemadht für unjere Volßswirtbichaft oder — wie der Sachverhalt wobl 
gewefen ift — für diefen Betrag uns der Nothwendigkeit überhoben, für unjeren ftarf 
gewachienen Bebarf an Eirculationsmitten noch mehr Metall als ohnebin jchon ae: 
ſchehen, berbeizuzieben und im Gbelmetallgeldfonds „zu binden.” Angefihts der vor: 
trefflihen Lage unirer Banken, welche cben bie jteete Einlösbarfeit jener Noten: 
menge ficherer als in irgend einem andren Lande verbürgt, ferner angefichts des Bank— 
notenumlaufs andrer Länder (ſ. o. S. 209) und vor allem ber in noch viel eminenterem 
Maaße, aber ganz in dberfelben Weife und mit dbenjelben Folgen Münze 
iparenden creditwirthſchaftlichen Einridtungen anbdrer Ränder (Großbri- 
tannien, Newyork, ganz abgefeben von der VPapiergelbwirtbichaft der Union) — angefichts 
ſolcher Verbältnifie fann man in der Entwidlung unjeres Notenwefens auch in neuefter 
Zeit nichts Bedenkliches ſehen. Erwünſcht bleibt nur die Befeitigung des Staatspapier- 
gelbes, Gänzlich unzuläffig ift es dagegen, wie in den Motiven zum Banfnotengeiek 
von 1870 gejchiebt, die deutfche Notenemiffion als ungefichert binzuftellen, indenı man 
bloß nah der Baarbedung rechnet u. für Großbritannien und Franfreih ein paar 
Zahlen berausgreift, die einer Zeit zufällig hoben Baarftands angehören und daher eine 
nur Meine „ungebedte" Notenfumme p. Kopf ergeben. Dabei ift gänzlich überieben, 
daß in anderen Zeiten die Baardeckung viel geringer war und wieder iſt (Franfreich), 
bat außerdem bie vortreffliche Wechſelbeckung u. ſ. w. befonders bei uns in Betracht 
kommt und daß namentlih in England auf der Fleinen Baarreferve der Banf eigentlih 
das ganze riefige Creditſyſtem aufgebaut ift (f. vo. u. u. vom britifchen Banfweien 
am Schluß Tab. Y). 

Wenn in einem Zeitungsartikel jo argumentirt wird, wie in ben gen, „Motiven“ 
fo läßt man es hingehen. Inn einer reichsgefeßlichen Vorlage nimmt: es baß wunber. 

Man braucht indeflen nur wieber die Tellkampf'ſche Interpellation im Reichs— 
tage über ein Banfgefeß und bie daran gefnüpfte Debatte (20. Mai 1873) zu bören, 
um ſich zu überzeugen, daß ſelbſt jogen. Sadfenner in Hyperbeln und in falicher Aus: 
legung der Thatfachen mangels richtiger tbeoretiicher Unterjceidbungen und einer gründ— 
licheren Kenntniß des Bankweiens und der Banfgefeßgebung Großes leiſten. Wenn 
Männer wie v. Unrub auf die Analogie ber — Defterreihiihen Banf binipie- 
len, wo man mit „ungebedten Noten” ben Schaden überfleiftere, obne nur bes funda— 
mentalen Unterfchiebs zwischen ben öfterr. uneinlösbaren und uniren einlösbaren 
Noten zu erwähnen, fo fann man nicht erftaunt fein, Seitens ber „reinen Politiker” bie 
Banffrage nur declamatoriſch behandeln zu hören. Tellfampf’s ee ——— 
an u. für fich ja ganz gerechtfertigten Antrags auf bie endliche Borlage eines Bankge— 
feßes ift aber vollends das Stärkfte an Unwiffenfchaftlichfeit und confujer Vermengung 
und willführliher Auslegung ber Thatjahen, was einer gefeßgebenden Verſammlung 
geboten werden Eonnte! 


DI. 
Britifhes Bankweſen. 


1. Die Heinen Banten und bie Banfvon England. Das eng: 
liihe Landbankweſen bat fich bis heute trog ber ftarfen Tendenz ber Peel'ſchen Ge 
feggebung, fein Notenrecht zu befeitigen oder doch zu bejchränfen, im Befig und Aus: 
übung einer immer noch nicht unmbebeutenden Notenausgabe erhalten. In ben Suprle 
menten des Economift finden ſich die periodifchen vierwöchentlichen Weberjichten, in denen 
jebe einzelne Bank aufgeführt wird. Seit 1869 bat die geſetzliche Emiffion (der 
Umfang des Notenrechts) ſich wieder ein wenig verringert, die wirkliche ift im Ber: 
bältniß zur geieglichen ziemlich gleich geblieben. Zur Ergänzung ber Daten auf ©. 171 
und ©. 235 dient folgende Weberficht, in Betreff deren wieder zu bemerken ift, daß bie 
Monatodurchſchnitte nach der Geichäftsbewegung auf: und abfteigen. In 1000 Pi. Et. 
im Gebr. 1873 war: 
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Tab. R. Rotenrecht und Notenausgabe der Meinen britiſchen Banken. 


Geſetzl. weniger ob. mebr 

Notenausg. Wirkl. als gelegt. d/, 

Bei 119 engl. Priv.b. 3.926 2.639 — 1.237 32.8 
.- BU: St.b. 2.737 2.380 — 359 13.1 

Summa 6.665 5.019 — 1.646 24.7 

„ 41 ſchott. B. 2.749 5.186 2.437 88.6 

bir. B. 6.354 7.238 884 13.9 


Summa aller 8. 15.768 17.443 


Die große Mehrzahl der englifhen Landbanken hat ein nur Kleines Notenredt ; 
daß basjelbe dennoch feitgehalten und die Noten im Verkehr aufgenommen werden, ijt 
bemerfenswerth. Die größte Privatbank ift die Leeds-Bank mit 130.757 Pf. St. ge: 
jeglicher und in ber 1. Woche von 1873 mit 122,266 Pf. wirflicher Notenemiifion. Die 
Eleinfte Privatbank ift die Bury-St. Edmonds-Bank mit refp. 3,201 und 2,106 Pf. ge: 
jegl. und wirfl. Notenausgabe. Bei ber größten Joint-Stod:Banf, Studey’s Briftol 
a. Somerfetihire Bank, find diefe Zahlen reſp. 356,976 und 300,110 (alfo rund 2 Mil, 
Thl.) und bei der Meinften, der Helfton Bank, reip. 1503 und 1495 Pf. 


Tab. S. Vertheilung des Notenumlaufs auf Die Kategorien 
britifder Banken. 


Durchſchn. v. 1872 


Mil. Pf. St. Febr. 1873 
B. v. England 26.28 ober %, 71.8 24.885 oder %, 83.2 ober 9%, 58.8 
Engl. L.banken 5.019 16.8 11.8 
Summe 10.32 28.2 29.904 100, 70,6 
Scott. Banken 5.186 — 123 
Summe 36.60 100. 35.090 — 82,9 
Irl. Banken — — 7.238 — 171 
S. Summ. — — 42,328 _ 100, 


Aus biefen Daten ergiebt fih, daß bie Gentralifation ber Notenausgabe in 
England allein auch feit 1869 noch ein wenig ftärfer geworben. Die Quote ber 
Landbanfnoten war damals c. 18,1 (März), 1845 c. 30%, jet nur noch c. 16.8%, 
(circa, ba die Monate etwas ſchwanken). Wird England und Schottland zufammengefaßt, 
jo bat die Notenausgabe der Englijhen Bank etwa bdiefelbe relative Bebeutung 
gegenüber derjenigen ber feinen Banken, wie bie Notenemijjion ber Preußiſchen Bank 
im Deutichen Reiche, wobei aber ins Gewicht fällt, daß nur die fchottiichen, nicht die 
engliiben Banfen Noten unter 5 Pf. St. ausgeben. Im ganzen Vereinigten König: 
reich, inch Srland, ift die Quote der Noten der Banf von England nod heute ges 
a als bie der Preußiihen Banf in Deutfchland, aljo die EGentralifirung 

wächer. 

2. Die ſchottiſchen und iriſchen Banken. Die Daten der ſchoöttiſchen 
Banken für December, wo die Notenmenge nach dem Maximalmonat November noch 
—* m ber irifhen Banken für denjelben Monat 1872 find folgende in 

. St. 


Tab. T. Notenrecht und Ausgabe der ſchottiſchen und iriſchen Banken. 
Geſetzl. Wirkl. Münze 


Notenmenge 
B. of Scotland, Edinb. 343 643 410 
Roy. B. of Scotl. „ 215 682 589 
Brit. Sin. Eo. R 438 542 211 
Comm. B. of. Scotl. „ 375 744 501 


Nation. B.0i&. „ 297 553 369 
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Geſetzl. Wirkl. Münze 


Notenmenge 

Unionb. of &c. Edinb. 454 769 470 
Aberd. Town a. Couth, Aberb. 70 192 142 
North of Sc. Bg. Co. „ 154 308 186 
Elydesd. Bg. Co., Glasg. 274 514 334 
Gity of. Slasg.B. „ 73 580 611 
Galebon. Bg. Eo., Anvern. 53 104 62 

11 ſchott. B. Summa 2,749 5,632 3.885 
B. of. Irland, 3,738 3,255 502 
Prov.b. of Irl. 928 1,073 388 
Belfaft. Bg. Eo. 282 561 371 
North Bg. Eo. 311 759 551 
Nation. 8. 852 1,418 998 


5 tl. Banken, Summa 6,354 7,620 3,201 


Bei beiden Gruppen darf bie Ausgabe von Noten unter 5 Pf. (1 Pf. Noten) 
und die Befugnig nad dem Geſetz v. 1845, Noten mit voller Metalldedung über ben 
geſetzlichen Betrag hinaus auszugeben, nicht vergeffen werben. Namentlih bei den 
hottiihen Banken wirft biejer Zwang, eine ganz zwedlos große, höchſt mechaniſch 
beftimmte Baarbedung zu balten, jehr Läftig bei der eigenthümlichen Gefchäftsweiie dieſer 
Banken. Für die periedijche größere Notenausgabe um den Mai und November (If. 
jolg. Tab. U) muß Gold aus London bezogen werden, um bie gejegliche Vorſchrift zu 
erfüllen, Niemandem zu Nupe und dem Geldmarft und mitunter in obnebin knapper 
Lage vielen Gejhäften zu Leide. Das Gold wird in Schottland abfolut nidt 

ebraucht. Deshalb jagte noch jüngjt wicber ein Artikel bes Economift, die Peel'— 
Öe Acte erzwinge in Schottland die Anhbäufung einer Goldrejerve an einem gar 
niht ausgejegten Buncte und entziehe fie oft da, wo fie beburft werde. Der 
ganzen Vorſchrift Liegt wieder die alte irrige Anficht zu Grunde, als wenn bie Forde— 
rung von Baargeldb aus Miftrauen vornemlich zu berüdfichtigen fei, währenb 
ber Stand des Wechſelcurſes das Metall ins Ausland führt, obne Beziehung zur 
Notenmenge Das zur Dedung ber Girculation nach Schottland gehende Golb, 
das bier ganz entbehrlich ift, wird vielleicht in London für bie Ausfuhr grade ſehr noth— 
wendig gebraudt. Bei einem etwaigen Bankerott haben bie fchottiihen Noteninbaber 
aber doch fein Vorzugsrecht auf den Baarfondse. (S. Economift v. 4. und 11. Januar 
1873, Mr. Lowe an Scotd banfing). 

Nah den vierwöhentlihen Durchſchnitten ſtellt fih Notenumlauf 
und Münzvorratb bei den jchottifhen und irifhen Banfen im Jahr 1872 
folgendermaßen in 1000 Pf. St. 


Zab. U. Bewegung bes ſchott. und ir. Rotenumlaufs im Jahre. 


Schottiſche Banken. Iriſche Banken. 
Noten Münze Noten und Münze 
27. Sanıtar 4.907 3.336 7.811 3.372 
24. Februar 4.824 3.197 7.700 3.223 
23. na 4.778 3.123 7.595 3.143 
20. Apri 4.919 3.050 7.79 3.150 
18. Mai 5.369 3.309 7.793 3.124 
15. Juni 5.717 3.629 7.545 3.071 
13. Juli 5.323 3.477 7.426 2.960 
10. Auguft 5.226 3.339 7.355 2.948 
7. September 5.314 3.324 7.242 2.943 
5. Dectober 5.473 3.493 7.594 3.109 
2. November 5.619 3.609 8.280 3.364 
30. a 6.210 4.106 8.013 3.450 
28. December 5.632 3.885 7.620 3.201 


Diejelbe ſtrenge Periodicität im Laufe des Jahres tritt hier noch Beute wie vor 
langen Jahren bervor, wie es Gilbart, Toofe u. N. zeigten, S. meine Beiträge 
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&.137 und beſ. die Curven bes ſchott. Notenumlaufs S. 302. Doch wahrlich ein 
vollgiltiger Beweis, daß der Notenumlauf Wirkung, nidt Urfahe der Vorgänge in 
der Bolkswirtbichaft if. — Der irländ. Notenumlauf zeigt in jeinen höheren Ziffern 
die Erholung des unglüdlihen Landes. Er war in ber fchlimmen Zeit nad 1846 
Jahrelang ſehr berabgegangen (f. meine Beitr. ©. 140). 

3, Die Dedung der Bantvon England f. 1869 j. oben Tab. V ©. 340, 
nad dem Jahresdurchſchnitte. Im J. 1872 ftellt fie fih, nah ben Durchſchnittszahlen 
f. d. Hauptloften ber Bilanz im Brem. Handelsbl. berechnet, auf unfre Währung 
reducirt: 


Tab. V. Dedung ber Bank von England in 1872. 


Activa Activa 
M. Thl. —0 d. Paſſ. »%,d.Not. 
Noten 166.82 — 


Depoſit. oͤff. 63.90 — — 
— Priv. 129.70 — — 
Summa Paſſ. 360.42 — — 

Baar 149.67 4.5 90.3 

Priv.fiherb. (Wed. ze 140.85 39.1 85.0 

Deff. Sicherh. (Effect. 2.) 89.67 24.8 53.7 
Summa Xkt. 380.19 105.4 229.0 


Nah d. engliihen Geſetz (Peel'ſche Acte) ift es natürlich vollends unzuläſſig, 
bie ganze Metalljumme auf die Noten zu rechnen, während gefeglih ja ber Metall: 
vorratb getheilt if f. b. Noten: u. Depoj.geihäft. Obgleich die Engl. Bank im J. 
1872, wie in ben legten Jahren überhaupt, ungewöhnlich ftarfe Baarvorräthe bat, was 
weientlih vom Stand ber Wechfelcurfe und vom Depoi.geihäft abhängt, jo zeigt fich 
in Tab, V doch nicht einmal in der Baardeckung, gejchweige in der fonftigen ein 
Vorzug vor der Preuß. Bank, j. o. Tab. V (S. 340), Tab. C, D, O. Das eigene 
Kapital der Bank aber ftedt befanntlich zu 3%, unrealifirbar in der Staatsjchuld. 

. Die Lage der großen Londoner Zoint:Etod:Depofitenbanfen 
war Ende 1872 bie folgende: Ergänzung ber Daten für 1869 oben S. 427, Tab. XL. 
Bl. Economift v. 8. Febr. 1873 (mit intereff. Ertragsberehnungen und Berehnnungen 
bes Gewinns jpec. aus dem Depoi.geih.) 


Tab. W. Londoner Yoint:Stod-Banten €. 1872. 


gr 2. 3. 4. 5. 6. 7. 
Eingez. Depoſiten Verh. Accepte. Caſſ. Divid u. Bon. 8/4 
Kap. u. v. 1: a. Goo h —— — 
Reſ.f Sec. f. {ä 
71. 72. 
Lond. a. Weſtm. 3.00 28.66 9.55 1.27 7.59 18. 20. 
Lond. 3. St. 8. 1.66 18.54 1117 beide. 338 22.92 22.5 
8. a. County 1.63 16.97 10.41 4.24 6.41 18.5 20. 
Union B. of. 2. 1.56 15.18 9.73 5.87 8.64 20. 20. 
Eity 0.62 3.18 5.13 3.10 0.95 8.5 10. 
Summa 8.47 82.53 974 1448 26.97 
6 kleinere, Lim. 2.86 8.45 2.95 1.33 2.62 411,-6'/, 5'/4-8"/; 


Dieje Dividenden übertreffen meijt weit felbft die der rentabelften continentalen Cre— 
bitbanken, find aber nicht im Speculations- und Emiſſions- fondern im reinen Bank: 
geſchäft mittelit ber Depofiten erworben, daher volfswirtbichaftlich erfprieflidher und viel 
geficherter und regelmäßiger für die Actionäre, 

5. Ueber ben Sefhäftsumfang bed Londoner Clearing-Houſe's, in 
welchem ein großer Theil bes britifchen Gefchäfts zur Ausgleihung kommt, giebt bie 
folgende Zab. X nad d. amtl. Publication Aufſchluß. Leider fehlen darin die Angaben 
über bie burh Gompenjation beglidhenen u. und über die Saldi, welche nad ber 
heutigen Einrihtung durch Checks auf die Enal. Bank bezahlt werben, bei welcher letz— 
terer die Theilnehmer am EI. H. zu diefem Zwed ein Gontocorrent haben. Die Daten 
bezieben fih auf bas J. v. 1 Mat. — 30. Apr., in Mill. Pf. St. 





—— 
Tab. X. Abrechnung im Londoner Clearing-Houſe. 


Zahlungs- am 4. des Am Stock- An den 
ſumme Monats Erhange Gonjols 
(Wechjeltag) Abrehn.tag. Settling 


Days. 
1867/68 3257.4 414741 444.4 135.3 
68,69 3534.0 161.9 550.6 142.3 
69/70 3720.6 168.5 594.6 148.8 
70,74 4018.4 186.5 635.9 169.1 
71/72 5359.7 229.6 942.4 233.8 
72/73 6003.3 266.0 1032.5 243.6 


Am lebten Jahre über 40.000 Mill. Thl. Umschlag! Dagegen find die Berliner 
Ziffern beim Gaffenverein (S. 712) und bie Frankfurter bei der Banf (5. 718) 
freilich immer noch geringfügig. Aber die Londoner werben von den Umijclagziffern 
bes Newyorker E.H. noch überftiegen! S. u. Tab. CC. 

Bol. über das EI. H. außer ber Schr. v. Hildebrand jum. (ſ. o. ©. 7) 
nam. Seyd, the London banking a. the bankers Cl. H. Lond. 1871. 

6. Die britifhe Ereditwirbidaft. Ueber das ganze Gebäude berfelben 
f. unter neueren Artikeln bes Econom. beſonders die: M. Lowe au Scotch ban- 
king etc. v. 4. und 11. Jan. 1873, dann Palgrave au the deposits a resources 
ofthe English banks, 22, Febr. 1873. Es mögen aus dieſen Artifeln, um bie einfeitige Be: 
achtung des Banknotenweſens bei ung zurüdgumweijen, nur ein paar Daten nod 
Play finden. In dem Banfgeihäft v. Eir John Lubbod (I) und bem von Morri: 
jon, Dillon u. Eo. (II) (ihon in der Enquete von 1857 vorgelegt) famen vor, 
im 1. Falle in abfol. Zahlen (19 Mill. Zotal), im 2. in relativen (bier ercl. 
bills of exchange): 


J. II. 

Cheds — 66.367 

a | 18.395 — %, 96.81 —9 

Banknoten 0.408 2.15 2.274 

eg 0.079 0.42 e = 
oldmünze 1 

Silbermünge | 0.118 02) 1.484 
Summa 19.000 100. 100. 


Nah den Berehnungen und theilweife Schägungen Balgrave’s in db. Lonb, 
Statift. Gejellihaft über die Depof. und Rejourcen ber brit. Banfen wären d. Bank: 
mittel bes Vereinigten Königreichs gegenwärtig die folgenden (M. Pi. ©t.): 


Tab. Y. Mittel und Verbindlichkeiten der britiſchen Banten, 1872, 


Total Davon Verpflihtungen 
Mittel = — gegen er 
(Durchſchn. Depof. 5. 
B. v. England 67 Micht met, gedeckte Circ. 10. 
London Bankers, Priv. u. 
Koint: Stod 174 — 54 Mill. 
Engl. Provinc. Bankers dogl. 210 RAR: 
2/, d, Depof. d. Disc.häufer 32 32. 
Summe: engl. Banfen 483 397.5 
Schott. Banken 96 Depof. Noten 80. 
Ir. Banken 41 ” ” 34.5 


Fremde u. Brit. Eol, Banken 
mit Comptoirs in London 152 15%, ber auf 20 M. geſch. 
Verpflichtungen 18. 
Sparbanfen db. Ber. Kön. 56 Verpflichtungen 50. 
Summe 828 580. 
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Gegenüber biejen meift ftetsfälligen Paſſiven (Depofiten, Noten 2c.) beißen bie 
engliihen Banken Caſſe u. B. v. England: Noten 10, die ſchott. u. irl. Banken dögl. 6, 
die Bankers an Depofiten in der B. v. England 8, zufammen alle Banken an eigent: 
lihen Baarrejerven („Gelb“) 24 Mill. Pf. St. oder wenig über 4%, ber genannten 
Paſſiva! Ohne Zweifel, wie auch der Economift meint, eine ſehr ſchwache Reſerve 
für das riefige überfünftliche Gebäude des brit, Creditſyſtems. Diefje Ziffern find mit 
ben deutfchen zu vergleichen, wenn es fih um die Beredhnung ber Baardbedung 
handelt (ſ. o. ©. 726). 


IH. 
Rordbameritanifhes Zettelbantwejen. 
(Nationalbanfen.) 


1. Geſetzgebung. Zur Ergänzung ber im Texte vorfommenden Angaben 
und Zahlen (bei. S. 168 — 246 ff., Ueberſ. ©. 250) und zu deren Weiterführung 
bis auf die Gegenwart füge ich Folgendes hinzu. ©. u. A. Schramm, die americ, 
Nat.banfen, in Hildebr. Jabrb. XX, 13 ff. und in ber. Zeitfchrift die Mittheilungen 
aus den norbamericanijchen Finanzberichten und ben Jahresberichten des Comptrollers 
of the Currency, bei. XV, 406 ff. XVII, 447 u.a m. ©. ferner den Art. d. Econo: 
mift in ber Nr. v. 12, Dec. 1872: breach of the United States bank law by the 
Newyork Nationalbanks. 

Die im Gef. v. 1863 u. 64 auf 300 M.D. begrenzte Notenfumme der National- 
banfen wurde zuerft im Jahr 1866 um 15, dann durch d. Geſetz vom 12. Juli 1870 
um weitere 54 Mill. D. vermehrt, vornemlih zu Gunjten ber fübl. Staaten, dba bie 
urijprünglihe Summe während bes Bürgerfriegs vornemlih von den nördlichen, bei. 
ben New:England:Staaten und Newyork in Belhlag genommen war. Das leptgenannte 
Geſetz geftattet auch bie Erridhtung von Nationalbanfen mit Metallbafis, aljo mit 
Noteneinlöjung in Metall. Unter der Herrichaft der Papierwährung, wo Münze eben 
MWaare wird, iſt für folhe Banken eigentlich fein Raum. Sie find auch mehr für aus: 
wärtigen Berfehr, dann für Californien berechnet. Die ganze Nationalbanfgeieggebung, 
die durch einzelne neue geiegliche Beftimmungen ihre Vervollftändigung fand, ift ein 
wirres Gemisch ber äußerlichſt mehanifhen Vorichriften und willkührlichſten Zahlen— 
beftimmungen geblieben. Die enge Verquidung mit ben Unionsfinanzen und der Pa: 
piergeldwirthſchaft befteht fort. 

2. Zur Ergänzung ber auf S. 250 gegebenen Neberfiht über den Stand ber 
Nationalbanten am 1. October 1868 dient folgende neueſte Ueberſicht aus 
bem Bericht bes Gomptrollers of the Currency f. d. 3. Oct. 1872, und zwar in berjelben 

ſyſtematiſchen Gruppirung wie oben, unb mit diefer verglichen. 


Zab. Z. Lage der americaniſchen Rationalbanten im Jahr 1872, 
3. Oct, 1872 1. Oct. 1868 


Paſſiva. MD. M.D. MD. MD. 
I. Stets: und Kurgfällige Schulden an Fremde 
(eigentl. Paſſiva) 
1. Notencirculation der Nat.banfen 333.49 295.77 
Dsgl. der Staatsbanfen 1.57 2.91 
Summe 335.06 298.68 
2. Depojiten ber Union (öffentl.) 7.85 17.57 
- Dsgl. v. gewiff. Beamten 4.56 4.57 
Degl. v. Privaten 613,29 579.69 
Summa 625.70 60.83 
3. Schulden an and. Nat. banfen 110.05 99,41 
Dogl. an Staatsbanken u. Bankers 33.79 23.72 
Summa 143.84 123.13 
4. Andere Schulden: 
Moten u. Bills rüddiscontirt 5.55 
Zu zahlende Bills 6.04 — 
Unerhobene Dividenden 3.15 


Summa 14.74 — 
Wagner, Jcttelbanlen. 
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Summa I: Schulden an Fremde 
I. Schulden an fi felbft : 

Kapital 

Rejervefonbs 

Unvertbeilter Gewinn 

Summa II, 

Summa I u. II: ſämmitliche Paſſiva 


Activa: 
1. Baarvorrath u. Verwandte 
Metallgeld 
Geſetzliches Staatspapiergeld 
Scheibemünzpapiergeld . 


—— von anerkannten Einlöſungsagenten 
2/, ber 3%, Schatzeertificate 
3%, Certificate 
Glearing:Houfe:Gertificate 
Ber. St. Gertif, f. Depof, 
Summa 


2. Bald oder ftets (?) einziehbare Ausſtände 
Chefs u. and, Gajienpoften (2) 


Austauſchforderungen (exchanges) f.d. Elearing- 


Houſe 
Bills v. and. Nat.banken 
Dsgl. v. Staaten-Banken 
Schuldig v. and. Nat.banfen 
Dsgl. v. Staatenbanken 
Summa 
3. Privatdarlehengeſchäft 
Disconten u. Vorſchüſſe 
Ueberzogene Poſten 
Summa 
4. Frei verfügb. Effecten u. Forderungen. 
AUnions-Bonds u. Sicherheiten 


(Zinfeszinsnoten in 1868 ſ. o. letzter Poſten sub, 1) 


Reft (/,) der 39%, Schatzcertif. 
And. Stods, Bonds, Hypoth. 
Summa 
5. Nicht freiverfügb. Effecten. 
Unionspapiere 3. Sicherung ber Banfnoten 
Dogl. der öff, Dep. 
Summa 
6, Div. Anderes. 
Grundeigenth., Mobil. ıc 
Lauf. Ausgaben 
Premiums (?) 
Summa 
Summa aller Activa 
Zahl aller Banken 


3. Oct. 1872 
Md. MD. 
1119.34 
479.63 
110.26 
46.62 
636.51 
1755.86. 
10.23 
102.07 
215 
114.45 
80.72 
1.56 
8.63 
PR | 
212.07 
u 
110.09 
15.73 
0.05 
34.49 
13.00 
188,38 
872.52 
4.68 
877.20 
12,14 
23.53 
32,67 
382.05 
15.48 
397.53 
32.28 
6.31 
6.55 
45.14 
1755.85 
1919. 


1. Oct. 1868 
MD. MD, 
1023.64 


201.57 


198,46 


657.67 
92.96 
377.85 


29.89 
1558.37 


Zieht man aus dieſem jchwer entwirrbaren Knäuel von Poften diejenigen beraus, 
aus welchen fi die Lage der Banfen mit Rüdficht auf die ſteete Solvenz ergiebt, 
wie es oben S. 251 für die Bilanz von 1868 geichehen ift, fo erbält man für 1872 
folgendes Refultat, wobei im Unterjchied von der damaligen Berehnnng die Schulden 
und Forderungen zwiſchen den Banken jelbjt mit in bie Weberficht gezogen werden, ob- 


wohl dieje Poſten befonders unflar find. 








=, MI 
Tab. AA. Deungsoerhältnig ber americaniſchen Rationalbanfen. 


Paſſiva 1872 Mill. D. Activa Mil. D. ober %/, oder %, d. Pafl. 
Noten 335.06 Baar u. bal. 212.07 16.2 18.9 
Depofiten 625.70 Privatdarleh. 877.20 66.8 78.3 
Schulden an anbere Leicht realifirb, Aus: 
Banken 143.84 ftänbe 188.28 14.3 16.8 
And, balb ob. ftets: (incl. Schulden anb. 
fäl. Schulden 14.74 Banken 47.49) 
Frei verf. Eff. u.f. w. 35.67 2.7 3.2 
Summa 1119.34 Summa 1313.22 100.0 1172 


Wejentlih verändert hat fich die Lage der Nationalbanfen demnad feit 1868 
nit. Der Baarfonds — oder was nach nad ben fraufen Beftimmungen des norb-: 
americ, Banfgejeßes bafür gilt — ift, unter Berüdfihtigung der Schulden an andre 
Banken u. ſ. w. unter ben Activen, noch etwas Fleiner, bie übrige banfmäßige Dedung 
(Privatdarlehen) etwas größer. Die Lage ber deutſchen Zettelbanfen ift nad wie 
vor, was ben Baarvorratb und bie Disponibilität oder Realifirbarfeit ber übrigen 
eg anlangt, eine unvergleich viel bejjere. ©. o. Tab. A und bejonders 
Tabelle O. 

Bei den einzelnen Gruppen americanifcher Banken ftellen fi übrigens ziemlich 
verſchiedene Verhältnifie Heraus. So berechnet z. B. der Economijt nad der Bilanz 
für Oct. 1872: 


1872: Verpfliht: Gefammte Davon —=%,ber Met.:g. —=%Y,ber 
ungen teferve ſchuldig Ver⸗ geſetzl. Ver⸗ 
von Einloͤſ. pflicht. Pap.:g. pflicht. 
agenten. 
1689 gewöhnl. Banken 506.71 97.77 52.54 10 45.22 9 
178 Einlöf.b in gew. 
Stäbten 253.46 66.14 28.17 11 37.96 15 
50 Newy. Banken 186.11 45.40 0 — 4540 24.4 


Die Newyorker Banken hatten hiernach ein klein wenig weniger Baarbedung, als 
das Geſetz vorjchreibt (25%,) und hätten demgemäß bie Vorſchuſſe rebduciren müſſen. 

Bei den nur in vereinzelten Fällen vorgekommenen Zahlungseinſtellungen von 
Banken war es unſchwer, ben geſetzlichen Beſtimmungen gemäß die Roten folder Banken 
aus den deponirten Staatspapieren einzuziehen. Eine Probe in biejer Hinficht wäre 
erft in einer großen Kriſe, wie der 1857er, zu liefern, wo ſich muthmaßlich mafjenhafte 
Realifationen der verpfändeteu Staatspapiere unmöglich erweilen würden. 

Eine Neberficht Über die Vertheilung ber Banken auf die einzelnen Staaten ſ. z. B. 
in Hildebrands Jahrb. XV, 414. 


3. Stüdelung ber Noten. Wie fih in Ländern ber Papiergeldwirtbichaft 
regelmäßig zeigt, bejteht ein bedeutender Theil auch ber Nationalbanfnoten, nicht nur 
bes Staatspapiergeldes (Greenbads) in Fleinen Stüden von 5 D. und darunter: 
fie find eben mehr Papiergelb als Banknoten. Die Summe von 299.73 Dill. D. Noten 
(30. Sept. 1870) vertbeiltt ſich auf die einzelnen Größen folgendermaßen: 


Zab. BB. Stüdeluug des norbamericanifchen Notenumlaufs. 
18 816 Mil. D. oder %, 2.72 
1.95 


2 5.84 
5 114.49 38.20 
10 79.29 26.45 
20 44.82 14.95 
50 16.53 5.52 
100 24.09 8.04 
500 4.99 1.66 
1000 1.52 0.51 


Summa 299.73 100.0 
Auch bei der Franzdf. Bank (f. da S. 738) vermehrte fich feit ru von 1870 
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natürlich die Summe ber kleinen Noten. Die öſterr. und ruſſ. Erfahrungen in der Pa— 
piergelbwirtbfchaft finden nur Beftätigung. Dagegen vergleihe man bie umgelebrte Enı- 
widlung bei der Preuß. und Frankfurter Banf in den legten Jahren: relativ 
größere Zunahme ber großen Noten, f. bef. o. Tab. B u. ©. 718. 

Die fleinen Summen großer Noten in America erklären fih im Uebrigen jedoch 
auch dadurch, daß wenigftens in den großen Gejchäftscentren der Union, ebenio wie 
in England und Schottland, das Chedwejen u. Elearing=-Houje immer größere 
Bebeutung gewinnt, aljo dieſe Einrichtungen im Großgejhäfte die Stelle höherer Noten: 
appoints in anderen Ländern mit weniger entwideltem Bankweſen einnehmen. Auch darin 
zeigt ſich wieder die unrichtige Meberihägung ber Function der Banfuote. 

4. Der ungeheure Umjag in Newyorker ElearingeHoufe ergiebt fich aus 
folgender Ueberfiht in Mill. D. 


Zab. CC. Umfak im Rewyorker Clearing⸗Hauſe. 


Umfat Saldo Umfak Salbo 

p. Jahr p. Tag 
1853/54 5,755 297 19 0.98 
1856/57 8,333 365 26 1.18 
1860.61 5,915 353 19 1.15 
1864/65 26,032 1,035 84 3.37 
1868/69 37,407 41,120 121 3.63 
186970 27,804 1,036 90 3.35 
1871,72 32,636 1,213 105 3.93 
1853,72 335,599 13,630 


1857 bie Hanbelskrife und ihr vorangehend bie Weberfpeculation, 1861 ff. ber 
Bürgerkrieg und bie Papiergeldwirtbichaft. Die Schwanfungen der Jabresziffern zeigen 
gut den Hoc: und Niedergang ber Gefhäfte. Durdhichnittlih wurden die Operationen 
alfo bis auf 4.06%, durch Ausgleihung abgewidelt. Am Newyorker EI. H. ſind jegt 
61 Banken (mit 84.42 M. D. Kapital), wovon 47 Nat.b. (mit 70.834 M. D. K.) und 14 
Staatenbanfen betheiligt. 

Der Staatspapiergelbumlauf (Lenal Tenders u. Fractional Eurrench) in 
ber Union beträgt jeßt (1. Juli 1872) 429.73 Mill. D., die Certificate für Golbdepof: 
ten 23.26 M. D. Die Uneinlösbarfeit des Staatspapiergelds gegen Münze involvirt kei 
bem Zwangscurs bes Papiergelds auch für Banken die Uneinlösbarfeit ber Noten ber 
— „gegen Münze, ebenjo wie in Defterreich, jelbjt wenn bie Lage ber Banken 
ie erlaubte, 


VI. 
Die Bank von Frankreich. 


Die jüngſte Geſchichte dieſer Bank bildet einen weſentlichen Theil der Finanz: 
geichichte Frankreichs ſeit 1870. Hier intereffirt uns aus biefer Periode nur Einiges, 
was für allgemeine banktheoretiſche u. bankpolitiſche Fragen von Be 
beutung tit. 

1. Die Franzdi. Bank in ber politifhen Kriſe von 1870 und bie 
Urfahen ibrer Baarzablungsfuspenjion. Die Bank von Frankreich betrat 
bie Zeit der großen und jo urplöglid einbrechenden politifchen Krifis des Jahres 1870 
in einer wabrbaft brillanten Lage, mit einem Baarvorrath, wie ihn in diefer Höhe nch 
nie ein Banfinjtitut beſeſſen — e8 war überhaupt wabricheinlich die größte Edelmetall: 
ſumme, die jemals in der Gejchichte im einem Zeitpuncte einem einzigen Gigentbümer 
gehört bat, die Schäße orientalifher Herricher, bis zu den Zeiten des Alexanderzuges 
und der Schäße von Efbatana zurüd, nicht ausgenommen. Am 23. Zuni 1870 betrug 
ber Baarfonds 1318.51 M. Fr. Diefer Fonds neben einem vortreffliben Wechſelporte— 
feuille von 558 M. Fr., Lombarbiorderungen u. U. m. bildete eine banfmäßige Defung 
für 1374 M. Fr. Noten und 603 Mill. Fr. Gontocorrentfhhulden, wie fie beſſer nicht 
gebacht werben Fonnte. Dennod wurde bald nad den erjien großen Kriegsihlägen ſchon 
am 11. Aug. der Zwangscurs ber Noten becvetirt, die Baarzahlungspflicht aufgehoben: 


ber — —— von ber Creditwirthſchaft mit einlösbaren Banknoten zur Wirthſchaft 
mit uneinlösbarem Papiergelde vollzogen. Es ift bies fcheinbar ein ftarfer Beweis 
gegen bie banfmäkige Dedung u, u. N. hat noch jüngft wieber Geffcken in feiner 

ro ſchüre d. Deutiche Reich u. die Bankfragen S. 39 mit diefer Thatiache der Zahlungs: 
fuspenfion ber Franzöſ. Banf gegen dieſe Dedfung araumentirt. Indeſſen baben wir 
ſchon oben die vSllige UnhaltbarFfeit diefer Beweisführung nachgewieſen, ©. 600, 
und jebes nähere Eingehen auf die fpecielle Lage der Franzöſ. Bank beftätigt unſere 
Anfiht: die Banf war am 11. Aug. u. ſelbſt noch Moden lang fpäter, 
fogar nah Seban, durch ihre eigene Lage burdhaus nicht zur Sus— 
pension der Baarzablung gendtbigt, bat die letztere auch nicht einmal völlig 
eingeftellt. (Die Abnahme des Baarfonds nah dem 11. August fiel allerdings wohl vors 
nemlich auf Vorfhüffe an den Staat.) Die Banf war am 11. Auguft und noch längre 
Zeit nachher jolvent, aud ohne zu einer rüdfichtslofen Beichränfung ihrer Gredite grei— 
fen zu müſſen, ja troßbem fie, gleich andren Gentralbanfen in ſolchen Kriien, vom Be: 
ginn ber Bewegung an in außerorbentlicher Weife ihre Darlehen ausgedehnt batte. Es 
war zunächſt u. überhaupt in erfter Linie nicht einmal das Geſetz v. 13. Auauft 1870, 
durch welches der Protefttermin für die bei Verfall unbezablt bleibenden Wechſel um 1 
Monat u. dann durch fpätre Gelege u. Decrete immer von Neuem verlängert wurbe, — 
es war nicht einmal dieſe einen reinen Rechtsbruch Iegalifirende Gewaltmaßregel, bie 
bie Bank fofort zur Einftellung der Baarzablung zwang, obwohl man mit ihr nenen 
bie banfmäßige MWechieldedung mit bemfelben Rechte arqumentiren kann wie mit einem 
Davouft'ihen Raub gegen bie Sicherbeit ber reinen Girobanf oder ber vollen metallifchen 
Dedung. Vielmehr bewährte fih die Wechſeldeckung jelbft unter den unerbörten Notb: 
ftänden ber bamaligen Zeit (j. u). Der eigentliche Grund ber Zahlungsfuspenfion u. 
bed Amwangscurjes Tag, wie immer in foldhen Fällen, nicht in ber Lage der Bank, 
fondern in ber burd bie politifhen Ereigniſſe gefhbaffenen Finanz: 
notb bes Staats, welde, wirflih oder vermeintlih, bie Hilfe ber Banf für ben 
Staat, d. b. die Notenvermebrung zu feinen Gunften unvermeiblich machte, 
Die Bank bätte am 11. Aug. noch in der Lage vom 23. Juni fein können, — u. es 
wäre grade jo gegangen. Sie bätte unter Peel'ſcher Acte ober unter einem Geleß, 
bas volle Metalldedung ber Noten vorjchrieb, ſtehen können: ſolche Gefeße wären eben 
im Staatsinterejje aus Finanzrüdfichten fuspendirt und ber Verlauf ber: 
felbe geweien, oder — man hätte fih unmittelbar durch die Ausgabe v. Staatspapiers 
gelb gebolfen, was bann auch zur Einftellung ber Baarzablung ber Banf gezwungen bätte, 

Die damaligen Mafregeln und Vorgänge waren furz die folgenden. Enticheibenbe 
Kriegsbebatte im — * Körper bekanntlich am 15. Juli, officielle Kriegserklä— 
rung Frankreichs in Berlin am 19, Juli. Schatzcontocorrent in der Bank damals 175 
Mill. Fr. Erſt in der Wohe vom 14— 21. Juli nahm ber Andrang um Grebit bei ber 
Bank bedeutend zu, ſ. u. Tab. DD. Am 21. Juli Anleihe zu 500 Mill, am 11. Aug. 
auf 1000 Mill. erhöht, in Schagicheinen, „in ber Korm, zu bem Zinsfuße u. ben Be: 
bingungen, welche die Antereffen bes Schages mit ber Erleichterung ber Geichärtslage 
möglichft vereinigen.” Diefe Anleihen, durch die Banf 3. Th. vermittelt, blieben großen 
tbeild ſchon bei ihr figen. Seit Ende Juni, dann ftärfer feit Beginn ber polit. Krife 
hatte der Baarfonde abgenommen. Bon 16. Juni bis 22, Aug. flofien 416 Mill. Fr. 
ab, wovon 270 Mill. in 5-Fr.-Stücken, ber Reft in Gold und Kleingeld. Am 11. Aug. 
batte fih ber Notenumlauf ſeit Beginn der Krife nur um c. 150 M. Fr. erböbt, troß 
der Bermebrung bes Wechielportefeuilles um 540 Mill. Der Metallvorrath betrug noch 
immer faft zwei Drittelbdes Notenumlaufs, während bie Gutbabenber Privaten 
bisherfaftfiortwährenderhbeblihzugenommen hatten, Die weitere Ver: 
mebrung ber Wechſel in den nächſten Wochen nad d. 11. Aug. war nicht mehr bes 
beutend, die Ausweiſe fcheinen anfangs auch die Vorihüffe an den Staat unter biejer 
Rubrik verborgen zu haben. Bei diejer Lage der Banf wäre eine Suspenfion ber Baar— 
zahlung minbeftens zur damaligen Zeit durch die Nüdficht auf die Sicherheit der Bank 
u. auf die Intereſſen ber Gejchäftswelt noch durchaus nicht geboten geweien. Die Nas 
tionaldöfonomen Wolowsfi, 8. Say u. U. haben laut bavor gewarnt. E8 war nur 
bie Nothlage bed Staats, die dazu führte. 

Das Geſetz v. 11. Ang., bas ben Zwangscurs verordnete, fepte das Marimum 
ber Notenemilfion, bie damals noch nicht 1600 M. Fr. betrug, auf 1800 M. Fr. 
(außerdem f. d. B. v. Algier 18 M. Fr.) feit. Das Gejep vom 14. Aug. erböhete dies 
Marimum ſchon auf 2400 Mill. (Ein Geſetz v. 3. Sept. dogl. f. d. B. v. Algier auf 
24. M.). Bon da an war man rettungslos in bie Papiergelbwirtbfchaft geratben, wenn 
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ſich auch faſt immer u. bis heute noch, trotz ber enormen ſpäteren Zahlungen ar 
Deutſchland, nur ein kleines Disagio der Noten zeigte, eine Erſcheinung, die aber in 
den erſten Phaſen der Papiergeldwirthſchaft ſich auch in England, America, ſelbſt in 
Rußland ebenſo gefunden hat. 

Die Bank erhöhete erſt am 23. Juli den Discont von 3"/, auf 4, am 30. auf 
5, am 9. Aug. auf 6%,. Der Lombardzins war immer 1/,%, höher. Die Vorſchüſſe auf 
Wertbpapiere baben ſich in der damaligen Kriſe etwas, aber durchaus nicht febr bedeu— 
tend vermehrt. 

Das Gefep v. 11. Aug. geitattete auch bie Ausgabe v. 2d-fr.:Noten, benen ſpäter 
anbre kleinere Stüde wie gewöhnlich unvermeidblih nacfolgen mußten, Rolomsfi n. 
A. m. pläbirten dann für ein Marimum der Fleinen Noten, erfolglos in der Papiergelb- 
wirtbichaft, da eben nad Aufhebung der Baarzahlung u. Einführung des Zwanascur- 
ſes felbft bei Fleinem Metallagio die Münze verfchwindet und ber unentbebrlihe Bebari 
an feinen Girculationsmitteln befriedigt werben muß. Die Ausgabe fjolhen Fleinen 
ee ift dann Feine Urjache bes Verſchwindens der Münze, ſondern eine Wir— 

irfung davon (ſ. meinen Nuff. Papiergeld im Staatswörterbub VII, 666). 

Die folgende Tab. DD. enthält eine Weberficht der wichtigiten Bilanzpoften ber 
Franzdf. Banf in ber damaligen Kriſe. Am 9. Sept. 1870 erjchien der letzte Bank— 
ausweis, am 6. Juli 1871 erft der erfte neue. Die Tabelle ift mit der Tab. H oben 
über bie Preuß. Bank zu vergleihen. Sie zeigt auch die Hilfsleiftung einer 
Gentralbanfin Krifen. Im Uebrigen liefert fie den ziffernmäfigen Nachweis für 
bie Richtigkeit unferer vorausgebenden Auseinanderfekung über die Urfachen der Maß— 
regeln v. 11. Aug. 1870. Die jpäteren Daten aus 1871 bis 73 zeigen die durch ben 
Krieg eingetretenen Beränberungen ber Bilanz und bedfen damit zugleich die Urſachen 
ber fortbauernden Baarzablungsfuspenfion auf, bie eben in nichts Andrem als in 
ber Fortbauer ber Berjhulbung des Staats an bie Bank liegen. Zablt 
man biefe Kriegsſchuld ab, jo ift die Banf auch ohne einen Franken Münze mebr zu 
erhalten, fofort wieder folvent: biejelbe Sachlage wie in Defterreih, Rufland, Stalien, 
wie früher in England. 

Was die Hilfe der Banf bei ben Yinanzoperationen anlangt, fo fei nur noch 
erwähnt, daß bie Banf nah dem Decret vom 11. Febr. 1871 an bie Stadt Barie 
210 Mill. Fr. Metall zur Zahlung ber Kriegsentihäbigung vorſchoß. Dieſe Schuld if 
aus Anleiheerträgnifien 1871—73 abbezahlt worden. Im Gefeg vom 20. Juni 1871 
über bie erfte Zwei:Milliarben: Anleihe wurben Vorſchüſſe ber Bank auf die Einzahlungen 
ber Anleihe (Anticipationen) in Ausficht genommen, welche aber gleich aus diejen Ein: 
gängen zu tilgen waren. Für bas Taufenbe Bebürfnik follten bie Vorſchüſſe der Bank 
an den Staat, die bamals 1300 Mill. Fr. betrugen, eventuell bis auf das Marimum 
v. 1530 M. Fr. erhöht werben dürfen. Es follte jedoch zur Tilgung v. nähften 1. Yan. 
an ein Betrag v. jährlich minbeftens 200 M. Fr. in’s Bubget geftellt werden. Allein 
durch fpätere Gefege wurde die Marimalemiifion der Banf einjtweilen nod erböbt, am 
29. Dez. 1871 von 2400 auf 2800 im Juli 1872, bei den Anleibeoperationen, auf 
3200 und einftweilen fteht in der Bilanz noch immer ein Vorſchuß auf Schatzſcheine 
v. 12—1300 M. Fr., während bie Eirculation zeitweife jchon nicht weit von ber Ma: 
rimaljumme entfernt war, allerbinge auch ber Baarfonds bereits wieder zugenommen 
bat. Die Bank erhielt anfänglih 6%, Zins (! Discfaß ſ. o.) feit Jan, 1871 3, ſeit 
1. Januar 1872 1%,, indem ber erjparte Zinsbetrag auf bie Kapitaltilgung ange: 
rechnet wurbe. 

Um im Mebrigen die Lage ber Bank zu würdigen, darf man nicht vergeſſen, 
daß das ohnehin, ebenſo wie bei ber Preuß. Banf, zu Meine Stammkapital v. 182.5 M. 
zu bem noch Reſerven v. 26.11 M. Fr. treten, jhon vor dem Kriege größtentheils in 
Renten (100.0 Mill. u. 12.98 M.) u. Vorfhüffen an den Staat (60.0 Mill.) feft Iag 
und noch feft liegt. 


Tab. DD. Die ber Bilanz db ö Banf 
be A Bean 


Noten Schatz⸗ Priv.gutd. Summe Metall Wechſel 
1870 Guth. Par. Fil. Par. Fil. 
23. Juni 13740 1715 3907 4241877.4 1318.6 2856 2 
0. — 1470 1758 3834 43.7 2049.9 12975 3581 291.5 
7. Zuli 14389 1698 3537 421 20045 12680 333 3119 


= re 


Noten Schatz Priv.gut. Summe Metall Wechſel 


1870 Guth. Par. Fil. Par. Fil. 
14. Juli 1455.2 175.0 361.7 42.6 20345 1245.2 3623 328.6 
21 — 1470.2 173.9 454.4 52.2 21507 12147 467.3 360.9 
28. — 1527.3 173.9 491.8 91.6 22846 11444 561.3 458.6 

4. Auguft 1526.1 175.1 4934 1015 2296.41 10969 5733 5012 
11. — 1583.6 178.2 487.3 94.9 23440 10286 667.6 5141 
18. — 1667.6 123.2 498.3 1127 2401.8 906.1 751.5 598.6 
25 1708.6 214.3 4308 1165 24702 868.6 7744 6541 


1. Sept. 1730.1 219.4 397.0 172.8  2519.3 8441 788.7 657.2 
8 — 1745.1 1788 3344 107.4 2365.7 808.0 7926 635.7 
1871. 6.3uli 2073. 420. 458. 46. 2997. 649. 149. 256, 
1872. 4. Apr. 2372.6 145.2 213. 30,6 27614 6887 286.1 337.8 
1873. 3.Apr. 2782.1 154.6 1745 31. 31422 808.3 483.0 462.5 


Außer biefen Hauptpoften finden ſich aber in ber Bilanz ber 3 Iegten Termine: 
prorogirte Effecten (Wechſel): 378 M. am 6. Juli 1870, die bis Apr. 1872 faft alle 
eingegangen. Die Bank hatte im Paffivum als Reſerve für eventuelle Verluſte an 
ſolchen Effecten am 4. Apr. 1872 nur nody 14, am 3, Apr.- 1873 8.7 M. fr. einge: 
fielt. Außerdem bat fie nah dem Kriege eine Specialtejerve v. 24.36 M. Fr. ange: 
legt : beide Nejerven find eine Art Delcreberefonds, Die neuen Vorſchüſſe an Staat 
und Stadt Paris jeit dem Kriege betrugen: 


Schatzſcheine ariſer Schulb. 
1197 10, 


6. Zuli 71 
4. Apr. 72 1328 4119 
3. „a3 1228 5.5 


Ziebt man bdiefe Summe von der Notenmenge im Apr. 1873 ab, fo bleibt 
1549 M, Fr, oder mit ben Guthaben eine Paſſivſumme von 1909 M. Fr., gebedt 
dburh Baar mit 42.3, Wechjel mit 49.5, Lombards (121 M. %r.) 6.3, zuſamm. 98.10), ; 
der Reft ift durch bie übrigen Activa der Banf vollauf gebedt, auch wenn man ander: 
jeit® die jonftigen Heinen Paſſivpoſten noch mit berüdfichtigt. Die Billets à Orbre be: 
trugen vor dem Kriege (23. Juni 70) 44, jegt (März 1873) 8—9 Mill. Fr., bie 
Lombards (größtentheils auf Fonds und Eijenb.pap., jet etwas ftärfer auch auf Ebel: 
metall) reip. 103 und 121 M. Fr. Außerdem bisponirte bie Bank bamals über 81, 
jegt über 66 M. Fr. Rente. Dieje Dedung ift ebenfo gut wie bie ber B. v. England 
(i. 0. Tab. V): bei beiden Banken ift der Mangel der, daß ihr Kapital, wie gefagt, in 
Darlehen an den Staat größtentheil® immobilifirt ift, auch bei ber Franzöſ. B. aber feit 
lange vor 1870. 

Dieje noch jegt nach dem Kriege jo gelunde Lage, — wenn man von ber Berfchul: 
dung des Staats an bie Bank abfiebt, ein Moment, das gar nicht aus dem Gefichts: 
puncte ber Banftechnif, jondern ber Staatspolitif zu betradten —, fie verbanft bie 
Banf einzig und allein dem bankmäßigen Dedungsprincip durch Wechſel neben 
der Baardedung. Dieie Wechleldedung bat ſich auch biesmal wieder vollauf bewährt, 
benn wie gejagt jelbit bei geieglicher Boll:Metalldedung wäre unter ben bamaligen 
Berbältniffen fiher die Baarzablung fuspendirt worden. Troß der unerbörten Kataitro: 
phen bat die Bank an den Wechſeln einen verſchwindend Fleinen Verluſt gehabt, der 
fih immer nody ermäßigt. 

In Folge des gen. Geſetzes über bie Verlängerung der Wechielfriften v. 13. Aug. 
1870 eröffnete die Banf am 22. Aug. das Conto der prolongirten Wechſel, in welchem 
fie nad und nad alle Effecten eintrug, bie beim Verfall unbezablt blieben. In Paris 
ftanden auf dieſem Gonto am 24. Dee. 1870 527.4 M. Fr., Mar. am 2. Febr. 1871 
531.3 Mill. Fri, am 13. Juli 1871 nod 361.9 M. Zr. An biefem Tage endete ber 
Termin, wo eine Verlängerung beaniprucht werben fonnte. Bis dahin hatten in Paris 
416,000 Stüd GEffecten f. 630 M. Fr. ber Wohlthat bes Geſetzes genoffen. 105,000 
St. f. 361 M. find davon dann anticipativ abgezahlt. Vom Reſte find 269 M. Fr. 
zur Zeit des verlängerten Fälligfeitstermins zur Zahlung präfentirt und davon 259.1 
M. Fr. alsbald bezahlt worden. Nur 13.9 M. Fr. gingen in das Portef. der unbezahlt 
aebliebenen Wechſel über, wovon aber fpäter auch noch ein Theil bezahlt wurbe, 

Bei den Filialen war das Marimum ber verlängerten Effecten am 8. Dec. 
1870 2098 M. Fr. (In Paris u, db. Fil. zuf. fiel das Mar. auf den 21. December 


mit 733.38 M.) Am 13. Juli 1871 ftanden bavon nur noch 1.90 M. Fr. aus. Im Ganzer 
erreichten dieſe Effecten bei b. Filialen 238.3 M., wovon 4.1 Mill. unbezablt blieben. Daran) 
ingen fpäter 2.4 M. fr. ein, fo daß €. 1871 nur 1.64 M. Fr. noch ausſtanden. Auf einı 
ne von 868 M. prorogirter Effecten war alio damals nur noch ein Re 
v. 15.64 M. Fr. geblieben, der fich bis 1873 (Apr.) auf 8—9 M. Fr. rebucirt bat. 
Diefes Detail aus den WVerwaltungsberichten der Bank für 1870 u. 71 if für 
allgemeine Fragen ber Bankdedung ſehr intereflant. Hier liegen Thatſachen aus 
einer Zeit noch nicht dageweiener politifcher, jocialer und volfswirtbicaftlicher Wirren 


vor, denen bie Gegner, auch bei uns die v. Unrub, Geffden u. a. m., nur Deduc 
tionen a priori und Declamationen entgegen zu ftellen baben. 
2 Hinfichtlih der Bewegung bes Baarfonbs jei noch erwähnt, daß er vom 


Marimım v. 13185 M. Fr. am 23. Juni 1870 auf das Minimum von 504 M. Ft. 
am 26. Dec. u. nad ber Zahlung ber Pariſer Kriegscontribution auf den Betrag von 
398.5 M. Fr. am 23. Febr. 1871 gefunfen ift. Der Baargelbbedarf ber Regierung, 
zumal bei bem anfänglichen Mangel an Meinen Noten, bat diefe Verminderung nad 
dem Augujt 1870 zumeift zu Wege gebradt. 

Aus der Bewegung ber Brivatgutbaben SEN) fei hervorgehoben: 
Marimum in Paris 8. Auguft 1870 516.4, Minimum 22, Mai 1871 106.8 Mill 

2. Bon befonderem AIntereffe für banftbeor. Fragen ift endlich noch die Stüde 
lungsftatiftif ber Franz. Bank, welche unfre frübern Sätze genau beftätigt. Die cin: 
getretenen Veränderungen zu Gunften ber Fleinen Stücke ftellen bie entgegengejegte Er: 
Icheinung wie bei der Preuß. (Tab. B) und ber Frankf. Banf bar. Um bie Veränderung 
etwas genau verfolgen zu fünnen, enthält Tab. EE. die Daten f. mehrere Perioden. 


Zab. EE, Stüdelungsftatiftif der Noten der Franzof. Banf. 


Anzahl Stüde 27. gen. 13. Juli 25. San. 30. San. 
zu Fr. 1870 1871 1872 1873 
5000 7 7 7 7 
1000 880.111 868.535 802.149 775.412 
500 290.556 367.188 424.018 427.354 
200 23.467 14,893 12.211 6.830 
100 3.976.483 5.695.770 7.100.301 8.059.019 
50 858,237 3.406.586 5.288.089 6.136.905 
25 — 7.465.933 10.428.836 4,457.466 
20 — 1.607.493 10.088.859 26.839.158 
5 — — 21.327.212 
Summe 6.028.861 19.426.405 34.144.470 68.029.363 
Alte Formen ? 1.315 1.309 1.297 
Werthbetrag in Mill. Fr. 
5000 0.035 0.035 0.035 0.035 
1000 880.11 868.535 802.15 775.41 
500 145.28 183.59 212.01 213.68 
200 4.69 2.98 2.44 1.37 
100 397.65 569.58 710.03 805.97 
50 42.91 170,33 264.40 306.85 
25 — 186.65 260.72 111.44 
2 — 32.15 201.78 536.78 
— — 106.64 
— rn 0.68 2013.85 2453.57 2858.16 
Alte Abichn. .064 0.463 0.462 0.456 
Werthbetrag in 9, 
5000) r 
500 9,88 9,12 8.64 7.48 
200 0.32 0.15 0.10 0.05 
100 27.03 28.24 28.97 28.17 
50 2.92 8.47 10.76 10.74 
25 — 9.28 10.62 3.90 
20 — 1.59 8.23 18.79 
5 — — — 3.73 
Summa 100.0 100,0 100.0 100.0 


M. a. W.: auch nah den Stüdelungsverbältniffen ift bie Franzöſ. Banfnote 
mebr Papiergeld an Stelle ber Münze für die Heinen Berfehrsfreiie geworden, grabe 
umgefehrt wie bie preußiiche Banknote (f. 0. Tab. B u. Bemerk.). Franfreih bat reell 
einen erheblichen Theil feines in ber Banf rubenden u, feines circulirenden Edelmetall: 
fonds für politifche Zwecke flüjfig gemacht: volkswirthſchaftlich bedauerlih, politifch 
in feiner Lage wohl zu rechtfertigen. Bemerkenswertb find auch die einzelnen Verände— 
rungen, jo das Berihwinden ber 200: Fr. Noten, ähnlich wie ber 50-Thl.-Note in Preu: 
Ben; bas neuerliche Verdrängtwerden ber 25-Fr.-Note durch bie bas bisherige Gold: 
ftüd erfeßende 20: Fr.: Note. Die geringe Summe ber 50-Fr.:Noten vor bem Kriege 
zeigt, wie übertrieben die Erwartungen Geyer's von den Folgen ber Meinen Rotenftüde 
waren (j. 0. S. 50 ff.). 


V. 
Die Zettelbanken Italiens. 


Ich muß mich in Betreff Italiens hier auf wenige Angaben beſchränken und 
verweiſe für die ſehr lehrreichen Verhältniſſe dieſes Landes auf das oben ©. 21 Anm. 
62 gen. große parlament. Werk, ferner auf Rota, principj di scienza bancaria, 
Mil. 1872 und auf den in Rom ericheinenden Economista d’Italia, in welchem regel: 
mäßig bie Bilanzen ber Hauptbanfen abgebrudt und fachverftändige Aufſätze über bie 
Notencirculation, die eben jebt eine Papiergeldbcirculation 

Die Angabe oben auf ©. 21, daß bie Italien. Nationalbant mit ber Banf von 
Toscana verfhmolzen ſei, beruht auf einem Irrthum. Sie war aber dem auf dem 
Statift. Congreß in Florenz im Jabr 1867 vertbeilten amtlichen jtatift. Werf L’Italie 
&conomique entnommen, welches einen damals bejtebenden Plan bereits als verwirklicht 
angab, Nah dem Bankgeſetz v. 9. Juli 1859 verlangt die Errichtung einer Sttelbank 
ein Specialgejeß. Demungeachtet eriftiren aber noch heute fogen. illegale Emiffionen 
Meiner Banfen, benen durch einen Gejeßentwurf E. 1872 ein Ende in den nächſten 
Jahren gemacht werben jollte (Econ. d’It. vom 1. Dec. 1872). Seit dem April 1866 
bejtcht der Zwangscurs f. d. Noten ber Jtalien, Nationalbank, woneben bie andren 
autorifirten Banken ben Legalcurs für ihre Noten baben, die fie wieder mit Nas 
tionalbanfnoten einzuldien verpflichtet find. Alfo, wie bei mehr oder weniger 
becentralifirtem Zettelbanfweien in Zeiten des Bwangscurfes auch ganz watürlich und 
zur Vermeibung von Gursbifferenzen zwiſchen ben Noten vericdiebener Banken fogar 
notbwendig, ein ähnliches Verhältnik wie in ber Zeit der Banfreftriftion in England, 
wo bie Noten ber Engl. B. Einlöiungsgeld ber Landbanfen waren, und wie jegt in 
Nordamerica, wo die Greenbads, das Staatspapiergeld, dazu dienen. Im Grunde ift 
die Notenemiffion der tal. Nationalbant aud nur eine eg et gen we wie 
früher in Defterreich, jegt in Frankreich. Dies tritt feit dem Jahre 1870 auch in ben 
Banfausweijen der Nationalbanf bervor, indem bier (E. 1872) neben 349.6 M. 8. 
Notencirculation „auf eigene Rechnung der Bank“, 700 M. L. „auf Rechnung ber 
Staatsfinanzen” im Paſſivum und ein entſprechender Schulbpoften bes Staats im 
Activum ftebt (Gef. v. 11. u. 21. Aug., 16. Juni 1870). Grade jo Fünnte die Sache 
jegt bei ber Franzöſ. Bank gemacht werben; es bat das Gute, für Zebermann das 
Sachverhältniß und bie eigentliche Urjahe der Inſolvenz Har zu ftellen. Rota ©. 344 
giebt folgende Ueberficht ber Notencirculation f. 1871, verglihen mit 1866, denen ich 
t. d. Hauptbanfen nad) d. Economifta ein paar neuere Daten binzufüge (bie zweite 
Ziffer bei db. Zt. Nat.b. 1873 bezeichnet die Notenſumme, welche nad) Beit. v. 1. Mai 66 
andren Banken, Neapel, Sicilien, jest auch Rom, gegen einen gleichen Betrag ber im: 
mobilifirten Met.veierve biefer Banken überlaffen ift): Mill. 8. 
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Apr. 1866 1871 1873 
Anfang, 
Kal. Natıb. 119 959.8) are 
B. v. Neapel 96 168.4 185 
B. v. GSicilien 26 37.4 36 
Tosc. Nat.b. 22 51.4 7 
Tosc. Cred.eb. 0.5 12.0 7 
Römiſche Bank ? 53.6 45.7 
Agrarbanfen 7 2.1 7 
263.5 1284.8 1486 
Illegale Emiſſion: 
Volksbanken — 14,48 ? 
Andre Banken — 1.66 7 
Municipien — 1.05 7 
Monti di Pietà — 0.23 ? 
Sorietä operaie _ 1.80 2 
Private — 0.65 4 
Summa — 19.87 ? 


Nah einer jummarifhen Zufammenftellung, welde bie einzelnen Banfen 
nicht unterfcheibet, war am 31. Dec. 1872: 


Zab. GG. Dedung der italien. Zettelbanten. 


31. Dec. 1872. 
alle Zettelbanfen 
1486.66 


Notencirculation 

Gonticorr. bisp. 47.71 
— — nicht bisp. 62.34 
Summa Paſſ. 1596.41 

Caſſe 211.60 

Portefeuille 484.70 

Vorſchüſſe 82. 64 
Summa Act. 778.94 

Deficit 817.57 


Dafür fteht in der Hauptiache ber Staat mit jeinem feit 1872 (Gefeg vom 19. 
April 72) jetzt abermals erhöhetem Credit bei d. Ital. Nat.banf ein (am 8. März 1873 
bereitd 830 M. L., wovon etwas in Gold). Wäre dieſe Staatsihuld abbezablt, bz. die 
ihwebende Papiergeldſchuld conjolidirt, fo würden auch die italienishen Zettelbanfen, 
bejonders bie Italien. Nationalbanf bei ihrer jonjtigen ng Dedung — ber 
Baarvorrath wäre durch die Nüdzablung des Staats etwas zu ſtärken — jolvent. Die 
Ital. Nationalbank fteht im Webrigen mit dem Staate als deſſen Banquier in mancher: 
lei Beziehungen, beren nähere Kenntniß zum Berftändniß ihres complicirten Status 
nothwendig ift, auf bejien Wiedergabe im Detail deshalb hier verzichtet wird. Die Bank 
bat 66 Filialen. 

Folgende Tabelle giebt noch eine Ueberſicht der Hauptpoften der 4 Hauptzettel: 
banken Italiens. 


Zab. HH. Bilanzen der 4 größten ital. Zettelbanten. 


Neapel Sicil. Nom tal. Nat.b. 
18. Nov. 31.08. 31.Dee 8. März 
72 


72 72 1873 
Noten ic. 182.66 35.76 45.67 314.18 
Div. E.corr. 24.54 2.04 9,50 740. df. d. Staat) 
Noten v. db. Nat.: 56.48 
B. f. d. Metrei. 20.16 10.59 10.00 


Eumma 227.36 48.39 65,17 1110.60 
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Neapel Sicil. Rom Ital. Nat.b. 
16.NovV. 31. Oct. 31. Dec. 8. März 


72 72 72 1873 

Immob. Gelb 36.50 ri 10.00 _ 

19.12 
Dispon. „ 11.31 113.03 
Nat.b.noten 67.94 a 16.0) — 
Portefeuille 72.76 13.41 34.70 237.59 
Vorſchüſſe 22.23 3.18 3.43 41.13 
Pianddarlehen 11.35 — (1.66) — 
Oeff. Fonds 18.94 4.74 74.96 20.00 

Summa 241.23 53.68 0.75 411.75 
Kapital 27.00 5,89 10.00 200.00 
Rei.fonde 3.22 _ 0.34 20.00 
Deficit — — — 698.25 


Bom Kapital ber Röm. Bank find 5 M. Actien noch in ihren Händen, von dem 
der Ital. Nat.b., wenn ich ben Ausweis richtig verftebe, noch faft 70 M. L. — 

Vollftändige Gentralifation der Notenausgabe ift alſo in Jtalien noch nicht vor: 
handen, wird aber im Ganzen wohl erftrebt. Der gegenwärtige Zuftanb bes italien. 
Zettelbanfwefens trägt deutlich den Zufammenbang mit Jtaliens früheren politifchen 
Berbältnifien zur Schau, ebenjo wie dies in Deutfchland der Fall. Die Unterſchiede er: 
geben fi) aud aus dem früheren und jegigen politifchen Verbältnifien beider Länber. 


VI. 
Die Oeſterreichiſche Na tionalbant. 


Ihre wechjelvolle Geſchichte ift befanntl. eng verquict mit der Gefch. der öſterreichiſch. 
Staatsihuld und Finanzen. Für die frühere Zeit verweife ih auf meine Auffäge über 
Defterreihs Finanzen im Staatswörterb. VII, 595 ff. und in „Unfere Zeit“ 1863, fowie 
auf meine Schriften „bie Reform ber Nat.b.” Wien 1860, „die Deiterr. Baluta I*, 
W. 1862 und „bie Orbnung bes Defterreichifchen Staatshaushalts" Wien 1863. 


Durch die Durchführung ber jogen. Plener’ihen Banfacte v. 1862 u. des Leber: 
einfommens zwiſchen Etaat unb Banf v. 3. San, 1863 war die Banf im %. 1866 
in bie Lage gebracht, die Baarzablungen mit befierer Ausficht auf Erfolg als im Jabr 
1859 wieder aufzunehmen. Denn bie zu diefem Awed notbwendigen Abzahlungen ber 
Schulden des Staats an die Banf waren bis 1866 u. im Laufe dieſes Jahres bis auf 
die während der Dauer des Bankprivilegs bleibende Schuld von 80 Mil. fl. — bie 
als aus dem Bankſonds geſchehen anzujeben ift — im Wefentl. erfolgt, jenem Ueber: 
einfommen gemäß. Allein ber Krieg von 1866 bat die ganze Verbeſſerung wieder illu— 
jorifh gemadt. Die Bank wurde in ber damaligen Katajtropbe allerdings nur vorüber: 
gehend und in mäßigem Umfange direct für die Finangbebürfnifle in Anſpruch genom— 
men. Aber dafür wurbe, wie bereits 1849 ff., direct vom Staate Staatspapiergelb aus— 
gegeben und zwar zumäcft bie Noten zu 1 u. 5 fl., welche die Banf nur vorläufig 
noch hatte emittiren dürfen, zu re erklärt und dann ber Betrag diefer 
Noten, der anfangs (Gej. v. 5. Mai 1866) 150 Mill. fl. nicht hatte überfteigen jollen, 
noch weiter vermehrt, Die Emiffion von Staatspapiergelb neben Banknoten, die früher 
mit Recht bejeitigt worben war und verbüllt in ber franzöfifhen und italienifchen 
Notenemiffion jtedt, ift alfo in Defterreich feitbem wieder offen zu Tage getreten. Die 
Nationalbanf an und für fich ift durchaus folvent und könnte heute fo gut wie bie 
Engliihe Banf baarzahlen, trogbem ihr Stammkapital ebenſo wie basjenige biefer leg: 
teren Banf größtentheil® in dem unfündbaren Darlehen an ben Staat immobilifirt 
it (80 M. fl. vom jegt rebuc. Kap. v. 90 M. fl.). Die Abnahme der Meinen Noten, 
bie nicht genügend banfmäßig gebedt waren, war für bie Bankſolvenz an und für fid 
ein Vortheil. Allein bei der Uneinlösbarkeit des Staatspapiergelds, für das fo aut wie 
gar Feine liquiden Fonds vorhanden find, fann an eine Aufnahme der Baarzahlungen 


ber Banf jo wenig als in Norbamerica Seitens ber Nationalbanfen gedacht werben, 
bevor das dortige Staatspapiergeld einlösbar geivorden oder bejeitigt ift. 

Es liegt alſo jeßt in Defterreih nur formell, nicht fahlih eine andre „Baluta- 
frage” vor als früher, wo alles Papiergeld aus Banknoten bejtand. Die öſterreichiſche 
wie norbamericanifche, die ruffiiche wie die italienifche und franzöfiihe „Banffrage” 
find eigentlich gegenwärtig nur verichiedene Formen ber einen großen „Bapiervaluta- 
frage, d. bh. der Frage, wie ein in Finanznöthen direct als Staatspapiergelb 
ober inbirect in der Form der uneinlösbaren Banknote ausgegebenes Papiergeld 
wieder einlösbar gemacht oder ganz ober theilweiſe befeitigt wird: eine grund: 
verfchiebene Frage von unjerer Banffrage. Es liegt eine völlige Begriffsverwehslung 
und Vermengung ganz verichiedbener Thatfachen zu Grunde, wenn einfeitige Gegner 
des Banfnotenwejens mit dem Hinweis auf bie Zuftände von Ländern mit 
Papiervaluta argumentivren. Bei jedem Syſtem ber Bankpolitif fann eine Bank 
allerdings einmal zur Zablungsfuspenfion gezwungen, eine Feine Bank des becentrali- 
firten Spftems bie und ba felbft ganz und gar banferott werben. Aber Baluta: 
wirren unb eigentliche Papiergeldwirtbigajt broben babei niemals, am Be: 
nigften bei Bankfreiheit und bei mehr oder weniger Decentralifation bes Notenweiens, jon« 
dern biefe Uebel find und waren immer burh politifhe und finanzielle Kriien 
im Staatsleben bervorgerufen. Das follten unjre beutjchen Bankfjcriftiteller auch 
der neueften Zeit, Tellkampf inbegriffen, die und wegen ber gegen Metall u. gegen 
jolide faufmännifhe Wechſel erfolgenden Notenvermebrung ber Fleinen Banken 
ober ber Preufiihen Banf das Schredgeipenft üfterreichifcher, ruſfiſcher, americaniicher 
u, ſ. w. Bapiergeldwirren an bie Wand malen, body wabrlid nicht immer überſehen 
oder verichweigen, benn es ift faum möglich, daß ein halbwegs Sachverftändiger ben 
Unterſchied verfenne. 

An Defterreich curfirten E. März 1873 neben 38.72 M. fl. Bartialbypotb.anwei: 
fungen (Art verzinsl, Staatspapiergelds) 377.28 M. fl. „ Staatsnoten.“ Staatk 
und Banfpapiergeldb circulirte E. März 1873 alio f. 675 M. fl., eine Summe, ber 
gegenüber allerdings ber hohe Metalljag u. bie banfmäßigen Forderungen (Wesiel 
Lombarbs) ber Nationalbank, jo wenig wie in Frankreich, Stalien, Rußland ober in 
Norbamerica bie dortigen realifirbaren Bankmittel zur Aufnahme der Baarzablungen 
ausreihen. Daber bie Papiergeldwirtbicaft. Die Bank an fich ift folvent u. im einer 
verhältnigmäßig recht guten Lage, wie folgende Daten zeigen ; 


Zab. JJ. Lage und Dedung ber Oeſterr. Rationalbant. 





E. 1872 €. März 1872 1873 €.1872 
1873 Activa 
== 9, b. 
flüſſ. Vaſſ. 
Notenumlauf 318.37 298.67 Metall 142.93 142.62) 4.0 
B.anweijungen 5.02 1.90 Metallwechſel 4.75 4.81\ . 
Siroguthaben 2.47 9.31 Wechſel 167.20 153.88 50.0 
Hal. Zinf., Divib, ꝛc. 7.20 0.18 Lombarb 28.62 26.37 85 
Lauf. Rechnungen 1.92 5.72 GStaatsnotend.B. 240 2539 07 
Summa : flüfl. Paſſ. 334.98 315.78 D. B. gehör. Pfanb- 
Prandbriefumlauf. 5.71 60.37 briefe 3.69 3.83 1.41 
Benfionsfonds 2.29 229 Summa:banfmäß. 
Summa: frembe Paſſ. 345.98 378.44 Dedung 349.59 333.85 1043 
Bankfonds -90.00 90.00 Hypoth. Darl. 60.51 
Rei.fonds 16.52 16.52 — — 
— d. Penſ.f. 
— Darlehen an den 
Staat 80.00 
Gebäube ꝛc. 2.75 
502.51 





Während biefer Bogen in ben Drud geht, ift bie große öſterreichiſche Börſen— 
frife ausgebrochen, die zur Suspenfion ber Bankacte von 1862, b. b. zur Er: 
böhung der metalliich umgebedten Notenfumme über 200 Mill. fl. hinaus führte. 
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Die periodiſche Nothwendigkeit einer ſolchen Maßregel wurbe von mir und andren 
Gegnern des Gontingentirungsprinzips von Anfang an propbezeit, nad ben engliichen 
Erfahrungen begreiflih genug. Das Bedenkliche iſt auch nicht die Suspenfion an ic, 
fondern dieje Mafregel in ber Lage ber Defterr. Bank, die ja eben nicht baar zahlt, 
weil jo nur eine Vermehrung uneinlösbaren Papiergelds ftattfindet. Unter andren 
Berhältniffen würde die Suspenfion anders wirken unb anders zu beurtbeilen fein, 
wobei freilich bie Frage bier ganz umerörtert bleiben joll, ob ein ſcheußlicher Börſen— 
jchwindel eine jolde befondre „Staatshilfe” verdiente, — benn bieje liegt bei ber 
Ausgabe von uneinlösbarem Zwangscurspapiergelde vor. 
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Nachträge hierzu S. 674. 

a. 1. Abſchnitt. Einlöſung von jedwedem Inhaber .. 
Keine Legitimationsprüfung 57. — Behandlung verletzter Noten 58. 
— ——— und Einrufung von Noten 59. — Verloren gegangene 
Noten 59. — Notenfällhung 60. 

b. 2. Abſchnitt. Einlöfung derNoten an mehreren Orten 
Einrihtung bei Centralbanken (Preuß. Bank) 61. — Anforderungen 
bei Decentralifation des Zettelbanfweiens 62. — Erforbernijje in 
Deutſchland. Em an großen Plätzen (f. auch bie concreten 
Vorichläge S.450.) 63. 

ec. 3. Abſchnitt. Gintöjung ber Noten DER in binläng: 
lich langer Zeit — 

d. 4. Abſchnitt. Einlöjung ber Noten in aefeglihem Gelde 
Einlöjung in der Währungsmünze 65. — Mobdification bei Silber: 
währung 65. — Noten (inländifche) in fremder Währung 66. 

6. Abtheilunmg. Die ee va ber Noten und des Staat: 
Bar — und Papier— 
Naͤchträge hierzu S. 676. 
Viererlei Belimmungen 66. — Kleinjte Notenftüde im Rechte und in ber 
Praris verſchiedener Länder, bei. in Deutihland 67. — Stüdelung bes Deutſchen 
Staatspapiergelds 69. — Borichläge für Deutichlanb (concreter formulirt ſ. 
auch ©. 449 u. 645) 70. — Beſchränkung bes Staatspapiergelbs auf Feine 
Stüde 71. — Firirung ber Menge kleinſter Noten (ſ. au S. 450 u. 645) 72. 


43 


49 


57 
57 


61 


SE 


II. Kapitel. Beffimmungen über bie Stellung bes Staats zur 


C 


ken, 


Zweck. 


Ba 


ontrole ber Zettelbanfen 

Nahträge hierzu ©. 678. 

Arten der Eontrole 73. — Gontrole durch das Publifum 74. — Formelle 
Staatscontrole 75. — Materielle Staatscontrole 76. 

1. Abtbeilung. Das Princip der Bublicität . 

Nachträge bierzu ©. 679. 

a. 1. Abſchnitt. Die Bublicität der Bankfverfafiung. . . 
Die rechtlichen Grundlagen der Bankverfajjung 77. — Nothwenbige 
gejegliche Beltimmung über die Publicität der Berfaflung 78. — 

ab! der Zeitungen 79. — Wiederbolte Veröffentlihung der Haupt: 
puncte u. der Abänderungen 80. — Gemeinfanes amtliched Organ 
für Publication 80. — Abdrud ftatutariiher Bejlimmungen auf ben 
Geſchäfts-Urkunden 81. 

b. 2. Abſchnitt. Die BPubliciiät der Banfverwaltung oder 
ber Refultate des Bankfbetriebs und die Erforbernijie 
Ber BERNTReLIWIE 3.22.00 eis 

Allgemeine Anforderungen 82. — Verbreitung ber Veröfientlihungen 82. — 
Periodicität derielben. Thatſächliche Geftaltung 83. — Mängel betreffs bes 
Anbalts und Umfangs 84. — Mijienfchaitliche Anforderungen an die 
Banfitatiftif 85. 

«1. Unterabtbeilung. Inhalt und Form ber Bilanzen 

aa. 1. Unterabjhnitt. Die Bafiiva der Bilanz . . . . 
Fingirte oder Schulden der Bank an fich felbit 87. — Behand: 
lung bes eigenen Kapitals in der Bilanz 88. — Dogl. des Re: 
ferveionds 89. — Eigentlihe Paſſiva oder Schulden an Fremde 
89. — Mängel der Ausweiie 90. — Notenemilfton und Circula— 
tion 90. — Notenemiifion der Hauptbanf und ber Filialen 92. 
Notenftüdelungs-Statiftif 92. — Depofitenfhulden. Arten 93. — 
Langterminliche Obligationenichulden. Staatsvorſchüſſe 9. 

bb. 2. Unterabſchnitt. Die Activa der Bilan3 . ... 
Fingirte, Vorauslagen 95. — Eigentlihe Activa 97. — Baar: 
vorratb 97. — Ausleibungen 97. — Anforderungen binficht: 
lih der Glafjification 98. — Mängel hinſichtlich der Anfegung 
ber Dotationen der Filialen, Commanditen 99. — Wechfel. Deren 
Glaffification nah Zablungsort 100. — Dogl. nach Fälligfeitszeit, 
nach Zahl der Unterjchriften 101. — Notbleidende Wechſel 101. — 
Lombard:Darleben. Deren Glaffification 101. — Darlehen in 
laufender Rehnung. Dsgl. 102. — Hupotbefarijche Darlehen 102. — 

onds und Effecten. Deren Arten. Werthanſatz 103. — Stehende 
um) Effectenbeftände 104. — Stebende Darleben an den 
Staat 105. — Andere Darlehen an den Staat (in Eontocorr.) 106. 
Andere Activa (Gebäude, Inventar) 107. 
cc. < Unterabjänitt. Schema der ausführliden Bank— 
DER U a A ae A a A an hl, ABER fa: 2 

BR: 2: Rn Inhalt und Form der Jahresberichte 
Mängel. Anforderungen 113. — Anfnüpfung an Bilanzpublication 
114. — Durdihnitts:, Minimal: und Marimalftand der Hauptpojten 
114. — Graphiſche Darftellung der Bewegung 115. — Ueberfichten 
über den Jahresumfag 115. — Unterjheidung ber regelmäßigen und 
unregelmäßigen Aus: und Nüdjtrömung ber Noten 116. — Berech— 
nung des Umſatzes 117. — Umjag mit Kunden und mit Filialen 
u. f. w. 118. — Sonftige Angaben (u. A. über Jinsfuß-Bewegung) 
118. — Finanzielle Ergebnifje. Gewinn: und Verluſtconto 119. 

c. 3. Abjhnitt. Die Verantwortlichkeit der Banfverwal: 
tung für die Publicationen . ». 0 2 2 00 20. 

Nachtrag Nr. 52 hierzu ©. 681. 
Strafſyſtem 120. — Englifche, nordamericanifche Beftimmungen 121. 


2. Abtheilung. Die formelle Staatscontrole über die Ban: 
insbejondere ein ftändiges Banfcontrolamt zu biefem 


gner, Zettelbanfen, 4) 


Seite 


81 


95 


108 
113 


120 


121 
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Weſen und Einrichtung 121. — Engliſche Vorichriften der Peel'ſchen 

Acte v. 1844. 122, — Nordamericantiche dgl. der Nation. Bankacte 

123. — Kritik diefer Vorschriften 125. — Vorſchläge für ein deutſches 

Banfcontrolamt 125. — Functionen dejielben 126. — Annabme der 

Documente. Ausweife 126. — Annahme der Anmeldung (Regiftrirung) 

126. — lleberwadhung ber Befanntmadungen 127. — Berichterftattung 

über ben Stand des Bankweſens 128. — Koſten bes Amts 128. 

3. Abtheilung. Die en. Staatscontrole über die 

Banken Nadtr. ©. 683) 3 ee 

Wefen, Conjequenzen, Bedenken — 

a. 1. Abſchnitt. Controle durch Gommiifäre des Staats 
neben der Banfverwaltung behufs Ueberwadung 
ber Banft.. 

Specielle Darleguug ber beutjchen Statutenvorfchriften hierüber 131. 
— Bejondre Aufgaben der Gommifjäre bei ber Rotenausgabe 133. — 
Beurtbeilung 135. — Unlösbarkfeit der Aufgabe 136. 

b. 2. Abſchnitt. Controle durch vom GStaate ernannte 

Mitglieder der Banfverwaltung jelbft . 

Richtige, aber bedenkliche Gonjequenz 136. — Einrichtung bei der 

Meininger Bank 137. — Degl. bei der Gothaer 137. — Dsgl. im 

1864er Statutenentwurf der Bad. Banf 138. — Beurtheilung, 

Bedenken 139. 

3. Abſchnitt. Controle durch Staatsbeamte in jelb: 

ftändig gebietender Stellung neben ber Banfver: 

waltung . . 

Weſen bes norbdamericanifchen Vankſyſtems 141. — Specielle Pfand: 

beftellung für die Noten bei einer Staatsbehörde 141. — Nord: 

americaniſche ale 142. — Beurtheilung, Bedenken, Ver: 

werflichkeit 143. 

d. 4. Abihnitt. Gontroledburd Lebertragungber ober: 
ten Leitung oder ber gefammten Berwaltung von 
Privateignerngebörendben Banken an Staatsbeamte 
Begriff der Staatsbanf 144. — Staatsleitung der Privatbanfen 
als comjequentejte Yorm bei ber materiellen Gontrole 145. — 
Keine tehnifhen Bedenken gegen Staatsbetrieb 145. — Bedenken 
wegen moralijcher Berantwortlichfeit 146. — Die DOrganifation 
ber Verwaltung der Preuß. Banf 146. — Bedenken 148. — 
Modification dieſer Bemerkfungen untn im Schluß— 
fapitel ©. 640: Befürwortung, die Staatsverwaltung beizube: 
halten. — Berwaltung der Dejterr. Nationalbanf 145. — Ab: 
weichungen der neuen von den alten Statuten 149. — Serwaltung 
ber Franzöſ. Bank 151. — Degl. der Engl. Banf 153. 
Bedenken einer leichteren Verwechslung von Noten und Rapiergelb 
bei Staatsleitung 154. 

III. Kapitel. Beftimmungen über die Stellung des Staats 
zur Gejhäftsführung ber Zettelbanfen ne —— 
Nachträge hierzu ©. 684. 

Die Vorſchriften über die Stellung des Staats zur Banknote (Kap. 1) 

und über das Princip ber Publicität als ausreichende Garantie für 
das Zettelbanfweien, aud in Deutichland 155. — Wahrſcheinliche 
Entwidlung auf biefer Bafis 157. — Gefeßgebung auf andrer Balıs 

158. — Controlamt mit erweiterten Befugnifjen 159. 

1. Abtheilung. Die Höhe des Notenumlaufs . . 

a. 1. Abſchnitt. Mangel geſetzlicher Beffimmungen über 
bie Höhe bes Notenumlaufs. . 

Zuläffigfeit und Ungefährlichkeit ſolchen Mangels bei Grfülung der 

andren Gautelen 160. — Erlaß ſolcher Beftiimmungen eine Gonfe: 

quenz ber miateriellen Geſetzgebung 162. 

b. 2. Abſchnitt. Die gefegliden al über bie 
Höhe des Notenumlaufs . . 
Drei KHategorieen von Beilimmungen . - : 2 0. 


c 


123 


Ber 


130 


136 


141 


144 


1% 


163 
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1. Unterabtbeilung. Abjolutes Maximum bes No— 
IEHRMIENIE u 
Nactbeil für die Anihmiegung des Notenumlaufs an ben Ber: 
fehrabedarf und für die Function ber Banf in Kriien 164. — 
MWillfübrlichkeit einer abjoluten Ziffer 165. — Keine genügenden 
Anbaltspuncte für die Bezifferung des Notenumlaufs im Ganzen 
(Einfluß der Stüdelung. Uebliche falihe Mapftäbe) 166. — Will: 
kühr einer Ziffer für eine einzelne Bank 167. — Vorjchriften 
ber nordamerifanifchen Gejeßgebung 168. — Bedenken 170. — 
Vorſchriften der Peel’fchen Acte für die engliſchen Landbanfen 
170. — Bedenken 172. — Deutfhe Vorſchriften 173. — Be: 
grenzung bes Notenumlauis durch Proportion zum Actienfapital, 
deutiche Beltimmungen 174. — Bedeutung dieſer Bearenzung 
abhängig von den Bebinqgungen ber Vermehrung des Kapitals 
175. — Nachtbeil großer eigener Kapitalien bei Zettelbanfen 176. 
Deutſche jtatutar, Bedingungen ber Kapitalerhöhung 177. — Prac— 
tiihe Bedeutung ber ſogen. Notenrechte 181. — Tab. I. Noten: 
recht und Notenumlauf beuticher Banfen (1865 u. 1868). 182, 
1. Unterabtheilung. 1. Fortiegung. Vorſchläge für 
die Beftimmungen eines Marimums des Noten: 
umta ee ee er ae 
Keine abfolute Firirung für das ganze Land 183. — Keine Con: 
tingentirung ber metalliich ungededten Notenmenge 184. — Beſſere 
Regelung der Notenmenge nah ber Höhe des Kapitald und nad 
ber Notendefung in Combination 184. — Formulirung biejes 
Borichlags für Noten und Depofiten 184. — Compenjation zwi: 
ihen Höhe des Bankkapitals und Beichaffenheit der Notenbedung 
185. — Mafgebende Bebeutung des Betrags ber in beftimmter 
Zeit disponiblen Mittel für bie Lage einer Bank 185. — Sche— 
matijche Beifpiele hierfür 186. — Anwendung bed aufgejtellten 
Princips auf die deutichen Banfen 188. — ©. aud) bie fpecielle 
Formulirung der VBorjchläge für die deutſchen Banken unten ©. 433. 
— Unzuläjfigfeit der Feſtſetzung des Notenumlauis eines Landes 
nach KRopiquoten, zumal in den Deutihen Staaten 189, — Nur 
Firirung bes Sejammtbetrags Fleinfter Noten in einer abjoluten 
Ziffer nah Kopfquoten 191. — Eventueller Vorbehalt des Rechts, 
ſolche Heine Noten auszugeben für bie bevorzugten größeren 
Banken 192. — Ober Vertheilung diejes Notenrehts nah Bank: 
provinzen p. Kopf und auf bie Banken nad Kapitalhöhe 192, 
re diejer Vorſchläge für Deutfchland, |. unten S.447 ff. 
u. ©. 644, 


.1. Unterabtheilung. 2. Fortjeßung. Ueber die Re- 


gelung des beutfhen Staatspapiergelds. Der Be: 
trag deſſelden. ne 
Nachtrag hierzu ©. 685. 

©. auch den Statiſtiſchen Anhang ©. 72. 

Inniger Zufammenbang ber Fragen ber Regelung bes Noten: und 
bes beutfchen Staatspapiergeldwejens 193. - Finanzielle Schwie- 
rigfeit bei leßterem 193. — Principielle Erwünjctbeit ber völ- 
ligen Befeitigung bes Staatspapiergelds 194. — Nothwendigkeit 
einer allmäligen Beleitigung und fofortigen Regelung 195. — Tab, 
I. Staatspapiergeld und Notenumlauf in Deutichlanb 1868—69 
1%. — Ergänzung im Statiftiihen Anhang 725. — Neuzeitliche 
Bermebrung des Staatöpapiergelds 198. — Vertbeilung in Deutſch— 
land, incl. Noten 199. 


. 1. Unterabtbeilung. 3. Fortjegung. Die Entwid: 


lung des Banfnotenumlaufs in Deutfhland.. 

©. auch den Statift. Anhang ©. 697. 

Schwierigkeit eines Urtbeils hierüber 200, — Tab. III. Deuticher 

Banfnotenumlauf 1846—68 202. — Characteriftif 7 gs Ganzen 
* 
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200 
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geſunden Entwicklung 202. — Irrige beſondre Werthlegung auf 
die Ziffer der metalliih unbedeckten Noten 204. — Tab. IV. 
Baardedung der liquiden Schulden der beutfchen Banfen (1857 
bis 1868) 205. — Günſtige Geftaltung hiernach 205. — Schwie— 
rigfeiten bes Bergleihs mit dem Bankweſen andrer Länder. Ein: 
flüjie auf die Notenvermebrung 206. — Günſtiges Urtbeil für 
Deutichland, joweit Vergleich zuläifig 209. 


. 1. Unterabtbeilung. Schluß. Vorjhläge zur Rege: 


lung des Staatspapiergeldbs. . 
Nachtrag hierzu ©. 681. 
Dreierlei Modalitäten der Regelung ra WE ——— 
aa, 1. Unterabihnitt. Die Regelung des als 
einzelftaatlihes noch befteben bleibenden 
Staatöpaplergelb6 . » 2 2 2 an un 0...“ 
Einfachſter practifcher Plan, ber einige Abbilfe fchafft 210. — 
Bisherige Mängel des Staatspapiergelds biejelben wie bei be: 
———— Notenausgabe 211. — Anforderungen betr. bie 
Reform ähnlich bei den Noten Heiner Banken 211. — Berzicht 
ber Einzeljtaaten auf weitre Vermebrung 213. — Allmälige 
Tilgung 213. 
bb. 2, Unterabjhnitt. Die Erfegung des einzel: 
ftaatlihen Papiergelds burd cin gemeinjames 
neues des Nordbeutihen Bunbeg oder des Zoll: 
vereins Gjetzt des Deutſchen Reichs, j.Nadıtrag 67) 
Vorzug vor dem vorigen Vorfchlage 214. — Vortheile des Plans, 
Wünſche der Geſchäftswelt 215. — Finanzielle Regelung ber 
Sache bei diefem Plan 215. — Erklärung der bisherigen einzel: 
ftaatlihen Papiergeldiculden zur Bundesihuld 216. — Baar: 
vorrath für die Einlösbarkeit des Bundespapiergelds 218. 
ec. 3. Unterabſchnitt. Die Erjekung bes Staatspa- 
piergeldbs burd Fleine Noten ber Zettelbanfen 
Paſſendſter Plan wegen ber Nachtbeile jeden Staatspapiergelds 
219. — Präcedenzfälle mit uneinlösbarem Papiergelde in ver: 
ichiedenen Ländern, bejonders in Dejterreih und Rußland 220. 
— Dogl. mit einlösbarem Papiergeld, Preußiſche Maßregel von 
1856 221. — Modalitäten bei einem gleihen Vorgehen jetzt 222. 
— Mecbertragung der Aufgabe an die Gentralbanf gegen das 
Recht der Ausgabe Feiner Noten mit fchwächerer banfınäfiger 
Dedung 223. — Plan für die Durbfübrung im Norddeutſchen 
Bunde (jegt im Deutſchen Reiche ebenfo) 224. — Finanzielle 
Seite. Anleiheoperation 226. — Einfluß auf die Grebditwirtb- 
fhait 228. — Etwaige Durhführung in Einzelftaaten 228, — 
Berbleiben von Staatspapiergeld. Ausgabe zu voll baar gebed: 
ten Papiergelds 229, 


. 2. Unterabtbeilung. Abfolutes Marimum bed me« 


talliih ungebedten Theile des Notenumlaufs 
Wirkung wejentlih ebenjo, aber etwas weniger ftarr mechaniſch 
wie bei ber 1. Methode 229. — Die Mafregel eine practifche 
Forderung der fog. Currencydoctrin, verwirflicdt in ben Peel’: 
ſchen Acten von 1844 u. 1845 229. — Darlegung, Kritif, Ber: 
werfung jener Doctrin 230. — Weitere Zwede ſolcher Beftim: 
mungen 231. — Wiſſenſchaftliche Irrigkeit und Unbaltbarfeit 
232. — Unanwendbarfeit auf Länder mit nocd nicht gejättigtem 
Notenumkauf. Willführ der Ziffer 233. — Unpaffendbeit der ſog. 
Gontingentirung in Deutidland 234. — Gleihwohl Vorzug ber 
Mapregel vor der abjoluten Begrenzung des Notenumlaufs 
235. — Vorichriften der Peel'ſchen Acte über die fchott. u. irlänb. 
Banken 235. — Englifche Verbältniffe 236. 


„3, Unterabtheilung. Begrenzung bes Notenum: 


laufs nur durch die gefeglihe Vorſchrift einer be: 
Rimmten Notendedung . . 2: 2 2 2 0 0 2 0 0. 


J 


Er 


210 
210 


210 


214 


218 





23 


Theoretiich richtigfte, practifch ausreichende Methobe, auch bei 
materieller Geſetzgebung 237. — Beftebt wefentlidh bei ben beut- 
[hen Banfen 238. — Dogl. bei den anbren continentalen 238. 


2. Abtheilung. Die Dedung ber Banknoten (Nadıtr. ©, 689) 
Beitimmungen darüber gebören nicht in formelle Banfgefege, find auch 
in materiellen entbebrlih, aber von allen noch bie zweckmäßigſten 239. 
a. 1. Abſchnitt. Zur Theorie der Notendedung. » x...» 
Ableitung des richtigen Dedungsinftems 240. — Drei theoretiſche 
Spfteme 241. — Vorzug bes banfmäkigen 241. 

b. 2, Abſchnitt. Die gefeglihem Rotendeckungsſyſteme 
BIT :DRHDEIBTEME: © 20 0 ar act eur we a We 
a. 1. Unterabtheilung. Das englifhe Syflem ber Peel'— 


IDEE HEIE- 5 5.5 vo at ra nee See lie nn 
Berfchiedene Vorſchriften für die verichiedenen Kategorieen von 
Banken 242. — Einrichtung bei ber Banf von England 243. — 
Reell bankmäßige Dedung auch bei ihr 243. — Einrichtung bei 
ber Ocfterreihifchen Nationalbant 244. — Contingentirungsvor: 
ihlag für die Preuß. Banf in 1865 245. — Vorzug ber be: 
ftebenden Einrichtung 246. 


. 2. Unterabtbeilung. Das nordbamericanifdhe Syſtem 


Dedung formell mit Staatspapieren 247. — Gefährdung ber fteeten 
Einlösbarkeit, um nur Berlufte an bereits uneinlösbar geworbe- 
nen Noten zu verhüten 247. — Banfmäkige Dedung daneben 
247. — Das americ. Princip nur auf Decentralifation ber No: 
tenausgabe anwendbar 248. — Bankſtatiſtik Nordamericas 1868 
(ſ. aub ben Statift. Anhang S. 731) 350. — Mobdificationen 
des Syſtems faum durchführbar 252. 


. 3. Unterabtbeilung. Das continentale ober deutſche 


Spitem TE EEE Sr RE a RE N 

Sein Weſen: im Ganzen Durchführung des bankmäßigen Spy: 

ftems 252, — Mängel: die ftarren Beftimmungen 253. — Be: 

währung (f. auch ©. 357 ff.) 253. — Vorzug vor ben beiben 

andren Spitemen 253. 

aa. 1. Unterabſchnitt. Der Baarvorratb als Theil 
BER IIIERDERERE a0 a ae ir 
Beftimmungen über bie Beichaffenheit des Baarfonds (Wäh: 
rung, Barren, Münze, Gold, Silber, Papiergeld) 254. — 
Degl. über die Höhe 256. — Feltiekung einer Quote vom 
Notenumlauf 256. — Bedenken wegen ber Verbindung folder 
Beftimmungen mit bem Gonceffionswejen 257. — Degl. bei 
gleichzeitiger Betreibung des Depofitengefhäfts 258. — Eon: 
jequenz, Noten und Depofiten bei der Berechnung ber Quote 
zufammenzuzieben 258. — Statutarifche Baarquote (meift ein 
Drittel) 260. — Trennung ber Baarbedung der Noten von 
ben anderen Nctiven 261. — Vortheil eine® Prioritäts— 
rechts ber Notengläubiger auf gewiſſe Activa bei ftaatlich regu— 
lirtem Banfweien 262. 


bb. 2. Unterabfhnitt. Die übrigen Dedungen ber 
Noten und bit bezüglidben Activgeichäfte j 
Ale Activa folhe Dedungen 263. — Unterſcheidung von ſpe— 
cieller und fubfidiärer Dedung 264. — Regelung bes Activge- 
ichäftsfreifes nur für die Notenfapitalten oder auch für das 
Stammfapital 265. — Ausſchluß von Grebitd-mobiliersge: 
ihäften, Grundeigentbumserwerb, Hypothekengeſchäft 266. — 
Die richtigen Grundſätze für die ipecielle Notendedung 267. — 
Bedingungen. Arten. Wechſel 267. — Lombarbs 268. — Keine 
andren Activa als [pecielle Dedung 268. 

Die einzelnen Nctivgefhbäfte für die fpecielle No— 
tendedung . 2... . a ee 


ea, Erſtes Gefhäft Die Wedhjelbiscontirung .. 


Seite 


239 


240 


242 
242 


242 


246 


254 


263 


270 
270 


T) Erfte Frage Die Auswahl ber Wedel: 
attungen nad ben Be ihrer Zahlbar: 
— 2,0 
Weitrer und engerer Begriff der Discontirung 270. — Discontirung von 
Plapwechfeln. Ankauf von Remefienwechieln 271. — Incaſſowechſelgeſchäft 
272. — Anforderungen an notendefungsfähige Wechfel 272. — Allgemeine 
Kriterien ber Qualität der Wechſel 273. — Auswärtige Wechiel 274. 
I) Kortießung. Insbefondbere bie Anlage eines 
Theils des ee in auswärtigen 
Wechſeln . . es re 
Wichtige Frage für Centralbanken 78. — - Unterfheibung von Papierwäh: 
runge: und Metallmäbrungsländern bierbei 276. Aufäffigtei ſolcher 
Anlagen wegen Baargeldbebürfniſſes für den Erport 277. — Räthlichkeit 
für folvente große Banken 279. — Die Frage vor ber franzdfifchen Bant: 
enquäte 280. — Die Frage in Papierwährungsländern; auch zu bejaben 
280. — Ercurs über öfterreichiiche, ruffiiche, norbamericanifche Verhält— 
niſſe 282, 
I) Zweite $rage. Die Be fimmung ber —— 
tät der Wechſel 
Vorgehen hierbei 285. — Allgem. u. fpec. Grebitwürbigfeit 285. 
1) Erjter Bunct. Die Merkmale ber allge: 
meinen Grebitwürbigfeitber Wechſel 
zahl ber Unterfchriften 286. — Bebingtes Vegnügen mit 2 Unterjcriften 
87. — Berfallzeiten 290. — Notbwendige kurze Verfallzeiten 291. — Größe 
ber Wechfel 292. 
2) Zweiter Bunct. Die Prüfung ber jpe: 
ciellen Erebdbitwürbdbigfeit der Wedfel . 
Anforderungen, Erebitliften, Marimalcrebite 293. — Genjurcomites 294. — 
Wechſelcenſut 295. — Einrihtung bei der Franzöſ. Banf 296. — Dogl. 
bei deutjhen Banken Erforberniffe 297. — Functionen, Befugniſſe ber 
Genioren 298, — 
II) Dritte Frage Die Discontirung andrer 
ben Wechſeln ähnlicher Papiere, ſowie ber 
Staatswehjel und Schatzſcheine . . 
Wechſelmäßige Anweifungen 300. — Gewöhnlihe Anweifungen 300. — 
Coupons, ausgelooste Effecten 301. — Wechſel des Staats und feiner 
Anjtalten 303. — Schapfcheine, inländiſche 305. — Dsgl. fremde 307. — 
BP. he Geihäft. Die fombardbirung . . 
Erite Frage Die Auswahl ber Sombarb: 
——— nach ber Art ber Pfänder . . N 
Begriff des Lombardgeichäits 306. — Gattungen ber Pfänber 307. — 
Bolfswirthfcaitliche Würdigung des Geihäfts 307. — 
1) Der Edelmetall-Lombard 
Bedeutung 309. — Bedingungen 310. 
2) Der Waarenlombarb,. 7 Im ER emei: 
nen . 
Frage ber Berechtigung 311. — Zwei Zölle, in einem ber — * 
rechtigt, im andern nicht 312. — Lombard in Kriſen 314. — Lombard 
als mitwirkendes Mittel der Preisbeſtimmung 315. — Arten bes Waaren: 
lombard 316. — Bedingungen 316. — Beachtung ber Gonjuncturen 317. — 
2) Fortſ. b) Insbeſondre bie EINER von 
Fa gerſcheinen .„ „, 
Bedeutung biefer Scheine 318. — Warrants 318. — Nudben bieſes Be: 
leibungsgefhäfts 319. — Ladefcheine. Gonnofiamente 320. 
3) >: Bertbpapierlombard . 
a) Die —— KurzterminligerSculd: 


[heine 
Arten 321. Zuläffigfeit 321. 
b) Die Beleibung von Börfeneffecten 
«) im Allgemeinen. 


Er 
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Practiicher Hauptzwein des Lombard 3241. — Deutſche Statutenbeftimmungen 
322. — Volfswirthichaftlihe Würdigung 323. — Staatliche Begünftigung 
323. — Gefahren und Nachtbeile 324. — Deshalb zwar fein princip. Aus: 
ihluß, aber Borfiht u. Beichränfung 327. 
3) Paſſende befondre Borfdriften . 
Regeln 327. — Auläffigfeit 329, 
II) Zweite $rage Die Bedingungen für bie 
Gewährung ber Rombarbceredite 1) Die 
allgemeinen Bedingungen . 
Bedingungen im Intereſſe der Sicherbeit 329. — Deal. der Realifirbarkeit 
330. — Werth des Pfandobjects 330. — Marimalquote des Darlehens 
330. — Nachſchußpflicht des Schuldners 332. — Form der Pfanbbeftellung 
und Geltendmahbung des VBeräußerunmgsrechts 333. — Marimaldauer bes 
Darlehens. Prolongation 335. — Marimal: und Minimalbetrag des Dar: 
lehens 336. — Marimaljumme einer Lombarbart 336. 
2) Die fpeciellen Bedingungen ber Lombard— 
BTERLEE 2% ne aut ae 
ce) 3. Unterabfhnitt. Die tbatfählihe Durchfüh— 
rung bes continentalen Dedungsipuftems und 
beiien Bewährung . 
aa) 1. Frage Die thatſächtiche Duͤrchführung 
und die allgemeine — dieſes 
Syfitems . . 
Berbreitung 337. — Innere Berechtigung 337. — Relative Gleichheit” im 
inneren Getriebe der verichieb. Zettelbanfen 339. — Tab, V. Bilanzen u. 
Deckungsverhältniß verichiedener Zettelbanfen 1868, 1869 340.— Tab. VI. 
Dogl. norddeutſcher Zettelbanken, 1867—69 341. — Bankmäßige Dedung 
bei Eentralbanfen u. Gruppen becentralifirter Banken 342. — Die Noten: 
einlösbarfeit auch bei Gentralbanfen wefentlid mit durch Forderungen ge: 
fihert 343. — Nachtheil ber Abtrennung von Activen als gefonderte Dedung 
344. — Günjtige Sachlage in Deutichland 345. — Vergleich zwifchen ber 
Preuß. Banf und ben Fleineren deutſchen Banfen 345. — Tab. VIII. 
Dedumngsverhältniffe bdiverjer Feiner deutfhen Banfen 346. — Thatſächl. 
Dedung beſſer als die gejekliche 346. 
BP) 2. Frage. Die practifhe Bewährung bes con: 
tinentalen Dedungsfvflem®. 
Verbreitung jhon dafür beweifend 347. — Franzöfifche "Ban in 1848 
348. — Anfolvenz bei Banken mit abweichenden Principien 348. — Un: 
günftige Erfahrungen bei fonftiger Abweihung 349. — Englifche Bank 
— Auch bei ihr troß ber Peel'ſchen Acte bankmäß. Dedung 351. — 
Kein Grund, zu Gunften der Peel'ſchen Acte die Einrihtung andrer Ban: 
ten zu ändern 352 
I) 1. Bunct. Redtfertigung bed continenta= 
len Dedungsipftems gegenüber bem Con— 
tingentirungsprincip 
Deutjche a 353. — Vorzug bes "Bisher. Syſiems 356. 
I) 2. Bunct. Die Bewährung des continenta: 
len Dedunasivftems bei ben beutiden 
Zettelbanfen im J. 1866 . . . a 
Werth diefer Erfahrungen für Theorie und Praris 357. 
1) Die Bewährung bes beutfhen Syſtems im 
Allgemeinen undbejonders beiden NEBEN 
Banfen im 3. 1866 f 


Vortrefilihe Bewährung 358. — Wechielportefeuille als Notendedung ie 
währt 359. — Die 66er Probe eine jchwerfte, aber glänzendfte 360. 
Unter anderer Gejeßgebung würden ſich bie Meinen Banfen ichlechter be: 
währt haben 362. — Tab. VII. Bewegung des Notenumlaufs deutfcher 
Banken 1862-69 363. — 
2) Borzug ber Gentralbanfen in Krijen unb 
bs SEN En der Preußiſchen Bank 
ım [) [2 — — e * * * * * . [3 
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393 
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Bewährung des beutichen Deckungsſyſtems 364. — Nutzen, in Gewährung 
von Hilfe während einer Greditfriie 365. — Beſonders Seitens ber Preuß. 
Banf 366. — Berecht. u. ungefäbrlihe Function ber größeren Banken in 
Kriien 367. — Nachweis an d. Preuß. Bank in 1866 368. — Tab. IX. 
Disconto, Wechfeleurie, Banfbewegung in 1866 369. — Gontingentirung 
bätte bamals jehr geſchadet 370. — Schluß für die Beibehaltung unjres 
Syſtems 371. 
3. Abtbeilung. Die übrigen Paſſiv- und Activgejhäfte ber 
Zettelbanf , 
Berechtigung der Verbindung andrer Geſchäfie mit beim Zeitelgefchäft 371. 
a. 1. Abſchnitt. Die übrigen Paſſivgeſchäfte, insbeion:- 
bere das von Zettelbanfen betriebene Depofiten: 
geihäft . Eur 
Ueberficht der einzelnen” Arten der Baffivgeichäfte 372. 
e. 3. Unterabtibeilung. Das Depofitengejchäft bei zer: 
telbanfen . . 
aa. 1. Unterabfänitt. Die Stellung bes Staats zu 
dieſem — ai * der ———— Er 
gebung . 
Kein ftarutariich. Verbot biefes Sefhäfte zufäifig 373. — War⸗ wegen "der 
Buchereditdepofiten, welche aus der Gutfchrift der gewährten Grebite ber: 
vorgeben, auch illuforiih 374. — Geftattung des Geihäfts 3%. — Boll: 
ftändige Freigabe deſſelben 376. — Gejftattung, aber mit bejondrer Rege: 
lung 378. — Geftattung, aber ähnliche Regelung wie dad Notenge: 
ſchäft 380. 
bb. 2. Unterabfhuitt. Borjhläge für bie Behand: 
(ung bes Depofitengejhäite en bie Geſetz— 
gebung. . 
Möglichſt freie Bewegung des Geichäfts erwün ſcht "381. — "Zu dem Zwei 
entweder VBorzugsrecht der Noten auf Activa, 382, oder ähnliche Regelung 
des Depofitengeichäfts wie der Noten 383. — GErftres wohl das Beite 385. 
ec. > Unterabfhnitt. Die fog. öffentlichen Bayer. 
ten ber Zettelbanfen . . 
Zweckmäßigkeit, öffentliche Gelder bei einer Bant zu hinterlegen 385. — 
Eigentbümlichkeit des Geſchäfts 386. — Zahlungen von Steuern u. bal. 
durch Vermittlung ber Bank (England) 387. — Zahlungen a Gonto bes 
Staats durch die Bank (Gehalte, Zinfen) 388, — Vortheile hiervon 389. 
Staatsſchatz (Kriegsſchatz) nicht paliend bei Banken jo zu binterlegen 3%. 
— Depofiten andrer öffentl. Anſtalten 390. — Verpflichtung einer Banf 
zur Annahme und Verzinfung öffentl. Gelder (Preuß. Banf) 391. 


ß. 2. J Die SE RL MENN ber — 
weijungen . 
Aehnlich wie Notengeichäft 392. 
y. 3. Unterabtheilung. Die ——— von Wechſeln 
und Anweifungen . —— 
Ziemlich verbreitet 392, — Für Zetielbanken zuläſfig, aber ähnlich wie 
Noten: u. Depoj.geihäft zu behandeln 393. — Unentgeltl. Zahlungsman: 
bate zwijchen verfchied. Orten unnöthig 393. 


d. 4. Unterabtbeilung. Der Berfauf fremder ober Re: 
meſſenwechſel und die Weiterbegebung ober Re: 
biscontirung biscontirter Plapwedfel . . 

Remeſſenwechſelgeſchäft (auch Verkauf) bei Metallwechſeln zuläſſig 394. 
Tab. X. Wechſeicurſe Berlins, Zuli 1870 395, — Geſchäft in Rapierwäh: 
rungswechieln unzuläſſig 395. — Die Frage ber Rebiscontirung 396. — 
Pafiende Geihäftsverbindung zwiſchen Fleinen und großen Zettelbanfen im 
NRediscontgeichäft 397. 


b. 2. Abſchnitt. Die übrigen BERRBEISEIN ber ST 


banf 
Geſchäfte für die Tubfidiäre Dedung 397. — Zulaſſigkeit bei Zettelbanten 
397. — Ueberſicht der Activogeſchäfte 398, 
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a. 1. Unterabtheilung. Actives MERIREREFENISELGEN 
mit Privaten . . 399 


Verbreitung (Engl. Schottl. Amer.) 399, — Rufammemang wifchen Paſ 
ſiv⸗ u. Activcontocorrent 400. —Borzug ber Gutſchrift ber gewährten Cre— 
dite im Activcontocorrent vor ber gewöhnt. Discontirung (Auszahlung 
dabei) 401. — Activcontocorrent ald Notendedung 402. — Dögl. zur Ber: 
anlaguıng von Stammfapital und Depofiten 403. — Degl. zur Grebitge- 
währung an die lanbwirtbichaftl. Claſſen 404. 

8 2. Unterabtbeilung. Das Hypotbefengeihäft. 406 
Wegen fchwerer Realifirbarfeit der Ausflände aus bem Zetelbantgefhiäft 
auszuschließen 406. — Bedenklich aud für Sparcaffen 407. — Hypotheken 
als Theil ber fubfid. Dedung 407. — — ——— 408. — Beſſer 
auch dafür getrennte Inſtitute (Baier. Bank) 4 

y. 3. Unterabtheilung. Das ed Effectengeſchäft 410 
Meiſtens den Zettelbanken geſtattet 410. — Im Allgemeinen Effecten als 
fpecielle Notendedung auszuſchließen 411. — Im Uebrigen Unterſcheidung 
nad Lage ber Vollswirthſchaften und Gattung der Effecten 411. — Tab. 

XI. Kriegscurfe im Sommer 1870 412, — Vorſchläge für deutfche Ber: 
bältniffe 414. — Sachlage bei beutichen Zettelbanfen 415. 

d. 4, Unterabtbeilung, Directe Darleben an ben Staat 417 
Drei Glafien 417. — Darleben in Eontocorrent 417. — Größre birecte 
Darlehen aus der Notenemijfion bebenflih 418. — Führen meift zur Pa: 
piergeldwirthſchaft 419. — In Staatsnotbfällen Banfnotenausgabe für 
Darlehen an den Etaat aber noch befier als directe Staatspapiergelbaus: 
gabe 420. — Darlehen aus ber Notenemiffion Feine pafiende Form ber 
Bezahlung des Banfprivilegs 421. 

&. 5. Unterabtbeilung. Sonftige Activanlagen . . 422 
Grunbeigentbum für den Betrieb des Geſchäfts 422. — Inventar 423, 

4. Abtheilung. Die Höhe und Beranlagung bes eigenen 
Stammfapitals undb bes Rejervefondbs ber Zettelbanft . . . 423 
Innerer Zufammenbang biejer Puncte 423. — Notbwendiger Zufammen: 

bang auch mit ber Art der Dedung ber — Paſſiva 424. 

a. 1. Abſchnitt. Das Stammkapital ber Zettelbank als 
bloßer Garantiefonds oder als eigentlicher — 
fonds . 424 

Practiſch fein Entweber: Oder, fondern ein Mehr: Minder 44. — Theor. 
princip. Seite der Frage 424. — Character des Garantiefonds heute vor— 
waltend 424. — Geſchichtl. Entwickl. dieſes Verhältniſſes 425. — Aehnlichkeit 
mit Verſicherungsgeſchäft u. Conſequenzen davon 425. — Kapital faſt feh— 
lend, faft nur Garantiefonds bei Sparcaſſen 426. — Dogl. bei Londoner 
Depoſſ.banken, Tab. XII, bei ſchott. Banken, Tab. XIII, 427. — Vortheil 
niedrigen Stamm fapitals für Rente unb Geichäftsführung 428. — Rapi: 
talproportion und Dividende beutfcher Zettelbanfen, Tab. XIV, 428. — 
— — Vortheil des eigenen Kapitals als wirklicher Geſchäftsfonds 429. 

Zweierlei Garantiezwecke 429. — Mitwirkung des Stammkapitals als 
Geihäftsfonde zur Erhaltung der jteeten Solvenz unb fonft 430. — Re: 
jultat 431. — Die Frage vor der franzöſ. Enquäte 431. 

b. 2. Abſchnitt. Die Höhe und NEAR ERRNG bes Stamm: 

fapitals . . 432 
Kombination zwifchen Höhe und Anlageart bes Stammtapitals u. Höhe 
und Dedungsart des Notenumlaufs 432. — Deutſche Berbältniffe. Unter: 
— von Bankgruppen 433. 
.1. Unterabtheilung. Vorſchläge für die kleineren 
Zettelbanken, insbeſ. Deutfhlands. . 433 
Aufgabe 433. — Normaltypiſches Verhältniß von Nolendedung Kapilal⸗ 
proportion, Kapitalanlage 434. — Abweichungen von biefem Verhältniß 
436. — ———— Berückſichtigung der Rentabilitätachancen 438. — 
Schema der Vorſchläge 438. 
ß. 2. Unterabtheilung. Kapitalverminderung ber 
Fleineren Banken, insbeſ. durch Ankauf eianer 
a a ee ci 
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Leichte Entjcheibbarkeit dieſer ftreitigen Frage nunmebr 441. — ae 
= Banfen in dieſem Puncte bei genügender Deffentlichfeit zuläffig, jelbit 

m Syſtem ber materiellen Gefeßgebung 442. — Vortbeil des Actienrüd: 
kaufe für zu groß angelegte Fleine Banfen 443. — Mißliches Verbot im 
Reichsgeſetz v. 11. Juni 1870 443. 

y. 3. Unterabtheilung. Borfhläge für Gentralbanfen, 
insbej. für große (preuß., beutfhe) unb fleinere 
(Sranffurt, Dresden, Münden) . 

Hier arößere Beiugniffe u. Verpflichtungen im öffentlichen Antereiie gele: 
gen 444. — Nuten größeren Stammtfapitals bier 445. — Paſſende Ge: 
ftaltung in Deutſchland gegenwärtig 445. — Bedenken gegen völlige Gen: 
tralifirung der Notenausgabe in Deutichland, auch aus dem crebitwirtb: 
Ihaftlihen Standpuncte 447. 

aa. 1. Unterabfhnitt. Formulirte SOLIDEN: für 

Gentralbanfen . . 
Stammtfapital 447. — Höhe bes Notenumlaufs 448. — Specielle Noten: 
defung 448. — Subfidiäre Notendefungen 449. — Notenitüdelung 449. — 
Annahme der Noten an Staatscaflen 450. — Gegenjeitige Annahme ber 
Noten bei den Banken, Einlöjung an mehreren Orten 450. — Finanzielle 
Vorrehte und Beftenerung 451. — Finanzielle Gegenleiftungen 452. 
bb. 2. Unterabjhnitt. Erläuterungen unb Begrün: 
dungen biejer Borihläge . . En 
Stammfapital, Minimum. Preuß. Banf 451. — Sranfi., Dresdener Bant 
452, — Baier. B. 452. — Reines Privatfapital 453. — Feine Kapital: 
verminderung bei der Preuß. B. zuläffig 453. — Keine fefte geietlige 
Proportion des Notenumlaufs zum Kapital bei der Preuß. Bank 454. 
Reitbaltung joldher Marimalproportion bei den andren Gentralbanfen 434. 
Kein gejegl. Minimum des Baarfonds bei der Preuß. Bank 455. — Sonit 
Nachtheil des Entftebens einer „Notenreferve” 455. — Stüdelung 456. — 
Gegenicitige Annahme der Noten, Einlöfung 457. — Abſchaffung der 
finanziellen Vorrechte 458. — Steuerpaufchalien für Stempel ıc. 459. — 
Finanzielle GSegenleiftungen, gerechtfertigt bei Vorrechten 460. — Entweber 
Darleben aus dem Stammkapital 461. — Dber befier Antheil am Rein: 
gewinn 462. 
b. 2. Abſchnitt. Die ah und Veranlagung bes Rejerve: 
fonds . ’ 
Aehnliche Sefichtspuncte wie beim Kapital 463. — Dreierlei Bwede 464. 


a, 1. Unterabtbeilung. Der Rejervefondbs zu Erbö: 
bung bes Stammfapitals. 
Function: wie das Stammkapital 464. — Zwei Fälle 464. — Beiſpiele 
465. — Zwedmäßigfeit ſolcher Fonds 466. — Höhe 466. — Veranlagung 
466. — Refervefonds großer Gentralbanfen 467. — Höhe u. Beranlagung 
bejielben 468. 
B. 2. Unterabtheilung. Der Refervefondbs zur Dedung 
von Berluften im Banfbetrieb . . 
Nothwendigkeit 469. — Ursprung folder Verlufte 469. — Höhe bes Fonds 
470. — Specialreierves, Delcredberefonds 471. — Zu weit gehende deutſche 
ge 471. — Genügende Beflimmungen 472, — Verwendung 


y. 3. Unterabtbeilung. NRefervefondbs zur Ausglei— 
Hung, be; zur Ergänzung ber an bie Banfeigner 
zu zablenben Jabresdbivibende . 
Zwedmäßigfeit 473. — Refervefonds und Gewinntbeilung bei den deutſchen 
Centralbanken 474. 
5. Abtheilung. Die Leitung und Verwaltung der Zettel— 


Drei in Belracht kommende Puncte 75. — Organijation ber Verwaltung, 
Bankbehörden 475. — Discontopolitif 476. — Rechnungsabſchluß 477. 
a. 1. Abihnitt. Die Organe für bie arsch, und Berwal: 
tung ber Zettelbanf . 
Zettelbanfen regelmäßig Actiengefellfgaiten 478. — - Frage ber unbegrenzten 
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Haftbarkeit für Deutichland kaum practiih 478. — Deutfches Actiengefell: 
ſchaftsrecht 479. — Characteriftif der älteren und neuern Einrichtungen 
ber Banfverwaltung 480. — Deutſche Bankftatutengruppen in biefer Be: 
ziehbung 480. — Regelmäßige und gelegentlihe Organe ber Zettelbanfac: 
tiengelellihaften 481. — Anforderungen 481. 

e. 1. Unterabtbeilung. Die Direction. . x» 2 20. 
Beilimmungen bes beutfchen Actiengefellihaftsrehts 482. — Dogl. der 
Statuten 482. — Functionen der Direction 483, — Stellung im Allge: 
meinen, Berbältniffe bei ben Deutfhen Banken 483. — Einzelne Functio— 
nen 484. — Bildung u. Aujammenjegung ber Direction 486. — Berfön: 
fihe Stellung ber Directoren 487. — Perſönliche Rechte und Pflichten 
berjelben 488. — Verantwortlichkeit 488. — S. auch Nachtrag 52 ©. 681. 
— Leber Banfbeamtenweien 490. 

B. 2. Unterabtbeilung. Der Berwaltungsrath (Auf: 

IEMERTRTERT.: 2-5 028 mo ee ea ce 
Beftimmungen bes deutſchen Actiengefellichaftsrechts 491. — Degl. der Sta: 
tuten 492, — Functionen 492. — Stellung im Allgemeinen. Deutiche 
Banken 493. — Einzelne Functionen 495. — Controle 495. — Bertretung 
innerer Rechte 496. — Nnftellung ber Beamten 496. — Oberfte Normis 
rung und Leitung 497, — Theilnabme an b. fpec. Leitung 498. — Bil: 
bung und Zujammenfepung bed Ausichufles 498. — Degl. bes Verwal: 
tungsraths 500. — Perſönl. Rechte und Pflichten der Mitglieder des Aus: 
ſchuſſes und Verwaltungsratbs 501. — Geichäftsführung 503. — Berant: 
wortlichfeit 504. — Nachtrag 52 f. S. 681. 

y. 3, Unterabtbeilung. Die Generalverfammlung . 
Beftimmungen des beutfchen Actiengeiellichaftsrechts 504. Insbeſ. über Be: 
rufung u. Functionen ber Gener.veri. 505. — U. X. Beichlüffe über Ab— 
änderung bes Gegenftands der Unternehmung 506. — Zurüdzablung, Her: 
abjegung bes Grunbfapitals 506. — Rückkauf eigener Actien, bejondre 
Lage ber Banken 507. — Bermehrung bes Kapitals 507. — Nothwenbdige 
Einberufung der Gen.verf. 508. — Einberufung auf Berlangen von Ac— 
tionären 508. — Zährl. Gen.verj. 508. — Zeit, Drt, Angabe bed Zwecks 
ber Gen.verj. 509. — Beichluffäbigfeit 510. — Lüden bes Rechts 510. — 
Beftimmungen ber Statuten 510. — Bildung und AZujammenjegung ber 
Gen.verj. 510. — Geringer Werth der Gen.verfammlungen 512. — Grüne 
bafür 513. — Schwierigkeit ber Reform 514. — Berufung ber Gen.verf. 
514. — Geichäftsführung in ihnen 515. — Beſchlußfaſſung 516. — Func- 
tionen und Rechte 518. 

b. 2, Abjchnitt. Die Discontopolitif . . 2 2 2 2 2 02% 
Begriff 518. — 2erlei Auigaben 519. — Die Grundfäße ber Discontopo: 
litik als die Bedingungen für bie Erlangung bes Credits bei der Bank 
519. — en aber nicht alleiniger Punct: die Regelung bes Disconts 
520. — Zufammenbang zwiihen Bankrecht und Discontopolitif 520. — In 
Betracht Fommenbde ragen 521. — Nothwenbdigfeit, die verjchiebenen Lagen 
des Geldmarfts zu unterfcheiden 521. — Wichtigſte einzelne Mapregeln 523. 

a. 1, Unterabtbeilung. Das Verhältniß ber privat: 
wirtbihaftliden zur volfswirtbfhaitlihen Auf: 
gabe ber Discontopolitit . . . . 2. 2 2 2 2 e. 

Vorrang ber erfiren, Grund bafür 524. Verbreitung ber entgegengefegten 
Anſicht (Deiterreih) 525. 

ß. 2. Unterabtbeilung. Die widhtigeren einzelnen 
Mahregeln ber Discontopolitil . . 2.2 2 200 
as. 1. Unterabjähnitt. Die Prüfung ber Darleben, 

befonber® ber Discontirungsgefude . . » .. 
Forderung ber Geihäftswelt, daß die Banf bei Prüfung der Wechſel ſich 
auf bie formalen Bedingungen bejchränfe 526, — Diefe Anficht eine be: 
denkliche. Mitiolge bes Gentralb.fuftems 527. — Gegengründe 527. — 
Dibentlihe Prüfung der Wechfel unmöglich, ohne Eingehen auf bie Ge: 
Ihäfte, benen ber Wechſel entfprungen 5238. — Erböhung bes Disconts 
mitunter paflend durch andre Arten der Reftrictionen erſetzt 528. — Stel: 
Tung der Gentralbanfen verlangt eine allfeitige Prüfung wegen des Einflu fies 
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525 


ber Discontirung auf den Geldmarft 529. — Vortheilbafte Berbindung bes 
Depof.gefhäfts mit Gentralbanfen 530. 
bb. 2. Unterabfhnitt. Die allgemeine weitre Be- 
Ihränfung ber Discontirung.. . 
Weien ber Mafregel 530. — Gegengründe. Vorzug vor Discontoerböhung 
unter gewiflen Umftänben 531. 
cc. 3. Unterabſchnitt. Die Verfürzung ber Verfall: 
zeiten ber Darleben, befonders ber Wechſel .. 

Wefen der Mafiregel 531. — Vorkommen (Franzöſ. 9.) 532. — Uebermwie: 

gende Gegengründe 532, — Seltene Ausnahmen 532. — Abftufung bes 

Disconts nad) ber PVerfallzeit 532. 

dd. 4. —— Die Regulirung des Discon— 
toſatzes Be re Sie Ay Pkg ann 

Wichtigſte Maßregel. 

1. Unterſcheidung von Wechſeldisconto. Lombard- und Zinsfuß in andren 
Activgeſchäften 534. — Ueblicher höherer Zinsfuß als Disconto 534. — 
Discont im Ganzen maßgebend für die andren Zinsfühe, auch für den 
Depofitenzins 535. 

2. Discontoregelung, bejonders in rubiger Lage des Geldmarfts 536. — 
Zwei Fragen: nicht unter ein gewilfes Minimum und gröfre Stabili: 
tät; beide befonders wichtig bei Eentralbanfen 536. — Zufammenbang 
- Fragen mit der Organifation der Banfen und mit ber Notenbedung 

536. — Nadıtbeilige Wirkung bes Gontingentirungsprincips (Peel'ſche 

Acte) 537. — Richtiges Princip: Feitbalten eines mäfigen Minimums. 

Banffat etwas über Marftfag bei hohem Discont. Feitbalten eines etwas 

ftabileren Disconts, aber fein Princip des an fich ftabilen Disconte. 

538. — Hiermit übereinftimmenbe Praris ber Gentralbanfen 538. — 

Franz. Bank 539. — Preußiſche B. 539. — Unmöglichfeit völlig ſta— 

bilen Disconts 540. — Er ſetzte gejegliche Fixirung des Marktſatzes 

Be 541, — Nicht-herabgehen unter ein gewiffes Minimum paſ— 

fend 541. 

3. Discontoregulirung, befonbers im bewegten Zuſtande bes Geldmarktes 
542. — Schwierigfter Bunct. Drei Hauptanfichten in der Franzöſiſchen 
Banfenquäte 542, — Erböbung des Disconts eine wobltbätige Noth— 
wenbigfeit 542, — Berwerfung ber Disc.erhöhung, Erbaltung ftabilen 
Disconts 542. — Falſche Rechtfertigung biefer Anficht mit der Möglich: 
feit ungefährliher Baarzablungsfuspenfion 543. — Erhöhung des Die: 
conts jchmerzliche Nothwendigkeit 543. — Ausgleihung dieſer Anz 
fihten 544. 

a. Danach Verwerfung bes Gontingentirungsprincips und ber Peel'ſchen 
Acte, weil fie unnüg die Disc.erhöhung erfhweren 544. — Befon: 
ders im Fall einer Gentralbanf mit großem Depoj.geihäft (Engl. 
Banf) 545. — Aber auch bei einer reinen Bettelbanf (Preußiſche 
9.) 546, 

b. Einzelne Mittel . Milderung der Reftrictionen u. Discontoerbö: 
bungen 547. — Ueberfiht 547. 

a. Berftärfung des Stammkapitals. Paſſend, ebenſo deſſen Mitanlage 
im Discontogeihäft 548. 

8 Anlage eines Theils der Mittel der Bank in ficheren Fonds 548. 
— Im Allgem. zu bejchränfen, bei großen Gentralbanten nur ein 
Fleiner Theil ber Mittel jo anzulegen 548. 

y. Rüddiscontirung 548. — Bebingungsweife empfehlenswertb 549. 

d, Regelmäßiges Halten eines Portefeuilles fremder Wechiel 549. — 
Paſſend bei Metallbedbarf für auswärtige Zablungen, aber nur 
inbirect Reftrictionen erjparenb 549. — Größre Bebenfen bei An: 
lagen in fremben Fonds 550. 

8, Kleinere Notenftüde 550. — Kleinere Noten gefährden allerdings 
in ber Regel ben Baarjonds weniger als große 550. — Aber andre 
Gründe widerrathen die Ausgabe Heiner Noten 551. — Ausgabe 
Fleiner Noten ale Mittel, Reftrictionen leichter zu vermeiden 552. 
— Verſchiedenheit ber Entſcheidung nach den 3 Urſachen der 
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Abnahme bes Baarfonds 552, —1. Fall: Panif aus Mißtrauen: 
bier Ausgabe kleiner Noten fein Mittel der Disc.politit 552. — 
2. Fall: Bebürfnig mac Baargeld für Zahlungen ins Ausland 
553. — Hier kann die Ausgabe Feiner Noten nüßen, aber jelten 
wird man aus Gründen der Discontopotitif dazu greifen bürfen 
553. — Unterfcheidung ber Urfahen eines Metallabfluffes ins 
Ausland 553. — Typiſcher Fall des Getreideimports in Miß— 
ernten 554. — 3. Fall: Bebürfniß nah Meinen Zahlmitteln im 
Inlande 555. — Hier ift die Ausgabe Heiner Noten ein Mittel, 
den ſonſt nöthigen Metallabfluß zu hemmen 555. — Aber be— 
benflih und zu vermeiden, weil dadurch bie Speculation beſon— 
ders nacdhtheilig ausgedehnt und erhalten wirb 556. — Daher doch 
paſſendes Feithalten an der Beſchränkung fleiner Noten 557. — 
Dagegen gerechtfertigte , 3. Tb. nothwendige Ausgabe Feiner 
Stüde in großen politiihen und finanziellen Krijen 557. — 

c. Verbindung des Depofiten: und pajliven Gontocorrentgefhäfts mit 
der Notenausgabe 557. — Paſſendes Mittel 557. — Vortheil, 
rößere Summen zur Verfügung zu befommen, bej. in Geld: 
lemmen 558. — Namentlih weil die Mittel andrer Discontirer 
der Bank als Depofiten zuftrömen 558. — Trennung der Banf 
in 2 Abtheilungen auch bier nacdhtheilig 559. — Zuläſſigkeit der 
Verzinjung der Depofiten 559. 

n. Handel der Banf in eblen Metallen 560. — Empfehlenswertb, 
aber fein wefentlihes Mittel der Discontopolitif, außer bei 
Banifs 560. — 


9, Verabredung und Aushilfen zwiichen großen Banken 560. — 
Kommen als Mittel der Disc.politif nur ausnahmsweiſe in Be: 
tracht 560. — Reſumé über die Mittel zur Milderung der Reftric- 
tionen 560, 


4. Begründung der Discontoerhöhungen im bewegten Zuftande bes Gelb- 
marftes 561. — Speculat. Zuftaub 561. — Nothwenbigfeit u. Nütz— 
lichkeit der Disc.erböb. in crebitwirtbich. Hinf. u. im Intereſſe der Si- 
cherheit d. B. ſelbſt 561. — Beifpiele unrichtiger Disc.politif aus der 
Seihichte 562. — Krit. Zuftand, Disc.erhöh. bier d. Hauptmittel ber 
Disc,polit. 563. — Streit darüber in der franz. Enquäte 564. — Fol: 
gen der Solidarität der Gelbmärfte 565. 


5. Die Zuläffigfeit erweiterter Discontirung in Krifen 565. — Nachtheil. 
Wirkung der Gontingentirung 565. — Notenvermebr. feine Befteuerung 
566. — Motivirung der erweit. Discontirung in gew. Stadien ber 
Kriſe 567. 

e. Dritter Abjhnitt Der Rebnungsabfdluß . 2... . 
a Erjte Unterabtbeilung. Befiimmungen bes Deutjden 
Sctiengejeliinuaflsrests. . . - - 2 a 0 = 2.“ 

Verſchiedene Puncte im H. G. 8. 568, — Grundfäge f. d. Aufftellung 

ber Bilanz 569. — Gurshab. Papiere 569. — Koften d. Drganii, und 

Verwaltung 570. — Einftellung des Grundfapitals und Reſervefonds 571. 

— Ziehung der Gewinns oder BVerluftziffern 571. — Sonſtige Freiheit 

ber Sefellih. in Normirung der Grundſ. für die Aufftellung der Bilanz 

571. — Verbleib. Schwicrigfeiten 572. — Abhilfe in d. Unterjcheib. der 

dreierlei Zwede d. Reif. 572. 

ß. Zweite Unterabtbeil. Beftimmungen ber deutſchen 
Zettelbankfftatuten über ben Rebnungsabihluß . 

Verſchied. einzelne Punkte 572. — Bebandl. des Gewinn: und Berluftcon- 

to8 574. — Vertbeil, d. Reingewinns 575, 

y. Dritte Unterabtheil. Rechtfertigung ber Gewinne 
DER Zettelbäan 5 a ee 

Gleichartigkeit biefer Gewinne mit denen der Depof.banten 576. — Diefelbe 

Öfonomijchhe Verdienth. wie bei and. Gefchäften 577. — Falfche Herausrechn. 

bober Gewinne 577. 


Seite 


568 
568 


572 


tung 


— 760 — 


Viertes Kapitel. 

Beſtimmmungen über die Stellung des Staats zur Errich— 
— ——— En ae Dia ae A Sarah aan 
Die Grundiäge dafür Gonjequenzen der Ergebniſſe des Bisberigen 578. 
Daher verfchieden nach d. banfpolit. Syitemen 578. — 1. Gleihmäßige 
Beitimmungen über Behandlung der Banfnote, Publicität u. j. w. 578. — 
2. Frage nah d. Rechts: u. Wirtbich.fubj. d. Zettelbant 579. — 3. Ber: 
bind. unter d. jelbitänd. Banken und Filialwefen 579. — 4. Auflöj.s- Frage 
581. — Unteribeidung von 3 Syſtemen: Zettelbanfjreiheit, Notenmo: 
nopol, gemiichtes Syſtem 581. — In Deutichland Reform in d. Richt. d. 
gemijchten Syitems angezeigt 582. 

1. Erjte Abthbeilung. Das Syſtem ber Zettelbanffreibeit 


auf Grund eines allgemeinen Banfgefeges mit Normativbe- 
dingungen . . 


a. Grfter Abſchniit. Das Rechts- und Wirtbihaftsfubject - 


ber Zettelbanf diejes Syftlemd. . 2. 2 2 rn 2 0 na 
Gleiche Nechtsjäge wie für alle Bankgefhäfte 583. — Darnach Recht der 
Notenausgabe f. Priv.bangquiers, Erwerbsgeiellich., Eorpor., Staat 583, 
Frage ber unbegrenzten Haftbarfeit 584. — Dies Princip nicht jo allgem. 
bewährt wie behauptet wird 584. — Auch bei Zettelbankireibeit bafjelbe 
nicht geboten 586. — Die Reformfrage bes Actiengeſellſchaftstechts eine 
allgemeine 587. — Die formellen Beitimmungen über Errichtung u. f. w. 
die allgemeinen 587. 

b. Zweiter Abſchnitt. Bedingungen und Gautelen für bie 
ns von Zettelbanfen im Syſtem ber Banf: 
EEEEREIE GA nu le a A a a ar: Ve 

Solche Gautelen auch bier geboten 588. — 1. Minimalbetrag des einge: 
zablten Stammfapitals 588. — 2. Gejegl. Behandlung der Note 589. — 
a, Fixirung des nichrigften Notenftüds 589. — b. Keine Annahme ber 
Note an Öff. Caſſen 590. — c. Gegenfeitige Notenannahme bei d. Banken 
und Notenaustaujch 590. — d. Einlöjung an großen Plägen und Filia— 
len 590. 3. Prince, d. Publicit. 590. — 4. Forttall db. übr. Beitimmungen 
db. mater, B.gef.geb. über Einrihtung und Geihäftsiührung 591. — Bei 
Scheu vor voll, Freih. pajjendfte Vorſchr. geiegl. Vorzugsrecht der Noten, 
Mar.verb. d. Noten z. Rap. 591. — 5. Befteuer. 591. 

e, Dritter Abjhnitt. Die Erridtung von Filialen . . 
Unbedingte Freiheit berechtigt. Gautelen 592. 

d. Bierter Abſchnitt. Die Auflöfung der Zettelbant . . 
Freiwillige 592. — Präclufion der Noten 593. — Gewinn baraus gebübr 
dem Staate 593.— Gezwungene 593. — Nam. wenn Not.einlöjung länger 
ale 3 Tage jtodt 593. — Einruf. d. Noten 593. 

2. Zweite Abtheilung. Das Syftem bes Notenmonopols. . 

a. Erfter Abſchnitt. Die Wahl zwiſchen der reinen Staat #- 
banf unb ber privaten Monopolbanf (Actienbanf) 

Rechtl. Vorausſetz. des Monopols bilbet ein gejel. Notenregal 594. — 
Keine allgemeinen durdichlagenden Enticheid.gründe f. d. eine oder andre 
Banf aus d. Natur des Staatsbetriebs oder bed Banfgeihäfts 594. — 
Deshalb im concr. Falle j. am Beften halten an das gefchichtl. Weber: 
fommene 596. 

b. Zweiter Abfhnitt. Allgemeine volkswirthſchaftliche 

und banftehn. Anforberungen an bie Monopolbanf. 
Gleiche Anforderungen an Staats: und Privatbanfen 59. — I. Selb: 
ftändigfeit 597. — 2. Deffentlihf. 597. — 3. Gute Organiſ. d. Peitung 
u. f. w. 597. — 4. Nation. und confeg. Behandlung der Note 597. — 
a. Kein Zwangscurs 597. — b. Allgemeine Annahme an den Öffentlihen 
Gafien 597. — ce. Einlösbarkeit an ben Filialen 598. — d. Stüdelung 
598. — e. Berpfl. db. Bank, Noten gegen Münze und Barren zu geben 
598. — 5. Dotat. mit genügend hohem B.fapital 598. — 6. Neff. zur 
Dedung von Berluften im B.betriebe 599. — 7. Beihränfung bes Noten- 
umlaufs nicht anders als durch Ded.vorfchriiten 599. — 8. Notenbedung: 
banfmäßige; freie Bewegung ber Banf, feine Gontingentirung 601. — 
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9. Uebr. Geſchäfte. Vorzugsrecht der Noten 602. — 10. Filialnetz. Noth— 
wendigk. umfaſſ. Verpflicht. 603. — Vorſchläge hierfür 604. — Beſtimm. 
bei europ. Centralbanken 604. — Wirkungen des Filialweſens 605. — 
Socialpol. Seite 606. — 11. Rentabilität u. finanz. Seite 607. — Beſteuer. 
608. — 12. Aufldjung 609. 
e. Dritter Abſchnitt. Einige beſondre PBuncte bei der 
Staatsbanf 


Unabbängigfeit möglichit zu fichern, boch Werth ſolcher Gautelen nur in- 


normaler Zeit 609. — Einzelne Gautelen 610. — 1. Selbft. Inſtit. 610, 
— 2. Unabhängigf. v. Verwalt. 610. — 3. Normir. d. Stell. Einricht., 
Zeitdauer durch Geſetz 611. — 4. Garantie des Staats 611. — 5. Rege: 
lung der Gejdäfte —* B., Finanzverwaltung und Staatsinftituten 
612. — 6. Die B. als Banquier des Staats (öffentl. Depoſ.) 614. — 
7. Herbeiziehen v. Priv.perf. z. Controle 614. 
d. Bierter Abſchnitt. Einige bejondre Buncte bei ber pri: 
daten Monopolbaul . - - v2 2 2 2 2 0 2000. 
Vorlieg. Aufgabe 614. — Schwierigkeiten dabei 615. — Einzelne Puncte 
615. — 1. Rechtsſubj.: Actiengejellih. 615. —2. Vertrag, B.gefeß, Eonceff. 
urk. 616. — 3. Inhalt des Vertrags 616. — a. Monopol nur auf mäß. 
Zahl Jahre 616. — b. Während deſſen Aufldj. und Kapitalvermind. nur 
mit Staalserlaubn. 617. — c. Vorbehalt der Entziehung des Privilegs 
617. — d. Verpflihtung der Bank zu event. Erhöhung ihres Kar. 617. 
— e. Kortdauer 618. — f. Geſchäfte zwiihen Staat und Banf wie bei 
Staatsb. 618. — g. Die B. Banquier des Staats 618. — 4. Controle 
619. — 5. Aufhebung gefegl. Beftimmungen 619. 
3. Dritte Abtheilung. Das gemifhte Zettelbankſyſtem ; 
Sein Wefen 619. — Prince. Gründe dafür 620. — Pract. und concrete 
Verhältniſſe enticheidender 620, . 
a. Erjter Abjhnitt. Nähere Vergleichung der Decentra: 
lifation u. Gentralifation ber Notenausgabe . : 
a. Erfte Unterabtbeilung. Borwürfe gegen bie Decen: 
tralijation und Vorzüge berfelben. 2 2 2 2 2 2. 
A. 1. Allgem. Vorwürfe geg. die Decentr. als Folge der Zettelb.freib. 621. 
— Werthlofigfeit und rein beclamatorifher Character bdiefer Vorwürfe 
622. — Wiſſenſchaftl. Widerlegung geſchehen, aber nicht beachtet. Vortheil 
ber Goncurrenz 623. — 2. And. Vorwürfe 624. — a. Note der Heinen 
Banken fei unſicherer 624. — b. Anlagen jeien unficherer 625. — c. Größere 
Nothwendigk. in Krifen d. Vorſch. einzujchränfen 625. — d. Unbequemlicht. 
der Notencirc. (abitellbar) 626. — B. Vorzüge. 1. Selbftänbigk. der B., 
Vorzug v. d. Filiale 627. — 2. Stärke Pflege d. Depoi.geihäfts 628. 
Folge davon f. Notenweien 629. — 3. Größre Sicher. vor finanz. Aus- 
beut. 631. — 4. Fernerliegen der Staatsintervention 631. 
ß. Zweite Unterabtheilung. Borwürfe gegen bie Gen: 
tralifation der Notenausgabe und Vorzügeberfelben 
A, Nachtheile. 1. Geringre Selbftverantwortlichfeit 632, — 2. Leichtre Ber: 
quidung mit den Staatsfinangen 632. — 3. Schwächre regelmäßige Rück— 
ftrömung ber Noten 633. — 4. leichtere parteiifche Reit. d. Disc.geich. 
633. — B. Vorzüge. 1. Einheit der Banknote 633. —2. Filialfuftem 634. 
— 3. Größre Leiftungsfähigfeit in Krijen 634. — Endergebniß: Relativit. 
ber Gründe 635. 
b. Zweiter Abihnitt. Grundzüge für bie Durdfübrung 
des gemiſchten Zettelbanfivufteme . 2. 2. 2 2 2 2 na 
1. Ein allgem, Banfgejeß 636. — 2. Hauptbank. — 3. Gentralbanfen 2ten 
Ranges. — 4. Kleine Banfen 636. — 5. Berbind. unter ben Banken 637. 
— 6. Gontrolamt. — Anwend. auf Deutichland 637, 
c. Dritter Abjhnitt. Die jpecielle Durdhfübrung bes ge: 
miſchten Zettelbankſyſtems, insbejond. in Deutſchland 
«a. Erſte Unterabtheilung. Die Hauptcentralbanf, in 
Deutihland insbejondere bie Preuß. Banf oder bie 
Deutſche Reichsban 4: 4.0 0 ee 
1, Nothwendigfeit einer Hauptb., deutſche Verhältniſſe 638. — 2. Zwei 
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princ. Fragen. a. Wahl zwiſchen Staats: u. Priv.banf 639. — b. Wahl 
zwiſchen Staats: und Priv.verwalt. 639. — Gründe für bie Beibehaltung 
ber Staatöverwaltung bei der Preuß. Banf 640. — 3. Stellung. a. Privi— 
legien 641. — b. Verpflichtungen. —4. Einrichtung im Eingelnen weientL 
nad Analogie ber Monopolb. 641. — Verſchied. einzelne Puncte 642. — 
Bejond. höheres eigenes Kapital (Preuß. B.) 643. — Sogen. unbeichränf: 
tes Notenreht. — Behandlung der Noten, Stüdelung 644. — Eine io 
eingericht. Reichsb. eine Mufteranftalt 645. 
B. Zweite Unterabtheil. Gentralbanfen zweiten Rangs, 
ın Deutſchland insbefond. zu Franffurt, ha 


— Münden. . 
A. Auläifigfeit folder Banken überh, u. fpec. in Deutſchl. 646. — Frankf. 
B. — Sächſ. B. 647. — Münch. B. — Keine weiteren 647. — B. Ge— 


ſetzl. Beſtimmungen 648. — Einzelne Puncte. — Ergebnig 650. — 

y. Die übrigen, nicht bejonbers privilegirten Zettel: 
banten, insbef. bie Frage ber Fleinen deutſchen Zet- 
telbanfen . ee ae en —— 

A. Princip. Zuläffigfeit Feiner Banken 650. — Entſcheibender d. thatſächl. 
Geſtalt. — 1. Erhalt. der beſtehenden kleinen Banken in Deutſchland 651. 
— Streitigk. der Rechtsfrage. — Keine Verwirkung der Notenrechte wegen 
bes Währ.wechſels 652. — Theilweiſe oneroſer Erwerb der Notenrechte 
653. — 2. Zulaſſung neuer kleiner Zettelbanken 653. — Beſonders in 
Deutſchland 654. — B. Geſetzl. Regelung. 1. Wahl zwiſchen Conceſſ.princ. 
u. allgem. Geſ. mit Normativbeding. 695. — Vorzug bes letztren Wegs 656. 
2. Rechte und Pflichten 657. — 3. Regelung der beftehenden Banfen im 
Einzelnen 657, — Umfang der Notenrehte. — Marimum jeber einzelnen 
Bank 658. — Proport. zwifhen Notenumlauf und Kap., Dedung 659. — 

Antheil an der Aushabe von 50-M.:Noten. Diverfe jonft. Puncte 660. — 
Verwirkung d. Notenrehts 662. — 4. Grundſ. f. d. Erricht. neuer Fleiner 
Zettelbanfen 663. — Rechtsfubject. Buncte d. Actiengef.rehts 664. — Umfang 
bes Notenrehis 666. — Mutbmaßl. Entwidl. auf dieſer Baſis 666. 

d. Vierte Unterabtheilung. Die Berbindung ——— 
her Zettelbanfen unter einander . 

Erfolgt durch Verpflichtung ber gegenfeit. Annahme ber Noten in "Zahlung 
u. durch Notenaustaufhanftalten (Berl., Frankf.) 667. — Liegt im Inter: 
eſſe der Centralb. — Ausgleihungshans. Creditwirthſch. Entwidlung. — 

e Fünfte Unterabtbeilung. Ein Banfcontrolamt im 
gemiſchten SIBEM, ——— ein —— —— 
banfamt . ß . 

Organif. u. Function del. 608. — Gompetumz 669, 
Shluikmelum —— 
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Regiſter. 


(Sad: und Namenregifter, im letzterer Beziehung Anführung ber Namen 
der Staaten und Banken. Bei den Heinen deutſchen Banken find im Regiſter nur bie 
haracteriftiihen Momente jpeciell angegeben. Alle einzelnen Abichnitte des Werfs ent: 
halten Eitate aus ben Etatuten biefer Banken. Zur Ergänzung des Negiflers 
vgl. bie vorausgehende Anbaltsanalyje. Die Ziffern bedeuten die Seitenzahlen.) 


U. 


Abgenugtes Papiergeld, Behandl. 
in Preußen 674. Degl. Noten f. Be: 
ſchädigte Noten. 

Abjhreibung von Schulden, 119. Bon 
Verlujten 570. 

Abjolutismus d. Löjungen, unzuläffig 
in Bankirage 18 A ff. 

Abtbheilungen, Trennung der Bank in 
zwei. 261, ©. Peel'ſche Acte. 


Neceptirung von Girvanweifungen, 
Actien, eigene ber Banfen, Anfauf 


(Rücklauf) 88 (Behand! in Bil.), 442 
fi., 443 (Verbot), 507. — Beleibung 
323,328, — Größe der Stüde 664. 

Actienbanten, preuß., 6_A, 

Actiengeſellſchaften, Form f. Ban- 
fen 478, 573; bejte Form b. priv. Mon. 
banf. 615. 

Actiengefellfhaftsreht (Gefebge: 
bung) deutſches 7Z A, yreuß. 5 A; 
587; Beitimm. über Auff.ratb 491 ff.; 
über Gen.verj. 504 ff., über Rechn.ab— 
ihluß 568 fi. 

Actionäre der Banken 504, 505, 508, 
510 fi. — Reftir. Einzabl., Behandlung 
in Bil. 97, 111. — ©. Generalver: 
jammlung. 

er aa 399 ff. — Zins: 
fu 

Activa, db. Banken, in Bil. 95 ff., ei: 
gentlihe 97 fi.; — fing. 9 ff., 680,— 
Trennung nad Geichäjtszweigen 262. 

Activanlagen b. 3., biv. 4 

sn anf 263 fi., 693, div. 374, 
397 


Agenturen j. Filialen, 
Wagner, Zettelbanten. 





Amortifation ber 
ſchloſſen 57. 

Anhalt, Zettelb. 27, 29. .— St.pap.: 
geld 196, 197. 725, 

Anlage, db. eigenen Kaps, überb. 423 ff., 
432 ff.; im becentralii. Spiten 625, 
bei Mon.: u. Gentr.b. 602, 

Annahme, der Noten, freie . — Ge: 
genfeit, bei den Banfen 49 ff., 673, 
Vorſchläge f. Deutichl. 450, 667, bei 
B.freib. 590. — An öffentl. Gaffen 43, 
45 ff., 672, Vorſchl. f. Deutfchl. 450; 
an preuß. Staatscaff. f. Not. d. Preuß. 
3. 672; bei Mon.b. 597, — Im Priv.: 
verf. 35 ff., 671 ff, bei B.freih. 590, 

Annahme, b. Staatspap.gelds im 
Priv.verf. 34, 671 fi. 

Annuitätenjpftem, bei Hyp.barl. 408, 

Anweifungen, v. Banken ausgeftellt 
392; v. Gentr.b. auf Fil. 393. — Die: 
contir. gewöhnlicher A. 300; dogl. wech: 
ſelmäß. 300. 

Appoints ſ. Stüdelumg d. Noten. 

Aufbebung, b. priv. Mon.b. 617, 

Aufldfung, b. B. bei Freih. 592; 
bögl. zwangsweiie 593; d. Mon.b. 609; 
b. priv. Mon.b. 617. 

Auffihtsrath 481, Beftimm. db. Actien- 
rechts 491 ff., der B.ftat. 492 fi. — 
Bildung 499 ff. — Functionen 492 ff., 
49 fi. — Verantwortlichk. 681. — ©, 
auch Verwaltungsratb. 

Ausfhluß, d. Noten, f. Präclufion 

Ausfhuß, ſ. Banfausihuß. 

Ausgabe, d. Noten, 9. 

Ausgleihungsbaus (Abrechn.baus) 
f. Notenaustaufh 53; ein foldes f. 
Deuticht. 450, — Das Londoner 
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Noten, auge: 


(Statift.) 730, 
(Statift.) 734. 
Ausbilfe, gegenfeit., d.groß. Banken 560. 
Ausleibungen, d. B., in Bilanz 97 
Ausfirömung, d. Noten, 116, 
Austauſchanſtalt, f. Noten, 49 ff.; 
in Deutſchl. 450, 661, 667; im bes 
centralii. Syſt. 590; f. Staatspap.- 
gelb 57. 
Außercoursfegung, v. Noten, 674 
S. Einrufung. 


B. 


Baarbefung, vollftänd, d. Noten, 
falfches Berlangen, 240, — PVrinc. ber 
B.ed. fichert in Staats: u. Fin.frif. eben- 
falls nicht 600, 735. — Baar: u. Met.: 
dedung d. deutichen Noten u. B.fchulden 
li. — u.'nad Gruppen) 202, 205, 


A i. Baarvorrath. 
Baargelbögnari, 1 db. Ausland, Eins 


fluß 553 

Be, 254 fi., 689. — Be 
handl. in Bil. 97, 111. — ver in 
auswärt. Medi. 97, 276 ff., — 


Function in d. bankmäß. Det. Pr — 
Höhe 256, — Als Theil d. Not.ded. 
254 ff. — Urſachen d. Abnahme 552 ff. 
— Buffet. 254 

Baarreferve, d. Landes, 
Decentralif. (Engl.) 236. 

Baden, Banf 24, 25, 26. — — 
BA, 2. — Bproj. v. 1864 8 A 
Gef, üb, B.not.ausg. 2A, 6A, 
Gef. üb. Act.gef. ZA. — Staatspapier- 
geld 70 (Stüdel.), 196. 197, 725. — 
Verbot jremb Pap.gelds u. j. w. 38. — 
Verbreit. fremd. Noten 40. 


Frage ber 


— 


Badiſche Banf, 28, Tab. A, ©. 698, 
719, — Ded. d. Anweiſ., Schuldſch. 


aus Darleh. u. ſ. w. (Divof.) 689, — 
Einlöſ. d. Not. (Proj. v. 1864) 62, — 
Filialweſen 660, — Veräuß.recht d. B. 
im Lomb. geſch. 884 — Vorſchlag f. ihr 
Notenrecht in d. D. B.reform 658 
Wechſelcenſur 297 ff.; Genj.behörbe 690. 
Baiern, Monop.b.ivit. 20, 9 A. 
Staatsyap.aeldb 37, 70, 19%, 198, 725. 
— Deſſ. Stüdelung 70, Verbot 
fremd. Not., Pap.gelds 38. 
Baieriihe Bank (Baier. Hypotb.- 
Wehi.d. in Münden) 283, Tab. A 
©. 698, 719. — Hypotb.gefhäft 409. — 
Ald Nebencentrald. im D. Reid 447, 
646, — Not.ded., jpec., nad Stat, in 


Hypoth. beſteh. 266. — Notenmonopol 
9 A, — Notenrecht, Umfang 90, 173, 


* Berantwortlicht. d. Staatscommifläre 
134. — Vorfchlag f. ihr Ray. u. Roten: 


F 


Das Newyorter 


| 


— ꝛc. bei b, B.reform 447, 451 Fi 
647 fi. — Wechſelcenſur 397 if. 


Sant. Banken, j. im Alla. Zettel: 
bauf, 
Banfantbeile d, Preuß. B. 6A. — 


Verzinf. 711, 

Banfantbeilfcheine d. Preuß. B. 6A. 

Banfausjchuf 48, N Bildung 499, 

Banfbeamtenweien IN. 

Banlbebörben 478 ff. 

Bankbetrieb, beffen Tehnif 18 A, 155 fi. 

Bankbrofhürenliteramr, neuefte 
beutiche, 4, 582, 600, 621, 692, 

Bankfcaifenideine, preuß. 5 & 

Bankfcontrolamt, j. Eoutrolamt. 

Banfcuratorium, db. Preuß. B. 147. 

Bankfdirection 482 ff. 

Bankfreiheit 3.ff., Beihränf. 17. — 
Spit. f. Zett.b. 582 fi. 

Bankgeſetze, allgemeine 10 A — Für 
feine deutjche Banken, Vorichläge 433 fi., 
656 fi. — Mit Normat.beding. j. Er: 
richt. 582, 

Bankmäßige Dedung, ber Noten, 
241, — Gefahr b, Verleg. 348, — S 
Notendedung. 

Banknoten, ſ. Noten, 

Banfordbnung, preuß. v. 1846, 6 A. 

Bankpolitik, Syfieme der, 31 fi., 581 if. 
— Der deutichen Staaten 9 A fi. 

Bankrecht, beitebendes, j. Einfluß 18 A. 
= Gegenwärt. Zuftand in Deutſchland 

A, 


Banfreform, preuß. v. 1846, 6 A. — 
ee Vorſchl. 433 fi, 447 ff. 619, 


Bankjvftem, gemifchtes, 16 A, 619 ff., 
635 ff. 


Bankſcheine, yomm, DA. 
Ben rs lung ‚ beren WBublicit., 
77 f. ©. Bankgeſetze. 
Bankverwaltung, bern Publicität, 
81 ff. — Führung durch Staatsbeamte 
144 ff, 639 ff. (Preuß. ©) — ®. 
Staat ernannte Mitglieder d. Verwalt. 
76, 129, 136, — Führung d. B.-B, 
155 ff. — Organif. ıı. Einriht. 478 ff. 
Baubanfen 694 
Bauen, landitänd. B. 26, 716. 
Behördenorganismus, d. B. Mff. 
Beleihung (Belehnung) 306 I 
©. ſonſt Lombard. 
Beleihungsquote, im Lomb.pgeſch. 
330 ff. 
Belgien, Gentralb., priviL 21. 
Belgiihe Nationalbanf, Baarver: 
rathb 253, — Depoi.ded. 59, — Be 


handl. d. Pagerfcheine 319, — ©. auch 
Vorwort, 
Berlin, als Gelbplag 16, 23, 712. — 


— — — Tg 


— 165 — 


Wechſelcurſe in 1866 369, — in 1870 
707, 


395, 

Berliner Eafjen:Berein 24, Statift. 
712, Tab. A ©. 698. — Dedungsver- 
bältn. 342, — Girogeſch. 377, 712, 

Befhädigte Noten, Behandl. 58 ff., 
— preuß. Staatöpap. gelb 674, 

Beſchlußfähigkeit, d. Generalverf. 
516. — Des Verw.raths 503, 

Betätigung, vd. Gefl.org. durch b. 
Staat 134, 135; — f. Direct. 487, 

Beſteuerung d. Zett.b., Vorſchl. f. 
Deutſchland 424, 458 fi., 661 — F. 
Mon b. 608 — bei Zett.b.iteiß. 59}, 

— gu Form, Public. 83 ff., 


679. — Grundſ. d. Act. geh.vechts f. 
Ausftell. 569 ff. 

Billets & DOrdre, db. Franzi. B 
392, 737. 


Blancoaccepte 272. 

Börjeneffecten, Lombarbir. 321. ©. 
aub Effecten. 

Bofon, Notenumlauf 162, 

a! Leibbausicheine 197, 

— Re 

rät are Bank 27, Tab. A 
©. 698, 716, 724, — Gonceil.b bauer — 
— Baardeck. WB, — Notenrecht 90, 
716. — Zeitweiſe Unt.bil. 89, %. — 
Reformvorſchläge f. deutiche Banken 457. 

Bremen, Annahme d, Noten d, Preuß. 
B. an Staatscail. 672. 

Bremer Bank 26, 714, —— 

Breslauer ſtädt. Bank 6 A, 24, 713, 

Britifhbe Banfen u. ſ. w. ſ. Gr 
man: England 3A 24 


Bruttogewinn d. Banken 119, 571, 


Buchcrebdite 373 fi. — Bei Deutfcher 
Reichb. 644, 

Buccreditdepofiten 373 fi. 

Büdeburger Bank, Niederfädi. in B., 
27, Tab. A ©. 698, 717. — Couceſſ. 
bauer IA, — Notenrecht, unbegrenztes 
237, in vielen Währungen 60, 


E. (Bol. auch 8.) 


Caſh Erebdits, jchott., 331, 399, 

Galle, f. Baarvorrath. 

Gaffenanweijungen, preuß. 6 A 
S. auh Preuß. Staatspap.gelb. 

Gautvon, der Direction, 

Genforen 2% fi., 481. — Be ber 
Ei 8. 152, 296 ff.; bei d. Oeſt., 
ranff., Bad., Baier. ®. 298 ff., 690. 

Genfur, j. Genforen u. Wechſel— 
cenfur. 

Genjurbebörben, f. Genjoren. 

Centralausſchuß, bei d. Preuß. B. 147. 


Centralbanken, geöß. Baarvorräthe 
4 fl, Banfen, 342, — Disc.polit, 
562 fi. — Prüf. d. Disc.gefuche 526 ff., 
529, — Function in Krifen 8, 14, 367, 
567. — Reift.fäbigk. darin 634, 364 ff., 
707 (Preuß. ®.), 736 (Franzöſ. B.). — 
Vorzug in Krifen 361, 364 ff., 368 ff. 
— Geringre Selbftverantwortlicht. 632, — 
Vorſchlage f. A Not.reht u. Kap. bei. 
in Deutichl, ff. (Preuß. 
od, Reichsb. st 646 ff. (Sentralbanfen 
2, Range). — ©. auch Centraliſa— 


tion, Engliſche, Franzdi, 
Defterr., Preuß. Bank. 

Gentralbanfen, europ., gute Ber: 
walt. 352, 


Gentralbantwejen, curop., 20 ff., 59. 
Gentralijation, im Banf: bei. Zett.b.- 
weien, 13 ff., 594 fi. 681 fl. — Bor: 
Be 631 fi, Sorsüge * ff. Der 
ot.ausg. in Deutſchl. A; A 
620,880. = 
Gentralifirende Tendenz, im B.— 
weijen, 15, 23. 

Gentralplag, d. Geldbwejens, 15. 

Chedbepojiten, ſ. Buchcreditde— 
poſiten, in Bilanz 109, ©. auch 
Depojiten, Contocorrent. 

Cheds, auf and, Banken, in Bil. 111. 

Chemnitzer Stabtbanf 29, 716, 725. 

City of Glasgow: Bant 235, 7. — 
Suspenf. 349. 

nn.‘ House ſ.Ausgleichungs— 

aus 

Commanditen, ſ. Filialen. 

Eommandiigefelt'haften, Form 
f. Zettelb. 

Commandittapitalien, Behandl. in 
Bilanz 99, 

Commiſſäre bes Staats, } Auff. 
über Banfen u, ſ. w. 130 ff., bei. bei 
Notengeid. 133, 

Compromiſſe, in d. B.polit. zuläſſ., 
19 A, 4, 33, 158. 

Comptoir national b’Escompte in 
Paris, Lomb. v. Lagerfcheinen 319. 
Goncefiionen, b. deutfhen B. 655, 
Eoncefiionsdbauer, preuß. BPriv.- 
en 78 A: ae nn — 
28, 177, Tab. A © Preu 
st; Franzöſ., Defterr., Engl. 8. 616, 

S auch Zeitbauer. 

Conceſſionsprincip,-zwang f. 
Actiengefellih. 1 A, 14 A, bei d. Er— 
richt. dv. Banken 581, bei deutjchen EI. 
Banken 655, 

Eoncurrenz, — Banken, als Cautel 
bei Zettelb.freih. 623, 

Gonnoijamente, Kombarb. 320. 

Eontingentirung 18, 242, nadtbeil. 
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Wirk. 352 ff., Einfluß auf Disc.polit. 
544. S. auch Peel'ſche Acte, Engl, 
Preuß. B. Kriſen. 
Gontinentales Cbeutigen) Noten: 
dedungsiyitem 252 fi. Bewähr. 
347 ff. 735 (Franzöſ. B.). — ©. auch 
Preuß. B. deutſche Banken. 


— aſſ. 373 fi. — 
Actives 399 fi. — S. auch Depoſiten. 
Controlamt, f. Baufen, 12, — Ständ. 


z. d. form. Gontr, 75, 121 ff. — €©r: 
weit. für db. mat. Gontr, 158. — In 
Engl., Nordamer. 122 fi. — Vorſchlag 
f. veutſchi 668 ff. 


Gontrole, b. et - Stellung d. 
Staats dazu, 73 if., 678, 683. — Durd 
Publicit. Rn — Form. C. 75, 121 ff. 
— Mat. 76, 129 ff. — Durch Staats: 


beamte neb. d. B.verwalt. 130 fi., 141 
— Dogl. in d. B.verwalt. 136 f. — 
C. durch Uebertrag. d. Leit. an Beamte 
des Staats 144 ff., — Der priv 
Mon.b, 619, — der Deutſch. Reichsb. 
645. — ©. aub unter db. Namen b. 
einzelnen Gentralbanfen, z. B. 
Ruſſ. B. 
Gontrole, d. deutſchen Goldmünzen, 
durch Banken 676, 
Gorporationsredte, 
1A,32 A. 
Gorporationsd: Zettelbanfen 583, 
j. au Bresl., BrL 2. 
Gouponcirculation, in Deutſchl., 
6, 7, 42, 
Coupons, beren Discontirung 301. 
Greditfrife, Function db. Banfnoten 
darin, 7, 164, 314, 544, 565, 707. — 
Wirk. d. Peel’fchen Acte dabei 164, 314, 
544, 56d. — ©. auch Krife. 
Grebditlijten 285, 29. 
Gredbitumlaufsmittel & 
Creditwirthſchaft 6, 279, 667. — 
Einfl. d. Befeitig. MH. Noten 228. 
Grebitwürdigfeit, d. Wechſel, 286 ff., 


293 fi. 

Eulpa, Verantwortlich. daf, 120, 682, 

Gurrencydoctrin, «theorie, Irr— 
tbümer 6 ff., 622. — Schlechte Grundl. 
b. Peel' schen Acte (ob. des Conting.⸗ 
princ.8) 229 ff., 350. 

Current accounts, fchott., 381. 


von Banten, 


Gourswertb, d. Effecten in Bilanz, 
103, 
D. 
Dänemark, Mon b.ſyſt. 2 
Däniſche Nat.bant, Riien Baar⸗ 


bed. d. Not. 260. 

Danziger Banf 24, Statiſt. Tab. 
©. 698, 713, — Einreid. v. Not. er 
Preuß, uß. ©. nah Stüdel. fateg. 713. 


| Darleben, 
112, 


in lauf. Rechn. in Bil. 102, 
— An ben Staat, Arten beri. 
417 ff.; in E.corr. 417; als Form ber 
Bezahl. d. Not.privilegs (eg6 246, 418, 421, 
ser nam. Seit. groß. Banfen 461. 
rlebensgejuce, Prüf. bei d. Die- 
— 293 ff. 523, 525 fi. 
Darlebenscajfen, norbdeutihe von 
1870 691. 


Darlebenscafjenfhbeine, preuk.v. 
1866 36, 314, 316. — Norbdbeutjche 
v. 1870 

Darmftäbter Bank f. zn» 
28, Tab. A ©. 698, 719. — Moten 
aud) in Thl.— Währung 66. — Kleinfte 
Noten 69. — Neue ſtarke Kap.vermehr. 
719, — Vorſchl. f. j. ind. D. B.rei. 
647, 658. — ©. au deutſche Feine 
Banken. 

Decentralifation, d. Bankweſ.s 15, 
bef. db. Not.ausg. 15 A, 16 A. — Bor: 


würfe dagegen 621 fl. — Borzüge 
627 ©. auch Nordamer. 
Banken, Schweizer Banfen, 


Gemiſchtes Syftem. 
Dedung f. act. E.corr. 400; f. Depoi. 
‚3833 fi. — $. Fl. Noten 224. 

Dedung ber Noten, ſ. Notended, 

Delcredereconto, in Bil. 109. 

Delcredberefonds 471. ©. aud Re 
jervefond®. 

Depofiten, Behandl. ind. Bil. B fi. — 
Arten 373 ff. — Geridtl. u. äbnl. 391. 
— Deffentl. (b. Staats u.f.w.) 385 N. — 
Verzini. 559, — Ihre Dedung 258 ff., 
384. — Berüdfiht. bei d. Beftimm. üb. 
Notenuml. 184. — Dep. b. Engl. 2. 
in Krijen 558; dogl. d. deutſch. Banken 
in 1870 ſ. Tab, A (©. 


= u. 708, 
Depofitenbanfen, alte moberne 


ff- 
Depofitengejhäft, der Zettelbanfen, 
fi. — Mit priv. Claſſen 388. — 
Berbind. mit Not.geih., VBortbeil davon 
j. d. Disc.polit. 557, 644; deal. im 
decentralif. Spit. 627, 

Depojitenjheine, in Preußen, aui 
db. Inhaber laut., Recht z. Ausftell. nur 
mit Staatsgenehm. D A. 

RUN b. Centr.ausſchuſſes bei d. 
Preuß. 3. 147. 

Def fauer Bank (Anh. Deſſ. Landesb. 
in Defi.) 27, Tab. A ©. 698, 716, — 
Zeitweije "Unt.bil. 89, 39. — ©. 
deutſche kleine Banken, 

Deutihland (Deutidhes Reid) 
Banken 22 fi., 23. — Geſ.geb. über 
Not., Steatspap.geld 10 A fi. — 3.6. 
polit. 11 A fi. — Vorſchl. f. D. 3.b.rei. 
433 ff., 447 ff. ; def. im gemiſcht. Syſt 
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638 ff. — Bild. v. Banfprovinzen in 
D. 19, 


Deutfhe Reihsbanf, ſ. Deutſches 
Zettelb.wefen, Preuß. 2. 

Deutfhes Handelsgefegbud, Act.: 
gef.reht 7 A; 482 (Direct); 49 ff. 
(Aufi.r.); 504 fi. (Gen.veri.); 568 fi. 
(Rechn.abſchluß.); 443 (Verbot d. An: 
kaufs eig. Actien). 

Deutſches Staatspapiergelb, Geſ. 
über Ausg. v. Pap.geld 12 A ff. — 
Grund db. Berüdf. i zen 34, 
— Vorkommen 36, ft... 5 — 
Stüdelung 68 fi. — Regelung 165, 
Vorſchl. daf. 193 ff., 210 ff., 685 ff. 

Deutjhes Zettelbaufwefen im 
Allgem. 22 fi., 28, 698 ff., beſ. Tab. A. 
— Mctivgefh.kreis 265 fi., 397 ff. — 
Pafl.geih.fr. 372 ff. — Act. G.corr.: 
gefh. 399, — Auswärt. Wechi.geich. 274, 
— Beitimm. über Baarvorr. 254 ff. — 
Genj.bebörden 297. — Depof.geich. 375 Ff., 
378 ff. — Zunahme d. Gutbab. in 1870 
708, — Eff.deck. 269, Eff.geih. 410. — 
Lomb.geſch. Lomb. auf Lagerſcheine 319. 
— Noten, Meinfte 68, Vorſchl. f. Not. 
min. 645, 678, 685, 688. — Not.bed.: 
ſyſtem 252 ff., Bewähr. deſſ. bef. 1866 
357 fi, bei. 1870 721 fi. — Ded.: 
verh.e 205. — Beftimm. über Höhe bes 
Not.uml. 173 ff. — Entwidl. d. Not.: 
umlaufs 200 ff., 720, — Beft. über 
Wechſeldisc. 270 ff. — Deal. üb, Auff.: 
od. Verw.r. 492 ff.; üb. Direct. 482 ff. ; 
üb. Gener.verj. 510 ff.; üb. Rechn.ab— 
ſchluß 572 ff.; üb. Vertheil. d. Reingem. 
575, Divid.böhe Tab. A S. 69. 

Deutihesgettelbantwefen, Feine 
Banken, Beſtände eig. Action 444, 
ſ. auch S. 714 ff. bei d. einz. Banken. — 
Activcont.corr. 404, 693. — Eonceffionen 
655, — Ded.verbältniffe 344. 346, 723. 
— Reduction d. Portef. d. Wechſ. in 
1866 358. — Rechtofrage d. kl. B. 651 ff. 
— Vorſchl. f. Kap.böbe u. Notenredt 
433 ff.; dsgl. im gemiſcht. Syſt. 650 ff., 
657 ff.; insbeſ. f. d. beiteh. B. 655 ff.; 
j. neue dsgl. 663 fi. — Frage b. Er: 
richt. neuer kl. B. 653 fi, — Statiſt. 
Tab. A ©. 699, 712 fi, 724 

Deutſches Zettelbanktwejen. 
Hauptcentraldb. (Reichsb), Even: 
tualit. beri. 444, 447 ff, — As 
Mond. 594 ff. -Neb.centr.banten 
646 ff. 

Devijen 271 

Direction, d. 3.b. 481 ff. — Function 
482, — Bildung 486, — Berantwort: 
lichf. 488, 681. — Beftätig. durch den 

. Staat 487. 





Directoren, Stellung 487, — Rechte, 
Pflihten 488, — Berantwortlichf. 488, 
681, — Staatsbeftätig. 135, 487. 

Discontirung, bei. v. Wechſeln, 267, 
270 fi. — V. Anweiſ. 300; v. Coup. 
301; v. Schagfcheinen 305, — Erweiter. 
d. Discontir. in Krifen 565 ff., 365 ff. 
(Preuß. B. in 1866), 707 (in 1870), 
736 (Franzöſ. B. in 1870). 

Disconto (Discontofag) Regelung 
533 ff. — GStabilit. 540, — Minim, 
341, — Abftuf. nach Wechfelverfallzeiten 
533, — D. in 1866 369, 

Discontoerböhung, Hauptmittel b. 
Diec.polit. in ſchwier. Geldmarfte 561 ff, 
— Falſche Beſtreit. d. Nützlichk. 564, 

Discontopolitit 475, 476, 518 ff. — 
Mittel z. Milder, d. Reftrictionen in d. 
Disc.polit. 547 ff. 

Discontowedfel 271 

Disponible Mittel, d. Banfen, Bes 
dent. 185. — Quote bei fl. Banken 436. 

Dividende 574 ff. — Refervef. z. ihrer 
Ergänz. 473, — Feftitell. 574; deuiſch. 
Banken Tab, A ©. 699, 

Dividendenconto in Bil. 109, 119, 

Dividendenfheine, als Girc.mittel, 


Docks, ſ. Niederlagen. 

Dolus, Verantwortlichk. daf. 120, 682. 

Dortmunder Banf 24, 29, 

Drain, auf b. Bank, 233, 276, 550, 

Dritteldedung, fogen., 256 ff., 260, 
— Falſche Polemik dagegen 353, — ©, 
auch Gontinent Deck fyſtem. 

Durhfhnittsnotenumlauf, bef.d. 
beutihen Banken, Tab, A ©. 698; 
einzelner D. Banken 724, d. Preuß. 2. ZIL 


€. 


Edelmetall, Aus- u. Einftröm,., Bes 
zieb. 3. Disc.polit. 521. 
Edelmetallgeld, PVerpflihtung einer 
Gentr.b., Noten dagegen zu geben, 598, 
©. au Baarvorrath. 
Ebelmetallbandel, d. großen Ban: 
fen, 560, .. 
Ebdelmetalllombarb 307, 309 fi. 
Effecten, in Bil. 103, 569, — Welche 
Effecten bei 3.5. zuläffig 415. — Keine 
gute Not.ded. —8 S. Werthpap. 
lomb, , . 
Effectencurje, deutſche, Juli 1870 412, 
nn elanlsı freies, b. Zettelb, 
41 


Einheit der Note, bei Gentr.b. 633, 

Ginlöfung (Einlösbarkfeit) der 
Noten 10, 57 ff. 674, — An mebreren 
Orten, bef. Hauptplägen, 60 fi., 675; 
dsgl. Vorſchl. f. Deutſchl. 450, 457, 645, 
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dsgl. f. MH. D. Banken 6641. — €. ber 
Noten db. Monop.banf 597; dogl. bei 
3.b.freib. 590. — Einl. von Staats: 
pap.neld 64, 36, 671, 676 (preuß.). 
©. aub Filialen, 

Ginlöjungscafjen j. Noten an Haupt: 
orten 61, — Tür Staatspap.aeld 
211, 215, 686. — In Sadıjfen f. fremde 
Noten 39, 

Einrichtungskoſten, in Bil. 96, 110, 
geſetzl. Behandl. 570, 

Einrufung, v. Noten u. ſ. w., 59, 
674, — Bei Zettelb.freib. 692. 

Einſchränkungen f. Rejtricetionen. 
E. d. Borichüffe d. A. Banfen in Krifen 
625; 359 (FM. D. Banken). 

Ginidhußfapital, db. Staats, bei db. 
Preuß. B. 6 A, 451, 453, 642, 712, 

Ginziebung, b.Noten, 59, 674, 592, 

England, gemifchtes Syſtem, privil, 
Gentralb. 21, 726 ff. — Entwidl. d. 
Banktweiens 2A fi. — Gontrolamt f. 
Banfen 122, — Wublicität f. Banken 
79, — Notenminim. 67. 

Engliihe Bank (Banf von Eng: 
land in London), Erricht. 2A ff, 
Entwidl. 24, 726. — Priv.dauer 616. — 
Silber im PBaarvorr. 255. — Depoſ., 
öffentl. 387. — Aunabme db. Depoi. in 
Krijen 559, — Discpolit. nach 1844 
536 ff. — Reitung 153. — Darleh. a. 
db, Staat 105, 419, 461. — Filialen 
603, — Art d. Notenausgabe 58. — 
N.einlöſ. 61. — Umlaufszeit d. Noten 
551, — Einwirk. d. Baarfonds auf b. 
Notencirc. 207. — Einricht. unter d. 
Peel'ſchen Acte 232 fi., 243 ff. 601. — 
Ded.verbältn. 340, 729, — Reell banf: 
mäß. Dedung troß db. Peel'ſchen Acte 
105, 344, 30 ff. — Verpflidt., Noten 
gegen Barren zu geb. 236, 598 — 
Leiftungsfäbigf. in Krifen 14, 164, 314, 
544, 565. — Oeff. Sicherheiten 411. — 
Kapit. 105, 233, 451, 461. — Rei.i. 
467, — Finanz. Gegenleift. f. d, Not. 
privil. 460. — ©. Peel'ſche Acte, 
Krifen, Erebitfrifen, Gentral: 
banken. ©. aud im Vorwort, 

Englifhe Banken 2 A fi. 726 ff. — 
Depof.geih.e 376, 730, — Zoint-Stod: 
Banken 340, 729 — Landbanken 
(Country⸗Banks) 235, 727. — Beftimm. 
d. Peel'ſchen Acte 170, — Rentabilit. 
engl. Banken 176, 729, 

Englijhes Syſtem ber Noten: 
bedung 242 ff. © auch Engl. 
Bank, Peenſche Acte. 

Entrepots, ſ. Niederlagen. 


Errichtung, d. Banken, beſ. Stellung 


des Staats dazu, 12, 19, 578 fi. 


FJ. 

Fälſchung, v. Noten, 60. — Behandl 
gefälſcht. Not. 60. — F. vorkommende, 
Verantwortlichk. daf. 120. 

Fauſtpfand 306, j. Lombard. 

Filialen (Filialnetz) 14, princ. Be 


deutung — Bei. Bei Mon.» ober 
Gentr.d. nötbig 603, 606 (ioc.pelit. 
Seite), BL — Fl. bei einer D. 


Reichsb. 644. — Bei B.ireib. 52. — 
Vorſchi. f. fl. D. Banken 660. — F.wei. 
db. Preuß. B. 708 fi. — Dotat. b. F. 
bei Mon. n. Gentralb. 605, — Einlöf. 
d. Not. an d. Fil. bei Mon.init. 598, — 
Kapit. d. Fil. Behanbf. in Bil. 99, 118. 

Finanzielle Segenleiftungen, d. 
Banken, f. d. Not.privil, 451, 460 ff., 
607 (Mon.b.), 644, 649, 657 (aud 
Vorſchl. f. D. B.reform). 

Finanzielle Vorrechte, d. Banken, 
Vorſchl. f. Deutichl. 451. 458 ff. 

Finanzgefhäfte, zw. Staatu. Staats: 
banf 612 ff., zw. Staat u. priv. Mon.b 
618, 


Finanznöthen, b. Staats, Gefabr f. 
Banken, 632, 735 (Franzöſ. B. 1870). 
Fonds, Behandl. in Bil, 103. — An: 
lage darin als Mittel d. Disc.polit. 548. 
©. auch Effecten. 
Formelles Banktgefeh 11, 15 fi. 
Formulare, gemeini., f. Noten im 
Spft. db. Decentralif. 157 (R.amer.), 457, 
Sranffurter Ban 25, Tab. A ©. 69. 
717, 724. — Beizubehalten bei d. B.ref. 
als Neb.centr.b. 447, 646, — Boridl. 
f. ihr Kap. u. Not.recht 447 ff. 451 ff. 
648 fi. — Bebing. b. Kap.erböb. eben: 
baf. — Darl. a. db. Staat f. b. Priv. 
103, 461. — Beleih. v. Lagericheinen 
319, — Peift. in 1866 365. — Bubli: 
ct, 4 — MWedhi.cniur 297 fi. — 
Not.beweg. 115, 718. — Mar.emijf.W, 
175. — Not.minim. 68, 69. — Rot.: 
ftüdel. 3, 718. — Not einlöſ. 2, — 
Zulaſſ. v. Effect. bei d. Not.bed. 269. 
— Regelmäß. Rückſtröm. d. Rot. 116, 
718, ©. aud Deutide Il. Banken. 
Franzöſiſche Bank (Banf von 
Frankreich) 20, 734 fl. S. aud im 
Vorwort. — Nctiengröfe 665. — Auf 
leib. in Bl. 99, — Deff. Depoi. 
(Shage.corr.) 886. — Fil. weſ. 604, 
737. — Kapit. 461, 736, — Rei.i. 467, 
736, — Dberjte Leitung 151. — Lomb. 
v. Lagericheinen 319; v. Wertbpap. 
323, — Not privil., beſſ. Bezahl. 
461, — Briv.dauer 616. — Not.einlöi. 
61; dsgl. an Fil. 598, — Not.ded.: 
vorjhr. fehlen 238, Ded.verh.e 340, 
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235 fi. (Krieg v. 1870). — Not. rüdel. 
738. — Rent.anlage al. 
Schagicheinbeleib. 691, 735 fi. (Krieg 
v. 1870). — Wechſelcenſ. —X — Ein— 
wirk. d. Baarfonds auf Not.vermebr. 
207. — Discpolit. 538 fi. — Verkürz. 
d. Berfallgeiten db. Wechſ. 291, 532. — 
Franz. B. in 1848 278; bamal, Be: 
arenzung d. Not.ausg. 238; notbleid. 
Wechſ. damals 296, deal. 1870 680, 
737. — Borth. d. bankmäß. Ded. 348, 
—* 1870 735 fi. — Einſtell. d. Baar: 
in 1870 600, 6838. 74 fi. — 
er feit 1870 736. — Einfl. d. Pap.⸗ 
geldbwirtbih. auf d. Stüdelung 676, 
7383. — © auch Gentralbant, 
Monop.b, 
Franzdf. Noten, Verbot db. Zahl keift. 
bamit in Elf, Loihr. 672 
Frankreich, Mon b.ſyſt. 20, 7. — 
Notenminim. 67, 736, 738. 
Freilager, ſ. Niederlagen. 


Garantie, db. Staats f. Banfen 11. — 
G., moral., db. Staats f. Noten 46, — 
Gar. für Staatsb. Hill: Verb. bei d. 
Preuß. B. 612, 

Gebäude, d. Banken, als Activ. 422, 

Gehaltszahlung, an St.beamte durch 
d. Banf 388. 

Held, neiehl, f. Not.einldf. 65, ©. au 
Baarvorratb. 

Geldmarkt, Bebeut: ſ. Lage f. d. Disc.- 


polit. 521, 528. — Gpecul. Auftand 
522; frit. 522; rubiger, Discregul, 


dabei 536 ff.; beweater desgl. 42. 
Geldfurrogate 6 
N. durch bie Gelbfur: 

rogate 6, 667; in Deutichl. 726. 
Beldwefen, gemifchtes 230, rein metall. 

(ber Curr. boctr.) 230. 

Gemiihtes Bank: ober Rettel: 
banfiuftem 16 A, 531. 619 ff.; fpec. 
Durchführ. (auch in Deutichl.) 635 fi. 

Generalratb, b. Franzdi. B. 151. 

Generalverfamminng, d. Xctien: 
u. B.actiengeiellih., 481, 504 ff. — Be: 
ftimm. db. D. Act.gei.rechts 504 f.; deal. 
d. B.ftatuten 510 ff. — Bildung HOF. 
— Beruf. 514 ff. — Gefh.führ. 515 ff. 
— Beſchlußfaſſ. 216. — Functionen 
gr — insbeſ. nah d. D. Zettel— 

at 

Geographiſche Vertheilung, d. 
Zettelbanken in Deutichland, 12, 27; 
des Not.umlaufs 191. 

Seraer Bant Q A, 15, 27, Tab. A 
©. 69%, 716, 724 — Im X. 1866 


359. — Baarded. 280, — Not.recht | Hamburg, als B.plag, 26. 


unbegrenzt 182, 716. — Stat.änber. üb 
Not.ded. 80. — Berlufte bei Agenten 
99, 103. — Verſprechen eines Darl. an 
db. Staat 106. — Verwalterin d. Reuß'⸗ 
fhen Pap.gelds 221, 

Gefhäftsführung, db. Zettelbanken, 
12, 18, 155 — — Beſ. Stell. d. Staats 
dazu 155 ff., 684 

Geſchäftsgang, 
Jahresber. 8 

Geſellſchaftsorgane, d. Banken, beſ. 
der Actienbanken, 479 ff. — Stellung 
3. Kap.vermehr. 178 ff. 

Gewinn, d. 3.banfen, in Bil. 87, 108, 
— princ. Rechtfertig. 276 ff. ©. auch 
Dividende. 

Gewinnantheil, des Staats, f. Noten⸗ 
privil. 461, 607, 644, 649, 657, 695. 

Gewinn: und Berluftconto 119 
nad d. B.itat. 573, 

Girvanweifjungen, in Bil. 110, Ac— 
ceptir. 391, 704 (Preuß. 8.) 

u... im er len. 377. — 
Des Berl. Gafl.: nn 712; ber 
Frankf. B. 718; b. Preuß. — 24. 

Girokapitalien, in Bil 110, 

Börliger Bank (Commun.ftänd. B. b. 
preuß. Oberlauf. in Görlig) 24. 714, 
Tab. A S. 698. — Not.annahme Sei: 
tens d. Preuß. 3. 50. 

Golbcertificate, norbamer., 229, 734. 

Gothaer Bank 27, Tab. A ©. 698, 
716, 724. -- Bierdrittelbedung 263, — 
Not.redht unbegrenzt 237; auch auf fl. 
fautend 66. — Depoſ.geſch. 379, — 
Depof.ded. 259. — ©. 8. in 1866 15 
359 — Bel. Art d. Staatscontr. 137. 

Gouverneure, v. Gentr.banfen, 149, 
152, 


Angab. darüber im 


Großbritannien, Y.:6t.:GComp.s LA, 
— Banken 726 ff. — Berbindlichk. aller 
Banken 730. — B.gei.geb. v. 1844/45 
10 & — ©. England, SchotiL, 
engl., ſchott., ir. Banken, B. v. 
Eng land, ppeerſche Acte. 

ur res Monop.b.iyit. 20. 

Gründer, v. Ac.gei., Verantwortlich, 


682. 
Grunbeigentbum, Grunbitüde, b. 
Banken 422, — In Bil. 107, 113, 
Guthaben, Bebandl. in Bil. 99. 
Gutſchreiben, d. Grebite, 373 fi., 401 
(Statt der Auszablung). 


9. 


Hagen, ra Pe 24, 29, 

Haftbarfeit, begrenzte, in England 
4 A. — Unbegrenzte, princ, Frage 478, 
- has. - Des B.verw. nn 120, 682. 

Break 
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bofelbft 11, 19. — Proj. eines B.ge- 
feße® nah nordam, Mufter 143. — 
Vorurth. aeg. Platzwechſ. 272, 
HamburgerBanf (Girobanf), früh. 
Geheim. 81, — Beleib. v. Edelmet, 309, 
— Befeitig. d. M.:B.:MWähr, 691, 
Handelseffecten, deren Discontir, 301, 
Handelsdfammern, beutfche, > nord⸗ 
deutſche (preuß.) Ueb. Not. Pap. 
gelder, 41, 48, 671 — lieb. — u. 
Divid ſcheine 6.42 67L — Ueb. Preuß. 
1% 1866, 366, 
Handelstag. beutiher, v. 1870, B.: 
tbejen v. 1870, 353, 
Hannover, Stadt, Pap.geld (Kämm. 
ſcheine) 26, 37, 197, 725, 


Hannoverfhe Bank, 26, Tab. A. 
©. 698, 714, 724. — Bu bob. Kap. 


177. — Hypoth.darl. 102, B.gebäude 
107, 


Hanfjeftäbte, Z.banken, 29, 699, 
Hauptbanfbirectorium, b. Preuß. 


Hauptcentralbanf 445, 636, 638 ff.; 
Privil. u. Verpflicht. 641. 

Hefien ee .tb.) ee... 
gelb 36, 196, — Bettelb. 28, 29. 

Heſſiſche Landesbank, j. Hombur: 
ger B. 

Hinterlegebanken, alte, 8, 

Hoards ober Horte, 

Holland, Niederlande, GSt.pap.gelb 
38, 70. — Mon.b.fpit. 20. 

Homburger Banf 27, 718, Tab. A, 
©. 69, 


Hppothefarcrebdit, f. Natur, 406, 

Hppotbefarcreditabtheilung, ge 
trennte, bei Banken, 408. 

Hppothbefarifhe Darlehen, in Bil. 
102, 112. 

Hypothekengeſchäft d. Zettelbanfen, 
406 ff. 


J. 
Jahres berichte d. Banken, 86, 143 
Immobiliſirung bes Stammkapi— 
tals, beim ıLamer. Deck. toi 143; bei 
db. mamer, 3.banfen 247, 731, — Bei 
db. Engl. 8.105 ; bei d. Franzöſ. 8. 104, 
461; bei b. Oefterr. 8. 461; in e 
wem d. Bezabl. d. Not. privil. St 


Incaſſowechſel 27. 

Anbuftriepapiere, Beleih. 322, 

Anventar, in Bil, 107, 113. — An: 
lagen barin 423. 

Internationale Bank in Luremb., |. 
Luremburger 8. 

Kint:Stod: Banken, en ER 
1AM. BA. ff, 340. Lonboner 427, 


"Königsberger Bank24 
698. 


Irland, B.weſen 21, 727. — Niederſte 
Note 67. — Beſtimm. d. Peel'ſchen 
Acte üb. d. Banken J.s, Notenrect 


u. |. w. 233, 235ff., 727. — Folgen 
f. d. brit. Baarfonds 236. 

Stalien, B.ſyſt. 21. Statifl. 739, — 
Mangel Heinfter Noten 67. ©. aud 
Vorwort. 

Italieniſche Nationalbant, %, 
739 ff. 

Juriſtiſche Perſönlichkeit, db. Ban: 


fen 1A., 583ff. — Der Staatsb. 610. 


K. (Bol. auch €.) 


Kapital, eigenes (Stammfapital) 
ber Banf, 423 Ff., — Als Garan: 
tie: od. Gejhäftsfonds 423. — Ver: 
bältn, 3. b. Paifiven 428. — Vortb. b. 
Mitanl. im Geih. 430, — Function 
nad) d. franzdf. B.enqu. Mff. — Hilfe: 
mittel in d. Disc. polit. 547. — Höbe, 
Veranlag. 432 ff. — Beſtimm. d. NRot.: 
rechts nah ibm 174ff. 435, 447 ff. — 
Beding. db. Erböh. 176. — Vermind. 
440 ff. — Vorſchr. d. Act.gej.rechts bar- 
über 506ff. — Anlag. im act. E.corr. 
403, — Bebhandl. in Bil. 87, 108. — 
Kap. v. Gentralbanten 447, 451 ff. (aud 
in Deutfhl.) — Bei 3.b.freib. BA — 
Vorſchl. f. kl. deutſche Banken 433 ff., 
664 ; f. eine Mon.b. 598; f. eine Staatsb. 
612; f. eine priv. Mon.b. 617; f. eine 
D. Reicheb. (Preuß. B.) 642; f. Neb. 
centr.banfen in Deutſchl. art, 

Kölner Banf 24, 712, 714, Tab. A. 
©. 698. 


25, 713 (Auf: 
löjung) Tab. A. ©. 


Kopfquoten, Mängel db. Bemeſſ. b. 
Notenumlaufs danach x. 167, 189, 
191, 209, 216. — An Noten in div. 
ändern rn 209; a St.pap.geld u. Noten 
in Deutichl. 186, 6, 726, 

Koften ber den b. Ber: 
walt, ꝛc., Behandl. nah Actiengef.rccht 
570; in Bil. 95, 110. 

Krifen, Zwedmäßigk. erweitert. Discon: 
tir. darin, Funktion d. B.note u. Gen: 
tralb. dabei 7, 14, 164, 314, 665 ff. — 
Kr. v. 1857 14; ; in Newp. 247, 610; 
von 1866 14, 364 ff.; v. 1870 707 
(Preuß. B.), 734 ff. (Franzöſ. B.), ©. 
auch Gentralbanf, Note, Grebit- 


frife. 
Kündigung von Bankfchulden, 86, 115. 
Künbigungstermine, — Friiten, 
v. Depojiten, 383, 


®. 


Ladeſcheine, Lombarbirung, 320. 
I + 


— 


Pagerfheine, Lombarbir. 307, 318 ff. 

Landwirtbfhaftlihe Kreije, Greb. 
in G.corr. 404 ff. 

Laufende Rebnung, ſ. Contocor— 
rent. 

Legalcurs, f. b. Noten gewiſſer italien. 
Banken, d. in Noten d. Ital. Nationalb. 
einlösb. 739, 

Legal-Tender-Eigenſchaft der Noten 
d. B. v. Engl. 35. — Nordamer. Legal: 
Tender-Notes Ze 9.) 169, 

Leihhäuſer 306. 

Leipzig: Dresbener Eiſenbahngeſellſch. 
Bap.gelb, 29, 37, 197, 725, 

Leipziger Banf, 26, 715, Tab. 
©. 698. — Baarbed. 26, 260. — — 
begrenztes Not.recht 237. — Not. einlöj. 
62. — Directoren v. Staat beftät. 135, 
Verantwortlict. d. Staatscomifi. 134. 
— 2.8 im 1866 365. 

Leipziger Ga TensBerein 26, 715, 
Zab.A, ©. 698. — on Not. ei, 
475, 


‚ 2ombarbirung, om: 
barbgeihäft, 267 ff., 306 fi. — Be: 
deut. 329 ff., 338 ff. — In Bil. 101. — 
2. auf Ebelmet. 307, 309 ff.; Geräth 
311; v. Werthpap. . 307, 321 fi; Börſ. 
eff. 327 fi; ; eig. Actien 323, 328 ; auf 
MWaaren 307, var — in Krifen 
313, — ginsfuß i. 8 . ©. 534, 

Londoner Joint: Stod:» s Banfen 


15, 427, 729, 

Lübed, Suspenf. d. Art.29 d. W. O. 273. 

Lübecker Commerzbank 26, 715, Tab. 
A. ©. 698, 

Lübeder Privatbanf 26, 715, Tab. A., 
©. 68. 

Luremburg, Zett.b.proj 

Luremburger Bank —* in L.) 
27, 28, 719, Tab, A. ©. 698. 


M. 


Magbeburger Banf, 24,25, 714, Lehnt 
db. Ann. ihrer Not. bei db. Preuß. 2. ab 
50, 714, Tab. A, ©. 698, 

Mannheimer Bank, ſ. Babifhe 8. 

ns : rielle Zettelb.gef.geb. 11, 155 bie 


Marimum db. Not.umlaufs 163 ff. 
— Abſol. Mar. 164 ff.; bes met. unge: 
beit. Theils db. Not. umifs 229 (ſ. aud) 
Peel’iheActe.Contingentirung). 
— Mar.credite 273, 285, 293, — Mar. 
bauer d. Wechſel 286, 290; b. Lomb, 
barl. 335, — Mar. betr. b. Lomb.barl. 
336. 


Medlenburg: Schwerin, Z.bank 29, 
Staatspap.gelb 725, 
Medlenburg »Strelik, St.pap.geld 


196, 197, 725, 

Meininger Bank (mitteldeutfche Gred.b. 
in M.) 27, 28, Tab. A. (©. 698), 717, 

— Lange Gonc.dauer A — 

Trenn. d. Not.gefh.8 v. db. and. Ge: 
ihäften 261. — Stat.änd, üb. Not. 
bed. 80. — Beſ. Art d. St.controle 137. 

Metall: u. Münzbezug, in Bil., 96. 
©. Edelmetall. 

Metalldedung, f. Baarbedung. 

Minimalfapital, v. Banken, Vorſchl. 
f. MT. beutiche 436, 660, 666. — Für 
B. bei 3.5.freih. 588, — Für Neb.centr.b. 
447, 649, 


Minimum der Noten, |. Notenmini: 


munm. 

Mitteldeutſche Ereditbanf, ſ. Mei— 
ninger Bank. 

Mitteldeutfhegettelbanfen,Ded.s: 
verh.e, 341, 723, Tab. A, ©. 698, 

Monop HR 14. — Anforber. 596ff. 
Div. Gefh.e 602. — Private M.b,, 
Wahl zw. ihr u. d. Staateb. 594 ff. — 
Beſond. einzelne Punkte 614 ff. S. aud) 
Gentralbanf, Franzdf., Defterr., 
Ruff. B. Baier. 2. 

Monopolifrungb. Notenausgabe, 
Spit. ber, 15, 59 ff. 

Münchener Bank, ſ. Baier. Hypoth. 
u. Wechſelb. 

Münze, Beitimm. in Betr. b. Not.einlöj. 
barin 65. 

Münzregal, involvirt nit an ſich d. 
Rotenrenal 2 A. 

0. deutſche, Einfl. auf 


b. 2.b.ref. 11 A, (588), (598), 3 
649, 650, 6D2fl — 


678 (N. 34), 685 MR. ©. 
auch im Vorwort. 
Münzvertrag, Wiener, Beltimm. 
üb. Papiergelb 671. 
N. 


Nachſchußpflicht im Lomb.geih. 332. 

Nafjauifhe Landesbank, 29. 
Frühere Not.einlöi.cafie in Frankfurt 64, 
— Berwanbl. ihrer Noten in preuß. 
Staatspapiergelb, 29, 

Nationalbanfen, norbamerifanis 


ſche, ſ. umter bieſem Worte. Statiſt. 
—R | 

Nationalbant, Deiterreihifche, 
j. ba. 


Neapel, B. von, 740, 741. 

Nebencentralbanten, 445, 646 ff. — 
Privil. 648. — Berpflict. 649. 

Newport, B.gei.geb. 10 A — Not. 
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uml. 162, 733. — Suspenſ. d. Banken 
zu fanction. verfaß.mäß. verboten 610. — 
Suspenf. v. 1857 248, 349. Statift. 733. 

Niederlagen, Rolle im Waarengroß: 
handel, 318; im Lomb,geich. eb. 

Niederlande, Monop.b.fpft. 20. Etaats: 
pap.gelb 36, 70, 

Niederfähfiihe Pant, f. Büdebur: 
ger B. 

Nordbamerica (Vereinigte Staa: 
ten von). B.gej.geb. v. 1864 fi. 10 A 
21, 1233 ff., 141fl., 246 ff, 731 (Nat. 
Banken). — Banken in 1857 14. — 
Decentralif. d. a. 8 21, — Gontrol: 
amt (Gomptroller) f. Banken 123 ff., 
142f. — Publicit. 79. — Beſtimm. 
üb. Abſchreibungen 119, — Strafen im 
B.gef. 121, 124. — Beftimm. üb. Höhe 
des Not.umlaufs d. Nat.baufen 168, 
731, — Niederfte Note 67. — Annahme: 
zwang f. d. Noten bei db. Banken 50. — 
Beltimm. üb. wre Noten 59. — Net. 
bed.iuft. 141 ff., 246 ff. — Not.einlöj.fpft. 
54, 63, 733, — Ded. verb.e d. Nat.ban- 
fen u. Statift. 250, 346, Ziff. — 
Staatspap.geld 169, 734. — Baarvorr. 
d. Schakamts 284, 

Norbbentihland (Morbbeuticher 
Bund). Gef.geb. üb. Actiengefellih. 7A.; 
über B.noten u. St.pap.geld 10 Aft.; ; 
St.pap.geld 196, 680 ff, 725, f. aud 
Vorwort. — vorſoͤl eines Bundespap. 
gelds 214ff., 686, ſ. auch Vorwort. — 

ettelbanken 26ff., 29, 251, Statiſt. 
ff. ZAff., Tab. A. ©. GR. — Dede. 

verhältniße, 341, 721 ff. S. auchDen tſch— 

land, deutſches Zett.b.wejen. 

Normativbedingungen, preuß. v. 
1848 f. Zettelbanfen, 6 A. 

Nortbumberland:a:-Durbam. Di: 
ftrict = Ban 295. 

Norwegen, Mon.b.fuft. 20. 

Noten, Banfnoten, Be set — — 

Function in d. Cred. wirtbich. 4, bei. 
in Krifen (Gred.frif.) 7, 14, an 
544, 565, 707. — Erforb.e d. wahren 
Note af. — Allgem. Grundſ.e f. b. Be: 
banbl, db. Noten 10ff., 34ff. — Be 
fhränf. d. Nausg. auf größere Stüde, 
71ff. — Unterſcheid. v. gr u. Circ. 
N. — N. bei 3.b.freib. _ gm 
becentralii. Syſt. 621 ff., 
Monop. Pr 597, 631ff. — = —J— 
Syſt. 641, (Centr.b.); 649 
Me, c.b.) ; 656, 657 ff., 661, 666 (Meine 
Banken), 667. — Eigene in Bil. 111. 

a fleine, 9, bei. 3. vermeiden 

71. — a. in Engl. 3 A, 67; in 
Deutihl. 38, 68, 686, ſ. and h Vorwort. 
— Einfluß auf Specuf. Hbf, — Noth⸗ 


wenbigf. berj. bei St.fril. u. Pap.gelb- 
wirthich. 557, 736, 738 — 1870). 
— An Stelle v. Staatspap. geld in Deutſchl. 
218, 223, 687. — Vorſchl. i. Deutſchl. 
687, ſ. auch Vorwort. 

Noten, Geieggebung, über, DA, — 
Am D. Reihe 11A.; überb. Auf. — 
Vorſchl. f. Deutſchl. ſat 433 fi.. 447 ff., bei. 
f. kl. deutiche Banfen 638 ff., 646 ff., 
650 ff. — Noten, fremde, Verbot d. 
Zabl.leift. barin in Deutihl. 38 ff., 661. 
— ©. auch NRotenredt. 

Beh wilde, in Deutichl, Klagen 42, 


Notenannahbme, inländ. N. im Priv. 
verf. 35#., 671; fremder N. dat. 37H, 
672. — Erfahr. mit fremd. Ret. i. 1866 
&. 41. — Nann. an d. Öff. Caſſen 48, 
672. — Bei d. Banken jelbit 49, 673. 
— Zwang baf. in N.amer. 

Vorſchl. gleiher Art in Deutſchl. 667 ; 
degl. beim Syſt. d. B.freib. 590; beim 
gemiſcht. Syſt. 661, 667. 

Notenausgabe, ſog. unbegrenzte, 
164, 1831. — Bei d. Mon. 599. — 
Bei db. Preuß. B. 449, 454 fi., 643 (bei- 
zubebalten). — Na, ı als verbüllte Rap. 
gelbausg. 420, 735, 739, 741, — Un: 
equemlichkeiten bei Decentral. 626. — 
Mobalit. bei db. Engl. B. 58. 

Notenaustauſch, Einricht. daf., prin— 
cip. Bedeut. 53ff., 667. — 3. Verbind. 
unt. d. B. d. decentr. Syſt.s 579, 667. — 
Bei Z.b. freib. 590. — In Scottl. 53. — 
Vorſchl. f. Deutichl. 54 fi., 450, 661, 667. 

Notenaustaufdanitalten, 49 fi., 
667, f. Deutichl. 54 ff., 450, 661, 667. 

Notenbant, ſ. Zettelbank. 

Notencaſſe A. 

Notenconto, Beweg. N 116. 

Notendedung, 23 — Spe— 
cielle 264. — — — — Uebrige 
auß. Baarf. 263 ff. — N.d., Theor. beri. 
239, 240. — Bankmäß. 5, 20, 241. 
— Durch Hypoth. 240. — Bolljtänd. 
burh Baar 241, 600, 735. — Als 
Grenze b. Not.umli.s 164, 183, 237, 
598, —N.b., b. mäß., ——— 2 Mon.b, 
601; f. Neb.centr.baufen —— 
f. deutſche Gentr.b. 449, * ER 
dogl. j. kleine deutiche he vanten 
659. — Not.ded.verb.e bei verſchied. Ban: 
er 340 ff., bei deutfchen Banken e 

698 720 ff.; ; bei db. Preuß. 8 
3 703 #f.; bei d. Engl. 340, = 
Franzöſ. 340 736; Defterr. 742; bei b. 
mamerif, Nat.banfen 250, za fl. 


Notendedungsipftleme, Arten ber, 
theoretiiche 240 ff. ; met 242. — 
Americanifhes 246 ff., 731. — Eng: 


— 1713 — 


Tifches d. Peel'ſchen Acte 242. — Eon: 
tin. od. beutfches 252 ff., 337 ff. — Durch— 
führ. 337 ff. — Bewähr. 347 ff. (in 1866) ; 

dal. bei db. Franzöſ. B. 1848 278, 348, 

1870 734 fi. 

Noteneinlöiung — Einlösbar: 
feit (formelle) 57 ff., 674. — An meb: 
reren Orten 60ff., 675. — An b. Filia— 
Ien 598 (Mon.b.) — Vorſchl. f. Deutſchl. 
450, 645, 661, 667. 

Notenminimum, Hleinfte Note, 10, 
Bf, Kb — Bei Bifreih. 589, — 
Nah d. Goldmarkfuß 677, 678, 685, 
686, ſ. auch Vorwort. — Limitir. d. 
— kleinſter Not. in Deutſchl. 449, 677, 

685, 645, 669. ©. auch Stückelung. 

Notenmonopol, in Baiern 14 A., ver: 
fchieb. europ, Ländern 20. S. Fran: 
zöſ. Defterr., Ruſſ. Banf. 

Notenmonopolipftem, ber 3.b.gei. 
gebung 581, 594 ff. 

and ee bei d. Ban: 
ten, 9 A., 652, Tab. A. ©. 698, — 
Bei Mon.b., Staateb. 611; bei priv. 
Mon.b. 616. — Borfhläge f. Deutfchl. 
642 (Santr.b.); 649 (Meb.c.banfen); 
657, 666 (FL. B.) — Bezahlung — * 
Not.privil.s 451, 460ff. — Bei b. 
Mon.b. 607. — In Deuiſchl. Vorſchl. 
451, 644, 649, 661. 

Notenreht, in Deutichland , a — 
Deutſcher Banken 181 ff., Tan A . bei 


©. 69, 712. — Borſchi. f. U d. 
Banken 434 ff. 657ff., 666; . Neb. 


ar banfen in Deutichl. 447 ff., 
een bei d. Monop.b. 599; 
bei d. Reichsb. u. Preuß. B. 447, 454 ff. 
all der Verwirk. bei kl. d. 
Banken 


ine d. Engl. Bant, 455, 545. 

Notenumlauf, Höhe 160fj. — Preuß. 
8. 24. 701, 707, 711, Tab. A: ©. 698. 
— Preuß. PBriv.b., Tab. A. — Statiſt. 
bes beutichen N.u.s 182 196, 202, Tab. 
A. bei ©. 698, 7%. ©. beutices 
Zettelb.wei. — Nu. db. Engl. 8. u 
ber brit. Banken 171, 209, 235, 340. 
727 #. — D. norbamerican. Banken 
169, 250, 340, 731 ff. — 23 granze!. 
B. 340, 734 ff., bei. 
Defterr. 8. 741, 742. — F — 
Banken 340, — D. Kal. Banken 739 fi. 

Notbleidende Wediel, „= Bilan 
101. 112. Bei db. Franzöſ. B. in 184 
296 ; in 1870 737. 


D, 
Dberlaufig, Gommunalftänd. Banf ber, 
ſ. Görliger Bank. 
————— 
i 


Behandl. in 


Obligos aus Giros 273. 

Deffentlide Caſſen, Annahme v. 
Noten u. Pap.geld daran, 43, 672, ©. 
Notenannabme. 

Deiterreih, Mon.b.ivfit. 20, — Rap. 
geld, ält. Priv.contr. babei 144. — 
Zwang, darin an St.caff. Zahl. 3. leiften 
673. — Kleinfte Note — Staats: 
pap.gelb, neues, 743 ff. S.aud Vorwort. 

Defterreidbiihe Nationalbanf in 
Wien. Nctiengröße 665. — Stamm: 
fap. 421. — Refervefonds 467. — Fil. 
wei. 604, — Hypoth.geich. 408. — Lomb. 
u. Wertbpap. bei Anleiheoperat. 324 ff, 
— MRot.einlöf. 62, — Awangscurs f. 
einlösb. Noten 36. — Melt. Not.bed. 
vorfchriften 261. — Gold mit als Not. 
bed. 255; degl. Pianbbriefe 244. — 
B.acte v. 1862 als Not.deck ſyſt. 244. — 
Ded.vorichr. danah 282. — Verletz. b. 
b.mäß. Dedung 348, 741ff. — Darlch. 
an b. Staat f. b. Not.priv. 245, 461, 
741, — Brivileg.dauer 616. — Belor 
d. Schatzſcheingeſchüfts f. d. Staat 
— Wechſelctenſur 297 ff. — Oberſte ei: 
tung 148. — GStaatscommifjär bei b. 
8. 150. — Banfrennen in 1848 278. 
Statiftifches 741 ff. S. auch Vorwort. 

Difene Handelsgeiellihaft, als 
Rechtsform d. Zett.b. 583. 

Oldenburg, Staatspap.gelb, verwalt, 
durch d. Oldenb. Landesb. 27. 221, 725. 

Oldenburgiſche Sandesbanf, 26, 
715, Tab. A. ©. 68. — Borfat. f. f. 
ihr Notenrecht 658. 

Drganifation ber Banken 14. — Der 
Verwalt. d. Banken 475 fi. 


P. 


Papiercoupons (auf Pap.währ. lau: 
tend) Discontir. derſ. 

Papiergelb 100. — Beriff. — Un: 
eigentl. B.g. 6. — Eigentlihes als 
Baardeck. bei Pap.geldwirthich. 25. — 
Nothwendigk. d. Emifi. FL Noten bei 
Pap.währ. 67, 736, 738 (iranft.), 733 
(Norbam. E — Beftimm. im Wien. Miim;: 
vertr. 671, S.auhStaatspapiergelb. 

Papiergelbwirtbihaft (Papierwäh: 
rungswirtbihaft). Anlage d. Baarfonds 
in auswärt. Wed. daber 280, — Eon: 

fervir. u. Entwidl. 543. ©. aud n 

zöſ., Defterr., Ruſſ. w. Nord 
amer. Banken. 

Paſſiva, der Bank, in re 87 ff. 

PBajfivgeihäite, biv., d. 3.6.371ff., 693. 

Peel'ſche Acte (Gef.geb. v. 1844/45 in 
Gr.:Brit. über Zettelbanten) 4 A., 10 A., 
229. — As Not.ded.iufl. 242. — 
Machtheile vgl. mit db. contin, Dediyit. 





u. SU 


349. — Einflüffe auf d. Discont 544. 
— Nachth. in Kıifen 164, 314, 544, 
5655 ff. — Strafen 121. — GSuspenfion 
19, 154, 231. — Frage d. gefekl. Susp.: 
claufel }. im Vorwort. — ©. aud No: 
tendbedungsivitem, Contingen— 
tirung, Kriſen, Grebditfrijen, 
Engl. Bank. 

Periode, db. Bublicationen, 84 ff. — Des 
Notenumlaufs d. ichott. Banken, innerh. 
b. Jahrs 728, 

Pfand, als Erſatz der Unterjchr. bei 
Wechſeln, 289, 

Piandbeflellung, f. Noten, im norb: 
amer. Syſtem, 141, 246 ff. — Form im 
Lomb.geih. 333. 

Pfandbbriefausgabe, dv. Hypoth.ban— 
fen, 408. 

Pfand briefe, in Bil, 110. 

Piandobject, Werth bei Lomb.geich. 330; 

Pfandſcheine, f. Lagerſcheine. 

Platzwechſel 271, 

Pommer’she Bank, Ritterſchaftl. Priv.b. 
f. Pommern in Stettin, DA. 24, 714, 
Tab. A. ©. 698. — Depof.dbed. 259, 

Portugal, Mon.b.ivit. 20, 

Pojener Bank, 24, 714, Tab. A. S. 69. 

Poftbills, d. Engl. Banf, 392, 

Poftfparcaffen, engliidhe, 407. 

Practifer, deren tbeoret. Anfichten, 4, 

Präclufion, db. Noten (u. Pap.gelb) 
bei ber Einrufung, 59, 675; im Spt. 

ee [5A Bpolit. bA.h 
reußen, Not.rega „ B.polit. DA. ff. 
7. — 8. B.infit. SA_— Spft. d. pri: 


vil. Gentr.b. 21. — Gel. v. 1855 üb. J 


fremd. Pap.geld u. Noten 38. — Zettel: 
banfen 28. — Deren Ded.verbältnijfe 
341, 202, 205, 720 ff., Tab. A. ©. 698. — 
S. Preuß.B. Caff.anw., Priv.b.en. 
Preußiſche Bank, Entſteh., Entwid!. 
GA, ff., 16, 17, 22 ff., 118, 643, Tab. A. 
©. 6%, 701 ff. 711 — Gejammtverf. 
u. geichäftl. Ergebnifjje 711 fi. — Bub: 
lic. db. Bil. 87, 834. — GStaatsactivfap. 
9%, 451, 453, 642, — Kap. 178, 447; 
ungenüg. Höbe 447, 451, 643, 705, 
706 (bei. bei d. Erbeb. z. Reichsb.). — 
Größe d. B.antbeile 665. — Reierve: 
fond 467. — Dauer b. Privil. 611. — 
Oberfte Leit. u. Berwalt., dburd Staats: 
beamte 146 ff.; zweckmäß. Beibebalt. bie: 
fer Berwalt. 640. — Gem.antbeil b. 
Staats 463, 711. — Centr.ausſchuß db. 
B.antheilseigner 494. — Filialweſen 
604 ff., 708 jf. — Beitimm. üb. b. Höbe 
d. Not.umlaufs 173. — Unbegrenztes 
Notenreht 237. — Betr. v. 1856 3. 
Einzieb. v. Staatspap.geld 21. — Eon: 


tingent.project von 1865 334, 245, 353; 
wahrſcheinl. verderbl. Wirf. der Contins 
gentir. in 1866 369 u. in 1870 708. — 
Not.ded,. 267. — Ded.verb.e MO, 341; 
ipec. Ded. 703; Gei.bed. (all. Paſſ.) j 
— Vorſchl. f. ihr Kap. u. Notenrecht 
u. f. w., bei. bei Erbeb. 4. Reiches. 
(Berwerf. d. Contingentir.) 447 fi., 451 ff., 
638 ff., € — Not.einlöj. 61; an 
Gompt. u. Gommanb. 675. — Annabme 
an b. Öffentl. Gafien 43, 672 — Rot. 
min. 68. — Gef. betr. fleinft. Noten 68. 
— GStüdelungsftatift. 356, 701. — De 
pof.geih. 378, 391, 706, — Geridtl, 
Depoi. (Annabmepfliht) 391. — Deff. 
Dep. 69. 703. — Minim.bed. d. Der 
pof. in 1856 258. — Erwünidte Er— 
weiter. b. Depof.geih. (Gutichreiben d. 
Grebite, Ehediwefen) bei d. B.reform 644. 
— Acceptir. v. Giroanweiſ. 391, 704, 
— Berfallzeiten d. Wechſel 101, 271 
703, — Wechſelgrößen 702, — Remeil. 
wechi.geich., inländ., 271, 711, begl. aus: 
wärt. 274, 711, — Gej.anlage in Wed 
feln u. Bertbeil. nach Kategor. 703, 710, 
711, — Lombardgeih. 310, 317 3ff. 
706, 711; Wolllombarb 315, — Ber 
äuß.recht im Lomb.geih. 334. — Eifer: 
tengeich. 416, 706. — Behandl. d. Eff. 
in Bir. 104, 706, — Disc.politif 539 ff. 
— Bewäbhr. als Gentr.b, in 1866 364 fi. ; 
in 1870 707. — Annahme b. Noten 
ber preuß. Priv.banfen 52, 667, 713, 
= ; ber Grem, B. 714, ber Frankf. 8. 


en re 
Staatspap.ge A. 9, 37, 
73, 196ff., 725. — Neform v. 1856 
221. — Stüdelung 69, 677. — Ein: 
lösbart. 671, 676, — Einrufung 674, 
— Pr.B.p. 1866 in Südbeutihl. 41. 
Preußiſche Darlebnscafien, Lomb.: 
geih. 314, 316. — Scheine derſ., un: 
einlösb. 36; Statift. 196, 197. 
PBreußifhe Privatbanfen 24, 712. 
Statift. Tab. A., bei ©. 6%. — Eon: 
cefi.verläng. u. Beding. 712, — Zu bebe 
Referveionbs 465. — Kleinite Noten 68. 
— Depof.gefh.e 379, 384, 713. — Bil 
veröffentl. 83. 87. — Staatscommifi. 
bei ihnen 131. — Vorſchl. f. ihr Noten: 
recht bei db. B.ref. 658. — Ann. ihrer 
Not. bei d. Preuß. B. 52, 667, 713, 
714. ©. aud Deutſches 3.b.weien. 
Preußiihe Sparcafjen, 407, 426. 
Prioritätsanrecht, der Notengläubi: 
ger, 262. — Vorſchl. f. Deutſchl. 644 
(Gentr.b.), 660 (El. Banken). — Beim 
Spt. db. Not.mon.s 602, 
Privatbanken, engliſche, 3A, 171, 


ins TI: 


228. — Wegtiſse TA., 24, 712, 
Tab. A, ©. 


Privatbanquiergefhäft, als Zettel. 
583, 


Privatpapiergelb 37, 

Privatverwaltung, ber Reichsb. in 
Deutſchl. 639. — Frage ber Wahl zw. 
Staatd: u. Priv.verw. (bei. bei Preuß. 
8.) 149, 639 (bier für Staatsverwalt.). 

Privileg, d. 3.6., 15A., 19, 651. — 
Der Hauptceentr.b. 447, 641; b. Neb,: 
centr.b. 648. 

Productionskoften (Untoften) db. 
Banken, 119, 570, 574. 

Prolongationen, im Lomb.geih. 335. 

— Behandl. bei Berehn, d. Umſatzes 

117. — Gefegl. Prol. in Franfr. 1870 

j. Wechſ. 735, 737. 

nn lgettelbanten,preuß,, TA. 





eu riv.banfen. 
Bublicität, Deifentlichteit, rin: 
cip ber, bei. in Bankſachen 10, N, 


679. — Der B.verfafl. 77 ff, 67a. - 
Der B.verwalt. 81 ff., 678 ff. — In 
Engl. 84, 87,122, — Bei 3.b.freib. 590, 


D. 


QDuoten:Baarbedung, 26. 
Quoten p. Kopf, an Pap.geld, Noten 
u. bal. 209, edenken gegen 
dieje Berechn. 165, 467, 189, 206 ff. 
M. 
Realeredit, ſ. — 
Rednüngsabſhiuß, 86, 114, 475, 
477, 568 ff. — Beft. d. D. Act.gef.vechts 
56; d. B.ftatut. 572 ff. 
Rehtsbeiftand, b. B. 49. 
Rechts- und Wirtbihbaftsfubject, 
ber B. 579; bei Zett.b.freih. 583 ff. 
Regal, Regalität, d. Notenausgabe, 
1A. ff, 9A., 14A., 594, — In Preu: 
Ben 5A. — Im D. Reid, (aud f. St.: 
pap.geld) 13 A, 
Regents, d. Franzöſ. ®., 151. 
— in Englanb, f. Geſellſch. 
4A. — Borichl. bei d. B.ref. 656, 669, 
Reichsbank, Deutſche. Eventualit. 
derſ. bei Br. 638ff. — Preuß. als 
Reichsb. eb. — Kapital 642, — Rechte 
u. Pflihten 641. — Einricht. als Staats: 
ob, priv. Mon.b. 638, 639. — Rentabilit. 
644. ©. aub Preuß. B., Centralb. 


Reihsbant, Ruſſiſche, f. Rufi. 
Reichsb. 
Neihszettelbanfamt (Controlamt) 


in Deutſchland, 668 fi. 

Neingewinn, d. Banken, 119, — Ber: 
theil. nah d. Biftatut. 574. — Verb, 
zu Kap. u. Paſſ. bei Deutſch. 3.banfen 
428. — Bei engl. Banken u, Fin.comp. 


176. — Statift, der D. Banfen, Tab. A, 
S. 698. — Lond. J.St.banfen 427, 729, 
er ih 271. Verlauf derſ. 


Rentabilität, d. Centreb. u. d. Mo: 
nop.b. 607, ©, Reingewinn. 

Rejervefonds, 463ff. — Höhe, Ver: 
anlag., Arten 444ff. — 3. Erhöh. d 
Kaps 464ff.; z. Ded. dv. Berluften 
469ff., 571; 3. Ergänz. d. Divid. 473, 
— Rfef. Verluſte bei Mon.b. 599, bei 
db. Gentr.b. 643, — Bel. in Bil, 89, 108, 

Neftrictionen, im Disc.geid. 523, 530, 
— Mittel z. Milderung D47 ff. 


Neuß, ält. L. Staatspap.geld 196, 725, 

Reuß, jüng. %,, ze geld 196, 725. 
Zettelb. (Gera) 29, 

NRevifionscommifjion, 41, 

Rom, B. von, 740, 

Noftoder Bank, 26, 715, Tab. A, 
©. 68 — Not.redht En — Berant: 


wortlichk. d. St.commifj. 134. 
RoyalBanfv. Schottland 4 A,, 727, 
Rüddiscontirung 394, 3%, — In 

Bezieh. 3. Disc.polit, 548, 
RüdRrbmung, b. Noten 5, 116, 161, 

Regelmäß. 241; ſchwächer bei 

Gentr. ‚banken 624, 633, — Bei d. Frankf. 

8. 116; bei Preuß. 3. 705. 

Run (Rennen) auf d. B., aus Mißtrauen 

233, 2775. — Bon geringerer Gefahr 

. d. db. B. als der Drain 550. — Bei d. 

Defterr. B. 1848 278, 

Rußland, Mon.b.ivft. 20, — Zwange- 
curs db. Gred,billete auch 3. Zeit d, Ein: 
lösbar. 37. 

Ruſſiſche Reihsbanf, Beiſpiel d. 
reinen Staatsb. 21, 594, — Kap. 599, — 
PBriv.controle bei ihr 144, 6ld. — Be: 
leih. v. Werthpap. 325. — Neuere Map: 
regel d. Metallanfäufe 284, 


Sachſen (Königreih), 3.banfweien 9 A., 
29. Statift. Tab. A., ©. 698, 715. — 
Borgeben in db. Not. frage 39, 55, 62. 
— Berbot Fein. Not. ıı Par.ı gelds 38, 
— Staatspap.geld 37, 69, 196, 197, 72. 

Sächſiſche Banf, in Dresden, 25, 
Tab, A ©. 698, 715, 724, Unbegrengt 
Not.reht 237. — Niederfte Note 68. — 
Em. def. 259, — Vorſchl. f. ihr Kap. 

recht, Beibebalt, als Neb.centr.b. 
447 fi., 41 ff, 





Sadien: Altenburg, St.pap.gelb, 
196, ‚720. 
Sachſen- Gotha. 3.6. 29. ©, Goth. 


B. Staatspap.geld 2a, 197, 225, 
Sahbjen:- Meiningen, 3.6. 29 * 
Mein. B. St.pap.geld 196, 198, 725 


— ME 


ESahfen:- Weimar, 3.5.29. ©. Weim. 
B. St.pap.geld 196, 725, 

Sättigungspunct, b. Berfehrs, mit 
Noten 166, 233, 629. 

Sgapdepofiten u. Gontocorrent 


a er (Bille), engl., 
— ALS Banlanlage 411. 

——— beren Discontir. 305. — 
Bei d. Franzöſ. B. in 1870 735 ff. 

Shaumburgsfippe, St.pap.geldb 725. 

Schottiſche Banken 4A, 15, 21, 
162, 427, 727 fi. — Notenrecht (Eon: 
tingentirung) nah d. Peel'ſchen Acte 

— Reformpläne 223. — Nieberfte 
Note 87. — ——— 4. — 
Depof.geih. 402, 373, 730. — Bine: 
fußdifferenzen in b. Gefchäiten 425, 

Schottland, B.von, 4A, 236, 427, 727. 

Schottland, Royal: B. von, 4A, 
236, 427, 727. 

Säulden, ſ. Paſſiva, B.gefhäfte. 

Schuldſcheine, kurgerminiiche Lom⸗ 
bardir. 321. 

Schwarzburg-Rudolſtadt, 
geld 196, 

Schwarzburg: Sondbershaufen, 8.6. 
29. St.pap.geld 196, 725. 

Schweben, Mon.b.ioft. 20, 

Schweiz, B.wei. 10 A, 21. — Deren: 
tralij. deſſ. eb. — Klagen üb. Decentrafii. 
626. — Notenumlauf db. 3.banfen, Ded.s: 
verb.e 340. — Kleinfte Noten 68. — 
Act, E.corr.gefch. d. Banken 399, 

Bu TERIRUIPELL GENE 

A 


Siherbeiten(Ansleidungen) in Bil. 98. 

Sicilien, B. von, 740. 

Sieben: Tage: Bills (Anweif.), b. 
Engl. 8. 392. 

Socialpolitifhe Momente, beren 
—— in d. B.polit. 3; bogi. bei d. 
Wahl d. Verwalt. foftemd f. d. Gentr.b, 
(Preuß. ®. ) 640. 

0 Ban, nn. 
iihe 8. in S. 27, Tab. A ©. 

— Manipulationen bei d. 5.8. 
d. Not.umf. 54. — Zeitweife Unt.bil. u. 
frit. Lage 89, 349. 

Sparcailen, Kay. 426, Kap.anlage 


St.pap. 


407, ©. Preuß. Spa 
Specialrefervefonds 47, 
Speculation, ſpecul. Zuftandb b. 


Geldmarkts, Bebeut. in b. Disc. 
polit. 521, 542 ff. ; im Lomb.gefch. 613, 
Speculationsefifecten, Beleih. 327. 
— Ausſchluß im 2.6. geſch. 414, 
j. Stellung zu den Zettelbanfen, 
it — Dögl. fpeciell 
34ff. — 3. Eon: 


Staat, 
1 AM. 11. J 
3. Notem.f.w. 9 





trole db. 3.banlen 73 ff., 121 ff, 129 ff. ; 
z. Rublicit. 10, 77 fi. — 3. Geich.fübr. 
12, 155 ff., .— 3. Erricdt. 12, 578ff. 
Staatsanleihen, bei Banken, i in Bil 
105, 107, 113. — Arten berf. 417 ff. — 
Form db, Bezahl. d. B.privil. 461. 
—6 über Banken, 121 ff., 


129 ff 

Staatsbanf 21. — Begriff 144. — 
Spft. d. reinen St.b. 594. — Regelung. 
bejonberer Buncte bei d. St.b. 609 fi. — 
St.b. als Banquier ded Staats 614, 

Staatsbetrieb, v. Priv.banfen 145, 640. 

Staatscafienanweijungen, I. 
Staatspapiergeld. Preuß. € 
anweil. 

Staatsdbepofiten (dffentlihe D.) 385 fi. 

Staatsgarantie, moral. f. Banten, 
bei b. Staatsb. 611. Werthlofigf. bei d. 
Preuß. B. 612, E. Garantie. 

Staatsgenehbmigung, ſ. Eoncejj.& 


princ. 
Staatspapiere, als geſetzl. Not.dec. 

in Norbamer. 247. 
Staatspapiergeld, warum im ber 

Zett.b.polit. mit zu behandeln 34. — 


Sein (bes uneigentl. St.pap.g.s) Weien 
u. Mängel 14. — Befteht paſſend nur 
aus feinen Stüden 71, 215, 224, 687, 
550. — Deutiches St.pap.g. 9, — &f.: 
geb. barüber 10 A, 12 A, — Pap. geld⸗ 
regal b. Reichs 13 13 A, — Regelungs: 
frage in Deutichl. 193 fi., 685 ff., ſ. auch 
Vorwort. — Urtbeile d. Handelsfammern 
41, 48, 678. — Stüdelung 69, 677. 
— Einlöf. 64, 671, 674, — Annahme 
an öff. Caſſen 43 fi.. 672, — Zwang 
ber Zahlung damit an Staatscafjen 7 
673, — fremdes St. Hard. Annahme 
an inländ. St.caffen 38; GConvent. v. 
Baiern, Hejien u. ſ. w. 44; b&gl ber 
tbüring. Staaten über gegenfeit, Ans 
nahme 38. — Annahme des inlänb. 35, 
bes fremden St.pap.g.s im Priv.verf. 37. 

Staatsſchatz, Berechtig. deſſ. Nichtver: 
wendbark. z. Ausleih. 390. 

Staatsverwaltung, v. privat. Genttr.: 
banfen 144 ff.; bei d. Preuß. 8. 145, 
640; der Deutjchen Reichsb. 639. Baflend 
beizubehalten eb. 


Staatswedhfel, beren Discontirung 
303 ff. 
Stabilität bes Disconts, Brink. 


ber, 540. 
Stammfapital,f.Xapital,eigenes, 
Statiſtik, Erjorbermifle b. Bankſt. 81 fi. 

— Der Rettelbanfen 20 fi., 697 fi. 
Status, j. Bilanz 
Statuten, j. Banfverfajf, u, «ver: 

walt, 


— 


Stempelamt, engl., als B.control: 
amt nach Peel'ſcher Acte 122. 

Stettiner Bank, ſ. Pomm. B. 

Steuercredite, Ziehen v⸗ Wechſeln 
darauf, 304. 

Steuerfundation, b Roten, 45, 

Strafagio, bei Nichtzahlung in Caſj. 
anmweij. an — * in Preußen, 
673, vgl, 47. 

Strafen f. Sejellich.gorgane 682; bei 
Bubltcitätspeinc. 120, 

Stüdelung, b. Noten u. d. Et.pap.: 
gelbs. Kleinite Stüde 66 ff., 69, 676. 
— Notbwend. Publication d. Stüdel.s: 
ftatift. 922. — Daten b, Yranff, B. 93, 
718; Preuß. B. 701. Franzdi. B. 
738 , nordam. Banken 733. — Stüde: 
Tungsfrage in Bezieh, z. Discontopolitif 
550 fi. — Erſchwerung ber Bergleiche 
d. Not,umlaufs verjchied. Länder ur 
die Verſchiedenh. d. Stüdel, 208. 
Stüdel. d. Noten db. Monop.b. 598. — 
Vorſchl. f. Deutſchl. 449, 645, 659, 677, 
685, 687. ©. auch d. Vorwort. S. aud) 
Notenminimum, 

Stuttgart, als Gelbplag, 64 

— —— Bank, ſ. Württemb. 
Bank. 

Saͤdbeutſchland, Bank. f. in Darmſt., 
Darmſtädter Bank. 

Süddeutſchla * Staatspap.geld 49, 
70, 196, 198, 

Sufiolt- — 54, 68. 

Suspenſion, d. Peel'ſchen Acte, 19, 
154, 231, ©. auch im Vorwort. — ©, 
v. Beftimm. eines Gef, üb. bie Mon.b. 619. 

Synbdbicus, d. Bank, 491 


T. 


Tabellariſche Ueberſichten über b- 
Entwickl. d. Bank in d. B.berichten ſelbſt 
114, Ueber deutſches und auslänb,. 
Zettelb.wejen im Statift. Anh. 697 Fi. 

Tantieme, d. Pirectoren 488; d. anb. 
Beamten eb. ; d. Berwalt.ratbs 502. 

TZantiemeconto, in Bil, 109, 119. 

Thüringiihe Banf, ſ. Sonders— 
bäufer ®. 

Thüringifhe Gonvention, b. tbüring. 

taaten über Staatspap.geld 38. 

Tilgung bes Staatspapiergelds 

213, 215. 


Toscona, Bank von, 21, 739. 
Tobdte Gonti, in Bil., 96. 


u. 


Ueb — d. Banken, ,Eontrole. 


Ueberziehen, d. Guthaben in C.corr., 
400. 


Umlaufszeit, db, Noten, 551. 


1 


| 
| 


— 


Umjat, d. Banken, 115 ff. 
Preuß. 8. 711. 
Ver. 712. 

on. ngigfeit, notbw.e db. Staatab, 


Der 
Des Berl. Caſſen⸗ 


— 


Unbegrenzte Haftbarkeit, Princ. 
ber, bei engl. Geſellſch. u, Banken 3A, 
427, 478, 584 ff. 

Unbegrenzte Notenausgabe (Ro: 
teureht), fogenannte, 2337 ff. ©, 
Notenvedt, Preuß. 8. 

Ungebedte Noten, fogenannte (b, b. 
metalliſch ungebedie), Mar. dafür 


229, 232, — Princ. in db. Gontin:= 
gentir. u. Peel'ſchen Aete, ſ. da— 
ſelbſt. 


Union Bankof Scotland 236, 728. 

Union, noxrdamer., ſ. Nordbamerica. 

Unterbilang, Behandl. in Bil., 89, 
96, 110, 120. — Beſtimm. b. Actiengel,- 
rechts 96, 53M. 

Unterjdriften, auf d. Wechſeln, 
Zahl berjelben, 286 ff. 

Unterfuhung, amtlide, ber Banlen, 
in Engl. 1605 Aufgabe eines beutfch. 
B.amts 670. 


V. 


Valuta, ec lea Urfprung b, 
Zerrüttung, 151, 

——— d. Staats, f. d. 
Bank bei db. Syſt. d. Gontrolcommijläre 
in b, B,verwalt. 137, vgl. S. 129, 148. 
©. Garantie, Staatsgarantie, 

Veräußerungsrecht, d. Bank, im 
Lomb.geſch. 333. 


Verbindung, b. 3.banken unt. ein, 
princip. Bedeutung beim Syſt. d. Des 
central. 579; in Deutſchl. 667. — Unter 


Eentr.banfen als Aushilfsmittel b, Disc.⸗ 
polit, 560. 

Berdbrängung d. Metallgelbs (Münze) 
burd) alle Geldjurrogate ober duch b, 
ganze Greb.wirtbich., nicht nur u, nicht 
beſond. durh Noten, 6, 231, 667, 730, 
— Berdbr. d. Noten buch and. Geld— 
furrogate 7, 730, 731. 

Verfallzeit, d. Wechfel, 290 ff. — Bei 
db, Preuß. B. 705, Brem. B. 714, — 
Verkürz. der Berf.z. ald Mittel d. Disc.⸗ 
polit. 291, 523, 531 ff., bei. bei b, 
Franzdi. B. 532. 

Berloren gegangene Noten, Ge 
winn baraus 59, 593, 675. 

bei Banken 
— Ab: 


Verlufte, deren Quellen 
469. — Ref.fonds daf. 469 ff. 
ſchreib. 570; nordamer. Beſtimm. 119, 
dogl. in d. Stat. d. Bad. B. 571. 
Vermögen, diverſes, d. B, in Bil. 107, 


Verſatzümier 306, 


“ 


— .78.— 


Verträge, db, Staats, mit priv, Banken 
615, 


Verwaltung, b. 3.danten, 475, 478 ff. 
— Degl. v. Gentr.banfen -639 f. 

Berwaltungsfoften, in Bil, 95, 110. 
— Beh. nah Act.reht 570, 

Berwaltungsratb 481, 491 ff. — 
Rechte u. Pflichten 5 Mitglieber 501. 
©. Aufſichtsrath. 

Biertel: Baardedung, d, Noten, fogen, 
257; bei bie. beutichen 3.banten |. ei. 
. Tab. A bei 698, 

Binbication, beiNot. ausgeichloiien d7. 


— auf Piände, j.2ombarb, 
VBorftand, ſ. Direction. 
Brian. cur, d. Noten, 262, — 3: 


Freigabe d. Depoj.geih.s 382; paſſend 
auch bei Mon.b. 602; in d. beutjchen 
B.ref. 6605 aud bei d. Reichsbank 
(Preuß. B.) 644. 


Waarenlombard 307, 311 ff. 691. 

Wührungsreform, in Deutſchl. 114, 
Einfl. se d. Notenrechte 652. ©. Vorw. 

Waldeck, St.pap.geld, 196, 725. — Ein— 
löſ. deſſ. event. in preuß. Pap.geld 44. 

Warrants 318. 

Wechſel, in il. 100 ff., 111. — Fremde, 
Bear. 100 ; inländ,, ausländ. 271; lang: 
ficht. 291, "533. — Größe ber W. 293; 


bei b. Preuß. B. 702. — Beſtimm. b. 
Qualit. 285 ff. — Nothw. Prüf. db. 
Uriprungs 525 ff., 692. — Fremde 


. 3. Anleg. eines Theils db. Baarf.s 
276 ff. — Als Mittel d. Disc.polit. 549, 
©. Berfallzeit, Staatswedjel. 

Wechſelcenſur 294 ff. 

Wechjelcurs, Einfl, auf Baarf. 279. — 
Bebeut, in d. Disc.polit. 561 ff. passim, 
565. — Beeinflußt durch Lomb.geſch. 
326. — BW.ce in 1866 369; in 1870 
395, 707. 

Wechieldedung, als Beftanbtbeil der 
banfmäß. Not.ded. u. d. deutſchen Ded.: 
fuft.s 241, 267, 270 ff. — Bewähr. in 
Krijen bei db. Franzöſ. B. 1848 278, 
348; in 1870 735, 737, bei b, fl. 
beutfch. Banfen 1866 359, 

Wechfelbiscontirung, ns 
tirung. 

Weniel: Discontofak 534, f. Die: 
conto. 

Wechſelkette, nat.gemäfe, 273. 

Weimar, ij. Sahjen-Weimar. 

Weimarer Bank 9A, 15, 27, Tab. A 
©. 698, 716, 724. — Im 3. 1866 
359, — Rentabilit.differ. verſch. Activ: 
geſchäfte 439, 


Discon: 


Wertbloserflärung, v. Noten, 59, 
593, 695. 

Wertbpapiere, ſ. Efiecten 

VWertbpapierlombarb 307, 321 fi. 

MWeftern Banf of Scotland 294, 
Fallim, in 1857 349. 

—— — St.pap. geld, 36, 1%, 


Würtembergiſche Bank, in Stuttgart, 
24, 25, 26, Tab. A S. 688, 719, — 
Genj.behördbe 690. — Vorſchl. f. ibr 
Notenreht bei B.ref. 658, 


8. 

Zahlbarfeitsorte, d. Wechſel, 270f,.; 
ber Noten f. Einlöf., Rot.einlöi. 

Zahlmittel, Heine, Bebarf davon, 
552, 555 ff. — Bezieh. 3. Diec.polit, eb. 

ee internat., 279, 553. 

Zeitbauer Notenrechts, Boridl. f. 
kl. beutiche — 666 ; f. Staatob. 611; 
f. priv, Mon.b, 612; . deutſche Reichab. 
642; f. d. Neb.centr.banfen 649. ©. 
Gonceij.sbauer., 

Zeitungen, f. d. Publicat. d. Banlen, 
79, 81, 83, 125. 

Zerftüdelte Noten, Bap.gelb, ſ. be: 
[hädigte N. 

Zettelbanfen, 2.b.weien, fact. Stand 
17 A, 20 fi., 697 fi. (Statift.) 

BZettelbanfen, große, f. Eentral: 
banf, Monopolbanf, Gentraliia: 
tion. Kleine 9,650 ff. — Einſchränl. 
d. Vorſch. in Kriſ. 625. — Disconte: 
regel 536. S. Decentraliſation. 

Zettelbankfrage, wiſſenſch. Stand 
derſ. 16 A, 3 

Zettelbanffreibeit 15 A, 3f. — 
Frage d. Beichränf, 158. alſche An: 
klagen gegen b. B.6.freib. if. - 
Syſtem der 3.b.freih,, pract. Durdfübr. 
581, 582 fi.; went. Einjchränf, 591. 

Zettelbantgejeggebung, sredt, 
ſyſtem. Darſt. n 1 — Gbaracıer der 
pofit. 34 

Zettelban Art 1A, 9; eurer. 
1A,2A fi. 20; beutjche 1Af. 

Zettelbanfipfteme 581 fi. 

Zinsberehnung, —— der, im 
ſchott. C.corr. geſch. 4 

Zinsfuß, d. — 5*— 534 ff. 
Für 0 F bei ſchott. Banken 425; 
Lond. %.: St. Banfen 425. ©, Dis: 
ie Fr 

Zwangseurs, f. einlösbare Noten 
(Engl. leg. tender, Defterr.) 35. — 
Weſentl. Moment bes eigentl. Pap.gelde 
(Bap.währ.) 5. Einführ. in frank, 
1870 735; in Stalien 739, 
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